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Das Ueberjegungsrecht für das Ganze und die einzelnen Theile vorbehalten. 


Die Berlagsbuhhandlung. 


A. 


Abandon, abandonniren — ein ſeerechtlicher Ausdruck in verſchiedenen Be— 
deutungen. Man verſteht darunter zunächſt wörtlich das Verlaſſen des Schiffs 
ſeitens des Schiffers und der Schiffsmannſchaft, auch das Zurücklaſſen einzelner Schiffs— 
leute während der Reiſe. — Ein wichtiges, dem See-R. eigenthümliches Inſtitut iſt 
der bei der Seeverſicherung zuläſſige A. (franz.: „délaissement“; engl.: „aban- 
donment“) — Die Erklärung des Verſicherten erſetzt hier gewiſſermaßen den wirt: 
lichen Eintritt eines Totalverluſtes. Sie begründet auf der einen Seite den An— 
ſpruch auf die volle Verſicherungsſumme, während vielleicht nur ein Theil des ver— 
ficherten Gegenftandes wirklich verloren oder der Totalverluſt doch noch nicht gewiß 
ift; andererſeits bewirft fie den Uebergang der Rechte des Verſicherten in Betreff 
des verficherten Gegenftandes auf ‘den DVerficherer, während fonft diefer Uebergang erft 
mit der Zahlung der Berfiherungsjumme eintritt. — Die Fälle, in denen der 
A. geftattet ift, werben in den Geſetzen verſchieden beftimmt. Der Hauptfall ift die 
Verſchollenheit des Schiffes, welche angenommen wird, Tobald innerhalb der gefet- 
lichen Friften meder das Schiff den Beftimmungshafen erreicht hat noch den Be— 
theiligten Nachrichten über daſſelbe zugegangen find, Der Verfchollenheit ftehen nach dem 
H.G.B. nur noch wenige Fälle glei (Embargo, Aufbringung, Anhaltung durch Ver- 
fügung von hoher Hand, Nehmung durch Seeräuber). Nach dem C. com. und dem G.B. 
von Buenos-Ayres treten hinzu: Schiffbruch, Strandung, andere Unfälle, Verluſt oder 
Beihädigung von wenigſtens Dreiviertel des Werthes der verficherten Gegenſtände. Noch 
weiter geht das englifche, am meiteften das amerikaniſche R. (Schaden über die Hälfte 
des Werths der verfiherten Güter), — Damit der Verficherte zwar deliberiven, aber 
nicht weiter zum Nachtheil des VBerfichererd ſpeculiren kann, befteht für die A.-Er— 
tlärung gewöhnlih eine geſetzliche Friſt — nad dem H.G.B. ſechs bis neum 
Monate, nach dem franzöfiichen, neuerdings in diefem Punkte hen wieder angefochtenen 
Gef. von 1862 ſechs bis achtzehn Monate, in England und Nordamerika ift Alles 
Frage des concreten Falles („in a reasonable time“); jedoch hält die Praxis auf fehr 
Ichleunige Erflärung. Einer Annahme des A. bedarf es nicht, die einfeitige Erklärung 
des Verficherten gegen den Verſicherer ift unwiderruflich — Der Nehtsübergang 
auf den Verſicherer vollzieht ſich ohme weiteren Uebertragungsact; jedoch kann nad dem 
9GB. ım Falle der Acceptation des A. ein befonderer „A.“Revers“ verlangt wer- 
ven. Eine der wichtigjten Streitfragen ift, ob bei einer Verſicherung des Schiffes Casco) 
nothwendig aud die Fracht der betreffenden Reife (al8 Fracht) übergehe. Eine Bes 
ſtimmung des C. com. bejaht die Frage. Das H.GB. tritt zwar nicht der werneinenden 
Memung von Pöhls u. U. bei, billigt die Fracht dein Verficherer aber auch nicht ganz, 
ſondern (etwa Benede folgend) nur zu dem nad den Grumdfägen von der Diftanz- 
fracht zu emmittelnden Theile zu, welcher erft nad der A.-Erklärung verdient ift. 
Durd die legtere wird der Verficherte übrigens nicht unbedingt von der Sorge für die 
Rettung der verficherten Suchen frei; er hat vielmehr für Rechnung des Verficherers ſo 
lange zu handeln bis diefer auf die ihm rechtzeitig gemachte Anzeige von dem Unfalle 
weitere Ordre ertheilt, oder doc die weitere Sorge übernehmen kann; im Notbfalle kann 
er Telbft zur Verwerthung der verficyerten Gegenftände fchreiten. — Der Berficherer bat 
ſeinerſeits dem Berficherten eimen totalen Verluſt zu vergüten, d. h. die Berficherungs- 
fumme zu zahlen. Borher find ıhm jedoch die zur Rechtfertigung des U. dienenden 
Urkunden zur Prüfung mitzutheilen und Anzeige von etwaigen Affecuranzen und von 
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Bodmereiſchulden und ſonſtigen Belaſtungen (für welche der Verſicherte Gewähr zu leiſten 
hat) zu maden. — Aus Billigkeitsrüdfichten geben mande Seerechte — auch das 
9.6.B. — dem Berſicherer gleichfalls ein Necht, welches einige Achnlichkeit mit dem 
U. hat und zumeilen ebenjo genannt wird. Um den Berficherer nämlich gegen die Bezah— 
lung eines die Berficherungsjumme überfteigenden Schadens zu ſchützen, wird ihm die Be— 
‚fugniß beigelegt, fih nad Eintritt eined Unfalls durch Zahlung der vollen Verſicherungs— 
ſumme von allen weiteren Verbindlichkeiten aus dem Berfiherungdvertrage zu be— 
freien, jedoch ohne dadurd einen Anfprud auf die verficherten Sachen zu erlangen. 
Fit.: A. D. H.G.B. Art. 452. 454. 468. 485. 553. 617. 845. 863. 865—875. (Allg. Seever⸗ 
fiherungs - Bedingungen $8. 116—126.) — Preuß. A. 2. R., I, 6 8. 91; II, 8 $. 2330. — 
reuß Gef. v. 26. März 1864 8. 35. — C. com., 4. 216. 241. 310. 369—396. 431. — 
azu v. Duhn in Golbihmidt und Laband's Zeitfchrift für das gefammte H.R., Bd. 14, 
S. 203— 212. — Mittermaier daf. Bd.6, ©. 502; Bd. 8, ©. 505—510; Bd. 11, 
S. 333. Meno Pöhls Darftellung des See-Aſſecuranz-Rechts nah gem. und hamb. R. und 
nah ben Gefeten der vorzüglichiten bandelnden Staaten Europa’s und Amerila’s. Tb. U. 
(des Hauptwerk 4ter Bd.) 88. 667—681 (S. 594-666). — Heife, HR, ©. 434. 435. — 
Jacobjen, Sce-R. des Friedens und des Krieges, ©. 65. 204. 375. — Benede, Syſt. des 
See -Affecuranz- und Bodmereiweſens. Bollftändig und zeitgemäß umgearbeitet von B. Nolte, 
Bd. II, ©. 442—565. 886. 887. — Tedlenborg, Syſt. des Seeverfiherungswefens, S. 10. 
11. 75. 91 fi. 251. 257. 356—359. 428 - 432. — v. Kaltenborn, Grundfäge des praftifchen 
Europ. See-Rechts. Bd. I, ©. 373; Bd. II, ©. 19. 20. 31. 35. 65. 127. 316. 317. — Voigt und 
Heinelen, Neues Ardh. für H.R., Br. III, ©. 405 ff., 413 fi.; Bd. IV, ©. 323 fi.; 
AÄſcher daf. Br. I, ©. 395 ff. — Emerigon, Traite des assurances, I, p. 403—411; 
II, p. 170-242. — Emerigon, Contrat à la grosse, e. 4. sec. 11. — Ba Tosens: 
Cours de dıoit commercial, Tome 3, no. 835—855. (Part. 3. Tit. 5. ch. III. see. IV. 
8.1.) — J. Kent, Commentaries on American law, Part. V. Leet. her (1.). 
. 0%. 
Abbitte (deprecatio injuriae) war eine einſt ſehr Häufige, bis in die Mitte dieſes 
Jahrhunderts noch vereinzelt in einigen deutſchen Staaten vorkommende beſchämende und 
wohl auch infamirende Privatftvafe, auf welche bei Ehrverlegungen entweder alleın oder 
neben einer Privatgelpftrafe oder neben dem Widerruf und der Ehrenerflärung, je nach 
der Art der begangenen Injurie, auf Antrag des BVerlegten erfannt wurde. Der Be: 
flagte wurde verurtheilt, meift in eigener Perſon zu befennen, daß er dem Kläger gegen- 
über ſich vergangen, und zu bitten, man möge auf dies veumüthige Bekenntniß hin ihm 
jein Unrecht verzeihen. Es gab verfchiedene Formen, in denen diefe Bitte ausgeſprochen 
werben ſollte. Man unterjchted die feierliche und nicht feierliche A., je nachdem fie 
auf das Wejentlichite fich beichri-* - ver offenen Thüren vor Gericht oder gar 
Inieend geleiftet werden mußte aundere Verſchärfungen werben erwähnt, 3. B. Die, 
ſich auf den Läfternden Mund , ſchlagen; fie kamen particularrechtlich auch bet dem faft 
immer in Verbindung mit dev A. genannten Widerruf vor. Die A. hatte die Eigen- 
thümlichkeit, eine Strafe zu ſein, welche der Beftrafte an fich felbft vollziehen mußte. Man 
hat mit Recht A., Widerruf und Ehrenerklärung ſehr ſchätzbare Mittel der gütlichen 
Ausgleihung von Ehrverletzungen genannt, aber indem man ebenfo richtig hinzuſetzt, daß 
fie nicht erzwungen werden dürfen, ihre Unzuläſſigkeit als Strafmittel entſchieden. Unſere 
gegenwärtig in Deutichland geltenden Str. Gſgbb. kennen die U. jo wenig wie ben 
‘ Widerruf, beide Strafen haben das Scidjal der Privatftrafen überhaupt getbeilt. 
Zu allerlegt ift die A. wohl in Hannover mit dem ganzen Str.G.B. (1866) ver— 
ſchwunden, Bayern hat fie 1848, Sachſen 1838 aufgehoben, ebenfo Altenburg 1841, 
in Oldenburg ſcheint fie bis zum neuen Str. G.B. von 1858 beftanden zu haben. 
Spranger. 
Abegg, Johann Friedrih Heinrich, geb. 1796 zu Erlangen, ftudirte in 
Erlangen, Heidelberg, Yandöhnt, wurde 1818 Doctor, machte unter Buchta und feuer: 
bach in Erlangen am Landesgerichte praftiiche Studien, hörte 1819 im Berlin Hegel, 
Göſchen, Biener und Savigny, ging 1820 nad Königsberg, wurde 1821 auferorbent- 
licher, 1824 orbentliher Profeſſor und wandte ſich 1825 nad Breslau, wo er bis zu 
feinem Tode am 29. Mai 1868 lehrte. 
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Schriften: Enevelopädie und Methodologie ber Rechtswiſſenſchaft im Grundriß, Königsb. 
1823. — De antiquiss. jure erim. Rom., Regiom. 1823. — Ueber bie —— der im 
Auslande begangenen Verbr., Landsh. 1819. — Grumdriß zu Vorleſungen über den 
Crim.Pre., Königsb. 1825. — Syſt. der Erim.R.-Wilfenfchaft, Königsb. 1826. — De juris- 
prud. apud Romanos sub primis imperatoribus, Vrat. 1827. — Unterſuchungen aus dem 
Gebiete der Ste. R.-Wiflenihaft, Brest. 1830. — Hiftorifch-praftifche Erörterungen aus dem 
Gebiete des ftrafrechtl. Verfahrens, Berl. 1533. — Die verichiebenen Str. R.» Theorien, Neuft. 
1835. — Geh. des Str. R. der Brandenburg. »Preuß. Lande, Neuft. 1835. — Lehrbuch ber 
Str. R.- Wiſſenſchaft, Neuft. 1836. — De sententia condemnat. ex solis indieiis haud ad- 
mittenda, Vrat. 1838. — Beiträge zur Str.Pre.-Gfgb., Neuft. 1841. — Berfuh einer Geſch. 
der preuf. Civ. Pre.“Gſgb. Brest. 1548. — Betradtungen über d. Brong. betrefi. Einf. d. mündl. 
öffentl. Verſ,. Halle 1849. — Das religiöfe Element in der Peinl.Ger.D., Halle 1852. — 
Die Preuß. Str.Gfgb. und die Rechtsliteratur in — gegenſeitigen Beziehung, Berl. 1854. — 
Berechtigung der deutſchen Str.R.-Wiſſenſchaft der Gegenwart, Braunſchw. 1859. — Ueber Ber- 
jährung rechtskräftig erfannter Strafen, Bresl. 1862. — Ueber die Bedeutung der fog. Crimi« 
nalftatıftit, Wien 1865. — Der Entwurf einer Str.Bre.D. für den preuß. Staat von 1865, 
Leipz. 1865. — Kritiſche Bemerkungen über die Str.®.Entww. von Würtemberg v. I. 1835, 
Neuft. 18365 — von Baden v. 3. 1536 und 1839, Altenb. 1839; — von Preußen v. 3. 1843, 
Neuft. 1844; — von Bayern v. 3. 1854, Erlang. 1854; — von Norwegen, Neuft. 1835: — 


von Sadien v. 3. 1836 und 1853, Neuft. 1837, Yeipy. 1853; — Ueber den Str. Pre.O.Entw.* 


von Würtemberg v. 3. 1832, Altend. 1839. Cr redigirte das Archiv des Crim.R. Neue Folge 
— heraus: Gobleri interpretationem C. C. C. et Remi Nemesin vulg. Abegg, Hei- 
elb. 1837. 
Lit: Holtzendorff, Allg. D.Str.R.Zeitung, 1868, ©. 279. — Archiv des Crim. 
KR, N. 5. 1834. 1836. 1837. 1851. 1853. — Zeitfchrift für Rechtsgeſch, Bd. 4. 5. 
Teihmann. 


Abgeleiteter Beſitz. Im einer Reihe von Fällen, von denen einzelne bes 
ftritten find, wird im Röm. R. auch ſolchen Berionen ein Beſitz zugeichrieben, welchen 
der bewußte Wille, die betreffende Sache als Eigenthiimer inne zu haben, fehlt, weil fie 
das Eigenthum anderer Perſonen anerkennen, von welchen ihnen der Befig überlaffen 
ft. Ihr animus ift alfo fein animus domini, feine Weyn deoroLovrog, fondern 
ein bloßer animus possidendi, gerichtet auf die ihnen überlaffenen Nechte des Ber 
ſitzes, auf Das jus possessionis. In diejem werfchiedenen animus liegt eben das Cha— 
rafteriftijche des Begriff. Da diefer Befiß ohne animus domini immer nur ald von 
einem Eigenthumsbefiger abgeleitet ericheint, hat ihm Savigny den Namen: a. B., 
im Gegenfage zum urſprünglichen Befise des Eigenthumsbeligers, gegeben, eine Be- 
zeichnung, die vielleicht nicht tadellos, aber jedenfalls beſſer ift, als Die anderen neuer 
dings vorgefchlagenen Bezeichnungen, wie anvertrauter, unregelmäßiger, uns 
eigentlider Beſitz. 

Die Fälle, in welden ein a. B. ftnttfindet, find bei aller ſonſtiger Verichiedenbeit 
ſolche, wo der Beſitz vom Eigenthumsbefiger nicht jowoks übertragen, als widerruflich 
überlajjen ift, und zwar, wenigftens in einigen Fällen, mit der Anomalie, daß zwilchen 
dem urjprünglichen und dem abgeleiteten Befiger eine Theilung, veip. ein relativer Dop— 
pelbefit eintritt. Somit iſt der a B., wenn auch nicht gerade ein „Unding“, fo doch 
eine Singularität, woraus von jelbit folgt, daß man feine Eriftenz nur da annehmen 
darf, wo fie ſich aus dem Geſetz ausdrücklich nachweiſen läßt. Namentlich iſt es für das 
Röm. R. zu verwerfen, wenn, 3. B. von Thibaut, behauptet wird, der a. B. fünne 
an jeden Pächter willkürlich übertragen werden. oder gar, er könne in jedem Falle gelten, 
in welchem ihn ein wirklicher Befiger gelten laſſen will. 

1) Der wichtigfte Fall von a. B. ıft der Beſitz des Pfandgläubigers, ur: 
Iprünglich nur des Fauftpfandgläubigerd aus dem eivilrechtlichen Pfanbvertrage, was aber 
jpäter wohl auf den apprebendirenden Hppotbetargläubiger ausgedehnt wurde. Beim 
Fauftpfandgläubiger läßt ſich dev a. B. aus dev gefchichtlichen Entwidelung des Röm. Real- 
ereditd und aus Dem praftiichen Bedürfniſſe Tehr leicht erklären. Als der Gläubiger 
neben der umſtändlichen, fteifen und objectiv beichränften Mancipation sub pacto fidueiae 
einzig umd allein auf das pignus angewielen war, mußte er in der Aufbewahrung der 
ibm eingehändigten Sache unabhängig vom Schuloner, ja gegen den Schuldner geſchützt 
werden: zu diefem Zwede gab der Brätor ibm und nicht dem Schuldner die poſſeſſoriſchen 
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Interdicte, und es blieb auch ſpäter dabei, als dem Gläubiger die Hypothekarklage zır 
Gebote ftand. Der Gläubiger alſo befigt und übt, mit Ausnahme der Uſucapion, alle 
Rechte des Befiges aus. Den animus domini fann er aber jelbftoerftändlich nicht haben, 
und To ift fein Befig nur ein abgeleiteter. — In Beziehung auf die Uſucapion wird aber 
der Pfandihuldner noch als Befiger erflärt, jo daß er die angefangene Ufucapion fort— 
jegt, was feinem Gläubiger nur vortheilhaft fein fann, dem eine Vindication ſeitens 
eines Eigenthümers fein Pfand entziehen würde; in diefer Beziehung ift der Pfandgläu— 
biger Stellvertreter des Schuldners. — Savigny fieht hierin eine bloße Fiction des Be— 
ſitzes und Lediglich eine Ausnahme von der Kegel sine possessione usucapionem pro- 
cedere non posse, (l. 35 $. 1 de pigneraticia XII, 7. 1. 1 8. 15 de A. v. 
A,P. XLL 2). 

o) Menn im Precarium (f. d. Art.) nicht ausdrüdlich beſtimmt ift, daß der Pre— 
carıft bloßer Detentor und als folcher Stellvertreter des precario dans ſein foll, jo hat 
er ſelbſt den Beſitz an der gelichenen Sache, was aus dem urſprünglichen Verhältniſſe 
des Precariums zum ager publicus leicht erflärlich, dem praktiſchen Zwecke des Geſchäfts 
angemeſſen, und für den Geber ungefährlich iſt. Diefem bleibt auch bier der Wiucapions- 
befig. Bekanntlich murde gerade beim Precarium der Sat: plures eandem rem in so- 
lidum possidere non possunt, von den älteren röm. Juriſten nicht allgemein anerfannt. 
(1.2 8. 3 de precario, XLIII, 26. 1.3 8.5 De A.v. A. P. XLI, 2.) 

3) Ber der Sequeftration (f. d. Art.) kann von den ftreitenden Parteien aus- 
bedungen werden, daß der Sequefter den Befit haben fol. Die Abficht ift bier negativ; 
die Folgen, welche der Befig der einen Partei haben würde, follen abgewendet werden, 
jo daß im älteren N. die Zeit der Sequeftration für Vergleihung der Dauer des beider: 
jeitigen Beſitzes nicht im Anrechnung kam (f. Befigesihug, interdietum utrubi), 
und Die von der einen Partei etwa angefangene Uſucapion unterbroden wird. Natürlich 
kann der Sequeſter nicht erfißen, da ihm der animus domini fehlt. (1. 39 de A. v. 
A. P.XLI, 2. 1. 17 8. 1 depositi XVI, 3.) _ 

4) Ob noch in anderen Fällen a. B. anzunehmen fer, ift außerordentlich beitritten. 
Bruns verneint es, ſ. Bd. I, 294. Aeltere Anfichten, wonach der Inhaber einer Per: 
ſonalſervitut, insbefondere der Ufufructuar, Beſitzer der Sache fein follte, auf die fich Die 
Servitut bezog, hat Savigny endgültig befeitigt. Er ſelber rechnet aber noch den 
Empbyteuta, und Andere den Superficiar, zu den abgeleiteten Beſitzern, während 
Mehrere, 3. B. Arndts, fie nur für Quafibefiger des dinglichen Rechts balten, dagegen 
wieder Andere für wirkliche urfprüngliche Eigenthumsbefiger des Grundftüds. Es jcheint 
indefjen ſchwer zu leugnen, daß der Emphyteuta einerfeit$ den animus domini unmöglich 
haben fann, andererſeits aber in den Quellen durchaus als Sachbeſitzer behandelt wird; 
insbeſondere erwirbt er die Früchte durch Trennung u. ſ. w.; übrigens läßt ſich ein a. B. 
des Emphyteuta ſowohl aus Nüglicheitsrüdfichten, als durch die geichichtliche Analogie 
des ager vectigalis mit dem ager publieus gar wohl erfliven (J. 15 $. 1 qui sa- 
tisdare II, 8. 1. 16 de servitutibus VIII, 1. 1.25 $. 1 de usuris XXIJ, 1. 
l. 31 de pignoribus XX, 1). — Berechtigter ift der Zweifel in Beziehung auf den 
Superficdar. Doch wird aud ihm eine possessio beftimmt zugeſchrieben, und daß ihm 
das Interdict uti possidetis nicht in feiner gewöhnlichen Faſſung gegeben wurde, fondern 
mit den auf die superficies pafjenden Worten, erklärt ſich aus der Natur dev Sache 
von ſelbſt. Auch kann es willkürlich ſcheinen, dem Emphyteuta den Befig einzuräumen, 
dem Superficiar aber ihm zu verweigern. (1. 18. 1 de superfieiebus XLIII, 18. 
l. 18. 5devi XLIO, 16. 1. 3 8. 7 uti possidetis XLIII, 17. 1.138 3 
de pignoribus XX, 1.) — Bangerow hält ſowohl den Superfictar als den Emphy— 
teuta für abgeleitete Befiger und ſchreibt in beiden Fällen dem Verpächter Uſucapionsbeſitz zu. 

Wie es auch mit diefen legten zweifelhaften Fällen jein möge, der Begriff Telbft Des 
a. B. ift nicht zu beftreiten; ex war übrigens längſt ſchon, wenn auch noch unflar, von 
einzelnen Rechtögelehrten erfannt worden, bevor ibm Savigny den Namen gegeben und 
einen bejtimmten eigenen Plag im Syſtem angewiefen hat. — Dennoch gibt es Yuriften, 
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welche nicht nur Den gemeinfamen Namen für Die verfchtedenen einſchlägigen Fälle ver: 
werfen, ſondern dem Begriffe überhaupt jede Realität abſprechen, theils aus Conlequenz- 
mächerei, um ja feine Anomalien im Nechtögebiete zu dulden, theils aus einer an ſich ehr: 
baren Sucht, überall einen inneren Erklärungsgrund herauszufinden, anftatt fi mit dem 
Nachweiſe des praftiihen Bedinfniffes oder der geichihtlichen Veranlaffung zu begnügen. 
Im Ganzen haben die Gegner des a. B. mit ihren manchmal nicht ohne Scharfſinn, oft 
aber oberflächlich und faſt immer eimfeitig geführten Angriffen doch bis jetzt nicht ver— 
mocht, die Hauptergebniſſe der Savigny'ſchen Forſchung zu erſchüttern. 

Eine ganz andere Frage, als die nach der Exiſtenz des a. B., iſt die, ob dieſes 
Inftitut im Juſtin. R. nach vollftändiger Ausbildung der Geffion und nach Umbildung 
des Interdietum utrubi nicht als etwas Ueberflüſſiges, Entbehrliches erſcheine? Und die 
Frage mag zu bejaben fein, denn im Juſtin. R. kann der Zwed, dem der a. DB. Dient, 
auf anderen Wegen ohne Anomalte. erreicht werden. 

Heutzutage zeigt ſich Übrigens die Tendenz, „überhaupt dem bloßen Inhaber einer 
Sache ſchon als ſolchem Befigesihug zu gewähren“ (Arndts) — Im Preuß. L. R. ge 
bören die Fälle des a. B. umter den weiteren Begriff des unvollftändigen Be: 
fitzes, der demjenigen zuftcht, welder eine Sache oder ein Recht, zwar ald fremdes Eigen: 
thum, aber doc in der Abficht, Darüber für fich jelbft zu verfügen, in ſein Gewahrjam 
übernommen bat (A. Pr. ER. I, 7, $. 6), wohin auch der Commodatar, dev Miether, 
der Pächter gehören, und überhaupt diejenigen Inhaber, welche mit der Detention die 
Ausübung eines Rechts verbinden. Dem Franz. R. ift a. B. unbekannt; Precarium eriftirt 
nicht; der Fauftpfandgläubiger, der Antichrefift, der Sequefter find bloße Detentoren; der 
Emphyteuta und der Zuperfictar find juris possessores. 

Lit: Das Beſte Über a. B. findet fib immer nob in Savigny, R. des Beſitzes, 7. Aufl., 
mit ben trefflihen und treffenden Ergänzungen und Anmerkungen Rudorffs, Wien 1365. — 
Bruns, Das R. des Befiges im M.A. und in-der Gegenwart, Tübingen 1348. ©. auch 
Zielonadi, Der Befis nah dem Röm. R., Berlin 18554. — Bangerow, Lehrbuch, 
7. Aufl, ©. 200 (1864). 

Bon der „Überfließenden und zerfahrenen“ Befitlit. gehören folgende Abhh. befonders hier— 
je: a) Ueber ben animus possidendi u, ſ. m: Gunvet, Abbh. VI. (1829);. Linde'& Zticr., 

V. (1831). — Barntönig, Arch. für eiv. Praxis, XIII. (1530). — b) lieber possessio 
eivilis u. f. w.: Thon, Rb. Mufeum, IV. (1830); Sintenis, Linde's Ztichr,, VII. (1834); 
Thibant, Arh. für ct. Pr., XVIIL (1835); Nachtrag, XXI. (1840); Burdardi, Ibid. 

. (1837); Warnkönig, Ibid. (1837), — Puchta (1839) in den Kleinen Schriften, 1851. 
©) Ueber a. B. ex professo: Schröter, Linde's Ztichr., II. (1829). — Bartels, Ibid, VI. 
(1833). — Wollank, De derivata possessione, Jnauguraldifj., Berlin 1864. — Ueber ben 
a. B. beim Precarium f. Puchta in Richters frit. Jahrb. (1837). — v. d. Hagen, Ueber den 
nad 1. 15. $. 4. de precario ftattfindenden Beſitz des precario rogans und des rogatus, 
zo 1930. — Bei der Emphyteuſe: Arndts, Linde's Ztſchr. N. F. III. (1547). — Bei ber 

uperficieg: Emmerich, Ibid., XVII. (1560). — Van Wetter, Traitd de la possession, 
p- 61 ff, Gand 1868. Rivier. 

Abmeierung (Abtrieb, Erpulfion). Bei den Colonatgütern, namentlich den Meier: 
gittern und einigen verwandten Güterarten fteht dem Gutsherrn Das Recht zu, dem Bauer 
aus gejeglichen Gründen. das Gut zu entziehen und es einem anderen zu übergeben. 
Gründe für die A. find: ſchlechte Wirtbichaft des Bauerd, Concurs, Nichtleiſtung des 
Zinies, gewöhnlich während zweier over dreier Jahre, Veräußerung Des Guts von Zeiten 
des Bauer! ohne Einwilligung des Herin, auch wohl Unterlaffung des Geſuchs um Bes 
meierung, d. b. um Erneuerung des Meierbriefd, wo cin ſolches vorgefchrieben iſt. In 
der früheren Zeit war der Gutsherr berechtigt, in dieſen Fällen die Entſetzung des Bauers 
felbft vorzunehmen. Die neuere Gſgb. bat fein Recht mehr und mehr eingeſchränkt. Ein— 
mal ift eigenmäctige Entzichung des Guts durchweg werboten; dev Herr muß darauf 
Hagen, den ſog. Expulſions-Pre. anftellen. Ferner wird meift Das U. = Verfahren nur ges 
ftattet wegen doloſer Handlungsweiie des Bauers, und wenn derjelbe durch andere Mittel 
nicht zur Erfüllung feiner Obliegenbeiten vermocht werden kann. Einige Part. R. baben 
Das A.Recht geradezu befeitigt, jo Das Preuß. L.R., Das Oeſterr. GB. und das Bayer. 
Evict über die gutsherrlichen Nechte und gutöherrlice Gerichtsbarkeit vom 26. Mat 1818. 


6 Abichlagszahlungen — Abftimmung. 


Letzteres beichräntt den Herrn lediglich auf einen Entſchädigungsanſpruch gegen den Bauer. 
Die beiden erfteren Gefegbücher jchreiben im äußerften Fall Verkauf für Rechnung des 
Bauers vor. Doch beſtimmt dies das Preuß. IR. nur hinſichtlich der Erbpacht, während 
es bei Erbjinsgütern als Strafe für die Nichterfüllung der dem Zinsmann obliegenden 
Pflichten den Verluft des Erb-Zins-Rechts ſetzt. 

Sfgb. u. Fit: Preuß. ER. Th. I. Tit. 21. 88. 204 — 206. Fit. 18. 8. 771 ff. Oefter. 
B. G. B. 8. 1130. Bayer. Ed. vom 26. Mai 1818 8. 16. Strube, Gründlicder Bericht 
von dem Abm.⸗R., Braunſchw. u. Hilbesb. 1738. Pfeiffer, Das D. Meier-R., Kaflel 1848, 
8. 31. Pfeiffer, Praft. Ausführungen, V. Nr. 2. Lewis. 

Abſchlagszahlungen, Theilzahlungen auf eine einheitlich fällige Geldſchuld können 
dem Gläubiger bei unſichern Schuldnern willkommen ſein, zumal bei Vorauszahlung eines 
Theiles. Sie können auf ſtillſchweigender Uebereinkunft beruhen oder geſchäftsüblich ſein, 
wie bei der Zahlung a conto. Die Hauptffrage iſt, ob der Gläubiger ſich wider Willen 
Stückzahlung gefallen lafjen muß. Dies ift nicht der Kal. Alle Rechtsſyſteme ſchützen ihm 
gegen ſolche Willkür des Schuldners. Doch gibt es erhebliche Ausnahmen. Im Wechſel-R. 
heißt es unter allen Umftänden: Abſchlag ift gute Zahlung. Dies zur Verminderung 
der Regreßnahme. Die Zweckmäßigkeit der Vorſchrift iſt beftritten, da der Zahlungs- 
empfänger den Wechſel behält, wodurd die Regreßnahme gehindert wird. Nach Handels-R. 
gehen in der Negel Theillieferung und Theilzahlung Hand in Sand. Beſteht in Fällen, 
in denen die Zahlung als Gegenleiftung bedungen, Streit über theilweiſe Mangelbaftigfeit 
der Lorleiftung, jo ıft gemeinhin der Gläubiger zur Annahme des dem unbeftrittenen Theil 
der Borleiftung entiprechenden Betrages verbunden zu achten, alſo auf Abſchlag in feinem 
Sinne. Daſſelbe gilt bei geleglicher Theilung der Schuld zufolge Erbganges oder aus 
andern Gründen. Nah Preuß. R. kann der Echuldner eine ihm zuftehende Kündigung 
vechtsgültig auf einen Theil richten; der Gläubiger darf dann aber mit Kündigung des 
Ganzen antworten. Noth endlich kann zur Annahme von A. zwingen, fo bei Geltend- 
machung des beneficii competentiae; nad) Franz. R. jogar jederzeit vermöge vorfichtiger 
Erwägung der Lage des Schuldners durd Den Richter; ſodann beim Gehaltsabzugsver- 
fahren gegen Beamte, bei Execution gegen Sandwerfer und Künftler, oder gegen Ges 
meinden, überall mit beionders regulirtem Verfahren. 

Fit: Preuß. WER. I. 16. 88.5760. II. 6. 88.97, 98. A. G.O. T. 24. 88. 42. 70. 95. 
108 u. Anh. nebft Erg. Conc.d. 8. 434 ff. Vidng. v. 8. Febr. 1811. Sidi. Civ. G. B. $. 695. 
C. eiv. a. 1244. C. com. a. 156. DH.G.B. 4. 359. D. WO. A. 38. R. N. Löwy, 
A. ſ. d. W. u. H.R., 12,42 fe Gefterding, Ueber die Stiidzahlung, Ausbeute, Pd. 3, 
©. 410 fi. Schaper. 

Abſchoß (census hereditarius, gebella hercditaria, detractus realis) ift eine 
Abgabe, die von einer in das Ausland gehenden Erbſchaft (particularrechtlich — Preuß. 
ER. Ib. II. Tit. 17. 8. 162 — und nad einigen Schriftſtellern auch Schenkung, 
Brautſchatz, Vermächtniß) entrichtet wird. Der —— dieſer Abgabe iſt in der um. 
älteren Deutſchen R. begründeten Nechtlofigkeit der Fremden zu ſuchen. Tie einem Fremden 
zugefallene Erbſchaft galt eben deshalb als erbloſes Gut, weldes der Kaifer einziehen 
fonnte. Er durfte daher auch bei der Ausantwertung der Erbſchaft davon eine Abgabe 
erheben. Das Recht hierzu ging Später nicht nur auf die Territorialherren ſondern auch 
auf Etadtgemeinden, Gerichts- und Gutsherricaften über. Durch den Bundesbeſchluß 
vom 23. Juni 1817 wurde dieſe Abgabe binfichtlih des in einen Bundesſtaat übergeben- 
den Vermögens aufgehoben, Cie kann Daher nur gegen auferdeutiche Staaten zur Ans 
wendung gebracht werden, und auch dieſen gegenüber ıft fie häufig durch Verträge befettigt. 

fit: Bodmann, Pragmat. Gefh., Grund und inneres ge des Ab- 
use und Nachſteuer-Rechts, Mainz 1791. Maurer, Geſch. der Frobnböfe Erl. 1862), 

. 96 ff. Lewis. 

Abftimmung (in Richtercollegien), Stimmabgabe jedes einzelnen Mitglie- 
des eines Collegii über die Entſcheidung einer zur Berathung geftellten Frage wird erft 
da von eigenthünmlicher Bedeutung, mo Verſchiedenheit der Meinung bewortritt. Stellt 
fid) ohne weiteres Uebereinſtimmung heraus, To bedarf «8 der formellen Abfragung des 
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Einzelnen nicht mehr. Die Entſcheidung erfolgt gewiffermaßen durch Acelamation. „Wir 
find einig“. Dieſer Fall kommt häufig vor; häufiger, daß Zweifel beftehen. Dieje fün= 
nen fich beziehen 1) auf reine Thatfragen, 3. B. ob die Ausfagen zweier Zeugen für 
widerfprechend zu erachten; 2) auf reine Nechtöfragen, z. B. ob einer älteren Vorſchrift 
neben einem neueren Geſetz nody Geltung beizulegen; 3) auf gemiſchte — That und Rechtö- 
fragen, wohin die Schuldfragen im Str. R. und im Civ. R. gehören; 4) auf Duantitäts- 
oder Größenfragen, jo über die Höhe des Strafmafes innerhalb der geſetzlichen Grenzen 
oder die Entſchädigungsbeträge, die Angemefjenheit von Ernährungstoften u. dgl. m. Im 
letzten Fall Scheint es auf den erften Blit am billigften, bei Verſchiedenheit der Meinungen 
den Durchſchnitt zu ziehen; allein dann erfolgt häufig ein Ergebnif, Das von feinem der 
Stimmenden gewollt worden, 3. B. 3, 5, 6 Wochen Gefängnig = — 42], ; ober 
25, 30, 50 Thaler — 1%, —= 85. Deshalb wird gemeinhin der ſog. Combinationd- 
methode der Vorzug gegeben. Sind nur 2 Meinungen vorhanden, To gilt die der Mehr- 
beit; find aber mehr als 2 da, jo wird die Stimme des böchften Betrages der des nächft 
hohen Betrages zugezählt, — bei er als 3 Mitgliedern und Meinungen weiter beide 
höchſten der dritthöchften Stimme u. |. w., bis auf Diefem Wege diejenige Stimme er— 
mittelt wird, auf welche eine Mehrheit gegenüber der Zahl ver für geringere Beträge 
Stimmenden fid) vereinigt. — Für die 3 andern, oben bezeichneten Claffen von Fragen 
fehrt in Geſetz, Theorie und Praris die Erörterung häufig wieder: ob der zum Beſchluß 
ftehende Streitiat oder deſſen Gründe zur A. zu bringen? Jeder Grumd bat wieber 
Gründe; darum ift wohl die A. nadı Gründen mit einer Schraube ohne Ende verglichen 
worden. Aber andererfeit8 pflegt in jedem Nechtöverfahren außerordentlich viel an That— 
ſachen und Rechtspunkten unftreitig und ſomit von der Entſcheidung über wenige Einzelheiten 
der Beichluß über das Ganze abhängig zu jein. Gefragt wird z. B., ob ſchuldig des Dieb: 
ftahls, — jo die Form, — der Sache nad) aber im Grunde nur, ob ein polizeilich ab- 
gelegtes, wor Gericht widerrufenes Geftändnig glaubwürdig oder nicht; weiter vielleicht, ob 
wegen deſſen näheren Inhalts der perlönlich gehörte Polizeibeamte ſich genügend ausgelaffen 
oder zu viel auf jeine Protocolle verwiejen habe u. dgl. m. Die Gegner der A. nad) 
Gründen laffen Ausnahmen zu für den Fall, daß die Beantwortung der Haupt: (Schluß-) 
Frage zufammenfalle mit einer nur auf einen Grund bezüglihen andern Frage: jet fie 
eine Vor- oder eine Theilfrage. Die Borfrage hat recht eigentlich einen Grund im 
Auge — wie oben: Glaubwürdigkeit eines widerrufenen Geſtändniſſes; die Theilfrage da— 
gegen fondert ein Element aus der Hauptfrage als deren allein ftreitigen Beftandtheil 
aus: 3. B. umfaßt der Ausdruck „Fremde Sache“ aud im Miteigenthum ftehende Sachen 
bet Diebſtahl? Jene von den Gegnern der A. nach Gründen aufgeftellten Ausnahmen 
bilden tm praftiichen Nechtöleben die Regel; daher fommt «8, daß geleglih und reglemen— 
tarisch oft diefe Art der A. einfeitig betont wird. — Von den Theilfragen ift die Theilung 
zufammengefegter Fragen zu unterjcheiden, 3. B. bei Anjchluß der erichwerenden Umſtände 
unmittelbar an die Merkmale der Hauptthat, oder auch im Ciw.Pre. bei Aufftellung ver- 
ſchiedener Klaggründe und Einreden mit dem einheitlichen Zweck, die Schuldigkeitsfrage 
zur Löſung zu bringen. Hieraus wird erfichtlich, wie wichtig es ift, Daß die Fragen gut 
geftellt, erforderlichen Falls geteilt, im der richtigen Reihenfolge — Präjudicialfragen 
voraus — zur A. gebracht werden, möge diefe mündlich mit ja und nein, oder fchriftlich 
oder anderswie erfolgen. Bedingte Antworten erheiſchen meift weitere A. über neue 
Borfragen. Der VBorfigende hat ın allen jenen Richtungen die A. zu leiten, im Fall von 
Widerſpruch nad Maßgabe der hierüber zu veranlafjenden Collegialbeichlüffe. Ber Stim— 
mengleihheit enticheidet in Strafladen die dem Angeklagten günftigere Meinung , Tonft 
oft Die Meinung, der der Vorfigende beigetreten. Diefer ſtimmt zulegt, das jlngfte 
Mitglied zuerft. Durch ungleihe Mitgliederzahl ſucht man dem Fall der Gleichſtimmig— 
fett vorzubeugen. Der Ueberftimmte bat jich der Mehrheit zu fügen, und demgemäß auch 
bei den weiteren Fragen mitzuſtimmen. Müſſen die, denen Recht geiprochen wird, der 
Mehrheit ſich fügen, wie könnten die, melde dies Recht Iprechen, der Anwendung des gleichen 
Grundſatzes fid entziehen ?} ⸗ 


— 


8 Abstinendi beneficium — Abtreibung der Leibesfrucht. 


‚ Kit: De Crim O. 8.502 ff. U. G.O. 1.13. 8.31 fi. v. Rbune, Ergänzungen 

biezu. 4. Zade, Ueber Beſchlußfaſſung in VBerfammlungen u. f. w., 1567, mit reichhaltiger 

Nachweiſung der Lit. und der Geſetze Dgl. Zachariä, Hanbb. des D. Str.Bre. ( — $. 152. 
u Schaper. 

Abstinendi beneficium beißt die im Röm. R. den sui heredes durch das Präter. 
Edict gewährte Vergünftigung, fih der Haftung aus der, nad Civ. R. ipso jure, alfo aud) 
wider ihren Willen auf fie übergehenden, wäterlihen Erbichaft Durch gänzliche Enthaltung 
von diefer zu „entichlagen”. Die Folge davon ift die Behandlung des suus, als wäre 
er nicht Erbe geworden. Die Erbſchaft füllt an Subftituten, Miterben und fernere Erb: 
berechtigte und wird in omnem eventum den Gläubigern zu Directer eigener Befriedigung 
überlafjen. — Der suus bleibt Erbe, bis er das a. b. in Anfpruch nimmt, die Ab: 
ftinenz wird alfo erft damit ein wirfliche8 jus quaesitum. Daraus erhellt, daß man 
aus ihrer Zulaffung bezüglich der Erbichaft des väterlichen Großvaters, die an den Vater 
ebenfall8 wider feinen Willen gekommen und nunmehr als em Theil von deſſen Erbſchaft 
auf den suus (nepos) übergeht, nicht auf Bererblichteit des a. b. ſchließen darf, wie 
denm ja auch dem Enfel gegen die beichwerende Thatfache feines eigenen Erwerbs geholfen 
werden muß, die durch Abjtiniren ex persona patris überall nicht berührt wird. — 
Das Franz. R., dem Teftamentserben unbefannt find, läßt die Erbichaft auf die In— 
teftaterben (heritiers) überhaupt, alfo nicht blos auf die sui des Röm. R., ipso jure 
übergehen. Sie müſſen für die onera haften, wenn fie nicht ausdrücklich und gerichtlich 
entjagen. Ihre renonciation ift daher im Sinne des Röm. R. Abſtinenz. — Das 
Preuß. ALR. und das Sächſ. E.G.B. fernen dagegen nur Erben, die voluntate sua 
Erben werden. Fir fie alſo eriftirt das a. b. nicht. 

Quellen: 8. 2.1. 2, 19.1. 7. 8.1.1. 11. 12. 55 —57. 71. 8.4. 1.99. D. 29, 2. 
L.1.8.7.D. 29, 4 1 17. D. 28, 3.1. 89. D. 30. 1. 44. D. 42, 1. Tit. C, 2, 39. Tit. 
C. 6, 31.1. 6. C. 6, 58. —C. eiv. a. 724. 775. 781. 754. s. — Preuß. ALR. Tb. 1. 
Tit. 9. $. 353 fi. — Sächſ. E.G.B. 88. 2010. 2246. 2250. 2326. 

Lit: Müblenbrud bei Glüd, Comment. Bd. 42. ©. 345 fl. Marezoll in Ztſchr. 
f. Eiv.R. u. Pre. Bd. 2. ©. 55 fl. Huſchke, daſ. N. F. Bo. 7. ©. 54 ff. v. Bangerom, 
Arch. f. civil. Brar. Bd. 24, ©. 158 ff. Wieding, Transmiffion Juſtin. S. 15 ff. 41 fi. 
Witte in Weiste’8 Rier., Bd. 1. Bering, Röm. Erb-R. S 479. — Vuchta, Bor- 
lef., $. 500. K. Wiebing. 

Abtreibung der Leibesfrucht. Die vorläglihe Einwirkung auf die 2. einer 
Schwangern, um den Tod derjelben zu bewirken, mit dem Erfolge, daß die Schwangere 
entweder mit einem todten, oder einem zwar noch Iebenden, aber in Folge jener Einwir— 
kung, bzw. der durch fie herbeigeführten Frühgeburt, der Lebensfähigfeit beraubten, Kinde 
niederfönmmt. Died Verbrechen wird denTödtungsverbrechen eingereiht. Damit ftellen die 
Strafgeſetze auch den erft werdenden Menſchen in ähnlicher Weife, wie es feitens des 
Priv. R. geichieht, unter die ſchützende Macht des Rechts. Als Dbject wird vorausgeſetzt 
eine lebende menſchliche Frucht. An einer mola und einem monstrum fann das Verbrechen 
nicht begangen werden. Das ältere A. unterſchied (unter dem Einfluß einer Stelle der 
Septuaginta) zwiſchen der befeelten und der nicht bejeelten Frucht. Das erftere ſollte die 
Frucht fein vom 40. Tage an. Die Tödtung derielben galt als Menfchentödtung. Als Er- 
folg wird vorausgelegt der Tod des Embryo (jedoch Defterreih 147, Helfen 254, 4, Wür: 
temb. 245, 4). Das Verbrechen wäre danach richtiger als „Tödtung der L.“ zu bezeichnen. 

In fubjectiver Hinficht wird rechtswidriger Vorſatz gefordert. Fahrläſſigkeit kömmt 
hier nur in Betracht, inſofern zugleich die Merkmale einer gegen die Schwangere be— 
gangenen Körperverletzung, bzw. Tödtung, vorliegen. Vgl. indeß Belgien, 349. 

Unmittelbarer Thäter kann bei dem Verbrechen ſein: a) die Schwangere, 
b) ein Dritter. Dieſer kann I) in Uebereinſtimmung mit der Schwangeren handeln, im 
welchen Falle die legtere ald Miturheberin ericheint, oder II) gegen, bzw., ohne Willen 
und Wollen derjelben. Geſchieht Das letztere, jo vereinigt fich mit dem Verbrechen gegen 
den Embryo ein Verbrechen gegen die Mutter und zwar erftlich ein gegen die Gefundheit 
bzw. das Leben derjelben, ferner ein gegen ihre mütterlichen Intereſſen gerichtetes, 

». 
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Erfolgt die Tödtung der Frucht im Intereſſe der Erhaltung des Lebens der Schwan— 
geren, jo greifen die Grundſätze über Nothftand ein. 

Hinfihtlih der Beftrafung der abtreibenden Schwangeren machen ſich ähnliche 
Rüdfihten geltend, wie hinſichtlich der Beftrafung der Kindesmörderin. — Hinſichtlich des 
Dritten, der mit ihr in Uebereinſtimmung handelt (b, I), ift e8 als Auszeichnungsgrund 
zu betrachten, wenn er Arzt, Chirurg, Geburtshelfer oder Apotheker ift (Heflen 285, Belgien 
353, Franfreih 317), bzw., wenn er feine Handlung gegen „Entgelt“ vornimmt (MD. 
Eutw. 214), oder endlich fie gewerbsmäßig verübt (Heflen 283, Baiern 244, Baden 252, 
Würtemb. 254, Frankreich 318). — Hinfichtlich desjenigen, welcher gegen den Willen 
der Schwangeren handelt, ift Die der legteren etwa erwachlende Verlegung vorzugämeife 
in Betracht zu ziehen. Die Gejege zeichnen bier den Fall aus, wo der Tod, und den- 
jenigen, wo ein bleibender Nachtheil der Schwangeren eintritt. — Als Etrafausmefjungs- 
grund ift umter andern das relative Alter der Frucht zu behandeln. Ferner die größere 
oder geringere Sicherheit in Bezug auf das Vorhandenſein derfelben. 

Der Verſuch ıft ftrafbar. ©. jedoch Baiern (243), welches denfelben, fomeit er 
der Schwangeren ſelbſt zur Yaft füllt, ſtraflos läßt. Frankreich Scheint ihn allgemein 
ftraflos zu lafjen. — Wenn troß der bewirften Frühgeburt das Kind am Yeben bleibt, 
To Liegt nur ein Verſuch des Verbrechens vor. 

Unter den Gehilfen wird derjenige ausgezeichnet, welder der Schwangeren Die 
Mittel zum Verbrechen gegen Entgelt verſchafft. Der Nd. Entw. jtellt ihn demjenigen, 
der die Mittel gegen Entgelt anwendet, gleih. Die Qualität des Arztes, Apothefers, der 
Hebamme u. ſ. f. bat bier die gleiche Bedeutung wie beim unmittelbaren Thäter. 

Gfgb.: Preuß. Str.®. 181, 82; Nd. Entw. 213—15; Oefterreih 144—45; Oeſtr. Entw. 
244, 45; Baiern 243—45; Sadfen 160, 61; Baden 251—54; Hefien 231—55; Wiürtemberg 
253—55; Braunſchweig 155; Franfreih 317, 18; Belgien 3498-53. Mertel. 

Abzweigung der Schulddocumente, Herftellung won befonderen Documenten 
über abgetretene Theile einer urkundlich verbrieften Hauptforderung. Der Befig eines 
Schuldſcheins, eines jonftigen Privatdocuments oder einer öffentlichen Urkunde über ein 
Forderungsrecht gewährt nicht nur Bemeisvortheile, Tondern bildet auch die Vorausfegung 
zur Benutzung verfchiedener, erleichternder proceſſualiſcher Verfahrungsarten, welde im Gem. 
und den Part.R. allerdings nicht gleichmäßig geordnet find: Exrecutiv-Pre., Mandats-Pre., 
in&bejondere aud aus Schuldvericreibungen mit Exeeutivclaufel. Auf der andern Seite ift 
als Kegel anzufehen, dag ohne Nüdgabe des Schulodocuments der Schuldner zur Zah— 
Kung nicht verpflichtet ift. Bei Theilzahlungen läßt fich Durch Abichreibung das Document 
berichtigen ; bei Theilceffionen aber verliert es nad allen obigen Richtungen die ſachgemäße 
Braudbartett. Für den Cedenten beweift e8 nun zu viel, und doch kann es aud der 
Gefjionar nicht erhalten, noch auch der Schuldner, ſobald er nur an den einen oder den 
andern zahlt. Der Praris folgend, haben daher Part.Gelege ein Verfahren angeordnet, 
welches alle Bortheile der Stammforderung auch der Theilforderung fihert: wird von jener 
nur ein Theil, oder von mehreren in demielben Document verichricbenen Forderungen nur 
eine cedirt, fo wird vom Stammdocument eine beglaubigte Abichrift gefertigt, auf dieſe Die Ceſ— 
fion, auf jene aber ein Abſchreibungsvermerk gelegt. Von großer Bedeutung ift Died Ber: 
fahren für den Verkehr mit Hypothekendoeumenten und für die Ereeutionsvollftredung in 
außftchende Forderungen mittelft richter licher Ueberweifung, auch fir das Verfahren nad Ein= 
tragung des Kaufgelderreftes bei Subhaftationen. Die Wechſelcopie ift kein Zweigdocument. 

Lit: Preuß. AIR. I. 11. $. 399. Hyp.O. $. 206 f. nebft Erg. — Hyp. O. f. Neuvorp. 
8. 117. Neuer Entw. e Hvp.D. $. 76. PVrong. v. $. Febr. 1811 $. 5. Gef. über den erecutiv. 
Berfauf von Forderungen v. 4. Juli 1822 $. 9. C. eiv. a. 1344. 1689. Sächſ. Civ. G. B. 
8. 970 f. Schaper, 

Accept. Das A. ift die wechſelmäßige Erklärung eines Traffaten, daß er den in 
der an ihn gerichteten Tratte enthaltenen Zablungsauftrag vollzichen werde. Mit diejer 
Erklärung gibt der Traffat, nun Acceptant genannt, ein wirkliches Wechſelverſprechen 
ab, welches ihn gegenüber jedem rechtmäßigen Wechſelinhaber, nicht etwa blos gegenüber 
dem zur Annahme präfentirenden, aud gegenüber dem Ausjteller des Wechſels zur Zah— 
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lung der Wechſelſumme ohne Rückſicht darauf, ob er hierfür gedeckt iſt oder nicht, nach 
Wechſel-⸗R. verpflichtet. Art. 230. WD. Thal, HR. 8. 211 ff. Kuntze, WR. $. 34. 
Der Abgabe jener Erklärung, Acceptation oder Annahme genannt, gebt die Präſentation 
zur Annahme vorher, d. h. der von dem Befiger der Tratte unter Vorzeigung diefer 
an den Bezogenen gerichtete Antrag, Dielelbe zu acceptiven. Zu dieſem Antrag ıft der 
Befiter des Wechfels regelmäßig nur berechtigt, nicht verpflichtet, Art. 18 d. W.O. (1. aber 
unter „Domicilwechſel“). Wechſel, welche auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht lauten, müffen, 
jofern nicht ausdrücklich eine längere oder fürzere Frift hierzu beſtimmt ift, längſtens binnen 
zwei Jahren nach der Ausftellung zur Annahme präfentirt werben, widrigenfalls der wech- 
jelmäßige Anſpruch des Inhabers gegen Ausfteller und Indoffanten erliſcht; fo bei den 
im Inlande ausgeftellten Wechſeln; ausländische Wechſel werden, auch wenn fie im In— 
(ande Giri erhielten, in Bezug auf die Präfentationspflicht Lediglich nad) dem am Orte 
der Ausftellung geltenden R. behandelt (f. Prot. z. WD. ©. 41—45). Geht die Firxi— 
rung einer bejonderen Präfentationsfrift von — einzelnen Indoſſanten aus, ſo hat die 
Nichteinhaltung dieſer Friſt lediglich den Untergang der wechſelmäßigen Verpflichtung dieſes 
einzelnen Indoſſanten zur Folge. Meß- und Marktwechſel find in der an dem Meß⸗ 
oder Marktorte geſetzlich beſtimmten Präſentationszeit zur Annahme zu präſentiren. Dem 
Antrag, die Tratte zu acceptiren, braucht der Bezogene nach Wechſel-R. nicht zu’ entiprechen 
(ſ. unt. „Broteft“), entfpricht ev ihm aber, fo tritt die angedeutete Verpflichtung zur Zah— 
lung dann umd infomweit ein, wenn und wie weit der Auftrag in der hiermit acceptirten 
Tratte gilt; doch behält ein A., melches nicht durch eimen fpeciell gegen den Bezogenen 
gerichteten Betrug des Ausftellers mit Wiffen eines Wechſelinhabers oder des Letzteren 
allein veranlaßt wurde, feine wechſelmäßige Wirkung auch daun, wenn die Unterfchrift 
des Auöftellers fich als falſch oder verfälfcht ergibt. Art. 75 d. W.O. Bordardt, 
WD. (5. Aufl.) Zuf. 554. Beſtritten ift die Wirffamteit eines A., welches cine höhere 
Summe, als die in der Tratte genannte, zuficert; nach Runge, WR. 8. 34. III, 

gilt ein derartiges U. bis zum Betrage der Wechſelſumme (als summa concurrens), 
nah Renaud, WR. 8. 35 Anm. 2, ift e8 „kein U.“ (aber deshalb noch nicht noth- 
wendig ganz ungültig), nadı Thöl, HN. $ Ss. 215. 4. u. $. 218. IL, muß es bis zum 
Betrag der Wechſelſumme als A., für den Voßerfhu — wenn 08 Orts - und Zeitdatum 
trägt — als eigener Wechfel angefehen werden; letztere Anficht verdient als die confe= 
quentefte den Vorzug. 

Der Form nah ift das U. eine Schriftliche Erklärung des Traffaten auf der Tratte 
jelbft abgegeben und des Inhalts, daß er den Zahlungsauftrag annehme; diefer Inhalt 
fann ganz beliebig ausgedrüdt fein, 3. B. wie gewöhnlich, durch Die vom Acceptanten unter= 
jchriebenen Worte: „angenommen“, „acceptirt“, „acc“, „geleben“, „vu“, „visa“, „gut 
für“ u. dergl, ja es genügt die einfache Namenszeihnung des Traſſaten auf dem Wechſel, 
welche in der Regel unten links oder quer am Linfen Rande des Wechſelbriefs angebracht 
wird und bei Wechieln, ‚welche auf eine gewiſſe Zeit nad Sicht geftellt find, mit dem 
Datum der Acceptation zu werfehen ift. (Art. 20 d. W.O.) Aber erft wenn das jo ge 
ichriebene A. vom Acceptanten dem zum A. präfentirenden Wechſelinhaber gegeben (begeben) 
und von diefem angenommen iſt, ift der Durch Schreiben, Geben und Nehmen des Wechſels 
in der angegebenen Weife ſich vollendende Acceptationsvertrag perfect, die Annahme 
im Sinne des Abſ. 4 d. A. 21 d. W.O. „erfolgt“ und kann nun nicht mehr einfeitig 
zurücdgenommen werben; über dieſe höchſt beftrittene Auffaſſung ſ. Thöl, H.R. 216 
©. 248 — 249; Gareis, „Die Creationstheorie“, eine wechſelrechtliche Kritik, S. 26, 
umd die in N. 1 ebenda angegebene Yit. 

Das D. Wei. R. erkennt auch ein limitirtes U. an: der Wechlelinhaber muß 
ſich gefallen laffen, daß der Bezogene nur zum Theil acceptive; wegen der Nichtacceptation 
des andern Theils der Wechſelſumme ift alsdann Proteft zu erheben. Andere Einjchrän- 
fungen des A. gegenüber dem Zahlungsauftrag fteben einer völligen Verweigerung des 
U. gleich; jedoch bleibt der Acceptant, ſoweit ein derartiges A. einen für die Wechſelinhaber 
intereffanten Inhalt bat, hierfür wechlelrechtlich haftbar. Art. 22 d. WO. 
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Eine Tratte kann aber auch durch eine andere Perſon, als den Traſſaten, vollwirk— 
ſam acceptirt werben (Intervention durch U.); ein derartiges, Tog. Ehren=-A., wird 
entweder von einem in einer Notbadreife des Wechſels Genannten oder von einem völlig 
Unberufenen mit den gewöhnlichen Wirkungen des U. gegeben. Art. 56 ff. d. WO. 

Ueber A. auf Domicilwechſeln ſ. unt. „Domicilwechſel“. 

Das A. kommt auch außerhalb des Wechſ.R. bei anderen (gezogenen) Handels— 
papieren, 3. B. kaufmännischen Anweiſungen, vor und zwar, abgejehen vom Wechfelarreft, 
mit denjelben Wirkungen wie bei Tratten. Gareis. 

Accceſſion. Eine Begrifisbeftimmung findet ſich nır bei wenigen Schriftftellern, wie 
3.2. bei Wächter in Weiske's Rechtslexikon, I. ©. 9: „U. iſt im Allgemeinen Alles, 
was zu einem andern Gegenftande ald Zuwachs, Erweiterung, Vermehrung oder auch 
Belaftung Hinzutritt”. Zumeiſt wird jener Begriff bei der Eintheilung der Sachen in 
Haupt= und Nebenfachen erwähnt uud als gemeinfames Merkmal der res accessoriae, 
accessiones, Zubehör das aufgeftellt, daR fie in einem juriftiichen Abhängigkeitsver— 
hältniſſe zur Hauptſache ftehen und deren Schickſal theilen. Unter Verwerfung der früheren 
Scheidung von accessio naturalis, industrialis, mixta Oeſterr. G.B. $$. 404 — 422) 
trennt man jegt gewöhnlich I) Früchte, d. h. alle jeparirten Erzeugniſſe, alle Exträgniffe, 
Zinfen u. ſ. w.; ID A. im engern Simme, umfaffend: 1) die ſog. ‘Pertinenzen, 2) den 
Zuwachs, d. h. unmelentliche, meift von Außen binzugetretene Sachtheile. 

Im den Quellen des Röm. R. bedeutet accessio bald Abhängigkeit einer Sache 
von einer andern, bald ein auf beionderer Anordnung beruhendes Pertinenzverhältnig, bald 
Erweiterung des Schuldgegenftandes (Titelrubrit D. 22. 1 de usuris et fructibus et 
causis et omnibus accessionibus) oder Vermehrung einer universitas (Dirksen, 
Manuale v. accessio $$. 2. 3), nie dagegen das Factum des Hinzutretens, während ac- 
cedere auch binzutreten, ja ſelbſt „Jemandem zufallen” (1, 38 D. 41. 1) bedeutet. Unter 
den neueren Geſetzen Ipricht der C. eiv. a. 546 von droit d’accession. 

Bon Wichtigfeit ift num diefer Begriff für die Frage, ob e8 einen Eigentbumss 
ermwerb durch A, oder Verbindung gibt. Einige ftellen eine Menge Fälle unter jener 
Rubrik ohne Begrifisbeftimmung zufammen (Keller, Band. 8. 138 ff.; Windſcheid, 
I. $. 188), Andere verlangen als allgemeine Vorausſetzung eine Innigfeit der Verbindung, 
mwodurd die Sache ihr bisheriges, jelbitändiges Dafein verliert und fprechen von Verb in— 
dung ohne U. und einer mit dem Charakter verfelben (Buchta, Band. 88. 162 — 
165). Gemöhnlich werden hierher folgende Fälle gerechnet : 

1) Die in einem öffentlichen Fluſſe entftandene Inſel fällt in das Eigenthum der 
anliegenden Grundeigenthümer und entjcheidet eine inmitten Des Fluſſes gezogene Linie, ob 
ein Stück und ein wie großes dem einen oder anderen zufällt. 1.30 8.2 D. 41.1 — 
Sächſ. ER. BI. A 56 8.3 — Sädl. Gef. & 23831 — ALR Th. J. 
Tit. 9 88. 242— 262 läßt bei privaten und öffentlichen Wäſſern eine Yinte entjcheiven, 
die in grader Richtung die Mittelpunfte zweier Uuerlinien verbindet, die die Endpunfte 
der Infel berührend von dem einen zu dem andern der gegenüberliegenden Ufer gezogen 
werden und fordert Befigergreifung — Defterr. Gef. $. 407 — C.N. a. 560. 561. 

2) Das verlaffene Flußbett alveus derelictus fällt wie die insula in das 
Eigentbum der Anlieger. 1. 30 88. 1. 3 D. 41. 1 — Sächſ. L.R. B. IL A. 56 
8.3 — Sächſ. Gef. $. 281 — ALR. Tb. I. Tit. 9 88. 263 — 274 au für 
Privatwäfler — Defterr. Gef. 88. 408— 410 — C. N. a. 562. 563. 

3) Die Alluvion fällt dem betreffenden Grundeigenthümer zu, 1.7 8.1D. 41. 
1 — A.L.R. Th. J. Tit.9 S$.225—241 — Sächſ. Gef. $. 282 — Defterr. Gef. 
8 411 — CN. a. 556. 557 (außer bei lacs und etangs). 

4) Die Avulfion fällt mit dem Grundſtück verwachſen dem Eigenthümer deſſelben 
u,1.78.2D 4. 1 — Sidi. LR. B. I 456 82 — ALR Th. J. 
Tit. 9 88. 223. 224 gejtattet dem früheren Eigenthümer bei Erkennbarkeit Zurücknahme 
binnen einem Jahre — Sächſ. Gef. 8. 282 — Defterr. Gef. & 412 —C.N. a. 559. 
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5) Der Grundeigenthümer erwirbt auf feinen Boden ausgeſäeten fremden Samen 
und fremde Pflanzen, die Wurzel geichlagen, satio-plantatio, 1, 26 &2 D. 
41.1. — ALR. Th. I. Tit. 9 SS. 275 — 284 läßt dem redlichen Befteller die er— 
mweislichen Beftellungstoften, dem unredlichen die lokalwirthſchaftlichen erfegen — Sächſ. 
Ge. 8. 285 — Deiterr. Gef. $. 420 — CO. N. a. 554. 555. 

6) Die inaedificatio gehört dem Grundeigenthümer, folange eine feite Berbin- 
dung beiteht und geht bei Gebäuden die actio de tigno juneto auf den doppelten Werth 
verbauter fremder Materialien — ein Anfpruh, den Bangerom I. $. 300 nur bei 
entwendetem Material, Sintenis I. $. 50 Note 52 nur gegen einen fur zulafjen will 
1.78 10D 41.1. — ALER. Tb. I Tit. 9 88. 327 — 339 geftattet dem Grund— 
eigenthämer gegen Erftattung der Baufoften fi den Bau anzueignen oder vom Bauen: 
den den Werth des Bodens und Schadenserfag oder Wegräumung auf deſſen Koften zu 
verlangen, falls er nad Kenntnißnahme dem Baue fofort widerſpricht — Sächſ. Gef. 
8. 286. 287 — Dejterr. Geſ. 88. 417— 419 — C.N. a. 554. 555. 

7) Berbindung beweglicher Sachen mit beweglichen; hier fteht bei Aufgehen der ver: 
bundenen Sade in der andern entweder das Eigenthum dem Eigenthümer der Hauptfache 
zu oder es ift ein gemeinfchaftliches, falls eine ſolche nicht vorliegt. Fülle: Schreiben 
1.9 8.12 D. 41. 1 — Malen 1. 23 $. 3 D. 6. 1 (Anficht des Paulus), 1. 9 
$. 2 D. 41. 1 Entſcheidung Yuftinians; — Anſchweißung ferruminatio 1. 23 8. 5 
D.6. 1 — confusio, commixtio 1.3 $.2 D. 6.1 — intextura l. 23 
D. 34.2 — UCR. Tb. J. Ti. 9 88. 298 —323 — Sädf. Gef. SS. 247— 
252 — Defterr. Gef. SS. 414— 416 — C.N. a. 565— 577 läßt bier überall 
natürliche Billigkeit enticheiden und gibt nur anleitende VBorichriften, 

In neuefter Zeit ift diefer Eigentbumserwerb durch U. als dem römiſchen 
Quellen unbefannt und als nur im Falle der Verbindung von Flüffigfeiten und Metallen, 
einſchließlich der ferruminatio, d. h. Verbindung zweier Metalllörper durch eigene 
Cohäſionskraft vorhanden, dargeftellt worden von Behmann, zur Lehre vom 
Eigentbumserwerb durch A. und von den Sahgefammtheiten, Kiel 1867, 
indem in einigen Füllen fein Erwerb ftattfindet, in anderen derfelbe nicht auf A. beruht. 

Lit.: ©. Göppert, Ueber bie organifchen Erzeugnifie, Halle 1869, ©. 51—55. 8T—100. — 
Bremer in der Krit. Bierteljahrsichr. X. ©. 1-67. — Göppert: Ueber die Bedeutung von 
ferruminare und adplumbare in den Pand., Bresl. 1869. Teihmanıt. 

Accoltis, Franciscus de, geb. 1418 zu Arezzo, lehrte zu Bologna, Ferrara, 
Siena und Pila, ftarb 1485. 


Nahgefhriebene Borlefungen über Dig. vetus u. novum — Infortiatum, 
Lugd. 15338 — Codex Papiae 1502. 1503. 
Lit.: Savigny, VI. 333 —41. TZeihmann. 


Accrescenz (Anwachſung, Zuwachs, accroissement) {ft ein Rechtsbegriff, der im 
engften Sinne dem Erb-R., im weiteren aud anderen Nechtömaterien angehört. Zu— 
nächft nämlich bezeichnet accrescere, ſynonym mit accedere, den Zumads zum Haupts 
gegenftande eines Rechts, welcher diefen won außen her vergrößert, vermehrt; ſodann aber 
und zwar technijch den Zuwachs von innen heraus, d. h. die Erweiterung des ideellen 
Antheils eines Mitberechtigten unter mehreren am fich auf das ganze Recht berechtigten 
Perfonen um den Antheil des bezw. der bis dahin concurrivenden Mitberechtigten, welche 
Erweiterung ipso jure erfolgt. Indem der Quotentheil des Ausfallenden für dieſen fort— 
fallt, wächſt derjelbe eben Dadurch von Rechtswegen dem erjteren an (jus accrescendi). 
Da aber deſſen Recht chen am fih auf das Ganze ging, follte man genauer von non 
decrescere (Nichtabwachſungsrecht) veden. Beftrittene Fragen find, ob auch unter Mit— 
eigentbiimern nad älterem Röm. R. der von Einem derelinquirte Antheil dem Anderen 
angewachſen fer, und inwiefern das heutige Priv. R. anderweite Mitberechtigungen mit 
eventuellen Gelammtrecht jedes Einzelnen aufzuweiſen habe. Im engften Sinn ıft A.-Recht 
ein Begriff des Erb-R Die erbrechtlice Anwachſung, deren Gegenftand eine Erb— 
haft oder ein Vermächtniß bildet, findet nad Röm. R. ftatt 1) unter Miterben, 
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und zwar hier als Conſequenz der Univerſalſucceſſion und der Einheit des Nachlaſſes, 
indem jeder von mehreren neben einander zur Erbſchaft Berufenen zur Repräſentation der 
vermögensrechtlichen Perſönlichkeit des Erblaſſers, folglich zur Geſammterbfolge berufen iſt, 
und eine Theilung in die Erbſchaft nur durch das Zuſammentreffen der mehreren Mit— 
erwerber bewirkt, das Erb-R. eines jeden nur durch die Coexiſtenz der Miterben beſchränkt 
wird (tota hereditas singulis data, partes concursu fiunt; invito quöque accreseit 
portio; portio portioni acereseit). Wird demnach von mehreren Miterben, denen zuſam— 
men die Erbichaft deferirt worden, einer nicht Erbe, jo kann die Anwachlung des erledigten 
Erbtheil weder vom Teftator verboten, noch von dem anderen erwerbenden oder — 
habenden Miterben vermieden werden; dieſelbe tritt ferner auch noch nach deſſen Ableben 
für ſeine Erben ein. Nur durch einen Transmiſſions- bezw. Indignitätsfall und durch Sub— 
ftitution wird die A. ausgeichloffen. Dem anwachſenden Erbtheil folgen obne weiteres alle 
deſſen jura wie onera, ſoweit nicht etwa der Erblaffer im Teftament bezw. Inteftatcodicrll 
ein Vorrecht oder eine Belaftung ausichhieplich auf den nummehr ausgefallenen Erben berechnet 
batte. Die Anwachſung tft vechtliche Nothwendigkeit a) bei der Inteftaterbfolge; die vacante 
Portion kann nicht an Erben der folgenden Grade und Klaffen füllen, da dieſe durch die Eriftenz 
von Erben der vorgehenden Kaffe noch immer ausgeichloffen find; der Zuwachs kommt 
zunächſt nur den in demfelben Stamm oder derfelben Yinte ftehenden Perjonen, und erft 
nach Ausfall aller diefer den übrigen Miterben zugute. Ebenſo b) bei teftamentarifcher 
Erbfolge, denn die Inteftaterben find durch die Eriftenz von teftamentarischen ausgeichloffen. 
Anders nur für den Soldatennachlaf, es wire denn, daß aud hier die Anwachſung dem 
erfennbaren Willen des Teftator entipräde. Hat der Teftator einige feiner Erben con= 
jungirt, d. 5. zu einem und demfelben Erbtheil berufen (re conjuncti), ſei es zugleich in 
Einer Satzverbindung (re et verbis conjuneti) oder nicht, Jo tritt bei dem Ausfallen 
eines der jo Verbundenen die Anwachſung zuwörberft nur zugunften der conjuncti ein; 
wogegen eine blos der Kürze halber gebrauchte Gollectiobezeihnung (ſog. verbis con- 
junetio) ein folches Vorzugsrecht nicht begründet. Jenes Vorzugsrecht innerhalb des jus 
accrescendi, nicht dieſes jelbft, wurzelt im Willen des Erblaffers. Die durch Anwachſung 
bewirkte Vergrößerung eines Erbtheils kommt im Zweifel auch dem Univerſalfideicommiſſar 
Anwärter) zugute; ob auch dem Erbicaftöfäufer, ift eine Frage, deren Antwort nur 
der comcreten Intention der Contrahenten entnommen werben follte; das Preuß. A. EUR. 
aber bejaht fie jchlechthin. Die A. bei Erbfolge gegen sein Teftament erledigt ſich theils 
nad den fir die Snteftaterbfolge angegebenen Regeln, theils durch die Wirfung der 
betreffenden Anfechtungsflage. 2) Unter Vermächtnißnehmern, al bloßen Sin: 
agularfuccefforen des Erblafiers, gilt an und für ſich fein A.-Recht (der Gegenftand Des 
vacanten Vermächtniſſes verbleibt dem Onerirten). Doch kann dafjelbe hier ausnahms— 
weile durch den Willen des Teftator begründet werden. Dies iſt der Fall, wenn 
- er Mehrere zu Einem Vermächtniffe verbunden bat (collegatarii, Mitvermächtniß— 
nehmer), und zwar re oder gar re et verbis; während aud hier eine bloße Wortver- 
bindung (verbis tantum conjuneti) nicht genügt. Bei wirklichen Mitvermächtniß er: 
mweitern ſich die Antheile der übrigen durch das Fortfallen des einen Theilhabers nad den 
beim Miterbrecht erörterten Grundſätzen; nur, daß im Zmeifel den re et verbis con- 
junetis unter fich ein vorzugsweiſes Anwachſungsrecht zufteht. Eigenthümlich, und viel- 
Leicht auf der rechtlichen Untheilbarteit und thatfächlihen Dauer des Gegenftandes beruhend, 
ift die Beftimmung für das Vermächtnig des Nießbrauchs, daß hier A. für die Golle- 
gatare auch dann eintritt, wenn der nachher Ausgefallene den Ufusfructus bereits er— 
worben hatte. — Dem deutjchen R., welches ursprünglich fein Erb-R. im Sinne der Univer- 
falſucceſſion, vielmehr nur Succeſſion in die einzelnen Gegenftände kannte, mußte demgemäß 
der Vegriff des Erbanwachſungsrechts fremd bleiben, bis an der Hand des vecipirten 
rim, Erb-R., namentlich des teftamentarifchen, auch diefer mit obigen Folgeſätzen ſich 
einbürgerte. Nunmehr konnte nach Ausbildung eines vertragsmäfigen Erb-R. im ſpä— 
teren MA. die Trage entftehen, ob auch unter diefen Bertragserben felbft, wenn 
dieſelben nicht geradezu conjunetim eingefett find, U. eintrete, was von Einigen (auch 
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vom Preuß. L.R. und vom Sächſ. G. B. bejaht, richtiger aber verneint wird. Das Preuß. 
R. hat, obgleich es die Regel: nemo pro parte testatus ete. verwirft, das Recht des 
„Zuwachſes“ im Allgemeinen anerfannt, doch mit der Modification, daß der Teſtator den 
Zuwachs verbieten fann, im welchem Falle die erledigte Erbportion an die Intejtaterben 
fällt. Ganz ähnlich und aueführlid das Sächſ. ©.B., jedoch jo, daß hier unter Teſta— 
mentserben überhaupt nur dann A. eintritt, wenn Mehrere „ohne Angabe, wieviel ein 
Jeder erhalten ſoll“, eingefegt find; unvolllommen der C. civ. 

Lit: Baunmeifter, Das Acer. N. — Miterben ꝛc. 1829. — Maver, Das R. ber 
Anw. ꝛc. 1835. — Witte im R.-Lex. J. ©. 270 ff. — Sintenis, Civ.-R., III. $$. 203. 
213. — — Bering,, Röm. Erb-R., ©. — Baron, Gefammtrechesver ältniffe ©. 65 fi. 

indſcheid, Lehrbuch, 88.608. — 153. $ 1. . 29, 2. 1. 80. 

D. 32. C. 6, 10. 51. Preuß. W CR. IL 11. 88. 458 ff. N 12. 88. 45. 281. 285 ff. 366 fir 

— Sächſ. G.B. 85. 2269 fi. 2373. 2431 fi. 2507. 2511. 2551. C. eiv. en 785. 

ceurfius (Framciscus?), geb. 1182 zu Bagnolo bei Florenz, Sohn eines 
Bauern, ein Schüler Azo's; jtarb 1260. 

Er —— Zuſätze zu Johannes Summa Authenticorum — Apparatus Authentico- 
rum — bie Bo ordinaria, welde in ben Gerichtshöfen völlig gefeßliches Anſehen erbielt. 
(Befte Yan“ e von Godefroy, Lyon 1589.) Sigle, Ac. Ace, 

Lit: Savignp, V.&. 2 —305. — Dante, Inferno, XV, 110; — ſ. oben 
1. &. 111. — Claussen, Diss. denuo edendae Ace. glossae —— "Hal, 1828. 

Sein Sohn erjter Ehe, Franciscus, geb. 1225 zu Bologna, ging mit Eduard I. 
von England nad Yondon und befam in Oxford eine Aula, von der er jedody feinen 
Gebrauch machte. 1282 fehrte er nach Bologna zurüd und ſtarb 1293. 

Er fhrieb: Casus * D. novum und lehrte mit großem Erfolge. 

Lit: Savignuy, 306 — 323. 351. 

Sein Sohn zweiter Ehe, Cervottus, geb. 1240, wurde 16 Jahr alt Doctor, 
befleidete in Bologna öffentliche Aemter und i chrieb ſqhlechte d Gloſſen zu denen ſeines 
Vaters, die als Cervottinae ſprüchwörtlich wurden. 

Lit.:; Savigny, V. 323 — 330. 

Ein anderer Sohn zweiter Ehe, Wilbelmus, geb. 1246, wurde Doctor, aus 
der Verbannung zurüdgefebrt auditor Rotae, canonicus zu Florenz und ftarb 1314. 

Er jhrieb: Casus longi Institutionum — asus zum Codex und Quaestiones. 

Lit.: Savignv, V, 331 — 337. 349. Teihmann. 

Actenich uf (conclusio causae), d. b. das Decret des Nichters im fehriftlichen 
Pre, wodurch derjelbe die Acten rückſichtlich Des thatjächlichen Vorbringen für_vollftändig 
und Äpruchreif erklärt, nachdem die Parteien in Dieler Hinficht nichts mehr anführen zu 
können, erflärt haben. Während eine derartige Kundgebung der legteren (renuneiatio) und 
der bezügliche Ausſpruch Des Richter im romaniſch-kanoniſchen Pre. des M.A. bei 
— der Nichtigleit der weiteren Verhandlungen abgegeben werden mußte, hat der gem. 

D. Pre. Die conelusio causae ſchon lange nicht mehr als einen weſentlichen Act des 
Verfahrens betrachtet und daher wird heute vielfach in der Praxis ein den Actenſchluß 
ausſprechendes Decret nicht mehr erlaffen, vielmehr erfolgt derjelbe thatſächlich dadurch, 
daß der Nichter, wenn die gewöhnliche Zahl der Schriftfäge erſchöpft ift und ihm die 
Sache ſpruchreif ericheint, das Erkenntniß abfaßt. P. Hinſchius. 

Actenverſendung (transmissio actorum), Die im MA. in Deutſchland be— 
jteyende Sitte, Rechtsbelehrungen und Urtheile bei den Gerichten der Mutterſtädte (Ober 
böfen) einzuholen und die in der italienischen Praris entwidelte Anſchauung, daß die 
Doctoren Rechtöbelehrungen nach Art der altröm. Yuriften mit bindender Kraft für die 
Nichter zu ertheilen befugt ſeien, führte mit der Neception des Röm. R. in Deutfch- 
land dazu, daß bier die vielfad in den fremden Rechten unbewanderten — die Acten 
ſowohl in Criminal- wie auch in Civilſachen au andere Obrigkeiten, d. h. Gerichte 
landesherrliche und ftädtifche, ſog. Schöffenftühle) oder Juriſten-Facultäten zur Abfaſſung 
des Urtheils verſandten. Dieſe Spruchbehörden, von denen jede Partei drei vor der 
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Verjendung erimiren, d. b. ablehnen kann, fällen nach der Praris kraft ihnen mandirter 
Gerihtöbarfeit das Erfenntnig im Namen des trandmittirenden Gerichtes. Stattfinden 
kann die Berfendung bald auf Antrag beider, bald auf Antrag ſchon einer Partei, bald 
ex officio durch den Richter; ob blos in höchſter Inftanz oder zum Erſatz der letzten 
Inſtanz oder in allen Inftanzen, ift particularrechtlich verſchieden beftimmt. Wegen des 
Widerſpruchs mit dev Idee der ftaatlichen Jurisdiction ift die A. jchon feit dem 18. Jahr— 
humdert im einer Reihe von deutſchen Staaten (fo in Preußen, Baiern, Heilen = Kaflel, 
neuerdingd auch Für das neue Nd. Bundes O.H. G.) abgeſchafft worden, und jtirbt, weil 
fie femer mit dem Grundprincip des mündlichen Verfahrens unvereinbar ift, mehr und 
mehr ab. So bat jie für den Crim.Pre. ihre Bedeutung faft ganz verloren. 

Lie: Elfäffer, Bon der Berfendung ber Acten binter Danz, orbentlider Bre., 
4. Ausg. Stuttgart 1506; Wesell, Eiv.Prec., 2. Ausg. S. 480; Heffter, Stu. 5. 681. 

P. Hinſchius. 

Actiengeſellſchaft iſt ein Verein, bei welchem alle Mitglieder nur mit beſtimmten 
Vermögenseinlagen betheiligt und haftbar find. 

Im Alterthum unbekannt und durch Sclaverei und Berulienwelen entbehrlich, aud) 
in den oft für das Gegentheil angeführten Gefellichaften der röm. Zollpächter feines- 
wegd enthalten, ift dieſe Vereinsform aus dem Zuſammenwachſen verichiedener im Ges 
ſammteigenthum und in der Genoſſenſchaft Liegender deutfchrechtliher Wurzeln durd das 
moderne Berkchröleben allmälig hervorgebildet worden. Zuerft in Banken, großen Welt- 
handelscompagnien und anderen eng mit dem Staat verfnüpften Inftituten verwirklicht, ift 
in neuerer Zeit die A. auf allen Gebieten des Handels, des Gewerbes und des Verkehrs 
einer der mächtigften Hebel der Entwidelung geworden und bat fi mehr und mehr 
zum Organ der freien Kapitalsaſſociation umgeftaltet. Diefem Entwidelungsgange 
entipricht es, daß lange Zeit hindurch die gefammte rechtliche Exiftenz dev neuen Vereins— 
form auf das durch ftaatlichen Octroi für jeden einzelnen Verein gegründete Specialrecht 
baſirt blieb, bis in neuerer Zeit die Gſgb. aller europäiſchen Länder ein gemeines Recht für jie 
geihaffen bat. In Deutichland beftehen freilich gemeinfame Regeln nur für Handelö- 
geſchäfte treibende A.: doch find die betreffenden Abichnitte des H.G.B. in einigen 
Staaten (3. B. Hamburg, Oldenburg, Meflenburg) unbedingt, in andern (3. B. Preußen, 
Vraumfchweig) mit geringen Modificationen auf alle Actienvereine anögedehnt. Wo 
dies nicht der Fall ift, muß für A., deren Gegenftand nicht im Handelsgeſchäften 
befteht, auf das Gewohnheitsrecht und die Theorie zurücgegangen werben. 

Die rehtlidbe Natur der A., Deren wirtbichaftlihe Bedeutung als reiner 
Rapitalorganismus feftfteht, ift ſehr beftritten. Die Meiften fehen nur auf den Perfonen- 
verband und erflären dann den Verein bald für eine Societät (Sintenis, Thöl, 
Ppöhls, Treitſchte, Rösler, Gerber, Schmid), bald für eine Corporation 
(Unger, Heije, Hermann, Fid, Renaud), bald für eine deutſchrechtliche Genof- 
Venfhaft (Wolff, Weiske, Bluntſchli, Befeler); oder fie nehmen eine Gefell- 
Ibaft mit „formelle“, „collectiver“ Einheit (Jolly, Brindmann, Reyider, 
Salkowski), oder umgekehrt eine juriftiiche Perſon mit gejellfehaftlihen Momenten 
Auerbach, Diegel, Fitting, Ladenburg) an. Andere fehen lediglich auf die 
fapitaliftifche Seite und finden dann in der W. bald eine eigenthümliche ſachenrechtliche 
Gemeinschaft (Marbach), bald ein fubjectlofes Zwedvermögen (Brinz, Demelius, 
Bekker), bald einen perfonificirten Kapitalfonds, eine Stiftung oder ein Verkehrs— 
inftitut (Runge, Witte, Endemann). Das wahre Weſen der A. ift das einer 
VBermögensgenoffenfhaft: fie ift erſtens eime genoſſenſchaftlich conſtruirte Körpers 
Ihaft mit ſelbſtändiger Vereinsperfönlichkeit, und unterfcheidet ſich zweitens von anderen 
Genoſſenſchaften dadurch, daß im Ganzen wie im Einzelnen ihre Eriftenz durch ein 
begrenztes Kapitalvermögen bedingt und beftimmt wird, Wefentlich ift daher für fie 
ein Grundkapital, deſſen Nominalantheile die Mitgliedſchaft in ihr bedingen und beſtim— 
men und das dem Ganzen die Richtung umd den Lebenszweck verleiht, Jo daß die Indi— 
vidualität der verbundenen PBerfonen völlig gleichgültig ift und ſelbſt ganz unbeſtimmt 
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bleiben kann, auch der Name des Vereins ein unperſönlicher ſein muß. Weſentlich aber 
iſt ferner ein an dies gegliederte und zweckbeſtimmte Kapital ſich anſchmiegender Perfonen- 
organismus, ohne welchen jenes nicht leben und handeln könnte. 

Die Errichtung der A. ſetzt daher zuvörderſt das Zuſammenbringen des Grund— 
tapitals durch Einzahlung oder Zahlungsverſprechen voraus. Zu dieſem Behufe pflegt 
der eigentlichen Errichtung eine Reihe vorbereitender Handlungen voranzugehen, welche 
zwiſchen den ein Project aufſtellenden Gründern oder Unternehmern und den ſich zur 
Betheiligung bereit erklärenden Zeichnern ſehr complicirte Rechtsverhältniſſe erzeugen und 
oft ſchon eine vorläufige Vereinsorganiſation herbeiführen. Im Ganzen iſt feſtzuhalten, 
daß Alles, was vor der corporativen Eriftenz des Vereins als ſolchen Liegt, ſich auf beim 
Gebiete obligatorifcher Vertragsverhandlungen bewegt. Dagegen ift die Errichtung ſelbſt 
ein conftitwirender Act, vermöge deffen der Gefammtwille der Theilnehmer die Körper: 
Ichaftöperfönlichkeit in Yeben ruft. Hierbei bedarf es eines nach dem H. G. B. notariell oder 
gerichtlich abzufaſſenden Statuts, das als VBerfaffungsurfunde des Vereins die Normen über 
deſſen eifentielle Yebensbedingungen enthalten muß. Außerdem fordert das H. G. B. ftaat- 
liche Genehmigung, die dann in correlpondirender Weile für ſpätere weſensverändernde 
Acte nöthig iſt; es geftattet indeß den Landesgeſetzen, dies Erforderniß fallen zu laſſen, und 
ſchon haben mehrere Staaten (4. B. die Hanfeftädte, Oldenburg, Baden) davon Gebraud, 
gemacht, was zur Erwartung baldiger allgemeiner Freigabe der Actiemvereinsbildung um 
jo mehr bereshtigt, al8 auch England (1862) und Frankreich (1867) damit vorgegangen 
find. Endlich aber muß, damit die A. Dritten gegenüber als ſolche rechtlich eriftire, die 
Eintragung ins Handelsregifter hinzutveten. 

Tie Mitgliedihaft in der X. ift organiſch verbunden mit den als Actien bezeich- 
neten ideellen Werthquoten, in welche das Vereinsvermögen zerlegt it; fie folgt daher, weil 
Anner und Ausflug einer Bermögensquote, trog ihres gleichzeitig perlönlichen Gehalts 
den Regeln des Sachenrechts. Actien erwirbt man entweder originär vom Verein durch 
Emiffion oder derivativ durch Succeffion in ein beftehendes anderes Actienrecht. Die 
Acttien verförpern ſich in Actienurfunden, welde entweder auf Namen lauten, in welchem 
Falle durch Ein= und Umjchreibungen im Actienbuch der Erwerb und Rechtsübergang 
controlirt wird, oder auf den Inhaber, in welchem Falle fie aber erft nach Einzahlung des 
vollen Nominalbetraged ausgegeben werben follen. Die Actien find untheilbar, können aber 
von vornherein in Actienantbeile zerlegt werden. Die Rechte und Pflichten des Actionärs find 
doppelter Natur, In ökonomiſcher Beziehung iſt er verpflichtet, die veriprochene 
Einlage voll und vechtzeitig einzuzahlen, was pofitiwe Beſtimmungen über die gleichzeitige 
Verhaftung des ursprünglichen Zeichners für einen gewiffen Betrag (D.H.G. Art. 222-- 223) 
nicht ausſchließt; und er erwirbt dafür einen Antheil am u ee der 
aber nur nach dem Fortfall des gefellfchaftlichen Bandes ſich als freie iveelle Quote dar— 
ftellt, gegen die beftehende Gefellichaft dagegen Lediglich den Anfpruh auf Dividende, 
d. h. auf verhältnißmäßige Betheiligung am geſetz- und ftatutenmäßig ermittelten Nein- 
gewinn, gibt. Die Actie enthält aber zweitens die Mitträgerihaft der Vereins: 
perſönlichkeit, weshalb fie zur Unterwerfung unter das Statut (3. B. etwaige Schieds— 
Gerichte) verpflichtet und ein Stimmredt in PVereinsangelegenbeiten verleiht, 

Die Drganifation der U. ſchafft in mannichfachfter Weiſe die oft ſehr compli— 
cirten Organe für die einzelnen Yebenöfunctionen der Körperſchaft. Weſentlich ıft überall 
ein die Vollzugs- und Berwaltungsbehörde bildender Vorſtand ımd eine in beſtimmtem 
Umfange beichlußfafiende und controlivende Generalverfammlung, melde theils 
periodiich theils auf auferordentliche, in gewiſſen Fällen dem Borftand zur Pflicht gemachte 
Berufung zufammentritt und im welder im Zweifel jede Aetie eine Stimme gibt und 
Stimmenmehrheit enticheidet. Möglich tft die Beftellung eines Aufſichtsraths, der, 
wenn beſtellt, eine ftändige Gontrolinftanz mit beftimmten gejeglihen Befugniſſen bildet. 
Auperdem fommen zahlreiche andere Beamte, Bevollmächtigte, Agenten und Diener vor. 

Nach außen tritt die Geſellſchaft durch die dazır legitimirten Organe, regelmäßig 
durch den VBorftand auf, deſſen gefetlich geordnete Vertretungsbefugnig Dritten gegen= 





Adeitation — Addietio in diem. 17 


über mit Wirkſamkeit nicht beichränft werden kann. Berechtigt und verpflichtet wird 
der Verein als ſolcher, fo dar alfo Dritten lediglich das Gefellichaftsvermögen haftet, 
welches ſich aus dem Grundkapital, wie dieſes durch den Verkehr gemehrt oder gemindert 
ift, den für Reſerve, Tilgung und ähnliche Zwecke gebildeten Nebenfonds und den noch 
geichulpeten oder zu Unrecht — Einlagen der Actionäre zuſammenſetzt. 

Berändert wird die U. niemals durch einen Wechſel des Perſonenbeſtandes, 
jondern immer nur durch fachliche Momente, namentlich auch durch Herabfegung oder 
Erhöhung des Stammkapitals. Die letstere erfolgt entweder durch neue Aectienemif- 
fionen, wobei die verichtedenen Serien öfter ungleiches Necht erhalten (Stammactien, Priori— 
tãtsactien), oder durd Aufnahme einer Anleihe gegen verzinsliche Schuldicheine, ſog. 
Brioritätsobligationen, welche, weil fie nur zum Gläubiger machen, juriftiid von den 
Actien durchaus verichteden find. 

Aufgelöft wird die U. durch Ablauf der ftatutenmäßigen Zeit, durch Beſchluß der 
Generalverſammlung, durch Concurseröffnung und durch Berfügung der Verwaltungsbe— 
börde, wenn das Grumbfapital um die Hälfte vermindert ift, wozu nad den Yandesgelegen 
noch andere Fälle adminiſtrativer Auflöfung treten. Es folgt die Beendigung des Betriebs 
und die VBermögensvertheilung! Die Yiquidation beforgt im Zweifel der Vorftand nad) 
den Regeln der offenen Handelsgeſellſchaft. Ausgeſchloſſen bleibt fie bei der fog. Fuſion, 
welche eintritt, wenn mit der Auflöfung unmittelbar die Uebertragung des Geſchäfts nebft 
Actwen und Palfiven auf eine andere durch die Vereimigung gebildete oder umgeſtaltete 
Sefellihaft verbunden wird. Das HGB. ſucht für diefen Fall durch Anordnung einer 
zeitweife fortdauernden getrennten Bermögensverwaltung die Rechte der alten Gläubiger 
u fichern. 

a: D.H.G.B. Art. 207— 239. — Preuß. Gef. v. 15. Febr. 1664 und Braunſchw. 
v. 30. April 1867. — Franzöſ. Gef. v. 24. Juli 1567. — Engl. Compagnies-Act v. 7. Aug. 
1862. — Andere Gefete b. Renaud $. 2. — Ferner die Gefellfhaftsftatute. 

Lit.: Pöhls, Das Recht der A. Hamb. 1842. — Renaud, Das Recht der A. Leipz. 1863. — 
Auerbach, Geſellſchaftsweſen &. 154— 107. — Marbad, Ein Wort über den Rechtschar. 
der Actiervereine Leipz. 1844. — Hermann, Der Rechtschar. der Actienvereine Leipz 1858. — 
Abb. v. Jolly und Reyſcher i. d. Ztfhr. f. D. R. XI. 317. XIU. 382; v. Boigt, Rösler, 
Fid, Kunge, Witte i. d. Ztichr. f. das gel. Handels-R. I. 477. IV. 286. V. 1. VI. 229. 
VII. 1. — Die Lehrb. des HR. und des D.Prive K. — Gierfe, Rechtsgeſch. der D. 
Genoſſenſchaft 8. 69. — Weitere Nachweife b. Renaud $. 3. O. Gierfe. 

deitation, d. h. die vom Richter ausgehende Beiladung einer Berfon, um an 
einem Proceſſe als Partei theilzumehmen. Bon der älteren Theorie namentlich zur Reali— 
firung einer vom Bellagten vorgeſchützten exceptio plurium litis consortium und bei 
den iudieia divisoria zugelafien, wird ihre Statthaftigfeit von den Neueren wegen ihrer 
Unvereinbarfeit mit dev Berhandlungsmartme verworfen. Bei der durch das mündliche Ver— 
fahren nothwendig bedingten Abſchwächung der letzteren erſcheint die A. aber nicht abſolut 
verwerflich und jo beſtimmt im Gegenfag zur Hannov. Pre.O. $. 42 der Nd. Entw. $. 86, 
daß Täumige Streitgenoffen in ſolchen Fällen, wo das Nechtsverhältnig allen gegenüber 
nur einheitlich feftgeftellt werden kann, als durd die Procefjirenden vertreten angeichen 
werben jolln. Im Franz. Pre. ftreitet man über die Statthaftigfeit der ſog. inter- 
vention passive. Die überwiegende Meinung und die Gerichtspraris läßt fie freilich zu. 
Lit: Pland, Mehrheit der Nechtsftreitigkeiten, S. 394;3 Schlint, Fran. Ein. Pre.O. 
295. P. Hinſchius. 
Addictio in diem, ein fog. paetum adjectum, iſt die den Hauptvertrag bedin— 
gende Nebenabrede, daß einem oder beiden Gontrahenten erlaubt ſei, den Vertrag aufzu= 
heben, wenn innerhalb einer beftimmten Friſt ſich ein anderer Contrahent finden follte, 
der das gleiche Geſchäft mit wortheilhafterem Gebot einzugehen bereit ift. Es finden 
daher die Grundfäge von Bedingungen auf fie Anwendung. Sie fommt am häufigften 
vor bei dem Kauf zu Gunften des Berfäufers und farm als Sufpenfio= oder Reſo— 
[utio-Bedingung gefaßt werden; im Zweifel ift fie letsteres (ebenio das B. G. B. für d. K. 
Sachſen). Die Bedingung ift eingetreten, wenn em vortheilbafterer Antrag dem 
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Bedingung, z. B. auch kürzere Friſt oder günftigerer Ort der Preiszahlung, nicht aber 
bloßer Verzicht auf die dem früheren Käufer anbheimfallenden Früchte. Mehrere Ber: 
füufer müſſen, wenn nicht jeder nur feinen Theil verkaufte, einftimmig den neuen Käufer 
annehmen, Erfolgt in der Frift die Annahme deffelben nicht unbedingt, ſondern 
3. B. wieder mit a. i. d., ſo iſt die Bedingung nicht eingetreten umd der erſte 
Kauf wird perfect. Der erfte Käufer bat das Necht, in das Gebot des zweiten einzu 
treten (beftr. ob er ihm nicht überbieten müſſe) und dadurch jeinen Kauf aufrecht zu 
erhalten; er muß jedoch die aus dem erften Kauf beveitd gezogenen Nutungen unter 
Abzug der verwendeten Koften und Zinſen des bezahlten Preiſes dem Verkäufer reftituiven. 
Den Grundfägen über Bedingungen gemäß verlieren vor ihrem Eintritt getroffene Ver— 
fügungen des Käufers mit demſelben ihren rechtlichen Beftand; für den Fall'der Re: 
folutivbedingung ift dies, wie bet Reſolutivbedingungen überhaupt, bejtritten. — 
Nach Preuß. AR. wird bei dem „Vorbehalt des beiferen Käufers“ Sufpenfiv: 
und veip. Reſolutivbedingung vermuthet, je nachdem derſelbe vor oder nach der Weber: 
gabe verabredet if. Das B. G. B. für das K. Sachſen beftimmt an Stelle nicht verab- 
redeter Friften gefeglice, für das bejjere Gebot von 3 Tagen reip. 1 Jahre bei be— 
reſp. unbeweglichen Sachen, für die Erflärung des Käufe von 8 Tagen. Der C. eiv. 
enthält keine befonderen Beſtimmungen. 

git.: D. 18. 2. Preuß. WER. I. 11. $. 272— 294. BGB. für das Königr.Sadfen 
$. 1111—1117. 8. 1440. A. S. Schulke. 

Adel. Diefer Stand hat einen jehr verichiedenartigen Charakter nach den beiden 
Hauptarten, in denen er im Deutichland auftritt. Es wird unterichieden hoher und 
niederer A. z 

Der hohe N. ift der Inbegriff der ſouverainen Häufer und der mediatifirten Fa— 
milien, d. h. der Familien, welche zu den Zeiten des Reichs Reihsftandichaft hatten und 
zugleich ſich im Befis von reichsunmittelbarem Lande befanden, iiber weldyes ihnen die 
Pandeshoheit zuftand, im Yahre 1806 aber oder fpäter der Hoheit eines jouverainen 
Fürften unterworfen wurden, Die rechtliche Stellung der mediatifirten Familien tft durch 
die Bundesacte A. 14 normirt worden. Danach fteht diefen Familien insbeſondere das 
Recht der Ebenbürtigfeit mit den Souverainen zu; während ihmen der niedere A. und der 
Bürgerftand nicht ebenbürtig iſt. Die Häupter derjelben find die erften Standesherren 
in dem Staat, zu welchem fie gehören, die Familien aber bilden die privilegirtefte Claſſe 
in demſelben, namentlich binfichtlich der Beftenerung, find vom Militairdienſt befreit und 
haben einen yrivilegirten Gerichtsftand. Sie erfreuen fich der unbeichränften Freiheit, 
ihren Aufenthalt in jedem zu Deutfchland gehörigen oder mit demfelben in Frieden Leben- 
den Staate zu nehmen. Es ift ihnen das Recht der Autonomie eingeräumt, und die Auf- 
rechterhaltung der früher von ihnen errichteten autonomifchen Dispofitionen garantirt. 
Auf ihren, Beligungen fteht ihmen die Ausiibung der Gerichtsbarkeit, der Ortöpolizei, der 
Aufficht in Kirchen- und Schulſachen und über milde Stiftungen zu, jedoch nad Vor: 
fchrift der Yandesgefege, welchen fie, jowie der Militair-Verfaſſung und der Oberaufjicht 
der Negierungen über jene Zuftändigfeiten unterworfen bleiben. Die Familie des hohen 
A. iſt als eine juriftiiche Perſon, als Corporation aufzufafien, welche durch die männlichen 
Familienglieder, die Agnaten, vepräjentirt wird. Derfelben gehört das Eigenthum an 
den Objecten des Familienvermögens. Verfügungen über die Subftanz deſſelben find 
daher nur möglich duch einen Beſchluß der Familie. Die Form, im welcher autonomiſche 
Beftimmungen (Hausgefege) erlaffen werben, ift heutzutage regelmäßig Die des Vertrags, 
der einen übereinſtimmenden Beſchluß ſämmtlicher jelbftändigen Agnaten vorausfegt. Als- 
dann bindet derfelbe alle Familienglieder, einſchließlich der künftigen Generationen, bis er 
auf verfaflungsmäßigem Wege wieder aufgehoben ift. Früher wurden derartige autono- 
miſche Verfügungen auch eimjeitig vom Haupt der Familie erlafen, jolche waren aber 
nur für die Descendenz deſſelben verbindfih. Nach Der Bundesacte find die neu er- 
Yafjenen Hausgefege dem Souveram vorzulegen und bei den böchften Yanbesftellen zur 
allgemeinen Kenntnig und Nachachtung zu bringen; doch bedürfen dieſelben landesherr— 
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licher Beitätigung nicht. Zum Zwed der Erhaltung des Glanzes und Anſehens des 
Haufes gilt in den hochadeligen Häufern durchweg das Princip der Individualfucceifion, 
vermöge deren Die Benukung und Berwaltung des Familienvermögens immer nur Einer 
Perion auf Grund des Erb-R. zufteht, wogegen die übrigen Agnaten nur geringe Antheile 
an den Einkünften des Familienvermögens erhalten, welde in der Regel als Apanage 
eriheinen. Auch gilt ſtets agnatiſche Succeifion, jo daß Die weiblichen Familienglieder 
umd deren Descendenten, Die Cognaten entweder ganz von der Nachfolge in das Familien: 
vermögen ausgeichlofien find oder erft nach dem Aussterben des Mannsſtammes zur Sue— 
eefjion gelangen. Auch ein Anfpruc auf Apanage fteht den Cognaten nicht zu, fondern 
nur den Töchtern der Agnaten ein Anrecht auf ſtandesmäßige Verſorgung und bei der 
Verheirathung auf ſtandesmäßige Ausitener. Der hohe A. wird allein erworben durch 
Abſtammung aus einer ftandesmäßigen Ehe, d. h. emer Ehe, bei welcher beide Ehe— 
gatten dem hohen U. angehören, es müßte denn in einem hochadeligen Haufe das 
Ebenbürtigkeitsprineip durch Hausgeſetz oder Obfervanz aufgegeben, oder in einem beſtimm— 
ten Falle durch den Conſens der Agnaten davon abgeiehen fein. Einen Verluft des 
hohen A. gibt es nad) der richtigen Anficht nicht. Durch Heirath mit einem nicht dem 
hoben A. angehörigen Manne tritt zwar die hochadelige Frau in den Stand des erfteren, 
doch wird Der hohe U. nur juspendirt, nad Auflöfung der Ehe lebt er wieder auf. 

Der niedere U. ift aus zwei Elementen hevvorgegangen, aus der Nitterichaft und, 
denen, welche durch Verleihung des deutſchen Kaiſers oder des Yandesheren in dieſen Stand, 
erhoben find. Der auf Verleihung beruhende A. wird ald Brief>, Bullen- Diplo: 
men-A. (nobilitas codieillaris) bezeichnet, jo genannt von dem Adelöbrief, in 
welchem die Verleihung ausgeiprochen wird. Ber dem niederen U. wird alter um 
neuer A. unterſchieden. Von altem A. ſpricht man dann, wenn demjelben durch ein 
Reihe von Generationen hindurch die beiderfeitigen Ascendenten einer Perſon angehörl 
haben. Bon dem alten A. ift verfchteden der Uradel. Es ift der A., der auf unvor— 
denffiher Verjährung beruht, wober es nicht in Betracht fommt, ob auch die weibliet? 
Ascendenten dem A. angehört haben. Der etwa erforderlihe Beweis des A. wird bie 
Adelsprobe, der des alten A. die Ahnenprobe genannt. Beſondere VBorrechte kommen Bent! 
mederen A. heutzutage wicht zu, weder politifche noch civilrechtliche. Man hat zwar sit 
legterer Hinficht den Anſpruch auf eine befondere Titulatur oder wenigftens das Kerle 
Familiennamen vorzufegende Wort „von“, das Wappenrecht und das Necht der Autor 
angeführt. Allein das Wort „von“ tft fein untericheidendes Merkmal des nicht titulixkel 
niederen A., denn es gibt ſowohl adelige Familien, welche ſich deſſelben nicht bedielieit, 
als bürgerliche Familien, welche daſſelbe mit ihrem Namen verbinden. Auch das Wilß 
penrecht iſt fein ausichliegliches Nect des A., indem auch bürgerliche Familien vor fe 
eigene Wappen geführt haben. Die Autonomie endlich jteht dem niederen A. gar!icht 
zu. Das Recht, Familienfideicommiſſe zu errichten, ift nicht ald Ausflug der Autondhitdiga 
betrachten, ſondern ift eine Folge der allgemeinen Handlungsfähigfeit. Dafjelbe ift WAHR? 
auch keineswegs ein Vorrecht des A., fondern fteht einer jeden handlungsfähigen Berfar 
u. Dies gilt Towohl nah gem. R., als nady den Part.R., wenn aud das Bhher, 
Edict über die Familienfideicommiſſe vom 26. Mai 1818 ($. N) Gemitienietufäft, 
nur zum Bortheil adeliger Perfonen und Familien errichten läßt. Der nievere W. wir 
erworben durch Geburt und durch landesherrliche Verleihung. In erterer Hi wird 
eheliche Abſtammung von einem adeligen Vater vorausgeſetzt; der Stand der Mutter 
it irrelevant. Die Legitimation hat beim niederen U. die gewöhnlichen IrFungai, 
Rüdjihtlih der legitimatio per subsequens matrimonium wird Die allgenk Mozul 
geben, bet der legitimatio per rescriptum prineipis leugnen es einige © vijtſie 
jedoch ohne ſtichhaltigen Grund. Partieularrechtlich it allerdings der Tegteri., 
Wirkung abgeſprochen worden (Bayer. A.Ed. vom 26. Mai 1818 8. 2 in 
geht der niedere A. durch Heirath einer adeligen Frau mit einem nichtabeligen.,; —* 
Durch Verzicht wird derſelbe nicht aufgehoben, obwohl dies vielfach behauptet und: A) 
Partieularrechtlich vorgeichrieben ift (Bayer. A.Ed. 8. 18); ebenjo wenig) Dur, z 
2* 
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gebrauch, wenn ſchon bei längerem Nichtgebrauch die Anertenmung, ja wenn in Folge 
davon die Eriftenz dejjelben überhaupt zweifelhaft gemorven, die Emmenerung von Seiten 
des Landesherrn nothwendig werden kann. Er geht ferner nad gem. R. nicht verloren 
durch Betreibung eines niederen Gewerbes, obgleich particularrechtlih ſolche Vorſchriften 
fi finden Preuß. ER. Th. II. Tit. 9 88. 81 82, befeitigt durch Das Ed. vom 
9. October 1807 8. 2; das Bayer. A.-Ed. 8. 21 fuspendirt den A.); endlich auch nicht 
durch Verurtheilung wegen Verbrechen ; doch haben Part. R. auch dies angeordnet (Bayer. A.⸗ 
Er. $. 17. Preuß. Str.G. B. 8$. 12. 22). 

Zu dem niederen A. ift auch zu vechnen der ehemalige Reich s-A., d. h. die ehe— 
malige reihsunmittelbare Nitterichaft. Zwar gewährt die Deutiche Bundesacte U. 14 
derfelben die Freiheit Ded Aufenthalts in demſelben Maße, wie den Mediattfirten, ferner 
gibt fie ihr das Recht der Autonomie, und ſpricht den Begüterten Laudſtandſchaft, Patri— 
monial- und Forftgerichtöbarfeit, Ortspolizei, Kirdenpatronat und privilegixten Gerichts— 
ftand zu. Doch follen nach derſelben dieſe Rechte nur nad Vorſchrift der Landes— 
geſetze ausgeübt werden. 

Der A. iſt regelmäßig ein Geburtöftand, es gibt aber auch einen perſönlichen 
A., der nicht auf die Descendenten übertragen wird, Zu den Zeiten des Reichs hatten 
den hohen perlönlichen A, die gerftlichen Fürften, den niederen die Doctoren der Rechte. Im 
der neueren Zeit ift diefer niedere perſönliche A. nach einigen Yandesrechten die Folge 
gewiſſer Orden und Aeınter Preuß. ER. Th. I. Tit. 9 $$. 32. 33. Bayer. W.-Ev. $. 5). 

Fit.: Göhrum, Geſchichtl. Darftell. der Yehre von ber Ebenbürtigkeit. 2 Bde. Tübing. 
1546. Kohler, Handb. des Privatfürftenrechts der mittelbaren Firften und Grafen. Sulzbach 
1832. Kobler, Die ftaatsrechtl. Verhältniſſe des mittelbar gewordenen, vormals reichsſtänd. 
A. in Deutjchland. Sulzbah 1844. Zöpfl, Staatsrecht, 5. Aufl. Bd. IL. 8. 307 fi. 323 f. 
Rönne, Staatöreht I, 2 SS. 107. 108, Lewis. 

Ademtion der Legate heißt deren einfache Wiederaufhebung (Entziehung) durch 
den deutlich erkennbaren Willen des Teſtator, Translation (Üebertragung) der Wider— 
ruf durch Errichtung eined neuen an Stelle des aufgchobenen mit Anderung der Sub— 
jecte oder des Objects. Beides iſt gemeinvechtlich an feine Form gebunden. Beſtritten 
ift, ob, wenn ungewiß, welches unter mehreren Vermächtniſſen widerrufen worden, alle 
oder Feines aufgehoben ſei. Lestere Meinung, melde das Sächſ. G.B. ausdrücklich 
billigt, Scheint auch Die quellengemäßere. Die Frage nad den Verhältniſſe der negativen 
und pofitiwen Wirkung einer Translation iſt reine quaestio voluntatis. Nach Preuf. R. 
erfolgt der Widerruf mündlich vor einem Notar und zwei Zeugen, fchriftlich durch eigen- 
händig geſchriebenen und unterfchriebenen Aufſatz; nad Sächſ. GB. durch Erklärung vor 
Gericht oder zwei Zeugen, durch formlole Schrift nur dann, wenn der Widerruf legtwillig, 
vorbehalten war. Das Franz. R., welchem jeder Tetstwillig Berufene nicht als heritier, 
ſondern als legataire gilt, geftattet die Aufhebung einer jeden legtwilligen Berfügung 
durch einen den bloßen Widerruf enthaltenden Act vor zwei Notaven oder vor einem 
Notar und zwei Zeugen. 

Lit.: Arndts im a VI. S. 297 fi. Roßbirt, Vermächtn. I. ©.429, ff. Bering, 
Kim. Erbr., S. 718 fe — 1.2, 21. D. 34, 4 Preuß. AR. I 12. 88. 593 fi. Sädf. 
5.8. 88. 2412 ff. Berorbn. vom 9. Jan. 1865 88. 2 ff. C. eiv. a. 1035 fi. 

Schütze. 

Adhäſionsproceß wird im Gem. D. R. ſeit dem Ende des vorigen Jahrhun— 
derts Eſchenbach 1788, früher „Denunicationsproceß“) das Verfahren genannt, mittelſt 
deſſen auf Antrag des Beſchädigten die Schadenserſatzfrage neben der Straffrage durch 
den Strafrichter zur Entſcheidung gebracht werden fol. Die Entſcheidung bat einen 
überwiegend facultativen Charakter. Der Strafricgter kann jederzeit den Civilanſpruch 
ad separatum verweilen, ſobald Verwirrung, 3. B. im Beweile, oder Verzögerung, ins— 
befondere Durch Berlängerung der Unterfuhungshaft droht, alfo auch wenn die Straf: 
lache ſpruchreif erſcheint, der Entſchädigungsanſpruch noch nicht. Er kann aber auch 
lediglich die Liquidation des Betrages dem Givilrichter überweiſen; er iſt endlich befugt, 
wern alles Klar liegt, Entichädigungspfliht und Betrag gleichzeitig mit dem Criminal— 
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punet zur Entſcheidung zu ziehen. Bet den Unzuträglichfeiten, welche in Erinangelung 
ſehr ausgedehnter Beitimmungen aus der Uebertragung von Inquifitionsmarimen auf 
die Erörterung von privatrechtlihen Anfprücen zu befürchten ſtehen und andererjeits der 
ſtrafrechtlichen Unterfuhung aus einer unmittelbaren Betheiligung des Intereſſes des von 
der ftrafbaren That zunächſt Betroffenen an allen Einzelheiten der Beweisführung erwachlen, 
baben fi viele deutiche Staaten — neuerdings Würtemberg — von dem Verfahren der 
Adhäſion abgewendet, oder fie nur in ſehr beichränftem Umfange, namentlich bei Ueber: 
tretungsfachen zugelaffen. Als veglementariihe — allenfalls im Wege der einfachen Be— 
ihwerde angreifbare — Inftruction pflegt dann dem Unterfuhungsrichter (nicht dem er— 
kennenden Richter) vorgejchrieben zu Tem, nicht außer Acht zu Lafjen, dem Beichädigten zum 
Eriat feines Schadens zu verbelfen; d. h. die geitohlenen, geraubten , verhehlten Sachen 
ihm wieder zu Ichaffen, nicht aber etwa durch Beichlagnahmen von Hab und Gut den Erſatz 
von Curkoften u. dgl. zu fichern. Dies bleibt dem Beichädigten im Wege des Civ. Pre. 
überlaffen. So in Preußen, Baiern, Helfen = Darmftadt. In Oeſterreich dagegen hat 
das Str. Ger. nicht nur im der Vorunterſuchung den Schaden von Amts wegen zu erheben, 
ſondern auch zur Schlufverhandlung den Beichädigten zu laden, zu hören, feine Beweiſe 
zu prüfen, umd ihm — ſofern er nicht verzichtet — entweder die beanſpruchten Sachen, 
oder die geeignete Entichädigung zuzuiprechen. Die Praris nimmt an, daß der Straf: 
richter ſogar weiteren Erſatz zubilligen darf, wenn ihm der inzwifchen ergangene Spruch 
des Civilrichters nach dem Ergebniß der Strafverhandlung nicht genügend ericheint. 
Umgekehrt in Preußen bei Holzviebftahlsfahen. Der Straf- (Forft-) Richter erkennt laut 
Tare auf Wertherfag. Weitergehender Schade muß im Civ.Verf. eingeflagt werben. 
In den deutichen Landestheilen weftlih vom Rhein Tiegen dem Verfahren die Beftim- 
mungen des Franzöſiſchen C. d. Yinstr. zum Grunde, welde im Wefentlichen eine jelb- 
fändige Ciwilflage mit der Eigenthümlichfeit eingeführt haben, daß das Verfahren in den 
Formen des Str. Pre. fich bewegt. Abgeſehen von Schwurgerichtöfällen kann fie dahin führen, 
daß auch Die Staatsanwaltichaft in die Yage kommt, dem Givilfläger zu adhäriven, und 
nach geführten Beweiſe ihre Anträge wegen Beftrafung zu ftellen. Ueber den Givilpunct 
darf der Strafrichter ſelbſt nach Erledigung des Griminalpunctes, alfo 3. B. nach dem 
Spruch der Geſchworenen bejondere Erörterungen veranlaffen. Immer aber muß die Be: 
weisführung nach den Vorſchriften des Str. Pre. vor fich gehen. Dem Civilkläger fehlen 
de Beweismittel des Civ. Pre.; ambererfeits fteht ihm die amtliche Unteriuhung des 
Gerichts förderlich zur Seite; wie ihm, jo gereicht dies auch dem Civilverflagten bald zum 
Nachtheil, bald zum Bortbeil. 

In Deutjchland fett der U. ein Schon fhwebendes Unterfuchungsverfahren voraus. Der 
Auſchluß fteht in der Wahl des Klägers. Er kann nad) einigen Gſgbb. im Vorverfahren 
und nur Da bis zum Berweilungsbefhluß, nach anderen noch ſpäter erfolgen (Altenburg, 
Baden, Sadıfem). Der Civilfläger betheiligt fih an der Sammlung der Beweife, erhält 
Nachrichten: über die Ergebnifie der Vorunterſuchung, hat das Necht der Acteneinfiht — 
bald beſchränkt, bald ohne Beſchränkung. Er darf fi) durch einen Bevollmächtigten ver— 
treten laſſen. Seine Klageſchrift wird dem Verllagten mitgetheilt, meift ſpäteſtens gleich 
zeitig mit der Zufertigung der Abſchrift der Anklage. Der Beweis bewegt ſich in ben 
Formen des Str.Berf. Hier unzuläffige Beweismittel 3. B. Eideszufchiebung find auch 
im U. nicht anwendbar. Welche Rolle fällt Hienah dem Eivilfläger im Hauptverfahren 
zu? It er eim zuläfliger Zeuge? Frankreich verneint; er ift Kläger. Deutichland bejaht 
meiſtens; er iſt nur Adhärent. Gleichwohl ift ihm in einigen Gſgbb. das Necht gegeben, 
durh Ablehnung auf die Bildung des Gerichtöhofes einzuwirken. Vielfach ift ihm auch 
die Befugniß ertheilt, nicht nur Durch Beweisanträge, ſondern auch durch Stellung von 
Fragen an Zeugen und Sadwerftändige, ſowie durch eine Schlufäußerung über die Schuld- 
frage im der Hauptverhandlung thätig zu werden. Im Sachſen ift fir Schwurgerichts- 
haben angeordnet, dar erft nad) dem Wahrſpruch der ädhärirende Beſchädigte feine An— 
ſprüche begrimden dürfe. Wohärent und Adhäſe — Beſchädigter und Angeſchuldigter — 
haben hienach ſchon in der erſten Inſtanz eine weſentlich andere proceſſualiſche Stellung 
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als gemeinhin Kläger und Verklagter. Aehnliche Unterſcheidungen fegen ſich für die 
höhere Inftanz fort. Berufung ift bald ſchlechthin, bald in Berüdfichtigung von civil— 
proceſſualiſchen Summenbeftimmungen, bald nur adhäfionsweile geftattet d. h. als Neben- 
appellation — 3. B. Altenburg —, wenn die Staatsanwaltihaft oder der Angeflagte 
appellirt. Bleiben diele unthätig, jo wird verfahren, als ob noch fein Urtheil über den 
Givilpunft ergangen wäre. Dieſen Erfolg pflegt aud die Nichtigkeitsbefchwerde zu haben, 
jobald fie für begründet erachtet wird. Der Beichädigte wird dadurch ohne Weiteres auf 
den Civilweg verwieſen, da blos um jeinetwillen das Str.Verf. nicht eingeleitet worden war, 
noch neu eingeleitet werden darf. Wie aber wenn nicht wegen des Givil=, fondern nur 
wegen des Criminalpunftes die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben ift und Erfolg gehabt bat? 
Die überwiegende Meinung Scheint aus guten Gründen dahin zu geben, daß auch für den 
Civilpunkt dann die ergangene Entſcheidung für bejeitigt zu achten; daß alfo Das prin- 
eipale das accessorium — den Anhang, die Adhäſion — mit fi) reife. Fir das 
Hülfsvollftrefungsverfahren nach befchrittener Rechtskraft (actio judicati und deren ehr 
verjchteden geftaltete Formen) fommen regelmäßig die cieilproceffualifchen Vorſchriften 
zur Geltung. Daifelbe gilt für den Koftenpunft. 
Unabhängig von den Vorſchriften über Adhäſion find die Grundſätze bezüglich der 
— nur ausnahmsweiſe bindenden — Wirkung der Entſcheidungen des Strafrichters für 
den Civilrichter und umgefehrt. i 
Lit.: Der A. bogmatifchefyftematifch dargeftellt von Prof. Dr. H. Ortloff, 1864, mit 
Nachweiſung der, Lit. und Gfgb., wozu bie neueren Str. Pre.Orbnn. für Sachſen, Großb. Heſſen, 
Würtemberg, Hamburg treten, fowie die neupreuß. Str.Bre.O. von 1867 8. 9. Der N. im den 
Unterf. wegen Nachdrucks nah Preuß. R. von Dr. Dambad in v. Holtzendorff, Strafrechtztg. 
1861 ©. 360 f. Schaper. 
Adjudication bedeutet im Allgemeinen jede richterliche Ueberweiſung. Insbejondere 
wird darunter verftanden: 1) der Spruch des Procefrichters, welcher das ftreitige Hecht 
des Klägers als vorhanden feftftellt und ihm den Gegenftand defjelben zuerkennt. 1. 12 
pr. D. qui pot. 1. 21 $. 3 D. de ann. leg. 2) Der Spruch des Erecutionörichters, 
bei den Römern den verurtheilten, aber trotzdem nicht zahlenden Schuldner dem 
Gläubiger zur Abführung in die Schulohaft zuſprach. Gai III. $. 189. Doch ift 
die technijch genaue Bezeichnung hierfür: addietio. Die perfönlichen Rechte des Schuldners 
wurden dadurch nicht aufgehoben. Er blieb nur in der Haft des Gläubigers, bis er 
jeine Schuld abgearbeitet over fonft abgetragen hatte. Seit dem dritten Jahrhundert 
n. Chr. fam dieſe Erecutionsweife ab. Näheres darüber bei Bethmann-Holl— 
weg, Giw.Pre., I. $. 113. 3) Der Spruch des Theilungsrichterd, welder zur 
Auflöfung einer unter den Parteien beftehenden Gemeinichaft das Recht der einen von ihnen 
an die andere oder die Nechte beider an einen Dritten überträgt. 1. 36 D. fam. herc. 
Im Röm. Formularprocefie wurde der Geſchworene dazu durch einen bejonderen, in 
feiner Inſtruction enthaltenen Sa: quantum adiudicari oportet, iudex, Titio 
adiudicato ermächtigt. Gai IV. $. 42. Daber hieß auch dieſer Formeltheil jelbft 
adiudicatio, im Gegenfag zu den andern drei ordentlichen Beftandtheilen: demonstratio, 
intentio, condemnatio. Während Ddieje legteren in den verfchiedenften Klagformeln vor— 
famen, war die adiudieatio den Drei Theilungsklagen eigenthümlich. Bol. Beth: 
mann=Hollweg, I. $. 87 a. E. Im Juſtin. R. kommt natürlich eine adiudicatio 
als pars formulae nicht mehr vor. Dagegen ift Die materielle Natur des Theilungs— 
ſpruchs fortwährend unverändert geblieben. Der Inhalt vefjelben kann nun jehr ver— 
fchieden fein, indem der Theilungsrichter ganz freie Hand hat, je nad) den Umſtänden 
die Auseinanderfegung zu bewirten. Er kann entweder die den Parteien gemeinfam zus 
gehörige Sadıe reell zerlegen und jedem Genoſſen eind der nunmehr jelbjtändigen Stüde 
als Alleineigenthum zuweiſen oder die ganze Sache einem einzelnen Genoſſen überlaffen 
und dieſen dafür zu einer Abfindung des andern in Geld verurtbeilen, 8. 5 I. de off. 
iud. 11. 1. 3. C. comm, div. Bei einer Mehrheit gemeinjamer Gegenftände wird Die 
Abfindung gemöhnlih in der Art bewirkt werden, daß der eine derjelben dieſem, der 


Adminijtrationsforum. 23 


andere jenem Genoffen ganz zugewiefen wird, $. 4 I. de off. ind. Der Richter fann 
aber auch ferner nach vorgängiger Verfteigerung die Sache an einen Dritten adjudiciren 
und den Erlös unter den Parteien theilen, 1. 3 C. eit. Und er fann endlich auch neue 
dingliche Rechte, welche bis dahın noch nicht beftanden, wie z. B. einen Nießbrauch zu 
Gunften des einen oder des anderen Genofjen an der Sache beftellen, 1. 6 $. 10 D. 
comm. div.; ja bei Erbichaftsregulivungen darf er zur Ausgleihung der Antheile feinen 
Spruch ſogar auf die zum Nachlaß gehörigen Obligationen erftreden, 1. 3 D. fam. here. 
In derjelben Weife wie das Eigenthum fünnen aud alle anderen Rechte, welche fich zum 
Gegenftand eines Theilungsverfahrend eignen, eventuell wenigiteng deren Ausübung, durch A. 
übertragen werden. So namentlich Nießbrauch, Pfandrecht u. dergl. m. gl. 1.7 D. 
comm, div. In allen diefen Fällen wirkt die A. einen fofortigen Uebergang Des zuge- 
ſprochenen Rechts auf den Adjudicatar, ohne daß es erſt einer Befigergreifung bedarf, 
$.7J. de off. iud. Do kann das Recht auf diejen natürlich nur übergehen, wenn der 
andere Genoffe jelbft e8 hatte, umd in dem Zuftande, wie diefer es hatte (cum onere), 
l. 17 D, de usurp. Der rechtliche Grund für die durch U. vermittelte Nachfolge iſt 
überall ein Kauf oder Taufch oder Innominatvertrag, je nachdem der Adjudicatar für den 
Erwerb Geld oder eine andere Sadye oder Handlung ald Gegenleiftung gewährt, 1. 1 C. 
comm,. utr. ind. ]. 7 8. 13 D. comm. div. 1. 20 8. 3 D. fam. here. 1. 23 C. 
fam. here. Daher finden die gewöhnlichen Negeln über Entwährung, Berlegung über die 
Hälfte und dergl. auch Hier Anwendung. 1. ). 7. 3. C. comm. utr. iud. Bon alledem 
mweiht das Preuß. R., richtig verftanden, nicht weientlih ab. (S. bei. Göppert, 
Beiträge zur Lehre vom Miteigenthum, ©. 40 ff.) Nur findet nach demfelben eine förm— 
liche A. nicht ftatt. Außerdem bejtimmt es, daß die Kraft und Giltigfeit einer durch den 
Richter vollzugenen Theilung nad den Kegeln über rechtskräftige Erkenntniſſe zu beurtbeilen 
fi. 88. 111 — 114 AR. J. 17. — 4) (umöm.) Der Spruch des Subhaftations- 
richters, welcher die verfteigerte Sache dem Meiftbieter zufchlägt. Nach dem gejchriebenen 
gem. R. ſollte dieſer Zuſchlag mur gegen baare Zahlung des Kaufpreijes erfolgen. Auth. 
Hoe ius zu 1. 14 C. de sacros. ecel. Indem jedody die neuere Praxis von diejer Vor— 
ſchrift abſah, begann fie zugleich von dem Zufchlag (addietio) eine bejondere, erft gegen 
Zahlung erfolgende U. als gerichtliche Einweifung zu untericeiden, jo daß durch jenen 
mr ein Forderungsrecht, durch Diefe aber das Eigenthum erworben wurde. So audy die 
neue Königl. Sächſ. Verordn. über das Verfahren im nicht ftreitigen Rechtsſachen vom 
9. Yan. 1865 $. 199. Das Preuß. N. hielt bis vor kurzem die ältere Bedeutung der 
A, als der gerichtlichen Erklärung, durch welche dem Meiftbieter Eigenthum, Nugen, Yaften 
und Gefahr übertragen werben, feit, 88. 342. 361. ALR. I 11. Die neue Eubha- 
ſtationsordn. vom 15. März 1869 aber vermeidet den Ausdruck ganz und unterſcheidet 
nur Zuſchlagsurtheil und Uebergabe. 

Onellen: Die Bandelten- und Cobertitel Über die Theilungsflagen, X. 1. 2. 3 unb II. 
36. 37. 38. Einzige, doch ziemlich umbedeutende Monographie: Marx de adiudicatione et 
de iudieiis divisoriis, Bonnae 1855. Ed. 

Adminiftrationsforum (forum gestae administrationis, Gerichtöftand der ge— 
, führten Verwaltung), d. h. der Gerichtöjtand für alle aus einer Verwaltung entipringenden 
Klagen bei dem Gerichte, in deſſen Bezirk dieſe ftattgefunden hat, mag dieſelbe eine amtlich 
aufgetragene, wie 3. B. die Vormundſchaftsführung, oder eine freiwillig übernommene (in 
Folge General- Mandatd, negotiorum gestio u. ſ. w.) fein. Die Klagen, welche hier 
geltend gemacht werden fünnen, find die Anfprüche des dominus gegen den Geſchäftsführer, 
die des letteren gegen den erfteren und endlich dritter Perfonen gegen den einen oder anderen 
aus den zur Verwaltung gehörenden Rechtsgeſchäften. Das forum ift jchen dem Röm. R. 
belannt und erſcheint hier als eine Anwendung des forum solutionis, reſp. contractus. 
Als aber die Procefdoctrin im Laufe der Zeit für die Anwendung des letzteren die An: 
weſenheit des Verklagten am Erfüllungs- oder Contractsort forderte, für das U. aber 
dieſes Requiſit in Folge der röm. Quellenzeugniſſe nicht ftatuiren konnte, ftellte man das 
legtere neben das forum solutionis, vejp. contractus als einen bejonderen Gerichtöftand 
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bin, eine Auffaſſung, welche fir Altpreußen durch die A. G.O. Th. I. Tit. 2. 88. 148— 
150. 154 ff. geſetzliche Anerkennung gefunden hat. Während das A. nad gem. Pre. 
electiv mit den Jonftigen Gerichtöftänden concurrirt, und die auf dem Boden des gem. Pre. ° 
ftehende Hannov. Pre.O. 88. 11. 17 auch diefen Grundfag adoptirt hat, läßt die Preuß. 
Ger.O. a. a. O. $. 156 das in Rede ftehende forum allein und erclufiv bei einer auf 
obrigfeitliche Anordnung übernommenen Berwaltung eintreten, ja der C. d. proc. a. 527 
fennt daffelbe überhaupt nur für Derartige Adminiftrationen. Der Entw. für den Nd. 
Bund 88. 52. 57 endlich reproducirt die heutigen gemeinproceflualiichen Grundfäge nur 
mit der Mopdification, daß das forum allein für Klagen des Geſchäftsherrn gegen ben 
Berwalter und umgekehrt ftattfindet. 

Lit.: Betbmann-Hollweg, Berfuche über einzelne Theile ber Theorie des Eiv.- Pre., 
Berlin 1827, ©. 27 fi. P. Hinſchius. 

Adoption (adoptio) ift das Rechtsgeſchäft, vermöge deſſen eine Perſon im die väter— 
liche Gewalt einer anderen entweder von dem bisherigen Inhaber der väterlichen Gewalt 
gegeben wird, oder wenn fie nicht im vwäterlicher Gewalt, ſondern sui juris tft, fich 
ſelbſt gibt; im erjteren Fall heißt das Rechtsgeſchäft A. im engeren Sinn, im zweiten 
arrogatio. Die Wirkung ift im beiden Fällen, daß Das Adoptiofind, namentlih auch in 
vermögensd= und erbrechtlicher Beziehung, jo lange das Adoptivverhältniß beftebt, 
zu dem Adoptirenden und deſſen Agnaten ganz im das Verhältniß eines Leiblichen Kindes 
tritt. Juſtinian bat diefe Wirkung bei der A. im engeren Sinn jedoeh auf den 
Fall beichränft, daß Der Adoptivende vwäterlicher oder mütterlicher Ascendent des Adoptirten 
ift, oder daß der im U. gegebene Descendent noch in feinem unmittelbaren Erbverhältniß 
zu feinem in A. gebenden Ascendenten fteht, alſo z. B. der Entel eines noch lebenden 
Sohnes in A. gegeben wird. Im allen anderen Fällen bat die A. im e. ©. mur die 
Wirkung, daß der Adoptirte ein einjfeitiges Erbredt in das Vermögen des Adop- 
tivenden erhält, im Uebrigen in feinem leiblichen Verwandtſchaftsverhältniß bleibt. Jedoch 
muß man dem med der A. und der blos erbrechtlichen Bedeutung der juftinianetfchen 
Berordnung gemäß auch in Diefem alle Die Begründung eines NReipectöverhältnifjes und 
den Uebergang des Erziehungsrechtes auf den Adoptivvater annehmen (beftr.). Die 
Neueren nennen dieſe A. durch einen Nichtascendenten a. minus plena, die A. durch 
einen Ascendenten a. plena. — Die VBorausfeßungen der A; im Allgemeinen find fol= 
gende: der Adoptirende darf nicht jelbft unter wäterlicher Gewalt ftehen, nicht Caſtrat, 
und muß mindeſtens 18 Jahre (jog. plena pubertas) älter fein, ald das Adoptivfind. 
Vormünder und Curatoren dirfen ihre Pflegebefohlenen nicht vor beendeter Vormund— 
haft und bevor dielelben das 25. Jahr vollendet haben, arrogiven. Weiber können 
nur ausnahmsweiſe zum Troft für verlorene Kinder durch landesherrliches Nejeript Kinder 
annehmen, zu welchen fie dann in das Verhältniß einer leiblichen Mutter treten. Con— 
cubinenfinder (beftv. ob heute uneheliche überhaupt) ſollen nicht von ihren natürlichen 
Eltern adoptirt werden, ſondern fünnen Kindesrechte durch Yegitimation erlangen. Für 
die Arrogation ift noch beſonders beſtimmt, daß der Arrogirende in der Regel 
60 Jahr alt fein, feine Ausficht auf eigene Kinder und einen triftigen Grund zur Arro= 
gation haben, ſowie daß nicht ein Armer einen Reichen arrogiven fol. Die im älteren 
R. unmögliche Arrogation eines Unmündigen ift vom Kater Anton. Pius unter 
läftigen, heutzutage auf die Arrogation Minderjähriger auszudehnenden Beſchränkungen 
geftattet; insbeſondere ift richterliche Prüfung (causae eognitio) und Gautionsleiftung des 
Arrogirenden für die Neftitution Ded Vermögens des etwa in der Unmündigkeit verſter— 
benden Arvogirten an deffen natürliche Erben erforderlich; außerdem muß dem Arrogirten 
oder deſſen Erben beftr.), falls er während der Unmündigkeit (beſtr. ob nicht auch ſpäter) 
ohne hinlänglichen Grund von dem Arrogirenden emancipirt oder enterbt wird, ber vierte 
Theil des Vermögens des Yesteren (quarta Divi Pii) herausgegeben werden. — Die 4. 
im e. ©. erfolgt durch gerichtlichen Bertrag umd erfordert, daß der zu Adop— 
tirende nicht widerſpricht, die Arrogation durch landesherrliches Nefeript umd 
erfordert ausdrückliche Zuftunmung des zu Arrogivenden. — Diefe Röm. Grundfäge gelten 
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auch noch heute, obſchon ſie durch die Abſchwächung der Rechte aus der väterl. Gewalt 
und Agnation im heutigen R. viel von ihrer Bedeutung verloren haben. — Die neueren 
Gſgbb., bei. das Sächſ. Civ. G. B. und das Preuß. ALR. kennen einen Unterſchied 
zwiſchen Arrogation und U. nicht, beſchränken die Wirkungen der Annahme an Kindesſtatt 
auf die der a. minus plena, jo daß der Adoptivvater weder Verwaltung, Nießbrauch 
noch Erbrecht am Bermögen des Kindes, fondern nur dieſes ein ſolches am Vermögen 
der Adoptiveltern erhält und aus feiner natürlichen Familie nicht beraustritt. Das 
Sächſ. Civ. G. B. erfordert in allen Fällen Iandesherrl. Genehmigung, das Preuß. A.L. R. 
nur richterlice Beftätigung. — Nah Franz. R. kann nur ein 5Ojähriger ohne legitime 
Nachkommen einen Großjährigen, welden er während der Minderjährigkeit mindeſtens 6 
Jahre lang umterftügt hat, aboptiren. Nur im Fall der Rettung aus Todesgefahr und 
wenn der Adoptivende die Grofjährigfeit des zu Adoptirenden vorausfichtlih nicht erleben 
wird, kann von dieſen Erfordernifien abgeiehen werben. 

Lit.: Schmitt, bie — v. d. A. 1825. Lang, Arch. f. eiv. Pr. XXI. S. 288, 419. 
v. Buchholz, jurift. Ash. Nr . 15 u. 17. v. Löhr, Magaz. f. Rechtöm. u. Ofgb. LI. Nr. 11. 
v. Wening-Ingheim, Ztihr f. Civ-R. u. Pr. I. 17. Darsell, baf. XI. ©. 172, 212 f. 
Burchardi, Arch. f. civ. Pr. VII. ©. 183. (I. L, 11. D.I, 7. C. VIII., 48 de ado- 
ptionibus. Preuß. AR. Il, 2. $. 666— 716. Sidi. Civ.G.B. 8. 37871800. C. eiv. 
A. 343—370 A. S. Schulte. 

Adulterini find eigentlih nad) Röm. N. nur diejenigen Kinder, welche von einer 
Ehefrau im Ehebruch geboren find ; allein das neuere gem. R. bat diefen Begriff auch 
auf die umehelichen Kinder eines Ehemanns ausgedehnt. Diefe haben gemeinrechtlich den 
gewöhnlichen Anſpruch auf Altmentation gegen ihren umehelihen Bater, jene aber nur 
dann wenn es feftfteht, daß der Ehemann fie unmöglih erzeugt haben Tann. Dem 
Röm. R. iſt ſelbſtverſtändlich Beides ganz fremb. 

Ebenfalls unrömiſch ift die behauptete Aſſimilation der A. mit den incestuosi 
G. d. Art.), wonach die fingulären Beftimmungen der 1. 6 C. de incestis nuptiis (V. 5) 
und der Nov. 89, e. 15, auf fie auszubehnen wären, welche Beſtimmungen übrigens 
nach der richtigen Anficht auch für incestuosi nicht gem. Necht find. 

Daß von einer Yegitimation der A. im Röm. R. nicht die Nede fein konnte, ver- 
tebt ſich von ſelbſt, da blos Concubinenfinder legitimirt werden konnten. Das Can. R. 
(e. 6 X qui filii sint legitimi 4, 17) ſchließt Legitimation ausdrücklich aus, was offen 
bar mit dem Verbot der Ehe zwifehen Ehebrechern zufammenhängt und heutzutage als 
mit diefem Berbot weggefallen zu betrachten ift, fo daß der Yegitimationsfähigfeit der A. 
gemeinrechtlich nichts mehr entgegenftebt. 

Nady Preuß. AR. bilden die A. keine bejondere Gattung unter den übrigen unebe= 
Iıhen Kindern. Umſomehr nad Franz. R.: die A. werben wie Die incestuosi für 
vater= und mutterlos gehalten, mit Ausnahme eines durch C. N. a. 762 — 764 ge- 
regelten Alimentationsrechts, womit eine Altmentationspflicht verbunden iſt; fie dürfen auch 
durch Schenkung oder Vermächtniß nicht mehr befommen, 908, 911; fie fönnen weder 
anerfannt noch legitimirt werden, 331, 335, 342. Rivier. 

Advokatur und Anwaltihaft. I. Hiftorifches. Für den Röm. Pre. der 
älteren und claffiichen Zeit find die Brocuratur, die Befugniß für und ftatt einer 
Partei vor Gericht aufzutreten, und Die Stellung als advocatus, patronus oder 
orator, welcher der Partei bei ihrem Erſcheinen vor Gericht blos mit feinem juriftifchen 
Rath und jeinem Anſehen (advocatus) diente oder auch gleichzeitig neben verjelben Ans 
träge ftellte und für dieſelbe plädirte, zu unterſcheiden. Während die Zuläſſigkeit der 
Stellvertretung ſich nur langſam und allmälig erweiterte, war die Unterftügung der Partei 
durch Rechtsbeiftandichaft jedem freigegeben und galt als eine des höchſt geftellten Mannes nicht 
unwürdige Beichäftigung. Als fih aber R. und Pre. immer fünftlicher geftalteten und 
dem Boltöbewußtfein mehr entfremdeten, war dadurch auch die Nothwendigkeit einer ſpeciellen 
Fachbildung für Die gedachten Funftionen bedingt und fo ward feit dem 3. Jahrhundert Die 
Rechtsbeiſtandſchaft ein don techniſch gebildeten Juriſten ausgeübtes Gewerbe, welches zu— 
gleich als eine Art des öffentlichen Dienſtes angeſehen und daher unter die Kontrole der 
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Magiſtrate geſtellt wurde. Die Zahl der Advokaten war für jedes Gericht feſtgeſetzt und die 
Eintragung in das Verzeichniß deſſelben (matricula) erfolgte nur auf Nachweiſung der 
Dualififation (namentlich einer juriftiichen Vorbildung). Die Kollegien der Advokaten der 
einzelnen Gerichte beſaßen Korporationsrechte. Waren aber auch den Mitgliedern derjelben 
eine Reihe von Privilegien (namentlich Befreiung von läftigen Stadt= und Provinzial 
Aemtern) zugefichert, jo waren fie doch andererjeits der Kontrole der Magiftrate und ihrer 
Disciplinargerichtsbarfeit unterworfen, für ihre Yeiftungen war eine beſtimmte Taxe feft- 
geſetzt und ihnen die Pflicht auferlegt, den Ort ihres Gerichts nicht ohne Urlaub zu verlaffen. 
Faktiſch bekamen fie in diefer Zeit auch die Profuratur in die Hand, denn wenngleich dieje 
niemals im röm. Reich geſetzlich beichränft oder concejjionirt worden tft, erſchien es doch 
bei der damaligen Geftaltung des Verfahrens und der Entwidelung des materiellen R. für 
die Partei mißlich, fich Durch einen nicht juriſtiſch geichulten Prokurator vertreten zu Laffen. 

So lange fid) in Deutichland der einheimiſche Pre. erhielt, waren die Verhältnifie 
ähnlich wie bei den Römern in der älteren Zeit. Der Formalismus des deutjchen Pre. 
und die Tendenz deffelben, den Nechtöftreit durch Herausgreifen eimer einzigen, zum Beweis 
zu ftellenden thatfächlichen oder rechtlichen Behauptung zu erledigen, erforderte ebenfalls 
eine genaue Kenntniß des gerichtlichen Verfahrens und praftiiche Gewandtheit. Daher finden 
wir auch bier, abgejehen von den eigentlichen Vertretern der Parteien, neben denfelben 
fog. Fürjpreder, deren Zuziehung für die Partet überdies noch den Vortheil hatte, 
daß letztere Verjehen jener verbeſſern konnte, während ihr in Bezug auf die von ihr ſelbſt 
gemachten Fehler eine ſolche Befugniß nicht zuftand. Erforderlid war aber die Zuziehung 
eines ſolchen Fürſprechers nicht und ebenjo wenig bilveten lettere einen bejonderen Stand. 

Mit der Neception des röm. und fremden R. in Deutjchland und bet der Belegung 
der Gerichte mit röm. gebildeten Yuriften war von jelbft auch wieder die Nothwendigkeit 
eines bejonderen rechtögelehrten Advofatenftandes "und die Verbindung der " eigentlichen 
Stellvertretung mit der Adv. gegeben. Ber einem dem Boltsbewußtjein und Bolfsver- 
ſtändniß völlig fremden Recht, einem jchriftlichen und fünftlichen, gemöhnlich die Verlegung 
der materiellen Parteirechte durch feinen Formalismus herbeiführenden Verfahren, der ſich 
immer mehr verflachenden juriftifchen Methove, welche einer den Verkehrsbedürfniſſen ent= 
Iprechenden Verarbeitung des fremden und einheimiſchen Rechtsſtoffes nicht gemachten war 
und in unſelbſtändiger Weile fih an die frühere Yıteratur anlehnend Kontroverien über Kon— 
troverjen hervorrief, mußte dem Advofatenftand das erhebende Bewußtſein, der Verwirk— 
lihung des Rechts zu dienen, immer mehr abhanden kommen und er felbft va, wo es 
ſich um die Vertretung einer gerechten Sadje handelte, auf die Anwendung juriftifcher 
Kunſtgriffe und Kniffe gedrängt werden, und das um jo mehr, als das geheime und 
formaliftiiche Verfahren, wie es unehrenhafte Praktiten vor dem Publitum zu verdeden ges 
eignet war, auch jedes Streben nad Wahrhaftigkeit und die Scham über unlautere 
Mittel unterdrüden mußte. Der Erftredung der Advofatenthätigkeit auf Das Gebiet des 
öffentlichen AR. war die politische Entwidelung entgegen, und da auch auf dieſem Wege 
dem Advokatenſtand feine friſche Yebensluft zugeführt werden fonnte, derjelbe vielmehr einer 
ftrengen Kontrole der Staatögemalt unterworfen wurde, jo ſank derſelbe in Deutſch— 
land zu einem concefjionirten und monopolifirten, der Disciplinargewalt der Gerichte un— 
terworfenen Gewerbe herab, deſſen Mitglieveg wejentlich auf den Gelderwerb angewielen 
waren, und weil das Bolt in feinen rechtlichen Verhältniſſen am meiſten mit ihnen in Be— 
rührung fam, für die Schäden des geſammten Rechtözuftandes ungerechtfertigter Weiſe ver— 
antwortlich gemacht, ja mit Schmähungen überhäuft wurden. Berichte, wie der Leyſer s 
von 1732 (medit. ad pandect. spec. 547 n. 4): „Nullum fere nunc scriptum editur 
in quo si advocatorum forte mentio fit, convitiis non onerentur. Deinde dignitas 
eis nulla relinquitur. In conviviis ad infimum subsellium reiiciuntur, in solem- 
nibus infra scribas, argentarios, publicanos amandantur. Denique magistratus in 
aliorum ceriminibus indulgentissimi advocatorum levissima errata severe puniunt 
ac frequentibus mulctis eos fere ad ineitas redigunt.... Ita fit, ut si paucos 
excipias probos doctosque viros.... non nisi viles et ad alia negotia inepti ho- 
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munculi advocationem ambiunt,“ in Verbindung mit den herworgehobenen Umſtänden 
laſſen e8 erflärlicdy ericheinen, dag man ein Symptom des fchlechten Rechtszuſtandes, Die Ver— 
fommenbeit der Adv., als Grund defjelben anfah und fo in Preußen im Jahre, 1780 den 
mehrfach in der Literatur ſchon angeregten, freilich nur auf furze Dauer haltbaren Verſuch 
machte, die Advofaten ganz abzuſchaffen und fie durch Die munderlice Mißgeburt der 
ſtaatlich bejolveten Aſſiſtenzräthe zu eriegen, welche bei der Unterfuchung des Factums 
vornehmlich Gehülfen und zugleich Kontroleurs des Richters, bei der Erörterung des Rechts— 
punktes Dagegen Beiftinde der Parteien fein follten. 

Wenn vielfach ‚behauptet wird, daß der abfolute und Polizeiftant die Schuld der 
Herabdrüdung des Advofatenftandes in Deutjchland getragen hat, jo ift das nicht un— 
bedingt richtig. Noch im der ſpäteren Katferzeit genoffen die röm. Advokaten einer höheren 
Achtung; ebenfo in dem unter Yudwig XIV, feineswegs in freifinniger Weiſe regierten 
Frankreich. Hier ebenfomohl wie bei den Römern war aber eine ſolche Kluft zwiſchen 
dem Rechtsbewußtſein des Volkes und dem für daſſelbe in den Gerichten angewendeten R. 
nicht vorhanden; ferner war das mündliche Berfahren, das auch in Frankreich in Givilftveitig- 
feiten nie ganz verdrängt worden, im Gegenfag zum jchriftlichen Pre. geeignet, die Bedeutung 
des Advokatenſtandes dem Publitum gegenüber im Das rechte Licht zu fegen. Dazu fam 
endlich, Daß der deutſche Advokat nicht wie der franzöfiiche Durch die Gewohnheit des Auf: 
fteigend in die Magiftratur dem Richter als Kollegen gleich geftellt war. ALS ftaatlich 
concejfionirter Beamter, welcher einen als nothwendiges Uebel betrachteten Beruf ausübte, 
fonnte er in feiner Bereinzelung dem Beamtenthum gegenüber feine freie und mwürdige 
Stellung einnehmen, während umgefehrt in Frankreich, wo fi die Functionen des Pro— 
furators (procureur, avoud) von der des Advofaten getrennt erhalten hatten, erfterer 
zwar als ver officier ministeriel galt, der Advofat aber fein Staatsbeamter, jondern 
der unabhängige Mann war, welcher mit feinen Kollegen ſich zufammenfchloß und der 
Magiftratur gegenüber als Macht auftreten fonnte. 

U. Heutige Verhältnifie in Deutſchland. Mit der Veränderung des 
Kechtszuftandes in Deutichland überhaupt, der Verbefjerung des Civ. Pre., namentlid, der 
Einführung des mündlichen Verfahrens für die Straflachen fett dem Jahre 1848 und dem 
Wiedererwachen des politiichen Yebens hat fich Die Page der Adv. in Deutichland wieder 
gehoben und die Gſgb. hat wenigſtens in vielen deutſchen Staaten den diejelbe im 18. Jahrh. 
harakterifivenden Standpunkt des Mißtrauens aufgegeben, wenngleich vielfach manchen bes 
rechtigten Forderungen der Adv. nody nicht Rechnung getragen ift. 

Im einzelnen Staaten, fo in Preußen und zwar in den alten Provinzen, fowie in 
Kurbeijen, Naflau, Schleswig: Holftein, it die Zahl der Stellen der Recht 8= 
anmwälte, wie hier die Advofaten heiten, beichränft. Die Anftellung erfolgt durch den 
Juſtizminiſter für den Bezirk eines beftimmten Gerichts, und der Rechtsanwalt wird 
(Freilich meiftens mur in für ihn läftigen Beziehungen) als Beamter betradıtet. 

Ein ähnliches Syſtem gilt in Baiern dieſſeits des Rheines und in Anhalt. 

In anderen Theilen Deutfchlands hat man die franzöſiſchen Einrichtungen, 
wenn auch allerdings mit gewilfen Modificationen, acceptirt. In Frankreich ſcheidet man 
nody heute die avouds und die avocats. Die avoues, deren Zahl beſchränkt ift, üben 
die Profuratur, jie haben alfo die Aufgabe, die Parteien vor Gericht zu vertreten, für jie 
alle formellen Acte und Ichriftlichen Anträge zu entwerfen und zu ftellen, ſowie den Rechts— 
ftreit zum miünplichen Bortrage vorzubereiten. Dagegen beiteht der Beruf des avocat 
Darin, der Partei mit feinem juriftiichen Nathe durch Ertheilung von Konfultationen, Ab- 
faſſung von Dentichriften und durch den mündlichen Vortrag der Nechtsfachen und die juris 
ſtiſche Begründung der jchriftlich geftellten Anträge zu dienen. Die Zahl der Advofaten- 
ftellen iſt in Frankreich nicht beſchränkt, vielmehr kann fich jeder Yicentiat der Rechte bei 
der Korporatton, zu melcher die Advofaten jeden Gerichts vereinigt find, melden und nad) 
Borftellung beim Gericht, Ableiftung des Advokaten-Eides und nad) dreijähriger Ausbildung 
unter dem Patronat eines älteren Advokaten (stage) ſich in das Tablenu der ſelbſtändigen 
Advolaten eintragen laffen. 
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In Deutfchland, in der Rheinprovinz, in Hannover md in Braunfhweig, 
hat man am dem Unterjchied zwijchen avouds (Anwälten) und Advokaten zwar 
feftgehalten, aber e8 werben, während die Adv. freigegeben ift, die auf eine beſtimmte 
Zahl für jedes Gericht firivten Anwaltsftellen nur an Advofaten aber in der Rheinpro— 
vinz und Braunfchweig Aovofat= Anwälte genannt) verliegen. 

In anderen Ländern iſt Dagegen die Abo. oder Anm. — da man bier den Unter: 
ſchied nicht Feftgehalten bat — freigegeben, und zwar im der Weile, daß jeder, welder 
die vorgefchriebenen Prüfungen abgelegt hat, ald Anwalt zugelaffen werden muß‘, fo 
3. B. in Baden, Weftöfterreih, Würtemberg, Medlenburg- Schwerin 
und Strelig, Frankfurt a. M., Hamburg, Bremen, während das Königreich 
Sachſen infofern eine Mittelftellung zwiſchen dieſer und der erftermähnten Gruppe ein= 
nimmt, als bier zwar eine fefte Zahl von Advofatenftellen nicht befteht, aber Das Yuftiz- 
miniſterium die Zahl der jährlich aus den qualificirten Bewerbern zu ernennenden Ber: 
jonen nach den Bedürfniſſen des Berfehrs und des Geſchäftslebens feſtzuſetzen bat. 

Hinfichtlih der Borbildung der Advokaten gilt meiftens die Praris, daß 
diefelbe Ausbildung und die Ablegung der gleichen Eramina, wie für die Bekleidung einer 
Nichterjtelle verlangt wird (jo in Altpreufen, der Rheinprovinz, Schleswig: 
Holftein, Kurheſſen, ee Naflau, Baiern, Baden und Anbalt), 
während nur wenige Länder, wie 3. B. Weftöfterreich und bie freien Städte, 
eine bejondere Advokatenprüfung kennen, ſo daß alſo in den meiſten Staaten, da eine 
Beſchäftigung bei einem Advokaten vor der Ablegung der legten Staatsprüfung gewöhn— 
lich nur für kurze, nicht ausreichende Zeit vorgejchrieben ift, oft Perſönlichkeiten zur Adv. 
gelangen, welchen es an der erforderlichen praftiichen Ausbildung fehlt. 

Die Nefte der früheren Anfchauungen über die Stellung der Adv. zeigen ſich noch 
befonders darin, daß während das Verhalten der Partei dem Nichter gegenüber nach den 
allgemeinen, namentlih den gewöhnlichen Str. Geſ. bemeſſen wird, man die Advofaten 
nach Analogie der Beamten wegen Verlegung ihrer Berufs= und Standespflihten einer 
discretionären Disciplinargemwalt der Gerichte unterworfen hat, welde mit Berweifen, Abſtrei⸗ 
chen ihrer Gebühren, Geldſtrafen, Suspenſion und Kaſſation gegen ſie einſchreiten können 
ſo z. B. in Baiern, beiden Mecklenburg, Anhalt, Bremen), Mag auch dieſe 
Disciplin vielfach ſehr milde gehandhabt werden, ſo muß man ſie doch deshalb im 
Princip verwerfen, weil der Advokat fein Staatsamt verſieht und es ſeine Stellung her⸗ 
abdrückt, wenn die Gſab. ſeine Klienten ihm gegenüber durch beſondere Vorſchriften in 
Schutz nimmt. Andere Staaten baben daher auch der Adv. unter Nachbildung franzöfiicher 
Einrichtungen eine gewiffe Selbftvisciplin eingeräumt ; fo beftehen als Disciplinargerichte 
die von den Rechtsanwälten jedes Appellationsgerichtsbezirts gewählten jog. Ehrenräthe, in 
Altpreußen und einem Theil der 1866 annectirten Provinzen; in der Provinz Han— 
noder dagegen, ebenfo in Baden, im Königreich Sadjen, m Oldenburg und 
Braunschweig ſog. Advokaten- oder Anwaltstammern. Im Gegenjat zu den altpreuf. 
Einrichtungen ift in den letzterwähnten Theilen Deutichlands mit dieſen Kammern ſchon 
eine feftere Organiſation des Anwaltitandes infofern herbeigeführt, al8 den Kammern auch 
noch andere Functionen, fo 3. B. die Erftattung von Gutachten über allgemeine legisla— 
torifche Fragen, die gutachtliche Aeuferung über Honorarforderungen, Verwaltung des 
etwaigen Vermögens des Anmwaltvereind Des Bezirks, auch Führung des Verzeichnifjes der 
Advokaten und ähnliche zugewiefen find. Freilich hat man daneben noch oft eine gewiſſe 
Discıplinargewalt der Gerichte beitehen laſſen und in Altpreufen ift ſogar das Appellations— 
Ger. befugt, auf Antrag der Staatsanwaltihaft und des Angeklagten den Ehrenrath dann 
auszuſchließen, wenn jene Unbefangenbeit angezweifelt werden fann. 

Im einem gewiſſen Zuſammenhange mit dem eben befprochenen Punkte fteht Die 
Regelung des Gebührenweſens der Advofaten. Denn je mißtrauifcher die Sieb. 
gegen dieſelben ift, deſto mehr neigt fie auch dazu, gerade hinſichtlich dieſes Punktes 
reglementivend einzugreifen. Gebührentaxen, welche die Anfprüche der Advofaten für ihre 
einzelnen Dienftleiftungen feftjegen, befteben überall in Deutichland, jedoch in verſchiedener 
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Bedeutung. Im einzelnen Staaten, jo z. B. in Altpreufen, Baiern, Baden, 
Anhalt, find fie unbedingt maßgebend, und mur in einzelnen Fällen eine befondere vor— 
berige Verabredung geftattet, während in Hannover die Tare nur mangel® (aber bet 
Strafe der Nichtigkeit Ichriftlich abzufafiender) Uebereintunft zwijchen Aovofaten und 
Klienten zur Anwendung fommt, ja in Hamburg eine folde überhaupt nur infomeit 
gilt, als die koſtenpflichtige Partei der obfiegenden die won legterer verlegten Anwalts- 
ebühren zu erftatten bat. Was die Tarprincipien dieſer Gebührenorbnungen betrifft, 
A werden gewöhnlich die einzelnen Bemühungen und Dienftleiftungen bejonders honorirt, 
während in manchen Staaten, jo m Altpreußen, Das jog. Syſtem der Pauſchquanta 
für procefjualifche Angelegenheiten, d. h. die Geſammthonorirung für alle in einem be— 
ſtimmten Proceßſtadium nöthigen und aufgewendeten Bemühungen adoptirt ift. Läßt ſich 
auch gegen die Feſthaltung einer Tare mit ſubſidiärer Bedeutung für den Fall der 
mangelnden Uebereinfunft und für ven Wall der Koftenerjtattungspflicht des Gegners 
nichts einwenden, jo erſcheint doch die in vielen deutichen Staaten (jo z. B. in Baiern, 
Anhalt, Medlenburg — dagegen nicht in Altpreußen, Hannover, Baden, 
Sahjen — noch bejtehende Vorſchrift, daß der Advokat jeine Gebührenrechnung erft 
von dem Gericht Feftjegen laffen muß, entwirdigend, weil er fi einer Kontrole, Die 
man feinem anderen Forberungsberechtigten zumuthet, unterwerfen muß und die Prüfung 
vielfach nicht einmal Durdy zur Taxation ſchon an und für fich menig geeignete Richter, 
ſondern durch untergeordnete Kalfulatur = Beamte vorgenommen wird. 

Endlich äußert jener Standpunkt des Mißtrauens auch noch auf einem anderen Ge— 
biete, wo nicht einmal der Anwalt allein davon betroffen wird, feine Folgen. Auf dem 
Gebiete des Str. Pre. wird nach manchen Str.Pre. Ordnn. oder wenigftens nach der Praris 
ihm vielfach eine genügende Betheiligung bei der Vorunterſuchung und eine ausreichende 
Informationseinziehung behufs der Vertheidigung des Angeklagten nicht gewährt, und in 
der mündlichen Verhandlung — jo nad) preuf. Praxis — eine untergeorbnetere Stellung 
als der Staatdanwaltichaft angewieſen. 

Für die Frage, ob ſ. g. Anwaltszwang beiteht, d. h. ob Die Partei gezwungen 
iſt, ſich bei der Führung ihrer Civ. Pre. eines Advokaten oder Anwalts zu bedienen, tft Die 
Civ. Pre.O. mit präjudicrlih. Wo das franz. Berfahren in Deutihland eingeführt ift, 
alfe in den Rheinlanden, befteht verfelbe, injofern als die Partei, abgejehen von 
den zur Kompetenz der Friedens- und Handels-Gerichte gehörigen Sachen, ihre Schriftſätze 
und Ichriftlichen Anträge durch einen Anwalt anfertigen laffen und jelbjt da, wo fie in den 
mündlichen Verhandlungen perfönlich auftreten will, im Beiftande eines ſolchen erſcheinen 
muß; ebenſo jchreibt die Hannov. Civ. Pre.O. von 1850 die Nothwendigfeit der Ver: 
tretung durch Anwälte bei den höheren als den Amtsgerichten vor. In Altpreußen 
eriftirt dagegen fein Anwaltszwang in dem gedachten Sinn, da hier die Partei die 
nötbigen jchriftlichen Erflärungen vor dem Nichter zu Protokoll geben und jelbft in ven 
mündlichen Verhandlungen ericheinen kann. Jedoch darf jie im entgegengelegten Fall in 
Nichtbagatelllachen feinen anderen Vertreter als einen Rechtsanwalt für die Sitzungen be— 
vollmächtigen und fie muß auch ihre Echriftfäge durch einen Rechtsanwalt mit unterjchreiben 
legaliſiren) laſſen. 

Während in Civilſachen der Anwaltszwang ſich innerlich dadurch rechtfertigt, daß 
damit auf dem ſchnellſten Wege eine ſachgemäße Entſcheidung des Richters herbeigeführt 
wird, derſelbe aber hier freilich auch im Intereſſe des letzteren und der Anwälte ſelbſt 
eingeführt erſcheint, iſt er in Criminalſachen, für welche die meiſten das mündliche Verfahren 
mit Geſchworenen einführenden Str. Pre. Ordnn. die' Zuziehung eines Vertheidigers aus der 
Claſſe der Anwälte in wichtigeren Fällen, namentlich für die Schwurgerichtsverhandlungen, als 
weſentliche Bedingung der Gültigkeit des Verfahrens vorſchreiben, lediglich mit Rückſicht auf 
den erſten Geſichtspunkt, insbeſondere zum Zweck der Garantie einer ſachgemäßen Verthei— 
digung, eingeführt. Daß auch ein Anwaltsausſchließungszwang vorkommt, 
müßte unglaublich erſcheinen, wenn nicht der Beweis dafür durch eine Mecklenburg— 
Strelitzſche Verordn. vom 6. Febr. 1855 erbracht werden könnte, welche beim Verfahren 
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vor den Nieder-Gerichten bis zum erjten Urtbeil den Parteien das perſönliche Erſcheinen 
ohne Begleitung eines Anwalts aufgibt. 

Damit wäre im Allgemeinen und freilid nur in großen Grundzügen die rechtliche 
Stellung der Anm. oder Adv. in Deutichland charafterifirt. Die allgemeinen Nechte und 
Pflichten der Rechtsanwälte, ſei es im ihrer Stellung als Advofaten, als juriftiiche Rath— 
geber, oder ald Anwälte, Profuratoren im e. ©., alſo ald Vertreter der Partei, ergeben 
ſich von felbit und können in den Procefcompendien nachgejehen werben, mährend eine 
Detaildarftellung ohne ein Eingehen auf das particuläve R. nicht möglich ift. 

III Freiwillige Anwaltvereine Die Lage der Adv. in denjenigen Län— 
dern, in welchen diefelbe noch nicht zu Anwaltsfammern und Anwaltsvereinen kraft ges 
jeglicher Beſtimmungen organifirt und wo ferner den berechtigten Anfprüchen derfelben in 
vielen Beziehungen nicht Rechnung getragen ift, hat mehrfach Vereinigungen zur Erringung 
einer befferen Stellung hervorgerufen, jo 1860 in Naſſau, 1861 in Baiern und 
1861 in Preußen. Die meifte Thätigfeit hat der bairiſche Anwaltsverein entwidelt. 
Aber im Allgemeinen haben dieſe Vereine keine bedeutenden Reſultate erzielt. Die nicht er— 
beblide, meiftens durch Indolenz und mangelnden Corpsgeiſt beeinträchtigte Theilnahme 
an denjelben bat ihnen die Möglichkeit Dazu entzogen, weil ihre Beichlüffe nicht als Forde— 
rungen des gefammten Anwaltjtandes eines Landes ericheinen können. Außerdem hat die 
auf der Tagesordnung ftehende Frage nach der Freigabe der Adv., fin welche ſich der 
Preuß. Anwaltstag von 1864 entichieden, welche der batrifche Verein aber bisher verwor— 
fen hat, Zwieſpalt im eigenen Lager hervorgerufen und dadurd die ſchon nicht große 
Zahl der Theilnehmer noch verringert. 

Gigb.: Preußen: 4.6.9. Th. IU. Zit. 7; Brbn. vom 2. Jan. 1849; Brom. über 
den Ghrenratb vom 30. April 1847 und das meiterzerftreute Material bei v. Rönne, 
Ergänzungen der preuß. Rechtsbücher, 5. Ausg. Bd. 3, S. 7 ff.; Hannover: Gerichtöverfafjungs- 
gefege vom 8. Nov. 1850 und 31. März 1859; Gel. über die Anmaltsfammern vom 31. März 
1859; Königreich Sachſen: Advolaten-Ordn. vom 3. Juni 1859; Baden: Ammalts-Orbn. 
vom 22. Septbr. 1864; Oldenburg: Anwalts-Ordn. vom 28. Juni 1859; Braunfhweig: 
Advofaten- Orbn. nebft Reglement vom 19. und 22. März 1851; Oeſterreich: Abvolaten- 
Ordn. vom 6. Juli 1868. 

Lit.: H. Jacques, Die freie Adv. und ibre Legislative Organifation, Wien 1868, wo— 
jelbft ©. 97, 233 weitere Nachweifungen auch über die auf der Tagesordnung ftehenden Reform- 
fragen. Unter den Schriften, die die Iettere behandeln: Gmeift, freie Adv. Berlin 1667; 
A. Brir, Organifation der Adv. in Preußen, Oefterreich ıc., Wien 1869. — Ztſchr. des Anmalt- 
vereins für Baiern, beransgeg. von Nidermaier, Erlangen; feit 1861 bis jett jedes Jahr 
ein Band; Preuß. Anwaltszeitung, berausgeg. von F. und PB. Hinſchius, Berlin 1862— 
1866, 5 Jahrgänge, feit 1867 umgewandelt in: Ztfehr. für Gfab. und Rechtspflege in Preußen, 
Berlin, bis 186% berausgeg. von F. und PB. Hinſchius, feit 1569 von I. Bebrend, 

P. Hinſchius. 

Asrodius, Petrus Pierre Ayrault), geb. 1536 zu Angers, einer der be 

rühmteften Barlamentsadvofaten zu Parts, ftarb 1601. 


. 


Er fhrieb: Rerum ab omni antiquitate judieatarum pandectae — De origine et 
auctoritate judieiorum, beide Genev. 1677. — L’ordre, formalite et instruction judieiaire 
chez les Grecs et les Romains, Paris 1598. 1598. 

Lit.: Biographie von Gilles Menage, Paris 1675. — ©. Jöcher, Aëörodius. 

Teihmann. 

Affectionsintereſſe. Wenn es fich darım handelt, einen irgendwie, 3. B. durch 
Zerftörung oder Beſchädigung einer Sache oder durch Nichterfüllung einer Verbindlichkeit 
verurfachten Schaden behufs Entſchädigung zu ſchätzen, d. b. in Geld umzufegen, ſo 
fünnen dabei einzig nur die ökonomiſchen Folgen, die ökonomiſche Seite des Schadens in 
Anſchlag kommen, für welche allein das Geld als mögliches Aequivalent erſcheint. Dem 
Intereſſen nicht öfonomifcher Art, Jubjective Zufälligfeiten, Gefühle, perſönliche Erinnerun— 
gen u. dgl. find zu eimem Umſatze in Geld offenbar nicht geeignet. Daher der Sas, 
daß nur der Verkehrswerth des betreffenden Verhältniſſes, insbeſondere der betreffenden 
Sache, bei der Schägung zu berücfichtigen ift, nicht aber das jog. A., pretium affeetionis. 
Dennoch wird mehrfach behauptet, der zum Schäßungseid berechtigte Kläger dürfe, wenig— 
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ftens im gewiſſen Fällen, bloße Affectionen in Anjchlag bringen: fog. juramentum in 
litem affectionis im Öegenjfage zum juramentum in litem veritatis! — eine 
Auſchauung, welche ſchon mit dem richterlichen Moderationsrecht unvereinbar ift und auf 
einigen mißverftandenen Pandektenſtellen beruht. S. übrigens d. Art. Intereſſe lit. A. 

Gemeinrechtlih darf ſomit von einer Berüdfichtigung des A. nicht die Rede fein. 
Die moderne Anſchauung ift aber hierin, wie in manchen anderen Punkten, nicht nur 
nicht jo logiſch, Tondern auch nicht jo zartfühlend als die römiſche. So erkennt das 
Preuß. ER. in einigen Fällen eine Verpflihtung zur Vergütung des Wertbes der 
befonderen Vorliebe, nämlih in Fällen von dolus und beim juramentum in litem, 
Im C. N. ſteht nichts darüber. 

Quellen: Preuß. ER. L, 28. 115; 6 SS. 87, 96 ff.; 11 $. 880. 

Lit: Näheres bei Mommfen, Zur Lehre von dem Interefie (Braunfchweig 1855), Nuß- 
baumer, Ueber das Maaß des Schabenserfates (Zürich 1855), Cohnfeld, Die Lehre vom 
Jutereſſe nah Röm. R. (Leipzig 1865). Rivier. 

Affinität bedeutet ſchon bei den Römern das Verhältniß, welches durch die Che 
zwiſchen dem einen Gatten und den Verwandten des anderen entſteht. Für das Recht äußerte 
es ſeine Bedeutung darin, daß die Ehe zwiſchen den Verſchwägerten (affines) der auf: 
und abfteigenden Yinte (alfo zwiſchen Stief- reſp. Schwieger= Eltern und Stief= reſp. 
Sciwieger- Kindern) und im nächften Grade der Seitenlinie (alfo mit des verftorbenen 
Ehegatten Gejchwiftern oder mit dem Ehegatten verftorbener Geſchwiſter) verboten war, 
ferner darin, daß Die affines als präfumtwe Bevollmächtigte für einander galten und 
endlich das Zeugniß gegen einander verweigern konnten, Während das Röm. R. die Schwä— 
gerichaft durch den gültigen Abichluß der Ehe entftehen läßt, wird die A. un eig. Sinne 
nah Can. R. erit durch die Vollztehung der copula begründet. Mit Rückſicht auf den 
Sat, daß Mann und Frau ein Fleiſch werden, hat dajjelbe das Eheverbot nach dem 
Borbilde des Verbots der Verwandtichaft bis zum 7. Grade canoniſcher Computation aus- 
gedehnt. Für die dadurch nöthig gewordene, bei den Römern praktiſch unwichtige Grad— 
berechnung hat e8 den Grundſatz aufgeftellt, daß jede Perſon mit einer andern in dem— 
felben Grade verſchwägert ift, im welchem fie mit dem die Vermittlung bildenden Ehe: 
gatten verwandt ift. Außerdem verbot das Can. R. auch in demfelben Umfange die Ehe 
zwifchen dem einen Ehegatten und den Schwägern des andere (jog. affinitas secundi 
generis) und ferner auch den affines dieſer letteren (alfo den Schwägern der Schwäger 
des andern, fog. affinitas tertii generis), bis Innocenz IV. i. 3. 1215 die ehetrennen- 
den Wirkungen der affinitas secundi et tertii generis befeitigte und eine ſolche für die 
eigentliche affinitas (primi generis) bis auf den 4. Grad reducirte. Das proteftan= 
tiſche ER. hat fich Hinfichtlich des daraus refultivenden Eheverbotes theild an das Mo— 
ſaiſche, theil® an das Röm. R. gehalten, und die Part.R. haben es (mie 5. B. das 
Preuß. A ER. TI. 1. $. 5) auf die auf- und abfteigende Linie bejchränft. Für das 
heutige gem. R. find die oben genannten, dem Procefigebiete angehörigen Wirkungen der 
Schwägerſchaft gleichfalls noch anerfannt, im gemeinen Pre. ift aber in Folge der Aus- 
bildung der formalen Beweistheorie nod die binzugefommen, daß die affines für ein= 
ander in der Regel als verbächtige Zeugen gelten, 

Das katholiſche K.R. kennt endlich noch eine affnitas illegitima reſp. quasi affi- 
nitas, d. h. das Verhältniß, welches zwiſchen dem einen Goncumbenten, bezüglich zwiſchen 
Braut und Bräutigam eimerfeits und den Blutsverwandten des andern Concumbenten oder 
des Bräutigamd, reip. der Braut andererjeits entfteht. Auch dieſe Verhältniſſe bildeten 
und zwar bi8 zum 7. Grad im MA. ein Ehehinderniß, im heutigen K. R. ift aber die 
unebelihe U. binfichtlich Diefer Wirkung auf den 2., die Quaſi-A. auf den 1. Grad be— 
Ichräntt. BP. Hinſchius. 

Afterbelehnung , constitutio subfeudi, findet dam ftatt, wenn während des 
Beitehens einer bereit8 vorhandenen Yehnsverbindung die Rechte des Herrn (obinfeudatio) 
oder des Bafallen (subinfeudatio) dergeftalt andermweit zur Yehen gegeben werben, daß der 
Dritte in die beftehende Lehnsverbindung eintritt und zwar zu einer der Lehnsperſonen 
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mittelbar, zur anderen unmittelbar. Dabei gilt die aus dem perlönlichen Berhältnig der 
Lehnsperſonen zu einander gerechtfertigte Negel, daß die Verbindung zwiſchen den urſprüng— 
lichen Yehnsperfonen durd die A. nicht geftört werden foll, woraus fich erflärt, daß die 
obinf. per dationem und die subinf. per oblationem nur mit Einftinmung des Va— 
fallen, reſp. des dominus geichehen kann, die obinf. p. obl. und die subinf. p. dat. da- 
gegen auch ohne diefelbe zuläfiig it; frühere Schriftfteller hielten die obinf. überhaupt, 
mochte fie p. obl. oder p. dat. ftattfinden, auch ohne den Conſens des Vaſallen für ge— 
ftattet. Der praftiich bei weitem wictigfte Fall der A. war ftets der, daß der Vaſall 
das Lehen an einen Dritten verlieh, ohne aus feiner Stellung zum Herm auszuiceiden, 
alfo die subinf. p. dat.; man ftellte dieſen Fall als (eigentliche) A. jogar den drei andern 
möglichen Fällen al8 Veränderung des Yehens in Afterlehen gegenüber. Bei 
der subinf. p. dat. erhält der Afterwafall diefelben Rechte am Gute, welche der Vaſall be- 
ſitzt; letteren (den subdominus) hat er als Yehnshern anzujehen und ſchuldet ihm Treue 
und Dienfte wie jeder Bafall; zum Oberlehnsheren tritt er nur in ein mittelbares Ber- 
hältniß, welches ihn zwar zur Bewahrung der Yehnstveue, zur Leiſtung von Lehnsdienſten 
aber nur dann verpflichtet, wenn er zu legteren von feinem unmittelbaren Herm auf- 
gefordert wird. Nach dem Erlöſchen des Rechts des erften Bafallen tritt der Aftervafall 
in die Stellung des erfteren zum Lehnsherrn, welder ihn als feinen unmittelbaren Yehns- 
mann anzuerkennen hat. Diefe Verbindlichkeit des Yehnsheren wurde früher freilich ges 
läugnet: nur bei ausdrüdlicher vder zu vermuthender Einwilligung des Herrn in die U. 
jollte der Herr gehalten fein, das Recht des Aftervafallen im angegebenen Falle anzuerfen: 
nen. Gegenwärtig iſt aber die unzweifelhaft herrſchende Anficht die, daß die subinf. p. 
dat. mit dieſer Wirfung gegen den Herrn aud ohne Genehmigung des Herrn 
zuläſſig jetz nur muß dev Aftervaſall lehnsfähig fein, — die Verleihung an ihn darf nicht 
unter vortheilhafteren Bedingungen gejchehen, als ſolche dem erjten Bafallen bewilligt wa— 
ven, — umd das Geſchäft darf nicht zur Verdedung einer verbotenen Veräußerung vor— 
genommen werden. Inwiefern die zur Lehnfolge Berechtigten eine vorgenommene A. ans 
zuerfennen haben, ift nach den allgemeinen Regeln über Veräußerung der Yehen zu 
beurtheilen. 

Fit: Weber, Handbuch, IV. SS. 255—91. — Pfeiffer in Weiske's R.Yer. VI 
408 ſgg. — Pätz, SS. 34, 144, 45. — Eichhorn, Priv.R., $. 231. — Gerber, 88. 126, 
28. — Befeler, $. 113. In Medtenbung fommen A. überhaupt nicht vor Roth, Medlenb. 
Lehn-R. $. 11. N. 19, 8.64. N. 7), in Bayern wurde ſchon durch das Edict von 1808 die Auf- 
löfung der befichenden Afterlehen — und die fernere Vergebung eines Lehen durch After- 
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Afterbürgichaft (Ueberbürgicaft, Nachbürgſchaft, fideiussio succedanea) ift das 
einem Gläubiger gegebene Verſprechen, die Schuld eines Bürgen zu erfüllen, wenn dieſer 
fie nicht ſelbſt erfülle. Für den Afterbürgen befteht die Hauptichuld in der Obligation 
des erften Bürgen. Nach diefer bemißt ſich daher der Umfang feiner Berpflichtung. 
Gläubiger Dagegen iſt für den Afterbürgen derjelbe wie für den erften Bürgen. 1.8 8.12. 
l. 27 8. 4 D. de fideiuss. et mand, 46. 1. Eigenthümliche Regeln find für diejen 
Fall ver Bürgſchaft nicht gegeben. S. and) Seuff. Arch. XIII. 223. Bedenklich ıft 
die Entjheidung in 1. 38 8. 5 D. de solut. 46. 3., wonach der Afterbürge aud dann 
frei werden foll, wenn Haupt- und Bürgſchaftsſchuld ſich in einer Perſon vereinigen. 
Das Preuß. NR. wendet auf den Afterbürgen ebenfalls nur die allgemeinen Grundſätze 
an. 88. 256. 376. I. 14. Ed. 

Aftermiethe (neulat. sublocatio, subeonductio) ift das Verhältniß, welches ent 
fteht, wenn ein Miether die ihm wermiethete Sache an einen Dritten (Aftermiether) weiter 
vermiethet. Die Befugniß dazu bat der Miether nach gem. und Sächſ. R. infoweit, ald 
die Nutzung des Aftermiethers nicht über die dem Miether ſelbſt geitattete hinausgebt, 
ohne weitere (1. 6 C. de loc. et eond. Sächſ. Gel. $. 1194); nach Preuß. nur bei Ein— 
willigung des Vermiethers, jedoch darf dieſem, wenn er fie ohne einen vom Geſetz anerkann— 
ten Grund verſagt, Schon vor Ablauf der vertragsmäßigen Miethsfriſt gelündigt werben. 
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SS. 309—312. A. L. R. I. 21.) Die Wirkung der Aftervermiethung ift nicht etwa, 
wie bei der Geifion des Miethanfpruhs (f. den Art, Miethe), em Eintritt des After 
mietherd in die Rechte des Miethers gegen den Vermiether, jondern lediglich ein neues, von 
dem uriprünglicyen durchaus verſchiedenes Miethsverhältniß zwiſchen dem Afterwermiether 
und dem Aftermiether. Daher hat der legtere vertragsmäßige Rechte und Verbinplichkeiten 
ausſchließlich gegen den erfteren, nicht auch gegen den urſprünglichen Vermiether, für den 
er nur ald Vertreter des erften Mietherd in dem Gewahrfam der Sadye in Betracht 
fommt. Ebenſo aber iſt andererfeits auch der urfprüngliche Bermiether nur feinen, d. 5. 
dem eriten Miether, gegenüber Fontraftlich berechtigt und verpflichtet. Diefer allein fteht 
zu jedem der beiden andern Theile in Vertragsbeziehungen, zu dem einen als Miether, 
zu dem andern als After-) Vermiether. Daraus ergeben ſich die in der Praxis ans 
erkannten Yolgefäge, daß der erfte Miether für einen vom Aftermiether verſchuldeten 
Schaden mur wegen culpa in eligendo oder auf Abtretung ſeiner Klage haftet (1. 11 
pr. D. loe., unbejchränft jedoch nah Preuß. R. 88. 316. 317 a. a. O.), daß jeder 
Gontrahent die Kündigung nur feinem Mitcontrahenten zu erflären braucht (Seuff. Arch. 
III. 48.), daß die Auflöfung des erften Miethsvertrages nicht auch den zweiten unwirkſam 
macht, und daß der erjte Bermiether wegen ſeines Miethszinſes fih au den Aftermiether 
nur infoweit halten fann, als er die Forderung des Afterwermiethers durch Ceſſion oder 
gerichtliche Beſchlagnahme an ſich gebracht hat. Doch hat das Röm. R. beftimmt, daß 
der Aftermiether durch Zahlung an den erjten VBermiether zu dem Betrage, welchen diefer 
von dem Aftervermiether zu fordern hatte, fich ſelbſt befreit. 1. 11 8. 5 D. de pign. 
act. Alles dies gilt ebenjo wie für A., jo auch für Afterpacht. Streitig ift aber noch, 
inwieweit der erjte Vermiether an den Sachen des Aftermiethers ein Pfandrecht habe. 
l. 118.5 D. eit. Die berrfchende Meinung (Bangerow, I. $. 376) gibt dem 
erften Vermiether wohl mit gutem Grund ein A.-Recht, kraft deſſen derjelbe fih an 
"jene Sachen bis zu dem Betrage halten fünne, mit weldem Miether und Aftermiether 
gleichmäßig im Nüdftand fein. (So auch das Preuß. R. nad 8. 74 A. L. R. I 20 
und Dec. vom 21. Juli 1846 und das Sächſ. G. B. 8. 1228.) Dagegen erflärt 
Dernburg (Pfand. I. S. 305) dafjelbe für ein gefegliches Sach-Pfandrecht, welches 
zwar nur in Höhe des verabredeten Aftermietbzinies entftehe, dann aber unabhängig von 
deffen Rückſtand oder Tilgung fortdauere und beim Zufammenftog mit dem Pfandrecht des 
Afterwermiethers diefem vorgebe. Ed. 
Afterpfand (pignus pignoris,* subpignus) ift das von einem Pfandgläubiger 
weiter verpfändete Pfand. Der zweite Pfandnehmer heift A.-Gläubiger, fein Recht A.-Recht. 
Die Entftehungsgründe eines A. Rechts find diefelben, wie beim Pfandrecht überhaupt: 
alſo Geſetz, Richteripruch und Nechtögefchäft ; insbejondere muß da, wo das Hyp. Buch-Syſtem 
befteht, auch die Eintragung (Zubingroffation) hinzukommen. Die Befugniß zur Weiter- 
verpfändung hat nad gem. R. der Pfandgläubiger ohne weiteres, nad) Preuß. und Sächſ. 
R. dagegen ($. 127 ff. A. L. R. I. 20. Sächſ. ©. B. $. 475) wenigftens bei beweglichen 
Sachen nur mit Genehmigung des Verpfänders, in deren Ermanglung er nad) Preuß. R. 
für jede Beſchädigung der Sade haften und ſich die vorzeitige Wiedereinlöfung derjelben 
gefallen lafjen muß. Was Gegenftand des A. ſei, darüber befteht Streit. Einige be= 
zeichnen als ſolchen das dem erjten Pfandgläubiger zuftehende Pfandrecht ſelbſt und faſſen 
alfo das A.-Recht als ein Necht an einem Recht auf (Windſcheid, Sohm, Bremer). 
Andere laſſen das A.-Recht immer an demſelben Objecte entftehen, an welchem das erſte 
Pfandrecht haftet, nur vermittelt durch dieſes letztere, To dak das A.-Recht in der Regel ein 
Recht an einer Sache wäre (Bangerow, vgl. Th. I. ©. 312). Beide Auffaffungen 
fommen indefjen darin überein, daß den Inhalt des A.-Rechts die Befugniß bildet, das 
Pfandrecht des erften Pfandgläubigers an deſſen Statt zum Zwecke eigener Befriedigung 
auszuüben. Eben um diejes Inhalts willen ift das A.-Recht in jedem Falle den dinglichen 
Rechten zuzuzählen. Im Einzelnen liegt darin, daß der A.-Gläubiger unter denjelben Be- 
dingungen, unter denen der erfte Pfandgläubiger es dürfte, das dieſem haftende Pfand 
abfordern umd verwerthen kann, daß er aber den Erlös, ſoweit derfelbe feine Forderung 
v. Hofgenborff, Redtälerifon 1. 3 
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an den erſten Pfandgläubiger überſteigt, dieſem letzteren abliefern muß. 1.1.2 0. si 
pign. pignori $. 24. J. 13 $. 2 D. de pign. 20. 1. Hierbei erhebt fich die Frage, 
ob der A.Gläubiger, wie über das Pfandrecht des erſten Pfandgläubigers, To auch über 
deffen Forderung zu verfügen berechtigt fer: eine Frage, welche von Einigen ſchlechtweg bes 
jabt, von Anderen ebenjo verneint, endlich von Manchen mit der Unterfcheidung beantwortet 
wird, daß der A.Gläubiger nur mittelbar, durch Das ihm haftende Pfandrecht hindurch, aber 
mie Direct, auf Die Forderung des erſten Pfandgläubigers eimwirken fünne. Die legte 
Meinung iſt die richtige. Daher kann der A.-Gläubiger zwar bei Ausübung feines 
Rechts die dem erſten Gläubiger gelchulvete Yeiftung annehmen, wie ein Forderungspfand: 
gläubiger, aber nicht, jo wie dieſer, auf die Yerftung ſelbſt Magen, auch nicht die Yeiftung 
an den erjten Pfandgläubiger durch Denuntiation hindern u. ſ. w. Die Erlöichungs: 
gründe ſind auch hier diefelben wie beim Pfandrecht überhaupt. Nur kommt hinzu, daß 
das A.-Recht auch durch den Untergang des dem erften Pfandgliubiger zuftehenden Pfand: 
rechts mit aufgehoben wird. 

Quellen: Titel des C.: Bene pignori detur $. 24. 

Nenefte Fit: R. Sohm, Die Lehre vom subpignus, 1864, und dazu die Necenfionen 
von Bekker in NACH — — VI. S. 173 fi. und von NRegelsberger in 
Schletters Jahrb Ed. 

re ift — Inbegriff derjenigen Geſetze, durch welche der Staat aus 
Rückſichien des Gemeinwohls in die Verhältniſſe des Ländlichen Grundbeſitzes unmittelbar 
eingreift. An ſich ſchon wenig beſtimmt, wechſeln Umfang und Bedeutung dieſes Be— 
griffes außerordentlich nach Zeiten und Völtern, beeinfiußt ſowohl durch Die concreten 
Verhältniſſe, als durch die Anſichten über die Aufgaben des Staats. Im Alterthum 
war der Ruf nach agrariſchen Geſetzen, unter denen vornehmlich die Zutheilung von Land 
an beſitzloſe Bürger verftanden ward, das Loſungswort ſocialiſtiſch-revolutionärer Bewe— 
gungen, und einen ähnlichen Klang bat heute das Wort im Munde irifcher Pächter, wäh: 
vend beiſpielsweiſe im ruſſiſchen Reich eine von oben her revolutionäre Gſob. damit ver⸗ 
bunden iſt. In Deutſchland verſtand man im vorigen Jahrh. darunter die landesherr— 
lichen Culturmandate, welche vom Standpunkt einer weittragenden obrigkeitlichen Bevor⸗ 
mundung aus die Landwirthſchaft durch poſitive Gebote und Verbote, durch Regulirungen 
und Beaufſichtigungen, beiſpielsweiſe durch die Erzwingung beſtimmter Culturarten, die 
zwangsweiſe Verwandlung von Weiden in Ackerland, die Beſtrafung des Müßiggangs, 
zu heben ſuchen. Heute faßt man als A. oder Candescultun-Gfab. die feit dem Anfange 
dieſes Jahrhunderts in Fluß gefommenen deutichen Reformgeſetze zuſammen, welche unter 
dem Einfluß der modernen volkswirthſchaftlichen Lehren die geſammten ländlichen Befigs 
verhältniffe in großartiger Weiſe umgeftaltet haben oder doch umzugeſtalten im Begriff 
fteben. Die troß partieulärer Mannichfaltigfeit übereinftimmenden Grundzüge dieſer 
modernen deutichen A. ſollen hier zur Ergänzung der betreffenden Spectalartifel, auf die im 
Uebrigen verwiejen wird, zulammengeftellt werden. 

I. Hauptinhalt der deutfhen A. ift die Befreiung des fleinen Ländlichen Grund— 
befiges von den Felleln, im welchen die geichichtlich entwidelten Berhältniffe zur Grund» 
herrſchaft ihn gebunden. hielten. Deshalb Liegt Anfang und Baſis der ganzen Reformbe— 
wegung im der Aufhebung der perjönlichen Abhängigkeitsverhältniſſe, melde 
auf dem größten Theil der deutſchen Landbevölkerung lafteten. Erſt ald es nad der 
ſtufenweiſen Befeitigung der ftrengen Yeibeigenfchaft, der milderen Hörigkeit und endlich der 
zurüdgebliebenen Erb oder Gutsunterthänigkeit auch auf dem Yande, wie in Preußen fett 
dem Martinitage 1810, mur freie Yeute gab, war der Grund Für fruchtbare Beſitzre— 
formen gelegt. An die Herftellung der individuellen Freiheit bat ſich ſodann die Grün— 
dung der ſtaatsbürgerlichen Freiheit geſchloſſen: in diefer Be ziehung aber iſt noch heute 
nicht überall im den ländlichen Verhältniſſen das Ziel erreicht, welches in ber Beſeitigung 
auch der politiſchen Abhängigkeit von den aus feudalem oder patrimo= 
nialem Titel bejeffenen Herrſchaftsrechten Gutsobrigkeit, guts- oder grundherrliche 
Bolizer, Patrimonialgerichtsbarkeit, Erbämter u. ſ. mw.) beftebt. 
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In confequenter Durchführung des Princips find mit der Aufhebung der perſön— 
lichen und politifchen Abhängigkeit zugleih alle Hieraus abgeleiteten Abgaben und 
Leiſtungen befeitigt worden. Die Aufhebung der Yaften, melde aus der Guts-, Ges 
richt8=, Vogtei-, Grund- oder Dienſtherrlichkeit herftammten, ift in der Negel ohne Ent» 
ſchädigung erfolgt. Ausnahmen finden fih in Kurheſſen und Würtemberg, wo den Pflich- 
tigen (in Würtemberg unter Beihülfe des Staats) eine Entſchädigung auferlegt wurde, 
und in Baden, Sachſen, Hannover, Braunſchweig (für das Schutzgeld) und Oeſterreich 
(für Befigveränderungsgebühren), wo der Staat jelbt ven Berechtigten einige Entſchädigung 
gewährt bat. Unter der in diefer Allgemeinheit freilich nicht zutreffenden Vorausſetzung, 
daß ſeine Quelle überall die feudale Grundherrſchaft fei, wurde namentlich auch das 
Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden in der Regel ohne alle Entfhädigung aufgehoben. 

Der Rechtscharakter aller diefer Befreiungsgeſetze ift werjchteden von dem der als Ex— 
propriationen zu betrachtenden Ablöfungsgefege. Denn bier „werben beftimmte Befugnißbe— 
griffe ſammt ihren Folgen, welche bisher in patrimonio ftanden, aus der Geltungsiphäre 
des Priv.R. überhaupt herausgehoben. Deshalb wurde nicht die bloße Ablösbarkeit, ſon— 
dern die unmittelbare Aufhebung durch das Geſetz ausgeſprochen und eine Entſchädigung 
(aufer etwa für einzelne zu jelbjtändigen Privatrechten gewordene Annere) nicht gewährt. 
Dies Ichrieben auch die deutſchen Grundrechte in 8. 35 für alle Ausflüſſe der Patri— 
monialgerichtöbarkeit und der grumdherrlichen Polzet und für die aus dem guts- und 
ſchutzherrlichen Verbande entfpringenden perlönlihen Abgaben und Yeiftungen vor. 

I. An die perlönliche Befreiung der Yandbevölferung ſchließt fi die dingliche 
Befreiung des Ländlichen Grundbeſitzes von der Grundherrſchaft an. Die in Bezug 
auf größere Güter analoge Auflölung des Yehnsnerus kann hier aufer Betracht bleiben. 

Bor allem verfolgte die Gſgb. das Ziel einer Steigerung des unvolltommenen Befig- 
rechts der meisten bäuerlichen Güter zu beiferem Recht und endlich zu vollem und freiem 
bäuerlichen Eigenthum. Zuerſt wurden vielfach einzelne Ausflüffe des gutsherrlichen Eigen— 
thums oder Obereigenthbums an Bauergütern, befonders das Heimfallsrecht 34. B. 1818 in 
Batern) oder wenigſtens die Einziehung zum Gutshofe, Das dem Bauernftande oft jo 
verberblich gewordene „Legen“ (3. B. 1804 in Schleswig-Holftern), abgeſchafft oder be- 
ſchränkt. Sodann find nicht erbliche Nutungsrechte in erbliche, beichränft veräußerliche An— 
rechte in frei veräufßerliche verwandelt. Endlich ift in den meiften deutſchen Staaten das ges 
theilte Eigenthum dur Erhebung des Untereigenthums zum Volleigenthum überhaupt 
befeitigt, und es find auch ſchwächere, nur als dingliche Nechte an fremder Sache betrachtete 
Beſitzrechte (wie in Preußen das Erbpachtrecht) in Eigenthum verwandelt, Das guts- oder 
grundherrliche Obereigenthum oder Eigenthum als jolches mit den darin enthaltenen Heim: 
fallsrechten und ſonſtigen Befugniſſen ıft daber meist ohne Entſchädigung fortgefallen (4. B. 
in Preußen, Oefterreih, Wiürtemberg). Dagegen find die aus privatrechtlichem Titel ent= 
ftammenden Telbftindigen Verhältniffe entweder nur gegen Entihädigung aufgehoben (3. B. 
in Defterreich, Baiern, Würtemberg) oder überhaupt lediglich für ablösbar erklärt (4. B. 
in Preußen, Sadlen, Baden, Helen Darmftadt), und e8 muß alſo in ſolchen Fällen 
eine gutsherrlich-bäuerliche Regulirung vworangehen, ehe das volle Eigenthum an der 
bäuerlichen Stelle erworben wird. 

Die Gſgb. beſtrebt ſich aber ferner, nicht blos volles, ſondern aud) freies bäuerliches 
Eigenthum zu ſchaffen und zu diefem Behufe die Entlaftung des Bodens von allen pris 
vatrechtliben Reallaften, insbefondere den Frohnen, Zehnten, Grundzinfen und Yaudenien, 
ſowie von einzelnen nachtbeiligen Grunddienftbarkeiten (vgl. die Artikel „Waldſervituten“ und 
„Weideſervituten“) herbeizuführen. Die vor 1848 nur in beſchränktem Maße durchgeführten, 
in den deutichen Grumdrechten $. 36 allg. veriprochenen, ſeitdem im weiteften Umfange ergan— 
genen Ablöfungsgefege haben zum Theil derartige Yaften unmittelbar aufgehoben (3. B. Deiter: 
reich, Wiürtemberg, Naſſau, vielfah aud ſonſt Frohnen u. ſ. w.), zum Theil fie in fefte 
ablösbare Bodenzinfe verwandelt (3. B. Baiern), zum größten Theil aber fie fir abs 
lösber auf einfertigen Antrag des BVerpflichteten und in der Negel auch auf einfeitigen 
Antrag des Berechtigten erflärt. Ausgenommen find überall die öffentlichen Reallaften, 
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wie Staatd-, Gemeinde, Schulz, Kirchen: und Deichlaften. In allen dieſen Fällen erfolgt 
fowohl die Ablöfung als die Aufhebung gegen volle Entſchädigung, welde in Er: 
mangelung einer Vereinbarung durch jtaatliche Behörden nad Maßgabe des ermittelten 
jährlichen Durchſchnittswerthes feftgeftellt wird. Um die definitive Abfindung des Be— 
vechtigten, welche nur in einzelnen Fällen in Land geichieht, durch eine Capitalſumme, die in 
einem beſtimmten (18= oder 20=, nie über 25fachem) Bielfältigen des Jahreswerthes be— 
ftehen muß, zu erleichtern, haben die Staaten Nentenbanten oder Ablöfungstaffen errichtet 
oder garantirt. Diefe Anftalten übernehmen an Stelle der Pflichtigen die Abfindung der 
Berechtigten, denen fie Das gefegliche Ablöfungscapital in verzinslichen Schuldſcheinen aus— 
zahlen, und treten dafür ihrerieitS in das Recht auf Fortbezug ver Yeiftungen ein, bis durch 
dieſe nach dem feftgeftellten Plan (in Preußen nach 41°/,, Jahren) die Schuld amortiſirt ift. 

Alle Ablöfungsgefege haben den Nechtscharakfter wahrer Zwangsenteignungen. 

Für die Zukunft verbieten dieſe Gelege die Wiederherftellung, Erfigung oder Neubegrüns 
dung der aufgehobenen Rechtsterbältniffe, wovon Ausnahmen nur in genau beſtimmtem 
Umfange und ſtets mit dem Vorbehalt der Ablösbarfeit zuläffig find. 

III. Die Gſgb. ſucht aber nicht blos den grundherrlichen Verband mit feinen Fol 
gen aufzulöfen: fie ftvebt auch, indem fie eine mehrtaufendjährige Entwickelung von der 
Gemeinwirthſchaft zur Einzelwirtbichaft zum Abſchluß bringt, die Einzelgüter won den 
Schranfen zu befreien, welde dem Eigenthümer durch die Gemeinde und die Reſte des 
alten Gefammteigenthums gezogen werden. 

Zunächſt iſt im Bezug auf die Feldflur der alte Flurzwang, welder als Neft der 
ehemaligen Feldgemeinichaft den Einzelnen an das Wirthſchaftsſyſtem der Gemeinde band, 
durch die Gulturfreiheit erfegt worden. Da aber, wenn der Zwang gleihmäßiger Bes 
bauung und Brache fortfiel, die aus der urfprünglicen Anfiedlung entftandene Gemenges 
lage der Aeder, d. h. die zerftrente Yage der Aeder des Einzelnen in den verfchiedenen 
Feldungen, zu einem unerträglichen Erſchwerniß der Bewirthichaftung werden mußte, ging 
die Gſgb. bald weiter und ftrebte eine planmäßige Durchführung der hier und da ſchon 
freiwillig vorgenommenen Arrondirung oder Bertoppelung (nm Preußen Sepa= 
ration genannt) an. Zu diefem Behufe wurde oft einer nad) dem Umfange des Areals 
und mitunter zugleich nadı Kopfzahl und Steuerbetrag bemefjenen Mehrheit der Grund- 
beſitzer das Recht gegeben, die Minderheit zur Betheiligung an einer Zufammenlegung und 
demmnächftigen beſſeren Wiedewertheilung der ſämmtlichen Grumdftüde einer Feldmark zu 
zwingen. Oder es wurde doch für den Fall des einftunmigen Antrags die Separation in 
mannichfachſter Weife begünſtigt und erleichtert (3. B. in Preußen). Das ganze Verfahren 
findet vor ftaatlichen Behörden (im Preußen Special- und Generalcommiffionen mit der 
Oberinftanz des Revifionscollegtums) ftatt. Gewiſſe Grundftüde find von Der Verkoppe— 
lung ausgenommen. Die übrigen werden in Eine Maffe vereinigt, aus welcher ſodann 
jedem Iutereffenten ein thunlichſt zuſammenhängendes und für die Bewirtbichaftung won 
feinem Hofe aus möglichit günftig belegenes Areal nach Berhältnig der Größe und Güte 
ſeines eingeworfenen Yandes zurüderftattet wird. Kleine Differenzen werden durch Geld 
oder andere Bortheile ausgeglichen. Das zugetbeilte Yand nimmt in jeder Beziehung, 
namentlich aud bezüglich Dinglicher Laſten und Steuern, die rechtliche Natur des einge: 
worfenen an. Betheiligte Dritte haben fein Widerfpruchsrecht. Der Charakter des Gans 
zen ift der einer Zwangsenteignung mit Gewährung der Entſchädigung in Yand. 

An die Auflöfung der Feldgemeinſchaft ſchließt ſich die forticreitende Auflöfung der 
auf Wald und Weide bezüglihen Martgemeinfcaft durch die Auftheilung der im Gefammt- 
eigenthum ftehenden Gemeinländereien an, wobei die Gſgb. gleichfalls durch Gemeinheits— 
theilungserdnungen befördernd einzugreifen ſucht (vgl. den Art. „Gemeinheitstheilung“). 

In Verbindung mit der Aufhebung der alten Gemeinſchaftsverhältniſſe fteht die Auf- 
hebung oder Ablöfung vieler darin wurzelnden dinglichen Berechtigungen, mancher Dienft- 

rfeiten, einzelner Näherrechte (vgl. den Art. „Markloſung“ u. ſ. w. 

IV. Die Freiheit des ländlichen Grundeigenthums wird num aber nicht nur durch 

herrſchaftliche und gemeinbeitliche Verhältniſſe, Tondern auch durch o bjective Nechtsjäre 
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beſchränkt, welche in Bezug auf gewiſſe Klaſſen von Gütern den Erwerb, die Veräußerung 
und namentlich die Theilung einſchränken und im Zuſammenhange damit eine beſondere 
Erbfolge begründen. Obwohl dieſe Rechtsſätze zum Theil aus jenen Verhältniſſen hervor— 
gewachſen ſind, haben ſie ihre principielle Ausbildung erſt aus den Geſichtspunkten des 
öffentlichen Intereſſes einerſeits und eines beſonderen Standesrechts andererſeits erhalten. 
Dabei hat namentlich in Bezug auf das Recht der Bauergüter die Gſgb. ſich vielfach durch 
Rückſichten der Landescultur leiten laſſen, vor Allem die Geſchloſſenheit oder Untheilbar— 
keit der Bauergüter deshalb ſtatuirt, um dieſelben in wirthſchafts- und leiſtungsfähigem 
Umfange zu erhalten. Umgekehrt iſt gerade von dem Geſichtspunkt der landwirthſchaft— 
lichen und allgemein volkswirthſchaftlichen Zweckmäßigkeit aus in neuerer und neuefter Zeit 
mit allen derartigen Beichränfungen aufgeräumt und namentlich die Untheilbarteit befeitigt 
worden. (Näheres in dem Art, „Dismembrationen”). Fällt die Gſgb. über diefe Punkte 
des bäuerlichen Güterrechts unter den Begriff der A., fo gilt nicht das Gleiche won der 
bezüglich der großen Güter entjprechenden Gſgb. über Lehen, Stammgüter und Fideicom- 
miſſe, indem die Motive für diefe mehr im Familien und Standesrecht als in Rückſichten 
der Landescultur Tiegen. Eher gehören hierher die Beſchränkungen der Vereinigung von 
Grundbeſitz in Einer Hand, wie fie namentlich zu Ungunften juriſtiſcher Perfonen vorlommen. 

V. Im einem gewilfen Gegenfat zu der individualiſirenden und befreienden Nich- 
tung, welde in allen bisher erwähnten Gefegen vorberricht, ftehen andere agrariſche Geſetze, 
welche aus Rückſichten der Yandescultur Beichräntungen und Laften auferlegen, ja ſogar 
die Grundbefiger eines beftimmten Bezirkes zwangsweiſe zu genoſſenſchaftlichen Verbänden 
organifiren. Hierher gehören die Geſetze über das Wafferrecht, die Deichverbände, die Ent— 
und Bewäflerungsgenofienichaften (vgl. die Art. „Waflerlauf”, „Deichverbände”, „Ents 
twäfferungsanlagen”), Die wenigſtens projectirten Geſetze über die Bildung von Waldgenofien- 
Ichaften, zum Theil auch die Feldpolizei-Ordun., die Forftgefege und Achnliches. Der juri- 
ſtiſche Charakter der Zwangsorganifationen ift zum Theil gleihfall® der einer Erpropriation : 
aber die Enteignung findet hier nicht zum Zwecke der Abjonderung, jondern zum Zwecke 
der Vereinigung ftatt. 

Quellen: Die äußerft zahlreichen beutfch. Agrargef. finden ſich in ben werfchievenen Jabr- 
gängen ber einzelnen Geſetzſammlungen zerftreut. Die wictigften Preuß. Agrargef. find das 
Ev. v. 9. Det. 1807, das Ed. v. 14. Sept. 1811, bie — — v. T. Juni 
1821 und das Ablöſungsgeſ. ſowie das Nentenbant-Gef. v. 2 März 1850. Dazu kommen jetzt 
mehrere Gef. für die neuen Provinzen, worunter namentlich die Veroron., betr. die Ablöfung 
der Serpituten, die Theilung der Gemeinfchaften und die Zulammenlegung der Grundftüde für 
das vormalige Kurfürftenth. Heilen v. 13. Mai 1967 hervorzuheben ift. Bon den Ablöfungs- 
Gel. anderer Staaten find bie wichtigften: Oeſterr. Pat. v. 17. Sept. 1948 unb 4. März 1849 
nebſt den demnächit für die einzelnen Provinzen ergangenen Grunbentlaftungsgef.; Baier. Gef. 
». 7. Juni 1818, Würtemb, Sf v. 14. Apr. 1848, 8. Sächſ. Gef. v. 17. März 1832, Weimar. 
Gel. v. 3. Juni 1548, Oldenb. Gef. v. 14. Oct. 1548 u. 1. Febr. 1851. Am wenigften vorge 
ſchritten ift bisher die A. in Medlenburg und Schleswig-Holftein. 

Fit: Koh, Die Agrargef. des Preuß. Staats, 3. Ausg. 1843. — Fette u. v. Rönne, 
Die Yandescultur-Gfgb. des Preuß. Staats, 3 Bbe., Berl. 1853. — Albert Judeiſch, Die Grund- 
entlaftung in Deutſchland, Yeip. 1863. — Roſcher, Soft. der Vollswirthſchaft, Bd. II. — 
Rau, Grund. der Volkswirt Nhaftspofitit, Abth. I, wo in $. 44 Note d u. 46 Note d fi 
ausführlihe weitere Literaturnachweiſe finden. » D. Gierke. 

Alberieuß de Porta Ravennate, Iebte in der zweiten Hälfte des 12. Jahrh., 

Schüler des Bulgarus, lehrte mit großem Beifalle. Sigle Al. A. Alb. 

Er jhrieb: Glofien und Distinctiones. 

Lit: Savignv, IV, 225 —'230. 160 — 167. 46. Teihmann. 

Albericeus de Rosciate, geb. im Gebiete von Bergamo, Tebte ald Advokat zu 

Bergamo und fehrieb in feinen fpäteren Jahren von den Praftifern jehr geſchätzte Com— 
mentare, ftarb 1354. 

Er ſchrieb: Ueber bie drei Digeften, den Codex — Opus Statutorum — Dietionarium 
(. Dirkfen, Syftem ber juriftifhen Lericograpbie, Leipz. 1834, ©. 36). 

Lit: Savigny, VL 126— 136. — Biener, Geſch. der Novellen, ©. 271. 

Teihmann. 
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Alciatus, Andreas, geb. 1492 im Mailändischen, Lehrte zu Avignon, Bourges, 
Pavia, Bologna und Ferrara, Stifter der eleganten Rechtöichule, ftarb 1550. 


Er fhrieb: Annotationes in tres libros Codieis, Bon. 1513 — Paradoxa Mediol., 
1518 — — ————— libri IV — Consilium in materia duelli — de praescriptioni- 
bus — Emblematum libellus, in franzöfifche Verſe überfett von Lefebvre 1536, von Claude 
Mignaut 1584 — Opera omnia, Lugd. 1560, Francof. 1617. 

Fit.: Biographie von Claudius Minos.— Allard, Hist. de la justice crim. au ]6ieme 
sieele, Gand 1569, p 497. — Ueber ven ihm zugefchriebenen processus judie, f. de Wal, 
Beiträge zur Literaturgeſch. des Eiv.Pre. ed. Stinking, Erl. 1866, ©. 45. — Podestä, 
Documenti inediti per servire alla storia del diritto in Archivio giuridico, Vol. III, 
1869. Teihmann. 

Alerander ab Alerandro, geb. 1461 zu Neapel, ftarb 1523. 


Er ſchrieb: Genialium dierum libri VI, Rom. 1522, Lugd. Bat. 1673, nad) dem Vor— 
bilde der Noctes Atticae von Aulus Gellius. 

Lit.: Sapiguy, VI. 457 fi. Teidmann. 

Alimentationspflicht. Die Gründe, aus welden diefelbe entipringt, find mans 
nigfach, nämlich: Rechtsgeſchäft (Vertrag, z. B. über ein Altentheil, oder Vermächtniß — 
tit. D. 34. 1.), Delict (. 7 D. de his qui effud.) und Geſetz. Unter den geſetzlichen 
A. iſt die wichtigfte die auf der Verwandtichaft beruhende. Diefelbe befteht zwiſchen Afcen- 
denten und Defcendenten wechjelfeitig, nad Preuß. R. auch zwifchen Geichwiftern, 8. 15 
A. L. R. I. 3, ift jedoch überall von der doppelten Bedingung abhängig, daß der in 
Anſpruch Genommene hinlängliches Vermögen und der Fordernde Mangel daran habe. 
1.5 $$. 7. 13 D. de agnosc. et alend. lib. Seuff. Arch. XII. 169. Die Reihen— 
folge, in weldyer Afcendenten ihren Abkömmlingen haften, ift nicht unbeftritten: wegen 
J. 8 D. eod. Im erfter Linie fteht jedenfalls der Vater; Hinter ihm wohl die Mutter 
und Hinter diefer die beiderfeitigen Großälten u. ſ. w. Andere laſſen die wäterlichen 
Grofältern entweder unbedingt Puchta, Arndts) oder doch als Inhaber der Gewalt 
Sintenis) der Mutter vorgehn. Belondere Erlöihungsgründe find der Tod des Ver— 
pflichteten, deſſen Erbe nur im Falle der äuferften Noth heranzuziehen iſt, 1. 5 8. 17 
D. eod., und eigene Berlegung verwandtichaftlicer Pflichten von Seiten des Berechtigten, 
1.5 $. 11 D. eod. Ihrem Umfange nad; begreifen die Alimente alles zur körperlichen 
Pflege Erforderliche Wohnung, Nahrung, Kleidung), dejien Grenzen mit billiger Rüdficht 
auf den Stand des Empfängers und die Mittel des Nehmers zu bemejlen find, 1. 5 
8. 7. 10 D. eod. 1. 234 8. 2D.d.V.S. 1.6 D. de alim. leg.; das zur geiftigen | 
Ausbildung Gehörige kann nur auf Grund einer Erziehungspflicht beanfprucht werben. 
1.6 D.eit. 1.6 8.5 D. de Carb. ed. 1.5 $. 12 D. de agn. et alend. lib. Ab— 
weichend hiervon unterfcheidet das Preuß. L. R. ftandesgemäßen und nothbürftigen Unter: 
halt, auf welchen Tegteven der Auſpruch der Geſchwiſter und der durch eigene Schuld 
Berarmten beichränft wird, $.15A.UU.NR. II. 3. 88. 251—253. II. 2, und rechnet 
ferner zu vermachten Alimenten auch die Koften der Erlernung einer Kunft oder eines 
Handwerks, 8.445 U. L. R. I 12. — Ausführlicheres über das gem. R. enthalten 
die Quellen in den Titeln de alend, lib. D. XXV. 3. C. V. 25 und der Auffag von 
Reinhard, Ztichr. für Ew.R. u. Pre. N. F. XIII. 5. Das deutihe Gewohnheitsrecht 
bat num aber noch - einen neuen Alimentationsanfprud anerkannt, nämlich den der unehe— 
lichen Kinder gegen ihren Erzeuger. AS foldyer gilt, wer innerhalb des 182ften und 
300ften oder nad Preuß. NR. innerhalb des 210ten und 285ften Tages vor der Geburt 
des Kindes mit deifen Mutter den Beiſchlaf vollzogen bat. Im Einzelnen find jedoch alle 
auf dieſe Obligation bezüglichen Sätze beftritten, weil man über das derjelben zu Grunde 
liegende Princip nicht einig ift. Zwei ertreme Auffaffungen ftehen ficd gegenüber, Die 
eine erflärt den außerehelichen Beiſchlaf für ein Delict, Das daraus hervorgegangene Kind 
fir den Damnificaten und feine Forderung ſomit für einen Anſpruch auf Schadenserfag. 
Puchta, Band. u. Vorl. $. 316 und dazu Rudorff.) Die andere läßt den Erzeuger 
als ſolchen, das heißt als Vater, aus dem Verhältniß der VBerwandtichaft haften. 
Qangerow, I. $. 260.) Dem entiprechend beantworten beide die wichtigften Fragen 
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verſchieden; beſonders folgende: 1) Schließt die Einrede des von mehreren Männern 
mit der Mutter vollzogenen Beiſchlafs den Anſpruch aus? 2) Haften auch die Aeltern 
des Schwängerers? 3) Erliſcht der Anſpruch mit dem Tode des Verpflichteten? 4) Haftet 
auch der zurechnungsunfähige und der im Irrthum befindlich geweſene Schwängerer? Auf 
alle dieſe Fragen antwortet die Delietstheorie mit Nein; die Verwandtſchaftstheorie außer 
auf die unter 2), hinſichtlich deren ſich ſtreiten läßt, mit Ja. Ebenſo muß bei der Frage, 
welche Geſetze anzumenden find, jene Theorie den Ort des Beiſchlafs, dieſe dagegen ent= 
weder den Wohnort des Erzeugerd oder den der Mutter und damit des Kindes zur Zeit 
der Geburt refp. der Empfängniß für maßgebend erflären. Beide Theorien verfucht 
Windſcheid II. $. 475 zu vereinigen. Der Schwängerer foll haften auf Grund des 
Delicts als möglicher Vater. Das ift unhaltbar. Der Anfpruch bliebe dabet doch Delict- 
anſpruch und die Möglichkeit der Vaterſchaft erichtene als bloßes Motiv des Rechtsſatzes. 
Allein Die Ausbildung des legteren im Anſchluß an C. 5 X. de eo qui duxit IV. 7 
und C.13 X. qui fil, sint leg. IV. 17 ift in der Art erfolgt, daß die Vaterſchaft ftets 
nicht blos als möglich, jondern als wirklich galt, wie bet in der Ehe geborenen Kindern 
die des Ehemannes nad) der Regel pater est, quem nuptiae demonstrant. Üben 
deshalb ift die Verwandtſchaftstheorie die richtige. Weitere Folgeſätze, als die den Ali 
mentationdanipruch des Kindes betreffenden, find damit noch keineswegs, wie Puchta 
meint, nothwendig verbunden : wie etwa ein Recht des Erzeuger auf Erziehung des 
Kindes, auf Alimente fir fich Telbft u, }. w. Die neueren Part. Geſ. haben die Conſe— 
quenzen aus beiden Theorien gemiſcht. So entjcheidet in Preußen das Gef. vom 
24. April 1854 die Frage zu 1) bejahend, die zu 2) und 3) verneinend. Daneben gibt 
aber das A. L. R. dem Erzeuger vom vierten Jahre des Kindes an ein Erziehungsrecht und 
erklärt das Ober-Tribunal die Geſetze des Wohnorts der Mutter zur Zeit der Empfüng- 
nik für maßgebend. (Plen.Beſchl. v. 1. Febr. 1858.) Das neue Sächſ. G. B. verneint 
jene drei Fragen ſämmtlich, gibt aber dem auferehelichen „Vater“ ein Erziehungsredht. Am 
zweckmäßigſten verführt das Franz. R., indem es die Ermittelung eines auferehelichen Er: 
zeugers geradezu verbietet. 

Die neuere Lit. beiteht hauptfählih ans Auffägen von Bufch und von Heerwart, 
theils im Arc. für civiliſtiſche Praxis (Bd. XIV. XVII. XXI. und XLVL), = in der 
Ztichr. für Eiv.R. und Pre. (Br. V. XVIL); vgl. auch Schömann daf. N. F. I. 4 und 
v. Preuſchen, IV. 4, fowie v. Krämel im Arch, für ciiliftifche Praris, L. 17. ei 


Allmende ift derjenige, meilt aus Wald, Waffer und Weide beftehende Theil einer 
Dorf= oder Bauerihaftsmart, welcher von den Gemeindegenoffen oder einer beftimmten 
Klaffe derſelben in ungetheilter Gemeinſchaft beieffen und benutzt wird, 

Die A, aus der urſprünglichſten Bodenbeſiedlung hervorgegangen, war in früherer 
Zet ſowohl in wirthichaftlicher wie in rechtlicher Beziehung die Grundlage des Ländlichen 
Gemeindeweſens. Indem fie gleichzeitig und ungejchieden für die eigentlichen Gemeinde- 
bedürfniffe und für die Sonderbedürfnife der einzelnen Gemeindeglieder beſtimmt war, 
ftellte fie ſich als ein zugleich einheitliches und vielheitlihes Gelammteigenthum 
dar, weldes mehr und mehr die Bafis der perlönliden Genoſſenſchaft deö Ges 
meindeverbandes bildete. Deshalb hatte einerfeits die Gemeinde als ſolche über die A. 
zu verfügen, ihre Benutzung zu regeln und die Vertheilungsart feftzuftellen. Andererſeits 
hatte jeder Genoſſe ein feftes Anrecht darauf, für fein wirthichaftlices Bedürfniß inner— 
halb der durch die Gemeinde gezogenen Schranken die gemeine Mark zu benugen, Baus, 
Brenn- und Nutzholz aus dem Walde zu holen, die geineine Weide und Maft zu beichiden, 
Geſtein zu brechen, uriprünglich auch zu jagen und zu fiſchen, am den periodiichen Ver— 
lofungen einzelner Stüde zu Sondergenuß theilzunehmen. Ein folder Nutzungsantheil 
Rechtſame, Theil, Meente, Ware, Schar, Gewalt, Echtwort) war das nothwendige Correlat 
des Genoſſenrechts, mit defjen Abftufungen feit der Unterfcheidung voller und geringerer 
Genoſſen er ſich Daher ebenfalls abjtufte, und ftand auf der einen Seite in Verbindung 
mit den politifcheperjönlichen Rechten und Pflichten in der Gemeinde, während er anderer 
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ſeits als Zubehör des tm Sondereigen ftehenden Einzelbofes gelt und dieſen erſt zu 
einem wirtbichaftlihen Ganzen vervollſtändigte. 

Seitdem die alte ländliche Gemeinmwirtbichaft einer freien Individualwirthſchaft ges 
wichen iſt; ſeitdem eine rein politiiche Landgemeinde entftanden und von der alten halb 
privatrechtlichen Baſis gelöft ift; ſeitdem die Gſgb. principiell die Auflöfung der alten 
Gemeinheiten unter Ausfonderung eines rein öffentlichen Gemeindevermögensd befördert 
bat: ift, einige Gebivgägegenden ausgenommen, die alte Bedeutung der A. verſchwunden. 
Ihre Nefte dauern in ſehr ungleihartigen Nechtögeftaltungen fort, welche theils durch innere 
Entwickelung, zum größeren Theil aber dur den Einfluß der romaniſtiſchen Doctrin und 
der von ihr beherrichten Gſgb. aus den alten Verhältniſſen hervorgegangen find. Manche 
A. find, freies Gorporationsvermögen der Gemeinde geworden, woran nur durch freien 
Eorporationswillen den einzelnen Ortsbürgern als ſolchen „bürgerliche Nutzungen“ ein 
geräumt werben. Andere find umgekehrt in freies Miteigenthum einer beftimmten Klaſſe 
von Genoffen oder Grundbefigern aufgelöft. Regelmäßig dagegen ftehen den Binzelnen 
Genoſſen mehr oder minder fefte Sonderrechte nach alter Art zu, welche dann wieder ent= 
weder von perſönlichen Vorausſetzungen abhängig (Schweizer Genoffamen), oder Ausfluf 
des Grundbeſitzes (Realgemeinden), oder gleich einer Bodenactie jelbftändige Vermögensrechte 
(Nugungsgemeinden) find. ‚Dabei wird dann bald das Eigenthum der politiichen Ges 
meinde, den Einzelnen aber ein ſehr verjchieden benanntes und qualificirtes jus in re 
aliena beigelegt, bald bilden die Berechtigten in ihrer Geſammtheit als Privatgemeinde 
(engere, Alt=, Nealgemeinde, Corporation, Genofjenihaft, Marktgemeinde) ein won ber 
politifchen Gemeinde verfchiedenes Rechtsſubjeet. Jede dieſer mannichfachen Geftaltungen hat 
in der Doctrin Verfechter gefunden, welde darin Die einzig richtige „uwiftifche Conſtrue— 
tion” des Nechtöverhältnifies an der A. erbliden wollten. Wo aber die Gſgb. nicht pofitiv 
in dem einen oder andern Sinne entfchteden bat, wird man auch heute den Rechtscharakter 
der A. nur aus dem Begriffe eines beutichen Geſammteigenthums erklären dürfen, bei wel: 
em beftimmte Eigenthumsbefugniffe der Gefammtheit als Einheit zuftehen, andere unter 
die Vielheit der Genofjen zu jelbftändigem Sonderrecht vertheilt find, — während es Sache 
Hiftorifcher Unterfuchung und concreter Feſtſtellung bleibt, in jedem Falle das Theilungs- 
verhältniß zwifchen dem corporativen Geſammteinheitsrecht und dem individuellen Sonderrecht, 
die Bedingungen und den Inhalt des legteren und das Verbältnig einer etwa verſelbſtän— 
digten Privatgemeinde zur politischen Gemeinde zu ermitteln. 

Quellen: Für bie ältere Zeit die Dorf» und Markweisthümer; für die neuere Zeit bie 
Semeinde-Ordnnungen. 

‚ Lit: Weiske, Pralt. Unterf., 9. II. — Sternberg, dei, a H. 1.— 
Die Abb. v. Mihelfen, Renaudu. Römer in der Ztihr. f. D. R., VII. s9. IX, 1. XII. 
94. — Heusler, Die Rechtöverbältnifje am Gemeinland in Unterwalben. — Die Werke iiber Dorf- 
und Marken-Verfaſſg. von v. Yöw, v. Maurer, Thudichum, Stüve — Gierke, Rechts— 
geſch. der D. Genofl., 83. 7. 8. 53. 55, wo weitere Nachweife. O. Gierke. 

Allodification it einer und zwar der wichtigſte Fall der Appropriation, der Be 
endigung aljo des Lehnswerhältniffes durch Aufhebung der Rechte des Lehnsherrn. Ob 
der Lehnsherr einfeitig feine Nechte refutiven könne, war ftreitig; unftreitig aber, daß er 
feine Rechte auf den Vaſallen auf Grund eines Vertrages übertragen dürfe. Die Wirkung 
eines ſolchen Vertrages war bei einzelnen Arten won Leben (4. B. Neulehen) die, daß Das 
Leben ſich in völlig freies Eigentbum — aud Hinfichtlih der Veräußerung und insbe: 
fondere der Succeffion — verwandelte, und dieſelbe Wirkung fonnte der Vertrag bei allen 
Arten von Yeben haben, wenn die Agnaten — und je nach den Umftänden auch Mit: 
belehnte, Eventualbelehnte, Anwärter — der mit die ſer Wirkung vorzunehmenden A. 
zuſtimmten. Erfolgt diefe Zuftimmung nicht, To bat die U. nur den Erfolg, daß die 
Yehnsherrlichfeit fortfüllt, wogegen alle Wirkungen des Lehnrechts fortbeftehen, welche nicht 
mit dem Recht des Lehnsherren im Zufammenbange ftehen und lediglich Wirkungen dieſes 
Tegteren find. „Es beftehen aljo namentlich fort die Yehnserbfolge und der agnatiſche 
Berband ; die Yebngüter verwandeln fi in ein den Familienfideicommiſſen ähnliches Inſtitut; 
fie find Eigenthum des Befigerd und in diefem Sinne werben fie Allod genannt, aber fie 
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ſind beſchränktes Eigenthum, beſchränkt und beherrſcht durch beſtimmte Grundſätze des 
Lehnrechts und insbeſondere des Lehn-Erbrechts, welche vor der A. galten” (An ſchütz: Ueber 
die Erbfolge im Die neu-vorpommerſchen Lehngüter, 2. Aufl. S. 38, 40). Und weil 
eben die Rechte der Agnaten bei der vertragsmäßigen A. umverlegt bleiben, bedarf es zu 
derjelben ihrer Zuſtimmung an ſich nicht. Ebenfo wenig, aber aus einem andern Grunde, 
bedarf e8 dazu der Eimwilligung der Agnaten des Lehnsherrn; das Necht defielben ift an 
ſich allodialer Natur. 

Eine vertragsmäßige A. kann auch durch die Gſgb. angebahnt werden; aber viel 
häufiger iſt es geſchehen, daß die A. unmittelbar durch das Geſetz angeordnet wurde. Die 
Ueberzeugung von der Unhaltbarkeit des Lehnsinftituts auch nur in Beziehung auf die 
fachenrechtlihe Grundlage ift bekanntlich nicht von heute und geftern, beachtenswerth aber 
ift ed, daß man grade im Anfang unferes Jahrhunderts nicht nur die Aufhebung der 
Lehnöherrlichkeit, fondern die A. mit Bejeitigung aller agnatiſchen Rechte als wünſchens— 
wertb und nothwendig bezeichnete. Bon Ddiefem Gedanken geht beifpielsweife ſchon vie 
ſchwediſche Gigb. für Neu-Borpommern von 1810 (Anſchütz, ©. 17) aus und in dem- 
jelben Sinne äußerte fih Eichhorn (Ueber die A. der Yehen, Göttingen 1828), wenn 
derjelbe auch von der Gſgb. forderte, fie jolle die Aufhebung der agnatiſchen Erbfolge 
nicht Durch eine einzelne Berfügung unmittelbar bewirken, fondern durch worbereitende An— 
ordnungen allmälig herbeiführen. Auch ift in der deutfchen Gſgb. feit dem I. 1848 häufig 
die Tendenz hervorgetreten, eine völlige A. der Lehen auch den Agnaten und den fonft zur 
Folge in das Lehen Berechtigten gegenüber durchzuführen. «Die preußiſche octroyirte Ver— 
faffung vom 5. Dechr. 1848 disponirt dahin: Die Errichtung von Lehen ift unterlagt ; die 
beftehenden Lehen ſollen durch gejetliche Anordnungen in freies Eigenthum umgeftaltet 
werben, und fo ift die Beitimmung auch in die revidirte VBerfg.Urf. vom 31. Yan. 
1850 Art. 40 übergegangen. Bei der Aufhebung der Yehnsherrlichfeit — des Ober- 
eigenthums und der aus demfelben entfpringenden Rechte — ohne Entſchädigung ift es denn 
aud geblieben (Gef. vom 2. März 1850 $. 2 Nr. 1), wogegen der Art. 40 ver 
Verfg.Urk. aufgehoben und durch Art. 2 des Gef. vom 5. Juni 1852 abgeändert wurde. 
Der ausgeiprocene Zwed dieſer Berfaffungsänderung war’ es, die Gſgb. von der Schrante 
zu befreien, welche ihr in der Berfg.Urf. gezogen war. Da die im Gef. von 1852 
vecheiene gefegliche Anordnung über die Auflöfung des Lehnsverbandes bisher nur für 
einen Yandestheil (Alt, Bor= und Hinter- Pommern 1867) ergangen ift, fo befteht das 
Rechtsverhältniß der Mitbelehnten und der Agnaten bei den überhaupt noch vorhandenen 
Lehen funverändert fort; dieſe Yehnsverbindung kann aber, da die Nechte des Lehnsherrn 
überall befeitigt find, durch Familienſchluß aller bisher zur Pehnsfucceffion Berechtigten 
abgeändert oder ganz aufgehoben werben. 

Lit: Bol. hierüber Rönne, Verfg. U., Ausg. von 1859, ©. 225>—39, und Deffelben 
StR, 3. Aufl. L ©. 137 fgg. Ueber die A.-Gef. in anderen beutfhen Staaten vgl. bie 
ſehr überfichtlihe Zufammenftellung in der Schr. von Bermehren: Leber den gegenwärtigen 
Zuftand des Lehnsweſens in ben zu bein Gefammt-Ober-Appellations-Ger. zu Jena vereinigten 
Staaten (Jena 1862), und Judeich: Die Grundentlaftung im Deutfchland (Leipzig 1963) 
an verſchiedenen Stellen, insbefondere zufammenfafiend ©. 228. Franklin. 

Altentheil Leibzucht, Auszug, Ausgeding) iſt eine lebenslängliche Verſorgung, 
welche ſich der Beſitzer eines Bauergutes bei Abtretung deſſelben von dem Anerben für 
ſich und ſeine Frau ausbedingt. Zwar kommt eine Abtretung der Wirthſchaft, reſp. des 
Geſchäfts unter Vorbehalt des lebenslänglichen Unterhalts auch außerhalb der bäuerlichen 
Kreiſe vor, doch für dieſe letzteren hat das Rechtsinſtitut ſeine beſondere Ausbildung er— 
halten. Uebrigens kommt daſſelbe ſowohl bei freien als bei abhängigen Bauergütern vor. 
Grund für eine ſolche Abtretung des Guts iſt regelmäßig hohes Alter und Körperſchwäche 
des Bauers und die daraus folgende Unfähigkeit, der Wirthſchaft in der gehörigen Weiſe 
vorzuſtehen. Die Abtretung des Guts, wie Die Beſtellung der Leibzucht beruhen gewöhn— 
lich auf der freien Vereinbarung der Betheiligten. Für beſtimmte Fälle iſt die Einräu— 
mung des A. bereits durch das Recht ſelbſt begründet, ſo bei dem Interimswirth. Die 
Gutsabtretung unter Vorbehalt der Leibzucht iſt als ein eigenthümliches deutſchrechtliches 
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Geſchäft aufzufaflen, umd weder nach Analogie des Kaufs (W. H. Puchta), noch als 
eine erfrühte Erbfolge (Chr. %. Runde) zu behandeln. Die im A. enthaltenen Vor— 
tbeile bejtehen in einer Wohnung, dem Nießbrauch an einigen Ländereien und Natural: 
präftationen. Die Größe derfelben wird durch billiges Ermeſſen bejtimmt und richtet ſich 
nad) dem Werthe des Guts. Im einigen echten finden fid) darüber auch Beftimmungen, 
namentlich über das Maximum ber Yeibzucht, welche den Zweck haben, eine Ueberbürdung 
des Guts zu verhindern. Regelmäßig ift für Die Abtretung des Guts und die Beftellung 
der Peibzucht durch die Gſgb. Mitwirkung des Richters vorgeichrieben, welchem eine caussae 
cognitio und Beftätigung des Geſchäfts zufteht. (So aud nad Preuß. U. R. Tb. I. 
Tit. 11. 8. 603 f., weldye Beſtimmung indeß befeitigt ift durch das Gel. v. 11. Juli 
1845 $. 18.) Ber abhängigen Bauergütern iſt ſtets die Genehmigung der Gutsherr— 
ſchaft erforderlich. Auf manden Gütern gibt es eine bejondere Yeibzuchtsfathe mit den 
entiprechenden Yänbereien, welche der Bauer mit feiner Frau bezieht, werm er das Gut 
dem Anerben abtritt. Im dieſem Fall bleibt der Yeibzüchter Gemeindemitglied, was er 
fonft zu fein aufhört. Die Yeibzucht wird von mehreren Schriftjtellern als eine Reallaſt 
angefeben, und einige Part. R. haben ihr denſelben Charakter beigelegt. Nach gem. R. 
läßt ſich jedoch eime ſolche Auffaffung nicht rechtfertigen. Dem Yeibzüchter fteht daher, 
abgefehen von dem ihm eingeräumten Niegbraud, ein dingliches Recht nur dann zu, wenn 
er fih ein Pfand für die Yeibzucht hat bejtellen laſſen. Der A. erliicht mit dem Tode Des 
Leibzüchterd. War diefer beim Beziehen der Leibzucht verheivathet, To behält nady dem Tode 
des einen der liberlebende Ehegatte die zur Leibzucht gehörige Wohnung ganz, von den 
fonft in der Yeibzucht enthaltenen Vortheilen aber nur die Hälfte. Die erft auf dem 
A. vom Yeibzüchter geheirathete Frau hat jedoch an fich fein Necht auf den Genuß ber 
Leibzucht oder eines Theils derjelben. Doc findet fich die Beſtimmung, daß, wenn ber 
Yeibzlichter mit dem Willen des Bauerd (und — bei abhängigen Gütern — der Gutsherr— 
ichaft) zur ziveiten Ehe geichritten, die Yeibzucht auf die Ehefrau übergehen fol. Auf die 
auf dem A. geborenen Kinder geht diefelbe niemals über. Begangene Verbrechen haben den 
Verluft des A. nicht zur Folge, da fie dem Leibzüchter lediglich Alimente gewährt. 

Fit: Chr. L. Runde, Von’ der Leibzucht oder dem. auf deutichen Bauergitern, 2 Thle., 
Oldenb. 1805. W. H. Puchta, Ueber die rechtliche Natur der bäuerlihen Gutsabtretung, 
Gießen 1537. Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen, IT, 1 S. 200 ff. Pfeiffer, Das 
D. Meier-R. (Kaffel 1849), ©. 349 fi. Lewis. 

Alternat (von alternare), das Abwechſeln von Staatshäuptern oder Repräfentan- 
ten bei Gonferenzen oder Gongrefjen in dem Einnehmen bevorzugter Pläge, gewöhnlicher 
aber das Abwechſeln in der Reihenfolge bei dem Aufführen der Staaten oder der Unter: 
ſchriften ihrer Repräjentanten in den von ihnen geichlofjenen Berträgen. Gültig iſt das 
A. durch Vereinbarung für Sranfreih und England ſeit 1546, auf den deutjchen Reichs— 
tagen für die fünf alternivenden Häufer, auf den Congreſſen zu Utrecht 1713, London 
1718, Aachen 1748 in Bezug auf die Ausfertigung der Inſtrumente. Nach den Feſt— 
fegungen des Wiener Congreſſes (a. VII. Reglem. s. l. rang entre les Agens 
diplomatiques annex. d. d. 9. juin 1815. Nr. XVII.) entjcheidet bei der Ausfertigung 
mehrerer Eremplare das Yoos über die Reihenfolge der Unterfchriften, mit Bewahrung 
des erſten Platzes für den ausfertigenden Staat, bei der Ausfertigung nur eines Exem— 
plars über die Reihenfolge ſämmtlicher Unterſchriften. 

Lit: Klüber, 8. 104. Heffter, $. 195. Phillimore, II. 49 seq. Miruß, Euror. 
Gefandtidh., I. 8. 297 u. 300. Bulmerinca. 

Alternativobligation. Der Gegenftand einer Obligation kann in der Art bes 
ftimmt fein, daß von zwei oder mehreren bejtimmten Yeiftungen Eine zu gewähren: ift. 
Dies ift der Begriff der W., wobei jowohl an Dation einer von zwei oder mehreren bes 
ftimmten Sachen als an andere Yeiftungen zu denfen it, obſchon ich in den folgenden 
Zeilen größerer Klarheit wegen ſtets den erfteren Fall vorausfegen werde: „illud aut 
illud, Stichum aut decem — dabis“? — Die Hauptfrage bei der U. iſt: Wem 
fteht die Wahl zu? — Bor allen kommt es auf den materiellen Vertragswillen an. 
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In Ermangelung eines fpeciellen Bertragswillens hat der Schuldner die Wahl, 
und zwar ganz frei bis zur wirklichen Zahlung, jo daß ihn ein etwa vorher geäuferter 
einjeitiger Entſchluß keineswegs bindet (jus variandi), der Gläubiger alfo nur alternativ 
flagen kann. Anders natürlid, wenn der Schuldner durch ein angenommenes Verſprechen, 
aljo Durch einen neuen Bertrag auf fein jus variandi verzichtet hätte. — Trotz der ab— 
weichenden Meinung Einiger läßt fid) nicht behaupten, daß durch Berzug des Schulpners 
das Wahlrecht auf den Gläubiger übergehe. — Hat der Schuldner aus entſchuldbarem 
Irrthume beide Sachen zugleich gegeben, fo fteht ihm für die Rückforderung die Wahl 
zu, wie fie ihm für das Geben zuftand; im diefem Sinne bat Yuftinian eine alte Con— 
troverſe richtig entſchieden. Hat der Schuloner beide Sachen nacheinander gegeben, jo ift 
offenbar die erfte Gabe die richtige, und nur die zweite darf als indebitum zurückgefor— 
dert werben. 

Wo die Wahl dem Gläubiger anheimgeftellt ift, entjcheivet ver Vertrag felbft regel— 
mäßig aud über das Variationsrecht. So muß der Gläubiger wohl bei der einmal ge 
troffenen Wahl bleiben, wenn er ftipulirte: „illud aut illud, quod voluero“, anders 
aber, wenn „quod volam“, womit angedeutet fein foll, daß er bis zum Augenblide, 
wo er die Zahlung annimmt, frei ſein will. 

Wenn der Wahlberechtigte, Gläubiger oder Schuldner, vor getroffener Wahl ftirbt, 
jo gebt das Wahlrecht auf die Erben über. Zu bejahen ift auch die jehr beftrittene Frage, 
ob im Falle einer Eeffion der alternativen Forderung das dem Gläubiger vertragsmäßig 
zuftehende Wahlrecht auf den Geffionar übergehe. Nicht allein folgt Died aus dem allge 
meinen Grundſatze, daß der Gefjionar die Nechte des Gedenten ausübt, jondern dafür 
ſpricht auch das poſitive Zeugniß der Quellen: 1. 75 $. 3 de legatis 1 [XXX]. 

Nicht zu verwechſeln mit der A. ift die jog. Facultativobligation, oder jus al- 
ternativum, welches darın befteht, daß unter zwei oder mehreren Leiftungen nur Eine 
von dem Schuldner gefordert werden kann, weil er nur diefe eigentlich ſchuldet, weil fie 
allein in obligatione ift, — er aber die andere oder die anderen gültig präftiren fann, 
weil jie in facultate solvendi, in solutione iſt oder find, 

Wichtige Anwendungen beider Begriffe finden ſich in der Yöfung der Frage: in welchem 
Maße die U. erliicht durch cafuellen oder durd verfhuldeten Untergang ber 
einen oder beider, reſp. ſämmtlicher alternativ gefchuldeten Sachen? Hierbei find folgende 
Fälle hauptſächlich hervorzuheben Gangerow, $. 569): 

A. Wenn die Wahl dem Schuldner zufteht. 1) Zufälligerlintergang. Beiber 
Sachen? Da erliſcht jelbitwerftändlich Die Obligation. Einer? Da wird die Obligation zu einer 
einfachen, infofern die noch vorhandene Sache allein in obligatione bleibt, die Aeftima= 
tion der anderen aber in solutione ift. Desgleichen wenn der Untergang der einen Sache 
2) durch Culpa des Schuldners herbeigeführt ift, infofern die untergegangene Sadıe 
feinen geringeren Werth hatte, als die noch vorhandene. Iſt nachher aud) dieſe unters 
gegangen, aber durch Zufall, To muß wohl dem Gläubiger, aus Billigfeitsrücjichten, um 
eine Deterioration feiner Yage zu vermeiden, ein Necht auf die Aeftimation wenigftend der 
res vilior zuerfannt werden, während wenn die culpöfe Vernichtung der einen Sache erft 
nach dem cafuellen Untergang der andern erfolgte, die Aeftimation jener in obligatione, 
diefer in solutione ift. 3) Culpa des Gläubigers. Wenn nur die eine Sache 
untergegangen ift, jo bleibt die andere allein gefchuldet, und die Aeſtimation der erfteren 
ift in solutione; dabei muß aber der Gläubiger den Schuldner vollftändig (ex lege 
Aquilia) ſchadlos halten. Geht dann noch die zweite durch Zufall unter, fo ift der 
Schuldner vollftändig liberirt, jelbftverftändlih ohne Schmälerung Teines Anspruchs auf 
Entſchädigung. Im Falle gleichzeitiger culpöfer Vernichtung beider Eadyen hat der Schuld— 
ner ein Recht auf volle (d. h. aquilifche) Entjhädigung für beide, unter Deduction der 
Arftimation der weniger werthvollen. Geſchah die Vernichtung ſucceſſiv, To hat er An— 
fprudy auf Entihädigung für die Sache, die er vorzieht. 

B. Die Wahl fteht dem Gläubiger zu. 1) Zufälliger Untergang beider 
Sachen: die Obligation ift vollftändig erloſchen. Einer: die Obligation ift nunmehr cine 
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einfache. 2 Untergang durch Culpa des Schuldners. Beide Sachen find un— 
tergegangen: der Gläubiger hat die Wahl zwiſchen beiden Aeſtimationen. Nur eine iſt 
untergegangen: er hat die Wahl zwiſchen deren Aeſtimation und der anderen Sache. 
Und wen nun auch dieſe, ſei 8 vorher oder nachher, durch Zufall untergebt, jo hat 
der Gläubiger Tediglih einen Anſpruch auf die Aeftimation der culpös vernichteten. 
3) Beftrittener find die Ergebniffe, wenn der Untergang durch Culpa des Gläu— 
bigers herbeigeführt iſt. Iſt mur eine Sache vernichtet, To meint Bangerom mit 
Necht, daß der Gläubiger dafür volle Entſchädigung ſchuldet umd die noch vorhandene 
Sace zu fordern hat. Wenn dann noch Diele, aber durch Zufall, untergebt, fo bört 
diefer Anſpruch auf, keineswegs aber die Entfcpädigungspflicht. Und diefe Pflicht beichränft 
fib, der umter A, 3 gegebenen Löſung entſprechend, auf die etwaige Differenz zwiſchen 
dem Intereſſe des Schuldners und dem reinen Sachwertb, wenn der zufällige Untergang 
vor der culpölen Vernichtung ftattfand. Sind beide Sachen durd Culpa des Gläubigers, 
und zwar gleichzeitig, wernichtet, To ſchuldet er vollftändigen Schadenserſatz unter Dedue⸗ 
tion der Aeſtimation der wachvoleren Sache. Anders, wenn ſucceſſiv: da ſchuldet er 
vollſtändigen Schadenserfag für die zuerſt vernichtete und für die andere Die eben erwähnte 
etwaige Differenz. 

Das Preuß. L. R., welches im Zweifel dem Verpflichteten Die — anheimgibt, 
enthält Näheres betr. alternativ beftimmte Sachen beim Kauf (I, 5, $. 274, 11, 
8. 33 ff). Im Ermangelung befonderer Beſtimmung fteht die Wahl 6 Käufer zu. 
Untergang der einen Sade durch Zufall oder durch Verſchulden der anderen Partei 
begründet für den Wahlberechtigten ein Recht des Nüctritts, und außerdem, wenn das Ver⸗ 
ſchulden ein grobes war, auf Entfchädigung. — Der C. N. hält im Ganzen am römiſch— 
rechtlichen Standpunkte feft. Im alle des Untergangs der einen Sade kann deren 
Werth anftatt der der anderen Sache überhaupt nicht angeboten werden. (C. N. 1189 — 
1196. Beiſpiele von Facultativobligationen 891, 1681, 2168.) 

ne ©. vorzüglich den Titel D. de V. 6. (XLY, 1.) 

Yit.: Brassier, De caussis alternativis, Heidelb. 1821. Zimmern, im Civ. Arch. I. 
Fuchs, im Eiv. Arch, XXXIV. — Fitting, Die Natur ber Correalobligation, Erlangen 
1859. "Hauptfächlic aber Bangerow, a. a. O. Rivier. 

Alternativvermächtniß. Auch bei einem Vermächtniſſe kann der — 
To beſtimmt fein, daß von zwei (oder mehreren) individuell beſtimmten Sachen oder Lei— 
ftungen Eine vermacht iſt. 

Wen dabei die Wahl zufteben Toll, hängt vorerft vom ausdrücklichen Willen des 
Teftatord ab: „illud aut illud —, utrum heres meus volet“ oder „utrum legatarius 
volet“, Im Ermangelung einer bierauf bezüglicen Erklärung follte nach claſſiſchem 
Röm. R. beim Bindicationslegat (illud aut illud Titio do lego) der Yegatar, beim 
Dammationslegat aber (illud aut illud Titio dare heres meus damnas esto) den 
Grundſätzen der Alternativobligation gemäß der Erbe als vom Erblaſſer ſtillſchweigend 
bezeichnet gelten. Im Juſtin. R. Toll die Wahl durchweg dein Yegatar zuftehen; daß 
dies indeflen auf den normalen Fall zu beichränfen ift, wo Saden aus der Erbicpaft 
vermacht werden, ſcheint Telbftwerftändlih, — es wäre denn das Gegentheil vom Erb— 
laſſer ausdrücklich ſtatuirt. — Das Wahlrecht gebt auf die Erben des Wahlberechtigten 
über. Mehrere Wahlberechtigte müſſen fich über die Wahl einigen, Tonft enticheidet Das 
2008. Die einmal getroffene Wahl tft unabänderlich. 

Beide (oder ſämmtliche) Gegenftände befinden fich gleichmäßig in obligatione. In 
diefer Beziehung find zwei (oder mehrere) unabhängige Vermächtniffe vorhanden: „illud 
do lego aut illud do lego“ ‚ und wenn das Eine erliicht, 3. B. Durch Untergang der 
Sache, oder dur anderweitigen Iucrativen Erwerb derſelben von Seiten des Yegatars, 
fo bleibt Das andere nichtsdeſtoweniger vollfommen giltig. In anderen Beziehungen 
aber ift Doch nur ein einziges Vermächtniß vorbänden, mit Disjunctiwer Aufzählung von 
zwei (oder mehreren) Saden: „do lego illud aut illud...“, woraus insbeſondere folgen 
muß, daß ſobald das Bermächtnif durch Geben oder Berlangen der einen Sadye wirkſam 
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geworden iſt, die andere Sache eo ipso aufhört in obligatione zu fein. Es verſteht ſich 
ſomit von ſelbſt, daß wenn die gewählte Sache nach getroffener Wahl durch Zufall un— 
tergebt, von einem Nüdgriffe des Yegatard auf die andere feine Rede fein kann. Selbft 
dann, wenn dev Wahlberechtigte, Erbe over Yegatar, das Vermächtniß fir ein einfaches 
gehalten und in diefem Irrthum die eine Sache gegeben oder verlangt hat, ift ein Rück— 
griff auf die andere unftatthaft: das Geſchehene läßt fich nicht mehr ändern. 

Die Wahl zwifchen den verſchiedenen Gegenfländen ift ganz frei, jo daß der wahl: 
— > die ſchlechtere Sache geben, der wahlberechtigte Yegatar die bejjere vers 
angen darf. 

Sonſt gelten im Ganzen bei dem U. die Kegeln des Legatum generis. 

Das U. Pr. L. R. (I 12, $. 338 ff.) ſcheidet nicht Scharf die Begriffe des lega- 
tum generis, des J. optionis und des 1. alternativum, jondern wirft fie ſämmtlich 
unter den Namen Vermächtniß der Wahl zuſammen. In dem Falle aber, welder 
dem gemeinvecbtlichen U. entipricht, wird (wie auch nach der franz. Nechtstheorie) im 
Zweifel den Erben die Wahl anheimgefteltt. Als Andeutung, daß der Teftator dem 
Yegatar die Wahl geben wollte, gilt e8 indeffen jchen, wenn &8 im Teftamente heißt, er 
folle eine von mehreren Sachen nehmen. 

Duellen u. Lit: Tit. D. XXXII, 5, de optione vel electione legata, und bazu 


d. Commentar von Gebauer in feinen Exereitationes academicae (Erfurt 1776. 1777.). 
Titt. de legatis (XXX, XXXI, XXXII) passim. Rivier. 


Altersftufen (civilrehtliche). 1) Die wichtigfte A. ift fowohl im gem. R. 
als in den Bart. Gſgbb. diejenige der Majorennität, Groß- oder Volljährigkeit, 
mitunter wohl aud, freilich ungenau, al8 Mündigkeit bezeichnet. Gemeinrechtlich tft 
fie erreicht mit dem vollendeten 25. Yebensjahre. Dieſer Termin iſt durch das Plätor. 
Geſ. (vom 2. oder 3. Jahrh. v. Chr.?) Feftgejegt worden, auf welches ſich überhaupt der 
ganze Begriff der Majorennität zurückführen läßt. Wer 25 Jahre und darüber alt ift, 
ft majerenn, major XXV annis, wer es noch nicht ift, ift minor XXV annis, mino= 
renn, minderjährig. Vielfach ift jevoch Heutzutage diefer gemeinrechtlihe Termin 
particnlarrechtlich herabgeſetzt worden, am häufigiten auf das erfüllte 21. Yebensjahr, mit 
welchen man nad dem Sachſenſp. „zu feinen Tagen fam“ ; jo nach dem C. N. und jetst auch 
um Nd. Bundesgebiete; — nad dem Defterr. G.B. wie nad Preuß. L. R. auf 24; ın 
einigen Theilen der Schweiz (Bern, Waadtland) auf 23 u. |. w. — Hie und da findet 
ſich auch eine verichiedene Altersbeftimmung für Majorennität der Frauen. Ueber die 
cioilvechtliche Bedeutung der Minder- und der Grofjährigkeit |. d. Urt. Euratel, 
Bormundihaft und Reftitution. 

2) Im Röm. wie auch im älteren Deutih R. war die A. der Pubertät, Mün— 
Digfeit im eigentlichen Sinne, d. h. der fürperlichen Reife, Die für die verſchiedenen Yes 
bensverhältniffe maßgebenve. Nach röm. Braude wurde deren Erreihung öffentlich 
befundet durch feierliche Ablegen der toga praetexta und Anlegen der toga virilis am 
Tage der Yiberalien; fpäter wurde fie durchgängig angenommen, für Jünglinge mit voll 
endeten 14., fir Mädchen mit vollendetem 12. Jahre. Nach dem Sachſenſp. kam Knecht wie 
Magd mit dem 12. Jahre „zu feinen Jahren“. — Heutzutage ift diefe A. der Mündig— 
feit nur no in Beziehung auf Teftirfähigkeit und, wie noch vom Can. R. ausdrücklich 
anerkannt ift, auf Fähigkeit zur Ehefchliegung von Bedeutung; der Termin tft aber par- 
ticularrechtlich hinausgeſchoben worden, jo für Eheichliegung nach Br. L. R. (II, 1 $. 37) 
auf das 18. Jahr für ven Mann, auf das 14. für die Frau (plena pubertas), nad) 
C. N. auf das 18. und 15.; für Teſtamentserrichtung nad Pr. ER. auf das 18., 
inſofern erft mit dieſem Alter die Teftamentifaction auch in Beziehung auf die Form 
eine volljtändige iſt; nach C. N. tann der Minderjährige, der das Alter von 16 Jahren 
erreicht hat, wohl teftamentarifch verfügen, aber nur bis zum Betrage der Hälfte des 
Vermögens, über welches das Geſetz den Großjährigen zu verfügen geftattet (904). 

3) Innerhalb ver Impubertät ift noch die Infantia, das Alter unter 7 Jahren, 
auszuſcheiden, jedoch in Folge der Umgeftaltung der Bormundsichaftsverhältnifie nicht mehr 
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mit der Bedeutung, welche diefer U. im Röm. R. zufam. Gemeinrechtlich kann der Sie— 
benjährige rein vortheilhafte Handlungen gültig vornehmen und Sponſalien ſchließen. 

4) Weniger feft ift der Begriff eines hohen Alters, senectus, welder beſon— 
ders ald Grund einzelner Erleichterungen ım Nechtöverfehre in Betracht fommt. Nach 
dem Sachſenſp. war man mit erfüllten 60. Jahre „über feinen Tagen“, 

5) Für einzelne Rechtöverhältniffe oder Nechtögefchäfte find beiondere A. feſtgeſetzt 
worden, fo 3. B. für die venia aetatis, welche nur dem 20jährigen Yingling oder dem 
1Sjährigen Mädchen ertheilt wird. Diefe fpeciellen A. find bet den betrefjenden Rechts— 
verhältniffen zu erwähnen. 

Fit.: Ueber A. im Ganzen: Gefterding, Ausbeute von Nachforſchungen über Rechtsmate— 


= 


rien, II. 1, Greifsw. 1825—1940. Ueber Minorennität: Savignv, Vermiſchte Schriften, II. 
Ueber Impubertät und Infantia: Gensler, im Civ. Arch., IV. Unterbolzner, Ztſchr. 
für gefch. Nechtswifl., I, 3. Ueber senectus: Thibaut, Eiv. Arch., VIII. 
Rivier. 

Altersſtufen ſtrafrechtliche). Die Thatſache, daß der Menſch, zurechnungs— 
unfähig in ſeiner erſten Lebenszeit, erſt nach und nach ſich zu einem ſelbſtbewußten, freien 
und zurechnungsfähigen Weſen entwickelt, hat ſeit alten Zeiten im Str.R. Anerkennung 
gefunden. Das jugendliche Alter wird in einem gewiſſen Umfang als Grund der Zu— 
rechnungsunfähigleit, außerdem wenigſtens als ein Strafmilderungsgrund aufgeſtellt. Sach— 
gemäß iſt es, erſt nach Erreichung jenes Lebensalters, mit welchem das Civ. R. die volle 
Handlungsfähigkeit eintreten läßt, alſo nad) Eintritt der Großjährigkeit, volle ſtrafrechtliche 
Zurechnung anzunehmen, Dieſer Forderung entipricht dad Braunſchw. Str.G.B. 
($. 60), welches in dem Alter unter einundzwanzig Jahren einen Strafmilderungsgrund 
erblidt. Im Allgemeinen unterjceidet man nad der herrſchenden Anſicht in ftrafrechtlicher 
Hinfiht: 1) die Kindheit und 2) das jugendliche Alter im engern Sinne oder 
die Jugend. Unter Kindheit verfteht man dann jenen erjten Zeitraum des menjcdlichen 
Lebens, für welchen die unbedingte und ausnahmsloſe Präſumtion eriminaliftiicher Zus 
rechnungsunfähigkeit gilt, jo dag niemals Beſtrafung, ſondern höchſtens polizeiliche Maß— 
vegelung und namentlich Unterbringung in einer Beſſerungsanſtalt geftattet it, wenn em 
„Rind“ eine Uebelthat verübt hat. Die Grenzen der Kindheit dehnt das Röm. und Can. 
R. nur bis zum vollendeten 7. Jahre aus, während dagegen die neueren Str. G. B. das 
10., 12. oder 14. Jahr als Endpunkt annehmen. Nach dem Borgang des Franz. C. p. 
a. 66, 67 find die Str. G.B. von Preußen und Batern von der gemeinrechtlichen Auf: 
fafjung abgewichen. Sie ftellen feine gefeglihe Präfumtion der Zurechnungsunfähigkeit 
von Kindern auf, ſondern weiſen den Nichter, falls ein AUngeichuldigter noch nicht Das 
16. Lebensjahr vollendet bat, an, feftzuftellen, ob er „ohne Unterfcheidungsvermögen‘ han— 
delte, oder, wie fich richtiger das Bair. Str.G.B. ausdrüdt, ob ihm „Die zur Unterſchei— 
dung der Strafbarkeit feiner That erforderliche Ausbildung gefehlt bat“. Diefes Vorgehen 
hat bei einigen Schriftftellern (wie Brefeld, Friedreih, May, Abegg, John) 
Beifall gefunden, da es die Willfiirlichteit vermeidet, welche mit einer gefeglichen Fixirung 
von A. ftetö verbunden it. Allen die berrichende Anficht ift die, Daß Das Gejeg Die Mög— 
Lichfeit eines Strafverfahrens gegen Kleine Kinder abſchneiden muß, um Schädigung des kind— 
lichen Gemüths, Eingriffe in die Familienzucht und Schwächung der Autorität der Gerichte 
zu verhüten. Der Nd. Entw. eines Str.G.B. kehrt Daher zur gemeinvechtlichen Auf 
faſſung zurüd und erklärt alle Handlungen für ſtraflos, welde von Kindern unter zwölf 
Jahren begangen werden. — Was das jugendliche Alter im e. ©. betrifft, To gilt 
dieſes freilih in ſehr verichiedener Ausdehnung als Milderungsgrund. Es wird dabei 
bald das 16., bald das 18., bald das 20. oder 21. Jahr als Endpunkt ins Auge ges 
faßt. Dringend geboten it es, was die neueren Schriftiteller und Geſetzbb. auch allgemein 
anerkennen, jugendliche Berfonen nicht mit entebrenden Strafen oder gar mit der Todes: 
ftrafe zu belegen und fie im Gefängniß nicht mit gereiften Verbredern zufammenzubringen. — 
eben der Jugend muß im Str. R. auch der Zuftand der Altersihwäce (das „Kun 
diſchgewordenſein“) berüdfichtigt werden, was aber gewöhnlich unter der Rubrik Verſtan— 
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desſchwäche oder dgl. und ohne Firirung einer beſtimmten Alterögvenze geſchieht. Zu 
bedenfen iſt jedenfall® beim Strafvollzug, daß diefer den Hodbejahrten beſonders hart 
trifft, vgl. Braunſchw. Str.G.B. $. 66 Nr. 8. — Auseinanderzufegen, imviefern das 
Alter desjenigen, an weldem ein Verbrechen verübt wird, für den Thatbeftand des Ver: 
brechens von mehr oder weniger Wichtigkeit ift (wie z. B. bei Kindesinord, Blutichande, 
Schändung, Berführung zur Unzucht, Kindesausfegung, Kinderraub u. ſ. w.), muß 
ven betreffenden Art. überlafjen bleiben. 
Lit. u. Gſgbe: 5. v. Mevendorff, Einfluß des jugendlichen Alters auf bie ftrafrechtliche 
— ürich 1862. Allenfalls auch Brefeld, Maturität in Beziehung auf Freiheit und 
urehnung, Münfter 1942. Mittermaier, im Neuen Ar. des Erim.R., 1841, ©. 155 f 
v. Egidv, ebenda 1555, ©. 63 fi. Abegg, in Goltdammers Arch. für Preuß. Str. R., VI. 
©. —721 fl. — Str.G. B.: Preußen $$. 42, 43; Defterr. 85. 2 litt. d, 237, 269, 273, 46 
litt. a, 52; Sachſen A. 87, 89, 90; Baiern A. 76—82; Hamburg. Str.®.B. vom 30. April 
1569 U. 25, 58; Defterr. Entw. von 1867 88. 17, 77 litt. i, 85, 86; Nd. Entw. $8. 49—51, 
343. , , A Gever. 
Alteferra, Antonius Dadinus (Hauteſerre), Prof. zu Touloufe, ftarb 1682. 
Er ſchrieb: Comm. in libros Clementinarum ed, Glück, Hal. 1732. — Lex Ro- 


mana, Tolos. 1641. — De jurisdietione eccles., Par. 1705. — Dissertationum jur. cano- 
niei libri IV, Hal. 1777. — Opera omnia, Neap. 1776 — 80. 
Lit: Savignv, I. 9. II. 111. 124. 278. Teihmann. 


Amaya, Sranciscus de, geb. zu Antiquaria, Biſchof von Cuenca, Prof. zu 
Salamanca. 

Er ſchrieb: Observationum jur. libri III, Genev. 1633. — Comm. in 3 post. libros 
Codieis. - Opera, Lugd. 1657. Teihmann. 

Amendement tt ein Verbeſſerungsvorſchlag zu einem in einem Parlamente ein= 
gebrachten Antrage (Adreſſe, Reſolution, Gefegesvorichlag), gleichviel ob diefer Antrag von 
der Staatsregierung oder von Mitgliedern des Haufes ausgeht. Ausgeübt wird das 
Recht, ein A. zu ftellen, von den Mitgliedern des Haufe. Unter dem Namen von U. 
Läuft in der parlamentariichen Praxis mit unter, was der Sache nad gar nicht A. ift, 
- woraus ſich dann für die geichäftliche Behandlung, namentlich für die Frageftellung, 
Scywierigfeiten und Unzuträglichfeiten, jo namentlid die Debatten über die Frageftellung, 
ergeben. Wirflihe U. find nur folgende drei: 1) von den Worten eines Antrages 
einzelne, jedoch nicht alle Worte fortzulafien; 2) den Worten eines Antrages einzelne hin— 
zuzufügen; 3) von den Worten eines Antrages einzelne, jedoch nicht alle fortzulafien, und 
an Stelle der fortgelaffenen andere Worte zu fegen. Nehmen wir an, ein Antrag enthalte 
die Worte a. b. c. d. e., fo fünnen die N. folgendermaßen lauten: 1) die Worte b. ce. 
fortzulaflen; 2) die Worte f, g. an irgend einer zu bezeichnenden Stelle hinzuzufügen ; 3) die 
Worte db. e. fortzulafien und an deren Stelle die Worte f. g. zu fegen. Nehmen wir 
weiter an, es ſeien die oben als Worte eines Antrages gefegten Zeichen Die Zufagworte 
eines A. geweien, jo würde ein ſolches A. in gleicher Weiſe amendirt werden fünmen, 
wie auch ein Antrag amendirt werden kann (Unter-A.). Wird nun immer zu einer und der— 
jelben Zeit nur über einen Antrag Ddiscutirt, zu diefem Antrag ein zweites A. nicht 
früher zugelafjen, als bis das erfte erledigt, zu einem A. ein zweites Unter-A. nicht früher 
zugelaffen, als bis über das erfte entichteden ift; wird Dann über das Unter-A. zuerft, ſo— 
dann über das durch Das Unter-A. amendirte A., endlich über den amendirten Antrag ab- 
geftimmt, jo fünnen Zweifel über den Abftimmungsmodus nicht entjtehen. Wären zu 
einem A. mehrere Unter= A. geftellt, jo wird über jedes derjelben gefondert zu discutiven 
und abzuftinmen fein. Als Kefultat ergäbe ſich dann die Feſtſtellung eines Haupt-A. 
Und in ähnlicher Weiſe ift zu verfahren, wenn zu eimem Antrage mehrere A. ge: 
ftellt jind., Wenn ein A. darin beiteht, daß von den Worten eined Antrages einzelne 
fortgelafjen werden follen, jo fann ohne förmliche Stellung des A. durch den Antrag 
auf Theilung der Frage das gleiche Nefultat erreicht werden. Ueber denjenigen Theil 
der Frage, welcher jachlih das A. enthält, ift dann zuerft abzuftinmen. Die Conſe— 
quenzen für die Theilung der Frage in denjenigen Fällen, in welchen diefelbe bei ven 
verichtedenen Arten des A. vorkommen kann, ergeben fich won felbft; immer aber wird 
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ftatt der Theilung der Frage auch das A. ſelbſt geftellt werden können. Unter dem 
Namen von U. gehen aber auch jelbftändige Anträge, namentlich präjubicielle Anz 
träge — 3. B. das „A“ über den Geſetzesvorſchlag erjt nad) ſechs Monaten zu die- 
eutiren. Ein ſolches fog. A. iſt geichäftlich als präjudicieller Antrag zu behandeln, d. h. 
es muß erledigt fein, ehe die Discuſſion des Antrages, dem durch ein ſolches A. prä— 
judieirt werben ſoll, beginnen kann. Ebenſo bezeichnet man wohl als A. einen voll: 
ſtändigen Gegenantrag — d. h. das Aufſtellen nicht blos des A., ſondern des amen— 
dirten Antrages — der einem anderen bereits geſtellten Antrage gegenübergeſtellt 
wird. Wird ein ſolcher Gegenantrag, weil er als A. bezeichnet iſt, mit dem Hauptan— 
trage zu gleicher Zeit behandelt, ſo wird eine correcte geſchäftliche Behandlung dadurch 
unmöglich gemacht. Das Recht des Amendirens iſt unbeſchränkt. Es kann daſſelbe daher 
auch zu bloßen Redactions— Aenderungen benutzt werden. Richtiger iſt es wohl, wenn Die 
parlamentarifchen Berfammlungen — abgejehen von den Berathungen in Kommiffionen — 
ihre A. ausſchließlich auf principiell entjcheidende Punkte da ein ganzer parlamen- 
Körper nicht gut vedigiren kann. Damit ein A. überhaupt zur Diecuffion 
lange, ſchreiben die parlamentarifchen Gefchäftserdnungen vor, daß daljelbe von einer 
ftunmten Anzahl von Mitgliedern — die gewöhnlich größer ift, als_ bie Zahl derer, 
welche zur Unterftügung eines Antrages gefordert werden — unterftügt fein müſſe. 
Sohn. 
Amortifation ift ein Wort von verichiedenen Bedeutungen. Im MA. verftand 
man darunter jede Erwerbung der Kirche (zur todten Hand), infofern damit das Gut 
dem Himmel zugewendet wird und der Welt abjtrbt. (©. du:Cange, Glossarium 
s. v. admortisatio.) Daber a auch die zur Beichränfung ſolchen Erwerbes vielfach 
erlaffenen Vorſchriften A.-Geſetze. Heutzutage bedeutet A. (oder Mortification) am häufigſten 
die Entkräftung von Schuldurkunden, welche weder durch Zerſtörung derſelben, noch durch 
einen darauf geſetzten Caſſationsvermert, ſondern in außerordentlicher Weiſe bewirkt wird. 
Die Hauptform derſelben iſt eine nach fruchtloſer Edictalladung erfolgende gerichtliche 
Präclufion des Beſitzers. Gemeinrechtlich iſt ein ſolches Verfahren bisher nur anerkannt für 
Wechſel (D. Wechſ.O. A. 73) und für Anweiſungen und Verpflichtungsſcheine der Kauf— 
leute über Leiſtungen von Geld oder vertretbaren Sachen, wenn dieſelben an Ordre ge— 
ftellt find (D. H.G.B. U. 305); und auch hier find die näheren Beſtimmungen durchweg 
der Landes-Gſgb. überlaffen (f. das Preuß. Einführungs:Gef. zur Wechſ. O. vom 15. Febr. 
1850 $. 2). Die Part. R. Haben jedoch aud andere Ordre-, ſowie Inhaberpapiere, 
Hyp.-Documente und Privatſchuldſcheine einem ähnlichen Verfahren unterworfen. Vgl. für 
Preußen betr. Ordre- und Inhaberpapiere Verord. vom 9. Decbr. 1809 88. 6— 12; 
betr. Hypotheken die Hyp.D. vom 20. Dechr. 1783 88. 269 — 233 und dazu Sf. 
vom 24. Mat 1853 SS. 35 — 42 und überhaupt 8. 115 ff. A.G.O. J. 51. Die 
Grundzüge des Verfahrens find überall diefelben. Das Gericht erläßt auf den gerechtfertigten 
Antrag eines Interefienten, ſei es Gläubigers oder Schuldners, cine öffentliche Aufforderung 
an den Befiger der Urkunde, feine Rechte binnen einer beſtimmten Frift bei Vermeidung der 
Prächufion anzumelden, und erflärt, wenn diefe Friſt ohne Erfolg verftrichen ift, Die 
betreffende Urkunde für Eraftlos. An Stelle dieſes gerichtlichen Berfahrens genügt jedoch 
bei Privatſchuldſcheinen häufig auch eine einfache ſchriftliche Erklärung des un 
Mortificattionsichein) zur Entkräftung derſelben. S. Preuß. ER. $. 126 ff. J. 16. 
Eine dritte Bedeutung hat die A. als allmälige Tilgung von Schulden. Dieteibe pflegt 
bei Contrahirung von Staatsanleihen durch Geſetz vorgeichrieben zu werden. ©. z. B. für 
Preußen den Erlaf vom 31. März 1867 (Sf. ©. 400). Dieje Verpflichtung iſt jedoch 
durch das in der Yandtagsfeffion 1869—70 vereinbarte Conſolidationsgeſetz worden. 
Ed. 


Amtsbeleidigung. Im der Strafrechts-Wiſſenſchaft ſpricht man außer von der 
gemeinen bürgerliden Ehre (vergl. den Titel: Beleidigung) aud noch von 
einer ſog. vorzügliden bürgerliben Ehre. In Aeuferlichkeiten, durch welche 
Ehrenauszeichnungen gewährt werden follen, kann dieſelbe nicht gefunden werden, und all- 


Er 
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gemein iſt man darin einig, daß Titel, Orden, Adelsprädikate und Aehnliches eine höhere 
bürgerliche Ehre nicht zu ſchaffen vermögen. Die ſog. vorzügliche bürgerliche Ehre reducirt 
fich Lediglich auf die Eigenſchaft einer Perfon ald Beamten, d. bh. es ift der im Amte 
thätige Beamte nicht blos als Perfon, fondern aud ald Beamter, d. h. als Repräfen- 
tant der Rechtsordnung im engeren oder weiteren Sinne aufzufaffen. Auf dieſer Auf- 
faffung beruht die ftrengere Beftrafung derjenigen Beleidigungen, welche einem Beamten 
zugefügt werden. Die U. ift eine qualificirte Art der Beleidigungen überhaupt, und 
jomit trifft denn auf diefe Urt der Beleidigung alles dasjenige zu, was für die Be— 
leidigungen überhaupt gilt. Zu befonderen Bemerkungen gibt nur Folgendes Beranlaffung. 
1) Es iſt zu unterjcheiden, ob die Beleidigung dem Beamten zugefügt wird, während er 
als Beamter thätig war, oder ob er, ohme im Amte thätig zu fein, ledig in Beziehung 
auf fein Amt beleidigt wurde. Nur im erfteren Falle Liegt eine Verlegung der Amts— 
ehre — eine eigentliche A. — vor. Im legteren Falle handelt es fic dagegen lediglich 
um die Verlegung der Dienftehre des Beamten, ohne daß das Amt ſelbſt angegriffen 
wäre. Indem neuere Gfgbb. die Beleidigung eines Beamten „in Ausübung feines Be: 
rufes“ und „in Beziehung auf feinen Beruf” (vergl. Preuß. Str.G.B. $. 102) einander 
gleichitellen, jind damit die beiden von einander zu fondernden Begriffe der Amtsehre und 
der Dienftehre mit einander confundirt und hat der Begriff der A. felbft eine nicht zu 
rechtfertigende Ausdehnung erhalten. 

2) Die Beitimmungen über die U. find nicht bios auf die Beleidigurig der 
Staatsbeamten und Bundesbeamten beichränft, Jondern auf Beleidigung öffentlicher Beamten 
überhaupt ausgedehnt, — Gemeindebeamten, Kircyenbeamten —. Nur die Beleidigung 
von Brivatbeamten würde unter den Begriff der U. nicht fallen. Außerdem find den 
Beamten die activen Militärperfonen, die Geichwornen und Schöffen, die Zeugen und 
Sadwerftändigen, die Mitglieder der parlamentariichen Körperfchaften (Bundesvertretung, 
Reichstag, Zollparlament, Bundesrath), ſowie dieſe parlamentariſchen Körperichaften felbft 
aleichgeftellt. Daſſelbe gilt von anderen politiichen Körperjchaften, welche, gleichviel ob fie 
Eorporationsredhte haben oder nicht, in einer vom Staate anerfannten Weife für Staats- 
zwede thätig find, wie z. B. Stadtverorbneten = Berfammlungen, Gemeinderäthe, Kreisver— 
fammlungen; während die Mitglieder diefer zulegt genannten politiſchen Körperihaften in 

Beziehung auf die A. nicht als Beamte zu betrachten find. Endlich find den Beamten 
auch die öffentlihen Behörden gleichgejtellt worden, gleicwiel ob es Staatsbehörden 
oder communale Behörden (ftädtiiche Magiſtrate, Schuldeputationen, Armencommiffionen) 
find. 

3) Die U. wird im öffentlichen Intereſſe beftraft, es ift daher regelmäßig ein 
Strafantrag des Beleidigten nicht erforderlich. Indeſſen hat diefer Sat mandye Aus: 
nahmen. Die Mitglieder der Kammern müſſen e8 beantragen, daß eine ihnen zugefügte 
Beleidigung verfolgt werde. Die Verfolgung einer der Kammer jelbft zugefügten Be— 
leidigung iſt nur dann möglich, wenn die Kammer zuvor ihre Genehmigung hierzu ges 
geben hat. Ueberdem hat jeder beleidigte Beamte das Recht, die ihm zugefügte Beleidigung 
auf dem Wege der Civilklage zu verfolgen (vergl. Beleidigungen). Kommt dazu 
nob, daß thatſächlich wenigftens einzelne Arten von A. nur nad voraufgegangener 
Ermächtigung feitens des beleidigten Beamten durch die Staatdanwaltichaft verfolgt wer— 
den, fo liegt e8 nahe, für die Verfolgung der A. überhaupt den Antrag des beleivigten 
Beamten zur Borausfegung zu machen. 

4) Wechjeljeitige Beamtenbeleidigungen haben feine Strafaufrechnung zur Folge 
(vergl. Beleidigung); noch weniger kann dies der Fall ſein, wenn eine Privatperſon 
und ein Beamter ſich gegenſeitig beleidigt haben. 

Lit.: Vergl. die Anführungen bei dem Titel: Beleidigung und Zachariä über A. 
in dem Arch. für Erim.R., 1845; Preuß. Str. G. B., 8. 102. John. 

Amtserſchleichung im e. S. iſt die widerrechtliche Amtserlangung, die von 
Jemandem für oder für einen Anderen erſtrebt wird (erimen ambitus). I 
einem ‚weiteren Sinne umfaßt fie auch die widerrechtlihe Amtsbejegung und ift in 
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diefem Falle ein Amtsverbrechen. Eme andere Eintheilung ſcheidet den weltlichen 
ambitus von dem geiftlichen, einer Art der Simonie. 

Verſchiedene Gefete der röm. Republik, ſowie Die lex Julia de ambitu (746 a. u. ce.) 
bedrohten die U. bei Staatsäimtern mit Geldbuße von 100 aurei und Infamie. Ein 
8. C. übertrug die Beftimmungen der 1. Julia auf die Muntcipien, während jpätere 
Kaifergefege auch Die widerrechtlihe Amtsertheilung mit Confiscation der angenommenen 
Geſchenke, Eril, jelbft Züchtigung beftraften und Unfähigkeit des Candidaten zur Ber: 
waltung des fraglichen Amtes feftiegten. 

Die geiſt lichen Gefege bedrohten den ambitus ecelesiasticus mit Wiederabjegung 
und Greommumication. Für das gem. R. nimmt die berrichende Anficht, unter Ans 
wendung der röm. Grundſätze auf Gefchworene, Volksvertreter, Communalbeamten u. |. w. 
arbiträre Strafen an. 

Die neueren Gefege verbinden bei der A. im e. S. mit dem Verluſte des erſchliche— 
nen Amts die Strafe der ald Mittel der Erjchleihung verübten Verbrechen, jo 3. B. der 
Beftehung: Würtemberg U. 426, Braunſchweig $. 113, 114, 266, Darm: 
ſtadt A. 482; der Fälſchung oder anderer Verbrechen: Baden $. 709, 710; Wahl: 
beftebung erwähnen Sachſen A. 368 und Bayern U. 152; Preußen $. 104 
beftraft unbefugte Ausübung öffentliher Aemter oder einzelner Amtshandlımgen; ebenfo 
Lübeck $. 81; Hamburg 1869 4. 92, Anmaßung und Erſchleichung öffentlicher 
Berechtigungen. Dagegen tritt bei der widerrechtlichen Amtsbejegung an Die Stelle des 
Berluftes des erſchlichenen Amts der Verluft des Ernenmungsrechts, jo z. B. Baden 
$. 710. Der C. p. drobt im a. 113 Interdiction der Birrgerrechte, öffentlicher Aemter 
und Geldſtrafe dem, Der zu Wahlen eine Stimme & un prix quelconque fauft ober 
verkauft. Achnlih Preußen $. 86, C. p. beige 1867 a. 140, 141, codice penale 
italiano a. 192, 193. 

Quellen u. fit.: D. 45, 14 de lege Julia ambitus. — C. 9, 26 ad legem Juliam de 


ambitu. — Nor. 8, 123, 161. — X. lib. V. tit. 3 de simonia. — Weiske, Hodverrath 
und Majeftätsverbreden, erimen majestatis der Römer. Leipz. 1836. — Eversten de Jonge, 
De delietis contra rempublicam Traj. 1845. — Hepp, Die politifhen und unpolitiſchen 
Staatöverbr. und Berg. Züb. 1846. — Zumpt, Das Eriminal-R. der Römer. Berlin 1965 
— 1869. — Carrara, Programma del corso di diritto eriminale Vol. V. 8. 2486—2500. 
Lucca 1968. Teihmann. 


Amtsverbrechen im eigentlichen Sinne ift die criminell ftrafbare Verlegung einer 
befonderen Amtspflicht Durch einen Beamten. Die U. ‚künmen bald von jedem Beamten 
(allgemeine A.), bald nur von foldyen einer beftimmten Art 3. B. der Polizei, der Rechts— 
pflege (befondere A.), verübt werben. Schlechthin jede Pflichtwerlegung des Beamten füllt 
zunächſt als Amtsordnungswidrigkeit der correctiven Oberaufjicht (Disciplinargemalt) des 
Staats, ausgeübt durch Die übergeoronete Berwaltungsftelle, anheim ; nur die gefährlicheren 
derſelben werden überdies noch in den Bereich des öffentlichen Str. R. gezogen. So unter: 
ſcheiden ſich Amtsdeliete und Disciplinavvergehen nicht grundfäglic, fondern a) nach dem 
ftrafenden Organ: dort die Strafhohert, hier die Auffichtshoheit Des Staates, b) nach den 
Mitteln und Zwecken der Strafe: dort die im Str.G.B. normirten öffentlichen Strafen 
zur Sühne der gebrochenen Rechtsordnung, bier Ordnungsſtrafen zur Sicherung und Rein— 
haltung des Staatsdienerverhältniſſes, e) nach der Begrenzung, die dort, nicht bier, ſcharf 
und ausdrücdlich durch Geſetz gezogen fein muß. Je weiter ein poſitives Necht feine Discipli— 
narjtrafmittel ausdehnt, deſto enger begrenzt es den Kreis der öffentlichen Strafbarkeit, 
aljo der Amtsdeliete. So nad dem Vorbilde des C. p. ſchon das Preuf. Str. G. B., noch 
mehr das Defterr. und Sächſ.; während früherhin die entgegengelette Tendenz vorherricte. 
Durch ftrafrechtliche Verfolgung eines Amtsdelicts, für welche jedoch nach Preuß. Verfg. Urk. 
die vorgängige Genehmigung der vorgefegten Dienſtbehörde nicht erforderlich ift (anders 
der C. p.), wird die disciplinäre Cognition nur einftweilen gebemmt, micht aber aus— 
geſchloſſen. — In uneigentlichem Sinne befaßt man unter A. außer den obengenannten 
auch 1) an fich gemeine Verbrechen oder Vergehen, im concreten Falle mit Hilfe eines 
Amtsmißbrauchs begangen, 3. B. Unterfchlagung amtlich erhobener Gelder, 2) gemiſchte 
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Deliete, bei welchen nothwendiger- oder zufälligerweiſe außer einem Beamten auch ein Nicht: 
beamter betbeiligt it, 3. B. Beſtechung, Amtserichleihung. Nach Begriff und Umfang 
it das A. jo eng verwachſen mit der Verfaſſung eines jeden Staates und mit Zeitans 
ſchauungen, daß nicht blos die Beftimmungen des Röm. N. über cerimen repetundarum, 
residui ete., fondern aud die höchft diirftigen Normen der P. G.O. und anderer Reichs— 
geſetze Heute wenig brauchbar erfcheinen. Unfere Gſgb. aber krankt vor Allem nod an 
Unflarheit über den Begriff des Beamten oder Staatsdieners. Folgerichtig wäre e8, unter 
den in bejonderen theild privaten, theils öffentlichen Bertrauensverhältniffen begangenen 
Delicten (del. propria) als Einzelarten auszuſcheiden: a) die im öffentlichen Staats- 
dienfte werübten. Staatsdiener (öffentl. Beamter) wäre dann nicht ein Jeder, welcher be— 
rufsmäßig irgend welchem allgemeineren Staatszwecke dient, ſondern lediglich Derjenige, dem 
en vom Staate amerfanntes Ant im unmittelbaren oder mittelbaren Staatsdienfte an- 
vertraut iſt und zwar umter jelbftändiger Berantwortlichkeit für die Amtsführung; b) die 
in anderweitem öffentlichen Bertrauensverhältnig begangenen, von Perfonen , die entweder 
als ſtaatlich conceffionirte Diener des Publikums dauernd fimgiven (Rechtsanwalt, Notar, 
Arzt, Makler x.) oder zufolge Staatöbiirgerpflicht zu worlibergehender Function berufen 
find (Geſchworner, Schöffe, Sacverftändiger, Zeuge); e) die im befonderem privaten 
BVertrauensverhältnig verübten (VBormund, Teftamentsvollzieher, Schiedsrichter, Schiedsmann 
Sequeiter x.). Im der Kategorie a wären dann, wie oben, zu unterfcheiden eigentliche 
A. und uneigentliche, bei legteren die Beamtenqualitit lediglich als Schärfungs= bzw. 
Zumeffungsgrund Des gemeinen Verbrechens zu behandeln. — Dagegen bieten die neueren 
deutjchen wie auferdeutichen Gſgbb. ein wenig flares Bild, indem fie in der verſchieden— 
artigjten Weife den Begriff de8 Beamten und des A. ausdehnen bzw. beichränfen, für 
die Beamteneigenichaft bald die Function, bald die Anftellung entſcheidend jein laffen, und 
doch wiederum über jedes diefer Kennzeichen hinausgehen. Nach Preuß. Praxis ſoll 
öffentlicher Beamter fein jeder dazu Berufene, als Organ der Staatsregierung unter 
öffentlicher Auctorität die Herbeiführung der Zwecke des Staats zu ermöglichen; eine 
Definition, welche die Gſgb. nicht aufftellt. Vielmehr bietet diefe nur negative Merkmale: 
es fomme für die Qualität des Beamten nicht darauf an, ob derſelbe im unmittelbaren 
oder wmittelbarem Staatsvienft ftebe,, auf Yebenszeit oder nur zeitweile oder vorläufig an— 
geitellt ſei, einen Dienfteid geleistet habe oder nicht. Als „Berbrechen und Vergeben im 
Amte“ werden zufammengeftellt: Beftehung, Nechtsbeugung, Mißbrauch der Amtögewalt in 
mehrfacher Richtung, Urkundenfälſchung Unterichlagung Erpreſſung im Amte, Prävarication, 
Berleitung Untergebener und Connivenz; welchen Fällen des Str.G.B. der No. Entm. 
binzufügt: ungeſetzliche Trauung und Eheſchließung, Amtsdelicte der Telegraphenbeamten. 
Es treten auf a) theils neben den Beamten, denen der Nd. Entw. die Bundesbeamten 
zugeſellt, theils als ſolche: Geſchworne, Schöffen, Schtedemann und Schiedsrichter, Geiftliche 
und andere Religionsdiener, Notare, Anwalt und Rechtsbeiſtand, endlich die Bejtechende Pri— 
vatperjon ; b) als Verbrechen und Vergehen im Amte uneigentliche und gemtichte neben eigent: 
lichen, ja fir einige der legteren, jo rechtswidrige Amtsertheilung, Verlegung der Amtsver— 
Ichmiegenheit, Inſubordination, fehlt e8 an Strafbeftimmungen; dieſe find jomit ber 
bloßen Disciplinargewalt zugewielen. Nichtbeamte, als Theilnehmer an Amtödelicten 
und mit der Beaintengualitit des Thäters befamm, werden nad Preuß. Str.G.B. (ver 
Rev. Rd. Entw. jchtweigt darüber) in Ermangelung befonderer geſetzlicher Beſtimmung 
nad den allgemeinen Grundſätzen über Theilnahme behandelt, ftehen ſomit unter dem 
Str.Geſ., welches auf den Thäter (Beamten) Anwendung findet. 

Lit: Heffter, Neues Arch. des Crim.R., XII. ©. 45 fi, 155 ff. N. F. 1853. 
©. 4122 ff. Buddeus im R.Lex. I. ©. 220 ff. Dollmann im D. Staatswb., I. S. 219 ff. —. 
€. p, a. 115 ff. 175 fi. 197 ff. Preuß. Verfg. U. A. 97.23.80. vom 11. Aug. 1932 
Gel. vom 7. Mai 1551 u. 21. Juli 1852. Preuß. Str.G.B. $$. 309— 331, 98 fi. 104. 129. 
142. Bol. Rev. Nd. Entw. $$. 328 — 355. 126 fi. 130. 153. 172). Schütze. 

Analphabeten, d. b. qui ne elementarias quidam litteras noverunt, ſind 
diejenigen Perſonen, welche weder ſchreiben, noch lefen können. Nach einer früher ziem— 
lich verbreiteten Anſicht ſollen diefelben in Beztebung auf die Form der Toftamentserridh- 
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tung den Blinden gleichgeftellt werden, mas jedod weder auf geſetzlicher Vorſchrift, noch 
auf paſſender Analogie beruht und entichteden zu verwerfen ift. Nur darin wird Ders 
jenige, der nicht fchreiben fan, von Anderen unterfchieden, daß er, wenn er in jchrifte 
licher Form teftiren will, jelbjtverftändlich feinen legten Willen dietiren muß, und dann, 
da er ja aud nicht umterichreiben kann, außer den fieben Zeugen noch ein Achter, wicht 
als Zeuge, jondern als Unterichreiber , subseriptor, zugezogen wird, welcher ftatt feiner 
„in jenem Namen und auf fein Begehren“ zeichnet, und zwar nad) der richtigen Anficht 
jo, daß er den Namen des Teftatord und den eigenen mit erflärender Notiz ſchreibt. 
Aehnlich C. N., wo aber der Zugezogene als wirklicher Zeuge ericheint. Nach 
Preuß. R. jollen „des Leſens und Schreibens unerfahrene Perfonen“ wie Blinde münd— 
lich zu Protofoll teftiren; Die ausbleibende Unterfchrift wird durch Bezeugung von zwei 
glaubwürdigen Männern erjegt, welche die Eigenſchaften gültiger Teftamentszeugen befigen 
miüfjen und weder im legten Willen bedacht, noch Verwandte des Nichters fein Dürfen. — 
Auch können A. ſchriftlich abzufaſſende Verträge nur in gerichtliher Form abſchließen. 

Quellen: 1. 21 C. de testamentis, VI., 23. — Notariatsorbn. von 1512, Tit.: Bon 
ben — 8.7. A. Preuß. L. R. L, 5, 88. 172 fi; L, 12, 88. 113—122. 0. N. 
977, 978. 

Lit: Thibaut im Civ.Arch. VI, 12. Gefterding, NAusbente von Nacforihungen 
(Greifswald 1825 fi.) L, 13. W. Sell, Verſuche im Gebiet des Eiv.R. (Gießen u ft.) I. 6. 

ivier. 

Anastasiana lex, ein von Kaiſer Anaftafius gegebenes Geſetz, verordnete, daß der 
Käufer einer Forderung von dem Schuldner nicht mehr fordem könne, als er ſelbſt für 
die Forderung gegeben babe; auch cin zweiter Ceſſionar, welcher felbft den vollen Nomi: 
nalbetrag gezahlt bat, fol nur fordern fünnen, was fein Bormann dem ursprünglichen 
Gläubiger gegeben bat (a. M. Arnold, prakt. Erörter. I. 8), Der Schuldner wird 
von dem Ueberſchuß frei; Einige wollen jedoch daraus, daß dies ausdrüdlich nur für den 
Fall einer Umgehung des Gefeges durch Simulation einer Schenkung beftimmt tft, mit 
Unrecht folgern, daß in allen anderen Fällen der Ueberreft dem verfaufenden Gläubiger 
verbleibe (Brakenhöft im Arch. f. cw. Pr. XXIII. 6. Herrmann daſ. XXXL, ©. 68). 
Andere nehmen wegen des Ueberſchuſſes wenigftens eine zurückbleibende Naturalobligation 
an, Dem Schuldner liegt die Beweislaft ob, daß und wie viel weniger der Ceſſio— 
nar gegeben habe; denn die Ceſſion an ſich überträgt das Forderungsrecht, und die 
1. A. legt ihrer rechtözeugenden Kraft nur ein ausnahmsweiſe eintretendes Hinderniß in 
den Weg (Burdardi, Arch. f. cw. Pr. XVII 8); Manche wollen jedoch von dem 
Ceſſionar den Beweis fordern, dar er gegeben, was er verlangt Puchta). — Das 
Geſetz findet nur auf wirflihe Käufe, nicht auf kaufähnliche Gefchäfte wie Hingabe an 
Zahlungsftatt, Auseinauderfegungen, ferner nicht auf Käufe in öffentl. Verfteigerungen 
und nicht auf Forderungen Anwendung, welche ihrer Natur nad zum Handel beſtimmt 
find, 3. B. aus Inhaber und Ordrepapieren. 

Gfgb.: Die neueren Gfgbb. haben diefe Beſchränkung ber Eeffion aufgehoben, fo Bayr. Gel. v. 
22, Fehr. 1855. Preuß. Gef, v. 1. Febr. 1864. D. J G. B, A. 299, reſp. nicht eingeführt, 
fo das Sächſ. Civ. 6. B. — Der C. civ. kennt fie nur bei ſtreitigen Forderungen. a. 1699. 
(1. 22. 23. C. mandati 4, 35). 1. S. Schulte 

Ancillon, Sean Bierre Frederic, geb, 1767 zu Berlin, ftudirte in Genf 
Theologie, wurde 1790 Prediger, 1792 Prof. der Geſch., Mitglied der Akademie ver 
Wiſſenſchaften, königl. Hofhiſtoriograph, trat in die diplomatifche Garriere ein und wurde 
1832 DMinifter des Auswärtigen; er ftarb 19. April 1837. 

Schriften: Tableau des revolutions du systeme politique de l’Europe, Berl. 1803. 
1823 (beutih von Mann, Berl. 1804— 1806). — Ueber Souveränetät und Staatsverfafjung, 
1815; 2. Aufl. 1816. — lleber die Staatswifienichaft, 1820. — Ueber den Geiſt der Staatd- 
verfaffungen und beffen Einfluß auf die Gſgb., Berl. 1825 (franz. unter dem Titel: De l’esprit 
des constitutions — Paris 1850). — Zur Vermittelung der Extreme in ben Mei- 
mungen, 1523 —31. — Melanges de litterature et de philosophie, Berlin 1801, 1817, 
1829 — (vereint in Essais de philosophie, de politique et de litterature, Par. 1532). — 
Nouveaurx essais de politique et de philosophie, Par, 1524. 
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Lit: Bluntfhli, 1. 233—238. — Mohl, I. 237, 274, 277, III. 399. — Mignet, 
Eloge d’Aneillon lu & l’Institut, 1847, Teihmann. 


Anerbe Grunderbe) heißt der zur Nachfolge in ein untheilbares Bauergut ver- 
möge der für dasſelbe beftehenden Individualſucceſſion berechtigte Erbe. Derſelbe wird 
regelmäßig durch das Gejeg beftimmt in der Weile, daß unter mehreren nad dem Civ. R. 
gleichberechtigten Erben zunächft das Geſchlecht, und zwar durchweg das männliche 
Geichleht, und dann das Alter den Ausichlag gibt. Letzteres ift entweder das höhere 
Alter, dann Ipriht man von Majorat; „oder — und dies ift das Gewöhnliche — das 
jüngere, dann fpridht man von Minorat. Nach manchen Prov.R. fteht es aber dem 
Bauer oder (bei abhängigen Bauergütern) dem Gutsherrn oder beiden zugleich zu, aus 
der Zahl der cwilrechtlihen Erben den Anerben zu ernennen. Bet beftehender all 
gemeiner Gütergemeinſchaft kann es auch die überlebende Ehefrau fein. Wird der U. 
durch das Geſetz beftummt, jo kann ihm (abgeiehen von anderweitiger geletlicher Beſtim— 
mung) fein Recht nicht durch legtwillige Verfügungen des Bauers geichmälert werben. 
Das Recht des U. erſtreckt fich regelmäßig nur auf den Bauerhof und Pas Inventar 
desſelben. Yebteres wird entweder als Pertinenz betrachtet, oder e8 ift dafür eine Ent- 
ſchädigung vom U. zur Allodialerbmaffe zu leiften. Das Erbrecht des A. ift das 
gewöhnliche civilvechtliche, und darf nicht als eine successio ex pacto et providentia 
maiorum aufgefaßt werden. Der U. bat den übrigen gleihnahen Erben eine Abfindung 
zu gewähren. Die Größe derjelben ift nach den Umftänden des concreten Falls, nament- 
Tih nad den Bermögensverhältniffen zu bemejjen. Nach manden Bart. R. findet bei 
der Ausmittelung derfelben eine Mitwirkung des Richters ftatt, bei abhängigen Gittern 
gebührt eine ſolche ſtets der Gutsherrſchaft. Die Abfindung wird feftgeftellt bei dem 
Erbanfall, die Auszahlung findet jedoch erft bei Begründung eined eigenen Haushalts 
reſp. (bei Töchtern) bei der Verheirathung von Seiten des Abfindungsberechtigten Statt. 
Stirbt derielbe vor diefem Zeitpunft, fo kommt die Abfindungsfumme dem Hof zu Gute, 
Eine abermalige Abfindung beim Antritt eines neuen A. können die bereits Abgefundenen 
nicht beanfpruchen. Durch die Abfindung wird nad gem. N. das Erbrecht bei dem 
unbeerbten Tode des A. nicht aufgehoben. Particularrechtlich ift Dies allerdings zuweilen 
beitimmt worden. 

Lit: Wigand, Prov.R. der Fürftentbiimer Paderborn und Corvey (Leipz. 1832) I. ©. 

104 fi. Wigand, Prov.R. des Fürftenthums Minden, der Graffhaft Ravensberg und Riet- 

berg u. f. w. (Leipz. 1834) I. ©. 195 ff. Pfeiffer, Das Meier-R. (Kafiel — en ff. 
ewis. 

Angelus Aretinus de Gambilionibus, geb. zu Arezzo, promovirte 1422, 
lehrte an verſchiedenen Orten und ſtarb zu Ferrara nach 1451. 

Schriften: Traetatus de malefieiis, Lug. 1472. 1551. Venet. 1573. — Comm, in 
Institutiones, 1478. — Consilia. 

Lit: Savigny, IV.j480.— Biener, Beiträge, ©. 93. — Geib, Lehrb. bes D. Str. R., 
I. (1861.) ©. 284. Teihmann. 

Anklagebeichluß ift ver von Gericht (meiftens einer aus 3 Mitgliedern beftehenden 
fg. Rathstammer) ausgehende Beſchluß auf Zulaffung einer vom Staatsanwalt (oder 
dem etwa berechtigten Privatankläger) eingereichten Anklage. Die Bezeihnung kommt 
nicht einem die Anklage ablehnenden (Ablaffungs:) Beſchluß zu. Dies hängt mit der 
Beſtimmung vieler Str. Pre.Dronn. zufammen, daß zur „förmlichen“ Eröffnung der Unter: 
fuchung gegen eine beftummte Perfon — alſo zur Herbeiführung des Hauptverfabrens im 
Gegenfag zum VBomwerfahren — aufer der Anklagefhrift ein ausprüdlicher Beichluß des 
Gerichts erforderlich. Derfelbe ergeht in nicht öffentlicher Sitzung — parttculär im Beifein 
des Staatsanwalts — auf Vortrag eines Mitgliedes, welches kurz den Inhalt der Auflage, 
ausführlicher nur etwaige Bedenken im Beweile oder der Formulirung oder dem Nechtspunft 
zur Sprade bringt. Aufer der Ablehnung kann — abgefehen von bloßen Rüdipraden 
mit dem Anfläger über Nebenpuntte — die Nachbringung gewiſſer Beweile, oder auch 
die Vornahme gewiffer Erhebungen beichloffen werden, alfo gewiffermaßen ein Interloeut 
ergeben. Erfolgt der Beſchluß auf Eröffnung der Unterfuhung, jo muß derſelbe außer 
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dem Namen des Angeklagten auch die That nad ihrer rechtlichen Bedeutung bezeichnen: 
„J. B. in der Unterfuchung wider A und Genoffen wird auf Grund der Anklageſchrift 
v. Y, 70 hiedurch die Eröffnung der fürmlichen Unterfuchung gegen A wegen Diebſtahls 
zufolge $. 217 des Str. G.B., gegen B wegen Heblerei zufolge 8. 237 daf. bejchloffen“. 
Mit der Anklage wird der Beſchluß abjchriftlich dem Angeklagten behändigt. Gleichwohl 
bat nad vielen Gefegen nur die Staatsanwaltſchaft ein Beſchwerderecht bei Abweichung 
des Beſchluſſes von der Auflage, bei Rechtsbedenken bis hinauf zum höchſten Gerichtähof. 
Andere Gſgbb. geben dem Angeflagten ein Beichwerberecht aus gewiffen Gründen: fo 
wegen Incompetenz, mangelnden Etrafantrages, beftimmter Strafausichliefungsgründe 
u. f. w. Wiederum andere folgen dem Franz. Syſtem der unmittelbaren Ladung, und 
fordern erft auf Einiprud des Angeflagten einen befonderen Beſchluß über die Anklage. 
Zur Sicherung der Unbefangenbeit find zuweilen Vorſchriften Darüber ergangen, daß Richter, 
die am Beſchluß fich betbeiligt, am Hauptverfahren nicht theilnehmen dürfen. ke 
Fit. u. Gfgb.: v. Kräwel, Rechtsmittel gegen Anklagebeſchlüſſe in v. Holtzendorff Str.- 
RB. 1866 ©. 283 f. Glafer, Berf. im Anflageftand 1567 (Gerichtsfaal und Gefammelte 
N Schriften). Breußen Bog. v. %/, 49 $. 39 f. Gef. v. %, 52 9. 15 f.; neue Provinzen Vdg. 
3/, 67 8.51. Neuere Erim.Pr Ordnn.: Sachſen A. 236. Baden $. 207 f. — J 265 j. 
Schaper. 
Anklagebeſſerung — nachträgliche Verbeſſerung und Ergänzung einer zugelaſſe— 
nen, nicht aber Vervollſtändigung, Aenderung einer zurückgewieſenen (d. h. Erhebung einer 
neuen) Anklage erſcheint um deswillen bedenklich, weil der Angeklagte bei deren Geſtattung 
in Gefahr kommt, mit neuen — dem Anklagebeſchluß fern liegenden Thatumſtänden und 
Beweifen übereilt zu werden. Gleichwohl find Aenderungen in der Yage der Thatſachen 
unvermeidlich, Tobald die VBorausfegung des geſammten neueren Verfahrens richtig, daß 
nicht Durch die Vorermittelungen, Tondern erft durch die Hauptverbandlung die höchſte er— 
reichbare Aufklärung über die Verbrechen vergangener Tage ſich gewinnen läßt. Scheiden 
Beweife aus, oder treten andere Vortbeile für den Angeklagten ein, To hat das keine 
Gefahr, die Anklage wird verändert, nicht verſchlimmert, oder vom entgegengelegten Stand: 
punkt aus nicht verbeſſert. Wie aber wenn die Hauptthat (Diebſtahl) nicht fich ändert, 
jedoch ein erſchwerender Umftand (Bandenmäßigkeit durch ein nachträgliches Geſtändniß) zu 
Tage tritt? Wie wenn die Rechtsauffaſſung fi ändert (nicht mehr Unterichlagung, fondern 
Diebftahl bei mehrmaliger Vorbeftrafung wegen Diebftahl8)? Wie wenn unerwartet neue 
Beweisquellen ſich aufgethan, der Staatsanwalt neue Zeugen, polizeilid verhört, neue Urs 
kunden dem Gerichtöhofe benannt hat? Regel bleibt, daß diefelbe That — nad) Zeit, Ort, auch 
Gegenftand, ſoweit 8 hierauf nad dem Str. Geſ. anfonumt, — gegen denfelben Angeklagten 
durch die Verhandlung zur Entſcheidung gebracht werben Toll; indeß die begleitenden, ob 
auch erichwerenden Umftände fünnen andere werden; die rechtliche Qualification, felbit der 
Uebergang zu einem andern Gattungsbegriff des Verbrechens unterliegt der freien Wür— 
Digung des erfennenden Gerichts, ES ift hierin nach vielen Geſetzen nicht gebunden 
durch den Anklage-, durch den Verweiſungs-Beſchluß. Ebenfo wenig aber zieht die Be- 
weismittellifte der Anklage oder deren Ueberficht der Beweisgründe Die Grenze des Rechts: 
verfahrens. Beiderſeits find neue Zeugen und andere Beweismittel zuläffig. Nur in 
der Beurtheilung der Frage gehen die Gelege auseinander, ob «8 lediglich in das Er- 
mefjen des Gerichts geftellt bleiben foll, wegen neuer Thatſachen eine Bertagung eintreten 
zu lafien, oder ob auch bier ſtets beſondere Frift und Formvorſchriften einzubalten, ſei 
es behufs zeitiger Benachrichtigung des Gegners von Nachträgen in Ihatlachen und Be 
weismitteln, ſei es behufs vollftändiger Vorbereitung im Hinblick auf die Vorlegung folder 
Fragen an die Geſchworenen, weldye über den Berwerlungsbeihluß hinausgreifen 1 Zufag- 
fragen, Eventualfragen). Nicht ſelten führt hier die A. zur Vertagung der Sache auf 
eine ſpätere Sitzung. — England hält mit einer, im Laufe der Zeit mannigfach gemin— 
derten. Strenge formell am Unflageprincip feſt, Doch unter Zulaffung von Anklagen in 
verichiedenen, oft ſehr zahlreichen Abfchnitten, welche allen möglichen, etwaigen Mopifica- 
tionen des Thatbeftandes entſprechen; andererſeits haben aber aud der Anfläger und der 
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Angeflagte freie Hand in der Vorführung und etwaigen Nachbringung ihrer Beweismittel 
innerhalb der Sitzung. 

?it.: Ueber d. Aenderung d. Anllage und db. Ausbehnung der Entſcheidung auf e. ver 
änderten Thatbeftand Goltbammer Ard. Bd. 10 ©. 238 f. Glafer, Praris Engl. Ge- 
richtshöſe im Gerichtsfaal 17 (1865) S. 241 f. bei. N. 2. Zahariä, Handbuch des D. 
Str.Pre. $. 156 f. 128. 

Sfgb.: Preuß Ge. %, 52 U. 29, 30, 85; Brong. f. d. neuen Prov. */, 67. $. 4. 242. 
Großh.Hellen 1865 A. 366 f. 288, 311. Baden 1863. $. 242 f. Oldenburg A. 326. Thitringen 
Nov. v. 1854 $. 76. Schaper. 

Anklagejury, ein Engl. Rechtsinſtitut. Die von den Angelfachlen überlieferten 
Rügegerichte (1. g. jurata patriae) wurden von ben Königlichen Keiferichtern, die nod) 
beute aus dem höchſten Gerichtshof Englands hervorgehen, dazu benutzt, zu verhüten, daß 
Verbrechen um deswillen unbeftraft blieben, weil fein Anfläger auftrat. 1194 unter 
Richard I. wurde die Wahl der Rügezeugen durch bejondere Vorſchriften georbnet, unter 
Eduard III. (1327—1377) deren Wahl aus der ganzen Grafſchaft vorgeichrieben, nicht 
wie bis dahin aus den einzelnen ſ. g. Hundertichaften. Aus diefen Nügezeugen ift die 
heutige |. g. große oder Anklage-Jury hervorgegangen. Aus mindeftens 12, höchſtens 23 
freeholders — freien Grundbefigern und angelehenen Perfonen der Grafſchaft — be: 
ſtehend und aus einer bejonderen vom Sheriff für fie angefertigten Liſte ausgelooft, re— 
präſentirt fie die Grafſchaft, und es gehört die Entfcheidung über die ihr vorgelegten An- 
lagen (indietments) zu ihren wichtigften Aufgaben. Im nicht öffentlicher Sitzung ver- 
han delt fie über die Zulafjung — ausnahmsweiſe von Amts wegen über die Erhebung 
einer Anklage unter einem jelbftgewählten Vorſteher; hört Zeugen, ſoweit es ihr dienlid) 
ſcheint, und genehmigt, oder verwirft die Anklage mit den Worten true bill oder not 
bill, wenngleich die jchwerfälligen Formen der Antlagefchrift fie als redend einführen: 
„Die Grand-Jury erflärt, daß A — „Gott nicht vor Augen habend, fondern durch 
Einge bung des Teufels bewogen und verführt gewaltfamer Weile zu X gegen B— — 
verbre eriich einen Angriff machte — (weitere Details) und Die vorgenammten Anklage 
Geſchworenen jagen bei ihrem vorerwähnten Eide, daß der A — den B— am — — 
in vorerwähnter Art und Weile verbrecheriich tödtete gegen den Frieden unſeres Herrn, 
des jest regierenden Königs, deflen Krone und Winde, und gegen den Wortlaut des hie= 
für gegebenen und gemachten Statuted vom . . . .“ Auf „not bill“ erfolgt die fofortige 
Fre ilaffung des Verhafteten. Der Ankläger kann die Anflage To oft verbeifert erneuern, 
bis fie angenommen wird. Zur Zulaffung ift die Uebereinſtimmung von 12 Gefchwornen 
erforderlih. Der Doctrin zufolge genügt ein der Ueberzeugung nahe kommender Verdacht. 
Die Angellagten geben oft von der A. faft unmittelbar in die Hand der Urtheilsjury über. 

Fit: Anklagefhwurger. ($. 15) in Mittermaier db. Engl, Scott. und Norbamerifar. 
Strafverf., 1851. Ueber Entſtehg. u. Charakter d. Geihw.-Ger. in England v. Tippelskirch, 
1558. Glafer, VBerſetzg. in Antl., N. Arc. f. Erim.R., 1852, 8.3 (9.59f., 252#.). Glaſer, 
Frageftelung im Schwur-Ger.-Berf., 1863, ©. 7. Schaper. 

Auklageſchrift ift micht eine Ichriftliche Anzeige zur Herbeiführung eines Ermitt- 
Iungsverfahrens, Tondern die in geſetzmäßiger Form vorgetragene Beichuldigung ftrafbarer 
Handlungen gegen eine oder mehrere Berfonen zum Zweck der Einleitung des Hauptver- 
fahrens vor dem erfennenden Gericht. In England verfaßt fie der Anfläger oder der 
Gerichtsſecretair (elere), in Franfreih und Deutichland der Staatsanwalt, doch nicht 
ausſchließlich. In Stenerfachen fteht den Steuerbehörven, in vielen Staaten fteht den 
Beichädigten als Privatanflägern ein näher beſtimmtes Recht der Anklage zu. Die Form 
der A. ift verfchieden. Beftimmt benannt und bezeichnet werden muß der Angeklagte 
und die ftrafbare Handlung, die ihm vorgeworfen wird; die legte durch Hervorhebung 
aller derjenigen Merkmale der That, deren Gefammtheit die Anwendung eines Strafgeſetzes 
begründet, nebſt Ort, Zeit und jonftigen untericheidenden Nebenumftänden, endlich durch) 
Angabe des für verlegt erachteten Strafgeleges. In der Regel enthalten die A. mehr; 
in England eine Reihe von Modificationen vermöge Aenderung von einzelnen Merkmalen 
nad Maßgabe anderweitiger ſtrafrechtlicher Beſtimmungen; in Deutjchland pflegt die 
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Schrift noch weitere Abtheilungen zu’ haben, während bloße Mobificationen des That 
beftandes vorweg ſchriftlich nicht formulirt werden. Beiſpielsweiſe lautet eine Anklage 
bei Numertrung ihrer Theile jo: 1) „Am 1. März 1870 ftach der Matrofe A vor den 
Augen des Knaben B dem Arbeiter C jein breites Mefjer in das Fleiſch der rechten 
Schulter. Die vom Dr. D fofort unterluchte, im 14 Tagen gebeilte Wunde entiprad 
in der Form dem von E im Beſitz des Matrofen voller Blutfleden gefundenen Meſſer, 
das bei Gericht Liegt, 2) Demnad wird der Matrofe ... A von...., 27 Jahr alt 
u. ſ. w. zufolge $. 187 des Str. G. B. angeflagt: am 1. Jan. 1870 zu X den C vor: 
ſätzlich körperlich verlegt zu haben. 3) Zeugenlifte: BC DE“ — Tb. 2 enthält die 
eigentliche Anklage, die weſentliche Grundlage des Anklagebeichluffes und des ganzen 
Hauptverfahrend. Ber Anflagen in Schwurgerichtsiachen ift dem nicht anders. Es fragt 
fi, wozu Th. 1 und 3? Tb. 3 augenſcheinlich, Damit das Gericht und Damit nament- 
lich der Angeflagte wiſſe, wer ihm im Hauptverfahren gegemübertreten ſoll; Damit er 
hiernach ermefje, ob er anderweitige Zeugen des Vorfalls oder Beweiſe wider die Glaub: 
würdigkeit der Anklagezeugen u. dgl. m. dem Gericht anzuzeigen babe, Th. 3 ift aljo 
zwedmäßig, indeß fein nothwendiges Stüd der Anklage. Die Beweismittellifte kann fehr 
wohl nebenher gehen. Th. 1 aber joll feinem urſprünglichen Zwed nad dem Angeklagten 
eine Weberfiht der Bewersgründe jo zeitig geben, daß er zugleich erführt, nicht nur 
welche Perfonen gegen ihn auftreten jollen, fondern auch melde Auskunft won denſelben 
um Wejentlichen erwartet werde. Th. 1 Soll dieſelbe Ueberſicht dem Gericht in dem Falle 
geben, daß nicht Borunterfuhung geführt ift, Tondern die A. allein die Grundlage des 
Anklagebeſchluſſes bilden fol. Auch bier läßt ſich fragen, ob dieſe Sachdarſtellung noth— 
wendig in die X. gehöre, warum nicht auch fie, im einer Anlage Plag finden könne? 

Bon Gewicht werden die Erörterungen zu 3 und befouders zu 1, erft um deswillen, 
weil im herrſchenden Berfahren die A. nicht blos in ihrem 2. Th., jondern auch im 
1. Th. die Beſtimmung erhalten bat, dur vollftändige Berlefung die Einleitung der 
Hauptverhandlung und die Grundlage des Verhörs des Angeflagten durch den Vorfigen- 
den zu bilden. Daraus erwächſt die Gefahr einer von vornherein das drückendſte Vor— 
urtheil gegen den Angeflagten hervorrufenden Zufammenftellung von den bisher ermit: 
telten Beweisergebnifien. Sp fommt es, daß Th. 2 gar oft von verfchwindender Kürze 
gegenüber Th. 1 ericheint. Auf der anderen Seite kann es ſich eveignen, daß je ftärter 
die Färbung der Anklage, deſto günftiger dem Angeflagten jeder Beweis einer Unrichtigfeit 
und ſelbſt bloßer Ungenauigfeit derfelben. Demnach ift neuerdings von der Gſgb. einzelner 
Yander ms Auge gefaßt, Die U. auf jene mefentlichen Elemente — Tb. 2 — zu be 
ſchränken, umd Die Durch die anderen Theile zu erreichenden Vortheile andermeit zu 
ſichern. — Wo Dies bisher nicht geichehen, gilt e8 fir unzuläffig, den Geichwornen 
Abichriften der Anklage einzubändigen. Die Gefahr Liegt nur in Th. 1. Im England, 
wo berielbe fehlt, die Anklageabichnitte aber gelegentlich auf gegen 200 fteigen können, 
wird fein Bedenken getragen, Abjchriften zu geben. — Mündliche Erhebung der Anklage 
unter Vorführung des Beſchuldigten vor den Nichter wird particulär in Uebertretungs- 
ſachen oder auch allgemeiner geftattet. 

dit. m. Gſgb.; Ueber die A. f. Groß, Strafrechtspfl., IT. 361, von e. bairiſchen, baf. 
VI. 30, von e rheinifhen Juriften. Sundelin in v. Holtendorfis Strafrecdhtsztg., 1862, 
©. 1. 17. Mittermaier, Heibelb. Jahrb., 1864, 8.66. Preuß. Vrdng. v. 3. Son. 1849 
88. 29 39. 78. Gef. v. 3. Mai 1852 A. 121. 63. 136. Neue Prov. 1867 8. 76. Wichtig 
jest: Sachſen, Oldenburg. Yübed. Schaper. 

Anflageitand im w. ©. ift der Stand eines Jeden, gegen den ein gerichtlicher 
Anklagebeihlug im w. ©. vorliegt. Wird dem legten Begriff eine befondere Beziehung 
auf Straffälle geringerer Gattung gegeben, jo beſchränkt ſich der erfte auf Schwur— 
gerichtsſachen. Er pflegt ſich dann von jenem dadurch zu unterſcheiden, daß er nicht 
nad, ſondern vor, alfo zum Zweck der Erhebung einer Anklage gefaßt wird. Auch 
dann nod mit Untericheidungen der Gefege: entweder unter Herftellung einer Art von 
Inftanzenzug — vorläufige, dann definitive Verfegung in U. (fo früher in Frank— 
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veich, jett in Preußen) oder ohne ſolche. Danach find and die Gerichtsbehörden verſchie— 
den orgamfirt: Rathskammer und Aıfflagefammer, doch ſchwanken die Benennungen. 
Auch der Berfegungsbeichluß hat verſchiedene Namen: Verweiſungsbeſchluß, Anflageerfennt- 
niß. Beim Syftem der doppelten Anflagefammer pflegt die Zulaffung von Rechtsmitteln 
jehr beichränft, insbeſondere dem Angefchuldigten ganz verfagt zu fein. Ueberall gebt der 
Zweck dahin, zu verhüten, daß Jemand den Gefahren und der Kränfung einer Stellung 
vor das Schmwurgericht ausgejegt werde, ohne daß dringende Berdachtögrimde gegen ihn 
wegen eines Verbrechens vorliegen. Da nun zwar nicht Meberzeugung, aber doch Verdacht 
aus Wahricheinlichkeitögründen fih auf die vorichriftsmäßig protoscollirten Ermittelungen 
des nad) den Regeln der Gefege verfohrenden Unterſuchungsrichters ftüten läßt, jo tft ans 
genommen worden, daß der gewünfchte Schuß vorhanden fein werde, wenn erfahrene 
Richter über das chriftlich ihnen vorgelegte Ergebniß der Unterfuhung in Berathung 
treten; dies um fo ſicherer, wenn es zweimal geichieht, zum zweiten Mal durch Männer, 
in deren Hände alle derartigen Actenftüde eines weiten Bezirks zufanımenlaufen, und 
deren Unbefangenheit in der Würdigung der Verdachtsgründe dadurch erhöht wird, daß 
fie den Berhältniffen ferner ftehen. Daraus ergibt fih ein im Wejentlichen jchriftliches 
und nicht öffentliches Verfahren, bei welchem der Unteri. Richter, oder da jener von manchen 
Geſetzen für befangen angejeben wird, ein anderes Mitglied, oder der Staatsanwalt in der 
Rathskammer, ſodann der DOberftaatsanwalt nad dem Vortrage eines Neferenten im 
Anklageienat des Obergerichts über das Beweisergebnif fich äußert. Der Beſchluß ver: 
zeichnet die beichliegenden Mitglieder, enthält die kurze Berfiherung, daß der Verdacht 
genüge, allo „Daß der NN. hinreichend belaftet ericheine”, und gibt unter genauer Be— 
zeichnung des Angejchuldigten und der Strafvorichrift eine vollftändige Anklageformel 
ald Grundlage ver Anklage und des Hauptverfahrend. Doc bindet weder die Wort— 
fafjung, noch die Redtsauffaflung den Schwurgerichtöbof, welcher auch neue thatlächliche 
Geſichtspunkte verfolgen darf. Abweichungen von den Anträgen der Staatsanmwaltichaft 
bedürfen der Begründung. Dieſer fteht ein Befchwerberecht zu. Dagegen iſt der Ange— 
Thuldigte nur in der Vorumterfuhung zu hören. Doc werden ihm in manchen Geſetzen 
noch fehriftlihe Ausführungen vor der Beichlußfigung, oder auch Rechtsmittel gegeben, 
welche in einer theils erweiterten, theils beichränften Art von Nichtigfeitsbefchwerden zu 
beftehen pflegen. 

Lit.: Glafer, Die Berfetg. in Anklageftand nad den D. Str.Pre.®., 1567 (Gerichts- 
faal. Gefammelte fl. Schriften, II. 330 f.). Zabariä, Handb. des D. Str.Pre., II. $. 125 (1968). 

Gſgb.: Preuß. Brong. v. 3. Jan. 1949 8. 76 f. Gef. v.5. März 1852 U. 63. 9; neue 
Provinzen Brong. v. 25. Jumi 1867 $. 82 f.; Baiern, Gef. v. 1848 N. 66; Str Pre.D.. 
Bremen 1863 $. 578; Großb. Hejfen, 1565 A. 263 f. 454 f.; Braunfhmweig, 1949 
8. 101 f.; Sadfen, 1868 5. 33 f. Skhaper. 

Annahme an Zahlungsitatt oder allgemeiner anErfüllungsftatt liegt vor, 
wenn ein Gläubiger eine Leitung andern Inhalts, als ihm geichulvet wird, an Stelle 
der geſchuldeten wiſſentlich annimmt. Eine Verpflihtung, dies zu thun, befteht für ven 
Gläubiger im Allgemeinen nit. 1.28. 1 D.d. R. C. 12. 1. Ausnahmsweiſe hat 
Juſtinian beftimmt, daß Geldſchuldner unverfäuflihe Grundſtücke ihrem Gläubiger zum 
Schätzungswerthe aufnöthigen können. (Sog. beneficium dationis in solutum, oder 
datio in solutum necessaria opp. voluntaria.) Nov. 4 c. 3 Nov. 120 e. 6 8. 2. 
Doch gilt diefe Vorſchrift troß ihrer Anwendung im J. R. A. 8. 172 vielfad für ver: 
alte. Ueber das vechtliche Wejen der A. an E. war von Alters her Streit. Man 
fonnte fie entweder als einen zmeifeitigen (Real-) Bertrag auffallen, kraft deſſen der 
Gläubiger gegen Empfang einer Leiftung feine Forderung nachläßt: dann durfte ihre 
Wirkung im Röm. R. nur in einer exceptio beftehen; und dies war in der That die 
Meinung der Prokulianer, Gai. III. 168. Oder man mußte fie für ein Surrogat der 
Erfüllung erklären, das nad dem Willen des Gläubigers diefer letzteren gleichgeftellt wer— 
den Toll: bei folder Auffaffung tilgt die A. a. E. die Obligation ipso iure, und 
diefe ift im Röm. R. die herrfchende geworben. pr. J. quib. mod. obl. toll. 3. 29. 
Der Inhalt der Leiftung, welde a. E. gegeben wird, kann fehr verfchieden ſein: Ges 
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währung von Eigenthum, von dinglichen Rechten oder von Forderungen durch Ceſſion oder 
Delegation oder Uebertragung von Ordre- oder Bnhaberpapieren, Es entjteht nun aber 
die Frage, was Rechtens ſei, wenn fich ergibt, daß der Schuldner dem Gläubiger das a, E. 
eingeräumte Recht in Wahrheit gar nicht oder doch nicht wollftändig gewährt hat? für 
diefen Fall geben die Römer dem Gläubiger ein doppeltes Recht. Er kann entweder feine 
Forderung als fortbeftehend behandeln, meil das ihm Gemährte ein Anderes war, als 
was er als Erfüllung gelten Lafjen zu wollen erflärt Hatte. 1. 46 pr. $. 1. D. de sol. 
46. 3. Der er fan fein Intereffe verlangen auf Grund der vom Schuldner gegebenen, 
aber nicht gehaltenen Zufiherung, Died lettere rechtfertigen die Römer durch die 
Analogie des Kaufvertrages, nad) deſſen Negeln fie denn auch eine actio emti utilis, 
und zwar erſt nach gejchehener Entwährung ertheilen. 1. 24 pr. D. de pign. act. 13.7. 
Dieje Vereinigung von Rechten ift neuerdings vielfach angefochten worden; doch ohne Grund, 
Einige haben gemeint, man müffe den Gläubiger auf das letztere, die Intereſſeforderung 
aus dem Kauf oder Tauſch bejchränten (Witte, Dernburg). Dam würde die U. 
a. E. aufhören, ein felbftändiger Erlöihungsgrund zu fein und ihre tilgende Kraft nur 
no aus einem Compenfationg- oder Erlafvertrage entnehmen. Andere wollen umgetehrt 
das Recht auf Gewährleiftung nur unter VBorausfegung eines befonderen, den Schuloner 
verpflichtenden Bertrages anerfennen (Schliemann). Noch Andere jtellen Alles auf 
die Abfiht der Parteien (Bekker). In Wahrheit wird nur durch jenes zweifache Recht 
das Imterefje des Gläubigers volllommen gewahrt, denn e8 kann je nach den Umſtänden 
von enticheidender Wichtigkeit für ihn fein, auf die alte Forderung zurüdzugreifen (3. B. 
bei einer privilegirten oder durch Pfand verficherten), oder einen neuen Anſpruch auf 
das Imtereffe zu erheben. — Das Preuß. R. gibt dem Gläubiger das Wahlrecht ein Jahr 
lang, von da ab die Rechte eines Käufers, 585. 235 — 250 U. L. R. I 16. Das Sächſ. 
G.B. 8. 1100 wendet lediglich den Gefichtöpunft des Kaufes an. 

Neuefte Lit.: Römer, Die Leiſtung an Zahlungsftatt, 1860; dazu Witte in Pözls 
keit. Vierteljahrsſchr, VIII. ©. 42 ff. Ed. 

Annaten, Der Ausoruf A. umfaft im w. ©. die verfchiedenen Abgaben, 
welche bei Gelegenheit der Verleihung von kirchlichen Aemtern (Beneficien) an den Papit 
entrichtet und nad den Einkünften (Früchten) des erften Jahres berechnet werben. 
Im Einzelnen unterjcheidet man: 

1) Die servitia communia et minuta, Die Sewitien haften auf den 
Pfründen, welde ver Papft in consistorio, d. b. mit Beirath der Cardinäle, verleiht 
(beneficia majora, Bisthümer u. dergl.) und beftehen in dem Werthe der firen Einfünfte 
während eines Jahres, Die dafür geltenden Taren (Confiftorial-Taren) find in neuerer 
Zeit vielfach herabgefegt worden und betragen gegenwärtig z. B. für Minden = Freifing 
1000, für Breslau 11663, für Mainz 4484 Kammergulven (a 4 fl 50 Krz. vhein.). 
Eine Quote von 349 wird vorweg abgezogen und unter die niederen Kanzleıbeamten ber 
Röm. Curie als Entjhädigung für die Ausfertigung der Verleihungs-Bullen (Sporteln) 
vertheilt: die fog.servitia minuta. Das Uebrige fällt dem höheren Kanzlei-Perſonal 
gemeinichaftlich mit den Cardinälen zu: die jog. servitia communia. 

2) Die annatae im e. ©. werben dagegen von allen nichtsconfiftorialen Pfründen 
(Pfarreien, Canontcate u. dergl.) päpftlicher Gollation erhoben, jie betragen die Hälfte des 
erften Jahres-Einkommens (medii fructus) und ftammen aus der Zeit Bomifacius IX., 
weshalb fie auch annatae Bonifacianae heigen. Nach dem Wiener Concordat (14489) 
jollen die Peneficien unter 24 Ducaten Reinertrag annatenfrei fein. In den Röm. 
Tarrollen find die betr. deutfchen Pfründen aber ſämmtlich mit weniger als dem obigen 
Werth verzeichnet. Damit bat die Abgabe für die deutiche Kirche (ähnlich in Franf- 
reich, Spanien, Belgien und Polen) ihre Bedeutung verloren. 

Daneben kommt der Name W. für eine Abgabe vor, die nicht mit der Verleihung 
der Beneficien zufammenbing, fondern überhaupt von ledig jtehenden Pfründen zu 
entrichten war, in den halben Jahresfrüchten beſtand, durch Martin V. aber (1418) 
aufgehoben wurbe. 


% 
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Fit: Richter, ER. $ 236. Philipps, ER., V. $. 237. Hübler, Conftanzer Re- 
formation, ©. 82 ff. Hübler. 
Anſaldus de Anſaldis, Franciscus, lebte in der zweiten Hälfte des 17. Jahrh. 

Er ſchrieb: Consilia — de jurisdietione — Discursus legales de commercio et mer- 
eatura. Rom. 1639; Genev. 169%, 1718. ace. M. Stracchae tractatus Col. Allob. 1751. 

Lit.: Goldſchmidt, Handbuch d. Handeld-R. Erl. 1864. J. ©. 24. 

Teihmann. 

Anfiedlung. Eine neue U. liegt vor, wenn ein bewohntes felbjtändiges Grund— 
kefigthum neu geichaffen wird. Dies ift der Fall, wenn auf einem bisher unbewohnten 
Grundſtück, das nicht bloßes Zubehör eines anderen Grundftüds ift, Wohngebäude errichtet 
werden; ebenſo wenn ein bisher unfelbftändiges, aber mit befonderen Wohngebäuden bes 
reits verfehenes Grundſtück jelbjtindig gemacht wird, indem es vom Hauptgut abgetrennt 
und feinem andern jchon bewohnten Grundſtück zugeihlagen wird. Das Recht zur Grün— 
dung neuer A., am fi in den Verfügungsbefugniſſen des Grundeigenthümers enthalten, 
lann durch Die gejeglichen Theilungsverbote beichränft fein (vgl. den Art. „Dismembrationen“). 
Auch abgefehen hiervon aber Haben neuere Gelege bisweilen einſchränkende Beſtimmungen 
darüber tm öffentlichen Imtereffe für geboten erachtet. So ift in Preußen in den Gefegen, 
welhe die Zertheilung der Grundftüde im Princip freigeben, die Gründung neuer A. bes 
deutend erſchwert. Nicht nur foll der Ertheilung des Bauconjenfes eine ordnungsmäßige 
obrigfeitliche Regulirung derjenigen Verhältniſſe, welche Durch die U. bezüglich der Ge— 
richts-, Bolizeis, Pfarız, Schul: und Gemeindeverbände, beſonders der öffentlicherechtlichen 
Abgaben und Yeiftungen entſtehen, nad näheren formellen Vorſchriften vorangeben: fondern 
8 ft der Verwaltungsbehörde ein materielle Unterfagungsrebt überall da eingeräumt, 
wo von eimer neuen A. in einer ftäbtifchen oder Ländlichen Feldmark Gefahr für das 
Gemeinwohl zu beforgen und die polizeiliche Beanffichtigung mit ungewöhnlichen Schwie— 
rigkeiten verbunden ift (3. B. große Entfernung von bewohnten Orten oder jonftige un= 
paſſende Yage bei gleichzeitiger Unfähigkeit der Stelle zur jelbftändigen Ernährung des Be— 
Üigerd). Da, wenn die Gemeinde oder Ortsobrigkeit der A. wideripricht, darf nicht blos, 
jondern ſohl diefelbe ſtets unterfagt werden, wenn nicht der Antragende mit zwei achtbaren 
umd zuverläfiigen Gemeindemitgliedern nachweiſen kann, daß er hinlängliches Vermögen ſo— 
wohl zur Ausführung des Baues, als zur Einrichtung der Wirthichaft befist. Die Ent— 
ſcheidung über Geftattung oder Berfagung der A. wird, unter Ausichluß des Rechtsweges, 
nad Anhörung der Betheiligten vom Yandrath oder Magiftrat getroffen, vorbehaltlich 
des Recurſes am die Regierung und der Beichwerde über diefe an den Minifter des 
Innern. Wenn ganze Ortichaften neu gegründet werden follen, bedarf e8 der Aufftellung 
eines fürmlichen, von der Regierung zu genehmigenden Plans über die Einrichtungen und 
die öffentlichen Nechtsverhältnifie der Colonie. Corporationsrechte kann der neuen Ortichaft 
nur der vandesherr ertheilen. 

Giigb.: Preuß. Gef. v. 3. Jan. 1845 (für die 6 öftl. Prov. mit Ausſchluß Neuvorpommerns), 
betr. die Zertheilung von Grundftüden und die Gründung neuer A.; Gef. zur Ergänzung biefes 
Geſetzes v. 24. Mat 1853 (SS. 11— 14); Gef. für die Prov. Weftphalen v. 11. Juli 1845; für 
Neuvorpommern v. 26. Mai 1866. O. Gierke. 

Anftiftung. Unter A. verſteht man im Allgemeinen die Verleitung zu einer vers 
brecheriſchen Ihätigfeit. Zu untericheiden ift aber genau genommen: 1) die W. zu vers 
brecheriſcher Thäterſchaft. Anftifter (mittelbarer, intellectueller , pſychiſcher oder 
moralischer Urheber, auch „Urſacher“ in dieſem engern Sinn ift alfo derjenige, welcher 
einen Andern abfichtlich dazu beſtimmt, Thäter eines Verbrechens zu werden. 2) Es gibt 
auch eine A. zur Beihülfe Die Thätigfeit desjenigen, welcher abfichtlidh einen Andern 
zur Leiſtung verbrecheriicher Beihülfe beftimmt, geftaltet fich aber ihrer Wirkung nad) zu 
einer Art der Beihülfe (f. den Art. Beihülfe), wenn nicht etwa der Thäter ſelbſt es iſt, 
der zur Beihülfe anftiftet, in welchem Fall diefe Thätigkeit nur als Zumellungsgrund für 
den Thäter in Betracht fommt. Hier haben wir nur die A. im e. S., A. zur Thäter- 
ihaft, zu würdigen. — Unter den auf diefe fich beziehenden, jehr zahlreichen Controverſen 
find Folgende wohl die wichtigften: 1) Manche Schriftiteller (wie z.B. Krug, Buri und 
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Geib) finden den Unterfchted zwiſchen A. und intellectueller Beihülfe darin, daß der Ans 
ftifter in feinem eigenen, der Gehülfe in fremdem Imtereffe handle; die Mehrzahl da— 
gegen (wie Berner, Hälſchner, Yangenbed, Schüke un. U.) faßt den Unter 
Ichted richtiger dahin, daß Anftifter der Erzeuger des verbrecheriſchen Entfchluffes (Des 
Thäters) ift, während die intellectuelle Beihülfe in bloßer Beftärtung des ſchon vorhan— 
denen Entichluffes beftehe. 2) Während eine große Anzahl von Schriftftellern den Anftifter 
auch dann ſchon für ftrafbar erklärt, wenn die anftiftende Thätigfeit beendet ift (fo 
z. 2. Bauer, Heffter, Köftlin, Hälſchner, Dtto, Hye, Buri, Geib), ift 
nad) der, meines Erachtens richtigen, Anficht Anderer die jog. verluchte (oder die miß— 
lungene) A. nicht ftrafbar und der Anftifter wird erft dann ftrafbar, wenn der Ange- 
ftiftete mindeftens bis zum Berfuch des Verbrechens vorgefhritten ift. (Für dieſe Anficht 
3. B. Berner, Temme, Goltdammer, Bohn, Bar, Yangenbed, Schüße). 
Die verfuchte A. wird aud von eimigen Gelegbüchern, wie dem Defterr., Sächſ., 
Thüring., Baier, mit Strafe bedroht. 3) Nach der herrſchenden Anficht ift der Ans 
ftifter tm Allgemeinen auf dieſelbe Stufe der Strafbarfeit mit dem Thäter zu ftellen. 
Einige Schriftjteller wollen härtere Strafe für jenen als für diefen (jo z. B. Feuer— 
bad, Tittmann, Wolthers, aud das Oeſterr. Str.G.B.), Andere find für höhere 
Strafbarkeit des Thäters (fo 3. B. Yuden). Die Gefege folgen in der Negel und mit 
Recht der herrſchenden Anficht, welche natürlich Berückſichtigung der individuellen Straf: 
zumeſſungsgründe nicht ausſchließt. 4) Für den Fall, als der Angeftiftete bet Ausführung 
des Verbrechens in criminaliſtiſch erheblicher Weife von dem Willen des Anftifters ab- 
weichend vorgeht — ſog. Exceß, excessus mandati — wollen Manche unterjcheiden, ob 
das vom Angeftifteten begangene Verbrechen ein ſchwereres fer, ald Das vom Anftifter ge— 
wollte oder nicht. Im dem letzteren Fall wollen fie unbedingte Haftbarfeit des Anſtifters 
für das Gefchehene, wenn nur das vom Thäter begangene und das vom Anftifter gewollte 
Verbrechen zu derjelben Gattung (z. B. Eigenthumsverlegung) gebören, jo z. B. Kitka, 
zum Theil auch Berner und Yangenbed. Der Natur der Sache entipricht es aber, 
mit forgfältiger Vermeidung aller Präſumtionen der Schuld nad) den allgemeinen Grund: 
lägen über Dolus und Culpa vorzugehen und zu fragen: · Hat der Angeftiftete gewollt, 
was geihehen ift? oder konnte er es wenigſtens leicht vorausſehen, was erfolgte? 5) Wenn 
jemand einen anderen zu einem Verbrechen anftiftet, welches der Anftifter jelbft gar nicht 
als Thäter begehen fünnte, weil ihm die hierzu nöthigen Eigenjchaften Fehlen, aljo wenn 
3. B. ein Nichtbeamter einen Beamten zu einem Amtsverbrechen, eine Frau einen Mann 
zur Notbzucht anftiftet, jo wollen manche Scriftfteller in diefer A. irriger Weiſe nur in— 
tellectuelle Beihülfe erbliden (jo Marezoll, Köftlin, Krug, Berner, Geibu. .). 
Der „geiftige Vater der That“ ift eben fein bloßer Gehülfe. Die Beziehungen des Thä- 
terd zu dem Verbrechensobject (Die „objectiv-perſönlichen Berhältniffe”) wirken alfo auch 
auf den Anftifter, während die rein fubjectiven Verhältniſſe (3. B. Jugend, Nüdfall, Ge: 
wohnheit u. dgl.) bei Thäter und Anftifter (mie bei jedem Theilnehmer) bejondere, ſelb— 
ftändige Würdigung finden müſſen. — Endlich heben wir noch zwei Begriffe bewor: 
Mittelbare A., — N zur A, und Mitanftiftung, gewöhnlich Miturheberichaft 
im e. ©. oder intellectnelle Miturbeberichaft genannt, — gemeinfchaftlicye, Durch bewußtes 
Zuſammenwirken Mebrerer geichehende A. Bol. zu dem Ganzen Br. I. ©. 523 ff. 
Lit.: Stübel, Ueber die Theilnahme mehrerer Berfonen an einem Verbr., 1828. Kitka 
Ueber das Zufammentrefien mebrerer Schuldigen bei einem Berbr., 18409. Berner, Die Lehre 
von der Theilnahme am Verbr., 1847. v. Buri, Zur Lehre von der Theilmahme u. |. w., 1860. 
Geyer, Erörterungen über den allgem. Thatbeftand u. f. w., 1962, bei. S. 102 ff. v. Bar, Zur 
Lehre von Verſuch und Theilnahme am Verbr., 1859. Yangenbed, Die Lehre von der Theil- 
nahme am Berbr., 1869. Schütbe, Die notbiwendige Theilnabme am Berbr., 1869. — 
Strafgefeßbb.: Preußen 88.34. 3.1, 35, 36; Oeſterreich 85. 5, 9, 44 litt. d u.e, 239, 
269 k; Sachſen A. 62—68, 75; Baiern A. 54. 3. 1, 56, 57; Hamburg N. 38, 39, 49—52; 
Defterr. Entw. 88. 18— 21; $. 24 (verfuchte Anftift.; geitrihen vom Ausihuß des Abgeord- 
netenbaufes); Nd. Entw. $$ 40 3. 1, 41, 42, 342. Gever. 
Antichrefiß, eigentlih Austaufh von Nutzungen überhaupt, bezeichnet nach ge: 
meinvechtlicher Terminologie peciell die dem Darlchnsgläubiger als Aequivalent für bie 
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Capitalnutzung anſtatt der Zinſen eingeräumte Nutzung beſtimmter Vermögensobjecte. 
Sie bildet in der Regel den Inhalt einer Nebenverabredung beim Pfandvertrage, iſt aber 
auch unabhängig von eigentlicher Verpfändung einer Sache denkbar und zuläſſig. 
Streng davon zu unterſcheiden iſt die dem Gläubiger übertragene Einziehung der Früchte 
eines Pfandes, mit der Maßgabe, ſich dieſelben auf die in Geld feſtgeſetzten Zinſen an— 
rechnen zu laſſen, während der Ueberſchuß entweder herauszugeben oder vom Capital ab— 
zuziehen iſt. Hier erfolgt der Fruchtbezug in Vertretung und für Rechnung des Schuld— 
ners, bei der A. ausſchließlich im Intereſſe des Gläubigers, der etwa die Stellung eines 
Uufructuars einnimmt und von Rechnungslegung befreit ift. Die jog. a. tacita, das 
Recht des Gläubigers, aud bei urſprünglich zinslofem Darlehn ven Pfandertrag bis zur 
Höhe der gefeglichen Zinfen innezubehalten, gehört deshalb nicht Hierher. Eine generelle 
Verpflichtung des antichretiſchen Gläubigerd zur Nechnungslegung hat man ganz unzu= 
laſſiger Weiſe aus den gejeglihen Zinsbeſchränkungen deduciren wollen: für Anfechtung 
wegen verdeckten Wuchers können bei der U. nur diefelben Kegeln gelten, wie bei jedem 
anderen Geſchäfte. — Auch in den neueren Gelegbüchern find mancherlei befchränfende 
Beftimmungen aus dem Beftreben, Wucher zu verhüten, hervorgegangen, die jedoch feit 
Kurzem faſt überall mit der Aufhebung der Zinsbeichränfungen weggefallen find. Im 
Gebiet des Preuß. ER. und Sächſ. Eiv.G.B. weicht jetst Das Recht der U. von der ges 
meinrechtlichen Doctrin im Weſentlichen nur infofern ab, als fie gleichzeitige Verpfändung 
vorausfegt. Der C. civ. kennt A. nur an Immobilien, verfteht aber hier darunter 
jede Pfandnutzung zum Zwed der Abrechnung von Zinfen oder Capital; die reine Compen= 
fation von Zinfen und Früchten iſt nur eine befondere Form davon, 

Duellen und Lit.: Gem. R.: D. 1. 33. XIU, 7. Liig.1. XX, 1. LS XX, 
2. C.1. 6. IV, 26. 1. 14. 17. VI, 47. Dazu Glüd, Comm. XIV. ©. 104 fi. 
Dernburg, Pland-R, II. S. 73 ff.; ©. 85 ff. Preußen: A.L.R. I. 20. 88. 227 —41, 
davon jedoch 83. 227 — 37 feit dem Bund.&ef. vom 14. Novbr. 1867 antiquirt. Sadfen: 
Civ.G.B. 8. 478. C. ei v. a. 2085—91. ?. A. E Zimmermann, 

Aelius Antonius Nebriffenfis, geb. 1442 in Nebrira Andalufien), Prof. in 
Salamanca und Ulcala, ftarb 1522. Er ift der Begründer des Humanismus in Spanien. 

Schriften: Introductiones latinae, Salamanca 1481. — Grammatica sobre la lengua 
eastellana, 1492. — Lexicon latino-hispanicum et hispanico-latinum, 1492. — Juris ci- 
vilis Lexicon, Salamanca 1506. 

Pit.: Savigny, VI. 453— 456. Teichmann. 

Antragsverbrechen. Unter U. verſteht man diejenigen Verbrechen, welche nur 
auf Antrag der verletzten Perſon oder des gefeglichen Vertreters derſelben ftrafrechtlich vers 
folgt werden fünmen. Site nehmen alfo eine Ausnahmeftellung unter den Verbrechen 
ein; der Regel nach ift es ein Recht und eine Pflicht des Staates, die Verbrechen von Amts 
wegen (durch Die Staatsanwaltſchaft) unter Anklage zu ftellen. Die rüdjichtslofe Durch— 
führung dieſer Negel, zu welcher Die gemeinrechtliche Praxis des 18. und 19. Jahrh. 
fh Kinneigte, würde jedoch zum Theil die öffentlichen, zum Theil die Privatintereffen in 
bevenflicher Weife ſchädigen. Im richtiger Erkenntniß dieſes Umftandes haben die neueren 
Geſetzbücher die allgemeine Regel in mehr oder weniger zahlreichen Fällen durchbrochen. 
Diefe Fälle (bezugs welcher die Schriftfteller, ſowie Die Gefege übrigens bei weitem nicht 
einig find) zerfallen vorerft in zwei Gruppen: I) Delicte, bei welden aus Gründen des 
Öffentlichen (Staats= oder Völker-) Rechts ohme den Antrag bzw. die Genehmigung des 
Beleidigten die Verfolgung nicht einzuleiten ift. Hierher gehören: Majeftätsbeleivigung 
(nad Würtemb., Sächſ. Braunfchw., Bad., Thüring. R.), Beleidigung einer geſetzgeben— 
den Berfammlung oder eines Mitgliedes einer ſolchen L namentlich nach dem Preuß. Str. G. B. 
und dem Nd. Entw.), bier und da auch Beleidigung der Mitglieder des regierenden Haufes ; 
ferner Dienftvergehen, Amtsehrenbeleidigungen; endlich die fog. Verbrechen gegen das BR. 
(„feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten” im Preuß. Str.G.B. und im Nd. Entw.) 
II) Die eigentlichen Antragsdelicte, welche blos auf Antrag (Klage, Privatklage, Anklage, 
Anzeige, Verlangen) einer Privatperfon verfolgt werden dürfen, weil das öffentliche In— 
terefie rüctfichtlic Diefer Handlungen keine Alleinherrſchaft beanſpruchen kann. Die Rüd- 
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fichten, welche hier maßgebend find, laſſen fich etwa im folgender Weile überbliden: 1) Es 
gibt Handlungen, deren verlegender Charakter fo jehr von der Subjectivität Desjenigen, 
gegen den fie gerichtet find, abhängt, daß ohne eine ausdrückliche Erklärung deſſelben, daß 
er ſich verlegt fühle, der Thatbeſtand nicht Feftzuftellen ift; hierher gehören Ehrenbelei— 
Digungen, auch geringfügige Vermögenspelicte, wie Gebrauchsanmaßung, manche Fälle der 
Sachbeſchädigung u. a.; wohl aud Verlegung fremder Geheimniſſe, Körperwerletsung, 
Nöthigung und Bedrohung, Hausfriedensbrud, Selbithülfe in leichteren Fällen. 2) Die 
Ehre des Berlegten kann durch das Einichreiten des Staates umd die öffentliche Verfol— 
gung des Delictes, falls dieſes nicht ohnehin ſchon offenkundig ift oder öffentliches Aerger— 
niß erregt bat, in der empfindlichften Weile geichädigt werden; dies gilt ebenfalls nicht 
felten von Ehrenbeleivigungen, jodanıı von Entführung, Nothzucht, Schändung, Verführung 
zur Unzucht, Ehebruch. In dieſen Tetteren Fällen macht ſich nicht felten 3) die Nücd- 
ficht auf die Schonung. und Heilighaltung des Familienverhältnifies geltend, welche auch 
obmaltet, wenn Bermögensverlegungen innerhalb der Familie, Berbrehen in Bezug auf 
den Berfonenftand, Verführung zum Berichlaf durch Vorſpiegelung der Ehe, betrügliche 
Berleitung zur Ehe, Verführung von Minderjährigen als Antragsdelicte behandelt werden. 
Das Preuß. Str.G.B., welches nur acht, und das Oeſterr. Str. G.B., welches nur zehn 
Antragspelicte fennt, find bier ungenügend. Der Oeſterr. Entw. geht noch nicht weit 
genug; nocd weniger der Nd. Entw. Die proceffualiiche Durchführung der Privatflage 
ift bier nicht zu beiprechen (vgl. auch den Art. Privatverzeihung); es kann nur bemerkt 
werben, daß in mehreren Ländern die Ehrenbeleivigungen geringerer Art noch im Wege 
des Civ.Proceffes zum Austrag zu bringen find. 

Yit.: M. H. Godefroi, Diss. de iis delietis, quae non nisi ad laesorum querelam 
vindicantur, Amstelod. 1837. Zahariä im Arch. des Erim.f., 1845, ©. 56h f., 1847, 
©. 390 fi. v. Tippelstird im Gerichtsfaal, 1859, S. 183 ff, 241 fi. Geßler, Gerichtb— 
faal, 1866, ©. 33 fi. 

Strafgefeßbb.: Preußen $$. 50—54, 79— 81, 103, 149, 160, 189, 198, 209, 229, 271, 
343; Oefterreih $$. 463. 467, 487—497, 502—505, 524, 525, 530; Sadfen A. 9S—108, 138, 
141, 151, 174—176, 193, 199, 207, 246, 247, 263, 264, 267, 274, 286, 289, 291, 292, 302, 
303, 306, 309, 310, 312, 313, 315—19, 330, 332, 335, 374; Baiern X. 58, 89, 114, 125, 132— 
134, 157, 215, 218, 222, 237, 239, 254, 264, 265, 268, 290, 297, 306, 322. 311, 346; Bolie 
zei-Str.-Gf. A. 214; Hamburg. StrPre.d. A. 9—13; Defterr. Entw. $$. 95, 131, 143. 191 
193, 195, 197, 202, 203, 212—216, 241, 250, 260, 266, 272, 274; Nd. Entw. 8. 53458, 
84 — 86, 115, 149, 155, 159, 170— 172, 203, 210, 222, 226, 240, 271, 279, 280, 281, 356 
3.3 und & "Gever. 

Anwenderecht (im einigen Gegenden auch Tretrecht oder Trepprecht genannt) if 
die bei ländlichen Grundſtücken dem Eigenthümer zuſtehende Befugniß, bei der Beftellung 
des Ackers auf dem Grundſtück des Nachbars den Pflug oder die Enge umzuwenden. 
Unter Tretrecht wird auch noch die weitere Befugniß verftanden, das Zugvieh beim 
Beadern auf das Nahbargrundftücd übertreten zu laffen. Es findet fich indeß die Be: 
ftimmung, daß das Necht nur zu der an den einzelnen Orten dur das Herkommen feft- 
gefesten Zeit ausgeitbt werden darf (Revid. Entw. des Eichsfelder Prov.R. [Berl. 
1837) $. 145 u. Motiwe ©. 186 |). Das A. beruht nicht auf ausdrücklicher Be— 
ftellung, Tondern auf einer Rechtsvorſchrift; es iſt ſomit eine gefetliche Beſchränkung des 
Eigenthums, die in den Nachbarverbältniffen ihren Grund hat. Gemeinrechtliche Bedeu— 
tung bat dafjelbe nicht, jondern kommt nur in Part. R. vor; doch iſt es ein ſehr altes 
einheimiſches Nechtsinftitut (Meontiger Gerihtöbuh in Sendenbergs corp. iur. 
Germ. £ L p. 2 p. 55 sa.) 

Lit: Prof, Die Rechte der Nachbarn (Schwerin 1826), S.77f. Thomas, Zhit. 
aller Fuldaiichen Priv.R. (Fulda 1789 ff), LS. 25% Reyſcher, Würtemberg. Briv.R. (2. Aufl. 
Tübing. 1846 fi.), 1. ©. 9, Lewis. 

Anwerbung für fremden Militärdienft. Ein Vergeben gegen die Milı- 
tärhoheit. Die Werbung muß ohne Erlaubniß der Regierung (Helfen: und innerhalb 
der Yandeögrenzen) erfolgen. Werben zu Gunften des Feindes begründet Yandesverratb; 
Werben zur Kriegszeit (Braunſchweig: und im Falle der Mobilmachung, Oeſterreich: im 
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Falle einer Kriegsgefahr einen Auszeichnungsgrund des in Frage ftehenden Deliets. — 
Ver den ausländischen Werbern Landesangehörtge zuführt, wird den Werbern felbit gleich 
behandelt. — Vielfach wird dies Delict mit der Berleitung zur Defertion unter die 
nämlichen Beitimmungen gezogen (Breufen, Nd. Entw., vgl. Oefterreih und Heffen!). 
Mit Unrecht, da es ein Anderes ift, einem Dienſtverhältniſſe aus dem Wege zu geben, 
ein Anderes, das begründete zu mißachten. — Defterreich weift die Aburtheilung ven 
Militärgerichten zu. 

Gfgb.: Preußen $. 111; Nd. Ent. $. 139; Defterreich $. 92; Baiern 3. 117; Heſſen $. 144; 
Braunſchweig 5. 87. Merkel. 

Anzeige eines Berbrechens (unterlaſſene). Es iſt zu unterſcheiden: 

a) die A. eines bevorſtehenden Verbrechens. Dieſelbe pflegt bei ſchwereren De 
licten (insbeſondere bei Hochverrath, Staatsverrath, Mord, Raub und den gemeingefähr— 
lichen Arten) im Sinne einer Verhinderung ihrer Ausführung Jedermann zur Pflicht 
gemacht zu ſein. Im Sachſen iſt dies in Betreff aller Deliete, in Oeſterreich in Betreff 
der Berbrechen im e. ©. der Fall. Die Verletzung diefer Pflicht wird mit Strafe belegt, 
wenn der Berpflichtete von dem verbrecheriichen Vorhaben zu einer Zeit, in welcher die Ver— 
binderung feiner Ausführung möglih war, glaubhafte Kenntniß erhielt, es aber gleichwohl 
unterließ, der Behörde oder der bedrohten Perſon die rechtzeitige A. zu machen, infofern 
nicht die A. eine Gefahr für ihm oder ferne Angehörigen begründet haben wiirde (Sachſen: 
und inſofern fie nicht aus verwandtichaftlichen over häuslichen Nüdfichten unterblieb). Bet 
leihteven Delicten ſtraft Sachſen nur, wenn die Unterlafjung um eignen Bortheils willen 
oder gegen eine Amtöpflicht erfolgte. Preußen, Baden, Braunfchweig, Batern ftellen allge 
mein die Boransfegung auf, daß die verbrecheriſche Abficht zu einem Anfange der Aus- 
führung gekommen ſei. | 

In dem Revid.Nd. Str. G. Entw. hat man die fraglice Strafbeitimmung (ſoweit 
fie von der Borausfegung einer befonderen Amtöpflicht zur A. abfieht) mit Recht geftrichen. 

b) Die 4. eines begangenen Verbrechens. Im einigen Kindern ift dieſelbe beim 
Hochverrath, in-andern zur Nettung eines zur Unterfuchung gezogenen Unjchuldigen unter 
Strafandrohung gefordert. Im Uebrigen wird die Nichtanzeige begangener Verbrechen 
in den neueren Gſgbb. nur unter VBoransfegung einer befonderen Amtspflicht zur A. mit 
Strafe bedroht. 
Gfgb.: Preuß. Str.Gef. $. 39; Defterr. $$. 212, 13; Defterr. Entw. $. 285; Bair. Str.Gef. 
$8. 62— 64; Bad. $. 145; Sächſ. 88. 70—72: Würtemb. Gef. vom 13. Aug. 2 oe 21. 

erkel. 

Apanage. Man verſteht unter A. im Allgemeinen ein Rechtsinſtitut des deutſchen 
hoben Adels, welches abweidend von den Grundfägen der Altimentation und des Pflicht- 
tbeil$ den Anipruch und die Größe der Suftentation für gewiſſe Familienglieder regelt. 
Die A. fteht im engften hiſtoriſchen Zuſammenhange mit der Einführung der Primogenitur. 
Ubi primogenitura ibi apanagium. Das beftimmt noch gegenwärtig den juriftiichen Cha— 
rafter. Danad) haben einen Anſpruch auf A. nur diejenigen an fich thronfolgefühigen 
Familienglieder, welche durch die Primogenitur von der Erbfolge ausgeſchloſſen find, aljo 
regelmäßig nur Agnaten. Diefer Anſpruch entfteht auch erft von dem Zeitpunfte an, wo 
die Ausſchließung von der Thronfolge wirffam wird, jo daß aljo die Söhne ded Regie— 
renden, insbeſondere auch der Thronfolger bei Lebzeiten ihres Vaters auf U. feinen An- 
foruch Haben, fondern Lediglich auf Alimentation. Indeſſen weichen die neueren Hausgeſetze 
von diefem Grundſatze vielfach ab, indem fie die Söhne des Souveränd vom Tage der 
Volljährigkeit oder von einem fonftigen Zeitpunfte, etwa Begründung des eigenen Hause 
balts, an gerednet das Recht auf A. einräumen; eine Beftimmung, die auch in den Haus: 
gelegen der Mediatifirten vorfommt. Das Recht auf A. ift jedoch von anderen Umſtänden, 
insbelondere von dem Borhandenfein anderweitiger Subfiftenzmittel, da fie eine Entſchä— 
digung für ein verlornes Recht ift, gemeinvechtlich ganz unabhängig, und es ift eine Sin— 
gularität, wenn früher in manchen fatholifchen Häufern mit Erlangung einer geiftlichen 
Bfründe das Recht auf die A. erloih. — Die Größe der A. richtet ſich im Allgemeinen 
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nach der Größe des aufgegebenen Rechts, insbefondere des Familienvermögens, oder, wie 
bereit8 das erfte deutſche Primogenitur-Geſetz, die Goldene Bulle, fid) ausdrüdte, iuxta 
ipsius patrimonii facultates; es würde daher bei mejentlichen Veränderungen in ber 
Größe des Hausvermögens eine Veränderung in der Höhe der A. dem Geiſte des Rechts— 
inſtituts entſprechen, es wird aber kaum behauptet werden fünnen, daß, abgejehen von des— 
fallfigen Beftimmungen der Hausgeſetze, ein Rechtsanſpruch von der einen oder anderen 
Seite begründet ſei. Uebrigens finden fich Hinfichtlich der Vertheilung der U. unter Die 
einzelnen Familienglieder zwei Syſteme. Es werden nämlich entweder die Yinien aus— 
geftattet oder die Individuen. Das erftere Syſtem it der Natur der A. am meiften gemäß, 
war auch früher das allgemeine, und findet ſich auch noch in den neueren Hausgeſetzen 
von Baiern, Sachſen und Würtemberg; daſſelbe dotirt die einzelnen Yinten, die A. kommt 
in den Exrbgang, jo daß aljo die Söhne die A. des Vaterd unter ſich theilen, und fällt 
mit dem Erlöichen des legten apanageberechtigten Sprofien der fraglichen Yinte heim; das 
Syſtem heißt danach Heimfalld= oder Erbgangsiyften ; es ift nun Mar, daß unter Umftänden 
die Erb-A. fo Fein werben fann, daß fie zum ftandesmäßigen Auskommen nicht mehr 
hinreicht; es ift deshalb vielfach ein Minimum beſtimmt, , bei deſſen Eintritt fie auf eine 
gewifle Höhe ergänzt wird. Das andere Syſtem kommt in vielen neueren Hausgelegen vor, 
3. B. in Baden; dafjelbe dotirt die einzelnen Individuen, die A. kommt dann nicht in den 
Erbgang, fällt vielmehr beim Tode Des Betreffenden heim, die Höhe wird nad) der Nähe 
der Berwandtichaft beſtimmt; es ift nun Klar, daß unter Umftänden die Geſammtſumme 
der zu zahlenden U. jo groß werden kann, daß fie das verpflichtete Subject übermäßig 
belastet; es {ft deshalb wielfach ein Maximum feitgefegt, bei deſſen Eintritt die einzelnen 
U. verkleinert werden. — Die Leiftung der A. geichieht entweder Teitens Des Hausvermögens, 
went, der Givillifte oder feitens des Yandes, in legterem Falle unter landſtändiſcher Gon- 
currenz. 

Lit.: Hermann Schulze, Das R. der Erſtgeburt in ben deutſchen Fürſtenhäuſern, Leipz. 
1851, ©. 371 ff, 378 ff. Pözl, Fürſt, fürftlihes Haus in Bluntſchli Staatswörterbuch, 
Bd. IV. S. 5 fi. 16 fl. Lewis, Das R. der Familienfideicommiſſe, Berl. 1868, ©. 315 ff. 
Dablmann, Politit, 2. Aufl. 1847, ©. 99 fi. Zachariä, D. Staats- und Bundes-R., 
3. Aufl. 1865, 1, ©. 497 fi. Zöpfl, Grundſätze des Gem. D. St.R., 5. Aufl. 1363, I, 
S. 732 ff. Mohl, Würtemb. StR. (1829), I, &. 362 fi. Pözl, Bair. Verfgs-R. (1851), 
©. 189. 294. v. Gerber, Grundzüge, ©. 81. — v. Gerber, Syſt. des D. Priv. R. 
9. Aufl. 1867, ©. 707 f. Befeler, Spft. de8 Gem. D. Priv. R., 2. Aufl. 1866, ©. 710 f. 

Ernft Meier. 

Apoftafie (apostasia a fide), der Abfall vom chriftlihen Glauben (alfo z. B. 
Uebertritt zum Juden- oder Heidenthbum, Atheismus) bildet nach katholiſchem ER. em 
firchliches Verbrechen, welches nothiwendiger Weile Die Härefie und das Schisma involvirt 
und mit der excommunicatio maior latae sententiae, Verluft des kirchlichen Bes 
gräbnifjes und für Klerifer außerdem mit der Irregularität, Privation der Kirchenämter 
und Inhabilität für diefelben bedroht if. Im Röm. Neid) und im MU. galt fie auch 
als weltliches Verbrechen, bis die Carolina im Gegenfat zur Bamberger H.D. diefe Auf: 
faffung ftillichweigend befeitigt hat. Ebenſo ſchweigen die modernen Strafgelebücher 
darüber und e8 bleibt der katholiſchen Kirche Daher heute allein überlaffen, mit ihren geift= 
lichen Strafmitteln dagegen einzufchreiten. 

Die älteften Ordnungen der evangeliſchen Kirche erwähnen der A. als eines 
firhlichen Verbrechens nicht. Vom Standpunkt derjelben ift fie nicht als Verbrechen, ſondern 
als Austritt aus der ewangelifchen Kirche zu betrachten, und es liegt Daher in der Natur 
der Sache, daß die lettere Diefen da, wo die betreffende Perſon ſich trogdem thatſächlich 
noch als Mitglied der Kirche gerivt, durch Ausichliegung derfelben und bei einem Geift- 
lichen, welcher damit feine Unfähigkeit zur Verwaltung eines evangeliſchen Lehramts docu— 
mentirt, durch Entfernung von feiner Stellung auch äußerlich zu conftatiren befugt ift. 

Mit der U. in dem oben befprochenen Sinne wird im katholiſchen K.R. vielfach 
dad Aufgeben und Verlaſſen des geiftlichen Standes als apostasia a celericatu und Das 
des Ordensſtandes als apostasia a regula s. religione s. monachatu zulammengeftellt. 
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Quellen: X. de haeret., schismat, et apostatis V. 7., c. 49. X, de sent. excom- 
mun. V. 39; e. 13. in VIto de haeret. V. 3; tit. C. Just. de apostatis, I, 7. Bamber- 
gensis art. 130. Münden, Kanon. Gerichtsverf. und Str.R., Köln 1866. 2, 357 ff. 

P. Hinſchius. 

Apoſtoli, die Beſcheinigung des Unterrichters an den Appellanten über die von 
letzterem eingelegte Appellation. Sie heißen dimissoriales, wenn ſie zugleich die De— 
miſſion der Sache an den Oberrichter, d. h. die Zulaſſung der Appellation, refutatorii, 
wenn fie die Verwerfung derſelben ausſprechen, reverentiales, wenn fie Beurtheilung über 
die Statthaftigkeit dem Oberrichter anbeimftellen. P. Hinfhius. 

Appellation (Berufung) im Eiv.Pre. ift ein aus dev Röm. Kaiſerzeit ſtammendes, 
devolutives Nechtömittel, Durch welches eine Bart (bzw. ein Intervenient) die Berichtigung 
aner ihr nachtheiligen Entſcheidung oder Verfügung des bisherigen Richters bei dem in 
der Gerichtsſtaffel unmittelbar höheren Nichter beantragt. Wird gegen die Entſcheidung 
des zweiten Nichters wieder appellirt, To geichieht dies im Wege der Ober-A., die aber 
das Franz. und Hannov. R. verwerfen, das Preuß. durch die, freilich jehr nah verwandte, 
Reviſion erjegt. Appelliven beide Parteien, jo beißt die U. des prävenirten Theils 
Principal-Adhäfion Bon ihr unterfcheidet man, ausgehend von einer communio 
des Rechtsmittels, die accejjorifhe Adhäſion, bei welder ſich der Appellat der 
gegneriſchen Anfechtung des Urteils anſchließt. Dies kann er im gem. R. und nad) 
Reichskammergerichtsſtyl erft in der VBernehmlaffung auf die Rechtfertigung der Beſchwer— 
den tbun, und nur in Betreff der durch dieſe angefochtenen Punkte; nach der Preuf. A. G.O., 
die die communio verwirft, nur in Folge einer vom Appellanten veranlaßten neuen In— 
fruction. Das Franz. und Hannov. R. dagegen geftatten diefe Adhäſionsart umeinge- 
Ihränft und im jeder Lage der Sade. Beide Arten der Adhäfion haben die Wirkung, 
daß, mit Rückſicht auf das Intereſſe des Aohärenten, nunmehr aud zum Nachtheil des 
Appellanten erfannt werden darf (fog. reformatio in pejus), während, ohne Die Adhä— 
jion, der Appellant blos abgewiefen wird, wenn zu feinen Ungunften erfamıt werden müßte. 

Ihr Erfolg unterfcheidet die A. von der Nullitätsquerel. Diefe bejeitigt Das Ver— 
ſehen des Nichters Durch totale Befeitigung des fehlerhaften Decrets, ja ganzer Proceduren, 
beſeitigt alſo mit dem Unrichtigen auch das Richtige, ohne Garantie für eine beifere Er- 
ledigung zu bieten: die A. fest am die Stelle des DVerfehlten das als richtig Erfannte, 
fie veformirt das angegriffene Decret (sententia a qua) in den angefochtenen Punkten, 
wenn „übel geurtheilt und „wohl“ appellirt ift, und ſonſt confirmirt fie daſſelbe. 
Keformiren oder Confirmiren geicieht an ji auf Grund der bisherigen Actenlage 
oder Berhbandlungen, aber feit Kaifer Diocletians Zeiten aud auf Grund von 
Novis: nad Röm. und gem. R. mit der Beichränfung, daß dem der Klage, Excep- 
tio ete. zu Grunde liegenden Rechtöverhältnig durch die Nova fein anderes, nad) Preuß., 
daß dem KHlaggrunde fein anderer jupponirt werde, nad Franz. und Hannov. R, dafs 
de Klagant räge dadurd nicht verändert werden. Um der Berhaltung von Thatfachen und 
Beweismittel in der vorigen Inftanz vorzubeugen, fordert das gem. R. bei Novis Erbietung 
um Appellationseide, das Preuß. und Hannov. R. drohen mit Koftenerftattung. 

Rechtsmittel vertheuern den Streit, überhäufen die höheren Gerichte mit vielfach un— 
nüger Arbeit. Beide Gefichtspunfte haben ſchon im Röm. R. die A. an den Kaiſer, im 
Eem. Preuß., Franz. und Hannov. Pre. jede A. an das Vorbandenfein einer beftunmten 
ſog. Summa appellabilis gefnüpft, fofern der Gegenftand überhaupt Ichägbar ift, vie 
Hannov. PD. freilich nicht als allgemeine VBorausfegung, ſondern nur in ſoweit, daß der 
Appellat bei ihrem Mangel auf Abweifung antragen darf. Dabei jehen das gem. und 
breuß. R. auf die Höhe des zugefügten Nachtheils (Summa gravaminis), das Franz. und 
hannov. auf den Werth des Streitobjectd (Summa libelli). 

Vorausjegung der U. ift dann weiter ein der Partei und zwar durch den 
Kichter zugefügter Nachtheil, auch Beihwerde, gravamen, genannt. Welcher Urt 
der Nachtheil ſei, ob die Sentenz nihtig over blos ungerecht, ift irrelevant. Der 
Nadıtbeil kann omittendo vel faciendo, in procedendo oder judicando entftanden und 

» Holgenvderff, Rechtslexilen 1. 5 
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muß vom Nichter zugefügt fein. A. ift dagegen unzuläffig, wo ihn das eigene Handeln 
der Partei bewirkt hat, z. B. ihr Ungehorſam, Geftändnig, Eidesdelation. Gegen ſolche 
Nachtheile muß durch andere Rechtsmittel Hilfe geſucht werden, Reftitution, Oppofitton xx. 
Das gem. und Preuß. R. geftatten indeß bei Gontumaz die U. infoweit, ald aus ben 
Gontumazialfolgen unrichtige fernere Folgen abgeleitet find. Ausſchließungsgründe 
find nad gem. R. Erkenntniß der legten Inftanz und drei gleichlautende Enticheidungen. 

Die A. ift im Juſtin. R. lediglich Rechtsmittel gegen Endurtheile. Frühere 
Kaiſer haben fie auch, aber mur gegen wenige, präjubizirliche Decvete ald app. ab in- 
terlocutione s. articulo zugelaffen. Das Preuß. R. behandelt fie gleichfalls als Rechts— 
mittel gegen Endurtheile, läßt aber gegen Decrete die Befchwerde zu. Das gem. R. 
hat geſchwanlt, heutzutage geftattet man die U. gegen alle Urtheile und Verfügungen, nur 
daß bet legteren die Beſchwerden mit der Einwendung der A. verbunden werden müſſen, 
damit der judex a quo, da Berfügungen für ihn revocabel find, ihnen ſelbſt abbelfen 
fünne. Der C. de proc. geftattet gegen Endurtheile und jugemens interlocutoires die 4. 
jofort, gegen jugemens preparstoires ift fie nur bei der A. gegen das Endurtheil mög: 
lich. Gontrovers ift, welche Decrete und Verfügungen zu leßteren gehören. Die Hannov. 
PD. läßt ſofortige Berufung gegen Endurtheile und gewiſſe von ihr benannte oder 
in concreto vom Richter für appellabel erklärte Decrete zu, gegen andere Decrete ges 
ftattet fie die U. vorzubehalten, die dann bei der A. gegen das Endurtheil oder Die 
nächite connere appellable Verfügung auszuführen iſt. Eine fernere Anzahl Verfügungen 
bezeichnet fie als inappellabel. 

Das Berfahren vor dem Apellationsrichter (udex ad quem) ift der Form nad 
überall dafjelbe, wie in erfter Inftanz, feiner Ausvehnung nach kann es entweder als neues 
vollftändiges Judieium oder als ein auf die Beſchwerden befchränfter Incidentſtreit behandelt 
werben. Eigenthümlich ift dem Appellationsverfahren nur die Devolution, d. h. die Art 
und Weile, wie die Sade vom judex a quo an den judex ad quem gebracht wird. Das 
gem. R. ift in diefer Beziehung äußerſt formaliftiih. Das gilt jchen von der aus dem 
Röm. R. ftammenden Interpofition oder Einwendung. Die Angehung des judex 
ad quem aber führte, bei dem fteten Conflict des Reichskammergerichts mit den Territo: 
rialgewalten, zur Spaltung in Ertrajudicialverfahren und Yudicialwerfahren, zu peban: 
tifcher Urgirung der Formalien, und zur Trennung der Beſchwerden (Introduction) 
von ihrer Begründung (Juſtification). Energiſch hat auf diefer Baſis die Preuß. 
Gſgb. in ſchleunigen Saden das Verfahren vereinfacht, indem Einwendung und Rechts 
fertigung beim Unter=Nichter innerhalb drei Tagen eingereicht werden müſſen. Dieſer 
communieirt diefelben dem Appellaten und fendet, ohne eine Entſcheidung über die 
Formalien zu treffen, die Acten dem Appellationsrichter ein, von dem der Berhandlungstermin 
angefegt und Die Bernehmlafjung eingezogen wird. Auf Franz. Bafis beruht die, von den 
etwas langen Friften der A. gegen Endurtheile und Eidesanordnungen abgeſehen, äuferft 
einfache und zweckmäßige Gonftruction der Hannov. Pre.D., welche, wie erwähnt, auch die 
Formalien abweichend und in geeigneter Weile geordnet hat. Der Appellant fertigt zunächſt 
dem Gegner feine Appellationsanträge zu, Die durch Angabe und Motivirung der Beichwer- 
den unter Hervorhebung etwaiger Nova begründet find. Sodann bringt er diefelben zur 
Kenntni des Unter-Gerichts, das, wenn es feinen Anftand findet, die Acten einfendet. 
Unter Beachtung der dem Appellaten zuftändigen Bernehmlaffungsfrift bringt er fie endlich 
an das Appellationsgericht zur Kenntnißnahme und Verhandlung. 

Quellen: D. 49. C. J. 7, 45 ff. 62 sad. C. Th. 11, 30 sqq. Nov. 23. 49. 82. 126. 
Titt. X. 2, 28 sqq. Tit. in VIto. 2, 15. Cl. 2, 12. Cone. Trid. Sess. 24, c. 0. — R. 
K.G.O. v. 1521, Zit. 23. 24. R. K. G.O. v. 1555, Th. 2, Tit. 28 ff. Th. 3, Tit. 31 ff. R. A. 
v. 1594, 8. 88 ff. J. R. A. $.58 ff. — C. de proc. a. 443 ss. — Hannov. PO. $. 392 ff. — 
Preuß. AGD. Th. 1, Tir. 13. Brong. v. 1. Juni 1833 $. 40 ff. Brong. v. 21. Juli 1846 
$. 15 ff, 88. 27, 30 fi. 

Lit.: v. Keller, Röm. Eiv.Pr,$.82. Rudorff, Röm. R.Geſch. Bd. 2, 8.85. v. Betb- 
mann-Hollweg, Gem. Civ.Pre., Bd. 2, 8.116. Bd. 3, 8.160. Wesell, Orb. Pre, $. 54 ff. 
Morftadt, Eiv.PBre. Schlüſſel, $. 387 ff. Pland, Bew, Urtb., ©. 15 f. — Stein (und 
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Barnlönig), Franz. Staats- u. Rechtsgeſch, Bd. 3, ©. 649 ff. Die Lehrbb. des Gem. u. Preuß. 
R.von Danz, Mittermater, Linde, Heffter, Bayer, Schmid, Renaud, Ende» 
mannn, Koch. — Leonhardt, Comment. z. Hann. Pre.O. 1. |. 

8. Wieding. 


Appellation im Crim. Pre. fegt ein Erkenntniß eines Strafgerichts unterfter 
Ordnung (erſter Inftanz) voraus, umfaßt aber nicht alle dagegen erlajjenen Rechts: 
mittel, wie nach manden Gſgbb. die „Berufung“. Sie ift vielmehr zu unterjcheiden von 
der Nichtigkeitsbefchwerde und dem Recurſe. Der Tegte ftellt in der Regel eine Abart 
der 4. dar (in Alt-Preußen durch Beichränkung der Zulaflung neuer Thatumſtände auf 
beiheinigte Ihatfachen und durch Abweiſung neuer Bewersmittel über ſchon in erfter 
Inſtanz vorgebrachte Thatſachen); die Nichtigteitöbeichwerde dagegen hat ihre Eigenthüm— 
lichkeit in der Beſchränkung auf Rechtspunkte: Berlegung oder unrichtige Anwendung eines 
Geſetzes oder Rechtsgrundſatzes, oder gerügte Verſtöße gegen Vorſchriften über, das Ber- 
fahren. Selbft "ohne Nüge im Testen Fall — nad) mandyen Gejegen — bat beim 
Arpellationsverfahren der höhere Richter das Verfahren und die Entſcheidung des erften 
Richters bezüglich aller Rechtspunkte von Amts wegen zu prüfen; beim Vorhandenſein 
eines Nichtigkeitägrundgs Das angegriffene Urtheil aufzuheben, und unter Umftänden die 
Sache zur amderweitigen Verhandlung und Entſcheidung in die erfte Inftanz zurückzuweiſen. 
Infoweit wären erhebliche Unterſchiede vom Nichtigfeitsverfahren noch nicht gegeben. Allein 
als Kegel wird nicht die Zurückweiſung bingeftellt , jondern dem Wppellattonsrichter Die 
Pliht auferlegt, in der Sache jelbft zu erfemmen, dies unter Wiederaufnahine des Be: 
weisperfahrens, wenn die thatfächliche Feititellung des erften Richters nicht beibehalten 
werden kann. Die Befugniffe und Pflichten gehen aber noch weiter: auch die gefammte 
Vemeislage ift zu prüfen. Neue Thatlachen, neue Beweismittel darf der Appellant vor— 
bringen, und der Richter hat zu ermefen, ob ein weiteres Beweisverfahren einzutreten 
babe oder nicht. Hierin Liegt das Eigenthümliche der A., welches fih am kürzeften dahin 
zuſammenfaſſen Lift, daß bei ihr die Anrufung ded höheren Richters ſowohl die That- 
fragen als aud die Rechtsfragen umfaßt, während die Nichtigfeitäbeichwerde auf die 
legten beichräntt bleibt. 

In diefer Auspehnung beftcht die A. zur Zeit noch im größten Theile Norddeutſch— 
lands und es ift das Verfahren in Preußen näher dahin geordnet, daß die Staatsanwalt: 
haft und der Angeflagte mit der Anmeldung dev A. an eine Frift von 10 Tagen von 
der Verkündigung des erften Urteld ab (alfe von deſſen Behändigung an Ausgebliebene) 
gebunden bleibt. Die Anmeldung muß jchriftlich oder zu gerichtlihem Protocoll erfolgen. 
Dem Inhalt nad genügt beim Angeflagten jede Aeuferung der Unzufriedenheit mit dem 
Richterſpruch. Dem Umfange nach gilt das ganze Urtel für angefochten, joweit nicht aus— 
drücklich Einfchräntungen erklärt werden. Der Anmeldung famı eine Rechtfertigung an- 
geſchloſſen werden. Zur Nachbringung bleiben geieglih 10 Tage frei; doch kann die 
Friſt auf Bitten verlängert, vom Berufungsgericht auch jede Tpätere Rechtfertigungsichrift 
noch zugelaffen werden, wie dafjelbe denn aucd alle etwa in der mindlichen Verhandlung 
noch nachgebrachten neuen Anführungen gebührend zu wirdigen hat, obichon eine Beſchwerde 
über deren Vernachläſſigung nicht leicht Erfolg haben kann, wem nicht für entiprechende 
Protocollirung gelorgt ft. Iſt die Anmeldung rechtzeitig erfolgt, To gehen die Acten durch 
Vermittelung der Staatsanwaltſchaft an das Appellationsgericht. Dit aber eine Nechtfer 
figungsichrift eingegangen, jo erfolgt vorweg deren Mittheilung an den Gegner zur Gegen: 
erflärung binnen einer 10tägigen, vom Gericht aber erjtredbaren Friſt. Sp erhält dann 
der Appellationsrichter Die Acten je nach Umftänden mit weitläuftigen An= und Aus— 
führungen, gerichtet auf Ergänzung des Beweismateriald oder auch auf Mritiiche Be— 
leuchtung des Berfahrens, des Erfenntniffes und vor allen Dingen der Enticheidungs- 
> des erften Richters. Woraus fegen ſich diefe zufammen? Ste haben bier bie 
elben Elemente wie die dreitheilige Anklage. Nur ausnahmsweiſe kommen befondere 
Rechtfertigungen des proceſſualiſchen Verfahrens (3. B. der Berlefung von protocollariichen 
Ausfagen ftatt des ummittelbaren Verhörs entfernter Zeugen u. dgl.) vor; denn das 
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Protocol! über die Hauptverhandlung ift es, welches die Beobachtung der Formvorſchriften, 
auch die Begründung von Abweichungen weranfchaulichen jol. Soll die Antlage enthalten 
1) eine Sachdarſtellung (als Ueberficht der Beweisgründe); 2) die Bezeichnung der 
That im allen gejeglich weientlihen Merkmalen nebft den Strafgeſetz; 3) die Beweis— 
mittel, jo joll das Erkenntniß nicht minder enthalten 1) die Entſcheidungsgründe, 2) die 
fog. thatſächliche Feſtſtellung, 3) die Beweismittel. Th. 2 entipricht dem in Schwurge— 
richtsſachen durch die Fragen an die Geſchwornen und deren Antworten bergeitellten 
Thatbejtande, pflegt aber nicht ftreng als formelles Stüd des Ganzen behandelt zu wer— 
den, jo daß Merkmale, die hier — in Folge Schreibfehlers — ausgelaſſen, aus Th. 1 
ergänzt werben, ſobald fie darin unzmweideutig als erwiefen behandelt worden. An Th. 2 
ſchließt ich die Anführung des Strafgeleges nebft der etwa erforderlichen Rechtsaus— 
führung. Im ihm aljo findet ficd) der Kern der Anklage wieder. Ein bloßes Verzeichniß, 
wie bei diefer, darf Th. 3, ſtreng genommen, nicht enthalten, obſchon nicht jelten 
vorweg vor Th. 1, oder innerhalb deſſelben die Beweismittel neben einander gereibt, 
und ohne weitere Unterfcheidung mitgeteilt wird, was alles dadurd für erwielen er— 
achtet worden. Was durch jeden Zeugen, jede Urfunde für dargethan angeſehen tft, 
jollte im Einzelnen klar geftellt werden. Erſt dann erfüllt TH. 1 nebſt 3 den dem 
Geſetz vorſchwebenden Zweck: die Thatſachen zu veranfchaulichen, auf welche ſich vie 
Schluffeftftellung (Th. 2) gründet. Woher nun ſoll der Appellationsrichter ſein Ur: 
theil entnehmen, ob der erſte Nichter zu Recht erfannt, ob alſo die neuen Anfüh— 
rungen erheblich, oder nur zum Berjchleif, zur Entjtellung vom Angeklagten, oder endlich 
zufolge einer unzutveffenden Auffafjung won der Staatsanmwaltichaft vorgetragen worden ? 
Soll er das ganze Verfahren miederholen? Wie anders fünnte er ſonſt dahin 
gelangen, mit Sicherheit zu beurtheilen, ob der erfte Nichter feinen Spruch auf zureichende 
Grundlagen gebaut? Und doch, follte die bloge Anmeldung der A. genügen, um dem 
erften Urtheil alle Bedeutung zu vauben? Die Gigbb. find nicht dieſer Meinung. 
Ueber den Rechtspunkt und das Strafmaß befindet der Appellationsrichter nach freiem 
Ermeffen; gebunden aber bleibt er am die im erften Urtheil getroffene Feſtſtellung der 
Thatſachen (Ih. 2), infofern nicht erhebliche, aus den vorliegenden fchriftlichen Verhand— 
(ungen nicht zu bejeitigende Bedenfen fich aus der Sachlage an fich ergeben, oder doch aus 
den, in den Uppellationsichriften und weiteren mündlichen Erklärungen enthaltenen neuen 
Anführungen von Thatjachen oder Beweismitteln. Werden neue Beweiserhebungen beſchloſſen, 
jo ändert fich die Yage. Der Appellationsrichter wird „Herr der Thatfrage“; er erhält „freie 
Hand“, jelbftändig eine neue thatſächliche Feftftellung zu treffen, und fo ſelbſt dann die Schuld— 
frage zu löfen, wenn er nur durch commifjarische jchriftliche Erhebungen oder auch, wenn 
er nur durch ein halb miündliches und halb fchriftliches Berfahren in den Stand gejegt 
worden, fich ein Urtheil zu bilden. Ergänzungen im Beweiſe können von ihm nod wor 
der Anberaumung des „Audienz”-Termins veranlaßt, oder auch hier erſt beichlofien und 
bier vorgenommen werden. In der mündlichen und öffentlihen Hauptverbandlung, zu 
welcher der Angeklagte geladen wird, für die er ſich indeß — mag er in Haft fein oder 
nicht — vertreten laſſen darf, hält eines der 5 Mitglieder — „ver Referent — einen 
Bortrag über die Sachlage, insbelondere über die thatlächliche Feſtſtellung, die Entſchei— 
dungsgründe, die Angriffspunfte, Hierauf erhalten beide Theile das Wort. Auf die 
geheime Berathung erfolgt öffentliche Verkündung des Urtheils nebit Gründen. Dies 
darf auf W. des Angeklagten allein feine reformatio in pejus enthalten. 

Das Hauptgebreden des Verfahrens liegt darin, Daß der zweite Nichter in der 
Kegel ganz over theilweiſe auf den Acteninhalt verwielen bleibt, feine Beurtheilung dann 
alfo nur auf Verdacht und Wahricheinlichkeit ſich ftügen fann, nicht aber auf Ueber: 
zeugung. Deren Elemente wilfenihaftlih klar zu ftellen, iſt trog der Borgänge Englands 
bisher im ſehr geringem Umfange verſucht. Gefühlt und beiprochen find indeß Die 
Mängel des Verfahrens in weiten Kreifen. Die Abichaffung der A. als Nechtsmittel 
bezüglich der Thatfrage vollzieht fich in der Gſgb. immer häufiger, überall unter Ber- 
beſſerungen im Verfahren erfter Inſtanz; theils durch ftärfere Beſetzung des Gerichts oder 
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Einführung von Schöffen-Gerichten; theils durch Berallgemeinerung der Vorunterfuchung, 
dur Anordnung eines Vertheidigungstermins, einer Vertheidigungsfriſt, befonderer Be— 
ſchlußfaſſung über neue Anführungen in der Hauptverhandlung; durch Erhöhung der 
zur Berurtheilung nötbigen Stunmenzahl oder Forderung der Einftimmigfeit; durch Er— 
weiterung der ſonſt zuläffigen Nechtömittel; durch Begünftigung des Wiederaufnahme: 
verfahrens. 

rt Ueber die 2. Anjtanz im mündl. Strafverf. Dr. Schwarze, 1861. Ueber d. Be- 
weiserbebg in 2. Init. geg. d. Verbot d. reform in pejus, Derfelbe im Gerichtsfaal, 1566, 
©. 380 f. Derf. in Goltd. Ar. 11, &. 11 f, 73 f. Goltdammer, daſ. 10, ©. 315 f. 
Mittermaier, daf. 10, ©. 297 f., 305 f, 585. Odebredt, baf. 13, ©. 155f. v. Groß, 
in Holg. Etr.R.Ztg., 1866, ©. 438 f. Das Oldenb. Gef., betr..d. Aufhebg d. Beruf-Inft. 
(1665) v. AGR. Hullmann, Gerihtsfaal, 1869, ©. 16if. 

Gfgb.: Preuß. Brong. v. 5. Jan. 1849, $. 126 f. Gef. v. 3. Mai 1852 4. 101 f. Neue Prov. 
Brong. v. 25. Juni 1567 8. 374 f. Str.B.D. ohne N. b. d. Thatfr., Braunfchw. 1849, 83. 92, 
156 $.; dazu Degener, Juſt.Org.G., II. ©. 50 f. Altenburg 1854 U. 272 f. Dfdenburg, 
Bürtemberg, Sachſen (1868). Schaper. 

Arbeitshausitrafe it nach den meiften Str. Gfgbb. in der dreis oder vierglied- 
rigen Reihe der Freiheitsſtrafen die in der Mitte ftehende, Leichter als Zuchthausſtrafe, 
ihwerer als Gefängniß. Nur Das neue Preuf., Olvenb. und Bair. Str.G.B. kennen 
dieſe Strafart nicht; jene fenmen nur Zuchthaus, Einſchließung und Gefängniß, Tegteres 
Zuchthaus, Gefängniß (welches Freilich auch im Zuchthauſe vollzogen werden fann und an 
die Stelle des alten Strafarbeitshaufes getreten tft) und Arreft. Andere Namen für W. 
find: in Braunſchweig Zwangsarbeit; in Heffen (und Naffau) Correctionsftrafe, während 
> B. in Sadjen die Verwahrung in einer Gorrectionsanftalt nicht Straf-, ſondern 
Beſſerungsmittel ift und im Preußen die Einfperrung im ein Arbeitshaus nur als 
Sicherungs- und Beſſerungsmaßregel vortommt, ebenfo in Oldenburg. Die Berurtheilung 
zur A. oder die Verbüßung derfelben iſt an fich nicht mit einem Ehrverluſte verbunden. 
Damit ift denn in der That ein, wenn nicht der einzige wahrhaft praftifche und durch— 
geführte Unterſchied zwiſchen der Zuchthausftrafe und der A. anerfannt. Da aber die 
Art und Weife, wie tm Zuchthauſe und im Arbeitshaufe die Strafe vollzogen wird, 
nirgends fo verjchiedenartig geftaltet fein fann, um den Ehwerluft aus der verbüßten 
Zuchthausſtrafe zu rechtfertigen, To jcheint es auch nicht richtig, wenn manche Geſetze den 
etwaigen Ehrverluft an die, wenn auch nur theilweile Berbüßung der Strafe anfnüpfen. 

Was die Gejege über die Vollziehung der U. beftimmen, reicht nicht hin, eine be= 
jondere Eigenthümlichkeit und Selbftändigkeit diefer Strafart zu begründen. Die Gelege 
geben freilich nicht einmal ein irgend deutliches Bild, wie fie die VBollziehung der U. fich 
eingerichtet denken; indeß würde ſelbſt eine genaue Kenntniß und Einficht in die Organi— 
fation und Verwaltung der Arbeitshäufer, wie ſchon von mander Seite hervorgehoben, 
in der A. eine erheblich von dem Charakter der Zucthausftrafe abweichende Strafart nicht 
conftatiren können, und zwar je weniger, je mehr man die Einrichtungen des gegen= 
wärtigen Gefängnißweſens ſich vergegenwärtigt. Bor allem foll, wie oben erwähnt, die 
Vollziehung der A. an bejonderen Orten, in eigenen Anftalten geichehen. Die Gefangenen 
des Arbeitshaufes follen entweder „mit Strenge zur Arbeit“, oder auch nur „zur Arbeit“, 
„u Arbeiten” angehalten werden oder aud zu „angemefjenen Arbeiten” oder „zu den in 
der betr. Strafanftalt eingeführten Arbeiten“, welch letzteres Wort freilich aud von den 
Zuchthausgefangenen gilt. Die Arbeit fol in der Regel im Innern des Strafarbeits- 
baufes vorgenommen werden, nur können nad manchen Geſetzen die Gefangenen ſich dazu 
erdieten, zu Arbeiten außerhalb der Anftalt verwendet zu werden. Andere Geſetze wieder 
erflären allgemein, daß „Die Strafgefangenen zu Arbeiten anzubalten, welde ihrer Körper: 
beihaffenheit entſprechen“, den näheren Unterfhied der Strafarten glauben fie genügend 
auszudrücken durch den Zufag, daß, ſoweit es mit jenem Grundſatze vereinbar ſei, die zu 
Ihwererer Strafe, 3. B. zu Zuchthausftrafe VBerurtheilten, zu ſchwereren Arbeiten anzus 
balten ſeien. Kommt Doch jogar die Verficherung vor, daß die den Gefangenen auferlegte 
Arbeit nach Art und Dauer ihrer Gefundheit nicht nachtbeilig fein ſoll! Nach den Geſetzen 
iſt Ichwere Arbeit” den Zuchthausgefangenen zugedacht und den Arbeitshausgefangenen 
m der Verpflegung und übrigen Behandlung, im Vergleiche mit der Verpflegung und Be: 
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handlung im Zuchthauſe, mancherlei Erleichterung vergönnt; aber ob gegenwärtig in irgend 
einem Lande ein irgend beachtlicher Unterſchied in der Arbeit und Verpflegung der auge 
haus- und Arbeitshauögefangenen ſich noch wird wahrnehmen laſſen, läßt ſich ſehr be= 
weifeln. 

Die A. kann nach faſt allen Geſetzen geſchärft werden ; manche Geſetze ſtellen die Schärfungen 
der Zuchthausſtrafe und A. zuſammen, andere die der Arbeitshaus- und Gefängnißſtrafe, 
noch andere haben gemeinfame Scärfungen für alle Freiheitsſtrafen. Ein allgemeiner 
Grundſatz ift Dabei wohl der, daß auch die im Gelege für zuläffig erflärte Schärfung bes 
jonderd erfannt werden muß und zwar in den Fällen, wo das Geſetz Strafſchärfungen 
ausdrüdlich vworichreibt oder dem Richter die Befugnig dazu eimäumt. Indeß trat z. B. 
zeither in Sachſen bei Arbeitöhausgefangenen, welche bereits einmal Zuchthausſtrafe oder 
“wegen eines vorläglichen Verbrechens A. verbüßt hatten, kraft Geſetzes eine Schärfung 
durch hartes Lager auf dreifiig Tage oder durch Entziehung der warmen Koſt auf ſechzig 
Tage ein und eine Ähnliche gelegliche Schärfung kam unter ähnlichen Umftänden auch beim 
Zuchthauſe vor. Sehr mit Recht ift aber gegenwärtig jede Schärfung, ſei es kraft Geſetzes, 
ſei es kraft Erkenntniſſes, auch beim Arbeitshaufe durch das revidirte Str. G. B. vom 
1. Octbr. 1868 aufgehoben. Die jonft gewöhnlichen Scärfungsmittel find hartes Lager, 
ſchmale Koft, beftehend in Waſſer ımd Brod, einfame Einfperrung und die Berbindung 
mehrerer diefer Schärfungsmittel, nach einigen Gefegen auch Dunkelarreft und jogar körper— 
liche Züchtigung umd Ketten, welche beiden legteren freilich meift dem Zuchthauſe reſervirt 
find. Auch die Dauer diefer Schärfungsmittel oder ihre Höhe ift gefeglih normirt und 
im Allgemeinen läßt ſich bemerfen, daß dem Arbeitshaufe häufig etwas gelindere- Dofen 
diefer Schärfungen zugedacht oder mande ganz eripart find. Gewiß foll auch das zu 
den Eigenthümlichkeiten der A. gerechnet werden. 

In Bezug auf die gefegliche Dauer der A. gehen unfere Strafgelete ſehr auseinander. 
Ein Anfteigen diefer Strafe bis zu 30 Jahren kommt nur im Sächſ. R. unter Um- 
ftänden bei Rückfall und Goncurrenz ver. Sonft ift das Marimum bie und da auf 10 
Jahre, anderwärts auf 6 (früher in Baiern und Oldenburg auf 8) und endlich auf 5, 
4 Jahre feftgefegt. Das Minimum ift ein Monat, reſp. 14 Tage in Braunfchweig, 
2 Monate in Thüringen (und Naſſau), 4 Monate in Würtemberg und Sachſen, 3 Monate 
in Helen /und Hannover). Selbſt das Minimum von 4 Monaten erjcheint für viele 
Strafart fat noch zu niedrig. Bei jo kurzer Haftzeit ıft in ver Strafanftalt ein 
Eingehen in die Individualität des Gefangenen kaum möglich, irgend eine Arbeit, die 
ihm das redliche Fortkommen ermöglichte und ihn für Arbeitiamteit empfänglich machte, 
nicht wohl zu erlernen. Auf To furze- Zeit Detinivte wirken nachtheilig auf die Disciplin 
der Anftalt und nehmen in der Regel nur die nachtbeiligen Einwirkungen der Detention 
aus derfelben mit fort. Andererſeits aber follte Die A. — und zwar nicht etwa blos 
da, wo ein gewiffer Ehmerluft ſich von jelbft an fie anſchließt — nicht zu häufig allein 
gedroht werden, ſondern neben Gefängniß, fo daß im der That mur auf die ſchwereren 
Fälle die eritere Strafe erkannt würde. 

Das Verhältniß, in welchem rüctfichtlich der Schwere die A. zu den übrigen Frei— 
heitöftrafen fteht, it ſehr verfchieden beftummt; im Sachſen gilt 1 Jahr Gefängniß gleich 
8 Monaten Arbeitshaus und 1 Jahr Zuchthaus gleih 18 Monaten Arbeitshaus; in 
Würtemberg waren früher 6 Jahre Arbeitshaus gleich 5 —— Zuchthaus, jetzt gelten 
beide Strafen gleich; in Baden find 6 Monate Zuchthaus gleich 9 Monaten Arbeitshaus 
und 6 Monate Arbeitshaus gleich 9 Monaten Gefängniß; in Thüringen 6 Monate Zucht- 
haus gleich 8 Monaten Arbeitshaus und 8 Monate Arbeitsbaus gleih 1 Jahr Ge- 
fängniß u. |. m. 

Paſſender als die gewöhnliche Trias von Zuchthaus, Arbeitshaus, Gefängnik iſt 
jedenfalls die neuere Abftufung in Zuchthaus, Gefängniß, Einſchließung, jenes mit Zwang 
zu Anftaltsarbeiten, Dies mit Möglichkeit der Arbeit, Tettere nur mit Beauffichtigung der 
Beichäftigung und Lebensweiſe. Der etwaige Verluſt bürgerlicher Ehrenrechte beruhe ftets 
auf Erlenntniß, er ſoll nie von jelbft am eine Freiheitsſtrafe ſich anſchließen. 

Spranger. 
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Archidiaconat. Der Archidiaconus war in älterer Zeit der Vorgeſetzte der Dia— 
conen an der biſchöflichen Kirche und ſchon frühzeitig als nächſter Gehülfe des Biſchofs 
bei dem Regiment der Diöceſe betheiligt, die hierzu in einzelne, den Gauverbänden ent— 
ſprechende U. zerfiel. Da diefe Stellung mit dem Range feiner Weihen nicht paßte, wurde 
fein Amt allnälig von Prieftern verwaltet und nach Ausbildung der Stifts-Verfaſſung in 
der Regel mit der Propftei innerhalb der Domcapitel vefp. mit der Präpofitur innerhalb 
der Gollegiatftifter verbunden. Seit dem 13. Jahrhundert wuchs indeß das Anfehen 
der Ardhidiaconen in einer für die bifchöfliche Autorität gefährlichen Weile. Aus bloßen 
Gehülfen wurden fie Träger einer felbftändigen Yurisdiction (Necht der canoniſchen Bifi- 
tation ihrer Sprengel, Berwaltung der Straf: und Civil-Gerichtsbarkeit, Ein- und Ab- 
fegung der Yanddecane), die fie durch eigene Beamten übten. Die dadurch veranlafte 
Beſchränkung des bifchöflichen Rechts rief eine Reaction hervor, welche zunächſt das Erz— 
prieſterthum in den Vordergrund ftellte, dann zur Beftellung beſonderer bifchöflichen 
Officiale führte und jchlieglic auf dem Concil von Trient (1545— 1563) mit einer Nefti- 
tution der ufurpirten Gerechtſame an die Biſchöfe endete. Heut ift der A. nur nod ein 
Titel, der in der katholiſchen wie in der evangeliſchen Kirche Teviglich eine 
Verſchiedenheit des Ranges begründet, 

Lit.: Richter, KR. SS. 137, 158. Spitz, De archidiaconatt. in Germania, Bonn. 
1790. Cone. Trid. sess. XXIV. c. 3. 12. 20. XXXV. c. 14 de ref. Hübler. 

Archiv ift eine Sammlung zu dauernder Erhaltung beftimmter Urkunden — recht: 
lichen oder geſchichtlichen Inhalt8 — unter einer eigens hiezu beſtimmten Aufficht oder 
Leitung. Eine in diefer Weiſe angelegte Privatfammlung würde dem Begriffe eines 4. 
entiprechen, und find einzelne ſolcher Privatardive von hohem wiſſenſchaftlichen Werthe. 
Bon rechtlichem Intereffe find jedoch nur Diejenigen A., denen das Archivrecht zukommt, da 
die in einem ſolchen A. aufbewahrten Urkunden den Charakter öffentlicher Urkunden haben. 
Damit die Gewähr für die Aechtheit der Urkunden erhalten bleibe, ift e8 erforderlich, daß 
jedes derartiges A. unter Der Yeitung eines hiezu fürmlidy beeidigten und verpflichteten Bes 
amten ftehe. A. diefer Art find die Staatsarchive, die A. der Mediatifirten — infofern 
denjelben dieſes Recht durch bejondere landesherrliche Anertennung gewahrt ift — die Yand- 
tagsarchive und die U. einzelner Corporationen, namentlic) der Städte. Der Inhalt der 
A. beſteht in Urkunden — Originalien oder (beglaubigten oder unbeglaubigten) Ab- 
Ihriften,; im Diplomatarien oder Copialbüchern — Sammlungen von Abſchriften —; 
Grund-, Saal=, Yagerbücder, codices traditionum — Zufammenftellungen , die fich 
auf Erwerb, Berluft von Grund und Boden beziehen; Staatöverhandlungen ; Original- 
correjpondenzen. In Deutichland finden fich die füniglichen U. bereits unter Karl dem 
Großen (Bfalzarchive); das wichtigfte in Aachen unter der Aufficht won Geiftlichen ftehend. 
Neben diefen find die älteften A. die an den Sigen der Biſchöfe befindlichen und die ber 
Stifter. Mit dem 12. Jahrhundert beginnen die A. der Städte; die fürſtlichen A. und 
die jonftigen A. des Adels entftehen ſeit dem 13. Jahrhundert. Im Preußen eriftiven: 
das Geheime Cabinetsarchiv zu Berlin in zwei Abtheilungen — Königliches Haus— 
archiv und geheimes Staatsarchiv. Diefe Sonderung in zwei Abtheilungen erfolgte durch 
Allerh. Erlaß vom 20. März 1852, durch welchen zugleidy angeordnet wurde, daß beide als 
ein Ganzes zu betrachten fein. Die höhere Leitung dieſes A. iſt dem Minifter des Königl. 
Haufes und dem Präfiventen des Stantöminiftertums übertragen. Die Brovinzialar: 
bive, welche dem Präfidenten des Staatsminiſteriums unterftellt find. Das geheime Mi- 
niſterialarchiv, welches die älteren Dagiftraturen der ehemaligen Geh. Hoftammer, die 
Sperialien des ehemaligen geiftlihen Departements, ſowie das A. des Departements der 
Franzöſ. und Pfälzer Colonie und des Schlefiichen Provinzialminifteriums enthält, und weldyes 
unmittelbar von dem Finanzminiſterium vefjortirt. Die centrale Leitung ſämmtlicher Preuß. 
A. datirt von der Verordnung vom 27. Det. 1810 (Hardenberg). Die Benutung der 
A. ift geregelt dur) Reglement des Minifterpräfidenten vom 28. Mai 1356 (Mint: 
Rerialblatt der inn. Verwaltung, 1856). 

tit.: Günther, Ueber die Einrichtung der Hauptardive 1783. v. Abele, Leber die Geſch. 
des Kanzleis und Archivweſens, 1798. Zeirfchr. für Archivtunde, Diplomatik und Gefc. von Höher, 
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Erhard, v. Medem, 1834. Friedemann, Zeitfehr. für die Archive Deutichlands (18946 — 
53). Gollmert, Die Preuß. Staatsardive (im. für Landeskunde der Preuß. Monardie, 
Bd. IV. ©. 133). Sohn. 

Aretin, Chriftoph Freiherr von, geb. 2. Decbr. 1773 zu Ingolftadt, ſtu— 
dirte in Heidelberg, Göttingen, Paris, wurde 1804 BVicepräfident der Academie der 
Wiflenfhaften, 1813 Bicepräfident des Appellgerichts zu Neuburg und ftarb 1834 zu 
Minden. 

Schriften: Gefhichte der Juden in Baiern, 1503. Jahrbuch der Gerechtigkeitspflege in 
Baiern, 1811—1818. Geſch. des 13. Art. der beutfhen Bundesacte. Geſpräche über die baler. 
Berfafjungsurkunde. Baierifcher Verfafiungscatebismus, 1519. Die Plane Napoleons und feiner 
Gegner in Deutihland. Sachſen und Preußen (1815) (Flugſchr.) und die Alemannia (Zeitichr., 
1815 ff.). StE.R. ber conftit. Monardie, Altenb. 1524 (von Rotted beendet), 2. Aufl. 
Leipz. 1838 — 40. Teihmann. 

Armeneid, d.h. ein von der armen Partei dahin abzulegender Eid, daß fie ihrer 
Bermögenslage nach nicht im Stande fei, Die Proceffoften eines von ihr angeftellten 
Kechtöftreites zu bezahlen, behufs der Möglichkeit der Ableiftung des Eives nichts von 
ihrem Bermögen bei Seite geichafft babe, ſowie daß fie im Fall der Verbeſſerung ihrer 
Bermögenslage die Proceffoften naczablen werde. Durch die Ableiftung dieſes Eides, 
welcher theil8 ein juramentum suppletorium , theil8 ein juram. malitiae. theils ein 
juram. promissorium in fich enthält, auf Grund der notbmwendiger Weile beizubringen- 
den obrigfeitlihen Attefte über die Armuth erlangt Die Partei auf ihren Antrag, möge 
derjelbe im Beginn des Rechtsſtreites oder im Laufe defjelben geftellt fein, nad gem. Pre. 
das jog. Armenrecht (benefieium annotationis sportularum), ſofern ihre Rechtsſache 
nicht von wornherein als unbegründet erfcheint. Das Armenrecht gibt Anſpruch auf vor— 
läufige Befreiung von der Entrichtung der Gerichtsfoften (nicht aber der baaren Auslagen) 
und auf gebüihrenfreie Vertretung durch einen Rechtsanwalt als Offictalmandatar, welche 
namentlich bet geichloffener Advofatur eine Amtspflicht der öffentlich angeftellten Nechtsan- 
wälte if. Bewilligt wird das Armenrecht von dem Gericht, bei welchem der betreffende 
Proceß verhandelt wird und es wirft nur für Dielen, ja wo derjelbe in einer höheren Inſtanz 
an ein anderes Gericht gelangt, nicht einmal ohne weiteres für das legte. Die Part. Gſgb. 
verlangt den A. bald nur als ſubſidiäres Beweismittel bei nicht ausreichenden obrigfeit= 
lichen Atteſten (ſ. Preuß. Ger.O. von 1793 Th. I. Tit. 23. 88. 30 ff.), bald bat fie 
ihn (wie die Hannov. Pre.O. 88. 61 ff. und der No. Entw. 88. 155.ff.) ganz bes 
feitigt. Im Frankreich ift das Armenrecht unbefannt, man bat bier den armen Parteten 
nur in einzelnen Fällen eine Erleichterung gewährt, To find durch ein Decret von 1810 
die Disciplinarfammern der Anwälte und Advofaten verpflichtet worden, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Mitglieder des Standes den Armen nicht nur unentgeltlih Rath er: 
theilen,, ſondern aud die Procefje derfelben umfonft führen. Auf deutihem Boden, fo 
3. B. in der Preuß. Aheinprovinz, ift dieſe Yüde der Franz. Gſgb. aber durch Einführung 
des deutjchen Armenrechts ergänzt und hier gewährt die Bewilligung defjelben auch die koſten— 
freien Dienfte eines Gerichtswollziehers. Vereinzelt, fo nady der Hannov. Pre.O., befindet 
nicht das Gericht, fondern die Staatsanwaltichaft über die Bewilligung des Armenrechts. 

Lit: Finde, Ztfehr. für Eiv.R. und Pre, Bd. 1, S. 57. Albredt, a. a. O, Bd. 11, 
S. 89. Linde, Arc. fir civ. Praris, Bd. 16, ©. 51. Sartorius, a.a.D. Bd. 18, ©. 237. 
Reatz, Ztichr. für Rechtsgeſch, Bd. 2, ©. 4121. Fuchs, a. a. O., Bd. 5, S. 104. 

P. Hinfhius. 

Armengejesgebung. Die Behandlung der Armen, d. h. derjenigen Berfonen, 
deren wirthſchaftlicher Befig zu ihrem Yebensunterhalt nicht ausreicht, umfaßt drei weſent— 
lich verſchiedene Klaſſen: 1) die erwerbsunfähigen Armen, welde wegen Jugend, 
Alters, Gebrechlichkeit oder Mangels der Sinne ſich nicht zu ernähren vermögen, 2) die 
erwerbsfähbigen Armen, welche nichts erwerben fönnen wegen Mangel der Arbeits: 
gelegenheit oder wegen befonderer Störungen und Hemmungen der Erwerböverbältniffe, 
3) erwerbsfähige Arme, welche nichts erwerben wollen. Die unterſchiedsloſe Behand- 
lung diefer Klaſſen harakterifirt den Anfang der U. ; die ſachgemäße Untericheivung der— 
felben nad) feften Normativbeſtimmungen bezeichnet ihren Fortſchritt. 
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Von den erſten bekannten Anfängen an hat die menſchliche Geſellſchaft die 
Abhülfe der Armuth als Gegenſtand einer allgemeinen Pflicht, alſo als Gegenſtand 
der Staatsthätigkeit anerfannt. Theokratien haben das ſittliche Gebot zu einem abſo— 
Iuten (göttlichen) erhoben; charakterifiven ſich aber durch die unterſchiedsloſe Behandlung 
der Armenunterjtügung als Selbftzwed. Die bekannten Vorſchriften des Yudenthums 
bilden ein zwangsweiſes Armenbudget, mit ausführlichen Vorſchriften über Die Pflicht, 
Almojen zu geben, und über das Recht, Unterftügungen zu empfangen. Unter 
den mohamedanifchen Bölfern ift diefe Art der A. nad Mafgabe des Koran noch heute 
das officiell anerkannte Recht, 

Die germanifhen und romanischen Bölfer des MA. find bereits zu 
einer vationelleren Scheidung gelangt, indem fie dem weltlichen Staat den Schutz nad) 
Augen, die Aufrechterhaltung des Rechts und der Ordnung im Innern überlaffen, für die 
bumanen Aufgaben des Staats aber einen eigenen Organismus in der chriftlichen Kirche 
bilden, der alle Klafjen der Geſellſchaft in einem ftreng geregelten Amtsſyſtem in ſich auf- 
nimmt. Dieſem Organismus fällt die Armenpflege zu, für welche die Kirche aus ihren 
reihen Dotationen, Schenkungen, Vermächtniſſen, Einfünften einen öffentlichen Fonds bildet, 
der freilich mit dem Fortſchritt der Zeit durch übermäßige Gentraltfation einerfeits, durch 
die ſporadiſche Vertheilung der grundbefigenden Stiftungen andererſeits, noch mebr aber 
durch die ftändtichen Intereſſen des Klerus, feinen urſprünglichen Zweden entfremdet, in 
den fpäteren Yahrhunderten Des MA. mehr zu einer Quelle ald zu einer Abhülfe 
der Armuth wird. Im diefer Periode der Degeneration der kirchlichen Armenpflege be 
ginnt die ftüchweife Uebernahme der humanen Aufgaben des Gemeinwejend auf das Yaien- 
thum, das wachſende Bemußtiein, daß nicht ein zwieſpältiger, ſondern ein einheitlicher 
„Staat“ berufen jei, durch das Zuſammenfaſſen aller Volkskräfte diejenigen Lebens— 
zweite des Volkes zu fürdern, welche durch die Kräfte des Einzelnen nicht erfüllt werden 
fünnen. Es jcheiden fich ferner die Maßregeln des Staats, welche mit obrigfeitlichem 
Zwang die unrechte Armenpflege hindern (Armenpolizei), von den Mafregeln, welche 
die richtige Weile der Unterftügung garantiven und regeln (Armenpflege) Es be 
ginnt damit eine überaus umfangreiche und mannigfaltige A., deren Verfchiedenheiten auf 
einer ſachgemäßen Scheidung verjchiedener Grimde der Armutb und auf der Nothmwendig- 
fit einer organtchen Verbindung von Staat, Kirche und Gemeinde für Die Zwecke der 
Armenpflege beruhen. Im dem bier gegebenen Umfang der Darftellung ift indeſſen eine 
Beſchränkung auf die drei großen Gulturlinder Europa's geboten. 

1. Die englifche U. bat bis zum Schluß des M.A. die Scheidung des nega— 
tiven umd des pofitiwen Elements der Armenpflege feitgehalten. Ste hat die legtere der 
Kirhe und der von der Kirche geleiteten Privatwohlthätigfeit überlaffen, während bie 
Gſgb. Eduards III., Richards IL, Heinrichs VII. nur die Abwehr des Bettelns und 
Vagabundirend zum Gegenitand hat. 

Erft mit 27 Henry VIII, e. 25 übernimmt der Staat auch die pofitive Armen- 
pflege, indem er die Hundertichaften, Städte und Kirchipiele verpflichtet, „Die Armen durch 
Almofen jo zu unterhalten, daß fie nicht genöthigt feien, öffentlich zu betteln“. Geiſtliche 
und Kirchenvorfteher Tollen die dazu nöthigen Sammlungen veranftalten. Das Amt, die 
Arbeitsfähigen zu beichäftigen, den Arbeitsunfähigen zu helfen, wird den Kirchenvorſtehern 
„Oder zwei Andern aus dem Kirchſpiel“ auferlegt, mit ‘der Autorifation, die Dazu nöthigen 
Maßregeln zu treffen. Mit diefem Geſetz iſt die ſpätere Kirchfpielsarmenpflege in 
den weſentlichen Grundzügen ſchon fundirt. Die entfcheidende Beranlaffung dazu lag in 
der frühzeitigen Verwandelung der gebundenen in freie Arbeit, welche zeitweije große Flue— 
mationen und Nothftände der Arbeiter veranlaßte. Die Frübreife der engliihen Staats: 
bildung, die unter den Tudors wieder confolidirte Monarchie, fühlte in diefer Epoche 
den Beruf, aus eigener Bewegung auf dieſem Hauptgebiet die humanen Aufgaben der 
Kirche in ſich aufzumehmen. Die unmittelbar darauf erfolgende Aufhebung der Klöfter 
machte große Schwärme von Bettlern mobil, und die Fürſorge der Gſgb. um fo dring— 
Üiher. Die mafjenhafte Säcularifation des Kirchenguts fügte noch eine moraliſche Vers 
pflichtung des Staats hinzu. 
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Eben deshalb blieb die Gſgb. unabänderlih auf dem einmal eingefchlagenen Wege. 
Unter Eduard VI. wurde noch einmal die Förderung der firchlichen Gollecten durch „güt- 
lihe Ermahnung‘ der Geiftlichen, nöthigenfall® durch) Anwendung der Zwangsgewalt der 
Biſchöfe eingefhärft. In 5 Eliz. ec. 3 wird aber ſchon den Friedensrichtern die Befugniß 
zur Zwangseinihägung der Gemeindegenoffen zu einem „angemefjenen Armenbei= 
trag“ geletlich ausgelprochen. Am Ende derfelben Regierung veranlafte die beunrubigende 
Zunahme gewerbsmäßiger Bettler die Einfegung eines Unterhauscommittees, welches die 
zu ergreifenden Mafregeln in eine zufammenhängende Erwägung nahm, namentlich: 
1) polizeilihe Strafen gegen Betteln und Vagabundiren, 2) zwangsweiſe Nöthigung der 
arbeitenden Klaffen, in Dienfte zu gehen, woran fich etwas ſpäter die Einridtung von 
Landarbeits- oder Correctionshäufern anſchloß, 3) Normatiwbeftimmungen über die öffent- 
liche Wohlthätigkeitspflege durch die Kirchſpiele und die dafür beftimmte Armenfteuer. Die 
jo abſchließende ſocial-politiſche Geſetzesgruppe, 39 Eliz. e. 1—6. 12, ift ein vollendetes 
Meifterwerk für ihre Zeit. Das kurz darauf folgende Armengeleg 43 Eliz. c. 2, welches 
länger als zwei Yahrhunderte die englüche Armenpflege normirt hat, ftelt mur eine neue 
Redaction eines jener organiſchen Gefege dar, mit folgenden drei leitenden Grunbfägen : 

1) Die Armenpflege ift die allgemeine gleihmäßige Laft eines jeden 
Kirchſpiels: Die neuere Polizei-Gſgb. aber verpflichtet Perſonen, welche nicht arbeiten 
fönnen oder wollen, in dem befonderen Kirchſpiel zu bleiben, in welchem fie geboren oder 
feit 3 Jahren wohnhaft find. Ein Rüdtransport in das einheimifche Kirchipiel findet 
jedoch nur bei rogues and vagabonds ftatt. Erſt die Reaction der befißenden Klaſſen 
2 in der Neftaurationsperiodd das Gel. 13 et 14 Carol. II. ce. 12 eingefügt, welches 
innen 40 Tagen nad) der Ankunft die polizeiliche Ausweiſung jeder Perfon geftattet, 
„welche muthmaßlich der Armenpflege zur Yaft fallen kann“, — womit ein Syſtem 
der maſſenhaften Rüdtransporte, ein überaus verwideltes Niederlaffungsrecht, und zugleich) 
die Verkleinerung der unterhaltungspflichtigen Gemeindeverbände befördert wurde. 

2) Für die perfönlihe Verwaltung der Armenpflege jollen die beiden Kir— 
henvorfteher, und mit ihnen 2 oder mehrere overseers of the poor Maß— 
regeln treffen zur Anjchaffung eines genügenden Materials, um die Arbeitsfühigen zu 
beihäftigen, die Arbeitsunfähigen zu unterftügen, die Armen Kinder in Yehrlingsichaften 
oder Dienften unterzubringen. 

3) Zur Aufbringung der nöthigen Mittel ermächtigt das Gejet die Armen 
pfleger unter geordneter Rechtscontrole der Friedensrichter, von jedem Inhaber eines Haus- 
ftandes nad Maßgabe feines fichtbaren, im Kirchſpiel belegenen, firtrten Realbeſitzes einen 
gleihmäßigen, nad dem Mieths- oder Pachtwerth des Gegenftandes eingejchätsten Beitrag 
zu erheben. Diefe Armenfteuer ift dann mit der fortichreitenden Geldwirthſchaft auf 
alle ſonſtigen Bebürfniffe der Ortsgemeinde ausgedehnt, Die Divecte Normalftener für alles 
engliſche Communalweſen geworben. 

Mit geringen Nachhülfen, welche nicht immer Verbeſſerungen waren, hat dies Syſtem 
faſt 2 Jahrhunderte hindurch zufriedenſtellend und ohne Ueberlaſtung der Gemeinden ge— 
wirkt, bis gegen Ende des 18. Jahrh. ein Zuſammentreffen verſchiedener Umſtände zu 
ſeiner Entartung führte. Die Erhebung Englands zum Entrepot des Welthandels hatte 
vollswirthſchaftliche Verhältniſſe erzeugt, welche ſchon in den erſten Anfängen der in— 
duftriellen Gefellihaft zu anomalen VBerichtebungen der Arbeiterbewölferung und Maſſen— 
armuth führen mußten. Die mangelhafte Entwidelung der Mittelklafen, und im Zu— 
ſammenhang damit die Eittartung der Stadtverfaffungen in England hatten nicht ohne 
Schuld der regierenden Klaſſe die großartigen Inftitutionen deö selfgovernment auf allen 
unteren Stufen vernachläffigt und ftillichweigend verfallen laffen. Die Kleinheit der Armen— 
bezirke hatte zufammenbängende Mafregeln für die Beſchäftigung der Armen an ſich 
ſchwierig gemacht. Der jährliche Wechſel des Amts der Armenauffeher, die verführerifche 
Bequemlichkeit, die Armenpflege lediglich in Geldunterftügungen aufgehen zu laſſen, ließ das 
Amt in eine mechaniihe Routine herabfinfen, der auch die Friedensrichter durch ein ſpora— 
diſches Eingreifen feine andere Richtung gaben. Die Armenlaft wurde dadurd eine bloße 
Geldfrage, ein Hauptftreitpunft der Yocalinterefien, welche das Niederlaſſungsrecht in uns 
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erträglicher Weiſe verwickelten, und aus allem Streit der Einzelintereſſen heraus kam die 
Parlaments⸗Gſgb. immer nur zu Palliativen, welche augenblicklich den Ueberlaſteten er: 
leichterten, den Drud auf die arbeitenden Klaffen aber bald nur verichlunmerten. Das 
Notbmittel der „Ortsangehörigkeitsattefte”‘ mußte immer verderblicher auf die Yage der 
fleißigen Arbeiter zurückwirken. Nirgends verfolgt diefe ſpätere Gſgb. mehr einen zuſam— 
menhängenden Plan zur Erhöhung der Geſammtarbeitskraft des Volks, jondern immer 
nur die Geſichtspunkte einer regierenden Klaffe, welche um Bertheilung der Armenlaft 
ftreitet. Arbeitöherren wie Armenaufieher find nur beftvebt, die Entftehung aller Ver— 
bältniffe zu bindern, durch welche der Arbeiter ein Niederlaffungsreht erwerben fünnte. 
Die möglichfte Ausbeutung der Arbeitätraft, umter Vermeidung jeder Gefahr einer Er: 
böhung der Armenlaft, führt einerſeits zu einem bellum omnium contra omnes ;. während 
fie andererfeit8 dem Arbeiter nicht nur die Gelegenheit, fondern auch die Neigumg bes 
nimmt, außerhalb feines Arbeitsorts eine lohnende Thätigfeit zu finden, Gerade den 
Städten, in welchen jest die inbuftrielle Gefellichaft zu keimen begann, fehlte in Eng- 
land der Communalſinn, der Zufammenhalt durch gemeinfame Inftitutionen, die Ge— 
wöhnung an eine jelbftthätige Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten des Nachbar— 
verbandes, die damit in Wechſelwirkung ſtehende intellectuelle Entwidelung der Mittel- 
fände. Auf dem Höhepunkt der Barlamentsregierung wird auch ihre Schwäche fichtbar, 
dak fie neuen Bedürfniſſen der Gefellichaft ſchwerer geredht zu werden vermag, als die 
Monarchie. Die aus dem Imterefjenftreit hervorgehende Majoritätsregierung entſchließt 
ſich zu ernftlichen Reformen erſt, wenn die Mifftände bis zur Unerträglichkett geftiegen 
find. Sporadiich war diefer Zuftand ſchon eingetreten, ſeitdem das fogenannte Allowance- 
System angefangen hatte, den Yohnarbeitern nad) Verhältniß der Yebensmittelpreife einen 
Zuſchuß aus der Armenfafje für jeden Kopf der Familie zu bewilligen, und damit die 
Armenfteuern der Gemeinde in einen Zuſchuß für die Arbeitögeber zu verwandeln. Eine 
locale Abhülfe wurde nun durch Gilbert's Act und durch die Select Vestries Act 
in ſolchen Gemeinden geſchaffen, welche die Annahme des neuen Geſetzes beichloffen, und 
zwar in der Weile, daß den Gemeindeftenerzahlern die Befugniß ertheilt wird, durch 
gewählte Verwaltungsräthe aus ihrer Mitte die Armenfonds jparjamer und vationeller 
zu verwalten. Inzwiſchen war dennoch die Armenlaft im J. 1818 bis auf annähernd 
8,000,000 £ geftiegen. Es bedurfte erft einer durchgreifenden Umbildung der Staats- 
verfafjung durch die Neform= Bill und einer völligen Berwilderung der Kirchſpiels— 
armenpflege, ehe fich die regierende Klaſſe entſchloß, das neuere Verwaltungsſyſtem auf 
England und Wales als zulammenhängendes Ganzes auszudehnen. 

Das englifhe Armengeſetz von 1834 ift auf diefem Wege zu feinem orga— 
niſchen Anſchluß an die Inftituttonen des Staats gelangt, ſondern nur zu einer Ver— 
wirfiihung der ſocialen Ideen der englifchen Mittelftände, insbelondere der ftädtiichen 
Bevölkerungen, denen in der Neubildung der Gefellichaft eine lebendige communale Thä— 
figfeit und der Gemeinfinn am meiften fehlt. Die Einfeitigfeit einer wirtbfchaftlichen 
Verwaltung, welche in den mechanischen Büreaukratismus verläuft, charakterifirt die neu 
formirte Adminiſtration. Der Präfident des Staatsarmenamts führt die „Divection und 
Eontrole” der ganzen Armenverwaltung durch Generalvegulative und Referipte, welche für 
die Einzelverwaltung die mafgebende Autorität bilden. Zwölf Staatsinjpeetoren und 
50 Rechnungsreviſoren verbinden die Gentralftelle mit der Ortöverwaltung, die in dem 

oldeten Secretär (clerk) des Kreisarmenverbandes als dem eigentlichen Verwaltungs— 
director ihren Schberpunkt findet. Unter ihm agiren die befolveten Unterftügungsbeamten 
und das Beamtenperfonal der Arbeitsbäufer. Das gelammte Perfonal ift verpflichtet 
‚zur Befolgung der Regulative und Anmweifung des Staatsamts”, und entlaßbar nur 
durch die Staatöbehörde. Die gewählten Armenräthe (guardians) beichliegen zwar über 
die einzelnen Unterftügungsgefuche auf den Bericht der Unterftügungsbeamten. Völlig 
angeengt unter die Gontrole der neben=, über= und untergeordneten Beamten, welche nur 
der Staatsbehörde verantwortlich find, haben diefe Beichliegungen indeflen jede Selb— 
ftändigfeit verloren. 
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Nach Anordnung des Staatdarmenamts wird eine angemeflene Zahl von Kirchipielen 
zu einer Union mit gemeinſamem Armenbaus und Beamtenperjonal vereinigt, deren zur 
Zeit 655 für England und Wales beftehen. Nach dreifigiähriger Arbeit ift e8 dem 
Armenamt gelungen, durch Gef. von 1865 viele Verbände zu vollen Sammtgemeinden 
fortzubilden, in welden alle Kirchipiele die Geſammtkoſten der Armenpflege durch gleich- 
mäßige Gemeindeftenern zu tragen haben, Aus dem Gebiete des Gefammtverbandes können 
jet nur noch Perfonen ausgewiefen werben, welde fi) noch nicht ein Jahr darın aufhalten. 

Die Hauptichwierigkeiten der Ueberlaftung einzelner Kirchſpiele und des grundjaglofen 
Almofengebens find mit diefem Syſtem anſcheinend überwunden. Es wird aber darauf ans 
fommen, dem jegigen Mechanismus die Selbftändigfeit de selfgovernment wieder zu 
geben 1) durch geiegliche Fixirung der bewährten Grundfäge der neueren Verwaltung, 
2) durch Wiederverbindung des Friedenrichteramts mit der laufenden Adminiftration, umd 
3) durch den Verſuch, die völlig abgeftorbenen unteren Ehrenämter wieder zu beleben. 
Es wird damit auch die Individualiſirung der Armenpflege im Sinne eines lebendigen 
selfgovernment zurüdfehren fünnen. Daß der jegige Schematismus gewilfe Anforderungen 
der Zweckmäßigkeit erfüllt, dagegen auf die Entwidelung des Communalgeiſtes und der 
Gemeindeverfaſſung nachtheilig zurüdwirkt, wird ziemlich allleitig anerkannt. 

UI. Die A in Frankreich beichränft fich während des M.A. im Welentlichen 
auf Bettelverbote. Eine poſitive Fürjorge blieb Sache der Kirche, der Klöfter, der Pri— 
vatwohlthätigtett. Im J. 1536 erließ Franz I. eine Ordonnanz für Paris, melde den 
Kirchipielen befahl, die angelefienen Armen zu unterftügen. 1547 wurde dafür eine all— 
gemeine Armenftener eingeführt umd diefe Anordnung ſpäter auch auf andere Orte über: 
tragen. In vielen Stadtgemeinden bilveten ſich num „Wohlthätigfeitsbürenus“ aus Geift- 
lichen und Notablen, deren Einkünfte jich aber mehr aus Gollecten, ald aus Steuern zu 
bilden pflegten. Ludwig XIV. erläßt verichärfte Ordnungen gegen das Betteln, ſogar 
gegen das Almolengeben an öffentlichen Orten, Spricht wiederholt die Verpflichtung der 
Gemeinden zur Unterftügung ihrer Armen aus, ftellt Normatiobedingungen für den Ans 
ſpruch auf Armenunterftügung in der Behaufung und über die Aufnahme in Wohlthätig- 
feitsanftalten, ordnet wiederholt die Erhebung einer Armenftener an und überträgt ſchließlich 
dem Staatsrath die Entiheidung in allen Angelegenheiten der Woblthätigfeitsanftalten. 

Nach dem Ausbrud der Revolution erneut die Nationalverſammlung den Grund: 
ſatz der Staatsaufficht. Seit 1799 wurden in Paris und Provinzen mit großen Koften 
„Nationalwerkftätten gegründet, welche als nutzloſe Unternehmungen fpäter wieder ver— 
ſchwanden. Die Berfg. von 1791 will eine Gentralanftalt zur Unterftügung der arbeitö- 
unfähigen Armen, zur Beihaffung von Arbeit für die Arbeitsfähigen und zur Auferziehung 
der verlaffenen Kinder für Das ganze Land begründen. Der Convent zieht folgerecht die 
Güter aller Stiftungen und Hofpitäler ein, incorporixt fie dem Staatövermögen und er— 
theilt jedem Armen ein Recht auf Unterftügung gegen die das Armenweſen verwaltenden 
Staatöbeamten. Dieje ertravaganten Pläne blieben indeijen zum größten Theil unausge— 
führt. Schon 1796 wird ‚den Wohltbätigkeitsanftalten ihre juriftiiche Perlönlichfeit wie 
dergegeben zur Unterftügung der Hausarmen follen bureaux de bienfaisance gebildet 
werden. Die ftehenden Armen: und Berpflegungsanftalten erhalten ihre gelonderte Ver— 
waltung unter Aufficht der Gemeindebehörden. Die Gemeinde hat zu unterjtügen Dies 
jenigen, welde durch Geburt oder einjährigen Aufenthalt oder zweijährigen Dienft der 
Gemeinde angehören; darüber hinaus alle in der Gemeinde fih aufbaltenden Perſonen, 
welche als Soldaten im Kriege gedient, melde 70 Jahre alt oder *altersihwad oder 
franf oder in Folge der Arbeit arbeitsunfähig geworden find. Ein rechtlicher Anſpruch 
der Armen auf Unterftügung wird indeſſen nicht anerkannt; auch die Wohlthätigkeits— 
büreaus find nur verpflichtet, ſoweit ihre Mittel reihen. Das Gef. vom 25. Vende- 
miaire II, drei Geſetze, inöbefondere Das Gef. vom 7, Frimaire V, die Ordonnanzen vom 
31, October 1821, 6. Juni 1830 und das Gef. vom 7. Aug. 1851, bilden noch heute 
die Grundlage der Armenverwaltung. 

Die Errihtung der Wohlthätigfeitsbüreaus ift durch die Braris und Ipütere 
Gſgb. von dem Ermefjen des Municipalvaths abhängig. Wird diefe Einrichtung beliebt, 
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fo bat der Präfect Dafür fünf Mitglieder auf je fünf Jahre zu ernennen. Nach der 
Praxis wird daſſelbe Berlonal ziemlich ſtetig wiederernannt. Unter Aufjiht des Präfecten 
hat ſich das Büreau ſeine Geſchäftsordnung und ſein Regulativ über Vertheilung der 
Unterſtützungen und Gaben ſelbſt zu geben. Die größeren Büreaus haben einen beſoldeten 
Secretär, ** und andere Unterbeamte. Die Geſammtzahl der Büreaus war im 
J. 1833 — 6,275, im J. 1860 — 11,366. Die Zahl der Unterſtützten war in 
dieſem Zeitraume von 751,311 auf 1,213,684, die durchſchnittliche jährliche Unterſtützung 
von 9 fr. 44 e. bis 14 fr. 22 6. nach einem wechſelnden Jahresdurchſchnitt geſtiegen. 
Tie Einnahmen der Büreaus bilden fi aus dem Ertrag ihres eigenen Vermögens, 
aus Kirchen= und Hauscollecten, aus Gaben und Vermächtniſſen, aus einer Armentare 
von „4, der Eimmahme von Schaufpielen und Goncerten, 4 von Bällen und anderen Felt 
lichkeiten. Ergänzend treten dazu freiwillige Beiträge der Gemeindekaſſe. Der Staates 
rath hat 1841 entjchieden, daß eine Gemeinde fich feine eigentliche Armenfteuer auferlegen 
dürfe, „da einer taxe des pauvres unfere Sitten und die Principten unferer Gſgb. wi— 
derſtreben“. Die Gemeinden dürfen ihre Almofen aber nicht anders als durch die bu- 
resux de bienfaisance ertheilen. Die Büreaus müſſen fih auf die Hausarmen mit 
Ausſchluß der in Spitälern untergebrachten beſchränken. Sie müſſen Regifter jowohl der 
fändigen wie der zufälligen Armen führen. Den Arbeitsfähigen fell womöglich Arbeit 
verihafft werben, jet ed durch Unterbringung in Fabriken oder Gründung eigener Wert: 
ftätten. Mlinifterialinftructionen empfehlen Dringend das Syſtem der Naturalunteritügung 
in Brot, Fleiſch, Holz, Deden und vergl. Die ordentlichen Einnahmen der Büreaus 
werden für 1860 dahin angegeben: Einkünfte aus Grundſtücken 3,061,472 fr., aus Ga: 
pitalien 4,296,399 fr., Zuſchüſſe der Gemeinden >,389,813 fr, Armentare 597,870 fr., 
andere Einnahmen 1,160,557 fr. — Außerordentliche Einnahmen aus Collecten 
2,297,741 fr., Gaben und Bermächtnifje 2,206,136 fr., außerordentliche Zuſchüſſe 
693,563 fr,, Berfauf von Gütern und Renten 1,435,607 fr., andere außerordentliche 
Einnahmen 1,567,990 fr.; Öelammteinnahme 22,517,148 fr. — Die Ausgaben 
vertheilen fich durchſchnittlich in 16 Proc. Berwaltungstoften, 20 Proc. Capitalanlagen, 
64 Proc. Unterftügungen. Die Unterftügungen vertheilen fid) nach dem ungeführen Ver— 
hältniß von 55 Proc. in Nahrungsmitteln, 6 Broc. in Kleidungsſtücken, 5 Proc. in 
Feuerungsmaterial, 6 Proc. in Medicinaltoften, 7 Proc. in anderen Naturalien, 21 Proc. 
in Geldunterftügungen. 

So dürftig dies Unterſtützungsſyſtem der Hausarmen ſich darftellt, fo reichlich ift die 
Ausftattung der ftebenden Hoſpitäler und Krankenhäuſer, deren Einfünfte für 1860 
auf 105,392,504 fr. angegeben merden, einſchließlich 15,534,322 fr. an Ueberſchüſſen 
des Vorjahres. Ihre Verwaltung ift einer commission administrative anvertraut, deren 
5 Mitglieder der Präfect ernennt, für große Anftalten mit mehr als 100,000 fn. Ein- 
fünfte der Minifter. Dem ernennenden Verwaltungschef fteht auch die Genehmigung des 
Budget und der VBerwaltimgsregulative zu. Die Einnahmequellen diefer Anftalten find 
wejentlich iventiich mit denen der Wohlthätigteitsbürenus. Mit befonderer Yiberalität find 
auch die Findelhäuſer bedacht, 

As allgemeine Wohlthätigkeits-Einrichtung befteht in der Mehrzahl der Departements 
eine unentgeltlich gewährte ärztliche Pflege. Es treten dazu 9 Gentralanftalten für Blinde, 
Taubftumme, Irre und mit dem Charakter allgemeimer Hofpicten, ſowie anſehnliche Zus 
ſchüſſe zu den Anftalten der ſoeialen Selbfthülfe. 

Für Paris it ein allgemeines Organifationsgejeg über die assistance publie 
vom 10. Jan. 1849 ergangen, welches alle Armenunterftügung und alle Kranken- und 
Wohlthãtigkeitsanſtalten unter einem Generaldirector centralijirt, dem ein Ueberwachungs— 
vath aus Mitgliedern des Gemeinderaths und Staatsbeamten, unter VBorfig des Seine 
präfecten, zur Seite fteht. Die Zahl der ihm untergeordneten bejoldeten Beamten wird 
im 3. 1867 auf 4,349 angegeben, wobei noch ein ärztliches Berfonal von 1989 Köpfen 
nicht mitgezählt iſt. 

Die Geſammtausgaben der öffentlichen Wohlthätigkeit werden für 1867 auf 
118,000,000 fr. angegeben, fie haben ihren Schwerpunkt in den reich ausgeſtatteten per— 
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manenten Inſtitutionen, deren privatrechtliche Stellung und Finanzverwaltung wohlgeordnet 
erſcheint. Schr dürftig und auf dem Fuße der Freiwilligkeit ſtehen Die Gemeindeeinrich- 
tungen zur Unterftügung der Hausarmen da, mit ihren durchſchnittlichen Jahresalmoſen 
von 9— 14 fr.! Man rühmt dieſe Einrichtungen wegen ihrer Sparjamfeit und mohl- 
thätigen Rückwirkung auf die Arbeitfamfeit der Bevölkerung. Allein zugleich find fie der 
Ausdruck einer ſehr engen Auffaffung von dem Beruf des Nachbawerbandes und der Ent: 
wöhnung der Bevölferung von einer perfönlihen, wirflihd mitverwaltenden Thätigkeit 
im Oemeindeleben. Es ift vor allem die Abneigung gegen eine verantwortliche perjönliche 
Mühemwaltung und gegen eine Yocalbefteuerung, welche das franz. Armenweſen zu einem 
ſehr untergeordneten Thetl- des Gemeindelebens gemacht hat. Für die ftindigen Wohlthä- 
tigkeitsanftalten reicht die Berufsthätigkeit der befoldeten Verwaltungs: und Rechnungs— 
beamten beſſer aus, als für das Unterftütungsgeichäft in den Hausftänden. Ein gewiſſer 
univerſaler Geift der Wohlthätigfeit wird durd die dominirende Stellung der römiſch— 
katholischen Kirche erbalten. Als Element der Selbitvermaltung aber — zur fittlichen 
und politiichen Bildung der Nation, zur Kräftigung des Gemeinfinnes in dem Nachbar: 
verband — tft die Verwaltung des Armenweſens einflußlos und unverftanden geblieben, 
wie das Weſen der Selbitwerwaltung in Frankreich überhaupt. 

III. Die 4. in Deutſchland zeigt ſchon am Schluffe des M.U. die begin- 
nende Auseinanderjegung zwiſchen Staat und Kirche. In den deutſchen Städten beginnt 
nach mancherlei Anfängen, die bis in das 13. Jahrh. zurüdweidhen, im Yaufe des 15. 
Jahrh., eine umfafjendere Armenpflege. Auf dem Reichstag zu Lindau (1497) wurde bes 
ſchloſſen, „daß jede Stadt und fonftige Gemeinde ihre Armen ernähren und unterhalten, 
und feinem fremden Bettler zu betteln geftatten ſolle“. Nur wenn ein Amt oder eine 
Stadt nicht im Stande wären, ihre Armen zu ernähren, jo „ſoll die Obrigfeit dielelben 
Armen mit einem brieflihen Schein in ein anderes Amt zu befördern Macht haben“, 
Diefe Vorſchrift wurde in den Reichs- und Yandespolizeiordnungen öfter wiederholt. 
Manche Yandesgefege enthalten auch angemeffene Vorichriften über die Bildung eines Col— 
legiums von Armenpflegern aus der geiftlichen und weltlichen Obrigkeit und entiprechenden 
Mitgliedern. 

Das Haupthinderniß der Entwickelung blieb der Mangel einer geregelten 
Aufbringung der Armenlaſten. Ein Syſtem der directen Steuern, welches ſich in 
der Zerſplitterung Deutſchlands jo unendlich ſchwer entwickelte, konnte noch viel weniger 
für die Zwecke der Communen, am ſchwerſten für Humanitätszwecke zur Entwickelung 
kommen. Erſt im 18. Jahrh. beginnt ein neuer Anlauf zur Beſchaffung anſehnlicherer 
Mittel in vielen Einzelftaaten. Die Einrichtungen Joſephs IL. für Defterreich gebören 
zu Denen, weche ſich im dauernden guten Andenken erhalten baben. 

In Preufen erging als das erjte umfaſſende Geſetz ein Edict vom 28. April 1748. 
Zu einem Abichluß gelangte die auf das Syſtem der gejchloffenen Stadteommunen, Guts— 
bezirke und Yandgemeinden bafirte Urmenpflege in dem A.L.R. II. 19. Berpflichtet zur 
Unterhaltung, jollte die Stadt= und Dorfgemeinde für die ausdrüdlich in den Gemeinde— 
verband aufgenommenen Mitglieder fein, event. Die Gemeinde, in welcher der Verarmte 
zulegt zu den gemeinen Laſten beizutragen hat. Die Einzelheiten blieben den Provinzial- 
gejegen und Reglements überlaffen. , 

Die Biegjamfeit des daraus hervorgehenden Verwaltungsſyſtems wurde zur Wohl 
that, ſeitdem in Folge der Agrar-, Gewerbes und Freizügigkeits-Gſgb. die 
gewaltige Umbildung der neueren Gejellichaft allmälig in Fluß fam. Die wohlgeoronete 
Stellung der Yandrathsämter und Regierungen vermochte ungefähr mit Den veränderten 
Bedürfniſſen Schritt zu halten. Die Regulative der Gentralverwaltung ichufen allmälıg 
eine gewiſſe Uebereinftinnnung des Syſtems. Preußen blieb dadurch bewahrt vor den 
monftröjen Auswüchſen und — Gebrechen der Armenverwaltung, welche die Ent— 
wickelung der induſtriellen Geſellſchaft in andern Ländern bezeichnen. Im Laufe eines 
Menſchenalters waren die Grundſätze dieſer Verwaltung ſo gereift, um in den beiden Ge— 
ſetzen vom 31. Dec. 1842 eine überaus tüchtige geſetzliche Grundlage zu erhalten. 
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Für das Armenniederlaſſungsrecht werden drei Titel anerkannt: 1) Durch 
ausdrüdlihe Aufnahme als Mitglied der Gemeinde, wie folche bisher in den Städten 
ftattfand, 2) durch Erwerb eines Wohnſitzes nad Mafgabe des Gef. vom 31. Dechr, 
1542 $. 8; dies fogenannte Armendomicil ift durch eine Meldung bei der Polizeibehörde 
bedingt, und wird perfect, wenn der Neuanziehende den Wohnfig ein Yahr lang fortge— 
fegt bat, ohne der öffentlichen Unterftügung zu bedürfen, 3) durch dreijährigen Auf- 
enthalt auch ohne jene Vorbedingungen; ebenfo wie umgefehrt das Armendomicil durch 
dreijährige Abwejenheit verloren geht. Der Grundjag der Freizügigkeit ift Dadurch mit 
dem Grundſatz der Decentralilation der Gemeindearmenlaften nad Möglichkeit in Ein— 
Hang gebracht. 

Die ordentliche Armenpflege nach dieſem Haftungsgrundjfag Liegt den örtliden 
Gemeindeverband ob, d. h den einzelnen Stadtgemeinden, Yanbgemeinden und Guts- 
bezirken. Iſolirte Einzelbefigungen jollen „nad Anordnung der Yandespolizeibehörde” mit 
einer Gemeinde vereinigt werden. Die Communalarmenpflicht erjtredt ji) auf Ehefrauen, 
Witwen und Kinder. Für Dienftboten, Gewerbegehülfen, Gefellen, Lehrlinge ift im 
Falle der Erkrankung der Armenverband des Dienftorted auf drei Monate unterftügungs- 
pflichtig. In Ermangelung eines gejeglich verpflichteten Ortsverbandes tritt der Land— 
armenverband ein, welcher auch unvermögenden Gemeinden die erforderliche Beihülfe 
zu leiften Hat. Den Landarmenverband bilden meiftens ganze Provinzen, in Oftpreußen 
die einzelnen Kreife, zum Theil auch einzelne große Städte. 

Die Anfbringung der Armenlaft ift der ſchwächſte Punkt, weldyen die Gigb. 
von 1842 noch nicht zu ändern vermochte. Das geringe Bedürfniß einer Armenpflege 
und die Naturalwirthichaft des Ländlichen Yebens geben den befitenden Klaſſen ein ges 
meinfames Interefje, es auf dem platten Lande bei der „herkömmlichen“ Bertheilung ver 
Gememdelaften nach Urbarien und Obfervanzen zu belafien, und die Entjtehung directer 
Gemeindeftenern nach Kräften abzumehren. 

Die Grumdfäge der Armenverwaltung find in allgemeinen Zügen theils im 
Gefeg, theils in den Yand=Armenveglements und der localen Statuten jo gegeben, daß 
jedenfalls Das freie Ermefjen der Yocalbehörde micht zu ſehr eingeengt worden ift. 

Die ausführenden Organe dieſer Armenpflege ſind die Magiſtrate, Armen— 
directionen und Bezirfscommiffionen in den Städten, die Yandräthe, Ortsvorſteher und 
Gutsobrigfeiten auf dem platten Yande. Co weit es das Perfonal der Verwaltung be- 
trifft, bieten jelbft unfere großen Städte das in Europa jelten werdende Schaufpiel einer 
perfönlihen Mitar it der Gemeindegenofjen an den mühevollſten Functionen der 
Einzelverwaltung dar. Es ift bier ein Maß des guten Willens vorhanden, weldes in 
auffallendfter Weile gegen die Meittelftände Englands, gegen das gefammte Commmmal- 
weſen Frankreichs contraftirt. Es wird nur darauf ankommen, das platte Yand zu grö- 
heren lebensfähigen Verbänden (im denen dann aud der Gegenfag von Yandgemeinde und 
Gutsbezirk von jelbft aufgeht) zu geftalten, was freilich ohne ein Syſtem der Directen 
Commmunalftenern unausführbar bleibt. Die wejentliche Borbedingung eines verwaltungs= 
fähigen und verwaltungäbereiten Perſonals dagegen ift in dem größten Theil Deutjchlanns 
unzweifelhaft noch vorhanden. 

In dem größeren Maßſtab der Kreisarmenverbände und der größeren Städte wird 
ſich bei gleichmäßiger Durchführung der Geift der felbftändigen wolfsbildenden Selbitver- 
waltung unter den nötbigen geſetzlichen Normatiwbeftimmungen und Rechtscontrolen nod) 
heute Fräftiger bilden Laffen, als in irgend einem anderen Theile Europas, 

Mangelhaft auch für die Zwecke der Gſgb. tft die vorhandene adminiftrative Sta = 
tiſtikz die in den „Refultaten der Verwaltung des preußiſchen Staats für 1849” von 
Dieterict angegebene Zahl von 776,882 Armen, d. h. Unterftütten, und 5,481,317 Thlr. 
Armenausgaben gibt nach vielen Richtungen hin fein der Wirklichkeit entſprechendes Bild. 

Die Schwierigkeit der N. Liegt in den tiefgreifenden Verſchiedenheiten der 
darin zu behandelnden Subjecte. Die Erhaltung der Erwerbsunfähigen ericheint 
zunächit als Nechtöfrage und Frage der communalen Laftenvertheilung, die Behandlung der 
Arbeitsunmwilligen zumächit als Bolizeifrage, die Behandlung zufälliger und 
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localer Erwerbsunfähigkeiten, zugleich als Frage der Communal- wie der 
Staatswirthſchaft. Die reichſte Erfahrung der Gſgb. zeigt, daß nur das ſtetige ſyſte— 
matiſche Jneinandergreifen von Armenpolizei und Armenpflege heilſame Zuſtände 
zu ſchaffen vermag. Kein Theil der öffentlichen Verwaltung bedarf in dem Maße der 
Individualiſirung. Das Aufgehen der Armenpflege in ein Buchhaltungsſyſtem von 
Geldunterftügungen muß unzweifelhaft einem Syſtem von Arbeitsnachweiſung, Beihäftigung 
bei öffentlichen Arbeiten reip. in Arbeitshäufern, Hausbefhäftigung, Naturalunterftügumgen, 
unter ftrenger Scheidung von. Arbeitsfähtafeit und Arbeitsunfähigkeit, Plag machen. Kein 
anderer Zweig der Verwaltung bedarf aljo im gleichem Mafe ver Decentraltjation 
und der Betheiligung des bürgerlichen Elements mit jeiner genauen Kenntniß der localen 
und individuellen Berhältniffe. 

Andererjeits bedarf dieſelbe Verwaltung der ftrengften Normativbedingungen, 
ſoweit dabei eine Collifion der Interefjen obwaltet, vor allem einer gejeglihen Regelung 
der Armenlaft, die mit dem fortichreitenden Syſtem der Gelbwirtbichaft unvermeidlich zur 
Directen Steuer werden muß. Sobald diefer Steuerfuß ein gleicher geworden, die Urs 
bezirte der Armenlaft dem Syſtem der Freizügigkeit entiprechend nicht allzu Fein geftaltet 
find, ſobald ver größere Verband den kleineren zu ergänzen bat, wenn deſſen Armenlaft 
einen gewiſſen Procentſatz überichreitet, läßt ſich eine Decentralifation der Armenlaft feit- 
halten, in welcher alle Betheiligten ein lebendiges Intereffe an der ſparſamen Ver— 
waltung behalten, ohne das Beſtreben einer gegenfeitigen Abwälzung, welches die ſchwerſten 
Mißbraͤuche der engliſchen Armenverwaltung erzeugt bat. Die neuelten Verwaltungs: 
grundſätze Englands bieten für dieſe Frage der concentriichen Vertheilung der Armenlaft 
ein beachtenswerthes Mufter, welches freilich zum guten Mufter nur wird unter ber 
Vorausſetzung perfönlicher Mitarbeit der Gemeindecommiſſionen, nicht aber mit der jegt 
vorhandenen Schreiberwirtbichaft in der Armenverwaltung Englands und Frankreichs. 

Die nächte Aufgabe des Nordd. Bundes kann nur die Generalifirung der Preuf. 
Gſgb. über das Nieverlaflungsrecht fein, welche als ein entwideltes Freizügigfettörecht dem 
Durchſchnitt der Meinftaatlihen Gſgb. vorangeeilt ift. Die Gleichheit dieſes oberften 
Grundſatzes befeitigt jene Intereffencollifionen, welche das entjcheidende Hinderniß aller 
Selbjtwerwaltung bilden. 

Aus der Praris einer öffentlichen, verantwortlichen Selbſtverwaltung bilden ſich auch 
die richtigen Grundfäge fir eine angemefjene Organıfation der Privatwohlthätig— 
feit. Es ift wahr, daß die amtliche und die private Wohlthätigkeit ſich zur Zeit gegen— 
jeitig hemmen und durchtreuzen. Allen der Fehler Liegt in dem Mangel einer politiichen 
Durhbildung des Volks und jenes praftiichen Gemeinfinns, der fich nur aus einer ge= 
wohnheitsmäßigen verantwortlichen Selbftverwaltung bildet. Diefem Mangel an Gemein- 
jinn und praktiſch politiicher Bildung entipringt die immer lauter auftretende Forderung, 
das öffentliche Armenweſen durch eine wohlorganifirte Privatwohlthätigfeit zu erlegen, wo— 
bei man jeden Splitter in der öffentlichen Armenpflege bemerkt, ohne den Balten in der 
heute vorhandenen grundjaglofen Privatwohlthätigfeit zu ſehen. Die individuelle Freude 
am Wohlthun, d. 5. die individuelle Anfiht vom Wohlthun, enthält ein Princip der 
Willtür, weldes den großen humanen Aufgaben des nationalen Pebens niemals zu ges 
nügen vermag. Die „Almoſenwirthſchaft“, welche man einzelnen großftädtiichen Armen— 
verwaltungen vorwerfen mag, würde unter den Belleitäten der freiwilligen Armenpflege 
und mit dem individuellen Eigenfinn nad) deuticher Weile in völlige Zerfahrenheit und 
Entartung enden. Der herrlichſte Charakterzug unferes Volls, der Sinn für die mühe— 
volle Arbeit des öffentlichen Yebens, kann umgefehrt mır zur vollen Entwidlung und Reife 
gelangen, wenn wir in diefer Thätigkeit feſten Normativbedingungen, d. h. Geſetzen, gehorchen 
lernen, aus denen ſich die angemefjene Begrenzung und Beſchränkung der öffentlichen 
Wohlthätigkeit ficherer ergibt ald aus dem bloßen Zug und Verſtändniß des Herzens. 

Lit.: Ueber die englifche Armenpflege vol. G. Kries, Die engliihe Armenpflege, beraus- 
geg. von K. Freiherr von Richthofen. Berlin 1863, — Das größere Sammelwert von 
Emmingbaus, Das Armenweien und bie A. in europäiſchen Staaten, Berl. 1870. — Ber- 


bandlungen des elften Congrefjes deutſcher Volkswirthe vom 2. Septbr. 1969, in 
dem Bericht über diefe Verhandlungen, Berl. 1870. Gneift. 
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Arreſtproceß heißt dasjenige executiviſche Verfahren, in welchem auf einſeitigen 
Antrag des Klägers ſofort, ohne vorgängiges Gehör des Beklagten, auf des letzteren Berfon 
oder Güter Arreft gelegt wird. Der Arreft ift eim deutichsrechtliches, aus der Pfändung 
bervorgegangenes Inftitut. Während bei der röm. missio in bona und m. in posses- 
sionem rei petitae die Custodia oder Detention der Güter des Bellagten auf den Klä- 
ger übergeht, befteht der Arreft in Mafregeln, welche dem Bellagten die Dispofition über 
feine Perfon (Berfonal:Arreft) oder feine Sachen Real-Arreft), ſeien es einzelne 
Sachen (Special-Arreft) oder fein ganzes Vermögen (General: Arreft), entziehen 
und diefe Dispofitton auf den Richter übertragen. Nicht nach gem. R., wohl aber nad) 
einzelnen deutihen Territorial= und Statutarrechten gewährt der Arreft dem Impetranten 
ein Pfandrecht. 

Ein Arreſt kann incidenter bei der Verhandlung der Hauptfache, oder felbftändig 
und zwar tm Wege der ordentlichen oder ſummariſchen Procedur, alſo auch des Mans 
datsproceſſes, verfolgt werden. Der eigentliche U. unterjcheidet ſich eben durch die fofortige 
Vollſtreckung des Arrefts ohne Gehör des Beflagten. Im ordentlichen Erecutionsverfahren wird 
der Arreft (Pfändung, Verhaftung) nur nad) vorgängigem Gehör und Urtheil angelegt. Seine 
jofortige Vollſtreckung ohne rechtliches Gehör iſt daher eine außerordentliche Maßregel, die 
nur durch auferordentlihe Gründe gerechtfertigt erfcheint. Diefe find: bei Auslän- 
dern ihre Eiyenjchaft als jolche, nad Anderer Anficht jedoch nur bei Juftizverweigerung 
der ausländiichen Gerichte; bei Inländern Gefahr der Vereitlung der Rechtsverfolgung 
oder der Befriedigung. Demnach gehört zur Bearündung des Arreftgefudhs die 
Darlegung des Anſpruchs und folcher Umftände, welche eine Gefahr der Befriedigung 
oder ſonſtige causa arresti ergeben. Alle auf jenen wie diefe bezüglichen Thatſachen find 
fofort zu liquidiren. Wo aber die Umftände fo dringlid find, daß die fofortige Liquidi— 
rung unmöglich ift, kann der Arreft auch auf vorgängige Beftellung einer Caution für 
Schäden und Koften bewilligt werben ; der Beweis gilt bier als in continenti erbradt, 
wenn er nur fpäteftens im Yuftificationstermin geliefert wird. Das Gefuch, das von 
allen Förmlichkeiten befreit ift und deshalb auch blos mündlich geftellt werden kann, ift 
unter Bezeihnung der Arreftform (Verhaftung, Schliefung von Hypothekenfolien und 
Bank-Conto's, Berfiegelung , gerichtliche Verwahrung u. dgl.) und des Arreftobjects auf 
ſofortige Anlegung des Arreſis ohne Gehör des Impetraten zu richten. Das Geſuch kann 
bei jedem Richter angebracht werden, deſſen Nechtözwang das Arreftobject unterliegt. 
Auf Das begründete Geſuch verfügt der Nichter, nöthigenfalls nad erfolgter Cautions— 
leiftung ded Impetranten, die Arreftanlage, und fett zugleich womöglich einen furzen 
Termin zur Nedtfertigung des Arreſts an, zu welchem die Parteien bei Strafe 
der Relaration bzw. Beftätigung des Arreſts geladen werden. Nach der Juſtificationsver— 
handlung, bei welcher der Impetrat Forderung und Arreft nur mit in continenti liquidir= 
lichen Bertheidigungsmitteln impugniren kann, erfennt der Nichter entweder auf Beftä- 
tigung und Fortdauer oder auf Relaration des Arrefts, welche letztere auch jet, wie 
noch ſpäter bei Stellung von Cautio judicio sisti und judieatum solvi jederzeit gewährt 
wird. Ein mwiderrechtlich impetrirter Arreſt berechtigt den Impetraten zu Injurien= 
ud Entihädigungsflagen. — Im Beftätigungsfall befteht der Arreft bis zur 
Verfügung des Richters der Hauptſache fort. Wo letztere nicht ſchon bei einem anderen 
Richter anhängig ift, kann dieſelbe auch beim Arreſtrichter anhängig gemacht werden, eine 
Anficht, die Freilich beftritten ift. Nach einigen echten beftimmt der Arreftrichter für 
die Klage wegen der Hauptſache eine Frift, nach anderen muß der Impetrat fie jelbft 
provociren. Ob die Hauptiache im ordentlichen, Erecutiv- oder Mandatsverfahren zu ver: 
folgen ift, enticheidet ſich darnach, ob die Vorausfegungen der betr. Procedurart vor— 
handen find, 

Die Preuß. AGD. ſteht ganz auf gemeinvechtlihem Boden. Als causa arr. 
tennt fie nur Verluftgefahr. Iſt diefe eine entferntere, ſo tft der Richter der Hauptſache 
für die Anlage allein competent, ift fie dringend, jeder Nichter, unter welchem fich Das 
Arreftobject befindet. Der Impetrant hat immer Caution zu beftellen, hat im Geſuch 
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feine Beweismittel wenigitens zu benennen, im Juſtificationstermin zu produciven. Die 
Imp: ration ift nur aus „klaren Gründen‘ möglid. Für die Hauptſache wird nur 
beim Ausländerarreft der Arreftrichter competent und fie fann tim jummarifchen, wie 
ordentliben Pre. verfolgt werden. — Der C. d. proc. gejtattet in Handels- und Sees 
jachen neben der Ladung in der Hauptfache bei Dringlichkeit der Unftände, deren Beur— 
theilung lediglih vom Ermeſſen des Handelögerichtspräfidenten abhängig it, fofortige 
Anlage eines Mobiliararreftes. Ueberdies kennt er im Saisie arröt ou Opposition, in 
der Saisie gagerie und der Saisie foraine vereinzelte Fälle jofortiger Arreftanlage auf 
Grund von Forderungsprivilegten, Urkundenbeweis, Befehl des Gerichtöpräfidenten. Bet 
Strafe der Nichtigkeit des Arreſts hat der Impetrant binnen act Tagen einen Antrag 
auf Beltätigung des Arreſts (demande en validite), der die Hauptſache geltend macht, 
in foro domicilii ded Schuldners zu ftellen. Diejer hat feinerjeits eine Klage auf Aufs 
hebung des Arreſts. Bei Beftätigung des Arrefts erfolgt Die Verfteigerung des Objects. — 
Die Hannov. Pre.D., welde zwiſchen Arreſt und einftweiligen Verfügungen und Seque- 
ftrationen fcheidet und den Perfonalarreft nur bei Nutzloſigkeit des Realarreſts geftattet, 
fett Verluftgefahr oder erhebliche Erſchwerung der Rechtsverfolgung (Ausländer) und ſo— 
fortige Liquidirung des Geſuchs bzw. Gautionsftellung voraus. Der Yuftificationstermin 
ift vom Impetraten auszubringen. Der Nd. Entw., der gleichfalls den Arreft gegen 
einftweilige Anordnungen jcheidet, nennt ald causa arr. Gefahr der BVereitlung oder 
„weſentlicher“ Erſchwerung der — oder Vollſtreckung des Anſpruchs (Ausland). 
Anſpruch und causa arr. find „glaubhaft“ zu machen oder Caution zu ftellen. Nach 
Anordnung de Arrefts beginnt der „A.“ (Yuftification), indem der Kläger, bei Vermeidung 
der Erlöſchung des Arreſts, binnen fieben Tagen die „Arreſtklage“ auf Betätigung 
des Arrefts und die Klage wegen der Hauptſache, verbunden oder getrennt, erheben 
muß. Der Bellagte kann Trennung und bejondere Entſcheidung über die Arreſtklage 
fordern. 

Quellen: Preuß. A.G.O. Th. 1 Tit. 29. Brom. v. 21. Juli 1846 $. 13.— C. d. proc. 
a. 417 ss, 557 ss. 819 ss. — Hannov. Pre.O. $. 508 fi. — Nd. Gef. v. 21. Juni 1869. No. 
Entw. $$. 315. 669 ff. — Gemeinredtlihe Qu. f. in den Lit.-Werten, bauptfählih bei Wach. 

Lit.: Lehrbb. von Heffter $. 405 fi. Bayer (fummar. Pre) 8.11. A. C. J. 
Schmid 8.195fj. Endemann 8.133. 265. Mittermaier 9.4 ©.223 ff. Brieg- 
leb, Einl. in d. ſummar. Pre, ©. 334 fi, 363 ff., 523 fi. Mevius, Tractatus de ar- 
restis. Mutber, Sequeftration u. Arreſt. Borzüglih Wach, Arreft-Pre. 1. er — Heffter, 
Preuß. Pre. $. 245 fi. Delius, Preuß. Berf., 2. Aufl. S. 159 fi. Grävell, Comm. zur 
AGD. a. a. D. (Bd. 4). — Leonhardt, Komm. z. Hannov. Pre.O. a a O. 

8. Wieding. 

Arrha Heißt eigentlich eine Summe Geldes oder eine Werthſache (5. B. nad röm. 
Sitte ein Ring), weldye beim Abichluffe eines Vertrages der eine Contrahent dem anderen 

ibt, als Zeichen der Perfection und zugleich gewiffermaßen als Unterpfand für Er— 

Kung. Dadurd kann einem klagloſen Obligationsverbältniffe eine beftimmte Wirkſam— 
feit verliehen werden, jo dem Eheverſprechen, wo Gonventionalftrafe ausgeſchloſſen, a. spon- 
salitia aber zugelaſſen ift. 

Die Wirkungen der Dation einer A. find vor Allem vom Willen der Eontrahenten 
abhängig. So kann beftimmt werden, daß fie nicht, wie naturgemäß, zu Gunſten des 
Gläubigers, der fie empfängt, jondern zu Gunften des Schuloners, der fie gibt, wirken 
joll, indem diefer dadurch, daß er fie aufopfert, das Recht erhält, vom Geſchäfte zurid- 
zutreten (Reugeld). In Ermangelung eines ausdrüdlichen oder ſtillſchweigenden Ver: 
tragswillend find für die verfchiedenen möglichen Hauptfälle folgende Regeln aufzuftellen: 

1) Der Vertrag wird erfüllt. Da bat die A. nichts mehr zu bedeuten, und wird 
deshalb zurücgegeben, vefp. angerechnet (Angeld), was je nad den. Umftänden mit der 
Gontractöflage oder mit exceptio doli durchgeſetzt wird, 

2) Desgleihen wird die A. zurückerſtattet, wenn der Vertrag communi consensu 
aufgelöft wird, ſowie wenn er ohne Verſchulden der Parteien nicht zur Erfüllung gelangt. 
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3) Der Vertrag wird nicht erfüllt, infolge Verſchuldens von Seiten des Arrhagebers. 
Natirlihe Folge dieſes Verſchuldens ıft, daß Yegterer das Gegebene verliert, denn wollte 
er es zurüdfordern, jo würde er mit exceptio doli abgewieſen. Damit verichließt fich 
aber der Empfänger die Möglichkeit auf Erfüllung, vefp. auf Schadenerfag zu lagen, es 
wäre denn, daß der Schaden bedeutender wäre, als die A., m welchem Fall blos auf 
den Ueberichuß zu Hagen ift. 

4) Nichterfüllung durch Verſchulden des Empfängers. Der Geber kann mit ber 
Contractöflage oder mit actio praeseriptis verbis das Gegebene doppelt zuriidfordern, 
wenn er nicht Lieber auf Erfüllung reſp. Schadenerfag dringen will. 

Dieſe einfache Lehre ift durch verſchiedene irrthümliche Auffaflungen verdunfelt wor- 
den. Dahin gehört die uunrömiſche Untericheidung zwiſchen a. pacto perfecto und a. 
pacto imperfecto data; ferner die Unterfcheidung zwiſchen a. confirmatoria und a. poe- 
nitentialis, als zwei verſchiedenen Gattungen, während es vielmehr lediglich vom 
Villen der Parteien abhängt, ob fie der A. im conereten Fall den Charakter eines Neu: 
gelds beilegen wollen. Völlig grundlos ift namentlich die Auffalfung, als hätte Juſtinian 
die A. allgemein zu einem Reugelde umgeftaltet, und zwar durch 1. 17 C. de fide in- 
stramentorum, 4, 21 (528), wo einfach Die sub 4 aufgeftellte Regel des electiven Con— 
currirens der actio dupli mit der Klage auf Erfüllung, bzw. Schadenerfag, proclamirt 
wird, dem ſchuldloſen Arrhageber aber fein unzweifelhaftes Necht, wenn ev es vorziebt, auf 
Erfüllung zu dringen, keineswegs benommen werden Toll 

In den heutigen Part. R. kommt mehrfach 45. B. beim Dingen von Dienftboten, 
Hauderern u. dal.) die A. als bedingende Form des Vertragsabichluffes vor, — eine 
Rolle, die dem Röm. R. unbekannt war. Auch kommt es vor, daß die in ihrer normalen 
Ergenichaft als Zeichen des abgefchloffenen Vertrags gegebene A. bei der Erfüllung wicht 
zurädgenommen, reſp. angerechnet, ſondern als Antrittsgabe (Handgeld) verftanden 
wird; To das Dinggeld von Dienftboten. 

Im A. Pr. UR iſt die Dranfgabe „mas ald Zeichen des geichloffenen Ber— 
trags entrichtet wird“, und gilt im Zweifel als Angeld. Es kann ihr aber der Cha— 
rater einer Wandelpön ausdrücklich beigelegt werden. — Im C, N. bat die N. (les 
arrhes) den Charakter eines Nengelds (dedit) beim Berfprechen zu verkaufen (a. 1590), 
Daß dies auch beim Verkaufe jelbft anzumehmen fei, wurde von Zacha riä und von 
Troplong behauptet, wogegen Andere, 3. B. Arne, gewiß richtiger in diefem Falle 
die A. als Zeichen des gefchloflenen Vertrags, al$ denier-ä-Dieu anfehen, vor Allen 
aber den Vertragsmillen entichetden laſſen. Ber der Miethe hängt es vom Verhältniſſe 
zwiſchen Werth der A. und Miethöpreis ab, ob fie als dedit oder alö denier-A-Dieu 
gelten Toll. 

Quellen: S. banptfählih Zitel I. de Emtione Venditione (3, 23); D. de C. E. 
49, N, de A. E. V, (19. 1); ©. de A. E.V, (4, 49). — Preuß. ER. I, 5. 8. 205—225. 
?it.: Mutber, Sequeftration, Beilage II. Hessdörfer, De arrha, a 1856. 

IDıier. 

Articulirtes Verhör im Strafproceh ift ein mit dem Beichuldigten oder einem 
Zeugen artilelweiſe angeftelltes Verhör; Artikel find vor der Vernehmung angefertigte Tpectelle 
Fragen, melche fi auf die im Proceß zu bemeifenden Thatjachen und thatſächlichen Ver— 
haͤltniſſe beziehen. Ste find ein Erzeugniß des Italien. Pre. in MA. und find in 
Italien auch im Inguifitionsproceh, in welchem der Richter fie ftellte und den Stoff für fie 
aus dem Material der Generalinguifition entnahın, zur Amwendung gekommen, obwohl 
es dabingeftellt werden muß, ob Decretalen Innocenz II. fhon ihre Anwendung be 
wugen. Das Carpzov' ſche Syitem des Inquiſitionsproceſſes kennt a. B. in der General: 
inquiſition gar nicht. Dagegen beginnt die Specialingquifition mit einem a. V. des Beſchul— 
digten (Imquifiten) und ebenfo werden bier die Zeugen, die in der Generalinquiſition 
nur ſummariſch, d. h. im freier Form, verbört wurden, ad articulos vernommen. Die 
Folgezeit ließ der articulirten eine ſummariſche Vernehmung des Beſchuldigten voraufgehen, 
dann machte man die Entdefung, daß man den Verdächtigen ja ſchon in der General— 
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inquifition als Duafisgeugen ſummariſch vernehmen könne. Hatte ſich nun bei der Freiheit 
der ſummariſchen Procedurweiſe und dem Zweck der Generalinguifition, Beweismaterial 
zu gewinnen, die Methode herausgebilvet, den Zeugen zunächft generell erzählen zu laſſen, 
was er von der Sache wiſſe, und erft darnach ihm — Fragen zu ſtellen, ſo beobachtete 
man dieſelbe Methode nunmehr auch bei der ſummariſchen Vernehmung des Verdächtigen. 
So entſtand der Unterſchied zwiſchen generellem oder ſummariſchem und ſpeciellem oder 
a. V. Seitdem dann die ſummariſche Generalinquiſition zur Verurtheilung führen konnte, 
und die Specialinquiſition nur in den ſchwerſten Fällen beibehalten wurde, kam mit der 
letzteren auch das a. V. ſeltener zur Anwendung und wird im neueſten Inquiſitionsproceß 
vielfach durch ein überſichtliches Schlußverhör erſetzt. — Das mündliche Verfahren hat 
für das a. V. natürlich feinen Raum. 

Lit.: F. A. Biener, Beitr. 3. Geld. d. Inquiſ. Pre., ©. 50. 96. 173— 192. Wepell, 
Syft. d. Eiv.Pre. 88. 49. 70. Quiftorp, Grdf. d. Peinl. R., Bd. 2, $. 667 fi. Böhlau, 
Medlendb. Erim.Pre., $. 25. 8. Wieding. 

Arumans, Dominicus, geb. 1579 zu Leeuwarden ‚in Friesland, aus dem 
Gefchlechte von Arum, ftudirte zu Oxford, Franeder und Roftod, wurde 1600 Doctor 
d. R., 1605 od. Prof, 1634 Ordinarius der Jenenſer Facultät, ftarb 1637. „Der 
Stammmwater akademiſcher Publieiſten“. 

Schriften: Sentent. Jenensium, libri II, Jen. 1608. — Discursus acadéemici de 
jure publico, Jen. 1616—23. — Disputatt, ad praecipuas Pand. leges, Jen. 1613. 

Fit.: Günther, Lebensikizzen der Profejloren der Univerfität Jena, ©. 56. Pütter, 
Fiteratur des deutſchen StER., I, 165. — Schulze, Einleitung in das deutfhe Sts.R., 
Leipz. 1867, ©. 55. Teihmann. 

Herztlihe Verbrechen. Subjecte derjelben find die zur Ausübung eines Zwei— 
ges ver Heilkunde öffentlich ermädhtigten, berufsmäßig gebildeten Perſonen, im Bejonderen 
Heilärzte, Tperateure, Wundärzte, Hebeammen, Geburtöhelfer u. a. m. Die deutfchen 
Gſgbb. weiſen dem Heilperfonal eine Ausnahmsftellung von allen übrigen weltlichen 
Berufen vom Standpunkte der polizeilichen Bevormundung an, indem fie jelbft jeden 
Privatarzt ald Funetionär des Verwaltungsrechts der öffentlichen Geſundheit zu einer be- 
ftimmten ftaatsärztlihen Berufsthätigkeit verpflichten. Bon dem Falle einer verbrecherifchen 
Abficht bei der Ausübung der Heilkunſt abgejehen, können ſich die Heilperionen folgender 
ärztlicher Bergeben ſchuldig machen: 

1) Verweigerung der geforderten Hülfe bei Gefahr am Verzuge ohne gemügende Ent- 
ichuldigung. Vorausgeſetzt wird eine dringende Gefahr, in Batern und Würtemberg ge— 
nügen dringende Fälle. Preußen findet den IThatbeftand ſchon in der unterlafienen 
Erfüllung der Berufspflicht. Braunfchweig und Oeſterreich ftrafen erft, wenn der für 
den Hülfefuchenden eingetretene Nachtheil mit der Verweigerung der prafticivenden Heil— 
perfon nad der Negel der Culpa im Gaufalzufammenhang ftand. Sachſen ahndet eine 
ſolche Verfehlung disciplinariich. 

Lit. u. Gſgb: Preuß. Str. Geſ. 200. Oppenhoff, 6. Ausg. 350. Baier. Pol.Str.&ef. 
113. Edel, Comment. 293. Sächſ. Str.Gef. 362. 375. Würtemb. Str.&ef. 460. _ Defterr. 
Str.Gi. 335. Mair, Jurift.mebicein. Comm. III, 169 f. Berner, Geridtsfaal XIX. 20. 

2) Unbefugte Mittheilung eines Geheimniſſes des Kranken von Seite der Aerzte, 
Hebeammen, Apotheter u. dgl., zu deſſen Kenntniß diefelben vermöge ihres Berufes ges 
langt find. Diefe Uebertretung wird theils auf Antrag des Beleidigten, theil® von Amts— 
wegen mit Geldſtrafen oder mit zeitlicher Unterfagung der Braris, nach Umpftänden auch 
mit kurzem Gefängniß beftraft. Das Krankengeheimniß muß nicht nothwendig ausdrüd- 
lich unter dem Siegel der Geheimhaltung anvertraut worden fein, aber aud nicht jede 
Thatſache ift als Geheimniß anzufeben, welche bei der Unternehmung einer Heilung oder 
Beftellung eines Neceptes zur Kenntniß des Heilperjonales gelangte. Daß ein vom Gericht 
erzwungened Zeugniß einer Heilperfon über das von dem Kranfen Anvertraute nicht 
ftrafbar fein kann, tft unbeftritten, controvers die procefiuale Frage nach dem Antwortvers 
weigerungsrecht der Medicinalperionen. 

Lit.: Preuß. Str.Gef. 152. Goltdammer, Materialien, II. 327. Arc. f. Preuß. Str. R., 
IX. 81. Friedreich, Anthropol. Bemerk. über den Baier. Str.Gel.Entw. 1855. ©. 122. 
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3) Berihuldung einer Bejhädigung oder des Todes des Patienten 
nach übernommener Behandlung durch Fahrläffigkeit bei der Ausübung der Heilfunft. 
Die Fälle der Vernahläffigung find von jenen des kunftwidrigen Heilverfahren zu unter= 
Iheiden. Im erfterer Beziehung kann Schon Unfleiß in der Unterfuchung oder Inftruction 
für die Angehörigen des Kranken, Auffündigung der Hülfe bei Mangel eines anderen 
nötbigen mediciniſchen Beiftandes zur Yaft fallen. Die Schwierigkeit der Feſtſtellung des 
Begriffes Kunſtfehler bei der vielfach conjecturellen Heiltunft legt auch der Gſgb. Die 
Rücjicht auf, feine übertriebene Forderungen an den Arzt zu ftellen, zumal ein zurechen— 
barer Cauſalzuſammenhang zwifchen unglüdlichen Erfolg und ärztlichen Berfahren noch 
nicht dadurch gegeben ift, daß letteres in individuellen Fällen von der Kunſtregel abweicht ; 
nur bei Far zu Tage liegender Unwiſſenheit over Leichtfertigkeit in der Wahl und Art der 
Behandlung tft Schonung der ſchuldtragenden Heilperfonen ein Unrecht gegen die Wiſſenſchaft und 
Humanttät, weldes nur dann ftrafrechtlich verantwortlich macht, wen daraus ein Nachtheil 
für den Kranken entjtanden ift. Nicht jeder Irrthum in der Unterfuhung, Beobachtung und 
Behandlung ift ſchon ein ftrafbarer Kunftfehler, felbft wenn der Irrthum vermeidlich er— 
ſcheint. Iſt Die Beſchädigung Folge eines bloßen, auf irriger Anficht beruhenden, im 
guten Glauben begangenen Kunftfehlers, ſo kann dieſe nicht beftraft werden. Nur das— 
jenige Handeln oder Unterlaffen der Heilperfon ift als Kunftfehler zu beurtheilen, welches 
vom jeweiligen Standpunfte der Heilkunft aus dem Grunde als nachtheilig anerkannt ift, 
weil es den als axiomatiſche Wahrheiten geltenden Naturgelegen zumwiderläuft und der da— 
durch nachweisbar verurjachte Schaden nach den berufsmäßig vorausgefetten gemeinen 
Kenntniſſen und Fertigkeiten bei gehöriger Sorgfalt hätte vermieden werden Tünnen. Es 
verstößt gegen das Princip der Individualiſirung in der Strafrechtöpflege, die allgemeinen 
Beſtimmungen über Tödtung und Körperverlegungen auf die Folgen ärztlicher Vernachläſſigung 
oder Kunftfehler jchlechthin anzuwenden, ohne dem Umftande, daß die Heilperfon handeln 
mußte, oft mit raſcher Entſchließung bet jchwieriger und unfichecer Diagnofe ſelbſt zu ges 
wagten Curen in ihrer Kunft als eigener Gejetgeber gedrängt wird, gebührend Nechnung 
zu tragen. Immerhin bleibt Caspers Wort wahr, daß die Approbation fein Freibrief 
zu medicinifchen und chirurgifchen Sünden je. Bei wirklicher nachweisbarer Culpa kann 
die Strafe bis zum Berluft des Berufsrechts gehen. Zuweilen haben Fälle des fahrläffigen 
Unfleiges das Gepräge ſcheinbarer Kunftfehler, wie die Uebertragung ſyphilitiſchen Conta— 
giums durch operative Eingriffe, unreine Inſtrumente. 

Lit. u. Gſgb.: Defterreih bebandelt die Kunftfehler der Medicinalperfonen ausdrücklich 
Str.Geſ. 356— 358. Plafeller, Gerichtl.-medic. Memoranda, 1854. Beer, Defterr. Ger.Ztg. 
1555. Nr. 33. 42. Preußen gibt nur in den 88. 184, 203 Abf. 2 fpecielle Vorſchriften. Rd. 
Str.Gef.Entw. 194. 203. Goltdammer, Ard. XII. 324. Wald, Gerichtl. Mebdicin, J. 
279. Mittermaier, Strafr. Verantwortl. der Medicinal-Perf., Gerichtsfaal 1858. Erörte— 
tung ftrafr. Fragen aus der gerichtliben Medicin. Cine Anlage zu ben Motiven des Nd. 
Etr.G.Entw. 1869. ©. 5, 9. 22—27. 31-34. 

4) Ueberſchreitungen der rehtliden Grenzen der ärztlidhen Be— 
fugnifie werden im zweifacher Rückſicht beftraft, einmal aus dem Gefichtspunfte der ge— 
werblich unberechtigten Vornahme beftinunter ärztlicher Handlungen, 3. B. wegen unbefugter 
Operationen oder Narkotifirung durch unterärztliches Perſonal oder wenn ein Chirurg 
2. Klaſſe über die Grenze der Nothhülfe verbotene ärztliche Hülfe gewährt, zum andern= 
mal aus dem Geſichtspunkte eines verwerflichen ſchädlichen Erperimentes zu wiljenichaftlichen 
Zwecken in corpore vili, wie an Kindern die Einimpfung der Syphilis, die wider den 
Villen der Mutter erzwungene mißlungene Berforation. 

Lit: Oppenboff, 6. * 346. Stein, Das öffentl. Geſundheitsweſen, 1867, ©. 103. 
Mair, JZurift.-medie. Comm., III. 150 fi. 

5) Ausftellung wiffentlih unridtiger Krankheits- und Geſund— 
heitszeugniſſe zu dem bewußten Zwecke, um Jemand von einer öffentlichen Pflicht 
zu befreien, 3. B. von dem Geſchwornendienſt, Erſcheinen vor Gericht. Bezwedte das 
falſche ärztliche Zeugniß die Täuſchung einer Verfiherimgsanftalt, jo liegt eventuell Theil- 
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nahme am Betruge vor, abgeſehen von dem Falle, daß Durch die Ausſtellung einen fal— 
jchen ärztlichen Zeugniſſes eine bejondere Amtspflicht verlegt wurde. 

git. u. Gigb.: Preuß. Str.Geſ. 257. Goltdammer, Materialien, II. 589. Baier. Pol. 
Str.Geſ. 179. 

6) Unterlaffung Der den Heilperlonen obliegenden Anzeigen bei 
erfennbarem Verdacht einer gewaltiamen Verlegung oder eines Verbrechens. Auch den 
Conſiliararzt trifft die Unzeigepflicht. Die Anzeige muß unverzüglich geicheben, jelbft Dann, 
wenn die Verlegung nur als eine leichte erichten, im Bejonderen Die Anzeige einer Ge— 
burt, wenn die Mutter während der Entbindung oder bald darauf ſtirbt. — Schließlich 
wäre zu erumern, daß! die an Detentions= und Pftegeanftalten angeftellten oder beichäf- 
tigten Aerzte, welche mit einer in der Anftalt aufgenommenen Perſon den Beiſchlaf voll- 
ziehen, wegen Mißbrauches der ärztlichen Stellung ftrafbar find. 

tit.: Proc. LaPommerais, Annales d’hygeine publique, 1864. Juill. p. 80. Proc. 
Sagrera (Dr, de in Barcellona), Journal de medeceine mentale par Lasiaune, tom, II. 
p. 272. 111. 111. IV. 46. 324. Annal. medico-psycholog. 1863. 1. 152. Der Eriminal- 
Bre. Demme- Trümpp, Wiener medic. Wocenfchr. 1864. Nr. 49. 51.52. Pre. Balmer, Hente'& 
tſchr. 1856. 9. III. 196 f. IV. 404. Dr. Caftainy, Henke's arer. f. Staatsarzn. 2. Er- 
gänzungäbeft. Casper, Bierteljabrftr. III. 1853. 1—34. XVII. 1— 2%. Vergiſtungstlage 
gegen Apotheler. Schmidt, Zur ger. Geburtshülfe, 1. Abth. Kunftfehler, 1851. Gijtmord des 
Medieiners Moriz Schodet in Wien. N. Fr. Preſſe, IFebruar 1570. Henke, Zticr. 
1821. II. 63—121. 1823. IV. 388. 1825. IV. 360. 1828. I. 19-93, 1829. XI, Ergänzungs« 
eit 329. 1852. IV. 433. 1854. III 70— 109. Wildbera, Yahrb. f. Staatsarzu., 1838. 
V. 458—476. Laprade's Bericht air die medie. Gefellihaft zu Lvon, 1837. enth. Autben- 
rietb, Geridhtl.-medic. Gutachten, 1846, ©. 549. — Aus ber älterentit.: PaulZachias, 
Quaest. med. leg. lib. 6. tit 1. Alberti, Systema jur. med. 1725. I, cap. XV. He- 
benstreit, Änthropol. forens. 1753. sect. 2, art. 7. Wahlberg. 

Alfignation, Anweifung iſt der Auftrag, welchen der Eine, Afjignant, dahin 
gibt, daß ein Anderer, Aſſignat, einem Dritten, Aſſignatar, eine Yeiftung made, und 
diefer fie erbebe. Ste kann auf Yeiftungen jeder Art, auch einer beftimmten Sache, und 
ſowohl in dem Sinne gegeben werden, daß der Erhebende die Leiſtung herausgeben 
bloßes Incaffomandat), als auch, daß er fie behalten fol. U. im engeren Sinne 
pflegt man nur die der letzteren Art, ſofern fie auf Zahlung von Geld oder Quan— 
titäten vertretbarer Sachen gerichtet ift, zu nennen. Das Röm. R, kennt die U. nicht 
dem Namen, aber der Sache nad ald Mandat, jussus, delegatio. — Für das bloße 
Incaffomandat find unbeftritten weientlih die röm. Grundſätze vom Mandat ent— 
ſcheidend; während jedoch die berrichende Lehre daſſelbe auch von der A. im engeren Sinne 
behauptet ‘Heise und Eropp, Yurift. Abhandl. II. ©. 343. Günther in Weiste, 
Rechtölericon I. S. 327), ficht die neuere Lehre einen weſentlichen Unterichied zwiſchen 
beiden mit Recht darin, daß der Aſſignatar den erhobenen Werth für ji behalten 
ſoll, und ift bemüht, einen jelbftändigen Kormalvertrag aus ihr zu ſchaffen. 
(Keller, Windſcheid, Endemann) Te‘. kann jowohl auf Dedung einer Schuld 
des Aſſignanten an den Aſſignatar, und auf Schuld des Aſſignaten, als auch auf Cre— 
ditleiftung in beiden Beziehungen gerichtet fein Creditbrief. Wegen dieſer Vielſeitigkeit 
ihrer Functionen, welche durch ihre Uebertragbarfeit erhöht wird, iſt fie Die wichtigfte und 
bäufigfte Norm der Uebertragung von Geldwerthen. Sie kann mündlich abgeichlofien 
werden, mird ed in der Kegel beſonders unter Kaufleuten jchriftlich in der Form des 
traffirten Wechſels mit Weglaffung dieſes Wortes. Der Bertrag zwiſchen Aſſignant 
und Aſſignatar fommt durch die Annahme der U. durch Tegteren zu Stande; der 
erftere kann daher die A. nicht einſeitig widerrufen, ſofern fie nicht bloßes Incaffomandat 
iſt (beſtr. und haftet für ihre Realiſirbarkeit, — „AU. tft feine Zahlung” —, es ſei denn, 
dag die A. unzweideutig als Zahlungs- oder Credit = Yerftung vom Aſſignatar angenom— 
men, oder die Nealifirung durch deſſen Schuld vereitelt ift. — Der Aſſignat wird dem 
Afignanten gegenüber, ſelbſt wenn er deſſen Schuldner ift, erft Durch die Annahme 
zur Zahlung verpflichtet, aber auch berechtigt, ſofern er ein Intereſſe Daran bat; der 
Aſſignant fann daher nad) der Annahme den Zahlımgsauftrag nicht widerrufen und auch 
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durch den Tod deſſelben erliſcht der Auftrag nicht (beſtr.), dem Aſſignaten gibt die Ho— 
norirung der A. einen Anſpruch auf Revaltrung gegen den Affignanten. — Der Aſſig— 
natar wird dem Aſſignaten gegenüber ebenfalls erft dur die Annahme des 
Letzteren berechtigt, erhält dadurch jedoch fein ausſchließliches Necht auf die in deifen Händen 
etwa befindfihe Dedung, namentlich alſo auch nicht gegen deflen Concursgläubiger; er 
kann die A. übertragen und wird dadurch feinem unmittelbaren Nadmann, aber 
nur diefem, wie ihm der Affignant verpflichtet. — Ein Unterfchied zwifchen „taufmän- 
niſchen“ und anderen Anweiſungen wird für das gem. R. zutreffend geläugnet (Thöl, 
Endemann). Erſt das D.H.G.B. (A. 300—305) hat einen ſolchen geichaffen, indem 
es 1) für die auf einen Kaufmann gezogenen Anweiſungen die früher beftritienen € Sätze 
des gem. R. ausdrücklich ſanctionirt und 2) die von einem Kaufmann auf Ordre ges 
zogenen Anweilungen über Geld oder Quantitäten den indoflablen Ordrepapieren gleich⸗ 
ſtellt. Das Preuß. WER. geht von der Vorausfegung aus, daß der Aſſignatar in 
der Regel Gläubiger des Aſſignanten ift, und hat daher ıp der A. einen jelbjtändigen 
Modus der Schuldtilgung conſtruirt mit manden Abweichungen vom gem. R. — 
Ueber A. durch richterliche Verfügung in der Erecutionsinftanz Gef. vom 4. Juli 1822. 
— Das Bürg. GB. für d. Königr. Sachſen ftimmt mit dem gem. R. überein. — Der 
C. eiv. enthält feine Beftimmungen über U. 
?it.: Ladenburg, im MN. Arch. f. — R. ©. 225 f. — Arch. f. Handeld-R. 
II. Nr. 19. (I. III. 26 de mandato, D. XVII. C. IV, 35 mandati vel contra. 
Preuß. AR. I. 16. ss 251— 299. Bürg. G.B. f 2 K. Sadfen 38 1328 1338. cf. 
C. com. Liv. I. tit. VIII) A. S. Schulke. 
Aſylrecht. Aſyl, aovkor, von « und ovlaw, alin, ein be Götterſchutz jtehen- 
der, Schuß gewährender Ort; U. bald der Inbegriff der rechtlichen Beſtimmungen für 
Zufluchtsftätten, bald der bezügliche Rechtsanſpruch, bald die bezügliche Rechtsgewährung. 
Im Alterthum baftete e8 an geweihten Stätten, bei den Iſraeliten auch an den ſog. Leviten— 
ftädten, bei den Römern auch an Bildniffen und Statuen der Imperatoren. Bei Iſrae— 
liten und Griechen Ihügte das Aſyl hauptjächlich gegen den Bluträcher (fo mie Ipäter bei 
den Germanen), bei den Römern die flüchtigen Sklaven, — Das A. der rifilihen Kirche 
ordnen corp. iur. eiv. und can., Concilien und Päpſte, Volfsrechte und Capitularien. Das 
vom Yandeshern gewährte weltliche A. haftet an Burgen, Schlöffern, Stäpten u. |. w. 
Die Aufhebung beider Erfcheinungsformen des U. erfolgte bald factiich, bald rechtlich 
(ſ. über die Geſchichte des A. meine Schrift: „Das Aſylrecht und die Auslieferung 
flüchtiger Terbrecher, Dorpat 1853, ©. 11— 135)" — Das U. von Staat zu Staat oder 
das völferredhtliche, neueren Urfprunges, wird aus ber Abgeſchloſſenheit des Staatsterri⸗ 
toriums und der Unbedingtheit der Staatsſouveränetät gefolgert, Staaten einer internationalen 
Rechtsgemeinſchaft haben ſich aber Rechtsunterſtützung zu gewähren durch Auslieferung, 
Beſtrafung, Ausweiſung, Internirung. Für die Rechtsverpflichtung zur Auslieferung ſind 
Grotius, Burlamaqui, Rutherforth, Vattel, Berner, — 
er v. Mol, Dollmann und Kent, gegen bie Redhtsverpflichtung Pufendorf, 
G. F. v. Martens, Saalfeld, Klueber, Schmalz, Heffter, Oppenheim, 
Mittermaier( (Deutic). Strafverf., 1,8.55), Provo-Kluit, Pinheiro-Ferreira, 
Foelir, Story, Vildmann, Bhillimore, Marquarpfen und Bar. Nur 
Nichtunterthanen kann ein Aſyl gewährt werben, flüchtige verbrecheriſche Unterthanen 
nimmt der Staat wieder auf, ftraflos bleiben diefe mur in England und in den Ber: 
einigten Staaten von Nordamerifa. Diejelben Staaten geftehen auch Fremden ein uns 
bedingte Recht zum Eimtritt zu, ja fie geftatten nicht einmal die Beſchränkung oder Aus- 
weiſung fie jelbft beläftigender (v. Mohl, Pözl). Frankreich, Belgien und die Schweiz 
weiſen fremde in beſtimmten Fällen aus, andere Staaten ſelbſt mit Legitimationen ver— 
fehene (v. Mohl, ©. 650 ff.). Die Verweifung eines Slüchtlings von den Grenzen 
in das Imnere des Landes (Internirung) kann von dritten Staaten, ſelbſt von dabei 
inteveffirten, nicht gefordert werben ———— en), iſt aber vielfach freiwillig oder 
gebetenermaßen gewährt worden (z. B. bei ben badiſchen Flüchtlingen aus der Zeit der 
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bad. Revolution durch die Schweiz, bei der hannöverſchen Legion in neueſter Zeit durch 
Frankreich). Aufgabe und Mittel der polizeilichen Unterſtützung der Staaten ſ. bet v. 
Mohl, ©. 655 ff. — Das N. des Hotels, des Quartiers und ver Strafe deffelben, 
der Garofje des Geſandten berubte auf der Gewährung des beſchickten Staates und iſt 
Durch ausprüdliche Verordnungen oder durch Verzicht der Geſandten aufgehoben (ſ. über 
diefes A., Deiien Begründung, Uebung und Aufhebung meine cit. Schrift, S. 121 ff.). 
Das U. der Kirche befteht fort in Spanien (Auslieferungsvertrag zwiſchen Spanten und 
Franfreih vom 26. Aug. 1850 4. 9. Mart. Samw N. R. XVI. 1. 8. 457). Den 
Confuln mit diplomatiſchem Charakter in nichtehriftlichen Staaten iſt in neuerer Zeit ein 
A. verliehen (f. den Art. Exterritorialität). 

Lit: f. bei dem Art. „Auslieferungsverträge”. Bulmerinca. 

Auction, uriprünglid jeder im Wege öffentlicher Berfteigerung erfolgende Verkauf, 
bei welchem die Sache dem Meiftbietenden (pretium augenti) zugeſchlagen wird (1. 2 
$. 5 D. pro emt. 41. 4), „bezeichnet heutzutage meift nur noch den Berfauf beweglicher 
Gegenftände, im Gegenſatze zu demjenigen von Immobilien Suktafatien; ſ. d. Art.). 
Man unterſcheidet eine gerichtliche und eine außergerichtliche A., und erftere fann wieder 
eine freiwillige oder eine nothwendige fein. Für die letztgenannte Abart find überall be- 
fondere Formen feitgeftellt. Nach gem. NR. gehören dahin gerichtlihe Beichreibung und 
Tare des Gegenftandes, Bekanntmachung der A., öffentliche Ausbietung und Zufchlag und 
Uebergabe an den Meiftbieter gegen fofortige Baarzahlung. Für Preußen find beiondere 
Beftimmungen «gegeben in 58. 78— 92 der A. G.O. L 24. Die dafelbft genannten 
gerichtlichen Aucttonscommiflarten befteben nur noch in großen Städten. Wichtiger ift der 
materielle Charakter der A., insbejondere die Frage ob die Ausrufung durch den Ver— 
fteigerer als Anerbieten zu einem Bertrage oder als eine Einladung, durch Gebote Offerten 
zu maden, aufzufajfen je? An ſich iſt beides denkbar; daher wird zunächſt auf die 
erkennbare Abſich des Berſteigerers, eventuell auf den Ortsgebrauch zu ſehen ſein. Gibt 
auch dieſer feinen Anhalt, fo iſt anzunehmen, daß der Verkäufer zum „Bieten“ nur in 
dem Sinne von „Anbieten“ aufgefordert bat, und daß daher der Vertrag erft durch den 
Zufchlag, als Annahme des Gebotes zu Stande fommt. Es folgt daraus namentlich, 
daft der Verfteigerer nicht gebumden iſt, jedes Meiſtgebot anzunehmen. Streitig iſt Dabei, 
ob der Berfteigerer nur Das legte Gebot oder auch ein früheres acceptiven kann, und wie 
lange aljo jeder Bieter an fein Gebot gebunden bleibt. Im Zweifel ift nad der Natur 
des Angebotes zu enticheiden, daß ein Bieter Durch ein von anderer Seite geichehenes 
Mebrgebot feine Rectöneränderung erfahren und ſomit von jeiner Offerte nicht früher abgehen 
ann, als bis der Berfteigerer den Zufchlag ertheilt oder doch den Berfteigerungstermin 
geichloffen bat. — In dem anderen Fall, wo die Verfteigerung felbft ſchon als Aner: 
bieten aufzufafien iſt, bildet jedes Gebot eine Annahmeerflärung unter der (im Zweifel 
wohl aufſchiebenden) Bedingung, daß fein anderer ein bejieres Gebot thun werde. Dann 
dient der Zuſchlag Dazu, die Erfüllung diefer Bedingung feftzuftellen, 

Pofitive Borſchriften über Auctionen ſ. im Preuß. TR, L 11.88. 340-362. Nenefte 
Lit.: a. Mae von Kinderwater und zwei vom Shrring in den Jahrbb. für Dog- 
matil, I, 7. 8.3 ein Auffag von Unger, ebendaſ. VIII, 5, und NRegelsberger, 
Eivißrectliche —— 1. Heft, 1868, ©. 162 — 195. Ed. 

Auenrecht it eine nad ſchleſiſchem Prov.R. begründete Präſumtion für das 
Eigenthum der Grund- oder Gutsherrſchaft an unbebauten Grundſtücken oder Lehden und 
Anger. Das A. ſchließt die Erſitzung der Aue durch die Gemeinde oder einen Einwohner 
aus. Es wird aus dem urfprünglicen Eigenthum des Grundheren an der ganzen Mart 
bergeleitet, indem hieraus eine Vermuthung für fein fortbeftehendes Eigenthum an Allem 
gefolgert wird, was er nicht erwielenermaßen fortgegeben hat. 

Lit.: Koch, Schlef. Arch. L 529— 512. O. Gierke. 

Auerbach, Johann von, war um 1470 Prof. in Erfurt. 

Er ſchrieb: Processus juris, der ganz dem proe., jud. ordinis von Nic, be Tudeſchis 
entlebnt it, Ausg. Augsburg 1467; Straßburg 1490; Nürnberg 1494. 
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Fit: Adelung zu Jöcher, I, 1270. — Rudorff, Grimbriß zu Vorlefungen über den 
Eiv.Pre., Berlin 1837, ©. V, N. 2. — Stobbe, II, 197. — v. Stinking, Geh. der popu— 
liren Pit. des Röm.-Can. R., 1367, ©. 241 — 256. 553. Teichmann. 

Auflauf als Vergehen iſt das rechtswidrige öffentliche Zuſammenlaufen einer Menge 
von Menſchen. Durch das Moment der Menge und das der Oeffentlichkeit unterſcheidet 
er ſich von der bloßen Widerſetzlichkeit. Während das gem. R. ihn nur als eine poli— 
zeilich zu unterdrückende Ruheſtörung betrachtete, ſehen neuere Geſetz bücher ein ſtraf— 
bares Moment in dem der Obrigkeit bezeigten Ungehorſam, auf ein- oder mehrmalige 
Aufforderung der Behörde ſich nicht zu entfernen: Sachſen A. 147, Württemberg 
4. 170, Braunſchweig $. 101, Preußen $. 92, Oldenburg U. 89, Thü— 
ringen A. 110, Hamburg A. 83, 84; ferner im der Abficht, die Ruhe zu ftören 
oder durch Geſchrei den Sicherheitsbeamten Miffallen oder Geringſchätzung zu bezeigen : 
Sachſen U. 147, Hamburg A. 83. Als Erichwerungsgrund bei anderen Verbrechen 
fenmt ihn Darmjtadt A. 163 und früher Hannover U. 161. Bayern und Ba: 
den erwähnen ibn nicht. Teihmann. 

Aufruhr (resistentia quae fit magistratui) ift die von einer öffentlich verfam- 
melten Menge verübte Wiverfeglichkeit gegen die Obrigkeit. Der Begriff der Menge hängt 
mot, wie Feuerbach meinte, von einer beftimmten Zahl von Perfonen (10) ab, fondern 
ft nad den im einzelnen Falle vorliegenden Umftänden zu beurtheilen. Als Obrigfeit 
ferner gilt jeder im betreff. Falle mit Ausführung des obrigfeitlihen Willens beauftragte 
Veamte und muß die Abficht auf Beugung des Willens der Obrigfeit (seditio simplex), 
nicht aber auf Veränderung der Berfafjung (seditio qualificata) gerichtet fen. Das 
Berbrehen iſt vollendet ſchon mit der erfolgten Wiverjeglichkeit, während Wächter 
Weiske's Nechtslerifon I. ©. 470) für das gem. N. hiezu erfordert, daß durch die Hand— 
lungen der Menge für die Obrigfeit ein Zuftand des Zwangs, ſei es aud nur worüber: 
gehend, eingetreten ift. ine härtere Strafe, als die übrige Menge trifft die Anführer, 
Rüvelsführer und gilt Bewaffnung als Straferhöhungsgrund. Die röm. Ausdrücke turba, 
tumultus, seditio haben verſchiedene Bedeutungen, jtellen aber feine techniſche Bezeich- 
mung eines gewilfen Delictd dar. Der Begriff turba war wichtig, theild weil gewiſſe 
Handlungen in turba verübt härtere Folgen nach fich zogen, theils weil fie die Form der 
vis publica war. Das Wort tumultus wurde gebraucht bei Verbrechen, wo Zus 
ſammenrottungen ftattfinden, bedeutete auch plögliche Gefahr, oft auch Volksaufſtand. 
Seditio endlich bezeichnete Empörung, Zufammenrottung der Bürger gegen einander, meift 
auch das ohne Complott geichehene Auftreten einer Volksmenge zu Erreihung eines be- 
fimmten Zwecks. Im gem. R. finden wir durd Art. 127 ver P. G.O. den A. des Volks 
gegen die Obrigkeit bedroht und fernere Beſtimmungen in den Reichsgeſ.: Reichsabſchied 

't. Spier 1526 8. 1. 8, v. Augsburg 1526 8. 4, v. 1530 $. 70, v. 1654 $. 178, 
Reichsſchluß 1731 $. 2. 5. Die Strafen find gemeinrechtlich arbiträr. Unter ven 
neueren Gef. trennt Bayern Art. 104 den A. als sed, qualificata von dem Auf: 
ftande als sed. simplex in Art. 139. Am genaueften ſpricht Sachſen 4. 149. Bon 
einem Zuſammenrotten ſprechen Preußen 91, Bayern U. 139, Oeſterreich 
$. 73 (Aufftand $. 68), Würtemberg A. 175—179 (wenigftend 10 Perfonen über 
16 Jahre), Braunfhmeig $. 96—100, Baden $. 622—630, Darmftadt N. 
154—162, Oldenburg U. 88—90, Hamburg 4. 80. Sehr kurz iſt Lübeck 
$. 70. 71. Die Strafen find Gefängniß, aber auch Arbeitshaus, ſelbſt Zuchthaus. 
Der C. p. kennt 1) sedition als Bereinigung einer bewaffneten Bande, um Staatseigen- 
thum u. ſ. w. zu zerftören oder zu plündern, die öffentliche Macht anzugreifen oder ihr 
ju widerftehen a. 96—98. 100; 2) rebellion d. h. jeden Angriff gegen öffentliche Beamte 
a. 209; 3) réunion armde von mehr als 20 Perſonen a. 210 oder weniger a. 211— 
214; 4) r&union des rebelles a. 219; 5) delit de l’attroupement a. 100. 213. 
Der code belge kannt rebellion avec et sans armes a 269. 271—274; a, 270 
betrifft Widerftand gegen Telegraphenbeamte; ferner noch delit de l’attroupement a. 
273. 134. Der codice penale italiano fennt ribellione armata e non ar- 
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mata, riunione di ribelli a. 247— 256; handelt von bewaffneten Banden um Sinne der 
a. 96—98 deö C. p. in den a. 162 bis 166, von andern Banden (associazioni di 
malfattori) in a. 426—430. 

Lit.: Wächter in Weiske's Rechtslexikon I. 466—472. — Wächter im N. Arc. d. 
Erim. R. N. 8. 1835, ©. 469—492. — Hepp, die politifchen und unpolitifchen Staatöverbr. 
und Berg. Tüb. 1846. — Weiske, Hocverrathb und Majeftätöverbr. crimen majestatis ber 
Römer, Yeipz. 1836. — Zirkler vom Majeftätsverbr. und vom Hocverrathe, Stuttg. 1836. — 
Köftlin die Perbuellio umter den röm. Königen, Tüb. 1841. — Feder, das Staatsverbr. des 
Hochverraths nach den Rechtsbegriffen der Vorzeit und der EN FE 1550. — Mitter- 
mater im Stantslerifon v. Rotted und Welder. — Abegg im Ard. des Erim.R. 1835, 
©. 205--238. Teihmann. 

Augenſchein (inspectio ocularis), die unmittelbare und in amtlicher Eigenfchaft 
vom Richter vorgenommene Simmeöwahrnehmung, der ſicherſte Modus der Perception von 
beigebrachtem Beweismaterial. Die Parteien fünnen behufs Führung des Beweiſes darauf 
antragen, aber außerdem ift der Richter befugt, um eine genauere Anſchauung von dem 
Streitobject zu erlangen, die Einnahme ex officio zu veranlaffen. Dieſe letztere geſchieht 
durch Befichtigung des betreffenden Gegenftandes im Gerichtölocal oder an Ort und Stelle 
ſei e8 ſeitens des ganzen Nichtercollegs, ſei es feitend eines einzelnen Deputirten. Dabei 
werden die Parteien, nöthigenfalld auch Sacverftändige zugezogen. Für die ſpätere Be- 
nugung wird der Befund in einem Theil der Acten bildenden Protvcolle conftatirt. 

P. Hinſchius. 

Augenscheinseinnahme. Der Augenschein, die unmittelbare Beobachtung mit 
dem fiherken der menfchlichen Sinne ift die fubjectiv zuverläffigite aller Quellen der Er— 
fenntniß, die befte Grundlage zur Verftändigung für Mehrere, die über dieſelbe Sache ein 
Urtheil abgeben ſollen, daher von großer Wichtigkeit im Strafverfahren überhaupt, ins= 
bejondere aber auch in den Berbandlungen vor dem erfennenden Gericht, vor Schöffen, vor 
Geſchwornen. Dies Leuchtet am Elarften überall da ein, wo der Gegenftand des Verbrechens 
vorgelegt werden kann, wie bei Münzfälfchung, Urkundenfälſchung, auch für jeden andern 
Fall von Handichriftenvergleihung, bei melder Jedem das eigne Auge zuwerläffiger 
ericheint als Das, nur die Aufmerkſamkeit etwa noch ſchärfende Gutachten von ſog. Schreib» 
verftändigen. Weiter bietet die Anfiht von Waffen, von Meſſern und Bellen, von 
blutigen Kleidern, Yunten, geftoblenen, am Thatort gefundenen Sachen ſehr oft den beiten 
Anhalt, um die Glaubwürtigkeit von Angaben dev Zeugen, der Angeklagten zu prüfen, 
und eine klare Anſchauung von dem wahren Hergang bei der, der Vergangenheit ange- 
hörigen That zu gewinnen. Die engliiche Jurisprudenz geht noch weiter. Aud das 
Auftreten des Angeklagten und der Zeugen, ihre äußere Erſcheinung im Allgemeinen, ſowie 
ihr Verhalten in den Augenbliden der Erörterung der, für die Schuldfragen erheblichiten 
Einzelheiten wird dort zur „Realevidenz“ gezählt. Sehr mit Recht. Es ift für die Bildung 
der Ueberzeugung von der größten Wichtigkeit. — Die bisher berührten Fälle der unmittel— 
baren A. find indeß in Geſetz und Literatur innerhalb Deutichlands jelten näher gewürdigt. 
Unter jenem Namen wird vielmehr in der Negel nur die mittelbare U. verftanden, d. 5. 
eine Jolche, welche dem erfennenden Richter in der Geftalt eines Protocolls des Unter— 
fuchungsrichterg — oder auch nur eines vereideten Protocollführers — vorgeführt wird. 
Sie tritt als Erſatz der eigenen Befichtigung da ein, wo diefe nur mit unverbältnigmäßigen 
Weitläufigkeiten erreichbar, jo bei Brandftiftungen, insbefondere außerhalb des Gerichts- 
ortes, bei denen es ſtets wünjchenswerth bleibt, eine genaue, durch Handzeichnung möglichft 
klar gelegte Einſicht in die örtlichen VBerhältnifje zu erhalten: Entſtehungspunkt des Feuers, 
Ausdehnung des Feuers, Gefahr für andere Befigungen, Wohnhäuſer, Scheunen, Wal- 
dungen u. dgl. Sie wird ferner da zur Nothwendigfett, wo die Gegenftände, an denen 
Berbrechen verübt fein follen, vajcher Veränderung ausgelegt find, oder Die enticheidenden 
Merkmale durch Transport in die Gefahr einer völligen Umgeftaltung geratben. Dies ift 
namentlich bei Yeichen der Fall, doch oft auch bei den verlegten Körpertheilen Lebender, 
u. dal. m. Ueberall geht bier die Aufgabe des Beobachtenden dahin, alle weientlichen 
Einzelheiten genau zu ermitteln, zu verzeichnen und zu verichreiben, jo daß jede möglicher- 
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weile für das erfennente Gericht erhebliche, dahin einfchlagende Frage vorweg ihre Beant- 
wortung findet. Es bevarf daher einer eingehenden Schilderung der wahrgenommenen 
Erſcheinungen, nicht minder aber der Ausiprache über das Vermiſſen folder Spuren oder 
Merkmale, deren Vorhandenſein vermuthet werden könnte. Das Gedächtniß des Beobach— 
tenden veicht höchſt Telten bin, um ſpäter mündlich noch etwaige Ergänzungen mit Sicher: 
heit liefern zu können. Nichts kann demnach gefährlicher werden, als Einfeitigfeit der 
Ermittlung. Diele ift oft ſchwer vermetdlich, wenn nicht vorweg einigermaßen erfichtlich, 
welche Richtung die Bertheidigung nehmen möchte. Deshalb find neuere Gſgbb. (z. B. 
Würtemberg) damit vorgegangen, die Zuziehung des Berbächtigen, oder des Vertheidigers 
bei jeder A., ſoweit thunlich, worzufchreiben, alſo auch fir das Vorermittlungsverfahren. 
Handelt es ſich um Thatſachen und Keftftellungen, welde nur das Auge eines Sachlun— 
digen richtig zu erkennen und zu treffen vermag, To Liegt dem Nichter deren Zuziehung 
ob, oft nad freier Wahl. Deren visum repertum ift vom Richter in das Protocoll 
hinein zu nehmen, was bei Aerzten meift nach deren Dictat geichieht. Für die Haupt: 
verbandlung bildet trog der Mündlichkeit des Verfahrens die Verlefung des Augenſcheins— 
protecoll8 einen Beftandtheil der Beweisaufnahme; Doc regelmäßig nur wenn es in der 
geleglichen Form aufgenommen worden. Sind Zeugenausfagen darin eingewebt, ſo ſollte 
biefür die Borlefung durch deren Verhör ſtets erietst werben. 

Yit.: Saran, Die Stellung des Umterf, Richters bei Einnabme des Augenſcheins. Goltd. 
Ard. 13. ©. 743 f. Beſt Grundzüge des englifch. Beweisr. $. 15. 22. 173 f. 

Gjgb.: Preuß. Erim.Ordn. $. 124. 133 f. Verordn. v. 3. Ian. 1649, $. 19. 22. neue Prov, 
Verordn. v. 25. Juni 1667 8. 169. Baiern Str.©.B. II. U. 232 f. 240. — 212 

Schaper. 

Auguftinus, Antonius, geb. 1517 zu Saragoffa, ftudirte zu Alcala, Sala- 
manca, Bologna, Padua und Florenz, wurde 1544 Auditor Rotae, Biſchof von Alıfi, 
1557 Gefandter bei Ferdinand I., 1558 Biſchof von Lerida, 1562 auf dem Concil von 
Trient, ſpäter Biſchof von Tarragona, ftarb 1586. 

Schriften: Antiquae colleetiones Decretalium, Par. 1609. — De propriis nominibus 
Pandeetarum Florentinarum, Tarrag. 1579. Dialogorum libri II de emendatione Gra- 
tiani Baluz notis ill, Parisiis 1760. — Juris pontificii veteris epitome, Par. 1641. — 
Opera omnia, Lucca 1765— 1774. Teihmann. 

Ausland Berbrechen gegen das A). Soweit das Stantögebiet oder das 
Bundesgebiet wereinigter Staaten, ſoweit reicht mit der Staatsmacht auch das öffentliche 
Recht deſſelben. Ungeachtet diefer ſcharfen Individualiſirung durch das Territorialitätöprincip 
bleiben die Staaten nebſt ihren Bewohnern nicht nur im nationalen, politiſchen, merean— 
tilen, ſondern hinab bis auf den täglichen Lebensverkehr auf einander angewieſen. Diefer 
kann ohne die Anerfennung einer weit greifenden Rechtsgemeinſchaft auf die Dauer nicht 
beſiehen. Die Grundſätze derjelben haben zwar nidt in einer die Gefammtheit der Völker 
beberrichenden Weltrechtsordnung, wohl aber in zahlreihen Staatöverträgen und darüber 
hinaus auch in Strafbeftimmungen ihren Ausdruck gefunden, welde einen unmittelbaren 
Schuß der wichtigſten Hoheitsrechte fremder Staaten im ſich ſchließen, aber unbedingt nur 
da zur Anwendung kommen, wo gleichzeitig einheimiſche Nechte bedroht erfcheinen. Dies 
insbeſondere bei Eingriffen in die Münz- und Juſtizhoheit durch Fälſchung ausländischen 
Metall: oder Papiergeldes oder öffentlicher ausländticer Urkunden nebft den nächftver- 
wandten Verbrechen, welche den Gefchäftswerfehr im Inlande ſehr empfindlich berühren. 
Feindſelige Handlungen gegen befreumdete Staaten bleiben dagegen ohne Antrag der aus— 
wärtigen Regierung oder ihres Vertreters regelmäßig ftraflos, namentlich nad) den neuften 
N. Entww. „Befreumdet“ deutet nicht blos auf den Friedenszuftand, ſondern auch 
auf eine, in veröffentlichten Staatöverträgen oder Geſetzen verbürgte Gegenfeitigfeit, melde 
für die Staaten Deutichlands bereits in dem nationalen Bande liegt, und um deswillen 
allſeitige Anerkennung genieft. Fir defjen Norden fallen im Sinne der Str.Gigb. fort 
an die Grenzen des Bundesgebietes zufammen mit den Grenzen von Inland und U, ALS 
„indfelig‘ werden ſolche Handlungen gegen das befreumdete U. angeſehen, welche gegen 
den Hermathäftant oder feinen Fürſten verübt Hochverrath oder doch eine hochverräthe— 
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riſche Handlung dargeftellt haben würden, gleichviel übrigens dann ob dieſelben im A. 
oder Inlande durch einen Preußen, ob fie im Inlande durch einen Ausländer unter: 
nommen worden. Weiter werden dahin Beleidigungen der Beherricher ſolcher befreundeter 
Staaten, endlich Beleidigungen von Gefandten oder Geſchäftsträgern gerechnet, melde ala 
Bertreter des A. beglaubigt find, particnlär auch die abfichtliche Verlegung völkerrechtlicher 
Berträge. — Praftifch weit wichtiger ift der mittelbare Schu der ausländiichen Rechts— 
ordnung, welcher mit dem Grundfage der Nichtauslieferung der Staatsangehörigen zuſam— 
menhängt. Damit hieraus feine Störung des Völkerfriedens und des Verkehrs der 
Nationen erwachle, darf der Inländer im Inlande beftraft werden, wenn er im N. eine 
Handlung begangen hat, welche in der Geftalt, wie fie verübt worden, ſowohl nad 
dem einheimiſchen ald auch nach dem Gelege Des Ortes der That ftrafbar ericheint, auch 
im U. noch nicht beftraft oder vermöge mangelnden Strafantrages, Verführung, Frei— 
fprehung, Begnadigung, Amneſtie dort aus der Neihe der ftrafbaren Handlungen ges 
ſchieden iſt. Für Uebertretungen gilt die Berfolgbarfeit indeß nur bei befondrer Anz 
ordnung Durch Geſetz oder Vertrag. Es ift mehrfach zweifelhaft erichienen, ob die Ber: 
folgung auch folder Handlungen nah Mafgabe der inländiichen Gefege begründet ei, 
welche im A, gegen die dortige Staatsgewalt, gegen dortige Beamte gerichtet worden. 
Die Bejahung ift gerechtfertigt, da die Anerkennung der Stantögewalt als folder einen 
integrivenden Theil jeder beftehenden Rechtsordnung bildet. Schiffe auf freier See ge 
hören zum Inlande ihrer Heimath. — England und Nordamerifa ftrafen der Rogel 
nach nicht im A. verübte Verbrechen; Frankreich nur gewiffe Gattungen; einige Gſgbb. 
Süddeutſchlands haben dagegen das Subjectionsprincip weiter ausgedehnt, als die Ge- 
fee und Entwürfe Norddeutſchlands. 

Lit. und Gfgb.: Preuf. Str.®.B. und Entw. des Str.G.B für den Nd. Bund S. 4, 
Abſchnitte 3 resp. 4. — Miünzverbr. Urt. Kälfh. — C. p. 131 f. C. d’instr. a. ,5—7. 
Goltdammers Ard. Bd. 12. ©. 57 f. 841 f. Abholg. v. Dodborn daf. 97 f. 196 f. 
Goltd. Ard. Bd. 7. ©. 333 f. u. 3 ©. 651 f. (Schiffe) v. Bar. Das internationale Priv. 
u. Str.R. 1562. Schaper. 

Ausland (Berbrechen im A.) Die Verbrechen welche im A. begangen wor— 
den find, werden heutzutage überall in den europätichen Gulturftaaten unter gewiſſen — 
freilih im Einzelnen jehr verſchiedenen, Borausjegungen und Bedingungen geftraft. 
Das ſ. g. Territorialprineip, nad weldem nur die im Inland begangenen Verbrechen 
geftraft werben jollen, findet zwar bis auf die neuefte Zeit herab namhafte Bertbeidiger 
Abegg, Marezoll, Klüber, Köftlin, Hälſchner, Bremer; jo aud die eng= 
liſche, ſchottiſche, nordamerikaniſche Jurisprudenz), indeſſen ſehen auch diefe fich zu mannig= 
facyen Abweichungen von ihrem Princip genöthigt, und ebenſo hält z. B. ſelbſt die eng— 
liche und franzöſiſche Gſgb. daſſelbe nicht vollſtändig aufrecht. Es haben fich nach und 
nad) in Theorie und Gſgb. immer weitere Gefichtspunfte für die Beftrafung im U. ver— 
übter Verbrechen aufgethan. Namentlih wurde dabei Die Unterfcheidung wichtig, ob der 
Thäter ein Imländer oder ein Ausländer gewejen, ob ferner das Inland — der Staat 
jelbft unmittelbar oder ein Unterthan deſſelben — durch das Verbrechen verlegt worden 
fe. Sp findet man alfo Schriftjteller, welde nur die im A. von Inländern gegen 
den eigenen Staat oder einen Inländer verübten Verbrechen beftraft wiſſen wollen (Feuer: 
bab, Cosmann, Oppenheim u. A), während Andere das ſog. Berfonalitäts- 
prineip ohne derartige Beichränkung durchführen, d. h. Beltrafung aller von einem In— 
länder im A. verübten Berbreden verlangen, jo daß alſo die Unterthanseigenichaft der 
Perſon des Verbrecher entſcheidet (Kleinfhrod, Heffter, v. Bar, Witte, im 
Ganzen au Berner). Einen Schritt weiter gehen Diejenigen, welche jelbit won Aus— 
ländern im A. verübte Verbrechen dem inländiichen Strafgefeg dann unterwerfen wollen, 
wenn der inländifche Staat oder einer feiner Unterthanen verlegt ift („paſſives Nationalitäts- 
princip” won Heinze genannt). Anhänger desſelben find 3. B. Tittmann, Derited, 
Arnold, Wächter Endlich ftellen fih mehrere Schriftiteller auf den Standpunkt der 
Anertennung einer fittlichen Gemeinfchaft unter ven Völkern und Staaten, und Damit eines 
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Rechts und einer fittlichen Verpflichtung, Verbrechen zu ftrafen, wo immer und won wen 
immer fie begangen find, wenn fie nur den Charakter innerer Strafwürdigfeit an ſich 
tragen und nicht geringfügiger Natur find, wobei zugegeben wird, daß zur Vermeidung 
völfervechtlicher Verwicklungen diefe 1. g. „Weltrehtspflege” gegenüber Ausländern 
zunächft in der Form des Auslieferungsanerbietens an denjenigen Staat, in deſſen Ges 
biet das VBerbreben begangen wurde, auszuführen fei, und der Staat erft dann im In— 
land trafen ſolle, wenn dieſes Anerbieten fruchtlos geblieben (hierher gehören mit ver: 
ſchiedenen Modificationen im Einzelnen Grolman, Jenubhl, 8. E Schmid, K. ©. 
Zachariä, Krug, R.v Mohl, Reinh. Schmid, Carrara). Faſt vollſtändige 
Einigkeit Herricht übrigens im nenefter Zeit darüber, daß denjenigen, welde tm 
A. gegen einen ausländiichen Staat ein jog. politiiches Verbrechen begangen haben, 
Aſylrecht zu gewähren fer, d. h. daß fie weder auszuhefern (oder doch nur mit dem 
Vorbehalt, daß fie zwar wegen etwaiger gemeiner Verbrechen aber nicht wegen des bes 
gangenen politischen Verbrechens beftraft werden dürfen, auszuliefern) noch im Inland zu 
beitrafen feren, da bei Diefen Verbrechen die Uebung der Weltvechtöpflege (in der Form 
der Auslieferung oder der Beitrafung) nur zu leicht eine Unterftügung des Unrechts, 
der Willfür und Gemaltthätigfeit werden fann. Dieſer Gedanfe tritt überall in unferen 
Auslieferungsverträgen der meueften Zeit zu Tage. Abgejehen hierwon huldigen Die 
meiften deutſchen Gelege dem Perlonalitätöprincip mit mehr oder weniger Annäherung 
an das Territorialprineip. Allgemein werden ferner Verbrechen geftvaft, die von Aus= 
[ändern im U. gegen den inländifchen Staat verübt wurden, won mehreren Gejeß- 
büchern auch die von Fremden im 4. gegen inländtiche Unterthanen begangenen Ber- 
brechen (jo von Wiürtemberg, Baden, Thüringen, Batern, Hamburg). Nach öfterr. R. 
aber, ‘in abgeichwächter Weiſe nach braunichw. und ſächſ. R. und dem öfterr. Entw.) 
wird Weltrechtöpflege geübt. Der Nd. Entw. fteht dem Territorialprineip leider ebenſo 
nabe wie das preuß. Str. G.B. In der Regel bleiben nach diefer Anichauung die tm A. 
verübten ftrafbaren Handlungen im Inland ftraflos. Doch kann (nicht muß) auch im 
Inland beitraft werden: 1) eim Ausländer der im U. gegen das Inland Hochverrath, 
Majeftätsbeleivigung oder ein Münzverbrechen begangen hat; 2) ein Inländer in den— 
jelben Fällen und in dem des Landesverraths; 3) ein länder, der im A. eine nad) 
mläudiichen Geſetzen ftrafbare Handlung begeht, falls diefe auch nach dem Geſetze des 
Orts, wo fie begangen wurde mit Strafe * ft. 

Lit.: Abegg, über bie Beftrafung der im Ausland begangenen Verbr. 1819. Cosmann 
de delietis a eıvibus extra eivitatem suam admissis 1327, Tittmann die Strafrechts— 
pflege in wölterrechtlicher Hinficht 1817. Witte, F. meditationes de jure internationali eriminali 
1843. Krug das Internationalr. der Deutſchen 1851. Berner Wirkungstreis des Str.Geſ. 
nah Zeit, Kamm und Berfonen 1853, R. v. Mohl die wölferrechtliche Lehre vom Afyle in 
deiien St.R., BR. und Politit L Band 1860, ©. 637 fi. v. Bar das internationale Priv. 
und St.R. 1862. Reinh. Schmid die Herrfchaft der Geſetze nach ihren räumlichen und zeit- 
lichen Gränzen u. f. w. 1863. Bremer Gerichtsfaal XVII. ©. 418 fi. Carrara Delitti com- 
ee estero 1867. Heinze in Goltdammer’s Arhiv für preuß. Str. R. 1869, 
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Geſetzbb.: Preufen 88. 4, 67—70, 73; DOefterreih 88. 36 — 41, 231, 235; Sachſen U. 
2-9, 121; Baiern U. 10— 14; Hamburg A. 2-4; Oeſterr. Entw. 88. 4— 10; Nd. Entw. 
559. 46, 74-77, 54. Bol. noch das Nd. Bundesgefeß betr. die Gewährung der Rechtshülfe 
vom 21. Juni 1569, 2. Abichnitt, namentlich 88. 20—27, 33—35. 

Gever. 

Ausland (VBollftredbarkeit der im A. ergangenen Ertenntnifie). 
Freiſprechenden Erkenntniſſen des A. im Strafſachen wird immer allgemeiner die Wirkung 
beigelegt, der Anwendung des Grundſatzes ne bis in idem zur Grundlage zu dienen. 
Abweiſende Erkenntniſſe des A. in Givilproceffachen künnen wegen des Koftenpunctes zur 
Anrufung des inländiſchen Richters führen. Nah preuf. Spruchpraris ift der darauf 
geitügte Anſpruch als Entſchädigungs- nicht als Judicats-Klage zu behandeln, das Erfennt- 
niß Beweisſtück. Vollſtreckbarkeit um eigentlichen Sinne tritt erft da in Frage, wo ein 
wrurtheilendes Erkenntniß mit dem Verlangen der Vollftvedung einem inländiſchen Gericht 


94 i Austlieferungsverträge. 


unter der ausdrücklichen oder ftillichweigenden Behauptung vorgelegt wird, Daß es nad 
dem Recht des A, wo es ergangen, vollitredbar ſei. — Iſt es ein Strafertenntnift, 
und betrifft es einen Ausländer und zwar einen Untertban des anfuchenden Staates, To 
regelt fi) das weitere Verfahren nad den — ein Aſylrecht als ſolches nicht anerfennen- 
den — Grundlägen über Auslieferung und den darüber in großer Zahl geichloffenen 
Staatöverträgen. Betrifft &8 aber einen Jnländer, To tritt weder Auslieferung noch 
Strafvollitrelung ein, Tondern nad dem Ermeſſen der Staatöbehörde eine anderweitige 
Verfolgung im Julande, jofern auch deſſen Geſetze Strafbarteit begründen, Betrifft es 
endlich einen Ausländer eines dritten Staates, ſo tritt gleichfalls nicht Strafvollſtreckung 
oder Auslieferung ein, aber je nach dem Ermeffen der Polizeibehörde Ausweiſung deſſelben 
aus dem Stantögebiete als eines Läſtigen. — Obne Einfluß auf die Beurtheilung würde 
es fein, ob die Strafe im Wege des Criminal- oder nur des Civilproceſſes verhängt 
worden. Weit ftreitiger tft die Behandlung reiner Civilerkenntniſſe des A. Betreffen fie 
Statuöfragen, jo wird ihnen Anerkennung kaum verfagt werden fünnen; Doc wird ſich 
dann auch felten eine Bollftvedungsfrage daran fnüpfen. Die preuf. Spruchpraris bat 
dem ausländischen, preußiſche Unterthanen -trennenden Eheſcheidungserkenntniß Rechts⸗ 
wirkung beigelegt. Handelt es ſich aber um eine durch ein ausländiſches Erkenntniß dem 
Kläger oder Widerfläger zugeiprocene Forderung: fann dieſelbe von dieſem durch einen 
einfachen Erecutiondantrag — 3. B. auf Eintragung in's Hypothekenbuch — oder Dur 
die Judicats-Mandats- oder eine ähnliche Klage geltend gemacht werden, oder muß von 
ihm auf das urſprüngliche Sachverhältniß zurüdgegangen werden? Die preuf. Spruch— 
praxis bat ſich für Das letzte ausgeſprochen. Das Urtheil hat demnach nicht Vertrags— 
wirkung (jud. contrahitur); 08 würde aud nicht den particularrechtlich anerkannten 
Urkunden mit Erecutwelaufel gleich zu ftellen fein. Die Enſcheidung iſt nicht ohne Widers 
ſpruch geblieben. Andere deutſche Höchftgerichte find weiter gegangen, ſogar bis zur Zus 
laffung des einfachen Erecutionsantraged. Dann bleibt jedenfalls zu prüfen, eb ein zu— 
läffiges Executionsmittel vorgeichlagen (nicht Haft, nicht verbotene Beſchlagnahmen u. dal.). 
Iſt das Vollftvedungsgeluh von einem ausländiſchen Richter ausgegangen, jo bleibt deſſen 
Zuftändigkeit zu prüfen, demnächſt dem Gefuche Folge zu geben. In den Einzelheiten, 
auch bezüglich der zuläffigen Einreden berricht viel Meinungsverſchiedenheit. — Alle bes 
rührten Grundſätze fünnen vertrags- oder geſetzmäßig — dort regelmäßig, auf Grundlage 
verbirgter Gegenfeitigfeit — anders geregelt werden. Am weitejten darin vorgeſchritten 
iſt der Nd. Bund, immerbalb deſſen im Strafſachen und in bürgerlichen Rechtsſtreitig— 
keiten die Gerichte ſich Rechtshülfe zu leiſten haben, gleichviel ob ſie demſelben oder ver— 
ſchiedenen Bundesſtaaten angehören, ob das erſuchte das erſuchende Gericht für zuſtändig 
hält oder nicht. Nur geringe Modificationen find in Rückſicht auf etwaige Verſchieden— 
beiten der Particulargeſetze zugelaffen. 

Lit und Gfgb.: Gef. betr. d. Gem. der Rechtshülfe v. 21. Juni - — 305 f. 
Staatöverträge ei v. Rönne, Erg. 3. Erim.Odn. $. 96, A. G.O. J. 7.8 11 f. Preuß. AUG, 
I. 24. 8. 30. Boigtel, Bollftredung ausländ. Urtbeile, Deutſche — Ztg. 1862. ©. 135 f. 
v. Bar das internationale Priv. und Str.R. 1962. Wetzell Zuftem er ord. Ev. Proc. 
$. 35. 30 f. Präjub. b. Ob.Trib. zu Berlin über Fragen des intern. Priv. v. K. G. Rath 
Oelzen, Schletters Jahrbb. 12, 81 f. 169 f. 271 f. Schaper. 

Auslieferungsverträge. Für Auslieferung wegen gemeiner Verbrechen find 
Battel, Berner, Bluntſchli, Pözl, Bar und v. Mohl, auch wegen politifcher 
Verbrechen nur Dollmann, wegen diefer bei politiih eng verbundenen Staaten (Staa: 
tenbund und Bundesitaaten) Bar, Bluntjhli, Berner. Zur Abgrenzung der Aus: 
lieferung iſt der Begriff der delieta iur. gent. zu unbeftimmt (Berner), die Unter 
ſcheidung zwiichen Verbrechen (erimes) und Vergehen (delits) zu verfchteden und nach den 
Strafen (peines afflietives und infamantes franz. Gſgb., Zuchthausſtrafe italieniſche 
Verträge) nur theilweiſe anerkannt. 

England liefert aus wegen Mord, Fälſchung, betrügertichen Banguerotts (Vertr 
mit Frankreich vom 13. Febr. 1843 [anfgeheben] und Dänemark vom 15. April 1862 
und wegen Mord, Mordbrennerei, Fälſchung, Raub, Seeräuberei (B. m. den Bereinigten 
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Staaten von Nordamerifa vom 9. Auguft 1842). — Die Bereinigten Staaten 
von Nordamerika aud für Notbzucht, Unterichlagung, Diebftahl (B. m. Frankreich 
vom 9. Novbr. 1843 und additam. vom 24. Febr. 1845). — Belgien aud für 
Münzfälſchung und faljches Zeugniß (B. mit Frankreich vom 22. Nov. 1934), außerdem 
für Prellerei und Erpreffung (VB. mit Preußen vom 29. Juli 1836, mit Kurheſſen und 
Hannover 1845, mit Baiern, Braunſchweig, Sächſiſchen und Anhaltiſchen Herzogthümern, 
der Schweiz 1846). — Frankreichs VV. mit Sardinien vom 23. Mai 1838, mit 
Luremburg vom 26. Sept. und Holland vom 8. Nov. 1844 enthalten dieſelben Verbrechen 
wie feine BB. mit Belgien, geringe Abweihungen (bald Hinzufügung von Anftiftung zu 
falſchem Zeugnig, bald von Papiergelpfälihung, bald Nachahmung von Stempeln), die 
DV. ınit Toscana vom 11. Sept. 1844, mit Sicilien vom 14. Juni 1845, mit Preußen 
vom 20. Auguft 1845, mit Baiern vom 23. März 1846, mit beiden Medlenburg und 
Oldenburg 1847; im B. mit Hamburg vom 5. Febr. 1847 kamen hinzu Baratterie 
und Aufruhr der Schiffsmannſchaft; mit dem Königreich Sachſen vom 28. April 1850 
abus de confiance domestique; im V. mit Spanten vom 26. Aug. 1850 verjchiedene 
Qualificirungen der soustraetion frauduleuse und Nachmachung des Staatsfiegels; be— 
deutende Abweichungen im B. mit dem Kirchenftaat vom 19. Juli 1859 3. B. wegen 
Entmannung, Abtreibung der Yeibesfruct, Schläge, abjichtliher Verwundungen u. a. — 
Die Schweiz hatte in den BB. mit Baden vom 30. Auguft 1808 und 25. Nov. 1820, 
mit Oefterreih vom 14. Juli 1828 und Frankreich vom 18. Juli 1828 die Verpflichtung 
zur Auslieferung auch politiſcher Verbrecher übernommen, ebenfo Preußen, Defterreid 
und Rußland in Bezug auf die ehemals polniichen Yandestheile (Convention vom 
4. Januar 1834). Dagegen wird andererfeits Die Nichtausfieferung wegen politiicher 
Verbrechen befonders ftipulirt entweder mit Inbegriff der mit ihnen connexen Verbrechen 
(belg.-franz. und franz.=holländ. B.) oder ohne die letzteren (preuf.sfranz. und franz.sipan. B.). 
Wegen aller Berbreden und Bergehen wurde ausgeliefert nad) den abgelaufenen Conven— 
tionen zwiſchen Preußen und Rußland vom 29./17. März; 1830, 20./8. May 1944 und 
$. Aug./27. Jul. 1857 (A. XVI. 1.) und in dem B. Portugal® mit Spanien vom 
3. März 1823. Defterreih und der Kirchenftaat vereinbarten am 5. Dechr. 1856 Aus: 
lieferung für Verbrechen in Gemäßheit ihrer reſp. derzeitigen umd zukünftigen Gſgbb. — 
Bon Staatenverbindungen beichloß der Deutfche Bund wiederholt (5. Juli 1832, 18. Aug. 
1836 und 26. Yan. 1854) und die Vereinigten Staaten von Nordamerika (Conftitution 
vom 17. Septbr. 1787 U. IV. Sect. 2.) Auslieferung auch wegen politifcher Ver— 
drehen, wogegen die ſchweizeriſche Verfg. von 1948 A. 50 diefe ausſchließt. 

In verjchtedenen belgiſchen Verträgen wird Das Necht vorbehalten, auch wegen ftipus 
lirter Verbrechen aus Rüchſichten der Billigkeit und Menſchlichkeit nicht auszuliefern. Ber: 
tragsmäßig (belg.=franz. und belg-preuß., franz.=bolländ. und franz.fpan. V.) verjährt die 
Auslieferungsforderung. — Theorie (Bar, Bluntſchli) und Braris (engl. = franz. 
A. 1], engl.=nordam. A. 10) und nordam. = franz. B. [U. 1], preuß.=rufj. Convention 
U. X VI.) bedingen, daß mur fir Verbrechen, melde in beiden Staaten als ſolche gelten, 
ausgeliefert werde. 

Auslieferung eigener Unterthanen ftatuirt nur der B. Englands mit den Vereinigten 
Staaten von Nordamerifa vom 9. Aug. 1842 und verfagen fich felbft die deutſchen Bun— 
desſtaaten (Bundesbeichluß vom 26. Januar 1845 9. I. 1). Iſt der auszuliefernde 
Fremde Unterthan des requirirenden Staates, jo wird er nad dem Territorialität® = und 
Perfonalitätsprincip an den Heimathsſtaat ausgeliefert (Berner), ift er Unterthan eines 
dritten Staates, jo kann er entweder dem Staat der Begehung oder der Heimath aus- 
geliefert werden. Die Verträge beftimmen entweder, daß der Heimathsſtaat befragt werde 
(Frankreich mit beiden Medlenburg A. 7, mit Oldenburg A. 7), wobei der requirirte 
Staat trogdem dem Staat der Begehung ausliefern kann (Frankreich mit Königreich 
Sachſen A. 7) oder daß zur Auslieferung die Zuftunmung des Heimathöftantes erforderlich 
ft Frankreich mit Yuxemburg declarat., mit Baden U. 3). 
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Das Verfahren bei der Auslieferung ift entweder im erften Angriff ein diplomatiſches 
oder gerichtliches oder polizeiliched. Die belgifchen Berträge verlangen ein Urtheil oder 
einen Anklageact, in den franzöfilchen genügen der Berhaftsbefehl oder gleichwerthige Ur— 
funden. Die BB. der Vereinigten Staaten mit Frankreich bedingen Befehle des „exe- 
eutif“, reſp. Yuftizminifterd, England im V. mit Frankreich vorgängiges Verhör des 
Flütlings, im V. mit den Vereinigten Staaten gerichtliche oder obrigfeitliche (magistrate) 
Conftatirung der Evidenz des Criminalfalls. 

Literatur: v. Mobl, Die völterrechtliche Lehre vom Afyl, 1853 und 1960. Berner, 
Wirkungstreis des Strafgefeges, 1853, ©. 172 fl. Bar, Das internationale Priv.» und 
Str. R., ©. 582 Provö-Kluit, De deditione profugorum, Lugd. Batav. 1829. 
Waymouth-Gibbs, Extradition Treaties, London 1568. Ueber Afjyl®. Amann und 
Marquardfen in Rotteck und Welders Staatsler. Pözl in Bluntſchli's Staatsw.; über 
Auslieferung Marguardfen in Rotted und Welderd Staatsler.; Dollmann u. Bluntſchli 
in Blunfhli's Staatsw. — Verträge in G. F. v. Mart. Rec. et contin. und in Rec. man. 
p. Ch. d. Martens & Cussy. s. v. cartel (ind. expl,). Bulmerinca. 

Auslobung. Täglich kommt es vor, daß durch öffentliche Bekannntmachung das 
Publicum, oder richtiger quilibet ex populo, zu einer beftimmten Leiftung aufgefordert 
und Dem, der dieje Yeiftung effectuiven werde, eine beftimmte Gegenleiftung zugefagt wird; 
jo wird 3. B. ein Preis ausgejchrieben für eine künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche Arbeit, 
eine Belohnung für Anzeige veip. Ablieferung eines Verbrechers, für Auffinden und 
Wiederbringen einer verlorenen Sache u. dgl. — Ueber diefe jog. A. enthalten die röm. 
Rechtsquellen feine Beſtimmungen, allein e8 hat ſich im neueren Verkehr ein darauf bes 
zügliches Gewohnbeitsrecht gebilvet, welches ſich auf folgende (keineswegs unbeftrittene) Grunde 
läge zurüdführen läßt. 

Die A. ift ein Antrag zu einem Bertrage, ein Angebot an eine unbeftimmte Perſon, 
das durch Annahme zum Bertrage werden ſoll. Diefe Annahme Toll aber nicht in einer 
bloßen Willenserflärung beftehen, jondern darin, daß die Leiſtung wirklich der Aufforderung 
gemäß ftattfindet. Durch die gemachte Yeiftung erhält Derjenige, der fie macht, das Recht 
den Anträger, Auslober, zur verfprochenen Gegenleiftung zu zwingen, Diejes Recht ent= 
Ipringt aber nur aus der mit Beziehung auf die U. geichehenen Lerftung: wenn Jemand 
die betreffende Leiftung (3. B. Wiederbringen der vermißten Sache, Anzeige des Verbreders) 
gemacht hat, ohne von der ausgejchriebenen Prämie Etwas zu willen, jo hat er Darauf 
ebenfo wenig Anſpruch als wenn er gar nichts gethan hätte. — Widerruf von Seiten Des 
Auslobers muß ebenſo öffentlich erfolgen ald das Angebot ſelbſt, hat aber natürlich feine 
rüdwirfende Kraft, jo daß wer die Yeiftung ſchon begonnen, d. b. zu deren Effectutrung 
bereits Etwas gethan hat, bei vorichriftsmäßiger Ausführung derjelben feinen erworbenen 
Anſpruch auf die verfprochene Gegenleiftung durch den inzwilchen fundgethanen Wiverruf 
nicht verliert. In demſelben Maße bleiben, wenn der Auslober ftirbt, deſſen Erben ge- 
bunden. Wird die Yeiftung von Mehreren effectuirt, ohne daß in der U. jelbft der Tall 
vorgefeben wäre, jo bat in der Regel der Auslober die zugelagte Summe doch nur ein= 
mal zu bezahlen, nämlic an den diligentior; tft feine Prävention, jo mögen die Con— 
currenten theilen oder looſen. 

Diefe Grundläge, welche hauptſächlich Vangerow aufftellt, jcheinen ſowohl ver 
juriftifchen Gonfequenz als auch den Rückſichten der Billigfeit zu entipreben. Savigny 
betrachtete die A. als Bertrag mit einer unbeftimmten Perſon und ließ gegen den Aus- 
lober nur eine Klage auf Schadenerfag ex dolo zu. Arndt rechnet Die A. zur Bollicitation. 

Quellen: APriR. L, 11. $. 988—995. (Prämien). 

Lit.: Bülow, Abhh. über einzelne Materien des bürg. R., I; Ibering in den Dogm. 
ar Schütze in Beller’s Jahrbb. V.; Negelsberger, Civilrechtl. Erörterungen 

. 02}. 
Nivier. 

Ausloojung der Geſchwornen begreift das Verfahren, mittelft deſſen für jede 
Schwurgerichtsſache Die Sitzungs- oder Spruch-Liſte hergeftellt wird. Beim Beginn der 
Sitzung ftellt der Vorfigende durch Aufruf feft, wie viele Geſchworne nad) der Dienftlifte 
erjchienen find, Er theilt mit, melde Sache zur Verhandlung komme, und fragt an, ob 
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ſich von den Erſchienenen Jemand in einer Lage befinde, vermöge deren er als Richter nicht 
würde mitwirken können, alſo ob er als Zeuge, Sachverſtändiger, Polizeibeamter in der 
Sache betheiligt, ob er darin Rath ertheilt habe, ob er dem Angeklagten nahe verwandt 
u. dgl. m. Stellt ſich heraus, daß die geſetzliche Mindeſtzahl der Geſchwornen (24) nicht 
erfchienen, oder daß fie durch die Zahl der Einwandsfreien nicht erreicht werde, fo erfolgt 
die Einberufung von Ergänzungsgeichwormen. Sobald mindeſtens 24, höchſtens 30 ein= 
wandsfreie Geichworne anmelend find, werben deren Namen in eine Urne gelegt. Der 
Borigende zieht emen Namen nah dem andern. Darin befteht die A. Dod nur 12 
Haupt⸗, allenfall8 noch 1 oder mehrere Erſatzgeſchworne gehören zur Bildung der Sigungs- 
liſte. Auf Die überſchießende Zahl vertheilt fich das Ablehnungsredht der Staatsanwalt: 
ſchaft und des Angeflagten, dem bei ungerader Zahl eine Ablehnung mehr als jener 
zuſteht. Andererſeits müfjen mehrere, in derjelben Sache Angeflagte ſich mit der jo ermit- 
telten Zahl begnügen, und in Ermangelung von Einigung fich deren Bertheilung, ſchlimm— 
ften Falles mit Hilfe des Looſes gefallen laſſen; wobei die Ablehnung durch Einen für 
Ale gilt. Die Erklärung erfolgt ohne Angabe von Gründen durch die Worte „angenommen” 
oder „abgelehnt“. Schweigen gilt für Annahme. Widerruf ift nur bis zur Siehung des 
nächſten Namens zuläſſig. Kommen an demſelben Tage noch andere, von der erſten ver— 
ſchiedene Sachen zur Verhandlung, ſo können die hierin Angeklagten bei Einverſtändniß 
der Staatsanwaltſchaft, das für die erſte Sache gebildete Schwurgericht für ſich annehmen; 
doch müſſen ſie bei deſſen Bildung anweſend geweſen ſein. Durch die A. wird die Reihen— 
folge der Sitze und damit der Abſtimmung der Geſchwornen beſtimmt, nach einigen Ge— 
ſetzen auch der Vorſteher, nämlich der Erſtgewählte vorbehaltlich einer andern Wahl der 
Geſchwornen. — Hauptzwed der Beſtimmungen ift, dem Angeklagten einigen Spielraum 
für das perlönliche Vertrauen auf Unparteilickeit zu genen, da die Wahrſprüche that- 
lüchlich unangreifbar. Die Staatsanmaltichaft bewirkt durch die Ablehnungen eine zweck— 
mäßige Vertheilung der Yaften des Dienftes, 

Gfgb.: Preuß. Verordn. v. 3. Jan. 1849 $. 83 f. Gef. v. 3. Mai 1852 $. 68f., neue Prov. 
Berordn. v. 25. Quni 1867 $. 302 f. Schaper. 

Außercursſetzung. Die auf jeven Inhaber lautenden Papiere und Urkunden 
fünnen gegen einen veblichen Beſitzer nicht vwindieirt werden (Preuß. A. L. R. I. 15. 
ss. 45 fi. HGB. A. 306. 307); die Thatfache der Innehabung des Papiers legi— 
fimivt als Eigenthümer. Vermerkt der Eigenthümer auf eine in die Augen fallende 
Art auf der Urkunde ſelbſt fein Recht an derjelben, fo tft damit nad den Beſtimmungen 
des Preuß. U. ER. die U. bewerfftelligt. Das Papier hat dadurch vorläufig feinen 
Charakter als Inhaberpapter verloren, es ift im ein Document verwandelt, weldes für 
kden erfennbar den namentlich berechtigten Gläubiger angibt. Während in Preußen und 
zwar in feinem gefammten derzeitigen Gebiet (Gef. vom 16. Juni 1835; 4. Mai 1843; 
16. Aug. 1867) der Privatvermert wirkſam ift, erkennt die Gſgb. für Braunſchweig 
Gef. vom 19, Dec. 1834), Koburg (Gef. vom 1. Dec. 1858), Sachſen (Gef. vom 8. Juni 
1846 8. 3; 30. Oetbr. 1861 $. 17; 30. Decbr. 1861 $. 44) mur die A. durch eine 
Öffentliche Behörde an; anderen Staaten ift das Inftitut überhaupt unbefannt, jo Batern, 
Baden, Wiürtemberg, Defterreih. In diefen Staaten ift Dagegen nach den Emiſſions— 
bedingungen vieler Papiere die Möglichkeit gegeben, an Stelle des Inhaberpapiers ein 
auf Namen lautendes umſchreiben zu laffen, auch ift in der Binculirung eine Eigenthums- 
vermerfung und eine Umgeſtaltung des Inhaberpapiers in ein Namenspapier befannt. 
So lange das Papier außer Curs gefett ift, bleiben die A. 306. 307 des H.G.B. 
außer Anwendung, was in den meilten Einführungsgefegen zum H.G.B. noch auss 
drücklich hervorgehoben ift 3. B. Preußen U. 15; Sachſen $. 16). Dem aufer Curs 
gelesten Papier kann feine Eigenibaft als Inhaberpapier durch die Wiederincursiegung 
zurückgegeben werden. Es gefchieht dies durch einen Vermerk: „Wieder in Curs geſetzt“, 
welhen Behörden fin fich ſelbſt ertheilen; während für Privatperfonen die öffentliche 
Beglaubigung zur Feftftellung der Perfonidentität oder der Rechtsnachfolge nothwendig iſt. 
Der Käufer eines Inhaberpapiers, auf welchem ſich A.Vermerke vorfinden, hat die Ber: 

». Holgendorff, Rechtslexiken 1. 7 
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pflihtung, zu prüfen, ob dieſelben auch vorihriftsmäßig wieder aufgehoben find. Papiere, 
welche mehrfach aufer und wieder in Curs gelegt find, werben nur zu jehr gedrücktem 
Curſe gehandelt; ausländifche Papiere mit dergleichen Vermerken werben vielfach als über— 
haupt nicht Lieferbar bezeichnet. Im Handelöftande ift kein Zweifel darüber, daß das 
gefammte Injtitut der A. Hinderlich ſei, mit den gejuchten Vortheilen in feinem Verhältniß 
ftehe und deshalb aufgehoben werden müſſe. Dieſe Anficht des Handelsftandes iſt durch— 
aus berechtigt, die Aufhebung ift nur noch Frage der Zeit. Beim Papiergelde, welches 
eine A. im obigen Sume nicht erträgt, verfteht man darunter die Einberufung des 
ausgegebenen Papiergelves. 

Lit: Wolff in Goldſchmidt's Ztihr. Bo. 7, ©. 84. Keyßner in Buſch's Arc. 
Bo. 6, ©. 231 ff. v. Kerftorf, Verhandlungen des 7. deutfchen Juriftentages, 1968, Bd. 1, 
©. 123 fi. Dr. Löhr, ebend., ©. 165 ff, Bd. 2, ©. 47 fi. Goldſchmidt, Handbuch des 
zen Bd. 1,©.1201. Keyßner, Ztſchr. für Gſgb. und Rechtöpflege in Preugen, Bd. 2, 

A329 Keyßner. 

Ausſetzung Hülfsbedürftiger. In der Behandlung dieſes Deliets machen ſich 
zwei Geſichtspunkte geltend, indem man das entſcheidende Merkmal bald in der ſchuld— 
haften Herbeiführung einer Gefahr für Das Leben oder die Gefundheit (oder den Fami— 
lienſtand: Baden) des Ausgejegten findet, bald darin, daß ein zur Obſorge für ein be= 
treffendes Individuum fpeciell Berpflichteter ſich durch die A. oder das Verlaſſen deſſelben 
der ſchuldigen Obſorge entledigt. Der letztere Gefichtöpunft war im gem. N. der Dos 
minivende und ift Died auch in einigen neueren Gejegen (Batern; vgl. Sachſen A. 163, 3; 
Baden 260, 2; Würtemberg 257; Helfen 287; Braunfchweig 156, 3). In anderen 
(Preußen, Nd. Entw., Defterreih ; vgl. Frankreich und Belgien) dominirt der erſtere. 

Die Handlung muß gerichtet fein gegen Hülfsbedürftige, mag diefe Eigenichaft 
fi) in dem jugendlichen Alter, in Krankheit oder in Gebredhlichkeit begründen. Den erſt— 
erwähnten Grund beſchränkt Preußen (feinem franzöfiichen Vorbilde folgend) auf das 
Alter unter 7 Jahren. — Defterreih kennt, darin mit dem gen. R. (vgl. aud das 
Franz. und Belg.) übereinftimmend, lediglich die A. von Kindern. 

Die verbrederiihe Thätigkeit beiteht entweder a) in ver A. me ©, 
oder b) in dem bloßen Berlafien des Hülfsbedürftigen. Für beiverlei Handlungs: 
werfen gelten indep zum ‘Theil verichiedene Beftimmungen. Ad a) Zur U. gehört 
nad) dem erjten der oben erwähnten Geſichtspunkte Das Berbringen an einen Ort, wo 
der Hülfsbedürftige, fich jelbft überlaffen, der Gefahr des Todes oder der Geſundheits— 
bejchädigung preisgegeben iſt, womit ſich das wirkliche Berlafjen deſſelben verbinden muß. 
Nach dem zweiten der oben erwähnten Gefichtöpunfte kommt es dagegen auf die bezeich- 
nete Gefahr hierbei nit an. Auch genügt nad demfelben ein blos ſcheinbares (eine 
fortgefegte Beobachtung nicht ausichliefendes) Verlaffen. Ad b) Das bloße Berlafjen 
begründet nach dem erften Gefichtöpunfte das Verbrechen dann, wenn darin die Entztehung 
der bisher thatſächlich gewährten (oder gejeglich geforderten: Nd. Entw.) Obforge liegt, 
und der Verlaſſene Dadurch einer Gefahr preisgegeben wird. Nach dem zweiten Gefichte= 
punkte dann, wenn der Berlafjende zur Fürſorge für den Berlaffenen Ipeciell verpflichtet war. 

Subject des Verbrechens kann nad) dem erſten Gefichtöpunfte Jeder fein. Nach 
dem zweiten nur der fpeciell zur Fürſorge Verpflichtete. 

Im Betreff des inneren Thatbeftandes tft nach dem erften Gefichtspunfte Das 
Bewußtſein von der durch das Ausfegen oder Berlaffen begründeten Gefahr für den Ans 
deren vorauszufegen; nad dem zweiten Gefichtspunfte im Allgemeinen nur die Abjicht, 
ſich der pflichtmäßigen Obſorge zu entziehen. 

Bollendet ift das Delict nach der Vornahme der oben bezeichneten Handlungen. 

Für das Strafman beſtimmend ift nach dem erften Gefichtöpunfte in erſter Linie 
der Umfang der bewußter Weife für den Anderen herbeigeführten Gefahr (Defterreich, 
Frankreich, Belgien; vgl. Baden, Würtemberg, Sachſen, Helfen, Braunſchweig); daneben 
die Bedeutung Des für den Ausgejegten etwa wirflih eingetretenen Uebels und der Cha— 
rafter des zwiſchen dem Ausjegenden und dem Ausgejegten etwa beftehenden näheren Ver— 
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bältnifjes (Nd. Entw.; Frankreich, Belgien). Nach dem zweiten Gefichtöpunft in erfter 
Yinie der Charakter des verlegten Pflichtverhältniffes (Batern); daneben die Größe der 
etwa berbeigeführten Gefahr und des etwa wirklich eingetretenen Uebels. 

Gfgb.: Preuß. Str.Gef. $. 183; Nd. Entw. 216; Sadfen 163; Wiürtemberg 256—59; 
Baden 2650-66; Baiern 246, 47; Heſſen 256—90 Braunjchweig 156; Frankreich 349—53; 
Belgien $. 354 — 360. Mertel. 

Ausweifung der fremden, ohne gerichtlihes Straferkenntniß, ift ein Necht 
der höchſten Negierungsbehörde, beruhend auf dem Bedürfniß des Rechtsſchutzes und der 
Selbfthülfe gegenüber dem Ausland und aud; dem eigenen Sicherheitsinterejfe. Eine all- 
gemeine A. aller Fremden aus dem Staatögebiete wäre mit dem Nechte friedlichen Ver: 
lehrs unter den Staaten oder der gegenfeitigen Achtung unverträglih. Nach der ftrengen 
Anficht können jedod während des Krieges oder in Erwartung eines Krieges die Unter— 
tbanen des feindlichen Staates audgetrieben werden. Cine derartige Maßregel ericheint 
zwar nach der neueren Praris des Völkerrechts unbillig; und wurde auch, als fie von der 
Porte in der kretenſiſchen Berwidelung gegen ſämmtliche Unterthanen des Königreichs 
Griechenland (1868) angedroht ward, hart gerügt. An der Berechtigung des Staates, 
eine A. zu Kriegszeiten zu verfügen, kann indeſſen nicht gezweifelt werden. Die A. eines 
Fremden zu Friedenszeiten ift feine Sache der Willfür und des ſchrankenloſen Beliebens. 
Die Regierung, weldye einen Ausländer aus ihrem Staatögebiete wegweift, ſchuldet min— 
defteng der betheiligten auswärtigen Regierung Auskunft über die Gründe der von ihr 
verhängten Mafregel. ALS ausreichende Rechtfertigung find anzuerfennen: 1) die Ge— 
führdung der äußeren Sicherheit durch ein feindliches Auftreten des Ausgewie- 
jenen gegen feine eigene oder eine freinde Regierung. Wo das Aſylrecht politifcher Flücht— 
linge der Auslieferung entgegenfteht, der Aufenthalt eines Flüchtlings indeffen für Nach— 
baritaaten bedrohlich werden könnte, kann entweder Entfernung von der Grenze (Inter— 
nirung) oder A. verordnet werden. Die franzöfiiche Regierung hat während der legten 
Decennien wiederholentlih die A. franzöſiſcher Flüchtlinge aus den continentalen Nach— 
barftaaten begehrt und öfters auch gewährt erhalten. 2) Die Abwehr eines vom 
Auslande begangenen Unrehts im Wege der Repreflalie. Nicht jede ums 
beftimmte Beichwerde gegen eine auswärtige Negterung würde hiergegen ausreichend fein, 
um einen in Das Verkehrs- und Erwerbsleben der Einzelnen tief eingreifenden Schritt 
zu rechtfertigen. Die U. teſſiniſcher Unterthanen durch die öfterreichtich -Lombardifche Re— 
gterung wegen politifcher Differenzen (1856) zwiſchen der Schweiz und Defterreich galt 
deswegen allgemein als ungerechtfertigter Schritt. 3) Die Beforgniß einer von aus— 
gewielenen Ausländern drohenden Rechtsſtörung gegen den ausweiſenden 
Staat, 3. B. Werbung von Truppen für den Dienft einer fremden Macht, und 4) Schä— 
tigung wohlbegründeter Staatöintereflen dur den Ausgewiefenen, ohne daß 
deren Verlegung in den Strafgefegen geradezu verboten zu fein brauchte. Unter dieſen 
Geſichtspunkt Fällt Die Wegweiſung völlig vermögenslofer, erwerbsunfähiger oder geiftes- 
kranfer Perſonen, deren ſich ein Nachbarſtaat durch Fortfendung etwa entledigt hatte, die 
A von Verbrechern, welche im Auslande beftraft wurden, ſowie folder, welche in frau- 
dem legis die Naturalifation in einem fremden Staate nachſuchten, um fich dem Militär- 
dienste in ihrem ehemaligen Staatsweſen zu entziehen und hinterher dennoch in demſelben 
domcilirt bleiben. Auf diefem Grunde beruhte die A. folder aus dem preuf. Staatö- 
gebiet, welche, ehemals Frankfurter Bürger, nad) der Einverleibung das fchweizerifche 
Bürgerrecht erlangt hatten, ohne ihr Domicil in Frankfurt dauernd aufzugeben (1869). 
Die Gründe der A. laſſen ſich ſchwerlich erfchöpfend ſpecialiſiren, doch fehlte es bisher 
überhaupt an leitenden Gefichtspunften. Für einen Minbraud der Ausweifungsbefugnif 
durch Die Yocalbehörden wäre die Staatsregierung dem Auslande gegenüber jedenfalls 
verantwortlich, woraus das Intereffe der genaueren Beltimmung über die Ausweiſungs— 
gründe hervorgeht. Mit der Abichaffung der Paßpflichtigfeit in den Culturftaaten er 
!deint der ehemals übliche Grund der Yegitimationslofigfeit auswärtiger Unterthanen 
denfalls bejeitigt. Auch die Landesgeſetze enthalten meiſtentheils feine Anhaltspuntte 
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Art. 7 des Gef. vom 28. Vendemiaire des Jahres XI erlaubt den Behörden, alle 
Fremde, welche im Gebiete der Nepublit veifen oder Dort anfäljig find, ohne eine Miſſion 
von neutralen und der Regierung befreundeten Mächten zu haben, auszumeifen, wenn ihre 
Gegenwart geeignet erſcheint, die öffentliche Ordnung und Ruhe zu ftören. In gleicher 
Weiſe ermächtigte ein Gef. vom 3. Dechr. 1848 in Frankreich den Minifter des Innern 
und im gewiſſen Fällen die Präfeeten, Fremde auszumeifen. Bezüglich der U. von Armen 
und der Verpflichtung der Heimathbehörde zu deren Wiederaufnahme gelten unter den 
deutichen Regierungen beiondere Abmachungen, welche gegenwärtig für Norddeutſchland 
nach der Einführung der Freizügigkeit nicht mehr überall anwendbar erjcheinen. 

?it.: Phillimore, Commentaries upon International Law I, 407. — Bluntidli, 
Das moderne Völkerrecht, 250. — Masse, Droit commereial, I, 427. 

v. Holtendorff. 

Ausweifungsftrafe Landesverweiſung) ift die nach neueren Gefegen bei Ver— 
brechen von Ausländern eintvetende Etrafe, die nach Verbüßung der Haupftrafe als Zus 
fagftrafe meift die ſonſt nachfolgende Stellung unter Polizeiaufficht vertritt. Diefe, aus 
Rückſichten des Völferrechts, nur gegen Ausländer zuläffige Strafe kennen unter Androhung 
weiterer Strafen bei Verlegung des Ausweiſungsgebbts Bayern A. 43. 84. 145. 
146 — Würtemberg 4. 45. 183 meift zufolge Verurtheilung zu Zuchthaus oder 
Arbeitshaus, doch auch bei geringeren Strafen, bei Vergeben, falls es ein der öffentlichen 
Sicherheit oder Sittlichkeit gefährlicher Menſch iſt — Braunſchweig 88. 23. 124 — 
- Baden 88. 18—20 — Thüringen U. 20°— Defterreich bei Verbrechen 88. 25. 
‚323 (bei Vergehen Abſchaffung genamt, 88. 249. 323) — Hamburg 4. 20 und 
Berhältnifgefeß $. 16 — Oldenburg X. 25. 109 — Lübeck $. 27. — Preu— 
Ben endlich ſetzt Yandesverweifung feſt gegen Ausländer in den Fällen, wo gegen In— 
länder auf Stellung unter Polzeiaufficht zu erkennen wäre, 88. 29. 115; ferner bei ger 
werbsmäßiger Unzucht, Preußen $. 146, Oldenburg U. 139, ſowie bei gemerbs- 
mäfigem Hazarbipiel, Preußen $. 266, Oldenburg 4. 248. Außerdem kaun 
die Pandespoltzeibehörde Ausländer nad ausgeftandener Strafe wegen Bettelns, arbeits- 
lofen Umhertreibens und verfchuldeter Verarmung Des Yandes verweilen, Preußen 
88. 117 — 120, Oldenburg 4. 114. Falls nad Preuß. R. auf Yandesverweifung 
erfannt wird, follen zugleich die Folgen der Rückkehr dem Ausgewieſenen durch den Richter 
befanmt gemacht werben, Grim.Oron. $. 572. Die Beſtimmungen der Gothaer Con- 
vention vom 15. Juli 1851 $. 7 find durch Das Nd. Bundes-Geſ. über die Freizügigkeit 
vom 1. Nov. 1867 nicht berührt, nur gelten fortan Negierte eines Yundesftaates im 
Berbältniffe zu einem anderen Staate, der dem Nd. Bunde angehört, nicht als Auslän— 
der, jo daß die Strafgerichte jet gegen ſolche Perſonen auf Stellung unter Polizeiaufſicht 
zu erkennen haben. Der C. p. a. 32. 33 fennt die Strafe des bannissement, d. h. 
zeitweilige Unterfagung des Aufenthalts auf franzöfiichem Boden. 

Eine mildere Strafe ift die Ortsverweifung, die Schon in dem Röm. R. vor— 
fommt. Diejes kennt nämlich eine Tebenslängliche und in dieſem Falle mit Vermögens— 
confiscation verbundene Relegatio und eine zeitweilige, welche Tetteve weder Verluſt der 
eivitas, noch den des Vermögens nad) ſich zog (D. 48. 22 de interdictis et relegatis 
et deportatis). Das gem. NR. erwähnt diefe Strafe P.G.D. U. 127; von ben 
neueren Geſetzen Defterreicdh unter der Bezeichnung „Abſchaffung aus einem Orte oder 
Kronlande” 8. 249 — ferner codice penale italiano a. 30 al® esilio locale. 
Als Ähnliche Strafe ift zu betrachten die lebenslänglihe Berftridung an einen beſtimm— 
ten Dit. Im Röm. R. war dies die deportatio, die Verluft des Bürgerrechts, aller 
jura eivilia und des Vermögens nach ſich zog. Als mildere Strafe galt die relegatio 
in insulam. Das gem. R. kennt die Berftridung an einen einzenen Ort, P.G.O. 
A. 161. Unter den neueren Geſetzen ſprechen won Gonfinatin Württemberg, 
Pol. Str. G.B. X 25 — codiee penale italiano a. 29, während andere Gefeg- 
bücher an ihre Stelle die Stellung unter Polizeiaufſicht gefegt haben, ausgenommen Frank— 
reich, das nach dem Gef. vom 8. Juni 1850 eine deportation simple und eine de- 
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portation aggravde fennt, Die fortan nur die degradation civique und interdietion 
legale zur Folge haben. 

Lit.: v. Holtzendorff, Die Deportation als Strafmittel in alter und neuer Zeit, 
Leipz. 1959. — v. Holtzendorff's Allg. deutſche Strafredbtszeitung, 1360, ©. 96— 
110. — Förftemann, Principien des Preuß. Polizei-R., Berl. 1569, ©. 430. 432. — 
Bertauld, Cours de code peual, 3. éd. Paris 1964, p. 206 — 208. 216. 

Zeihmann. 

Autonomie (Hecht der Selbitiagung) ift Die Befugnig gewiſſer Corporationen, zur 
Regelung ihrer inneren Angelegenheiten verbindliche Normen aufzuftellen. In weiterer 
Anwendung wird unter A. nicht blos das Recht der Selbitfagung, fondern auch das der 
Selbftvermaltung verftanden. Mißbräuchlich Ipriht man von U. auch in jenen Fällen, 
wo Das objective Necht dem individuellen Willen für die Geftaltung conereter Rechtöverhält: 
niffe freien Spielraum läßt. Im Gegenfag zu diefer verwirrenden Ausdrucksweiſe iſt 
es als weſentliches Merkmal der autonomen Satzung feſtzuhalten, daß fie nicht Rechtsan— 
wendung, fondern Rechtserzeugung zum Gegenftande hat, nicht Nechtsverhältniffe, ſondern 
Rehrsfäge begründet. Im einzelnen Falle manifeftirt ſich diefer Unterfchied am deutlichſten 
darin, daß Durch die autonome Satzung dritte unbetheiligte Perfonen gebunden werden, 
während den Rechtsgeſchäfte eine ſolche Wirfung nicht innewohnt. 

Die Eriftenz der A. für die Gegenwart vorausgelegt, ftellen fich für das deutſche 
Priv. R. Satzung und Gewohnheit als die beiden Entſtehungsformen des Rechts dar, 
von welchen erſtere als Geſetz auftritt, wenn ſie von der oberſten Staatsgewalt ausgeht, 
oder als Selbſtſatzung, wenn ſie kleineren Verbänden innerhalb des Staates ihre Ent— 
ſtehung verdankt. 

Die mittelalterliche Rechtsbildung beruht, ſoweit ſie nicht gewohnheitsrechtlichen Ur— 
ſprungs iſt, zum größten Theil auf autonomen Satzungen. Dagegen iſt durch die Aus— 
bildung der ſtaatlichen Ommipotenz die A. gleich der Bildung des Gewohnheitsrechts ent— 
weder völlig befeitigt oder doch welentlich beſchränkt und abgefchwächt worden. 

Die Frage, welchen Körperichaften die A. nach heutigem R. zuftehe und namentlich, 
ob und inwieweit die Gemeinden das Recht der Selbitfagung beſitzen, wird durch Die 
einzelnen Part. R. beantwortet. 

Gemeinrechtliche Geltung bat die U. des hohen Adels, deſſen Familien in dieſer 
Beziehung den Charakter öffentlich rechtlicher Genoffenfchaften bewahrt haben. Sie üben 
dieſes Recht in Hausgefegen und Familienverträgen, welche neben Beftunmungen rechts— 
geihäftlicher Natur zum Theil auch wirkliche Rechtsſätze enthalten, eine befondere Erbfolge 
ſtatuiren, die Töchter im Erbrecht verkürzen, befondere Großjährigkeitstermine aufftellen, 
das Weſen und die Folgen von Mißheirathen feftfegen, das Vormundſchaftsweſen regu— 
Iren u. dergl. Durch A. 14 der Deutſchen Bundesacte wurde die Befugniß über ihre 
Güter und Familienverhältniſſe verbindliche Verfügungen zu treffen, den Familien des 
medtatifirten hoben Adels ausdrücklich zugefichert. 

Die Grenzen der A. des hohen Adels find durch den Familienzwed gegeben, Bei 
jeuveränen Häufern offenbart fih die Natur der autonomen Sagung unter anderem 
darin, daß fie, ſoweit nicht ftantörechtliche Berhältniffe berührt werden, von der Zuſtim— 
mung der Bolfsvertretung und überhaupt von jenen VBorausfegungen unabhängig ift, melche 
für das verfaffungsmäßige Zuftandefommen von Gefegen Kraft haben. 

Eines der neuejten Beiſpiele autonomer Satzung aus den Kreifen Des hoben Adels 
bietet das Hausgefeg der Grafen von Giech (Tübingen 1858, befproden von Jolly in 
der kritiſchen Meberichau, VI, 330 ff). 

Die Eriftenz der A. als Rechtsöquelle wird für Das heutige deutiche Priv. Rt. von Manchen 
beftritten. Während man früher in zu weitgehender Ausdehnung die A. nicht nur Corpo— 
rationen, fondern auch Behörden und fogar einzelnen Perſonen beilegte, ftellt v. Gerber 
die Realität der A. im Abrede. Der Streit dreht ſich namentlich um die Auffaffung 
der U. des hohen Adels. Gerber fieht in den Aeußerungen derfelben nur Fälle der Rechts— 
anwendung, nämlich dev Begründung von Rechtsverhältniſſen, welche das deutiche R. ſpeciell 
für den Adel gefchaffen habe und welche aus einer angeblich größeren Dispofitionsbefugnif 
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erflärt werben, die das Individuum im M.A. beſeſſen haben fol. Im Gegeniat hierzu 
werben die Hausgejege der ſouveränen Häufer als Geſetzgebungsacte im eigentlichen Sinne des 
Wortes Hingeftellt. Gegen diefe Anführungen find namentlich Konrad Maurer und 
Georg Bejeler aufgetreten, welche das Corporationsprincip als die juriftiihe Seele 
der U. betrachten. In der That Liegt fein haltbarer Grund vor, den Begriff vollftändig 
über Bord zu werfen und das Recht der Satzung engherzig auf die oberfte Staatsgewalt 
zu beichränfen. Gleichwie Gemohnheitsrechte ſich nicht blos im Staatsganzen, ſondern 
aud innerhalb der organischen Gliederungen des Staates zu bilden vermögen, ebenfo ift 
ber Gſgb. des Staates die Selbftiagung kleinerer Berbände innerhalb des Staates be— 
grifflich gegemüberzuftellen. 

Lit: Wilda s. voce Autonomie in Weisle's RLex., I, 539. v. Gerber, Ueber ber 
Begriff der Autonomie im Arch. für ciwilift. Praris, XXXVII, 35 fe Konrad Maurer, 
Ueber den Begriff ver A. in ber fritifchen Ueberſchau, II, 229. Bejeler, Spftem bes D. 
Priv.R, 88. 26, 27. Maurenbreder, D. Priv. R, I, $. 71. Hermann, De Autonomia 
juris Germ. fonte, 1859. v. Gerber, Nachträgliche Erörterungen in feinen und Iherings 
Jahrbb. für Dogmatit, II, 411. Lewis in Behrend's Atfhr. f. Gab. u. Rechtspfl. 
III, 687. Heinrih Brunner. 

Aval. Der A. ift eine Namensunterfchrift, welche auf einem Wechſel unter oder 
neben einer anderen Namensunterfchrift fteht; je nachdem diefe letztere die Unterfchrift 
eines Trafjanten, die des Ausftellerd eines eigenen Wechſels, die eines Indofjanten oder 
die eines Acceptanten ift, ift der U. juriſtiſch eine Tratte, ein eigener Wechfel, ein Indoffament 
oder ein Accept, immer aber ein Wechjel, der ſich als Mitwechſel mit allen Wirkun- 
gen, welche den primären wechjelmäßigen Unterfchriften in abstraeto, wenn auch nicht 
gerade in concreto zukommen, biefem zugejellt, er ift demnach ein neuer Wechſel, der 
gerade jo gilt, wie wenn die Unterjchrift, welcher er als Mitwechſel beigegeben tft, nicht 
vorhanden wäre. Gewöhnlich wird der Avalift als Wechlelbürge bezeichnet; werm auch 
der Zwed der Bürgſchaft unter Umftänden durch den A. erreicht werden kann, fo weicht 
er von erfterer doch weientlih in Form, Wirkung und Inhalt ab; die Haftung des Ava— 
liſten ift eine rein felbftändige, im feiner Weife fubfiviär. Das Inftitut hat feinen Na- 
men von a valle („Darunter‘) oder à valoir, a valore („zur Bekräftigung“). 

Lit.: Art. 81 6. WO. Kuntze, WR. $. 18. Renaud, WR., $. 75.76. Thöl, HR. 
$. 280 fi. Ueber Wefen, Geſch. und Lit. de8 4. f. ausführlib Swoboda im Arc. f. Wech- 
fel-R. und Hanbels-R., Bd. AVII. 1868. S. 1— 49. Gareis. 

Averfionalkauf oder Kauf in Bauſch und Bogen, liegt vor, wenn der Kaufpreis 
für eine concrete Quantität vertretbarer Sachen nicht nach Maß, Zahl oder Gewicht (ad 
mensuram) oder für eine Mehrheit von Sachindividuen nicht mit Unterſcheidung der ein— 
zelnen, ſondern im Ganzen (universaliter) als ein Geſammtpreis, feſtgeſetzt wird, z. B. 
bei der Uebernahme eines Getreidevorraths oder einer Gemäldeſammlung für eine runde 
Summe. Das Merkmal dieſes Begriffs liegt alſo keineswegs, wie oft gelehrt wird, im 
Gegenſtande, ſondern in der Preisbeſtimmung, welche hier per aversionem, abgewandten 
Geſichts, d. h. ohne Anlegung des ſonſt üblichen Detail-Maßſtabes getroffen wird. J. 4 
88. 1. 2. D. de perie. 18. 6. 1. 62 $. 2 D. de contr. emt. 18. 1. Seiner recht: 
lichen Natur nad ift der Kauf in Bauſch und Bogen nur eine befondere Art des Spe— 
ciestaufs (emtio ad corpus). Daher fteht er im Allgemeinen auch unter den Regeln, welche 
für Diefen gelten. So geht namentlich die Gefahr auch hier jchon mit der Perfection, 
1. 62 $. 2 D. de contr. emt. 18. 1. 1. 35 $$. 5. 6 D. eod., das Eigenthum da= 
gegen erſt mit der Tradition und der Bezahlung bzw. Stundung des Kaufpreiſes über. 
In beiden Beziehungen ift das Preuß. R. feiner abweichenden Grundregel über den Kauf 
(ſ. dieſen Art.) treu geblieben; doch für die Gefahr der bloßen Berfchlechterung kehrt es 
inconjequenter Weife zum gem. R. zurüd und bürdet diejelbe vom Vertragsſchluſſe ab 
dem Käufer auf, 88. 117—119 ALR. I. 11. Das Sächſ. G.B. 8. 866 und der 
C. eiv. a. 1586 (vente en bloe) ftimmen binfichtlih der Gefahr mit dem Röm. R. 
überein. Etwas Eigenthümliches gilt indeffen für den Kauf in Baufch und Bogen tim Punkte 
der Gewährleiftung. Man unterjcheivet hier die Haftung für einen Mangel an der vor— 
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ausgefetten Ouantität und für emen Fehler in der Beichaffenheit ver Sachen. Einen 
Quantitätsmangel muß der Verkäufer dann, aber auch nur dann, vertreten, wenn er 
einen beſtimmten Umfang der Sache nad Zahl, Maß oder Gewicht angegeben (nach Preuß. 
R. zugefihert) bat, 1. 2 pr. 4 8.1. 1.13 8. 14 D. de act. emt. 19, 1. Wegen 
eines Fehlers aber dürfen alle gekauften Gegenftände vedhibirt werden, wenn um befielben 
willen das Ganze als jolches unbrauchbar iſt; jonft nur die einzelnen fehlerhaften Stüde. 
Es kommt dabei weſentlich auf Auslegung des Parteiwillens an, welcher die Zuſammen— 
gehörigkeit der Gegenftände bald mehr, bald meniger bedingt. 

Neuefte Lit.: Grucot in Goldſchmidt's Ztſchr. für Handels-R., III, ©. 471 fi. * Fich, 
Arch. für Wechſel- und Handels-R., VIII, ©. 21, 129 ff. d, 

Azpileneta, Martinus, geb. 1491 zu Barafayn in Navarra, Prof. can. zu 
Salamanca und Coimbra, ftarb in Rom 1586. 


Schriften: Consiliorum et responsionum libri V, Lugd. 1591. — Opp. Venet. 
1602 


git.: Hommel, Literatura jurispr., 8. 433. Teichmann. 


Ayrer, Jacob, war von 1594 an in Nürnberg Advocat und trat 1603 in 
pfälztiche Dienſte. 

Er ſchrieb: Hiſtoriſcher processus juris (eine Ueberarbeitung von Jacobus de The- 
ramo: Lis Christi contra Belial), 1597 Nürnberg; Frankfurt 1716 u. öfter. 

git.:Stobbe, II, 178. Teihmann. 


Azo (Borcius, Soldanns),lehrtezu Bologna mit großem Erfolge und ftarb 1230. 

Schriften: Leetura de codice, Paris 1577. Summa zum codex — Institutiones — 
Brocarda — Quaestiones, Sigle, U. 

Lit: Sapvigny, V, 1—44. Teichmann. 


B. 


Baco von Verulam, geb. 1561 zu London, wurde Adoocat, trat ind Unter— 
haus 1593, wurde 1607 solicitor general, 1613 attorney general, 1617 Groffiegel- 
bemahrer und 1618 Kanzler. 1620 wurde er der Beftechung angeklagt und zu Gefängniß 
und einer Buße von 40,000 Pfd. Sterl. verurtbeilt, welche Strafen ihm jedoch bald er- 
lafien wurden. 1624 ward er wieder in feine Aemter eingelegt und ftarb 1626 in 
Folge angeftellter Experimente. 

Schriften: Instauratio Magna, enth : De dignitate et augmentis scientiarum, engl. 
1605, Tat. 1623, deutſch Peſth 1753. — Novum Organum Naturae, 1620; engl. Leyden 1650, 
deutſch Berl. 1793, Leipz. 1830. — Historia naturalis. — ferner Essays 1597 (sermones 
fideles 1626); De sapientia veterum 1609 — Nova Atlantis — Historia Henriei VII. 
1622 — Scripta in naturali et universali philosophia, Amsterd. 1653 von ®ruter ebirt 
— Opera omnia, l,ond. 1740. 1765. 1825—35 (von BasilMontaigu). — Philof. Schrif- 
ten von Bouillet Par. 1834. 35 edirt. Eeine Werfe franz. von Lasalle Par. 1800—3. — 
Novum Organum von Lorquet Par. 1840. 


?it.: Biograpb.: W. Rawley (1638) fat. — Mallet (1740) engl. — Vauzelles 
1833 (franz.). — Joseph de Maistre: Examen de la philosophie de Bacon, 1837. — 
Deluc, Preeis ‘de la philosophie de Bacon. — Bluntjdli, I. 619-631. — Mohl, I. 
189. ITI. 561. — Macaulay, Essays (überf. v. Bülau), Leipz. 1850. — Lebensbeſchr. v. 
Kuno Fiſcher, Leipz. 1856. Teihmann. 

Bagatellprocek , d. h. das Verfahren in Nechtöftreitigfeiten über geringfügige 
Gegenftände. Zwar lehren die gemeinvechtlihen Procefjualiften, daß in folden Procefien, 
den Bagatelljachen, der jog. regulär oder unbeftimmt jummarifche Proceß ftattfinden ſoll, 
indeffen gibt es weder eine gemeinrechtliche Qualification des entſcheidenden Momentes der 
Geringfügigfeit, noch irgend welche allgemein gültigen Normen über die Geftaltung des 
Verfahrens in derartigen Nechtöftreitigfeiten. Die Ausbildung des B. gehört vielmehr 
ausſchließlich den deutſchen Part. Gſgbb. an. Der innere Rechtfertigungsgrund für die 
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Einführung eines befonderen, von dem gewöhnlichen abweichenden Verfahrens Liegt darin, 
daß die zahlreichen Rechtshändel über kleinere Objecte eine ſchnelle einfache Erledigung 
verlangen und damit dem Publikum mehr gedient ift, als mit einer nur auf Koſten der 
Nafchheit zu erreidhenden, eingehenden und wilfenfchaftlihen Behandlung dieſer Sachen. 
Berner kommen die Geſichtspunkte Dabei in Frage, daß der ftantliche Koftenaufwand auch 
zu dem Procegobject in einem gewiſſen Verhältniß ftehen muß und es nicht nur im In— 
tereffe der Parteien Tiegt, für derartige Angelegenheiten leicht zugängliche Gerichtsbehörden 
zu haben, fondern aud das allgemeine Intereſſe gefördert wird, wenn hier Richter ver: 
handeln, welche mit den Berbältniffen und Perſonen befannt find und in Folge deſſen 
lediglich Durch den Berfehr mit den Parteien unnüges und chicanöſes Procelfiren verhüten, 
ſowie die Anerkennung gerechtfertigter Anfprüche Leicht herbeiführen können. Aus dieſen 
Gründen weifen die Part.R. die B. regelmäßig vor die den Parteien zunächſt gelegenen 
Einzelrigter. Im Altpreußen gehören z. B. die B. vor die von den einzelnen Kreis— 
Gerichten in den Bezirk abdetadhirten Kreisgerichtscommilfionen, in den neuen Provinzen 
Preußens vor die Amtsgerichte und in Frankreich, jo wie am Rhein vor die Friedens— 
gericht. Als Grenze, bis zu welder der Streitgegenftand als Bagatell-Objeet gilt, iſt 
in den altpreuf. Provinzen die Summe von 50 Thlın. (VBerordn. vom 21. Juli 1846 
8. 28), in Naſſau, Heſſen-Kaſſel, Schleswig-Holftein und der Aheinprovinz (ebenio nad 
dem Nd. Entw. $. 3) die von 100 Thln., in Hannover die von 150 TIhlm. (Gef. vom 
31. März 1859 $. 4), in Baiern die von 150 Fl., in Würtemberg und Baden Die 
von 200 Fl., endlich in Frankreich die von 200 France feftgefegt. Was die Berband- 
lung diefer Sachen betrifft, jo wird in den Darauf bezüglichen Beftimmungen von den For— 
men des ordentlichen Procefjes abgelehen, und ftatt des Schriftenwechield auf die Klage 
findet gleib ein mündliches Berfahren, deſſen Reſultate freilich protocollirt werden, vor 
dem Einzelrichter ftatt. Selbſtverſtändlich hat man für dieſes da, wo fr den ordent- 
lichen Proceß der Anwaltszwang ſtatuirt ift, auch — und das gilt in allen vorhin er= 
wähnten Ländern — die Notbwendigfeit der Zuziehung von Anwälten bejeitigt. Einzelne 
Gſgbb. Haben die Erledigung diefer Proceſſe noch auf eigenthinnliche Weiſe zu vereinfachen 
geſucht. In Altpreußen wird bei Klagen auf die Yeiftung fungibler Sachen ein Befehl 
(Mandat) erlafien, das Berlangte zu gewähren oder binnen einer beftimmten (gewöhnlich 
14tägigen) Frift Widerfpruch zu erheben, und im Fall der Unterlafjung des letteven er— 
langt das Mandat ohne Weiteres die Kraft eines Contumazialerkenntniſſes. Aehnlich iſt 
das in Hannover eingeführte Mahnverfahren, welches ſich indeflen welentlich von dem 
preußifchen Dadurch unterfcheivet, daß der Gläubiger es nicht nothwendiger Weiſe einzufchlagen 
braucht, ferner auf die Vollſtreckbarkeits-Erklärung des erlaffenen Zahlungsbefehles an— 
tragen muß und der letztere überhaupt feine Kraft verliert, wenn ein ſolcher Antrag nicht 
Binnen 6 Monaten geftellt wird. Der Nd. Entw. (88. 722 ff.) bat dieſe Grundſätze 
adoptirt, aber das Mahnverfahren nicht auf Bagatellfachen beſchränkt, ſondern auch für 
Anfprücde auf höhere Beträge zugelaffen. Endlich find auch die Rechtsmittel, über welche 
gewöhnlich nicht von den Appellationsgerichten, ſondern von den Gollegialgerichten erfter 
Inſtanz befunden wird, im B. mehr bejchränft, wie bei den Proceſſen iiber höhere Objecte, 
jo kennt 3. B. das Altpreuß. Pre N. allein das nicht ſuspenſive Rechtsmittel des Recur— 
fes, mit welchem nur — unter Ausichluß des benefieium novorum — Berftöße gegen 
wejentliche Rechts- und Procefgrundfäge gerügt werden können. 
PB Hinfhius. 
Balduini, Iacobus, aus Bologna, Podeſtà von Genua, ftarb 1235. 
Schriften: Libellus instruct, advocatt. — de Io et Ilo decreto, Lugd. 1549. — 


De remediis contra sententiam — de confessionibus, . 
rit.: Savigny, V. 99— 114. Teihmann. 


Balduinus, Franciscus (Baudouin), geb. 1520 zu Arras, ftudirte in Lö— 
wen, wurde 1548 Prof. in Bourges, lehrte zu Straßburg, Heidelberg, Douay, Bari, 
Angers und ftarb 1573. 

Schriften: Comment. in IV libr. Institutionum, Par. 1546 — in leges XII tabb. 
Lugd. 1550. 1583 — in Novellas Lugd. 1548. Jur. eivilis catechesis Basil. 1557. Hal. 1723. 
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?it.: Heineccii, Jurisprud. Rom, et Attica tom. I. — Erſch und Gruber — 
Stobbe, II. 15. Teichmann. 

Baldus de Mbaldis (Baldeschi), Petrus, geb. 1327 zu Perugia, Schüler 
des Bartolus, promovirte 1344 in Perugia und lehrte zu Bologna, Perugia, Piſa, Flo— 
renz, Padua und Pavia, wo er 1400 ftarb. 

Schriften: Comment. zum Röm. R., Bened. 1615. — Ueber liber feudorum 1475 (f. 
Laspeyres, Libri feudorum, S. 107—112). — Ueber die erften 3 Bücher der Decretalen, 
Lugd. 1585. — Ueber den Coftniger Frieden. — Consilia Francof. 1599; Venet. 1609. — 
Zufäge 3. speculum des Durantis — Practica judiciaria, Lugd. 1515 — de juris docto- 
nibus(Savignp, III. 34. 35) — de pactis (Berlini 1582. p. 345 — 417). — Disputatio de 
vi turbativa (Savigup, VI. 247). Opera omnia, Taur. 1576. 

tit.: Savignv, VI 208— 248. — Hartmann, Das deutfche Wechfel-R., 1869, ©. 17. 
20. 23. 92. TZeihmann. 

Ballerini, Betrus, geb. 1698 zu Verona, lehrte zu Verona Humaniora und 
Theologie, ging 1748 nad Nom und ftarb 1764. 

Schriften: Il metodo di S. Agostino negli studj., Verona 1724, fram. von de la 


Croix, Par. 1760. — De usuris lieitis et illieitis, Bonon. 1747. — S. Zenonis sermo- 
nes, Ver. 1739. — 8. Antonini summa theol., Ver. 1740. — S. Raymundi ‘de Penna- 
forte summa, Ver. 1744. — S. Leonis P. M. opera, Venet. 1757. — De vi ac ratione 


primatus Rom. Pontificum, Ver 1776. 

Sein Bruder Hieronymus, geb. 1702, überlebte ihn mehrere Jahre. 

Schriften: Henriei Norisii opera, Ver. 1729—34. — Giberti opera, Ver. 1732, 

Lit.: Erfb ımb Gruber. Teihmann. 

Baluzius, Stephanus (Etienne Baluze), geb. 1630 zu Tule, wurde 
1670 ®Brof. jur. can. im college Royal, ſpäter nad Lyon relegirt und farb 1718 
zu Paris. 

Schriften: Petri de Marca 1. VIII. de econcordia sacerdotii et imperii, 1663. — Re- 
ginonis libri II de synodalibus causis et ecclesiastieis diseiplinis, 1671. — Capitularia 
regum Francorum 1677, ed. Chiniae 1780. — Conciliorum nova collectio, 1633. — Vi- 
tae Paparum Avenionensium, 1693. — Historia Tutelensis, 1717. — Miscellanen 1678 — 
1715, ed. Mansi Lucca 1761. — Bibliotheca Baluziana, Par. 1719. — Seine Biographie 
von ihm und von Ehiniac gefchrichen. 

tit.: Erſch und Gruber. — Pertz, Mon. Germ. L. L. I. I. 

Teihmann. 

Banferott. Berrügliche oder fahrläffige Herbeiführung wirklicher over ſcheinbarer 
Zahlungsunfähigkeit. Indem die Gefege den B. als ein befonders benamtes Delict in 
das Syſtem der Verbrechen einreihten, gingen fie von weſentlich verſchiedenen Gefichts- 
punkten aus. Theild nämlih ſah man in ibm mur eine eigentbümlide Form 
der Bermögensbeeinträbtigung, welde aus formellen Gründen einer jelbjtän- 
digen Behandlung zu unterziehen fer, theils fand man in der Erſchütterung der 
Greditverbältniffe, welche fi unter gewiffen Borausfegungen mit dem B. verbin- 
det, das für die ftrafrechtliche Behandlung defjelben entjcheidende Moment und ftellte das 
demgemäß beicränfte Delict unter die Berbrechen gegen die Grundlagen des Verkehrs— 
lebend. Im Zufammenhange mit diefem Gegenfage fteht ed u. A., da als mögliches 
Subject des ftrafbaren B. bald Jedermann gilt, was ver erjteren Auffafjung, bald 
mr der Kaufmann (Handeldsmann), was der anderen Auffaflung entſpricht. Dieje 
legtere iſt unzweideutig zur Geltung gebracht im Preuß. Str. Geſ. und im Nd. Entw. 
(vgl. das Franz. und Belg. Str. R.); die erftere dominirt dagegen im Sächſ., Braunſchw., 
Oeſterr. Str. Gef. und im Defterr. Entw. Die übrigen Gefege bringen weder die eine 
noch die andere Auffaflung zu beftimmten Ausdrucke. Sie ftellen meift dem B. der Kauf: 
leute den der Nichtfaufleute unter anderem Namen („Betrug in der Gant“, „Betrug beim 
Schuldenweſen“ — „fahrläffiges Schuldenmachen“) in der gleichen Rubrik zur Seite. 
Die dabei begegnende Subfumtion des betrüglichen Bankbruchs unter die Beftimmungen 
über ftrafbaren Betrug (ſ. auch Defterreich) iſt jedenfall nicht correct; da die ſpecifiſchen 
Mertmale des letzteren bei vieleneder ausdrüdlic zu jenem gezogenen Handlungen nicht 
vorliegen. — In Betreff der Frage, wer ald Kaufmann zu betrachten fei, wird jetzt 
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mehrfah auf den U. 4 des D.H.GB. Bezug genommen. Zum ftrafbaren B. ge 
hören Handlungen, weldye eine Richtung haben gegen die Gefammtheit oder wenigftens 
gegen eine Gruppe der Gläubiger. Dielelben pflegen in den Gefegen fpecificirt zu fein 
(opt jedoch Sachſen), und zwar in excluſivem Sinne (vgl. jedoch Braunſchweig). Das 
neben finden ſich zahlreihe Handlumgsweilen aufgeführt, welche nur einen Beweisgrund 
für die dolofe, bzw. die fahrläffige Herbeiführung der Infolvenz, nicht den Sachgrund der 
legsteren enthalten. Ferner Handlungen, welche mit dem B. nur in einem zufälligen Zus 
ſammenhange ftehen: Vetrügereien, oder auch ein fahrläffiges Gebahren bei Gelegenheit 
eines B. 

Zur Conſummation des DelictS gehört neben dem Vorliegen einer betreffenden be= 
trüglicyen oder fahrläffigen Handlung oder Unterlaffung die Einftellung der Zahlungen 
(Preußen, Nd. Entw.), bzw. der Zuſtand wirklicher oder fietiver Zahlungsunfähigkeit 
(Heflen, Würtemberg, Baden), oder auch (Thüringen, Tefterreich, relativ Sachſen, Baden) 
die formelle Concurseröffnung oder endlich die bloße Abficht der Infolvenzerflärung (relativ 
Sachſen). Im Weiteren ift zu unterfcheiden: 

a) der betrüglihe B., d. ı. die vorfägliche Herbeiführung des fraglichen Reſul— 
tate8 und damit einer Beeinträchtigung der Gläubiger durch eime der in den Geſetzen 
harafterifirten fraudulöfen Handlungen. Zu den legteren gehört u. A. das Verheimlichen 
oder Beileiteihaffen von Vermögensſtücken, das Anerfennen oder Aufftellen von Schulden 
oder Rechtsgeſchäften, welche fich als ganz oder theilweiſe erdichtet ermeilen ꝛc. — In Be— 
treff des Vorſatzes begegnen mehrfach geſetzliche Vermuthungen (vgl. 3. B. Hefien, 403). 
— Daß derjelbe zugleich auf rechtswidrigen Gewinn gerichtet ſei, wird im Allgemeinen 
nicht gefordert. 

b) Der fahrläffige (einfache) B. Zu den betreffenden Fahrläffigkeiten ge— 
bört der Verbrauch übermäßiger Summen durd Aufwand, Spiel oder Differenzhandel 
mit Waaren oder Börfenpapieren, die Nichtführung von Handelsbüchern, deren Führung 
geſetzlich gefordert ift x. 

Braunſchweig ftellt im „muthwilligen“ B. eine Mittelftufe zwiſchen betrüglichem und 
fahrläfligem auf. 

Gſgb. u. Fit.: Preußen 8. 259 — 62; Nd. Entw. 276— 78; Defterreih 199 f., 486; Oeſterr. 
Entw. 277—79, 283, 845 Sadfen 304-7; Heſſen 402—6; Baden 1465—65; Würtemberg 
364— 68; Braunſchweig 327—29; Thüringen 242—45; Belgien 489, 90; Frankreich 402 — 404. 
Köftlin, Abhandl. aus dem Str.R. ©. 362 fig. Mertel. 

Bankordnungen enthalten nicht die allgemeinen Nechtsregeln über das Bank— 
weien, jondern die Beſtimmungen über Einrichtung, Gelchäftsbetrieb, Vorrechte beftimmter 
Staatöbanten, mögen diefelben als reine Staatsanftalten auf Staatsfonds fundirt, von 
Staatöbeamten verwaltet werden, oder dem Privatcapital Betheiligung geftattet fein. Im 
die zweite Claſſe, die der gemtichten Staatsbanken, ift die wichtigfte Bank Norddeutſch— 
lands durd die B. vom 5. Oct. 1846 getreten. Ihr Geſchäftskreis geht weit über den 
einer Giro= (Depofiten=, Umſchreibe-) Bank hinaus, diefer Älteften, in Hamburg noch 
bewahrten Form der Banken, bei welcher mehrere Perfonen edle Metalle gemünzt oder 
ungemünzt (Barren) ficher hinterlegen, um unter Vermeidung der Baarzahlung durch 
Ab = und Zuſchreiben in den Banfbüchern mit einander (Giro Kreis) abzuredinen. Sie 
gehört zu den Zettelbanfen mit der Beitimmung, den Geldumlauf des Landes zu beför— 
dern, Gapitalien nutzbar zu machen, emer übermäßigen Steigerung des Zinsfußes vor— 
zubeugen, Handel und Gewerbe zu unterftügen. Demgemäß betreibt fie außer dem Giro— 
verkehr umfangreiche Geſchäfte aller Art mit Wechſeln, Staats= und beftimmten anderen 
Greditpapieren, mit Darlehnen gegen Lombard (bewegliche, uäher beftimmte Pfänder), mit 
Kauf und Berfauf von edeln Metallen und Münzen. Waarenhandel und andere ald die 
vorgeichriebenen faufmänntichen Geſchäfte darf fie aber nicht unternehmen. Sie zählt und 
rechnet im preuß. Silbergelde (Bankvaluta). Das Betriebscapital befteht 1) aus dem 
von Privatperfonen in Antheilen zu je 1000 Thalern, in einer uriprünglid auf 10 Mil: 
lionen bemefjenen, ſpäter wiederholentlich erweiterten Höhe eingeichoffenen Gapitale, aus 


IRB * © 


Bannrecht. in 


den Einihüfjen des Staates, den Ueberfchüffen und dem beſonders regulirten Reſervefonds, 
2) aus den, der Bank unter Garantie des Staates geſetzlich übenwiefenen, mit einem nur 
unter Zuftimmung der Banf- Antheild= Eigner zu erhöhenden mäßigen Sat (zu 2, 2%, 
3%/,) zu verzinienden Depofiten der Vormundſchafts- und Gerichtöbehörden, der Kirchen, 
Schulen, milden Stiftungen und andern öffentlichen Anftalten, bezüglich deren im Gel- 
tungsbereich des ALR. vielfache Borfchriften ergangen find. Jeder Banfantheil wird in 
die Stammbücher unter Benennung des Eignerd eingetragen und darüber ein auf den 
Namen lautender „Banf= Antheils= Schein” nebft Dividendenfcheinen auf je 5 Jahre aus- 
gefertigt, deſſen Mebertragung durch Ab= und Zufchreibung in den Büchern nad genau 
vorgeichriebenen Formen erfolgt. Die Berichtigung der Stammbücer ift wichtig, weil 
davon die Ausübung beionderer Rechte der Eigner und der, ihre Geſammtheit vertretenden 
Verfammlung der 200 Meiftbetheiligten abhängig bleibt. Jene Scheine entipredhen der 
älteften Form der Banknoten, insbeſondere verichiedener italienischer Banken. Die eigen- 
thümliche Bedeutung der Zettelbanfen aber liegt in der Ausgabe von Anmeifungen auf 
ſich ſelbſt als Papieren auf den Inhaber. Sie repräfentiren nicht das Betriebscapital, 
Sondern den Credit der Bank. Die preuf. Bank ıft zur Ausgabe nah Bedürfniß be= 
fugt, doch umter Beobachtung beftimmter Regeln, unter Aufjicht des Staates, Mitaufficht 
der Bank» Antheils = Eigner, und Controle einer beſonderen Immediat-Commiſſion. Dem 
entipricht die Einrichtung ihrer Verwaltung: Bankcuratorium, Chef, Hauptbankdirectorium, 
Provinzial= Banfcomtoire, Commanditen und Agenturen. Die Hauptbanf bildet mit ihren 
Abzweigungen ein gemeinjchaftlices, von der Finanzverwaltung des Staates unabhängiges 
Inftitut und hat die Eigenichaft einer juriftifchen Berfon. Ob fie als kaufmännische Nie 
derlaffung zufolge des H.G.B. zu betrachten, tft beftritten. Beſondere Borrechte genteft 
fie hauptſächlich beim Concurfe ihrer Beamten und im Lombardverkehr. Das praktiich 
wihtigfte Vorrecht Tiegt in der weiten Befugniß der Notenausgabe. Deren Freigebung 
bildet den Hauptpunft bei dem Verlangen nach jog. Bankfreiheit in den Staaten, welche, wie 
Preußen 1833, Defterreih 1847, die Ausftellung von Papieren auf den Inhaber an die 
Genehmigung der Negierung gefnüpft haben. Die 1848 in Preußen für ſolche Privat 
banfen, welche das Privilegium der Notenemiffion beanfpruchen, erlaffenen, einer Reihe 
von Banken in den verjchiedenen Provinzen zu Grunde liegenden Normatwbeftunmumgen 
werden vielfach für zu beſchränkend gehalten. 

Gfab.: Preuß. Bankordn. v. 5. Oct 1846, Gef.Samml. S.435 f. nebft Erg., bei. Gef. v. 7. Mai 
1856, Gef. Samml. S. 342. Gef. v. 24. Sept. 1866, Gef.Samml. S. 579. Einführung in die neu er— 
worbenen Provinzen, Gej.Samml. 1866 ©. 810, Gef. Samml. 1867 ©. 32. Normativbedingungen 
für Privatbanten mit Notenmiffion v. 15. Sept. 1848, Minift.Bl. d. inn. Verwalt. ©. 348. 

Yit.: O. Hübner, Die Banlen, 1855. Dr. Wagner, Syſtem der beutfchen Zettelbant-Gfgb. 
unter Bergleihung mit der ausländ., 1870. Geyer, Theorie u. Praris des Zettelbantweiens 
nebit e. Charakterift. d. engl., franz. u. preuß. Bant, 1867. I. C. Horn, Banffreiheit, 1867. 

Schaper. 

Bannredht ift das Gewaltverhältnig, vermöge deſſen der Bannherr den Bemohnern 
eines bejtimmten Bezirkes verbieten darf, gewiſſe wirthfchaftliche Bedürfniſſe bei einem 
Dritten zu befriedigen. Einen pofitiven Zwang zur Abnahme der Bannobjecte jchliekt 
das B. zwar nicht in fich, doch kann es, da biejelben meist Lebensbedürfniſſe find, eine 
Nöthigung hiezu involoiren. In der Regel ift es zugleich Realrecht, d. h. an den Beſitz 
eines Grundſtückes geknüpft. 

Der Inhalt der B. iſt ein verfchiedenartiger. Am häufigften kommen vor: der 
Mühlenzwang (dad Recht zu fordern, daß die Bannpflictigen ihr Getreide in der Bann- 
mühle mablen laſſen), der Badofenzwang, der Bierzwang, der Weinzwang, der Kelterzwang 
des Inhalts, daß die im Bannbezirke gewachſenen Trauben nur unter eine beftimmte 
Kelter gebracht werben Dürfen). 

Die Praris des gem. N. bat die B. als dingliche Rechte aufgefaft und 
währt eine actio confessoria auf Anerkennung des Rechts als ſolchen. Wegen der 
einzelnen Gontravention hat der Bannherr eine Klage auf Entichädigung und Geldſtrafe. 
Uebrigens find auch die Rechtsmittel zum Schug des Quaſibeſitzes auf die B. ausgedehnt 
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‚ worben. Die Bereitung der dem B. untermorfenen Gegenftände zum eignen Gebrauche 
fteht den Bannpflichtigen frei. Iſt der Baumherr nicht in der Yage ihre Bedürfniſſe in 
entiprechender Weife zu befriedigen, jo find fie ihrerſeits Durch fein Recht nicht gebunden. 

Sefchichtlich find Die B. auf gutäherrliche Verhältniſſe, auf ſtaatliche Verleihung, auf 
Berabredung oder auf factiiche Vergewaltigung zurüdzuführen. Ihre Stellung im heutigen 
Privatrehts-Syftem iſt ftreitig. Die ältere Doctrin faßte fie als Servitutes in faciendo 
oder auch als negative Servituten auf. Neuere fehen in ihnen ein eigenthümliches 
Sachenrecht oder ein ſog. dingliches Forderungsrecht. Gerber betrachtet fie als Zuftande- 
obligationen, welche einem Acte individueller Willfür des Staates ihre Entftehung verdanten. 
Meines Erachtens muß man überhaupt darauf verzichten, Die B. in ein Rechtsſyſtem 
einzureihen, das auf das Princip der freien Perfönlichkeit gebaut tft, welche durch Das B. 
negirt wird. Dieſes erſcheint als ein Gewaltwerhältnig des Bannherrn über die Bann: 
pflichtigen, die ſich im dieſer Beziehung in partielle Unfreiheit befinden. Die anomale 
Natur der B. und ihre vollswirthſchaftlichen Nachtheile erklären es, daß der Zug ber 
Zeit auf Beſeitigung des Inſtitutes gerichtet ift. In den meiften Ländern Deutſchlands 
bat man die B. für aufgehoben oder doch für ablösbar erklärt. Im Defterreih wurde Der 
Mühlenzwang durch Gef. vom 30. Juli 1789 befeitigt, doch beftchen B. noch 
in der odioſeſten Form für geiftige Getränke in Galizien als ein Reſiduum gutöherrlicher 
Rechte, weldes von den Großgrundbeſitzern mit Eiferfucht gewahrt wird. In Preußen 
verſchwanden die B. durch die Edicte vom 28. Oct. und 2. Nov. 1810 und die Ge— 
werbeorpnung vom 17. Jänner 1845, in Sachſen durch Gel. vom 22. März 1838. 

fit.: Heimbach in Weiske's Rechtslexilon XV. s. v. Zwangs- und Bannredhte, Dun der 
in ber Ztfchr. für D. R. IL, 70 ff, Hagemann, Lehrbuch des Lanbwirtbichaftsrechts 155—157;5 
vgl. f. die Lehrbb. des D. Priv.R. von Mittermaier $ 528, 529, Befeler p. 882, 
Gengler 361, 363, v. Gerber 156 (2). Heinrib Brunner. 

Barbeyrae, Jean, geb. 1674 zu Beziers, verlief Frankreich nad Widerruf Des 
Edicts von Nantes, lehrte zu Berlin, Laufanne, Gröningen, wurde Mitglied der Academie 
zu Berlin und ftarb 1741. 

Er commentirte und überſetzte: Le droit de la nature et des gens de Pufendorff 
Amsterdam 1706. 1712. 1720. 1732. — Les devoirs de l’homme et du eitoyen de Pufen- 
dorff Amsterdam 1734. — Traite du droit de la guerre et de la paix de Grotius Amster- 
dam 1724. — Les lois de la nature expliquees de Cumberland 1744. — Du pouvoir des 
souverains und De la libertd de conscience de Noodt Amsterdam 1714. 1731. — Sermons 
de Tillotson Aınsterdam 1722. Er fhrieb: Traite du jeu 1737. — Traite de la morale 
des Peres 1728. — Histoire des anciens traites 1739. 

Lit: ©. Band I. pg. 755. Teihmanı. 

Barbofa, Petrus de, aus Viana in Portugal, Prof. in Coimbra, Canzlar des 
Könige. Bortugal, Ihrieb im 16. Jahrh. Comment. ad interpretationem tit. de 
judieis Francof. 1615. 1650. — Auguftinus Barboja war 1648 Biſchof zu 
Ugento (Portugal) und ftarb 1649. 

Schriften; Repertorium juris eivilis et canoniei. — De officio et — epis- 
copi. — Remissiones in loca varıa cone. Tridentini Liss. 1618. — Coll. ad V. libr. Decre- 
talium. — Dietion. latino-lusitanum. — Opera omnia Lugd. 1716. 

Lit.: Jöcher, „Barbofa”, Erih und Gruber. TZeihmann. 

Bartolus, geb. 1314 zu Saffoferrato (Urbino), Schüler des Cinus, Yuttrigarius, 
Oldradus, Belvifio, Tehrte zu Bologna, Pifa, Perugia und ftarb 1357. Unbeftritten der 
erfte Nechtölchrer feiner Zeit. 

Er zuerſt Shrieb: einen das —— Röm. R. umfaſſenden Commentar: in Digestum 
Venet. 1479. — Infortiatum Lugd. 1544. — Dig. novum Venet. 1478. 1486. — Codex — 
tres libri Venet. 1477. — Authentieum Venet. 1477. — Consilia Venet, 1501. — Quaestiones 
Colon. 1570. — Opera omnia Basil. 1558. 1559. — Venet. 1473. 1615. Münden 1845 - 46. 
— Qluaestio inter virginem Mariam et diabolum im Processus jocoserius Hanov. 1611. 
— Der ibm zugefchriebene- ordo judieii rührt nicht von ibm ber (S. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. 
III. 30 1—26. — Ztſchr. f. geſch. Rechtsw. XI. 54. 109. — Martin ordo judieii Jenae 1826, 

Lit: Savignv VI. 137—184. — Briegleb: Comm. Jo. Faxioli et Bartoli de Saxo- 
ferrato de Summaria cognitione rl. 1843. Nicellus: Concordantiae contrarietatum Dom. 
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Bartoli Lugd. 1515. — Diplovataceii vita Bartoli ed. Fabrieius Hamb. 1724. — Stin tzing, 
Geſch. d. Lit. des röm. fan. R. Leipz. 1867. ©. 70. 71. 267. 287. 302. 
Teihmann. 

Baulaft. In älterer Zeit wurde die bauliche Unterhaltung der Kirchengebäude 
aus eimem Theile (gewöhnlich dem vierten) der fir die ganze Diöceſe auflommenden Eins 
fünfte unter Heranziehung der Hörigen auf den Gütern der Kirche und Benutzung der 
auf den letzteren genommenen Materialien beſtritten, während die Kapellen und Oratorien 
der großen Grundherrn von diefen reparirt wurden. In Folge der weiteren Entwidlung 
des Pfarrinftems und der damit eintretenden Spectalifirung des Kirchengutes verwandte 
man ſpäter die für die einzelnen Kirchen beftimmten Einnahmen, namentlich die Zehnten und 
die Ueberſchüſſe des Geiftlihen aus jeinen Pfründen-Einfünften zu dem gedachten Zweck. 
Mit dem Uebergehen der Zehnten in die Hände von Yaien traf auch diefe die auf den 
Zehnten haftende B. Für den Fall der Unzulänglichfeit aller diefer Einnahmequellen 
mußten die Parochianen eintreten. An diefe Verhältniffe hat das Tridentinum angefmüpft, 
indem e8 Sess. XXI. c. 7. de reform. die oben (Bd. I. ©. 475) über die Berfon der 
Verpflichteten dargeftellten Grundfäge ſanctionirte. Particularrechtlich find diefe aber viel 
fach Hinfichtlich der Pfarrfirchen und Pfarrhäufer modificirt, To bat in Defterreich und 
Preußen der Patron ohne Rüdfiht auf einen etwaigen Bezug Firchlicher Einfünfte bei 
Unzulänglichkeit der Fabrika fofort für beſtimmte Yeiftungen (baare Auslagen, vefp. eine 
Duote der Baufoften) einzutreten, während das Franzöſiſch-Rheiniſche N. die fubfidiäre 
Verpflichtung auf die Civilgemeinden gelegt hat. — Der Umfang der Haftbarfeit der 
Verpflichteten beftummt fich nach gem. kath. ER. folgendermaßen: die Fabrila haftet 
nicht blos mit ihren Zinfen, ſondern das Capital derjelben kann auch infoweit angegriffen 
werden, als nod ein für die Beitreitung der fächlichen und perſönlichen Ausgaben des 
Gottesdienftes ausreichender Fonds übrig bleibt. Was die in zweiter Linie wegen des Bes 
zuges von kirchlichen Einkünften neben einander haftenden Perfonen betrifft, jo wird ihre 
proratarifche Pflicht nach Maßgabe ihrer jährlichen nad) einem Durchſchnittsbetrage feſt— 
zuftellenden, beitragspflichtigen Bezüge beftimmt. Bei den Parochianen geſchieht die Ver— 
theilung gewöhnlich nach dem für die Gemeindelaften beftehenden Maßſtab. Diefe Grund- 
füge gelten für Neubauten, Erweiterungen und Reparaturen der gedachten kirchlichen Ge— 
düude, Jedenfalls müſſen die Koften für die zum Gebrauche des Gebäudes als ſolchen 
nothwendigen und wejentlichen Bejtandtbeile (alſo z. B. für den Hauptalter) von den Ber: 
pflichteten beitritten werden, während binfichtlich der Beſchaffung der ſonſtigen Kirchenein⸗ 
richtung (z. B. der Orgeln, Glocken, Kirchenftühle u. ſ. w.) eine große Mannichfaltigfeit 
der Gſgb. und des Gewohnbeitsrechts, in Ermangelung berarige Normen aber in der 
Fraris mander Streit (ſ. Seuffert, Ard. Bd. 4. Nr. 73; 12. Wr. 301; 14. Wr. 48) 
berricht. Dagegen umfaßt die Pfuͤcht zur B. jedenfalls it Die Verbindlichkeit zur 
Tragung der Koften für die Anſchaffung der nicht in Verbindung mit dem Gebäude 
ftebenden gottesdienftlichen Geräthichaften und Utenfiltien (wie 3. B. der Mefgewänder 
und fonftigen Paramente). 

ueber die Perſonen der Verpflichteten nach evangeliſchem KR. iſt gleichfalls 
Bd. I 493. das Nöthige bemerkt. Die particularrechtlichen Abweichungen ſind hier 
mitunter ——— die fir das katholiſche KR. vorkommen, weil wie z. B. durch 
das Preuß. L.R. die Berhältniffe beider Confeffionen in einem einheitlichen ftaatlichen Geſetz 
geregelt find. Eine principielle Abweichung der Grundauffaffung des beftehenden evan— 
geliichen R. von dem fatholijcyen dahin, daß Die Banpflicht der Parochianen aus dem 
allgemeinen Princip, daß die Gemeinde ihre kirchlichen Anftalten zu erbauen und zu ers 
halten habe, herfliege (1. Herrmann), läßt ſich hiſtoriſch nicht nachweiſen, wenn gleich 
jenes PBrincip für eine Neugeftaltung des kirchlichen Steuerweiend gewiß als richtig aner— 
kannt werben muß. 


tit.: Permaneder, bie kirchl. Baulaft nach gem. fan. u. bayer. R. 2. Aufl. München, 
1856; Herrmann, zur Lehre von den Kirchenlaften in Ztiſchr. für D. R. ve 18. ©. 29 fi. 
P. Hinſchius. 
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Bebenburg, Lupold von, aus dem Geſchlechte der Kichenmeifter von Roten— 
burg und Nortenberg, Schüler des Andreae. 

Er ſchrieb: Tractatus de juribus regni et imperii Romanorum (ed, Wimpheling 
1508, Straßb.) u. Ritmaticum querulosum et lamentosum dietamen de modernis cursibus 
et defeetibus regni ac imperii Romanorum, 

Lit.: Erfh und Gruber — Stobbe l. 456. 627. Teihmann. 

Beccaria, Ceſare Bonefana geb. 1735 zu Mailand, Lehrte daſelbſt jeit 1768 
politifche Deconomie und ftarb 1793. 

Er ſchrieb das epocdhemadende Wert: Dei delitti 'e delle pene Monaco 1764 — am 
beften Venez. 1781. — franz. v. Morellet 1766 — de Lisy 1773. Dufey 1810. — Collin 
de Plancy 1823. — Gauthier Par. 1823. — Faustin Helie Par. 1865. 2. ed. 1870. Deutſch 
am beften von Jul. Glafer, Wien 1551. — Opere Napoli 1770. Florenz 1954. 

tit.: Voltaire comm, sur le livre des delits et des peines 1766. — Schall: Bon Ber- 
brechen und Strafen. Leipzig 1778. — Helie Observations im compte-rendu des séances et 
travaux de l’acad. des sciences mor, et pol. III. ven 14. Dec. 1855. — Bluntſchli I. 
757—62. — Hebel, die Todesftrafe in ihrer eultur-geſchichtlichen Entwidlung Berlin 1870, 
©. 148 - 151. — v. Holtendorff, Allg. D.Str. R.Ztg. 1865 S. 549. 550. — 1867 ©. 56 — 
Ces. Cantü, Beccaria ed il diritto penale Firenze 1862. Teihmann. 

Bedingungen. ©. Band I, ©. 280. 1. B., conditio, heißt ſowohl a) bie 
Selbftbeichränfung des Willens, die Abhängigmahung deffelben vom Eintritte einer zu— 
künftigen und ungewiſſen Thatſache, als b) dieſe Thatfache jelbft, und c) der Beltandtheil 
der Willenserklärung, in welden die Selbſtbeſchränkung (mit „wenn... . .“) ausgedrückt ftebt. 

2. Eine Willenserklärung fann der Form nad) bedingt fein, figuram conditionis 
haben, ohne vim conditionis zu haben, d. h. ohne daß wirklich dadurch der Wille als 
ein materiell ungemiffer fundgethan werde. So wenn die Thatfache feine zukünftige it, 
fondern eine gegenwärtige oder vergangene: jogenannte‘c. in praesens vel in praeteritum 
collata, 3. ®. „Ic will, wenn es jet in Yondon regnet,“ — „wenn es geftern geregnet 
hat“. Die Ungewißheit ift hier rein ſubjectiv, und die Willenserklärung ift jest ſchon 
entweder unbedingt oder nichtig. 

Die Verfügung ift auch von vornherein unbedingt, wenn die Thatfache zwar eine 
zukünftige ift, aber nothwendiger Weife eintreten muß, alſo eine gewille ift, 3. B. „ich 
will, wenn die Sonne heute Abend untergeht“, oder wenn eine unmögliche Thatjache nicht 
eintreten jolle, 3. 3. „si intra calendas digito coelum non tetigerit“: ſog. not h— 
wendige B., c. quae omnimodo extiturae sunt. 

Ebenſo wenn lediglich eine ohnehin ſich von ſelbſt verftehende Vorausfegung des 
fraglichen Rechtsverhältniſſes als B. ausgeſprochen wird: ſog. ftillichweigende B,, 
c. tacita, quae inest, auch c. juris. 3. B. es wird eine Dos beſtellt, „wenn Die 
Ehe ſtattfindet“. 

In allen dieſen Fällen ift jomit feine eigentlihe B. vorhanden. Wohl aber fieht 
man darın gewöhnlih uneigentlihe B., indem man auch nod die unmögliden B. 
dazu rechnet. Für Ddiefe Bezeichnung, die zwar nicht tadellos aber doch unſchädlich ift, 
läßt fid) anführen, dag Papinian auch obige Fälle unter die Bezeichnung conditio, — 
in einem weiteren Sinne —, ſubſumirt hat. 

3. Arten. a. Man nennt die B. affirmativ, wenn die ungewifje zufünftige 
Thatfache eine pofitiwe ift, 5. ®. „wenn es morgen regnet”, und negativ wenn Die 
Thatſache eine negative ift: „wenn es morgen nicht regnet”. — b. Poteſtativ-B. iſt 
die, bei welcher der Eintritt der Thatſache von einer freien Handlung des bedingt Berech— 
tigten (nicht aber des VBerpflichteten, noch eines Dritten) abhängt, 3. B. „ich verſpreche 
Dir hundert, si servum manumiseris; cajuell ift die B., wenn der Eintritt der 
Thatſache vom bloßen Zufall abhängt oder wenigftend vom Willen des Berechtigten unab— 
bängig ift, 3. B. „wenn es morgen regnet“; gemufcht, wenn beide Elemente mitwirken, 
was natürlich in verſchiedenem Maße ftattfinden fann, 3. B. „wenn Du heiratheſt“, — 
oder „binnen einer beftummten -— längeren oder kürzeren — Friſt heiratheſt“, — oder 
„gerade die Berfon heiratheft”. — ec. Die B. melde ſich auf anfängliche Entftehung eines 
Rechtsverhältniſſes bezieht, heit aufichiebende oder Suspenfin-B.; diejenige, 
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welche ſich auf Vernichtung eines Verhältniſſes bezieht, beißt au flöfende oder Reſolutiv-B. 
Es iſt fein Grund dieſen allgemein vecipirten Sprachgebrauch zu verwerfen, obichon, näher 
betrachtet, auch die Reſolutiv-B. ald aufſchiebend erjceint. Indem einer Willens: 
aflärung eine Reſolutio-BB. beigefügt wird, wird eben mit der Haupt-Erklärung, welche 
unbedingt tft, die Nebenerflärung verbunden, daß das durch die Haupterflärung geichaffene 
Verhältniß unter Suspenfin-B. aufgelöft jein joll, z. B. A verfauft dem B jein Grund: 
fü unter B. der Bezahlung des Preiſes binnen beſtimmter Friſt als Reſolutiv-B. 
Unbedingtes Hauptgeſchäft: Verkauf des Grundſtücks. Bedingtes Nebengeſchäft: Auflöfung 
des Berfaufs unter Suöpenfiv-®., ut fundus inemtus sit, si ad diem pecunia soluta 
non sit. — Somit ift die Eintheilung in Suspenſiv- und Reſolutiv-B. nicht ſowohl 
ane Eintheilung der B. jelbit, als wielmehr eine Eintheilung der bedingten Rechtsgeſchäfte. 
d) Phyſiſch unmögliche B., quae natura impleri non possunt, gelten als nicht 
geihrieben, wenn fie einer legtwilligen «Verfügung geſetzt find; Geſchäfte unter Lebenden 
dagegen werben durch Beifügen einer ummöglichen B. vernichtet. Iſt die unmöglice B. 
eine auflöfende, jo folgt aus dem sub ec. Bemerkten von jelbit, daß das Hauptgeichäft 
aufreht bleibt, da mur das Mebengejchäft bedingt, alſo nichtig if. Rechtlich 
unmöglihe B., quae jure impleri non possunt, jtehen den phyſiſch unmög— 
lihen vollſtändig gleih, 3. B. si Sejus sorori nupserit, si rem sacram vendideris, 
u. dgl. e) Nicht zu vwermwechleln mit den unmöglihen B. find Diejenigen, deren Er: 
fülung eine Thatſache vorausfest, Die zwar wohl möglich if, — während eine gültige 
Ehe zwijchen Geſchwiſtern etwas völlig Unmögliches war, — aber nicht jtattfinden darf, 
weil Moral oder Gefeg Dies verbietet, og. c. contra leges, contra bonos mores, 
turpes, unerlaubte, unfittlide B. — Freilich werden dieſe B. den unmöglichen 
mehrfach gleichgeftellt, aber doch nur infofern durch deren Wirkſamkeit das Schlechte be— 
fordert würde; wo feine Derartige Gefahr vorliegt, iſt die B. ald eine ordentliche B. zus 
gelaffen und wirkſam. So kann die bedingte Verbindlichkeit gültig fein in Fällen wo das 
Unfittlihe oder Gejegwidrige in der Perfon des bedingt Berpflichteten oder auch eines 
Dritten ftattfinden joll, nicht aber in der Perſon des Berechtigten; ferner gilt die 
negative unerlaubte B. als unfittlich und vernichtet Die Verbindlichkeit, 3. B. A kann nicht 
dem B hundert verfprechen, „wenn er, A, Das Unerlaubte nicht begeht“, oder „wenn B das 
Unerlaubte nicht begeht“, während die B. zuläffig üt: „wenn eim Dritter C das Uner— 
laubte nicht begeht.“ Dieſem Gefichtspunfte entipricht es volllommen, daß auch ſolche B. 
als unerlaubte erſcheinen können, in welchen die geſetzte Thatſache an und für ſich betrachtet 
ganz tadellos iſt, wobei aber die Unſittlichkeit eben darin beſteht, daß eine derartige tadel— 
loſe Thatſache zur B. eines Rechtsgeſchäfts gemacht wird: jo Eheſcheidung, Eingehung 
oder Nichteingehung einer Ehe, oder einer beſtimmten Ehe, u. dgl. Die Beantwortung 
der Frage, welche B. für unerlaubte zu halten ſind, hängt natürlich vor Allem von 
dem poſitiven Rechte des Staats und von den ſittlichen Auſchauungen des Volks ab; 
jo wurde 3. B. Die B. der Ehelofigfeit unter der Herrichaft des chriftlichen Gältbats- 
und Keuſchheitsſyſtems ganz anders behandelt als nad) dem Ehe-R. des Kaiſers Auguft; 
jo muß auch die c. de mutanda oder de non mutanda religione je nad) dem augen- 
blitlich vorwiegenden Standpunkte beurtheilt werden. 

4. Die B. ſchwebt, pendet, jo lange es ungewiß ift, ob die betreffende That— 
ſache eintreten wird oder nicht; fie fällt weg, defieit, jobald das Nichteintreten gewiß 
iſt; fie ift erfüllt, impletur, existit, jowie die Thatſache eingetreten ift, wie verftanden 
von den Contrahenten, rejp. von Demjenigen der die B. gelegt bat. 

Eine nicht erfüllte B. kann in einigen Fällen als erfüllt angelehen werden; jo wenn 
Derjenige, der von der Nichterfüllung Nugen ziehen fol, die Erfüllung verhindert hat, 
und wenn der bedingt Berechtigte, der eine Poteſtativ-B. zu erfüllen hat, ohne irgend ein 
Berihulden ſeinerſeits in die Unmöglichkeit verfegt wird diefelbe zu erfüllen. 

5. Wirkungen. a) Sämmtliche Wirfungen der ſchwebenden B. werben durch 
den doppelten Umftand beſtimmt, daß einerfeits das bedingte Rechtsverhältniß noch nicht 
entftanden ift, und daß daſſelbe andererjeits im Falle der Erfüllung ganz unabhängig vom 
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Willen der Intereffirten entftehen wird. „Nihil interim debetur“, jagt der rim. Yurift 
von der ec. pendens bei Obligationen. Der bedingt Berechtigte, der Gläubiger sub 
conditione, hat noch fein Recht die Yerftung zu verlangen; die Gefahr des Untergangs 
trägt der Schuldner. — Es wird aber existente conditione gejchuldet werden, es ift 
spes debitum iri vorhanden. In Folge deſſen darf ver bedingte Schuldner nichts thun, 
um die Erfüllung zu verhindern, zu vereiteln; die spes debitum iri ift al$ jus futurum 
ein Beltandtheil des Vermögens des bedingt Berechtigten und geht, wenn die Natur des 
Verhältniſſes es zuläßt, auf deſſen Erben über. Der bedingt Berechtigte darf auch gewiffe 
Conjervationsmapregeln treffen, behufs Sicherftellung des ihm ewentuell zuftehenden Rechts. 
Ihn trifft endlih Das perieulum deteriorationis. b) Deficirt die B., jo ift vom 
erwarteten Rechtsverhältniß feine Nede mehr. c) Dagegen tritt durd Erfüllung dieſes 
Rechtsverhältniß in Wirkſamkeit, wird perfect, und zwar ohne befondere Willenserklärung, 
da man bereits im Augenblide, wo das Rechtsgeſchäft bedingungsmeife eingegangen wurde, 
erflärt hat in dem Falle zu wollen. Eben deshalb wird auch im Ganzen die 
Wirkung auf jenen Augenblid retrotrabirt. 

Sp wird im Fall einer ſog. Nefolutiv-B. das aufgelöfte Nechtsverhältnig als nie 
dageweſen betrachtet, und alle daraus bereits entiprungenen Folgen werben rücdgängig. 

Ebenjo wird beim unter Suspenfiv-B. gejchloffenen Vertrage, auch beim Bfandver: 
trage, das Nechtöverhältnig als von Anfang an beftchend angenommen, freilich nicht ohne 
Belchränfungen in einzelnen Fällen, — Dagegen findet bei Juspenfiobedingter Uebertragung 
von Eigenthum oder von dinglichen Nechten (mit Ausnahme des Pfandrechts) keine Rück— 
wirfung ftatt; das Recht entjteht ipso jure, aber datırt erft vom Augenblide der Er: 
füllung, ex nune, indem hier die B. wie ein dies a quo wirft. — Auch bei bedingten 
Vermächtniſſen findet keine Rückziehung ftatt, während fie bei bedingter Erbeinſetzung, dem 
Grundfage der Continuität gemäß, nothwendig ftattfinvet. 

Die Lehre von den B. nad dem AUPrER. weicht in einigen Hauptpunften von 
der eben Ddargeftellten gemeinrechtlichen Yehre ab. Rückwirkung findet überhaupt nicht 
ftatt. Jede Willenserklärung, möge e8 eine Willenserklärung von Todes wegen fein oder unter 
Yebenden, wird durch beigefügte unmögliche B. vernichtet; für die unerlaubten dagegen it 
die röm. Diftinetion beibehalten worden. Uebrigens ift auch der Begriff der B. im L.rR. 
nicht jo ſcharf beftummt als im Röm. R.; es können auch vergangene Begebenheiten 
zur B. gemacht werden. — Der C. N. fließt ſich hier um Ganzen an das Röm. R. 
an, jedody nicht frei von Mißverſtändniſſen; To find einzelne Begriffsbeftimmungen etwas 
ſchief, z. B. die Definition der Poteftativ-B., der Suspenfiv-B ; die unerlaubten, unſitt— 
lichen B. find den unmöglichen geradezu gleichgeftellt. Ebenfalls in Folge irrthümlicher 
Auffaffung it der Sat, daß pendente conditione der Gläubiger die Gefahr der Ver: 
Ichlechterung trägt, nicht aufgenommen, und wird jede Verbindlichkeit für ungültig erklärt, 
wenn fie unter einer B. eingegangen ift, welche von der Willfür desjenigen abhängt, der 
fich verbindet. — Den gemeinrechtlichen Sag, daß die einer Verfügung von Todes wegen 
gefette unmögliche B. pro non seripta gilt, dehnt C. N. auf freigebige Verfügungen 
unter Yebenden aus. 

Duellen: D. XXVII. 7. XXXV., 1. C. VL, 28. VIII, 55. XI, 46. A. Pr. 
ER. I. 4, 99—144; 5, 226—229; 12, 478-518. C. N. 900. 944 ff, 1168—1184. 

Fit: Neuere, zum Theil ſehr divergivende Bearbeitungen dieſer Lehre: Windſcheid, die 
Wirkung der erfüllten B., Baſel 1851; Eiw.-Arh. XXXV ı.a.. — Maafen, zur Lehre von 
den B., Bonn 1854. — Fitting, ber Begriff der Rüchziehung, Erlangen 1856: Cib.Arch. 
XXXIX., XLVL, Goldihmidts Ztſchr. u. a. m. Rivier. 

Beerdigungspflicht. Die Verpflichtung eine Leiche zu beſtatten, liegt verſchiedenen 
Perſonen ob. Vor allen Anderen Demjenigen, der dieſe Pflicht durch Vertrag über: 
nommen bat (Begräbnifvereine, Sterbecaffen), jowie dem Erben oder Vermächtnißnehmer, 
dem der Verftorbene diefen modus auferlegt hat. Sodann dem Erben als ſolchen, und 
in gleicher Yinte nad) dem Tode einer Ehefrau Demjenigen, welchem die Dos zufällt; im 
Falle von Goncurvenz theilt ſich Die Verbindlichkeit nacdı dem Verhältniß Des Betrags der 
Dos zum Betrage der Erbſchaft. Nach dem Tode eines Hauskinds in potestate ijt Der 


ruhe 
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Inhaber der väterlichen Gewalt verpflichtet. Endlich der Ehemann als folder; nad 
heutiger Praxis aud die Ehefrau, ſowie ſubſidiär ein Jeder, welcher dem BVerftorbenen, 
wenn er lebte, eventuell Altmente ſchuldig Tein würde. 

Die Koften werden, joweit möglich und nichts Anderes beftimmt, aus dem Nachlaſſe 
beftritten; im diefem Falle hat man ſich im Zweifel nad) dem Betrage deſſelben für das 
Maß des Aufwands zu richten. Sonft muß der Berpflichtete die Koften tragen, und 
zwar nach eigenem Stand und Vermögen. Zu den Beerbigungsfoften gehören übrigens 
Yurusausgaben, 3. B. für Kunft-Monumente, nicht, jondern nur die nöthigen und üblichen 
Verwendungen für Einfleivung der Leiche, Sarg, Transport, Grab u. dgl. — 

Der Nichtverpflichtete, welcher die Beftattung bejorgt bat, hat gegen den Verpflich— 
teten eine der Geichäftsführungsklage nachgebilvete privilegirte actio funeraria auf Erſatz 
keiner Verwendungen ſoweit diefelben angemeffen find. 

Nah A.Pr.L.R. ift der überlebende Ehegatte zur Beerdigung des Berftorbenen 

flichtet. 
—— D. XI. 7. de religiosis — A. Pr. ER. II. 1. 8. 434. 435. 
Fit.: Koch, das Recht ber Forderungen III. 71 ff. — Waltber, über Leichenbeftattungs- 
foften nach heutigem Röm. R.; ın der Ztſch. für Eiv.R. u. Pre N. 8. XVIL, - en 
ivrer. 

Beglaubigungsſchreiben, Creditive (lettres de erdance) heißen die Schrift— 
ftüde, durch welche die Stellung eines Geſandten für die ihm empfangende Regierung be— 
urfundet wird. Darin find Name und Charakter des Gefandten angegeben und die 
Natur des ihm ertheilten Auftrages bezeichnet. Auch fand ſich darin regelmäßig — ein 
Zeichen für das in die alte Diplomatie allgemein gelegte Mißtrauen — das fürmliche 
Erſuchen ausgefprochen, der von dem Gefandten abgegebenen Erklärungen vollen Glauben 
beizumeſſen. Die B. find fomit Briefe des entjendenden Souveräns (oder in Republiten : 
der höchſten Erecutingewalt) an den empfangenden Souverän. Mit Rückſicht auf die Form 
der Ausfertigung unterjcheidet man dabei Kanzleifchreiben (lettres de Chancellerie) und 
Cabinetsſchreiben (lettres de Cabinet). Ueblich ift die Ausfertigung in duplo zu dem 
Zwecke der BZuftellung einer beglaubigten Abichrift an den Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten vor der Ueberreihung des Originals an den empfangenden Souverän, 
welder von der Rangklaſſe des eintreffenden Geſandten im voraus unterrichtet wird und 
darnach über das Empfangsceremoniell zu beftimmen pflegt. Erſt nach dem Empfange in 
feierlichen Aubdienz und der Uebergabe der B. gilt der Geſandte amtlich als aceveditirt, 
obwohl er bereits früher die gelandtichaftlichen Privilegien genießt. Daß die Acereditirung 
nothwendig in der angegebenen Weife geichehen müſſe, läßt fich nicht behaupten. Es finden 
ſich Fälle, in denen gefandtfchaftliche Perfonen aud ohne fürmlih B. empfangen wurden ; 
det der Ausdehnung der modernen Telegraphie künnte in fchleunigen Fällen ein minder 
förmliches Berfahren innegehalten werden, beifpieldweife, wenn Gefandte in entfernten 
Veltgegenven fungiven follen und ihre Papiere aus irgend einem Grunde verloren gingen. 
Vorherrfchend in dem aus alter Zeit überlieferten Ueberreihungsact der B. ift der Charakter 
aner perjönlichen Borftellung vor dem betbeiligten Souverän und der öffentlichen Feier— 
lihteit in den Augen der Benölferung oder des diplomatiſchen Corps. Die Praxis in der 
Behandlung der B. war nicht immer die gleiche. Bezüglich der Bundesſtaaten und 
Gonföderationen gab es mehrfache Ausfertigungen an verfchtedene Staatsorgane. Im 
früheren Yahrhunderten wurden Gefandte gleichzeitig bei den Gantonen einzeln und ber 
Edgenoſſenſchaft in ihrer Gejammtheit beglaubigt. Ein derartiges Verfahren wäre gegen- 
wärtig bei der Einziehung des Gelandtichaftsrechts zu Gunſten der einheitlichen Gentral- 
gewalt in der Schweiz und Nordamerika nicht mehr anwendbar; doc; fünnte es geichehen, 
daß auswärtige Geſandte ſowohl bei dem Präfidium des Nd. Bundes als auch einer 
einzelnen Yandesregierung gleichzeitig beglaubigt würden. Obnehin dürfen mehrere Ge— 
ſandte bei einem und demfelben Hofe und ein Gefandter bei einer Mehrzahl von Höfen 
beglaubigt werden. Das in letterer Hinficht bemerkenswertheſte Beiſpiel bildete die 
Miſſion des der Reihe nach bei der Amerikaniſchen Unten und den Europäiſchen Cabinetten 
beglaubigten Chinefiichen Gefandten Burlingame, welder 1870 zu Petersburg verftarb. 

v. Holgendorff, Redtäleriten 1. 8 
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*« Für Gefandte, weldye nicht an einem Hofe zu rejibiren bejtimmt find, bedient man 
fih an Stelle ver B. regelmäßig der-Bollmacten, die in beglaubigter Abjchrift unter 
den Interefienten ausgewechlelt werben; fo beiſpielsweiſe umter den Theilnehmern an einem 
Gongreß oder einer diplomatiſchen Gonferenz, bei dem Abſchluß von Berträgen, zu deren 
Berbandlung ſpeciell bevollmächtigte Perjonen entiendet werden. Für ſolche Vollmachten, 
die wicht in einem offenen Brief, fondern in einem verfiegelten Schreiben ertheilt werden, 
findet fich gleichfalls die Bezeichuung ald B. An ſich wäre es vollkommen zuläfig, in 
das zur Ueberreichung an einen fremden Souverän beftimmte B. auch Speciallvollmachten 
aufzunebinen; die Trennung von B. und Bollmachten in bejonderen Schriftſtücken iſt in— 
deffen nach und nach aus geichäftlichen Gründen üblich geworden. Aus der Form der B. 
ergibt fich, daß bei dem Ableben eines der dabei betheiligten Souveräne, des empfangenden 
fowohl wie des entjendenden eine Erneuerung derjelben erfolgen muß. Verſchieden von 
den B. find die ehemals häufiger gebrauchten Einfihrungsichreiben an angelehene Berfonen 
innerhalb der fremden Staaten. Endlich ift zu bemerken, daß gewiſſe Perfonen ohne 
fürmliche B. aceveditirt werden fünnen; jo die Charges d’affaires, welde durch Schreiben 
unter den Minifterien der auswärtigen Angelegenheiten amtlich autorijirt find. Die Yegaten 
und Numtien des Papites documentiren ihre Stellung durd eine Bulle, 

Fit: A. Mirus, das Europäiſche Gefandtfhaftsreht I. ©. 150. Martens, -Preeis de 
droit des gens (par Verge 1858) II, 239. Martens, Guide diplomatique 1. 4%. — 
Ingler, de litteris legatorum, eredentialibus 1741. — Estor, de jure poscendi litteras 
quae vocant credentiales a legatis 1748. v. Holtenborff. 


Begnadigung. Unter B. veriteht man eine Berfügung des Souveräns, Durch 
welche die rechtlichen Folgen eines begangenen Verbrechens (oder mehrerer folder) ganz 
oder theilmerfe aufgehoben werden. Das B.-Recht (aggratiandi jus) iſt ſonach ein 
Souveränetätsrecht und es kann nur ausnahmsweiſe aus wichtigen Grimden deilen Aus— 
übung von dem Staatsoberhaupt an feine Stellvertreter (z. B. an emen commanbdirenden 
General im Krieg, dem das „jus gladii“ ertheilt wird, an den Statthalter einer ent— 
fegenen Provinz u. dgl) überlaſſen werden. Da nun in dieſem Recht eine Abweihung 
von dem gemöhnlichen Gang der Strafrechtöpflege leicht erkennbar iſt und die Entſcheidung 
über Leben, Ehre und Freiheit durch feine Anerkennung wie es ſcheint dem perlönlichen 
Belieben des Fürften oder (unter der Borausfegung einer republikaniſchen Verfaffung) der 
oft von ſehr vielen Zufälligkeiten abhängigen Majorität einer Touveränen Berfammlung 
überantwortet wird: fo hat es dem B.-Recht in früherer Zeit und noch neueſtens nicht an 
Gegnern gefehlt. Zu den entſchiedenſten Gegnern dieſes Souveränetätsrechtd gehören nament- 
lich Kant, 8. ©. Zachariä, Grolman, Pastoret, de Dompiere. Andere meinen, 
die B. würde als überflüffig von ſelbſt wegfallen, wenn nur einmal die Strafgefege ganz 
vollkommen (und namentlich nicht zu ftreng) wären, jo z. B. Beccaria, Filangieri, 
Bentbam, Feuerbach, Bollgraff. Diele Vollkommenheit der Gelege ift aber ein 
unerreihbares Ideal und es laſſen fih auch bei weitem nicht alle jene Poſtulate der Ge— 
rechtigteit, Die der Grund des B.-Rechts find, in allgemeine Formeln faſſen. Daß Die 
wahre Grundlage der B. die Gerechtigkeit ſein müſſe, Darüber j. Band I ©. 547 f.; 
(in der Hauptlache ftimmen wohl auch Köftlin, Abegg und Hälſchner damit überein, 
ungeachtet verfchiedenartiger Terminologie), Andere Anfichten: 1. Mandye finden den 
Grund der B. nur in der Staatöflugbeit, jo 5. B Montesquieu, Gremani, 
Tittmann, Carmignani, Garrara. 2. Andere nennen als dieſen Grund Die 
Realifirung der Idee der Yiebe oder Güte (des Wohlwollens), jo Bayl, Stahl, Roß— 
birt. 3. Andere wieder ftügen die B. je nach deren zwei Hauptarten B. im e. ©. 
mit Einſchluß der Reftituttion einer, Amueſtie andererfeits) entweder auf Gründe der 
Gerechtigkeit over auf Gründe der Polttit, jo 3. B. Derfted, Hente, Mittermaier, 
Plohdmann, Berner, Geib, N. von Wohl Endlich weilen Zirkler und 
Lueder darauf hin, daß der Grund des B.-Rechts ſowohl die Realifirung der Gerechtigkeit 
als die der Liebe oder Güte, aber auch der politiiche Mugen fein könne. — Die Arten 
der B. jind: I. Die B. ime S., welde wieder zerfällt in a) Niederichlagung Des 
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Procejies vor dem Strafurtheil, abolitio nach dem jetzt bei uns herrſchenden Sprach— 
gebrauch genannt; b) eigentliche nach dem Strafurtheil erfolgende B., beftehend in dem 
gänzlihen oder theilweiſen Erlaß der Strafen, aggratiatio plena oder minus plena, 
e) Reftitution, restitutio ex capite gratiae, d. h. nad) der theilmeifen Vollſtreckung der 
Strafe eintretender Erlaß des Strafrejte8 oder der mit der Strafe verbundenen Rechts— 
nachtheile, insbeſondere Rehabilitation genannt, wenn durch einen Gnadenact der Vers 
dreder wieder für fähig erklärt wird, Ehrenrechte auszuüben, deren Ausübung ihm zur 
Strafe entzogen war. II. Amneſtie oder allgemeine B., abolitio generalis, in Bezug 
auf ganze Klaffen von Verbrechern oder Verbrechen ergebende B., wobei aber nicht die 
nothwendige Folge die gänzliche Tilgung der Verbrechen und die Fiction, daß dieſelben 
gar nicht eriftirt haben, ift. Die franzöfiiche und italienische Jurisprudenz allerdings verſteht 
unter Amneſtie, der Etymologie des Wortes entſprechend, nur jene Art der B., durch 
welhe ein Verbrechen gleichſam als gar nicht geichehen mit allen feinen rechtlichen Wir— 
fingen als getilgt erklärt wird. — Die Abolition in dem oben angegebenen Sinn (Nieder: 
Ihlagung des Proceſſes wird von fehr vielen Schrifttellern als mehr oder weniger bedenk— 
lich und unzuläffig bekämpft. Sie ıft ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in den regel- 
mäßigen Gang der Strafrechtöpflege, welche der Yaune und Willkür, der Gabinetsjuftiz 
überhaupt auf Koften der Gerechtigkeit Thür und Thor öffne. Darum find als Gegner 
der Abolitton aufgetreten Tittmann, Kleinihrod, Stübel, 8. ©. Zadhariä, 
Spangenberg, Bollgraff, Plochmann, Geib, während andererfeits 5. B. 
Derited, Buma, Zirkler, Köftlin, Lueder, v. Mohl, Abegg, v. Groß das 
Abolitionsrecht vertbeidigen. In mehreren Verfaſſungsurkunden ift ein Verbot oder doch 
eine Beichränfung der Abolition aufgeftellt, fo z. B. in der belgiichen, würtembergiſchen, 
badiſchen, bairiſchen, preußiſchen. — Dabei muß aber feitgehalten werden, daß der Zweck 
einer allgemeinen Anmeftie durch eine Ausnahme bezugd der in ihr etwa enthaltenen 
Abolitionen im e. ©. vereitelt wiirde, daß daher in dieſem Wall für die Procef- 
Nieverichlagung feine Schranken gezogen werden können. Beſchränkungen des B.Rechts in 
anderer Richtung: 1. Bezugs der auf Grund eines Minifterverantwortlichfeitsgeleges ange: 
Hagten Miniſter — aus ftaatsrechtlichen Gründen. 2. Aus Rückſichten auf Privatrechte 
Beſchränkung der B. bei ſog. Antragsdelicten; wenigftens bier Abolition im e. S. ganz 
unzuläſſig. 3. Strafumwandlungen aus „Gnade“ find in der Negel ohne Zuftimmung 
des zu „Begnadigenden“ nicht wohl zuläffig (vgl. Band I, ©. 549). Nur die erftange- 
führte Beſchränkung ift im Theorie und Gſgb. fait allgemein anerfannt. — Abgeſehen 
von dem eben erwähnten Fall der Strafinnwandlung kann übrigens der Begnadigte nicht 
rechtsgültig die ihm zu Theil gewordene Gnade zurückweiſen oder auf B. im Vorhinein 
verzichten, da das B.-Recht aus der Pflicht des Staates die Gerechtigkeit zu handhaben, 
entipringt. Nur, wenn die Niederſchlagung eines eingeleiteten Proceſſes ſtattfindet, ſollte 
es dem Begnadigten geſtattet ſein (wie dies z. B. in Oeſterreich der Fall iſt), die B. 
zurückzuweiſen und auf Fortſetzung des Proceſſes zu dringen; auf dieſe Weiſe wird es 
dann etwas minder bedenklich, die Abolition zuzulaſſen. Die norwegiſche Verfaſſung 8. 20 
geſtattet dem Verbrecher überhaupt jede B. zurückzuweiſen). — Ueber die Wirkung der B. 
muß zunächſt die Auslegung des betreffenden vom Souverän ausgehenden Ausſpruches 
Erlaſſes, Reſeriptes) Aufſchluß geben. Die regelmäßige Wirkung iſt zum Mindeſten, 
Wegfall jeder (oder jeder weiteren) Beſtrafung des Verbrechens, wenn nicht etwa blos 
eine Strafmilderung im Weg der Gnade, mitigatio poenae ex capite gratiae, erfolgt. 
Auf Privatrechte, welche durch das Verbrechen erworben find (Recht auf Schadenserjat 
u. ſ. mw.) tann fich die Wirkung der B. nicht erftreden. — Die Ausübung des B.-Rechts 
läßt der Natur der Sache nach der durch feine allgemeine Negel zu beichränfenden ſub— 
jetiven Anſchauung und ſelbſt der Willkür und Laune ftetS einen großen Spielraum; man 
darf daher das Gebiet, auf welchem die Gnade waltet, unnöthigerweile niemals erweitern 
und mug das Geſetz ſprechen laſſen, ſobald es möglich ift, eine allgemeine Norm aufs 
zuftellen. Verfehlt ift es daher, das Inftitut der „bedingten B.“ (wie in Sachen geſchehen) 
eunzuführen an Stelle der durch das Geſetz zu vegelnden bedingten Entlafjung oder Be— 
urlaubung der Sträflinge. 8* 
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Lit.: Buma dissert. de jure gratiae. Groningae 1823. L. de Dompiere Examen 
du droit de grace. Lausanne 1828. Zirfler in Weisle'8 Rechtslex. I. S. 791 fi. 
I Plodmann, das B.-Recht 1845. 3. C. F L. 8 Lueder, das Souveränetäts- 
recht der B. 1860. F. Ch. vo. Arnold, über Umfang und Anwendung des B.-Nechts, 1860, 
R. v. Mohl, Staatsreht, Völterreht und Politik II. Band, ©. 634 ff. Auch Aem. Herr- 
mann, de abolitionibus eriminum 1834. 


Gjgb.: Bair. Berfg.Urf. Tit. VIII. $. 4, Berfg.Gef. vom 4. Junt 1848, A. XI. und 
vom 10. Juli 1861 (ff. Dollmanns Kommentar I, S. 213 f.); Würtemb. Berfa. $S. 97, 
205; Babifche Verfg. $. 15 und Gef. vom 5. Det. 1820, $. 105 ſächſ. Verfg. SS. 52, 150; 
braunfchw. neue Landſchaftsordn. SS. 111, 193, 208; preuß. A. 49; öfterr. Staatsgrundgeſ. über 
die richterlihe Gewalt [vom 21. Dec. 1867] A. 13, vgl. öſterreich. Strafproceßordn. &$. 330, 
159, 197 3. 4, 249, 259, und Gef. vom 15. Nov. 1867, Nr. 132 des — — 

eyer. 

Begräbniß und Kirchhöfe. Das B. erfolgt auf den dazu beſtimmten öffent— 
lichen Kirchhöfen, Gottesäckern, Friedhöfen, welche im Eigenthum theils der einzelnen 
Religionsgemeinſchaften, theils der bürgerlichen Gemeinden ftehen, und jetzt aus ſanitäts— 
polizeilichen Nücfichten nicht mehr um die Gotteshäufer ſelbſt, Jondern vor den Stüdten 
und Orifchaften angelegt werden: Aus gleichen Gründen findet eine Beifegung in den 
Kirchen ſelbſt nur noch kraft befonderen Vorrechtes z. B. bei Yeihen von fürftlihen Per- 
ſonen, Erzbiihöfen, Biſchöfen, ftatt. Andererſeits ift aber das Begraben von Yeichen 
außerhalb der öffentlichen B.-Stätten gleichfalls aus polizeilichen Rüdfichten nur mit Ge— 
nehmigung der Verwaltungsbehörden geftattet. Nach gemeinem katholiſchen, proteftantiichen 
und dem damit meistens übereinftimmenden Particularrechte fteht jedem die Wahl des B. 
bei einer mit jus sepeliendi verfehenen Kirche, d. h. den Pfarrkirchen und bei den Katho— 
liken auch bei ven Kathedralen und den dazu privilegirten Ordenskirchen frei. Mangels 
einer ſolchen Wahl erfolgt die Veftattung in dem etwa der Familie des Verftorbenen 
zugehörigen Erbbegräbniß (sepulerum maiorum) oder in der Pfarrei des Domicils. 
Wird Die Leiche nicht am diefem Orte begraben, fo hat der Pfarrer des legteren nad) 
fathol. ER. ein Recht auf den vierten Theil, vejp. eine andere Quote des der ges 
wählten Kirche funeris causa hinterlaffenen Betrages, jog. quarta funerum, qu. 
canonica, überall aber das Recht auf die Stolgebühr fir das B. Die fatholiiche 
Kirche verfagt die kirchliche, d. b. unter Betheiligung des Geiftlihen und in gemeibter 
Erde vorzunehmende Beftattung den Ungläubigen, Apoftaten, Ketzern, Schiömatifern, den 
öffentlich und namentlich Interdicirten, den Ercommunicirten, zurehnungsfähigen Selbit- 
mördern, Duellanten, notoriſchen Sündern, notoriichen Sacramentsverächtern und den 
ungetauften Kindern. Daß die Peichen aller Confelfionsverwandten da, wo der Kirchhof 
Eigenthum der bürgerlichen Commune ift, kraft der Zugehörigkeit zu der legteren gemäß 
dem Rituale ihrer Neligion, alſo auch unter Alfiftenz eines Geiftlichen, beftattet werden 
können, Liegt auf der Hand. Hinfichtlih der ihr ausfchließlich zugehörigen Begräbniß— 
pläge hat dagegen die katholiſche Kirche den Andersgläubigen, namentlich den Proteftanten 
gegenüber, ihre ftrengen Grundfäge durchzuführen gefucht, in Uebereinftimmung mit dem 
Weſtphäliſchen Frieden J. P. O. art. V. 8. 35 hat aber das deutſche Part. R. 
(fo 3. B. in Preußen, Oefterreich, Baiern) in Ermangelung eines eigenen Kirchhofes ein 
Recht auf Beftattung auf dem katholiſchen anerkannt. Die älteren Borjchriften der evan— 
gelifchen Kirche, welche freventlichen Selbftmördern, notorifchen Sacramentsverächtern u. |. m. 
das firchlihe B. verfagen, find vielfach durch die Sitte gemildert worden. Die Praris, 
die Andersgläubigen von der Beftattung auf ihren Friedhöfen auszuichliegen, hat die evan— 
geliſche Kirche weder geitbt, noch befteht nach der Auffaffung ihrer Stellung zu den andern 
Confejfionen eine Nöthigung dazu, ja gewöhnlich verfagen die proteftantiichen Geiftlichen 
den Yeichen ſolcher Perſonen nicht die Fürbitte, wiewohl fie freilich nicht dazu gezwungen 
werden können. 

Ueber die Unterhaltung der Kirchhäfe vgl. Band I. ©. 475. 493. Vielfach werden 
die Koften dafiir durch entgeltliche Ueberlaffung von B.-Stellen auf demfelben gededt. Die 
wErerber erhalten in dieſem Fall ein freilich gewöhnlich erſt nöthigenfalls durch ihre 
Erben geltend zu machendes Nutzungsrecht, nicht das Eigenthum an den ihnen überwiejenen 
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Stätten, deren Uebertragung auf einen neuen Kirchhof ſie ſich bei Schließung des alten 
gefallen laſſen müſſen. 

Quellen: tit. X. de sepult. III. 28; Sext, deer. eod. III. 12; Clem. eod. III. 7.; 
Extr. comm. eod. III. 6; Preuß. U. L.R. II. 11. $$. 183 ff. 453 f 

Fit: Aihner in Mops Arch. für kathol ER. 1, 25. 80; P. F. X. de Ram, de 
sepultura et coemeteriis. diss, Lovan. 1862; J. V. Moulart, de sepultura et coemeteriis, 
Paris 1862, P. Hinſchius. 

Begünſtigung. Unter B. eines Verbrechens verſteht man eine doloſe Thätigkeit, 
welche die Tilgung eines begangenen (vollendeten oder verſuchten) Verbrechens ganz oder 
theilweiſe dadurch zu verhindern ſucht, daß der Verbrecher der Strafe entzogen oder die 
aus dem Verbrechen gezogenen Vortheile ihm geſichert werden. B. iſt nicht Theilnahme 
am Verbrechen, ſondern ein ſelbſtändiges Delict, deſſen Strafbarkeit aber im Allgemeinen 
mit der Schwere des vom Begünftigten begangenen Verbrechens, auf welches fie ſich be- 
zieht, wählt. Die B. muß abjichtlich geſchehen, d. h. mit dem Bewußtſein, daß ein Vers 
brecher begünftigt werde (nur Burı hält aud eine culpoje B. für ftrafbar). Sie muß 
ferner in einer pofitiven Thätigfeit beftchen, daher die bloße Nichtanzeige einer begangenen 
ftrafbaren Handlung (melde nach mehreren Geſetzbüchern, 3. B. nach dem Sächſ. A. 71, ftraf: 
bar ift) feine B. derſelben begründet. Wird die B. dem Verbrecher, che er feine ver 
brecheriſche Thätigkeit beendet, zugefihert, To Liegt hierin eine ſog. intellectuelle Beihilfe 
(m Oeſterr. Str.G.B. 8. 5 „Iheilmahme” genannt). Strafjchärfend wirkt bei der B. 
namentlich Die gewerbsmäßige Betreibung des Delictes; als Strafausfchließfungsgrund 
(namentlich wenn nicht aus Gewinnfucht u. dgl., oder nur im Intereſſe des Begünftigten 
gehandelt wurde) wird in Theorie und Gſgb. das nahe Berwandtichaftss und Schmäger- 
Ihaftsverhältnig zwiſchen Begünſtiger und Begünftigten aufgeftellt. ALS Arten der B. 
erſcheinen hauptſächlich: 1) die Verhehlung von Verbrechern und die Beförderung ihrer 
Flucht. Hierher gehört nicht felten auch die Befreiung eines Gefangenen, welde jedoch 
in einem ſelbſtändigen Artikel zu windigen if. 2) Die Hehlerei im e. ©., d. h. die 
Verhehlung geſtohlener, umterjchlagener, geraubter, auch wohl durch Erprefjung oder Be— 
trug erlangter Sachen. 3) Die Bartiererei, d. h. das Anfihbringen und der Ver— 
trieb von geftoblenen u. |. w. Sachen zur B. des Thäterd. Gewöhnlich wird heutzutage 
Hehlerei und Partiereret unter dem Namen der „Hehlerei“ (in Defterreich der „Theil 
nehmung“) zuſammengefaßt und namentlich dann, wenn dabei nicht blos um den Thäter 
zu begünftigen, ſondern aus Gewinnſucht gehandelt wurde, jehr ftrenge Strafe angedroht. 

Lit.: ©. die Art. Anftiftung und Beihülfe. Außerdem: Sander im Neuen Arch. 1838 
S. 438 fi.; 1839 ©. 256 ff. 

Strafgefegßbb.: Preußen 88. 37, 38, 237—240; Defterreih $$. 6, 185, 186, 196, 211, 
24—221, 307, 464, 465; Sachſen 4. 61, 69, 71,72, 292, 293; Baiern A. 58—61, 142, 308— 
313; Hamburg A. 53, 54, 201—203; Defterr. Entw. 88. 286, 258, 289; Nd. Entw. $$. 43, 
4, 233 — 236, 342. Gever. 

Beichte, Beichtgeheimniß. Die B. ift in der katholiſchen Kirche das mündliche, 
dem Priefter abgelegte Bekenntniß der Todſünden (confessio oris) und bildet ein wejent- 
liches Moment des Sacramented der Buße. Jeder Katholik iſt verpflichtet, jährlich min— 
deftens einmal zur Dfterzeit bei einem vom Biſchof approbirten Geiſtlichen zu beichten, 
und ferner joll die B. vor dem Empfange jedes anderen Sacramentes abgelegt werben. 
Während die reformirte Kirche die Privat: oder Obren-B. durch das vom Geiftlichen vor 
dem Abendmahl geiprochene allgemeine Sündenbekenntniß erjegt hat, läßt die lutheriſche 
Kirche, in welcher erftere jetzt Freilich auch nicht mehr allgemein üblich ift, dieſe doch noch 
un Falle des Bedürfniſſes zu. 

Nah katholiſchem ER. tft der Geiftliche zur Geheimhaltung des ihm in der 
B. Anvertrauten, zur Bewahrung des jog. sigillum confessionis verpflichtet, ſelbſt wenn 
ihm die Abjicht, ein Verbrechen zu begehen, offenbart wird, meil ihm die betreffenden 
Eröffnungen als Vermittler und Fürbitter bei Gott, nicht ald Menfchen, gemacht werben. 
Die Verlegung diefer Pflicht zieht Abfegung und Einſchließung in ein Klofter nach fich. 
Diefelbe, ebenfalls mit Nemotion zu ahndende Verbindlichkeit ſtatuirt aud die evangeliſche 
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Kirche für ihre Diener. Die Staats-Gſgbb. Haben im Princip die Unverleglichteit des 
Beichtſiegels gleichfalls anerkannt, indem fie dem Geiftlihen das Recht geben, die Zeug 
nißpflicht hinſichtlich der ihm im Wege der B. gemachten Mittheilungen abzulehnen, ja 
ihn mitunter ſogar (wie in Hannover und Baden) für zeugnißunfähig erllären. Während 
dieſes Exeuſationsrecht mehrfach auch auf alles dem Geiſtlichen in amtlicher Eigenſchaft 
unter dem Siegel der Verſchwiegenheit Anvertraute ausgedehnt iſt, ſo in Preußen, laſſen 
dagegen manche Bart.:Gigbb., jo Preußen, ungerechtfertigter Weiſe das Privilegium dann 
ceffiren, wenn durch Anzeige Gefahren für den Staat abgewendet oder beftunmte ſchwere 
Verbrechen oder die Folgen Schon begangener Vergehen abgewendet werden fünnen. 

Lit.: Gründler, Ueber die Unverletlichkeit des Beichtfiegeld in Weiß, Arc. für die Kir- 
henredtswifienichaft, 4, 51 fi.; Knopp, Der fatbol. Eeelfor iger als Zeuge vor Gericht. Regensb. 
1849; ſ. auch Mofer, Allg. "Kirchenblatt für das ewangel. Deutfchland, 2 1859, ©. 430. 

2. Sinfhiue. 

Beihülfe, Der verbrecheriichen Urheberſchaft —* Anſtiftung im e. S. — ſ. den 
Art. Anſtiftung — und Thäterſchaft in ſich begreift) ſteht jene Art der Theilnahme an 
einem Verbrechen, welche man B. nennt, zur Seite. Gehülfe, Helfer, Beiſtänder heißt 
im Str.R. derjenige, welcher abſichtlich die Begehung eines Verbrechens fördert. Die 
Grenzlinie zwiſchen Urbeberichaft und B. ift indeß eine höchſt beftrittene. Nach der einen 
Anſchauung kommt e8 darauf an, ob der Theilnehmer an einem Verbrechen dieſes als 
jein „eigenes“ anfieht, es in feinem Intereſſe beworzubringen ſucht oder ob er es ale 
„Fremde“ Angelegenheit betreibt, in fremden Intereſſe thätig wird; nur in dem legs 
teren Ball ſei er Gehülfe (To Wächter, Bauer, Köftlin, erug, Buri, Geib 
u. A.; aud das Sächſ. Str.G.B.). Die entgegengefeßte Anſchauung legt mehr Gewicht 
auf die objective Seite der Thätigkeit. Gehülfe ift nach ihr allo derjenige, welcher nur 
in untergeordneter, unterftügender Weiſe thätig wird, gleichviel ob er dabei ein eigenes 
Intereffe verfolgt oder nicht (jo Roßhirt, Abegg, Marezoll, Yuden, Temme, 
im MWefentlichen aud Bernerz deögleihen Die meisten Strafgelebb). Die letztere Ans 
Ihauung entipricht dem Begriff des Verbrechens, welches nicht blos eine ſubjective 
(Willens =), ſondern auch eine objective (That =) Seite bat. — Haupteintheilungen der 
B.: 1) Die weientlihe B., „ohne welche die That nicht begangen werden konnte,‘ Tcheidet 
man von der ummwefentlichen. Das Preuß Str.G.B. nennt die erftere „weſentliche Theil- 
nahme“. (Man braucht audy die Ausprüde: Hauptgebülfe, Nebengehülfe.) Die Unter: 
ſcheidung iſt eine willfürliche und nicht durchführbare. 2) Pofitive und negative B. 
Unter der Tegteren verfteht man oft fälſchlich die bloße abjichtliche Nichthinderung eines 
Verbrechens, welche gar feine B. ift, nennt man dagegen wirkliche Förderung Durch Hin: 
wegräumen der Hinderniffe u. ſ. w. negative B., jo iſt dies zwar nicht unvichtig, aber eine 
höchſt überflüffige Eintheilung. 3) Intellectuelle, pſychiſche B. und phyſiſche Hülfe, Hülfe durch 
Rath oder That. Unter die erftere, welche abfichtliche Förderung der That Durch geiftige 
Einwirkung ift, fann man auch die Anftiftung zur B., d. h. alfo die Berleitung zu einer 
fürdernden Thätigfeit ftellen,, jofern jie nicht vom Thäter ſelbſt — — So ziewlich 
einig iſt man darüber, daß die B. einen acceſſ oriſchen Charafter habe, daß alſo der Satz 
gelte: Ohne Urheber (Thäter) auch keine Gehülfen. Gleichwohl wird oft (z. B. von 
Bauer, Buri und Köſtlin) mit Unrecht behauptet, die B. ſei ſtrafbar, wenn der 
Thäter auch noch nicht bis zum Verſuch vorgeſchritten iſt. Ebenſo verkennt man den 
Charakter der B., wenn man ſie zu einem ſelbſtändigen Verbrechen ſtempelt und daher 
behauptet, es gebe auch einen Verſuch der B., wie dies unter Andern Berner, Hälſchner, 
Krug, Buri, Häberlin, Geib, Sgdübe thun, während die Möglichkeit eines ſolchen 
ſtrafbaren Verſuchs Heffter, Temme, Köſtlin, Bar, Yangenbed u. X. mit 
Recht in Abrede ftellen. — Faft einftimmig wird von den neueren Schriftftellern vie alte 
gemeinvechtlihe und mohlbegründete Anſchauung —— daß der Gehülfe minder 
ſtrafbar ſei, als der Urheber (anderer Meinung ıft 3.8. Dollmann); mehrere Schrift 
fteller aber unterſcheiden dabei zwiſchen Haupt = und Nebengehülfen (ſ. oben) und fordern 
für jenen diefelbe Strafe wie für den Urheber (jo Breidenbadb, Goltdammer, 
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auch das Sächſ. und Preuß. Str. G.B.). Das Franz. R. (C. p. a. 59) er: 
Härt alle Theilnehmer (Urheber und Gehülfen) für gleich ftrafbar; und dieſes ſchon im 
älteren Defterr. R. ebenfalls aufgeftellte Princip findet ſich leider, allerdings mit gewiſſen 
Abſchwächungen, im heutigen Preuf., Oeſterr, Bair. R. Der Nd. Entw. fehrt zur 
deutichrechtlichen Anſchauung zurüd. — Da die B. aufzufaſſen ift als abfichtliche (doloſe) 
Mitwirfung zu einem Verbrechen, jo haftet der Gehülfe nicht ohme Weiteres als Mit- 
Ihuldiger, wenn der Thäter einen „Exceß“ begeht, d. b. ein anderes Verbrechen verübt, 
als dasjenige, welches der Gehülfe unterftügen wollte (vgl. oben Band I., ©. 527). — 
Daß es eine mittelbare B., d. h. eine B. zur B., abjichtliche (dolofe) Unterftügung eines 
Verbrechensgehülfen, geben kann und daß fie im Wefentlichen denjelben werbrecheriichen 
Charakter bat, wie die ummittelbar dem Thäter geleiftete B., wird faft allgemein an= 
erkannt (anderer Meinung etwa mir Berner). Vgl. zu dem Ganzen Band L, ©. 526 N 


Lit.: Außer den bei dem Art. Anftiftung angeführten Schriften vgl. man noch C. 
Müller, De auctorum et ministrorum eriminis differentia, llalis 1842. Fr. A. in 
ner, De auxiliatoribus et sociis prineipalibus etc., Berol. 1843. 5 B. Ziegler, Die 
Theilnahme an einem Berbrechen u. f. w., Marb. 1845. 


Strafgefeßbb.: Preußen $$. 34 3. 2, 35; Oeſterreich SS. 5, 239; Sadjfen A. 53—57, 
59, 69, 75: Baiern W. 54 3. 2—4, '55; Hamburg A. 44, 45, 4952; Oefterr. Ente. 
Sg. 18- 21, 77 litt. e; Nd. Entm. z6. 40 3. 2, 41, 342. Geyer. 

Bekenntnißzwang (der Geiftlihen). Im den Symbolen oder Bekenntniß-— 
Ihriften formuliren die einzelnen Kirchen ihre Auffaſſung won der Offenbarung Gottes 
und jegen ſich dadurch mit den anderen chriftlichen Neligionsgefellihaften auseinander. 
Die Symbole enthalten alfo den adäquaten Ausdrud des Kirchenglaubens, und wie von 
Ihrer Annahme die Zugehörigkeit einer Perfon zu einer Kirche abhängt, jo find auch die 
im Dienft der Ietsteren ftehenden Geiftlichen als ihre Diener reſp. ihre mit der Yehre bes 
trauten Organe an das kirchliche Bekenntniß gebunden. 

Die römiſch-katholiſche Kirche erkennt Da8 Symbolum —— reſp. 
deſſen ſpätere Redactionen (Symbolum Nicaenum 325, Nicaeno-Constantinopolitanum 
381, Athanasianum sec. V.) als die höchſte Norm ihres Slaubenslebens an. Gegen 
eine Abweichung davon wahrt fie ſich durch Die Vorſchrift, monad die Geiftlihen vor 
dem Antritt ihres Amts zu einer eidlichen Bekräftigung ihrer Ortbodorte in der gelegent= 
ih des Trienter Concils vom Papft Paul IV  verorbneten Formel (Bul. Injunetum 
nobis vom 13. Nov. 1564) gehalten find (professio fidei Tridentina). 

Ebenjo Hat die evangelifche (Lutheriiche wie reformirte) Kirche won jeher eine 
ausdrüdlide — der Geiſtlichen auf die Symbole (Augsb. Confeſſion u. |. w., 
Heidelberger Katechismus u. |. w.) für möthig gehalten und dieſelbe in Folge der con= 
feſſionellen Streitigfeiten gif vielfach zu eimer eidlichen gemadt. Die ältere 
Form lautete: Ego N. N. sancte promitto, me in proponendis Christianae Reli- 
gionis veritatibus normam librorum symbolicorum esse secuturum qlia (ſpäter 
quatenus) concordant cum Scriptura Sacra. Heute iſt der Revers von den ver— 
Ihiedenen Landeskirchen vielfach abweichend normirt. (Wegen Preußen vergl. Jacob— 
fon: Evang. ER. des Preuß. Staates, ©. 391 ff.) Uebernommen wird die Ver— 
Mlichtung bald gelegentlich des theologifchen Eramens, bald in der Gollationd = Urkunde, 
bald bei dem Ordinationsact, bald erſt bei der Einführung in das Amt. Immer aber 
it der Geiſtliche dadurch verbunden, das ihm auf das Biekenntniß bin ertheilte Amt der 
von ihm befannten Wahrheit gemäß zu führen und es zu verlaflen, wenn ev anderer 
Veberzeugung wird. „Die Negirung des Gebundenfeins des geiftlichen Amtsträgers an das 
Bekenntniß der Kirche ift eine Negirung der Kirche felbft. Wenn man den Richter ers 
mächtige, nicht mehr dem objectiven Geſetz, Tondern jeinem oder einem Majoritäts- 
Rehtögefühl Ausdruck im Erkenntniß zu geben , fo bat man Willfür ftatt Necht ſta— 
tuirt“. (Büff.) 

Lit.: Richter, ER, 8 241. Mejer, ER, 88. 86, 175. Büff, Kurheſſ. KR, 


90 fl. Bidell, Ueber "Die Verpflichtung der evangel. Geiftlihen auf die ſymbol. S hriften, 
Gar 1839, Hübler. 
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Belagerungszuftand beift eine moderne Art der Dictatur, melde die Militär: 
bebörden mit außerordentlichen Vollmachten befleivet. Die heutigen continentalen Ein- 
richtungen find meiftentheild Nachahmungen franzöfiicher Vorbilder. Wie der Name 
andeutet, bezog fid der B. urſprünglich auf ein beftummtes, kriegeriſches, nur auf große 
Pläge bezügliches Verhältniß. Die franzöfiihe Nevolution verjuchte zuerft, den Etat de 
siege geleggeberifch zu ordnen. Ihren Anfang nahm dieſe ſtaatsrechtlich höchſt wichtige 
Gſgb. in dem Gef. vom 8. Juli 1791; wobei ftets ein äußerer Angriff feindlicher Streit: 
fräfte als Thatſache vorausgefeßt wird. Nachmals ward dies (durch Gel. vom 19. Fruc- 
tidor V.) dahin erweitert, daß die Erecutive auch in Vorausficht eines drohenden Angriffes 
den B. verkünden könne. Die Wirkungen des Eintritt8 oder der Verkündung des B. 
bejtehen darin, daß gewiſſe Beftandtheile der bürgerlichen Verwaltung und Rechtspflege 
auf die Militärbehörde übergeben, die Berfallung fomit in einzelnen Theilen fuspendirt 
wird und auch andere, als zum Militär gebörige Perſonen der Milttärjuftizgewalt unter: 
worfen werden können. In diefer Geftalt ericheint der B. nach dem kaiſerl. Decrete vom 
24. Dec. 1811. Unmittelbar nach der Verkündung des B. durch den Kaifer oder den 
Eintritt kriegeriſcher Gefahr treten jene Wirkungen ipso facto ein. In der Additional: 
acte vom 22. April 1815 ward diefes Syſtem wiederum gemäßigt, indem man den B. 
gegen äußere Angriffe des Feindes und gegen innere Unruhen unterjchied , Letsterenfalls 
die Erflärung des B. zu den Rechten Der geſetzgebenden Verſammlung zählte. Nichts- 
deſtoweniger erklärte Karl X. am 28. Juli 1830 Paris einſeitig in den B. Das 
Gleiche geſchah durch ſeinen Nachfolger bezüglich der Aufſtändiſchen in der Vendée 1832 
und ferner Durch die k. Ordonnance vom 6. Juli 1832. So ward die Verkündung Des 
D. aus einem Mittel der Bertherdigung gegen äufere Feinde weſentlich eine Angriffswafle 
gegen politiiche Gegner zu Zeiten innerer Unruhen und darauf berechnet, das Amt der 
Juſtiz den Händen der Givilgerichte zu entreiken. Während dev überwundene Feind auf 
dem Schlachtfelde nach den Grundſätzen des Völkerrechts gegen willfürliche Behandlung ge- 
ſchützt iſt und der Vernichtung nicht preisgegeben werden darf, weil ihm die Kriegsge— 
fangenjchaft gewiſſe Rechte gemährleiftet, überliefert der B. den gejchlagenen Meüterer oder 
Aufrührer entweder der Rechtsunkenntniß oder der Bartetleidenichaft einer fiegreichen Truppe. 
Bis zum Jahre 1848 nahm indeſſen der Gajlationshof in Paris an, daß Civilperſonen, 
welche verfafjungsmidrig dem B. unterftellt worden waren, an die ordentlichen Tribunale 
Berufung oder andere Rechtsmittel einwenden dürfen. In dem Proceß gegen Geoffroy 
erfannte der höchſte Gerichtshof auf die von O. Barrot eingelegte Nichtigfeitsbeichwerde, 
daß Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werden dürfe und ſprach den zum Tode 
verurtheilten Angeklagten frei, weil die Kriegsgerichte incompetent ſeien. Die Ereignifle 
des Jahres 1848 verfchärften wiederum die Gejege über den B. Abweichend von feiner 
älteren Praris nahm der Gaffationshof an, daß auch Civilperfonen, wenn fie an einen 
Aufſtande Theil genommen, durd die Milttärgerichte verfolgt werden dürfen. Beſonders 
auffallend war ‚aber der Sa, daß die Geſetze über B. auch außerhalb des Landes 
gegen Aufrührer angewendet werden könnten, welche gegen eine Fremde Regierung ge: 
fochten hatten. Aus diefem Grunde behandelte die franzöfiiche Erpeditionsarmee nad) der 
Einnahme von Rom 1849 gefangene Privatperfonen nad den franzöfiichen Grundſätzen 
über B., weil die franzöfifchen Kriegstribunale an Stelle der römiſchen ordentlichen Ges 
richte getreten ſeien. Eine gleiche, bis dahin beiipielloje Praris ward durch fremde 
Truppen nach den badiſchen Aufftande befolgt. In Frankreich erging weiterhin Das Gel. 
vom 9. Aug. 1849, wonad Die assemblde nationale ſich das Recht vorbehielt, den B. 
zu verfünden, und der BPräfident nur für den Fall der Nichtverſammlung jener Kür: 
perichaft die Befugniß Dazu unter gewiſſen Einſchränkungen erhalten ſollte. Seit der 
Verfg. vom 14. Yan. 1850 bat der Präfident, nachmals der Kater das Recht, ven B. 
zu erflären, wovon ev während des Staatsſtreichs den ausgibigften Gebrauch machte. 

Dielen franzöfiihen Muftern folgt auch das Preuß. Gel. vom 4. Juni 1851, betr. 
die Verfimdung des B. Nach diefem Gele, welches auch der Erklärung des Kriegszu— 
ftandes im Nd. Bunde dur den Bundesfeldherrn bis zum Erlaß eines neuen Geſetzes 
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zu Grunde Tiegen foll (A. 68 ver Nd. Bund. Berfg.), wird unterjchteden zwilchen dem Fall 
eines Krieges, der Feltungscommandanten oder commandirende Generale zur Verkündung 
berechtigt, und dem Fall eines Aufruhrs mit dringender Gefahr für die öffentliche Sicher— 
keit, der das Staatöminiftertum allein berechtigt; Doch können aud hier Militärbefehls— 
baber unter Vorbehalt fofortiger Beftätigung die Imttiative ergreifen. Das Geſetz bes 
fimmt die Formen der Verkündung und regelt die Wirkungen, welde im Wefentlichen 
folgende find: 1) Suspenſion beftimmter, die ftaatöbürgerliben Grundrechte garantirender 
Verfaffungsartifel; 2) Uebergang der vollziehenden Gewalt an die Milttärbefehlähaber, 
deſſen Anordnungen Die Civil- und Gemeindebehörden verpflichten, 3) Erweiterung der 
Militärjuftiz über Militärperſonen, doch bleiben Todesurtheile der Beftätigung des com: 
mandirenden Generals vorbehalten; 4) Schärfung der Strafbeftummungen gegen Civil: 
perionen wegen gewilfer gemeingefährlicher Verbrechen (3. B. vorſätzliche Branditiftung, 
Ueberſchwemmung, bewaffneter Widerftand gegen die Obrigkeit); 5) Einfegung von Kriegs— 
gerichten,, mit Gompetenz über gewiſſe gemeingefährliche Verbrechen der Civilperſonen. 
Diejelben beftehen aus 2 Yuftizbeamten und 3 Offizieren; den Borfig führt ein richter= 
Iiher Beamter. 6) Das Berfahren der Kriegägerichte ift ein ſummariſches. Rechtsmittel 
fehlen und die Vollſtreckung iſt ſofort, bei Todesurtheilen binnen 24 Stunden nad er- 
folgter Betätigung zu bewirken. 

Gegen den Mißbrauch der dem Staatöminiitertum gegebenen Befugnifje Toll Die 
Beſtimmung dienen, daß den Kammern nachträglich „Rechenſchaft“ über das Geichehene 
gegeben werden jol. Aus der Skizzirung des Preuß. Gef. vom 4. Juni 1861 ergibt 
ſich, daß es für die Verbältniffe des Nd. Bundes in formeller Beziehung, 5. B. bezüglich des 
Staatsminifteriums, micht überall anwendbar fein würde. Ganz anders, als in Frank— 
reich und auf dem Gontinent, find die in England für martial Law gültigen Beſtim— 
mungen. Zwar können mit Zuftimmung des Parlaments gewiſſe Geſetze Tuspendirt wer— 
den, doch können Civilperſonen ihrem ordentlichen Richter in Friedenszeiten nicht entzogen 
werben. 

Yit.: Ueber Frankreich: Beranger, De la répression pe@nale, 11.8. & 3, 1955. — 
England: Blackstone, Comment. (ed. Kerr), I. p. 419. — Gneift, Engl. Berwal- 
tmgs-R., S. 953, 985, 1019, 1053, 1073. — Finlason, A treatise on Martial Law, as 
allowed by the law of England, Lond. 1566. — The Law Magazine Nov. 1566 p. 391. — 
: The home and foreign review, 1864. — Simmons, On Courts martial. — Norb- 
Amerita: Bishop, Commentaries on the eriminal Law (4. ed.). I, 43— 68, 

v. Holtzendorff. 

Beleidigung — Injurie — Ehrverlegung — ift die vorfäglice Verlegung der 
Ehre einer beſtimmten Berfon. 

Der Begriff der Ehre, des Objectes der B. — beruht auf der dem Menfchen, 
ald einem geiftigen und freien Welen, angeborenen Würde. Aber dasjenige, was dem 
Menſchen angeboren ift, hat am ſich noch feinen jittlihen Werth. Zum Begriffe der 
Ehre geftaltet fich daher auch die dem Menfchen angeborene Würde erft dann, wenn es 
demſelben gelungen ift, ſich zu einem fittlichen Charakter herauszubilden und als folder 
Anertennung ber jenen Mitmenschen zu finden. Welchen Anforderungen aber genügt wer: 
den müfje, um als fittlicher Charakter anerkannt zu werden, das hängt von verſchieden— 
artigen Auffafjungen ab, verſchiedenartig Durch die Zeit, durch das Volk, Durch die focialen 
Verhältniſſe. Die Beantwortung der Frage jedoch, ob in einem einzelnen Falle eine Ehr— 
verlegung ftattgefunden habe, kann nicht von der Unterfuhung darüber abhängig ges 
macht werden, ob der angeblich oder wirflih Verletzte bei feinen Mitmenſchen als fitt- 
licher Charakter anerfannt fer; denn die Beftrafung der Ehrverlegungen geſchieht, um bie 
Öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, und der Staat ift nicht befugt, durd) richter: 
liches Urtheil es auszufprechen, daß er den fittlichen Werth eines Menſchen nicht an— 
erfenne, und daher eine dieſem Menſchen zugefügte Beichimpfung als Ehrverlegung nicht 
anjehe, So ift denn zumächft der Begriff der gemeinen bürgerlidhen Ehre feſt— 
geftellt worden. Derfelben jmd alle Perſonen tbeilhaftig. Und felbft diejenigen Perfonen, 
welchen durch richterliches Urtheil die bürgerlichen Ehrenrechte aberfannt find, haben da— 
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mit nur die Befugniß zur Ausübung einzelner beſtimmter Ehrenrechte verloren; aber 
aus diefer Schmälerung der Ehren rechte folgt keineswegs der Verluſt Alles deſſen, was 
die gemeine bürgerliche Ehre umfaßt, woraus ſich denn ergibt, daß aud) gegen diejenigen, 
welden die Ehrenredyte aberkannt find, ftrafbare B. begangen werden können. Dieſer 
Begriff der gemeinen bürgerlichen Ehre führt nun aber nicht dazu, bei Beftrafung der 
Injurien jeglicye individuelle Verhältniſſe unberüdfichtigt zu laflen. Der Dünkel des Ein 
zelnen findet zwar nicht Berüdfichtigung, wohl aber die Standeschre — von Standes: 
vorurtheilen wohl zu unterjcheiden — und aud die Amtsehre(vgl. Amtsbelei— 
Digung). Ob gegen Berftorbene eine Injurie begangen werben fünne, wird von den 
jet geltenden Geſetzbüchern — das Röm. R. geftattete den Erben des Verftorbenen die actio 
injuriarum — in verſchiedener Weife beantwortet. Während einige derjelben — Oeſter— 
reach, Sachſen, Wiürtemberg, Braunſchweig, Hefien, Batern — eine Ehrverletung eine 
Berftorbenen annehmen und das Klagerecht bald nur den nächſten Verwandten, bald den 
nächften Verwandten "und den Erben übertragen, bald in Beſchränkung auf Verleumdungen, 
bald in der Auspehnung auf alle Injurien — erwähnt das Preuf. Str. G. B. die B. 
Berftorbener gar nicht, und unterliegt es feinem Zweifel, daß nad Preuß. N. eine folce 
B. nicht anerfannt wird. — Gegen Kinder und Geiftesfranfe, obwohl fie einen 
Schimpf nicht zu empfinden vermögen, kann eine B. begangen werben. Das Klagrecht 
wird den Eltern und VBormündern in diefem Falle übertragen. Eine mittelbare 2. 
würde es fein, wenn man annähme, daß beiſpielsweiſe Durch die dem Kinde zugefügte D. 
auc der Vater beleidigt fer; e8 würden jo zwei Perfonen neben einander die actio 
injuriarum anftellen können. Died entſprach der Auffaflung Des Röm. R., während es 
den Rechtsanſchauungen der heutigen Zeit nicht mehr entipriht. Das Preuß. Str. G.B. 
läßt ftatt des beleidigten Kindes oder der beleidigten Ehefrau auc den Vater oder den 
Ehegatten zur Strafverfolgung zu. Die B. muß ſich auf eine entweder durch Benermung 
oder in anderer Were beftimmt erkennbar gemachte Perſon beziehen. Ebenſo wie eine 
fönnen natürlidy auch mehrere Perfonen durch diefelbe Handlung injurtirt werden, wobei 
es gleichgültig bleibt, ob die mehreren Perſonen einzeln für ſich genannt, oder durch einen 
Gefammtausdrud — 3. B. die Officiere der Garniſon X; die Mitglieder der Familie 
Z — bezeichnet werden. Was die B. juriftiiher Berfonen betrifft, fo haben die 
pofitiven Gelege einzelne derjelben als Objecte von Injurien ausdrüdlich bezeichnet (Preuf- 
Str.6.B. $. 102). Im Uebrigen wird eine B. der die juriftiiche Perſon vertretenden 
Perſonen in Betreff deſſen, was fie in Vertretung der juriftiichen Perſon gethan haben, 
unzweifelhaft fein. Stände (Berufs: oder Geburtöftände) bilden Dagegen niemals Ob- 
ject einer Injurie. Die Mittel, durch welde die B. begangen werden kann, find ver: 
ſchiedenartig. Wort, Schrift, Drud, bildliche Darftellungen, Thätlichkeiten. Die durch 
Wort, Schrift, Druck begangenen Injurien nennt man Berbal-Injurien, die durch 
Thätlihkeiten begangenen Neal: Injurien — bildliche Darftellungen oder be 
leidigende Zeichen oder Kundgebungen (Kagenmufit, Fenſtereinwerfen) pflegt man aud 
wohl mit dem Ausprude ſymboliſche Imjurien zufammenzufafien. Die Neal = Injurie ift 
zur Zeit im Preuß. Etr.©.B. nicht anerfannt. Es werden vielmehr Diejenigen Hand: 
lungen, welche unter den Begriff der Real-Injurien fallen, unter dem Gefichtöpunfte der 
leichten Körpewerlegungen beftraft; — der Entw. zu dem Str.G. B. für den RD. 
Bund bat die Real Injurien von den Körpewerlegungen wieder gefondert. Das gem. 
D. Str.R. (C.C.C. a. 110. Reichs-Pol.Ordn. 1577) kennt als beiondere Art der 
Injurie das Pasquill und die Schmähſchrift. Für das heutige Necht bezeichnen 
dieſe Ausdrüde nicht mehr beftimmte juriftiiche Begriffe. Das Pasquill und die Schmäh— 
ſchrift finden fi) wieder theils in den durch Preferzeugniffe begangenen Injurien, theils 
in der öffentlidy begangenen faljchen Anfchuldigung. — Jede Handlung, welche als In: 
jurie angelehen werben ſoll, muß zunächſt vehtswidrig fen Was in Ausübung 
des elterliben u. |. w. Züchtigungsrechts geſchieht, iſt nicht rechtswidrig und daher feine 
Injurie; Achnliches gilt in dem Verhältniſſe der Herrichaft zum Gefinde; des Vorgefegten 
zum Untergebenen. Bor Allem aber hat Jeder Das Recht der freien Meinungsiuferung, 
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der Kritik über Yeiftungen jeglicher Art. Aber bier, wie in anderen Fällen, darf die 
Ausübung Des Rechts nicht zum Dedmantel für begangened Unrecht werden. Dies 
letztere iſt es, mas beilpielsweile das Preuß. Str. G.B. ($. 154) mit den Worten be= 
zeichnet: „Tadelnde Urtbeile über wiſſenſchaftliche, künftleriiche oder gewerbliche Yerftungen 
uf. w. find nur infofern ftrafbar, als aus der Form der Aeußerung oder aus den 
Umftänden, unter weldyen dieſelbe erfolgt, die Abjicht zu beleidigen hervorgeht.” 
Denn „Die Abſicht zu beleidigen“, der animus injuriandi, muß bei jeder Injurie vor— 
handen fein. Injurie ohne animus injuriandi ift ein Wideripruc im fich jelbft. Auch 
ein Beweis für das Vorhandenſein des animus injuriandi muß in allen Fällen geführt 
werden, in denen eine Injurie beftraft werden Toll. Aber die Art und Weiſe, wie Diele 
Bemeisführung vorgenommen wird, ift nicht in allen Fällen die gleiche. Meitunter fann 
dadurch, daß bewieſen tft, es fer gegen X Diefer oder jener Ausdruck gebraucht worden, 
aud zugleich mit bewielen fein, daß derjenige, der dielen Ausdruck brauchte, den animus 
injuriandi gehabt habe, — e8 wird dies regelmäßig bei den gewöhnlichen Schimpfworten 
der Fall fein — und zwar aus feinem anderen Grunde, als weil das Gebrauchenwollen 
dieſes Ausdrudes im Beziehung auf eine andere Perſon und das Nicht = Beleidigenwollen 
derielben, wenigſtens ohne Hinzutreten belonderer Umftände, ein Wideripruch in fich Telbft 
fein würde. In anderen Fällen kann em Ausdrud fo beſchaffen fein, daß er, unter dieſen 
Umftänden gebraucht, ehrverlegend, unter anderen Umſtänden gebraucht, nicht ehrverletzend 
fein wird. Der Beweis des animus injuriandi wird in Ddiefem Falle geführt fein, wenn 
bewieſen ift, daß Diejenigen Umftände, welche geeignet find, dem betreffenden Ausdrud einen 
ehrverlegenden Charakter zu geben, vorhanden geweſen find. Hierauf beruht der Unter: 
ihied zwiihen abjolut und relativ injuriiwenden Aeuferungen. Niemals aber fann 
die Injurie in dem bloßen animus injuriandi beftehen; Died ift ebenſo wenig möglich, 
wie es möglich iſt, daß ein Diebftabl blos in dem Willen, einem Anderen eine Sache 
wegzunehmen, beftehen kann. 

Die Strafe für die Injurten — Geldbuße oder Gefängniß — ift überall eine öffent- 
liche Strafe, d. h. auch dann, wenn wegen einer Injurie auf Geldbuße erfannt wird, ift 
die Geldbuße nicht an den Beleidigten, fondern an die Staatskaſſe zu zahlen. Als qua- 
Üfieirte Injurien find außer der Verleumdung und der Amts-B. (vergl. Verleum— 
dung und Amtsbeleidigung) namentlich hervorzuheben die öffentlihe B. — bei 
welher es nicht überall darauf ankommt, daß die B. von mehreren Menschen wahr: 
genommen tft, falls fie nur von mehreren Menichen hätte wahrgenommen werden kön— 
nen; — und Die thätliche B. Auch die Schriftlihe B. wird von dem Preuf. 
Eir.G.B. ($. 152) zu den qualificirten B. geredinet. Die Beftrafung der Injurien er— 
folgt nur auf Antrag des Beleidigten. Ver nicht qualificirten Injurien verfolgt der Be: 
leidigte als Privatpartei die Injurienklage, To daß alfo die Mitwirkung der Staatsan- 
waltihaft in dieſem Falle allemal ausgeichloffen bleibt. Aber auch bei den qualificirten 
Injurten kann die Staatsanwaltichaft ven Antrag auf Verfolgung ablehnen, wenn fie im 
öffentlihen Intereſſe die Beftrafung der Imjurte nicht für geboten erachtet. In 
dieſem Falle bleibt e8 dem Beleidigten unbenommen, auf dem Wege der Privatflage vie 
Injurie zur Beitrafung zu bringen. Wie jede Privatflage, jo kann auch Die von einer 
Privatperfon angeftellte Injurienklage und zwar bis zur Vollſtreckung des rechtskräftigen 
Ertenntniſſes zurückgenommen werden. Unter Retorfion bezeichnet man die Erwiederung 
einer Injurie Durch eine andere. Der priwvatrechtliche Geſichtspunkt führt dahin, daß die 
Injurien, welde zwei Perfonen ſich gegenfeitig zugefügt haben, mit einander compenfirt 
werden können. Die Straflojigfeit beiter Perſonen — die übrigens nicht auch Freiheit 
von der Koftenbezahlung involvirt — würde aber ftreng genommen nur dann eintreten 
fnnen, wenn die gegenfeitigen Injurien einander gleich find. Auch können Verhältniffe 
eintreten, in denen Das gegenfeitige Aufredinen der Injurien im öffentlichen Intereſſe über— 
haupt unzuläffig fein würde. Aus diefen Gründen ftellen die Geſetze, 3. B. Preuß. 
Sm. G. B. 88. 153. 188, es in Das Ermeffen des Richters, ob und in wie weit auf die 
Retorſion ber Abmeſſung der Strafe für die einzelnen Injurien Nücficht zu nehmen fei. 
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Lit: Weber, Ueber Injurien und Schmähſchriſten, 4. Aufl. 1820. Köftlin, Abhand- 
lungen aus dem Str.R., 185%, ©. 1 fi. Hälſchner, Spt. des Preuß. Str.R., 2. Th. 1868, 
©. 197 fi. Preuß. Str.G.B. 88. 152— 163. $. 343. Zobn. 

Belvifio, Jacobus de, geb. 1270 zu Bologna, Schüler der Franc. Accursii, 
las zu Bologna, lehrte zu Neapel, Perugia, Bologna und ftarb 1335. 


Schriften: Comment. zu Authenticum — zu libri feudorum, 1511 — Practica cri- 
minalis, Lugd. 1515 — De excommunicatione (Tract. univ. j. tom. XIV.). 
Lit.: Savigny, VI. 60 — 67. Teichmann. 


Beneficium (Pfründe) iſt der Complex von Vermögensrechten, welcher zur Beſol— 
dung eines Klerikers ein für allemal beſtimmt und daher von dem übrigen Gute der 
Kirche als ein geſonderter Theil verwaltet wird. Im Allgemeinen ſoll jedes Kirchenamt 
(offieium) mit einem B. verbunden fein und umgelehrt fein B. ohne Das dazu gehörige 
Amt verliehen werden. Offitum und B. find alſo correlate Begriffe, doch werden bie 
beiden Ausdrüde heute als gleichbedeutend gebraucht. 

Die Schule theilt die B. von verfchiedenen Gefichtspumften aus in folgende Claſſen: 

1) B. majora ımd minora (höhere und niedere B.). Die majora b. ge 
währen den Inhabern eine Theilnahme am Kirchenregiment (jurisdietio), das find die 
Aemter der Prälaten: Biichöfe, Erzbifchöfe, Primaten, Patriarchen, Papft (praelati prin- 
ceipales mit einer jelbftindigen |proprio jure] Jurisdiction), Cardinäle, Yegaten, Nuntien, 
Drvensgeneräle, Aebte, Stiftspröbite (praelati secundarii mit einer durch Auftrag über: 
fommenen Juriödiction jjurisdietio mandata]). Die minora b. haben es nur mit ber 
Lehr- und Weihegewalt (potestas ordinis) zu thun, aljo die Aemter des niederen Klerus 
(presbyter, diaconus, subdiaconus, acoluthus, exorcista, lector, ostiarius). 

2) B secularia und regularia, je nachdem das Kirchenamt fir Welt- oder 
Drvensgeiftliche errichtet if. Hierbei gilt die Regel: Secularia secularibus, regularia 
regularibus, d. h. ein Secular=B. ſoll keinem Kloftergeiftlien, ein Regular -B. feinem 
Weltgeiftlichen verliehen werden. 

3) B. duplieia und simplicia. Die simplicia legen bloßen Chor: und 
Altardienft auf, jo die Canonicate in den Kathedral= reſp. Collegiatitiftern und die Capla— 
neien. Mit den duplicia ift dagegen noch eine weitere Berechtigung, reſp. Berpflid- 
tung verbunden, To die Curat-B., deren Inhabern die Seelforge innerhalb eines be 
ſtimmten Sprengeld obliegt (b. quae curam animarum habent annexam), die Per: 
fonate (personatus), d. b. einzelne Ehrenftellungen in den Gapiteln (Cantor, Sacrifta, 
Euftos), die Dignitäten (dignitates), worunter die mit einer beſchränkten Jurisdietion 
befleiveten Vorftände der Stifter (Probſt und Dechant) verftanden werden. 

4) B. compatibilia und incompatibilia Die incompatibilia b. 
erfordern die Reſidenz (residentia localis), d. h. die perfönliche Anweſenheit des Bene— 
ficiaten am Orte des Amtes, ſchließen ſchon deshalb die Cumulation mehrerer Pfründen auf ein 
und denjelben Kleriter aus (pluralitas beneficiorum), und zerfallen wieder in b. in- 
compatibilia primi generis (abjolut unverträgliche Pfründen): bier tritt Durch die 
Annahme eines zweiten Amtes ipso jure der Verluft des erften ein; jo Die Bisthinner, 
Dignitäten, ‘Perfonate und Curat-B., — und b. incompatibilia secundi generis 
(s. ratione retentionis): bier erfolgt Die richterlidhe Aberkennung der zweiten Pfrinde, 
jofern der Cumulant nicht vorher zwilchen beiden wählt; jo namentlich die Ganonicate. 
Bei den b. compatibilia ift die Pluvalität aus Gründen der Zweckmäßigkeit ges 
ftattet, namentlich wenn das erſte B. nicht den jtandesmäßigen Unterhalt abwirft. 

5) B. manualia und titulata. Die legteren dienen zu Ordinationstiteln und 
fönnen dem jeweiligen Inhaber nur aus gejeglihen Gründen entzogen werden, wofür im 
Fall eines Zweifels die Vermuthung ſpricht. Die erfteren werden nur auf Zeit oder auf 
willfürlicen Widerruf verliehen. 

Fit.: Phillips: Vehrb. des ER, 8. 71 ff. Schulte, Epft. des KE.R., 8. 35. Richter, 
KR. SS. 118, 182, Hübler. 

Beneficium abdicationis (in Lübet Bergen und Dadhdingsauftragen). 
In verfchtedenen particularen und localen Rechtsquellen, nad denen das Syſtem der Güter: 
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vereimgung (Gütereinheit) oder Gütergemeinichaft gilt, findet fich der Grundfag, daß Die 
Wittwe, welche ſich nicht von dem unter der Gewalt ihres verftorbenen Ehemannes be- 
findlih gewefenen gemeinfchaftlichen Vermögen ausdrücklich Losfagt, für die von jenem 
contrahirten Schulden perlönlich haftet. Das der Wittwe eingeräumte Recht des Ver— 
zichts wird b. a. genannt. Die erften Spuren dieſes Rechtsinſtituts finden fich in dem 
Kleinen Kaiſer-R. (IL, 50), alfo gegen Ende des 13. oder im Anfange des 14. Jahrh. 
In einigen Rechten, wie im Bremijchen und Yübiichen, hat ſich dafjelbe erhalten. Der 
zicht, der umter einer gewilfen Publicität ftattfinden mußte, wurde nicht felten durch 
ſymboliſche Handlungen ausgedrüdt. So findet ſich die Borfchrift, die Wittwe joll mit der 
Leiche des Mannes das Haus verlaffen und vom Grabe nicht wieder in dafjelbe zurückkehren, 
fie ol Schlüffel, Gürtel, Mantel, Börfe auf das Grab oder auf den Sarg legen, oder die 
Schlüffel dem ftädtifchen Rath oder einem Mlagiftrats = Deputirten übergeben. Noch nad) 
neuerem Bremiſchen R. muß die Witwe jpäteftens bei der Beerdigung das Haus vers 
lafjen und von dem Verzicht das Gericht in Kenntniß ſetzen. Nach Lübiſchem R. hat 
dagegen diefelbe zur Yoslagung von dem Bermögen eine Frift von ſechs Monaten, welche 
erft von dem Zeitpunfte an gerechnet wird, wo ein Inventar des überfchuldeten Vermö— 
gend aufgenommen ift, reip. Berjiegelung defjelben ftattgefunden hat. Der in Yübed übliche 
Ausdruck Bergen= und Dahdingsauftragen bezeichnet den eigentlihen Berzichtsact. Er 
bedeutet Verzicht auf Bürgihaftsleiftung und gerichtliche Verhandlungen mit den Gläu— 
bigern und ift eine Bezeichnung für eine förmliche Infolvenz-Erflärung. Das b. a. hat 
nicht die Bedeutung, daß Dadurch eine bereitd während der Ehe entftandene perfünliche Ver— 
pilihtung der Frau aufgehoben, ſondern die, daß dadurch die mit der Befigergreifung des 
verihuldeten Guts verbundene Uebernahme einer ſolchen Berpflichtung abgelehnt wird. 
Lit.: Berd, Ueber das Bremifche Güter-R. der Ehegatten (Bremen 1832), befonders $. 2, 
8. 12— 19, 8. 26, 88. 23 — 34. auli, Abhh. aus dem Lübiſchen R. (Kübel 1837 ff.), II. 
$.42. Schwarz, Die Gütergemeinichaft der Ehegatten nah Fränk. R. (Erlangen 1858) 
S. 34, 44. Lewis. 
Bentham, Jeremy, geb. 1748 zu Yonden, wurde 1764 baccalaureus, 1768 
magister artium, 1772 barrister in Yincolns= Jun, machte große Reifen nach dem 
Orient, Rußland, Deutichland, ward 1502 zum Mitglieve des Inftituts in Paris er- 
nannt, nahm den lebendigiten Antheil an der neuen Gſgb. Rußlands zu Anfang diejes 
Yahrh. und an der Nordamerika's und ftarb 6. Juni 1832. 


Schriften. A fragment on government 1776 (Lond. 1828). — Essay on political 
taetics, Lond. 1791. — Panoptie or the inspection house, Lond. 1791. — Draught of a 
code for the organization of the judicial establishment of France, 1792. — Traites de 


legislation eivile et penale par Dumont, Par. 1802. 1824 (deutſch von Benele: Grund» 
äge der Eivil- und Eriminal-Öfgb., Berl. 1830). — Theorie des peines et des recompenses, 
ar, 1812. 1826. — Sophismes parlementaires trad. par Regnault, Par. 1840. — Intro- 
duction to the principles of moral and legislation, Lond. 1759. 1823. — Papers relative 
to codification and public instruction, Lond. 1817. — Church of Englandism examined, 
1815. — Radical reform bill, 1819. — Codification proposals to all nations, 1822. 30. — 
Letters to count Toreno, 1522. — Rationale of judicial evidence specially applied to 
u ge practice, 1827 (trait@ des preuves judieiaires par Dumont, 1823). — Constitutio- 
nal code for the use of all nations, 1830. — On death punishment, 1831. — Oeuvres 
de Bentham. Bruxelles, 1840. — Bentham Works ed. by Bowring, 1838. 
. it: Bluntſchli, I. 42—49. — Mohl, III. 595 — 635. — Hepp, Benthams Grund- 
füge der Eriminalpolitit, Tüb. 1839. — v. Birkenfeld, Die Eine Frage, Leipy. 1542. 
Teihmann. 
Berathung in Richtercollegien und unter Gefhworenen bildet die regelmäßige Vor- 
ausfegung jeder Abſtimmung. Ste könnte entbehrt werden, wo die Einhelligfeit der Mei— 
nungen über den zu faſſenden Gollegialbeichluß, den Wahrſpruch, das zu füllende Erkenntniß 
ohne Weiteres Mar wird, — wie oft in England, nicht jelten bet Richtern auch in Deutich- 
lan. Regel aber bleibt B., und deren Äußeres Kennzeichen die Zurückziehung aus dem 
Saal der öffentlichen Sigung. Ste ſoll geheim fein, damit innerhalb ihrer, ungehemmt 
durch irgend welchen äußeren Einfluß, die wollfte Freiheit der Meinungsäußerung für jeden 
Einzelnen zur Entfaltung gelange. Im Austaufd) der Gründe und Gegengründe unter 
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Gleichberechtigten, denen gleiche Grundlagen zur Findung des Urtheils gegeben worden, 
ſoll dort ermittelt werben, ob die Auffafjung des Rechtspunktes oder der ftreitigen Thats 
fragen in dem einen oder in dem entgegengefegten Sinne Anfprud auf Allgemeingültig- 
feit und auf eine, aud Andere überzeugende Zuverläffigkeit befige. Nur die auf folde 
Weiſe ſich bewährende Anficht des Einzelnen, nunmehr zur Anficht der Mehrheit erhoben, 
gilt im einzelnen Fall als die richtige, als Recht. Ergibt ficd die Nothwendigkeit oder 
die Zmwedmäßigfeit der B., jo ordnet der Vorfigende die Zurüdziehung an. Sind es 
die Richter, welche beratben follen, fo leitet er unter ihmen die B., ftellt die Fragen in 
der geeigneten Reihenfolge „zur Discuffion” , verhütet Abſchweifungen, ſorgt aber im 
Uebrigen dafür, daß jede Anficht zur Ausiprade und Entwidelung gelange — unter Um: 
jtänden auf der Grundlage des Vortrages eines befonderen Referenten. Auch die Orb: 
nung der B. kann Gegenftand einer Borberathung werden. Die durdy das Amtsgeheimniß 
gebundenen, an unabhängige Entwidelung der Meinungen gewähnten Richter find im 
Uebrigen nicht an jo genaue Formvorſchriften gebunden, als die Geichworenen. Gegen: 
ftand der B. dieſer find die ihnen vorgelegten Fragen. Ihnen wird hierzu ein befondered 
Zimmer angewiefen. Es wird bewacht. Keinerlei Verkehr der dort verfammelten Ge 
ſchworenen mit andern Berfonen ift zufällig, ſoweit das Geje nicht beiondere Ausnahmen 
macht. Kein Geſchworener darf vor Beendigung der B. hinaus, Niemand hinein, außer 
auf chriftliche Erlaubnig des VBorfigenden des Schmwurgerichtshofes. Auch der Erjagge: 
ſchworene darf nicht eintreten. Bor Beginn der B. erfolgt die Wahl des Vorſtehers nad 
Stimmenmehrheit, und durch dieſen Die Verlefung der gejetlihen Belehrung über die 
Pflichten der Gejchworenen. Der Vorfteher leitet die B. und bringt die vorgelegten Fra— 
gen der Neihe nach zur Abſtimmung. Im der Negel knüpft ſich am Die erfte Frage eine, 
die Geſammtlage betreffende Ausſprache, am welche ſich ſpäter frageweiſe die Einzelbera— 
thungen anſchließen. Die nochmalige Erörterung früherer auf Grund der Beſprechung 
ſpäterer Fragen bleibt den Geſchworenen unbenommen bis zur Verkündung ihres Wahr: 
ſpruches. Entftehen Zweifel iiber das einzubaltende Verfahren, den Einn der ragen, 
die Faffung der Antworten, fo erfolgt eine Unterbrechung der B., ſei es durch Herber: 
ziehung des Gerichtöhofes in das Beratbungszimmer oder durch Eintritt der Geichworenen 
in den Sitzungsſaal mit der Bitte um Aufklärung, welchem legten Verfahren in neuerer 
Zeit mit Recht der Vorzug gegeben worden. 

Gſgb. u. Yit.: Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 A. 59 f.; neue Provinzen Berorbn. vom 
25. Juni 1667 8. 331 f. C. d’instr. a. 341 f. Plant, Syſtemat. Darftellung des deut- 
ſchen Strafvert. $. 145, bei. Note 1. Beſchlußfaſſung in Berfammlungen und Gollegien von 
Bade, $$. 3. 8 fi. (1867). Schaper. 

Bereiherungsflage. Während vielfach Die ältere Praxis und Theorie des gem. 
N. in der allgemeinen Rechtsregel: aequum est neminem cum alterius damno locu- 
pletiorem fieri einen allgemeinen Hagenerzeugenden Obligationsgrund mit der mannig: 
fachften Anwendung erkannte, findet eine ſolche allgemeine B. jest kaum noch Bertbeidiger. 
(Zu denfelben gehört jedoch noech W. Sell.) Vielmehr wird jet eine befondere B. von 
Einigen ganz geleugnet und jenem Princip nur die Bedeutung beigelegt, ſonſt ſchon be: 
ftehende Obligationsverhältmifje zu mopificiren (Jacobi); zum Theil wird der Sag auf 
die Bedeutung eines geſetzgeberiſchen Motivs für Zulaffung gewiſſer Klagen zurückgeführt 
Witte); die herrſchende Meinung findet in der Bereicherung, ſofern dieſelbe ſich als eine 
ungerechtfertigte berausftellt, bei der es von vornherein an einer justa causa gefehlt bat 
oder bei der die urfprünglich vorhandene justa causa mwengefallen ift, das leitende Princip 
derjenigen Klagengruppe, welche die der Darlehnsklage nachgebildeten Condictionen umfaßt. 
Bal. Band I. ©. 349. 

Die bloße Bereicherung, im Gegenfag zu der ungerechtfertigten, kommt Klagen be: 
gründend vechtlih nur als adjeetitia qualitas in Betracht, vermöge deren der durch 
Nechtsgeichäfte feines Hausſohns bereicherte pater familias und derjenige, für den und un 
deſſen Angelegenheiten ein Geſchäft ohne fein Mandat gefchlofien war, mit der Ge— 
ſchäftsllage auf den Betrag feiner Bereicherung in Anſpruch genommen werben kann 
(actio de in rem verso). 
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Ber den Klagen aus ungerechtfertigter Bereicherung (condietiones sine causa) wer: 
den von der condictio sine causa im engern Sinn unterjchieden: Die condictio ex in- 
justa causa, welde für den Fall der Bereicherung aus dem Vermögen eines Anderen 
durch widervechtliches Handeln des Bereicherten oder in Folge eines geſetzlich gemigbilligten 
Geſchäfts eingreift (die condictio furtiva fann als Abart angejehen werden), — Die 
eondietio ob turpem causam, mit welder dasjenige, was um eines künftigen Erfolgs 
willen gegeben und unfittlicher Weife genommen tft, von dem nicht in pari turpitudine 
befindlichen Geber zurücgefordert wird; — als Hauptfälle aber die condietio indepiti und 
die condietio causa data causa non secuta. Die erftere jegt voraus, daß etwas zur Tilgung 
einer vermeintlichen, in Wahrbeit nicht vorbandenen Berbindlichfeit auf Grund eines ent- 
Ihuldbaren Irrthums gegeben it. Das Nequifit der Entſchuldbarkeit des Irrthums iſt 
ftraitig. Die condietio causa data causa non secuta hat die Nüdgewähr einer Lei— 
ftung zum Gegenstand, die in der erflärten Vorausfegung eines fünftigen nicht unfittlichen 
Erfolgs gegeben ift, welcher nicht eintritt, ſei e8 durch Schuld des Empfängers, ſei es 
durb Zufall, abgejehen jedoch von dem Fall zufälliger Unmöglichkeit einer für die Zus 
funft vorausgeiegten Handlung des Bereicherten. War der fünftige Erfolg ein vertrags— 
mäßig zugeficherter, ſo Liegt feine bloße VBorausfegung bet der Yeiftung vor, und es ift 
die verfprochene Yeiftung durch die Gontractöflage zu erzwingen: eine Gondiction des Ge- 
leifteten findet nicht ftatt. — 

Im Preuß. R. wird im Anſchluß an den Sat, daß Niemand ſich ohne be- 
ſonderes Recht die Bortheile fremder Sachen und Handlungen aneignen dürfe, Die 
nüglihe Berwendung als jelbftändiges Klagefundament angejehen. Es bevarf alfo 
für diefen Anspruch nicht der Eriftenz eimer Direct gegen eine Zwiſchenperſon erwachlenen 
Forderung. Anderer Meinung ift jedoch Koch.) Die Klage aus der nützlichen Ver— 
wendung abſorbirt Die condietio sine, causa im engen Sinn. Die übrigen Con— 
dietionen find wejentlih wie im gem. R. geregelt, bei der condietio indebiti fommt 
es auf Entichulobarfeit des Irrthums nicht an; die condietio ob turpem, zum Theil 
au die ob injustam causam fteht nicht dem Benachtheiligten, jondern dem Fiscus zu. 
Das Sidi. Civ. G.B. fennt die actio de in rem verso gegen den Geſchäftsherrn bei 
der negotiorum gestio und enthält für die Gondictionen Beſtimmungen, welche dem 
gem, R. entſprechen; für die condietio indebiti fehlt das Nequifit der Entichuldbarkeit 
des Irrthums. Außerdem wird die Bereicherung in mehreren Fällen, 3. B. bei Ver— 
plihtungsunfähigen, als ein Grund anerfamnt, die ſonſt unbegründete Geſchäftsklage auf 
den Betrag der Bereicherung zuzulaſſen, auf melden Betrag in andern Fällen an fich be- 
gründete Anſprüche beichränft find. Das Franz. N. kennt als B. die condictio inde- 
biti, welche in allen Fällen irrthümlicher und wifjentlicher Annahme einer Nichtichuld, 
aud bet irrthümlicher Zahlung einer fremden Schuld, fofern nur nicht die Möglichkeit der 
Geltendmachung derjelben gegen den wahren Schuldner durch Vernichtung Des Titels aufs 
gehoben ift, — Statt hat. — Eine eigentbümlihe B. gegen den durch Präjudiz eines 
Wechſels zum Schaden des Wechſelinhabers Bereicherten führt die Allg. D. Wechſ.Ordn. ein, 

Yit. u. Sfgb.: Bol. Sell, Verſuche, Abtb. I. 1833. Windſcheid, Lehre von der Boraus- 
jetzung, 1850. Deriet e, Krit. Vierteljabrsfchrift, I. 115. Jacobi in Gerber nnd Ihering 
4, 





Jahrb. IV. 159. Witte, Die B., 1859. Derfelbe in Gerber und Ihering Sabre. 
55. Voigt, Die condictiones ob causam, 1862. (D. 12, 4—7. 13, 1. 15,3. 0. 
5-9. A. L.R. I. 13. SS. 262 fi. I. 16. $$. 166 fi. Sädf. Civ. GB. $$. 1519 ff., 1534 ff., 
1540 fi, 1547 fi. C. eiv. a. 1376 fi. Allg. D. Wechf-Orbn. A. 83.) 
Eceius. 

Bergelohn tan gefordert werden, wenn im Fall einer Seenoth dritte Perſonen 
Schiff oder Ladung gänzlich oder theilweiſe in Sicherheit bringen. Die Höhe defjelben 
ft im Streitfall durch den Nichter unter billiger Berüdfichtigung der Umftände, nament- 
fh der aufgewendeten Bemühungen einerfeito und des Werthes der geborgenen Gegen= 
Hände andererjeits feitzufegen. Vorgeſchrieben ift, daß der B. niemals in einer Quote vom 
Werthe der geretteten Gegenftände beftimmt werden und daß die Summe defjelben nicht 
en Drittel Des Werthes diefer Gegenftände überfteigen fol. Verträge, während der Ge— 
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fahr über die Höhe des B. geſchloſſen, unterliegen der Anfechtung wegen erheblichen Ueber— 
maßes. Erfolgt die Bergung durch ein anderes Schiff, ſo wird der B. zwiſchen Rheder, 
Schiffer und Schiffsbeſatzung in der Art getheilt, daß der Rheder die Hälfte, der Schiffer 
ein Viertel erhält, während die Mannſchaft das letzte Viertel nach Verhältniß ihrer Heuer 
theilt. Die Beſatzung des nothleidenden Schiffes hat keinen Anſpruch auf B., weil ihre 
Bemühungen behufs der Rettung lediglich die Erfüllung einer ihr obliegenden Pflicht 
ſind; dagegen ſteht ihr der Fortbezug der Heuer während der Zeit der Bergung zu. Die 
Forderung auf B. gewährt zunächſt keine perſönliche Klage, ſondern blos ein Recht auf 
Befriedigung aus den geborgenen Gegenſtänden, an dieſen aber haben die Bergenden die 
Rechte der Schiffsgläubiger. Das H.G.B. unterſcheidet zwiſchen Bergung und Hülfs— 
leiſtung; bei erſterer wird vorausgeſetzt, daß ſich die Schiffsordnung gelöſt habe, ſo daß 
das ganze Unternehmen weſentlich in der Hand der Rettenden liegt, alſo z. B. wenn die 
Beſatzung das Schiff verlaſſen oder die Ladung ſich vom Schiffe getrennt hat. Bloße 
Hülfsleiſtung iſt vorhanden, wenn die Dienſte dritter Perſonen bei einer Gefahr zu denen 
der Schiffsbeſatzung nur hinzutreten. Im Ganzen gelten für beide Fälle dieſelben Beſtim— 
mungen, doch ſoll der Hülfslohn immer auf einen geringeren Betrag feſtgeſetzt werden, wie 
ihn der B. unter gleichen Vorausſetzungen erreicht haben würde. Modificationen der 
Grundſätze über B. können ſich im Falle der Wiedernehmung eines vom Feinde genom— 
menen Schiffes, ſowie auf Grund völkerrechtlicher Verträge ergeben. 

Gfgb. u. Lit.: H.G. B.beſ. A. 742 — 756, 542, 757 fag., 909; dazu die Commentare von 
Matower und Kod; a See-R., 11. 88. 456 fgg.; v. Kaltenborn, Grund. des 
pralt. Europ. See-R., Bd. II. S. 31 igg; Befeler, Priv.-R. $. 258. Behrend 

ehrend. 


Bergrecht. J. Die Bergbaufreiheit. Urſprünglich wurden überall die 
Bergwerke als Zubehörungen der Erdoberfläche angeſehen; die Foſſilien ſtanden in dem 
Eigenthume desjenigen, in deſſen Grund und Boden fie ſich befanden, Diele Identität 
von Grundeigenthum umd Bergwerkseigenthum hat ſich in einigen Staaten, wie in Eng: 
land, bis auf die Gegenwart erhalten; von einem eigenthümlichen B. kann unter folcen 
Umftänden feine Rede fein, 

In den meisten Yändern, insbejondere in Deutichland, hat fich ſchon früh die Noth— 
wendigkeit herausgeftellt, im Intereſſe des Bergbaus die Landwirthſchaft zu bejchränfen, 
und Das Necht des Bergbetriebes vom Grundeigenthum zu trennen; die gänzlich ver: 
ſchiedenen Vorausſetzungen beider Urproductionen, die Sicherheit der Grundrente und die 
Unficherheit der Bergwerksrente, die Einfachheit des Aderbaus und der techniſche Betrieb 
des Bergbaus, die Yagerung der unteriwdiichen Schätze ohne Rückſicht auf die Befitwer: 
hältniſſe der Oberfläche, haben dahin geführt, das Eigenthumsrecht des Grundbefigers über 
den Zugang zu diefen Quellen des Nationalreichthums nicht unbedingt enticheiden zu lafien, 
vielmehr den Bergbau auf fremden Grund und Boden zu geftatten, To daß gegenüber 
dem Grundeigenthume ein eigenes Bergwerfseigenthum entftanden ift. 

Der Umfang der Bergbaufreiheit hat in den verichiedenen Zeiten geſchwankt; nad 
dem Preuß. allg. Berggeſetz bezieht fie fid) nicht blos wie von jeher auf den Erzbergbau 
um weiteften Sinne, fondern auch auf andere wichtige Mineralien, insbefondere Stein= und 
Brauntohlen, Salze x. ($. 1), während dagegen die früher nach dem L. R. (88. 70. 71. 
Ti. 16. Th. II.) und nach einigen particulären Bergordnungen der Bergbaufreiheit ver 
ſervirten Edelfteine und fonftige Steinarten, wie Marmor-, A abafter,, Dachſchiefer⸗, Mühl- 
ftein= und Kaltfteinbrüce, und einige andere Fofjilien gegenwärtig der freien Verfügung 
des Grundeigenthümers überlaffen find, 

II. DasBergregal. Unter dem Einfluß italieniſcher Rechtsanſchauungen wurde 
feit der Hobenftaufenzeit auch in Deutichland das Bergregal zuerſt als fatferliches, dann 
mit der weitern Gntwidelung der deutſchen Berfaffung als landesherrliches Negal bes 
anſprucht. Das Negalitätsprincip trat aber nur neben das bereits fertig ausgebildete 
Princip der Bergbaufreiheit, ohne die legtere zu verdrängen. Das Refultat der nur uns 
vollftändigen Durchführung der Negalität war die jog. Freierflärung des Bergbaus. Die: 
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felbe beveutet, daß unter gewifjen Vorausſetzungen eine Verpflichtung zur Uebertragung des 
Bergbetriebes an Private befteht. Nur die Formen diefer Uebertragung veränderten fich 
unter dem Einfluffe der Regalitätstheorte, indem fie nicht mehr durch die bloße Occupa— 
tion ſeitens des Finders, jondern durch eine befondere Muthung bei dem Regalinhaber 
geſchah; in der Regel wurde aber der Say anerkannt, der erfte Finder ift der erfte 
Muther. Im einzelnen Yändern, wie z. B. in Hannover, war freilic die Yreierflärung 
nicht anerkannt; da man jedoch nicht gewillt war, den ganzen Bergbau wirklich für fis- 
caliihe Rechnung zu betreiben, jo bediente man ſich der Formen des freierflärten Berg- 
baus, und übertrug durch Privilegien das Recht auf Privatperjonen, wobei e8 aber bis 
zulegt an allen fejten Nechtöformen fehlte. 

Wie in Frankreich ſchon durch die Gſgb. am Ende des vorigen und zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts, jo ift für die landrechtlichen und jonftigen Gebietötheile durch 
das Allg. Preuß. Berggel. vom 24. Yuni 1864 die Negalität aufgegeben, die Un— 
abhängigkeit der Dispofition über die Bergwerköfcäge von dem Einſpruch der Grund- 
befiger aber deſſenungeachtet aufrecht erhalten; die bisher regalen Folfilien find weder 
pars fundi, noch Eigenthum jedes Occupanten geworden, bleiben vielmehr von der allge 
meinen Erwerbsfreiheit erimirt und können nur auf Grund ftaatliher Conceſſion verliehen 
werden, Die aber nicht, wie nach der franzöfiidhen Gſgb., von dem bloßen Ermefjen der 
Staatöbehörde, jondern von der Thatſache des erften Findens abhängig ift. 

III. Die Berghoheit. Das Princip der Berghoheit in früherer Zeit war das 
log. Divectionsprincip, wie ſolches in Preußen dur die drei für die verichiedenen 
Hauptdiftricte erlaffenen Bergorbnungen Friedrichs des Großen, Die in den wejentlichen 
Punften wörtlid untereinander übereinftimmen, und durch den auf diefen Bergorbnungen 
ruhenden Abichnit IV Tit. 16 Th. T ALR. in allen Gonfequenzen ausgebilvet iſt. 
Dem umentwidelten hülfloſen Zuftande jener Zeit entfprechend, wo Unternehmungsgeift, 
technische Kenntnig und faufmänntiche Ueberficht den Privatunternehmern abhanden gekom— 
men waren, wurde der gefammte Betrieb nicht blos in polizeilichen, fondern auch in rein 
technischer und ökonomiſcher Hinficht der Bevomundung der Behörden unterworfen, weldye 
die Gewerkichaften der Verwaltung ihres Bergwerkseigenthums faft vollftändig entjegten, 
den Betrieb durd von ihnen angeftellte und ihnen allein verantwortliche Steiger verjehen 
ließen, die Preife feftlegten, die zu zahlende Zubuße beftinmmten und über den Umfang 
des Betriebs, insbejondere im Interefje der ſog. Nachhaltigkeit des Bergbaus, entfchieben. 
Es handelte ſich zunächſt nur um eine Verbefferung des formellen Zuftandes der Berg: 
Gſgb. in Folge der großen und mechlelnden Veränderung des Staatögebiets, um eine 
Herftellung der Rechtseinheit, ald man im „Jahre 1826 gleichzeitig mit der angeorbneten 
allgemeinen Gefeteörevifion eine neue Bearbeitung des B. unternahm. Man kam dann 
freilich Tehr bald dahin, auch eine materielle Umgeftaltung nad den Grundjägen des freien 
Berfehrs vorzunehmen, indejjen die acht verfchiedenen Entwürfe, die in den Jahren 1829— 
1850 zum Theil unter provinzialftändiicher Mitwirkung ausgearbeitet wurden, führten 
theils wegen der Zagbaftigfeit, mit der man ſich vom Divectionsprincip entfernte, theils 
wegen der Stellung des rheinischen R., zu feinem Refultate. Als jedoch bald nachher der 
Bergwerks- und Hüttenbetrieb in Preußen in Folge vervollkommneter Technik und der 
Entwidelung der übrigen Induftriezweige einen ungewöhnlichen Aufſchwung nahm, machte 
fi das Bedürfniß geltend, wenigftens die am meiften fühlbaren Hemmniſſe und Schran— 
fen durch eine novellariiche Gſgb. zu befeitigen. Auf dem Wege einer ſtückweiſen Reform 
find demgemäß in den Jahren 1851 — 1863 die wichtigften Partien der Berg-Gſgb. von 
Grund aus umgeftaltet, insbelondere das Abgabenwefen, die Organtfation, die Competenz und 
Geſchäftsführung der Bergbehörden, die Bergpolizei, die Verhältniffe der Bergarbeiter, ver 
Knappichaftsinftitute, der gewerfichaftlichen Verfaſſung, des Berghypothekenweſens, des Berg- 
werkseigenthums neu vegulivt. Bevor man aber auf diefem Wege zum vollſtändigen Ab— 
Ihlufje gelangte, wurde der frühere Plan der Codification wieder aufgenommen. Es er— 
ſchien zuerft im Jahre 1862 ein im Handelöminifterium ausgearbeiteter „vorläufiger 
Entwurf” nebſt Motiven. Derjelbe wurde auf Grund von etwa 70 zum Theil fehr 

dv. Holhenderff, Rechtslexilon 1, 4 
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umfafjenden Gutachten einer Umarbeitung unterzogen. Das allgemeine Berggefeg vom 
24. Juni 1865 ift das Reſultat diefer ganzen Entwidelung. Wie ſchon in den Berg: 
rechtönovellen, fo tritt auch bier das Hauptprincip hervor, an Stelle der ftaatlichen Be— 
vormundung eine möglichite Selbftändigfeit der Bergmwerfäinduftrie in Wahrung ihrer 
Privatintereſſen zu gewähren, und Das Aufſichtsrecht des Staates auf die Wahrung des 
öffentlichen Interefies im engften Umfange und auf die VBermittelung des natürlichen Con— 
fliets zwiſchen Bergbau und Grundeigenthum zu beichränfen; außerdem ift ſowohl das 
Bergwertöverınögen als aud das Bergbauperjonal mehrfach privilegirt. 

Durch die Einführung des allgemeinen B. in die neuen Yandestheile ift dad Geltungsge- 
biet dejjelben weſentlich erweitert worden, nicht ohne Uebergangsbeftimmungen und parti— 
eularrechtliche Abweichungen nad Mafgabe der verfchiedenen Einführungs - Verordnungen 
reſp. Gefete. Außerdem find auch in anderen deutichen Staaten, insbelondere in Braun: 
ſchweig (15. April 1867) und in Batern (20. März 1869), Berggelege erlaflen, melde 
fih in Form und Inhalt jehr eng an das Preuß. Geſetz anfchlieken. 

Die Begründung der deutſchen Nechtseinheit auf diefem Gebiete ift alfo der Er— 
füllung nabe gerüdt. 

Lit: Kloftermann, Das Allg. Berg-Gef. für die Preuß. Staaten nebft Einleitung und 
Kommentar, 2. Aufl. Berl. 1868, insbeſ. Einleitung S. 3— 73. Hupdfen, Commentar zum 
Preuß. Aula. Berg-Gef. nebſt Ergänzungen und Berwaltungsvorfriften, 2. Ausg. Eſſen 1867. 
Aehnliche Arbeiten von Hahn 1865, von Beugbem 1965 und von Wadler 1865. See— 
bold, Die wirtbichaftlichen Diotive des deutſchen B. und des Allg. Berg-Geſ. für die Preuß. 
Staaten (in Faucher, Vierteljahrsſchrift für Voltswirthicaft, Bd. 19, 1867, © 45 fi). 
Brafjert und Achenbach, Zeitihr. für B., Bd. I—-X, Bonn 1560— 1869. v. Rönne, 
Das Staatsreht der Preuf. Monarchie, 2. Aufl. 1865, Bd. UI. Abtb. 2. ©. 260 ff. Bejeler, 
Spftem des gem, beutfchen Priv.R., 2. Aufl. 1866, ©. 845 ff. dv. Gerber, Spft. des beut- 
fen Priv.R., 9. Aufl. 1865, ©. 236 fi. Ernſt Meier. 

Berihtsprocek, im reichskammergerichtlichen Proceß das der Einleitung der Klage 
gegen Obrigfeiten worgehende Verfahren. Nach den Reichsgeſetzen, namentlih nad der 
Wahlcapitulation XIX. $. 7., jollte das Reichskammergericht auf Beſchwerden der Unter: 
tbanen gegen ihre Obrigfeiten nicht ohne von diefer vorher Bericht eingefordert zu haben, 
mit Mandaten und Ordinationen vorgeben. Im weiteren Sinne fann man jedes Verfah— 
ven, bei welchem ein Bericht einer untergeordneten Behörde abgeftattet und dann weiter 
procedirt wird, B. nennen und dann auch die Fülle, wo der römiſche Kater auf relatio- 
nes der inftruirenden Nichter Rechtshändel entſchied, hierher rechnen. Praktiſch ift ein 
derartiges Verfahren, der B. in jenem weiteren Sinne, heute nur noch in dem Wall, daß 
Beſchwerde iiber einen Richter geführt und diefer zur fchriftlichen Erklärung aufgefordert wird. 

tit.: Pilger, Diss. continens delineationem praxeos Camerae imper. noviss. circa 
literarum informatoriarum redemtionem vulgo ra rg Marburg, 1759; Gb. 
E. Weiffe, Ueber die Berichtserftattung auf Klagen deutfcher Untertbanen gegen ihre Landes- 
berren, Wetzlar, 17915 Danz, Grundſätze des ReichsgerichtSprocefies, Stuttgart, 1795, ©. 313 ff.; 
v. Gönner, Handbuch des gem. Prc., Bd. 4 Nr. 82. (2. Ausg. ©. 47). 

P. Hinſchius. 

Berlich, Matthias, geb. 1586 bei Weißenfels, ſtarb als Profeſſor in Leip— 
ig 1638. 

— Schriften: Conelusiones practicabiles, Lips. 1611 -18. — Deecisiones aureae. Lips. 
1625. Francof. 1685. 

Yit.: Hälſchner, Das Preuß. Str. X. 1855, I. 127. Teihbmann. 

Bernardus de Botono (Bottonus, Parmenfis), war Ganonicus und 
Profeffor zu Bologna, Auditor zu Rom, Ganzler in Bologna, ſtarb 1266. Er tiug 
1240 die Gloſſen feiner Vorgänger zu den Decretalen Gregors IX. zuſammen. 

Lit.: Richter, K.R., $. 59. Teihmann. 

Bernardus Compoftellanus, Thefaurar zu Compoſtella. 

Er ſchrieb gegen 1200 die compilatio Romana, 

Fit. Richter, K.R, 8. 55. Teibmann. 

Bernardus Papienſis aus Pavta, geb. um die Mitte des 12. Jahrh., wurde 
1191 Biſchof und ftarb 1213. 
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Er ihrieb: Summa Decretalium (1191). — Summa de matrimonio. — Summa de 
electione. — Glossae. — Casus Decretaliam. — Summarum speeimina. 
tit.: Laspeyres, Bern. Pap. summa Decretalium, Ratisb., 1560. — ſ. Band I. & 123. 
Teihmann. 


Berriat St. Prir, Jacques, geb. 1769 zu Grenoble, lehrte feit 1796 in 
Jiere, wurde 1805 prof. de proc&dure in Grenoble, 1819 nad Paris berufen, wo 
er bis zu feinem Tode lehrte (1845). 

Schriften: Cours de procedure eivile 1508. Tieme éd. 1855 par Felix Berriat 


St. Prix. — Cours de droit eriminel 1817. — Histoire du droit romain 1921, Deutſch 
von Spangenberg 1822. — Recherches sur la legislation et la tenue des actes de l’etat 
eivil. 2. Ed. 1542. Teichmann. 


Beſcheinigung bedeutet bald urkundlichen Beweis, bald einſeitigen und 
unfeierlihen, d. h. ohne die Förmlichkeiten des ordentlichen Beweisverfahrens geführ— 
ten, bald unvollſtändigen Beweis (semiplena probatio), bloße Wahrſcheinlich— 
keit. Die letztere Bedeutung ift von Joh. Fariolus (1223—1286) aus vömijchen 
uellen gefolgert worden. Ihre Geltung im Röm. und gem. Pre. wird heutzutage von 
Savigny und Wetzell gegenüber Briegleb, für den preuß. von Heffter gegen- 
über Koch vertreten. Ihre Möglichkeit ift bei freier Beweiswürdigung überhaupt nicht 
gegeben. Wie aus diefem Grunde ein Gegenfag zwiichen Beweis und B. im C. de proc. 
nicht vorhanden ift, der No. Entw. ibn fogar megirt, jo muß er aus demſelben 
Grunde für das Röm. R. geleugnet werden, wie man fi bezüglich der dafür ange 
führten Gejege auch gegen jene Geltung entſcheiden muß. Bezüglich des gem. Pre. gibt 
Briegleb die Reception der Doctrin des Faxiolus nur für die Imeidentfachen zu, 
beftreitet fie aber für die eigentlichen ſummariſchen Procedurarten, und bat bezüglid, 
Mandats- und Executivproceß, der poſſeſſoriſchen Rechtsmittel und des Interdietum quo- 
rum bonorum überwiegende Zeugniffe für feine Anficht beigebracht, zu denen neuerdings 
die eingehenden und umfangreichen Forſchungen Wach's über den Arreſtproceß unter 
ftügend hinzukommen. Auch im der Preuf. U. G.O. dürfte B. halben Beweis nicht 
bedeuten, die Hannoversche Pre.O. unter B. ebenfalls nur vollen Beweis verftehen, 
wie auch der an einer Stelle vorkommende Wahrſcheinlichkeitsbeweis nur fünftlichen Be— 
weis bedeutet. 

Duellen: Preuß. A.G.O. Th. 1. Tit. 8 $. 24. Tit. 10 $. 27a. 29. 36. 49, Tit. 24 
$. 37—39. 46. Tit. 31 8. 3. 5. Tit. 32 8. 5. Hannov. PO. $. 35. 493. 514. 522. Nd. 
Eutw. $. 429 fi. 

rit.: Savignv, Vermifchte Schriften, Bd. 2, S. 242 fi. Wetzell, in Richters kit. 
Jahrbb. XII. Jahrg. S. 769 fi. Syſtem $. 29. Briegled, Einleitung in die fummar, Pre. 
%. 52—65. 82 ff. Erecut. Pre. S. 108 ff. 141 ff. 235 4 Wach, Arreſtpre. Thl. 1 $. 19 f. 
Lehrbb von Schmid, 8. 119. Baver (ordentl. Pre.) S. 238. Renaud, $. 102, Ende- 
mann, $. 160. 182. — Heffter, preuß. Pre. $. 117. Kod, $. 196. — Zink, Sadiver- 
balt im franz. Pre. Bo. 1, ©. 34 ff. 61 fi. K. Wieding. 

Beichlagnahme der Güter (annotatio bonorum) im Strafprocek ift ein im 
Kim, und früher auch im Franz. R. theils zur Siftirung des Beſchuldigten, theils zur 
Vorbereitung Der Vermögensconfiscation verordneter Generalarreft. In Frankreich ift mit 
der Befeitigung des bürgerlichen Todes der letztere Gefichtspunft weggefallen; in Deutich- 
land hatte ſchon die P. G.O. die Confiscation befeitigt. So erfcheint dieſe B. weſentlich 
als Siftirungsmittel und als ſolche behandeln fie aud die ſächſiſche, braunfchweigiiche und 
würtembergiſche Str. Pre.O., wobei jene die Erlaffung des Stedbriefs, dieſe legteren den 
Ungeborfam gegen die Edictalladung zu ihrer Vorausſetzung machen. Auch der C. d’instr. 
behandelt fie als Folge diefes Ungehorfams. Das Preuß. R. ſchreibt fie bet Hoch- und 
Yandeöverrath vor, theils als Siftirungsmittel, theil8 um dem Beichuldigten die Mittel 
zu ferneren Angriffen zu entziehen; bei Austveten Milttärpflichtiger und Auswanderung 
von Yandwehrmännern, um, jo weit es nötbig, Strafe und Koften zu ſichern. Sie wird 
ſofort mit Eröffnung der Unterfuhung verhängt. — Nach der B. darf dem Beichuldig- 
ten aus feinem Vermögen nichts werabfolgt werden, feinen Angehörigen wird der erfor— 
derliche Unterhalt gewährt. — Ueber ihr Aufhören enticheidet hauptſächlich ihr Zweck. — 
Lgl. Edietalladung im Strafproceß. 
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Ouellen: P.G.O. A. 206. — C. d’instr. a. 465. 476. Loi 31 mai 1854. Sächſ. Str. Pre.O. 
A. 146. — Preuf. Str.G. B. $. 73. 110. Str. Pre.Dd. 1867 8. 107. 


Lit.: Quiftorp,Grundf. d. Peinl. R. 8.829. Schwarze, Comment. 3. Sächſ. Str.Pred. 

l. e. Oppenbof, Preuß. Str.®.B. 1. c. — John, Entw. z. e. Nd. Str.G.B. ©. 330. 
8. Wieding. 

Beſchlagnahme der Papiere im Strafprocek, zu welcher auch die B. von Brie— 
fen und Telegrammen gehört, ift eine durch die Eigenthümlichkeit ihres Objects aus- 
gezeichnete arreftatoriiche Maßregel. Abgeſehen von der jog. vorjorgliden B., die 
durch gelegentliche Entdeckung bei Verbaftungen und zu anderweiten Zwecken vorgenom— 
menen Hausfuchungen ꝛc. veranlaßt wird, ſetzt dieſe B., wie jeder Arveft, eine richterliche 
Berfügung voraus, Die aud dur die Str.Pre.O. von Sachſen, Oldenburg, Baden vor: 
gejchrieben wird, wogegen der C. d’instr., die preußiſche und wirtembergifche Gſgb. 
die B. auch dem Staatsanwalt und den Polizeibehörden geftatten. "Ihr Zweck, deſſen 
Wegfall zugleich für ihr Aufhören maßgebend ift, ift bald die Verhinderung der Ent— 
fernung Verdächtiger durch Feltbaltung ihrer Legitimationen und Päſſe, bald die Verhü— 
tung von Gollufionen Gefangener, bauptlächlic aber die Gewinnung von Beweismitteln. — 
Die B. ift an ſich eine bloße Ausführungsmaßregel, die eben nur ein ſchon vorhan— 
denes Recht realifirt. Für die Gewinnung von Bewersmitteln ift Dieles das Recht des 
Staates auf Edition und zwar aller Urkunden, welche irgendwie Aufſchluß für die 
Unterfuhimg gewähren, bzw. gewähren fünnen. Im Anjchluß an den alten Inquifitiond- 
proceß nämlich haben der C. d’instr. und die neueren Str. Pre.O., — der C. d’instr., die 
Würtembergiſche und Badiſche Str. Pre. D. jedoch mit Ausichluß der geringeren Fälle, — 
dem Staate dieſes meitgreifende Editionsrecht gegenüber dem Beſchuldigten und dritten 
Perfonen, Privaten wie Behörden, beigelegt. Forderte der Inquifitionsprocei von dem 
Beihuligten das Geſtändniß, jo durfte er ihn auch, unter Berufung auf eine Decretale 
der Kirche, zu unbefchräntter Edition gegen ſich Telbft verpflichten und diefe durch Nadı: 
ſuchung und Beichlagnahme mit Gewalt erzwingen. Die Evitionspflicht dritter Perſonen 
erflärte man auf Grund einer Gonftitutton Juſtinians, welche Cujaz aus den Bajfıliten 
reftitwirt hatte, für eime ebenfo allgemeine Staatsbürgerpflicht, wie die Zeugnißpflicht. 
Die Confequenzen diejes Gefichtspunfts find nicht wollaus gezogen worden. Doch eximi— 
ven die Hannoverſche, Badiſche, Würtembergiſche, Sächſiſche Str. Pre.O. die nächften An— 
gehörigen von der Edition, bzw. dem Editionszwange; faſt alle Str. Pre.O. die Correſpon— 
denz Des Beichuldigten mit Beichtwater und Defenfor, ſofern dieſe nicht dev Mitſchuld 
verdächtig ; die öffentlichen Behörden, wo das Staatöwohl Geheimhaltung fordert, und die 
Poft= und Telegraphenämter, ſofern es ſich nicht um Briefe und Telegramme handelt, 
die an den Beichuldigten adveffirt find oder wahricheinlic von ihm herrühren und die 
Auslieferung nicht durch einen fchriftlichen Befehl des Richters bzw. Staatsanwalts ver: 
fügt wird. — Die Confequenz der Gleichſtellung mit der Zeuguißpflicht kommt ferner 
aud) für die Nealifirung des Editionsrechts in Betracht. Conſequenz tft es freilich 
nicht, wenn die Oldenb. Str. Pre. DO. den Evitionsweigerer zur Ablegung des Zeugen— 
eides zwingen läßt. Die Gonfequenz fordert vielmehr, daß zunächſt eine Aufforderung 
zu freiwilliger Edition geftellt werde: wird die Edition verweigert, jo fan man entwes 
der mit der Preuß. Cr. ©. von 1805 zur Auferlegung des Editionseides, — muß 
dann aber auch mit ihr von der eigenen Aufluchung abftehen, — oder fofort mit der Ba— 
diſchen und Preuß. StrPred. von 1867 zur „Durchſuchung“ „Baus: 
ſuchung“ jchreiten, wogegen die Sächſiſche Str. Pre. DO. „Ausſuchung“ und darnach aufer- 
dem den Editionseid, alfo diefen Calumnieneid da fordert, wo der Staat bereits vom 
Rechte, ſich Telbit zum Beſitze zu verhelfen, Gebraud gemacht hat. — Die Nachjuchung 
und die Beichlagnahme find von den Gefegen durch vielfahe Cautelen garantirt, die 
meiftens nur äußerlicher Natur find. Bet Durchſuchung der Papiere hat man dagegen 
namentlich die Grenzen des Editionsanſpruchs zu reſpectiren, der zu einer Scheidung 
zwifchen den eigenen und fremden, im Gewahrſam des Pflichtigen befindlichen, Papieren 
führt und ſodann der Nachforſchung ein Ziel Tegt, wenn das Gefuchte gefunden ift. Ueber 
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vie Eröffnung verſiegelter Convolute und Briefe ſ. Brieferbrechung, und im Uebri— 
gen Hausſuchung. 

Quellen: 1. 22. C. 4, 21. Cl. 18. 1 de usur. 5, 6. — C. d’instr. a. 32. 36. ss. a. 
87 ss. — Preuß. Cr.O. v. 1805. $. 123 ff. $. 305 ff. Brom. v. 3. Jan. 1849. $. 7 Berig. Urf. 
A. 33. Gel. betr. perfönl. Freiheit v. 12, Febr. 1850. Entw. v. 1865 $. 113. Aum. Str.Pre. O. 
2. 1867. 8.91 ff. — Hannov. Str.Pre.O. v. 1859, 8.103 ff. — Sächſ. Str. Pre.d. A. 196 ff. 
— Didenb StrPre.d. U 92 fi. R 130 ff. — Badifche Str.Pre.d. v. 1864. $. 130 fi. 
BWürttemb. Str.Pre.d. 1868. A. 122 ff 

Lit: Bland, Str.Berf. 8.89. 101. Zacha riä, Str.Pre., Bd. 2 $. 97. Mittermaierr 
Deutſches Str. Verf, Bd. 1 9.66. N. Arc. |. Er.R., Bd. 2, S. 152 fi. Bd. 5, ©. 306 fi. — 
DOppenbof, Preuß. Berf.$.41Nr.6 fi. Löwe, Str.Pre. $. 44. Stieber in Goltdammer's 
Arch. BD.3, ©. 56 fi. — Leonhardt, Comment.z.Hannov. Str Pre.d. $. 105. — Schwarze, 
Comm. 3. Sächſ. Str.Pre.d. L. 1. K. Wieding. 

Beſchwerde (querela simplex) ift die Anrufung des höheren Richters gegen 
Beeinträchtigungen, welche der Unterrichter in Ausübung jeiner Antsgewalt zufügt, ohne 
daß ed fi um Berfügungen handelt, wodurd eine Partei in ihrer proceffualiichen Stel— 
lung zur andern benachtheiligt wird und welche mit den Nechtömitteln im eigentlichen 
inne bejeitigt werben fünnen. Da fich die B. gegen die Pflichtwidrigfeit des Richters 
im Allgemeinen, ſowie die im jpeciellen Proceß richtet, alſo z. B. wegen Verweigerung oder 
Verzögerung der Yuftiz, wegen zu enger Friſtbeſtimmung, wegen ungehöriger Ausübung 
der Disciplinargewalt gegen Anwälte, erhoben werben kann, bietet fie eine Ergänzung des 
Rechtsmittelſyſtems, weldyes für die Beſeitigung derartiger Maßnahmen des Richters nicht 
ausreicht. Andererſeits fließt fie aber doch mit der appellatio ab interlocutione zu= 
ſammen, weil binfichtlich der der Rechtskraft nichtfähigen Verfügungen im einzelnen Proceß 
fi) nicht untericheiden läßt, was der Richter in Ausübung der Cognition zwiſchen ven 
Parteien und in Ausübung der reinen Aıntögewalt gethan bat. Formel zeigt fich das 
darin, daß ſowohl für die querela simplex wie für die gedachte Art der Appellation 
die Innehaltung einer Friit, Das Vorliegen einer beftunmten Werthſumme und Aebhnliches 
nicht vorgeichrieben tft, vielmehr der Oberrichter auf eine einfache Darftellung des Sad 
verhältnifies, eventuell nad vorgängiger Berichtsemforderung bei Begründetheit des Be— 
gehrens die nöthigen, ſchlimmſtenfalls durch Disciplinarmittel zu erzwingenden Anweiſungen 
an den Richter erläßt. Das Zufammenfallen der erwähnten Appellation und der B. 
weiſen namentlich die Part. Pre.Gigbb. auf, welde, mie die preußiſche, die Berufung 
gegen alle Verfügungen außer dem Endurtheil ganz befeitigen oder wie die Hannov. 
Pre.O. (83. 392 ff., 453 ff.) die Appellation gegen eine Reihe ſolcher der Berufung ges 
gen das Endurtheil vorbehalten und bejondere VBorichriften itber eine „B. wider das Ge— 
richt“ aufgeftellt haben. Andererſeits zeigt ſich aber eine Tendenz zur Beſchränkung darin, 
daß 3. B. im Hannover die einfache B. an eine Nothfrift von einem Monat gebunden ift 
und in Preußen alle B., die eine irgend welche materielle Cognition enthaltende Verfü: 
gung betreffen, an den Inftanzenzug gebunden find, alfo nur bis in die Inſtanz gebracht 
werden können, in welche gegen die Endentſcheidung ein Rechtsmittel zuläffig if. 

P. Hinfhius. 

Befiterwerb. Schon aus dem Begriffe des Beſitzes als der bewußten und ge- 
wollten körperlichen Herrſchaft über eine Sache (Bo. I, ©. 294) muß es jich ergeben, 
daß zum Erwerb des Beſitzes ſowohl eine körperliche Handlung als ein beftimmter darauf 
gerichteter Wille erforderlich ift. 

1. Diefe körperliche Handlung, corpus, factum, Apprehenſion, foll Denjenigen, 
der den Befig erwirbt, in den Stand ſetzen, die körperliche Herrſchaft auszuüben; wie fie 
dazu beichaffen jein muß, ift quaestio facti. Nur foviel läßt fich überhaupt jagen, daß 
bei Grundſtücken Gegenwart, wmenigftens in hinveihender Nähe, im der Regel nöthig 
fein wird, wozu, falls das Grundſiück verſchloſſen wäre, ganz natürlich und ohne irgend 
welhe Symbolik, Uebergabe des Schlüſſels Hinzutreten müßte; gleichzeitige Anweſenheit 
eines Andern wird entweder als Hinderniß befeitigt, oder concurrirt, wie die Anweſen— 
beit des Uebergebers. Ebenfo muß der Befigerwerber einer beweglichen Sache in den 
Stand gelegt werben, fie phyſiſch zu beherrſchen. 


:154 veſitzerwerb. 


2. Mit dieſer rein körperlichen Apprehenſion, welche lediglich Detention zur Folge hat, 
muß noch ein entſprechender Wille verbunden werden, nämlich der Wille, die Sache als 
eine eigene zu behandeln, aber nicht etwa durd blos zufällige Coincidenz, ſondern mit 
den beitimmten Bewußtſein des Verhältniffes zur Apprebenfion: jog. animus do- 
mini, ober possidendi. S. indeflen den Art. abgeleiteter Beſitz. Das be 
wußte Zulammentreffen beider Elemente, de$ corpus und des animus, braucht fein. 
urfprüngliche8 zu fein: ein Beiſpiel Iiefert Die brevi manu traditio, wobei 
Detention dur den concurrirenden Willen des bisherigen Detentord und des bisherigen 
Beſitzers in Beſitz umgewandelt wird. Einſeitiger Wille des Detentors aber hat Um: 
wandlung der Detentton in Beſitz nicht zur Folge, da einerſeits der Befiger durch bloßen 
animus eined Anderen ohne körperliche Handlung (Contrectation, Dejection) nicht depoſ— 
ſedirt wird (1. Befigverluft), und andererſeits possessio duorum in solidum esse 
non potest. 

3. Erworben kann der Befig werden durch einen Stellvertreter oder Nepräfen: 
tanten, deifen Wille dein Willen des Vertretenen in Diefer Beziehung unterworfen ift. Der 
Repräſentant apprebendirt ganz wie wenn er für fich ſelbſt den Befig erwerben wollte, 
allein fein animus possidendi muß auf Erwerb für den Vertretenen gerichtet 
fein. Diefer muß ſeinerſeits auch wollen, daß der Nepräfentant für ihn erwerbe. Dies 
fann er aber felbftverftändlich nicht, wenn er won der Handlung des Andern nichts meih, 
daher die Regel: ignoranti non acquiritur. 

Zwiſchen den beiderfeitigen Willen des Vertreters und des VBertretenen muß ein 
Cauſalitätsverhältniß vorhanden jein, welches ſich durch Befehl oder Auftrag kundgibt. 
Uriprünglic konnte der Stellvertreter nur eine subjeeta persona fein, Sklave oder Haus: 
find, doch ließ Schon früh die Jurisprudenz freie Nepräfentanten zu. Ter Auftrag ift 
nicht nothwendig ein eigentliche Mandat ; andererjeits iſt ein Generalmandat nicht ges 
nügend, und nachträgliche Ratihabition wirft nicht zurüd. Hat der DVertretene feinen auf 
Erwerb gerichteten Willen dem Repräſentanten bereits fundgethan, To datirt fein Belig 


nicht erft von dem Augenblide, wo er die Handlung des Repräfentanten erfährt, ſondern 


chon von diefer Handlung Telbft. 

Es kommt vor, daß ein biöheriger Befiger feinen Befig solo animo zur bloßen 
Detention berabitimmt und zugleich als Stellvertreter einem Andern den Beſitz erwirbt. 
Diele umgekehrte brevi manu traditio heißt constitutum possessorium, md 
läßt fi im die zwei verichtedenen Handlungen, Verluſt des Beſitzes einerſeits und Er: 
werb für einen Anden andererſeits auflöfen. 

4. Nach denfelben Grundfägen wird aud an unförperlihen Sachen, an Rechten, 
Befig erworben, mit den in der Natur der betreffenden Verhältniſſe begründeten Modi 
ficationen des körperlichen Elements und auch de animus, welder auf die Ausübung 
des betreffenden Rechts, als animus quasi possidendi gerichtet ift. 

5. Aus der Nothwendigfeit eines animus folgt von ſelbſt, daß willensunfähige Per 
fonen durch eigene Handlung feinen Befig erwerben fünnen. So ohne Zweifel Wahn: 
finnige und juriſtiſche Berfonen, denen man in diefer Hinficht Die hereditas 
jacens beizählen darf. — Savigny wollte von impubes infantia major im Alk 
gemeinen blos tutore auctore Befigerwerb geftatten, und nur ausnahmsweiſe ohne Aucto— 
ritas, „wenn er geiftig genug entwidelt iſt“; dieſe Unterfceidung it aber willkürlich, 
und es ift deshalb mit Thibaut, Vangerow, Goldfhmidt u. X. m, allgememe 
Fähigkeit des pupillus anzunehmen. Sehr beftritten ft die Frage nad) der Fähigkeit des 
infans. Savigny leugnet fie mit Recht durchaus. 

Nach den unter 3. Dargeftellten Regeln des Erwerbs durch Stellvertreter ſollten 
willensunfähige Perfonen, Kinder, Corporationen, ebenfo wenig durd fremde Handlung 
erwerben fünmen als durch eigene, da auch der Vertretene einen Willen haben muß. Tod 
erheifcht der Verfehr, daß auf irgend eine Weile ein B. auch ſolchen Perfonen ermöglicht 
werde. Daher wird /utilitatis causa) der fehlende Wille zum Voraus und im Allge— 
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meinen ſupplirt, fo daß es ſchon im Umte der Vormünder, Syndiei u. dgl. liegt, daß 
ſie für ihre Pflegebefohlenen und in deren Namen erwerben können. 

Die neueren Gſgbb. ſind bekanntlich in der Beſitzlehre nicht frei von deutſch— 
rechtlichen Einflüſſen, noch von den vielen irrthümlichen Anſichten, welche vor Savigny 
mehr oder minder herrſchend waren. So auch das A. Pr. L.R., welches ſich wohl im 
Ganzen dem gem. R. anſchließt, aber z. B. eine ſymboliſche, fingirte Beſitzergreifung 
ſtatuirt, freilich unſchädlicher Art, indem dazu erfordert wird, daß „der körperlichen Be— 
ſitznehmung nichts im Wege ſtehe.“ Auch wird Abweſenheit von vitia possessionis (Ge— 
walt, Betrug, Verheimlichung, Precarium) vorausgeſetzt. Dem Charakter des AR. gemäß 
iſt der Erwerb des Beſitzes an Rechten erweitert und präciſirt. Im Franz. R. müſ— 
ſen in Ermangelung ſpecieller Beſtimmungen des C. N. die gemeinrechtlichen Grundſätze 
im Ganzen als geltend angenommen werden; in dieſem Sinne ſind auch die Verfügungen 
ver a. 1605 und 1606' betreffend Ueberlieferung der verkauften Sache zu verſtehen, 
welche jonft leicht zu Mißverſtändniſſen (Fiction, Symbolik u. dgl.) Anlaß geben könnten. 

Quellen: D. XLI, 2. de acquirenda vel amittenda possessione. C. VII, 32. — 
APLOR. I, 7, 8. 43—95. 

Fit.: Außer den befannten Werten über Befis (Savigany, Bruns u. a.) find folgende 
Monographien befonders anzuführen: a) Baron, Zur Sehre vom Erwerb und Berluft bes 
Befiges, in Ihering’s Jahrbüchern VII. (1864). b) Ueber Erwerb durch Stellvertreter: 
Bremer in ber Ztſchr. für Eivilr. u. Pre, N. %. XI (1854), XVII, (1860), Schirmer, Ibid, 
XIV (1857). ce) Ueber Erwerb der Kinder: Denzinger, Arc. für civ. Praris = (1848). 

ivier. 

Befitesfhus. Im Bande I, ©. 295 f., ift die römiſch-rechtliche Lehre vom B., 
ſowie deren mittelalterliche Aus- oder Verbildung, als possessorium ordinarium, sum- 
mariissimum und actio spolii, mit binveichender Ausführlichkeit Dargeftellt worden : 
hier ift nur die neuefte Geftaltung diefer Klagen in der preußiſchen und im ber franzö- 
ſiſchen Gſgb. ganz ſummariſch nachzutragen. 

Im A. Pr. ER. wird in Beziehung auf den geſetzlichen Schutz der bloße Inhaber 
dem Befiger gleichgeftellt. Ihnen wird vorerft ein Recht der Selbfthülfe ausdrücklich 
zuerfannt : fie find befugt, Gewalt mit Gewalt abzuwehren, wenn die Hilfe des Staats 
zu ſpät fommen würde „um einen unerieglichen Berluft abzuwenden.” Sodann werden 
beiden folgende Beſitzklagen gewährt, ohne Unterichted zwiſchen Mobilten und Immobilien, 
ſowie zwiſchen den einzelnen Arten des vitiöſen Befiges : 

a. Derjenige, welcher mit Gewalt, oder heimlich, oder bittweile, alfo durch Liſt, ent- 
fest worden ift, oder deſſen Erbe, kann ſowohl gegen den Enijegenden und deſſen Theil- 
nehmer, als auch gegen die Erben auf Wiedereiniegung flagen. Auf ein befferes Recht 
des Entſetzenden wird feine Nücdfiht genommen. 

b. Der in feinem Befig zur Ungebühr Geftörte wird gegen fernere Beeinträchtigun— 
gen geichügt „Durch Androhung von Strafe gegen den Störer, nöthigenfalls durch deren 
wirkliche Vollſtreckung“, und eventuell überdies durch Sicherbeitsbeftellung. 

Beide Gattungen von Klagen werben demjenigen Befiger, reſp. Inhaber gegeben, 
welcher unmittelbar vor der Entiegung oder Störung den ruhigen Beſitz hatte. Alſo 
entipricht Die ordentliche Befisflage wegen Störung dem alten possessorium sum- 
mariissimum. — Fattiſch, nicht aber rechtlich prälumirt wird Fortdauer des einmal 
erlangten Befiges bis zum Beweiſe der geichehenen Aufhebung. — Im Falle zweifelhaf: 
ten Befigftandes wird der interimiftiiche Beſitz nach richterlihem Ermeſſen ftatuirt, wozu 
im ER. einige Anleitungen gegeben werden. 

Die Befigflagen find feiner befondern, furzen Verjährung unterworfen. Doch muß 
zur Anftellung der Klage wegen Störung diefe Störung „neuerlich“ vworgefallen fein, was 
in jedem einzelnen Fall nad) den Umftänden interpretirt wird. Die Klagen finden auch 
zum Schutze des Quaſibeſitzes an Rechten Anwendung. 

Die franzöfiich-rechtlichen Beſtimmungen über Befisklagen find in der Civ.Pre.O. 
enthalten. Den Grundlägen über Mobilien gemäß (a. 2279) fünnen fie ſich nur auf 
Grundſtücke beziehen, fowie in beichränftem Maße auf Prädial= und auch Perignal- 
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fervituten. Erforderlich ift in der Perfon des Klägerd Berjäbrungsbefig im Sinne von 
C. N. 2229, mit oder ohne guten Glauben, während wenigftens eines Jahres vor und 
bis zu der Störung oder Entjegung; Präfumtion der Fortdauer wird angenommen. — 
Biele franzöfiiche Juriſten beſchränken dieſe Beftimmungen auf das alte possessorium 
(la complainte), weldes auch nur dem Annalbefiger zuftand, und behaupten, daß in 
Ermangelung gejegliher Vorſchriften die alte Spolienflage (la röintegrande) und aud 
noch die operis novi nuntiatio als dritte Befitflage immer noch gelten und nad) den 
Grundfägen des alten Rechts behandelt werden follen. Im diefem Sinne freilich haben 
fih, namentlid für die Spoltenflage, die Gerichte mehrfach erflärt, und das Franz. Gef. 
von 1838 über Gompetenz der Friedensgerichte führt reintegrande und denonciation 
de 'nouvel oeuvre als bejondere Befigflagen auf. Nichtödeftoweniger müſſen, nad) ber 
richtigen, von Zahariä vertheidigten Anficht, die Vorſchriften der Civ. Pre.O. ſowohl 
auf die Entſetzungs-, als auf die Störungsfälle angewendet werben. 

Quellen: Tit. D. XLIII. 16, de vi. 17, Uti possidetis. 18 fj. (Schub der juris quasi 
possessio); 26, de precario, 31, de utrubi. C. VIII, 4 ff. Im Decret: e.3 C. III. qu. 1. 
In den Decretalen: L. II, tit. 13. Im Sertus L. II, tit. 5. de restitutione spoliatorum. 
8.6.D. von 1555, II, 21. MPr.viR. 1. 7, 88. 141—161. Franz. Civil. Pre.O. 23—27. 

Lit.: Außer der nr Befitzlit., aus welcher Bauptfählih Bruns bierber gehört, C. Albert, 
Ueber das Interdictum Uti possidetis u. f. w. Halle 1824. Höpfner, Die Befitrechtsmittel 
und Befitproceß des heutigen gem. und bes Sächſ. R. Leipzig, 1841. (Darüber Rudorff 
in Saviguy's 7. Auflage, 551 ff. —). Delbrüd, Die dingliche Klage des Deutfchen R., 
Leipzig, 1857. Hermann Witte, Das Interbictum uti possidetis, Yeipzig, 1863. Bruns, 
Der ältere Beſitz und das possm. ordm., in Bekkers Jahrbb. IV. (1860). Maaßen, Das 
Interbictum uti possidetis und die Decretale Licet causam in Befters Jahrbb. II (1858); Zur 
Dogmengefhichte der Spolienklage. Ibidem III (1859). ©. auch Geiger, in Ztſchr. für CivilR. 
und Pre., XII, (1839). Für das Preuß. R.: Koch, Die Lehre vom Beſitz nach Preuß. R. 
(2. Aufl. Breslau 1839). Für die neuere Preuß. Praris: Heydemann, Einleitung, I, 374— 
386. — In Frankreich bat das Gef. von 1835 eine ganze Reihe von Schriften hervorgerufen, 
welche Nudorff darakterifirt als „theils gründliche hiſtoriſche Unterſuchungen, theils unwiſſen- 
ſchaftliche aber nicht ungeſchickte praltiſche Darſtellungen“. Zu erwähnen find beſonders die 
Schriften von Belime, Traité du droit de possession et des actions posscssoires 1942, 
von Alauzet Histoire de la possession et des actions possessoires en droit frangais 
1849 und von De Parieu, Etudes historiques et eritiques sur les actions possessoires 
1850. Rivier. 


Befitztitelberichtigung: Eintragung des urkundlich legitimirten Eigenthums— 
beſitzers in die, über Grundſtücke und Gerechtigkeiten geführten öffentlichen Bücher. Von 
Alters ber iſt das Deutſche R. bemüht geblieben, dem Eigenthumsverkehr an Grund— 
ftüden die größte erreichbare Sicherheit zu verleihen. In dem dreimal jährlich verſam— 
melten, von allen Freien ungeboten befuchten echten Gau-Ding erfolgte nad Sächſiſchem 
R. die Auflaffung der Grundftüde unter vichterlicher Bekräftigung mit dem Königsbann 
— Friedewirken — in einer, dem Proceß um Eigen entfprechenden Form des Verfah— 
rend. Im Yaufe der Zeit erhielt ſowohl die erftrebte Deffentlichkeit als auch Die obrig- 
feitlihe Mitwirkung eine völlig veränderte Geftaltung. Ständige Gerichte traten am bie 
Stelle der Berfammlung der Gaugenofjen und Gemeinden ; richterliche Beftätigung an bie 
Stelle des früheren Ausipuchs des Friedens und öffentlihen Schutzes; actenmäßige Kund— 
barfeit an die Stelle der früheren Landkundigkeit; erleichtert Durch die Anlegung öffent: 
licher Bücher, in denen nad dem Vorgange Belgiens und anderer Yänder zuerft in Eöln 
und andern Städten die Grumbftücde verzeichnet wurden. Nicht jeder Beſitzer, nur der 
Eigentbümer jollte daraus erhellen. Dies führte zur Entwidelung des Rechtsgrundſatzes, 
daß auf einen neuen Erwerber im Augenblid der Umschreibung des Grundſtücks auf ſei— 
nen Namen das Eigenthum übergebe. Dem trat mit dem fteigenden Einfluß des Röm. 
R. der Grundſatz in aller Schärfe entgegen, daß für unbewegliche, eben fo wie für be 
weglide Sachen der Eigenthumsübergang an Uebergabe und Erſitzung ſich fnüpfe. Viel— 
fach nahm die Bart. Gfgb. feit dem Beginn des vorigen Jahrhunderts denfelben in 
ſich auf, doch aber den unerfeglichen Werth der öffentlichen Bücher wenigftend fir die 
Verpfändung von Grundſtücken amerfennend. Daraus entwidelte ſich die größte Verſchie— 
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denbeit der Bedeutung und auch der Benennung diefer Bücher. Auf der einen Seite 
reines Grundbuchſyſtem mit Bucheigenthum, auf der andern Seite reined Pfand- 
buchſyſtem mit Uebergabeeigenthum, bäufig nur mit Perfonal= nicht Realfolien. Im 
der Mitte ſteht dasjenige Pfandbuchſyſtem, weldes davon ausgeht, daß «8 der 
Srundftücsverpfändung am einer Vertrauen — Credit — ermwedenden Grundlage 
fehlt, wenn derjenige, der Pfandgläubiger werden will, feinen unbedingt zuverläfjigen 
Aufihlug darüber erhalten kann, wen er als Eigenthümer anzuichen habe. Daraus er: 
geben ſich folgende leitende Geſichtspunkte: 1) das Pfand-Hypothefen-Buch muß erkennen 
laffen, wer als Eigenthümer des Grundſtücks anzufehen fer; 2) wer dort al8 folder ein- 
getragen worden, gilt ald wahrer Eigenthümer gegenüber jedem Erwerber von ding— 
lien Rechten aufer dem Eigenthum, es müßte denn Ddiefer die aus dem Buch nicht 
erjichtlichen Mängel im Erwerb des eingetragenen Befigerd zur Zeit der Erwerbung und 
Eintragung des dinglichen Rechts gelaunt haben, 3) das Eigenthum am Grundftüd aber 
wird midht durch die Eintragung übertragen, jondern durch die Uebergabe. Bis zum 
Gegenbeweiſe durch einen im wahren Eigenthum Stebenden dient die B. hier zur Bes 
Ibeinigung einer Rechtsvermuthung; fie gibt aber Dritten gegenüber, foweit fie gutgläu— 
dig find und Beſitz nicht in Frage kommt, dem Eingetragenen die vollen Rechte eines Buch— 
agenthümers. Trotz der Sicherheit für Dritte bleibt hierbei der Grundſtücksverkehr ges 
führdei. ES kann kommen, daß troß Zufchlags im Zmwangsverfahren der Eingetragene 
dm wahren Eigenthümer weichen muß. Geſchieht Died auch felten, und fehlt es auch 
nicht an befonders georoneten Sicherungsmitteln für Streitfälle folder Art, jo tritt der 
Fall doch häufig ein, daß die B. lediglich verabläumt wird. Dann fteht im Hypotheken— 
buch ein Beſitzer ald verfügungsberechtigt, welcher längſt aufgehört hat, der wahre Eigen— 
thümer zu fein. Dies felbft bei geſetzlich zwangsweiſe verordneter Berichtigung des Ber 
figtitels, weil bis zu deren Durchführung oft längere Zeit vergeht, namentlich wenn Er- 
Mirungen von ausgewanderten, verſchollenen Zwiſchenbeſitzern, von Miteigenthümern, von 
Erben, welche der Legitimation bedürfen, nadzubringen find. Die Gſgb. hat den 
Zwang meift auf beftimmte Ausnabmsfälle beichränft: ſo beim Antrag eines titulivten 
Glaubigers, des Subhaftationsrichters, der Auseinanderfegungsbehörde, oder eines fonft 
Berechtigten ; ferner bet Barcellirungen, beim Bergwerkdeigenthum. Um nun Irrungen 
aus verfäumter B. vorzubeugen, haben die Richter den aus dem Hypothekenbuch erficht: 
lichen Gläubigern von einer erfolgten Veräußerung Nachricht zu geben. Alle Veräuße— 
rungöverträge ferner find gerichtlich oder notariell zu ſchließen und in Abjchrift dem Hy— 
votbefenrichter zuzuftellen, ſofern er jelbft fie nicht aufgenommen. — Kommt e8 auf An- 
trag des Befigerd oder fonft zur B., To hat der Richter — auch für Zwiſchenbeſitzer — 
den Beſitzerwerb zu prüfen, in welcher Rückſicht bet Veräußerungen unter Yebenden deren 
einfache Erflärung von der erfolgten Uebergabe für genügend erachtet zu werben pflegt ; 
ſodann die formelle und materielle Gültigkeit des Erwerbögrundes, ſei es des Vertrages 
unter Yebenden, wobei unflare Nebenabreden viel Mühe und Zeitverluft zu werurfachen 
vilegen, fer e8 der letztwilligen Verordnung oder der Erbbeicheinigung beim Uebergang 
von Todeswegen. — Nach dem Pfandbuchſyſtem find Staatsgüter, Domänen in die 
Grundbücher nicht einzutragen, Güter der Kirchen, Klöſter, Schulen, Kämmereien erft 
zum Zweck der Beräuferung oder Verpfändung. Zweifel beftehen für Grundftüde zu 
Eſenbahnen. 

Gſgbeu. Lit.: Preuß. AL.R. I 10, $. 1—20. I. 20, $. 410. Hyup.O. IL 8. 49—103 
nebſt Ergänzungen. Kurhefſen, Berorbn, v. 17. Juni 1828. $. 1. Gef. vom 14. Juli 1853. 
Sannover, Gef. v. 13. Juni 1828; 16. Dechr. 1843; 14. Dechr. 1864. Würtemberg, 
Pand-PBrior.- u. Exec. Gef. v. 15 April 1825, bef. A. 56—60 nebft Ergänzungen. Großherzog- 
thum Heffen, Gef. v. 21. Febr. 1852 nebſt Erg.; ſ. ©. Gerau, Ueber richterliche Betätigung 
der Erwerbötitel des Eigenthums u. Pfandredts an Immobilien, 1854. Dr. 9. X. Mafder, 
Tas Deutiche Grundbuch⸗ und Hypothekenweſen, 1869, mit reichhaltigen Nachweiſungen in Gfgb. 
und Lit, Schaper. 

Befisverluft. Die Lehre vom B. läßt ſich nicht unterfcheiden von der Lehre von 
der Fortfegung oder Erhaltung des Befiged. Der Beſitz dauert bis er verloren geht, 
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und er muß verloren gehen, ſobald auch nur das Eine von den zu ſeiner Exiſtenz erfor— 
derlichen Elementen, das körperliche, corpus, oder das intellectuelle, animus, zerſtört 
wird. Die früher ſehr verbreitete Meinung, daß das Zufammentreffen beider Elemente 
zum Berluft erforderlich ſei, beruht hauptſächlich auf einer unrichtigen Auffaffung der 
l. 8. de A. v. A. P. (XLI, 2), aud 1. 153 de R. J. (L, 17), in welder utrum- 
que nicht conjunctiw, ſondern disjunctiv zu nehmen: ift. 

1. Corpore gebt der Befiß einer beweglichen Sade verloren durch jedes 
äußere Yactum, welches dem Befiger die Möglichkeit willfürlicher phyſiſcher Verfügung 
über die Sache entzieht. Alſo: a) felbftwerftändlich durch deren phyſiſchen oder juriſti— 
chen Untergang, und dadurch daß fie dem bisherigen Befiger unerreihbar wird, oder 
daß fie aus feiner Gewahrſam hinaustommt, ohne daß er weiß, wo er fie finden fann. 
Legtered paßt genau auf Hausthiere, denen zahme Thiere gleichgeftellt werden, jo lange 
fie den animus revertendi haben, während der Befig an wilden Thieren verloren gebt, 
jobald diejelben nicht mehr willfürlich gefangen werden fünnen, was begreiflih quaestio 
facti ift. Für den Verluft des Beſitzes an Eclaven waren aus Nützlichkeitsrückſichten 
ſpecielle befchränfende Beftunmungen. b) Durch eine gewaltfame oder heimliche Hand- 
lung, Ereption oder Subreption, von Seiten eines Andern, welche den Befiker in 
die Unmöglichkeit verjegt, die körperliche Herrichaft auszuüben ; gleichgültig ift hierbei, ob 
diefer Andere jelbft den Beſitz erwirbt oder nicht. 

Ebenfo ift zum B. an Immobilien erforderlicd; Entziehung der Möglichkeit, die 
phyſiſche Einwirkung darauf nad Belieben zu veproduciren. Einfache Abweſenheit thut 
es nicht, jo lange der abwejende Befiter willfürlich zurückkehren fann, um feine phyſiſche 
Herrichaft auszuüben. Entzogen kann diefe Möglichkeit werden ſowohl durd Handlung 
eined Anderen, Dejection, als auch ohne Handlung eines Anbern, 3. B. dadurch, daß 
das Grundſtück extra commereium tritt. Im claff. und Yuftin. R. wird der Grundſatz 
aufgeftellt, daß der Befig eines Grundſtücks nicht heimlich verloren wird, jondern dem 
Befiger erhalten bleibt, bis er die Occupation in Wort oder That erfahren hat, em 
Grundfag, der auf verſchiedene Weife erflärt wird und wohl nur oder wenigftens vorzügs 
lich auf das Verhältniß der Parteien unter fid) im Befigprocefie au beziehen ift. 

2. Der Befig geht animo verloren, wenn der bisherige Befiger einen dem animus 
possidendi entgegengefegten Willen, einen animus in contrarium actus, animus non 
possidendi, fundgibt. Dazu ift allo ein Wille erforderlich, fo daß willensunfähige Per— 
fonen nicht fähig find, auf diefe Weile den Befig zu verlieren. Der Pupill kann ohne 
Autorifation dem Beige nie entfagen. Der animus non possidendi fann ausdrüdlid, 
oder ftilichweigend fundgethan fein; natürlih muß bier, den Grundfägen des Verzichts 
gemäß, reftrictiv interpretirt werden. Ein wichtiger Fall ift das constitutum possesso- 
rium, ſ. den Art. Befigerwerb. 

3. Verluſt animo et corpore. Hauptfall ift die Tradition, wo Berluft auf 
einer Seite mit Erwerb auf der anderen Seite verbunden iſt; die phyſiſche Macht über 
die Sache wird vom bisherigen Befiger einem Andern übertragen, mit entſprechendem 
animus auf beiden Eeiten, non possidendi beim tradens, possidendi beim aceipiens. 
Andere Fälle: Dereliction, dann aud abſichtliches Außerdenverkehrſtellen der Cache ; 
nur uneigentlich vechnen Einige noch den Tod des Befiters hinzu. 

4, Verluft des durch Repräfentanten ausgeübten Beſitzes kann ftattfinden 
a) durch animus non possidendi des Nepräfentirten, nicht aber durch deſſen corpus, Da 
er in feinem körperlichen Verhältniſſe zur Sache fteht, jondern animo suo corpore alieno 
possidet. b) Auch nicht durch Tod oder eintretende Unfähigfett des Repräſentanten, nod) 
durch einfaches Aufhören des juriftiichen Bandes zwiſchen Vertreter und Vertretenen, 3. B. 
Ende des Mieths-, Pachts-, Mandatsverhältniſſes. in der Ausübung für den Ver: 
tretenen entgegengefeßter Wille ift ftet3 erforderlich. Und diefer Wille allein genügt 
nicht: die Regel nemo sibi causam possessionis mutare potest ift aud auf die Des 
tention des Vertreters anzumenden, es muß noch Etwas hinzutreten: bei Grundſtücken, 
nad) dem oben sub 1, Geſagten Wiſſen des Repräſentirten; bei Mobilien Kundgebung 
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des Willens durdy eine Außere Handlung, nämlich durch contrectatio, furtum ce) Ohne 
den Willen des Reprälentanten geht corpore der Befit verloren durch jedes äußere Er— 
eigniß, welches Die Detention aufbebt. d) Mit dem Willen des Repräfentanten fann 
der Befig von Grundſtücken am Dritte nicht verloren gehen, jo lange der Repräfentirte 
nicht einmilligt oder in feinem Widerjpruche gewaltfam überwunden wird, So hat Yufti= 
man in l. 12 C. h. t. beſchloſſen. Dieſe Conftitution bezieht ſich ſowohl auf Tradition, 
ald auf Dereliction mit darauf folgender Apprebhenfion von Seiten eines Dritten. Meh— 
vor, zB Bangerom, beziehen fie nur auf Dereliction, aber ohne binreichenden 
Grund. — Der Befig von Mobilien geht in beiden Fällen unter, da ftetS Contrectation 
vorhanden fein wird. 

5. Die oben dargeftellten Regeln gelten auch — mutatis mutandis — für bie 
juris quasi possessio. Go vorerft am einfachiten für den Beſitz perſönlicher Servi— 
tuten. Der Befig der jura habendi verliert ſich dur Zerftörung der dazu nöthigen 
bleibenden Anftalten ; der Befig der jura faciendi durd Unmöglichkeit der fraglichen 
Handlung, wobei zu bemerken ift, daß der Beſitz dieſer Rechte Durch jede Perfon erhal: 
ten wird, welche die fragliche Handlung fundi nomine vornimmt ; endlich geht der Befit 
von Unterfagungsrechten verloren durch das Vornehmen der unterfagten Handlung ſei— 
tens des Eigenthümers des dienenden Grundftüds. 

Nach dem Preuß. A. ER. wird mur die Gewahrſam corpore verloren ; der 
Beſitz ſelbſt wird als fortdauernd angefehen bis zu feiner deutlichen Aufhebung durch 
en die Subftanz ſelbſt treffendes Ereigniß, welches fernere Gewahrfam unmöglich macht, 
„. B. Specification, oder durch Dereliction, oder Durch fehlerfreien Erwerb ſeitens eines 
Anderen, endlich durch Tradition. Der Befig an Rechten geht im Allgemeinen durch 
bloße Unterlaffung nicht unter, fondern nur durch eine pofitiw aufhebende Thatſache — 
Im Franz. N, gelten im Ganzen die gemeinvechtlichen Grundfäge ; dod wird Wiffen des 
Befiserd von Grundſtücken nicht erfordert. 

Quellen: Die beim Befigermwerb angeführten Titel. — APr.E.R. I, 7. 88. 111—133. 

tie: a) Im Allg. die bereits angeführten Werke über Beſitz; die Abh. von Baron in 
Ihering’s Jahrbb. VII; Vangerow, $. 209. b) Ueber Berluft durch Stellvertreter. 
löbenftern, in der Ztſchr. für Civ.K. u. Pre. IX. (1836), Schirmer, Ztichr. für Eiv.R. 
u. Pre, XI (1854). Rivier. 

Beſold, Chriſtoph, geb. 1577 zu Tübingen, ſtudirte daſelbſt, wurde Advocat 
und Profeſſor der Rechte 1610, Prof. in Ingolſtadt und ſtarb daſelbſt 1638. 

Schriften: Quaestiones aliquot de usuris 1598 (diss.) — De appellationibus Tub. 


1608. — Collegium politieum 1614 (1618 u. d. T. Politicorum libri II, Auszug daraus 
Synopsis politicae doctrinae 1623. 4. Aufl. 1637). — De aerario 1620. 1639. — De re- 


rum publiearum inter se comparatione 1623, — Vitae et mortis consideratio politica 
1623. — De jure et divisione rerum 1624. — Principium et finis politicae doctrinae 
1625. — De tribus domesticae societatis speciebus 1626. — De juribus majestatis 
1625. — Suceinctae tractationes de ordin. processu Ingolst. 1637. — Thesaurus prac- 


tieus 1629. Tub. — Conelusiones Lugd. Bat. 1614. 

Yit.: Jugler, Beiträge I, S. 82 fi. — Roſcher, Die deutiche Nationaldtonomie an ber 
Grengſcheide d. 16. u. 17. Saprbundert®, veipiig, 1862, ©. 313—325. — Rath, luetus aca- 
demiae Ingolstad. in obitum Chr. Besoldı. Teichmann. 
Beſtätigung der Strafurtheile nennt man, abgeſehen vom Rechtsmittelver— 
fahren, die dem Yandesherrn, bzw. den höchften Regierungsbehörden und oberen Gerichten zu= 
Händige Genehmigung eines Strafurtheils vor feiner Vollftvedung. In früherer Zeit invol- 
virte fie eime erhebliche Beichränfung nicht blos der unteren und der Patrimonialgerichte, 
ſondern ſelbſt ver höchſten Gerichte. Heutzutage pflegt fie mur für Todesurtheile und bei 
Erkennung der Ichwerften Freiheitsftrafen vorgefchrieben zu fein. Im Oldenburg, Bremen, 
Sachſen ift fie mit der Aufhebung der Todesftrafe megfüllig geworden. Wo die Todes: 
ftrafe noch befteht, Bietet fie eine Sicherheit dafür, dak dem Verurtheilten der Weg zur 
Iandesherrlichen Gnade nicht abgeichnitten werde. Der Sache nad) if fie immer eine Veftäti- 
gung, der Form nad ericheint fie als Erflärung, vom Begnadigungsrechte feinen Ge— 
brauch machen zu wollen. — In Preußen befteht fie für die älteren Pandestheile noch 
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bezüglich der Erfenntnifje auf Todes- und lebenswierige Zuchthausſtrafe, für die neuen 
nur bezüglich der Todesurtheile. Das Verfahren ift ſpeciell vorgelchrieben. 

Quellen: Breuf. Cr.O. von 1805, $. 530. Str. Pre.O. (1867), 8. 432. — Sächſ. revib. 
Str. Pre.O. (1868), A. 425. — Oldenb. Str.Pre.Dd., 4 468. — Brem. Str Fred. A. 153. 

Lit.: Ouiſtorp, Grundſätze, $. 774a. Zachariä, StrPre. Br. 2, $. 163. Pland, 
Str.Berf. 8.621 f. Oppenbof, Preuß. Berf. $. 26, Nr. 6. 7. timanı. ‚Schward, Preuß. 
Str.Pre. S. 337 ff. ©. 364 ff. — Val. Iohn, Entw. z. Nd. Str.G.B. ©. 36 fi. Biener, 
Engl. Geſchw.G., Bd. 1, ©. 387. Fider, R. und Nehtägeic. Ital. Bo, 1, ©. 212 ff. 

8. Wieding. 

Beitätigungsrecht (der Mätler nad dem HGB). Der im römiſchen 
Reiche wenig bedeutende Stand der Mäller erlangte in Deutſchland vermöge der Ge— 
wohnheit Gewicht, beim Abſchluß von Verträgen aller Art öffentlich beglaubigte Perſo— 
nen zuzuziehen. Dem entipreden aud die Beftunmungen des HGB. Nicht nur Vers 
eidigung auf treue Pflichterfüllung mittelft perjönlicher Betreibung ihrer Berrichtungen 
unter Enthaltung von jelbftändigen Handelögefchäften, von Bürgichaftsleiftungen bei den 
von ihnen vermittelten Geſchäften u. dgl. m. ift trog mannigfacher Widerfprüche nament= 
lich von Seiten der freien Städte darin feſtgeſetzt, ſondern auch Beſtätigung derſelben. 
„Die Handelsmäkler Senſale) ſind amtlich beſtellte Vermittler für Handelsgeſchäfte.“ 
Den Landesgeſetzen ſind die Beſtimmungen über die Anſtellung derſelben und ihre Be— 
ſtrafung bei Pflichtverletzung überlaſſen. Sie dürfen den Handelsmäklern das ausſchließ— 
liche Recht zur Vermittelung von Handelsgeſchäften beilegen auch — ſelbſt nach örtlichem 
Bedürfniſſe den Kreis ihrer Amtsbefugniſſe oder Pflichten erweitern oder einſchränken. 
Von dieſer Ermächtigung iſt in den Einführungsgeſetzen mit Maßen Gebrauch gemacht. 
Unter Beſeitigung der Cautionspflicht iſt in Preußen die Ernennung den kaufmänniſchen 
Corporationen oder Handelslammern da, wo ſolche beſtehen, anderwärts der Regierung 
überwieſen, die auch im erſten Fall die Beſtätigung zu ertheilen hat. Abgeſehen von 
Disciplinarbefugniſſen kaufmänniſcher Corporationen gehören Pflichtverletzungen vor Die 
ordentlichen Gerichte. Im Naſſau haben die Handelskammern die Ernennung, die Regie⸗ 
rung die Beftätigung ; in Batern ernennt der König auf Vorichlag der Kaufleute ; die 
Staatöregierung bzw. obere VBerwaltungsbehörde hat die Ernennung in Coburg, Gotha, 
Weimar, Meiningen, Neuß, Schwarzburg-Sondershaufen, Kurheſſen; in Wirtemberg er- 
folgt an und Verpflichtung durch den Gemeinderath. 

Gfgb.: H. G. B. A. 66 |. Bund.Geſ. Bl. 1869, S. 416 f. Einf. Gef. der Einzelftaaten 
f. bei ehr bag A. D. 9.6.8. S. 1-3 verzeichnet. C, com. a. 74 f. — 

a 

Beſtechung, corruptio, iſt als active die Gewährung, als paſſive, — 
eines öffentlichen Beamten oder eines ihm Gleichgeſtellten, die Annahme irgend eines Ge⸗ 
winns oder Vortheils, durch den auf eine Amtsthätigkeit eingewirkt werden ſoll. Vollen— 
det iſt ſie nach der activen wie paſſiven Seite, ſobald Willensübereinſtimmung vorhanden 
iſt, alſo mit Annahme der Forderung ſeitens des Nichtbeamten oder Annahme des Ver— 
ſprechens ſeitens des Beamten, ſo daß nicht nothwendig ein Vortheil ſchon erreicht, noch 
auch die Amtsthätigkeit ſtattgehabt haben muß. Ob dieſe letztere eine pflichtgemäße oder 
pflichtwidrige ſei, iſt nach den neueren Geſetzen für die paſſive Beſtechung gleichgültig, 
wohl aber von Bedeutung für Die active, da dieſe meiſt nur bei pflichtwidriger Thätigkeit 
angenommen wird. Wohl zu unterfcheiden von der vor einer Amtsthätigfeit 
ftattfindenden B. ift Die nad derſelben eintretende Geſchenkannahme, die bei 
Beamten meiſt mit Strafe bedroht iſt. Der Beſtechende gilt als Miturheber der B. und 
unterliegt meiſt denſelben Strafen, wie der Beſtochene. 

Das Röm. R. bedrohte in der lex Julia repetundarum (D. 48. 11) und in 
Ipäteren Kaifergefegen vielfach die al® eine Art des cerimen repetundarum aufgefafte 
B. umd ließ Denjenigen, der in einer Civilſache den Nichter beftach, feinen Anſpruch ver: 
lieren. Das Can. R. mißbilligte die B. befonders bet Geiftlichen, während das gem. R. 
nur in dem Kammergerichts-Vifitattons=-Abjchiede von 1713 $. 46. die B. der Richter vor 
oder nach geſprochenem Urtheile erwähnt. Bet den ttaltenischen Yuriften finden wir den 
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befonderen Ausdruck baratteria (von barat Betrug abzuleiten) den wir heutzutage 
nur noch im See-R. kennen. Das gem. R. bejtraft dem bejtochenen Beamten mit Ver— 
Luft des Amtes und Entrichtung des doppelten Werthes des verſprochenen, des dreifachen 
des erhaltenen Vortheils zum Beften des Fiscus, den beftochenen Strafrichter Dagegen 
mit Eril und Bermögensconfiscatton ; auch fennt es den eigenthümlichen Grundſatz des 
Kim. R., daß Derjenige, der in einem Givilproceffe den Nichter beftochen bat, durch 
rechtzeitige Anzeige der Strafe entgeht. Bon den neueren Gefegen kennt eine Trennung 
ver B. von ftrafbarer Gejchenfannahme nicht Preußen $. 309, Bayern A. 366, 
Yübed $. 260. 261, Hamburg 4. 212, Oldenburg 4. 286. 287, wohl aber die 
anderen, doch ſprechen Baden $. 662 und Darmftadt A. 450 von B. nur bei vor— 
angehendem Aubieten eines Vortheils, Sahjen A. 364, Würtemberg A. 407, Braun 
ihweig $. 256 nur bei bezweckter pflichtwidriger Thätigkeit. Der ftrafbaren Gefchent- 
amahme dagegen erwähnen Würtemberg U. 4 (in Parteifahen), Braunfhweig 
$. 257, Darmjtadt A. 451, Baden $. 667, Thüringen A. 308, Hamburg 
4 214, Sachſen 4. 363, Defterreih bei Gerichtöperfonen gemäß 8. 49. des Gel. 
com 3. Mai 1553. Die paljive B. nennt Sachſen U. 364 Beftechlichkeit zum Un— 
terichiede von der activen B. in Art. 367. Den Beamten werden gleichgeftellt Zeugen, 
Sahverftändige, Schiedsrichter, Gefchworene von Preußen $. 310. 313, Hamburg 
4. 212, Didenburg 4. 287. 288. 290, Darmjtadt 4. 452, Würtem- 
berg A. 81 des Gef. v. 14. Aug. 1849. ES fchreiben ferner die Gefege eine An— 
zeigepflicht verfuchter B. vor Darmftadt U. 453, Sachſen A. 370 und Bayern 
4. 308 jeme binnen einer Woche, dieſes binnen drei Tagen bet Vermeidung der 
Strafe der B. oder unerlaubter Geichenfannahme, während Würtemberg 4. 407 
md Braunſchweig A. 256 die unterlafiene Anzeige als felbftändiges Vergehen be— 
traten. B. der Richter in Civil- oder Eriminalfachen betreffen Defterreich $. 105, 
Bayern U. 367, Preußen 8. 312, Oldenburg U. 289, Yübed $. 263, 
C.p. a. 181. 182, Codice penale italiano a. 221—223,. Die Strafe der 
B. befteht in den verfchiedenften Freiheitöftrafen und Confiscatton der gegebenen Geichente ; 
Amtsentjegung und Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern tritt nicht immer ein. Mildere 
Strafen treffen die Gefchenfannahme, doch will Baden A. 667 beim Rüdfalle Dienft- 
entlaffung. Es handeln von der B. C. p. belge a. 246—253, Codice penale 
italiano a. 217—228 und C. p. a. 177—182, wobei zu bemerfen ift, daß der 
letzte megen deö zu engen Ausdrucks des a. 177 pour faire un acte ., durch 
Sf. vom 13. Mai 1863 ergänzt wurde und im a. 179 der Auslegung bedeutende 
Schwierigkeiten darbietet binfichtlih der Frage, wann neben dem dort erwähnten delictum 
eui generis Verſuch einer B. vorliegt. 

tit.: Carrara, Programma del corso di diritto eriminale Vol. V., 8. 2543—2565. 
Lucca, 1868. — Wädter in Weiske's Rechtsleriton I. 239— 243. 

Teihmann. 

Beſteder wird der Bauherr genannt, welcher ſich ein Schiff erbauen läßt. Der 
zwiſchen ihm und dem Baumeifter (Annehmer) abgeſchloſſene Vertrag ift entweder ein 
Kaufvertrag oder ein Mietbövertrag, obwohl einige Schriftſteller ftets einen Contract der 
löteren Art annehmen. Ein Kaufvertrag Liegt vor, wenn von dem Baumeiſter das ge: 
ſammte Material geliefert wird. Iſt dies nicht der Fall, jo bat der Vertrag den Cha— 
tafter der Miethe, und zwar, da dem Baumeifter ftets die Herftellung des ganzen Schiffs 
obliegen wird, den einer locatio conductio operis. Möglich ift es freilich auch, daß der 

. die einzelnen zur Herftellung des Baues erforderlichen Arbeiten verjchiedenen Perſonen 
überträgt, in welchem Kalle ınan von locatio conductio operarum ſprechen müßte. Die 
beiderſeitigen Rechte und Pflichten richten ſich nach der Natur des Vertrags. Der Bau— 
meiſter haftet für jede culpa; inwiefern der Zufall von dem einen oder anderen Contra— 
benten zu tragen ift, hängt von der Beichaffenheit des Contracts ab. 

‚tie: Pöhls, Darftellung des See⸗R. (Bd. IL. des Handelg-R., Hamb. 1830), T. 8. 366 f. 
Heiſe und Eropp, Juriftiiche Abh. I. $. 155. Lewis. 
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Beitenerung. Die antite Welt ift bereits zu einem entwidelten Syſtem der 
Aufbringung des Staatsbedürfniſſes Durch directe Geloleiftungen der Bürgerichaft und der 
Schutverwandten gelangt, weldes ſich auf der —— eines geordneten Stadthaus: 
halts, zugleich aber aud) auf dem Boden der unfreien Arbeit entwidelt hat. 

Beide Momente lagen verschteden in der langſamen Staatsbildung des M.A.: eine 
ſehr unentwidelte Volkswirthſchaft auf der einen Seite, eine freiere Anſchauung von der 
Ehre der erwerbenden und geiftigen Arbeit auf der anderen Seite. Die lettere entfaltet 
fi zu einem eigenen Staatsſyſtem für die höchften Zwede des Gemeinweiens in Geftalt 
der „Kirche“, welche in ihren Zehnten und Gebühren auch das erfte Steuerſyſtem, in 
Uebereinftimmung mit der VBolfswirthichaft ihrer Zeit, entwidelt. Das Staatsweſen des 
Laienthums befchränft fich auf den Schuß nad außen, die Handhabung des Rechts nad 
innen. Beide beruhen noch auf perfönlihen und Naturalleiftungen, zu welchen die unteren 
Klaffen nad ihrem VBermögen beizutragen haben. Der freie Mann fträubt jich noch 
Yange Jahrhunderte gegen die Zwangsfteuer als ein Merkmal der „Unfreiheit“. 

Mit dem Berfall des kirchlichen Staats geben die höheren Aufgaben des Gemein- 
weſens fchrittweile auf den weltlihen Staat über, und mit ihnen das Recht der 
B. Die reihs: und landſtändiſchen Berfaffungen indeſſen führen in den Ländern des 
Gontinents (im Unterichted von England) zur Abwehr einer Ddivecten Belaftung der 
„Stände“, und verweilen deshalb den Staat überwiegend auf eine Belaftung dev unteren 
Klafien und ein Syſtem von imdirecten Steuern. 

Im 18. Jahrh. confolidirt fich ebenfo die Macht und Aufgabe des Staats, wie 
fein Geldbedürfniß durch die ftehenden Heere. Es entjteht eine verwidelte Steuer-Gſgb.; 
aber immer noch mit einer fultematiichen Schonung der höheren Klaſſen, welche die ſtän— 
diſche Fiction feithalten, als ob fie noch immer die Träger dev ordentlichen Staatslaften 
feien, wie in der feudalen Ordnung des MA. Dieſer Widerfpruch des ſtändiſchen 
Rechts mit den actuellen Staatslaften führt zu einer gewaltiamen Löſung in der franz. 
Revolution mit ihrer Nüdwirkung auf die ftantlihe Reform und die Neubildung der 
Berfaffungen in dem übrigen Europa. 

Das 19. Iahrh. zeigt überall ein erfolgreiches Beſtreben nad einem geredte: 
ren und wirtbichaftlidheren Syſtem der Bertheilung der Staatölaften. Aus der 
Gleichheit des directen Steuerſyſtems entwidelt fi (wie einft in England) die Repräfen: 
tatton der Steuerzahler — ihr Antheil an der rechtlichen und wirtbichaftlichen Verwaltung 
des Staats, — zum Theil neh im Widerfprud mit altftindiichen Befreiungen und 
Vorrechten. Ueberall mußten diefe Verhältniſſe zu einer ernſtlichen Prüfung des Rechts— 
grundes und der wirthichaftlihen Natur der Staatöfteuern führen, aus welcher fich zwei 
Grundprincipien ergaben, die ihre Wurzel in der Grumdauffafiung von Staat und Ge— 
ſellſchaft haben. 

Die relativen Steuertheorien fallen die Steuer als Yeiftung und Gegen: 
leiftung auf, als Vergütigung für den Genuß der öffentlihen Anftalten, und gelangen 
zu eimem „Gebührenprincip“ (nah Rau Genußprincip), weldes entweder nad dem 
Werth der Staatsleiftung für den Einzelnen, oder nad den Koften der Staatslet- 
ftung zu Gunften des Einzelnen zu bevedjnen wäre. Es beruht dies auf der Entfrem- 
dung des Einzelnen von dem Bewußtſein feiner ftaatlichen Pflichten, auf einer Unter: 
ordnung des Staats unter die Einzelintereffen, und genügt weder zur Begründung des 
Stenerrechts, noch zur rationellen Geftaltung der Steuer. 

Die abfoluten Steuertheorien Dagegen erfenmen mit Necht die Steuerpflicht 
als allgemeine Birgerpflibt an; ftellen ſich aber meiftens auf einen zu engen Stand» 
punft, welder den Staat immer nur dem Geſammteinkommen des Einzelnen geaen- 
überftehend denkt, wobei der Streit über den Begriff des „reinen“ Einkommens oder des 
„freien“ Einkommens um fo lebbafter wird, je mehr das heutige Staatsbedürfniß die To 
verallgemeinerte „Einkommenſteuer“ zu überſchwenglicher Höhe binauftreiben würde. 

Der richtige Ausgangspunft wird in der ımiverfalen Aufgabe des Staats 
liegen, als der notbwendigen Einheit, in welcher allen die Erhebung des Volks zu feiner 
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höchſten ſittlichen Beſtimmung zu verwirklichen iſt. Es folgt daraus der rechtliche An— 
ſpruch des Staats auf die dazu erforderlichen Geldmittel, wie auf die dazu gehörigen 
perſönlichen Dienfte. Die Steuerpflicht ift daher allgemeine Pflicht der Perſon in ihrer 
Egenſchaft als Vermögensſubject, unabhängig von dem befonderen Nugen, welchen Die 
einzelnen Staatöleiftungen dem einzelnen Individuum im einzelnen Yale 
gwähren. 

Der Staat hat das Recht zu dieſem Zweck zunächſt den überkommenen Beſitz an 
Grundſtücken und Regalien ebenſo zu behaupten, wie die Einzelperſon und Einzelgemeinde 
die überlommene Ausſtattung zu ihren Zwecken nutzt. Nur des wirthſchaftlich entſchieden 
unvortheilhaften Beſitzes ſoll ſich der Staat entſchlagen. Für feine übrigen Bedürfniſſe 
darf der Staat feine „Steuerhoheit“ in dreifacher Richtung üben. 

1) Indem er die Geſammtwirthſchaft des Volts befteuert durch Zölle vom 
Um: und Ausgang der wirthichaftlihen Güter. Die Grenze Diefer B. bildet ein über: 
wiegender Nachtheil für Die Production oder Confumtion der Bevölkerung, nicht aber die 
Yaftıngsfähigteit des Einzelnen, auf die es in Diefem Gebiet ber —— 
nicht ankommt. 

2) Nach dem Maß des Verbrauchs des Einzelnen mögen inländiſche 
Lerbrauchs ſteuern erhoben werben, über welche vechtlich mm der Grundſatz ent 
ſcheidet, daß Das Entbehrliche vor dem Unentbehrlichen zu beſteuern ift, deren wirth— 
Ibaftlihe Grenze nur in einem überwiegenden Nachtheil durch Productions- oder 
derkehrsbeſchränkung liegt. Der lettere Gefichtspunft werft in der heutigen Erwerbs: 
giellihaft den Verbrauchsſteuern allerdings ein ziemlich enges Gebiet an. 

3) Der Staat ift auch berechtigt zur directen Schagung des Einfommens der 
Eimelnen, wobei es fi empfiehlt, zunächſt an die firirten Quellen des Einkommens 
Grundſteuer, Gemwerbefteuer) zurüdzugeben, weil nur durch dieſe Specialiftirung der 
Steuer eine gleihmäßtge, alſo gerechte Einſchätzung zu gewinnen tft. Die dabet ent 
febenden Lücken und Unebenheiten ergänzt eine Steuer vom Gefammteintommen, 
für welche dann der Grundfag der „Yerftungsfähigfeit allerdings der allein entfcheidende 
wird. Bon einem Abzug des „Unterhaltungsbedarfs” aber jullte dabei ſchon deshalb 
nicht die Rede fein, weil der verhältnißmäßige Staatsbeitrag in jedem Falle zu den noth- 
wendigſten Ausgaben des Haushalts zu vechnen if. Im Uebrigen ift die Einkommen— 
feuer nicht ſowohl das „Ideal“ aller B., fondern eine der primttivften Weifen, die an 
rm Grundmangel der Unficherheit und Ungleichheit aller Steuereinſchätzungen leidet, und 
welehe das Gefammtvermögen des Individuums einer discretionären Gewalt des Staats- 
beamten oder der Yocalparteien untenwirft. Dennoch bilvet die Einfommenftener , in 
mäßigen Grenzen gehalten, eine angemeffene Ergänzungsiteuer, unter Vorausſetzung 
kr nöthigen Nechtöcontrollen der Einſchätzung. 

Gemeinfam aller Steuererhebung, find dieſe Rechtscontrollen von freien Nas 
tienen aller Zeiten für überaus wichtig erachtet worden. Unſere heutige Gerichtöverfaffung 
lann die Controlle einer gefegmäßigen Erhebung in Form des Civil- und Strafprocefies, 
directer oder indireeter Entfcheidung ausreichend gewähren. Nur fir die ftreitigen Fragen 
der Einſchätzung reicht diefe Jurisdiction nicht aus; vielmehr bedarf e8 Dafür eigen 
geftalteter Einrichtungen der „Zelbftverwaltung“, welche eine ftetige, gleichmäßige, unpar— 
reiiſche Enticheidung garantiven. 

Die wirthſchaftliche und rechtliche Gontrolle der Verfaſſungsmäßigkeit der 
Starm im Ganzen bildet ein Hauptrecht der Volksvertretung in parlamentarifchen 
Verfaſſungen. Auch diefe Gontrolle vermag jedoch ihren letzten Halt nur in der Ver— 
ſaſſung der Gerichte zu finden und ihre legte Sanction in der rechtlichen Berantmwortlich- 
kit der Miniſter. 

Die Fit. über Steuerrecht und Steuerweiſe ift fo tief verwachlen mit der ſtaatswiſſenſchaft— 


lichen Pit. der verſchiedenen Böller und Zeiten, daß eine Abfonderung und ſummariſche Angabe 
derſelben unausführbar ericheint. Gneiſt. 


— 





144 Beſthaupt — Betrug. 


Beſthaupt Mortuarium, Kurmede) iſt eine bei abhängigen Bauergütern vorkom— 
mende Abgabe, welche von dem Mobiliarnachlaß des Bauers an die Gutsherrſchaft zu 
entrichten iſt. Der Urſprung derſelben iſt in der früheren Leibeigenſchaft zu ſuchen. Die 
Abgabe beſteht entweder in einer Quote des Nachlaſſes oder in einem einzelnen beſtimm— 
ten Gegenſtande deſſelben, namentlich dem beiten Stück Vieh einer gewiſſen Gattung. 
BZumeilen wird aud der Ausdruf B. für die Abgabe der letzteren Art allein gebraucht. 
Sehr häufig war die Ablöfung diefer Abgabe gegen eine contractlid oder durch das Her: 
kommen feftgelegte Gelpleiftung gejtattet. Das B. hat regelmäßig die Natur einer per 
ſönlichen Laſt, zumeilen aber auch die einer Neallaft. Im erfteren Falle mußte fie mit 
der Yerbeigenichaft zugleich befeitigt werden, wo fie als Reallaſt ericheint, ſollte fie nur 
im Wege der Ablöfung aufgehoben werden. Doch hat die Gſgb. dies Tegtere nicht immer 
beobachtet. In der neueren Zeit ift das B. faft durchgebends befeitigt oder für ablösbar 
erklärt worden, 

Lit. u. Gfgb.: Bodmann, Hiftor.-juriftiiche Abb. v.d. ®., 1794. Baier. Grundlaften- 
Ablöſ. v. 4. Juni 1848 U. 3. Preuß. Ablöſ.Ordn. v. 2. März 1850 8. 3. Lewis. 

Betrug: Abſichtliche Verletzung fremder Vermögensrechte, wobei der Wille des 
Berechtigten dem äußeren Scheine nach reſpectirt wird. — Von den neueren Geſetzen be— 
ſchränken einige Oeſterreich, Heſſen, Altenburg, Lübeck, Zürich) den Begriff nicht auf Ver— 
mögensverletzungen, ſondern laſſen den Gegenſtand des Verbrechens unbeſtimmt, ohne daß 
jedoch dieſer Ausdehnung feiner Grenzen eine erhebliche praltiſche Bedeutung zukäme. — 
Im Weiteren ift hier der gewinnfüchtige von dem nicht gewinnfüchtigen B. zu unter- 
jcheiden. Jedoch ift in Betreff diefer Unterjcheidung in den Geſetzen feine Uebereinſtim— 
mung, indem einige unter „B.“ nur den eriteren begreifen Preußen, Sachſen, Baiern), 
andere zwar auch den letteren, Dem Unterichtede, aber in gejonderten Definitionen und 
jonft (Baden), oder wenigftens in den Strafbeftimmungen (Würtemberg, Thüringen) ge 
recht werden, andere endlich zwar micht dem Wortlaute, aber den Inhalte ihrer Beſtim— 
mungen nad nur den gewinnjüchtigen B. berüdjichtigen (Braunfchweig, Heffen). 

A. Der gewinnfüdtige B. Zueignung fremder VBermögenswerthe ohne Ent: 
gelt, bewerfftelligt durdy eine Täuſchung des Benachtheiligten oder feines (vertragsmäßigen 
oder legalen) Vertreters. 

Gegenstand des Verbrechens iſt hiernach: das Vermögen Anderer. Gegen alle 
Formen deſſelben (Eigenthum, jura in re aliena, Forderungen x.) kann der B. (darin 
von Diebftahl, Raub, Unterfchlagung verichieden) ſich richten. 

HSıinlidtlid des äußeren Thatbeftandes jett vderjelbe voraus: a) eme 
Vermögensbenachtheiligung. Braunſchweig, Würteinberg, Lübeck ftellen dies Erforderniß 
nur in alternativer Verbindung mit dem des unerlaubten Vortheils auf. — Tas Ver— 
mögen des Berletten muß nad Bollendung der That einen geringeren Werth repräfen- 
tiven, als es repräfentirt haben würde, wenn der Andere ſich der betrügerifchen Einwir— 
fung auf dafjelbe enthalten hätte. Daher liegt in dem bloßen Täuſchen über Motive zu 
einem an ſich nicht nachtheiligen Geichäfte, ſowie in dem betrüglichen Nealifiren einer For: 
derung (weil hier ein Aequivalent in der Tilgung des Rechtsanſpruchs Liegt) fein B. — 
In der Praxis hat man indeß vielfach das jo beftimmte Erfordernig verleugnet. — Der 
Berluft muß Gegenftände betreffen, auf welche der Benadhtheiligte ein Necht hat. Daber 
ft eine nichtige Forderung, eine geftohlene Sache . . fein möglicher Gegenftand des B. — 
Die Benadytheiligung muß ſich charafterifiven als ein pofitiwer Eingriff in die Rechts— 
Iphäre des Betroffenen. Daher bloße Omtffivdelicte (wozu die Defraudationen zu rechnen 
find) vom B. zu unterjcheiden find. b) Einen der Benachtheiligung des Berechtigten ent= 
Iprechenden , dem Gegenftande nach mit ihm zufammenfallenden, Vortheil auf Seiten des 
Betrügerd. Gab. und Praxis find indefjen in Betreff deS angegebenen Zufammenbangs 
zwischen Nachtheil und Bortheil unfiher. — Die Zueignung braucht feine „geminnbrin= 
gende” zu fein. — Aud in der Abwendung eines Schadens fann das Erfordemi ges 
geben fein. ec) Ein auf Irreführung des Andern berechnetes wahrheitswidriges Verhalten. 
Ein bloßes Nichtauffläven Anderer kann den Ihatbeftand nicht erfüllen. Auch in Vers 
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tragsverhältniſſen nicht. Auch die Benugung eines fremden Irrthums, den man nicht 
beftärft oder unterhält, genügt nicht (jedody Thüringen, Wiürtemberg, Braunjchmweig). 
Selbit nicht im Falle der Exiftenz bejonderer Rechtöpflichten zur Aufklärung des Irrenden 
jedoch Heflen, Baden). Vielfach nimmt übrigens in Bertragswerhältnifien ein auf Täu— 
ihung berechnetes Verhalten den Schein bloßen Irrenlaffens an. — Daf die Wahr- 
beitsentftellung an ſich als rechtsverletzend ericheine, tft nicht zu fordern. d) Daf das 
harafterifirte Verhalten einen Einfluß auf die Vorftellungen und die Willensbeftimmung 
des Andern habe. Diefer Einfluß fehle u. A. vielfach den Yügen der Parteien im Civ. Pre. — 
Es iſt ferner zu fordern, daß betreffende Yügen nicht zu den im Berfehre gang und gäben 
Uebertreibungen und Echönfärbereien gehören. e) Daß er eine freiwillige Handlung des 
Getäufchten vweranlafje, durch welche der Gegenftand des Verbrechens ın die Herrichaft 
des Täufchenden übertragen wird; jo daß der Betrogene felbft durch eine freiwillige Ver— 
äuferung den sub a und b charafterifirten Verbrechenserfolg herbeiführt. Durch dieſes 
Mertmal wird der B. gegen die übrigen gewinnfüchtigen Eigenthumsverbredyen, insbeſon— 
dere gegen Unterichlagung und Erpreflung abgegrenzt. — In engem Zufammenbange mit 
demielben fteht die Borausfegung, daß der durch die frauduldfe Handlung Getäufchte und 
der durch fie Benachtheiligte entweder eine und dieſelbe Perfon jein, oder in einem ſolchen 
Rechtsverhältniffe zu einander ftehen müſſen, daß der erftere über betreffende Vermögens: 
rechte des letsteren wirffam disponiren fan. Dagenen Preußen, Oeſterreich, Batern, 
Sachſen. — Die Freiwilligkeit der Veräußerung iſt dahin zu verftehen, daß die letztere 
ihre Erklärung nicht in Zwang und Furcht, fondern im einem die verlegende Qualität 
derfelben verbergenden Irrthume finden müſſe. Darin liegt, daß der Irrthum ſich auf 
die Erifienz oder Erreichbarfeit des Gegenwerthes beziehen mühe, mit Rücficht auf welchen 
die Veräußerung erfolgt. — Ein Irrthum über bloße Abfichten ift auszuſcheiden. 

Hinſichtlich des inneren Thatbeftandes fett derjelbe voraus, daß die 
zum äußeren Thatbeftande gehörigen Umftände vom dolus durchdrungen ſeien; fpecieller : 
a) daß die Abficht des Handelnden ſowohl auf den Nachtheil des Andern wie auf den 
agenen Vortheil gerichtet Tei. Aus melden Motive es gefchehe, iſt dagegen in Bezug 
auf den Begriff des Berbrehens gleichgültig. b) Daß die Wahrbeitsentftellung eine bes 
wußte und auf Irreführung des Andern angelegte ſei. 

Arten des gem. B.: 1) In Gfgb. und Doctrin hat man vielfach gemeinen B. 
und B. in Vertragsverhältniſſen (bzw. B. bei Eingehung von Verträgen) unterſchieden. 
Vgl. Sachen, Thüringen, Wirtemberg, Helfen, Braunfchweig. Die legtere Art erficheint 
in diefen Gefegen als in verichiedener Hinficht privilegirt. inerjeit bat man das 
Gebiet des crimimellen B. in Vertragäverhältniffen enger gezogen, andererſeits die Ver— 
folgung defjelben bier von dem Antrage des Betheiligten abhängig gemadt. — Die 
bezüglichen Beftimmungen find indeß willfürlih und widerſpruchsvoll. 

2) Man unterjcheidet ferner gemeinen B. und Eredit-B. Der letstere begreift diejenigen 
Fälle, wo die Abficht des Täufchenden nur auf die Erlangung eines ihm fonft nicht in Ausficht 
ttehenden Credits, nicht auf die Benachtheiligung des Creditgebers gerichtet ift, umter Ver— 
hältniſſen, welche eine künftige Befriedigung des letzteren als möglich, wenn auch nicht als 
volltommen gefichert, erſcheinen laſſen. Derfelbe it mit geringeren Strafen zu bedrohen. 
Auch empfiehlt ſich hier die Beleitigung der Verfolgung von Amts wegen. Bgl. in Bes 
treff deſſelben insbelondere Sadfen. Nach den Beftimmungen des Wirtemb., Bad., 
Heil. Str. GB. find die einfchlagenden Fälle als bloßer Civil-B. zu behandeln. 

3) Ferner ift vom gemeinen B. das betrügliche Erlangen von Wohlthaten auszu— 
\heiden und mit gelinderen Strafen zu verfnüpfen. S. dagegen Hälfchner. Die Ge 
ſetze zeichnen nur die hiergehörige betrügliche Bettelei aus. 

4) Ueber die Unterſcheidung des einfachen und ſchweren B. ſ. unten. 

Verhältnif des ftrafbaren B. zum Civil-B.: 1) Eine Täufchung, welche 
nach civilrechtlichen Grundſätzen nicht verantwortlich macht (keinen Civil-B. begründet), 
lann noch weniger ftrafrechtlich verantwortlich machen. 

t. Golgenborff, Rechtslexikon 1. 10 
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2) Es hat bei den Givilfolgen fein Bewenden, wenn die betrügeriiche IThätigfeit 
nicht von vornherein auf eine Bereitlung oder Vermeidung der Givilpilfe gerichtet ift, 
und zwar in eimer Art und Weiſe, fir welche in den den Verkehr beherrichenden An— 
ſchauungen eine Entſchuldigung nicht zu finden iſt. Letzteres ift da der Fall, wo a) ent- 
weder die Täuſchung auf eine dauernde Wirkung derart berechnet ift, daß die im Ber: 
fehre geforderte diligentia fie weder fofort noch hinterher durchſchauen läßt, und fomit 
der Getäufchte feine Veranlaſſung findet zur Verfolgung der ihm erwachſenden Eivil- 
anfprücde, b) oder die Geltendmachung dieſer Anſprüche durch Angabe eine® faljchen 
Namens und Domtcild oder in anderer Weife von Anfang unmöglich gemacht werben 
will. ©. dagegen Hälfchner. 

Berfuh und Bollendung Zum Berfuh gehört Das Vorliegen eines wahr: 
heitSwidrigen und auf Täufchung x. berechneten Benehmens. Zur Vollendung der Ein: 
tritt de8 oben charakterifirten Berbrechenserfolgs. Derſelbe Tiegt u. A. vor, wenn der 
Betrüger fi eine vealifirbare Forderung durch die Täufchung erworben hat (anderer 
Meinung Köftlin). Bezüglich des Falls, wo in betrügerifcher Abficht eine gegen Feuers— 
gefahr vwerficherte Sache in Brand gelegt oder ein Schiff, welches an ſich oder hinfichtlich 
der Yadung oder des Frachtlohns verfichert ift, ftranden oder finfen gemacht wird, ſehen 
die meiften Geſetze von dem Eintritt jenes Erfolges ab. — Defterreih fest die Voll 
endung allgemein in die vollbrachte Irreführung. 

Strafabftufungsgründe. Uuter ihnen fteht der Werthbetrag des betrüglich 
erfangten Gegenftandes nach den meiften Gejegen in vorberfter Linie, während das 
Preuß. und Oldenb. Str.G. und der Nd. Entw. died Moment mit Stilfchwergen über: 
gehen. In der Behandlung deſſelben ſeitens der erfteren Geſetze treten bier ähnliche 
Berichiedenheiten hervor, wie beim Diebftahle. S. darüber ven auf Legteren bezüglichen 
Art. — Dem höheren Betrage treten andere Umftände zur Seite, welde den B. als 
einen ſchweren oder ausgezeichneten erjcheinen lafien. Die wichtigften unter ihnen be= 
ziehen fich auf die Begehungsweife des Delictd, in ähnlicher Weile, wie Dies bezüglich 
der Auszeihnungsgründe beim Diebftahle der Fall ift. Es gehören dahın vor Allem ge- 
wiſſe Fälſchungen, über welche der Art. „Fälſchung“ werglicen werden mag; dann der 
Mißbrauch der Religion und des Aberglaubens, die Anmaßung und der Mißbrauch amt- 
licher Qualitäten und Functionen, die Täufchung beim gewerbsmäßigen Berfauf von 
Gold- und Silberwaaren und der Gebrauch falicher Würfel und Karten. Ein Aus- 
zeihnumgsgrund befonderer Art Liegt in der geſundheitsſchädlichen Fälſchung der zum be 
trügeriichen Verkauf gebrachten Nahrungs- und Arzneimittel. Bol. noch Preußen 8. 243, 6. 
Baden führt beim B. feine Auszeihnungsgründe auf; der No. Entw. als ſolchen nur 
den wiederholten Rückfall und die in betrügerifcher Abſicht erfolgende Anzündung ver: 
fiherter Sachen und Vernichtung verficherter Schiffe. — Es verfteht fich von jelbft, daß 
bei den verſchiedenen Arten des B. die Gattungsmerknale des letzteren vorliegen müſſen. 
Bol. jedoch Preußen $. 243 und dazu Oppenboff; ferner Defterreih $. 201 ce (!). 

Strafmaf und Strafmittel. Im Ganzen und Großen ftellt die neuere 
Gſgb. den B. dem Diebftahle binfichtlich der Strafbarkeit gleih. In Betreff der Straf: 
mittel tritt ein Unterjchted in der Behandlung beider Delicte injofern hervor, als beim 
B. häufig neben der Gefängnifftrafe (oder aud in alternativer Verbindung mit ihr: 
Baiern $. 315, 1) Gelpftrafen theils obligatoriſch, theils facultatio in beträchtlichen 
Umfange angedroht werden, während dies beim Diebftahle theils nicht (Preußen, N. 
Entw.), theils in geringerem Maße (Frankreih, Belgien) geſchieht. — Der B. gebört 
zu den nad dem Bolfsurtheile ehrlos machenden Delicten und ift daher, To lange die 
Gſgb. an Ehrenftrafen feithält, mit folchen zu verbinden. — Der Erjat nimmt bier die 
gleiche Bedeutung in Anſpruch mie beim Diebflahle (1. jedoch Defterreih). Das Gleiche 
gilt bezüglich der Zufammenrehnung der Beträge. 

B. Der nit gewinnſüchtige B. Derfelbe wird, wo er eine felbjtändige 
Berüdfihtigung erfährt, mit geringeren Strafen ald der gewinnfüchtige B. bedroht. 
Sachſen macht die Beitrafung ferner vom Antrag des Verletzten abhängig. Baden be: 
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droht denfelben nur, infofern er aus Bosheit oder Nachjucht begangen wird. Preußen 
und Batern haben feine allgemeine Strafdrohung bezüglich deſſelben. 

Fit: H. Eſcher, Die Lehre vom ftrafbaren B. u. der Fälfhung, Zürih 1840. Ort- 
loff, Lüge, Fälſchung u. Betrug, Jena 1862. Köftlin, Abhandlungen. Mertel, Erimina- 
liſtiſche abbh II. (Lehre vom ftrafbaren_B.), Leipz. 1867. Hälfchner, Syſtem, II. 

Gfgb.: Preuß. Str.G. $$. 241—45, 246, 271, 72, 79; Nd. Entw. 258—60, 261, 284, 
285, 94, 97; Defterr. Str. G. 197, 205, 461, 478; Defterr. Entw. 274—76, 280; Sächſ. Str. G. 
254— 56, 330, 338; Bair. Str.G. 314 — 26, 331, 332, 335, 37, 38, auch 74 u. 755 Helfen 
391—99; Baden 450—70; Würtemberg 351—55, 362, 69, 70; Braunſchweig 224— 27, 237, 
238, 240, 43 NThüringen 236—41, 285; Belgien 496—501; Frankreich 405. 7Meriel 
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Bettelei iſt Anſprechen um eine Gabe zum Lebensunterhalt für ſich oder die— 
jenigen, deren Ernährung dem Bettelnden obliegt und unterſcheidet ſich vom Collectiren 
dadurch, daß dieſes ein Anſprechen um Gaben für beſtimmte, dem Anſprechenden fremde, 
in der Regel die Wohlthätigkeit für andere Perſonen betreffende Zwecke bedeutet. Da— 
gegen liegt bet rügliche B. vor, wenn der Bettler für ſich oder die Seinigen unter 
falſcher Angabe eines ihn ſelbſt oder die Seinigen betroffenen Unglücksfalles um Gaben 
anſpricht und betrügliches Collectiren bei fälſchlicher Angabe eines Zweckes, für 
den collectirt wird. Was jene erſtere anlangt, ſo verneinen Manche dabei das Moment 
des Betrugs, indem fie der Anſicht find, daß derſelbe nicht vorliegen könne, weil die ges 
währte Unterftügung, das gegebene Almofen doch immerhin freiwillig gegeben, die Ber: 
mögensverminderung keinesfalls eine rechtswidrige ſei. Diefer Anficht kann wohl nicht 
beigetreten werden, da fie bier eine freiwillige Aufopferung als vorliegend annimmt, wäh- 
vend eine durch Vorfpiegelungen erfchlichene Zuftimmung doch gewiß nicht den wahren 
Villen darftellt. Andere nehmen nur dann Betrug an, wenn Jemand unter gleichen 
Borfpiegelungen für Dritte als deren angeblicher Bevollmächtigter eine Unterftügung er= 
bittet oder eine Collecte mit faljcher Angabe des Zweckes oder Anlaſſes veranftaltet. 
Alerdings kennen neuere Gefege neben der als Uebertretung behandelten einfachen B. 
diefelbe noch als ein Vergehen, im Falle fie unter Drohungen, Gebraub eines faljchen 
Namens oder Vorſpiegelung eines Unglüdsjalles einer Krankheit oder eines Gebrechens bes 
trieben wird umd ſcheiden fie von dem Betruge ausdrüdlic, fo z. B. Würtemberg 4.198 
und 353, welcher letztere betrügliches Collectiren als erichwerten Betrug auffaßt — 
Baden SS. 640, 641 — Defterreih 8. 519 — Preußen $. 118 NR. 1 — 
Oldenburg 4. 112. Was namentlid) Preußen anlangt, jo ift anzunehmen, daß die 
Beſtimmung des $. 118, welche die betrügliche B., ſoweit fie durch Geben eines falſchen 
Namens oder Vorfpiegelung eines Unglüdsfalles verübt wird, der Strafe des Betrugs 
entzieht, ihre Entftehung dem Gef. vom 6. Ian. 1843, betr. Bettler, Yandftreicher, ſo— 
wie der Unanmwendbarfeit der Tandrechtlichen Vorfchriften über Betrug verdankt. Nach 
Verbüßung der für die B. angedrohten Gefängnißftrafe kann nad $. 120 des Preuß. 
Gef. von der Yandespolizeibehörbe die Unterbringung in einem Arbeitshaufe oder Ber- 
wendung zu gemeinnützigen Arbeiten verfügt werden. Lübeck $. 91 droht bei B. mit 
Waffen oder unter Drohungen bei Inländern Gefängnifftrafe und nachfolgende Anhaltung 
zu Zwangsarbeit — Hamburg N. 10 bei Arbeitöfcheuen und Landjtreihern Straf: 
arbeitshaus. Der C. p. betraft a. 274 B. an Drten, wo Armenanftalten beftehen, 
a. 275 B. an Orten, wo fie fehlen, a. 276 B. unter Drohungen, Eintreten in ein 
Haus ohne Erlaubniß des Eigenthümerd, Vorfpiegelung von Wunden oder Krankheiten, 
endlich B. in Vereinigung, ausgenommen, wenn es Mann und Frau, Eltern und Kin- 
der find, Auch die a. 277 — 279 betreffen noh B. Aehnlich find die Beſtimmungen 
des c, belge a. 342 — 347 und des codice penale italiano.a 442 — 
446, nur daß letzterer bei fremden Bettlern und VBagabunden nad) a. 439 eine Lan: 
deöverweifung derſelben fennt. Dagegen waren die Strafen des gem. R. arbiträr 
R. P. O. von 1577 tit. 28 8. 1. 

Lit: ©. Goltdammer, Arch. f. Preuß. Str. R., II. ©. 792 — 797. — Temme, 
Lehre vom ftrafbaren Betruge, 1841. — Eicher, Die Lehre von dem ftrafbaren Betruge und 
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der Fälſchung, Zürih 1840. — v. Preufhen, Beiträge zur Lehre vom ftrafbaren Betrug und 
Fälf ung, Darmſt. 1536 — Birnbaum im Arch. des Crim. R. 1834. — Geib im Arh. 
d. Erim.R., 1840. — Förftemann, Prineipien des Preuß. Polizei-R., Berl. 1869. 
Teichmann. 

Beweistheorie, d. h. die Geſammtheit derjenigen Regeln, welche über die Art 
und Weife gelten, wie dem Richter die Ueberzeugung von der Wahrheit der im Procefle 
ftreitigen Thatſachen beichafft wird. Zur Zeit Des ordo iudieiorum hatte der Juder 
die reale Wahrheit nad natürlicher Logik ebenfo zu erforichen, wie jedermann ſonſt die 
Ueberzengung von der Wahrheit eines Factums zu erlangen Sucht. Die zunächſt von 
den Nhetoren für diefe I peration aufgeftellten Erfahrungsregeln find zum Theil in die 
ſpäteren Gonftitutionen der röm. Kaiſer aufgenommen worden und haben demnächſt auch Ein— 
gang in die proceßrechtlichen Titel de8 Corpus inris canoniei gefunden. Indeſſen hat 
erft die mittelalterliche canomilch = vomantiche Doctrin principiell den Boden dieſer Bd. I. 
©. 606 ſog. Ueberzeugungstheorie verlaffen, indem fie wie überhaupt, jo aud in dieſem 
Punkte die Freiheit der richterlichen Bewegung der abftracten Negel aus Furcht vor 
ſchädlicher Willtür opferte. Die einzelnen, in den Rechtsbüchern niedergelegten Ausſprüche, 
welche nur als nicht unter allen Umpftänden maßgebende Erfahrungstäge gelten konnten, 
wurden als fefte, vom Richter ftrict zu befolgende Normen aufgefaßt und zugleich nod 
nene derartige Regeln entwidelt. Band man aber einmal den Nichter an Tolche geſetz— 
liche Vorichriften und ließ man ihn mur die Wahrheit einer Thatfache annehmen, wenn 
beftimmte vorgeichriebene Bedingungen erfüllt waren, jo mußte man andererſeits auch ein 
Recht der Partei Darauf ſtatuiren, daß der Richter für den Fall der Genügung jener 
Erforderniffe die betreffenden Facta als wahr gelten lief. So weit man aud) entfernt 
war, mit dieler ſog. geleglichen, Tegalen oder formalen Wahrheitstheorte (j. a. a. DO.) dem 
Syftem der Erforihung der realen Wahrheit oder freien Beweiswürdigung feindlich ent 
gegenzutreten, vielmehr gerade die Sicherung der Klarſtellung der materiellen Wahrheit 
vor Willkür des Nichterd beabfichtigte, To führte doch gerade die Anwendung fefter und 
abftracter Bemweisregeln auf Die unendlich mannigfaltigen Gejtaltungen des wirklichen 
Lebens zu einem Formalismus und Scematismus, welcher das Ziel völlig verfehlte, das 
Wohl und Wehe der Procepparteien einer vielfah vom Richter ald Menjchen ſelbſt micht 
einmal geglaubten juridiichen Wahrheit opferte, und jenen die Zurüchaltung mit der 
realen Wahrheit oder die abfichtliche Entftellung derfelben nicht einmal mehr als fittliches 
Unrecht ericheinen ließ. Erſt in unſerem Jahrhundert find dieſe Folgen der geſetzlichen 
B. in Deutſchland, wo man nach der Reception des fremden Rechts zunächſt das roma— 
niſche Syſtem noch durch weiteren Ausbau künſtlicher gemacht hatte, allgemein zum Be— 
wußtſein gefommen und man hat in der neueren gemeinrechtlichen Proceßdoctrin in Ueber: 
einftimmung mit früheren Godificationen, jo 3. B. mit der Preuß. Ger.O. vom 9. 1793, 
die abjtracten Regeln vereinfacht und dem fubjectiven Ermeſſen des Richters mehr Spiel: 
raum gewährt. Die heutige gemeinrechtliche Praxis fteht auf demſelben Standpunft. 
Noch weiter gehen aber die neuerdings auf dem Gebiete des Pre. R. angeftrebten Refor: 
men. Die neueften Civ. Pre. Gſgbb. und die neueften derartigen Entwürfe haben nicht 
nur blos wie die franz. Geſetzbücher für einzelne Fälle den Richter an beſtimmte Beweis— 
regeln (3. B. binfichtlich des Urkundenbeweiſes und des nothiwendigen Eides) gebunden, 
jondern aud das Princip der freien Beweiswürdigung ausdrücklich ausgeiprochen. So 
beftimmt nad dem Borgange des Preuß. und Hannov. der 8. 429 des Nd. Entw. von 
1869: „Das Gericht bat unter Berüdfichtigung des gefammten Inhalts der Berhand- 
lungen und umter Torgfültiger Prüfung des Ergebnifjes einer etwaigen Beweisaufnabme 
nad) freier Weberzeugung zu enticheiden, ob eine thatlächliche Behauptung für wahr und fir 
nicht wahr zu erachten. Im dem Urtbeile find die Gründe anzugeben, welche für die 
vichterliche Ueberzeugung leitend geweſen find. An gefetliche Beweisregeln ift das Gericht 
nur im den Durch dieſes Geſetzbuch bezeichneten Fällen gebunden.“ 

Lit: Endemann, Die Beweislchre des Civ.Pre., Heidelb. 18605 von Bar, Recht und 
Beweis im Eiv.Pre., Yeipz. 18675 Zimt, Ueber die Ermittelung des Sachverhalts im franz- 
iv. Pre., 2 Bde, Minden 1860. PB. Hinſchius. 
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Beyer, Georg, geb. 1665 zu Leipzig, promovirte dafelbft 1693, wurde 1706 
Prof. Inst. in Wittenberg, wo er 1707 eine Borlefung über deutſches Hecht hielt, 
ftarb 1714. 

Schrift: Delineatio juris Germ. ad fundamenta sua revocati, Hal. 1718. 

Yit.: Sincerus, Vitae Juris consultorum, Ill. Wittenb. 1718. — Stobbe, Il. 423, 
424. — v. Gerber, Das wiflenfhaftlihe Princip d. gem. deutſchen Priv.R., 1846, ©. 23 ff. 

Teichmann. 

Bickell, Johann Wilhelm, geb. 2. Nov. 1799 zu Marburg, Prof. daſelbſt, 
fpiter kurheſſiſcher Staatsrath und Vorſtand des Juſtizminiſteriums, ftarb zu Caſſel 
24. Febr. 1848. 

Schriften: Ueber die Entſtehung und den heutigen Gebrauch der beiden Extravaganten— 
ſammlungen, Marb. 1825. — Beiträge zum GCiv.Prc., Caſſel 1836. — Geſch. des K.R., 
Gießen 1843. 1849. — De palaeis, quae in Gratiani decreto inveniuntur, Marb. 1827. — 
Ueber die Reform ber proteftant. Kirchenverfaflung, Marb. 1831. — Ueber die Verpflichtung der 
ewang. Geiftlihen auf die ſymb. Schriften, Caſſel 1839, 1840. Teihmann. 

Bienenrecht. Das Recht, welches dem bisherigen Eigenthümer eines ſchwärmen— 
den Bienenftods auf Wiedererlangung deflelben nad Röm. und heutigem gem. R. zufteht, 
beruht auf dem Umstand, daß die Bienen fir wild erachtet werden. Sie ftehen daher 
nur jo lange im Eigenthum einer beftimmten Perfon, als fie zurüdzufehren pflegen. 
Doch hat der Eigenthümer Das Eigenthum fo lange nicht verloren, ald er den Schwarm 
um Seficht behält und eine Verfolgung noch denkbar if. So lange darf er ihn daher 
noch immer einfangen, auch auf fremdem Grund und Boden, vorausgefegt, daß der, 
Eigenthümer dejjelben ihm den Zutritt geftattet ($. 14 J. De R. D. 2, 1P. Diefer 
Grundſatz iſt auch im älteren Schwäb. N. ausgeſprochen (Schwſp. [ed. Wacker— 
nagel] C. 301), und ebenſo im Preuß. L.R. (Th. I. Tit. 9. 88. 121 — 124), Oecſterr. 
GB. ($. 384) und Sächſ. BG.B. ($. 230). Hier wird dem Gigenthiimer das 
Recht eingeräumt, ein fremdes Grundſtück zu jenem Zwed zu betreten. Doc wird das— 
ſelbe meist auf eime beftimmte kürzere Friſt befchränft. Anders das ältere Sächſ. R. ; 
diefes gibt dem Eigenthümer des Grundſtücks, wo die Bienen fid) niederlaffen, Das un— 
bedingte Occupationsrecht (Sächſ. Weihbild [ed. Thüngen]) U. 82). 

Lit.: Busch, Handb. des heutigen Bienen-R., 1830. Billow und Hagemann, Praft. 
Erörterungen, II. ©. 107 fi. VII. Wr. 122. Elvers im Arch. f. prakt. Rechtswiſſenſch III, 
2. Rr. 3. Lewis. 

Diener, Chriftian Gottlob, geb. 1748 in Zörbig, befuchte die Univerfitäten 
Wittenberg und Yeipzig, wurde 1777 Doctor und lehrte feit 1776, ward 1782 Prof., 
1509 Ordinarius der Facultät in Yeipzig, ftarb 1828. 

Schriften: De jurisdietione ordinaria et exemta (diss.) Comment. de origine et 
progressu legum juriumque Germanicorum, Lips. 1787—95. — De natura et indole do- 
minii in territorio Germ,, 1780. — Systema processus judieiarii communis et saxonici, 
4. Ausg. Berol. 1835. — Opuscula academica, Lips. 1830, 

Sen Sohn Friedrih Auguft, geb. zu Leipzig 1787, beſuchte dafelbft die Unis 
verfität, ftudirte in Göttingen und Leipzig bis 1807, wurde Dr. phil., 1810 Prof. in 
Berlin, 1828 geh. Juſtizrath, Tebte Später in Dresden und ftarb am 2. Mat 1861. 

Schriften: De differentiis itineris, actus et viae genuinis (diss.). — Hist. authen- 
ticarum. Lips. 1807. — Geſch. der Novellen Juſtinians, Berl. 1824. 1849. — B. u. Heim- 
bad, Beiträge zur Nevifion des Juft. Coder, Berl. 1833. — Abhandl. aus dem Gebiete ber 
Rechtsgeſchichte, Leipz. 1846. — De colleetionibus canonum ecel, graecae, Berol. 1327. — 
Wechſelrechtliche Abhandlungen, Leipz. 1859. — Beiträge zur Gefch. des Inguifitiong-Pre., Leipz. 
1827. — Das englifche Gelchwornengericht, Leipz. 1852 —55. 

Lit: Mobl, 11. 32. Teihmann. 

Bigamie: Schliegung einer Ehe bei Fortdauer einer gültigen Ehe. Aelterer 
Gefihtspunkt: Die Doppelehe ift ein Mifbraud der Form des Sacramented ber 
Ehe mit Verlegung der Monogamie, welche Webelthat, wie Art. 121 der Carolina fagt, 
auch eym ehebruch und größer dann dasjelbig laſter ift. Demungeachtet wurde dieſes 
Verbrechen aucd ohne eheliche Beiwohnung als vorhanden angenommen, nur milder be= 
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firaft, wie dies bie peinlichen Gerichtsorbnungen des 17. Yahrhunderts, 3. B. die Leopol- 
dina von 1675, jpäter die Joſephina von 1707 nachweiſen. Die gemeinrechtliche Doctrin 
beurthyeilte die B. bis auf Wächter als einen unter der Form und dem Scheine 
einer zweiten Ehe begangenen, bejonders ſchweren Ehebruh. Neuerer Geſichts— 
punkt: B. ift eine mit Mißbraud der Eheform concurrivende Berlegung der ehe 
lichen Treue, ohne daß wahrer Ehebruch zum Thatbeftande des Verbrechens nothwendig 
gehört. Die particulariftiiche Zerriffenheit des deutſch. Str. R. yelangt darin zum 
Ausprud, daß die B. in Braunfchweig, Würteinberg als Fleifchesverbrechen, in Baiern, 
Hannover, Sachen als Verlegung der ehelichen Treue und Familienrechte, in Preußen 
als Verbrechen gegen die Sittlichfeit u. |. w. aufgefaht wird; im Wefentlihen ſtimmen 
die Str.G.B. darin überein, daß die B. im der Eingehung einer neuen Ehe bei noch 
fortdauernder gültiger Ehe beftehe. 

Subject des Verbrechens ift eine verheirathete oder eine ledige Perſon, wenn lettere 
wiſſentlich eine verehelichte Perfon heirathet. Vorausgeſetzt wird, daß die neue Ehe mit 
dem Bemwußtfein der wirklichen oder zweifelhaften Fortdauer der eriten gültigen Ehe 
örmlich eingegangen wurde. Das gemeinrechtlihe Erforderniß des rechtswidrigen 
Borfages ift feſtzuhalten; die Conftruction eines Verbrechens fahrläfiger B. nah Wür— 
temb. und ehem. Hannover. R. läßt fi nicht gutheigen. Der Zmeifel an dem 
ebelihen Stand ſchließt den Dolus nicht aus. Läßt fi der Beichuldigte in dem 
guten Glauben trauen, daß die erfte Ehe ungültig gemwejen oder bereits aufgehoben ſei, 
jo ift die Doppelehe ein Unglüd, fein Verbrechen. War die erfte Ehe ungültig oder zur 
Zeit der Echliefung der zweiten Ehe durch den Tod oder durch Ehetrennung bereits auf: 
gelöft, jo fehlt das rechtliche Object des Verbrechens. Dagegen bleibt die Doppelche nad 
den Strafgefepen für Preußen, Baiern u. |. w. ftrafbar, follte die erfte Ehe auch nichtig 
fein. Als gültige Ehe fol hiernach auch diejenige Ehe angefehen werben, melde mit 
Erfolg angefochten oder deren Auflöfung aus einem beftehenden Echeidungsgrunde begehrt 
werden kann und zwar fo lange, bis die Nichtigkeit Tegal ausgefprochen oder die Tren— 
nung rechtlich erfolgt ift. Daher läßt vieler formaliftiiche Standpunkt nur als Etraf- 
mefjungsgrund gelten, wenn die erjte Ehe als nichtig anzufehen war, aber es eines 
Berfahrens der Nichtigkeitserflärung noch bedurfte oder das ergangene Eheſcheidungs— 
urtheil noch nicht vechtöfräftig geworden, der andere Ehegatte mit Wahrfcheinlichkeit [bei 
der zweiten Eheſchließung als verftorben betrachtet werden konnte. 

Das Verbrechen wird durch die eheliche Verbindung, bzw. Trauung vollendet. 
Das Beharren in dem Folgezuftonde des Verbrechens der B. ift feine Fortſetzung 
deſſelben; der Bigamus Handelt nicht mehr verbrecheriſch, denn die Fortiegung des 
bigamifchen Verhältniſſes ift kein mejentliches Thatbeftandsmerfimal des Verbrechens. Es 
ift daher irrig, zu jagen, das Verbrechen der B. werde jo lange begangen, als das 
bigamifche Verhältnig fortdauert. Beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunfte des be 
gangenen Verbrechens und ift das Verbrechen der Doppelehe mit der Schliefung der 
neuen Ehe vollendet, jo muß angenommen werben, daß die Verjährung diefes Verbrechens 
mit diefem Momente beginne, e8 ſei denn ausdrüdlih eine Ausnahme von der Negel 
des Anfanges der Verjährung angeorbnet, wie in Baden, Baiern, im Nd. Str. G. Entw., 
Preußen, Sachen, wo das Verbrechen der mehrfachen Ehe erft mit dem Zeitpunfe zu 
verjähren beginnt, an welcdem eine ber beiden Ehen aufgelöft over für ungültig oder 
nichtig erflärt worden ift. 

Ein Berfuch diefes Verbrechens ift denkbar, zumal im Falle einer betrüglichen Vers 
leitung durch Liftiges Verfchweigen des ehelichen Standes und Betellung des Aufgebotes. 
Die ledige Perfon, welche das geichlechtliche Zuſammenleben nad erlangter Kenntniß der 
DB. fortjett, begeht nach den meiften Gefegen Ehebruch. Nah Can. R. kann eine 
verheirathete Perſon proteftantifcher Confeſſion, welche ſpäter fatholifch wird, bei Yeb- 
zeiten ihres getrennten akatholiſchen Gatten eine andere gültige Ehe nicht ſchließen. B. 
wird jedoch dadurch nady dem Str.G.B. nicht begangen, weil und infofern die erwirfte 
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Ehetrennung mit dem proteftantifchen Theile das Band der. Ehe hinfichtlich der bürger- 
lichen Rechtsverhältniſſe auflöft. 

Gſgb. u. Lit.: Str. G. für Preußen 8.139, Oppenhoff, ©. 263; Baden, 354— 357, Zucht⸗ 
haus bis zu 5 Jahren oder Arbeitshaus; Thilo, Comment. 312; Sachſen, 268—271; Krug, 
Comment. 1, — 2. Ausg. 160; Goltdammer, Arch. VIII. 5, 695; IX.305; XV. 263; 
Wächter, Abhandl. 144 fi.; Defterr. Gerichtszeitung, Ueber den Charakter des Ver— 
brehens ber ®., 1854, Nr. 25; 1858, Nr. 150; 1859, Nr. 73. Wahlberg. 

Bigot de Preamenen, Felir Julien Jean, geb. 1757 zu Rennes, war 
Avocat am Parlament, 1791 Deputirter, 1802 Präfident der Geleggebungscommiffion, 
wirkte mit Tronchet und Portalis eifrigft bei der Redaction des Code, wurde 1807 
Cultusminiſter und ftarb 1825 zu Paris. 

Lit: Bd. L ©. 239. Feihmann. 


u die Abftimmung der Conten in den Handlungsbüchern und demgemäß 
auch die Abjtimmung der Handlungsbücer jelbit. Dean umterfcheivet Brutto: und 
Netto-B., je nachdem blos die Debet- und Greditfeiten der einzelnen Gonten zufammen= 
ählt oder bei jedem Gonto zugleih das Saldo gezogen wird. Die B. ift die Probe 
ir die Richtigkeit der Buchführung; fie ergibt zugleich in Verbindung mit der Inventur 
die Vermögenslage der Geichäftsinhabere. Daher ift es nothwendig ſowohl bei dem Be— 
ginn des Geſchäfts eine B. aufzunehmen, wie auch während der Dauer deſſelben fie 
periodifch zu wiederholen. Nach der Sitte des kaufmännischen Verkehrs pflegt bei größeren 
Geihäften mehrmals im Jahr eine Brutto-B., am Schluß des Gelchäftsjahres aber bie 
Netto⸗B. gezogen zu werden. Das Refultat derjelben wird im Hauptbuch auf das B.- 
Conto übertragen. Das H.GB. enthält die Vorfchrift, daß jeder zur Buchführung ver- 
pflichtete Kaufınann alljährlich eine B. und ein Inventar feines Bermögens anfertigen und 
mit feinene Namen (bei Handelsgeſellſchaften ſämmtliche perſönlich haftende Socien mit 
ihrem Namen) unterzeichnen fol. In Betreff der Inventur ift jedoch bei größeren 
Raarenlagern und ähnlichen Gefchäften, bei denen eime jährliche Erneuerung allzu viel Um— 
fände machen würde, eine zweijährige Wiederholung nachgelafien. Sowohl in der In— 
ventur wie in der B. jollen die VBermögensftüde und ausftehenden Forderungen nur nad) 
Ihrem Werthe zur Zeit der Aufnahme geichägt werden. Beide müſſen 10 Yahre lang, 
vom Tage der Anfertigung an gerechnet, aufbewahrt werden. H.G.B. U. 29—31, 33. 
Lit: Bol. die zu den Art. Buchführung und Handelsbücher angef. Schriften. 
Behrend. 
Blackſtone, William, Sohn eines Seidenhändlers, geb. 1723 in London, wurde 
1744 fellow in All souls college, 1745 baccalaureus, 1746 in den Advocatenſtand 
aufgenommen, hielt in Oxford Borlefungen über englifches Recht, wurde 1758 erfter 
Vinerian Prof., 1763 solicitor general der Königin und lebte feit 1766 als Richter 
und Advocat der Kingsbench und des Court of Common Pleas; er ftarb 14. Febr. 1780. 
Schriften: Reports. — Analysis of the laws of England. Oxf. 1754. — Ausgabe 
ber Magna Charta et Charta de Foresta 1759. — Law tracts. Lond, 1762. — Comment. 
on the laws of England. 1765. 16. Ausg. 180%. — Neue kg Stephen: New comment. 
on the laws of Engl. 6. Ausg. 1868. — v. Malcolm Kerr. 1857. — v. Warren, 
24. ed. 1856. — Meberfett v. Koldig, 1822. — franz. v. Gomicourt. Brux. 1774. — 
v. Chompre. Paris, 1823. 
fit: Bluntfhli, U. 157—163, — Bo. I. ©. 225. 236. — Mohl, UI. 28. 40. 
Teihmann. 
Blancoindojiament, Das B. (Giro in bianeo) ift ein Indoſſament, welches 
nur den Namen des Indoffanten, nicht aber den des Indoſſatars enthält; als Wechlel- 
gläubiger legitimirt fi) der Inhaber des mit einem Blancogiro verſehenen Wechſels ein= 
fah durch den Beſitz deſſelben; hiedurch erlangt der Wechjel eine höhere Girculations- 
fähigkeit und ift feiner Negociabilität nad, che das B. ausgefüllt ift, ein Inhaber: 
papier; die Ausfüllung durch Einfchreiben des Namens in das Blanquet (nicht 
aber anderer, nicht im Weſen des Indofjaments Liegender Erklärungen (ſ. Borchardt W. 
T. ©. 130. Zuſ. 211 und Hoffmann W. R. ©. 247 ff.) kann jeder Inhaber des 
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Wechſels bewirken, A. 13 d. W. D.; finden fich mehrere Blancoindoffamente auf dem 
Wechſel, To ift jeder Inhaber befugt, die noch nicht ausgefüllten durch Einzeihnung von 
Namen nad) Mafgabe des jemalig nachfolgenden Indoſſanten auszufüllen; dabei fann 
der Inhaber des Wechſels Diefen begeben, ohne daß er felbft Indoffant wird und zwar 
entweder dadurch, Daß er in das nicht von ihm herrührende letzte B. den Namen des 
neuen Erwerbers einjegt oder aud ohne Ausfüllung irgend eines B. durch einfache Befig- 
übertragung; aber aud durch ein gewöhnliches Indoffament fann der auf Grund eines 
B. befigende Wechlelgläubiger den Wechſel begeben und zwar mit oder ohne Ausfüllung 
des oder der D. 

Die Form des DB. befteht in der Namensunterjchrift des Indoflanten auf der Rüd- 
ſeite des Wechſels, der Copie oder auf der Alonge; zur Wirkſamkeit deſſelben ift der 
durch Geben und Nehmen des jo beichriebenen Wechſelbriefs abgeichloffene Begebungs- 
vertrag wie beim Wechfel überhaupt nothwendig |. Bordardt W. DO. ©. 127. Not. 155 
b. u. ©. 129. Zuf. 208. Eine einfache Namensunterfchrift auf der Vorderſeite des 
Wechſels wäre unter Umftänden ein Aral, aber fein B. Ueber die wegen der Möglichkeit, 
daß der Indofjant den Wechſel vor Verfall gegeben und der Inhaber ihn nach Verfall 
genommen habe, controverje Frage nach der Yegitumation eines Wechlelinhabers durch ein 
dem Proteſt vorausgegangenes Blancogiro ſ. Thöl, H. R. $. 264 V. und die in Not. 
26 dal. cıt. Lit. 

Das B. fteht feiner Wirkung nah dem ausgefüllten Indoſſament vollkommen 
gleih; U. 12. d. W. DO. Regelmäßig wird durd dafjelbe Eigenthum am Wechiel, 
der Wechſel felbft zu eigenem Telbftändigem Kecht übertragen; es kann jedoch Das B. auch 
zur Bevollmächtigung, „zum Incaſſo“ oder „in Procura“ u. ſ. w. benügt werden; dieſer 
Zwed, die Art der Bevollmächtigung iſt hiebei ausdrücklich auf dem Wechſel ſelbſt zu be= 
merken, m. a. W: Durch das B. an fid) wird weder das Procuraindofiament, noch Die 
Befugniß zur Einklagung des Wechſels insbejondere erſetzt. ſ. Bordardt W. D. Zul. 202. 
Ein B. kann von einem fpäteren Inhaber aud dur ein Procuraindoſſament ausgefüllt 
werden. Borchardt a. a. O. S. 130. Note 157. Mittelft Blancogiro kann ein Wechſel 
auch verpfündet werden; der Pfandgläubiger, Blancogiratar, kann den Wechſel alsdann 
nicht gegen den Verpfänder, wohl aber gegen die übrigen Wechſelſchuldner realifiren; doch 
muß auch Dieler Zwed der al blanco gefchehenen MWebertragung im Blancogivo Telbft 
angegeben werden. 

Durch B. fünnen aud die im U. 301 und 302 VEN D. H. G. B. aufgeführten 
Handelöpapiere übertragen werden. Bergl. im Uebrigen unt.: „Indoſſament“. 

Gareis. 

Blindenteſtament. Das B. gehört wegen der Perſon des Errichtenden zu den außer— 
ordentlichen Teftamenten mit erjchwerter Form. Nach gem. R. bedarf es der Zuziehung 
eines Notars oder eined achten Zeugen (octavus subseriptor), welcher letztere die Eigen: 
haften eines Zeugen haben und als folder mit dem Hinzufügen unterichreiben muß, daß 
er für den Teftator unterzeichne. Nichtsdeſtoweniger ift das Teſtament ftet ein mündliches, 
denn die mitwirfenden PBerjonen müfjen den Inhalt des Testen Willens erfahren, mag 
derjelbe vom Teftator mündlich erflärt und fodanı vom Notar bzw. achten Zeugen nieder: 
geichrieben, oder: die vorher gefertigte Urkunde werlefen werden. Der C. eiv. ſchweigt über 
das B.; nad Preuß. R. teſtirt der Blinde nur entweder mündlich zu gericht- 
(ih m Protocol! oder durd offen übergebenen Auflag, und zwar nad Zuordnung 
eines Beiltandes, welcher ihm vor zwei zugezogenen Inftrumentszeugen Das Protocol bzw. 
den Aufſatz mit Protocol vorlefen und an jeiner Statt unterfchreiben muß. Nach Sächſ. 
GB. tejtirt der Blinde zwar ohne weitere Erfchwerung aber ausichlieglic in Der dort 
bejchriebenen gerichtlichen Form. 

Fit. u. Gfgb.: Glüd, 34. ©. 36—47. Marezoll, iR f. R.W. IV. S. 166 ff. 
Windſcheid, Lehrb. III. 8. 543. — C. 8. C. 6, 22. Notar. D. J. 8. 1. 9. Preuß. AR. I. 
12. 88. 104. 113 fi. A.G.O. II. 3. 8. 8. Sächſ. G.B. 85 2071. 2092 ff. Sir 

e. 
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Blofade. DB. ift eine Sperrung des Verkehrs in Bezug auf gewiſſe Gebietötheile 
des feindlichen Staats. Sie kann jowohl zu Yande als zur See ausgeübt werben, Dod) 
ift ſie vorzugsweiſe für den Seefrieg wichtig. 

Zur Wirkjamtkeit ver B. gehört einerſeits thatjächliche Abiperrung, andererſeits Ber: 
findigung. Im erfterer Beziebung gemügt nicht mehr der ſog. blocus sur papier; der 
Partfer Gongreß von 1856 bat vielmehr den Grundſatz aufgeitellt: les blocus pour 
ötre obligatoires doivent ôtre effectifs, e’est A dire maintenus par une force 
suffisante pour interdire r&ellement l’acces du littoral de l’ennemi; für die Wirf- 
ſamkeit ift mod; immer das von der bewaffneten Neutralität des Jahrs 1800 aufgeftellte 
Kriterum der danger evident d’entree, womit eine neuere Aeußerung des Grafen 
Grenville übereinftimmt, maßgebend ; „vie Ausnahıne einer glüdlichen Ein- und Ausfahrt 
trog der B. macht dieſelbe nicht unwirkſam, und die Ausnahme einer unglüdlihen Weg— 
nahme eines neutralen Schiffs macht dieſelbe nicht wirkſam“. — Die Verkündigung der 
B. geſchieht ſeitens der blofivenden Macht an die neutralen Regierungen, diefelbe kann 
doch auch erjegt werden, entweder durd die Notorietät der B. oder durch eine bejondere 
Warnung des Schiffer; es untericheiden ſich aber die notificirten von den nicht notifichrten 
B. in ihren Wirkungen dadurd, daß bei jenen im der Regel nach Ablauf einer gemillen 
Friſt feine Einrede der Unkenntniß zugelaffen wird, während bei dieſen in vielen Fällen 
den Neclamanten der Beweis feiner Unkenntniß geftattet werden muß. 

Ein neutrales Schiff, weldyes den Verſuch macht eine effective und notifictrte, (event. 
notoriſche oder Ipectell angelagte) B. zu brechen, unterliegt der Confiscation, die fih dann 
auf das Schiff ſelbſt beichränft, wenn der Eigenthümer der Ladung glaubhaft machen 
lann, daß der Blofadebrudy gegen feinen Willen verfucht jet, ſonſt aber auch auf die 
Yadung ſich eritredt. 

Inwieweit die blofirende Macht berechtigt fer, einerfeitS den Verſuch eines Blokade— 
bruchs anzunehmen, und andererfeits ein der B. entkommenes Schiff auch außerhalb 
ver Blofadegewäller zu nehmen, ift ftreitig und kann nur unter Berücjichtigung aller con= 
creten Verhältniſſe entichteden werben. 

Yit.: Im Allg. von Mohl, Geihichte und Literatur der Staatswiſſenſchaft Bd. 1. (1855) 

S. 426 fie. Berner, 2. in Bluntſchli, Staatswörterbuch, Bb. II. (1857) ©. 167 ff. 

Bluntfhli, Das moderne BR. der civilifirten Staaten als Rechtsbuch dargeftellt (1868). 

S. 448 fe Gessner, Le droit des neutres sur mer Perlin, 1565. ©. 145 — 223. 

Wheaton, Elements of international law; second annotated edition by William 

Beach Lawrence. London, 1863. ©. 819 fe Hautefeuille, Les droits et les 
devoirs des nations neutres en temps de guerre maritime, T. III. ©. ı ff. (1848). 
Ernſt Meier. 

Blutſchande. Beiſchlaf zwiſchen Blutsverwandten in aufs umd abfteigender Linie, 
mit dem Wiſſen um das beftehende Verhältniß der natürlichen Verwandtſchaft, begründet 
den Inceft im e ©. Wenn leiblihe, voll- oder halbbürtige Geſchwiſter, mit einander 
den Beiſchlaf vollziehen, Jo gilt Died ald ein geringerer Schuldgrad der B. An dieſen 
ſchließt ſich an der Beiſchlaf zwiſchen Stiefeltern mit ihren Stieffindern oder deren Ab- 
tümmlingen, zwiſchen Schwiegereltern und Schmiegerföhnen oder Schwiegertöchtern mit 
Nüdficht darauf, ob die Ehe noch oder nicht mehr befteht, durch melde das ſtief- oder 
ſchwiegerelterliche Verhältniß begründet wurde. Bei dem Inceft zwiſchen Verwandten in 
auf- und abfteigender Yinte und zwifchen Geſchwiſtern iſt es gleichgültig, ob die Verwandt: 
ſchaft von ehelicher oder unehelicher Geburt herrührt. Für den Thatbeitand ift es nicht 
enticheidend, ob das Kind in den Beiſchlaf eingewilligt hat oder nicht. Auch Stieftinder 
bleiben nach einigen Gefegen ftraflo8, wenn fie Das ſechszehnte Pebensjahr noch nicht 
zurüdgelegt haben. Großjährige trifft Zuchthaus oder Zwangsarbeit, verbrechensfähige 
minderjährige Kinder oder Enkel, Stief- oder Schwiegerfinder, welche fich dazu bergeben, 
Gefängniß oder Correctionshaus. 

Verführung zu der fleiſchlichen Vergehung unter Mißbrauch einer geſetzlichen Autorität 
bei pflegebefohlenen Zieh- und Beichtkindern, Mündeln, Zöglingen wird mit Freiheits— 
ftrafe nicht unter einem Jahre und Unterfagung der Ehrenrechte beitraft. 
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Die Fälle der B. werden im Allgemeinen auf Berfonen beſchränkt, welche fich wegen 
Berwandtichaft oder des derjelben nachgebilveten Affinitätöverhältniffes nicht heirathen 
dürfen. Der Nd.Str. G. Entw. firaft den Beiſchlaf zwifchen leiblichen Eltern und 
Kindern an erfteren mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, an legteren, wenn fie das 
jechzehnte Yebensjahr zurücgelegt haben, mit Gefängnig bis zu zwei Jahren. Der Beifchlaf 
zwiſchen Echwiegereltern und Schwiegerfindern, Stiefeltern und Stieftindern und zwiſchen 
vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern ſoll mit Gefängniß bis zu zwei Jahren und 
facultativem Berluft der bürgerlichen Ehrenvechte beftraft werden. — 

Der uralte Abichen vor nahen verwandtichaftlihen Ehen und Unzucht unter Familien— 
gliedern findet in den verderblichen Folgen fortgeletten Inceftes für die gefunde Vollfraft 
in der Geichlehtsgemeinihaft, Zeugung und Vererbung feine naturwiſſenſchaftliche Be— 
gründung. Bet der Solidarität alles Lebens bietet der Verfall der Abkömmlinge eines 
fortgefegten Inceftverfahrens bei Thieren und Gulturpflanzen Analogien, ja, die Natur: 
forihung unterftügt die Annahme, daß bei höher organifirten Thieren Paarungen 
zwilchen nahen Blutöverwandten zu den Ausnahmen gehören. Settegaft, Thierzucht, 
286. Birhow, über Erblichkeit 354. Seidlig, über Vererbung der Lebensformen 
1865. ©. 68. Nabe Blutswerwandtichaft ift auch aus fittlihen und focialpolitiichen 
Gründen ein Hinderniß geiftig gefunder Geſchlechtsgemeinſchaft; fie gilt als Entheiligung 
des Samend und als Zerrüttung der Geſchlechterordnung. Diefer Geſichtspunkt tritt 
ſchon bei Mofes 3. B. 20. 17 bewor: Wenn Jemand feine Schwefter nimmt, feines 
Baterd Tochter oder feiner Mutter Tochter und jchauet ihre Scham, und fie jchauet feine 
Cham, das iſt B.; und fie jollen außgerottet werben vor den Augen der Kinder ihres 
Volts. In voller Strenge wird dieſe politiſche Seite des Inceſtes gewürdigt, da alles 
öffentliche Yeben und Gedeiben auf dem reinen Familienweſen rubt und des Volkes Rechts— 
und Wirthſchaftsordnung familienweile natürlich gruppirt ericheint. Mifcht ſich Geſchlechts— 
liebe in das eigenthümliche Verhältnig der Eltern, Kinder, Gejchwifter, jo wird die reine 
Duelle der Familienempfindungen verfäliht, der Lebensreiz und die Kraftfülle des Ge— 
ſchlechtes abgeftumpft und Erbfehler, die in der Sippe haften, untergraben die gefunde 
Eigenart des Haufes. Die Rechtöbeftimmumgen über die verbotenen Grade der Geſchlechts— 
verbindung find verfchieden je nad der Form des Familienverbandes, der Art der 
Volksanſchauung und der religiöfen Satzung. Dod ftimmen alle Culturoölfer in dem 
Umfang des Begriffes der B. im engeren Sinne überein; die Römer beſchränken den 
Incestus juris gentium auf den Beiſchlaf zwiſchen Ascendenten und Descendenten ſowie 
auf Geſchwiſter, doch find die genauen Grenzen beftritten, wie weit der Incestus juris 
eivilis gehe. Das Can. R. unterfcheivet Incestus juris divini und juris humani 
unter der Einwirkung des mofatichen und des Röm. R. und dehnt bei Seiten- 
verwandten den Inceſt bis zum vierten Grade feiner Zählart, bis zum achten Grabe der 
römiſchen Gomputation aus. Auch die Eheverbote wegen Schwägerſchaft und der fünftlich 
nachgebildeten Berwandtichaft wurden gehäuft, wobei jevod das rentable Dispensweſen 
die Fälle des ftrafbaren Incestus juris humani in der Praris reducirte mit Rückſicht 
auf Zeit und Ort und mit verſchiedenem Erfolge. Der Carolina jchwebte bei der Be— 
handlung der Strafe der Unfeufchheit mit nahe gefippten Freunden WU. 117 der 
incestus juris gentium nad) 1. 38. pr. D. XLVIIT. 5. 1. Iul. adult. im Geifte ber 
italieniſchen Praftifer und der incestus juris divini im Geiſte der Zeit vor, obgleich 
beide ihrer Grundidee nad) verichteden find. Nach der Therefiana ift die B. der Bei— 
ſchlaf zwilchen denjenigen Perſonen, welche mit Blutsfreund- oder Schwägerichaft jo nahe 
verwandt find, daß ſie nicht einander heirathen fünmen. Dergleichen Uebelthäter, da fie 
diefe Gott und der Natur abicheuliche Sünd in aufs und abfteigender Linie vollbracht 
hätten, mag die Blutsverwandtſchaft von unehelicher Geburt herrühren oder die aufs oder 
abfteigende Perfon fonft einen Hurenwandel führen, follen mit dem Schwerte vom Leben 
zum Tod geftraft werben. 

Beiſchlaf zwiichen Blutsverwandten im erften und zweiten Grade der Seitenlinie, 
ſowie im erften Grade der Schwägerichaft wurde dagegen nur mit fchwerer Yeibesftrafe 
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und Verweiſung beftraft. Fleiſchliche Vermiſchung unter Perlonen, die in weiteren ver- 
botenen Graden der Berwandtichaft und Verſchwägerung ftehen, traf eime geringere 
arbiträre Strafe, 

In proteftantiichen Ländern wurde die Ausdehnung der verbotenen Grade vielfach 
beichränft und der neuere Gerichtsgebrauch ift diefer Tendenz gefolgt, welche richtiger nur 
diejenigen Berhältniffe der Blutsverwandtichaft, der Verſchwägerung und der fünftlichen 
Kindſchaft, welche durch geichlechtlihen Umgang verfälicht und abgeftumpft würden, unter 
dem Gefichtspunft des Inceſtes oder der Unzucht auffaßt, im Intereſſe der Zucht und 
Sitte in den Familien. 

Sfab.: Preußen, 141. No. Str.G.Entw., 150 Oeſterreich, 131, 501. Sadfen, 349-351. 
Thüring., 293—295. Braunfchmweig, 192-194. Wiürtemb., 301—303. Lübeck, 111—112. 
Hamburg, 160—161. Bayern, 2098—216. 

Lit: Wächter, Abbandl. 198 fi. Jarcke, Lehrb. des deutſch. Strafr. II. 79—104. 
Abegg im N. Archiv. 1846, 1 ff. Ueber die frivolere ftrafpolitifhe Auffafjung der Fleifches- 
verbreden im 18. Jahrh. feit Beccaria: Globig und Hufter, Beitr. zur Peinl. Gefetgeb. 
1785. 60. Cella, über Verbrechen u. Strafr. in Unzuchtsfällen, 1787. Geib, Yebrb. d. 
Deutfchen Strafr. I. 135. Wahlberg. 


Biking, Eduard, geb. 20. Mai 1802 in Trarbadı am der Mofel, ftudirte 
in Heidelberg, Bonn, Berlin, Göttingen, wurde 1822 Doctor, habilitirte fih 1826 in 
Berlin, wurde 1829 auferord. Prof, ging nad) Bonn, wo er 1835 zum orbentl. 
Prof. emannt ward, Ipäter Geh. Yuftizrath, ftarb 3 Mat 1870. 

Schriften: De maneipii causis. Berol, 1826. — Corpus legum s. brachylogus. 
Berol. 1829. — Interpretamenta des Dositheus Magister. Bonn 1832. — Klenze u. 
B.: „Institutiones* de$ Gajus u. Justinians. Berl. 1829. — Ulpiani fragmenta. 
Bonn 1831. 3. Ausg. 1345. — Gai Institutiones Bonn 1837. 3. Ausg. 1850. — Gai In- 
stitutiones codieis apographum 1866. — Notitia dignitatum,. Bonn 1834. — Notitia 
dignitatum utriusque imperil. Bonn 1839—50. — Pandectengrunbriß. 5. Aufl. Bonn 1861. — 
Inftitutionen. 1. Band. Bonn 1843. 2. Aufl. u. d. Titel: Pandelten d. Röm. Priv. R. oder 
Inſtit. d. gem. Eiv.R.. 1. Bd. Bonn 1853. 2. Bd. 1. Tief. Leipz. 1855. — Grundriß z. 
Borl. üb. d. gem. Civ.Erbrecht. Bonn 1848. — Grundriß zu Borlefungen über d. gem. beut- 
ſchen Eiv.Bre. Bonn 1552. — Abriß der Inſtit. d. Röm. Priv.R. Bonn 1860. — Röm. 
PBriv.R. 2. Ausg. Bonn 1862. — B. war aud als Bhilologe hoch geachtet (Ausgabe der Mo- 
jela des Aufonius, Bonn 1828, der Mofelgedichte d. Benantius Fortunatus. Bonn 
1845, ber fämmtl. Schriften Schlegel's. Yeipj. 1845—47, der Epistolae obse. virorum, ber 
Schriften Ulrichs v. Hutten). Er ſchrieb viele Abhandlungen u. Recenfionen in „Rheinifches 
Mufeum f. Jurisprudenz“, Hallifhe Yiteraturztg., Jahrb. d. Vereins v. Alterthumsforſchern in d. 
Rheinlanden u. |. w. Er gab mit Bethbmann-Hollweg u. A. das Bonner Corp. jur. 
antejustinianei heraus. Teihmann. 

Bodinus (Jean Bodin), geb. 1530 zu Angers, war Advocat in Paris, 1576 
Deputirter, ſchloß fi 1589 den Yiguiften an und ftarb 1596 an der Belt. 

Schriften: De republica (franz. 1576) Francof. 1584. — Methodus ad facilem his- 
toriae cognitionem 1566 — Demonomanie des soreiers. Paris. 1580, 1582. 1598 Tat. v. 
Franc. Junius, Basil. 1581, ital. v. Cato Venez. 1589. Deutfh v. Fichard. — Uni— 
versae naturae theatrum 1596. — Colloquium heptaplomeron. 

tit.: Baudrillart, Jean Bodin et son temps. Paris, 1853. — Bluntfdli, 
Geſch. d. * StrR. ©. 17—46 — Bluntſchli II, 176—178. — Mohl IN, 375—419. — 
Allard, Histoire de la justice criminelle Gand 1568 p. 473 -476. 

Teihmann. 

Bodmerei, Verbodmung (engl. bottomry, franz. eontrat & la grosse) — eine 
dem See-R. eigenthümlihe Form der Creditgewährung: jo genannt, weil für die Rück— 
gabe des Schiffs der Schiffskörper (bome: Kiel) oder Das, was der Schiffsboden trägt, 
verhaftet ift. Das Darlehn wird immer für eine beſtimmte Seeunternehmung (B.-Reiſe) 
gegeben; ein Anſpruch auf Rückzahlung befteht regelmäßig nur im Falle glüdlicher An- 
funft, d. h. der Gläubiger hat feinen Anſpruch, wenn die verbodmeten Gegenftände auf 
der B.:Reife zufällig untergehen. DieB. hat demnach Aehnlichkeit mit dem foenus nau- 
ticum des Röm. R. und es mögen auch bifteriihe Anfnüpfungspunkte vorhanden 
jein: indeß find die mannigfachen Modificationen, in denen das Gejchäft jeit dem MA. 
in deutichen und fremden Seerechten auftritt, nur zum geringften Theil auf Das 
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Röm. R. zurüdzuführen Von vdenfelben find hervorzuheben: a) das Darlehn, 
welches dev Aheder für Bau, Reparatur oder Ausrüftung des Schiffes aufnimmt. Daſſelbe 
pflegte auf dem Biel=- Brief vermerkt zu werden und deshalb wurde auch das Gefchäft 
jelbft mit dieſem Namen bezeichnet. b) der Grofavantureivertrag (Nefpondentia) ein 
Darlehn des Befrachters, zum Zweck überjeeiiher Waarenfendungen, beſonders in 
Vranfreih und England üblih; e) das Darlehn, welches der Schiffer während der Reife 
behufs Fortfegung derfelben oder behufs Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung 
aufnimmt. Die legtere Art der B. ift der Hauptfall. Das H.G.B. hat be 
feinen Beftimmungen (U. 680—700) nur diefen Fall im Auge; alle übrigen Arten 
werden unter dem Namen der uneigentlihen B. zufammengefaßt, ihre Regelung ift den- 
Landesgelegen überlaffen. Die Vorfchriften des H.G.B. beftehen ihrem Haupt: 
inhalt nach im Folgenden. Die B. ift ein abjolutes Handelsgefchäft auf Seiten des Bodmerei— 
gebers Bodmeriſten), der Schiffer darf, wenn es fih um die Fortfegung der Reife hans 
delt, Schiff, Yadung und Fracht verbodmen, die Berbodmung der Yadung allein ift zu= 
läſſig, wenn das Intereſſe der Ladungsbetheiligten ausichlieglih in Betracht fonımt. — 
Stets ift erforderlich, Daß die B. während der Reife genommen werde und daß ein 
Nothfall worliege. Die Nothwendigkeit wird bis zum Gegenbeweiſe für dargethan erach— 
tet, wenn eine Beſcheinigung derſelben durch Gonfulatsatteft oder durch die zuftändige Ges 
richtö= oder Hafenbehörde oder allenfalls durch ein urkundliches Zeugniß der Schiffsofficiere 
ftattgefunden hat. ALS Aequivalent für das übernommene Rifico dient die B.-Prämie, deren 
Höhe die des gewöhnlichen Darlehnszinfes weit zu überfteigen pflegt und ſchon vor Auf- 
bebung der Zinsbeihränfungen dem freien Ermeſſen der Gontrabenten anbeimgeftellt war. 
Wejentlih für Das rechtsgültige Zuftandelommen der B. ift die Ausftellung einer fchrifts 
lichen Urkunde ſeitens des Schiffers, des B.Briefes, auch Seewechſel (cambium maritimum) 
genannt, Der D.-Brief muß auf Berlangen des Gläubigers in mehreren Eremplaren aus— 
geftellt werden und kann, wenn er an Ordre lautet, durch Indofjament übertragen 
werden. Die B.-Schuld nebjt Prämie ift in Ermangelung einer andenweiten im B.=Brief 
ausgedrüdten Beſtimmung am achten Tage nach Beendigung der B.-Reiſe fällig, von dieſem 
Tage an find won der ganzen Schuld einfchließlich der Prämie kaufmännische Zinfen zu 
zahlen. Der Bodmeriſt hat die Rechte eines Schiffögläubigers, es haften ihm ſämmt— 
liche verbodmeten Gegenftände ſolidariſch, er hat bei ausbleibender Zahlung eine Klage 
auf meiftbietenden Verkauf der verbodmeten Gegenftände, reſp. Ueberweiſung der verbod— 
meten Fracht. Die lage ift in Betreff des Schiffes und der Fracht gegen den Schiffer 
oder Rheder, in Betreff der Yadung vor deren Auslieferung ebenfalls gegen den Schiffer, 
nachher gegen den Empfänger oder den, der fie in defjen Namen detinirt, zu richten. 
Hiernach ift die dem B.-Glaͤubiger zuftehende Klage eine actio hypothecaria, der fein per 
fönlicher Anfpruc zur Seite fteht. Nur ausnahmsweiſe tritt ein ſolcher hinzu, 3. B. im 
Valle von Deviation, d. h. wenn der Schiffer fih ohne Noth einer Abweichung von ber 
Reife ſchuldig macht. Wird die Reife gar nicht angetreten, fo erhält der Bodmereigeber 
ftatt der Prämie nur eine verhältnißmäßige Riftornogebühr. Haben mehrere Verbodmungen 
berjelben Gegenftände ftattgefunden, fo gebt die fpätere der früheren vor, doch gelten meh— 
rere in Veranlaffung deſſelben Nothfalles aufgenommene Verbodmungen als gleichzeitig 
entitanden, 

Sfgb. u. Lit.: H.G. B., bef. U. 271, U. 4, 681--701, 757 fag. 909, dazu die Commen- 
tare von Matower und 80, Pöhls Sec. III. 8. 442 fag., |. Kaltenborn, Grund. 
d. praft. Europ. See-R., Bd. Il, ©. 232 fag.; Beſeler, Deutſches Priv. R., $. 256; v. Duhn 
in Goldſchmidt's Ztſchr, Bd. 14 (1869) ©. 153 fag. 

Bebrend. 

Bokriuß (Nicolas Bobier) geb. 1470 zu Montpellier, wurde Prof. in 
Bourges, ſpäter Rath, endlich Präfident am Parlament v. Bordeaux, wo er 1539 ftarb. 

Schriften: La coutume de Bourges 1543. — Consilin 1574. — Deeisiones aureae 
in senatu Burdegalensium discussae et promulgatae. Lugd. 1567. 157% Francof. 1599. — 

fit: Allard, Histoire de la justice eriminelle, Gand 1868 p. 495. 

Teichmann. 
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Bochmer, Iuft Senninggeb. 1674 zu Hannover, befuchte die Uniwerfitäten Jena 
Rinteln, Halle, wurde m Halle 1702 Doctor, 1712 ordentl. PBrof., 1719 Geh. Rath, 
1721 Prof. ordin. der Yuriftenfacultät, Canzler im Herzogthum Magdeburg und ftarb 1749. 

Schriften: Ausgabe des corp. jur, can. Halae 1747 — Jus ecclesiasticum Protes- 
tantium, Hal. 1714. 1756. — Jus parochiale. Hal. 1701. 1760. — Introduetio in jus 
digestorum. Hal. 1704. 1791. — Institutiones jur. can. Hal. 1738. 1770. — Exereita- 
tiones ad Pandectas Hanov., Gott. 1745—63. — ÜConsultationes et decisiones. Hal. 
— Introductio in jus publicum. Hal. 1710. — Institutiones Justin. Hal. 1718. 

Sein Sohn: Joh. Sammel Friedrich, geb. 1704 zu Halle, wurde daſelbſt 
1725 Doctor, 1726 Prof, 1744 Geh. Rath, Ordinarius der Yuriftenfacultät, gung nach 
Frankfurt a. O. und ftarb 1772, 

Schriften: Elementa jurispr. eriminalis. 1733. 1774 — de servaticio vulgo Berge— 
bohn. 1743. — Observationes ad Carpzowii praxin rerum eriminalium. Francef. 1759. — 
Meditationes in Constitutionem Crim. Carolinam, Hal., 1770. 1774. 

Ein anderer Sohn: Georg Ludwig, geb. zu Halle 1715, wurde dafelbit 1738 
Doctor, 1742 ordentl. Prof. zu Göttingen, 1744 Nath, 1746 Hofratb, 1770 Geh. 
Yuftizratb, 1774 Ordinarius der Yuriftenfacultät und ftarb 1797. 

Schriften: Prineipia juris can. Gott, 1762. 1802. — Principia juris feudalis. 
Gott., 1765.— Cura Baueri 1819. — Observationes juris feud. 1765. 1784. — UObservationes 
juris can. 1767. — Electa juris eivilis. 1767-78. — juris feudalis Lemgov. 1795. — 
Auserlefene Rechtsfälle 1799— 1501. Götting. — Systematis juris eivilis fragmenta. Gott, 
1799. Teihmann. 

Bonaguida aus Arezzo, Prof. des Can. R. daſelbſt und Advocat unter 
Innocenz IV. 

Schriften: Summa introduetoria advocatorum (f. Wunderlich, Anecdota quae ad 

rocessum civilem speetant. Gott, 1841. p. 133—345). — Summa s. Margarita in Tract. 
ar 1519. — De dispensationibus. Lugd. 1549. — Gloſſen zu den Decretalen. — Con- 
suet. curise Romanae, 

Lit.: Savigny, V. 506—509. Teihmann. 

Bornemann, Wilhelm, geb. 1798 in der Altmark, arbeitete zuerft als Finanz— 
rath, dann als Juſtizrath im Minifterium, wurde 1842 Staatsfeeretär, Dirigent im 
Juſtizminiſterium, im März 1848 Yuftizininifter, trat im Juli 1848 aus, wurde 
2. Präſident ded Obertribunals und 1860 Kronſyndicus. Er ftarb am 28. Januar 1864. 

Schriften: Bon Rechtsgefhäften und Verträgen. Berl. 1825. 2. Aufl. 1833. — Syſte— 
matifche Darftellung des Preuß. Eiv.R. Berl 1834—40. 2. Aufl. 1842-45. — Rechtsfälle 
und Rechtsbeſtimmungen aus Acten. Berl. 1832. — GErörterungen im Gebiete des Preuß. 
Eiv. R. Berl. 1855. — Die Rechtsentwidelung in Deutichland und deren Zukunft. Berl. 1856. 

Lit: Friedberg, Zum Gedächtniß an Ferdinand Wilhelm Ludwig Borne- 
mann. Berl. 1564. Teihmann. 

Börſe (bourse de commerce) heißt in Hanbelsftädten der Ort — bald ein 
Gebäude, bald ein freier Plag — wo fih die Kaufleute und andere beim Handel 
betheiligte Perfonen (Handelsmäfler, Schiffer u. dal. m.) zu beſtimmter Zeit zum 
Zwede ihres banvelsgeichäftlichen Verkehrs zu verfammeln pflegen. Diefe Einrichtung 
dient in mannichfadher Weife zur Erleichterung des Betriebs der Handels— 
geihäfte. Bon befonderer Wichtigkeit ift die B, für das Geichäft mit Gelpjorten und 
Werthpapieren Börſenpapieren), weil gerade hier Alles auf Schnelle Benugung ber 
Conjunctur ankommt. Im zweiter Yinte fteht der Handel mit Fungibilien (Getreide, 
Del, Spiritus u. dgl. m). Man unterſcheidet danach Waaren-(Producten-) B. 
und Geld- (Fonds- und Effecten-)B. Durch Feitftellung der Durchfchnittöpreife, 
zu welchen alle jene Waaren an der B. gehandelt werden (Börfenpreife, -courſe) wirkt 
die B. auch nach Aufen hin beftimmend auf den Handel im Kleinen. Ein Nebenzwed der 
B. ıft die Belanntmahung von Nachrichten, die fich auf den Handel beziehen, 
hier und da auch die Vornahme von Berfteigerungen. 

Eine der älteften und wichtigften deut ſchen B. ift die von Hamburg (1558). 
Innerhalb des preußiſchen Stantögebiets befinden ſich Geld-, Fonds-, Effecten= und 
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Producten-B. in Berlin, Breslau, Cöln, Danzig, Elbing, Frankfurt a. M., Königs— 
berg i. Pr., Magveburg, Memel, Polen, Stettin und Tilſit. Außerdem beftehen Pro- 
duften=B. (in Form einer Privatvereinigung) in Görlitz und Halle. Sog. Korn-B. 
werben abgehalten in Emden, Jüterbogk, Nauen, Neuftadt a. D., DOtterndorf, Prenzlau, 
Wriezen. Auch findet in Stadt Kiel und Flecken Heide (wöchentlich ein Mal) eine „B.“ 
für landwirtbichaftliche Broducte ftatt. In Wien ift neben der im vorigen Jahrhundert 
gegründeten Fonds-B. im Jahre 1859 eine eigene Waaren-B. errichtet. In Frank— 
reich waren die erſten B. die zu Toulouſe (1549) und Rouen (1556); erit 1724 
folgte Paris. 

Die Bedeutung der B. ift vorzugsmweife eine wirtbihaftlihe und ſociale. 
Indeffen ift doch auch ihre juriſtiſche Seite nicht umerheblih. In bedeitendem Um— 
fange find diefelben namentlih in neuerer Zeit ein Gegenftand der Handelsgeſetz— 
gebung geworben. 

Fir den Inhalt der Börſengeſchäfte pflegen fih an den einzelnen B. beftimmte 
Gebräuche auszubilden, welche zum Theil als wirkliche Rechtsnormen (Handeldgebräuche 
in diefen Sinne), zum andern als Beſtandtheile der jevesmaligen Uebereinkunft oder doch 
als Hülfsmittel der Auslegung aufzufafien find. Oft fucht der Handelsjtand ſolchen 
Börjenufancen durch Aufzeihnung und Beröffentlihung oder durch Aufnahme in die 
von den Mätlern gebrauchten Schlußfcheinformulare bindende Wirkung zu fichern, wodurd 
allerdings manche ſpecielle Abreden im einzelnen Falle fich erübrigen und die Kürze ber 
Geſchäftsſprache befürbert wird. 

Aus dem Durchſchnitt der an der B. zu gewiffer Zeit für Gegenftände einer ge— 
wiſſen Art erzielten Preife bildet fih der Börfenpreis, eine Unterart des Marktpreiſes 
im weiteren Sinne, worunter die Volkswirthſchaft im Allgemeinen den im Wege der Con— 
currenz gewöhnlich erlangten Geldpreis der Waare (prix courant) verfteht. 

Die Feftftellung der Börfenpreife bildet einen Hauptgegenftand der Ans 
ordnungen über die Einrichtung der B. (Börfenordnungen) In Deutichland ift 
die autono miſche Regelung der Börfenverhältniffe die Regel. Die B.Ordnn. 
ericheinen demzufolge meift als Yocalftatuten bald eines bejonderen Börfenvereind mit 
corporativen Rechten (3. B. in Würtemberg), bald ver Kaufmanndcorporation des Orts 
(wie in den größeren preußiſchen Handelsſtädten). Bel der großen Bedeutung der frag: 
lichen Einrichtungen, Telbft fir Dritte, hat ſich aber der Staat nicht nur eine gewiſſe 
Dberaufficht über die Verwaltung der B., fondern auch eine Mitwirkung beim Erlaß und 
bei der Abänderung von BOronn. vorbehalten Das Allg D. 9. ©. B. ge 
denft der B.Ordnn. nur imfofern, als es denſelben (mit Ausichluß der Geltung 
von Ufancen) die Abänderung der gefeglihen Zeitberechnungen, ſoweit fie die Yiquidations- 
termine der Börſengeſchäfte betreffen, überläßt. Dagegen pflegen die Einführungs— 
gejege die BVorausfegungen des Erlaſſes und der Abänderung von B.Orbnn. 
feftzufegen, fowte mande Normativbeftimmungen für deren Inhalt zu enthal- 
ten. Ginige der bedeutendften Nd. Staaten mögen bier als Beiipiel dienen. So ift nad 
dem preuf. Einf.Gef. (ähnlich auh in Medlenburg) zum Erlaß neuer 8. 
Dronn. und zur Abänderung und Ergänzung beftehender B.Dronn. wie zur Errich— 
tung einer B. die Genehmigung des Handeldminifters erforderlich ; ferner ift 
in Bezug auf den Inhalt beftimmt, daß Vorſchriften privatrechtlichen Inhalts außer 
Kraft treten, ſoweit fie in den beftehenden B. Ordnn. enthalten find, und in die neuen B. 
Ordun. nicht aufgenommen werben Dürfen. Das ſächſ. Einf. Gef. beſchränkt ſich darauf, 
die B.Orbnn,, joweit fie mit dem H.G.B. oder dem Einf. Gef. im Widerſpruch 
ftehen, außer Kraft zu jegen und die Art. 66 ff. des H. G.B. nur auf diejenigen Mäfler 
für anwendbar zu erflären, deren Schlußnoten oder Büchern in einer von der Regierung 
beftätigten B.- (oder Mäkler:) Ordn. Beweiskraft beigelegt ift oder wird, — Den 
eigentlichen B.Oronm. verblieb hiernach noch ein ziemlih weiter Rahmen zur Aus— 
füllung. Die preußifchen Börfenpläge beſaßen meiftens ſchon feit gerammer Zeit B. 
Dronn.; jo Berlin feit 1805, Königäberg feit 1827, Danzig, Elbing ſeit 1830 


ne Di erg 
— 
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u. ſ. wm. Die Einführung des H.G.B. iſt indeſſen hier überall der Impuls zu 
* neuen Bildungen gewefen. Faſt unmittelbar an dieſelbe ſchloß fih die neue B. 
Ordun. für Cöln vom 7. Juni 1862 ; bald folgten Magdeburg und Stettin, in den Jah— 
ven 1864 und 1865 auch die oft- und weſtpreußiſchen Handelsftädte bis auf Tilſit, Die 
fes, wie Berlin und Breslau erft 1866 und 1867. Hervorzuheben find die Beſtim— 
mungen über die Berehtigung zum Börfenbejud. Dieſelbe ift nit auf Ein- 
heimiſche beſchränkt. Ausgeichloffen find in der Regel Perfonen weiblichen Geſchlechts, 
Deinderjährige, Perfonen, welchen die Ehrenrechte abgeiproden find — ein altes Recht 
der B. — und Perfonen, welde in Concurs verfallen find. — Ferner enthalten Die 
B.Ordnn. Feftfegungen über die Börfenzeit und über die Handhabung der 
äußeren Ordnung während der Börjenverfammlungen. Dieſe fällt gewöhnlich befon- 
deren Börfencommiffarien zu. — Ausführliche Vorſchriften werden über die 
Feftftellung der Börfenpreife, an Seeplätzen aud der laufenden Frachten ge— 
geben. Dieſe Feltftellung Liegt — gewöhnlih mehrere Male wöcentlih an beftimmten 
Tagen — bald den Handelsmäflern (Cöln, Frankfurt a. M.), bald nad deren (eventuell 
amtseidlichen) VBernehmung den Börfencommiffarien (Berlin, Königsberg ꝛc) ob. 
Gigb. m. Yit.: Allg. Due A. 311, 331, 343, 348, 354, 357, 365, 366, 376. 
zn Einf. Gef, 4. 3, 60, Ziff. 2. u. Die übrigen Einf. Gef. (f. v. Ausgabe von Fuß). 
efterr. Gef. v. 11. Juli 1854, 26. Februar 1560 u. 30. Juni 1968 = Goldſchmidt's Ztſchr. 
f. d. geſ. H-R. III, S. 534 ff., XII. ©. 533. — C. com., a. 71—73, 76, 73—80. —— 
betr. Handelsb. :c. "vom 30. December 1867 — Soldihmibdt u. Laband, Ztſchr. f. ge 
gr Beilagebeft zu Bd. XII, ©. 174 ff. Börfengef. für Genf v. 185657 — ebendaf., 
169 fi. — Franz. Berordn. v. 22. December 1866. — ebend., ©. 97 ff. Ital. 9.6.8. 
(1865) I, 3, Sag 28—31. BOrbnn. für: Berlin — Goldfhmibdt u. Yaband, Ztfcr. 
X, ©. 525 u. dazu N. Koch in Löhr's ———— f. 9- u WR Neue Folge, III, 
©. 33. — Bremen, Beilagebeft zu Bd. XI, ©. 168. — Danzig — Goldfhmidt u. 
Laband, Ztihr. X, S. 113. — Frankfurt a. M. — bat. vu, ©. 135, 140. — Köln — daf. 
VI, ©. 143. — Königsberg Pr. — dal. IX, ©. 328. — Memel — IX, ©. 331. — Ueber 
Börfennfancen | daf. II, ©. 197, IV, ©. 385 XI. ©. 359 (Berlin). — Bufd, Ardiv 
f. Theorie - Praxis des Deutfchen HN, III, S. 335 f., IV, ©. 280 f., VIII, ©. 134 ff. 
(Wien), X, ©. 121 ff. (Danzig — R. Koch), 130 Fi (Königeberg) 164 ff. (Frankfurt) — Schön, 
Das Allg. D. HGB. und die Wiener B. — Pöhls Darftelung des gem. en und 
des Hamburg. .R. Bo. 1, SS. 143—145 (S. 326 — 330). —Beife, HR, ©. 81 ff — 
Bluntſchli, cuiſch Siaatswörterb U, ©. 195 ff. — Wagener, Staats- n Gefell- 
chaftslexiton IV, ©. * fi. — big Die ——— bei Goldfhmidt, Ztſchr 
I, ©. 416 fi. — Ur Comm. z. Allg. D. 119 fi. (Börfenpreis). — 
Laband in j. u. Gold chmidt's Itſhr IX, & 265. (Börfenpreis). Saling, Die 


NDd. Börfenpapiere. (1870), Swoboda, Börfe u. Actien (Cöln. 1869). — A ours 
de droit commercial. I, 118—120. Rod. 


Bordorf, Tammo oder Damianus, Doctor geiftlihen Rechts a Domberr 
in Magdeburg, ſchrieb Goncordanzen 3. Sachſenſpiegel, ein Remiffortum (1426), erb— 
rechtliche Regeln. Sein Bruder Theodorih war Mitte des 15. Jahrh. Prof. in 
Leipzig u. fiarb 1466 als Bilhof zu Naumburg. Er übertrug die Buchſche Gloffe ins 
Hochdeutſche. 


Lit.: Stobbe, I. 383—385. 444. — Homeyer, Rechtsbücher. Nr. 434. — Ztſchr. f. 
Rechtsgeſch. I. 415 - 458. IV. 388 -392. 


Teichmann. 

Bracton, Henry, geb. in Devonſhire, war Doctor in Orford und unter Hein— 
rich III. Alfifenrichter (1244), Einer der Exrften, welcher durch feine Schriften das com- 
mon law auöbildete. 

Schrift: De legibus et consuetudinibus regni Angliae (1256—59). Lond. 1569. . 
1640. 
Lit.: Brunner, Das anglonormannifche Erbfolgefuft. Leipz., 1869, ©. 13. — Güter- 
bod, Henricus de Bracton und fein Verhältniß zum Röm. R. "Berlin, 1862. — ©. Bd. 
I, ©. 220. Teihmann. 

Brandftiftung ift das vorfügliche oder fahrläffige Imbrandfegen beſtimmter 
im Geſetz bezeichneter Gegenftände (Brandftiftungsobjecte). Es ift hervorzuheben, daß 
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feineswegs Das Anzünden eines jeden Gegenſtandes B. ift, auch dann nicht, wenn Das 
Anzünden dieſes Gegenftandes für Andere Gefahr herbeiführt. So würde 5. B. das 
Anzünden einer Brücke ſehr gefährlich werden können, dennoch aber nach der Kuffoffung 
wenigftens des Preuß. Str. G. B. hierin eine B. nicht gefunden werden, jondern nur 
eine durch Feuer verurſachte Sachbeichädigung. Ebenjo wenig ift es für den Begriff der 
B. ein entjcheidende8 Kriterium, Daß die angezündete Sade eine fremde gewelen ; 
denn auch an eigenen Sachen kann eine B. begangen werden. Im Allgemeinen ift e8 
wohl richtig, daß bei Aufftelung der Strafbeftimmungen über die B. die jog. Gemein— 
gefährlichfeit das bewegende Princip der Gigbb. geweſen ift. Aber diefer Begriff hat in 
jener Unbeftimmtheit im Einzelnen zu ſehr verichiedenen Borfchriften geführt. Stimmen 
ſchon die Gſgbb. darin mit einander überein, daß fie die fog. gemeine Gefahr ausdehnen 
auf Perionen und Sadyen, jo weichen fie doch darin von einander ab, daß fie dieſe Ge— 
fahr bald als eme concrete — d. 5. in dieſem concret beftimmten Brandftiftungsfalle 
muß Gefahr für das Yeben oder die Gelundheit von Perſonen vorhanden fein — bald 
als eine abftracte auffaffen — d. h. bei Bramdftiftungsfällen einer beſtimmten im 
Geſetze bezeichneten Art ift Gefahr für Perſonen anzunehmen, und diefer Umftand be- 
dingt die Strafbarfeit, felbjt wenn bei diefem concreten Brandftiftungsfalle gar feine Ge— 
fahr für irgend eine Perſon vorhanden fein fonnte. Diele letztere Auffaffung iſt die Des 
Preuß. Str. GB. $. 285. Und aud darüber, wann durd die B. gemeine Gefahr für 
Sachen entfteht, weichen die Gſbb. durchaus von einander ab. Um bei diefer Yage der 
Gſgb. für die verichtedenen Fälle ftrafbarer B. einen richtigen Ueberblid zu gewinnen, ift 
es zweckmäßig folgende Untericheidung zu machen: 1) B. mit Gefahr für Verjonen. 
2) B. an fremden Saden ohne Gefahr für Perfonen. 3) B. an eigenen Sachen ohne 
Gefahr für Perjonen und fremdes Eigenthum. Dieje von dem Braunihw. Str. G. B. 
aufgeftellte Unterſcheidung gibt die Möglichkeit, Diejenigen Gefichtspunfte, welche für Die 
Beurteilung eines Brandftiftungsfalles wejentlih find, richtig aufzufaſſen, und auch Die 
Branpftiftungsfälle anderer Geſetzbücher, wie des preußifchen, laſſen ſich dieſer Einthei— 
(ung des Braunſchw. Str.G.B. unterorbnen ; während eine in der Doctrin nicht unbe 
liebte Eintheilung in B. im weiteren und B. im engeren oder eigentliden 
Sinne vollkommen nichtsfagend ift. 

1) B. mit Gefahr für Berfonen. Wo durch eine B. Gefahr für Perfonen 
entjteht, da erſcheint es gleichgültig, ob außerdem noch Gefahr für fremdes Eigenthum 
vorhanden ift. Dies iſt auch die Auffafjung des Preuß. Str. GB. Wenn dieſes als 
die frrafbariten Fälle der B. $. 285. bezeichnet, a) das Anzünden von Gebäuden, Schif- 
fen, Hütten, welche zur Wohnung von Menjchen dienen, oder eines zum Gottesdienſte 
beftimmten Gebäudes. db) Das Anzünden von Gebäuden, Schiffen, Hütten, melde zeit: 
weile zum Aufenthalte von Menſchen dienen, falls die B. zu einer Zeit erfolgte, in wel— 
cher fih Menſchen darin aufzuhalten pflegen. c) Das Anzünden von Eiſenbahnwagen, 
Bergwerken oder anderen zum zeitweilen Aufenthalte von Menfchen dienenden Räumlich— 
feiten, wenn die B. zu einer Zeit erfolgte, in welcher fich Menfchen darin aufzuhalten pfle- 
gen; und wenn dann für Brandftiftungsfälle diefer Art hinzugefügt wird, es ſei gleich- 
gültig, ob die angezündeten Gegenftinde Eigenthum des Thäters gewelen ſeien oder 
nicht; — To wird man in Beſtimmungen dieſer Art es nicht zu verkennen im Stande 
ſein, daß dieſelben durch die aus der B. für die Perſonen entſtehende Gefahr dietirt 
worden ſind. Ob das angezündete Wohngebäude dem Thäter gehörte oder nicht, das iſt 
zunächſt gleichgültig; genug, daß durch das Anzünden eines Wohngebäudes für Menſchen⸗ 
leben Gefahr entftehen fann, das begründet die Strafbarkeit und ob das angezümdete 
Gebäude dem Thäter gehörte oder nicht, fann nur als ein Strafzumeljungsgrund in Be— 
tracht kommen, 

2) B. der fremden Saden ohne Gefahr fir Perfonen. Die Gſgbb. haben 
die Frage, welche Gegenſtände in Brand geſetzt werden fünnen, ohne daß Daraus Ge— 
fahr für Perſonen entftehe, ſowie die weitere Frage, welche diefer Sachen als Branditif- 
tungsobjecte zu betrachten ſeien, in verfchiedener Weiſe beantwortet. Das Preuf. Str.— 


Brandt — Brau- und Brennereigeredtigfeit. 161 


G.B. 8. 286 bezeichnet als ſolche Gegenftände: Schiffe, Gebäude, Hütten, Bergwerke, 
Magazine, Borräthe von Tandwirtbichaftlichen Erzeugniffen, Bau= oder Brennmaterialien, 
Früchte auf dem Felde, Waldungen, Torfinoore. 

3) B. an eigenen Sachen ohne Gefahr für Perfonen und fremdes Eigenthum. Im 
diefem Falle fann die B. nur dadurch ftrafbar werben, daß die eigene Sache gegen Feuers— 
gefahr verfichert ift und durch das Anzünden derjelben die Verſicherungsgeſellſchaft betro- 
gen werben fol. Das Preuß. Str. G. B. bedroht dann auch diefe Art der B. unter 
dem Gefichtöpunfte des Betruges mit Strafe (8. 244). Nach den Grundfägen der Ver: 
brediend-Concurrenz (Preuß. Str. G. B. $. 55) fann tm der Praris von diefer betrüglichen 
DB. nur dann die Rede fein, wenn einer der unter Ar. 1) angeführten Fälle nicht vorliegt. 

Zu unterſcheiden ift ferner die ummittelbare und die mittelbare B. Letztere Liegt 
vor, wenn der Brand durch Bermittelung eines anderen vom Thäter angezündeten Ge- 
genftandes einem der Brandftiftungsobjecte mitgetheilt wird ; erftere, wenn das Brandſtif— 
tungsobject unmittelbar in Brand gejett wird. Hinfichtlich der Strafbarfeit ift die mit- 
telbare der unmittelbaren B. gleichgeftellt ; und bat ſich die preußiſche Praxis dahin ent— 
Ichieden, daß bei der mittelbaren B. die Abficht Des Thäters, eines der Brandftiftungs: 
objecte in Brand ſetzen zu wollen, nicht feftgeftellt zu werden braucht. 

Bollendet ift die B., ſobald die Zerftörung eines der Brandftiftungsobjecte durch 
das Teuer aud nur begonnen hat. Der Zerftörung durch Feuer wird die Zerftörung 
dur Pulver oder andere erplodirende Stoffe gleichgeftellt. 

In Betreff der fahrläffigen B. ift nur zu bemerken, daß die Fahrläffigfeit die un— 
mittelbare Urfache der B. geweſen fein müſſe. Wenn daher A. ein Padet Pulver un— 
verichloffen Liegen gelaffen und B. dafjelbe in fahrläffiger Weiſe angezündet und dadurch 
einen Brand vwerurjacht hätte, jo würde nur B., nicht aber auch A. der fahrläffigen B. 
ſchuldig fein. 

Die Strafe der dolofen B. in den unter 1) angeführten Fällen ift überall Zucht: 
hausſtrafe, deren geringfte® Minimum nad) dem Thüringiihen GB. fünf Yahre 
beträgt. In qualificirten Fällen ift felbft die Todesftrafe angedroht. Preußen $. 285. 
beftimmt zehnjährige bis Tebenslängliche Zuchthausftrafe und, wenn durch den Brand ein 
Menſch das Leben verloren hat, die Todesftrafe. Bei den unter 2) angeführten Brand- 
ftiftungsfällen ift außer der im Marimum nicht über zehn Jahre hinausreichenden Zucht- 
hausftrafe von einzelnen Gſgbb. auch Arbeits- oder Gorrectionshaus in der ge 
ringften Minimaldauer von einem Jahre angedroht, Preußen $. 286 beftimmt 
Zuchthaus von 2—10 Jahren. Die gleichen Strafunterichiede finden ſich auch bei den 
unter 3) angeführten Brandftiftungsfällen. Das höchſte Maximum ift 10 Jahre Zucht: 
haus, das geringfte Minimum 1 Jahr Arbeitshaus oder Gorrectionshaus. Preußen be— 
ftimmt 8. 244 Zuchthaus von 2—10 Yahren. 

Fit: Ofenbrüggen, Die B. in den Strafgefetbb. Deutfhlands und ber Schweiz. 1854. 
Preuß. Str.G.B. 58. 285—289. 244. John. 

Brandt, Sebaſtian, geb. 1458 zu Straßburg, Profeſſor in Baſel, Syndicus 
und Canzler der Stadt Straßburg, kaiſerlicher Rath und Pfalzgraf, ſtarb 1521. 

Er ſchrieb: Clag, antwort u. ussgesprochene urteyl gezogen us — u. 
vueltlichen rechten. 1480, u. d. Titel: Der richterlich Clagspiegel. Strassb., 1516. 

git.: Stobbe, II, 167-170. — Stinging, Geld. d. pop. Sit d. röm. tan. R., 1867. 
©. 451—462. Teihmann. 

Brau- und Brennereigerehtigfeit. An und für ſich verfteht man hierunter 
die Befugniß, Bier refp. Branntwein für den eigenen Bedarf, wie zum Verkauf zu be— 
reiten. Die eine wie die andere fommt jedoch auch ald Zwangs- oder Bannredht vor 
und dann enthalten fie fir den Berechtigten die Befugniß, den Einwohnern eines beftimm- 
ten Diftrict® zu unterlagen, ihren Bedarf an Bier und Branntwein von einem Andern 
als ihm felbft zu beziehen. Statt Brau⸗ und Brennereig. in dieſem Sinne wird aud die Be- 
zeichnung Bier- und Branntweinzwang gebraudt. Das Recht ift häufig mit dem Be- 
fig eines Grundftüds verfnüpft und ericheint Dann als ein Realreht. Den Einwohnern des 

v. Helgendorff, Redisieriton 1. 11 
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den genannten Bannrechten unterworfenen Bezirks fteht, mit Ausnahme der Rittergüter, gegen 
die bei den fonftigen Bannrechten bejtehende Negel im Zweifel nicht einmal das Recht zum 
Haustrunk oder zur Keffelbrauerei, d. h. Bier und Branntwein für ihren häuslichen Bedarf 
zu bereiten, zu. Dagegen kann denfelben, obwohl dem Berechtigten die Befugniß zufteht, 
das Einbringen von außerhalb des Bannbezirts bereitetem Bier und Branntwein zu: vers 
bieten, nicht verwehrt werben, ausländische Biere und Branntweine zum eigenen Gebraud 
einzuführen, weil dieſe ein ganz anderer Gegenftand, ald der dem Bannrecht unterwor= 
fene, find. Das Bannrecht cefjirt, wenn der Berechtigte nicht im Stande ift, die Bes 
dürfniſſe der Verpflichteten zu befriedigen. Wegen Mißbrauchs kann dafjelbe dem Berech— 
tigten nad) vorangegangener Verwarnung durch Richterſpruch entzogen werden. Die Braus 
und Brennereig. Ha En hauptſächlich auf einem Privilegium over auf unvordenflicher 
Verjährung, Zum Schuß des Rechts dient eine Ddinglihe Klage nad Analogie der 
actio confessoria ; bei einer einzelnen Contravention fteht dem Berechtigten eine perjön= 
liche Klage auf Unterlaffung, ſowie Schadenserfag und Geloftrafe zu. Durch Die neuere 
Gſgb. ift in den meiften deutichen Staaten die Brau= und Brennereig. aufgehoben, oder 
doch (nämlich für das ganze Gebiet des Nd. Bund.) das Aufhören derſelben in, 
nächſter Zeit angeordnet worden. Die Aufhebung ift theild unentgeltlich, theils gegen 
Entſchädigung geihehen. Nur das lettere läßt fich rechtfertigen, da es ſich hier um bie 
Entziehung von Vermögensrechten handelt, und diefe nur nach den Grundſätzen der Er- 
propriation zuläſſig ift. 


Gfgb. u. Lit: Preuß. ER. TH. I Fit. 23 8$. 53 -95. Preuß. Gewerbeorbn. v. 17. Jan. 
1815 85 4—11. Gemerbeordn. für den Nd. Bund v. 21. Juni 1869. $. 7. Hagemann, 
Handb. des Landwirthſchaftsrechts (Hannover, 1807) $ 156. Reyſcher, Würtemb. Privatr. 


(2 Aufl., Tübing., 1846 ff.) I, $. 252. Lewis. 

Brautgeſchenke, sponsalitia largitas, heißen Geſchenke, welche verlobte Perſo— 
nen ſich mit Rückſicht auf das Verlöbniß machen. Schon im älteren Röm. R. vorkom— 
mend und den Beſtimmungen der lex Cincia nicht unterworfen können fie nach Juſtin. 
N. unbedingt oder unter Beifügung des Eheabichluffes als Rejolutiv = wie Suspenfiv- 
bedingung gemacht werben. 

Bei verjchuldeter Trennung des Verlöbniſſes müſſen die empfangenen Gefchente 
von dem, der fie ald Großjähriger oder nad) erhaltener venia aetatis erhalten, ohne 
Nüdforderung der gegebenen, doppelt erftattet, bei unverfchuldeter dagegen einfach 
zurüdgegeben werden. Der unfchuldige Theil behält die ihm gemachten Geſchenke. 
Löſt der Tod das Verlöbniß, jo werden die Geſchenke zurücgegeben, außer wenn der 
Bräutigam fie interveniente osculo gegeben, da dann nad 1. 16. C. 5. 3. die eine 
Hälfte dem Ueberlebenden verbleibt, die andere den Erben des Verftorbenen zufällt: eine 
Beſtimmung, die Spangenberg Arc. für cw. Prar. XII. ©. 269—274 aus einem 
Gewohnbeitörechte der Umgegend von Cordova, Dagegen Klenze, Zeitichr. für gefchichtl. 
Rechtsw. VI S. 72 aus dem röm. Cognatenrecht zu erklären fucht. 

Eine befondere Art bildete Die donatio ante nuptias, welde wohl geſchah, um für 
die beabfichtigte Ehe einen Beitrag zur Beftreitung der Koften zu geben. Sie lag dem 
Bräutigam ob und wurde erjt von Yuftintan auch in der Ehe geftattet, jo daß fie von 
da an eine donatio propter nuptias wurde. Sie geſchah theils durch Hingabe, theils 
durch Beftellung in einer Schrift und Tag dem Bater für den Sobn ob. (l. 3. 5. C. 
5. 1. de sponsalibus — C. 5. 3. de donationibus ante nuptias vcl propter 
nuptias et sponsalitiis. — Das A L.R. Th. II. Tit. 1.8. 112. 122. 123. 132. be- 
ftimmt bei grundlofer Weigerung der Ehe Herausgabe der empfangenen Geſchenke ohne 
Anſpruch auf die gegebenen ; bei gegenfeitiger Einwilligung oder rechtlicher Zuläffigfeit der 
Auflöfung des Verlöbniffes gegenfeitige Herausgabe derjelben, während bei dem Tode des 
einen Verlobten der Ueberlebende die Wahl hat: die empfangenen Geſchenke zu behalten 
oder unter ihrer Rückgabe die feinigen zurüdzufordern — ein Recht, das ein Jahr nad 
Aufhebung des Verlöbniffes erliſcht, aber vererblich iſt — Sächſ. Gef. $. 15933— 
1587 gibt bei Auflöfung des Verlöbniffes durch Tod feinen. Anjpruh auf Nüdgabe ver 


Brenemann — Briefverlegung: 163 


Mahlſchätze und Geihente — Defterr. Gef. $. 1247 läßt, falls die Ehe ohne Ber: 
ſchulden des Geſetzgebers nicht erfolgt, die Schenkung widerrufen — C. N. a. 1088, 

Lit.: Errleben, Die condictiones sine causa, 2, Abth. 1853. ©. 152—157. — 

Windſcheid, Die Lehre des Röm. R. von der Vorausſetzung. Düffeld., 19850. ©. 29. 109. 
Teihmann. 

Brencemann, Heinrich, geb. 1680 zu Rotterdam, wurde 1705 in Leyden 
Doctor, war Advocat im Haag, ging nad Florenz, um die Florentina zu ftudiren und 
erihoß ſich 1736. i 

Schriften: Pandectae juris civilis. Amstel. 1709. — Historia Pandectarum. Utr. 
1722. Diatriba in Herennii Modestini librum singularem. Rott. 1706. 

2it.: Gebaueri narratio di H. Brenemanno, Gott. 1764. — Sapigny in Hugo 
Civ. Arch. III. H. 3. N. 15. — Savignp I, 132—137, III, 418. VI, 369. Erſch und 
Gruber. Teihmann 

Brieferbrechung als ftrafproceffualiihe Maßregel ift neuerdings der Beſchlag— 
nahme als jelbftändige Handlung entgegengefegt worden. Diefe Scheidung hat zwar 
nicht für diejenigen Str. Pre.O., welche wie die fächfiiche, oldenb, bad., wiürttemb, 
die Eröffnung der Briefe und Bapiere beſonders hervorheben, wohl aber für” ſolche, die, 
wie die preuß. von 1867, ihrer nicht beſonders gedenfen, die Bedeutung, daß die Er— 
öffnung eines angehaltenen Briefed wider Willen des Berechtigten nicht möglich fein würde. 
Eine Scheidimg zwiſchen Beichlagnahme uud Defmung von Briefen ift allerdings berech— 
tigt, wie man auch früher ſchon zwiſchen jener und der Durchſuchung faifirter Papiere 
unterichieden hat. Denn die Beſchlagnahme befteht einfach tarın, daß dem Betroffenen 
die Dispofition entzogen und auf den Richter übertragen wird. Das Recht auf Augen— 
ſchein würde die Oeffnung ebenfo wenig begründen. Dagegen ift fie durch die Edition 
gegeben: denn Ediren heißt zum mindeften Einſicht gewähren, jo daß Abjchrift genommen 
werden fann, Der Evitionspflichtige tft daher zur Ablöfung der Siegel genöthigt, und 
wo er fich weigert, hat der Richter fie erfeguiren zu laffen. Die Correſpondenz Sefan: 
gener wird weniger vom Geſichtspunkte der Edition aus, als der Verhütung von 
Colluſionen beauffichtigt. Der letztere Gefichtspunft berechtigt zur Anhaltung, nicht zur 
Oeffnung des Briefed wider Willen des Betroffenen. Da indeß das Editionsrecht des 
Staated im Grunde völlig umeingejchränft ift, jo wird das Oeffnungsrecht auch hier faum 
auszufchliegen fein. — Eröffnung außerhalb des Str.Pre. ımd ohne Zuziehung bzw. Be— 
nachrichtigumg des Betroffenen iſt natürlich immer rechtswidrig. — Bol. Beſchlag— 
nahme der a. 

Quellen: . S. 1. 1. 10. 8. 2. D. de edendo 2, 13. 1.7. C. eod. 2, 1. — Sädf. 
Str.Pre.Dd., U. a — DOldenb. Str.Bre.D.. A. 103. Bad. Str.Pre.d. (1864), $. 144. 148. 
— Wirt. Str.PreDd. (1868). A. 138 f. 

Lie: Pland, Str.Berf., $. 89. Zahariä, Str.Pre, Bb. 2, ©. 180. Schwarze, 
Comment. z. Sächſ. Str.Pre.D, U. 208. 209. Mittermaier, Sir Ber, — 66. 

.Wieding. 


— — In zwiefacher Richtung hat die neuere Gſgb. Garantien gegen 
das Erbrechen oder nterdrüden von Briefen und andern verſiegelten Documenten 
geboten; erjtlich nämlich gegenüber den Behörden, zweitens gegenüber Privaten. 

11 In der erfteren Richtung ift die Heiligkeit des Briefgeheimniſſes meift durch die 
Staatögrumdgelege ſpeciell gemährleiftet. Auf Die Verlegung defielben bezüglihe Straf 
beitimmungen finden fi regelmäßig in den allgemeinen Strafgelegbüchern, bisweilen in 
befonderen Gefegen „zum Schuge des Brief und Schriftengeheimniſſes.“ Hiernach werden 
Poftbeamte (und Telegraphenbeamte), weldye die der Poſt anvertrauten Briefe und Pakete 
(bzw. telegraphiiche Depeſchen) ohne Willen des Abſenders und Empfangsberehtigten eröff— 
nen oder unterdrüden, oder Anderen bei ſolchen Handlungen wiſſentlich Hilfe Leiften, mit 
Gefängniß, event. Verluſt des Amts (zeitiger Unfähigkeit zu öffentlihen Aemtern: 
Preußen) beftraft. — Ausnahmen find begründet theils mit Rüchſicht auf bie Aufgaben 
der Strafjuftiz (indem überall auf richterlihen Befehl eine Beſchlagnahme und Eröffnung 
gewiffer Briefe erfolgen Tann), worüber ſich das Nähere in den Str.Pre.D. beftimmt 
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findet; theils mit Nücficht auf die Nothwendigfeiten des Kriege. Auch ift die 
Eröffnung fonft unbeftelbarer Briefe zum Zwecke ihrer Beförderung in die rechten Hände 
natürlich unfträflich. 

2) In der zweiten Richtung bedrohen die Strafgeſetze theils allgemein das unbefugte 
Eröffnen oder Unterdrüden von Schriftſtücken (Preuß, Nd. Entw., Sachſ., Defterreid), 
theils nur injofern, als es in der Abficht geichieht, von dem Inhalte derjelben Kenntnig zu 
nehmen (Belgien), theil8 endlih nur infofern, als die Kenntnignahme ihres Inhaltes ver 
Benachtheiligung eines Andern oder der Erlangung eines rechtswidrigen Vortheils dienen 
ſoll (Heffen, Würtemb.). — Das bloße unbefugte Leſen oder Abjchreiben wird mehrfach 
Sachſ.; Baiern unter Vorausfegung fraudulöfer Abſicht) dem Erbrechen gleichgeftellt. — 
Die Strafe ift Geloftrafe oder Gefängniß. — Yerftändig ift die Abhängigmachung der 
Berfolgung vom Antrag des Berlegten (Baden, Oefterreich). 

Sfgb.: Preuß. Verfg.lrt.,, U. 33; Defterr. Staatsgrundgeſ. v. 21. Dec. 1867, U. 10; 
Belgifhe Conſtitut, 4. 22. — Preuß. Er.O., $. 123 f., 305; Str. Pre.O. vom 25. Juni 1867, 
$. 104; Oeſterr. Str. Pre.O., 8. 108—11, Entw., 8. 145 f, Gef. v. 7. April 1870. — Preuß. 
Str ®&., $. 280, 328; Nd.Entw, $. 295, 350; Baiern 337, 87; Baben 545, 700 f.; Heſſen 410; 
Würtemb. 369, 443; Belgien 460, 149 f.; Frankreich 187. Mertel. 


Briefwechſel im Bertragsſchluß. Wenn die zwiſchen zwei Perſonen gewech— 
ſelten Briefe die Willensübereinſtimmung derſelben feſtſtellen, ſo haben ſie zuſammen die— 
ſelbe Bedeutung, wie eine von ihnen gemeinſam vollzogene Vertragsurkunde. J. 57 D. 
de don. int. v. e. u. S. 142. ALR. I. 5. Sehr ſtreitig iſt dabei, wann die brief: 
liche Willenserklärung des einen und des andern Theild unwiderruflich und Damit der 
Bertrag perfect werde. Manche verbinden diefe Wirkung ſchon mit der vollendeten Ab- 
faffung, Andere mit der Abjendung und wieder Andere erft mit der Ankunft des die Ans 
nahme ausprüdenden Briefes beim Adreffaten. In neueſter Zeit wird eine Mittelmeinung 
aufgeftellt (Windfcheid), welche die beiden vertragsichließenden Theile zweckmäßig unter 
jcheidet, in folgender Werfe. Einerſeits ift eine briefliche Willenserflärung als vollendet 
anzufehn mit dem Zeitpunft, wo der Erflärende fich Des Briefes entäußert. (vgl. 1. 4 
pr. D. de manum vind. 1. 7 D. de divort.), Mithin wird die brieflihe Annahme 
eined Antrags gegen den Antragfteller wirkſam, auch ohne daß diefelbe an ihn gelangt 
ift. Andererfeits aber muß der Urheber einer Willensertlärung felbft in allen Fällen be— 
fugt fein, diefelbe zu widerrufen, jo lange als der andere Theil fie ſich noch nicht ange 
eignet hat. Der vor diefem Zeitpunkt erklärte Widerruf, ſei es des Antragftellers, jet 
es des Annehmenden jchließt das AZuftandefommen einer Willensübereinftimmung aus 
I. 1.8.15. D. de O. et A. |. I. pr. D. de V. O. Hieraus ergibt fih, daß wenn 
A. den B. zum Abſchluß eined zweiſeitigen Vertrages auffordert, A. mit der briefliden 
Annahmeerflärung des B., diefer dagegen erft mit der Ankunft feiner Erklärung bei A 
gebunden wird. Verbindet man nach einer der andern Meinungen für beide Theile die 
Perfection mit der Annahmeerklärung, jo beſchränkt man zu fehr das Widerrufsrecht des 
Annehmenden ; und verbindet man fie mit der Anfunft derjelben, fo erweitert man zu ſehr 
das Widerrufsrecht des Antragftellers. — Uebrigens wird der Nachtheil, den ein Theil 
durch Unkenntniß des bereits an ihm abgejandten Widerrufs erleidet, von dem anderen 
erfegt werden müſſen. Das Preuß. A. L.R. hat in den 88. 90—108 1. 5. eigenthünmliche 
Annahmefriſten feſtgeſetzt. Das deutihe H.G.B. 4. 319— 321 erflärt den Antrags 
ſteller ſchon mit dem Eingang feines Antrages beim Adreſſaten, den Annehmenden, wie 
oben vertheidigt, erft mit dem Eingang feiner Annahme beim Antragfteller für gebunden, 
legt aber einem Widerruf nur Wirkung bei, wenn er vor oder gleichzeitig mit der wider 
rufenen Erklärung beim Adreſſaten eintrifft und fett die Perfection des zu Stande ges 
fommenen Vertrages nachträglich für beide Theile in den Zeitpunkt, in welchem die Erz 
Härung der Aunahme behufs der Abjendung abgegeben worden ift. 

Neueſte Lit.: Regelsberger, Eivilrechtlihe Erörterungen. 1. Heft. 1869. I. T. Wolf, 
Die Perfection der Schuldverträge. Würzburg 1869. Ed. 
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Briffonins (Barnabe Briffon) geb. 1531 in Poitou, wurde 1575 Generals 
advocat beim Parlament, 1583 president & mortier, am 15. Nov. 1591 von den 
Guiſen gehängt. 

Schriften: De verborum quae ad jus eivile pertinent significatione libri. Lugd. 
1559. praef. Heineceius. 1743. — De formulis /et solennibus populi rom. verbis 1. VIII. 
Paris. 1583. Frf. 1592; ed. Conrad, Hal. 1731; ed. Bachius, Lips. 1754. — Le 
eode Henri. 1587. — Selectarum ex jure civili antiquitatum 1. IV. Antw. 1585. — Opera 
minora. Par. 1606, ed. Trekell. Lugd. Bat. 1747. 

?it.: Leyckher, Vitae ICtorum. Lips. 1686. — Savigny, I, 313. IL, 117—119. — 
Wunderlich, Additamenta ad Brissonii opus de V. S. Hamb, 1778. 

TZeihmann. 

Brougham, Henry, geb. 1779 in der Graffchaft Weftmoreland, begründete 1802 
die Edinburgh Review, ging 1808 nad) London, wo er 1810 ind Parlament eintrat, 
bemühte ſich um Verbeſſerung des Unterrichtöweiens, wurde 1820 solicitor general der 
Königin, für die er glänzend plaidirte, wurde 1830 Porblanzler von England und Baron, 
wirkte für die Sclavenemancipationdacte, die Neform des Armenweſens, trat aus dem 
Minifterium im Jahre 1834, unterftügte Peel in Anbahnung des Freihandels, wurde 
Mitglied der Social Science Association, fpäter ihr Präfident und ftarb in Cannes 
7. Mat 1868. 

Schriften: Historical sketches of the statesmen who flourished in the time of 
George III. 1840—43. — Deutih v. Kottenfamp. Stuttg. 1940. — Lives of men ot 
letters and science who flourished in the time of George III. 1845. 1846. — Political 
——— Lond. 1844; 3. Ausg. 1853. — Historical and political dissertations of 

. Lord Brougham Lond., Glasg. 1857. — Speeches. Edinb. 1338. — Sämmtl. 
Werle 1857 —61. 

Lit.: Bluntfchli, II, 264—276. — Mohl, I, 144. II, 50. 162. 231. — Unfere Zeit 

5. Jahrg. 1. Heft. ©. 27-49. — E. 2. Bulwer in Monthly Chroniele von 1838. 
Teihmann. 

Brunnemann Johannes geb. 1608 zu Cöln a. d. Spree, wurde 1638 
Doctor, 1640 Prof. Institutionum, 1653 Prof. Decretalium und Ordinarius zu 
Frankfurt a. O. und ftarb 1672. 

Er fhrieb: Comment. in Codicem, Lips. 1697 — in Pandectas, Francof. 1670; 
edid. Strykius 1762. — Tractatus juridicus de processu fori legitime instituendo, 
Lips. 1659. — Processus eivilis et eriminalis, Francof. 1660. 1704. 1737. — Repetitio 
—— Wesembecii. — Tractatus de processu tum eivili tum eriminali inquisitionis. 

rancof. 1647. 9. edit. 1714. 


Lit.: Biener, Beiträge. ©. 174. — Berner, Die Str.Sfab. in Deutfchland v. I. 

1751 bis zur Gegenwart. Leipz. 1867. ©. 30. 31. 
TZeihmann. 

Buch, Johann von, wird 1321—55 erwähnt in der Marf al consiliarius, 
judex des martgräflichen Hochgerichtd und wurde 1336 zum capitaneus generalis der 
Mark ernannt, 

Er fhrieb: Den Richtſteig Landrechts u. die Gloſſe zum Sachſenſp. 

git.: Stobbe, I, 376. 396. Teihmann. 

Buchführung, faufmännifhe Im kaufmänniichen Verkehr find zwei Arten 
der B. üblih: die einfache (deutjche) und die doppelte (italieniſche. 1) Das Schema 
der einfachen B. befteht aus folgenden Handlungsbüdern: a) dem Caſſabuch. Im 
daſſelbe werden die Geſchäfte eingetragen, welche direct eine Veränderung des Caffen- 
beftandes zur Folge haben, alfo Geſchäfte, Die eine Hingabe oder Empfangnahme baaren 
Geldes im fich ſchließen. Die Eintragung findet fo ftatt, daß auf der einen (gewöhnlich 
der Linfen) Seite die eingehenden, auf der gegenüberftehenden Seite die ausgehenden Poften 
in chronologiſcher Reihenfolge vermerkt werden; b) der Kladde oder dem Memorial 
für die nicht haar gemachten Geihäfte Die Eintragung erfolgt ebenfalls hronologifch, 
doch ohne gegenüberftehende Debet- und Greditfeiten. e) Aus dieſen beiden Büchern ge— 
ſchieht die Uebertragung in das Riscontro, ein nach Perfonalfolien georbnetes Buch, 
in welchem jeder Geichäftöfreund fein eignes in Debet und Credit zerfallendes Conto hat. — 
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2) Diefe Art der B. gewährt zwar eine Ueberficht über die Veränderungen des Gafjen- 
beftandes, ſowie über die Aufenftände und Pafjiva des Prinzipals; fie erweiſt ſich aber 
bei einer nur einigermaßen complicirten Geftaltung des Geſchäfts namentlich aus zwei 
Gründen als unzurerhend, ES fehlt ihr jegliche Controle der Richtigkeit und fie liefert 
immer nur ein Gelammtrefultat, feinen Einblid in die einzelnen Zweige der geichäftlichen 
Thätigkeit. Beiden Mängeln wird abgehofen durch die doppelte oder italieniſche 
B. Das Prinzip derfelben beruht auf den fog. unperfönlihen oder Sachconten (au 
todte Gonten, conti finti genannt), d. h. die verfchiedenen Richtungen, in denen der Prin— 
zipal geichäftlih handelnd auftritt, werben als jelbftändige Conten dargeftellt und gewiſſer— 
maßen perfonificrt. Wenn z.B. für 100 Thlr. Waaren gefauft und baar bezahlt find, 
fo heißt dies, vom Standpunkt der doppelten B. ausgedrüdt: die Gafje oder das Caſſen— 
conto hat 100 Thlr. für das Waarenconto verauslagt und das MWaarenconto bat 100 
in Waaren vom Gaffenconto empfangen. Das Gafjenconto ift alfo in Höhe von 100 
Thlr. Gläubiger des Waarenconto und dieſes in Höhe derfelben Summe Schuldner des 
-Gaffenconto geworden. Die Buchung dieles und ebenjo jedes anderen Poſtens muß mit 
hin zweimal erfolgen; bei dem ausgebenden Conto auf der Credit-, bei dein einnehmenden 
auf der Debetfeite. Debet und Credit müſſen demmad in ihrer Totalfumme genau mit 
einander übereinftinmen und controliven ſich gegenſeitig. Da ferner jedes Conto einen 
beftimmten Zweig der geichäftlichen Thätigkeit darftellt, jo kann der Prinzipal bei der 
Abftimmung der einzelnen Conti zugleich überfehen, wie viel Gewinn oder Berluft ihm 
diefe oder jene Branche feines Gefchäftsbetriebes gebradht hat. — Die Technik der doppel— 
ten B. beruht zunächſt ebenfall® auf den eben erwähnten 3 Büchern, doch bilden diefelben 
bier nur die Grundlage für zwei andere Bücher, im tenen das Prinzip der doppelten 
Buchung erſt volftändig zur Geltung kommt. Diefe find: a) Das Journal, Dafielbe 
dient lediglich zur Vorbereitung für das Hauptbuch, es enthält eine überfichtlice Zufammen- 
ftellung der Debitoren und Creditoren der einzelnen Conten, wie fie ſich aus dem Caſſa— 
buch und dem Memorial ergeben. Dabei verwandeln fich die verſchiedenen perſönlichen 
Gläubiger und Schuldner des Prinzipald, die in diefen beiden Büchern noch figuriren, 
in ein gemeinfames Gonto pro diverse. b) Das Haupt= oder Geheimbuch. Daffelbe 
befteht aus den einzelnen Conti finti. Jedes Conto hat jein Foltum, welches wiederum 
in Debet und Credit zerfällt. Auf diefe Conten werden die Buchungen aus dem Journal 
übertragen; ein in dem Hauptbuch enthaltenes Gewinn: und Verluſiconto dient dazu, um 
bei der Abftimmung der Bücher den Gewinn und Berluft der einzelnen Gonten ans: 
zugleicen, ſchließlich ergibt das apitalconto den Vermögensbeſtand des Brinzipals. 
Journal und Hauptbuch correfpondiren in der Weife, daß nichts in dem Hauptbud ver: 
merft werden darf, was nicht zuvor im Journal geftanden hat. — Innerhalb des hier 
nur andentungswerfe dargeftellten Rahmens find im Einzelnen mannigfache Abweichungen 
möglich und praftiich. Neben den angeführten fommen vielfach noch andere Bücher vor: 
ein eigenes Facturenbuch für die eingehenden, ein Lagerbuch oder Waarenfcontro für die 
ausgehenden Waaren, ein Acceptenbuch, ein Conto dubio für die zweifelhaften Schuldner 
u. dgl. Daber kann allein die Sitte des kaufmänniſchen Verkehrs und die concrete Bes 
ſchaffenheit des einzelnen Geſchäfts entſcheiden, als allgemeine Kegel läßt ſich nur auf 
ftellen: der Kaufmann muß feine B. fo einrichten, daß die Ordnung und Weberfichtlichkeit 
gewahrt bleibt. Auch das Gele enthält im dieſer Hinficht feine Tpeciellen Vorſchriften 
mit einer Ausnahme: «8 fol em Copirbucd vorhanden fein, in weldem die Abichriften 
der abgejandten Handelsbriefe aufbewahrt werden (H.G.B. A. 28). Endlich mag noch 
bemerft werden, daß auch die Namen der oben angeführten Bücher zum Theil wechleln. 
So pflegt 3. B. die Kladde auch Strazze, Prima-Note, und das Nifcontro pflegt nament- 
lic) bei der einfachen B. audı Hauptbud genannt zu werden. gl. die Art. Bilanz, 
Handlungsbüder. 

Fit: Bon den zabllofen Lehrbücern über kaufm. B. find 3. B. zu nennen: E. Stern, 
die faufm. B. Berlin 1864; Salomon, Comptoirhandb. Berlin 1865; Telſchow, Theorie 
u. Praxis d. faufm. B. Yeip. 1862. — Auch bei Anſchütz u. v. Völderndorf, Comm. 3. 
H.GWB. 1. ©. 222 fgg. findet ſich eine überſichtliche Darſtellung. vehrend 

ehrend. 
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Budaeus (Guillaume Bude) geb. 1467 zu Paris, ſtudirte in Orléans, 
lernte unter Conſtantin Lascaris Griechiſch, wurde von Ludwig XII. in öffentlichen 
Angelegenheiten nach Italien geſandt, unter Franz IL. 1522 Requetenmeiſter und ſtarb 1540. 


Schriften: De asse, Paris, 1516 (sommaire, Par. 1522). — Annotationes in Pan- 
dectas priores, 1508: — posteriores, 1556. — Forensia, Par. 1518. — Opera cura Curi- 
‚onis, Basil. 1557. 


Lit.:; Vita B. per Regium, in Leychher, Vitae ICtorum, p. 28—107. — Rebette, 
Biographie B. Bafel 1816, Teihmann. 
Buder, Chriftian Gottlieb, geb. 1693 zu Kittlig (Oberlaufig), Bibliothefar 
zu Jena, ord. Prof. und Hofrath, endlich Senior der Juriftenfacuftät dafelbit, ftarb 1764. 
Schriften: Amoenitates jur. publ. 1743; — jur. feud. Jen. 1741. — Nützliche Samm- 
fung verjch. ungebr. Schriften. Frankf. 1735. — Bibliotheca juris selecta Struviana adaucta., 
8. Ausg. 1756. 
fir: Erſch u. Gruber. Teihmann. 


Budget. Der Ausdrud B. als „Voranſchlag der Staatseinnahmen und Aus- 
gaben, welder der Yandesvertretung zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt 
wird“, iſt in den erften Jahren der franzöfiichen Republik in diefem Sinne eingeführt 
worden. Wie die Entftehung ded Wortes anf England, jo weift die Umwandlung ver 
Bedeutung auf Frankreich zurüd. 

I. In England hat das Wort B. den langen Weg der Ummandlung des Yinanz- 
weſens durchgemacht. Das engliihe Staatseinkommen war ſeit der Eroberung identisch 
mit dem Kroneinfommen, weldes der Anlage nad) das laufende Staatsbedürfniß deckte. 
Die Subfidienbewilligungen des MA. find nur als „außerordentliche Ergänzungen des 
Staatsbedürfnifjes in längeren Zwiſchenräumen gemeint. Die Stände konnten dabei ges 
begentlih Bedingungen ftellen und Rechnungsausweiſe fordern, durch welche zuweilen der 
Schein einer Berheiligung an der Regelung des Staatshaushalts entfteht. Dem Rechte 
nach gehört aber die Feltitellung des Planes der Staatsausgaben zu der königlichen Prä— 
rogative. Es kommt ſchon Ende des M.A. ein folder Ueberſchlag vor, welcher von dem 
Unterſchatzmeiſter nicht dem Parlament, jondern dem König vorgelegt wird. Im 17. Jahrh. 
nad) beendeten Bürgerfriege fand die Reftauration dauernde Yüden in dem Staatsein— 
kommen, welche, durch Subjidien ausgeglichen, von einer gewiflenlofen Regierung beftim- 
mungswidrig ausgebeutet wurden. Unter diefen Umſtänden trat im 9. 1685 eine neue 
Methode auf, nach melder das Unterhaus für die bewilligten Steuern eine beftimmte 
Berwendung (Appropriation) feftftellte, die Berautgabung zu andern Zmeden für 
„ungeſetzlich“ erklärte. Ye unzureichender die Kronrevenuen geworden, um jo mehr fiel 
der Schwerpunlt der Parlamentsbeſchlüſſe nun in dieſe beichränfende Bedingung. Die 
Barlamentsgenehmigung rückt damit m das Syſtem der Staatsausgaben. Nach Ver: 
treibung der Stuartd fam das Unterhaus in die Yage, den ganzen Etat der Arne und 
der Marine zu „bewilligen“, und durch das Meutereigefeg ſogar von Jahr zu Jahr über 
die Eriftenz der Armee zu entfcheiden. — Dieje neue überwältigende Machtftellung brachte 
die Älteren „Subjidienbewilligungen” gänzlidy in den Hintergrumd. Das Parlament war 
vielmehr nun darauf bedacht, im Interefje Des Staatscredits die Staatseinnahmen wie 
derum zu befeftigen. Es bildete einen conjolidirten Fonds (Stantsihag), in welchen die 
geſetzlichen Steuern und feit Georg III. aud die erblichen Revenuen der Krone flofien. 
Alle hergebrachten Steuern wurden nun bis zum Schluß des 18. Jahrh. zu permanenten 
Steuern, unabhängig von einer Parlamentsbewilligung , Die fi) in neuerer Zeit nur auf 
einen Bruchtheil der Einnahmen, — Die periodiihe Eintommenfteuer und einige Zoll: 
artilel, beichräntt. 

Für die Parlamentsberathungen wird damit der Ausgabettat in den Vorder— 
rund gerücdt, gewöhnlich in der Reihenfolge der drei Hauptgruppen der Armee, der 
Feirgönsarine und des Civildienſtes. Wenn das Unterhaus in dieſen Beichliefungen fo 
weit vorgerüdt ift, um danach das Jahresbedürfnig überfehen zu können, tritt der Zeitz 
punft ein, in welchem der Schatzfanzler dem Haufe die Tarlegung feines Geſammtplans 
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für das nächte Finanzjahr zu geben hat. Diefe in der Regel mehrftündige Rede, welche 
oft den Schwerpunkt der Seffion bildet, heißt im engliſchen Spradgebraud 
das B., — ein Ausdrud, der urjprünglid den ledernen Beutel bezeichnet, in welchem ber 
verantwortliche Beamte (Kanzler) des Schatzamts die Rechnungen und Belege feiner Ver: 
waltung mitzubringen hatte. Das praftiiche Ziel deſſelben it, von dem Unterhaus vie 
Zuſtimmung der Dedung des Staatsbedinfniffes zu erhalten, welde 1) zur proviforifchen 
Beftreitung durch Emiſſion von Schatzſcheinen, 2) zur definitiven Dedung durch Zu: 
ftimmung des Parlaments zur Verausgabung der Jahresüberſchüſſſe des Staate- 
ſchatzes zu den bewilligten Wusgaben, 3) fomeit dies nicht zureicht, Durch ergänzende 
Binanzgelege gewährt wird, welche einen beſtimmten Sat der Einkommenſteuer, oder 
einen beweglichen Zollſatz nad Bedürfniß des Finanzjahres bemilligen. Die Nefultate 
diefer Beichliegungen werden ſchließlich in einer Appropriationsacte zufammengefaßt. — 
Das engliihe B. enthält hiernach feinen Geſammtbeſchluß über den Staatshaushalt, ſon— 
dern nur eine. ernänzende Beichliegung über periodifche Steuern und Ueberſchüſſe des 
Staatsſchatzes eine ſeits, eine Beſchließung über die dißcretionären Ausgaben andererfeits. 
Auch von den Ausgaben find nämlich die Zinfen der Staatsihuld, die Richtergehalte und 
andere Ausgaben nad Gejeß und common law anf den Staatöihag angewieſen, und 
von einer „Bewilligung“ des Parlament unabhängig geftellt. Dieſe ſcheinbare Zer— 
ftüfelung ift dadurd bedingt, daß die dauernde geſetzliche Ordnung des 
Staates über der jährlih wehjelnden Ordnung des Haushalts ftehen, 
daß die geſetzlich feftftehenden Einnahmen und Ausgaben nicht noch einmal vom Unter: 
haus „bewilligt werden follen, damit nicht die Wirkfamfeit der dauernden gejeglichen 
Inftitutionen (i. e. der Berfafjung) von Jahr zu Yahr dur die Beichlüffe des Unter: 
hauſes in Frage geftellt werde. Diefem Grundgedanken des „Rechtsſtaats“ entjprechend 
faßt das Unterhaus feine Budgetbeichlüffe nur auf Initiative der Krone, und bejchränft die 
Borlage, Berathung und Beichließung auf den „Dienſt des Jahres“, d. h. auf den be 
weglichen Theil des Staatöhaushalts, mit Ausſchluß der Einnahmen und Ausgaben, 
welche durch Gefeg ein für allemal feftftehen. Die Einheit des Finanzplans wird durch 
das mündliche Expoſé des Schatzkanzlers und die mündliche Beſprechung im ganzen 
Haufe erhalten. 

I. In Sranfreih war durd Sully und Eolbert die Aufitellung von Voran— 
Ichlägen für den Staatshaushalt eingeführt, fie welche die Bezeichnung „Etat“ üblich 
wurde. Unter Befeitigung ſtändiſcher Mitwirkung fiel die Aufftellung des Etats dem 
Staatsbeamtenthum, die Genehmigung dem König zu. Die franzöfiihe Nevolu: 
tion übernahm die vorgefundene Einrichtung, indem fie der Genehmigung des Königs 
eine Feftftellung duch „Geſetzes beſchluß“ ſubſtituirte. Diefe Aenderung ſchien ein: 
fach und ſachgemäß: man verfannte dabei aber, daß der Gegenftand dieſer Geſetzbeſchlie— 
fung der fir den Staat abjolut nothwendige Yahresbedarf ift, daß alfo der Zu 
ftimmungsbeichluß der Volfövertretung zum allein entjcheidenden Factor wird. 
verſchwindet damit die Unterfeheidung der Einnahmen und Ausgaben, die auf Geſetz be 
ruhen, von den wechlelnden Poſten, welche für den „Jahresdienſt“ bewilligt oder verfagt 
werden mögen. Das B. in diefer Geftalt wird zu einer „jährlichen Codifica— 
tion des Staatshaushalts”, und wie bei allen Codificationen wird nichts als 
bindend anerkannt, was nicht in diefelbe aufgenommen iſt. Die Folge ift die Unter: 
ordnung aller gefeglihen Ordnung im Staat im Ganzen wie im Einzel: 
nen unter die Beſchlüſſe der etatbewilligenden Kammer, da jedes verfaſſungsmäßige 
Organ des Staats zu feiner Wirkſamkeit einer jährlichen Genehmigung der Majorität 
der Wahlverfammlung bedarf. Dies war e8, was der Grundrichtung der neugeftalteten 
Geſellſchaft entiprac, und darım wurde es von den wecjelnden Parteien der Revolution 
gleichmäßig anerfannt. Die Budgeteinrichtung ift die finanzielle Handhabe der franzöſiſchen 
Centraliſation geworben, da zwiſchen der abfolut geltenden Beſchließung der Legislative 
und der davon abhängigen Erecutive feine Selbftändigfeit der Pocalverwaltung, feine 
Rechtſprechung über das öffentliche Recht einen Halt zu gewinnen vermag. Dad 
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Kaiſerthum gelangte nur zu einer Reaction dagegen, indem es Theile des B. dem Kaiſer 
refervirte und allgemein die Wahlen zur Legislative in Abhängigkeit von einem allmäch- 
tigen, monarchiſch geordneten Beamtenapparat fette. Die Neftauration vwerfuchte einen 
Mittelweg. Das „Geſetz für die Auflagen” bedarf der Bewilligung beider Kammern 
und der Sanction des Königs; dem König allein gebührt die Initiative Allein 
auch in diefer Stellung blieb der Schwerpunft fo überwiegend in der zuerjt bewilligenden 
zweiten Kammer, daß die concurrirenden Gewalten ſchrittweiſe beieitigt wurden. Im 
Berlauf der Reftauration und der Yulimonarchie fehrt die „Spectalifirung” des B., und 
damit bie ——— jeder einzelnen Verwaltungsthätigkeit durch die zweite Kammer 
immer durchgreifender zurück. Die Specialiſirung der Budgetbeſchlüſſe nach Miniſterien, 
Sectionen, Capiteln, Artikeln wird von nun an der Gradmeſſer wechſelnder Machtver— 
hältniſſe. Die jährliche Bewilligung aller directen Steuern, verbunden mit der Spe— 
cialität des B. in den Ausgabecapitelm gibt ven Jahresbeichlüffen der zweiten Kammer 
eine Stellung, mit welcher der Rechtsſtaat, d. h. die geleglich geordnete und gefchütte 
Selbitändigfeit der einzelnen Glieder des Staatsförperd und der Individuen unvereinbar 
ift. Auch das zweite Kaiſerreich bleibt in diefem vitiöſen Cirkel ftehen, und ift zu einem 
bloßen Wechſel der Machtverhältnifje gelangt. Das Senatusconfult vom 25. Dec. 1852 
läßt das B. als Pauſchquantum für die einzelnen Minifterien votiren, behält die 
Untervertheilung einem Deeret des Kaiſers, das Recht der Uebertragung von Gapitel zu 
Capitel dem Minifter vor. Das Senatusconfult vom 31. Dec. 1861 geftattet wieder 
das Votiren nad den „Sectionen” der Minifterien, wobei freilich die Bewilligung für 
eine einzelne Section des Finanzminifteriums im 3. 1863 immer noch 622 Millionen 
France, eine andere im Kriegdminiftertum 271 Millionen Francs zufammenfaßte. Das 
Gef. vom 2. Juli 1862 führt ſodann die Scheidung eines ordentlichen und eines 


außerordentlidben B. der Ausgaben ein, durch welche eine größere Stabilität für 


die Grundeinrichtungen des Staats gewonnen werben follte. Alle Ermäßigungen des 
ertravaganten Budgetrechtd behalten indeffen nur den Charafter einer Ermäßigung durch 
Theilung der Gemalten und nad Gefichtspunften abminiftrativer Zweckmäßigkeit. Zu einer 
Unterordnung der Budgetbeichliegungen unter das Gejet, zu einer Selbftbeihräntung der 
jährliden Majoritätsbejchlüffe nah Mafgabe des Geltungsgebiets der Gefege, find die 
franzöfiihen Auffafjungen zu feiner Zeit gelangt, ſowenig wie die aus einem revolutio- 
nären Dynaſtiewechſel hervorgegangene belgiſche Verfaſſung. 

III. In Deutſchland hatte die Bildung der Reichs- und Landſtände zu einem 
Zwieſpalt des Staatshaushalts geführt. Die Koſten der Landesregierung ſollten 
prineipaliter vom Landesherrn aus feinem Kron- und Kammergut beſtritten werben. 
Ergänzend traten dazu die „althergebracdhten” Steuern und einige andere, welche nad) der 
Reichsverfaſſung oder nad Landesreceſſen nicht verweigert werden fonnten. Alle übrigen. 
Steuern waren Gegenftand der durchaus freien Berilligung der Yandftinde — in ber 
Regel auf Zeit. Die Verwendung des Kammerguts für die Staatsverwaltung unterlag 
feiner Gontrole der Stände: dagegen beanipruchten Diele für ihre Steuern den Charalter 
einer „eigenen“ Gabe, folgerecht die Erhebung und Berwaltung der Steuem, — die 
Ritterfchaft von ihren Hinterfaffen, die Magiftrate von den Städten, — bis zu bem 
Zeitpunkt ihrer Verwendung für die bemilligten Zwecke. Diefer Zwielpalt eines Staats- 
haushalts zwiſchen Landesherrlicher Kammer und ftändifcher Steuerfaffe war mit dem 
wachlenden Bedürfniß und der fortjchreitenden Ordnung der Finanzen auf die Dauer 
ebenfo unvereinbar, wie die einjeitige Nepräfentation der Steuerzahler durch die „Stände“, 
während in der Wirklichfeit die Staatslaften immer ftärfer auf die Schultern der in den 
„Ständen“ nicht vertretenen Claſſen fielen. Mit Auflöfung der ſtändiſchen Berfaffungen 
gelangte daher der Abfolutismus zu einem immer vollftändigeren Beſteuerungsrechte und 
einer Ordnung des Staatshaushalts durch die Gentralverwaltung unter Genehmigung 
bed Yandesherrn. 

Durd die conftitutionellen Berfalfungen des 19. Jahrh. kehrte die Be— 
tbeiligung der Steuerzahler am Staatshaushalt nah Maßgabe der neugeorbneten Steuern 
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und Staatslaſten zurück. Man behielt mit Recht die durch den abſoluten Staat gewon— 
nene Einheit der Voranſchläge und die einheitliche Ordnung der Finanzverwaltung bei; 
nahm aber für die Betheiligung der Volksvertretung am der Feſtſtellung des Etats mit 
Borliebe das franzöſiſche Mufter unter mandyerlei Variationen an. Es wird den Kam— 
mern alljährlih oder auf eine Mehrheit von Jahren ein Entwurf des gefammten 
Staatshaushalts vorgelegt, und durd ihre Genehmigung zu einem Etatögefe erhoben. 
Im Reminiscenz an die altftändiichen Verfaſſungen wird daber der Schmerpunft mehr in 
die Bewilligung der Einnahmen als der Ausgaben gelegt. Die conftitutionellen Ver: 
faffungen der Mittelftaaten machen demgemäß die Erhebung aller Steuern von einer er 
neuten Bewilligung abhängig. Ein Recht, die Ausgaben im Einzelnen feftzuftellen, 
collivirte indeffen jo jehr mit der gewohnten Stellung des Beamtenthums, daß «8 in den 
Berfaffungen von Baiern, Würtemberg, Sachſen, Baden u. a. direct nicht eingeräumt wurde, 
jondern erft in der Praris unter mancherlei Gonteftationen ſich gebilvet hat. Den für 
die Regierungen entftehenden Berlegenheiten fam nun von Anfen ber der Bundesbe— 
ſchluß vom 18. Juni 1832 zu Hilfe, daß die Yandftände „die zur Führung einer den 
Bundespflichten und der Yandesverfaffung entipredhenden Regierung erforderlichen Mittel“ 
vie verweigern dürfen. Es lag dabei wohl im Hintergrund der Gedanke einer Unantaft: 
barkeit der permanenten 'geleglichen Ordnung des Staats durch mwechfelnde Budgetbeſchlüſſe, 
ber aber, durch einen völlig vagen Ausdruck in das freie Ermefien der Regierungen ges 
ftellt, die Selbftändigfeit der landſtändiſchen Beſchließungen antaftete. 

Die preußiſche Berfafjung von 1850 hat eine ermäfigte Stellung des Budget- 
rechts in der Weife erlangt, daß im 4. 109 die beftehenden Steuern und Ab: 
gaben für permanent erflärt werden, wogegen die Ausgaben durd die conftitutionelle 
Praris in eine auferordentlich weit getriebene Spectalifirung der Titel ımd der Abſtim— 
mungen gerathen find. Es liegt im diefen Verhältniffen eine Kette von Widerſprüchen 
und der Keim zu wiederkehrenden Gonflicten, welche eine große Mäfigung von beiden 
Seiten bedingen. Es ift dem Haufe der Abgeorbneten dem Buchſtaben nad) die Be 
fugniß beigelegt, Ausgaben zu verweigern, melche fie rechtlich bemwilligen müfjen, und ſogar 
jede Staatöverwaltung durch Berweigerung aller zur Führung der Gefchäfte nothwen— 
digen Mittel zum Stillſtand zu bringen. Andererjeits find die Kammern außer Stande, 
der Staatsregierung die Einnahmen des Staats vorzuenthalten; zugleich fehlt jede Recht: 
ſprechung über die Gefegmäßigfeit der Steuern und eine wirffam geltend zu machende 
Minifterwerantwortlichkeit. 

Diefe Unfertigfeit des Budgetrechts im Deutfchland ift nicht zu heben durch 
die Scheidung eines ordentlichen und auferordentlichen B., welche nur auf wirthſchaftliche 
Geſichtspunkte hinausläuft, während «8 ſich vielmehr darum handelt, die zur dauernden 
gejegmäfigen Orbnung des Staats weſentlichen Einrichtungen von den jährlich wech— 
jelnden Beichlüffen eines einzelnen Factors der Gſgb. unabhängig zu ftellen. Jene Un— 
terfheidung würde in ihrem Verlauf nur zu wirtbichaftlicher Verwirrung führen, indem 
der eine Theil immer mehr Ausgaben in das ordentliche, der andere Theil in dad 
außerordentliche B. zu ſchieben bemüht fein wird. Der juriftiiche Widerfpruch, welder 
bisher obwaltet, läßt fich vielmehr nur heben j 

1) durch Erweiterung des ſog. Staatöichages zu einem conjolidirten Fonds, 
in welchen die Einkünfte der Domänen, NRegalien und Eteuern kraft Des Gefetes fliehen; 

2) Anweifung der Zinfen der Etaatsichuld, der dauernden Dotationen, der Richter: 
gehalte und der zur Aufrechterhaltung der geleglihen Grundordnung des Landes 
wefentlichen Einrichtungen auf den confolidirten Fonds kraft des Geſetzes; 

3) Ermäßigung der Specialität der zur bewilligenden Ausgabetitel, deren Ueber: 
treibumg dem Erfolge nad) die Verantwortlicykeit der Staatöverwaltung aufhebt, den 
Mechanismus in die Verwaltung einführt, und an die Etelle einer ernftlichen Finanz: 
controle ein bloßes „Vertrauensverhaͤltniß“ zwifchen Minifterien und Majoritäten jegt. 
Bon der anderen Seite muß den wechſelnden Yahresbedürfniffen des Staats auch 
mindestens eine beweglihe Steuer entiprechen, welche frei zu bemilligen und zu 
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verſagen iſt, und ebenſo unbedingt bedarf es einer von der Miniſterverwaltung unab- 
hängigen Rechtſprechung über die Verfaſſungsmäßigkeit der Steuern und der rechtlichen 
Verantwortlichkeit der Miniſter ſelbſt. — „Die Allmacht der Kammern über den 
Staatshaushalt und durch den Staatshaushalt über die geſammte Staatsregierung 
iſt der Irrthum und Mißbrauch an dieſer Inſtitution. Aber Wahrheit und großer 
Gewinn in ihr iſt die Ordnung, Sicherung und ſyſtematiſche Einheit des Staats— 
... und die Garantie für diefe Ordnung durdy die Landesvertretung.” — Von 

iden Seiten find bier gemefjene, wirkliche Nechte gegen ungemeflene Scheinrechte aus— 
zutaufchen. So bald die Beſchließungen über ven Etaatshaushalt beftimmungs- 
mäßig auf Sparfamfeit, richtige Verwendung umd rechnungsmäßige Ordnung zu— 
rüdgeführt jind, wird die wirthichaftliche Einficht der Volfövertretung zur Verbeſſerung 
der Staatswirthihaft und Stärkung des Finanzeredits führen. Someit dagegen die 
Bewilligungen aller Einnahmen und Ausgaben die unmittelbare Abhängigkeit der 
Etaatöregterung von den Majoritätöbeichlüffen erzeugen, To fange die Specialbewilligung 
nad Gapiteln und Artifeln das Hauptgefchäft Des Negierens auf die zweite Kammer 
übertragen ſoll, wird Daraus nur die Gentralifation der Bermwaltung auf Koften aller Rechts— 
ſchranken, die Präfectenverwaltung, die rückſichtsloſe Parteiverwaltung bervorgehen. Die Idee, 
die Staatsgewalten Durch den öäkonomiſchen Mechanismus eines ſolchen Budgetrechts zu ges 
winnen (am plumpjten entwidelt in ven Neben des Deputirten Royer Collard in der 
zweiten Sammer von 1822), beruht auf einer jo beſchränkten Auffaffung der rechtlichen 
und fittlihen Natur des Staats, daß die politische und bürgerliche Freiheit auf ihrem 
Boden nicht erwachſen fanın. 

Lit.: v. Eyoernig, fyitematifche Darftellung der B. von Großbritannien, Frankreich, 
Hreußen, Oefterreih. Wien 1562. — Stahl, Art. Budget im Staats und Geſellſchaftslexikon, 
Bd. IV. — Gneift, B. und Geſetz. Berlin 1867. Gneift. 

Bulgarus, geb. zu Bologna, einer der 4 doctores, mit dem Beinamen „Os 
aureum“, lehrte in Bologna, war Richter dafelbft und ftarb 1166. 

Schriften: Gloſſen — Commentar de ıegalis juris. Lutet. 1552. — De judieiis 
(. Wunderlich, Anecdota, Gott. 1841, p. 7—26:. — De feudis. Zigle b. B. 

Yit: Saviany IV, 75—123. 471 480. licher die versio latina locorum graece scrip- 
torum. 403—409. — Bulgari ad tit. Dig. de R. J. comment. et Piacentini ad eum ad- 
ditiones ed, Beekhaus. Bonn 1856. Teichmann. 


Bulle Bullenſammlung). Die päpſtliche Gſgb. bat ſich von Alters her ver 
Form von Sendichreiben (deeretales se. epistolae) bedient, welche theils auf voranges 
gangene Anfrage, theils aus fonftiger Veranlaffung von Rom aus an einzelne Biſchöfe 
gerichtet wurden. Seit der Entwidelung der päpftlihen Suprematie gilt das in ihnen ent= 
haltene Princip als überall maßgebend. Der Form nach untericheidet man die Decres 
talen in B. und Breven. 

1) B. find in altgallifcher Schrift, dem fog. gothicum bullaticum (aus der Zeit 
des Exils zu Avignon), auf dunkelfarbigem (subobseuro) Pergament lateiniſch ausgefer— 
tigt und mit einem Siegel (bulla) von Blei (auch von Gold) verfehen, welches auf der 
einen Seite den Namen oder das Bild des deeretirenden Papſtes, auf der andern Cette 
die Köpfe der Apoftel Petrus umd Paulus trägt und der Urkunde vermittelft eines hänfe— 
nen oder feidenen Fadens angehängt ft. Die B. werden ohne Ueberfchrift exrpedirt und 
beginnen jofort mit dem Namen des Papftes, 3. B. Pius episcojus, servus servorum 
Dei, (Folgt der Context). Unterjchrieben find fie der Regel nach von mehreren Kanzlei— 
beamten (Abbreviatoren), nicht aber von dem Bapft, der nur das Concept mit dem Worte 
Placet zeichnet. Cine Ausnahme machen die bullae consistoriales, welche nad) 
eingeboltem Beirath der Cardinäle ergehen und vom Papft, ſowie dem gefammten Colle— 
gium vollzogen werden. Dagegen find bullae dimidiae folde Erlaſſe, melde der 
nen gerählte Bapft vor feiner Krönung ausftellt, und bei denen deshalb das Siegel 
lediglich auf der einen Seite mit den Bildnifjen der Apoftelfürften petſchirt ift. 

2) Breven (brevia) heißen die in kürzerer Form erpedirten päpftlichen Sendſchrei— 
ben. Sie werden auf weißem Papier, in lateintfcher oder italienischer Sprache gefchrieben, 
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unten Tinfs mit dem Fiſcherring (annulus piscatoris) in farbige (roth oder grün) 
Wachs gefiegelt und comwertirt, reſp. adrefjirt. Die Ueberfchrift enthält den vollen Namen 
des Papftes und eine entjprechende Anrede an den Adveflaten, 3. B.: Pius P. P. IX. 
dilecto filio salutem et Apostolicam benedictionem (folgt der Contert), die Unter- 
ſchrift wird ebenfall8 von einem Kanzleibeamten (dem Card. Secretarius Brevium) vollzogen. 

Die im corpus juris canoniei nicht enthaltenen fpäteren päpftlichen B. find feit 
Ausgang des 16. Yahrh. mehrfach gefammelt worden durch die ſog. Bullarien, d. $. 
chronologiſch geordnete Compilationen der päpftlihen Conftitutionen. Diefe Sammlungen 
baben als bloße Privat Unternehmungen fein gefetliches Anfehen, und die von ihnen 
mitgetheilten Erlaſſe daher nur infofern Gültigkeit, als fie rite publicirt find und mit 
dem Driginal übereinftimmen. 

Fit: Die beften Ausgaben find dag Bullarium Magn. Rom. a, Leone M. usque ad 
Bened. XIll, Luxemb. 1727 ff. (e. suppl. 19 ®bbe.), Coquelines: Bullarum, privileg. 
ac diplom. R. Pontiff. ampl. colleetio. Rom. 1739 ff. (14 ®dbe.) Taur. 1857. (Tomassetti). 
woran fi für die neuere Zeit (bis 1835) das Werf von Barberi: Magn. Bullar. Rom. 
summ. Pontiff. Rom. 1835 ff. (19 Bdde.) ſchließt. Schulte: ER. I. $. 17. Phillips: 
ER. IV. $. 198. Hübler. 

Bürgervermögen. Da die Städte aus Dorfmarkgemeinden hervorgegangen find, 
beftanden in ihnen uriprünglich dieſelben Nechtöverhältnifie am Gemeinlande wie in den 
Landgemeinden (vgl. den Art. „Allmende‘). Seitdem ſich indeß ein ſtadtiſches Gemein: 
weſen mit einem öffentlichen Haushalt entwidelte und an die Stelle der Aderwirtbihaft 
Handel und Gewerbe traten, wurden die Stadtallmenden meist ausſchließlich für die rein 
öffentlichen Bebürfnifje der Stadt als ſolcher benugt. Nur im einigen und zwar vor: 
zugsweife in den fleineren Städten blieb Gemeinland übrig, welches für die wirthſchaft⸗ 
lichen Bedürfniſſe der einzelnen Bürger, fei e8 mın Aller, fer e8 einer bevorrechteten Claſſe, 
verwandt werben fonnte. Devartiges Gemeindegut pflegt man im Gegenfag zu dem für 
die öffentlichen Stabtzwede beftimmten Kämmereivermögen als B. zu bezeichnen. 
Der Unterfchied ift oft ein Lediglich thatfächlicher, indem den Einzelnen nur als Anner des 
politiihen Gemeindebürgerrechts ein Recht auf ſogenannte bürgerlihde Nugungen 
zuftebt, welche durch Gemeindebefchluß beliebig gekürzt oder entzogen werden können. Es 
kommen aber auch fefte Sonderrechte der einzelnen Bürger mit dem Charakter von Pri— 
vpatrechten vor, wobei ſich dann ganz diefelben verfchiedenen Nechtsgeftaltungen wiederholen, 
welche fich bei den ländlichen Allmenden finden. 

Bol. Preuß. L.R. II, 8, $. 138—165, wonach das B. mach den Regeln des gemeinfamen 
Eigentbums behandelt und durch Schlüſſe der Bürgerſchaft unter Aufficht des Magiſtrats ver- 
maltet werben, auch für Kämmereifchulden nur fubfidiär haften fol, während das Kämmereiver- 
mögen vom Magiſtrat und Kämmerer wie ein Gorporationsgut verwaltet wird. Nad ber 
Städte-Ordbn. v. 30. Mai 1853, $. 49, dagegen haben die Stabtverorbneten unterfchiedlos über 
die Benugung des gefammten Gemeindevermögens zu befchliehen, folern nur die Privatrechte befon- 


derer Eorporationen oder Einwohnerclaffen geachtet werden. Val. im Uebrigen den Art. — 
Gierke. 


Bürgſchaft heißt heute jedes zur Sicherung eines fremden Gläubigers ertheilte 
Verſprechen, die Forderung deſſelben zu erfüllen, wenn der Schuldner ſie nicht ſelbſt er— 
fülle. Bei den Römern findet ſich jedoch noch kein ſo allgemeiner Begriff, ſondern nur 
sine Reihe verſchiedener Geſchäfte, welche unter denſelben fallen. I. Das Civ.R. 
fannte deren drei: sponsio, fidepromissio, fideiussio. Alle drei waren Verbaleon— 
tracte; und zwar fragte der Gläubiger bei der erften: idem dari spondes? bei ber 
zweiten: idem fide promittis? und bei der dritten: idem fide tua esse jubes? Die 
erfte war ausgezeichnet durch eine ftrenge Negreflage des sponsor gegen den Hauptjchuld- 
ner (actio depensi). Im Mebrigen bilveten sponsio und fidepromissio mehr eine zweite 
Haupt = (oder Gorreal-) Obligation, als eine eigentlihe B.: denn fie wurden immer in 
derjelben Form, wie die Hauptfchuld (verbis), eingegangen und hingen von deren Gil: 
tigkeit nicht unbedingt ab, während beides fi bei der fideiussio anders verhielt. Außer: 
dem galt bei ihnen unter mehreren Mitbürgen eine gewiſſe Gemeinfchaft und bei allen 
drei Gefchäften eine Reihe won Beſchränkungen, worüber das Genauere Gaius II. 
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88. 115 — 127 enthält. In die Pandecten iſt nur die Lehre von der fideiussio aufge— 
nommen. IL Fideiussio ift die accefjoriiche Theilnahme an einem fremden Obli- 
gationsverhältnig mittelft Stipulation. Aus diefem Begriffe folgt, daß ihre Giltigteit 
durch Das Dafein einer Hauptobligation, ſei e8 auch nur einer naturalen, bedingt ift, 
dag fie nad Inhalt, Umfang und Nebenbeftimmungen ſich von dieſer nicht entfernen 
(aliud pro alio), nody über jie hinausgehn (in duriorem causam), ſondern nur ſich 
auf ein Minderes (in leviorem causam) beſchränken kann. ine Ueberſchreitung der 
zuläffigen Grenzen macht wegen der ftrengen Natur der Stipulation die ganze fideiussio 
nichtig. Eine giltige Fidejuffion aber bewirkt, daß der Bürge für die Hauptſchuld in 
ihrer jeweiligen Geftalt, alſo einerfeitS mit den Erweiterungen durch culpa und mora, 
andererjeitS aber aud nur nad) Maßgabe der Einreden des Hauptſchuldners einzuftehen 
bat. Die Klage gegen ihn ift eine actio ex stipulatu. II. Daneben bildete ſich das 
prätoriihe constitutum debiti alieni, d. 1. die formlofe eigene Verpflichtung zu 
einer beftimmten, von einem Anderen gejchuldeten Leiſtung; ein Geſchäft, das ſich nicht 
blo8 zur definitiven Uebernahmesper fremden Schuld, fondern auch zur Sicherftelung des 
Gläubiger eignete, und in dieſer letsteren Verwendung ebenfalls unter den Begriff der 
D. füllt. Auch das Conftitut jet zu feiner Entftehung eine Hauptſchuld voraus und 
fann nicht über deven Art und Maß erichwerend hinausgehn. Allein einestheil darf es 
Abweihungen nad Ort, Zeit, Perſon und Gegenftand in fi aufnehmen, und andern= 
theils wird es bei feiner freien Natur, durch eine Ueberfchreitung der zuläffigen Grenzen 
nicht gänzlich, jondern nur für das Uebermaß nichtig. Sodann aber befteht feine Wir- 
fung nicht in einem Eintritt in das Hauptichuldverhältnig, jondern in einer Haftung auf 
den bei der Conftituirung vorausgejegten Inhalt der Hauptichuld; jo daß dem Gonfti- 
tutöbürgen an fid) weder Die Erweiterungen derſelben zur Yaft fallen, noch die ſpäter ent= 
ftandenen Einreven des Hauptſchuldners zu gute kommen Die Klage war eine actio 
in fastum, jog. constitutoria. Uebrigens war auch eine pönale sponsio dimidiae partis 
—— IV. Schon im Juſtin. R. find die materiellen Unterſchiede zwiſchen dem 

onftitut behufs Sicherftellung und der Fidejuffion dadurch verwifcht, daß man mittelft 
bejonderer Abrede die lettere auf eine beftimmte zur Zeit geichulvete Yeiftung begrenzen 
und das erjtere auf den künftigen Inhalt einer Hauptobligation (mit Erweiterungen und 
Gegenrechten) erftreden konnte. Im heutigen R. aber ıft aud die Form ver Fide— 
jujjion und alles, was damit zufammenhängt,, hinweggefallen. Meithin find nunmehr 
beide Gejchäfte in einem einheitlichen formlofen Bürgichaftsvertrage aufgegangen, und es 
ift Lediglich eine Frage der Willensauslegung,, ob der Bürge an der Hauptſchuld mit 
allen Wandlungen Theil nehmen oder den beftimmten derzeitigen Inhalt derjelben, ſei es 
unverändert, jet e8 mit gewiffen nicht erfchwerenden Abweichungen, zum Gegenftand feiner 
D. hat maden wollen. Daran aber ift feitzuhalten, daß zur B. der Zweck gehört, dem 
Släubiger nur Sicherheit zu gewähren. Daher bleibt das Verſprechen, eine fremde 
Schuld zu erfüllen, weldes im der Abficht eigener Yeiftung gegeben wird, ein von der 
B. aud heute noch zu unterfcheidendes constitutum debiti alieni. V. Im Röm. R. 
konnte die Sicherung eines Gläubigers endlich auch durch ein demfelben ertheiltes Man= 
Dat, dem Schuldner Credit zu geben (jog. mandatum qualificatum), erzielt werben. 
Aus einem ſolchen Auftrag haftete der Manbant (hier mandator genannt) mit der äctio 
mandati contraria dem Mandatar auf Schadloshaltung und damit materiell auf Zah— 
(ung der Creditſchuld. Im heutigen R. aber ift bei der Formloſigkeit aller Verträge 
an den Grebitauftrag immer zugleid auch eine B. als ſolche angefnüpft, und finden daher 
auf diefe Seite des Geſchäfts die für die B. geltenden Regeln, auf die andern 
aber, davon unabhängig, die Mandatögrundfäge Anwendung... ©. Bd. I. ©. 340. 
VI Die Borausfegungen einer B. find: 1) ein fähiges Subjet. Das gem. R. 
unterfagt diejelbe den Weibern umd für gewiſſe Echulden den Soldaten, 1. 31. C. de 
Coc. 4. 65, und den Geiftlihen, Nov. 123. c. 6. Das Preuß. R. 8. 219. I. 14. 
verlangt paſſive Darlehnsfähigkeit. 2) Eine Hauptſchuld, gleichviel ob aus Vertrag, De: 
liet oder wie ſonſt entftanden, 1. 8. $. 2. D. de fidej. et mand. 46. 1; ob ſchon vor: 
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handen oder erſt künftig, 1. 6. 8. 2. D. cod.; ob civil oder natural, J. 7. J. 16. 8.3. 
D. eod. Ob nicht auch für eine ungiltige Schuld, die man als ſolche kennt (vgl. 1. 37. 
D. eod.) und darnach aud für jede Yerftung eines Dritten ſchlechthin gebürgt werben 
könne, darüber |. Tb. J. ©. 341. Die accefforiihe Natur der B. beftände Dann no 
in ihrer Eventualität. — Das Preuß. R. läßt B. menigftens fir ſolche Schulden zu, 
melde nur wegen perſönlicher Eigenichaften des Schuldners ungiltig find, $. 254— 256. 
I. 14. 3) Eine Erklärung des Willens, zu bürgen, und deren Annahme. Einer bejon: 
deren Form bedarf es nad) gem. R. nicht; nach Preuß R. der Schrift, $. 203 a.a.D. 
Immer aber muß der Wille erhellen, dafür einzuftehen, daß der beſtimmte Schuloner er: 
fülle, jei e&8 dur Handlung oder Unterlaffung, 1.49. $. 1. D. de V. O. 45. 1. Seinem 
Inhalt nad kann der Bürgſchaftswille fich auf die Hauptichuld entweder im Ganzen oder 
nur mit Einſchränkungen oder Abweichungen beziehen, 1. 6. 8. 1. 1. 9. D. de fidej. et 
mand. 46. 1. 1. 1. $. 5. de peec. const. 13. 5. Wird ein anderer Gegenftand ver: 
ſprochen, jo läßt fich dies als eine zufägliche Abrede über Annahme an Erfüllungsftatt 
auffaflen. Gebt die Verpflichtung über die Grenzen der Hauptleiftung erfchwerend hinaus, 
fo Liegt inſoweit feinesfalls mehr B., möglicher Weile aber Schenkungsverſprechen, oder 
Schuldübernahme oder ein unbenamnter Bertrag vor. — Belondere Anwendungen Des 
Bürgichaftövertrages bildet die Stellung eines Afterbürgen (1. d. Art.) und eines Rückbürgen, 
d. i. desjenigen, welcher dem Bürgen für fein Rückforderungsrecht gegen den Hauptſchuld⸗ 
nen Sicherheit leiftet, 1. 4. pr. D. de fidej. et mand. 46. 1. VII, Die Wirkun— 
gen ver DB. im Allgemeinen beftimmen ſich durch Auslegung des Parteiwillend (bona 
fides). Die Haftung des Bürgen erftredt fi) im Zweifel auf die gefammte Verbindlich— 
feit des Hauptſchuldners einfchlieflich einer Arnderung im Inhalt, 3. B. durch verſchul⸗ 
dete Unmöglichkeit, 1. 58. $. 1. D. eod., oder eines Zuwachſes, z.B. durch Verzögerung, 
1. 68. 8. 1. 1.56. 8.2. D. eod.; dod) nicht ohne weiteres aud) auf Die formell jelb: 
fländigen Nebenverpflichtungen, wie Comventionalzinfen und Strafen, 1. 68. pr. D. eod. 
1. 10. ]. eod. 8. 41. Noch enger das Preuß. R. 88. 257— 272. I. 14. Andererſeits 
kommen dem Bürgen auch die Beſchränkungen der Hauptſchuld zu gute. So namentlich 
die Einveden des Hauptfchuloners, 1. 7. 8. 1. D. de exc. 44, 1. ]. 21. 8. 5. D. de 
paect. 2. 14, ſoweit diejelben nicht dazu beftimmt find, allein die Perſon des letzteren zu 
ſchützen, 3. B. das beneficium competentiae, ]. 7. pr. D. de exc. 44. 1; doch aud 
diefe kann der Bürge geltend machen, wenn er fonft einen Rückgriff gegen den Haupt: 
ſchuldner haben würde, 1. 9. $. 3. D. de Sc. Mae. 14. 6. 1. 32. D. depact. 2. 14. 
In einer Verbürgung mit Kenntniß der dem Hauptſchuldner zuftehenden Einrede Liegt ein 
Verzicht auf dieſelbe. Ebenfo in einer Verbürgung für eine Naturalichuld, 1. 60. D. de 
fidej. et mand. 46. 1. VII. Befondere Schußmittel des Bürgen find Die 
fog. benefieia excussionis und divisionis. 1) Nach Nov. 4. c. 1 fan der Bürge 
mittelft Einvede verlangen, daß vor ihm der Hauptſchuldner ausgeflagt werde, wozu er 
früher nur kraft befonderer Abrede berechtigt war (jog. fidejussor indemnitatis), 1. 41. 
pr. D. eod. Dieſe Subfidiarität füllt jedoch in einigen Fällen weg, 3. B. wenn Der 
Hauptfchuloner abweſend, d. h. einem entfernteren Gerichtöftand unterworfen tft, als der 
Bürge, und von diefem nicht binnen — Friſt geſtellt wird, und wenn der Bürge 
darauf verzichtet hat. Ein ſolcher Verzicht, aber nicht blos dieſer, liegt auch in der Ver— 
bürgung „als Selbſtſchuldner“. ©. darüber Bd. I. ©. 342. Jedoch wird die daſelbſt 
vorgetragene Anficht von der Praris des Preuß. N. nicht getheilt (f. Förſter, Preuß. 
Priv.R. 8. 144, Anm. 21 und ALR. I. 14. 88. 270. 297. 393), während daſſelbe 
übrigens im Bunfte der Subfibiarität mit dem gem. R. übereinftunmt, 8. 293 ff. a. a O. 
Bol. jedoh H.G.B. A. 281, Abſ. 2. 2) Mehrere Diitbürgen haften an ſich ſolidariſch. 
Nah einem Nefeript von Hadrian fann jedody jeder kraft einer exceptio divisionis 
verlangen, daß die Forderung zwiſchen ihm und feinen zahlungsfähigen Mitbürgen ge: 
theilt werde. Gai. Ill. 121.122. 1.26. 27. D. de fidej. et mand. 46. 1. Dies Recht 
wird ausgeſchloſſen durch Verzicht Verbürgung als Selbſtſchuldner) und bei Bürgen des 
Bormunds zur Sicherheit des Mündels, 1. 12. D. rem pup. 46. 6. Es befteht über: 
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haupt nicht im Preuß, R. $. 374. 378. I. 14. IX. Ein Regrefaniprud des 
Bürgen gegen den Hauptſchuldner wird durch die B. als folche nicht begründet, wohl aber 
möglicher Weiſe durch das Verhältnig, auf Grund deſſen die B. übernommen worden tft, 
wie 3. B durch Auftrag oder freiwillige Geihäftsführung, dagegen nicht durch Schenfung 
oder Handlung im eigenen Interefie, (fideiussor in rem suum) J. 24 D. de pact. 2. 14. 
1. #. $. 2. 1. 18. D. mand. 17. 1. Außerdem. aber kann der Bürge, welcher vom 
Gläubiger verflagt wird, gegen feine Leiftung auch Abtretung der dem Gläubiger zu: 
jtehenden Klagen fordern (ſog. beneficium cedendarum actionum), und mitteljt der— 
felben feinen Regrefanfpruc gegen den Hauptjchuldner durchführen, 1. 36. D. de fidej. 
et mand. 46. 1. Das gleiche Recht hat er wohl gegen feine Mitbürgen, wenn er mehr 
als feinen Theil gezahlt hat, 1.36 eit. X. Als Erlöihungsgründe find der B. 
eigenthümlich: 1) Wegfall der Hauptobligation. Doch wirkt diefer unbedingt nur, wenn 
er durch Befriedigung des Gläubigerd, oder was derfelben gleichiteht, herbeigeführt wird, 
"1.43. D. de solut. 46. 3. 1. 60. D. de fidej, 46. 1. Aufhebungen, welche ihrer Natur nad 
nur die Perfon des Hauptfchuloners betreffen, nügen dem Bürgen nicht. Ebenſo wenig 
eine Durch deſſen eigne Schuld herbeigeführte Unmöglichkett der Hauptleiftung, 1. 95. 8. 1. 
D. de solut. 46. 3. — 2) Vereinigung der B.= und der Hauptichuld in einer Perſon 
(eonfusio), 1. 5. 1.14. D. de fidej. 46. 1, außer ſoweit die erftere, dem Gläubiger 
einen. bejondern Vortheil gewährt, 1. 95. 8. 3. D. de solut. 46. 3. — XI. Der Zwed 
der B. läßt fih auch durch alle andern Geſchäfte erreichen, melde die Uebernahme 
einer fremden Verbindlichkeit enthalten, ohne daß er bei denfelben erfennbar hewortritt. 
Daher hat das Röm. R., um die Weiber von den B. fernzuhalten, fein Verbot auf bie 
Interceſſionen überhaupt erſtreckt; zwar nicht nach dem Wortlaut des Geſetzes (SC. 
Vellejanum), deſſen Tert 1. 2. $. 1. D. ad SC. Vell. 16. I enthält, wohl aber nad) 
der Anwendung deſſelben Durch die Yurisprudenz. Der Begriff der Interceffion befteht 
in der Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit in Erwartung ihrer Erfüllung durch den 
eigentlichen Schuldner. Eine ſolche Uebernahme kann erfolgen durch werjchiedene Ge— 
ſchäfte: 1) indem man neben dem bisherigen Schuldner eine Haftung eingeht (Top. 
cumulatiwe Interceffion): duch B., Gorrealobligation, 1. 17. 8. 2. 1. 18. D. ad SC. 
Vell, Pfandbeftellung, 1. 8. pr. eod.; 2) indem man fih zum Alleinfchuloner macht 
(fog priative Interceffion), durch Novation, vertragsmäßige Succeffion in die Schuld, 
Procekführung, 1. 23. 26. D. eod., und dur Selbfteingehung einer Obligation, melde 
fonft der andere eingegangen fein würde (tacita intercessio, interventio), 1. 8. $. 14. 
l. 11. 12. 29. pr. D. eod. Dagegen liegt keine Uebernahme einer Verbindlichkeit in einer 
Erfüllung, einem Verzicht auf ein Pfandrecht und überhaupt einer fofortigen Aufopferung, 
4.4.8 1.1.5. 1.8.pr. 8.5. D. eod. Die Verbindlichkeit muß aber aud) eine fremde 
fein, d. 5. eine ſolche, für Die der Intercedent bis dahın weder unmittelbar, noch mittel- 
bar einzuftehen hatte, 1. 3. 1. 13. pr. D. eod. Und fie darf endlich nicht in der Abficht 
eigener Erfüllung übernommen worden fein, wie z. B. Schenfungshalber, 1.4. $. 1. D. 
eod., oder zufolge einer von dem Schuldner empfangenen Yeiftung, 1. 22. 1. 27. 8 2. 
D. eod., oder mit dem Bewußtſein alleiniger Selbfthaftung, 1. 8. 8. 1. 1. 19. pr. 8. 1. 
D. eod. — Treffen die angegebenen drei Merkmale zu, fo hat die Frau gegen die Klage 
aus ihrer Intercejfion eine exceptio (SCti Velleiani). Diefelbe hebt aud den naturalen 
Beitandtheil der Forderung auf; daher kann aud) das freiwillig Geleiftete, ſofern ed in 
Unlenntniß der Einrede gegeben ift, zurüdgefordert werden, 1. 8. $. 3. D. eod. Und 
ebenjo ift das für die Interceffionsichuld gegebene Pfand ſowohl von dem Pfandgläus 
biger, ald von dem Erfteher mittelft replicatio SCti heraus zu verlangen, 1. 32. $. 1. 2. 
D. eod. Endlich bat die Einrede auch der Dritte, der ſich für die Interceſſionsſchuld 
einer Frau mit eimem Regreßanſpruch verbürgt oder im Auftrag der Frau eine eigene 
Interceſſionsſchuld contrahirt bat, 1. 8. $. 4. 1.19. 8.5. 1.6.1.7. D. eod. Mit der 
Befreiung der Frau wird jedoch dem Gläubiger der Anspruch, den er bei privativen In— 
tercejfionen eingebüßt hat, gegen den eigentlichen Schuldner neu eröffnet, und zwar im 
röm. Formularproceß durd die Fiction si mulier non intercessisset, Daher actio re- 
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scissoria oder restitutoria, 1. 1. 8. 2. D. eod. 1.8. 88. 7—13 eod.; bei der ſog. 
tacita intercessio aber wohl durch eine Umftellung der Subjecte, fog. actio institutoria, 
l. 8. 8. 14. D. eod. — Ausnahmefälle, in welchen das SC. Vell. außer Anwendung 
bleibt, liegen vor, wenn der Gläubiger von der Frau getäufcht worden oder im Irrthum 
gewejen oder ıminderjährig, der eigentliche Schuloner aber zahlungsunfähig ift, ferner 
wenn die Frau für die Intercefion Zahlung empfangen, ihre Erklärung nad) zwei Jahren 
wiederholt oder für eine Dos intercedirt hat, endlich theils nad, kanoniſchem, theild nad 
deutſchem Gewohnheitsrechte, wenn fie ihre Interceffion eidlich bekräftigt oder nach ge— 
böriger Belehrung (certioratio) auf die Einvede verzichtet hat, oder eine Handelsfrau 
ift. — Die Beitimmungen des Bellejaniſchen Senatsihluffes hat aber Yuftinian dadurch 
noch verichärft, daß er vorichrieb: 1) die Intercefjion einer Frau foll in einer üffentlichen 
Urkunde erfolgen und dann immer noch der exe. Seti Vell. unterliegen. Fehlt a 
gar jene Form, Jo ift das Gefchäft nichtig, außer wenn die Frau dafür Bezahlung em- 
pfangen bat, 1. 23. C. ad SC. Vell. 4. 29. Ob aud nod andere Ausnahmen gelten 
und welche, ift ſehr ftreitig. 2) Die Intercefion einer Ehefrau fir ihren Ehemann 
bleibt aud bei Errichtung in öffentlicher Urkunde nichtig, Nov. 134 c. 8. Auth. si qua 
mulier. Anders natürlih, wenn die empfangene Yeiftung in den Nuten der Frau ver: 
wendet worden iſt; und nad der Praxis auch in den Ausnahmefällen des Betruges, des 
eidlichen Berzihtd und der Handelsfrau. — Die heutige Wichtigkeit diefer geſammten 
Interceſſionsbeſchränkungen ift gering, da diefelben in den meiften Part. R. befeitigt find; 
fo auch in Preußen durch Gef. vom 1. December 1869. 

Duellen: Titel: de fidejussoribus et mandatoribus D. 46. 1. C. 8. 41. 1.3, 
20, ad SCtum Velleianum, D. 16. 1. C. 4. 29. 

Neuere Lit: Girtenner, Die B. nah gem. Eiv.R. 1850. 1851. Bruns, Das 
constitutum debiti. Ztfchr. für Rechtsgeſch. J. ©. 28-130 (1861), Hafenbalg, Die Bürg- 
{haft des gem. R. Düffelvorf 1570. Ed. 

Burlamaqui, Giovanni Jacopo, geb. 1694 zu Genf, lehrte daſelbſt Na- 
turrecht, trat in den Genfer Stabtrath, ftarb 1748. 

Er ſchrieb: Prineipes de droit naturel et des gens (1747) reimpr. par Dupin 1520, 
21, par Cotelle 182% (ital. von Felice Siena 1750—82. ll&ments de droit naturel 1774. 
1822. Prineipes du droit politique. Geneve 1763. 1764 (ital. v. Crespi. Venez. 170). 

Yit.: Mohl I. 388. Teihmann. 

Bynkershoek, Cornelius van, geb. 1673 zu Middelburg (Seeland), ftudirte 
zu Franeder, wurde 1694 Doctor, 1703 Mitglied des Rathes von Holland und Weit: 
friesland, 1724 Präfident des großen Rathes der Staaten von Holland und Seeland 
und ftarb 1743, 

Schriften: De dominio maris 1703. — Observationum juris Romani libri IV. 
Lugd. Bat. 1710. Hal. 1723. — Libri posteriores, Lugd. Bat. 1733, — ed. Heineccius. 
Lips. 1739. — Tractatus de foro legatorum. l,ugd. Batav. 1721. (Hag. 1723, franz. v. 
Barbeyrac) — Quaestionum juris publiei libri II. Lugd, Batav. 1737. — juris pri- 
vati libri IV. Lugd. Batav. 1747. — Opera minora. Lugd. Batav. 1730. — Opera om- 
nia. Lausanne 1761. — Lugd. Batav. 1761 cura Vicati. — Opuscula varii argument. 


Hal. 1729. 
%it.: Haubold, Instit. jur. rom. liter. p. 145. — Hugo, Lehrb. d. Geſch. d. Röm. R. 
S. 467. — Nettelbladt, Hallifhe Beitr. z. d. jurift. gel. Hıft. II 341. — Bd. I. ©. 755. — 
Erfhu. Gruber. Numan, Corn. v. B., Zijn leven en zijne — ‚Leyden 1869. 
eihmann. 
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Gabinetsjuftiz, d. h. das Eingreifen des Landesheren in den Gang der Juſtiz 
durch Befehle, mögen dieſe die Rechtsſprechung ganz zu hindern, blos zu hemmen oder 
in einer beftimmten Richtung zu dirigiren ſuchen Wo die oberfte Geſetzgebungsgewalt 
und die oberftrichterliche Stellung in einer Hand vereinigt find, wie bei den röm. Kaiſern 
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und beim Papſt, kann von einem Verbote derartiger Eingriffe ſelbſtverſtändlich keine Rede 
ſein. Während das germaniſche R. durch feine Trennung der richterlichen und Urtheiler— 
Functionen der oberſtrichterlichen Gewalt des Königs gegenüber die Unabhängigkeit der 
Juſtiz ficherte, bedurfte es mit dem Wegfall diefer Trennung einer befonderen Ausſchließung 
des Regenten. Eine ſolche findet ſich für Deutjchland und für die Reichsgerichte zuerft 
in der RK.G.O. von 1495 88. 1. 21. Sodann find derartige Zufagen von den 
Kaiſern für das Reich und von den Yandesherrn für ihre Territorien wiederholt ertheilt 
worden. Heute ift die Ausichliegung der E. ein Fundamentalfag des deutichen Staatsrechts 
und wie ſchon die Wiener Schlußacte U. 29 Schuß gegen Vereinigung und Hemmung 
der Nechtöpflege durch die Bundesverfammlung gewährte, fo geftattet auch die Verfaſſung 
des Nd. Bundes U. 77 für ſolche Fälle Die Beſchwerde an den Bundesrath. 
Lit.: Pfeiffer, Die Seldftftändigleit und Unabhängigteit des Richteramtes. Göttingen 
2 P. Hinſchius. 
Caducitãt. Was einem incapax (f. Capacität) teftamentarifch hinterlaſſen 
wird, ift ein bonum caducum, d. h. verfallend, oder richtiger verfällig; ebenjo 
was ein capax ausſchlägt, oder wenn Der Bedachte vor Dem dies cedens oder vor der 
Adition geftorben iſt; ift er vor dem Teftator geftorben, oder deficirt die der Verfügung 
beigelegte Bedingung, fo wird das Erbtheil oder Vermächtniß auch wie ein caducum be— 
handelt, es ift in causa caduci, Vorausſetzung der C. ift ftet8 Erwerb der Erbicaft 
ex testamento, da ſonſt ſämmtliche Verfügungen wegen Deftitution zerfallen müßten, 
ſodann natürlich Gültigkeit der betreffenden Berfügung an und fir fi. Urſprünglich 
fam die E. denjenigen zu gute, deren Erbtheile oder Vermächtniſſe durch die betveffende 
Verfügung verkürzt waren. Diefes ſogenannte jus antiquum in eadueis wurde von ber 
Juliſch⸗Papiſchen Eherechtsordnung beſchränkt auf Aöcendenten und Descenbenten des 
Teſtators bis zum dritten Grade, inſoweit fie zu Erben eingeſetzt waren. Sonſt erkannte 
das Ehegeſetz die caduca in erſter Linie den im Teſtamente eingeſetzten wer patres 
zu, in Ermangelung von folden den legatarii patres, und in Ermangelung von ſolchen 
dem Reichsſchatze; ob eine Beſtimmung Caracalla’s, welche die caduca ſofort dem Fis— 
eus zuſprach, eine mehr als momentane Geltung hatte, ift ungewiß. Allgemeine Regel war 
es, Daß wer den Vortheil hatte, ein caducum zu erwerben, auch die Daran gefmüpften 
Yaften trug: eaduca finnt cum suo onere. Ausgeſchloſſen oder wenigitens hinaus— 
geichoben wurde die C. durch die im röm. Teftamentsverfehr jehr häufigen Subftitutionen. 
Juſtinian bob das ganze Inftitut der E. auf. Tit. C. De caducis tollendis. VI, 51. 
Nivier. 
Cambaceres, Ican Jacques Régis de, geb. 18. Oct. 1757 zu Montpellier, 
trat zuerft als Advocat auf, wurde 1792 Deputirter des Convents, deeretivte mit Danton 
Einfegung des Schredenstribunals und die Juſtiz der Gutllotine, entwarf die Vorarbeiten 
zu einem Code civil, Die jedoch verworfen wurden (1795). Am 7. Oct, 1794 wurde 
er zum Präfidenten des Convents gewählt, trat 1797 in den Advocatenftand zurüd und 
wurde 1798 Yuftizminifter, war unter Napoleon zweiter Gonful, flüchtete nach den 
100 Tagen nadı Amſterdam, fehrte erft 1818 nach Frankreich zurüd und ftarb 8. März 1824. 


Er ſchrieb: ang Yet sur le code civil, fait au nom du comite de legislation le 
23 Fructidor II. — Resultat des opinions sur l’institution des jures en matiere eivile 
1794. — Rapport et projet de decret sur les enfants naturels 1794. — Projet du Code 
eiv. 1798. 
Fit.: Bluntſchli II. 328—331 — f. Bo. I. ©. 239. 
Zeihmann. 


Eapaeität, So heißt, im einem fpeciellen techniſchen Sinne, die Fähigkeit, ein 
fonft gültig zugedachtes Erbtheil oder Vermächtniß und überhaupt von Todes wegen 
wirflih zu erwerben. So find trog aller Teftamentifaction der Hageftolz und der 
Kinderlofe nach dem Juliſch-Papiſchen Gefeg in mehr oder minder vollem Mafe incapaces, 
indem fie Das ihmen von extraneae personae Zugedachte gar nicht oder mur zur Hälfte 
erwerben fünmen. — Eben das Juliſche Reformgeleg hat diefen Begriff geichaffen, und es 
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entipricht vwollfommen dem jocialspolitiichen Zwede den der Kaiſer verfolgte, daß durch 
Berheiratbung oder Erzeugung von Kindern binnen einer beftimmten Frift Das Hindernif 
verichwinden und die C. entftehen Tollte. Daher wird für Beurtheilung der C. nicht auf 
die Zeit der Teftamentserrichtung, fondern auf Die Zeit des Erwerbs, d. h. der 
Teftamentseröffnung, geſehen; daher wird ferner die Verfügung nicht vernichtet, ſondern 
das dem Incapax Zugedachte wird caducum (ſ. Caducttät). Das Juliſch-Papiſche Eherecht 
wurde von den chriſtlichen Kaiſern aufgehoben ; der Begriff der Incapacität aber hat ſich 
in einigen Fällen des ſpäteren Röm. R. erhalten, zum Nachtheile der Kinder von Hod- 
verräthern, der Goncubinen, der Goncubinenkinder, u. A. — Nivier. 

Capitel. Die E. genauer Domcapitel bilden in der katholiſchen Kirche den 
Senat des Biſchofs bei der Yeitung der Diöcele (f. Th. I. ©. 466), find aber feine 
nothwendige und fundamentale Inftitution, fie feblen daher auch in einzelnen Theilen der 
tatholiſchen Kirche 3. B. in Nordamerika), Für die ald Mitglieder (Domberrn, 
capitulares, canoniei) aufzunchmenden Glerifer jchreibt das gem. R. folgende Eigen: 
Ihaften vor: 1) den Subdiaconat und Empfang des für die Stelle ftiftungsgemäf feft: 
gelegten Ordo innerhalb Yahresfrift, 2) für die Hälfte den Presbyterat und eine ala— 
demiſche Würde in der Theologie oder im Can. R. und für die dignitates und personatus 
mit cura animarum das Alter von 25 Jahren. Durch die Stiftungsurfunden, Capitelftatuten 
und die deutſchen Part. Rt. find aber dieſe Erforderniffe verschärft, jo wid z. B. ın 
Preußen, Defterreich, der oberrbeiniichen Kirchenprovinz der Presbyterat und meiſtens Aus: 
zeichnung in der Verwaltung der Seelforge, der biſchöflichen Aominiftration oder in einem 
theologischen, reſp. firchenrechtlichen Yehramıt verlangt. Ebenſo herrſcht im der inneren 
Berfaflung große Mannichfaltigfeit. An den Rechten des C. mit Sit (stallum in choro) 
und Stimme (votum in capitulo) nehmen nur die canoniei actuales oder residentiales 
Theil, nicht die ſog. eanoniei honorarii, Ehrendomberrn, welche nur ein Recht auf den 
Titel, die Inſignien und die Theilnahme an den Feierlichkeiten am letter Stelle unter den 
Domherrn befigen. Bon Diefen find die in einzelnen E. (3. B. in Preußen) vorkommenden 
Ehrendomberm zu unterjcheiden, welche ohne die Verpflichtung der Reſidenz bei ihrer Ans 
weienheit am Sige des C. alle Rechte der wirklichen Canoniker haben. Nah dem 
Tridentinum Sess. V. e. i. und Sess, XXIV. c. 8. de reform. foll je ein Domherr 
mit der Verwaltung ded Predigt: und Lehramtes, Tomte des Buffacramentes ald theologus 
und poenitentiarius betraut werden. Die Pflichten der Domherrn beftehen in der Ver: 
bindlichfeit, binnen zwei Monaten vom Tage der Befigergreifung des Amtes das Glaubens: 
befenntniß und das Gelübde des Gehorſams gegen die röm. Kirche abzulegen, und ber 
Pflicht am Ort der Gatbedrale ammelend zu fein. Als Corporation bat das C., welches 
feineswegs Organ des Biſchofs ift und zu den Geiftlichen und Yaten der Diöcefe in feiner 
Directen Beziehung fteht, die Function, täglich das oflieium divinum den Gottesdienſt 
in der Domkirche, zu verrichten. Werner leiſtet es dem Biſchof bei der Ausübung der 
Gultushandlungen Mfiftenz und übt binfichtlich der Verwaltung der Diöcefe das ihm pofitiv 
beigelegte Recht der Ertheilung feines consilium, reſp. feines consensus (ſ. a. a. D.). 
Für den Fall der Sedisvacanz hat e8 einmal den Gapitularvicar (ſ. a. a. O.) zır beitellen; 
ferner aber in den meiften deutfchen Diöcefen, fofern nicht eine landesherrliche Nomination 
ftattfindet, den Nachfolger auf dem biichöflichen Stuhle nach Mafigabe der Th. I. ©. 470 
dargeftellten Grundfäge zu wählen. Endlich hat es aud, wenn der Biſchof durch Heiden 
oder Schismatiker gefangen wird (sede impedita) interimiftiich einen Bicar zu beitellen 
und gleichzeitig durch Berichterftattung an den Papft die weiteren Anordnungen defjelben, 
welche gewöhnlid in der Einfegung eines vicarius apostolicus beftehen, zu veranlaffen. 
Die E., welche allenthalben als Gorporationen anerkannt find, haben das Recht zur Errid: 
tung von Statuten, zur Abhaltung von Gapiteliverfammlungen, zur Führung eines 
Siegels und zur Anftellung ihrer Beamten. Da fie als jwriftiiche Berfonen rechtsfähig 
find, jo können fie eigenes Vermögen erwerben, befigen, und dafjelbe verwalten, wenn 
gleich freilich außer Defterreich die meiften deutichen E. hauptſächlich durch ſtaatlich gewährte 
Suftentationen unterhalten werden, 
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Abgeſehen von den Cathedralkirchen kommen in der katholiſchen Kirche auch C. bei 
den fog. Gollegiatkirchen und bei den religiöfen Orden vor. Die erfteren find ſolche 
Pfarr-Kirchen, bei welchen eine zu einer Corporation geeinigte Mehrheit von Geiftlichen 
die Seelforge und den Gottesdienst verfieht. Die C. diefer Ganonifer find ähnlich wie 
die Domcapitel organifirt, nur fallen natürlich bier alle Nechte fort, welche irgend welche 
Beziehung auf die Verwaltung der biſchöflichen Diöceſe haben. Bei den religiöfen Orden 
endlich find die ©. die Organe, welde mit den Oberen der verichiedenen Stufen die 
wichtigeren Angelegenheiten erledigen; jo tommen außer den C. des einzelnen Ordenshaufes, 
welche aus den mit der Subdiaconatsweihe verſehenen Profeffen beftehen, noch Die den Or— 
dens-PBrovincialen und Ordens-Generalen zur Eeite ftehenden Provincial: und General-C. 
vor. Gewöhnlich mählen dieſe den Oberen. der betreffenden Stufe, wiewohl aud freilich 
Abweichungen von diefer Regel eriftiren. 

In der ewangelifchen Kirche haben fib noch hie und da aus katholischer Zeit C. 
(fo in Preußen die Domftifter Brandenburg, Merfeburg und Naumburg, ſowie das 
Gollegiatftift Zeig, im Königreih Sachſen das Domcapitel zu Meißen und das Collegiat— 
ftift Wurzen) erhalten. Irgend welche kirchliche Bedeutung baben dieſe aber nicht mehr, 
fondern fie find Corporationen, welde unter Felthaltung einzelner überlebter kanoniſcher 
Formen ihren Mitgliedern gewiffe Einkünfte abwerfen und ferner beftimmte Rechte (Patro— 
nate und Pandftandichaft) ausüben. 

Lit.: Gebring, Das Tathol. Domcapitel Deutſchlands. Negensburg 1851; Bouix, 
Tractat. de capitulis, Paris 1852; Huller, Die jurift. Perfönlichkeit der Domcapitel in Deutich- 
land. Bamberg 1560; Pinder, Die ewangel Dom- und Kollegiatcapitel in Sachſen. Weimar 
1520; Die ewangelifchen Dom-E. in der Provinz Sachen. Halle 1950. 

P. Hinſchius. 

Capläne (capellani). Sp werden in der katholiſchen Kirche diejenigen Geiſtlichen 
genannt, welche dem Pfarrer bei der Ausübung der Seelforge und in der ſonſtigen 
Parochialverwaltung Hülfe Teiften, ohne daß fie gerade, woher freilich dev Name ſtammt, 
an einer bejonderen Gapelle zu fungiven brauchen. Ste werden, wenn ein Bedürfniß 
wegen Weberhäufung von Geſchäften, wegen ausgedehnten Umfangs der Pfarrei vorliegt, 
oder auch bei eintretender phyſiſcher Unfähigkeit (hohem Alter, Schwächlichkeit, Kränklichkeit) 
des Pfarrers vom Biſchof eingefegßt und können von letterem beliebig (ad nutum) amo— 
pirt werden. Während fie die Approbation für den Beichtftuhl gleichfalls vom Biſchof 
empfangen, haben jie fich Hinfichtlich der übrigen Functionen nad den Anweiſungen des 
Pfarrers zu richten, deſſen Berugniffe fie allein iure delegationis ausüben. 

PB. Hinſchius. 

Eaepolla, Bartholomäus, geb. zu Verona, wurde 1450 Prof. in Ferrara, 
1458 in Padua, wo er als erfter Prof. des Civ.R. 1477 ſtarb. 

Er ſchrieb: Varii tractatus. Lugd. 1552. — Consilia. Francof. 1599. — Comment. 
in tit. D. de V. S. Lugd. 1551. 

Pit.: Savignv VI. 320—323. » Teichmann. 

Captatoriſche Dispoſition iſt eine letztwillige Verfügung, Erbeinſetzung oder 
Vermächtniß, welche an die Bedingung geknüpft iſt: wenn der Honorirte (oder ein 
Dritter) den Teftator (oder einen Dritten) zum Erben einjegen oder ibm ein 
Vermächtniß geben wird. Inſofern, aber aud nur infofern, im einer derartigen 
Verfügung fo oder anders Erbichleicherei ftet, wird fie von einem Senatsſchluß aus dem 
1. oder 2. Jahrhundert und von der anſchließenden Interpretation ausnahmslos für 
mul und nichtig, pro non seripta, erklärt. Die entiprechende Verfügung des Honorirten 
(oder des Dritten) ift au fich keineswegs ungültig, vorausgefegt natürlich, daß fie nicht 
ſelbſt wieder als captatorifch ericheint; ja fie läßt ſich nicht einmal recht als eine "captırte 
bezeichnen, da die captatoriiche nichtig war und der Captande es hat willen müſſen. In 
Ermangelung pofitiver gefeglicher Beftimmungen ift fein Grund vorhanden, den Captans 
als einen indignus zu behandeln; wielmehr wären bier betreffenden Falls die Regeln über 
betrüglich berworgerufene legte Willen anwendbar. Rivier. 
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Carbonianum edietum, ein Abichnitt des prätorifchen Edicts, deinzufolge ein Un— 
mündiger, weldyer zu den prätoriichen Notherben eines Berftorbenen zu gehören behauptet, 
dem aber fein Kindesverhältniß zum Erblaſſer (an inter liberos sit) und aus diejem 
Grunde auch fein Erbanſpruch beftritten wird, den Beſitz der Erbichaft für die Dauer der 
Unmündigteit und Aufſchub der richterlihen Entjcheidung des Erbidaftsitreits bis zum 
Eintritt der Pubertät erlangt, wern innerhalb eines Jahrs nach erhebenem Streit darum 
nachgelucht wird. Die bonorum possessio Carboniana tft eine decretalis, d. h. jie 
wird ertheilt nach voransgegangener causae cognitio 1) darüber, ob die Anſprüche des 
Pupillen nicht offenbar unbegründet find, 2) darüber, ob dies Hinausfcieben der definitiven 
Entjheidung dem Zweck des Ediets, zuverläffiger Vertretung des Unmündigen in dem 
Erbſchaftsproceß, auch wirklich entipricht. Der Gegner wird Mitbefiger, wenn er entweder 
jelbft zu den liberis gehört oder von Seiten des Pupillen nicht genügende Sicherheit für 
eventuelle Reftitution der Erbichaft geleiftet wird. Gegen diefe Kaution erlangt der Pupill 
auc alleinige Berwaltung des Nachlaſſes (Beräußerungen, Anſtellung von Klagen, Be: 
wirfen der Gollation u. ſ. w.), die fonft an den cavirenden Gegner, oder wenn von 
feiner Seite Caution geftellt wird, an einen hierzu ernannten Curator übergeht. Ferner 
fichert diefe Gaution dem Pupillen in dem definitiven Erbſchaftsproceß Die Beklagtenrolle, 
jelbft wenn fie urfprünglich verſäumt ift, jedoch wor der Yitisconteftation nachgeholt wird. 
Unter allen Umftänden hat der Ummiündige Anfprud auf Alimentation aus dev Erbſchaft 
und zwar ohne Erfagpflicht. — Die Ausdehnung des C. e. auf alle defcendentifchen 
Notherben der Nov. 115 (cognatifche Kinder, grundlos Erheredirte) ift zweifellos; ebenſo 
feine nocd gegenwärtig fortdauernde gemeinrechtliche Gültigkeit, und zwar unter Verlän— 
gerung des interimiftiichen Erbichaftsbefiges bis zum Eintritt der Majorennität. Den 
neueren Gelegbüchern ift eine jo ererbitante Begünftigung der Unmündigen unbefaunt. 

Quellen u. fit: D. XXXVII, 10. C. VL 17. Bachofen, Röm. Bfandr. S. 434- 
362. Heimbach in Weiske's Rechtslerit. IL, 300 fi. Rudorff, Ztichr F geſch. Rechtsw. IX, 
42 fi. Sintenis, Praft. Eiv.R., $. 194. Sonftige fit. ſ. b. Hingst, de bon possessione, 
Amsterd. 1859. 9. 152—59. L. a. € Zimmermann. 


Cardinäle, die Mitglieder des Senates des Papftes bei der Regierung der katho— 
liſchen Kirche, welche fih in die drei TH. I. ©. 465 erwähnten Ordnungen der Cardinal— 
Biſchöfe, Priefter und Diafonen jcheiden. Die Ernennung (Creation) der C. erfolgt de 
iure frei durch den Papft, de facto nad) vorgängiger Berathung mit dem Gardinalscol- 
legium. Erklärt derfelbe in der Sigung des legteren nur, daß er eine beftunmte Anzabl, 
deren Namen er nicht nenne, creivt habe, d. h. reſervirt er C. in petto, jo erlangen Diele 
bei ſpäterer Bublication ihrer Namen doch die Anctennetät vom Tage der Reſervation. 
Der Erwerb des Garbinalats erfolgt jett durch die acceptirte Ernennung ; Uebergabe des 
vothen Hutes und Ringes, ſowie die Anweiſung des Titels (ſ. a. a. D.) find nicht mehr ers 
forderlihd. E., welche auf den die Curie allerdings nicht verpflichtenden Vorſchlag der 
großen fatholiichen Mächte, Oeſterreich, Frankreich und Spanien creirt find, heißen Kron— 
cardinäle. Qualifieirt für den Gardinalat find nur ehelich Geborene, nicht mit Irregu— 
laritäten behaftete Männer, welche das 30. Jahr vollendet, die 4 niederen Weihen ers 
langt und mindeftens ein Jahr lang Tonfur und geiftliches Gewand getragen haben, 
und welche endlich feine Lebenden Kinder, reip. Enfel befigen. Auch ſoll bei der Aus: 
wahl darauf gejehen werden, daß im Gollegium möglichſt alle Nationalitäten vertreten 
und mehrere juriftiiche Doctoren, ſowie Magistri der Theologie vorhanden find. Freilich 
kann der Papſt von allen diefen Vorſchriften abjehen und das iſt oft genug im Yaufe 
der Zeiten geichehen. Der neucreirte C. bat nad) der Uebergabe des Hutes noch den 
Eid des Gehorfams gegen den Papft zu leiten. Bei der Zuweiſung des Titel an den 
G. ift ver legtere durch das ſog. Optionsrecht beid;ränft, d. b. bei der Vacanz eines Ti— 
tel8 fann der der Anciennetät nach ältefte C. diefen unter Aufgabe feines bisherigen wäh: 
(en und zwar findet ein ſolches Nachrücken nicht. blos innerhalb der einzelnen Klaffen der 
E., jondern aud) von einem ordo in den nächft höhern ftatt. In der katholischen Hierarchie 
nehmen die C. die nächte Stelle nach dem Papſt ein. Die diefem hoben Range ent 
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fprechenden wichtigften Privilegien find: 1) der ausſchließliche Gerichtsitand vor dem 
Papſt; 2) der Grundfag, daß zu ihrer Ueberführung die größtmögliche Anzahl von Zeus 
gen verlangt wird; 3) die Behandlung der gegen C. verübten Realinjurien und thäts 
lichen Berlegungen al® erimen laesae maiestatis ; 4) das Sitz- und Stimmrecht auf 
den allgemeinen Goncilien, 5) das ausſchließliche Borredht, zu legati a latere ernannt 
zu werden ; 6) die Befugniß, gewiſſe Rechte der biſchöflichen Jurisdiction in ihren Titel- 
ficchen auszuüben ; 7) endlich die Theilnahme an allen den Biſchöfen gewährten Privi= 
legten. Dagegen haben alle C., mit Ausnahme derjenigen, welche Biſchöfe ausmwärtiger 
Diöceſen find, die Nefidenzpflicht. Die Einkünfte der E. beftehen in den Einnahmen aus 
ihren Kirchen, den ihnen Tonft übertragenen Kirchenpfründen und dem auf fie fallenden 
Antheil an den dem ganzen Collegium zujtehenden Gefällen. Erreichen alle dieſe Ein- 
fünfte in Verbindung mit denen aus einem etwaigen Privatvermögen nicht Die Summe 
von 4000 Seudi, jo erhalten die betreffenden E. das Fehlende in wmonatlihen Raten 
(ven |. g. piatto cardinalizio, Gardinalsteller) aus der päpftlihen Caſſe ausgezahlt. 
Als Ehrentitel fommt ihnen das Prädicat: Eminentia zu; ihre Jnfignien find der 
rothe Hut, das rothe Barett, der Garbinalsring und das Purpurgewand. Die C. bilden 
zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten ein eigenes Collegium, deſſen Vorſitz der ältefte 
Cardinalsbiſchof, gewöhnlih der Biihof von Oftia, führt. Die Verwaltung der Ein— 
fünfte und die Zuweiſung der jährlichen Erträgnifle (des fog. rotulus) aus Ddiefen, der 
massa communis, an die einzelnen Mitglieder beforgt ein eigener Beamter des Collegs, 
der cardinalis camerarius sacri collegii. 

Ueber die Theilnahme der E. an der Yeitung der Kirche und über ihr echt, den 
Papft zu wählen ſ. Th. I. a. a. O. 

?it.: Jac. Cohellius, notitia cardinalatus ete. Rom 1653; Plati, De cardinalis 
dignitate. Rom 1602; ed. 4. illustr. a, J. A. Tria, Rom 1746; ed. 6. cura Alex. card. 
Spada, 1536; Bangen, Die römische Curie. Münfter 1954. 

P. Hinſchius. 


Carmer, Johann Heinrich Caſimir von, geb. 29. Deebr. 1721 zu 
Kreuznach, trat 1749 in den preußiſchen Staatsdienſt, wurde 1768 Juſtizminiſter für 
Schleſien, 1780 mit Ausführung der Juſtizreform betraut und zum Groffanzler er— 
nannt, ſchuf eine neue Pre.O. und das L.R., wurde 1791 Freiherr, 1798 in den Gra— 
fenftand erhoben und ftarb 23. Mat 1801. 

Fit: Daniels. Lehrbuh d. Preuß. Priv. R. 1851. — Carmer, Preuß. Großlanzler. 
Breslau 1802. — Dohm, Denkwürdigkeiten. Th. J. — Bluntſchli II, 375—331 — f. Bo. 
1. S. 233. 234. Teihmaun. 

Carmignani, Giovanni, geb. 31. Yuli 1768 in San Benevetto bei Piſa, 
bezog 1786 die Unwerfität Pifa, widmete ſich zuerft literariſchen Studien, Tpäter jurifti- 
chen und wurde 1790 Doctor. In Florenz lernte er die Praxis kennen, wurde wegen 
feiner politischen Anfichten verfolgt und 1799 auf 3 Jahre verbannt. Durch die Ber: 
wendung Yorenzo Pignotti's wurde er 1803 zum Prof. des Erim.R. an der Univer- 
fität Piſa ernannt, welche Stellung er trog mannichfacher ehrenvoller Anträge bis zu 
feinem Tode (1846) einnahm. 

Schriften: Saggio di giurisprudenza eriminale, Fir, 1795. — Elementa juris ceri- 
minalis. Fir. 1807. 4. Aufl. Rom. (Macerata) 1929. 5. Aufl. Pisa 1833. — Teoria delle 
leggi della sicurezza sociale. Pisa 1931. — Seritti inediti (Tipograf. Giusti) Lueca 1551. — 
Cause celebri, Pisa 1843—47. 


Yit.: Carrara, (antü e Carmignani, Lucca 1566. — Carrara, Ambrosoli e Car- 
mignani 1564. — Elementi di diritto eriminale Malta 1847 (entb. eine Biographie C. 
von Prof. Carnana Dingli). — Karmignami, bie Todesftrafe überfegt v. Spies. 
Bamb. 1837. Teihmann. 


Carpzov, Benedict, geb. 1595 zu Wittenberg, war Afjeffor am Yeipziger 
Scöppenftuple, wurde Hofrath in Dreöven, Prof. und Ordinarius in Yeipzig, Geh. Rath 
in Dresden und ftarb in Leipzig 1666. 

Schriften: Decisiones Saxonicae, Lips. 1646. 1729. — Practica nova Imperialis 
Saxonica rerum eriminalium P. I—III. Lips. 1633 (1635?) 13. Ausg. Francof. 1759. — 
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Processus juris saxonici. Jenae 1657. — Jurispr. forensis Saxonica. Franeof. 1638. Lips. 
1721. — Disputationes hist.-polit.-juridie. Lips. 1710. — Beinl. — u. Achts⸗ 
proceß. Yeipz. 1662. — Jurisprudentia ecclesiastica s. consistorialis. Hanov. 1645. Lips. 


1649. Ed. nova Lips. 1721. — 
tit.: Langii concio. fun. germ. in B. Carpz. Lips. 1667, — Wächter, gem. R. 
Dentihl. S. 102. — Biener, Beiträge. ©. 167. — Erſch u. Gruber. 
Teihmann. 

Eafaregis, Joſeph Laurentius Maria de, ftarb 1737 zu Florenz. 

Er fhrieb: Discursus legales de commereio. Flor. 1719—29 — Il eambista in- 
struito per ogni modo di fallimenti. Venez. 1737. — Opera omnia. Venet. 1740. — 
Fit: Goldſchmidt, Handb. d. Handeld-R. Bd. I. 24. TZeihmann. 

Caſſatoriſche Elaufel, Erlöſchungs-, Refolutiv-Claufel, Nebenabrede der Rechts— 
verwirfung bei Nichteinhaltung eines Stichtages, einer Frift. Wenn die Yeiftung eines 
BVertragichliegenden ganz oder theilweiſe bis zu einem vwerabredeten Zeitpunft nicht erfolgt, 
fo hat nach allgemeiner Rechtsregel der Gegner ein Klagerecht auf Erfüllung und Schavloshal- 
tung aus dem Berzuge, Allein es kann vertragsmäßig beftunmt werden, daß alsdann der 
Bertrag als nicht geichloffen angelehen werden, oder der ſäumige Theil feines Rechts 
aus demfelben verluftig fein fol. Im der erften Bedeutung, ald eine nad) einer mehr- 
deutigen Auffalfung zum Vortheil beiver Theile beftimmte Erlöichungsclaufel fand fie ſich 
häufig in den Engagementöbriefen und Schlußnoten der Mäkler über Effectengefchäfte : 
„zu liefern 2000 Fl. in 80 Stüd Metallique8 zum Gourfe von 97 Proc. fir am 
am 30. April und erlifcht mit dem 1. Mai das Engagement. In gewilfen Um— 
fange ift in Berüdfichtigung des Bedürfniſſes leichter Abwidelung der kaufmänniſchen Ges 
Ihäfte von? D. H.G.B. die Erlöfchungsclaufel als der jtillichweigend mitberedete 
Inhalt der Feſtſetzung eines Stichtages oder einer Yieferungsfrift anerfannt worden. In 
der zweiten Bedeutung, ald Berwirkungsclaufel, fommt fie oft bei Stundungs- und Nach— 
laß⸗ Verträgen vor. Es liegt in der Wahl des Gläubigers, davon Gebrauch zu machen. 
Ein Verzicht deffelben wird im der Regel darin gefunden, daß er trog des Eintritts der 
Rechtsverwirkung die Erfüllung ganz oder theilweiſe fordert oder vorbehaltlos annimmt, 
oder Stundung ertheilt. ntjteht Streit, ob jene eingetreten, fo trifft — nach einer 
nicht unbeftrittenen Anfiht — den Schuldner die Beweislaft, daß er rechtzeitig geleiftet. 
Nur eine perfönlihe Klage ſchließt ſich an die Clauſel. 

Gfgb.u.Fit: D.H G. B. A 357—359. Preuß. AR. I. 11, 8.266 f. Bürgerl. G. B. 
f. d. Köntar. Sadıfen. 8. 1436— 1439. C. eiv. A. 1184. Holzſchuher, Theorie und Ca— 
fuiftit j. claus cassat. Schaper. 

Casus. Tas Wort „casus“, „Zufall“ bezeichnet ein im Nechtsleben wirkſames 
Ereigniß, deſſen Eintritt nicht durch einen darauf gerichteten Willen herbeigeführt worden 
ift und das, ſofern e8 überhaupt die Folge einer willfürlichen Handlung war, als ſolche 
nicht worhergelehen werden fonnte. Der Begriff ift alfo ein mweientlic negativer. Gegen 
fat des ec. ıft Die voluntas ($. 28. J. II. 1.1. 1.1.5. C. 9. 16.), worunter man 
aber nicht den eigentlichen Willensact allein, fondern ebenfo den im der ältern Rechts— 
ſprache ſog. negativen böfen Willen, Die auf dem Nichtvorhandenfein des ſchuldigen guten 
Willens beruhende culpa, zu verftehen hat. Der Begriff umfaßt unabwendbar eintre— 
tende Ereignifje und umwillfürlihe Handlungen, jowie die noch nicht worberzufehenden Er— 
gebnifie an fich willfürlicher Acte. 

Durch cafuelle Ereigniffe fan einer Sache ein Zuwachs zugeführt werden, — causs 
rei, commodum, — vgl. hierüber den Art. „Sommodum.“ Bon befonderer Wichtigfeit 
wird der Zufall, infofern er Ihädigend in begründete Nechte eingreift. Es ergibt ſich hier 
die namentlich in Obligationsverhältniffen ſchwierige Frage, wer die ſchädliche Folge des 
Zufalld, das periculum, zu tragen hat. 

Die ältere Theorie beantwortete diefe Frage dur Aufftellung der einheitlichen Rechts— 
regel „casum sentit dominus.“ Als einer der legten Vertreter diefer Theorie iſt Müh— 
lenbruch zu nennen. Seitdem Wächter die Unzulänglichkeit jenes in den Nechtöquellen 
nicht zu findenden Satzes als einheitlichen Princips der Vehre dargelegt und das Wahre 
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in demfelben auf die Bedeutung zurüdgeführt bat, daß mit dem Untergang einer Sache 
auch jedes dingliche Recht daran aufhöre, jo hat man ed aufgegeben, einen allgemein 
gültigen Sag zu finden, der es poſitiv ausfpricht, wer die Folgen calueller Beſchädigung 
zu tragen hat. Bon Einigen (Einteni z. B.) wird Die Eriftenz eines einheitlichen Prin— 
cips für die Einwirkung des c. wenigftens bei Obligationsverhältniffen geradezu ges 
leugnet. 

In negativer Faffung wird ſolches Princip von Wächter und den meiften Neueren 
in dem Sat der Quellen gefunden: e. a nullo praestantur. Diefer Sag bietet aufer- 
halb der Vertragsverhältnijfe feine weitere Schwierigkeit. Es kann durch Zufall wohl 
eine Bermögenöminderung erzeugt werben, ein neues Obligationsverhältnig aber kann 
daraus nicht erwachſen. Wird eine Bertragsleiftung unmöglich (was bei einem genus 
debitum nie der Fall fein kann, quia genus nunquam perit), jo ergibt jenes Princip 
die ferneren Säge der Quellen: creditoris est rei periculum, spceies perit ei cui de- 
betur. infeitige Obligationen werben alſo durch cafuelle Unmöglichkeit der Leiſtung 
einfach aufgehoben, durch caſuelle Deterioration verändert, und daſſelbe gilt bei zweiſei— 
tigen Obligationen von der unmöglid gewordenen oder cafuell werringerten Yeiftung. Ob 
aber Derjenige, deſſen Yeiftung unmöglich geworden ift, die ihm verfprochene Yeiftung den— 
noch einfordern oder behalten kann, wird bei verſchiedenen Geſchäften verſchieden entfchie- 
den; und gerade hierauf beruht der Streit, ob aus jenem Sat ein allgemein gültiges 
Princip zu entnehmen ift. Die Frage wird bei den Geſchäften, in denen Yeiftung und 
- Gegenleiftung ausgetaufcht werben, fih Zug um Zug bedingen, 3. B. beim Kauf, bejabt, 
fie wird verneint, wo nad) der Natur der Sache von dem einen Theil vorzuleiften war, 
damit Der Anſpruch dafür entftehe, z. B. bei den Verträgen auf Gebrauchs-Ueberlaſſung. — 
Streitig ift die Frage nad) der Einwirfung des c. auf ſolche Verträge, deren Gegenftand 
ein zu leiftender Dienft ift, und auf die Innominatcontracte, bei den legten wegen des 
jus poenitendi. 

Madai hat für die Lehre ein neues allgemeines Princip in dem Eat finden wollen, 
daß Derjenige die Gefahr zu tragen habe, deſſen Yeiftung eine perpetua fei. 

Die an und für fih nad Obigem ausgeſchloſſene Verbindlichkeit für e. einzuftehen 
fann begründet werben durch ausdrücklichen Vertrag, z. B. den Berficherungsvertrag. Sie 
entfteht gefeglich fir den moroſen Schuloner, bei eigenmächtiger Befigergreifung fremder 
Sachen, überhaupt bei dem mit Verſchulden verbundenen Zufall (c. mixtus). Bis zu 
einem gewiſſen Grade haften für den Zufall die nautae caupones stabularii aus dem 
receptum : nur vis major fällt nicht in den Bereich ihrer Haftverbindlichkeit. 

Das Preuß. R. gründet fid) auf den Sag: c. sentit dominus. 8 erflärt nicht 
blos Die einfeitigen, Jondern auch die zweileitigen Verträge für aufgehoben, wenn die Er- 
füllung des Vertrages durch Zufall unmöglich wird, Die Gefahr der Berfchlechterung 
trägt bei einfeitigen Verträgen der Gläubiger, bei zweifeitigen der Schuldner, der Gläu— 
biger hat das Necht des Rücktritts. Muß hiernad eine bereit erhaltene Yeiftung zus 
rüdgewährt werden, jo geſchieht Das nad) den Grundſätzen von der Zurücleiftung des 
redlichen Bejigers, an Stelle geleifteter Handlungen ift deren Werth zu erfegen. — Das 
Sächſ. Civ. G.B. läßt Denjenigen, der vom Zufall betroffen wird, und fonft als Regel, 
wie Das gem. R., den Gläubiger die Gefahr tragen. — Nach dem Defterreih. GB. 
ſoll der Zufall Denjenigen treffen, in deſſen Perfon oder in deſſen Vermögen er fich 
ereignet. — Auch der C. eiv. geftattet regelmäßig feinen Anſpruch auf Grund der zu— 
fälligen Unmöglicyfeit oder Verſchlechterung einer Yeiftung, Die Gefahr geht in der Negel 
durd den bloßen Vertragſchluß auf den Gläubiger über, außer im Fall verzögerter 
Uebergabe, und zwar felbft bei dem Verkauf von Grundftüden, bei denen der Vertrag das 
Eigenthum nicht überträgt. Beim Miethsvertrag hebt cafueller Untergang des Objects 
den Vertrag auf, Deterioration begründet ein Rücktrittsrechts. 

Nach dem Vorgang der Part. Gſgb. in einzelnen Fällen wird gegenwärtig dem Ver— 
nehmen nadı für ven Nd. Bund ein Gejeg vorbereitet, nach welchem die Haftung der 
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Unternehmer bei gewifjen inbuftriellen Unternehmungen für den dabei entftandenen Schaden 
über das Gebiet nahmeisbarer Schuld hinaus auögedehnt werden ſoll. — 

Sfgb. u. Lit.: Bol, Wächter, cin. Arch. XV. ©. 97. 188. Mommfen, Beiträge zum 
Obligationenredt. I. ©. 225. Mommfen, Erörterungen. Jhering, Abb. aus dem Rom. R. 
Fuchs, civ. Ard. XXXIV. ©, 106 ff. — D. de periculo et commodo 18. 6.C. 4. 48. — 
Preuß. AER. I, 5. 88. 364 ff. I. 11. 8. 100. I, 21. 88. 299 fi. — Sächſ. Bürg. GB. 
8. 126. 88. 866 ff. — Seſterr. ©.B. $. 1311. — C. eiv. a. 1138. 1148. 1624. 1722. 

Eceius. 

Cathedralſteuer. Das cathedraticum, eine Abgabe, welche in ver katholiſchen 
Kirche jeit dem 6. Jahrhundert vorfommt, ift von den einzelnen Geiftlihen (mit Aus- 
ſchluß des Regularelerus) an den Biſchof der Diöcefe als ein Zeichen ihrer Unterwür- 
figteit zu entrichten (ec. 1. C. 10. qu. 3. höchſtens 2 Ducaten) und wurde in früherer 
Zeit bei dem Zufammentritt der jährlich einberufenen Diöcefanfynode eingefordert (Daher 
auch synodaticum genannt). Heut iſt die Steuer nicht mehr an die Abhaltung der Sy— 
noden geknüpft, in mehreren Ländern aber gänzlich aufgehoben, 3. B. in Oeſterreich (Hof: 
becret vom 16. Juli 1783). 

Lit: Phillips: Lehrb. des K.K. S. 355. Richter, KR. $. 234. 

Hübler. 

Catonianiſche Regel nennt man, nach dem älteren Cato (f 148 v. Chr.) oder 
nach deijen Sohne (F 153) den Satz, daß ein Bermädtnif, welches, wenn 
der Zeftator jofort nad dem Teftirengeftorben wäre, ungültig gewefen 
wäre, ſchon Deswegen definitiv ungültig if. -— Im Beziehung auf ſubjective' 
Tähigfeit des Teftatord und des Honorirten und auf Commercialqualität der vermachten Sache 
war wohl eine befondere Vorſchrift in dieſem Sinne überflüffig, denn dafür galt ſchon von 
jeher der allgemeine Grundſatz: Quod initio vitiosum est, tractu temporis ( oder ex post- 
facto) convalescere non potest. Ebenjo wenig erichten eine Derartige Beſtimmung als gebo- 
ten, wenn der Teftator jelbjt den Anfall des Vermächtniſſes von einer Bedingung abhän: 
gig gemacht hatte, weil es ja alsdann offenbar iſt, daß der Zeitpunkt der Erfüllung maß— 
gebend jein fol. Daber ift die C. R. nad beiden Seiten hin ausgeſchloſſen, ſowie über: 
haupt in allen Fällen, wo das Vermächtniß nicht vom Tode, fondern von der Aoition 
an geſchuldet iſt, z. B. beim Nießbrauchsvermächtniß. — Einfache Folge vom Wefen 
und vom Zwede der Gapacität (ſ. d. Art.) ift es, daß darauf die E. R. Feine Anwendung 
finden kann. Auch bei den Fideicommiſſen konnte urfprünglich feine Rede davon fein. 
Dagegen wird die vwolltommene Geltung der C. R. nach der Gfleichftellung der Yegate 
und Fideicommiſſe und im Juſtin. R. jegt nicht mehr beftritten. 

Yit.: S bauptfählid Vangeromw, Lehrbuch, $.540. — Rivier, De diserimine quod 
inter regulam Cm. et eam quae lege 29 DeR. J. continetur juris antiqui regulam interest. 
Inauguraldiſſ. Berlin 1858. Tit. D. XXXIV, 7. Nivier. 

Gautionen im materiellen Recht. Die Sitte und das Klageſyſtem der Römer 
brachten es mit fich, daß in vielen Fällen, wo nach heutiger Anfhauung ein vechtlicher Schuß 
oder Zwang felbftverftändlich fcheint, nach Röm. R. die Eingehung einer beftimmten 
Berpflihtung mittelft eines oft durch Stellung von Bingen (Satisdation) ver 
ftärften Verſprechens als nothwendig und richterlich wenigſtens indirect erzwingbar anerkannt 
wurde. Daher, abgefehen vom Proceß, eine Reihe von Cautionen, welche zum Theil 
im gem. R. nicht mehr gebräuchlich und im den neueren Part. Gſgbb. nicht beibehalten 
worden find. Es find bier nur von den wichtigeren, noch heute anwendbaren, einige zu 
erwähnen, 

Dazu gehört die Verpflichtung des Ufufructuars, unter Stellung von Bürgen zu 
veriprechen, se boni viri arbitratu usurum fruiturum, finito usufruetu restitutu- 
rum, dolum malum abfuturum, — wovon sub verbo Ufusfructus die Rede fein 
wird. Sodann, im Familienrecht das Verſprechen mit Satisdation des Vormunds, rem 
pupilli salvam fore, vor welder er zur Verwaltung nicht legitimirt iſt; mach ber 
NReihs:P.D. von 1577 werden Bürgen nicht mehr erfordert ; . d. Art. Vormund— 
Ihaft. Im Erbrecht kommen mehrfach C. vor. So die cautio legatorum servando- 
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rum causa, welche der mit einem Vermächtniſſe Onerirte dem Honorirten auf deſſen Be— 
gehen Leiften muß. Co ferner die cautio muciana, welche der unter einer negativen 
Poteſtativbedingung bonorirte Vermächtnißnehmer, weldyer noch pendente conditione das 
Vermächtniß befommt, dem Erben dafür leiten muß, daß er im Falle des Zumwiderhan- 
delns, das Vermächtniß cum omni causa veftituiren wird, — Des Näheren zu bebandeln 
ft bier die Sicherheitsleiftung wegen zukünftigen Schadens, cautio 
damni infeeti, 

1) Die Verpflichtung zur Yerftung dieſer E. jest voraus drohende Gefahr eines 
Schadens, und zwar von eimem Grundſtücke (von Boden, Bäumen, Bauten, Anlagen, 
Werken, Vorrichtungen) und für ein Grundſtück, nicht für Perfonen oder bewegliche Sa- 
den, welche fi etwa auf dem Grundſtücke befinden fünnen. Werner wird ald Grund 
der Schadensandrohung vorausgefegt Die nicht durch die Natur ſelbſt, jondern durch 
Menſchenhand, wenn auch nur wegen VBerfäumung der erforderlichen Reparaturen, vwitiöfe 
Beſchaffenheit des Grundſtücks, und es foll auch nur derjenige Schaden berüdtjichtigt wer: 
den, welcher als wirkliche Folge einer ſolchen vitiöſen Beichaffenheit erjcheint, alfo nicht 
derjenige, welcher durch Handlungen dritter Perfonen oder durch unvermeidliche Nature 
gemalt zugefügt worden: tt. 

2) Berpflichtet zur Gautionsleiftung tft vor Allen der Eigenthiimer des gefahrdro— 
benden Grundſtücks; ſodann der redliche und auch der umvedliche Befiger ; ferner jeder 
Inhaber des Grundftüds im Folge dinglichen Nechts, Emphyteuta, Superficiar, Ufufruc- 
tuar, Prandgläubiger. Ebenſo noch Unternehmer von Werten, Anlagen u. dgl. auf öffent: 
lichem Grund und Boden, jo an öffentlihen Wegen, Flüffen u. f. w. — Die Berpflid)- 
tung iſt eine jubjectiv alternative, jo daß die Yeiftung durch den einen Verpflichteten Die 
Uebrigen befreit. Mehrere Miteigenthümer find verhältnißmäßig nad ihren Antheilen 
verpflichtet. 

3, Berechtigt die E. zu fordern ift Jeder, welcher bei der drohenden Gefahr ein 
Intereſſe bat, ſoweit dieſes Intereſſe reicht: der Eigenthiimer des bedrohten Grund- 
ftüds, die Inhaber von dinglihen Nechten an demfelben, endlich auch blos obligatorisch 
berechtigte Inhaber, der Miether oder Pächter, der Käufer nach gefchehener Tradition ; 
nicht aber Derjenige, weldyer im gefährdeten Grundftüde blos ab- und zugeht oder Hand- 
lungen vornimmt. Ob auch der redliche Befiger, ift controverd. — Die Berechtigung 
bört auf, wenn der Berechtigte bereit durch ein anderes Nechtsmittel genügend gededt 
it, weshalb Miteigenthümer, Miether und Bermiether u. dgl. die E. von einander nicht 
wohl fordern können, obſchon dieſelbe zwiſchen Eigenthümer und Ufufructuar zuläffig 
ſcheint. Uebrigens lag hier Vieles im freien Ermeſſen des Prätors. Der Anträger muß 
den Galummieneid ſchwören. 

4) Der Berpflichtete muß verfprechen, allen binnen einer beftimmten Friſt eintreten= 
den Schaden der vorerwähnten Art vollftändig, jedoch mit Ausfchluß von Luxusgegen— 
Händen, zu erjegen. Von Anderen als dem Eigenthümer und dem redlichen Beſitzer wird 
Stellung von Bürgen verlangt. Die E. wird erneuert, wenn nad Ablauf der Friſt der 
Schaden zwar nicht eingetreten, die Gefahr aber noch vorhanden if. Wenn abfichtlic 
leine Frift beftimmt ift, gilt die E. ein für allemal; wenn irrthümlich, kann der Ver: 
pflichtete nach Ablauf der ortsüblichen Zeit auf Entbindung antragen. Die Klage aus 
der C. geht auf die Erben des Berechtigten über und gegen die Erben des Cavirenden. 

5) Weigert fi der Verpflichtete die C. zu Teiften, jo wird nad Ablauf einer vom 
Prätor gefegten Frift der Berechtigte Durch richterliche Verfügung in den Beſitz, in der 
Regel des ganzen gefahrdrohenden Grundſtücks, eingewieſen, obne zwar den Verpflichteten 
daraus zu verdrängen, aber custodiae causa, nämlich jo, daß der Berpflichtete „ven 
missus neben ſich detiniven und cuftodiren lafjen muß‘, diefer alfo jet auch befugt ift, 
die nöthigen Reparaturen felbft vorzunehmen. Died ift die fog. missio ex primo de- 
ereto, welde dadurch aufgehoben werden kann, daß der Verpflichtete die C. in der nun— 
mehr gehörigen Art leiſtet, alfo mit etwaiger Vermehrung der Koſten. Sonft erfolgt, 
nad angemejjener Frift und causa cognita, eine zweite Befigeinweifung, missio in pos- 
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sessionem ex secundo decreto, welche Verdrängung des Verpflichteten und Uebergang 
von deſſen Rechten (Eigenthum, Ufjucapionsbefig, Ausübung des Nießbrauchs, Emphyteuſe, 
Superficie8) auf den Eingewiefenen zur Folge hat. Mehrere Eingewielene werden Eigen: 
thümer u. |. w. zu arithmetiich gleichen Theilen. Im Falle von Wiverftand jeitens des 
Verpflichteten ftehen dem Berechtigten die gewöhnlichen Nechtömittel zu, womit beun Ein- 
tritte des Schadens eine actio in factum concurrirt, auf foviel, als der Verpflichtete 
Ichuldig fein würde, wenn er cavirt hätte. Der BVerpflichtete kann fich aber durch Dere— 
(iction des Grundſtücks liberiren. 

6) Wenn die Sautionsleiftung nicht verlangt worden ift, und Schaden eintritt, ift zu 
unterfcheiden, ob die Verſäumniß mit oder ohne Verſchulden des Berechtigten ftattgefun- 
den hat. Im erfteren Falle hat er nach der im Juſtin. R. recipirten Anficht ein Re— 
tentionsrecht an den herübergefallenen Trümmern. Im andern Falle aber wird ihm eine 
Klage auf Gautionsleiftung für Vergütung des bereits erfolgten Schadens (de damno 
praeterito) gewährt, welcher ſich der Berpflichtete durch Dereliction entziehen kann. 
Desgleichen wenn das Gautionsbegehren beim Eintritte des Schadens bereits anhängig 
war, in welchen Falle dem Richter auch freifteht, fogleich eine Klage in factum auf 
Schadenserfag zu geben. 

7) Wenn Jemand kraft einer ihm zuftehenden Befugniß, 3. B. kraft einer Servitut, 
auf fremdem Grund und Boden Etwas, z. ®. Ausbeflerung eines Weges u. dgl., vor: 
nimmt, jo darf der Eigenthümer des Grundftüds ihm dieſes Vornehmen jo lange unter: 
jagen, bis er für Erfat des dadurch entjtehenden Schadens C. geleitet hat. 

Fit. u. Quellen: Bangerow, $. 678. Keller, 8.162. Heffe, Die cautio damni 
infecti (Leipzig 1838). Grob, Ueber die Caution wegen zufünftigen Schadens. München 1554. 
Reinhard, ım Arch. für civil. Praxis XXX. Schäffer, im Arch. für pract. Rechtewifl. II. 
D. XXXIX, 2. de damno infecto, XLVI, 5. D. de stipulationibus praetoriis. C. Il, 57. 
de satisdando, Nivier. 

Cautionen im Civilproceß jind beſtimmt, entweder eine Partei gegen den Nachtheil 
zu fchügen, der ihr aus der Procehführung der andern erwachſen könnte, oder eine Unbillig: 
feit auszugleichen, welche ein ſchlechthin geiprochenes Urtheil zur Folge haben würde. Die 
Auferlegung der erfteren gehört zur Procegleitung, die der legteren zur Urtheilsfällung. 
Beide Arten werden fachlich ſchon von den Römern unterfchieden, ſprachlich aber mit dem— 
jelben Namen als cautiones iudiciales bezeichnet. 1. 1. $. 1. D. de praet. stip. 46. 
5. pr. $. 1. I. de div. stip. 3. 18. Im Einzelnen gehören zur erften Claſſe folgende, 
und zwar A. von Seiten des Bellagten zu leitende. Schon im Legis-Actionen- und um 
Vormularprocefje mußte der Beklagten fein Erſcheinen im nächften Termin vor dem Magiſtrat 
durch Bürgſchaft (vadimonium) fiherftellen, wofür aud wohl die Bezeichnung cautio 
iudieio (sc, ordinando) sisti üblih war. In den Pandecten aber ift ftatt deffen eine 
andere cautio iudiciosisti eingeführt, Durd welche der Beklagte fofort bei Zuftellung der 
Klageichrift fich verpflichtet, in dein vom Kläger bezeichneten Termine vor Gericht zu er 
Icheinen und den Proceß bis zum Endurtheil fortzuführen. Tit. D. qui satisdare cog. 
I. 8. Nov. 53. €. 3. 8. 1. Diefe ©. erſetzt zum großen Theile zugleich eine zweite, 
vordem üblich geweſene, nämlih die ce. iudicatum solvi. Cine ſolche war um 
clafjischen R. bei den actiones in rem zu demſelben Zwede vorgeichrieben, welchen früher 
bei der legis actio sacramento die praedes litis et vindieciarum und dann bei Der 
actio per sponsionem die stipulatio pro praede litis et vind. erfüllt hatten: näms 
(ih um dem Kläger für den Fall feines Sieges die Herausgabe der Sache nebſt Früchten 
ficher zu ftellen. Und zwar umfaßte jene ce. ind. sol. hauptſächlich zwei Punkte: 
de re defendenda und de iudicato solvendo, Bon diefen beiden ift nun aber bei 
Juftinian der erftere im der meuen ce. iudieio sisti aufgegangen, und ber letztere fell 
mit einer bejondern c. iudicatum solvi nur noch dann verbürgt werden, wenn Der 
als Beſitzer beweglicher Sachen belangte Verklagte eine verdächtige Perſon ift. pr. bis 
$. 2. J. de satisd. 4. 11. Endlich in der Praxis des gem. R. wird zwar nicht 
blos die ec. iudicio sisti (de iuri parendo), jondern audy die e. iudie. solvi Ki 
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allen Gattungen von Klagen angewendet; im einzelnen Falle ift aber die Auferlegung 
der einen, wie der andern, davon abhängig, daß der Kläger einen beftimmten Grund des 
Verdachtes bejcheinige, und zwar bei der erfteren dahin, daß der Beklagte durch perſön— 
liche Entweichung fich ſelbſt dem Gerichtözwang, bei der letteren, daß er durch Beſeitigung 
der Zahlungsmittel fein Vermögen der Erecution zu entziehen drohe. Wetzell, Syſtem 
des ord. Civ. Pre. $. 30. ©. 287. 289. Im Preuß. R. ift Die ce. iud. sisti ab- 
geſchafft, die cautio iud. solvi in der Lehre vom Arreft aufgegangen $. 14. WU. G.O. J. 
21. Eine andere Beranlaffung zu C. bietet die procefjualifche Vertretung des Beklagten. 
Im Röm. R., wo der Vertreter dominus litis wurde, brauchte der Kläger fich mit einem 
folgen nur einzulaffen, wenn ihm entweder der gegenwärtige Verklagte ſelbſt oder in 
defien Abweſenheit der Vertreter ce. iudicatum solvi leiftete. Und bei dinglichen 
Klagen konnte er außerdem noch eine c. ratam rem dominum habiturum esse 
fordern, meil ihm bier immer die Möglichkeit drohte, nad) Erlangung des Streitgegens 
ftanded aus der Hand des Vertreters nunmehr vom Bellagten jelbft auf Rückgabe deſſel— 
ben belangt zu werden. Gai. IV. 101. 88. 1. 5. J. de satisd. 4. 11. 1. 40. $. 2. 
D. de proc. 3. 3. Allein im heutigen R., wo die Handlungen eines gehörig legitimirten 
Vertreters immer ebenfo wirken, wie diejenigen des Vertretenen jelbft, bedarf es jener C. 
nur noch in Ermangelung einer Legitimation. Ohne eine ſolche darf die Vertheidigung 
des Beklagten auch heute noch von jedem übernommen werden. 1. 33. $. 2. D. de proc. 
Schlager, in Linde's Ztihr N. F. I. ©. 303. Im diefem Falle muß dann bei 
allen Klagen ec. iud. solvi umd bei Dinglichen auch c. de rato geleiftet werben. In gleicher 
Weiſe verlangt das Preuß. R., welches in Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, Fremde 
zur Vertretung zuläßt, von diefen C. $. 26. A.G.O. I. 3. 

B. C. des Klägers waren dem älteren Röm. R. unbekannt und find zwar von Juftinian 
eingeführt, Tpäter aber durch Die Praxis wieder befeitigt worden. Dagegen ıft durch das Can. 
R. beſtimmt worden, daß der Kläger, der einen von ihm ausgewirkten Termin verfäumt bat, 
mit feinem nächſten Ladungsgeſuch nicht eher gehört werben foll, als bis er für die aus 
ner etwa erneuten contumacia erwachienden Koften Sicherheit beftellt hat. c. 1 in VI. 
de dolo et cont. 2. 6. Dies tft die jog. e. de lite prosequenda, welde aud von 
Amts wegen gefordert werben kann. Diejelbe gilt auch im Preuß. R. 8. 20. 4. 
GO. I. 20. Noch weiter greift die durch die Praxis üblich gewordene c. pro ex- 
pensis d. h. eine Eicyerftellung, welche der Beklagte in allen Fällen, wo fein eventueller 
Anſpruch auf Koftenerftattung gefährdet erſcheint, mittelft einer dilatoriihen Einrede vom 
Kläger fordern kann. Ein Hauptfall ihrer Anwendung liegt vor, wenn der Kläger ein 
Ausländer iſt. K. G.O. von 1555 III, 49 8. 8. In diefem Falle kann nad) Preuß. 
R. der Bellagte ſogar die Einlaffung auf die Klage vorläufig ausjegen. $. 5. Verorbn. 
v. 21. Juli 1846. Indeſſen ift fie keineswegs auf dieſen Fall beichräntt, $. 1.4. G.O. 
I. 21. Unter einer Borausiegung nimmt der Kläger zugleich die Stellung eines Beklag- 
ten ein: nämlich wenn gegen ihn eine Wiverflage erhoben wird. Für dieſen Fall ver 
fteht es fich von ſelbſt, daß auch auf ihm die oben unter A. entwidelten Regeln Anwen— 
dung finden und er unter Umftänden zu einer ce. iud. solvi, möglicher Weile aud) 
einer e. iudicio sisti genöthigt werden fanı. Manche nennen ſolche C. des Wider: 
beflagten auch pro reconventione: Wetzell 8. 30. ©. 290. Allen eine eigen— 
tbümliche Bedeutung gewinnt diefer Name nur dann, wenn man darunter mit Anderen 
(Bayer, Borträge $. 33) die im Sächſiſchen Pre. vorfommende E. verfteht, durch 
welde der Kläger dem Beflagten dafür Sicherheit zu gewähren hat, daß er fih nad 
Erledigung des erften Brocefies zur Verhandlung der Widerklage vor demfelben an ſich nicht 
competenten Richter ftellen werde. Außer in diefen Fällen kann der Kläger auch noch in 
der Srecutionsinftanz zur Stellung einer C. (de restituendo) veranlaft fein: nämlich) 
wenn er ein ihm günftiges Erkenntniß entweder vor Eintritt der Rechtskraft (3. B. bei 
Einlegung ver Revifion oder in fchleunigen Sachen) oder trog einer wider ihn anhängig . 
gemachten Prinzipalsdntervention zur Vollſtreckung bringen will. Näheres |. in den betr. 
Art. Endlich wird auf Seiten des Klägers noch durch eine Vertretung deſſelben eine E. 
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nöthig. Es iſt nämlich eine cautio de rato ſowohl nach Röm ald nach gem. R. in 
allen den Fällen zu leiſten, wo das Recht zur Vertretung nicht ſogleich bei der Klaganſtellung 
dargethan werden kann 1. 1 C. de proc. 2. 13, und nur der Unterſchied beſteht, daß 
nad gem. R. nicht Jedermann, ſondern nur beſtimmte Perfonen ohne Vollmacht zur Ver- 
tretung zugelaffen werden. — Einfacher geftaltet ſich die zweite Claffe der E., welde mit 
der Urtheilsfällung zufammenhängt. Im Röm. R. mußte zunächſt der Beflagte zur 
Leiftung einer folden angehalten werden, wenn die jofortige Befriedigung des Klägers 
nicht möglich, andererſeits aber deſſen Anspruch durch die kurze Proceßverjährung mit dem 
Untergange bedroht war. 1. 9.8. 5. 1. 14. $. 11. D. quod met. cau. 4. 2. ], 18. 
D. de R. V. 6. 1.1.7.1. 12 D. si serv. vind. 8. 5. Dahin gehören die c. 
de dolo, de restituendo, de non amplius turbando. In allen dieſen Fällen wird aber 
jet durch Hinausfchiebung der Erecution, durch Strafandrohung oder auf ähnliche Weile 
geholfen. Damit find jene zur Erzeugung eines neuen Anſpruchs für den Kläger be 
jtimmten C. veraltet. 

Dagegen find gewiffe zur Sicherheit des Bellagten dienende C. auch heute noch im 
Urtheil unerläßlich. Diejelben beruhen durchweg darauf, daß eim ſpäterer Umſtand in 
Ausſicht ſteht, durch deſſen Eintritt der gegenwärtige Anſpruch des Klägers wieder rüchk 
gängig gemacht werden würde. Im einem ſolchen Fall kann der Beklagte mittelſt exe. doli 
gegen Erfüllung von ſeiner Seite eine C. des Klägers für eventuelle Rückerſtattung des 
Gezahlten (de restituendo) verlangen. So namentlich bei der Verweiſung illiquider Ein- 
reden zum Separatproceß, bei der Berurtheilung eines Schuldners zur Zahlung an den 
Geffionar u. |. w. — Als Mittel zur Leiftung diefer Pre.-E. waren bei den Römern 
nur Bürgen geftattet 1. 7 D. de stip. praet. 46. 5. ‚ Fiscus und Gemeinden fonnten 
fih mit bloßem Beriprechen, Grundbeſitzer mit ce. iuratoria abfinden. Daran bat 
das gem. R. ſoviel geändert, daß ed Pfand der Birgichaft gleichftellt, Grundbeſitzer von 
der C. ganz befreit und alle, welche ſich zur Yeiftung einer Real-C. eidlich aufer Stande 
erklären, zur juratorifchen zuläßt. Der Antrag auf Gautionsleiftung kann bei Eintritt ihrer 
Beranlaffung jederzeit geftellt werden. Die Verhandlung wird entweder mit der Haupt: 
fache verbunden oder ſummariſch geführt. Der Nichter entjcheidet über Art und Größe 
der C. und gegen fein Urtheil finden Die gewöhnlichen Rechtsmittel ftatt. 

Quellen u. Lit: Titel der J. IV. 11 de satisdationibus. D. Il. $. qui satis- 
dare cogantur, XLVI. 5, de praetoriis stipulationibus u. XLVI, 7, iudieatum solvi. 
Schlayer, Die Lehre von den E. in Eiw.Pre. im Linde's Ztſchr. für Civilr. u. Pre. ” 5 IX. 


Cautionen werden aud im Strafprocekvon Manden a8 Siherungsmittel 
gegen mögliche Nachtheile aufgefaßt, wo man dann auch Verhaftung, Durchfuchung, Nach— 
eile :c. zu denfelben rechnet oder rechnen kann. Im Sinne der Beftellung enerSicperheit 
gegen etwaige Schadensftiftung oder Verlegung übernommener. Verbindlichkeiten ift ihr Gebiet 
ein beichränfteres. C. dieſer Art fennen die Rechte verjchtedene, jo die C. des Sequeſterb 
bei der Güterbeſchlagnahme, die altdeutſche Urfehde-C., die franzöſiſchen C. für den Fall 
des Unterliegens in der Gafjationsinftonz, die C. des Anflägers, welche das Röm. R. für 
Durchführung der Anklage, die P.G.O. für Schmach, Schäden und Koften des Angeklagten, 
die oldenb., bad., preuß. Str.Pre.O. für die Gerichtsfoften vom Privatankfläger fordern. 
Die praktiſch wichtigfte von allen ift die E. des Beihuldigten zur Abwendung oder 
Wiederaufbebung der Unterfuhungsbaft. Das Röm. R. behandelt fie ald 
e. judicio sisti, überläßt e8 aber dem Richter, fie bei den jehwerften Verbrechen auszu— 
jchliegen. Die Form der Yeiftung iſt vegelmäfig Bürgſchaft, daneben Pfandgebung ; Un: 
vermögende werben auch zu juratorifcher C. gelaſſen. — An das Röm. R. hielt ſich ber 
Inguifitionsprocef. Die Geftattung aber der Gollufionshaft, die nicht wegen bereits 
verfuchter, jondern wegen blos möglicher Collufionen verhängt und fortgefegt wurde und 
bei der Langſamkeit des jchriftlichen Verfahrens ohne Ende war, ließ die Freilaſſung gegen 
E. felten eintreten. — Die preuß. Erim.O. erweiterte die C. zu einer c. judicio sistl 
et judicatum solvi, ließ ihre Geftellung durch Bürgen zu, überging aber die juratortide 





Genfuren. 189 


Leiſtung, um des Eides willen vermuthlich fie verwerfend. Erforderniß ift, daß der Ver— 
[uft ver C. als ein empfindlicheres Uebel für den Beſchuldigten ſich darftelle, wie die zu 
erwartende Strafe, und jie ift deshalb insbefondere bei drohender dreijähriger Gefängnif- 
ftrafe unzuläffig, der die heutige Praris das Verbrechen im e. ©. jubjtituirt hat. Aus— 
ſchließungsgrund ift auch die Möglichkeit von GCollufionen. Die Str.Bre.T. von 1867 
ift den gleichen Principien gefolgt, ſchließt indeß auch die Beſtellung durch dritte Berfonen, 
um jo mehr aljo durch eivliches oder einfaches‘ Gelöbniß, aus. Wiederum aber, gegen 
das franz. R. gehalten, zeichnet fid Die preuf. Gſgb. dadurch aus, daß fie auch bei 
einer Verweiſung vor's Schwurgericht von der Berhaftung abzujehen geftattet. — Die 
badische Str.Pre.O. Dezeichnet die C. als e. judieio sisti, berechnet aber ihre Höhe, 
als wenn jie auch e. judicatum solvi wäre. Sie geftattet fie nicht, wo Collufionen zu 
bejorgen jind. Der Beſchuldigte fann Freilaſſung gegen C. ferdern, fofern er nicht drin 
gend eines Verbrechens verdächtig ift, bei welchem die zu gewärtigende Strafe drei Jahre 
Zuchthaus überſteigt. Selbft aber, wo eine noch höhere Strafe zu erwarten fteht, darf 
die Raths- oder Anklage-Kammer die Annahme der C. verfügen. — Im franz. R. 
find die ſeitherigen Beſtimmungen des C. d'instr. durch ein milderes Gef. v. J. 1865 refor— 
mirt worden. Gegenüber der Ordonnance de prise de corps bei Verweilung vor die 
Jury iſt Freilich auch jetst noch feine Abwendung der Haft möglich. Dagegen dürfen 
Inſtructionsrichter bzw. Gericht eine proviſoriſche Freilaſſung unter der Auflage, ſich jeder 
Zeit zu geftellen, gegen oder ohne C. (de judieio sisti et judicatum solvi) verfügen. 
In correctionellen Sachen darf der angefefiene Beſchuldigte, ſofern er nicht Schon Früher 
wegen Berbrechen oder mit mehr wie einjährigem Sefängnit bejtraft ıft, fünf Tage nad 
feinem Verhör die vorläufige Freilafjung fordern, wenn die vom Gejeg auf das Vergehen 
gedrohte Strafe weniger wie zwei Jahr Gefängniß beträgt. Diefe Beſtimmungen, zu 
denen noch mancherler Tonftige Schranken binzufommen, lafjen das heutige franz. R. 
noch feineswegs als milde erjcheinen, und die auf zehn Tage beichränfte Interdiction de 
communiquer ift von geringer Bedeutung, da fie nach ihrem Ablauf ftetS wieder erneuert 
werden fan. Dennoch ift Die Intention Des erwähnten Geſetzes, Die dem Staate jo 
foftipielige, wie für den Belchuldigten drüdende Collufionshaft zu mindern, ein anerkennens— 
werther Fortſchritt. Die revidirte ſächſ. Str.Pre.O. ift dem franz. R. hierin nicht 
gefolgt. Davon abgejehen, ericheinen ihre leitenden Grundſätze als ebenjo human, wie 
ſachgemäß. Das freiefte richterliche Ermeſſen entfcheidet über die Abwendung, wie über 
die Aufhebung der Haft, ohne oder gegen Sicherheitsbeftelung bzw. Yeiftung eines Hand- 
—— für die Siſtirung auf Erfordern. Der Bruch des Handgelöbniſſes iſt mit 

Strafe bedroht, die Sicherheitöbeftellung erfolgt Durch Berpfändung, Depofition oder Zahlungs- 
verpflichtung, Der Beſchuldigte, wie dritte Perjonen für ihn, werden zur Sicherheits: 
beftellung zugelaſſen. — Benugung der Freiheit zur Begehung neuer ftrafbarer Hand: 
lungen oder zu Erſchwerung der Unterfuchung führen nach allen Rechten zur Wiederverhaftung ; 
Flucht oder Ausbleiben auf Vorforderung laſſen die C. verfallen. Doch enthält auch be- 
züglich des Verfall der. E. die ſächſ. Str. Pre.D. bemerkenswerthe Erleichterungen zu 
Gunſten des Bingen, wie des Beſchuldigten. 

Quellen: 1. 1. 3. D. 48, 3. B.6.0. A. 12—15. 181. — C. d'instr. a. 91. 94. 113 se. 
419. 420. 436. 613. Loi 14 "juillet * — Preuß. Crim.O. 1805. $. 208 fi. 224 fi. 
Entm.v. 1565, $. 126. Str.Pre.O. 1567. $. 108 ff. $. 115 fi. 492. — Oldenb. Str.Pre.O. 
4. 448. — Sidi. Str.Pre.d. 4. 151. 156 ff. 251. 273. Brong. v. 31. Juli 1556, $. 45. 
Gef. v. 1. Oct. 1568 betr. Verf. vor — 8.12. 33. Gef. v. 12. Dec. 1868. 8. 15. 
16. — Badiſche Str.Pre O. 1864. $. 167 fi. 

Lit: Rudorff, Röm Rechtsgeſch. Fr 2. $.131. Geib, Geſch. d. röm. Crim Pre. ©. 119. 
287. 561. Duiftorp, Grodf. d. Peinl R. 8. 645 f. Pland, Str.Berf. $. 91. 96. Zadhariä, 
Str. Pre. Bd. 2, 8.94. Höchſter, Kranz. Str.Berf. $. 81 ff. Löwe, Preuß. Str.Pre ©. 197. 
Dalde, Entw. einer Pre.O. f. Preuß. ©. 15. — Schwarze, Comment. ;. Eid. Str.Pre.d. 
a. a. D. Heinte, R. d. Unt. Haft. 8.35. Sonntag, Caution im Str.Pre. 

K. Wieding. 

Cenſuren (censurae oder poenae medicinales) ſind im Can. R. diejenigen 
Nachtheile, welche zur Sühnung des Bruches der äußeren Rechtsordnung zugefügt werden, 
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deren Hauptzwed aber nicht dieſe Eühne, fondern die Beſſerung des Schuldigen ift. 
S. auch Tb. I. ©. 134. 473, wo die einzelmen für Paten und Getftliche vorkommenden 
C. aufgezählt find. Je nachdem das Recht den Eintritt derfelben ohne weiteres an die 
Vornahme beftimmter Handlungen fnüpft, alfo die Nachtheile ipso iure oder ipso facto 
wirkſam werden läßt, oder dieſe erft durch formell gültiges, vichterliches Erkenntniß ver: 
hängt werden müſſen, unterjcheidet man censurae latae sententiae oder censurae feren- 
dae sententiae. Bei den erfteren kann aber infofern ein vichterliches Erkenntniß vor: 
fommen, als vieles den ftattgefundenen Eintritt der Cenſur öffentlich conftatirt und mit- 
bin nur declaratoriich wirkt. Die Verhängung der E. kann nur von dem mit einer Telb: 
ftändigen Yurisdictton betrauten, kirchlichen Oberen, d. h. für die Negel vom Biſchof und 
den höheren Amtsträigern verhängt werden. Die Aufhebung der C. (absolutio) fteht dem 
Papft in allen Fällen zu; jonft ift allein der Firchliche judex competent, welcher fie ver: 
hängt bat, nur für das innere Gebiet des Gewiſſens, pro foro interno, nicht für die 
äufere rechtliche Stellung des Individuums, pro foro externo, kann jeder Beichtwater 
in articulo mortis, bei Todeögefahr, abſolviren. Die absolutio kann ertheilt werden 
entweder simplieiter oder ad cautelam d. h. nur vorfichtshalber, wenn es zweifelbaft 
ift, ob eine censura latae sententiae eingetreten ift oder nicht; oder ad reincidentiam, 
unter dem Präjudiz, daß wenn das für die einfache Abfolution Nothwendige, bisher nicht 
Geleiftete nicht innerhalb einer beftimmten Frift erfüllt wird, die C. ohne Weiteres 
wieder eintritt. 

fit: van Espen, Tract. de censuris ecclesiastieis in Opp.; Münden, das fan. 
Gerichtöverf. und Str.R. Köln ımd Neuß 1866. 2 Bd. S. 156 ff.;5 Kober, der Kircenbann. 
2. Ausg. Tübingen 18635 Kober, die Suspenfion der Kirchendiener. Tübingen 1962. 

P. Hinſchius. 

Cessio bonorum. Eingeführt durch eine J. Julia de cessione bonorum (von Augu— 
ftu8?), erfolgte fie im Röm. R., — gegenüber einem einzelnen, wie mehreren Gläubigern — 
durch gerichtliche oder aufergerichtliche Erklärung des Schuldners, fein Vermögen zur Befriedigung 
der Gläubiger abtreten zu wollen. Die Annahme der Ceſſion, die der Kaiſer den Gläubigern 
durdy die Alternative der Zulaffung oder der Indultsgewährung aufnötbigte, wie auf eine 
Alternative auch Das prätorifche Verfahren beim Andringen der einzelnen Gläubiger hinaus 
fommen mochte (Berfagung der Missio oder Annahme), führte zur Missio in bona umd 
Venditio bonorum, nur daß der Schuldner, feine Mitleidswürdigkeit worausgejegt, von 
der mit diefer Execution verbundenen Infamte, wie von der Perfona'-Erecution befreit 
ward und überdies die Wohlthat der Gompetenz genoß. — Im gem. W., Das Die 
Wirkungen der römiſchen C. b. vecipirt hat, erſcheint fie als Veranlaſſung des Concurſes. 
(S. Concursgründe). AS folche ift fie, wie insbefondere Schmid betont, nur bei 
Inſolvenz und Mehrheit von Gläubigern möglih, und das Vorhandenſein diefer Er: 
forderniffe wird namentlich dann von Bedeutung, wenn ein einzelner Gläubiger durd die 
Concurseröffnung an feiner Special-Erecution inhibirt werden fol. Nehmen ſämmtliche 
befannte Gläubiger den Geffionsantrag an, fo wird Concurs verfügt. Beſteht aber unter 
ihnen ein Difjens, jo fragt es ſich, — die Erforberniffe der C. als vorhanden angenom⸗ 
men, — ob der geneigte Theil die Majorität der Forderungen befigt, und den Gegnern durch 
die Alternative zwiſchen Annahme und Meoratorium die Annahme aufzubringen vermag. 
Wo nicht, wird der Antrag verworfen, was auch beim Mangel der Erforberniffe möglich 
iſt. Im Fall der Berwerfung kann ſpäter Concurs nur auf genügend begründeten Antrag 
eines Gläubiger erfannt werden. — Die hannoverſche Pre.O., die auch die Com: 
petenz und die jet hinfällige Befreiung von Perlonalhaft mit ihr verbindet, läßt auf 
erfolgte Infolvenzanzeige des Cedenten den Concurs ohne Gehör der Gläubiger erkennen. 
Dafjelbe thut die öſterreichiſche Cone.O., die ftatt der Competenz, deren Gewährung 
Yediglich von der Humanität der Schaden leidenden Gläubiger dependirt, den Schuldner 
auf dem ihm freigelaffenen Erwerb durante coneursu verweilt. — 

Die preuß. Conc.O. venwirft die C. b.: die Anfolvenzanzeige des Schuldners 
begründet nur eine Vorausfegung für den Concurbantrag eines Glaͤubigers, beim Kauf 
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mann für die Concurseröffnung. Die Competenzwobhlthat ift durch C. b. nicht bedingt, 
und Verhaftung und Infamie kommen nicht als Erecutionsfolgen, jondern als Strafen 
in Betracht. 

Das franz. R. unterfcheidet zwiſchen freiwilliger und gerichtlicher C. b. Yestere, 
die nicht zum Goncurs, fondern zur Srecution führte, gewährte nur Befreiung von der 
Perfonalhaft, ein Motiv, das fett Aufhebung diefer Haft gegenwärtig hinfällig geworben ift. 

Quellen: Tit. D. 42, 3. Tit.C. 7, 71 (arg. 1. 8.) Reichsabfch.- Anfang v. 1671, Nr. 10. — 
Hannov. Pre.O. v. 8. Nov. 1850. $. 607. 655. — Deiterr. Conc.d. v.,26. Dec. 1868. 
$. 5.62. — Preuß. Cone.O. v. 8. Mai 1855. $. 162. 321 ff. — A.G. O. Thl. 1. Tit. 49. 
49. 59. 5. 4. — Nd. Gef v. 29. Mai 1863. — C. eiv. a. 1265 ss. C. d. proc. a. 895 ss, 
C. de com. a. 541. Loi du 22. juill. 1867. 

Lit.: v. Betbmann-Hollweg, gem. Civilpre. Bd. 2. ©. 547. 667. 687. Bo. 3. 
2. 316 fi. — A. C. J. Schmid, $. 216, Not. 11—15. Windſcheid, Panb. $. 266. — 
Koh, 8. 456. Sonftige Lit. j. die Art. Über Concurs, Conc-Gründe, Conc.-Berf. 

8. Wieding. 

Ceſſion im Allgemeinen ift jede Abtretung eines Rechts. Im e. ©, verfteht man 
darumter den Rechtsact, Durch welchen ein Forderungsrecht von dem Gläubiger auf einen 
Andren übertragen wird. Der übertragende Gläubiger heißt Cedent, der ermwerbende 
Ceſſionar, der Schuldner debitor cessus. Weber diefen Begriff, und mithin über alle 
Conſequenzen defjelben berrjeht Streit. Während die herrichende Meinung nad Mühlen— 
bruchs Vorgang die Möglichkeit des Uebergangs des Forberungsrechtes felbft auch für 
das heutige R. Teugnet, vielmehr den Standpunkt des fpäteren Röm. R, daß nur 
die Ausübung der Forderung (actio) übertragen werden könne, fefthält (Puchta, 
Kunge, Schmidt), wird die C. von der neueren Yehre im Anjchluß an die feit der 
Gloſſe von den Praftitern der Testen Jahrhunderte anerfannte und im deutſchen R. 
begründete Auffaffung ald die Uebertragung des Rechtis ſelbſt (wer obligatio) anerkannt. 
(Dellbrüd, die Uebernahme fremder Schulven 1853. Windſcheid, in frit. Ueber— 
hau I. ©. 27. Bähr, Yahrbb. f. Dogmat. 1. ©. 351). — Die E. kann durch 
Willenserflärung des Cedenten, Durch richterliche Verfügung und durch gefegliche Vorſchrift 
erfolgen. — Im erften Fall it, fofern fie nicht durch legtwillige Erflärung erfolgt 
(nomen legatum), Annahme des Ceſſionars, wenn auch nur ftilljchweigende, erforderlich). 
Der Grund der Uebertragung kann jo mannichfaltig fein, wie der Rechtsgrund jeder Ver— 
mögenszumwendung, 3. B. Kauf, Schenkung, Beftellung einer dos; aufer einem derartigen 
Rechtsgeſchäft bedarf es eines bejonderen Uebertragungsactes nicht, doch iſt der Cedent 
den Geffionar auf Verlangen zur Abgabe einer ihn dem Schuldner gegenüber legitimtrenden 
Erklärung verpflichtet. Ob insbejondere bet dem Kauf in derjelben Weife, wie bei dem 
Sachtauf der Eigenthumsübergang, der Uebergang der Forderung abhängig fer von der 
Zahlung oder Greditirung des Kaufpreiſes, iſt bejtritten und mit Puchta für den Fall 
zu verneinen, daß die Abficht des Gedenten, die Forderung jofort zu übertragen, deutlich 
lund gegeben ft (Buchner, Arch. f. prakt. Rechtsw. V. 6. 161. Hoffmann, dal. 
©. 182). Ye nad) dem Rechtsgrund der E. ift die Haftung des Gedenten für die Eriftenz 
und Realifirbarteit der Forderung verſchieden, für feins von beiden haftet er z. 2. bei 
der Echenfung. (Schliemann, die Haftung des Gedenten). — Durdy den Richter 
wird C. bewirkt im Theilungsurtheil oder in einem auf Verpflichtung zur C. Direct ges 
richteten Urtheil. — Geleglihe Beftimmung ift nur in einzelnen Fällen Grund der 
G. (fog. cessio necessaria). Die früher aufgeftellte Negel, daß der geſetzlich begründete 
Anſpruch auf E. dieſe ſelbſt in allen Fällen erfege, wird mit Necht beftritten (Zaun, 
Arch. f. prakt. Rechtsw. N. F. I. ©. 11. 113. Zimmermann, Zeitichr. f. Civ. R. 
u. Pre. N. F. XV. S 102). — Die Wirkung der C. ift, daß der Ceſſionar Gläubiger 
wird; beſtritten aber iſt, ob ebenſo der Cedent durch die C. ſofort aufhöre Gläubiger 
zu fen. Auch außer denen, welche die Uebertragbarkeit des Forderungsrechtes über— 
haupt leugnen, behaupten Einige, daß bis zur Benachrichtigung des Schuldners von der 
C. durch ven Ceſſionar (ſog. Denunciation) der Cedent neben dem Ceſſionar verfügungs— 
berechtigter Gläubiger bleibe, und erſt durch dieſe der Tradition ähnliche Inbeſitznahme 





192 Geifion. 


der Forderung von der Verfügung über diefelbe ausgefchlofien werde (Muſſet, Zeitichr. 
f. Eiv.R. u. Pre. N. 8. XII ©. 360. Knorr, Arch. few. Pr. XLVI ©. 74. 
XL. ©. 312. Windſcheid). Gonfequent dem angegebenen Begriff laffen Andre da: 
gegen mit der C. ſelbſt das Recht des Cedenten aufhören und geben nur dem Schuloner 
das Recht, jich auf Zahlungen und Berträge, welche er vor erlangter jicherer Kunde von 
der C. dem Gedenten geleiftet reſp. mit ihm geſchloſſen hat, dem Geffionar gegenüber zu 
berufen (Bähr). Hieraus folgt weiter, daß, wenn wor der Benachrichtigung des 
Schuldners der Gedent oder deſſen Erben einem Zweiten cedirt haben, der erfte Gefjionar 
dem zweiten ſelbſt dann vorgeht, wenn dieſer zuerft dem Schuldner denumcirt bat 
(Schäffer, Ard. f. prakt. Rechtsw. I. N. 23. beſtr.). — Dem Schuldner ſelbſt find 
für den Fall, daß mehrere Prätendenten der Forderung auftreten, Schugmittel gegeben, 
indem er von dem klagenden Gefjionar, welcher ſein Recht nicht Liquid ftellen fann, 
Caution fordern, ſich Durch Depofition jchügen und, vom Gedenten vwerflagt, dem angeb- 
lichen — den Streit verkünden und dieſen dadurch nöthigen kann, den Beweis der 
C. dem Gedenten gegenüber auf eigne Gefahr zu führen. Aber auch die Prätendenten 
unter ſich können den Streit ausmachen, da der Gefjionar gegen den Cedenten eine obli— 
gatoriſche Klage auf eine die C. Liquid ftellende Erklärung, mehrere Ceſſionare gegen einander 
zwar feine obligatorifche, wohl aber eine auf das Necht am der Forderung gegründete quafis 
dingliche, auf Feftftellung des Rechts oder Nichtrechtd gerichtete Klage haben. (Bähr, beitr.). 
— Für das Verhältnig zwiſchen Geffionar und Schulpner folgt aus dem Geffionsbegrift, 
daß die Forderung, jo wie jie war, auf den Geffionar als feine eigme übergeht. Er muß 
ſich daher nicht nur die bis zur Benachrichtigung des Schuldners gegen den Gedenten 
erwachlenen Einveden mit Ausnahme der lediglich in deſſen Perfon begründeten, ſondern 
auch die aus feiner eignen Perſon erwachienden gefallen laſſen; ebenſo gehen die Bor: 
züge der Forderung, wie Bürgſchaft, Pfandrecht auf ihn über, die rein perjönlicen 
Privilegien des Gedenten 3. B. perfünliche Goncursprivilegien, jedoch mur, foweit fie bereit 
eriftent geworden waren; ferner fann er feine eignen perjünlichen Privilegien geltend 
machen, ſofern nicht die C. dolose zu dieſem Zweck erfolgt ift. Auch diefe Sätze find 
zum Theil beftritten (Franke, Ard. f. ciw. Pr. XVI. ©. 417.) — Nicht cedirt 
können foldye Forderungen werden, welche überhaupt oder doc ohne Aenderung ihres 
Inhalts nur dem ursprünglichen Gläubiger erfüllt werden können, 3. B. Forderungen aus 
der Imjurie, auf Altmentation, auf Beftellung einer perfönlichen Dienftbarteit. ferner 
jollen Rorderungen an den Benormundeten nicht dem Vormund und ftreitige Forderungen 
überhaupt nicht cedirt werden. Ueber die Beichräntung der E. durch die Anastasiana 
lex, fiehe dieſe. — Dagegen können Forderungen aus zweifeitigen Gejchäften, 
Natural: und Correalobligationen übertragen werden (dD’Avois u. Arndts in 
Zeitfchr. f. Eiw.R. u. Pre. N. F. X. S. 114. Frig, daſ. N. F. XIX. ©. 63), ebenſo 
dingliche Anfprüde (3hering, Jahrbb. f. Togmat I. ©. 101. Zimmermann, 
Zeitſchr. f. Eio.R. u. Pre. N. F. XV. 4. ef. Betker, Jahrbb. f. gem. R. IV. ©. 205). 
Fir Wechſelforderungen ift die befondere Geffionsform das Indoffament, welches auch 
im Handelsrecht Anwendung findet. D. Wechſ. Ordn. U. 9— 17. 36. 75. 76. 98. 66. 67. 
71. D. 9GB. 4. 301—305. 182. 233. 896. 904. — Die im heutigen R. zus 
[äffige Uebertragung einev Schuld auf einen andern Schuldner fann mur mit Zuftim- 
mung des Gläubigers erfolgen. (Dellbrüd, 1. c. Windfheid); ihre Zuläffigfet 
ift aber überhaupt beftritten. — 

Die neueren Gſgbb. erkennen durchweg die Mebertragbarfeit des Forderungs— 
rechtes jelbit an. Als Eigenthümlichkeit des Pr. A. AR. verdient erwähnt zu werden, 
dafs jeder Dritte, welcher für einen Schuldner zahlt, im Zweifel vermöge fingirter E. in 
die Rechte des Gläubiger tritt. — Das Sächſ. Civ. G.B. enthält wefentlih gem. R. 
— Der C. eiv. ſchneidet eine Zahl von Streitfragen ab durch Formvorſchriften, melde 
ein erfennbares Eigenthum an Forderungen ermöglichen. Der Gefjionar erwirbt die For: 
derung gegen den Schuldner nur vermittelft Benachrichtigung deſſelben durch Gerichts: 
vollzieher, Dritten gegenüber erſt durch diefe oder Annahme feitens des Schuldners in 
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öffentlicher Urkunde. Eigenthümlich iſt ihm ferner, daß der Cedent ſelbſt bei übernom- 
mener Garantie nur zum Belauf des Geffionspreiles haftet, daß der Schuldner ſich von 
einer cedirten ftreitigen Forderung durch Zahlung des Gefjionspreifes und der Koften 
befreien, und bei E. einer Erbſchaft jever Miterbe ven Geffionar durch Zahlung des Preifes 
ausfaufen kann, 

rit: Müblenbrud, Die Lehre von db. E. der Forderungsr. 1817. II. Aufl. 1836. 
Puhta. in Weiske, Rehtsleriton Il. ©. 636. Kuntze, Die Obligation u. Singularfuc- 
ceffion des Röm und heut. R. Schmidt, Die Grundlehren der C., recenf. v. Bechmann, 
in d. frit. Bierteljahrsichr. Bd. 10, Heft 2. (D. XVII. 4. C. IV. 39 de hereditate vel ac- 
tione vendita. Pr. ALR. I. 11. $. 376—441. Sächſ. Eiv.G.B. 8. 953—975. C. eiv, a. 1689 — 
1701. 841.) A. ©. Schultze. 

Charondas (Sharon, Caron), Yudovicus, geb. 1538 zu Paris, war 
Parlamentsadvocat und ftarb 1617. 

Er fhrieb: 7Teus$aror f. Verosimilium libri III, — Pandeetes du droit francais. — 
— du droit frangais. 1612. — Er gab das Corpus juris mit Noten, den Code Henry, 
la Pratique de Lizet u. Jean Boutilliers somme rural (f. Bd. I, S. 201) verbefjert 
—— — ferner; Le grand coutumier de France. 1598; — cout. de Paris, 1595; — 

pera. Paris 1637. Teihmann. 

Chartepartie (Certepartie; franz.: charte-partie, police d’affretement; 
engl.: charter-party — wahrfcheinlih ven charta partita, weil jeder Gontrahent früher 
die Hälfte der Urkunde erhielt) heißt der ſchriftlihe See-Frachtvertrag überhaupt, 
im engeren und gewöhnlichen Sinne der chriftliche Vertrag, modurd ein Schiff im 
Ganzen oder zu verhältnißmäßigem Theile oder ein beftimmter Schiffs- 
raum verfrachtet wird. Nur in diefen Tegteren Fällen kann nad dem Allg. D. H. G.B. 
jeder Gontrahent die Errichtung eines ſchrift lichen Vertrages fordern. Die Gültig- 
keit des Vertrags ıft jedoch nach deutjch., engl. und nordamerifan. See-R. von der 
Beobachtung der Schriftform niemals abhängig, Der C. com. beftimmt zwar, wie 
dag ſpan.,, portug. und das GB. von Buenos-Ayres, Daß der Vertrag jchrift- 
{ih abgefaßt werden müſſe; indefjen hält die Praxis aud den mündlichen Vertrag für 
gültig. Die Ch. dient demnach wejentlich zum Beweiſe, und zwar vorzugsweife zwiſchen 
Berater und Verfrachter, während das Connoſſement für die Verhältniffe zwiſchen 
Verfrachter und Empfänger enticheidend ift. Nad dem H.G.B. haben die in das Con— 
nofjement nicht aufgenommenen Beftimmungen des Frachtvertrags mur dann rechtliche 
Wirkung, wenn auf biefelben ausprüdlich Bezug genommen if. — Der widtigfte 
Beſtandtheil der Ch. ift die Beſtimmung dev Fracht. Ein der Rhederei gebührendes 
Acceſſorium der Fracht, welches jedoch nur im Falle ausprüdlicher Verabredung ge 
fordert werben kann, jind die ſogen. (urfprünglich zur Entſchädigung fin die Bes 
kleidung des Schiffers auf Winterreifen beftinmten) „Kaplaken“ (chapeau, 
€trennes, chausses du maitre), Prämien (primage), Öratificationen, Gratiale u, dgl. m. 
Tiefelben pflegen in Procenten der Fracht bedungen zu werden. Die zur fleinen Haverei 
gehörigen Koften fallen, wie man heute ziemlich allgemein annimmt und aud das H.G.B. 
feſtſetzt, in Ermangelung entgegenftehender Abrede dem Berfrachter allein zur Laſt. — 
Tie Ausfertigung der Ch. ift der Nebereinfunft der Contrahenten überlaffen. Häufig 
bedient man fid) der Schiffsmäfler. Aber auch die notarielle und felbft gerichtliche Aus- 
fertigung oder doch Beglaubigung kommt nicht jelten vor. 

Sfgb. u. Fit.: Allg. D. 9.6.8, A. 557, 558, 560, 568, 573, 617, 620—623, 653, 
658, 731, 888, 889. C. com. a. 273—280, 285—290, 297 (v. Duhn bei Goldſchmidt u. 
Laband, Ztfhr. f. d. ge. HR, Br. 14. ©. 122 fi, 128 fi. — Pohle Darftellung des gem. 
Deutfhen und des Hamb. HR. fir Juriſten und Kaufleute. Band IIL Th. II. SS. 412—417 
(©. 403-436). — he Handelsr. ©. 351—356. — Jacobfen, Seerecht ©. 294—410. — 
v. Kaltenborn, Grundſätze des praftifchen Europäifchen Seer. Band 1. $$. 88—98. (©. 218— 
273). — Ein Formular z. Ehartepartie |. bei Koch, Formularbuch XXVIII. — #.Mitter- 
maier bei Golbfhmidt, Ztihr. Bd. 6. ©. 497. — Löhr, Eentralorgan f. H.- 
u. W.R. N. $ IV. © 81. — Boigt u. Heinihen, Neues Arch. f. HR. Bo. I. 
©. 1857—200. — Pothier, Traite de la charte-partie. — Pardessus, Cours de droit 
commercial III. 704—708. — Kent, Commentaries on American law. 5th. ed. vol. III. 
pP. 200-206. R. Koch. 

v. Holgenderff, Redisleriten 1, 13 
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Chafinnäus, Aleranvder. 

Er jhrieb 1613 zu Paris: Paratitla in 5 libros Decret. Greg. IX, Paris 1640 u. 
Comment. in Aur. Alex. Severi axiomata politica et ethica, 1635, ed. Cramer. 
Marp. 1735. Teihmann. 

Chirographarii creditores, handſchriftliche Gläubiger, werben in den Quellen 
namentlich mit Bezug auf den Concurs diejenigen Gläubiger, welche fein Pfandrecht 
an den Saden des Schuloners haben, im Gegenfag zu den Pfandgläubigern genannt ; 
auch der Ausdruck chirogr. debitor fommt einmal zur Bezeichnung des nur perſönlichen 
Schuldners vor (1. 7. C. 8. 42). — Im Röm. R. beftanden die Concurögläubiger 
lediglih aus Chirographariern, da die Pfandgläubiger überhaupt am Concurfe nicht theil- 
nahmen und zerfielen in die zwei Claſſen der privilegirten und nichtprivilegirten Ch. 
Im heutigen gem. R. find die Pfandgläubiger Concursgläubiger und daher im zwei 
Claſſen vor die Ch. gejett. Der Gerichtögebraudh hat jodann zum Theil aus Miß— 
verftändnig röm. Beſtimmungen von den privilegirten Ch. einige in einer befonderen 
erften Claſſe vor die Pfandgläubiger als ſog abfolut privilegirte Forderun— 
gen gelegt, wie z. B. die Leichenkoſten, Medicinalkoſten zc., jo daß die Ch. im heutigen 
Concurs die erfte, vierte und fünfte Claſſe bilden. Dazu bat die Praxis und 
Part. Gigb. theild aus mißwerftandenen volkswirthſchaftlichen, theils aus ſog. Billig: 
feitörücfichten eine große Verſchwendung mit neuen Privilegien getrieben. Erſt die 
neuere Gſgb. iſt beftrebt, als Eorrelat eines reinen und erkennbaren Realeredits die- 
ſem Privilegienunmefen ein Ende zu machen. Als privilegirt werden aber auch zum 
Theil von dieſer (3. B. Preuß. Conc.=Ordn. vom 8. Mai 1855) nod anerkannt: 
AUbgabenrüdftände, Begräbnif und Medicinaltoften, Gefindelohn und gewilje Forderun- 
gen der Ehefrauen, Kinder und Bevormimdeten. Im Bezug auf die formelle Leitung 
des Concurſes, Abftimmungen ꝛc. ftehen die Ch. im Welentlihen den Bfandgläubigern 
gleih; nur hat ein Zwangsnadhlan allen für fie, nach der Anficht Einiger und nad) 
Part.R., 3. B. der Preuß. Cone.Ordn., ſogar nur für die nichtprivilegirten Ch. vers 
bindende Kraft. Der C. com. kennt feine Privilegien unter den Ch. 

Quellen: D. 42.5. De rebus auctor. jud. possid. C. 772. De bonis auct. jud. poss. 
ete. — C. com. a. 532— 563. A. ©. Schuͤltze. 

Einus, Guitto(ne), geb. 1270 zu Piftoja, ging nach Frankreich, trat fpäter auf 
die Seite Heinrih8 VII, promovirte 1314 zu Bologna, lehrte zu Siena, Perugia, Flo: 
venz und jtarb 1336. 

Schriften: Lectura super codieem. Papiae 1483; — Francof. 1578; — über Dig. 
vetus, Lugd. 1527. — De successione ab intestato (Tractatus Lugd. VII. p. 253). 

tit.: Savigny VI, 71—97. — Dante de vulgari eloquentia libri II. Paris 1577. — 
Doni prose antiche. Flor. 1547. Teihmann. 

Cironius, Innocentius, in der erften Hälfte des 17. Jahrh. Prof. jur. und 
Ganonicus, Kanzler zu ZTouloufe, Schüler des Janus a Cofta. 

Er fhrieb: Paratitla in V libros Deeret. Greg. IX. Vindob. 1761. — Observatio- 
num jur. can. libri V, ed. Brunquell. Jenae 1726. — Opera Tolos. 1645. 

Lit.: Jöcher, „Cironius“. Teichmann. 

Civilliſte. Man verſteht unter C. denjenigen Theil der Staatsausgaben, welcher 
für den Unterhalt des Fürſten und ſeines Hofſtaats aus dem allgemeinen Staatöhaus- 
halt ausgeſchieden iſt. 

Es kann daher in Ländern, wo der Fürſt noch heutzutage die freie Verwendung 
der Erträge des Kammerguts hat, wie in Mecklenburg, von einer C. überhaupt nicht die 
Rede ſein. Dagegen kommt eine ſolche thatſächlich und rechtlich in Ländern vor, wo zwar 
die Domänen poſitiv-rechtlich Eigenthum der fürſtlichen Familie geblieben find, hinſichtlich 
der Verwendung aber eine Verichmelzung „des Kammerguts mit dem Staatsgute ſtattge— 
funden bat. Auch ift die Exiſtenz einer C. nicht nothwendig an das Vorhandenſein einer 
conftituttonellen Verfaſſung gebunden, vielmehr Liegen geichichtliche Beispiele vor, daß auch 
abjolute Herriher an eine derartige Beſchränkung fich gebunden haben. 





Glaproth. 195 


Zum vollen Begriff der E. gehört jedoch einerſeits eine völlige Verſchmelzung des 
Kammergutd mit dem Staatsgute, nicht blos hinfichtlich der Verwendung, ſondern aud) 
hinſichtlich des Eigenthums, andererjeitd das Beſtehen einer die freie Dispofition des Für— 
ften in finanziellen Dingen befchränfenden Verfaſſung. Es wird aber in leterer Be— 
ziehung blos gefordert werben müſſen, daß die C. nicht anders als unter beiderfeitiger 
Zuftimmung verändert werben darf, daß aljo eine Erhöhung mur unter landftindifcher 
Mitwirfung möglich iſt. In den meijten Yändern it demgemäß die E. der periodifchen 
Neubereilligung entzogen, nur in wenigen wird fie fir die Dauer jeder Regierung feft- 
gefegt, in Norwegen iſt fie ein Budgetpoften, wie jeder andere auch, bei dem man eine 
rechtliche Verpflichtung zur Bewilligung nicht anzunehmen jcheint. 

Das Wort und die Sache find ın England nach der zweiten Revolution aufgefom- 
men. Das Wort erflärt fih daraus, daß in der dem Könige damals angewiefenen 
Summe neben den Koften der füniglichen Hofverwaltung auch ein großer Theil der Koften 
der Givilverwaltung (eivilgovernment), insbeſondere die Gehalte der Geſandten begriffen 
waren. Seit Wilhelm IV. Hat jedocd eine völlige Wbjonderung des civilgovernments 
ftattgefunden, die Koften dafür find auf den Staatshaushalt übernommen. Seitdem paßt 
alſo auch für England der Ausoruf nicht mehr. Die Uebertragung deſſelben auf den 
Gontinent feit der erften franzöfiichen Revolution, insbefondere die Terminologie der klei— 
nen deutfchen Verfaffungs = Urkunden, war von vornherein ohne Sim. Im die Preuß. 
Geſetzesſprache hat der Ausdruck C. feinen Eingang gefunden, das der Sache nad) durch— 
aus entiprechende Inſtitut des Preuß. Staatsrechts heit Kronfidetcommiß = Rente. 

Hinfichtlich derjelben it zu unterſcheiden: 

1) Die urjprüngliche, durch Verordn. vom 17. Yan. 1820 feitgefegte Kronfidei— 
commiß-Rente von 2,500,000 Thlen.; diejelbe ift auf die Domänen und Forſten in der 
Weiſe radicirt, daß fie bis zu dieſer Revenuenhöhe den Staatsgläubigern nicht mit ver: 
pfündet find; fie wird in den Staatshaushaltsetats, ſowohl vor als nach der Verfaſſungs— 
Urkunde, mit Ausnahme der Jahre 1849, 1850, 1851, von den Einnahmen aus 
den Domänen vorweg in Abzug gebracht, To daß nur der Neft als Einnahme aus den 
Domänen verbleibt, die Nente jelbft aber nicht unter den Ausgaben, etwa bei den Dota= 
tionen, ericheint. (Berordn. vom 17. Jan. 1820 wegen der fünftigen Behandlung des 
Staatsſchuldenweſens 8. III. Verfaſſg. Urk. vom 31. Yan. 1850 4. 59.) 

2) Die Zuſchüſſe zur Rente des Kronfideicommißfonds, im Betrage von 500,000 Thlen. 
und 1,000,000 TIhlen., welche auf den Gefegen betr. die Erhöhung der Krondotation vom 
30. April 1859 (während der Regentichaft) und vom 27. Yan. 1868 (nach Vergröße- 
rung des Staatögebietö) beruhen; dieſe find nicht auf die Domänen angewielen, Tollen 
vielmehr aus andern Staatseinfünften gezahlt werden, und finden fi) bet den Ausgaben 
des Staatshaushalts-Etats unter dem Titel: Dotationen. Es ift zwar tm dem Gef. vom 
30. April 1859 der Vorbehalt gemacht, daß auch dieſer neue Betrag durch ein jpäter 
zu erlaffendes Gejeß auf die Domänen und Forften gegründet werden follte, ſobald die 
auf denfelben haftenden vechtlichen Verpflichtungen dies zulaffen würden, es iſt jedoch un— 
zweifelhaft, daß ein derartiges Gefe in den Formen des U. 107 der Berfaflg.Urt. 
zu erlaffen wäre, da der A. 59 weder eine Verringerung noch eine Erhöhung der 
auf die Domänen vadicirten Rentenfummen zuläßt, aljo eine VBerfaffungsänderung vor: 
liegen würde. 

Lit.: v. Treitfchte, Civillifte in Blunſtſchli, Staatswörterbud, Bd. II, ©. 515 ff. 
v. Gerber, Grundzüge, S. 77. Zach ariä, Deutfches Staats» und Bundesrecht. 3. Aufl. 1867. 
II, 435 ff. —— aus dem deutſchen Verfg. Urk) Zöpfl, Staatsrecht. 5. Aufl. 1863. 
U, 688 fi. Mohl, Wirtemb. Staatsrecht (1829) I 247 fi. Bag Bayer. Berfaffungsreht 
(1851) ©. 293. von Rönne, Staatsredht. 3. Aufl. 1869. I, 1. ©. 486 ß Rei 

inft Meier. 


Elaproth, Joh. Chriſtian, geb. 1715 zu Ofterode, wurde 1739 Doctor, 1744 
Prof. ord., 1747 Hannov. Nath und ftarb 1748. 
Er jhrieb: Sammlung jur.-philof. u. critifcher Abhandlungen. Gött. 1742—47. — De 
rebus merae facultatis. — Grundriß des Rechts der Natur. 
13* 
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Yuftus EL, geb. 1728 zu Gaffel, wurde in Göttingen 1759 auferord,, 1761 
ord. Prof. der Rechte, 1783 Hofrath und ftarb 1805. 

Schriften: Grundfäge der Berfertigung von Relationen. 1756. 1769. — Jurispr. heure- 
matica. 1762. 1774. Deutſch 1786. 1797. — Einf. in ſämmtliche fummariiche Procefie. Gött. 
1777. 1785. 1793. 1808. 1816. — Einl. in den ord. Pre. Gött. 1779. 1816. 1817. — Bor« 
träge u. Entſcheid. gerichtl. Rechtsfälle. 1794— 96. — Abb. v. Teftamenten sc. 1792. — Samm- 
lung versch. gerichtl. Acten. Gött. 1790, j 

Lit.: Erich u. Gruber. — Pütter, Berf. einer Gelehrtengeſch. Gött. I, 153. IT, 129. 

Teichmann. 
Clarus, Julius, geb. 1525 zu Aleſſandria, Mitglied des Hohen Raths in 
Mailand, ftarb 1575 zu Saragoſſa. 

Er fhrieb: Volumen in quo omnium criminalium materia sub receptis sententiis 
copiosissime tractatur s. Sententiarum receptarum libri V s. Practiea criminalis. 
Franeof. 1560. — Opera ed. Fichardo. Francof. 1572 (1661 Lugd.) Genev. 1739. — 
Tractatus de maleficiis befonders. Francof. 1622. 

Fit: Erſch u. Gruber. — Allard, Hist. de la justice criminelle, Gand 1869, 
p. 430434. Teichmann. 

Coadjutoren. Iſt ein Biſchof zur Ausübung ſeines Amtes geiſtig oder körperlich 
unfähig geworden, ſo wird ihm, da die Verbindung, in welcher er zur Tiöeeſe ſteht, ohne 
ſeinen Willen als unlösbar gilt, auf ſeinen oder des Capitels Antrag vom Papſt unter 
dem Namen eoadjutor temporarius ein Gehülfe beigeordnet, welcher die biſchöf— 
fihen Rechte verwaltet, ſoweit fie von Jenem nicht ausgeübt werden können, Nach dem 
Tode des Biſchofs tritt ein folcher E. wieder ab, ſofern er nicht — mas aber mur ex 
causa gravi geſchehen ſoll — ausdrüdlih cum futura successione beftellt wurde. 

Abgeſehen hiervon kann der Papſt in allen Fällen, wo dringende Noth oder ein 
augenfcheinlicher Nugen der Kirche es erheifcht, dem Biſchof gleichfalls einen E. zuordnen, 
und zwar, ohne daß es der Zuſtimmung des Prälaten bedarf. Ueber das Erforderniß 
des capitulariihen Conſenſes herrſcht Streit. Ein folder Gehülfe übt aber zu Lebzeiten 
des Biſchofs nur dann Rechte aus, wenn der legtere (coadjutus) nicht handeln will. 
Dagegen hat er ein Succeffionsrecht auf den biſchöflichen Stuhl, tritt bei Dem Tode des 
Biſchofs ipso jure an deſſen Stelle und beißt daher coadjutor perpetuus cum 
jure succedendi. 

Fir: Richter, ER. 8.140. Schulte, Spft. des K.R. II. 8.43. Phillips, Yebrb. 
des K.R. J. 8. 163. Hübler. 

Cocceji, Heinrich von, geb. 1644 zu Bremen, war von 1672 Prof. in Hei⸗— 
delberg, wurde 1690 Rath und Prof. in Frankfurt a. O., 1712 in den Reichsfreiherm: 
ftand erhoben und ftarb 1719. 

Er fhrieb: Juris publici prudentia. 1695. 1723, — Comment. zu Grotius, Libri 
de jure belli ac pacis. Breslau 1744—48, von Samuel». €. ebirt. — Exereit. curiosae. 
Lemgov 1722. — Diss. varii argumenti 1722. - Consilia, Deductiones. Lemgo 1725. 1728. 

Sein Sohn Samuel, geb. 1679 zu Heidelberg, wurde 1701 Prof. in Frantfurt 
a. O., 1704 Regterungsratb in Halberftadt, 1714 Geb. Yuftizrath in Berlin, 1716 
Gelandter am römtichen Hofe, 1718 Geh. Kriegsrath, 1722 Präj. Des Kammergerichts, 
1727 Geh. Staatörath, 1730 Präf. des Oberconfiftertums x., 1738 Chef des Yuftize 
weſens und Großkanzler; er ftarb 4. Nov. 1755. Er wirkte bei der Neform der preuß. 
Gſgb. aufs Eifrigfte mit. 

Schriften: Jus eivile controversum. 1713—18. 1767. 1791—98, — Tractatus juris 
— de er Sue jur. natur. unico vero et adaequato. 1699. 1700. — Resolutiones 
ubiorum circa hypothesin nostram de prine. jur. natur. 1705. 1712. — Elementa 
jurispr. nat. et rom. 1740. — Novum systema jur, nat. et rom. 1748. — Diss de regi- 
mine usurpatoris. 1702 — De regali Postarum jure. 1703, — Das Recht db. Königs v. 
Preußen an der Grf. Reinftein 1716. 

tie: Kamp, Jahrb. f. preuß. Gſgb. B. 59. ©. 67. Daniels, Lehrb. d. Preuß. Pri— 
vatrechts 8. 16. Pütter, Lit. d. d. Staatsrechts I, 284—287. II. 259. 353. 391. Bluntſchli 


I. 550—586. — Stobbe II. 355. — Trendelenburg, Fr. d. Große u. ſ. Großlanzler 
S. v. Eocceji, Berlin 1863. Teihmann. 
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Eodicille, Sodicillarclaufel. Gemeinrechtlich ift E. die legtwillige Verfügung, 
welche das Erbrecht als ſolches, d. h. die directe Univerſalſucceſſion, nidyt betrifft; codi- 
cillis hereditas neque dari neque adimi potest. Dieje techniſche Bedeutung der C. 
(uriprünglich fleine codices, hölzerne wachsüberzogene Schreibtafeln, verwendet als Briefe, 
Notizbücher x.) bildete fih im Beginn der röm. Katferzeit. Die darin zuläffigen letzt— 
willigen Anordnungen, welche ja als Nebenverfügungen auch im Teftament auftreten fünnen, 
find nah Juſtin. R., dem Abſchluſſe vielfacher Schwankungen im Recht der C., rechts— 
verbindlich, mag der E. neben einem Teftament (teſtamentariſcher C.) oder ohne ein ſolches 
(Inteftat:E.), und in jenem Falle mit oder ohne Betätigung im Teftamente (c. confir- 
mati, non confirmati), mag der C. mündlich oder ſchriftlich, öffentlich oder privat er— 
richtet Jen, wenn die Formen der entipredhenden Teftamentserrichtung beobachtet find ; 
nur mit dem Unterſchied, daß bei Privat = E. die Zuziehung von fünf Zeugen (mie bei 
dem alten Mancipationsteftament) hinreicht, und bei ſchriftlichen Die Siegelung entbehrlich 
it. Der Inteftat-E., neben welchem alſo fein gültiges Teftament vorliegt, iſt ein jelbftändiger 
Auftrag an dem oder die geleglichen Erben, und fein Inhalt nur daun hinfällig, wenn 
ein bejtummter Erbe als ausſchließlich Onerirter bezeichnet ıft und dieſer Erbe nicht wird ; 
wogegen der meben einem fei e8 älteren oder jüngeren Teſtamente bejtehende C. gemiljer: 
maßen unfelbftändig ift und deſſen Schiefalen folgt, ſoweit nicht der Wille des Teftators 
erfennbar vorliegt, daß der E. eventuell auch den Inteftaterben auferlegt fein fol. Bon 
jelbft werfteht fih, daß auch mehrere verſchiedenzeitige E. neben einander gelten, wofern 
nicht etwa aus Form oder Inhalt des jüngeren hervorgeht, daß der Teftator den älteren ganz 
oder theilweife aufheben wollte. — Eodicillarclaufel nennt man die in einem Tefta- 
mente vom Erblaffer abgegebene Erklärung, daß fein legter Wille als C. oder wie jonft 
immer möglich jei, gelten folle, falls derſelbe als Teftament etwa nicht gelten fünne (hoc 
testamentum volo esse ratum, quacunque ratione poterit, oder: vice codieillorum 
ab intestato, vie. codie. valere volo). Dieje Claufel mußte jeit Anerkennung des 
Inteſtat-C. an Gebiet gewinnen, und wurde fpäterhin fo gebräuchlich, daß faum ein Te— 
ftament ohne Ddielelbe errichtet wurde. Ste bat die Wirfung, Daß die tm ungültigen 
bzw. ungültiggewordenen Teftament enthaltenen Vermäctniffe und Anordnungen als ſolche, 
ja auch die Erbeinjegung als Univerſalfideicommiß, aufrechterhalten werden können, foweit 
der Teftator auch letztgenanntes ewentuell beabjichtigt hat. Allen nur unter der VBoraus- 
ſetzung, Daß die Tegtwillige Verfügung jelbft den Erforderniffen eines C. genügt. — 
Bart. R. bezeichnen als Teftamentsfchedeln (Teftamentäzettel) der Form nach erleidhterte E., 
die, auf ein früheres Teſtament ſich beziehend, codicillariſche Zufäge zu demſelben enthalten. 
Das Recht des C. eiv, fennt nur Teftamente, feine C. Gonfequenterweile müßte Gleiches 
gelten im Preuß. und Sächſ. R. Demnod kennen beide den E. (während fie die Codicillar— 
claufel ſtillſchweigend befeitigen), erfteres aucd dem Namen, letzteres nur der Sache nad, 
und zwar auch in einer vom Teſtament abweichenden erleichterten Forn. Das Preuf. 
AYR. nennt C. die legtwillige Verfügung, welche nur einzelne beſtimmte Stüde, Sum: 
men, Rechte oder Pflichten betrifft. Auch C. ohne Tejtament und in näherbezeichneter 
aufergerichtliher Form find gültig; doch dürfen in legteren angeordnete Bermächtniffe 
den zwanzigften Theil Des Nachlaffes nicht überfteigen. Das Sächſ. GB. verlangt Bes 
ftätigung durch nachfolgendes oder vorausgchendes Teftament, ſoweit nicht Dem gegenwär= 
tigen Onerirten Vermächtniſſe aufgelegt find (ſ. Oralfidercommiß). 

Lit. m. Quellen: Kein in Glüds Comm., Bo. 44. 45. Witte und Arndts im 
R.-ter. 1. u. VI. Vering, Röm. Erbredt ©. 698 fi. — I. 2, 25. D. 29, 7. C. 6, 36. 
l. 29. D. 28, 2. Preuß. Ay. I. 12. SS. 5. ff. 66. fi 161. ff. Anh. $. 35 u. Reſer. 3. Nov. 
1800. 88. 256 fi. 279. Sächſ. ©.B. $$. 2061 ff. 2084 fi. 2383 ff. C. civ. a. N ern 

e. 

Cölibat, Verpflichtung der katholiſchen Geiſtlichen der höheren Weihegrade zur 
Eheloſigleit. I. Geſchichte des C. a) Im der älteſten Zeit und in der 
orientaliſchen Kirche. Schon die älteften Kicchenlehrer find theilweife von ver 
Nothmendigkeit einer Reinigung und Heiligung des Leibes durch Ertödtung der fleifchlichen 
Begierden ausgegangen und dadurch zu der Auffaffung von der VBorzüglichfeit und Ber: 
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dienftlichleit des ehelofen Standes gelangt. Abgefehen davon erhielt fich auch in dem 
erſten chriſtlichen Seiten die heidniſche und jüdische Anſchauung, welche die Gefchlechtöver- 
einigung als verumreinigend betrachtete und wenngleich es ſomit gegenüber den ein eheloſes 
Leben beobadhtenden Laien wünſchenswerth erfcheinen mußte, für Die geiftlichen Amtsträger 
den als Zeichen höherer Sittlichfeit geltenden E. einzuführen, ſchlugen doch Derartige Ber: 
ſuche nody auf dem Concil von Nikäa i. 3. 325 fehl, und erft im 5. Yabrh. erwies ſich 
die Anficht von der Verdienftlichfeit der Virginität ftarf genug, um die Gewohnheit zu 
firiven, daß die Biſchöfe ſich nach ihrer Ordination des Umganges mit ihren Frauen ent- 
hielten und daß man nur Ehelofe zu den höheren Weihen beförderte. Die erfte allge: 
meine firchengejegliche Anordnung über diefen Punkt hat für die orientaliſche Kirche 
die Trullaniihe Synode vom J. 692 im welentlichen Anſchluß und unter theilweiſer 
Milderung, aber auch theilweiſer Verſchärfung der Yuftin. Gſgb. (1. 42. 8.1. C. I. 3; 
Nov. 6. e. 1. 88. 3. 4; Nov. 123. ce. 1.) dahin getroffen, 1) daß verheirathete Män- 
ner, jedoch nur nad vorheriger Trennung von ihren Weibern, zu Biſchöfen befördert, 
2) die Klerifer der niederen Weihen nicht an der Schliefung einer Ehe gehindert werden 
ſollten, aber die Geiftlihen vom Subdiaton aufwärts nach Erlangung des Weihegrades 
bei Strafe der Abjegung, der Nichtigkeit und der Illegitimität für Die erzeugte Descendenz 
feine Ehen eingehen durften, ſowie daß endlid 3) zwar vwerheirathete Perſonen nicht von 
ber Ordination, jelbft nicht der Priefterweihe auszufchliegen, aber doch zur Enthaltſamkeit 
während der Zeit der Verrichtung des heiligen Dienftes zu verpflichten fein. Mit Rück— 
ficht auf diefe Vorfchriften hat ſich die noch heute in der Kirche des Orients geltende 
Praris entwidelt, daß die Candidaten des geiftlihen Standes gewöhnlich vor der Dialo— 
natsweihe fid) werheirathen, ihre Ehen fpäter als Priefter fortegen, aber nach dem Tode 
ihrer Frau feine neue Berbindung eingehen dürfen, während die Biſchöfe, denen die Forts 
jegung der Ehe verboten ift, für die Negel nicht aus dem im Eheftande Lebenden Welt: 
flerus, jondern aus den Reihen der Möndye genommen werden. 

b) Im Abendlande bat ſchon die i. 3. 305 oder 306 abgehaltene Synode von 
Elvira die Geiftlihen bis zum Diakon abwärts bei Strafe der Entiegung zur Eheloſig— 
feit verpflichtet und noch in demfelben Jahrhundert bat der päpftliche Stuhl eine gleiche 
Beftimmung getroffen. Damals und in den folgenden Jahrhunderten gelang es aber 
nicht, den C. in der Praxis durdhzufegen und in den dem Zuſammenbruch des Tarolingi: 
ſchen Neiches Folgenden Zeiten der allgemeinen Berwirrung wurde das Eheverbot von 
hoben und niederen Geiftlichen öffentlich) und ungeſcheut verlegt. Seit dem 10. Jahrh. 
ift daffelbe zwar aus dem praftifchen Grunde, die Beeinträchtigung der Kirchengüter durch 
und für die Descendenz der Geiftlihen und die Erblichkeit der kirchlichen Beneficien zu 
verhüten, won neuem wiederholt geltend gemacht worden. Aber jelbft Gregor VIL, 
welcher in der Durdführung des C. das Mittel erfannte, die Geiftlihen von allen welt- 
lichen Banden Loszulöjen und ausfchlieglic mit bierarchifchen Tendenzen zu erfüllen, brachte 
es troß der energiichften Bemühungen nicht zu einer allgemeinen praftifchen Anerkennung 
des Verbote, fondern nur zu dem Nelultat, das Kirchliche Rechtsbewußtſein in Betceff 
deſſelben umzugeftalten und es ſomit vor der Befeitigung durch eine entgegenftehende 
Praris zu bewahren. Die Rheimſer Synode von 1119, die Yateranenfiiche von 1123 
und die von 1139 haben in der Entwidlung des Cölibatgeſetzes einen Schritt weiter gethan, 
infofern fie zuerft tm Abendlande die Nichtigkeit der Ehen der Klerifer vom Subdiakon 
an aufwärts ftatuirten. Aber fortwährend wurde trogdem das Cölibatgeſetz verletzt, To daß 
Kaiſer Ferdinand I. im Verein mit anderen Fürften auf dem Trienter Concil als ein- 
ziges Heilmittel für die zerftörte Disciplin des Klerus die Befeitigung des Ehenerbotes 
durdhzufegen verfuchte. Das Concil (Sess. XXIV. ec, 9. de sacram. matrimonii) bat 
aber das frühere Recht Tanctionirt, indeſſen find bis in das 17. Jahrh. hinein Eheſchlie— 
ungen ſeitens katholiſcher Geiftlihen vorgefommmen. Seit dem 18. Jahrh. wurde die 
Berechtigung des Cölibatgefeges in zahlreichen Schriften in Abrede geftellt und noch in ber 
Zeit zwifchen 1821 und 1837 ift von einem Theil des Klerus in Deutjchland für die 
Abihaffung nicht nur agitirt, fondern auch bei einzelnen Regierungen petitionivt worden. 
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Diefe Bewegungen haben ſich zwar damals refultatlo8 verlaufen, aber in der neueften 
Zeit find im Königreich Italien wieder ähnliche Beftrebungen hervorgetreten und es haben 
auch manche fatholiiche Geiftlihe won der ihnen durch das bürgerliche Recht geftatteten 
Befugniß der Verehelihung Gebrauch gemacht. 

U. Geltendes Recht der katholiſchen Kirche. Der Empfang der 
Weihen vom Suüubdiakonat an aufwärts begründet ein öffentliches, trennendes 
Ehehinderniß, die trotzdem eingegangene Verbindung iſt alſo im rechtlichen Sinne keine 
Ehe und zieht als Strafen ipso iure die Excommunication und Suspenſion nach ſich, 
außerdem kann auch der Berluft des Amtes gegen den betreffenden Geiftlihen verhängt 
werden. Eine Dispenfation von dem Cölibatgefeg, als einer nicht durch das göttliche, ſon— 
dern nur das menjchliche Recht der Kirche eingeführten Berpflichtung, feitend des Papftes 
ift zuläffig und auch in mehrfachen Fällen erfolgt. Die Ehen der Kleriter der 
niederen Weihegrade dagegen find gültig, jedoch tritt fr biefelben mit der Ehe: 
abjhliegung ipso iure der Verluſt der geiftlihen Standesvorrechte und ihrer Beneficien 
ein, e8 jei denn, daß der Biſchof mangeld geeigneter unverheiratheter Individuen verhei— 
rathete Minoriften — was jedoch nur zuläffig, wenn fie in erfter, mit einer Jungfrau 
geihlofjener Ehe leben zu den Functionen der niederen Weihegrade verwendet. 

II. Die evangelifche Kirche kennt den C., welcher ſchon in den Anfängen der 
Reformation als unchriftliher Zwang verworfen worden ift, nicht. 

IV. Berhältnißder Staatsgejeggebungen zu dem Recht der Kirche. 
Ein Recht der Staatögewalt zur Aufhebung des Cölibatgeſetzes läßt fich nicht begründen, 
weil die Kirche der Natur der Sache nach die Qualification ihrer Beamten zu beftimmen 
bat, und ihr nicht von ihr für ungeeignet erachtete Individuen aufgedrungen werben 
fünnen. Andererſeits ift aber der Staat der Kirche nicht zu pofitiven Peiftungen ver: 
pflichtet und deshalb kann von ihm die Aufrechterhaltung des Cölibatgeſetzes durch ftaatliche 
Anordnung nicht beanſprucht, ſondern nur ſoviel verlangt werden, daß er die fatholifche 
Kirche ungehindert ihre rein geiftlichen Strafen gegen die den E. verlegenden Geiftlichen 
vollftreden Täft. Dieſen principiell richtigen Standpunkt hat ſchon das Preuß. ER. 
eingenommen, während in Frankreich, deſſen C. eiv. das Ehehindernig der höheren 
Weihen ebenfo wie Das ER. übergeht, eine freilich nicht unangefochtene Praxis ſich für 
die civilrechtliche Nichtigfeit der Ehen der katholiſchen Geiftlichen erklärt hat. Ausdrücklich 
ift letstere fanctionirt durch die Gſgbb. Defterreihs, Baierns, Sachſens 
und Badens und fie muß aud für ſolche Länder, in welchen, wie 3. B. in Wür— 
temberg, Oldenburg, den preuß. Provinzen Hannover, Kurheſſen und 
Naffau, gem. R. gilt, angenommen werden, weil bier unftreitig das katholiſche K. R. 
das diefen Punkt regelnde gem. R. bildet. Aber auch in folchen Ländern (fo auch jet 
in Oeſterreich nach dem Gef. über die interconfeffionellen Berbältniffe vom 25. Mai 1868) 
ceffirt Das ftaatliche Ehehindernig mit dem Austritt des Geiftlihen aus der katholiſchen 
Kirhe, denn damit ift feine Zugehörigkeit zu derſelben nach jtaatlicher Auffafjung gelöft. 

Quellen: X. de clerieis conjug. III. 3; lib, VI. eod. III. 2; X. qui eleriei vel 
volventes ete. IV. 6; Trident. Sess. 2 Km. de ref. c. 6. 17. — Oefterr. Bürg. G.B. $. 63; 
gr Bavar. 1. 6. $.$. n. 3. 4. Sächſ. Bürg. G.B. 8. 1619; Badiſche Eheordn. vom 
o. Sul . 

Lit.: Ant. u. Auguftin Theiner, die Einführung der gezwungenen Ebelofigteit bei den 
Katholischen Geiftlichen. Altenburg 1828, 2. Ausg 1845. 2 Be: Garand, Sammlung ber Edli- 
batögefege für die Tatbolifchen Beltgeiftlihen. Franffurt a.M.1833; A. de Roskoväny, coe- 
libatus et breviarium, duo gravissima clericorum offieia e monument. omn, saecul. de— 
monstrata. Pest. 1561. Tom. I-IV.; Henry C. Lea, an historical sketsch of sacerdotal 
celebacy in the christian church. Philadelphia 1867, Befte Bertheidigung des €. vom ka- 
tholiſchen Standpunkt: (anonym) Der Edlibat. Regensburg. 1841. 2 Bde. 9, Hinfsins 

A ın tu9. 


Eollation (Einwerfung, genauer: Beitragung, rapport) ift die Vermehrung einer 
Erbtheilungsmaſſe durch gemiffe Güter gewiſſer Miterbn, zum Zwed der Ausgleihung 
mit den übrigen. Grund der Gollationspflcht: es wäre unbillig und dem muthmaßlichen 
Willen des Erblaſſers zuwider, wenn der Einzelne außer feinem Erbtheil alles das un- 
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geihmälert behalten dürfte, was er aus dem Vermögen des Erblaſſers bei deſſen Leb— 
zeiten vorweg erhalten bat. Zur C. verpflichtete und fie zu fordern berechtigte Subjecte 
find um neuejten Röm. und gem. R. — nad) Befeitigung Der älteren collatio bonorum 
emancipati und collatio dotis — nur Descendenten als ſolche (mit Ausnahme der 
unebelichen), welche nebeneinander zur Erbfolge eines Ascendenten gelangen, jet es als 
geſetzliche oder als Teftamentserben, letztere jedoch nur, fofern fie ohne Teftament geſetzliche 
Erben wären, und ſoweit nicht der Teftator die E. geradezu verboten hat. Jede Collationss 
pflicht Fällt inſoweit fort, als fie den Pflichttheil des Beitragpflichtigen verlegen würde ; denn Die 
geſetzliche Schranke für den ausgeſprochenen Willen des Teftators gilt um fo mehr für deſſen 
muthmaßlichen Willen. Entferntere Descendenten conferiren außer den eigenen Zuwen— 
dungen die ihren Eltern gemachten, ſoweit dieſelben durch Beerbung oder doch durch 
Freigebigkeit an ſie gelangt ſind; was freilich in vielfacher Richtung beſtritten iſt. Ge— 
genſtand der C. iſt a) dos und Eheſchenkung, b) nach der Praxis das zur Begründung 
und Ausſtattung eines geſonderten Haushalts oder Berufsgeſchäfts Gegebene, ec) eine ge— 
wöhnliche und wirkliche den Uebrigen nicht in ähnlicher Weiſe zugewendete Schenkung nur 
dann, wenn der Erblaſſer deren Einwerfung angeordnet, oder wenn ein miterbender 
Descendent eine der Zuwendungen unter a oder b einzumerfen hat. Weigerung, der Collations— 
pfliht zu genügen, dilt als Verzicht auf den Erbtheil; directen Zwang zur Einwerfung 
gibt es nicht. Diefelbe erfolgt, nad) etwa vworgängiger Cautton, durch Naturaltheilung 
oder durch Eriag tm gegenwärtigen Werth jowobl des Gegenftandes ſelbſt als deſſen 
Neitvertrages ſeit dem Erbfall. — Im C. eiv. wird die C. (rapport) ausgedehnt auf 
alle heritiers (alſo nicht blo8 Descendenten) und deren Gegenftand ſogar auf alles im 
Teftament Hinterlaffene, rückſichtlich deſſen die Einwerfung nicht ausdrücklich erlafien 
worden. Letzteres führt zu Widerſprüchen und beruht theils auf unrichtiger Auslegung 
des Ausſpruchs von Juſtinian, es müſſe conferirt werden, was auf den Pflichttheil ein— 
zurechnen ſei, wober Doch offenbar der Kaiſer nur Zuwendungen unter Lebenden im Auge 
hatte, theild auf der ehemals gangbaren Auffaſſung, daß im Zweifel jede Zuwendung 
des Erblaffers zu conferiven fer, mit andern Worten eine Vermuthung gegen den Willen 
ftreite, ein Voraus zu geben. Das Preuß. L.R. ſchließt bei feiner „Ausgleichung“ in 
Eubjecten wie Objecten dem gem. R. fih an, jedoch in legterer Beziehung mit Abwei— 
Hungen, die auf deutichrechtlicher Gewohnheit beruben ; fo, Daß der Werth des Conferen- 
dum zur Zeit nicht des Erbfalld, jondern der Zuwendung (des Empfangs) maßgebend 
it, daß Geſchenke in Grundftiiden, Gerechtigfeiten oder ausftehenden Kapitalien, ſowie 
Abfindungen ftets beizutragen find. Nah Sächſ. GB. find Abkömmlinge und zwar 
nur bei gefegliher Erbfolge zur Einwerfung verpflichtet; im Webrigen nicht über den 
Betrag ihres Erbtheild hinaus, und nah ihrer Wahl in Natur oder im Werth, be- 
rechnet nach der Zeit der Erbtbeilung. 

Quellen u. Yit.: Fein, Das Recht der — 1842. Arndts im R.Lex. III. ©. 809 fi. 
Windſcheid, Lehrb. III. SS. 609 fi. — D.37, 6.7. C. 6, 20. Nov. 13. e. 6. Preuß. 
AER. I. 2. SS. 303 fi. 287 fi. Sächſ. G. B. 2354 ff. C. eiv. a. 843—869, 

Schütze. 

Collation heißt im Kathol. ER. die Verleihung eines Kirchenamtes durch den 
berechtigten Oberen. Gewöhnlich wird dafür die Bezeichnung provisio gebraucht, wäh⸗ 
vend der Ausdrud: collatio im vegelmäßigen Sprachgebraud auf die Verleihung ber 
niederen, vom Biſchof zu vergebenden Aemter beichränft bleibt. Hat der Iettere Dabei 
freie Hand, jo ſpricht man von einer collatio libera, und fest derſelben den Fall, wo 
er durch die Rechte eines Dritten gebunden, alſo z. B. durch das Patronatrecht beſchränkt 
ift, ald collatio non libera oder collatio necessaria gegenüber. Das Gollationsrecht 
des Biſchofs iſt infofern ein höchſt perfönliches, alS es weder der Generalvicar sede 
plena ohne Auftrag des Biſchofs noch das Gapıtel oder der Gapitularverweier sede 
vacante ausüben darf. Die Grundſätze über die Vorausſetzungen und Die a. 
des Collationsrechts, ſowie die Yehre vom oberften Collationsrecht Des Papſtes vgl. Bd. 
©. 469. 470, 472. P. Hinſchius. 
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Colonat Laſſitiſches Recht): bäuerliches Recht an herrſchaftlichen Gütern ver: 
liehen, ausgedehnt auf freieſte Benutzung bei guter Bewirthſchaftung unter Vertretung des 
Hofes vor Gericht und Gemeinde, mit Erblichkeit des Beſitzes und Veräußerungsbefugniß, doch 
überall mit näher geordneter Berückſichtigung des Willens des Gutsherrn als Eigenthü— 
mers, oder doch Obereigenthümers, dem Abgaben und Dienſte zu entrichten find. Wal— 
ter unterſcheidet in der unendlichen Mannigfaltigkeit 1) erblich gewordene Laten- oder 
Hobsgüter, im Namen noch erkennbar am Niederrhein und in Weſtphalen, mit der Hof— 
hörigkeit zuſammenhängend; 2) Leibeigenthumshöfe, die zu erblichem Beſitz gelaſſen wor— 
den, wie die Höfe der Eigenbehörigen im Osnabrückſchen, die Münſterſchen Erbpachtgüter, auf 
denen der entlaſſene Leibeigene als Colon blieb: 3) erblich gewordene C. auf Zeit 
(auch auf 2 bis 3 Leiber u. dgl.), wie die Meiergüter in Niederſachſen, die Schillings— 
güter im Lüneburgiſchen und der Grafſchaft Hoya, die Feſtegüter in Schleswig und Hol— 
ſtein, die Laßgüter in der Mittelmark nicht erblich in Sachſen), die Landſiedelleihen in 
Oberheſſen nicht erblich im Solmſiſchen), die Fallehen oder Schupflehen Todbeſtände) in 
Schwaben (nicht erblich in Baden) u. a. m. Im Laufe der verfloſſenen Jahrhunderte 
ſind zahlreiche Ordnungen (Meier-, Erbpachts-Ordnungen) ergangen, welche neben 
Gewohnheitsrecht zur Ergänzung der Leih- oder Meierbriefe dienten, ſoweit ſolche zwiſchen 
dem Gutsherrn und Colonen geſchloſſen worden. Sie bieten weitgehende provinzielle und 
locale Verſchiedenheiten, wenn auch in Anknüpfung an Einrichtungen, die den Colonaten 
eigenthümlich und ziemlich gemeinſam ſind. Dahin gehört die Ausübung des Rechts durch 
den ſog. Interimswirth, als einen für die Jahre der Minderjährigkeit des Anerben 
Mahljahre) gewählten Vertreter deſſelben mit ſelbſtändiger Berechtigung, nicht ſelten 
den zweiten Ehemann der überlebenden Wittwe. Es gehören dahin mancherlei Rechte des 
Gutsherrn auf Reallaſten, wie Zinſen und Dienſte; ferner auf Forderungen aus perſön— 
lichen Verpflichtungen wie das Laudemium (Handlehn, Lehngeld, Auffahrt, als eine nach 
dem Gutswerth ſich beſtimmende, vom neuen Erwerber dem Gutsherrn zu zahlende 
Summe) das Mortuarium (Beſthaupt, Todfall), als eine aus dem Nachlaß des Colonen 
dem Gutsherrn zuſtehende, urſprünglich Leibeigenſchaft vorausſetzende Abfindung. Auch). 
gehört dahin das, durch den Expulſionsproceß dem Verfahren nach geordnete Recht des 
Gutsherrn, den Colonen bei ſchlechter Wirthſchaft, eigenmächtiger Gutsveräußerung, Con— 
curs und anderen Fällen zu entſetzen: Abmeierungsrecht. 

Obſchon die neueren Landesgſgbb. theilweiſe allgemeine Beſtimmungen über Colonate, als 
Erbpachtsverhältniſſe oder zur Cultur ausgeſetzte Grundſtücke getroffen haben, ſo hat ſich 
in neueſter Zeit doch die Gſgb. überwiegend, namentlich in Preußen, der Beſeitigung 
aller derjenigen Rechtsverhältniſſe zugewendet, welche das Gepräge getheilten Eigenthums 
an ſich tragen. Die dingliche Eigenſchaft der Colonatrechte, welche ſich praktiſch u. A. 
darin geltend machte, daß Kauf ſie nicht brach, iſt dort in Verfolgung jener Tendenz für 
die Erbpacht zu vollem Eigenthum geſteigert, für Laſſitenſtellen die Eigenthumsver— 
leihung regulirt; die auf dem Gute ruhenden Leiſtungen ſind großentheils als Real— 
laſten beibehalten, doch mit der Beſtimmung der Ablöſung nach Umwandlung der Dienſte 
und Naturalien in Geldrenten. Die erbliche Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt nur noch 
zu vollem Eigenthum zuläſſig. 

Quellen u. Lit.: Pr. VER. I. 21. S. 187 f. 626 f. nebſt Erg., bef. Gef. v. 2. März 
1350. C. eiv. f. Baden A. 1381, Oefterr. G.B. $. 1122. Walter, Deutfche Rechtsgeſch. 8. 489 f. 
Priv. R. 8.511 f. mebit Citaten von Meieroron. Hierzu: Hofhoorigrecht in de Twente N. Mag. 
t. Hannov. R. 7, 359 f. als älteftes Gef. iiber Colonatrecht 1546. Meierrecbt der Grafichaft 
Hova v. Ob. G.Rath Niemeyer. 1862. Lüneburgifches Prov.-Meierrecht von Preuß. 19562. Das 
R. der Nachfolge in Meiergüter des Fürftenth. Yüneburg u. d. Grafſch. Hoya v. Ob.G.Rath 
Senf. 1862. Meierrecht Hofrecht und Yeibeigenthum in Weftphalen in Wigands Dentwürbig- 

ten. ©. 269 f. Schaper. 

Columbi, Jacobus, in der erften Hälfte des 13. Jahrh. aus Bologna gebürtig. 


Er fhrieb einen Apparatus zum Lehnrecht. 
tit.: Savignv V. Su—98. IV. 349, Teihbmann. | 
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Comitas gentium (comity of nations, droit de convenance), ein Inbegriff 
von Regeln, welche Staaten gegen einander aus Gonnivenz und nicht als Nechtsverpflich 
tung beobachten. Die Nichtbeachtung der ec. geftattet nady den Grundſätzen der Recipro— 
cität ein gleiches Benehmen (Bhillimore I. 12 ff.). Die Uebung des ftrengen Rechts 
wird durch ec. gemildert. (Bhillimore I. 59. Twiß I. 237). Die c. g. kann fid) 
in ein Völker- oder Staatenhertommen wandeln (Heffter $. 3.) durch ununterbrochene 
Gewohnheit (Bhillimore 1. c.) und Meinung einer Verpflichtung einerſeits und eines 
Forderungsrechts andererſeits. Beilpiele von e. fiehe bei Twiß (I. 218. 236. 261. 
I. 95) A. Bulmerimca. 

Commanditgejellichaft ift diejenige Vereinigung, bei welcher an einem unter 
gemeinfamer Firma betriebenen Hanvelsgefhäft ein oder mehrere Geſellſchafter mur mit 
Bermögenseinlagen, ein oder mehrere andere mit unbefchränfter perſönlicher Haft bethei- 
ligt find. 

Nachdem ſchon im Mittelalter die verbreitete Handelsfitte, fich an fremden Erwerb 
mit einer VBermögenseinlage zu betheiligen, zu der Annahme eines in ſolchem Falle vor- 
liegenden Gejellfhaftsverhältniffes geführt hatte, wobei auf die Verdrängung der älteren 
Annahme eines Darlehns gegen Dividende das kanoniſche Zinsverbot nicht ohne Einfluß 
war: bat ſich allmälig die neue Gejellihaftsform der Commandite in allen europätichen 
Ländern, mit einziger Ausnahme Englands, geſetzliche Anerkennung verihafft. Dabei 
ſchwankte aber bejonders in Deutfchlands Theorie und Praris in Bezug auf die Frage, 
ob die Wirkung diefer Gefellihaftsform auf die Gontrahenten beſchränkt bleibe, oder ob 
die Gefellibaft auch für Dritte als kaufmänniſche Einheit eriftire Das D. H.G. B. 

t diefem Schwanten ein Ende gemadt. Es hat unter dem Namen der ftillen Ge— 
ellihaft das zu den Handelögejellichaften im technifchen Sinne nicht gehörige Verhält- 
niß einer lediglich unter den Paciscenten wirffamen, ausjchlieglih obligatoriſchen, nach 
außen latenten und deshalb firmenloien Betheiligung an fremden Geſchäft durch eine 
Bermögensdeinlage gegen Antheil an Gewinn und Verluſt bejonderd geregelt (A. 250 — 
265). Diefem zwiſchen Gefellihaft und Darlehen in der Mitte jtehenden Verhältniß 
ftellt es mit Beftimmtheit als felbftändige Hanvelsgefellfchaft mit gemeinjchaftlicher Firma 
und beſonderem Geſellſchaftsvermögen die Commanditgejellihaft gegenüber 
(U. 150— 172). 

Die E. v8 HGB. iſt im Wefentlihen nach dem Vorbilde der offenen Handels— 
gefellichaft conftruirt. Die Abweichungen ergeben fich daraus, daß neben einem oder 
mehreren (im legteren Falle unter ſich eine offene Geſellſchaft Bildenden) perſönlich 
baftenden Gefellihaftern (offene, firmivende Gefellihafter, Complementar, ge- 
rant) ein oder mehrere Commanditiſten ftehen, welde nur capitaliftifch betheiligt 
find. Weil die Letzteren nicht perlönlich, Jondern nur mit eimer begrenzten Einlage Trä- 
ger des Geichäftes find, darf ihr Name nicht in der Firma vorfommen ; fie find von ber 
Geſchäftsführung ausgeichloffen ; fie haften Dritten nur auf Höhe ihrer Einlage ; ihr Tod 
oder ihre Dispofitionsunfähigkeit ift gleichgültig für den Beftand des Ganzen. Weil aber 
ihre bejchränfte Haft zufammen mit der unbeichränften Haft des Complementars Die 
Greditbafis des Vereins bildet und als ſolche nicht nur dem Gejchäftsrifico ausgejegt, ſon— 
dern auch nad außen dargeboten wird, Liegt eine wahre Handelsgejellichaft, der Daher 
auch eine Geſellſchafs firma zufteht, vor; auch die Commanditeinlagen werden zum 
Handelöregifter angemeldet; umd die Haft mit der eingezahlten oder veriprocdenen Ein- 
lage ift unmittelbar gegen die Gelellihaftsgläubiger begründet, To daß diefe letzteren 
fich wegen beftimmungswidrig zurüdgezahlter, erlaffener oder bei Berluften nicht gehörig 
ergänzter Einlagen (ausgenommen Zinjen und Gewinn, welde der Commanditiſt auf 
Grund einer in gutem Glauben errichteten Bilanz bezogen bat) an den Commanditiſten 
jelber halten fünnen. Die inneren Berhältniffe der Gefellichaft werden durch Vertrag 
geregelt ; im Zweifel hat der Gommanditift nicht einmal ein Wideripruchsrecht gegen die 
Geihäftsführung, Tondern nur ein Recht auf Einficht der Bücher und Mittheilung der 
Jahresbilanz, ıft aber daher aud in der Betreibung anderer Handelsgeſchäfte nicht bes 
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ſchränkt; Gewinn und Berluft werben unter Berüdfichtigung der Einlagen berechnet und 
im Nothfall nad richterlichem Ermeſſen vertbeilt. 

Eine Unterart ift die E&. auf Ackien. Rechtlich ift fie eine C., bei welcher das 
Commanditcapital in Aetien oder Actienantheile zerlegt ift. Factiſch nähert fie fich dem 
Actienwerein, wie fie auch als Surrogat deifelben zur Umgehung der Staatögenehmigung 
entftanden if. Das DH.GDB. (A. 144—205) hält bei diefer Bereinsform an den 
Grundfägen ver C. feft, mobificirt fie aber durch zahlreiche dem Actiengefellichaftsrecht 
entnommene Beftimmungen und muß dann wieder zu einer Reihe von Beſchränkungen 
greifen, um dem Mißbrauch diefer einen inneren Widerſpruch in fi tragenden Zwitterbilpdung 
entgegenzumirken. Solche Beſchränkungen find: das Verbot von Inhaberactien und von 
Actien unter 200 Thaler ; unbedingte Verhaftung des erften Zeihners; Beſchränkungen 
der beſonders zu bewilligenden Vortheile und Verbot der Actienausgabe für perlönlich 
baftende Geſellſchafter; Zeichnung des ganzen und Einzahlung von mindejtens einem 
Viertel des Capitals vor der Eintragung ; Nothmendigkeit eines Aufſichtsraths, der in 
ganz beſtimmter Weiſe beftellt werden muß und für orbnungsmäßige Geſchäftsführung 
auch Dritten perfönlich haftet, während die perſönlich haftenden Gejellichafter nur in eini— 
gen Beziehungen dem Vorſtande einer Actiengefelichaft gleichgeftellt find, die Nechte der 
Sommandıtiften aber durch ihre Generalverfammlung ausgeübt werden ; Auflöfung der 
Geſellſchaft durch den ſelbſt allfeitig vereinbarten Austritt eines perſönlich haftenden Ge— 
ſellſchafters. Endlich fordert das H.G.B. auch Staatögenehmigung, läßt aber den Verzicht 
darauf für die Yandesgefege offen, und es haben in der That auch diejenigen Part. R., 
welche bei Actiengelellichaften daran fefthalten, für Actien-C. dieſes Erfordernig meift fallen 
laſſen (z. Preuß. Einf. Gef. A. 11). 

?it.: Goldschmidt, De societate en ecommandite. Hal. 1851. — Anfhüß, Die - 


Atientommanditgefellichaften, i. d. Jahrbb. des gem. R. I. 326 f. — Auerbach, Das Gefell- 
ſchaftsweſen. Frankf. 1861. Buch Il. u. IV. — Endemann, HR. $. 48 f. ee 
Gierke. 


Commende (commenda) ift die Adminiſtration eines kirchlichen Amtes und der 
zu dieſem gehörigen Bermögensftüde, ohne daß die damit betrante Perfon ein Recht auf 
das Amt ſelbſt beſitzt. Uriprünglih war ein ſolches Verhältniß dazu beftummt, 
während ber Bacanz eines Benefictums bis zur Wiederbefegung eine interimiftiiche Ver— 
weſung defjelben zu ſchaffen. Schon in der karolingiſchen Zeit fam aber eine Verleihung 
von Abteren an Yaten (ſog. abbates commendatarii) zum Genuß der Einfünfte vor 
und Später finden fich ähnliche Berhältniffe auf dem Boden der Kirche; namentlich wur— 
den die Commenden angewendet, um das Verbot des gleichzeitigen Innehabens mehrerer 
Beneficten zu umgehen. Die E. gaben ein Recht auf die Einkünfte eines Amtes, ohne 
‚daß dem Commendatarius die Pflichten des Amtes und die Verwaltung der mit demfel- 
ben verbundenen geiftlihen Handlungen zur Yaft fielen. Die gemöhnlichfte Art der C. 
war die der Verleihung von Klöftern an Weltgeiftlihe. Das Tridentinum bat die frü— 
ber mit den C. getriebenen Mißbräuche zu beleitigen verſucht, Das Inſtitut aber nicht 
ganz befeitigt und To befteht es noch heute, namentlich bei den der päpftlichen Collation 
unterhiegenden Beneficten. 


tit.: Thomassin, Vetus et nova diseiplina eceles. P. II. lib. III. e. 10 fi.; 
J.H. Böhmer, J. E. P. III. 5. $$. 132 fi.; Berardi, comm. in jus eccles. Tract. de 
benef. ecclesiast. «iss. I. obs. 3. P. Hinſchius. 


Commiſſfionsgeſchäüft. Neben dem Handlungs- und Hülfsperſonal des Kauf— 
manns von mannichfach abgeſtufter Befugniß zur Stellvertretung im Handelsverkehr 
hat ſich mit der ſteigenden räumlichen Ausbreitung des letzteren aus der Ueber— 
nahme des Abſchluſſes und der demnächſtigen Abwickelung von Handelsgeſchäften für 
fremde Rechnung im neuerer Zeit ein eigener Geſchäftszweig gebildet, der Commiſ— 
fionshandel 1. Br. I. ©. 433), Mehr und mehr tritt dabei die Eigenthümlichkeit 
bervor, daß der kaufmänniſche Stellvertreter den Dritten Berfonen, mit welchen er 
abichließt, in eigenem Namen, alfo unter Einfegung feiner Mittel und feines Credits, 
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gegenüber tritt, während er auf der anderen Seite feinem Auftraggeber feine Kenntniß 
örtlicher und perſönlicher Berbältniffe und feine Dienfte in Auffuhung und Benugung 
vortheilhafter Geſchäftsgelegenheit entgeltlich leiht. Hieraus entwidelten ſich Rechtsſätze, 
welche ſich mit den hergebrachten Begriffen des Mandats, dem man hier und da die 
Dienſtmiethe ſubſtituirte, oder des Inſtitorenverhältniſſes nicht mehr vereinigen ließen. Die 
neueren Geſetzbücher erheben deshalb das C., worunter man übrigens bald den Auftrag 
allen (w. Hahn), bald die Uebernahme und Ausführung des Auftrags Gold— 
Thmidt), bald das übernommene Gefchäft mit dem Dritten (Endemann, 
Gad) verfteht, in die Reihe jelbftändiger Rechtsinftitute, wiewohl deſſen Legitimation als 
ſolches bis in die neueſte Zeit beftritten it (Wilda, Hierfemenzel x.) Der C. 
com, und deſſen Nachfolger haben vorzugsweiſe die dingliche Seite des Verhältmiſſes, 
das ſog. Dedungsrecht, ausgebildet. Wert ausführlichere Vorichriften enthält das Allg. 
D. H.G. B. Nach dieſem ift Commiffionär (franz. commissionnaire, engl. factor, 
agent) „Derjenige, welcher gewerbemäßig in eigenem Namen für Rechnung eines Auf 
traggebrs (Committenten) Handelsgeichäfte ſchließt.“ Er ift alfo ebenſo verſchieden 
von dem bloßen Vermittler al8 dem Mandatar und ſelbſt ſolchen kaufmänniſchen, aber im 
Namen des Auftraggebers handelnden Mandataren, die im gemeinen Yeben als Com— 
miſſionäre bezeichnet zu werden pflegen. Zu der franzöjiichen Definition (des C. com. 
wie in der neuen Nedaction des Gel. v. 23. Mat 1863) ift nur das Moment der 
Gewerbemäßigkeit hinzugefommen. Aber auch der Eigenhändler, welcyer nebenher ein 
C. macht, wird Hinfichtlicdh des letzteren als Commifjionär beurtheilt, wie andererſeits der 
gewerbemäßige Betrieb der Gejchäfte eines Commiſſionärs die Kaufmannseigenjchaft tm 
Sinne ded H.G.B. verleiht. Schließt ein Anderer als ein Kaufmann ein Handelsgeſchäft 
in eigenem Namen für Rechnung eines Auftraggebers, To wird Dies ebenſo nach Deu 
Grundſätzen des gewöhnlichen Mandats- beurtheilt, als wenn ein Kaufmann ausprüdlid 
beauftragt ıft, auf den Namen des Committenten abzuſchließen. Unerheblich dagegen ift 
— was Manche früher für wefentlich hielten — ob der Commiſſionär an einem anderen 
Drte wohnt. — 

Der Bertrag zwilchen Committenten und Commiſſionäir Commiſſion, Com: 
milftonsvertrag) folgt bezüglich des Abſchluſſes den allgemeinen von Handels— 
geſchäften überhaupt geltenden Regeln. Er wird perfect Durch die Einigung über ben 
Gegenftand des Auftrages, welcher in den verichiedenartigften Handelsgeſchäften beftehen 
kann (Ein= und Berfauf von Waaren, Aſſecuranz, Incaſſogeſchäfte, Frachtverträge u. 
dgl. m.) und über die dem Commiſſionär gebührenne Vergütung (Brovifion). 
Jedoch verfteht fi die Verabredung einer Provifion in ortsüblicer Höhe (gewöhnlich in 
Procenten vom Werthe des Geſchäfts), wie bei allen kaufmänniſchen Dienften, von jelbft. 
Auch gilt für die Commiſſion die für Aufträge unter geichäftlich verbundenen Kaufleuten 
überhaupt gegebene Regel, wonach das bloße Schweigen als Uebernahme des Auftrages 
angejeben wird. Die Waarencommiſſion — zum Cinfauf oder zum Verkauf 
(Conſignation) — hat inhaltlid) einige Befonderheiten ; die Transportcommifjion wird 
als ein beſonderes Rechtsinſtitut Speditionsgeſchäft) behandelt. 

Die Berpflibtungen des Commiſſionärs gegenüber dem Committenten find 
im Allgemeinen die Des Mandatars. Er hat das übernommene Gefchäft ſorgfältig, und 
zwar in der Regel Tofort, auszuführen und ift dabei nach ausdrüdlider Vorſchrift Des 
H. G. B. ebenfojehr an den Auftrag ald an das wohlverftandene Intereſſſe des Com— 
mittenten gebunden. Iſt der Auftrag nicht völlig beſtimmt („beſtmöglichſt“ u. dgl. m.) 
fo ift feinem Ermeſſen in jener Richtung ein weiter Spielraum gelaſſen. Es können als- 
dann die Verhältniſſe fich ſelbſt ſo geſtalten, daß es geboten ericheint, Den Auftrag 
entweder nicht auszuführen oder bei der Ausführung von den erhaltenen Jnſtructionen 
abzuweichen. Dies gilt auch in Anſehung emes Preislimitums bei der Verkaufscom— 
miljion, wenn daſſelbe nicht zu erreichen war und durch den Berfauf Schaden abgewen— 
det wurde. Strenger ift das H.G.B. bei der Einfaufscommihjion ; hier kann der Com— 
miſſionär nur durch fofertiges Erbieten zur Zahlung der Differenz die Zurückweiſung 
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des Geſchäfts verhindern. Ueberhaupt iſt der Committent nicht gehalten, ein unter un— 


gerechtfertigter Abweichung von dem Auftrage geſchloſſenes Geſchäft anzuerkennen, wodurch 
freilich die Rechte des dritten redlichen Käufers oder Pfandnehmers nicht berührt wer— 
den können. Ferner hat der Commiſſionär reſp. Conſignatär allen durch die Abweichung 
entſtandenen Schaden zu erſetzen. — Vortheilhaftere als die vorgeſchriebenen 
Bedingungen darf ſich der Commiſſionär ſo wenig wie ein gewöhnlicher Mandatar ſelbſt 
zu Nutze machen („ſchneiden“), namentlich nicht die über reſp. unter dem geſetzten Limito 
erzielte Differenz für fih behalten veip. in Anfpruch nehmen. In jeder Beziehung hat 
er vielmehr dem Gommittenten offene Rechenſchaft abzulegen. Dahın gehört auch 
die Benennung feines Mitcontrahenten, objchon dem Gommittenten Dadurch die Handels— 
beziehungen des Commiſſionärs aufgededt werden; jelbft bei dem del-credere jtehenden 
Commiſſionär (f. unten) it Davon feine Ausnahme zu machen (anderer Meinung 
Pardeſſus). Folgeweiſe hat der Commiſſionär dem Gommittenten die erlangten 
Vortbeile herauszugeben und die Klagen aus dem Geichäfte abzutreten. 
Hier zeigt fich der Gegenſatz des „für Rechnung“ und „in eigenem Namen.” Da ber 
Commiſſionär durch das mit dem Dritten geichloffene Geſchäft allein berechtigt und ver- 
pflichtet wird, Jo können Beziehungen zwifchen dem Dritten, weldem an ſich der Commit— 
tent nicht einmal namhaft zu machen ift, erſt durch einen Uebertragungsact des Commij= 
fionärs entftehen. Nach pofitiver, micht völlig klarer Beftimmung des H. G. B. ſollen 
jedoeh die Forderungen des Commiſſionärs in dem Verhältniſſe des Gommittenten zum 
Commiſſionär und defjen Gläubigen ohne Weitered als Forderungen des Committenten 
gelten, der Gommittent bat alſo namentlid am diefen Forderungen, insbejondere der 
Kaufgeldforderung bei der Berfaufscommifjion im Goncurje des Commiſſionärs und in 
allen concursähnlichen Proceduren ein Separationsredt. — 

Eine Nebenverpflichtung des Commiſſionärs it die gehörige Benachrichtigung 
des Committenten. So fünnen jchen vor bewirfter Ausführung Nachrichten erforderlich) 
werben über veränderte Umftände behufs Einholung weiterer Inftructien, über das Er— 
fordemiß der Gewährung von Dedungsmitteln u. |. w. Die Ausführung ſelbſt ıft dem 
Committenten fofort anzıgeigen. Dabei iſt e8, wie Pardeſſus hervorhebt, nicht zu 
verichweigen, wenn die Ausführung in der Ausführung einer von anderer Zeite empfan= 
genen entgegengelegten Commiſſion befteht. Ber Verlegung dieſer Verpflichtungen macht 
fi der Commiſſionär gleichfalls ſchadenserſatzpflichtig. Ein anderer Nebenpunft ift die 
Wahrnehmung des Imterefied des (abweienden) Gommittenten bei Empfang Des 
Commiſſionsguts, mamentlicd gegenüber dem Frachtführer. Hier wie bei Belorg- 
niß der Entwerthung fann der Commiſſionär in Ermangelung von Ordre zum Berfauf 
ſchreiten. Im Uebrigen haftet er bei der ihm obliegenden Aufbewahrung des Guts, 
da diefe einen Theil feiner entgeltlichen Yeiftung bildet, nicht blos für culpa lata, jon= 
dern muß die Beobadytung der Sorgfalt eines ordentliden Kaufmanns be 
weiſen. Die Streitfrage, ob er auch zur Verſicherung des Guts verpflichtet ſei, ift 
im H.G.B. verneinend entichieden ; berechtigt dazu ift er nach den Umftänden des Falles. — 
Soweit die Ausführung des Auftrags Auslagen erfordert, ift der Commiljionär im 
Allgemeinen aud diefe vorſchußweiſe zu machen verbunden ; eventuell wäre es jeine 
Sache geweien, ven Auftrag abzulehnen. — Zur Annahme von Subftituten ift ber 
Sommitfionär in der Kegel nicht (wie der Spediteur) berechtigt und haftet eventuell für 
deren Verſehen, wie für das feinige und das feiner Yeute ‚wie man namentlich aud in 
dranfreih und England annimmt). Wenn aber das Geſchäft nothwendig eine Subiti- 
tution bedingt, z. B. Imcafjo von Wechſeln auf fremde Pläge, jo kann er nur für em 
Verjehen in der Auswahl haften. — Nur für letteres haftet ev auch hinſichtlich jener 
Mitcontrahenten bei den übernommenen Geſchäften. Hat er aber die Ereditgefahr (das 
„del-credere“, „du eroire“) fraft ausdrüdlicher Abrede oder ufancemäßig übernommen, 
je ift er dem Committenten für die gehörige Erfüllung zur Verfallzeit unmittelbar und 
perfönlich als Selbſtſchuldner verpflichtet, ohne daß im Uebrigen das Weſen des C. ver— 
ändert würde. Auch der ohne ausdrüdliche oder ftillichweigende Ermächtigung auf Cre— 
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dit verkaufende Commiſſionär haftet bei verſagter Genehmigung als Schuldner des 
Kaufpreiſes. Ueberhaupt kann der Commiſſionär Dritten ohne Ermächtigung nur auf 
eigene Gefahr Vorſchüſſe machen. — 

Der Commiſſionär kanmn ſeinerſeits die Proviſion (ſ. oben) fordern, ſo— 
bald das Geſchäft zur Ausführung gekommen iſt (Unterſchied vom Mäklergeſchäft). 
Wo indeſſen eine ſog. Auslieferungsproviſion (bet der Verkaufscommiſſion, wenn 
das Geſchäft ohne Schuld des Commiſſionärs nicht vealifirt ift) ortsüblich iſt (meiſtens 
die Hälfte der gewöhnlichen), ift auch diefe zu. zahlen. Für das del-credere wird eine 
bejondere Vergütung (del-credere=Provifion) als VBerfiherungsprämie entrichtet. — 
Neben der Provifion hat der Commiſſionär, wie das H.G.B. in Erledigung von Streit= 
fragen enticheibet, Anfpruh auf Vergütung für die Benugung feiner Yagerräume (La— 
gergeld nad ortsüblichen Sägen) und Transportmittel ſowie der Arbeit feiner Yeute. 
Wirkliche Auslagen find zu erftatten, und, wie kaufmänniſche Auslagen überhaupt, 
vom Tage der Peiftung an zu verzinſen. Selbftverftänplih kann der Commifjionär 
aud) verlangen, wegen der in Ausführung der Commilfion eingegangenen Verbind— 
lichkeiten (gezeichneten Wechjel u. |. w.) gededt oder von denfelben befreit zu 
werben. 

Wegen aller diefer Ansprüche hat der Commiſſionär nad) dem H.G.B., weldes in 
dieſem Punkte den nach gem. R. ſehr unvollkommnen Schub deijelben unter Ermeiterung 
gewohnheitd= und particnlarreditliher Säge erheblich verftärft hat, neben dem gewöhn— 
lichen kaufmänniſcheu Netentionsredhte ein mahres gejeglihes Pfandredt an 
dem Commiſſionsgute, fo fange er das [ettere noch detinivt oder darüber that= 
ſächlich (noch) vermittelft der Connoffemente oder anderer Dispofitionspapiere verfügen 
kann. Diejes Necht ift nicht auf connere Forderungen (die wegen deſſel ben Commiſſions— 
guts entftanden find) beſchränkt; das Pfand haftet vielmehr auch für andere Forderungen 
aus laufender Rechnung in Commilfionsgeicgäften. Der gefammte aus häufig in 
einander greifenden C. beitehende Verkehr wird als ein zulammenhängendes Ganzes 
gedacht ; eine gewiſſe Connexität waltet alfo immerhin ob. — Hinfichtlih der Geltendmachung 
jteht das gefegliche Pfandrecht des Commiſſionärs dem ſchriftlich beftellten Faufmännifchen 
Fauſtpfande gleich; derjelbe kann fich bei Berzug des Committenten, jelbft wenn diefer in Con— 
curs verfallen ift, ohne Klage aus dem Pfande durch Verkauf bezahlt machen. Anderen ding- 
lid Berechtigten gegenüber hat der Commiſſionär den gewöhnlichen Schug des redlichen 
Comventionalpfanonehmerd. Bon den anderen gefeglihen Pfandrechten gehen ihm bie 
durch Berjendung oder den Transport ded Guts entftandenen wor. — Ueberdies hat der 
Commiſſionär, wie das H. G. B. ſich ausdrückt, das Recht, ſich vorzugsweiſe vor dem 
Committenten (deſſen Separationsrecht — ſ. oben — ſich alſo inſoweit modificirt) 
und deſſen Gläubiger aus den durch das C. begründeten und noch aus— 
ſtehenden Forderungen zu befriedigen. Dem Anſpruche des Committenten oder 
deſſen Concursmaſſe gegenüber hat er alſo ein unbeſchränktes Compenſationsrecht 
reſp. ein Retentionsrecht. — Das Vorbild dieſer Beſtimmungen war der C. com, 
welcher das Pfandrecht indeſſen auf den Verkaufscommiſſionär beſchränkte, auch das Er— 
forderniß der Connexität feſthielt. Das Holländiſche H.G.B. v. 1838 u. das Ital. 
HGB. v. 1865 geben das Pfandrecht auch dem Einkaufscommiſſionär. Das Franz. 
Gel. v. 23. Mai 1863 läßt gleichfalls Die Anwendung auf Dielen zu, befeitigt den frü— 
heren Unterſchied, je nachdem Commiſſionär und Committent an demjelben Orte wohnten, 
und erweitert das Vorzugsrecht am Erlöſe gegenüber den Gläubigern des Committenten 
auf Forderungen des Commiſſionärs überhaupt. — Auch Das neuere engliſch-amerikaniſche 
Recht erfennt ein fehr ausgedehntes kaufmänniſches Deckungsrecht (lien) des Commiſſio— 
närs an. 

Wie an den ausftehenden Forderungen aus dem mit dem Dritten gemachten Ge— 
ihäft ein Pfandrecht des Commiſſionärs dadurch ausgeichloffen ift, daß er, 
obſchon zur Abtretung verpflichtet, doch ſelbſt Subject diefer Forderungen iſt, jo bedarf 
der Commiſſionär häufig nicht des Pfandrechts am Commiffionsgute, weil er Eigenthüs 
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mer des letzteren iſt. Inſonderheit iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen der Einkauf s— 
commiſſionär als Eigenthümer der von ihm eingekauften und ihm 
übergebenen Waare anzufehen. Indeſſen ift diefe Streitfrage vom H.G.B. nicht 
entjchteden. Die richtige Meinung, daß erft die Tradition feitens des Commiffionärs an 
den Committenten dieſem das Eigenthum übertrage, vertreten u. A. Goldſchmidt, 
Endemann, Yaband, v. Hahn, Gerber, Randa, Heife, Gelpde, aud die 
oberiten Gerichte zu Berlin, Lübeck x. Andere unterfcheiden, ob wirklich gefauft oder 
vom eigenen Lager geliefert ift, und laffen im erfteren Falle Befig und Eigenthum auf 
den Committenten tm Momente des Befigerwerbs durch den Commilfionär übergehen 
Treitſchke, Wilda, Mittermaier u. f. w.). Zuweilen wird die jelbftwer- 
ſtändliche Beſchränkung Hinzugefügt, daß der Commiſſionär erweislih für Rechnung des 
Committenten gefauft haben müſſe (Pöhls, Wilda, Walter x.) Die franzö— 
ſiſchen Schriftfteller nehmen an, daß das Commiffionsgut fofort Eigenthum des Com: 
mittenten werde (jo daß dieſer &8 tm Concurſe ded Commiffionärs vindiciren fann), ob= 
Ihon dazu der franz. Rechtsſatz, daß das Eigenthum durch bloßen Vertrag übergeht, 
keineswegs nöthigt. In England herrfeht die entgegengefegte Meinung. — Der Ber: 
faufscommiffionär wird nur dann Cigenthümer des Gommiffionsguts, wenn es 
dejjen fungible Natur mit ji bringt (Commixtion ꝛc.). Die bloße Verfendung durch 
den Committenten überträgt weder Befig noch Eigenthum. 

Frühzeitig gaben Einzelne (3. B. Caſaregis) dem Commilfionär die Befugniß, 
auh ohne ausprüdliche Erlaubnig die Waare vom eigenen Lager zu liefern rejp. Die zu 
verfaufende Waare ſelbſt zu behalten. Die franz. Schriftfteller verlangen wenigftens An- 
zeige an den Committenten. Im England und Amerika wird das Recht zum Eintritt 
als Selbftcontrahent verneint. Auch in Deutichland war dafjelbe lange beftritten. 
Das H.G.B. behandelt die fragliche Befugniß unter der VBorausjegung, daß die Waare 
einen Börfenpreis oder Marktpreis habe Le das fehlende Preislimitum erſetzt) 
als naturale der Commiſſion, dergeftalt, Daß dieſe ftillichweigend die Offerte zum Ein— 
tritt als Selbfteontrahent mit enthält. Die Acceptation die ſer Offerte bedarf des befon- 
deren Ausdrucks bei der Anzeige über Ausführung des Auftrags. Die Anzeige von dem 
Eintritt als Selbfttäufer oder Verkäufer erſcheint hier ſelbſt als Ausführung. Nach der 
Zeit derſelben richtet fi der Preis. Sobald fie abgegeben ift behufs der Abjendung, ift 
ein ſpäter eintreffender Widerruf des Committenten unwirkſam. Umgefehrt kann, wenn 
der Commifjionär bei der Anzeige über die Ausführung des Geſchäfts nicht einen anderen 
Eontrahenten nambaft macht, der Gommittent ihn als Selbftcontrahenten behandeln, 
während der Commiffionär weder in jenem Falle, noch wenn er ausdrüdlic einen anderen 
Contrahenten benannt hat, nachträglich als Selbftcontrahent eintreten darf (er könnte 
ſonſt weiter zum Nachtheil des Committenten fpeculiren). — Durch den Eintritt ala Selbft= 
contrahent verwandelt ſich das E. in ein Kaufs- reſp. Verkaufs: oder Lieferungsgeſchäft 
(wahres Propergeichäft, nicht „umeigentlihes C.*). Jedoch kann der Commiffionär die 
gewöhnliche Provifion und die regelmäßigen Untoften (Courtage, Stempel, Wägegeld x.) 
auch ohne nachweisliche effective Verlegung berechnen. 

Bezüglich des Aufhörens der Commiſſion gibt das H.G. B., abgeſehen von ber 
erwähnten, die Zuläſſigkeit des Widerrufs des Committenten vorausſetzenden 
Beſtimmung, feine beſonderen Vorſchriften. Es wäre indeſſen ſehr bedenklich, hieraus 
ohne Weiteres (mit v. Kräwel) die Anwendbarkeit der Regeln vom Mandatsvertrage 
zu entnehmen. So iſt es faſt allgemein anerkannt, daß der Tod eines von beiden 
Theilen den Vertrag nicht aufhebt, ſofern nur die Firma beſtehen bleibt. Beſtrittener iſt, 
ob der Commisftonär ein einſeitiges Kündig ungsrecht habe. Als Regel wird 
bei der Zweileitigkeit des Geſchäfts feſtzuhalten fein, daß ihm eim ſolches Recht nicht 
zufteht (jo auch Pöhls, Endemann u. N). Niemald darf dem Committenten 
aus umzeitiger Kündigung ein Schade erwachſen (Treitſchke, Wilda u. AM) Auch 
der Gommittent befreit ſich durch Widerruf nicht von der Verpflichtung, das vom Com 
miffionär vor erhaltener Nachricht bereit? Ausgeführte anzuerfennen und venfelben zu 
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entjchädigen. Ebenſo wenig läßt ſich behaupten, daß der Conc urs ſtets den Commiſſions- 
vertrag aufhebe. Alles dies ſowie die weitere Entwickelung ergibt ſich aus der Natur 
des C. und den allgemeinen Grundſätzen über Verträge, welche eine entgeltliche Leiſtung 
zum Gegenſtande haben, wird ſich aber vielfach nach den Abſichten der Contrahenten 
im einzelnen Falle modificiren. 

Quellen u. Lit.: Allg D. H6.B A 360—378, 69, 272, 290, 306, 411. -C. com, 
a. 91—95, erſetzt durch a. 94, 95 des Gef. v. 23. Mai 1863 — f. Goldſchmidt, Ztſchr. f. 
db. af. HR. VII ©. 156 fe — Niederländ HGB, N. 76-85. — Ital. H.GB. 
Bud Il. Tit. 4 Sag 68-76. — Treitſchke, Rechtsgrundſätze vom Commiffionshandel. 
Leipzig 1859. Wilda in Weiske's Rechtslex. sub voce „Kommiffionshandel” Bd. U. 
S. 707 fi. (1844). Pöhls Darfichung des gem. Deutſch. u. des Hamb. HR. I. 
ss. 110—117 (©. 248—277) Hamburg 1828. Hierfemenzel, Zur Lehre v. faufmän- 
nifhen €. Yeipzig 1859. Auerbach, Das neue Handelsgef. 2. Abth. Kauf und Com— 
miſſionsgeſch. 5. 194-272. Franff. a. M. 1565. Yaband (Das Pfand-R. bes Commiffio- 
närs) bei Goldſchmidt u. Yaband, Ztſchr. f. d. gef. HR. IX. ©. 425—459. Marcinomwsfi 
(Das faufmännifhe E.) bei Buſch, Art. f. rs u. Braris d. Allg. D. HR. I. ©. 358 —379. 
Adermann (Zur Lehre des Commilfionsbandels) daf. VI. S 283 325. Auerbach (Sub— 
ſtitutionsbefngniß des Commiffionärs ıc.) daf. S. 326—334. v Krämel (Ueber A. 376 D. 9.6.8.) 
daſ. XI. ©. 110—120. Ders. (Ueber das Kündigungsrecht des Kommiffionärs) daf. ©. 350— 
359, (Bal. X. ©. 370, XI. ©. 256). Gad (Ueber die Anzeigepflicht des als Eigenhändler ein- 
tretenden Commiffionärs) bei Goldſchmidtu Yaband, Ztihr. XIV. &. 231—256. Par- 
dessus, Cours de droit eommereial. 5. ed. II. 563—5s3. Paris 1841. Delamarre 
et Lepoitevin, Traite du contrat de commission, Paris 1843. Story, Comm. on 
the law of agency. Boston 1844. Kent, Comm. on American law II. p. 611 f. 

R. Koch. 


Commodat, Leihvertrag, iſt der Vertrag, der dadurch geſchloſſen wird, daß 
der eine Contrahent, commodans, dem andern, Commodatar, eine Sache zu unentgelt— 
lichem Gebrauche übergibt, unter Verpflichtung zu individueller Rückgabe. Eigenthum des 
Commodanten iſt nicht erforderlich; Eigenthum des Commodatars ſchließt das C. aus. 

Der Commodatar wird durch die directe Commodatsklage angehalten, die Sache in 
specie zurückzugeben, in gehörigem Zuſtand, wie empfangen, und mit allem Zubehör, zur 
bejtummten Zeit, oder nad) Vollendung des verabredeten Gebrauchs, oder, in Ermangelung 
einer ausdrücklichen oder ftillichweigenden Beitunmung, wann der Commodans es will, 
nur nicht intempestive umd wenn er auch die Sache für fich ſelbſt nöthig hätte: im die— 
fer Ausichliegung der Willtür liegt ein Hauptunterichted vom Precarium (ſ. d. Art.). Da 
er aus dem Geſchäfte Vortheil zieht, Haf.et er in der Kegel und infofern nichts Beſon— 
deres einſchränkend oder ermweiternd verabredet ift, für jegliches Berjchulden. Wenn Die 
Sache tarırt übergeben worden ift, jo gilt dies im Zweifel als Uebernahme des casus 
von Seiten des Commodatars. Ueberichreitung des verabredeten oder verftandenen Ges 
brauchs wird ald furtum usus behandelt; auch muß der aus einem ſolchen vertrags- 
widrigen Gebrauch entftandene Gewinn rüderftattet werben. 

Der Commodatar detinirt Die Sache für den Gommodanten, welder dur ihn als 
Repräſentanten befitt. 

Seinerfeitd fann der Commodatar, ſowohl durch Exception gegen die directe Come 
modatsklage, als auch durch actio commodati contraria Gegenanſprüche an Den commo- 
dans geltend maden: a) auf Erjag von Verwendungen, welche er gerechtfertigter Weiſe 
auf die Sache oder um der Sache willen gemacht hat, infofern diejelben die bloße Un— 
terhaltung der Sache behufs des Gebrauhs überfchreiten, denn Die Unterhaltungstoften 
muß er billigerweile, da er die Sache gebraucht, felber tragen. b) Auf Erſatz anders 
weitigen Schadens, den er durch den geftatteten Gebrauch etwa erlitten bat, ın Folge von 
Dolus oder grobem Berfchulden des GCommodanten, 3. B. wegen abfichtlichen oder cul- 
pöfen Verſchweigens der Schadhaftigfeit der Sache. Diefe Erfagpflicht ift eine 
Folge des Charakters Des C. ald negotium bonae fidei. e) Wenn der Commodatar wer 
gen Berlufts der Sache Erſatz leiften mußte, kann er vom Commodanten Abtretung der 
bezüglich der Sache gegen Dritte entftandenen Klagen verlangen. Er Darf audı, wenn Die 
Sache Ipäter dem Commodanten wieder zukommt, Wiedererftattung des bezahlten Erſatzes 
oder die Sache felbit fordern. 
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Ausnahmsweiſe fann das C. auch oder gar ausichlieglih auf den Vortheil des 
Commodanten berechnet fein. Den allgemeinen Grundfägen gemäß muß ſich in beiden 
Fällen die Haftung des Commodanten bis auf levis culpa fteigern, und im zweiten falle 
die Haftung des Commodatars auf grobes Verſchulden reduciren. 

Daraus, daß individuelle Nücgabe zum Weſen des C. gehört, folgt nothwendiger 
Weiſe, daß fi) vor Allem species, unbewegliche Jo gut wie bewegliche, zu deſſen Gegenftande 
eignen, fungible Sachen hingegen in der Regel nicht, wenigſtens nicht zum normalen 
Gebrauch, jondern etwa ad ostentationem, verzehrliche aber gar nicht. 

Das C. ift unentgeltlich : bedungener Geldlohn macht das Geſchäft zu einem Miethe- 
vertrage; bedungene Belohnung die in etwas Anderem als in Geld befteht, zu einem 
Innominatcontract. Dagegen iſt nachherige Nemuneration keineswegs auögeichlofjen. 

Das C. iſt ein Realcontract. Der Borwertrag über umentgeltlihe Gebrauchsüberlaf- 
jung, pactum de commodando, war nad Röm. R. civiliter unverbindlich ; nach heutigem 
R. ıft er aber, wie jeder Vertrag, klagbar. 

Sowohl im Preuf., als auch im Franz. R. gelten hier im Ganzen und Großen 
die gemeinrechtlichen Grundfäge. \ 

Quellen: D. XII, 6. C. IV. 23. De commodato. APreR. I, 21, 85. 229— 
257. C. N. 1875 — 1891. 

fit.: ©. ſämmtliche Werke über Obligationenredht u. bef. Koch, Das Recht d. Forderungen 
nad ger und nach Preuß. R. Bo. III. ©. 351 fi. ©. E. Schmidt, Das Commodatum 
und Preearium. feipzig 1844. Rivier. 

Commodum, Bortheil, Nugen, der aus einer Thatſache erwächſt; fo ce. reprae- 
sentationis, Vortheil aus gegenmärtiger Zahlung einer erft in Zukunft fälligen Schuld, der 
in dem Gewinn des Zwiſchenzinſes (interusuriam) befteht. An den wenig ſcharf um- 
grenzten Begriff knüpft juriftifches Intereffe ſich beſonders bei der Frage, ob und inwie— 
weit der zu einer Leiſtung obligatoriich Verpflichtete das nach Abſchluß der Verpflich— 
tung dem Yeiftungsobject zutretende C. dem Gläubiger zuzumenden hat. Die Verpflichtung 
hiezu kann durch Nebenvertrag, Yitisconteftation (oder nach heutigem Recht Klagen- 
infinuation) Verzug des Schuldners (mora solvendi) begründet werden, oder aud) in der 
Natur der Obligation liegen. Für legteres pflegte man die im C. J. C. ausdrücklich 
und in verjchtedenen Anwendungen anerkannte Pegel „ec. eius esse debet cujus est 
perieulum“ als normgebend anzunehmen, die erft in neuefter Zeit von Friedrid 
Mommfen auf das rechte Maß zurüdgeführt if. Die moderne Jurisprudenz unter: 
ſcheidet „acceſſoriſches — ftellvertretendes C.“, je nachdem dafjelbe neben dem urfprünglich 
geſchilderten Gegenftande oder an Stelle deſſelben zu leiſten iſt; das acceffortiche C. kann 
entweder in den principalen Schulpgegenftand aufgehen, oder neben demfelben ſelbſtändig 
eriftiren, umd im erften Falle aus einer körperlichen Acceſſion (Erweiterung der Sache) 
oder aus eimer jurifiichen Acceffion (Erweiterung des Rechts) beftehen. — Gebt eine 
Obligatton auf Yeiltung fungibler oder nur generiſch beftimmter Sachen, jo kann das 
C. nicht wohl in Anderem als in der Steigerung des Preijes oder im Zuwachs von Zin- 
jen beftehen ; jene muß dem Gläubiger ſtets zu gute fommen, wogegen diefer von dem 
Schuldner nur dann zu gewähren ift, wenn verjelbe Geld als Geichäftsführer des 
Glaubigers auszuleihen gehabt hat. Bei Obligationen auf Specied ift acceſſoriſches C. 
das ganz in den Gegenftand aufgeht, allemal mitzuleiften, wenn daſſelbe aus körperlichen 
Acceſſionen befteht, desgleichen, wenn die juriftichen Acceſſionen der Art find, für fich nicht 
exiſtiren zu können, wogegen bei möglicher Selbftändigkeit der juriſtiſchen Aeceffionen nad) 
Beihaffenheit der Obligation zu umterfcheiden ift. Aehnlich bei dem acceffortichen C. 
weldes nicht ganz in den Gegenftand aufgeht: nur da, aber nicht überall da, wo ber 
Gläubiger die Gefahr trägt, hat er Anſpruch auf das C., namentlich nicht bei For— 
derung aus Stipulation und Vermächtniß. Uebrigens geht der Anfprud nicht auf 
jeden Gewinn, den der Schuldner mittelft der Sache gemacht hat, ſondern nur auf das 
e. ex re, d. h. diejenigen Vortheile, welche durch die Sache jelbft gewährt find, und die 
dem Eigenthümer, falls er die Sade innegehabt, gewiſſermaßen von ſelbſt zugefallen 
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wären. Tür das ftellvertretende C. aber gilt folgende Regel: wenn durch ein Ereignif 
auf der einen Seite völlige oder theilweife Unmöglichkeit der Yeiftung herbeigeführt, auf 
der anderen ein C. gewonnen ift, fo gebührt dies Demjenigen, der die Gefahr des beftim- 
menden Ereignifjes trägt; Nachtheil und Vortheil aus demjelben Ereigniß kommen ber 
felben Partei zu. Die Regel gilt nach heutigem R. bei allen Obligationen, auch denen 
aus Schenkung oder Vermächtniß; Ausnahmen treten, wo der Gläubiger die Gefahr des 
Ereignifies zu tragen hat, durchweg feine ein, wohl aber einzelne, wo diefelbe Gefahr den 
Schuldner trifft. — Zu vergleichen hierzu Ihering, Abhandl. (1844) I. „In wie 
weit muß der, welcher eine Sache zu leiften bat, den mit ihr gemachten Gewinn heraus: 
geben“ ; Fr. Mommfen, Erörter. aus den Oblig. R. (1853) 1. Heft: „Erört. über 
die Negel c. eius esse debet cuius periculum est.“ Das gem. R. und die moderne 
Gſgb. find hier über die Nefultate des Röm. R. nicht hinausgefommen. 

Quellen: $. 3. I. de empt. 3. 23; Pr. A. L.R. 1. 9. $. 93, 100, I. 11, 8. 105, 474 
483; Defterr. A. Bürg. G.B. (I. 17) $. 912, 913; Sädf. Bürg. G. B. $. 869. 

Better. 

— —— Die C. ſind die Organe von Communalverbänden 
höherer Ordnung. Dieſelben dehnen ſich aber keineswegs wie die Kreisverbände 
gleichmäßig über das ganze preußiſche Staatsgebiet aus, ſind vielmehr ſinguläre auf frühern 
hiſtoriſchen Entwicklungen beruhende Organiſationen. Auch iſt die Bedeutung dieſer Com— 
munalverbände in den verſchiedenen Provinzen eine durchaus verſchiedene. 

Während ſie nämlich in der Altmark, Kurmark, Neumark, in der Ober- und 
der Niederlauſitz, in Altpommern, in Neuvorpommern und Rügen, ſowie in den frühern 
hannöverſchen Provinzen als Zwiſchenſtufen zwiſchen den Kreis- und Provinzialverbänden 
erſcheinen, und im Weſentlichen nur die Verwaltung und Vertretung von gemeinſamen 
Inſtituten und Vermögensrechten beſorgen, welche von Alters her als gemeinſame An: 
gelegenheiten zum gemeinſamen communalſtändiſchen Reſſort gehört haben, jo verfolgen 
dagegen die Communalverbände der Regierungsbezirfe Caſſel und Wiesbaden neben der 
communalftindischen Vermögensverwaltung, die fih im Gaffeler Commumalverband ins: 
bejondere auch auf den früheren furheifiichen Staatsihag erftredt. — Erlaß vom 16. 
Sept. betr. die Ueberweifung des vormals kurheſſiſchen Staatsihages an den communal- 
ftändifchen Berband des Regierungsbezirks Caſſel; Gef. vom 25. März 1869 betr. die 
Erweiterung der Berwendungszmwede des vormals kurheſſiſchen Staatsſchatzes — auch noch 
den weiteren Zwed, den für die Provinz Heſſen-Naſſau fehlenden Provinzialverband zu 
erfegen, und es kommen ihnen deshalb auch alle diejenigen Nechte und Pflichten zu, die 
in den übrigen Yandestheilen den Provinzialverbänden obliegen, insbejondere Dienftleiftun- 
gen und Gelobeiträge zur Unterftügung der allgemeinen Staatsverwaltung, eine Mitwir: 
fung bei den Einfommenfteuer = Reclamationen, bei der Regelung des niedern Com— 
munalwejens, eine vorläufige Uebernahme der Yandlieferungen nach eingetretener Mobil: 
machung. 

di Gompofition der E. ift eine ſehr verſchiedene. Während ver altmärkiſche C. 
nad dem Vorbilde der Kreistage in den öftlihen Provinzen eingerichtet ift, Die beiden 
laufigifchen eine gänzlich nach altſtändiſchem Typus eingerichtete Berfaffung haben, und 
der kurmärkiſche, neumärkiſche ſowie die beiden bammoverichen im Ganzen nad den 
Grundfägen organifirt find, welche in den Jahren 1823 ff. Hinfichtlich der ſtändiſchen Ber: 
tretung überhaupt, namentlich aber hinfichtlih der Zulammenfegung der Provinzialland: 
tage aufgeitellt worden find, fo daß insbeſondere in Pommern die Communallandſtandſchaft 
mit der Provinziallandftandichaft Hinfichtlih der Nitterichaft, der Städte und der Land: 
gemeinden durchaus zufammenfällt, und die Abgeordneten der beiden E. zugleich den Pro: 
vinziallandtag bilven ; fo ift neuerdings für den Gafjeler C. zwar das ftändifche Princip, 
wie e8 in den alten ‘Provinzen herricht, beibehalten, aber in ein richtigeres Verhältniß zu 
den vertretenen Interefien gebracht worden, indem abgefehen von einigen Virilftimmen bie 
Bertretung der Ritterſchaft durch 6, die Vertretung der höchſt befteuerten Grundbefiger und 
Gewerbtreibenden, der Städte und der Landgemeinden durch je 16 Abgeoronete erfolgt, 
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(Gafjeler Commumaloron. vom 20. Sept. 1867 nebſt Wahlgeſetz de eod.), während 
der Wiesbadener C. aus 4 Standesheren, 2 gewählten Vertretern ded großen Grund— 
befiges und je zwei Abgeorpneten der einzelnen Kreistage befteht (Wiesbadener Commu— 
nalordn. vom 26. Sept. 1867); To daß im letzteren Falle das ftändifche Princip im 
Defentlichen verlaffen worden. Organe der E. hinfichtlih der eigentlichen Communalver— 
waltung find theils ftändifche Verwaltungsausſchüſſe, wie die altpommernjche Yandftube, 
die neuvorpommernſchen Yandkaftenbevollmächtigen, der Caſſeler Berwaltungsausichuß, theils 
bejondere Beamte, wie der neuvorpommernihe Yandfondicus, der Caſſeler Yandesdirector 
(Erlaß vom 11. Nov. 1868 betr. die Genehmigung des Regulativs für Die Verwaltung 
des communalftändiichen Vermögens im Regierungsbezirk Caſſel). — 

Fit: v. Rönne, Staatsrecht der Preuß. Monardie. 3. Aufl. 1869, I, 2. S. 234 ff. — 
v. Möller, Das Recht der Breuf. Kreid- u. Provinzialverbände (1566) ©. 136 fi. Gierke, 
Das deutſche Genofienichaftsrecht (1868) I, 793 f. Ernft Meier. 

Communio incidens. €. im Allgemeinen ijt jede Nechtögemeinichaft 3. B. des 
Befiged, des Eigenthbums zu reellen Theilen, des Patronatd x. Im e. ©. verfteht 
das Röm. R. unter c. die zwilchen mehreren Mitberechtigten zu ideellen Theilen 
(partes pro indiviso, incertae) ftattfindende Gemeinihaft des Eigenthbums 
und dinglicher Redte an einer fremden Sade. Sofern die Gemeinihaft nicht 
durch Bertrag (Societät), ſondern durch andere vom Willen der Betheiligten 
unabhängige Umftände z. B. gemeinichaftliche Legate oder Schenfungen, Erbredt, 
Gonfufion, Grenzverwirrung, herbeigeführt ift, nennt man fie e. i., Die Theilhaber socii 
im weiteren Sinne. — Da von den dinglihen Rechten an einer fremden Sache nur die 
wenigiten, wie Nießbrauch, Emphyteuſe, Superficies Mehreren pro indiviso zuftehen kön— 
nen, jo bildet die Gemeinſchaft des Eigenthums (fog. condominium) den Haupt- 
md Normalfall der c. i. — Aus der in der Gemeinichaft Tiegenden Belchränfung jedes 
einzelnen Theilhabers folgt, daß feiner allein, Tondern nur der gemeinfame Wille 
aller über Die gemeinjchaftliche Sache, jeder einzelne nur über feinen ideellen Antheil ver: 
fügen fann, auch dem anderen denjenigen Gebrauch, welchen derjelbe vermöge feiner Mit- 
Berechtigung zu machen befugt ift, geftatten muß. Auch außerdem ift die Thatſache der Ge— 
meinfhaft die Quelle von Berpflichtungsverhältnifien, welche unabhängig von dem Rechts: 
grunde wer Gemeinfchaft durch diefe allein erzeugt werden, und daher bei der auf Ver— 
trag beruhenden Gemeinjchaft ebenfo vorkommen, wie bei der c. i. So ift jeder zur Erhal- 
tung der gemeinfamen Sache befugt und hat einen verhältnißmäßigen Anſpruch auf Er- 
ſatz der zu diefem Zweck ſowie der überhaupt im Intereffe der Gemeinſchaft gemachten 
Verwendungen, ſowie auf Erſatz deſſen, was ihm duch Beſchädigung oder Bezug der 
Nugungen durch andere Theilnehmer entgangen ift. Dabei haftet jeder für die in eignen 
Angelegenheiten ihm gewöhnliche Sorgfalt. Jeder Theilhaber ift ferner verpflichtet, auf 
Verlangen mit dem andern abzutbeilen, und dies Recht kann ſelbſt durch Vertrag nur 
auf Zeit auögefchloffen werden. Die Klage, mittelft deren jedes dieſer Rechte mit oder ohne 
gleichzeitige Theilung geltend gemacht werden fann, ift Die actio communi dividundo. Dies 
felbe findet, wenn die Gemeinſchaft durch Erbrecht entftanden ift, jedoch nur inſoweit 
ftatt, als es fi um einzelne Nachlaßſachen handelt ; ift die Erbichaft als ſolche in Frage, 
jo greift die act. familiae hereiscundae Platz; für die Gemeinſchaft aus dev Grenz— 
berwirrung iſt ebenfalld eine bejondere Klage in der act, finium regundorum ge- 
geben. Hat der Theilhaber weiter, als durdy die Ungetheiltheit der Sache bedingt wird, 
die Gefchäfte der übrigen beforgt, jo unterliegen die daraus erwachjenden Anſprüche nicht 
der act. comm. div. fondern der Geichäftsführungsflag.. Ob wegen andrer auf bie 
gemeinschaftlihe Sache bezüglicher Streitigfeiten den Theilhabern unter Umftänden an bre 
Klagen, z. B. die Negatorienklage, die Klage auf cautio damni infeeti zuftehen können, 
iſt ftreitig. — Die Theilung kann durch außergerichtlichen oder gerihtlihen Vertrag 
ſowie durch Theilungsurtheil erfolgen. Der Theilungsrichter hat dabei freie 
Hand, er kann die Sache verkaufen und den Erlös theilen, einem Theilhaber die 
ganze Sade gegen Entichädigung des andern, verjchiedene Sachen oder reelle Theile 
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zufprechen, dabei Dienftbarkeiten auferlegen, aud das Loos zu Hiülfe nehmen; da 
mithin auch der Kläger verurtheilt werden fann, fo ift die Klage ein fog. jud. 
duplex. — Das Therlungsurtheil fann nur wie jedes andre Urtheil, ver Theilungs- 
vertrag nur mie Verträge überhaupt angefochten werden, (beſtr. ob nicht beide 
wegen Verlegung über die Hälfte und letzterer wegen jeder erheblichen Berlegung). — 
Das Preuß. AR. bat eine Menge meift inftructiver Einzelbeftimmungen und weicht 
vom gem. R. wejentlih nur darin ab, daß unter Umftänden die Mehrheit ver Theil- 
haber entſcheidet, daß mäßiges Verſehen vertreten wird, und die Theilung nicht wor dem 
Procefrichter, ſondern nur als Act der freiwilligen Gerichtsbarfeit mit proceſſualiſcher 
Entſcheidung einzelner Streitpunfte erfolgen fan. Die Auflöfung der an Gemeinde: 
grundftücen vielfach beftehenden Nutzungsgemeinſchaften ift durch Die neuere Gſgb. an- 
geordnet und dem Entſtehen neuer vorgebeugt. Das Sächſ. Civ. G.B. enthält weſent— 
lich gem. R. — Das Franz. R. bat nur Vorſchriften über die Theilung; dieſelbe 
muß unter Umftänden gerichtlich geichehen und wird dann vor einem Richtercommiſſarius 
verhandelt. 

Fit. u. Quellen: Brintmann, Berhältniß der act. comm. div. und ber act. nego- 
tiorum gestorum. 1855. Schneider, in Sell’s Jahrbb. I. Nr. 10. Zimmermann, 
Arch. f. civ. Pr. XXXIV. Nr. 9 u. 14. Heſſe, Jahrbb. f. Dogmat. VIII. Nr. 3. ıD. 10. 3. 
C. 3. 37. communi dividendo. C. 3. 38 communia utr. judicii ete. Pr. A. ER. I, 17. 
8. 1—114. Gef. v. 7. Juni 1821 u. Gef. v. 2. März 1850. — Sächſ. Civ. G.B. $. 225, 1392. 
228— 244. 1359— 1391. C. eiv. a. 1686— 106858. C. de proc. a. 815 - 842. 966— 985, dazu für 
Rheinland Gef. v. 18. April 1655, a. 1—7. A S. Schultze. 

Comparatio literarum, Schriftvergleichung, d. h. die Vergleichung der Handſchrift 
einer ihrer Echtheit nach zweifelhaften oder beſtrittenen Urkunde wit anderen Schriftftüden 
des muthmaßlichen Berfaflers, um dadurch den Beweis der Echtheit oder Unechtheit zu 
liefern. Die C. 1. kann jowohl im Givil-, wie aud im Str.Pre. vorkommen, und fie 
erfolgt unter Zuziehung von Schriftverftändigen, mwober nach den Regeln des Sachverſtän— 
digen = Beweife8 verfahren wird. Die aus Miftrauen gegen Fälfchungen erlafienen Be: 
ftimmungen der Nov. 49. c. 2 und Nov. 73 führten in der Fanoniftiich= vomanticen 
Theorie des MA. zu einem fünftlihen Syftem von Regeln über diefe Art des Beweiſes. 
Als Hauptgrundjag wurde der aufgeftellt, daß die Schriftvergleichung allein nicht voll 
beweifen, vielmehr nur halben Beweis (probatio semiplena) ſchaffen ſollte. Diefe Regel 
hat man im gem. Pre. ebenfalls noch feftgehalten, wenngleich man fonft die mittelalter: 
liche Theorie vereinfacht hat. Auf demſelben Standpunft fteben die Preuß. Allg. Gerd. 
von 1793 Th. I. Tit. 13. 88. 10 ff. und die Hannov. Pre.O. $. 335, welche legtere 
ausdrücklich jelbft für den günftigften Ausfall des Gutachtens der Sachverſtändigen noch 
die Auferlegung eines Ergänzungseides vorfchreibt. So genaue Vorſchriften dagegen auch 
der C. de proc. a. 195 — 210 über die zur verification des &eritures par ex- 
perts geeigneten Schriftftüde und der dabei zu beobachtenden Procedur gibt, jo wenig 
ſchränkt er doc das Ermeſſen des Richters bei der Prüfung des Refultates des Berfah: 
vens ein. Tenfelben Standpunkt haben die neueren Entwürfe gemäß des in ihnen adop- 
tirten Princip8 der freien Beweiswürdigung angenommen und namentlich der Nd. Entw. 
88. 581, 552, indem er beftimmt: „Der Beweis kann auch durch Schriftvergleihung 
geführt werden“, „Der Beweis durch Schriftvergleihung ift bei der Hauptverhandlung 
anzutreten. Die Antretung erfolgt durch Vorlegung der zur Vergleichung geeigneten 
Schriften und ſofern deren Echtheit nicht feftfteht, durch Antretung des Beweiſes der 
legteren“, alſo alles Weitere, namentlich die felbftändige eigene Prüfung dem Ermefjen des 
Nichters überläft. 

Lit.: Goldſchmidt, Abhandlungen. ©. 101 ff.; Gensler u. Klüpfel im Arc. für 
ciwilift. Praris. Bd. 2. S. 318 ff. 333 ff.; Ortloff, jurift. Abhandlungen. Bo. 1. ©. 82 

P. Hinſchius. 

Compenſation, Aufrechnung, Wettſchlagung, bezeichnet im Allgemeinen die Auf- 
hebung juriftiicher Wirkungen einer gewiſſen Thatſache durch eine ihr gegenüber ftehende 
correipondirende Thatfache; jo wird darunter z. B. begriffen die Aufhebung der Wirfun: 
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gen gegenfeitiger Arglift, Berihuldung und Injurie. — Im e. ©. bedeutet C. die 
Aufhebung eines Forderungsrechts durch eine Gegenforderung des — an den 
Gläubiger, ſo daß Letzterer, anſtatt zu erhalten, was er zu fordern hat, von einer ent— 
ſprechenden Schuld befreit wird; die C. iſt Daher eine Art der Befriedigung. Die Aus— 
drüce compensatio, compensare werden jowohl von der die Forderungen aufhebenden 
Wirkung als aud von der diefelbe hervorbringenden Thätigfeit des Schuldners, Gläubi- 
gers und Richters, ald endlich von denjenigen Wirkungen gebraudht, welche die bloße Co— 
eriftenz compenfabler Gegenforderungen bat, bevor fie durch Aufrechnung getilgt find. 
Die legteren beſtehen darın, daß beide ſich gegenüberftehende Forderungen mit einer Ein— 
rede behaftet werden, durch welche Jeder fich gegen die Forderung des Anderen bis zum 
Belauf der feinigen ſchützen kann. Auch wird von dieſem Moment an der Zinfenlauf 
beider Forderungen gehemmt und die Möglichkeit des Berzuges ausgefchlofien. Die For: 
derungen jelbft werden, außer durch Aufrechnungsvertrag erſt vermittelft der C.-Einrede 
aufgehoben, mit welcher die beiden legtgedachten Wirkungen jedoch auch für die Bergan- 
genbeit jelbjt dann nocd geltend gemacht werden fünnen, wenn die eine Forderung bereits 
getilgt oder ſonſt untergegangen tft. Da Die Tilgung der Forderungen erft durch Die 
C.Einrede herbeigeführt wird, kann der Schuldner, welcher dieſelbe nicht entgegenfeiste, 
auch nach der Zahlung feine Gegenforderung nod geltend wachen, und, wenn er in 
Unfenntniß der ihm zuftehenden Einrede zahlte, entweder dies, oder das Gezahlte mit der 
eond. indebiti zurücdfordern. Ebenſo behält er feine Forderung, wenn der Nichter feine 
C.-Einrede als unzuläfjig, nicht dagegen, wenn er fie als unbegründet verwirft. Bon 
der zum Theil noch herrſchenden Lehre werden diefe Wirkungen der E. auf Grund des 
bäufig in den Quellen vorfommenden Satzes: c. fit ipso jure, ipso jure compensatur 
dabın formulirt, daß zwar die Forderungen erft durch C.-Einrede getilgt werben, jobald 
dies aber gefchehen, die Sache jo angelehen werden müffe, als feien die Forderungen ipso 
jure, von felbft, durch ihre bloße Goeriftenz getilgt worden. (Haſſe, Puchta; jo 
drückt ſich auch das Bing. G.B. für Sachſen aus, welches dieje Wirkung aber auch der 
einfeitigen außergerichtlichen Erklärung eines Theiles beilegt. Nachdem Brinz 
die Unhaltbarkeit dieſer Fiction nachgewieſen, iſt die Deutung jener Quellenausſprüche der 
Gegenftand vielfacher Erflärungsverfuche geworden. Das Richtige ift, daß compensatio 
in diefem Zufammenhang nicht die Aufhebung der Horderungen felbft, fondern, im der 
legten Der angegebenen Bedeutungen, Die Wirkung der bloßen Eoeriftenz com- 
penjabler Gegenforderungen bezeichnet, welche in der That ipso jure, von ſelbſt, eintreten, 
aber mittelft Einrede geltend gemacht werden müſſen. — Die Vorausfegungen der GC. 
find: 1) eine gültige Forderung; daher kann eine verjährte Forderung zur C. nur für 
die Wirfungen in der Vergangenheit benugßt werden. Manche wollen jedoch C. auch 
bier, Andere wenigfteng dann zulaflen, wenn die Forderung zur Zeit der Goeriftenz beider 
Forderungen noch nicht verjährt war (Dernburg, ebenfo das Preuß. A. AR. und die 
franz. Jurisprudenz). 2) Die Forderungen müſſen fällig und 3: auf Yeiftungen gleicher 
Art gerichtet fein. Beſtritten ift das Erfordernig der Liquidität. Mach der Verordnung , 
Juſtinians foll der Nichter, wenn die Feſtſtellung der Gegenforderung vorausjichtlich er— 
heblich Länger dauern wird, als die Feftftellung ber Hauptforderung, die C. aus diefem 
Procefje zurüd= und ad separatum verweilen. Während viele dafjelbe auch für das 
beutige R. behaupten (Haffe), laſſen Andere in Uebereinftimmung mit der deutſchen 
Praris der legten Jahrhunderte im — Proceß jede bei der erſten Einlaſſung 
vorgeſchützte C.-Einrede zu (Dernburgh. Das Bürg. GB. für Sachſen ſchließt ſich 
der letzteren, das Preuß. AX. R. mehr der juſtinianeiſchen Auffafjung an. Der C. eiv. 
verlangt Yiquidität, Die franz. Jurisprudenz aber nähert ſich ebenfall® der juſtinianeiſchen 
Auffaffung. -- Im fubjectiver art > erforderlich auf beiden Seiten Foentität von 
Schuldner und Gläubiger (4. B. H.G.B. A. 121); doch fann der Bürge die Forderung 
des Hauptichuldners, der Schufoner gegen den einen Gorrealgläubiger feine Forderung 
an den anderen, falls erjterer dieſem regreßpflichtig iſt (beſtr.), der Correalſchuldner die 
Forderung ſeines Mitſchuldners, und ebenſo der Schuldner gegen den Ceſſionar ſeine bis 


214 Kompetenz — Goncordate. 


zur Denunctation an den Cedenten erworbenen Forgerungen compenfiren. — Rückſichtlich der 
C. im Goncurje ift zwar ſoviel anerkannt, daß die gegenfeitigen Forderungen des Con— 
cursgläubigers und des Cridars ſchon vor dem Goncurje beftanden haben müſſen; alles 
Uebrige aber ift beftritten, namentlich, ob der Zeitpunkt der Zahlungseinftellung, des Er— 
öffnungsdecretes, der Publication des leteren oder der Kenntniß des Gläubigers von 
dem eimen oder andern entjcheidend fer; ob die Forderung vor dieſem Zeitpuntt nur 
eriftent oder auch compenfabel fein müſſe. — Die E. ift gewiffen Forderungen gegen— 
über ausgeichloffen, 3. B. gegen die Forderung aus dem Hinterlegungsvertrag und gegen 
Almentenforderungen. 

Lit: Krug, Die Lehre von der €. (1833, dazu Fuhr in Schunks Jahrbb. XXVII. 
©. 109 |. 217.) Hartter, Das Röm.-deutfche Recht der €. (1838) Brinz, die Lehre von 
der C. (1841). Dernburg, Die E. nah Röm. R. mit Rüdficht auf die neueren G.B. (1854. 
II. Aufl. 1858. Haſſe, Arc. f. civ. Pr. VII. 9. Bethmann-Hollweg, Rhein. Mufeum. 
I. ©. 357 f. Telllampf, Arch. f. civ. Pr. XXI. 11. Krug, daſelbſt XXV. ©. 211 f. 
Sintenis, Ztihr. f. Eiv.R. u. Pre. XVII 1. Hartter, daf. XIX. Fuhr, Arc. f. praft. 
Rechtsw. I. 16. v. Scheurl, Beiträge I. Nr. 7. Krug, Ztſchr. f. zuoten u. Verw. f. 
d. Könige. Sachſen XIII. 6. Brinz, — d. gem. R. I. 2. Ubbelohde, Über den Satz: 
Ipso jure ecompensatur. Schultze, Ipso jure compensari. Ajber, Die E. im Eiv.Pre. 
d. clafi. Röm. R. (D. 16. 2. C. 4. 31 de compens. Pr. 4. 2.R. I. 16. $. 300-377. Sädi. 
GB. a. 988—997. C, eiv,. a. 1289— 1290.) 
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Competenz (beneficium competentiae), Mit diefem Ausdrud bezeichnet vie, 
moderne Rechtsſprache das Recht eines Echuldnerd darauf, daß ihm die Mittel zum 
nothdürftigen Unterhalt (Competenz) belaffen werden. Die Nechtöquellen jagen dafür 
condemnare in id, quod (reus) facere potest. Tas Net ift ein höchſt perlänliches, 
gewährt feine Klage auf Rückgabe des Geleifteten, farm aber un Wege der Einrede nicht 
nur gegen die Klage, Tondern aud gegen Vollfiredung des Urtheil geltend gemacht wer— 
den. Es fteht gemeinrechtlih dem Soldaten gegen jeden Anſpruch zu; dem Schuldner, 
qui bonis cessit, und dem aus väterliher Gewalt Entlaffenen gegen Anfprüche aus der 
Zeit vorher, dem Bater gegen den Sohn, Ehegatten unter einander, dem Schwiegervater 
gegen den Dotirungsanfprud, dem Ehemanu, feinem Vater und feinen Kindern gegen die 
Dotalklage, Gefellihaftern (au unius rei?) gegen Klagen aus dem Societätsverhältniß, 
dem Scenfer gegen die Schenkungsklage. Andere Fälle find ftreitig. Zu Gunſten des 
Schenkers wird aud der Schuldenſtand, jonft nur die gegenwärtige Yage des Activver— 
mögens berüdfichtigt. — Das Preuß. R. entzieht der Execution einen Theil der Beamten— 
Einkünfte und beſtimmt, daß andere fortlaufende Einfünfte, ſofern fie nicht auf Läftigen 
Verträgen beruhen, nur unter Belaffung des nothbürftigen Unterhalts für den Schuldner, 
feine Ehefrau und unverforgte Kinder mit Beichlag belegt werben fünnen. Im Uebrigen 
wird ein negenfeitiges Recht auf C. unter den Perfonen anerfannt, für welche eine ge- 
jegliche Alimentationspflicht befteht. Eigenthümlich ift eine Klage des Schenkers gegen 
den Beichenften auf eine begrenzte C., ALR.1. 11.8.1123. — Tas Sächſ. Civ. G. B. 
- erwähnt bejondere E. = Berechtigungen nicht, befchränft fich wielmehr auf Vorſchriften über 
geſetzliche Alimentationspflichten. — Der C. de proc. entzieht einzelne Sachen und einen 
Theil des Beamtengehalts der Beſchlagnahme. — Bundesgeſetzlich find für Norddeutſch— 
land Lohnforderungen, die noch nicht fällig und noch nicht verdient ſind, der Beſchlag— 
nahme entzogen. 

Quellen u. Lit.: Bol. Francke, Arch. f. eiv. Prax. 23, 14. Heimbach, Rechtslex. 
I. 877. Sintenis, Ztſchr, f. Civ. R. u. Pre. 15, 13. (1. 16 sequ. D. de re jud. 42. 1. — 
Preuß. Cone. Orbn. v. 8. Mai 1655. 88. 434 fi. Sächſ. Eiv.®.B. $$. 1837 fi. C. de proc. 
8. 550 fi. — Bundesgej. vom 21. Juni 1869. Bundesgeſetzbl. ©. 242). 

Eccius, 

Concordate, kirhlihe, und Circumfceriptionsbullen. C. find im Allge- 
meinen Vereinbarungen zwiſchen Staat und Kirche übe Verbältniffe der letzteren, veip. 
über wechlelweile Aniprüche der geiftlihen und weltliche Gewalt. Daher fünnen Verein: 
barungen, wie das berühmte Wormfer oder Calixtiniſche E. von 1122, welches äußerlich 
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nicht einmal die Vertragsform aufmeift, ſondern in zwei von einander unabhängigen Ur- 
kunden Heinrichs V. und Calixt' II. niedergelegt ift, füglich zu den E. gerechnet werben, 
obgleich der Ausdrud jelbft nicht vor dem J. 1418, nämlich zuerft in dem Conftanzer Vergleich 
(eapitula concordata) vorfommt. Wenn dagegen 3. B. Walter und Mejer die E. als 
eigentliche Verträge zwiſchen dem päpftlichen Stuhl und dem Staat, in welchen ihr gegenfeitiges 
Verhältniß in einem oder mehreren Punkten principiell normirt wird, definiven, fo iſt dem ent= 
gegenzuhalten, daß im MA. auch Vereinbarungen zwiichen Prälaten unter einander, refp. mit 
einev weltlichen Regierung, fo genannt werden und daß die älteren, ja die wichtigften und 
Diejenigen, bei denen der Name zuerft vorkommt, gar nicht oder nur in geringem Um— 
fange das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche, vielmehr einzelne Ordnungen, die lediglich 
innerhalb der Kirchen gelten jollten, feftjegen, wie das bei den Gonftanzer E. und dem 
Wiener E. von 1448 der Fall ift. Andererfeits will Schulte gerade nur diefen älteren 
Vereinbarungen bis zu dem von der franzöfiichen Republik im 9. 1801 (26. Messi- 
dor IX) abgeichloffenen, noch heute in Frankreich (Freilich unter Modification durch die 
von Napoleon binzugefügten articles organiques) geltenden C. den Namen C. beigelegt 
wiffen, während er die neueren Vereinbarungen von der eben erwähnten an für Verträge 
anderer Art, d. h. für ſolche erklärt, welche eine grundfägliche Ausernanderfegung zwiſchen 
Staat und Kirche zur Wahrung der Einigkeit und zur feften Ordnung der neuen Ber: 
hältniffe bezwecken. Allein ein zwingender innerer Grund ift dafür nicht vorhanden, wenn 
gleich es richtig ift, daß die neueren C. im Allgemeinen mehr den von Schulte angege- 
benen Charakter tragen. Eine Aufzählung aller hierher gehörigen Bereinbarungen aud) 
nur aus der neueften Zeit (ſ. die Aufzählung bei Bornagius ©, 5 ff., welde in- 
deſſen auf abiolute Vollſtändigkeit feinen Anspruch machen kann, — es fehlen z. B. die, 
welche mit den Republifen Central-Amerikas in diefem Jahrhundert abgeichlofien find; ſ. 
Sentis in Moys Arch. Bd. 12, ©. 225 ff.) ift an diefer Stelle nicht möglich und 
ih begniige mic daher mit der Anführung der für Deutichland in Betracht kommenden 
C. Die erfte und einzige derartige Vereinbarung, welde behufs Aufrihtung der durch 
die Ereigniffe Ende ded vorigen und Anfangs diefes Jahrhunderts zerjtörten fatholifchen 
Kirhenverfaffung abgefchloffen worden ift, ift 1) das bayeriſche C. ratificırt in München 
am 24. October 1817, vom Papft durd eine Confirmationsbulle vom 15. November 
defi. 3. publicirt. Im feiner urfprünglichen Form wurde e8 aber wegen der durch feinen 
Inhalt, namentlich bei den Evangeliſchen, erregten Beforgniffe ſtaatlicherſeits nicht 
publicirt, jondern nur als Anhang zu dem Edicte über die äuferen Rechtsverhältniſſe der 
Einwohner des Königreichs „in Beziehung auf Religion und kirchliche Gejellichaften” vom 
26. Mai 1818, weldes die Beftimmungen defjelben in manchen Punkten einfchräntt. 2) Das 
zweite Der deutichen E. ift das öfterreichifche, zu welchem die kirchlichen Bewegungen 
des 9. 1848 und die Benugung des in den Berfaffungsurkunden diefer Zeit ausgefproches 
nen Grundfates der Freiheit der Religionsgemeinſchaften durch die katholiſche Kirche den 
Anftop gegeben, welches aber freilich ohne die vorgängige Zerrüttung des Kaiſerſtaates 
und die in Folge dadurch am mafgebender Stelle Boden findende Anſchauung, daß die 
tatholiſche Kirche die feftefte Stüge der Throne fer, faum zu Stande gefommen wäre. 
Das E. vom 18. Auguft 1855 ift durch Patent vom 5. November deſſ. 3. obgleich 
es das geichichtlich überwundene fanonische Syſtem in weitem Umfange wieder her— 
zuftellen fuchte, ohne irgend welden Vorbehalt des Kirchenhoheitsrechts des Staates und 
ohne Beigabe eines die Rechte der anderen, namentlich der ewangelifchen Religionsgemein- 
Ihaften wahrenden Geſetzes publicirt worden, während einige Separatartifel noch geheim 
gehalten wurben und erft jpäter bekannt geworben find. Trotz der mannichfachen Phafen, 
welhe das üfterreichiiche Verfafiungsleben ſeitdem durchgemacht hat und dem jeit etwa 
1860 curfirenden Gerücht von einer bevorftehenden Revifion des E., ift dafjelbe bis auf 
den heutigen Tag für den Kaiſerſtaat in Geltung geblieben — über die Stellung Ungarns 
dazu ſ. Moy, Arch., 21, 470 —, freilih haben die 3 Gef. vom 25. Mai 1868 
(1. über die Wiederherftellung des Eherechts des Bürgerl. ©.B., Ueberweifung der 
Ehegerichtöbarteit der Katholiken an die weltlichen Gerichte und die Einführung einer 
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Notheivilehe; 2. über das Verbältnif der Schule zur Kirche; 3. iiber die interconfeffionellen 
Berhältniffe der Staatsbürger) ſchon eine bedeutende Breiche in das E. gelegt. 3) Nah 
dem Vorgange Defterreihs ſchloß Würtemberg unterm 8. April 1857 und 4) auch 
Baden unterm 28. Juni 1859 ein E. mit dem päpftlihen Stuhle ab; wegen ver hef- 
tigen Oppofition, welche fich in beiden Ländern gegen dieſe Vereinbarungen erhoben und 
der von den Ständen verweigerten Zuſtimmung find diefelben indeſſen nicht zur Geltung 
und Ausführumg gelangt. 5) Ein Beifpiel eine® nicht mit dem Papſt, ſondern mit einem 
Biſchof abgeichloffenen E. bietet endlih die mit dem Biſchof von Mainz eingegangene, 
lange Zeit vor dem Lande geheim gehaltene Convention für dad Großherzogthum 
Helfen vom 23. April 1854, welde chen im 9. 1863 von der zweiten Kammer fir 
ungültig erflärt und im J. 1866 von beiden contrahivenden Theilen befettigt worden 
ift. — Die redtlihe Natur der C. bildet eine viel beiprochene Gontroverje des 
Kirchenrechts. Im 16. und 17. Yahrh. erflärte man die E. für feine wahren Verträge, 
fondern für von der Kirche ertheilte Indulte oder Privilegien, weil der Vorgeſetzte 
(die Kirche) und die Untergebenen (der Staat) nicht in ebenbürtiger Stellung nebenein- 
ander ftänden und die Curie durd ein E. feine neuen Rechte erwerbe, da dem Staate 
alle etwa von ihm übernommenen Verpflichtungen ſchon von Natur und nad) göttlichen 
Rechte oblägen. Dieſe Anficht ift von einzelnen Päpften, von einer Neihe von älteren 
Gurialfchriftftellern umd neuerdings nod von Brühl — allerdings mit verfchtedener 
Motivirung im Einzelnen — vertreten worden, und fie entipricht auch ficherlich am meiſten 
den noch heute mahgebenden Anſchauungen der Curie. Den abfoluten Gegenfat zu ver 
eben furz charakteriſirten ſog. Privilegientbeorie bildet die mit dem Ausdruck Ye: 
galtheorie bezeichnete Anficht. Davon ausgehend, daß der Staat der Kirche die Ge 
fege vorzuichreiben babe, die ftaatlichen Hoheitörechte unveräußerlich ſeien und daß die 
C. immer nur mehr untergeordnete, das Staats- oder öffentliche Kirchenrecht berührende 
Gegenftände, keineswegs die unveräufßerlichen Rechte der Kirche (wie z. B. die Dogmen) 
beträfen, erflärte man die E. lediglich für Staatögefege, welche die Staatsgewalt wie alle 
anderen beliebig widerrufen könne (fo Brendel, Aegidi, Sarmwey). Zwiſchen diefen 
beiden Extremen fteht eine Theorie, welche auch ſchon von älteren Canoniſten, dann von 
einigen Päpften, mehrfach von der Rota romana und von den meiften neueren, 3. B. 
Walter, Phillips, Heffter, Richter, Mejer, Herrmann, Schulte, Dove, 
ganz neuerdings vom Bornagius vertheidigt ift, umd den C. den rechtlichen Charakter 
von Verträgen vindieirt. Man ftütte diefe Auffaffung einmal auf die Thatjache, daß bei 
den C. Staat und Kirche als Paciscenten auftreten, Tomte darauf, daft die Art und Weile 
der Abſchließung und Ausfertigung ganz nad) den Regeln anderer Staatöverträge erfolge 
und die betreffenden Vereinbarungen fich jelbft ald concordata oder, wie der neuerdings 
gebrauchte Ausdruck ift, als conventiones bezeichnen. Weiter hat man darauf binge 
wiefen, daß Staat und Kirche zwei durchaus felbftändige und coordinirte Gewalten ſeien 
und der Papſt, welchem eine wölferrechtliche Stellung eingeräumt ſei, auch die Tpirituelle 
Souveränetät über die katholiſche Kirche beſitze. Mit Nüdficht auf die beiden letzteren 
Momente hat man die C. neuerer Zeit (fo namentlih z. B Heffter, Schulte, 
Richter, Dove, Bornagius) für wölferrechtliche Verträge erflärt, freilich hat Herr= 
mann biergegen Widerſpruch erhoben, indem er die E. als eine eigenthümliche dritte 
Klafie von öffentlichen Verträgen neben die Staats- und Völfewerträge ſtellt. Hübler 
endlich ıft der Anficht, daß fich die Frage nach der rechtlichen Natur der C. nicht abjolut 
entjcheiden laſſe, Jondern daß die Yölung von der jeweiligen maßgebenden Anſchauung über Das 
Berhältnig zwiſchen Staat und Kirche abhänge. So richtig diefe Auffaffung it, fe löſt 
ſich doch nicht die praftiiche Frage nach dem heute für Die deutichen Staaten berechtigten 
Standpunft, um jo weniger als der Syllabus vom 8. December 1864 unter Nr. 43 zwar 
den Sat verurtheilt, daß die Laiengewalt nicht Das Necht babe, einfeitig die E. aufzu— 
beben, aber feineswegs ein entſprechendes Anerfenntniß, daf die Curie fich auch ihrerſeits 
volltommen gebunden halte, abgegeben hat umd überdies bie Differenz über die Auffaſſung 
des Verhältniſſes des Staates zur Kirche zwifchen allen modernen Staaten und der Eurte 
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ſich nicht wegläugnen läßt. Ich meinerſeits muß trog der Verdammung des Syllabus 
an der ſchon Bd. I. ©. 481 von mir felbft und ©. 5 ebendaſ. von Ahrens ausge: 
ſprochenen Anficht feithalten, daß vom Standpunkt des heutigen Staates ein juriſtiſch bin— 
dender Vertrag mit der katholischen Kirche nicht denkbar iſt. Mag auch die lettere ihre 
Eriftenz nicht von einer ftaatlidhen Conceſſion herleiten, ihre Eriftenz als Rechtsſubjeet 
im Staate verdanft fie trogdem lediglich der Anerkennung deſſelben und ebenfo die ftaatliche 
Geltung ihres Rechts. Die Ipirituelle Souveränetät des Papftes ift vom Standpunft des 
Staats- und Völkerrechts aus keine wahre Souveränetät, denn ohne ein Anertenntnif 
des Staates kann dieſelbe für das ftaatlihe Gebiet nie wirffam werden. Wenngleich es 
auch nicht abjolut richtig iſt, daß der moderne Staat ſeine Somveränetät nicht theilweife 
aufgeben kann — die jedem freiftehende Befugniß, fi) mit anderen Staaten zu einem 
Bundesftaat zu vereinigen, zeigt Das Irrige diefer Theorie —, To ift doch ein Bertrag 
nicht denkbar mit Nechtsfubjecten, welche der Souveränetät an fi) ſchon untergeben find, 
für welche alſo der Staat durdy feine Gejeggebung die bindenden Normen vorfchreiben 
kann. Die zwilchen dem Staat umd der Gurte abgefchlofjenen Vereinbarungen verpflichten 
demgemäß rechtlich feinen der Contrahenten, wenngleidy Treu und Glauben erfordern, daß 
der einzelne Staat fie hält, ebenfo wie es ja der Anftand umd die gute Sitte verlangt, 
daß Brivatperjonen gewiſſe vom Civilrecht für unflagbar oder für nichtig erklärte Verbind— 
Iihteiten erfüllen. Ich gewärtige freilih, daß man mir vorwerfen wird, ich predige den 
Vertragsbruch, aber wenn pie Bertheiviger der Bertragstheorie unter gewifien Verhältniſſen 
einen einfeitigen Rüdtritt von den C. geftatten und jedem C. die clausula rebus sie 
stantibus als inhärent betrachten, jo kommt das praktiſch auf daſſelbe heraus, denn ein- 
mal wird ein Staat, der ein E. abgeſchloſſen haben follte, Die ftaatliche Bublication deffelben 
für die Negel nur aus gewichtigen Gründen unterlaffen, und dieſe werden ſich ſtets unter 
die wagen Rücktrittsfälle, welche die Vertragstheorie aufftellt, Sringen laſſen. — Den 
Weg des C. zur Aufrichtung der zerftörten Kirchenverfafjung hat von den deutſchen Staa— 
ten allein Baiern eingeichlagen, für die übrigen deutfchen Staaten ift die Neuerrichtung 
der katholiſchen Kirche durch ſog. Circumfceriptionsbullen erfolgt, d. b. durch 
päpftliche Erlaffe, welche die äußeren kirchlichen Einrichtungen, namentlich die Grenzen der 
biihöflichen Diöcefen normirten (die circumseriptio dioecesium vornahmen — daber der 
Name —), und im Gegenlag zu den C. nur in wenigen Punkten die mehr inneren Vers 
hältniſſe der Kirche regelten. Diefe Bullen hat der Papſt als Kirchengefege erlaffen, die 
einzelnen Regierungen haben ihnen aber aud den Charakter von Stantögefegen durd) 
beiondere Bublicationen verlieben. Zu Stande gekommen find Ddiefelben auf Grund 
gegenfeitiger Vereinbarung der Curie und der betreffenden Staaten. Ueber die juriftifche 
Natur Tolcher Abtommen müfjen ganz diefelben Grundläge gelten, wie über die C., wie 
denn dieſelben aud von den Anhängern der Vertragstheorie ebenfalls für völferrechtliche 
Verträge erflärt werden. Die für Deutichland erlaſſenen Circumſeriptionöbullen find fol- 
gende: 1) für Preußen die Bulle: De salute animarum vom 16. Yuli 1821 nebft 
Bublicattons-Gabinetsordre vom 23. Auguft 1821; 2) für Hannover die Bulle: Im- 
pensa Romanorum pontificum vom 26. März 1824 nebft Königl. Genehmigung vom 
20. Diat 1824; 3) fin die zu der ſog. oberrheiniſchen Kicchenprovinz vereinigten Staa— 
ten, nämlich Würtemberg, Baden, die beiden Heilen, Naffau, Hohen— 
zollern und Franffurt a. M., die Bullen: Provida sollersque vom 16. Auguft 
1821 und Ad dominieci gregis custodiam vom 11. April 1827, welche in diefen Län— 
dern durch befonvere, gleichlautende Erlaſſe mit gewiffen Vorbehalten publicirt worden find, 

Lit: 1. Sammlungen: E. Münch, Bollſtändige (?) Sammlung aller ältern u. neuern 
C. nebit einer Geſchichte ihres Entftchens und ihrer Schickſale. 2 Thle. Leipzig. 1530 (emtbält 
auch die Circumſcriptionsbullen). Demnächſt fol in Mainz bei Kirchheim eine vollftändige 
Sammlung aller C. von Brof. Dr. Brüd erfheinen. Die wichtigften C. und Circumferip- 
tionsbullen finden fib auch abgevrudt in Walter, Fontes juris ecclesiastiei antiqui et 
möderni. Bounae, 1862, ferner u. U. aub in Richters KR. (nicht mehr in der 5. u. 6. 
Aufl... Schulte, ER., Bd. 2. Permaneder, Handbuch des K.R. — 2. Erörterungen 
über die juriftifche Riteratur der E.: Brendel, Handbuch des fathol. u. proteftant. 
ER. 3. Aufl. Bamberg. 15410. 1, 42 fi.; Walter, ER. 3. 69; Phillips, ER. 3, 674 ff., 
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Richter, ER. 8. 88; Schulte, E.R.1, 435—518; Heffter, Böllerrecht, 8.70; Aegibi; 
Die neuen Bereinbarungen mit dem römiſchen Stubl ꝛc. in der Erlanger proteftant. theolog. 
A N. F. 36, 164 ff; Mejer in Herzogs Neal-Encyclopädie der _proteft. Theologie 3, 
60 f.; Herrmann in Bluntſchli's Etaatöwörterbub 5, 701 fi: Sarmwey, Ueber bie 
tehtlihe Natur der €. in Dove’$, Ztihr. für K.R. 2, 437 ff, 3, 267 fi; Hübler, De 
natura et jure concordatorum. Vratisl. 1863; derf., Zur Nevifion ber Yehre v. ber redt- 
‚ lichen Natur der €. in Dove’8 Ztſchr. für ER. 3. 404 ff, 4, 105 153.4. M. Brühl, 
Ueber d. Charakter und bie wefentlihen Eigenfhaften der C. Eine Abbandl. aus d. Italien. 
überfegt und mit Noten begleitet. —— 1853; Th. Balve, Das C. nach den Grund— 
ſätzen des K.K. Staats. u. VölkerK. Münden 1853; Dove in der 6. Ausg. von Richters 
ER. a. a. O. u. in feiner Ztſchr. 8, 448 ff; U. Bor nagius, Ueber bie rechtliche Natur der 
C. Leipzig 1870. — 3. Einzelne € und Circumfcriptionsbullen: Defterreid, 
Bebten Studien über d. öfterr. C. Wien 1856; Jacobfon, Ueber d. öfterr. €. Leipzig 1856; 
ie geheimen Beilagen zum öfterr. €. in Moys Arch. 18, 449 fi; Preußen: Yaspenres, 
Geſchichte u. heut. Berfafiung der fath. Kirche Preußens. Halle 1840. S. 758 fi. 861 f,; 
Mejer, Die Propaganda, ihr Recht und ihre Brovinzen. Göttingen 1852. 1,8444 ff.; Baiern: 
(Höfler) &. u. Eonftitutionseid ber Katholiken ın Baiern. Augsburg 1847; Hannover: Mejer 
a. a. O. 2, 418 ff; Oberrheinifhe Kirbenprovinz: Meier, a. a. DO. 2, 385 fi; 
Yongner, Darftellung des Rechtsverhältniſſes d. Biſchöſe in der oberrhein. Kirchenprovin;. 
Zübingen 1840; Derfelbe: Beiträge 3. Geſch. ber oberrhein. Kirchenprovinz, Tübingen 1863; 
Brüd, d. oberrbein. Kirchenprovinz. Pain, 1868; Würtemberg: %. Reyſcher, d. öfter. 
und mwürtemb. & 2. Aufl. Tübingen 18555 Meier, Die Koncorbatsverhandlungen Wür— 
tembergs. Stuttgart 1859; Heffen-Darmftadbt: Friedberg in Dove's Ztſchr. 8, 
315 fi; Spanien: Hüffer in Moys Anh. T, 3645 Hergenrötber, daf. 10, 1. 185; 11, 
252. 367; 12, 46. 385. 13, 91. 393; 14, 211; 15, 169. P. Hinſchius. 
Concurrenz oder Zuſammentreffen (auch Zuſammenfluß) von Verbrechen (con- 
cursus delietorum) nennt man dad Zuſammentreffen von mehreren noch ungetilgten Ber: 
brechen einer und derfelben Perfon als Gegenftand gemeimfamer Aburtheilung. (Das 
Nähere über den Begriff und die Eintheilung der E. ſ. Band I. ©. 543, wo ungenau 
gejagt iſt: „Verbrechen deſſelben Thäters“, da natürlich auch verbrecheriſche Beihilfe mit 
Thäterfchaft oder mit Beihülfe, werbrecheriiche Anftiftung mit Beihülfe u. ſ. mw. in der 
angegebenen Weile als derjelben Perſon zur Yaft fallend concurriren fünnen. Daß man 
vielmehr das Zujammentreffen von Strafen als das von Berbreden ind Auge fallen 
jollte namentlich von Köftlin eindringlich hervorgehoben], |. Bo. I. S. 543 f.) Die 
berrichende Anſchauung, welche zwiichen idealer (formaler, gleichzeitiger, einthätlicher) und 
realer (matertaler , ungleichzeitiger, mehrthätlicher) C. unterjcheidet, wird befümpft von 
Sohn und Hälſchner. Unrichtig iſt e8 allerdings, wenn die ideale C. viel milder 
behandelt wird, als die reale. Auf jene wird in den meiften Gefegbüchern das Abſorp⸗ 
ttonsprincip angewandt (fo in Würtemberg, Braunſchweig, Helen, Baden, Thüringen, 
Preußen, Hamburg, ebenjo im Nd. Entw.), während für die reale C. das mehr oder 
weniger modificirte Princip der (juriftiichen) Gumulation gilt (f. über die Gegenfüge von 
Abjorption, Schärfung, Cumulation Br. I. ©. 543), Diele verichtedenartige Behand: 
lung billigen 3. B. Abegg, Mittermater, Berner. Das Sächſ. Str.G.B. nähert 
fich mehr der Gleichſtellung von idealer und realer C., indem es bei jener Schärfung, bei 
diefer juriftiiche Cumulation durdyzuführen fucht. Der C. d’instr. crim. und das Baier. G. B. 
führen im Ganzen das Abjorptionsiyften für alle Concurrenzfälle durch. Geldſtrafen werden 
aber in Batern und auch nach den andern Str. G. B. meift einfach addirt. So ſelbſt ın 
Oeſterreich, welches ein ſehr abgeſchwächtes Schärfungsfnften hat, da für zuſammentreffende 
jtrafbare Handlungen im Allgemeinen nur die Strafe des jchwerften Verbrechens eintritt, 
während die übrigen Delicte blos als Strafzumefjungsgründe ind Gewicht fallen. Zu all 
diefen Willfürlichfeiten kommt noch die beinahe allgemeine Annahme eines jog. fortgefegten 
Berbredens (ſ. Bd. I. S. 544), welches aud von mehreren Stv.G.B., aber in fehr 
verſchiedener Weife, Defintrt wird (jo vom Würtemb., Bad., Heff., Thüring. u. a. Str.©.B.). 
Man ftreitet Darüber, ob mehrere Handlungen, deren jede ſchon für ſich allein den That 
beftand eines und deſſelben Berbredyens erfüllt, Dadurch zu einem einzigen „fortgeſetzten“ 
Verbrechen werden, daß ihnen allen ein einheitlicher Entſchluß zu Grunde Liege, oder ob 
die Einheit nur auf der objectiven Seite (Einheit des Gegenftandes u. |. w.) oder ob fie 
auf objectiver und jubjectiver Seite vorliegen müſſe. — In Preußen wird darüber ge 
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firitten, ob das Str. G. B. 8. 56 ven Begriff des fortgelegten Verbrechens anerfannt babe 
(wie Hälfchner, Bohn, Berner behaupten) oder nicht (wie Temme und Oppen— 
hoff meinen). Biel Streit herricht auch darüber, ob ſich ein fortgefetstes eulpoſes Ver: 
brechen denfen laſſe; dafür z.B. Mittermaier, Krug, v. Woringen, Geib; 
dagegen Köftlin, Marezoll, Schwarze, Hälfchner, Berner. Gegner der Anz 
nahme eines „fortgeſetzten Verbrechens“ überhaupt find (wohl mit Recht) Sander, 
Temme, Trummer, Dieg, Oppenhoff. 

?it.: Savigny, De concursu delietorum formali 1800 om in Savigny's ver- 
miſchten Schriften. 1850. IV. Bo.). Ren: Abhandlungen. II. Bo. ©. 1 fi. H. v. Rotted, 
Ueber C. der Verbrechen 1840. 4. DO. Krug, Ueber die E. der Verbreden 1842. Bohn, 
Die a vom fortgeletten Verbrechen und von der Berbrechensconcurrenz 1860, N : 
* Lehre von dem ſ. g. fortgeſ. Verbrechen 1857. v. Woringen, lieber den Begriff 
fortgeſ. Verbrechens 1857 Krug, Zur Lehre von dem fortgeſ. Verbrechen 1857. u, 
Zur Lehre von dem fortgef. Verbrechen 1862. Dietz, Gerichtsf. 1860, Geyer, ebenda 1861. 


Strafgeſetzbb.; Baden 868. 170—182; Preußen 88. 55—57, 337, 338; Oeſterreich 
88. 34, 35, 267; Sachſen A. Ti—S1, 85; Bavern A. 81-87; Hamburg A. 61— 63; Defterr. 
Entw. ßs. 27-30, 80— 84; Nb. Entw. $$. 64—66, 344, 355. Geyer. 


Coucurs (crida, Sant) und Concursverfahren find iventiiche Begriffe. Con— 
curöverfahren heißt das erecutivifche Berfahren, durch meldes die Gläubiger eines 
infolventen Schuldners (Cridar, Gantmann) aus deſſen arreftirtem und demnächſt zu 
Gelde gemachtem Bermögen nad) einer beftimmten Rangordnung unter vorgängiger Feſt— 
ftellung ihrer Forderungen befriedigt werden. Es beginnt diefes Verfahren mit einem 
richterlichen deeretum de aperiundo concursu unter VBerhängung eines Seneralarrefts 
über ſämmtliche Güter des Schuldners, — einer Mafregel, die ihre Bedeutung nicht blos 
für das Concursverfabren ſelbſt befigt, ſondern auch in privatrechtlicher Beziehung von ein— 
Ihneidenden Wirkungen ift. Durch den Arreft nämlich verliert 1) der Cridar die Dispofition 
über die arreftirten Güter, aber weder feine Handlungsfähigfett überhaupt, noch, Jo lange 
die Güter nicht veräußert find und der Erlös aus ihnen nicht am die Gläubiger vertheilt 
it, feine Rechte am Vermögen. Wie er darum durch Befriedigung der Gläubiger in 
jedem Augenblide den E. bejeitigen und feine Dispofition wieder gewinnen fann, wie er, 
Verträge ſoweit er noch Zutrauen fündet, ſchließen, Erbichaften antreten, klagen und ver- 
flagt werden kann, jo ift hinwieder jede Dispofition über feine mit. Arreft beitridten 
Rechte nichtig, Zahlungen, die an ihn geichehen, liberiren den Schuldner nicht, Forderun— 
gen, die gegen ihn begründet werden, fünnen nicht compenfirt werden. 2) Der Gridar 
verliert Die Dispofition über das arreftirte Vermögen, eine Gonfequenz, die in der 
Hannov. Pre. O. mit voller Schärfe gezogen ift. Er verliert fie daher nicht a) an den 
durante et finito coneursu gemachten Erwerbungen; b) er gewinnt fie zurüd an ben 
von den Gläubigern wieder aufgegebenen Gütern, 3. B. unſicheren Forderungen; ce) er 
behält fie an den im Auslande befindlichen Gütern, Bis aud bier Arreft gegen ihn im: 
petrirt oder C. eröffnet ift, da gerichtliche Mafregeln nur für Das eigene Staatögebiet 
Geltung haben, ein Grundſatz, der jedoch für das No. Bundesgebiet durch Bundesgejeg 
ausgeſchloſſen ift und fonft durch Gartellverträge ausgeſchloſſen werden kann. Wegen mangeln= 
den Berfaufswerths jedoch werden d) rein perlönliche Rechte, wie der Usus, und, wegen 
Ererutionsprivilegien, aud) Kleidungsftüde ‚ Yebensmittel u. a. Effecten dem Cridar be= 
laſſen. 3) Bei jedem Arrefte geht die Dispofition auf den Richter über, jo auch 
im C., wie Berfiegelung, Zahlungsverbote x. ergeben. Mit der Entfiegelung aber über: 
nimmt ver inzwiſchen gerichtöfeitig, zunächſt proviſoriſch, nach Anhörung der Gläubiger 
definitiv beftellte Curator massae Dispofition und Verwaltung unter Aufficht und An— 
weiſung Des Gerichts. Sofern der Eridar der berechtigte Inhaber der Güter bleibt, ift 
der Gurator, ähnlich wie bet der cura prodigi und absentis, Vertreter des Cridars. 
Sofern er aber inöbefondere die Veräußerung der Güter zum Zwed der Befriedigung 
der Gläubiger zu betreiben bat und bei feiner gefammten Verwaltung überhaupt den 
Anmerfungen des Gerichts Folge leiſten muß, übt er zugleich üffentliche Befugniſſe, die 
in der Specialerecution durchweg aud vom Richter ſelbſt geübt werden. Er ift fomit 
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nicht allein Vertreter des Cridars, ſondern aud, (fachverftändiger) Gebülfe des Richters, 
eine Auffaffung, die Har in der Hannov. Pre.O. ausgeſprochen ift umd neuerdings auch 
in der gemeinrechtlichen Doctrin Anhänger gewonnen hat. 4) Wo, wie im gem. R., der 
Verwalter blos ökonomiſcher Curator ift, für die Feſtſtellung der Forderungen der Gläu— 
biger aber, ſowie die Procekführung überhaupt ein Advocat als Gontradictor, cu- 
rator ad lites, vom Gerichte beftellt wird, ift die Stellung defjelben feine andere. 5) So— 
fern die Arreftanlage alle im Gewahrſam des Schulpners befindliche, mithin auch fremde 
Sachen ergreift, fann die Herausgabe der Tegteren von den Berechtigten (Bindicanten, 
Separatijten ex jure dominii) mit den zuftändigen Klagen (Findicatio, act. de- 
positi, commod. cett.) gefordert werden. Bei ewidenter Berechtigung und zumal bei uns 
bedeutenderen Gegenftänden kann der Gurator, event. unter Zuſtimmung des Gerichts, 
ihnen aud ohne Proceß genügen. 6) C.-Gläubiger find nur diejenigen, die es vor 
dem Arreftichlage geworden find: alſo nicht das G.= Gericht, der Gurator und Gontras 
dietor wegen C.-Koſten und Auslagen, nicht die fonftigen jog. Maffegläubiger, 
deren Forderungen durch Verträge mit dem Gurator entftanden find, wie Peiftungen aus 
Neallaften durch das Innehaben der Güter begründet find u. ſ. w. Ebenſo ſcheiden 
dinglih Berechtigte aus, da um-der Dinglichkeit willen ihre Nechte dem Vermögen 
des Cridars völlig abgehen. Aus gleihem Grunde ift es aud gänzlich unge: 
rechtfertigt, bei ausbrechendem C. die bypotbetariihen Gläubiger zum Verkauf 
des Pfandes zu nöthigen, die Fauftpfandgläubiger dabei unter Ablieferung der 
Pfänder an die Maſſe. Es iſt belannt, wie durch ſolchen, gemeiniglich unzeitigen, Vers 
fauf die nachjtehenden Hypofbefengläubiger gewöhnlich um das Ihrige gebradyt werben. 
Nach gem. R. befigt die C.-Maſſe an diefen Pfündern fein anderes Recht, als welches 
der Gridar beſeſſen batte, kann alfo, wie diefer, nur salvo jure pignoris verfaufen, mo 
der Berfauf dann felten gelingen wird. Das Röm. R., das den immittirten Gläu— 
bigern ein pignus judieiale gewährte, geftattete den Verkauf dennoch mur jo, daß der 
Käufer oder Berfäufer den Pfandgläubiger befriedigte. — Endlich zählen nicht zu den G.= 
Släubigern, die Separatiften ex jure erediti, d. b. vLehns-, Handlungs =, 
Erbichaftsgläubiger, die ein Necht auf Teparate Befriedigung aus der vom Gridar erwors 
benen Erbſchaft x. befigen. Sind ihrer mehrere, jo entfteht unter ihnen ein Partial: 
E. im Gegenfag zum Univerſal-C. Die Gläubiger des legteren haben nur Anfprud 
auf den Ueberſchuß aus der Separatmafje. 7) Die E. = Gläubiger, die feine juriftiiche 
Perjon, keine Societät, feine Communio, fondern eine bloße Mehrheit von 
Erecutionsfuchern bilden, die nach beftimmter Nangerdnung befriedigt werden follen, find 
niht Succeiforen des Gridars in fein Vermögen, an weldem fie durch den Arreit 
und Ipäter fein anderes Recht, als Das der Befriedigung aus dem Erlöfe erbalten. So— 
fern dies Recht aber ein Intereffe an möglichft Fruchtbringender Verwaltung und ertrag— 
reicher Veräußerung begründet, können fie einzeln oder durdh einen Ausſchuß (Verwal— 
tungsrath) den Gurator, der, wie Schon früher Schütze deducirt hat, ihr Vertreter 
nicht ift, und von ihnen fo wenig Befehle zu empfangen bat, als fie fir einen Aufwand 
zu haften haben, controlliven und durch Beichwerden und Anträge beim Gericht bewirken, 
daß ihm Anweifung zur Unterlaffung oder Vornahme von Handlungen ertheilt wird. 
Gleiches Necht bat hierin Freilich auch der Eridar. 8) Die Rangordnung der Gläu: 
biger tft in den Territorial= und Statutarrechten verichteden geordnet. Immer iſt fie be: 
dingt Durch die Qualität der Forderung, bzw. des Gläubigers. Die gemeinrechtliche Doctrin 
ftellt die Koften der Beerdigung, der legten Krankheit, Gefindelohn, öffentliche Abgaben 
als abjolut privilegirte Forderungen allen voran, läßt dann die privilegirten, darnach 
die einfachen Pfandgläubiger, demnächſt privilegirte und endlich einfache chirographariſche 
Gläubiger folgen. Erft nad diefen fünf Klaſſen folgen Strafforderungen und Ber: 
leihungen auf den Todesfall. 

Das Franz. N. kennt mur einen kaufmänniſchen E., für den die oben gegebene 
Definition gleichfalls zutreffend iſt. Derielbe berubt auf dem Arreſt (dessaisissement 
de l’administration). Da der C. eiv. aber die Güter jedes Schuldners allgemein für 
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das Unterpfand feiner Gläubiger erflärt, To iſt es comlequent, wenn der C. com. Die 
Gläubiger eine l’union bilden und den Gurator (syndie) la masse des erdanciers ver— 
treten und von ihr Pefehle einholen läßt, weniger dagegen, daß die Berification der For: 
derungen gegen ihn erfolgt. Die Pfandgläubiger werden als Separatiften behandelt, 
dürfen jedoch als C.-Gläubiger auftreten, Das Preuß. R. dem bier die Defterr. 
Gone. Ordn. folgt, bafirt auf dem Generalarreft, der C. begreift aber auch den Erwerb des 
Cridars durante cone. Der C. begründet ein Pfandrecht der Gläubiger. Der Cu— 
rator vertritt die Maſſe und die Gläubigerichaft, nimmt aber auch Intereſſen des Gri- 
dard wahr; die Yiquidation der Forderungen geichieht gegen ihm und er entwirft den Plan 
zu ihrer Rangirung. Im Fortichritt gegen das gem., im Anfchluß an das Franz. R. 
find die Pfandgläubiger beweglicher Sachen, wie die Nealgläubiger von unbeweglichen, 
Bergwerf= und Hltten » Eigenthum und von Schiffen Separatiften, die erfteren, ſofern 
fie nach Weftftellung ihrer Forderungen mittelft gewöhnlicher Erecution in ihre Pfänber, 
letztere, jofern fie in befonderem Verfahren nach befonderer Rangerdnung befriedigt wer— 
den. Abfolute Privilegien des Haupt-C. beichränten ihre Befriedigung nicht, und darin 
befteht ein Fortichritt auch gegenüber dem Franz. R. Eigentlihe E.-Glänbiger jind hier- 
nady nur die perjönlichen Gläubiger, die in privilegirte und nichtprivilegirte zerfallen. 
Quellen: J. 4, 6. D. 42, 1. 3. sqq. 1. 15. 8.5. D. de re jud. 42, 1. I. 22. 8.1. D. 
de J. F. 49, 14. C. 7, 71. 72.— Hannov. Pre.O. v. 8. Nov. 1850. $. 613 ff., bef. $. 616. 
619. — C. com. L. II. beſ. a. 437. 443. 462. 529. 532 ss. 546—556. C. eiv. a. 2093. — 
Bene Conc.Orbn. v. 8. Mai 1855, 8.1.2. 4 ff. 31—84. 131. 137. 215. 247 f. 263 fi. Subh. 
ron. v. 15. März 1869. 8. 60 fi. Nd. Gef. v. 21. Juni 1869. &. 13 fi. — Oeſterr. 
Eone.Ordn. 2.25. Dec. 1568. 


Lit.: Bandect. von Puchta, Arndts, Windſcheid. Lehrbb. d. Pre. von Gönner, 
Heffter, Schmid, Endemann. Dabelom, Lehre v. E. 1501. Schmweppe, Syſt. d. €. 
1829. Bayer, Theor. d. E. 1850. de Samoza, Labyrinthus eredit. Fref. 1663. 
F. Wyß. Geh. d. Eonc.Pre. in Züri. 1845. (©. 19 f. 35. 60). Schütze, Ztihr. f. Civ. R. 
u. Pre. N. 8. Bd. 19. ©. 319 fi. Fuchs, Beitr. 3. Eiv.Pre. H. 2. — Lehrbb. d. Preuß. 
Pre. v. Koh, Heffter ($. 317 Not. 19), Delius. Comment. z. Preuß. Conc.Oron. von Koch. 
1867. Johow 1869. Hahn 1869. R. Koch, 3. Ref. d. Preuß. ER. 18686. R. Simon, 
Grundzüge d. n. Preuß. Conc.R. 1556. Endemann, Nechtshülfe im Nd. Bunde 1969. 

8. Wieding. 

Eoneursgründe find Gründe, melde den Nichter zur Eröffnung des Concurjes 
berechtigen. Ihrer gibt es nach gem. R. zwei: Cessio bonorum (f. d. Art.) und Ans 
dringen ver Gläubiger. Eine abweichende Anficht will bei Infolvenz einer Erbmafje und 
beimlicher Entfernung des Schuldners dem Gerichte bald als Depofitär des Geſammt— 
willend Der Gläubiger, bald als Obercuratelbehörde die officielle Eröffnung des Concurſes 
geftatten. Erfterem Grunde fteht die Regel: Nemo judex sine actore entgegen, Tetterem, 
daß Guratelbehörden feine Gerichte find. Das Gericht hat in beiden Fällen nur eine 
eura absentis bjw. hereditatis jacentis anzuordnen und die Cessio b. des Curators 
oder das Andringen der Gläubiger gegen diefen abzuwarten. — Das Andringen der 
Gläubiger geichieht in dem von Gönner fog. präparatorifchen Verfahren. Die 
Verhältniffe deijelben find ſehr ftreitig, Die gemeinrechtliche Doctrin deducirt Lediglich aus 
der Natur des Concurſes, Einzelne gar aus der röm. Missio in bona, während es fi im 
Goncurfe um den deutſchen Arveft handelt. Ermägt man, daß der Concurs Generalexe: 
eution zur Befriedigung der Gläubiger nach der Rangordnung ift und mit einem General- 
arrefte, der als Arreft immer Gefahr vorausfegt, beginnt, jo wird man feinem Gläubiger, 
dem der Weg der Specialerecutton unverichloffen oder die Befriedigung nicht gefährdet ift, 
Concurs gewähren dürfen. Für das Concursgeſuch ift daher (im Anſchluß namentlich an 
A. C. J. Schmid) zu fordern, fofortige Yiquidirung 1) der Forderung des Goncurs= - 
Imploranten ; 2) ſolcher Umftände, aus welchen auf Infolvenz des Schuldners zu ſchließen 
ft; 3) der Eröffnung der Spectalerecution zu Gunften wenigftens Eines Gläubigers, der 
dem Impetranten gegenüber zur Einlaffung auf die Rangordnung verpflichtet wäre und 
darum durch feine Sonder = Befriedigung die der übrigen Gläubiger und des Impetranten 
zu vermmdern droht, dieſelbe aljo gefährdet. Dem entipricht e8, wenn die Hannov. 
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Pre. D. wenigftend zwei Gläubiger fordert, won denen einer eine vollftredbare Forderung 
haben muß, und wenn die Defterr. Conc.Ordn. vorausjegt, Daß der Schuldner mit 
Specialereeutionen verfolgt ſei — Wo übrigens bereits von einem anderen Gläubiger 3. B. 
wegen Güterverfchleppung oder Fluchtverdacht der Generalarreft ausgebracht und alſo dem 
Soncurd= Impetranten die Specialerecution abgejchnitten ift, genügt natürlich) auch dieſe 
Thatfahe. — Das Petitum iſt auf Befriedigung, bzw. Sicherftellung des Impetranten - 
binnen Frift bei Vermeidung der Eröffnung des Concurjes und nöthigenfall® auf ſofortige 
Anlage des Generalarrefts zu richten. — Daſſelbe fann, weil e8 fih um Generalarreft 
und = Erecution handelt, natürlich” nur in foro generali geftellt werden, Das deshalb 
auch eventuell Concurs-Gericht wird. — Das Mandat des Richters entfpricht 
dem Geſuch. Der Schuloner kann das Mandat befolgen oder impugniven oder ſchweigen. 
Impugnirt er, fo hat er feine Defenfionen fofort zu Tiquidiren. Zu legteren gehören alle, 
die klägeriſche Intention, insbejondere auch die Forderung betreffenden Einreden, ſodann 
die Exceptio moratorii, beneficii condemnationis in id, quod facere potest etc.; 
daneben aber auch der Gegenbeweis der Solvenz, der durch Borlage eines Status bo- 
norum geführt wird, zu deſſen Liquidirung bezüglich der Passiva der Schuldner um Vor— 
ladung der bekannten Gläubiger, bezüglich der Activa um die von Sachverſtändigen bittet. 
Werben ihm nicht Stundung oder Accord bewilligt, und find feine Defenfionen verwerf: 
ih, oder ift er ungehorfam, jo ergeht das Decretum de aperiundo concursu, Das 
zwar durch Rechtsmittel anfechtbar iſt, bezüglich des Generalarrefts aber durch fie nicht 
juspendirt wird. Mit der Infimtation dieſes Decrets beginnt der Concurs, wenn das: 
jelbe nicht angefochten und demmächft aufgehoben wird. 

Im C. com. ift Einftellung der Zahlungen Vorausſetzung für die declaration de 
la faillite und dieſe erfolgt officiell, namentlich auch auf die innerhalb drei Tagen zu 
erftattende Selbftanzeige des Falliten oder auf Antrag der Gläubiger. — Die Preuf. 
Conc.Ordn. folgt dem Franz. N. bezüglich des kaufmännischen Concurſes, der gemeine 
Concurs dagegen wird nie von Amtöwegen, fondern, die Infolvenz vorausgefegt, nur 
auf Antrag eines Gläubigers bzw. des Nachlaßcurators erkannt. — Die Defterr. Cone— 
Ordn. combinirt Preuß. und Hannov. R., geitattet aber jelbit gegen Kaufleute, wenn 
ſchon die bloße Zahlungseinftellung genügende Boransfegung ift, feine officielle Eröffnung. 

Quellen u. Lit.: Hannov. Pre.O. 8. 607 fi. — C. com. a. 437. — Preuß. Conc.Ordn. 
8.113 ff. 281 fi. 321 ff. vgl. A.G.O. Thl. 1. Tit. 50. $. 4. — Oeſterr. Conc.Ordn. v. 1868. 
8. 62 ff. 194 ff. 198 ff. — ©. d. Art. Eoncurs. Bol. befonders: Gönner, Bo. 4. Mr. 
LXXXI. $. 21.4. & 3. Schmid, $. 216. Endemann, $. 287 fi. Wach, Arreſtproceß 
Th. 1. ©. 9. K. Wieding. 


Eoneursverfahren. Definition j. Concurs. Das E. beginnt mit den zur Aus— 
führung des Generalarrefts erforderlichen Maßregeln, mit deſſen Bekanntmachung, mit Ber: 
fiegelung x. Von diefen abgefehen, theilt man das Verfahren in die Conftituivung der 
Activ- und die Conftituirung der Paſſiv-Maſſe. I Die erftere begreift alle 
Handlungen, durdy welche die Güter des Cridars zufammengebracht und verfteigert und 
fchlieglich der Netto - Erlös der ſämmtlichen Güter bergeftellt wird. Sie erfolgt in der 
Hauptfache durch den Maffecurator, der fofort mit dem Arvefte proviforifch zu be: 
ftellen iſt, bis zu feiner definitiven Beftellung (nad) dem Yiquidationstermin) aber ſich auf 
Conſervirung der Mafje umd nothwendige Beräufßerungen bejehränten muß, während er 
nach der definitiven Ernennung die Berfilberung betreibt. Der Cridar hat ihm über 
Beftand und Verbleib des Vermögens Auskunft zu geben und muß, wie im gleichen feine 
Ehefrau, Kinder und Hausgenofjen, auf Verlangen des Curatord oder eines Gläubigers 
oder auf officielle Anordnung des Gerichts, den Manifeftationgerd leiften, daß er Alles 
getreulich angegeben und nichts verichleppt habe. Weigerung des Eides zieht Criminal— 
verfolgung nad fih. Die vorhandenen Güter werden inventariſirt, Steuern, laufende 
Abgaben, Maſſeſchulden werden aus den eingehenden Zahlungen berichtigt. Ueber feine 
Verwaltung, für die er nad) den Grundjägen der Cura bonorum haftet, bat der Ber: 
walter pertodifche wie Schlufrechnung abzulegen. IL Zur Conſtituirung der Paſſiv— 
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Maſſe ergeht, womöglich ſchon mit der Bekanntmachung des Generalarrefts, die Edictal= 
citation an die Gläubiger, ihre Forderungen innerhalb Friſt (Profeſſionsfriſt) oder zu 
einem Termin (Yiquidations=, Profeifionstermin) bei Strafe Des Ausſchluſſes 
von der Maſſe zu melden. Die Anmeldungen find nad) der Natur des C. Execu— 
tionsgejuce, ſelbſt wenn fie in bloßer Vorlage einer Rechnung beftehen; und wenn 
für fie deshalb, wie bet jeder Klage, Anführung der concreten Causa debendi erforderlich 
it, fo haben fie als Anträge auf concurdmäßige Erecution Loctrung in beftimmter Rang- 
clafje zu beanfpruchen, wenn ein Vorzug in Betracht fommt. Im Termin werden fie nad 
der Zeitfolge ihres Anbringens unter Hinweis auf etwaige Anlagen verzeichnet. Darnach 
beantragt der Gontradictor die Präclufion der nicht gemelveten Forderungen, die zu 
erkennen ift. Auch kann im Termin über Accord oder Stundung verhandelt werden. — 
Das Fiquidationsverfahren beginnt hierauf mit einem Decvet, in weldem dem 
Contradictor, unter extractliher Mittheilung der einzelnen Profeſſa nebſt Anlagen, auf: 
gegeben wird, über jedes derſelben fich bis zu einem beftimmten Termine einriumend oder 
beftreitend zu erflären, was in geſonderten Acten geſchieht. Im (ſog. Erceptions:) Termin 
gibt der Gontradicter dieſe Erklärungen ab. Jeder Gläubiger kann hierbei interweniven 
und die Zulafjung der Forderung auch dann beftreiten, wenn jener einräumt. Sofern 
das Intereſſe des Intervenienten lediglich darin beruht, daß die Zulaffung der Forderung 
feine eigene Befriedigung verhindern oder verkürzen könnte, erfolgt fie aus dem Geſichts— 
punfte der Priorität, wenn aud für den Gontradictor als Vertreter des Eridars die Priv: 
ritätsfrage gleichgültig iſt. Nachdem das Berfahren über die beftrittenen Forderungen 
nöthigenfall® bis zur Duplik fortgefegt ift, ergeht Das Prioritäts- (Locations-, 
Glaffifications=-)Urtheil, in melden, nad) Darlegung des wahrſcheinlichen Netto- 
beftandes der Maſſe, bezüglich ſämmtlicher einzelner Forderungen auf ihre Abweiſung oder 
auf rangmäßige Einweiſung in die Concursmaſſe exfannt wird. Ber noch unbewieſenen 
Forderungen iſt dieſe Einweifung eine bedingte, ſofern der Gläubiger den auferlegten 
Beweis erbringen werde. Dies Urtheil ift bezüglich jeder einzelnen Forderung durch 
Rechtsmittel anfechtbar, und auch PBrioritätsftreitigfeiten würden conjequent 
nur ım Rechtsmittelwege erledigt werden dürfen. Inconſequenterweiſe aber läßt man die 
Prioritätsproceffe der Gläubiger untereinander vor demjelben Richter entjcheiden, ver im 
Prioritätsurtheil ſchon Ein Mal gefprochen hat. Soweit das Prioritätsurtheil nicht angefochten 
wird, erlangt es Rechtskraft, was jedoch in Betreff der Beweisauflagen nur den Be- 
ginn des Bemweisverfahrend zur Folge hat. Erft nad Erledigung aller dieſer 
Streitigkeiten, deren rechtskräftige Entjcheidung im Prioritätsurtheil vermerkt wird, fol 
die VBertheilung an die Gläubiger eintreten. Sie darf aber auch, während fie noch 
ſchweben, geſchehen, wenn eine beftrittene Forderung vorausfichtlid überall nicht, oder un: 
bedingt zur Perception gelangt oder wenn Caution geleiftet wird. Die Bertheilung wird 
durch einen jog. Diftributionsbeicheid eingeleitet, in welchem unter Darlegung des 
Netto = Erlöfes der Activ-Maſſe die Anweiſung der Gläubiger auf die aus demjelben zu 
percipirenden Summen nad Mafigabe des Prioritätsurtheild und der dafjelbe abändern- 
den Entjcheidungen erfolgt. Mit der thatſächlichen Auszahlung dieſer Summen ift der 
Coneurs beendigt. 

Das hannoverſche C. ſchließt fih, abgelehen vom Mangel des Contradictors, 
um MWefentlichen der gemeinrechtlihen Conftruction des E. an. — Die Preuf. Gone. 
Ordn., welcher durchweg auch die Defterreichifche gefolgt ift, bafirt bezüglich der Con— 
flitutrung der Activmaſſe auf gemeinrechtlichen Principien, nur daß die Grenzen, inner— 
balb deren der Concurövermalter freie Dispofition bat, genauer beftunmt find. Won der 
Activmaſſe abgejehen,, find die Principien der Conc. Ordn. dem Franz. R. entnommen, 
nicht ohne zwedmäßige Modificationen. Wie im C. com. ift es ein Commijfar des 
(Collegial⸗) Gerichts, der jofort nach der Eröffnung des Coneurſes zu ernennen ift und 
die Yeitung des Concurfes hat, ſoweit es ſich nicht um Specialprocefie handelt, die vor 
das Goncurögeriht oder das ſonſt competente Gericht gehören. Ebenſo ift fofort der 
Eoncuröverwalter zu beftellen. Der Generalarreft, Towie diefe Ernennungen find fofort zu 
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pubficiven und jpäteftend innerhalb vierzehn Tagen die (dem C. com. unbefannte; Edic: 
talcıtation zu erlaffen. Diefe droht feine Bräclufion an, vielmehr werben nad 
dem Vorgange des C. com. die zu ſpät gemeldeten Gläubiger bei den nady der Meldung 
erfolgenden Bertheilungen berüdjichtigt. Die Citation fordert Anmeldung binnen Friſt 
und Erfcheinen im Prüfungstermin. Einen Contradictov gibt es nicht, vielmehr ift es, 
wie im C. com., der Verwalter, gegen den die Liquidation erfolgt. Derielbe hat ſich 
über die Anmeldungen, in welchen etwaige Nangvorzüge zu beantragen find, vor dem 
Prüfungstermin zu erklären und eme Slafftcationstabelle anzufertigen, im An: 
ſchluß an welche im Brüfungstermin die Verhandlung über Verität und Priorität 
zwiichen den Betheiligten vom Commiſſar geleitet wird. Wie hierin eine anzuerkennende 
Goncentration des Berfahrens enthalten ift, To zielt die ganze Verhandlung auf möglichſte 
Bereinbarung des Theilungsplans. Gelingt dieſe nicht, Jo find die Gläubiger auf Spe— 
cialproceffe verwiefen, die freilich mit einer „Klage“ zu eröffnen find. in fernerer 
Termin wird für die Accordverhandlung angelegt. Beendigt fein Accord die Pro: 
cedur, jo erfolgt die Beitellung des definitiven Curators, der zur Veräußerung 
der Activa ſchreitet. Nah einem vom Curator anzufertigenden, von den Gläubigern 
binnen Friſt zu impugnivenden, und eventuell in einem Termine zu erörternden Thei— 
lungsplan erfolgen dann je nad) dem Eingange der gelöften Gelder die Vertheilungen 
auf die feftgeftellten forderungen. Ueber den Thetlungsplan entftandene Streitigkeiten 
werden dagegen von dem Commiffar in bejonderem Verfahren entſchieden. Mit ver 
Schlußvertbeilung wird durch Beſchluß die Beendigung des Concurfes erflärt. 
Quellen u. Pit. ſ. d. Art. Concurs. K. Wieding. 


Condictionen. Unter C. verfteht das Pandektenrecht die in rechtshiſtoriſchem Zu: 
ſammenhang mit der alten legis actio per condietionem ftehenden actiones strieti 
judicii, welche auf ein dare oder facere gerichtet find, alſo Klagen auf Yeiftungen aller 
Art, bei denen im Formularproceß der Nichter durch beftimmte Inftruction gebunden 
wurde. Bon diefem allgemeinen Gefichtspuntt aus wird die C. als Klage auf Eigen 
thumsübertragung vielfah in den Quellen der Eigenthumsklage gegenüber geftellt. Der 
Wegfall der Bedeutung des Unterichteves zwiſchen Klagen des ftrengen Rechts und des 
guten Slaubens bringt es mit fi, daß der einheitliche Condictionsbegriff wefentlid nur 
rechtöhiftoriiche Bedeutung hat, und daß ebenfo die genaue Beſtimmung einzelner Unterſchiede 
ohne praktiiche Bedeutung ift. — Arten der E., welde nad) der befondern Natur des 
Gegenſtandes, auf den fie gerichtet find, unterjchteden werden, waren Die certi condietio und 
die condictio si certum petetur, welche bald als verfchiedene Bezeichnungen der Klage 
auf eime beſtimmte Geldſumme für identifch erachtet, bald in der Weiſe unterfchieden 
werben, daß Die certi condictio die weitere Bedeutung einer Klage mit beftimmten Ge 
genftand überhaupt hat. Gegenüber diefen Klagen fteht die incerti condictio, wahr: 
Icheinlich mit der Formel: quidquid ob eam rem N. N. A. A. dare facere oportet, 
und die eondietio triticaria, als die Klage auf den Wertherſatz eines verſchuldeten, nicht 
in baarem Geld beftehenden Gegenſtandes. — Als Gondictionsgründe ericheinen die ver: 
Ichiedenften Obligationsverhältnifje; Contract, Yegat, Delict und Geſetz begründen C. 
Des Ausdruds condietio ex lege bedienen ſich die Quellen für einige Fälle, im denen 
gejeglich eine perſönliche Verbindlichkeit begründet ift, ohne daß dafür durch das Geſetz 
eine Klage mit befonderem Namen gegeben wird. Danach wird dieſer Ausprud aus: 
dehmend aud auf andere Fälle angewendet. Imn Mebrigen führt die neue Doctrin Die 
verfchiedenen E. im Anfchluß an die Darlehnsklage (condieti ex mutuo) auf ein Haben 
ohne Grund zum Nachtheil eines Andern, auf ungerechtfertigte Bereicherung aus fremden 
Vermögen zurüd. Bol. hierüber und über die einzelnen Gondictionsfälle den Art. „Be 
reicherung“, auch Bd. I. ©. 349 dieſes Werkes. 

Yit.: Aus ber Literatur tft im Allgemeinen von Savigny, Syſtem IV. $$. 215 fi. herwor- 
zubeben, im Uchrigen fiehe die Citate umter „Bereicherungsklage.“ (D. 12, 4, 12. 6, 12. 7, 1 
1, 13. 2, 13. 3. C. 4, 5-8). Eecius. 
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Eonfiscation ift die in Folge eines Strafgeſetzes eintretende Einziehung oder 
Wegnahme eines ganzen Vermögens oder eines Bruchtheils deſſelben oder auch einzelner 
Sachen oder Rechte zu Gunften des Fiscus. Sie kommt entweder ald die felbftändige 
Strafe eines Verbrechens oder als die gefeglich beftimmte und daher ſelbſtverſtändliche 
Folge gewiller Strafen vor. Es braucht daher nur auf die E. der erftern Art aus- 
drüdlich im Urtheil erkannt zu werben. Im Uebrigen aber wird wohl nach allgemeiner 
Anfiht angenommen, daß die E. als jelbftändige Strafe nur dann erfannt werden durfte, 
wenn ein Geſetz fie ausdrüdlich angedroht hatte. 

In Deutichland waren in der früheren Zeit die Einziehungen des ganzen Vermögens 
mit der Friedloslegung verbunden und zwar jo, daß das Vermögen jelbft der Familie 
des Miſſethäters verloren ging. Aber im Yaufe der Zeit ſcheint die Einziehung des Ver— 
mögend aus einer Selbftfolge, aus einem nothwendigen Beftandtheile der Friedlofigkeit 
mehr ein im Gefolge derſelben gehender Nachtheil geworden zu fein, der bald in größerem, 
bald in geringerem Umfange damit verbunden fein konnte und auch wohl von der Fried— 
lofigkeit getrennt, zu einer jelbftändigen Strafe geworben if. Die P.G.D. von 1532 
tritt in dem Art. 218 dem Mißbrauch mit gefeglos gehäuften E. entgegen; fie verwirft 
die Gewohnheit, daß manche Gerichte „außerhalb des Yafters unfer beleivigten Majeſtet 
oder ſunſt in andern fellen, jo der Uebelthetter leib und gut nit (wohl: „mit“) verwirkt,“ 
d. b. alſo wohl, auch bei Verbrechen, welche nur mit Todesftrafe und nicht zugleich auch 
mit Berluft des Vermögens bedroht ſeien, doch ohne Weiteres Die Vermögenseinziehung 
eintreten ließen, daß auf diefe Weile Weib und Kinder an den Bettelftab gebracht wür— 
den, indem man dem Gerichtsheren Das Gut zuerfenne. Unter den verichiedenen Anſich— 
ten, welches der rechte Sinn der allerdings nicht ganz klaren Ausdrucksweiſe der P. 
GD. an der gedachten Stelle jei, wird wohl die am meiften gebilligt, nach welder 
nur bei dem Majeſtätsverbrechen und wo fonft nod die Bermögenseinziehung bejonders 
gedroht fer, auf dieſe Strafe erkannt werden dürfe. Daß es nicht Die Abficht der P. 
SD. gemejen fein fönne, an der gedachten Stelle alle und jede VBermögenseinziehung 
zu verwerfen, folgt jchon aus der eimen von ihr unzweifelhaft gemachten Ausnahme, dem 
Majeſtätsverbrechen; fodann gibt es in der That eine Anzahl „ſunſtiger Fälle“, in welchen 
die Reichsgeſetze, auch nad ‚ver P.G.O., die BVermögenseinziehung als jelbftändige 
Strafe feftitellen, wie 3. B. die Reichöpolizeiordnungen wiederholt dem unerlaubten 
Monopolifiren gegenüber thun. Die P.G.O. hat alfo die C. durchaus nicht als 
unzuläſſiges Strafmittel verwerfen wollen; fie hebt nur alle G. auf, welche als jtlljchwei- 
gende Folge der Verurtheilung aus gewiſſen Verbrechen eintreten fünnten und läßt jie nur 
da zu, wo fie ausprüdlich gedroht find. Damit ſtimmt wohl aud) die Art, wie Die P. 
GD. im X. 135 das Vermögen nur desjenigen Selbſtmörders einzuziehen erlaubt, 
welher eines mit C. bedrohten Verbrechens beichuldigt war. Hatte die P.G.O. 
im Uebrigen nur dem Mißbrauch einer ihr ganz zuläffigen Strafart fteuern wollen, To 
ging die ſpätere Prarid von einem anderen Gefichtspunfte aus, fie erkannte die geſetzlich 
gedrohte E. nur beim Majeftätöverbrechen, bei den übrigen Verbrechen brachte fie dieſelbe 
allmälig außer Uebung und jo ift nach und nad) aus der Reihe der Strafınittel die C. 
des ganzen Vermögens oder eines Theils verjchwunden und Niemand weiß heutzutage 
mehr auch nur ein Wort zu Gunften derfelben zu jagen. Als ſchwere Strafe trifft fie 
den Thäter nicht, der eine anderweite jchmere Strafe verbüßt, fondern feine ſchuldloſe 
Familie, und büßt der Verbrecher vielleicht feine That mit dem Tode, jo empfindet er 
den Berluft des Vermögens wieder nicht. Unfere neueren Berfaffungsgefege haben meift 
den Ausſchluß der Vermögens: CE. ausdrüdlic hervorzuheben für wichtig genug gehalten. 
Sp bleibt unter unjern Strafmitteln nur ftehen die E. einzelner Sachen. Beiſpiele der: 
ſelben werden in den gemeinrechtlichen Quellen mehrfach erwähnt, 3. B. die nach den 
Zoll» und Steuergejegen verfallenen Güter, ein Schiff, in welches verbotener Weiſe 
Waaren gebracht find oder wenigftens diefe Waaren, die zum Zwede einer unerlaubten 
Ehe gegebenen Gefchenfe, endlich das durch das Verbrechen Erworbene. Die Reichsgeſetze 
wiederholen insbefondere die ſchon römiſche Strafe der Einziehung einzelner Sachen bei 

v. Holtzendorff, Rechtslexikon. 1. 15 
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den Münzverbrehen: die falihen Münzen, nebjt den zur Fälſchung gebrauchten Wert: 
zeugen, ſowie die Häufer, die vom Eigenthümer wifjentlidy Dazu geliehen find, verfallen 
dem Fiscus. Bon unſern neueren Strafgefegbüchern wiederholen manche den Grundſatz 
der Unzuläffigkeit allgemeiner E., die meiſten Tprechen aus, daß bei vorſätzlichen Ver 
brechen die zu deren Begehung bejtimmten oder gebrauchten Werkzeuge oder Mittel, fo: 
fern fie dem Verbrecher gehören oder vom Eigenthümer wiflentlich zu dem verbrecherijchen 
Zwede geliehen wurden oder ſofern e8 ohne Verlegung der Nechte Nichtichuldiger geichehen 
kann, ferner der zum Zwed eines Verbrechens gegebene Yohn, ſowie Die durch das Ver— 
brechen erzeugten Sachen, Jofern nicht Dritte daran Rechte haben, confiscirt werden follen. 
Dabei wird hier und da zugleich gejtattet, daß, im Gegenfat zu den Geldſtrafen, die 
Einziehung einzelner Gegenftände auch erft nach dem Tode eined Angefchuldigten erfannt 
werden kann. Die zu verbrecderifchen Zwecken beftimmten Gegenftände, 5. B. die, welde 
zu unmittelbarer Begehung der That beſtimmt waren oder dienten, fünnten ſonſt leicht 
die weitere Begehung von Verbrechen ermöglichen. Diefer präventio = polizeiliche Geſichts— 
punft rechtfertigt ja überhaupt die Einziehung der Werkzeuge, ſowie die verbrecheriſchen 
Schriften, Abbildungen und Darftellungen ; letztere werden, foweit jie Strafbares enthal- 
ten, vernichtet oder nur, wie die Platten und formen, unbraudbar gemacht. Für die 
Einziehung gewiſſer einzelner Gegenftände pricht der Umftand, daß das Verbrechen dem 
Thäter nicht zu einer Duelle des VBermögenserwerbö werden joll, er joll z. B. des zur 
Beftehung ihm Gegebenen fich nicht erfreuen, Mittel und Erfolge des Verbrechens follen 
ihm verloren gehen. Diefen zur Strafe eintretenden Berluft kann man füglid) einer an: 
deren beliebigen Bermögensftrafe gleichitellen ; bei diefer Einziehung fteht der Verluſt in 
der Regel in einem natürlichen Verhältniß zum Verbrechen. Was gegen die Ungerechtig— 
feit und Unzwecnäßigfeit der allgemeinen Einziehung des Vermögens oder eines Bruch— 
theil8 angeführt werden kann, findet auf Die Einziehung einzelner Sachen feine Anwendung. 
Spranger. 

Eonfrontation im Strafprocek heißt Die zum Zweck der Recognition über zur 
Hebung von Widerfprüchen erfolgende Gegenüberftellung von zwei oder mehr PBerfonen, 
ſeien es Angeichuldigte oder Zeugen. Die Perſon, welche vecognoscırt oder deren Wider: 
fpruch gebrochen werden fol, nennt man nach dem Vorgange des Inquifitionsprocefied 
Confrontat, die ihr gegenübergeftellte Confrontant. Dem Confrontanten wird feine Be 
hauptung in Erinnerung gebracht oder vorgelefen, und er bat fie num dem Confron- 
taten, Stirn gegen Stien, ind Geſicht zu jagen. Diefer antwortet, jener ſucht repli- 
cando feine Behauptung, diejer duplicando die feinige aufrecht zu halten. Das ge: 
ſchieht namentlich durch gegemleitige Vorhaltung fpecieller Umftände, und eben in dieſer, 
bei Necognitionen indeſſen auch wohl in der Ueberraſchung des Gonfrontaten, bat 
die C. ihre Bedeutung. Sie wird fofort abgebrodyen, ſowie ein Zugeſtändniß erfolgt. — 
Der Inquifitionsprocer betrachtet die C. als ein wichtige$ remedium eruendae ve- 
ritatis fir den Nichter. Ihm folgen die franz. Praxis, fowie die neueren Str.Pred. 
Die bad. von 1845, die bannov, thüring., ſächſ. geben aber aud dem Angeſchul— 
digten ein Necht, fie zu fordern. Sofern der Wahrhaftigkeit des Confrontanten mißtraut 
wird, geftattet die Preuß. Erim.d. ihre Vornahme gegen den Beſchuldigten nur dann, 
wenn bereitd Verdachtsgründe ihn graviren; und jofern der Gonfrontant bei der C. Zeug: 
niß gegen den Confrontaten ablegt, erimiren die Hannov. und Bad. Str.Pre.D. (1845) 
von ihr die vom Zeugniß befreiten Perfonen. Bon dem Zweck, den die Gigb. der 
Borunterfuhung beilegt, dependirt e8, ob die E. ſchon im diefem Stadium zugelaifen 
werden foll oder nicht. Die Preuß. Str.Pre.D. von 1867 geftattet dem richterlichen Er- 
mejjen völlig freien Spielraum, die Hannov., Sächſ., Oldenb., Bad., Würtemb. laſſen jie 
nur im Notbfall in der VBorunterfuhung zu und verweilen fie principiell in die Haupt: 
verhandlung. : 

Quellen: C. d’instr, a. 319. — Breuf. Erim.Dd: $. 349 ff. Str.Pre.D. 1867. $. 142. — 
Hannov. Str.Pre.Dd. 1859. $. 100 f. — Sächſ. Str. Pre.Dd. 4. 172. 223. — Thüring. 
Str. Pre.Dd. N. 129. 187. — Dldenb. StrPre.Dd. A. 127. 169. — Bad. Str.Pre.d. 1845. 
$. 162 f. v. 1564 $. 124. — Bürtemb. Str.PBrc.D. 1868. A. 154. 


Lıt.: Pland, Str.Berf. ©. 236. 252. Zahariä, StrPre. Br. 2, $. 100. 103. 
Höchſter, Franz. Str.Berf. $. 262. Löwe, preuß. Str.Berf. $. 46a. Schwarze, Comment. 
3. ſächſ. Str.Pre.d. 1. 1. IR. Wieding. 

Eonfufion. 1) Wenn die Eigenfhaft als Gläubiger und die Eigenichaft als 
Schuldner in einer und derſelben Perfon zufammentreffen, 3. B. bei Beerbung des 
Gläubigerd Durch den Schuldner oder umgefehrt, jo tritt E. ein, und, da Niemand fich 
felber etwas ſchuldig fein kann, ipso jure Untergang der Obligation. Dieſer Unter: 
gang iſt ein vollftändiger, materieller, wenn zwiſchen Gläubiger und Hauptſchuldner E. 
ftattfindet, denn Durch Erlöfchen der Hauptobligation find auch die Nebenobligationen er: 
lojhen. Aber durch C. zwiſchen Gläubiger und Bürgen wird die Obligation des Haupt- 
ſchuldners keineswegs berührt. Ebenſo wenig werden durch die zwiichen Gläubiger und 
Mitihuldner vollzogene C. die übrigen Correalſchuldner befreit, — mit Vorbehalt natür— 
lich des Anspruchs auf partiellen Erfag, den fie etwa als Gejellfchafter gegen den bis— 
berigen Mitſchuldner haben fünnen. C. kann auch theilweiſe ftattfinden. Sie kann durch 
in integrum restitutio oder auch von ſelbſt durch Auflöſung des Verhältniſſes, welches 
fie berbeiführte, rüdgängig gemacht werden. 

2) Servituten, ſowohl perlönlihe als Prädialfervituten, gehen durch C. unter, 
wenn der Servitutberechtigte Eigenthümer wird oder umgekehrt, denn nulli sua res ser- 
vit. Dieler Untergang ift definitiv, jo daß Durch Wiedertrennung des Eigenthums die 
Sewitut nicht ipso jure wieder auflebt. Ber Nießbrauch beißt die C. techniſch Conſo— 
lidation; ſ. d. Art. ’ 

3) Daß man auch kein Pfandrecht, kin jus emphyteuticum, fen jus 
superficiarium an der eigenen Sache haben fann, tft ſelbſtverſtändlich, daher müſſen 
auch dieſe Rechte durch E. erlöihen. Beim Pfandrechte ift aber das Eigenthümliche, daß 
dafjelbe, wenn das Pfand dem Gläubiger verfauft oder an Zahlungsftatt gegeben wor— 
den ift, trog der ftattgehabten C. doch in einer gewiſſen Beziehung als in deſſen Perfon 
noch fortbeitehend angejehen wird, nämlich in Beziehung auf den Rang, den anderen 
Pfandgläubigern gegenüber. 

Der C. N. fchließt fih in den a. 705, 1300, 1301 dem Röm. R. an. Biel 
ausführlicher und abweichender ift das A, Pr. ER. I, 16, 88. 476—512. 

Lit.: Yauterbad im feinem Diss. acad. I, 56, und die verfchiedenen Werfe über Obliga- 
tionenrecht. Rivier. 

Congreſſe find beſchlußfähige Zuſammenkünfte von Souveränen oder deren Bevoll- 
mächtigten; es iſt das Moment der Beihluffähigkeit, welches insbefondere die E. von 
den Gonferenzen untericheidet. 

Die Beſchlüſſe der E. betreffen entweder concrete wölferrechtliche Fragen (Beilegung 
internationaler Differenzen, oft unter Hinzutritt unbetbeiligter Dritter, insbefondere nad) 
ftattgefundenem Kriege) oder die Feitftellung wölferrechtliher Säge in abstracto, gleichſam 
internationale Weisthiimer, deren Beobachtung im Wejentlichen von der auctoritativen 
Stellung des E. abhängt. 

?it.: Berner, E. in Bluntihli, Staatswörterb. V, 662 fi. Bluntſchli, Das mo- 
derne VölkerR. der civilifirten Staaten als Nechtsbuch dargeftellt. Nördlingen 1868. ©. 4. 
58. 102. Noble, Arbitration and Congress as a Substitute for war in the settlement 
of international disputes 1962, Ernft Meier. 

Eonjunction der Erben. Ein Teftator kaun zwei oder mehrere Erben auf 
eine und dieſelbe Quote zuſammen einfegen, in welcher fie einander gegenfeitig befchränten, 
fo daß darin concursu partes fiunt, während fie den übrigen Miterben gegenüber gleich- 
ſam nur Eine Berfon bilden ſollen. Wann eine derartige Erbeinfegung vorhanden, iſt 
vor allem quaestio facti, und es zu erkennen, ift Sache der Willensinterpretation. 

Gewiß ift fein Zweifel möglich, wen es im Teftamente heißt: Titius et Maevius 
pro parte dimidia heredes sunto, oder: Titius, Maevius ex parte dimidia heredes 
sunto. Oder noch: Maevius, Titius heredes sunto,; Sempronius ex parte dimidia 
heres esto. Es ift in diefen Fällen deutlich erflärt, daß Mävius und Titius ſich 
in die eine Hälfte theilen follen. Man jagt daher, daß fie ſowohl durch die Sache als 
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durch den Ausdrud mit einander verbunden find: conjuncti re et verbis. Weniger 
offenbar ift es ichen, wenn fie durd die Sache allein verbunden find, nicht aber durch 
die Worte: re tantum conjuncti: Sempronius heres esto. Titius et Maevius 
heredes sunto. Ober: Sempronius pro parte dimidia heres esto. Titius pro altera 
dimidia heres esto. In hac altera dimidia etiam Maevius heres esto. Wenn e8 aber 
heißt: Sempronius heres esto, Titius et Maevius aequis ex partibus heredes sunto, 
dann ift zwar in den Worten Berbindung des Titius mit dem Mävius, im der 
Sache ſelbſt aber nicht; die Verbindung ift Tediglich eine äuferliche, zufällige, und in ver 
That find Titius und Mävius ganz unabhängig von Einander zu Vierteln eingefegt: 
non tam conjunxisse quam celerius dixisse ? testator) videtur, jagt Ponponius. — 

Wichtig ift die Frage der E. für den Fall, wern von den Verbundenen Einer aus: 
fült. Da wächſt nämlich deſſen Antheil nicht den ſämmtlichen Miterben zu, ſondern 
ausichlieglich den mit ihm in derjelben Quote ſachl ich (alfo re oder re et verbis) Ver: 
bundenen. Bei der rein äufßerlichen Verbindung, conjunctio verbis tantum, findet 
dies, im Juſtin. R. wenigftens, nie ftatt; wenn Einer von den verbis conjuncti aus— 
fällt, acerescrt fein Antheil ſämmtlichen Miterben. Berbal=E. ift alfo feine G. 

Diefe doppelte Negel ift ſowohl in der Natur der Sade als in den Quellen be 
gründet. Doch ift fie keineswegs unbeftritten, indem nad Einigen aud Die verbis tan- 
tum conjuneti vor den übrigen Miterben bevorzugt fein Tollen, während Andere auch die 
re tantum conjuneti ausſchließen und nur bei der conjunetio re et verbis bevorzugte 
Acerescenz zulaiien. ©. d. Art. Accrescenz. 


Quellen: C. VI, 51. de eadueis tollendis. — Cf. L 142. D. de V, 8. 50, 16, 
l. 15. De her, inst. (28, 5). 

Lit.: Baumeifter, Das Anwahfungsrecht unter Miterben. Tüb. 1829. Mayer, Das 
R. der Anwachſung. Tüb. 1835. Zimmern u. Neuftetel, Römifchrechtl. Unterfuchungen, 
4. Dworzak, Beiträge zur Lehre vom jus acerescendi, Wien 1561, und ſämmtl. Werte über 
Erbredt Rivier. 


Connanus, Franciscus, geb. 1508 zu Paris, ſtudirte unter Alciat in’ 


Bourges, ſtarb 1551. 

Schrift: Commentarii juris civilis. Paris 4553 (Borrede dazu von Hotman, 1557). 

Pit: Bricht. f. Rechtsgeſch. VIII. S 282. 

Teichmann. 

Connexitätsforum, Gerichtsſtand der Abhängigkeit oder des Sachzuſammen— 
hanges (forum connexitatis materialis) d. h. der Gerichtsſtand, welcher dadurch bei 
einem an ſich nicht competenten Richter begründet wird, daß die betreffende Sache mit 
einem andern, vor ihn gehörigen Proceß in einem innern Zuſammenhang ſteht. Während 
die frühere Theorie des gem. Civ. Pre. bei der Unbeſtimmtheit des ebengedachten 
Begriffes dieſem Gerichtsftand eine weite, aber freilich vage Ausdehnung gab, läßt die 
heutige Doctrin das Forum wegen Gonnerität nur in folgenden, quellemnäßig bezeugten 
Füllen eintreten: 1) Der Erfag des durch ein Verbrechen verurjachten Schadens fan 
vom Damnificaten bet dem Griminalgericht gefordert werden, 2) der Prinzipal-Inter— 
venient muß da interveniven, wo die Streitſache anbängig ift, 3) der Advocat kann feine 
Sebührenforderung bei dem Gericht einflagen, bet welchem er den mit der Zahlung 
ſäumigen Glienten vertreten bat, umgefehrt darf auch die Partei in demfelben Forum die 
Herausgabe der ManualsActen von ihrem Berftande verlangen, 4) Die provocationes 
ad agendum fünmen bei dem Gericht angeftellt werden, welches für die Erhebung Der 
dadurd) zu veranlafjenden Klage competent ift. Ueber einzelne andere Fälle, 3. B. über 
die Nothwendigkeit der Berbandlung des Petitoriums und des Poſſeſſoriums vor dem 
jelben Richter herricht Streit, Dagegen bat man die Fälle, wo gewiſſe Berhältnifie als Inci— 
dent:, Neben: und Bräjudictalpuncte in einem Proceß mit zur Sprache kommen, jelbjt wenn 
fie an und fir fich Gegenftände eines beionderen Nechtöftreites werden Fünnten, als wicht 
bierher gebörig ausgeſchieden, weil ihre Verhandlung bei dem Gerichte des Hauptproceſſes 
unter der vorbingedachten Vorausſetzung ſelbſtverſtändlich iſt. Während fib Das eben ber 
ſprochene Forum als Ipecteller Gerichtsſtand für gewiſſe Sadyen charakteriſirt, rechnet man 
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mitunter als einen ferner auf der Connexität beruhenden Gerichtsſtand das ſog. 
forum continentiae causarum ex identitate personali und reali ebenfalls hierher, 
eine Zufammenftellung, welde fich ſchon bei den italienifchen Proceffualiften findet. Man 
verftebt darunter den bei dem Obergerichte eintretenden Gerichtsftand für perlönliche 
Klagen gegen mehrere Berpfligtete, reſp. für dingliche Klagen auf verſchiedene Gegenftände, 
wenn die letteren in verichiedenen Untergerichtöbezirten belegen und im erfteren Fall die 
Litisconſorten unter mehreren niederen Gerichten ihren Wobhnfig haben. Cine Einigung, 
ob dieſes Forum, weldes zu den fora extraordinaria zu rechnen fein würde, auf gemein: 
rechtliche Geltung Anfpruch hat, ift bisher in der Doctrim nicht erzielt. Was die Stellung 
ver Bart. Gigb zu dem Gerichtsftand der Gommerität im erftgedachten Sinn betrifft, fo 
kennt ihm die Preußiſche Ger. O. nicht, der franzöſiſche Proceß hat denſelben nur für fin 
Br Fälle, z. B. en matiere de garantie (C. de proc. a. 59. 161) und 
eim desaveu (a. 356. 358) adoptirt. Dagegen ftellt die Hannov. Pre. Ordn. das 
allgemeine Princip auf ($. 13), daß Rechtsſtreitigkeiten, welche mit einander dergeftalt 
in Verbindung ftehen, daß die Verhandlung und Entſcheidung derfelben durch verſchiedene 
Gerichte nicht ohne erhebliche Nachtheile erfolgen kann, ſämmtlich bei einem und dem: 
jelben Gerichte verhandelt werben follen, und macht davon jelbft in den 88. 35. 38. 
139. 446. 640. 645 fpecielle Anwendung. Der Nd. Entw. bat die Berallgemeinerung 
nicht aufgenommen und den Gerichtöftand nur für beftunmte Fälle (SS. 55. 87. 180, 
662) anerkannt. 

Das forum continentiae causaram kommt particularrechtlich theils in der Geftalt 
vor, daß der Kläger eind der verjchiedenen competenten Fora als gemeinichaftlichen 
Gerichtsſtand auswählen kann, jo im franzöfiichen und hannoverichen Proceß (C. de 
proc. a. 59, Hannov. Pre.Ordn. 88. 5. 8) theils jo, daß das allen an ſich come 
petenten Gerichten vorgelegte höhere Gericht ein gemeinfames Forum beftimmt (Alt und 
Neupreufen — außer Hannover — und Nd. Entw. $. 53. Wr. 3. 4.). 

Für den Crim.Pre. wird das forum connexitatis gemeinrechtlih — abgeſehen 
von den Vor: und Nebenfragen, von welden die Entſcheidung der Hauptſache abhängt 
und der Mitunterfuhung aller derjenigen Verbrechen, welche in demſelben Thatbeſtande 
enthalten find, ſowie der ſchon vorhin erwähnten Feftftellung des Entihädigungsanipruches 
des Verletzten im Adhäſionsproceſſe — ftatuirt für die Beftrafung des calumniatoriichen 
und felbft mitichulvigen Anklägers, für die Anfprüche des unſchuldig Angeklagten gegen den 
Anfläger wegen der zugefügten Schmach, Schäden und Koften und für die Geltendmachung 
des Eigenthums feitens des Eigenthümers auf feine etwa in Beichlag genommenen Sachen. 
Die neueren Str. Bre.Oronn. haben aber meiftens das Forum auf fubjecttw oder objectiv 
zufammenbängende Anklagen beſchränkt. 

Lit.: Planck, Mehrheit der Rechtsſtreitigleiten. Göttingen. 1844. ©. 33 fi. 312 ff. 530 fi. 

P. Hinſchius. 

Conring, Hermann, geb. 1606 zu Norden, wurde 1632 Prof. in Helmſtädt, 
1660 Prof. der Politik und Geſchichte, Braunſchweig. Geh. Rath, Conſulent in wichtigen 
Reichs- und Staatöfachen, ftarb 1681. 

Er fhrieb: De origine juris germanici. Helmst. 1613. — Taeitus de moribus Ger- 


manorum 1635. — Epistolae hactenus sparsim editae. Helmst, 1666. :— Exereitationes 
de republ. Imp. Germ. Helmst. 1674. — Opera. Brunsv. 1730. 

git.: H. Conringii, Epistol. syntagmata duo. Helmst. 1694. — Commereii epist. 
Leibnitiani Prodromus ree. Gruber, Hanov. 1745. — Mohl III, 350. 654. 576. — Stobbe 
II, 418. 419. . Teihmann. 


Gonjecration. Die E. ift eine firchlihe Handlung, welde äußerlich den Sacra— 
menten analog ericheint (Sacramentale), und durch welche in der katholiſchen Kirche eine 
Perſon oder Sache fr den Dienft Gottes mittelft Gebets und Salbung feierlich beſtimmt 
wird. Personae consecratae find die Könige, der Papft und die Biſchöfe. Zu 
den res consecratae gehören die Kirchen, die Altäre, Kelche und Patenen. 

Was fpeciell die E. der Biſchöfe betrifft, fo wird Diefelbe binnen drei Monaten 
nah der von Nom aus ertbeilten Confirmation durch einen vom Papſt hierzu ermäch— 
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tigten Bischof unter Aſſiſtenz zweier Prälaten in der Kathedralkirche Sonntags nad voran— 
gegangener Ablegung des Obedienz-Eides und der professio fidei ertheilt. Während bie 
päpftlihe Confirmation die Negimentsrechte (jura jurisdietionis) überträgt, erlangt ber 
neue Biſchof dur die E. die Weihegewalt (jura ordinis). 

Ueber den Charakter der bifchöflichen C. als eines Sacramentale oder eines Sacras 
ments herricht Streit. Er ift weder durd die Wiffenichaft noch durch die Geſetzgebung 
bis heute endgüliig entſchieden. Die herrichende Anficht ftellt die Bifchofsweihe nicht unter den 
Sefichtspunct des Sacraments. 

Lit.: Richter, K.R. $. 103. 287. 306. Phillips, Lehrbuch des K.R. I, 8. 154. 

Hübler. 

Conſolidation heißt die Vereinigung von Nießbrauch und Eigenthum in einer 
und derſelben Perſon, ſei es in der Perſon des Eigenthümers dadurch, daß der abgezweigte 
Nießbrauch zum Eigenthume zurückkehrt, ſei es in der Perſon des Uſufructuars, dadurch, 
daß er das Eigenthum erwirbt. Mit Unrecht hat man die Benennung auf den erſten 
Fall beichränten wollen. GE. iſt alſo nichts Anderes als Confufion beim Nießbrauche, 
und wohl überhaupt bei perfönlichen Sewituten. Wirkung iſt Erlöſchen der Sewitut. 
Die Frage, ob bei etwaiger Wiedertrennung des Eigenthums der erlofchene Nießbrauch 
ipso jure wiederauflebt, ift zu bejahen, wenn das Teſtament, wodurd dem Ufufructuar 
das Eigenthum vermacht ift, wegen Inofficioſität veleindirt wird, in weldem Falle die C. 
als nicht geichehen gilt; Tonft aber zu verneinen. Nach Preuß. R. ift zur Gonfufion 
überhaupt Unwiderruflichkeit des Eigenthums erforderlih. Im Franz. R. wird Wieder: 
aufleben angenommen. 

Fit. u. Quellen: ©. Confufion, und Tit. D. VII, 4, Quibus modis ususfructus; — 
l. 57 pr. de usufruetu VII, 1, C. N. 617, 625. Rivier. 

Constitutum debiti, Zahlungsverſprechen, iſt das Verſprechen der Erfül— 
lung einer beſtimmten bereits beſtehenden Verbindlichkeit. Das Verſprechen muß ein aus— 
drückliches ſein; eine beſondere Form iſt nicht erforderlich. Die Verbindlichkeit kann eine 
blos natürliche, aber nicht etwa ope exceptionis auch in ihrem naturalen Beſtandtheile 
- hinfällig fein. Früher konnten nur Yeiftungen von fungiblen Sadyen, inöbefondere Geld: 
ſchulden  conftituirt werden, im Juſtin. R. jegliche Leiſtungen von körperlichen 
Sachen. Man kann jowohl die eigene Schuld conftituiren, e. debiti proprii, als eine 
fremde, e. debiti alien. Das e. ift ein jog. pactum praetorium; die Klage, actio 
de pecunia constituta, actio constitutoria, ftanımt aus dem prätoriichen Ediet. 

Durch das ce. entteht eine neue Verbindlichkeit, deren causa die alte Verbindlichkeit 
ift. Diele befteht neben der neuen fort, To daß, auch abgejeben von der Form, Novation 
nicht ftattfindet. Erft dvurd Erfüllung der neuen Obligation wird die alte getilgt, 
nicht ſchon durch die Yitisconteftation. 

Durch das ce. kann aud einem Anderen al8 dem uriprünglichen Gläubiger, etwas 
Anderes ald Das uriprünglich Geſchuldete verfproden, auch ein anderer, dem Gläubiger 
günftigerer Zahlungsort, ein früherer Termin, oder Abihaffung des Termins beftimmt 
werden. Eine alternative Yeiftung kann als einfache Yerftung, eine einfache als alternative 
veriprochen werden. Das Verſprechen eines höheren Betrags ift nur für den Ueberſchuß 
ungültig. Endlich kann man eine bedingte Schuld ohne Gefahr unbedingt conftituiren: 
die Bedingung wird fupplirt. 

Aus diefem allgemeinen Charakter des c. ift erfichtlih, da das Verfprechen der 
Zahlung einer fremden Schuld ſich nicht nur durch die Formloſigkeit, Tondern auch 
durch größere materielle Freiheit von der Fidejuſſion unterfcheidet. Indeſſen enthält es 
eine Interceffion und hatte dadurch ſchon im vorjuſtinianiſchen Recht mit dev Fidejuſſion 
Manches gemein. Sp die Ausſchließung der Frauen, die ſolidariſche Haftung der 
Schuldner. Mehreren Conſtituenten erkennt Yuftinian die Rechtswohlthat der Theilung 
zu, und jelbft jo weit möglich, nämlich bei Identität beider Obligationen, die Rechts— 
wohlthat der Borausflage, ſowie diejenige der Klagenabtretung. 
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Die Einreven des Hauptichuloners ftehen aucd dem Gonftituenten zu, injofern fie 
Befriedigung des Gläubigers vorausfegen; allo nicht die Einrede der Verjährung. 

Ueber die Geltung des c. im heutigen R. wird in meuefter Zeit geftritten. 
Dffenbar ift mit der Stipulation auch der alte formelle Unterfchted zwiichen e. und fide- 
jussio weggefallen. Doc ift fein Grund vorhanden, erfterem, wie z. B. Bähr es thut, 
jede Realität und praftiiche Anwendbarkeit abzuſprechen. Das Verhältniß vom ec. zur 
fidejussio läßt fich vielmehr in der Art conftruiven, daß allerdings beide Begriffe in dem 
weiteren Begriffe der heutigen Bürgſchaft enthalten find, aber jedes mit jeinen 
noh wahrnehmbaren Eigenthümlichfeiten und den daraus entipringenden Folgen. Sonad) 
wird es vom Willen der Gontrahenten und von den Umständen abhängen, weldyes von 
beiden Geſchäften im concreten Falle vorhanden ſei. Iſt ausfchließlih Sicherſtellung 
des Gläubigers bezwedt, dann tft es eigentliche Bürgſchaft, fidejussio. Iſt noch ein an= 
derer Zwed damit verbunden, Aenderung des Gegenftands, des Zahltage, des Zahlerts, 
dann müſſen die Grundſätze des c. gelten. — Uebrigens iſt die Benennung e. der heutigen 
Rechtsſprache fremd. 

Quellen: D. XIII, 5, de pecunia constituta. — C. IV, 18, de constituta pecunia, — 
Für’ das possessorium, f. Befigerwerb und Befigverluft. 

Lit. Zimmern, im feinen und Neuftetel’S vömifcherechtlichen Unterfuchungen, 10. — 
Girtanner, in der Bürgſchaft. — Hauptfählih Bruns, in ver Ztſchr. für Rechtsgeſch. 
1. (1861). Bol. auch Bähr, die Anerfennung als Berpflihtungsgrund (2. RN 1867). 

ıivter. 

Eonfularverträge. Die Anftellung von Confuln ift zwar jegt allgemein; 
ihre Zulafjung beruht indefjen auf einer ausdrücklichen Eimvilligung des Staats, wo fie 
ihren Aufenthalt nehmen, ganz abgejehen von dem bejonderen Falle, wo Staatsangehörige 
defielben Staats, da wo fie domiciliren, zu Conſuln eines andern Staats emannt wer— 
den. Die mweitern Berabredungen, insbejondere die Feftftellung der Rechte und Pflichten 
diefer Beamten erfolgen regelmäßig in den Handels- und Schiffahrtsverträgen; die Feſt— 
ſetzungen jind ziemlich übereinftimmend und betreffen insbejondere das Necht der Conſuln 
bei der Sicherung des Nachlaſſes im Auslande gejtorbener Nationalen durch Mitverfiegelung, 
Beiwohnung der Inventarifation und Empfangnahme der Erbſchaft im Auftrage der ab— 
mwejenden Erben mitzuwirken, das Recht, die Streitigkeiten zwilchen den Gapitänen und der 
Mannſchaft von Schiffen der Nation, deren Intereijen fie wahrnehmen, als Richter und 
Schiedsmänner zu Ihlichten, ſowie die Befugniß, den Beiftand der Ortsbehörden zum Zwecke 
der Ausmittlung, Ergreifung und Feſtnahme der Deferteure von den Schiffen ihres Yandes 
anzurufen. Den Conjuln in entferntern Staaten wird vertragsmäßig eine beſchränkte Ge— 
rihtöbarfeit über die Angehörigen des Staats, den fie vertreten, zugeftanden. So im 
Allgemeinen nah den Handels: und Sciffahrtöverträgen Preußens veip. des Zollvereing 
mit den Bereinigten Staaten von Nordamerifa vom 1. Mat 1828, 4. 10 ff., mit 
Merico vom 18. ehr. 1831, 4. 13 ff., mit Griechenland vom 31. Juli 1839, 
A. 16 ff., mit Portugal vom 20. Febr. 1844, 9. 16 ff., mit Belgien vom 
1. Sept. 1844, 4. 13 ff.; mit der Türfet vom 22. März 1764, A. 15 ff. und 
vom 10. Dctbr. 1840, U. 1; ebenfo nah "den vom Nd. Bunde refp. dem 
Zollverein abgeichlofjenen Handels: und Schiffahrtöverträgen mit der Republik Liberia 
vom 31. Det. 1867, U. 17, mit dem Küirchenftaat vom 8. Mai 1868, WU. 8 ff, und 
mit Italien vom 14. Dct. 1867, U. 19 ff. (Bundesgeſetzbl. Jahrg. 1868, ©. 197 ff. 
408 ff, Jahrg. 1867, ©. 317 ff.). Es gibt jedoch neben dieſen Handelö- und 
Schiffahrtsverträgen auch noch beiondere E., durch melde die Rechte, Privilegien, 
Immunitäten und Verpflichtungen der beiderjeitigen conjulariichen Agenten in ausgedehnter 
und beftummter Weile grundjäglic geregelt werden. Insbeſondere ift ein derartiger be— 
ſonderer C. neben dem bereits beftehenden Schiffahrtövertrage vom 14. Det. 1867, 
der die confularifchen Berhältniffe im Allgemeinen regelt, zwiichen dem Nd. Bund und 
Ralien unterm 21. Dechr. 1868 abgefchloffen worden (Bundesgefegbl. 1869, ©. 113 ff.) 

Lit: von Kamp, Die Handeld- und Sciffahrtsverträge des Zollvereins. Braunfchweig 


1848. ©, 4. 14. 29. 151. 185. 214. 313. 351. v. Rohrſcheidt, Preußens Staatsverträge. 
Berlin 1852. ©. 18. Ernft Meier. 
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Eonjumtion. Das Verzehren jo von Sachen (fructus, pecunia, sors) wie 
von Rechten (actio, obligatio, stipulatio), von größerem juriftiichen Intereffe nur in 
der Gejtalt, die heutzutage proceſſualiſche C. heift. 

„Bis de eadem re ne sit actio“, lautet eine alte dem Urjprunge nach unbekannte 
Kegel in der Formulirung der fpäteren republifanijchen Periode, „was eimmal vor den 
Nichter gebracht ift, Toll nicht zum andern vorgebracht werden“. Als vor den Richter 
gebracht gilt nur die Sache über welche lis conteftirt ift, mit der Pitisconteftation verliert 
die klagbare Sache die fernere Klagbarkeit, „tollitur obligatio (actio) litis contestatione“. 
Dod mit Unterſchied: hat fih das erfte Verfahren in den ftrengen Formen des alten 
Civilrechts bewegt, jo tritt die C. ipso iure ein; amberenfall® bat der Prätor dieſelbe 
mittelft der Exceptionen rei in iudieium deductae und nad ergangenem Erkenntniß 
rei iudicatae durchzuführen. 

Die Regel hat den Römern zu thun gemacht, fo lange wie fie überhaupt juriftiiche 

Arbeitötraft beſeſſen haben, bis auf Kaiſer Yuftinian einſchließlich. Dabet richtete ſich ihr 
Streben vomehmlih auf zwei Punkte: offenbaren Ausjchreitungen in Anwendung der 
Regel, die der zumal in älterer Zeit fteife eigenthümliche römiſche Actionenmechanismus 
verſchuldete, zu begegnen, und die E. auf die wirklich von dem Richter behandelten Ans 
ſprüche zu befchränfen ; ſodann die Identität der Sachen, die mit verschiedenen Actionen zu 
verfolgen waren, feftzuftellen, 3. B. ob die actio aus der Hauptſache und Die aus dem 
Gonftitutum Klagen de eadem waren oder nicht waren. 
“ Der modernen Jurisprudenz macht biefelbe Regel, oder doch deren Grundgedanfe 
taum weniger zu fchaffen; in der Gegenwart aber handelt es ſich bis jetzt noch nicht jo 
fehr um die Begrenzung und praftiihe Durchführung, als nur die Zuweiſung eines ihm 
gebührenden Gebiets. Neben dem Confumtionsprincip tft den Römern ein anderes, das ber 
rechtöbildenden Kraft der Erkenntniſſe befannt geweſen. Beide ergeben in vielen Fällen dieſelben 
Refultate, in andern freuzen fie fih, Bald wurden beide mit denfelben Nechtsmitteln zu: 
gleich durchgeführt, bald wurden die Organe des einen dem Charakter des andern ent: 
ſprechend modificırt. Und zwar ift es das „ius facit index“, das obgleich e8 nie in dem 
weiten Umfang wie das „bis de eadem re ete.“ Anerkennung gefunden, innerhalb 
feines befchränkteren Kreifes vielfach auf die C. umſtimmend eingewirft hat. Die beſon— 
dere Beichaffenheit der Quellen ermöglichte die Conſequenzen beider Principien, weſentlich 
fo wie fie in der Yuftintantichen Compilation beftimmt waren, in das gem. Deutjche R. zu 
übertragen, ohne daß die Theorie das Bewuftfein der Duplicität gewann. Erſt nad 
dem Fund des Gajus hat Keller (Pitisconteftation und Urtheil a. 1527) fi das Ber: 
dienſt der Auseinanderlegung erworben; worauf zunächit diefer Entdeckung blos willen: 
Ichaftliche Bedeutung beigelegt, und das in feinen Folgen Längft eingeführte Confumtionsprincip 
fir eime biftorifche Antiquität ausgegeben wurde. Allmälig hat man von dem eigenen 
Befigftande und von der Umentbebrlichteit des Beſitzthums fich zu überzeugen angefangen; 
e8 gilt Das von dem Princip der plaftifchen Kraft des Richterſpruchs in der Theorie zu 
Unrecht occupirte Feld dem Gonfumtionsprincip zurädzuftelen. Savigny (Syftem VL 
a. 1846—47) möchte jenes als zur Zeit allein berechtigtes anerkennen, und gibt dem— 
jelben mit der Annahme der Rechtöfraft der Gründe eine Ausdehnung, in welcher es in 
Wirklichkeit undurchführbar iſt. Daß diefem Zuviel gegenüber in den Confumtionsgedanfen ın 
feiner heutigen Geftalt, „der Anſpruch über welchen Ein Richter befunden, darf nicht mehr 
vor den Andern kommen, die Yitiöpendenz aber wirft nur Klaghemmung nicht Auf- 
bebung“, das zum Schuß der Erfenntniffe umerläßliche Minimum enthalten, ift noch nicht 
von allen Seiten anerfannt, aud fehlt e8 an ausreichenden Erörterungen über die von 
der Gegenwart bedingte Umgeftaltung der Confumtionsconfequenzen. Erfreulih, dar der 
Eiv.Pre.Entw. für den Nd. Bund den Uebergriffen des Rechtsbildungsprincips vielfach 
eutſchieden widerftrebt. 

Fit.: Außer der Fiteratur zu Art. Pitisconteftation: Bekker, Die proceffualifche Confum- 
tion. Windfheid, D. Actio d. R. Civile. $.6—13: Mutber, 3. %. v. d. R. Xctio, 
$. 22—27; Krüger, Die proc. Conſumption. T. D. de re iudicata 42, 1; T. D. de ex- 
eept. r. iudicatae 44, 2; T. C. de re iudicata 7, 52. Better. 
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Contius, Antonius (le Conte), geb. 1517 zu Novon, lehrte zu Bourges und 
Orleans, florirte um 1570, ſtarb 1577. 


Schriften: Comm. in ———— — Disputationes j uris. — Comm. de consue- 
tudine feudorum — ad leg. Juliam Majest. — Notae ad Decretum. Antw. 1570. — 
Opera. Par. 1616. 

Lit: Jöcher, „Conti.“ — Savigny III, 450. Teihmann. 


Contrafignatur. Jeder Regterungsact des Monarchen bedarf zu feiner formellen 
Gültigkeit der iöntenskieung eines Miniſters (eines Mitgliedes des Geheimeraths- 
Collegii). Es folgt hieraus, dag das Fehlen der C. dem Regierungserlaß des Monarchen, 
bet welchem fie fehlt, jede Gültigkeit nehmen, dar ein folder Act für dritte Berfonen 
vollfommen unverbindlich fein würde. Wo dem Landesherrn der Oberbefehl über das 
Heer zufteht, bedürfen diejenigen Acte, welche fich auf Die Ausübung des Oberbefehls be 
ziehen, der E. nicht, wogegen diejenigen Erlaſſe, melde Gegenftände der Militär-Berwal- 
tung oder der milttäriichen Geſetzgebung betreffen, abgejeben von den fonftigen Erforder— 
nifjen, denen Die Militärgefeggebung, wie jede andere Geſetzgebung genügen muß, auch der 
G. bepürfen. — Die C. findet ftatt bei Publication der Geſetze, welche in Gemeinſchaft 
der Yandesvertretung und des Landesherrn zu Stande gefommen find. Es bezieht fich 
in diefem alle die E. auf den Act der Publication jelbit, ſowie darauf, daß der Inhalt 
des publicirten Geſetzes in Webereinftimmung ſich befinde mit demjenigen, was zwiſchen 
dem Landesherrn umd der Landesvertretung vereinbart worden ift. Die E. ift ferner 
erforderlich bei Erlaf ver zur Ausführung verfündeter Gefege erforderlichen Verordnungen. 
Ueberhaupt gibt es feine Prärogative, bei deren Ausübung nicht die Mitwirkung eines 
Minijters durch deſſen Gontrafignirung erforderlich wäre. Daf die E. da, wo der Yandes- 
berr von dem ihm zuftehenden außerordentlichen Verordnungsrechte — dem 5 Oetroyirungs⸗ 
Rechte — Gebrauch macht, ebenfalls erforderlich iſt, verſteht ſich von ſelbſt. In dieſem 
Falle wird ſogar die C. in weiterem Umfange verlangt, ald bei anderen Verordnungen. 
Die vetroyirten Verordnungen find von ſämmtlichen Miniſtern zu contrafigniren. (Preuß. 
Berfg. Ur. A. 63). Für den No. Bund beftimmt A. 17 ver Verfaſſung des Nd. Bundes: 
„dem Präſidium fteht die Ausfertigung und Berfündigung der Bundesgefege und die 
Ueberwachung der Ausführung derjelben zu. Die Anordnungen und Verfügungen des ' 
Bundes-Präfidit werden im Namen des Bundes erlajfen und bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeihnung des Bundesfanzlers, welder dadurd 
die VBerantwortlidfeit übernimmt“ Die hervorgehobenen Worte fanden fich 
nicht in dem Entwurf zu der Verfaſſung des Nd. Bundes, jondern ftatt derielben waren 
nur vorgeichlagen die Worte: „und von dem Bundestanzler mit unterzeichnet”. Durch 
eine ſolche „Mlitunterzeihnung‘ des Bundeskanzler wäre Dann nichts weiter erreicht ge= 
weien, als, was ſchon durch ältere Verordnungen in der vorconftitutionellen Zeit beftimmt 
war, daß nämlid der Minifter den Tandesherrlichen Erlaß mit unterzeichnen müſſe, um 
die Authenticität deſſelben zu verbürgen. Die C. iſt nad zwei Richtungen wirkſam. 
Zunächſt äußert fie ihre Wirkfamteit darin, daß contrafignirte Anordnutigen befolgt werden 
müſſen. Bon dieſem Grundjage wird nur da eime Ausnahme eintreten, wo einzelnen 
Behörden, namentlich den Richtern auch die Befugniß eingeräumt ift, die Berfaffungs- 
mäßigfett der Anordnungen zu prüfen. Denn im diefem Falle würde die C. allein Die 
Befolgung der Anordnung nicht bewirken, diefe würde vielmehr nur dann erfolgen, wenn 
die übrigen verfafjungsmäßigen VBorausfegungen vorlägen. Die Preuß. Verfaſſung beftimmt 
U. 106, daß Geſetze und Berordnungen verbindlich jein jollen, wenn fie in der vom 
Geſetze vorgejchriebenen Form befannt gemacht worden find. Aus diefer Beitimmung 
folgt, daß wenn eine contrafignirte Königliche Verordnung in der Geſetzſammlung publicirt 
wurde, dieſelbe von dem Richter auch alsdann befolgt werden muß, wenn der Inhalt 
derjelben die Mitwirkung der Kammern bei dem Zuftandefommen derjelben erfordert 
hätte. Eine dem U. 106 der Preuß. Verfg. Urk. entiprechende Beftimmung findet ſich aber 
in der Berfafjung Des Nd. Bundes nicht. Hieraus folgt denn, daß eine von dem 
Bundeskanzler contrafignivte im Bundesgefegblatte publicirte Verordnung des Bundes⸗ 


234 Gontrebande — Convalescenz der Rechtsgeſchäfte. 


Präfiviums von dem Richter auch darauf zu prüfen ift, ob diefelbe in verfaffungsmäßiger 
Weile zu Stande gekommen ift. Die E. äufert fodann ihre Wirkfamfeit darin, daß 
durch diefelbe der contrafignivende Minifter die Berantwortlichfeit für die won ihm con- 
trafignirte Anordnung übernimmt. Der contrafignivende Minifter hat, ſoweit die Ber: 
antwortlichfeit einer Maßregel zur Sprache fommt, vielelbe als feine eigene Maßregel 
zu vertreten. 

Quellen: Verfafjung des Norbdeutichen Bundes, U. 17, Preuß. Verfg. Urk. A. 44. 63. Sächf. 
Verfg. Urk. 5. 108. Würtemb. Berfg.Urk. $. 51. Weimar. Grundgel. (1850). 8. en ; 

John. 

Contrebande. Im Allgemeinen it, abgelehen von dem Falle einer gültigen 
Blokade, der Handel der Neutralen feinen Beichränfungen unterworfen; der Pariſer Con— 
greß von 1856 hat als Fundamente des modernen Völkerſeerechts die beiden Säge hin 
geftellt, daß die neutrale Flagge die feindliche Ladung deckt — frei Schiff frei Gut — 
und daf die neutralen Güter auch auf feindlichen Schiffen vor der Wegnahme geſchützt find 
— unfre Schiff, frei Gut; le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie und 
la marchandise neutre n’est pas saisissable sous pavillon de guerre. 

Die Ausnahme von der Freiheit des neutralen Handels bildet jedoch die E. 

Es steht unzweifelhaft feft, daß zur C. alle Diejenigen Dinge gehören, welde un: 
mittelbar zum Kriegsgebrauche beftunmt find, wie alle Arten von Waffen und Kriegswerkzeugen. 

Dagegen gehört die Frage, inwiefern die jog. res promiscui usus — quae in 
bello et extra bellum habent usum (Grotius) — aljo Gelvfendungen, Bekleidungs— 
ftoffe, Schiffe und Schiffsmatertalien, Eifenplatten, Kohlen zur C. zu rechnen find, unter 
die beftrittenften Partien des ganzen Völferrechtö, ſowohl in der theoretiichen Erörterung, 
als auch in der praftiihen Handhabung. 

Die Entſcheidung kann nur getroffen werben nach Yage des concreten Falls, wobei 
e8 inöbefondere Darauf ankommt, ob die Gegenftände wirklich für Kriegszwecke nad ver 
Abficht des Abjenders beſtimmt find. 

Die C. umterliegt der Gonfiscation als gute Priſe. Die Confiscation bejchränft fi 
aber regelmäßig auf die Padung, und erſtreckt fih nur in dem alle zugleich auf das 
Schiff, wenn die ganze Yadung oder der größte Theil derſelben C. ift, jo daß alfo die 
Gonfiscation nicht füglich anderd bewirkt werden kann. 

In Fällen, wo die Eigenfchaft der Waaren als E. zweifelhaft ift, oder eine feindliche 
Abficht nicht worliegt, tritt an Stelle der Confiscation häufig blos ein Zwangsverfauf. 

Die Eonfiscatton veip. dev Zwangsverkauf find jedoch nur ftatthaft, wenn das Schiff 
auf der Fahrt nach dem feindlichen Hafen auf offener See innerhalb des Kriegsfeldes, 
nicht aber in entlegenen Meeren oder in den Eigengemäffern neutraler Staaten ergriffen wird. 

Fit: Im Allgemeinen von Mohl, Geſchichte und Fiteratur der Staatswiſſenſchaften, Bd. 1. 
©. 426 ff. Berner, Kriegseontrebande in Bluntfhli, Staatswörterbud, Bd. VI. ©. 115ff. 
Bluntjhli, Das moberne Bölferredht der civilifirten Staaten als Rechtsbuch eg (1865) 
©.432 ff. Gessner, Le droit des neutres sur mer. Berlin 1865. ©. 710— 144. Wheaton, 
Elements of international law; second annotated edition by William Beach Law- 
rence. London 1863. ©. 767 f. Hautefeuille, Les droits et les devoirs des na- 
tions neutres en temps de guerre maritime T. II, S. 312 ff. (18489). Marquardſen, 
Der Trentfall. 1562. . Ernft Meier. 

Eonvalescenz der Rechtsgeſchüfte. Wenn bei emem vescijfiblen 
(anfehtbaren) Kechtögefchäfte der Grund der Anfechtbarfeit wegfällt, weil die Perſon, 
welcher das Recht der Anfechtung zuftand, dieſes Recht aufgibt oder verliert, z. B. meil 
der Gezwungene das zwangsweiſe eingegangene Nechtögeichäft nachträglich frei genehmigt, 
fo fteht fortan der vollkommenen Gültigkeit Diefes Rechtsgeichäfts nichts mehr im Wege. — 
Anders verhält es fih bei nichtig en Rechtsgeſchäften: Durch das Verſchwinden dee 
Grundes oder der Gründe der Nichtigkeit kann das nichtige Geſchäft Doch nicht zu einem 
gültigen werden, jondern es bleibt ungültig. Dies wird ganz allgemein ausgeſprochen 
um befannten Sage: Quod initio vitiosum est, non potest tractu temporis con- 
valescere (l. 29 de R. J. 50. 17), eine regula juris antiqui, die in den Sertus 
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übergegangen ift, und von welcher fich zablreihe Anwendungen aus allen Theilen des 
Nechtögebiets in unferen Quellen nachweiſen laſſen (ſ, auch Catonianiſche Regel). 
Nur wenige Ausnahmen find davon anzuführen. Die verbotswidrige Veräußerung des 
zur Mitgift gehörenden Grundftüds convalescirt, wenn die Frau während der Ehe ftirbt 
und der Mann die ganze Dos Tucrirt. Die Schenkung unter Ehegatten comvalescirt 
(infolge einer Gonftitution von Caracalla), wenn der Schenker in der Ehe ftirbt, ohne 
widerrufen zu haben. Im Beziehung auf ungültige Adoption wird landesherrliche Con— 
firmation als Convalescenzgrund angegeben. — In den wenigen Fällen mo fie ftattfindet, 
bat die E. rüdwirkende Kraft, das Geſchäft vatirt nicht erft vom Augenblide, wo es 
wirflich gültig wird, jondern von dem Augenblid des ungültigen, nunmehr als güftig 
fingirten Abſchluſſes. 

Es fommt vor, daß ein beftimmtes Rechtsgeſchäft zwar micht als dasjenige, welches 
es ſein follte, gültig it, wohl aber dem Willen der Parteien gemäß als ein anderes, 
ähnliches, deſſen ichwächeren objectiven Requifiten das Geſchehene Gerüge leiftet. So kann 
ein ungültige Teftament verinöge der Codicillarclaufel als Codicill aufrechtgehalten werden, 
eine ungültige Acceptilation als Pactum. Dies ıft jedoch feine E., ſondern eine, fog. 
Gonverfion, eine Umwandlung des ungültigen Geichäfts in ein anderes Geſchäft. 

Meder damit, noch mit der E. tft zu verwechſeln die nachträgliche wirkliche wirkſame 
Vornahme des früher ungültig vorgenommenen Rechtsgeſchäfts, — ein juriftiich indifferenter 
Fall, wobei von Nüdwirkung feine Rede fein fann. 

Lit.: ©. Römer, im Cib. Archiv XXXVI. Rivier. 

Conventionalſtrafe, stipulatio poenae, elausula poenalis, iſt eine Stipulation, 
welche die Erfüllung eines Vertrags zu ſichern beftimmt ift, durch Androhung einer 
Strafe im Falle von Nichterfüllung, 3. B. „Pamphilum dari spondes? Si non dederis, 
C dari spondes? — Die Pönalſtipulation ift ein accefforiicher Vertrag; es ift durchaus 
nöthig, dag ein gültiger Hauptvertrag eriftire, möge ev auch nur eine obligatio naturalis 
tantum hervorbringen: gerade in dieſem Fall war übrigens die Pönalftipulation in 
häufigem Gebrauche, ſowie aud in den stipulationes faciendi, welde im alten Rechte 
erft Dadurch wirffam wurden. — Die E. dient auch dazu, Streitigfeiten über Schaden- 
erlag vorzubeugen und den Kläger von dem oft jehr jchwierigen Beweiſe des Vorhanden— 
ſeins und des Werths des aus der Nichterfüllung für ihn entjlandenen Schadens 
zu entheben. 

Die Strafe ift durchgängig Bezahlung einer beftummten Summe Geldes, kann aber 
auch Dation irgend einer beftimmten Sade fein. Der Betrag hängt lediglich von der 
Willkür der Parteien ab; eine Beichränfung ift nur für den fingulären Fall vorhanden, 
wo der Stipulator die Wucherverbote eludiren wollte. Verwirkt ift die Strafe, poena 
committitur, wenn der Schuldner die ihm auferlegte Yerftung nicht erfüllt hat, wie er 
fie erfüllen jollte um befreit zu werden; in Ermangelung eines Tpeciellen Vertragswillens 
fteht partielle Erfüllung der Nichterfüllung gleich. Beftand die Yeiftung in einem Unter— 
laffen, jo wird die E. dadurd verwirkt, daß der Schuldner die fragliche Handlung vor— 
nimmt. Beſtand die eiftung in einem Thun oder Geben, und ift Die obligatio praesens, 
jo hat der Gläubiger das Recht die Straffumme zu fordern, jobald die Yeiftung hat 
fattfinden fünnen und nicht ftattgefunden bat, was jelbtverftändlich cum grano salis zu 
nehmen ift; eine Imterpellation scheint nicht allgemein erforderlich. Noch weniger wenn 
ein Termin geſetzt ift, mit deſſen Verfall die Verwirkung eintritt. Uebrigens kommt es 
ſtets vor Allem auf den concreten Vertragswillen an. Natürlich könnte der Gläubiger 
die Strafſumme nicht fordern, wenn er die Yeiftung verhindert hätte, der Schuldner würde 
ihn mit exceptio doli zurüdftoßen. 

Die Wirkung der Gommifjion hängt zunächſt vom Willen der Parteien ab. So 
fann a) verabredet fein, daß die Strafe cumulativ mit und neben der Erfüllung, 
gefordert werden foll; Dies ift jehr oft der Fall beim Vergleich, wo man fogar irriger 
Weife glauben konnte, daß es im Zweifel zu fubintelligiven ſei. Offenbar ift Gumulation 
beabfichtigt, wenn die Hauptleiftung in einem Unterlaffen befteht; ebenfo wenn die Strafe 
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Ihon auf die bloße Zögerung geſetzt ift, was fi im Zweifel aus dem geringen Betrage 
der Straffumme fliegen läßt. — Auch kann b) die Strafe mit der Erfüllung alter: 
nativ geftellt fein, ſodaß der Gläubiger zwilchen beiden die Wahl haben foll, und 
dies ift wohl der im Zweifel anzunehmende Sim der Pönalftipulation. c) Möglich ift 
es endlih, daß der Schuldner die Wahl haben foll, in meldem Fall die E. ven 
Charakter eines Reugelds bat, multa poenitentialis, Wandelpön. 

Die Pönalftipulation erliſcht durd Erfüllung und überhaupt durch Exlöfchen ver 
Hauptleiftung, unter anderem auch dadurch, daß Diefe casu oder vi unmöglich geworden 
ift, obſchon hier die bedingte Natur der Pönalftipulation einigen Zweifel erregen könnte, 

Nicht zu verwechjeln mit der bisher beſprochenen eigentlihen C. ift die aud, 
aber ımeigentlich, fo genannte Stipulation: „Si Pamphilum non dederis, C dari spon- 
des?“ —, weldye gar nicht accefjorifch, fondern eine rein conditionelle Hauptftipulation 
it. Das dare des Sclaven ift hier nicht in obligatione, ſondern nur in conditione, 
faun aljo jelbjt nie gefordert werden. Zwed ift in derartigen fällen, „ven Willen deö 
Schuldners hinfichtlih der Leiftung in eonditione nicht weiter zu binden, als daß er fie 
nicht Tolle unterlafjen können, ohne in die Strafe zu verfallen“. (Keller). 

Das Pr. A. VL.R. beſchränkt den Betrag der E. auf das doppelte Intereffe, Täft fie 
durch theilmeife Erfüllung ausfchließen, läßt die Beltimmung als Wandelpön zu, 
unterfagt aber die Gumulation, — Nach C. N, wird die G., wenn nichts Anderes verab: 
vedet iſt, jelbit im Falle eines Termins erſt durch Mora des Schuldners verwirft, umd 
elective Goncurrenz als Regel aufgeftellt; im Falle partieller Erfüllung fteht dem Richter 
verhältnigmäßige Minderung der Straflumme zu. 

Quellen: ©. bauptfählib Titel D. de V. O. (45, 1) passim. — Pr.AUR. 1, 4, 292— 
316. C. N. 1226 —1233. 

Yit.: Kerften, de poena conventionali, Yeipzig 1539 Außerdem Salkowski, Novation 
194 fi.; Salpius, Novation und Delegation, 239 fi.; Liebe, Stipulation. $. 21. 

Nivier. 

Corporation, Corporationsrechte. C. ift ein Perfonenverein mit eigener 
Rechtsperſönlichkeit. Corporationsrechte pflegt man diejenigen Rechte zu nennen, welche einen 
ſolchen Verein von anderen, als bejondere Rectsjubjecte nicht amerfannten Vereinen 
untericheiden. 

Die heutige Gorporationslehre kann nur zum Heinften Theil auf die ſpärlichen Grund: 
füge bafirt werden, welche das Röm. R. für Das wenig entwidelte Corporationswejen feiner 
Zeit aufgeftellt hat. Diefelben find nicht nur unzureichend für die Fülle des vom germanijchen 
Aſſociationsgeiſt erzeugten corporativen Yebens von heute: ihr ganzes -Grundprincip 
ift ungeeignet, auf einem fo tief in das öffentliche Necht wie in das Privatrecht eingrei- 
fenden Gebiet bei veränderter Rechts- und Staatsanihauung zum Ausgangspunfte zu 
dienen. Trotzdem hält die herrſchende Yehre auch heute die von ihr ſogar bedeutend 
geihärfte umd zum Theil in die Part.R. bineingetragene römische Corporationstheorie feſt 
(v.Savigny, Puchta, v. Bangerow, Sintenis, v. Gerber, Thöl). rt in 
neuerer Zeit hat man theil8 aus dem Röm. R. heraus den Corporationsbegriff zu erweitern 
und von mandem nur fünftlich bineingetragenen Zwange zu befreien gelucht (Unger, 
Bruns, Windſcheid, Runge), theild aber ift man auf das durch Das Röm. R. 
nie ganz verbrängte nationale Genoſſenſchaftsrecht zurüdgegangen, um eine geſundere 
Bafis für eine dem Leben adäquate Gorporationslehre zu gewinnen (Befeler, 
Bluntſchli, Bähr). Inzwiſchen hat, umbeirrt durch die zulett in ungezählte Con— 
troverfen und Subtilitäten auslaufenden Theorien, das Rechtsleben überall die ibm 
auferlegte Schranke des romaniſtiſchen Schulbegriffes durchbrochen, und im jüngiten Jahr— 
zehnt bat, in Deutfchland wie in andern Yändern, aud die Geſetzgebung fi mehr 
und mehr davon emancipirt. 

Die C. iſt der ursprüngliche und wichtigfte Fall der ſog. juriftiihden Perſon, 
d. h eines Rechtsſubjects, das kein Einzelmenih iſt. Da fich ein Recht ohne gegenfeitige 
Beziehungen von Gemeinſchaften und Individuen nicht denken läßt, ift Die Rechtsſubjec— 
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tiottät von Allgemeinheiten gleih alt umd natürlich wie Die der Individuen. Das Wer 
ſen diefer Nechtsfubjeetivität wird aber ſehr verfchteden aufgefaßt. Ber den Römern 
wurde früh im öffentlihen Recht der Staat, im Privatreht das Individuum jouverän. 
Nur die lette Conſequenz diefes Gedankens war es, daß für alle politischen Beziehungen 
allein dem Staat, für die Privatrechtsiphäre allein dem Einzelnen eine originäre und 
jelbftändige Perſönlichkeit beigelegt ward, während dazwiſchen im öffentlichen Recht nur 
Aminiftrativverbände, im Privatrecht aber nur juriftiiche Perfonen als fünftlihe Gedan— 
tendinge möglich blieben. Indem die moderne romaniſtiſche Doctrin diefe Auffaflung in 
einer den Römern felbit nod fremden Schärfe durchbildete, gelangte fie zu folgenden 
Sägen über juriftiihe Perſonen reſp. Gorporationen: am fich ift nur der einzelne Menſch 
Perfon (d. h. ftillichmeigend Privatrechtöperion) ; aus Zwedmäßigfeitsgründen werden 
auch andere Perfonen fünftlih fingirt ; zu einer ſolchen Schöpfung aus dem Nichts iſt 
nur die Staatdomnipotenz fähig; dieſe kann Vereinen, fie kann aber ebenfogut andern 
Subftraten (einem Bermögen x.) Perſönlichkeit anfchaffen ; das fingirte Subject eriftirt 
mer für beftimmte und zwar lediglich für vermögensrechtliche Zwecke; es ift willens- und 
handlungsunfähig und fteht gleich einem Wahnfinnigen unter ewiger VBormundfchaft bes 
ſtimmter Verwalter und überall eingreifender Obervormundſchaft des Staats, der es aud) 
beliebig wieder zerftören kann; es ift bei der E. ein die Mitglieder in ihrer Perſönlich— 
fit gar nicht affictrendes, dafür aber audy ihnen gänzlich fremdes und äußeres Drittes, 
welches nad) Savigny's Gonfequenz ſelbſt nah dem Fortfall aller Glieder im leeren 
Raume fortbeftehen fan ; fein Vermögen fällt nach der Auflöfung als erbloies Gut an 
den Fiseus. — Kein Wunder, daß endlich der Verſuch gemacht ift, ein ſolches Schatten- 
weien ganz aus dem Neiche des Yebendigen zu verbannen und fein Vermögen für fubject- 
loſes Zwedvermögen zu erklären (Bring, Demelius, Better). 

Diefen Conſequenzen des römiſchen Staats- und Rechtsbegriffs gegenüber zeigt num 
aber eine unbefangene Betrachtung in unſerm heutigen Gorporationsredht ganz andere 
Anſchauungen lebendig, welche auf germaniſchem Staats- und Rechtsbewußtſein beruhen. 
Eine tiefere Begründung, die von dem Verhältniß des öffentlichen Rechts und des Pri— 
vatrechts und dem den gleichzeitigen Mittelpunft beider Gebiete bildenden deutichen Pers 
jonenbegriff ausgehen muß, ift hier nicht möglich. Im Reſultat beanfprucht wes 
der der Staat noch das Individuum mehr für feine Sphäre die antife Souveräne— 
tät und Ausſchließlichkeit, und doch ift die Perſönlichkeit Beider veiher und ſchöpferiſcher 
geworden. So bleiben zwifchen Staat und Einzelnen zahlreihe engere Allgemeinheiten 
mit eignem, nach oben wie nad) unten felbftändigem Yeben möglih ; und ohne Selbſt— 
zerftörung kann der Staat ſich auch in politiicher Beziehung auf jelbftändige Organis— 
men ftügen, können die Einzelnen aus ihrer Individualſphäre in die verichiedenften All— 
gemeiniphären Theile ihrer Perſönlichkeit aufgehen laffen, die dann in organiſcher Verbin- 
dung neue Rechtöperfonen bilden. Die für öffentliches und privates Necht zugleih und 
ala Eine beftehende Berfönlichkeit organifirter Vereine ift daher jo wenig wie die höchſte, 
im Uebrigen aber gleichartige Perfünlichkeit des Staats (bei dem Manche freilich „Staat“ 
und „Fiskus“ ald zwei verſchiedene Subjecte haben jegen wollen) eine fünftliche Fiction: 
fie iſt nur eine Abftraction, wie der Begriff „Perſon“ überhaupt. Als Prototyp des 
Staats ift die E. ein Product derjelben Kräfte, welche jenen erzeugt haben. Der legte 
Grund ihrer Eriftenz ift die überall auf hiſtoriſchem, ethiſchem, wirtbichaftlichem Gebiet 
bervortretende und deshalb aud im Recht ihre Anerkennung erzwingende Thatjache, 
daß es über dem Einzelleben ein Gemeinleben der Menichen gibt. Recht und Staat 
baben bier nicht zu ſchaffen, ſondern anzuerfennen. 

Deshalb Liegt zunächſt die Entftehung der Corporation nicht in einer Fiction, 
fondern entweder in einer hiſtoriſch-politiſchen Thatſache (wie bei Gemeinden), oder in 
einem, ſei es geſetzgeberiſchen, ſei es abminiftrativen Willensact des Staats (mie bei 
Kreisverbänden, Deichverbänden), oder in einem conſtituirenden Willensact der ſich ver- 
einigenden Berfonenmehrheit (gewillfürte Körperſchaften). Selbſtverſtändlich ift, daß dieſe 
Enttehungsgründe der allgemeinen Anertennung durd das Recht bediirfen, — aber nur 
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in demfelben Sinne, wie 3. B. ohne die Anerkennung des Rechts aud) Die Geburt dem 
Einzelnen keine Perſönlichkeit verjchaffen wiirde. Im entgegengefegten Sinne wollte die 
ältere Theorie die Entjtehung jeder einzelnen C. ſtets auf einen ſpeciellen Staatsact zu— 
rüdführen, und e8 ift hieraus der in den meilten Staaten noch heute als Regel geltende 
Satz hervorgegangen, daß es der ſpeciellen Ertheilung der Corporationsrechte an den ein: 
zelnen Berein jeitend der Staatögewalt bedarf. Die Ertheilung der Corporationsredhte 
wird dann gewöhnlich als Recht der Executive angefehen ; nur bei geiftlihen und Reli— 
gionsgelellihaften bedarf es nach der preußiſchen Verfg. Urt. dazu ſogar eines befonderen 
Geſetzes. Indeß hat doch allmälig die Anficht fi Geltung verihafft, daß der Staat 
ausdrücklich oder ſelbſt ſtillſchweigend im. voraus ganzen Klafjen von Bereinen die Per: 
fönlichkeit erteilen könne. In neuefter Zeit aber fiegt mehr und mehr die Meinung, 
dan überhaupt nicht oder nicht nothwendig im Staatöwillen der Eriftenzgrund der G. zu 


juchen, vielmehr höchſtens eine ſtaatspolizeiliche Genehmigung erforderlich ſei. Auch 


die legtere haben neuere Geſetze für mande C., wie Aectienvereine und Erwerbs: und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften, oder ganz allgemein für gewillkürte Genoffenjchaften (England 
1862, Sachſen 1868) fallen lafjen: fie fuchen dann das öffentlihe Intereſſe durd die 
Vorſchrift einer Eintragung in öffentliche Regiſter zu fichern, To daß erft mit diefer Ein— 
tragung beim Borhandenfein der übrigen Vorausſetzungen die Corporationsrechte eintreten. 

Die Zufammenfegung einer C. kann ſehr verichtedenartig fein, Immer iſt 
eine Perfonenmehrheit (vielfach fordert man wegen 1. 85 de V. 8. ein Minimum 
von 3, in England von 7 Perfonen) erforderlich. Außerdem aber ift für mande C. 
noch eine ſachliches Subftrat wefentlich, ſei es ein Gebiet (Communen aller Art), ſei 
es ein Vermögen (Gewerkichaften, Actienvereine). Da ferner das Stüd der Individual: 
perjönlichkeit, welches dauernd oder worübergehend in der corporativen Sphäre aufgebt, 
von ſehr ungleichem Inhalt und Umfang fein kann, To erklärt es ſich, daß die Mit: 
gliedſchaft bei den verfchiedenen Corporationsgattungen eine mannichfach werichiedene 
Nehtönatur annehmen kann. Es gibt E. mit erzmungener und mit freimilliger Mit- 
gliedſchaft; das Mitgliederrecht kann höchſt perſönlich und ed kann Ausflug eines Saden- 
rechts ſein; es kann vom rein politiſchen Bürgerrecht bis zur rein ökonomiſchen Actie die 
verſchiedenſten Mittelftufen einnehmen ; es kann nur ein beſchränkte Haft oder die ſub— 
ſidiäre Haft des ganzen Vermögens begründen; es kann für alle Genoſſen gleich oder 
mannichfach gegliedert und abgeſtuft ſein. 

Jede C. ‘auch die ſog. univ. inordinata) bedarf einer Organiſation, welche 
ihre verſchiedenen Elemente erft zu einem lebendigen Körper verbindet. Es ift ein Haupt: 
unterichied der juriftiichen Perſon von der Einzelperjon, daß ber jener auch das innere 
eben unter Das Recht fällt, daß daher die Verfaſſung der E. ihren einzelnen Or- 
ganen beftunmte Lebensfunctionen des Ganzen zumeift umd genau beſtimmt, wann umd 
wie die Körperichaftsperjönlichkeit als ſolche in ihren Gliedern oder Organen mit recht— 
licher Wirkſamkeit zur Erſcheinung kommt. Die Corporationdverfaffungen find ebenfo 
mannichfach wie die Staatöverfajlungen. Häufig findet ſich eine Theilung der Gewalt 
zwiſchen Borftände, Vertretungsausſchüſſe und Mitgliederverſammlung. Die legtere iſt ım 
Zweifel das Hauptorgan, entjcheidet aber mit einfacher Mehrheit der nach geböriger Ya 
dung abgegebenen Stimmen, ſoweit nicht Sonderrechte der Mitglieder (jura singulorum) 
in Frage ftehen oder die corporative Nechtöiphäre erweitert werben joll. Doch beftebt 
über diefen Punkt ein Heer von Controverien, zu deren Entjcheidung man einige römiſche 
Stellen über Decurionenverlammlungen heranzuziehen pflegt. 

Die Rechtsfähigkeit ver E. erftredt ſich auf öffentliches und Vermögensrecht; 
auch den Familienrecht analoge Berhältniffe kommen vor. Gerichtsfähigkeit, eigner Name, 
eignes Siegel, eigned Domicil werden meift bejonders hervorgehoben. Wichtig find die 
fog. inneren Gorporationsrechte, 3. B. Autonomie, Selbftverwaltung, Selbftbeiteuerung, 
Zwangs- und Strafgewalt, Wahlrecht, Aufnahme und Ausſchluß von Mitgliedern 
u. f. wm. — Analoga der Staatögewalt. Viele E. haben (und hatten früher ın noch 
größerem Umfange) befondere Vorrechte und Privilegien; als allgemeine Rechtswohlthat 
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will man ihnen die jura minorum zuwenden, was aber mit der Anficht won ihrer ewi— 
gen Unmündigfeit zufammenbängt. Poſitive Beſchränkungen ihrer Rechtsfähigkeit finden 
ſich bejonders im Erbrecht, beim Grumdeigenthumserwerb und bei Schenkungen. 

Die E. als ſolche ift eim von den Mitgliedern als ſolchen durchaus verſchie— 
denes Rechtsſubject: Sie tft aber kein über und neben dieſe gedichtetes Individuum, ſon— 
dern ein im ihnen lebendes „gemeines Weſen“, das daher mit dem Perſonenverein ſteht 
und fällt. Site iſt der Gelammtheit immanent, nicht tranfcendent. Sie ift die Geſammt— 
beit ald Einheit und Allgemeinheit, während ſich andrerjeits dielelbe Geſammtheit in eine 
Summe von Individuen auflöft. Es ift daher mit dem Weſen der beutichrechtlichen 
Körperihaft durchaus vereinbar, daß irgend eine Macht- oder Bermögensfphäre in einigen 
Beziehungen in den Bereich der juriftiichen Berfon und in andern in den der Sonder: 
rechte Fällt, und das Geſammteinheitsrecht und Gefammtvielbeitsrecht hierbei zu Einem 
Inftitut werbunden werden. In Bezug auf ein Vermögen ift dies 3. B. bei Marfgenof- 
ſenſchaften und manden Gemeinden, bei Gemwerkichaften, Actienvereinen, Gegenfeitigfeits- 
genoffenschaften, Wirthihaftsgenofjenichaften u. j. w. der Fall. Man ſpricht dann wohl 
von „deutjchrechtlichen Genoſſenſchaften.“ Auch dieſe Genoffenfchaften find wahre, mur 
feine römischen Körperichaften: durch den ſcharfen Gegenfag der römischen universitas 
mit ihrem ausſchließlichen Einheitsrecht und der communio oder societas mit der aus- 
ſchließlichen Fortgeltung einer Mehrheit unabhängiger Indivivualiphären wurden ſolche 
Bildımgen ausgeſchloſſen. 

Die E. iſt willens- und bandlungsfähig: fie will durch Gorporationg- 
beichlüffe und handelt durch die verfaffungsmäßig berufenen Organe. Auch un— 
erlaubte Handlungen find am fich denkbar und können rechtliche Folgen nad) fi zie- 
ben, wie denn in der That ſowohl Strafen (Gelvbufe oder Auflöfung) als Scha- 
denserjagpflidht der G. in alten und neuen Gefegen vortommen. Nur muß man 
fi hier wie überall vor unzuläffigen Analogien zwiſchen juriſtiſchen und phyſiſchen Per— 
ſonen hüten. Die herrſchende Meinung verneint dagegen unbedingt die Delictsfähigkeit 
der Corporation. 

Im Berbältnig zum Staat unterliegt jede C. einer allgemeinen Aufficht und 
Kenntnißnahme, meift auch noch einer directen Einmiſchung und bei einzelnen Beichlüffen 
der Zuftimmung. Dieſe ftaatliche Corporationshoheit darf aber nicht mehr als Obervor- 
mundjchaft aufgefaßt werden. Außer dem allgemeinen Staatsauffichtörecht treten be— 
fondere weitergehende Beichränfungen durch den Staat für diejenigen C. ein, weldye mit 
den Staatdorganismus unmittelbar verknüpft find. 

Beendet wird die C. durch Ausfterben, Selbftauflöfung (vorbehaltlich etwaiger 
Genehmigung) und ftaatlihe Aufhebung. Ihr Vermögen muß, wenn nichts Anderes vor— 
gelehen ift, dahin zurüdfallen, woher ihre Perſönlichkeit ſtammte, alfo bei gewillfürten 
Genofjenihaften an die zurückbleibende Gefammtheit, bei ftaatlih geichaffenen an den 
Staat. Im vielen Fällen, wo keins von Beidem rein der Fall ift, bleibt freilich mur 


Quellen: D. tit. quod ceujusque univ. nom. 3, 4. — Preuß. AL.R. Th. I. Tit. 6. — 
Sächſ. Geſetz, die juriftifchen Perfonen betr. v. 15. Juni 1868. 

Lit: v. Sapignp, Syſtem II. 5. S5—102. — Puchta, Rechtslex. III 65 |. — 
Pleifer, Die Yehre von den juriftifchen Perfonen. Tübingen 1843. — Befeler, Bolisredt u. 
Juriftenreht e. VI; Spftem $. 66 f. — Weiste, Pralt. Unterf. III. — Schmid, im Ardı. 
}. eiv. Pr. Bd. 36 &. 147 f. — Unger, Krit. Ueberfh. VI. 171 f. — v. Gerber, Ztfer. 
für Eiv.R. u. Pre, N. F. Bo. 12. ©. 193 f. — Sintenis, Eiv.R. I. $. 15. — Wind- 
Iheid, Band. 8. 57 f. — Brinz, Band. II, 1. — Saltomwsti, Zur Lehre von den jurift. 
Berf. Leipz. 1863. — Gierke, Rechtsgeſch. der deutſchen Genoſſenſchaft. Berl. e 

D. Gierke. 


Eofta, Janus Baptifta a, aus Cahors gebürtig, wurde 1594 Profeſſor da— 
ſelbſt, 1599 in Touloufe, 1631 in Cahors, wo er 1637 ftarb. 
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Schriften: Summaria ad 9 tit. Decretalium, — Notae ad Institutiones. — Com- 
ment. in Greg. IX. Decretales. Par. 1676. ed. nov. Neap. et Lips. 1778. 

Lit: Jöcher, „a Eofta.” — Biographie v. d'Aregan. 

Teihmann. 

Covarruvias a Leyva, Didacus, geb. 1512 zu Toledo, Lehrte Kirchenrecht 
zu Salamanca, war Richter in Granada, wohnte dem Trienter Concil bei und ftarb 
1577. Er wurde Bartolus Hispanus genannt, 

Schriften: Epitome de sponsalibus et matrimonio. Antw. 1538. — in lib. 6. De- 
cret. de pactis. — Quaestiones practicae. 1573. 1608. Francof. 1661. Lugd. — ed. Uffelio. 


Antw. 1638. — Genev. 1762. — Opera omnia. Francof. 1553. j 
Yit.: Jöcher, „Covarruvias.“ — Allard, hist. de la justice criminelle Gand 
1869. p. 501—503, Teihmann. 


Eriminalfoften nennt man ſowohl die durch die Verwaltung der Strafjuftiz 
überhaupt entjtehenden Koſten, als die in einem concreten Criminalproceß erwachſenden be 
fonderen Koften, die man aud wohl durdy den Austrud Griminalprocefkoften 
egen jene jcheidet. Die erfteren befaflen den Aufwand für Gerichts: und für Ge: 
FängnißjePocalitäten, für Beamten=Befobung x. Sie fallen dem Gerichtöheren, dem 
Staat oder dem Yandesheren bzw. dem Patrimonialgerichtäheren, zur Yaft, die pro: 
cejjirenden Parteten haben mit ihnen nichts zu fchaffen. Dagegen haben die Parteien 
— abgejehen von der Erftattung durch Denuncianten und andere Perfonen — Die 
Koften des von ihnen geführten Proceffed zu bezahlen. Diele theilt man in gerichtliche 
und aufergerichtliche, je nachdem fie an das Gericht und die Gerichtöbeamten zu zahlen 
find, oder von den Parteten aufßergerichtlich für die Nechtsverfolgung an Advocatenho: 
norar, Reiſekoſten x. aufgewandt werden; für die Koftenerftattung wird zwilchen un— 
vermeidlichen bzw. nothwendigen, zu denen nad einzelnen Str. Pre.O. die Defenfions- 
foften nicht immer gezählt werden, und unnöthigen (nüglichen) geſchieden. Die Gerichts: 
foften zerfallen in Koften und Stempel auf der einen und Auslagen auf der anderen 
Seite, Die verſchiedenen Nechte enthalten bezüglich beider Eintheilungen ſehr detaillirte 
Beftimmungen, auf die einzugehen bier zu weit führen wirde. Nur darauf ſei hingewie— 
fen, daß Preußen und Braunichweig die eigentlichen Koften in Pauſchquantis nad der 
Höhe der erfannten Strafen beftimmen, was praftiich große Erleichterung gewährt. — 
Die wichtigfte juriftiiche Frage bezüglich der Criminalproceftoften betrifft die Pflicht zur 
Eritattung. Wie weit letstere nach den gleichen Grundſätzen erfolgt oder juriftiich bes 
trachtet erfolgen follte, wie im Givilproceß, ſei dahingeftellt; als allgemein gelten: 
des Princip kann man nur folgendes ftatuiren: fie richtet ſich nach der Ber: 
urtheilung des Beichuldigten oder Freiiprehung bzw. Einftellung des Verfahrens 
wegen des verfolgten Bergehens, oder, wie man es ausdrüdt, nach feinem Siege 
oder Unterliegen in der Hauptſache. Erwägt man, daß die Redtsmittelprocedur ein Be 
ftandtheil des Geſammtproeeſſes ift, jo enticheidet der Sieg oder das Unterliegen in dem 
Erkenntniß, weldes die Rechtskraft beichreitet, über die Koften aller Inftanzen. Dieſes 
Prineip wird von der preußiſchen Gſgb. befolgt; nach der thüringiſchen, ſächſiſchen und 
anderen Str. Pre.O. kann der Koſtenpunkt für die verſchiedenen Inſtanzen verjchieden er: 
[edigt werden. — Sofern Zieg oder Unterliegen in der Hauptiache über die Koftenerftat- 
tung enticheidet, muß der Ankläger jo gut dem Angeklagten, wie diefer ihm, zur Erftat- 
tung verurtheilt werben fünnen. Der gem. Pre. und die neueren Str.Pre.O. er 
fennen dies jedoch mur bei Privatanflagen an, nicht aber bei officieller Verfolgung; mur 
die thüringiſche läßt den Staat die Defenfionstoften erftatten. — Proceßhandlungen, die 
ſchuldhafter Weile 3. B. durch Verſäumniß einer Partei veranlaft find, begründen für 
diefe ohne Rückſicht auf Steg oder Unterliegen in der Hauptlache immer befondere Erftat: 
tung. Der neuere Anklageproceß gewährt bei officteller Verfolgung jedoch nur Freiſprechung 
von folchen durch den Gegner veranlaften Koſten. — Theilweiſer Steg und theilweiſes 
Unterliegen des Angeſchuldigten erledigt ſich bei den Gefegen, die die Koften nach Pauſch— 
quantis anſetzen, ſehr Leicht; bei den übrigen muß eine Scheidung der auf jedes Ber: 
gehen bezüglichen Koften eintreten. Ber einer Mehrheit von Angeichuldigten ift nach gem. 





R. controvers, ob fie im Fall der Berurtheilung in solidum für die Koften haften 
oder nicht. Der C. p. ftatuirt die folidariiche Haftung, das preuf. und braunfchm. 
R. umgehen fie durch die Paufchberehnung bezüglich der Gerichtsfoften, bezüglich der 
Auslagen indeß ftatuirt Das preuß. R., mit Ausnahme der Transport-, Detentions- 
und Berpflegungstoften, gleichfalls Solidarität. — Es verfteht fi von felbft, daß die 
Erben des in die Koften Berurtheilten, wenn diefer nad Rechtskraft des Urtheils ſtirbt, 
für die Koſtenſchuld ıhres Erblafjers haften müſſen. Im Fall eines früheren Todes ent- 
[edigen die preußiſche und thüringiſche Str. Pre.O. die Erben diefer Verbindlichkeit, die 
ſächſiſche dagegen nicht, wenn nur überhaupt ein verurtheilendes Erkenntniß vorliegt, gegen 
welches fie Rechtsmittel einlegen follen. Die Haftung der zur Alimentation des Berur- 
theilten verpflichteten Perſonen für die Proceßkoſten wird von der thüringifchen, preußiſchen 
und wiürtemberg. Str. Pre.O. wohl mit Recht befeitigt, obgleich e8 für diefe Frage im- 
mer darauf ankommt, von welcher Anficht über den Grund der Erftattung man aus- 
geht. — Die vorläufige Beftreitung der Koften hat jede Partet für ihren Theil zu über- 
nehmen. Bet Umvermögenden füllt diefe auf den Staat, der bei Verurtheilung folder 
Beſchuldigter durch fie auch definitiv belaftet wird, fich aber der Defenfionskoften, im Gegen= 
fage zu der Praxis des alten Inquiſitionsproceſſes ſelbſt im Fall der Freiſprechung entledigt. 
Mehr Berechtigung hat es, wenn er etwaige auf feine Koften zu bewirfende fruftratoriiche 
Vorladungen von Zeugen für die Hauptverhandlung dadurch zu vermeiden ſucht, daß er 
deren Benennung in der Borunterfuhung fordert, um ſich bier ein Urtheil über die Bes 
deutung derjelben bilden zu können. 

Quellen: 1.3 C.9, 1.1.6. C. 7, 51. — 9.6.0. 9. 12. 13. 17. 20. 21. 47. 61. 153 f. 
201. 204 j. — C. p. a. 55. — Preuß. Berorbn. v. 3. Jan. 1849. 8. 178 f. Holzd. Gef. v. 
2. Juni 1852 $. 10. Koft.Gef. v. 10. Mai 1851 8. 48. 59. Gef. v. 3. Mai 1853. 8.3, Gef. v. 
30. Aug. 1867. 8. 1 ff. 12. 18. Str. Pre.O. 1867. $. 67. 440 ff. 510. — Braunfhw. Str.Pre. O. 
$. 192. Geſ. v. 4. Mai 1558. $. 192 a. — Thüring. Str. Pre.d. $. 358 fi. — Sächſ. 
Str. Pre.O. 4. 402 fi. — Würt. Str. Pre.Dd. A. 333 ff. 

Lit.: Ouiftorp, Grundſätze d. p. R. $. 812 fi. Pland, Str.Berf. $. 210. Zachariä, 
Str. Pre. Bd. 2. 8.179 ff. Oppenbof, preuß. Berf. $. 178. Löwe, pr. Str.Pre. $. 84. 
Degener, Juſtizorg. Gef. f. Braunfhw. Bd. 2. S. 102. Schwarze, Comment. 3. fächf. 
Str Pre.O. ©. 187 f. 233. 237. 8. Wieding. 

Eujaciuß, Jacobus (Eujas), geb. 1522 zu Toulouſe, ftudirte daſelbſt unter 
Ferrier, lehrte feıt 1547, begab ſich 1555 nad Cahors, 1556 nad Bourges, 1537 
nad Balence, 1559 wieder nad) Bourges, wurde 1566 herzoglider Rath und ging nad) 
Turin, kehrte nad Valence zurüd, wurde 1573 Ehrenrath des Parlaments zu Grenoble, 
1574 wirklicher Rath, ging 1575 nad; Bourges, lehrte 1576 in Paris und * bald 
nach Bourges zurück, wo er bis zu ſeinem Tode am 4. October 1590 verblie 

Schriften: Ausg. d. Codex Theodosianus 1566 — ber Institutiones (Opp. 1585) — 
ber tres post. libri Cod. Lugd. 1562. — LX. lib. Basilicorum. Lugd. 1566. -- XXXVIL. 
XXXIX, ed. Labbe. Paris. 1609. — Usus feudorum. Lugd. 1566. — Notae in Ulpiani 
tit. XXIX Tolos, 1554 — in Institutiones, Par. 1556. 1585, — in Digesta et — 
Francof. 1597. — Commentar zu Titeln ber Pandeeten, des Coder, ber Novellen, der Decre- 
talen, observationum et emendationum lib. XXVIII 1556— 1595, ed. Heineccius. Hal. 
1737. — Paratitla in Digesta, Lugd. 1570, — in Cod. IX libr. Par. 1579. — Consul- 
tationes LX. (Opp. 1577). — Recitationes in 2. 3. 4. libr. Decretalium Spirae 1594. — 
Opera priora, Paris 1577. 1583 — ed. Pithoeus. Francof. 1595—1623. Hanov. 1602. — 
Opera postuma et priora. Lugd. 1614. Par. 1617 (ddition & la grande barbe) 1637 
cura Fabroti. Par. 1658. — Opera Omnia Neap. 1722. 1757. Venet. et Mut. 1758. Prati 
1836—1845. — Dominiei Albanensis promptuarium univ. operum Cujacii. Neap. 1763. 
Mut. 1795. — Opere tutte latine di Giacomo Cujacio quinta edizione compreso il pron- 
tuario dell’ Albanese. Torino. Napoli. (erſcheint ober noch nicht vollendet). 

tit. Berriat-S$t.-Prix, Histoire du droit Romain suivie de Ch. de Cujas. Par. 
1521.— Leyckher, Vitae elar. JCtor. p. 264—298. — Eloge de Cujas par Bernardi. 
Paris 1775. — Civilift. Magaz. Bd. III. — Spangenberg: Jacob Cujas u. feine Zeit- 
genofien. Leipz. 1822. — Erid u. Gruber. — Savigny Il, 25. 26. 89. 43, III. 450. 454. 

V. 27. 368. V. 285. — Arc. f. civil, Praxis XII. 193— 205. 452. 
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Eulpa (civilrehtlih). Im einem weiteren, untechniſchen Sinne bedeutet C. 
jeglihe Schuld, wie peccatum, crimen, injuria, und begreift alfo auch den Dolus, 
bier jol aber nur von E. im techniichen Sinn, im Gegenfaß zu dolus und casus, Die 
Rede fein. f 
1) Das Net fordert von einem Jeden, gewiljermaßen als Erfüllung einer allge 
meinen Bürgerpflicht, daß er in feinem habituellen Benehmen eine gewiſſe Vorficht und 
Belonnenheit anwende, daß er fich insbefondere hüte auf das Eigenthum Anderer beichä- 
digend einzumirfen. Wer, auch ohne irgend welche beſtimmte Abficht, dieſer allgemeinen Bür- 
gerpflicht zumiderhandelt, befindet fib in culpa und macht ji) für den aus jeinem Ber: 
ſchulden erwachſenden Schaden verantwortlih. Schon dieſes Zumiderbandeln iſt ein Des 
liet, deflen Begriff und Folgen durch das Aquiliſche Gejeg (vom 3. Jahrh. v. Chr.) 
normirt wurden. 

Aber aud abgeiehen von jener Bürgerpfliht kann eine Verpflichtung zu einer be— 
ftimmten Sorgfalt exriftiven, wegen eines bejonderen Verhältniſſes des Verpflich— 
teten zu einem Anderen, namentlich in Folge einer Obligation, und zwar fo, daß dem 
Berpflichteten nicht nur in Beziehung auf die Hauptleiftung, fondern auch fonft eine be 
ftimmte durch die Natur des Verhältniſſes gegebene Handlungsweife obliegt, „Die ihm 
ohne diefe Obligation Niemand zumutben könnte, won welcher aber gerade er nicht ab» 
weichen darf, ohne fi für den Schaden der durch dieſe Abweichung veranlafßt wird, ver: 
antwortlic und erfagpflichtig zu machen.” (Keller). Eine ſolche Abweichung ift auch ein 
Verſchulden. Regelmäßig wird e8 als ein pflichtwidriges Unterlaffen der erforberten 
Sorgfalt ericheinen, al® c. in non faciendo, während im erfterwähnten Falle mehr an 
ein pflichtwidrige8 Handeln, c. in faciendo, gedacht wird; indeſſen ift es Webertrei- 
bung, wenn, wie mandmal gejchiebt, die ce. in faciendo allgemein als aquiliſche C. 
charakteriſirt wird. 

2) Jenes Zuwiderhandeln ift ein einfacher Begriff, welcher feine Grade zuläßt: 
jede unter Die lex Aquilia gehörende Beſchädigung muß den Grundſätzen des Geſetzes 
gemäß vergütet werben, jobald fie nicht dem bloßen Zufall zuzufchreiben ift, — möge fie 
ſonſt aus böfem Willen geichehen fein oder aus Unachtfamteit. 

Ganz anders verhält es ſich mit der Abweichung von der durch ein beſonderes 
Pflihtverhältnig auferlegten Handlungsweiſe. Die Begriffe von negligentia, desidia, 
imprudentia einerjeits, von diligentia, industria andeverjeits, find äußerſt elaftifch ; es 
find eben fubjective Begriffe, welde je nach Charakter, Anlagen, Alter, Stellung, Be 
ruf u. ſ. w., auch je nach den Umſtänden, nad der Art des Verhältniſſes ftrenger oder 
larer aufzufafjen find ; fie einer ſcharfen, abjoluten, überall gleichen Beurtheilung zu unter: 
werfen, würde nit nur ungerecht, fondern auch unmöglich fein. Daher verfchiedene 
Grade oder Nüancen in der erforderten Sorgfalt. 

a) Als normaler Mafftab gilt die gewöhnliche Handlungsweife eines verftändigen, 
beionnenen und jorglamen Hausvaters, eines bonus et diligens pater familias. Der 
Berpflichtete, welcher jo handelt, ift in der Negel vor jedem Vorwurfe fiher. Handelt er 
anders, fo ift er in culpa, ſchuldig und verantwortlih. Handelt er aber wie nicht ein- 
mal ein ganz gewöhnlicher, weder umfichtiger noch ſorgſamer Menſch zu handeln pflegt, dann 
ift fein Verſchulden ein auffallendes grobes Verſchulden, c. lata, nimia, dissoluta 
negligentia, welches eine ftrafbare Nüdjichtslofigkeit dem Berechtigten gegenüber bekundet 
und ganz mit Recht dem Dolus in der Regel gleichgeftellt wird. Im Gegenfate Dazu 
wird das minder grobe gewöhnliche Verſchulden auch als c. levis bezeichnet, womit die 
in den Quellen oft gebrauchten Ausdrüde c. omnis und vom pofitiven Standpunkte aus 
diligentia, exacta diligentia, exactissima diligentia wohl gleichbedeutend find. 

b) Nicht in allen Fällen ift diefer doppelte Mafftab eines forglamen Hausvaters 
und eined weniger ſorgſamen Menſchen zu einem billigen Ermefjen der Schuld und ver 
Verantwortlichteit hinreichend. Wenn Jemand feine eigenen Angelegenheiten recht geſchickt 
und pünktlich bejorgt, kann man auch nad) Umftänden verlangen, daß er fich in Bezie— 
bung auf Andere nicht minder achtſam zeige, und umgefehrt darf man ed einem in ber 


a 





Culpa. 243 


Verwaltung ſeines eigenen Vermögens nachläſſigen und leichtſinnigen Menſchen nicht all— 
zu ſehr übel nehmen, wenn er auch Anderen gegenüber etwas ſorglos verfährt. Dies wird 
namentlich dann berückſichtigt werden müſſen, wenn der Betreffende ohne ſeinen Willen 
in das Verhältniß gekommen iſt, welches ihn zu einer beſtimmten Handlungsweiſe ver— 
pflichtet, z. B. als Vormund oder als Miterbe. Ebenſo wenn er vom Berechtigten frei— 
gewählt worden iſt (z. B. als Geſellſchafter), da dieſer ihn wohl nicht ohne Kenntniß ſeiner 
Eigenſchaften und Gewohnheiten gewählt hat und ſich alſo die Folgen ſeiner Wahl in 
einem gewiſſen Maße gefallen laſſen muß. Im dieſen Fällen verlangt man vom Ber: 
pflichteten denjenigen Grad von Sorgfalt,, den er in der Bejorgung feiner eigenen An- 
gelegenheiten anwendet, diligentia quam suis rebus adhibere solitus est, was 
am häufigften als Milderung, nicht als Erihwerung gilt. Man drüdt diefes auch jo 
aus, daß der Berpflichtete blos die ec. in concreto präftirt, und nicht die c. in 
abstracto, welde in den Quellen mandmal pleonaftiid als c. et diligentia hewor— 
gehoben wird. 

ce) Ueber den Begriff der custodia, als bejondere Richtung der diligentia, ſ. d. 
Art. custodia, 

3) Ueber Präftation der C. in den einzelnen Rechtsverhältniffen find folgende lei— 
tende Principien aufzuftellen : 

a) Derjenige, welcher vom Rechtsverhältniß, woraus feine Verpflichtung entfpringt, 
keinen Bortheil zieht, haftet in der Regel nur wegen groben Verſchuldens, jo 3. B. der 
Depofitar. Derjenige, welcher Vortheil zieht, haftet wegen jeglichen Verſchuldens, wobei 
ganz gleichgültig ift, ob der Berechtigte aus dem Verhältniſſe auch Vortheil zieht oder 
nicht, jo z. B. der Käufer, Verkäufer, Miether, VBermiether, Commodatar. Die Frage 
nad dem Vortheile ift aber nicht nach dem zufälligen ökonomiſchen Erfolge zu beantwor- 
ten, ſondern aus dem juriftiichen Charakter des Geſchäfts; wenn diefer Charakter im 
gegebenen Falle ein anomaler ift, muß dies freilich berücfichtigt werden ; jo haftet ber 
Depofitar für omnis culpa, wenn er bezahlt wird. Iſt der Vortheil aus dem juriftt- 
ſchen Charakter des Verhältniſſes nicht erfichtlich, wie 3. B. bei der Verpflichtung des 
Erben aus einem VBermächtnifje, dann hat man ſich nad den Umftänden zu richten. 
Ausnahmsweiſe haftet der Precarift nur für c. lata. 

b) Wer ſich hinzugedrängt bat, 3. B. als Depofitar, haftet ſtets für jeglidhe C. 
Ebenſo die Stellvertreter. 

. e) Mopdificirt werden dieſe Regeln vorerft durch die sub 2) b) angegebenen Rück— 
fihten ; ſodann durch den Verzug, mora, in Folge welches die Berantwortlichkeit Des- 
jenigen, der ſich in mora befindet, bis zum höchſten Grade gefteigert, die des andern 
aber bis zur niedrigften Stufe herabgedrückt wird ; endlich durch den Willen der Interej- 
firten, nach beiden Richtungen, erweiternd oder bejchränfend, und ſowohl ausdrüdlich, durch 
Berabredung, als auch ſtillſchweigend 

4) Ueber die angegebenen Grundſätze iſt man heutzutage im Ganzen einig, obſchon 
es hie und da noch oder wieder Diſſentienten gibt. Früher wurden allgemein nicht 2, 
ſondern 3 Grade der C. ſtatuirt, c. lata, c. levis, e. levissima. Dieſe Dreitheilung 
wird aber ſeit Haſſſe verworfen. Faſt ſcheint es aber jetzt Mode werden zu wollen, fie 
wenigftend in einem gewiſſen Maße wieder aufzunehmen, und wirklich ift faum zu leug— 
nen, daß fich die pure Zweitheilung mit mehreren Aeuferungen der Quellen nur gezwun- 
gen vereinigen läßt. 

Das Allg. Preuß. ER. untericheidet grobes, mäßiges und geringes Verſehen; letz⸗ 
teres iſt Dasjenige, welches nur bei vorzüglichen Fähigkeiten, oder bei einer bejonderen 
Kenntnig der Sade oder des Gefchäfts, oder durch eine ungewöhnliche Anftrengung der 
Aufmerffamfeit vermieden werden konnte, — Ber der Abfafjung des franzöfiiden 
Civilgeſetzbuchs wurde die auch in frankreich herrſchende Dreitheilungstheorie, nebft ben 
damit zufammenhängenden irrthümlichen Anfichten ausdrücklich verworfen, und im a. 
1137 einfah der Maßſtab eined bon pere de famille als normal aufgeftellt, dabei 
aber bemerkt, diefe Verbindlichkeit fei in Beziehung auf gewiſſe Verträge mehr oder wer 
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niger ausgedehnt, was ſich im Ganzen und Großen mit den römiſchen Grundſätzen ver— 
einigen läßt. — Das öſterreichiſche R. hat ebenfalls die Dreitheilung nicht. 
Quellen: Pr.L.K. I, 3, $. 7—25. C. N. 1137, 1374, 1880, 1927, 1928, 1992. 2080. 
Lit.: Als Monographien in find ——— augafäßren bie bahnbrechenden Schriften von 
Eine Die GE. des Röm. R., Ausg. von Betbmann-Hollmeg, 1838), und v. Yühr, 
eorie ber E. (1805), Beiträge, — — Ueberſicht nn Lehre von der &., in Löhr' 8 Magazin 
. (1844). Bradenböft in der Giefener Ztſchr, N. F. XV. Sodann Mommſen, Beis 
ke zum Obligationenredht III. (1855); Schaaf, Abhandlungen aus dem Pandectenredt 1. 
(1857): Baron, im Arch. für eivififtifche Praris, 1869. 
Rivier. 
Eulpa (im Strafrecht) iſt um Allgemeinen der Mangel an gehöriger (willkür— 
licher) Aufmerkſamkeit beim Handeln. Sie ift alſo allerdings ein Willensfehler, ein 
Mangel an dem Wollen, jede Verlegung eine Andern zu vermeiden, und nicht blos ein 
Verftandeöfehler, wie einzelne Schhriftjteler (4. B. v. Almendingen, Werner, 
Schröter, Gärtner) behauptet haben. Der Menſch Toll fich beim Handeln ein kla⸗ 
res Bild von den moglichen Folgen feiner Thätigkeit machen, und die Handlung unter: 
lafjen, wenn er einficht, daß fie eine Verlegung herbeiführen könne. Ebenſo ſoll er ſich 
die Folgen feiner etwaigen Unthätigkeit klar machen, und erkennbaren üblen Folgen dieſer 
Unthätigleit durch (eigentliche, poſitive) Thätigkeit vorbeugen. Wer fi nicht jo benimmt, 
haftet für eintretende üble Folgen, obwohl er fie nicht gewollt hat, wegen einer C., die 
alfo minder ftrafbar ift, al8 der Dolus. Doch genügt ald Reaction gegen die C. 
bei geringerem Verfchulden mit weniger bedeutenden Folgen der ciwilrechtlihe Zwang und 
der Strafzwang wird beichränft auf die ſchwereren Fälle, in melden die nicht ganz un- 
bedeutende eingetvetene Verlegung zurückzuführen ift auf einen Mangel an jener Aufmerf- 
famfeit, die man von jedem rechtlich Denfenden bei feinen Handlungen vorausjegen 
fann (vgl. Th. I. ©. 516), Man wird alfo nicht bei jonftiger Beftrafung fordern, daß 
jeder Bürger auch an ungewöhnliche, Telten eintretende, ſehr unwahrſcheinliche Folgen ſei⸗ 
ner Handlung denke. Diefer Durchſchnittsmaßſtab iſt aber nur aufzufaffen als ein Maxi⸗ 
mum von geletlichen Anforderungen, über welches nicht hinausgegaugen werden ſoll. Es 
geht nicht an, auch ſolche Individualitäten, welche hinter jenen Anforderungen zurückblei— 
ben, weil ihre mangelhafte pſychiſche Entwidelung unter dem durchſchnittlichen Maße ftebt, 
dennoch nad) diefem zu behandeln. Die E. ift alfe bier in concreto zu würdigen und 
zu fragen: war die eingetretene üble Folge für dieſes Individuum ohne außergewöhnliche 
billigerweile von ihm nicht zu fordernde Anſpannung feiner Geiftesfräfte vorausſehbar 
oder nicht ? Iſt nachgewieſen, daß die Folge wirklich vorausgeſehen wurde, fo kann na= 
türlih am Berichulden nicht gezweifelt werben, (abgefehen von Gründen, welche die Zus 
rechnung ausichließgen können, wie z. B. Notbitand u. ſ. w.), und es iſt nur zu prüfen, 
ob in den üblen Erfolg nicht wenigftend eventuell eingemilligt, er eventuell gewollt wurde, 
weil umter diefer Vorausſetzung Dolus, nicht blos C. vorliegt. Die Strafbarfeit wird 
ferner um To größer fein, je wahrscheinlicher der Eintritt des üblen Erfolges dem Thäter 
erichten. Ebenſo fteigt die Strafbarfeit, wenn der Thäter durch feinen Beruf (Stand, 
Beſchäftigung, Amt) zu bejonderer Aufmerffamteit aufgefordert war. Eintheilungen in 
zwei Grade: grobe und geringe E. (jo Feuerbach, Bauer, das ältere Baieriſche 
und das Hannov. Str.G.B.) oder in drei Grade: ſchwere, mittlere, leichte E., culpa 
lata, levis, levissima (jo Kleinſchrod, Grolman, Carrara). Diele Ab⸗ 
ſtufungen werden heutzutage allgemein verworfen. Dagegen wird jetzt in dev Theorie 
unterichteden zwiſchen bewußter G. (luxuria, Frevelhaftigkeit) und unbewußter C. 
(negligentia ım e. S., Unbedachtſamkeit, Unvorſichtigkeit, Fahrläſſigleit im e. ©.). 
S. über dieſen Unterſchied Th. J. S. 516. Die Ausdrücke Fahrläſſigkeit, Nach— 
läſſigkeit, Verſehen, Verſchulden werden häufig zur Bezeichnung der C. gebraucht. — Ein— 
zelne Schriftſteller wollen die C. ganz aus dem Gebiete des Strafrechts verwieſen haben 
und zählen die culpofen Delicte zu den Polizeiübertretungen, ſo z. B. Stübel, Roß— 
hirt, Temme, Zerbſt. Dies iſt irrig. Ein unvorſichtiges "Benehmen obne einge 
tretenen üblen Erfolg (3. B. Ichnelles Fahren oder Reiten, Vosichiegen von Gewehren) 
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fan wegen der Gefährlichkeit derartiger Handlungen durch ein, Polizeigeſetz verpönt ſein; 
tritt Dagegen eine Verlegung als Folge jenes Benehmens (Berwundung, Tödtung u. ſ. w.) 
ein, To Liegt ein eulpoſes Verbrechen vor, weldes in Das Gebiet des Strafrechts gehört. 
Unter dem culpofen Verbrechen verfteht man aljo immer nur ein fabrläfjiges Benehmen, 
welches eine Verlegung wirflid herbeigeführt hat. — Daß es nicht zu empfehlen fei, 
eine Definition der C. in ein Geſetzbuch aufzunehmen, ergibt fi aus den früheren Bes 
merfungen über die nothwendige Würdigung jedes Falles in conereto ; unter den neueren 
Gejegbüchern geben nur das öfterreichiiche und das hamburgiſche einige Andeutungen über den 
Begriff der E Mehrere Strafgefegbücher erflären ausprüdlich, daß die C. nur ausnahms- 
weife in den vom Gele befonders bezeichneten Fällen zu beftrafen fer (jo das würtembergifche, 
braunfchweigiiche, badische, thüringiſche, Tächftiche, bairiſche, hamburgiſche). Das Entgegen: 
geiegte beſtimmt unrichtigerweife rückſichtlich der „Vergehen“ ver $. 12 des öfterreichifchen 
Entw. Bezüglich der Boltzerübertretungen wird gewöhnlich in den Polizeiftrafgefegen erklärt, 
daß E. in der Kegel ebenfo ftrafbar jet, wie Dolus. Das hat aber einen ganz anderen 
Sinn als ım Strafredt. Unter Dolus wird dann nur der Borfag im e. ©. nicht 
die Abficht (f. Darüber den Art. Dolus) oder etwa auch das willentlihe Entgegenhandelu 
gegen das dem Thäter bekannte Polizeigefeg verftanden, unter C. aber eine Fahrläſſigkeit 
ohne Beziehung auf (der Vorausſetzung nach nicht eingetretene) Berlekungen verftanden. 
Was die einzelnen culpofen Delicte betrifft, To finden ſich hauptſächlich nur folgende in 
den Strafgefegbüchern (und die Schriftfteller ftimmen nicht eimnal allgemein dieſer Ausdeh— 
nung des Gebiets der Strafbarteit, 3. B. beim Meineid, bei der leichten Körperverletzuug 
zu): Tödtung, Körperverlegung, Brandftiftung und andere jog. gemeingefährliche Ber- 
drehen; Meineid, Befreiung von Gefangenen, Berleumdung (die letzteren drei Fälle nur 
in einigen Geſetzbüchern), Dienftvergehen. Wo ſich eine Eintheilung der ftrafbaren Hand- 
lungen in Verbrechen und Vergehen findet, werden die culpofen Delicte ſtets nur als Ber: 
geben behandelt ; Dagegen räumen im Widerfpruch damit die Gefege einer zum Dolus hin— 
zutretenden C. (namentlich der zu dolofer Körperverlegung, Abtreibung der Yeibesfrucht, 
Brandftiftung, Ueberſchwemmung u. 1. w. hinzukommenden culpofen Tödtung) einen außer 
ordentlih großen Einfluß auf die Strafihärfung ein, fo daß ſelbſt die Todesſtrafe ein 
tritt, wenn die Folge einer dolofen Brandftiftung u. |. w. der Tod eined Menjchen war. 
Ja nad) dem preußiſchen R. braucht dieſe Folge nicht einmal vorausfehbar zu fein! 
Ebenfo verführt der Nd. Entw., nur daß er an die Stelle der Todesſtrafe lebensläng— 
Ihe Zuchthausſtrafe fegt. Ueber das Zufammentreffen von Dolus und C. f. den Art. 
Dolus und den Art. Irrthum. 

Lit: ©. die in dem Art. Dolus angeführten Werke und außerdem C. F: Gaertner, 
Finium eulpae in jure criminali regundorum prolusio. Berolini 1936. Auch Haſſe, Die 
C. des Röm. R. 2. Ausg. 19838 und Harfher v, Almendingen, Unterfuhungen über das 
culpoie Verbrechen. 1804. Zerbft, N. A. 1956. 

Straigefegbb.: Das preußifche und bairifhe Str.©.B., fowie der Nd. Entw. ent» 
balten keine allgemeine Beſtimmung über die C. Geſetzliche Beitimmungen finden ſich dagegen 
im öſterr. Str.®.B. 88. 335, 459; im württ A. 55, 59, heſſ. A. 57, bad. $$. 101, 102; 
fühf. A. 45, 49, 74; hamburg. A. 21, 23, 24; öfterr. Entw. $. 12. Gever. 

Euratel. I. Der Begriff einer befonderen Pflege, welche vom Gefege oder 
von der Obrigkeit für gemiffe Perfonen, generell oder zu einem beftimmten Gefchäfte, 
gebieterifch oder facultativ angeordnet wird, läßt ſich bifteriich auf die XII Tafeln und 
auf das Plätoriſche Geſetz (vom 2. oder 3. Jahrh. v. Chr.) zurüdführen. 

1) C. über Minderjährige (f. d. Art. Altersftufen). Das eben genannte 
Geſetz Icheint neben crimineller Verfolgung der doloſen Uebervortheilung von Mündigen 
unter 25 Jahren auch verordnet zu haben, daß der Minderjährige fih zum Abſchluß 
eines Geſchäfts einen Gurator vom Magiftrat erbitten dürfe. Marc Aurel geftattete Er— 
Bittung eines allgemeinen und beftändigen Curatord. Dazu konnte der Minderjährige 
nicht gezwungen werden, wohl aber war der Tutor verpflichtet, ihn bei feinem Abgange 
in diefem Sinme zu ermabnen, — Sp verhielt e8 fih im Ganzen noch im Juſtin. 
R., wonad nur fir einige wenige Rechtsgeſchäfte, als Abnahme der Vormund— 
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ſchaftsrechnung, Annahme, einer Zahlung, Führung eines eigenen Procejjes, der Minders 
jährige theils im eigenen Intereffe, theils im Intereſſe feines Gegners oder Mitcontra- 
benten gezwungen werden fann, einen Curator zu nehmen. Zu eben dielen Geſchäften, 
ſowie zu allen Veräußerungen war der Conſens des generellen Curators erforderlich. 
Sonft konnte der Minderjährige im Ganzen gültig contrahiren. — Beendigt wurde die 
C. durch Abſetzung des Curators wegen Pflichtwidrigfeit, durch Eintritt der Volljährigkeit, 
endlich durch Majorennitätserklärung, venia aetatis. 

Durch die R.P.O. von 1577 (T. 32, $. 1) find aber die Begriffe der Minder— 
jährigfeit und C. mit denen der Unmündigkeit und Tutel verſchmolzen worden, fo daß 
jest Die Bormundichaft (ſ. d. Art.) bis zur Majorennität ununterbrochen und homogen 
fortdauert. Bon einer C. der Minderjährigen ift alfo jett im Allgemeinen nicht mehr 
die Rebe ; der pubes minor wird, wenigftend nach ſämmtlichen deutichen Bart. Gigbb. 
im Ganzen wie ein impubes behandelt. 

Nach den C. N. bedarf der Emancipirte eines Gurators, den der Familienrath (j. 
d. Art.) ernennt, und deſſen Beitritt zu einer Reihe von Rechtshandlungen erforderlid 
ift, jo zur Rechnungsabnahme des gemelenen Bormunds, zur Annahme von Schenkungen, 
zur Anftellung gewiſſer Klagen u. ſ. w. Bu anderen Gefchäften wird noch auferdem 
Ermächtigung von Seiten des Familienraths verlangt. 

2) Die E. über Wahnſinnige, die sui juris waren und nicht unter Vormund— 
ſchaft ftanden, führten nach den Zwölf Tafeln die Agnaten (cura legitima); nad) 
Juſtin. R. wird der Gurator von der Obrigkeit ernannt. Er verwaltet voll 
ftändig, außer in den ſog. lichten Zwiichenräumen, ohne Mitwirkung des Guranden, und 
jorgt Sowohl für deſſen perfünliche Wohlfahrt als für deffen Vermögen. Ebenfo im Gan: 
zen der Curator des Verſchwenders. Es find aljo beide wirkliche Vormünder, und 
als ſolche werden fie auch in heutigen Gſgbb. bezeichnet. Co im A. Pr. L.R., fo aud im 
C. N., wo die Interdieirten, nämlich Blödfinnige, Wahnfinmige, Raſende, den Minder— 
jährigen geradezu affimilirt werben, während dem Verſchwender nur ein gerichtlicher 
Beiftand beftellt wird. 

Noch andere Grofjährige konnten nad) Röm. R. wegen Gebrechlichkeit und 
Krankheit einen Gurator von der Obrigkeit erhalten, wobei diefelben Grundfäge galten 
als bei der cura minorum. Nady Pr. ER. wird dem Taubftummgebornen und dem als 
impubes taubftumm Gewordenen ein Bormund gegeben; andere Taubftumme, Blinde, 
beftändig kranke Perſonen, Analpbabeten müſſen ſich Berftände wählen. Aehnlich die alt 
franzöfiiche Yurisprudenz. Der C. N. ertbeilt einen Gurator für Annahme von Schen- 
fungen dem Taubjtummen, der nicht zu jchreiben verfteht, und ermächtigt Das Gericht, 
den Geiftesichwachen oder Gemüthskranken, die es jedoch nicht in dem Maße find, um 
interbicirt zu werden, eimen gerichtlichen Beiftand für eine Reihe won Rechtshandlungen 
zu ernennen, 

I. Andere Fälle von C. beziehen jich nicht auf die Perſon, ſondern auf beftimmte 
Vermögensgegenftinde oder auf Complere von ſolchen. Dabin gehört im Röm. R. die 
C. über das zurüdgebliebene Bermögen des in feindliche Gefangenſchaft Gerathenen, welde 
fi) im neneren R. zu einer C. der Verſchollenen geftaltet hat, d. b. des zurüch— 
gebliebenen Bermögens der Berjchollenen, im Preuß. R. Vormundſchaft über ab: 
welende Perfonen; nah Franz. R. ift Ernennung eines curateur ä Yab- 
sent durch das Gericht zuläffig, aber ſchon feit 1667 keineswegs nothwendig. — Ver: 
ſchiedene Fälle, in welchen für die Erbſchaft eine C. angeordnet wurde, haben ſich in den 
neueren Gſgbb. mehr oder minder modificırt erhalten, als C. einer noch ungebore— 
nen Leibesfrucht (curateur au ventre), C. einer erblofen Verlaſſenſchaft, 
G. der Beneficiarerbihaft u. dgl. Endlich iſt bier noch des für Verwaltung 
der Maſſe im Concurs beftellten Curatord zu erwähnen, 

Quellen: J. I, 23>—26. D. XXVI, 3, 5—10. XXVII, 3, 5, 7, 9, 10. C. V. 31— 
34, 36-44, 57 8, 708. A. Pr. ER. II, 18, Bon Bormundichaften und Euratelen. C. N. 476 
—487, 489-515 ıc. 

Lit: Rudorff, Das Recht der Vormundſchaft, aus den gemeinen in Deutfhland gelten- 
den Rechten entwidelt. Berlin 1832 —1834. Rivier. 
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Curie. Der Begriff der römiſchen C. umfaßt im weiteren Sinne alle Perſo— 
nen und Behörden, welche, ſei es in politiſcher, ſei es in kirchlicher Beziehung, zur Aus— 
übung der landesherrlichen, primatialen, Metropolitan- und Episcopalrechte des Papſt⸗ 
thums berufen ſind: alſo den Papſt und ſeine Gehülfen. Im engern Sinne bedeutet 
C. dagegen den Compler aller derjenigen Beamten, deren ſich der Papſt zur Ausübung 
feiner Primatialrechte bedient. 

Bezüglich des Perſonals jegt fi die römiſche C. aus drei Glafjen zuſammen: 
Cardinäle, Curtalprälaten, Curialen. 

Das Collegium der Gardinäle ift aus dem alten Presbyterium des römiſchen 
Biſchofs erwachſen. Es befteht demgemäß aus Prieftern und Diakonen, denen erft in 
jpäterer Zeit ſechs benachbarte (ſuburbicariſche) Biſchöfe beitraten. Gegenwärtig gibt «8 
70 Gardinalate. Die Cardinäle ftehen im Rang unmittelbar nad dem Papſt. Dem 
angemeſſen ift ihr Titel: Prineipes, ihr Prädicat: Eminentissimi, ihre Infignien : 
rother Hut (galerus), vothes Baret, rother Mantel (cappa magna), endlich ihre Präro- 
gativen : wonach eine gegen fie verübte Real-Injurie als Majeftäts-Beleivigung (sc. des 
Papftes) beftraft und zu ihrer, Verurtheilung eine größere Zahl von Belaftungszeugen 
erfordert wird. Die Rechte der Cardinäle bejchränfen ſich im Weſentlichen auf die Papft 
wahl und die Theilnahme an den Geichäften der Gurialbehörden. Ihre Ernennung erfolgt 
jeit dem 15. Jahrhundert durch Creation ſeitens des Papftes, wobei eine thunliche Be— 
rudjihtigung aller Nationen ftattfinden ſoll (I) 

Die Curial-Prälaten jind die höheren geiftlihen Beamten Roms, welche im 
Range zwilchen den Cardinälen und den einfachen Abbates ftehen. Ihr Prälaten-Cha- 
rafter beruht nicht auf Yurisdiction, jondern auf Präeminenz, d. h. auf einem mit ihrem 
Amt eo ipso verbundenen Ehrenrang. Je nachdem fie denfelben durch ein befonderes 
Fachexamen oder durch päpftlihe Gnadenverleihung (ohne Eramen) erlangt haben, beifen 
fie praelati de jure reſp. de gratia. 

Unter Curialen wird im gewöhnlichen Yeben das Hülfs- und Subalternen = Per: 
fonal der römischen Behörden verftanden. Dahin gehören die Advocaten, Procuratoren, 
Notare, Erpeditoren und Agenten. 

Aus dem vorgenannten Berfonal jegen fih an der römiſchen E. folgende Behörben 
zulammen : 

1) Dad Eonfiftortum, d. h. die Verſammlung des Papftes und der Carbinäle 
zur Beſchlußfaſſung und Publication bejonderd wichtiger Regierungsacte (Allocutionen, 
Greation der Gardinäle, Präcontfation der Bilchöfe). 

2) Die Congregationen, d. b. ftändige, Durch den Papft componirte Commiſſio— 
nen von Gardinälen, welche beftimmte firchliche Geſchäfte bearbeiten. Die hauptfächlid- 
ften find: die Congregatio inquisitionis für die Verfolgung der Verbrechen gegen 
den Glauben ; die Congr. indicis (sc librorum prohibitorum) zur Handhabung 
der kirchlichen Cenſur; die Congr. super negotiis episcoporum et regula- 
rum für Erledigung der bifchöflichen und Ordens-Angelegenheiten ; die Congr. coneilii 
(sc. Tridentini interpretum) zur Ausführung vefp. Auslegung der Decrete des Trienter 
Concils umd damit des gefammten Can. R.; die Congr. sacrorum rituum 
zur Ordnung des Cultus und Führung der Canoniſations- reſp. Beatifications- 
procefje; Die Congr. de propaganda fide zur Ausübung der dem Papft in den 
Miffionsgebieten zuftehenden Yurisdiction ; Die Congr. indulgentiarum et sa- 
ecrarum reliquiarum für das Indulgenz- und Reliquienwelen ; die Congr. su- 
per negotiis ecclesiae extraordinariis zur Erledigung aller irgendwie 
abnormen Berhältniffe. 

3) Bon den römifchen Iuftizbehörden fungiren de Rota Romana und die 
Signatura ju«titiae heute nur nody für Das Gebiet des Kirchenſtaats. Dagegen 
ft be Reverenda Camera Apostolica nod immer der kirchliche Gentral- 
gerihtshof für fiscalifche Procefje und Criminalſachen. 
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4) Die Gnadenbehörden erledigen diejenigen in Rom eingehenden Geſuche, 
welche nicht auf einer ftreng vechtlichen Forderung beruhen, fondern won ber freien Die: 
pofition des Papites abhängen. Dabin gehört die Dataria, die Das Beneficialweſen 
und die Dispenſationen in foro externo (3 ®. von den Ehehinderniſſen) bearbeitet, 
fowie die Poenitentiaria, bei welder alle Dispenje in foro interno (5. B. von 
Eid und Gelübde) anzubringen "find. 

5) Bon den Erpeditionsbehörden endlich beforgt die Cancellaria Aposto- 
lica diejenigen Erlaffe, bei welder es der Ausfertigung einer Bulle bedarf. An ihrer 
Spige fteht der Carbinal-Bice-Kanzler. Dagegen erpedirt die Secretaria brevium 
die minder wichtigen Verfügungen in forma brevis. 

Lit: Bangen, Die römifhe C. Mejer, Die heutige römifhe E. in Jacobfon und 
Richter, Ztſchr. für db. 2 u. d. Politik der Kirche I. 54 ff. Richter, K.R. $. 124 fi. 
Phillips, Lehrb. des KR. I. $ 108 fi. Hübler. 

Custodia bedeutet — Gewahrſam als Verbindlichkeit zur Ver— 
wahrung, und gehört alſo im erſteren Sinne in die Lehre vom Erwerbe und vom 
Berlufte des Befiges, im zweiten in die Yehre von der Präftation der Culpa. 

I. Ich fann eine beweglice Sache ſchon dadurch apprehendiren, daß Diejelbe in 
meine Wohnung gebracht wird, weil und infofern ich die ce. habe, d. b. die Aufficht, Be: 
wachung über die Wohnung mit Allem, was darin ift, weil Die Sade nunmehr in 
meinem Gewahrfam ift, — möge ich übrigens Eigenthümer oder Beſitzer oder auch 
bloßer Detentor ded Haufe fein, 1. 18. $. 2. de A. vel A. P. (41, 2). Da 
durch aber, daß eine Sade etwa an einem mir nicht befannten Ort meines Grund: 
ſtücks verftedt, vergraben worden, ift das förperliche Element des Beſitzes noch nicht be 
gründet, da ich noch feine e. über die Sache haben kann; um fie zu apprehendiven, muß ic 
fie entdeden, 1. 3. 8. 3, eod. — 1. 15. Ad Exhibendum (10, ii — Ich ver: 
Tiere den Befig, wenn die Sache aus meiner ce. kommt; jo lange ſich diefelbe aber noch 
in meiner Wohnung befindet, fommt fie nicht aus meiner e., wenngleich ich nicht weiß, 
wo fie jetst gerade ftedt ; ebenfo kann eine Sache, die ich auferhalb meiner Wohnung ver: 
ſtecht habe, eben deshalb noch in meiner ce. fein, jo daß ich nicht aufhöre, fie zu befigen, 
1. 44. pr. de A. vel A. P. (41, 2); weiß ich aber nicht mehr, wo jie ftedt, jo iſt na— 
türlid von feiner c. mehr die Rede, und der Beſitz tft verloren. Beſonders wichtig. tft 
diefer Begriff der ce. in Beziehung auf den Befis an Thiern. Baron (in Ihering's 
Jahrbüchern, VII) macht die c. zur regelmäßigen Grundlage des Beſitzes an Mobilien ; 
dagegen Rudorff in Savigniys Beſitz, 7. Auflage, n. 71. Für Quellen und Yiteratur, 
1. Beſitzerwerb, Befisverluft. 

II. Wenn Jemand zur Verwahrung oder Ueberwachung einer förperlichen Sade 
verpflichtet ift, jo wird die von ihm erforderte diligentia auch als e. bezeichnet, was 
gleichbedeutend ift mit diligentia in custodiendo. Damit wird oft die beftimmte 
Abficht verbunden, der Verpflichtete ſolle verhindern, daß die Sache geftohlen oder ufuca- 
pirt oder verborben werde. Wird fie geftohlen, jo wird auch Verſchulden des PVerpflid- 
teten präfumirt, e8 jet denn, daß der Diebftahl gewaltſam verübt wäre, in welchem Falle 
auf Widerftand geichloffen wird; auch fteht dem Verpflichteten der Beweis feiner Schuld: 
Iofigfeit offen. Wenn e8 fih um Sclaven oder Thiere handelt, kann ec. noch den engeren 
Sinn haben, daß diefe res sese moventes unter Schloß und Riegel zu verwahren find. 

Lit.: S. Culpa, und Goldſchmidt, Ztſchr. für Handelsrecht, ILL. 


D. 


Dahlmann, Friedrich Chriſtoph, geb. 17. Mai 1785 zu Wismar, zuerſt 
Philologe in Kopenhagen, 1813 als außerord. Prof. nad Kiel berufen, 1829 ord. Prof. 
in Göttingen, 1837 aus feiner Stellung verdrängt, feit 1842 in Bonn, 1848 im 
Frankfurter Parlamente, ftarb 5. Decbr. 1860. 


Rivier. 
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Schriften: Die Politik auf den Grund und das Maß ber gegebenen Zuftände zurüd- 
führt. Gött. 1935. 47. — Geſch. der engl. Revolution 1843. 6. Aufl. 1553. — Geſch. ber 
anz. Revolution 1845. 3. Aufl. 1853. — Geſch. des dem bolft.-fhlesw. Yandtage zuftehenden 

Steuerbewilligungsrechted. Kiel 1819. — Denkihrift der Prälaten u. Ritterſchaft. Frankf. 
1822. — Vertheibigung des Staatsgrundgeſetzes für Hannover. Jena 1838. — Gutachten der 
Facultäten Heidelberg, Jena, Tübingen. Jena 1839. — Geihichte Dänemarks. Hamb., Gotha 
1840. ment Duellentunde Deutſchlands 3. Aufl. v. Wait herausg. Gött. 1869. 

Lit.: Mohl, Il. 326. III. 391. — Bluntfhli II, 651—55. — Springer, Biographie 
Dahlmanne. Ypz. 1870. 

Teichmann. 

Damaſus, lebte in Bologna im 13. Jahrhundert, war Prof. in Bologna. 

Er ſchrieb: Ordo judiciarius (Wunderlich, Anecdota 1841. p. 27—120). Bro- 
carda s. regulae canonicae. Antw. 1566. Colon. 1668. — v.Bartbolomaeus Bririenfis 
umgearbeitet. Lugd. 1519. Venet. 1584 (Tract. XVII f. 506). — Summa ;. collectio 
prima. — Quaestiones über die Decretalen. 

tit.: Savigny V. 162—167. Teihmann. 

Damhouder, Jodocus, geb. 1507 zu Brügge, ftudirte in Yöwen, Padua umd 
Drleand, wo er Doctor wurde; jtarb ald Rath und Commiſſar der Finanzen in 
Slandern 1581. 


Schriften: Praxis rerum ceriminalium Antw. 1556. 1562. 1570. Venet. 1572. Antw. 
1601. 1616. Franz. Louv. 1555. Anv. 1570. 1572. — Deutſch v. Benther. Frankf. 1565. 
v. Better, 7 rantı. 1581. 1591. — Enchiridion rerum erimin. Antv.' 1610. — Practica rerum 


eivilium. 
?it.: Adami, Vitae JCtorum p. 243. — Allard, Hist. de la just. eriminelle. Gand. 
1569 p. 464—469. Teihmann. 


Daniels, Alerander Edler von, geb. 9. Oct. 1800 zu Düſſeldorf, wurde 
1843 Rath am rhein. Gaffationshofe, 1844 auferord. Prof. in Berlin und Rath am 
Obertribunal, war Mitglied der Nationalverfammlung, der erften Kammer, wurde fodann 
1854 zum Kronſyndicus ernannt, nahm Tebendigften Antheil an den Arbeiten des Herren- 
baufes, den Commiſſionsberichten x. und ftarb am 4. März 1868 zu Berlin. 

Schriften: Entwurf zu einem revid. Bergifhen Provinzialrecte. Köln 1836. — Entwurf 
d. ProvinzialrechtS der 1806 mit dem Herzogthum Berg vereinten Kurkölnifchen Landestbeile 
1837 — Handbuch der fremdherrl. Gef. u. Verordnungen f. d. Rbeinprovinz. Köln. 19833—45. — 
Lehrb. d. gem. Preuß. PrivR. Berl. 1851. 52. 2. Aufl. 1862. — Gefh. u. Syſtem d. franz. 
u. rhein. Kivilproceßrechts 1849. — Die Civilftandsgefetgebung für England u. Wales, Berl. 
1851. — Syſtem d. Preuß. Eiv.R. Berl. 1866. — Handbuch d. deutſchen Reichs u. Staaten- 
x chichte. Tüb. 1859—63. — Deutſche Rechtsdenkmäler des Mittelalters (mit Gruber u. 

hus) Berl. 1859-62. — Alter und Uriprung bes —— Berl. 1853. — De 
Saxoniei Speeuli origine. Berol. 1852. — Grundf. d. rhein.-franz. Strafverfahrens. Berl. 
1849. — Urfprung u. Werth der Gefhwornenanftalt. Berl. 1848. — Spiegel der deutfchen 
Leute. Berlin 1858. 
?it.: Revue historique de droit frangais et &tranger 1869 p. 256. 257 
Teihmann. 

Danz, Wilhem Auguft Friedrich, geb. 3. März 1764 zu Stollberg-Gevern, 
wurde 1789 Prof. in Stuttgart, 1796 Hofgerichtsaſſeſſor, 1797 Regierungsrath und 
Lehnsreferent und ftarb 1803. 

Schriften: Betrachtungen über Juftizverfaffung in Deutſchland während eines Zwiſchen— 


reihe. Stuttg. 1790. — Staatsrechtliche Beiträge Über die öfterr. Unruhen v 1789. Stuttg. 
1759— 91. Grundfäge d. gem. ord. bürgerl. Proceſſes Stuttg. 1791 — 1800. 4. Aufl von 
Gönner, 1808. 1821. — Grundſätze d. ſummar. Proceſſe. Stuttg. 1792. 3. Aufl. von 


Öönner. 1806. — Grundfäge des reichögerichtlihen Procefies. 1795. — Handbuch des gem. 
beutihen Priv. R Stuttg. 1796—1800; 2. Ausg. in 10 Bon. 1800—1823. — Berſuch einer 
bift. Entw. d. gem. rechtl. Erbfolgeart in Lehen. 1793. — Ueber Afcendentenfolge 1794. 

Lit.: Erfb u Gruber. Teihmann. 

Dardanariat (ein in feiner fprachlichen Bedeutung noch nicht erflärtes Wort) war 
gemeinrechtlich jedes abfichtliche (nicht auch culpofe) und wohl auch eigennügige Unter: 
nehmen, um durch Verminderung des Angebots für Gegenftände des gewöhnlichen Handels- 
verfehrö einen fünftlih erhöhten Preis herbeizuführen. Eine Definition des Verbrechens 
iſt in den Quellen nicht gegeben. Die römifchen wie die deutfchen Quellen zählen eine 
Reihe einzelner Handlungen auf, weldhe man in Wiflenfhaft und Praxis unter dem 





250 Daries — Darlehnsvertrag. 


gemeinichaftlichen Namen des D. zufammenfaßte. Die Quellen betrachten 3. B. das ge 
winnfüchtige Vertheuern von Waaren aus demfelben Gefichtspunfte, wie die auf Leber 
einfunft der Arbeiter bafirte Preisfteigerung der Arbeit. Soviel die künſtlich erzeugte 
Preisfteigerung von Waaren anlangt, jo ift der D. nicht eitwa nur auf Lebensmittel zu 
bejchränten, wenn aud dieſer Fall beſonders hervorgehoben ift, ſondern er bezieht ſich 
auch auf andere Gegenftände des gewöhnlichen Handelsverkehrs, wie die Neichsgefege 3. B. 
„allerlei Waaren= und Kaufmanns Güter, als Spezerey, Ertz, Wöllertudy u. dergl.“ aus: 
drüdlich anführen. Des D ift alſo jchuldig, wer in der genannten Abficht Borräthe an 
Waaren zurüdhält, deren Zufuhr hemmt, auch durch Bor: und Auffäuferet, durch Mono— 
polifiven, am Markte geluchte Waaren der Kaufluft worenthält oder, nad den R.P.OD,, 
wer ſich zu Vortheil ſolcher Güter den Werth feines Gefallend macht oder dem wahren 
Werthe jet einen Werty nad feinem Willen und Gefallen. Das Röm. R. insbejondere 
ftraft geiellichaftlihe Verbindungen zu dem Zwede, den Preis des Getreide zu fteigern 
und nur zu vereinbarten Breifen zu verkaufen. Der D. iſt ſonach ein Polizeiwergeben, 
wegen feiner Gefährlichkeit für das Gemeinwohl für ftrafbar erklärt. Daraus folgt, daß 
zur Vollendung dejjelben nicht die Erreihung der gewinnfüchtigen Abficht nöthig, Jondern 
daß die volle Strafbarfeit der That ſchon begründet ift mit Vornahme der Unterneb- 
mungen, welde den gehegten Zweck unnatürlicher Preisfteigerung herbeizuführen geeignet 
geweſen. 

Unſere gegenwärtig geltenden Strafgeſetzbücher kennen für die mehrfach angegebenen 
Handlungen, wie ſie unter den weiten Begriff des gemeinrechtlichen D. fallen, feine 
Strafandrohungen. / Spranger. 

Daries, Joachim Georg, geb. 1714 zu Güftrow, wurde 1744 in Jena 
Prof. phil., 1763 Prof. in Franffurt a. O. und Geh. Rath, 1772 Director der Umv. 
Frantfurt, ftarb dafelbjt 1791. 


Schriften: Instit. jurisp. universalis ‚Jen, 1740. 1766, — Jurisp. rom.-germanicae 
institutiones. Jen. 1749, 1766. — Meditationes ad Pandectas, Franeof. 1765. — Discours 


über Natur u. Völferredt. Jena 1762. 

Yin: Menjfel, ger. d. verftorb. deutſch. Schriftit. II 250-264. — Erſch u. Gruber. 

Teihmann. 

Darlehnsvertrag (mutuum) heißt die von zwei Perfonen vereinbarte Hingabe 
und Annahme einer Quantität vertretbarer (Gattungs-) Sachen zu Eigenthum gegen die 
Verpflichtung, diefelben in gleicher Art und Menge fpäter zurüdzugeben. Ehe e8 zur Boll 
ziehung dieſes Vertrages kommt, kann von den Parteien ein beſonderes pactum de 
mutuando gejchlofjen werden. Daffelbe erzeugt nach heutigem R., wie alle präpara— 
toriichen Berträge, eine Verpflichtung zur Eingehung des Hauptvertrages, eventuell zur 
Yerftung des Intereſſe. Belondere Beftunmungen darüber enthält das Pr. U. L.R. 8. 654 
bis 660 I. 11. Den Hauptgegenftand des Darlehns bildet Geld. Andere möglide 
Gegenjtände find 3. B. Getreide, Del oder Wertbpapiere als jolde. Zu den Vorauss 
jegungen des D. gehört aufer dem Conſens zweier handlungsfühiger Perfonen Verſchaffung 
des Eigenthums der gegebenen Sachen an den Empfänger. War diefelbe ausgefchlofien 
3. B. durch Veräuferungsunfähigteit De8 Gebers oder dadurch, daß ihm die gegebenen 
Sachen nicht gehörten, jo kann das Darlehn erſt nachträglich wirkjam werben, wenn ber 
Empfänger die Sachen erieffen oder verbraucht bat. Doch macht er fich Durch unvedlichen 
Berbraud; dem Eigenthümer haftbar; und nad Preuß. R. fann diefer in jedem Falle an 
Stelle des Gebers als Darlehnsgläubiger eintreten. Eine genügende Verſchaffung des 
Eigenthums wird auch dadurch bewirkt, daß der Geber dafjelbe indirect durch feine Ver— 
mögensmittel dem Nehmer zumendet, 3. B. indem er dieſem eine Anweifung am feinen 
Schuldner oder auch eine Werthſache gibt, um fie zu verfaufen und den Erlös als Dar— 
lehn zu gebrauden. 1. 15. 32. 11. pr. 4. D. de R. Cr. Sehr beftritten iſt es, ob 
es zur Herftellung eines Darlehns ausreiche, daß ein Gläubiger feinem Schuldner ge: 
ftattet, die geſchuldete Quantität als Darlehn zu behalten. Die Bejahung tft nur mög: 
lic für den Fall, wo der Schuldner einen entiprechenden Werth aus dem Vermögen des 
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Öläubigerd in Händen hat. 1. 34. pr. D. mand. 1. 15.D. de R. Cr. $$. 866— 867. 
ACER. J. 11. Die Wirkung des D. war nad Röm. R. eine ftrenge (strieti iuris) 
Obligation des Empfängers zur Rückgabe des Empfangenen. Diefelbe fonnte fich weder 
auf mehr, als das wirklich Gegebene erftreden, 3. B. auf Verzugszinſen, noch Gegen- 
anſprüche des Empfängers in ji aufnehmen. Daher: re contrahitur. Anders im 
heutigen R. Das Darlehn ift eine Art des Leihvertrages und untericheidet ſich vom 
Commodat nur dadurd, daß bei diefem dieſelbe Sade, bei jenem dielelbe Art zurüd: 
zugeben ift. Daher beſtimmt ſich die Wirkung des Darlehns heute ebenfo, wie die des 
Commodats ſchon bei den Römern, nicht blos re, jondern zugleich durch Willenseinigung 
und Treu und Glauben (bona fides). Die Hauptverpflihtung liegt natürlich dem 
Empfänger ob, dahin, daß er eine gleihe Quantität gleicher Sachen, wie er ſie empfan— 
gen, zurücdgebe. Wenn eine bejtimmte Frift bis zur Rückzahlung weder vereinbart, noch 
aus den Umſtänden zu ze. it, To kann die Nüdforderung jeder Zeit erfolgen. 
Ebenjo nach dem Sächſ. G.B. 8. 1077. Abweichend davon jest das Preuß. R. bei 
Darlehen won mehr ald 50 Thaler eine dreimonatliche, bei ——— eine vierwöchent⸗ 
liche Friſt zur Aufkündigung feſt. 88. 761. 762. A. L.R. J. 11. Die Verpflichtung 
des Darlehnsnehmers kann ſich auch erweitern auf Zinſen. Kraft Geſetzes ſchuldet er 
ſolche nur im Falle des Verzuges. Außerdem müſſen dieſelben beſonders verabredet 
werden. Eine beſtimmte Form iſt dazu nach gem. R. nicht erforderlich; nach Röm. R. 
war Stipulation, nach Preuß. R. iſt Schrift geboten. 8. 824. A. L.R. J. 11. Haben 
die verſprochenen Zinſen eigentlich den Charakter der Verſicherungsprämie, ſo finden die 
etwa beſtehenden geſetzlichen Zinsbeſchränkungen keine Anwendung (Foenus nauticum). 
Außerordentlicher Weiſe kann auch eine Gegenverpflichtung des Darlehnsgebers vorkommen, 
inſofern derſelbe eine Beſchädigung des Darlehnsnehmers verſchuldet hat, z. B. durch 
Hingabe verdorbener Sachen, entkräfteter Werthpapiere u. dgl. — Beſondere Beſtim— 
mungen enthalten die Geſetze über den Beweis eines Darlehns mittelſt ſchriftlichen 
Schuldbekenntniſſes. in ſolches erlangt nach kaiſerlichen Reſeripten aus dem 3. Jahr— 
hundert erſt längere Zeit nach ſeiner Ausſtellung Beweiskraft. Juſtinian hat dieſe Zeit 
auf zwei Jahre feſtgeſetzt. Vor Ablauf derſelben entkräftet der Ausſteller den Schuld— 
ſchein durch einfache Abläugnung des darin bezeugten Darlehnsempfangs; (ſog. querela 
non numeratae pecuniae). Und zwar kann er dieſe Abläugnung geltend machen, ent— 
weder in Form einer Einrede wider die vom Gegner erhobene Klage auf Rüdzahlung, 
(exceptio non numeratae pecuniae) oder in einer eigenen Klage auf Herausgabe des 
Scheins (eondietio causa data causa non secuta) oder auch mittelft eines fchriftlichen 
Protefted gegen die Beweiskraft der Urkunde, welchen er dem Gegner Direct oder durch 
Vermittelung des Gerichts zuzuftellen hat. Verſäumt er die rechtzeitige Abläugnung, To 
fiefert nunmehr der Schulpichein vollftändigen Beweis; nach einer von der neueren Praris 
unbeachtet gelaffenen römiſchen Vorſchrift ſogar mit Ausichluß des Gegenbeweifes. 
Auferdem ift die Abläugnung ausgeichloffen gegenüber ſolchen Urkunden, welche die Zah— 
lung des Darlehns in einem beftimmten der Austellung vorangegangenen Zeitpunct be= 
zeugen, oder welche die Darlehnsverpflihtung aus einem andern Schuldverhältniß ableiten 
oder endlich welche von dem Ausfteller jet es ausdrücklich, ſei es ftillichweigend, 3. B. 
durch Theilzahlung, anerfannt worden find, Ein in der Urkunde ſelbſt erflärter Berzicht 
ſchließt die Abläugnung des Darlehns als folhen nicht aus. Nah Preuß. N. ift die 
Abläugnung nur gegen Darlehnsforderungen melde in das Hypothekenbuch eingetragen find, 
binnen 38 Tagen nad) der Eintragung mittelft gerichtlicher Proteftatton zuläſſig. $. 738. 
AR. I 11. Ebenſo nah Sächſ. R. binnen 30 Tagen. Nach dem H.G.B. (U. 295) 
bewerten Schuldſcheine ſofort. — Endlich iſt noch durch pofitive Vorſchrift gewiſſen an 
ſich handlungsfähigen Perſonen die paſſive Darlehnsfähigkeit entzogen. So zunächſt nad) 
Röm. R. den unter väterlicher Gewalt Stehenden durch das SC. Macedonianum, 
genannt nad ſeiner Veranlaſſung: welche in dem durch einen gewiſſen Macedo 
aus Geldnoth verübten Vatermorde beſtand. Das Geſchäft, auf welches das Geſetz ſich 
bezieht, iſt das reine Gelddarlehn; doch ſtehen dieſem ſolche gleich, in welche das Darlehn 
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zur Umgehung des Gefeges eingefleivet wird. Die Wirkung des Geſetzes befteht in einer 
Einrede (exceptio SCti Macedoniani) gegen den Anfprud des Gläubigers, fei es aus 
dem D. ſelbſt, ſei es aus einem Hilfsgeſchäft. Doch läßt dieſe Einrede eine natürliche 
Verbindlichkeit übrig, über deren Tragweite Streit if. Den Schuß der Einrede genießt 
nicht blos das Hausfind jelbft und deſſen Erbe, fondern auch der Vater gegen Die Klage 
wegen eines dem Kinde eingeräumten Sonderguts und der Bürge infofem er jonft Regreß 
nehmen dürfte. Uebrigens aber ift die Anwendung des Geſetzes in mancherlei Fällen 
ausgeſchloſſen: jo namentlih, wenn das Hausfind zur Zeit der Darlehnsaufnahme eine 
Lebensftellung hatte, welche zur freien Verfügung über das Vermögen berechtigt, Bis zum 
Belauf dieſes freien Vermögens (bona castrensia, adventicia irregularia); ferner wenn 
der Gewalthaber der Darlehnsaufnahme ausdrücklich oder ſtillſchweigend zugeftimmt bat 
oder diejelbe als zu feinem Nugen erfolgt gelten lafien muß; endlich wenn und jomeit 
das Hausfind nad erlangter Selbftändigfeit die Schuld anerfannt bat. Das Preuf. R., 
nach welchem gewaltunterworfene Perfonen ſich überhaupt nicht verpflichten können, be 
Ichränft außerdem noch die Darlehnsfähigkeit der Prinzen, Milttärperfonen und Königl. 
Scaufpieler. 88. 676—706. A. L.R. L 11. 

Quellen: Titel der D. de creditis XI. 1. ad. SC. Macedon. XIV. 6. ebenio des C. 
IV. 1. u. IV. 28. 

Neuefte Lit: Einzige Monographie: Heimbad, Die Lehre vom Ereditum 1849. Ueber 
einzelne Punkte. Suffrian, Das pactum de mutuo dando 1866. Sclefinger, Zur 
Lehre von den Formalcontracten, Abtb. 2. 1859. Dueckers De SCto — — 


Decio, Lancellotus de, Schüler des Tartagnus wurde 1464 Prof. in Pavia, 
1473 in Piſa, 1483 wieder in Pavia, wo er 1503 ſtarb. 

Schriften: Comment. über Digestum vetus, Infortiatum u. Codex. 

tit.. Savigny VI, 372—374. 

Sein Bruder Philippus geb. 1454 zu Mailand, Schüler des Jaſon und Jac. 
Puteus, wurde 1476 in Pıla Doctor u. Prof. Instit., lehrte fett 1484 zu Siena, 
wurde Auditor Rotae und empfing Die niederen Werben, febrte nad Siena zurüd, ging 
1501 nad Padua, 1505 nad Parta, wurde von Pabft Julius Il. ercommunteirt, von 
Ludwig XII. zum Parlamentsrath in Grenoble ernannt, wurde von Leo X. vom Banne 
befreit, Lehrte zu Pavia, Piſa und Siena, wo ev nad 1535 ftarb. 

Schriften: Comment. in Dig. vetus ac Codie. Lugd. 1550, — De regulis juris. 


Lugd. 1553. — Comment zu den Decretalen. Lugd. 1551. — Consilia. Lugd. 1565. — 
Venet. 1581. 
Lit.: Savignv VI, 374—396. Teichmann. 


Deckung, Deckungsgeſchäft. D. ift im Allgemeinen Alles, was Jemandem, 
der zum Vortheil eined Andern eine mit einer VBermögensaufopferung feinerfeits verbun- 
dene Yeiftung gemacht bat oder machen jol, Sicher heit für den Erfas des Aufgeopferten 
(D. als Sicherheit: vergl. Thöl, HR. $. 137. Note 1) oder dieſen Erſatz jelbft 
näher: Zahlung |. Thöl a. a. D.) bietet. Dieſer Begriff ergibt, daß namentlich das 
Mandat und die negotiorum gestio, tm Handelsverfehr Alfignation, Delegation und 
der Wechfel fogenannte D.= d. h. Nechtögeichäfte, deren Zwed und Reſultat die D. (in 
diefem Sinne als Erfolg) ift, mit fi bringen. Im Wechſelrecht ift die D. (Revas 
lirung) die von dem Trafianten (oder einem Honoraten, der nicht Traffant ift), Dem 
Traſſaten oder Ehrenzabler für die Uebernahme und den Bollzug des Zahlungsauftrags 
zu gewährende Gegenleiftung, Schadloshaltung. Der rechtlihe Grund der Pflicht zur 
Dedung ıft a) ein Mandatövertrag, nämlich der zwilchen dem Zraffanten und Traſſaten 
dadurch zur Vollendung gefommene Mandatövertrag, Daß Yegterer den Zahlungsauftrag 
des Eriteren angenommen bat; die Verpflichtung des Traffanten zur Schadloshaltung 
liegt hier auferbalb des Wechjelrechts, im gewöhnlichen Civilrecht; oder b) eine negotiorum 
gestio, nämlid dann, wenn ein Intervenient, Ehrenzahler, ftatt des Traffaten zu Gunften 
des Trafjanten oder eined andern Wechlelichuldners die Zahlung der Wechlelfumme über: 
nimmt und ausführt und die Nichtzahlung feitend des Bezogenen durch Proteft feitgeftellt 
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ft. Der Ehrenzahler tritt in die Rechte des Wechlelinhabers ein und zwar nicht blos 
gegenüber dem Honoraten, (d. ı. dem Traffanten, D. W.O., U. 59, beziehungsweile dem— 
jenigen anderweitigen Wechjelverpflichteten gegenüber, zu deſſen Gunften er intervenirte), ſon— 
dern auch gegen jeden Bormann des Honoraten und gegen den Acceptanten. D. W.O. X. 63. 
Neben dielen regelmäßigen VBorfommniffen, daß der Zahler der Tratte die Zahlung zum 
Vortheile eines Wechſelſchuldners (mit oder ohne Auftrag) leifter, kommt auch der Fall 
vor, daß diefe Zahlung für einen Dritten, der nicht Wechſelſchuldner ift, geleijtet wird; 
in den ſog. „Wechſeln auf fremde Rechnung“ verwahrt fich nämlich der Traſſant 
gegen die Verpflichtung zur D. ausdrüdlich, regelmäßig mit den Worten: „und ftellen den 
Betrag auf Rechnung des Herrn N. N.“ (d. i. eben dieſes Dritten, Fremden, der ge- 
wöhnlih nur mit den Anfangsbuchftaben feines Namens im Wechſel genannt wird). Dieler 
Dritte oder der Trafjant theilt dem Bezogenen regelmäßig in Avisbriefen mit, daß Traſſant 
zum Ziehen auf ihn, den Trafjaten, von dem Dritten committirt jei (daher: Com— 
milftonstratte), und wenn dieſe Erklärung von dem Dritten felbjt oder mit deſſen 
Wiffen und Willen an den Traſſaten abgegeben wurde, jo entfteht die Verbindlichkeit zur 
D. nit auf Seite des Traffanten, jondern lediglich auf Seite jened Dritten, De8 Come 
mittenten. Ueber „Zratten für eigene und fremde Rechnung“ ſ. Thöl, HR. 8. 209. 
U. Bd. ©. 226. 

Die Verpflichtung zur D. erftredt fih ihrem Inhalte nad auf Zahlung (Gut— 
machung) der Wechſelſumme jammt Zinfen und Koften, ſowie die pactirte oder. übliche 
Provifion zu Y, oder 1,9%, der Wechlelfumme. Der Traſſat hat gegen die D. die 
Tratte auszuliefern. 

Die Art der D., das Dedungsgeihäft ift verjchieden, je nach dem bierzu ein 
bereits vor Zahlung des Wechſels beftehendes Rechtsverhältniß verwendet werden kann 
oder nicht, mithin Tettevenfalls ein neues Geſchäft (Dedungsgeihäft imeng. ©.) 
abgeichloffen werden muß. 

1) Das Erftere ift ver Fall a) wenn „auf Schuld“ mandirt, (d. h. Traſſat 
Schuldner des Mandanten, Traffanten, Gommittenten iſt) und creditlos gezahlt wird; 
b) wenn nidt auf Schuld mandirt, aber creditlos (d. h. durd Schuld gededt) gezahlt 
wird, Traſſat alfo zwiſchen Weceptation und Zahlung erit Schuldner des Mandanten 
wurde; c) wenn dem Bezogenen vor der Acceptation und Zahlung Baarfonds oder 
Grevitfonds zum Zwecke der Honorirung fpeciell übergeben wurden, mit Beziehung auf 
einen beionderen einzelnen Zahlungsauftrag, oder auf mehre ſpecielle Gefchäfte d) wenn 
dem Bezogenen Baarfonds oder negociable Creditfonds nicht in Beziehung auf einen be= 
ftimmten, ſpäter an dieſen zu richtenden Zahlungsauftrag, Tondern generell zur Annahme 
aller möglichen Zahlungs-Aufträge, von denen möglicherweife feiner gegeben wird, über— 
geben wurden. Dies iſt namentlicy der Fall bei den „Depofiten in Contocorrents, 
(„D. & conto“) |. unt. „Depotgeſchäft“, „Depotwechlel”. In den fällen a. und b. er= 
folgt die D. durch Gompenlation (oder Scontration), in denen ce. und d. ipso jure 
durch Die vorher gemachte Zahlung, kaufmänniſch durch die der Uebergabe von Fonds ent— 
ſprechende Beziehung in der Verbuchung der Zahlung. 

2) Ein neues Geſchäft ift behufs D. abzuichliegen (nämlich Zahlung zu leiften 
oder ein Surrogat dafür zu beforgen): a) im Fall rein auf Credit (auf Borg, a 
deeouvert, in blanco) acceptirt und gezahlt wird, d. h. ohne daß der Zahler Schuld- 
ner des Dedumgspflichtigen war und ohne, daß er vorher won Legterem Dedungsmittel 
erhalten hatte; b) tm Falle mit gefichertem (gedecktem) Credit gezahlt wurde, d. h. ber 
Zahlende bet der Zahlung Sicherheit durch von Dedungspflichtigen gegebene Accepte, Ver— 
pflihtungsicheine u. dal. (f. Thöl, HR. I. Bd. ©. 666) in Händen hatte, 

Lit: Ueber D. ſ. Thöl, HR. $. 137 bis 140. Endemann, HR. ©. 684 fig. 698. 
700, Gareis. 

Declaration der Erkenntniſſe, d. h. die Interpretation, Erklärung eines feinem 
Einne nad dunklen oder zweideutigen Urtheils durch den Richter, welcher daſſelbe erlafien 
dat. Um eme folhe Erklärung kann jede der intereffirten Parteien nachfuchen und ber 
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Richter kann eine Interpretation, eine fog. (sententia) declaratoria dann abgeben, 
wenn er ein Bedürfniß Dazu als vorliegend anerkennt. Verweigert er den Erlaf einer 
derartigen Sentenz, jo ift Die betreffende Partei, der 1. g. Implorant, befugt, Beſchwerde 
beim höheren Gerichte zu führen. Eine vorgängige Vernehmung des Gegners tft nicht 
erforderlich. Keinesfalld darf aber der Richter eine Abänderung Des zu declartvenden Er: 
fenntniffes in der Declaratoria vornehmen. Die Erreihung des Geſuches um die D. iſt nicht 
an die Rechtömittelfrift gebunden, hindert aber auch, wenn fie innerhalb derielben geſchieht, 
nicht den Eintritt, der Rechtskraft, ſofern nicht etwa erft durch die D. eine die Partet 
beichwerende Auslegung des früheren Urtbeils feftgeftellt wird. Bon den art. 
Gſgbb. fteht die Preuß. G.O. von 1793, Th. 1. Tit. 14. $. 1 auf demjelben 
Standpunkte, wie der gem. Proceß. Das Gieich gilt von der Hannov. Pre. O., melde 
indefjen die D. erſt nach darüber ftattgehabter Verhandlung unter den Parteien zuläßt 
und von der Partei die beftimmte und wörtliche Angabe der begehrten veränderten Faſſung 
verlangt. Daraus erklärt es ſich auch, daß ein derartiger Antrag den Yauf der Berufung: 
frift unter feinen Umftänden hemmt. 88. 362—366). Der biöher publicirte Theil des 
Nd. Entw. enthält über den bier in Rede ftehenden Punkt nichts. 
P. Hinfhius. 

Decretum Divi Marci. Die unter der nebenftehenden Bezeichnung wiederholt in 
den Pandecten erwähnte Enticheivung Marc Aurels verbietet die eigenmächtige Inbeſitz— 
nahme von Sachen zum Zwei der Befriedigung wegen einer Forderung bei Strafe des 
Berlufts der legten. In ähnlicher Weile ift fpäter für gewaltiame Befigentjegung zum 
Zwed der Geltendmachung des Eigenthums deſſen Berluft und, falls das Recht unbe: 
gründet war, eine dem Sachwerth gleichtommende Geldbuße angedroht. Dieje Beſtim— 
mungen beichränfen alſo die unter dem Gefichtspunft der Eigenmacht fonft nicht verbotene 
Selbfthülfe, welche ausnahmsweife troß des Inhalts jener Beftimmungen wieder gegen 
einen flüchtigen Schuldner erlaubt if. Ob die Strafen des Decrets noch heute anwend— 
bar, ift nicht umbeftritten aber da zu bejahen, wo fich nicht erweislich ein anderes Recht 
gebildet hat. — Durch allgemeine deutſche Gewohnheit ift der auch reichsgeſetzlich aner- 
fannte Grundiag der Unerlaubtbeit aggreſſiver Selbfthülfe durchbrochen, indem ein weit: 
greifendes Pfändungsrecht zur Sicherung von Schadensanſprüchen und zum Schug gegen 
Schaden anerfannt wird. — Das Preuß. R. verbietet Selbithülfe außer zur Abmwen 
dung eines „unmiederbringlichen‘‘ Schadens, erfenmt aber infoweit, wie aud das Sächſ. 
E.G.B., das im Weſentlichen die gemeinvechtlichen Vorſchriften wiedergibt, ein Pfändungs- 
recht im obigen Sinn an. Der C. eiv. der fonft der Selbfthülfe nicht erwähnt, führt 
thätliche Beſitzentſetzung als einen der Gründe auf, aus welchen in Giviljachen obne 
Weiteres Perfonalarreft ftattfindet. 

Lit: Bol. Sartorius, Ztſchr. f. Civ.R. u. Pre. 20, 1. Linde, ebenda 1, 392. 
Schwarze, Nechtsler. 10, 125. Benfev, Rhein. Dufeum 7, 1. Wilda, re und 
Reyſcher's Ztſchr. für deutfhes R. 1, 167. 4. 7. D 48. 7.1,13 D. 4. 2. L. T. C. 8 4. 
8.8. v. 1521. Tit. 32. $. 2. — Preuß. ALR. Einl. 8. 77 ff. Th 1. Kit. 14. 8. 414 fl. 
ige 1. Nov. 1947. — Sächſ. Civ. G. B. 88. mn ss. 178 fi. 88. 488 fi. — 

C. civ. a. 2060 Nr. 2). Ecciuß, 

Defontaines, Pierre, lebte in gerichtlichen Aemtern unter Ludwig IX. 

Gr ſchrieb: Le conseil que Pierre Def. donna à son ami. (gedr. in Joinville, 
Hist. de St. Louis. Par. 1665. P. 3. 73. 160), 

Lit.: er V. 569. 570. — Fr. 94. 95. — Camus, Lettres sur la profession 
d’avvent &d. 4, t. 1. — Le conseil avec notes de Marnier. Par. 1846. — ©. Bd. L 
©. 199. 200. Teihmann. 

Defraudation. Betrüglices Hinterziehen von Zöllen oder fonftigen indivecten 
oder auch directen an Staat oder Gemeinde zu entrichtenden Abgaben. — Inſofern es 
ſich hierbei nur darum handelt, einer gefetlihen Anforderung nicht zu entipreden, und 
das Refultat kein anderes iſt, als daf der vom Geſetzgeber intentirte Erfolg (einer Bes 
veicherung der öffentlichen Gaffen ‚um einen beftummten Betrag) nicht herbeigeführt wird, 
gehören die D. zu den bloßen Omiſſivdelicten. Dem entipricht Die Behandlung, melde 
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ihnen in den Geſetzen zu Theil wird. Die Beftrafung derſelben bat, wie Die ber 
Omiffivdelicte überhaupt, theild den Charakter eined indirecten Zwangsmittels, theils den 
der Unterdrüdung eines ftaatögefährlihen Ungehorfams. ALS das normale Strafmittel 
eriheint (bei dem Hauptfalle: der Hinterziehung indirecter Abgaben) die Confiscation des 
betreffenden Zoll- oder fteuerpflichtigen Gegenftandes. Daran pflegt fih eine den Werth 
deſſelben mehrfach überfteigende Geldſtrafe zu ſchließen, ſowie unter Umftänden der Ber- 
luft des Rechts zum Betriebe eined beftummten Gewerbes. Trog ihrer äußerlichen Achn- 
lichkeit mit dem Betruge gelten die D. in der öffentlichen Meinung nicht ald entehrend, 
daher Ehrenftrafen in Betreff derjelben ausgeichloffen find. Dolus pflegt nicht oder nicht 
ausſchließend gefordert zu werden. In Bezug auf Verſuch und Bollendung gilt was 
von Omiffivdelicten überhaupt. Mehrfach ıft ein beſonderes procefjualiiches Berfahren für 
D. angeordnet. — Die auf fie bezüglichen gefeglihen Beſtimmungen finden fich vegel- 
mäßig nicht in den allgemeinen Strafgeſetzbüchern (ſ. jedoch Sachſen, A. 319), jondern in 
Specialgefegen. — ©. im Uebrigen den Art. „Zollvergehen“. 
Mertet. 

Degradation. Die Abiegung eines Geiftlichen heißt entweder privatio 
benefieii: hier verliert derielbe fein bisheriges Amt (Rechte und Pflichten), behält 
aber die Fähigkeit zum Erwerb eines andern; oder depositio (remotio): hier gebt er 
des Amts und der Anftellungsfähigkeit für alle Zeiten verluftig, aud) wird er daneben von 
der Ausübung des ordo (dev Weihegewalt) juspendirt; oder endlih degradatio: bier 
tritt mittelft eines feierlichen Actes außerdem noch die Entfleidung von den geiftlichen 
Standesrechten hinzu. Die D. ift hiernach eine geihärfte Form der Depofition, fie kommt 
bei gemeinen Berbrehen zur Anwendung, wird bezüglich der Pfarrer vom Biſchof, bezüg- 
lih der Biſchöfe vom Papſt verhängt, läßt aber den geiftlichen Charakter des Condem— 
naten als einen ablolut unauslöjchlicyen (character indelebilis) unberührt. 

In der evangeliſchen Rirche ift die D., die früher gleichfalls als eine öffentliche 
Entkleivung von den Zeichen der geiftlihen Wirde vielfach in Uebung ftand, gegenwärtig 
nicht mehr ein praftiiches Inſtitut. 

it: Richter, ER. $. 117. 230. Phillips, Lehrb. d. K.R. IL $. 198. 

. Hübler. 


Deichverbande (Deichachten, Deihgenofienihaften, Kööge) find 
die feit alter Zeit in Deutichland beftehenden genoſſenſchaftlichen Vereinigungen der einer 
gemeinfamen Ueberſchwemmungsgefahr ausgeletten, im „Inundationsgebiet“ anſäſſigen 
Grundeigenthümer. Dieſe Verbände haben eine corporative Berfaffung und corporative 
Rechte, ftehen aber unter der oberften Yeitung und Aufſicht der Staatögewalt, welde jede 
neue Eindeihung, jede Errichtung, Veränderung und Aufhebung eines D. zu genehmigen 
bat und felbft zwangsweiſe herbeiführen fann, das Deihbaumefen, die Deichſchau, Die 
Deichvermögensverwaltung und die Deichpolizei fortlaufend beaufjichtigt und überdies zum 
Theil auch die eigentlichen Deicybeamten ernennt oder doch beftätigt. Der D. als folder 
wird dur das Deihamt vertreten, welches ſich regelmäßig aus den Deichver— 
waltungsbehörden (Deichgraf oder Deihhauptmann mit Deichichöppen, Schulgen 
oder Gefchwornen und techniſchen Beamten, wie Inipector, Kentmeifter u. |. w.) und den 
Deihrepräfentanten (gewählten Vertretern der Geſammtheit) zufammenfegt. Die 
Mitglievfchaft im Verbande ift eine auf Grund und Boden ruhende Zmwangspflicht und 
die Deichlaſt ericheint als eine unablösliche und öffentliche Neallaft, von der es feine 
Befreiung gibt („Kein Deich ohne Land, kein Yand ohne Dei“). Im Bezug auf die Ber: 
tbeilung der Deichlaft ift Das ältere Syftem der Kabel- over Pfanddeichung, 
wobei Jeder einen ihm zugemiejenen Theil des Deiches (Pfand, Kabel, Yoo8) zu bearbeiten 
dat, ziemlich allgemein dur das Syftem der Communiondeihung verdrängt, wobei 
die Genofjenihaft den Deich im Ganzen unterhält und nur die Koften verhältnigmäßig 
repartir. Nur bei aufßerordentlichen Gefahren (z. B. Sturmfluth, Eisgang) müfjen alle 
und auch die nicht grundbefigenden Ummohner mit Aufbietung aller Kräfte perfönlich die 
og. Nothhülfe leiften. Die Verabſäumung der Deichpflicht konnte früher den Verluſt 
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des eignen Yanded herbeiführen („wer nicht kann deichen der muß weichen‘), auch konnte 
man jich unter Aufgabe des Landes mittelft einer ſymboliſchen Einftetung eines Spatens 
von der Deichlaft befreien, während der, welcher den Spaten berauszog, das Grumdftüd 
erwarb, aber aud die rüdftändigen Laften übernahm. Diejes ſog. Spatenredt ift 
jegt meift fortgefallen, es findet aber eine fchleunige Zwangsvollſtreckung wegen rüdftän 
diger Deichlaften ftatt. Der D. hat ein freilich im öffentlichen Intereſſe ſehr beichränftes 
Eigenthbum am Deih und gegen feine Mitglieder ein Recht der Zwangsenteignung für 
Deichzwede. AS befondere Vorrechte des Deichweiens finden fich noch der uralte Deich— 
frieve, beſondere Deichgerichte und Deichftrafen, das Verbot der Pfändung von Deid- 
gerätbichaften und Concursvorrechte der Deichſchulden. 

Quellen: Die älteſten frieſiſchen Deichrechte bei v. Richthofen, frieſiſche Rechtsquellen 
288. 290. 345. 364. 504. Deichordnungen aus dem 16. u. 17. Jahrh. bei Hackmann, 
De jure aggerum. Stadae 1690, im Anhange. Oſtfrieſiſches Deich- und Sielredt im An- 
bange des Oſtfrieſ. Landrechts. Des Herzogthums Bremen Deichordnung v. 1743. Preuß. Gef. 
über das Deichweſen v. 28. Jan. 1848. Bair. Gef. über den Uferfhug u. den Schuß gegen 
Ueberfhwemmungen v. 28. Mai 1852. Oldenburg. Deiborbnung v. 8. Juni 1855. 

?ir.: Hackmann, De jure aggerum, Stadae 169. — Dammert, Das Deid- u. 
Strombauredt. 2 Thle. Hannover 1816. — v. Thünen, Begründung der beichrechtlichen Zu— 
ftände in der Herrfchaft Jever. Old. 1847. — Die Lehrbb. des deutſch. Priv.R. (bef. Runde, 
8. 113—123, Bejeler, $. 198) u. Landwirthſchaftsrechts G- B. Hagemann, —— 

O. Gierke. 

Delbrück, Ernſt Luther Berthold, geb. 28. Sept. 1817 zu Magdeburg, 
ſtudirte in Göttingen, Berlin und Halle, arbeitete ſeit 1845 am Kreisgerichte in Bergen 
(Rügen), wurde 1859 Appellationsgerichtsrath in Greifswald und ſtarb 17. Mat 1868. 

Schriften: Die Reform des Eivilprocefies durch Deffentlichkeit, Anwaltszwang und Schwur- 
ericht. Berl. 18419. — Die Uebernahme fremder Schulden nad gemeinem und Preußiſchem R. 

'erl. 1853. — Die dingliche Klage des deutſchen R. Yeipz. 1557. 

Lit.: Eberty, Ztihr. f vollsthümliches R. 1844. — Send, Jahrbb. f. Dogmatik II. 
1—57. X, 110 N — Ztſchr. f. deutſches R. XIV. 207— 262. XV, 125—150. — Kritiſech 
Ueberihau Bd. II. — Kritiſche Vierteljahrsſchr, Bd. X, ©. 2867— 295. 

Teichmann. 

Delegation: Nach den Röm. Quellen — ſpätere gemeinrechtliche find nicht hinzu— 
getommen und auch das H. G. B. enthält nichts darüber — Anweiſung des Erſten (Delegant) 
an den Zweiten (Delegat), dem Dritten Delegatar) zu leiſten. Dabei kann der Inhalt 
der Leiſtung ſowohl im abſtracten oder im individualiſirten Verſprechen beſtehen, als in 
Zahlen, Liberiren, Cediren, oder jonftigem Zuwenden. Auch die den Grund zur Bor: 
nahme der D. gebenden Berhältniffe zwifchen dem Deleganten und dem Delegatar und 
wieder zwiſchen dem Deleganten und dem Delegaten fünnen mannichfaltig verſchieden 
fein, namentlich können Schuldverhältniſſe zwiſchen denſelben ebenſo daſein wie nicht daſein. 
Durch die Zuſammenſtellung der D. mit dev Novation, insbeſondere durch die Zuſammen— 
behandlung beider in je einem Titel der Pandecten und des Coder, haben dieſelben 
Quellen den gemeinrechtlichen Theoretifern Anlaß gegeben zu engeren Definitionen: als 
mandatum cum noyatione; ald Auftrag an einen Andern, einem Dritten ein Verſprechen 
zu geben (Thöl, HR. I. 8. 128); als „Uebereintunft, durch welche ein beftehendes 
DObligationsverhältnig in der Weife gelöft wird, daf am die Stelle ded ausfcheidenden 
Gläubigerd oder Schuldners ein Dritter einrüdt” (Endemann, HR. $. 134). 
Salpıus will einen von dem zweileitigen mandatum zu unterjcheidenden einfeitigen 
iussus unter die Kriterien der D. ftellen. 

Es ift begreiflih, daß für ein Inftitut, welches fo viele einander mehr äußerlich 
gleichfehende als innerlich gleichartige Geſchäfte umfaßt, viel allgemeine Regeln nicht 
aufzufinden geweſen find; deſto intereffanter erfcheinen die einzelnen Geſchäfte, bald durch 
die allen Scharffinn herausfordernden Verwickelungen, bald dur die Schwierigkeiten einer 
juriftifchen Conftruction der Vorgänge. Nicht beffer als die gemeinrechtlichen Theorien 
ift die neuere Gſgb. mit dieſen Problemen zu Stande gefommen, indem fie weder 
dem generellen Delegationsbegriff größere praftiiche Bedeutung zu verichaffen, noch aus 
den einzelnen Delegationsipectes dauerhafte Rechtögebilve zu entwideln vermocht bat. 
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Das Pr. A. L.R. handelt bei den Anweiſungen von der D., und erfordert, daß bei 
einem Geſchäfte, wo der Angewiefene den Anmeifenden als Schuldner „völlig entläßt, 
und ftatt jeiner den Affignaten zum Schuldner annimmt“ die Einwilligung des Afjignaten 
binzutrete. Die D. wird hiernach als Eintritt in ein fremdes Schuldverhältniß bezeich- 
net, und zwar kann fie bald Gläubigerfucceffion fein bald Schuldnerſucceſſion. Für 
legtere Form enthält das U. IR. Feine näheren Beftimmungen, wie feine Vorſchriften 
über D. überhaupt dürftig, doc keineswegs bürftiger als die der andern Geſetzbücher find. 
It der Delegant Gläubiger de8 Delegaten und Schuldner des Delegatars, fo wird die 
Forderung des Delegatard ihrer Subftanz nad) zerftört, die Forderung des Deleganten 
bleibt ihrer Subftanz nach beftehen, der Delegatar rüct ein in Stelle des Deleganten, und 
zwiſchen dem Deleganten und dem Delegatar „hört alle Verbindung auf“. Bon der 
Novation umterjcheidet dieſe preußiſche D. praktiſch ſich dadurch, daß fie Vorzugs- und 
— die der Forderung des Delegatars an den Deleganten zukamen, nicht 
eſeitigt. 

Der Franzöſiſche C. eiv. beſpricht die D. im Abſchnitt de la novation, gleichwohl 
erkennt er auch eine D. an welche feine Novation bewirkt. Eine Novation tritt nur ein 
wenn zu dem Geſchäft, mit welchem der Schuldner feinem Gläubiger einen andern 
Schuldner gibt „qui s’oblige envers le erdancier,“ die ausdrückliche Erklärung des 
Glaͤubigers hinzukommt, „qu’il entendait decharger son debiteur qui a fait la d.“ 
Auch „la simple indication faite par le debiteur d’une personne qui doit payer 
& sa place“ jcheint als D. gelten zu follen; ja der C. eiv. kennt fogar eine D. du 
revenu net et libre der Immobilien des Schuldners, und geht damit alfo noch über 
die römischen Grenzen hinaus. , 

Das Oeſterr. ©.B. gebraucht den Ausdruck D. nicht, die wichtigften der zugehörigen 
Fälle werden unter der Rubrik Anweifung (Affignation) behandelt. Diefe wird als 
„Umänderung der Verbindlichkeit‘ definirt, „wenn der Schuldner einen Dritten an feine 
Stelle als Zahler ſtellt“, und damit zugleich von dem Neuerungdvertrag unterſchieden, 
der vorausjegt, daß die „Hinzukunft einer dritten Perſon“ nicht ftattfinde. Daß der 
Afignat nicht gleih ald Zahler, fondern zunächſt nur als Verſprecher geftellt werben 
tönne, wird nicht beſonders bewoorgehoben, wohl aber, wo dem Affignaten Zahlung an 
den Alfignatar nur in eben dem Maße aufgetragen wird wie er fie dem Affignanten 
ſchuldete, daß da die Affignation als Abtretungsurftunde gelten und eine Gefjion in fich 
begreifen Toll. | 

Auch das Sächſ. G.B. hat den Namen D. nicht aufgenommen, es handelt von den 
einſchlägigen Gefchäften, zumeift unter dem Titel „Anweiſung“, die es als den Auftrag 
definiert, daß ein Anderer (der Angewiefene) einem Dritten (dem Anweifungsempfänger) 
Geld oder andere Sachen leiften fol. Daneben kennt e8 eine novative D. die als Abart 
des Neuerungsvertrags aufgeführt wird. Aehnlich, doch etwas detaillirter, beſchrieb der 
Bayer. Entw. einen Theil der Delegationsgejchäfte bei der Schuldummandlung, und hat 
daneben der Anweiſung eine etwas jchärfere Form zu geben gefucht, „Bemächtigung bei 
einem Dritten eine beflimmte Zahlung auf eigene Rechnung zu erheben“. 

Duellenu. Fit: Fein, Beitr. .d. 2. v. d. Novation und Delegation (1850); v Sal- 
Pius, Novation und Delegation (1864). [T. D. de novationibus et delegationibus 46, 2. 
T.C. de nov. et del. 8, 41; Pr. A.LR. I. 16. $.251—299; C. civ. a. 1275 -77, 2212; 
Oefterr. A. B. G.B. $. 1400- 1410; Sächſ. B.6.B. 88. 1002—5, 88. 1328 — 38; Baier. Entw. 
I. 1, 4, 3, 4. 198. 205—8, II. 2, 15, W. 722—33.] Better. 

Delegation der Gerichtsbarkeit. Delegatio iudieis ift im fpäteren Röm. 
R. die Uebertragung der Gerichtsbarkeit feitens des Kaifers an bie höheren Beamten, 
B. den praefectus praetorio, die vicarii oder feitens diefer und ſeitens der ordent⸗ 
lichen höheren Magiftrate an andere Perfonen, um einen beftimmten Proceß zu verban- 
deln und zu enticheiden. Das Can. R. Hat die römischen Grundſätze benutzt und 
jedem iudex ordinarius (alfo dem Papft, den Erzbiſchöfen und Biſchöfen) die Befugniß 
beigelegt, für einzelne Fälle ihre Regierungsgewalt (iurisdietio) auf andere zu über- 

v. Loltzendorff, Rechtslexikon 1. 17 
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tragen. Im Gegenſatz zu der iurisdietio ordinaria, der mit dem Amt von ſelbſt 
gegebenen Regterungsgewalt, hieß Die durch befondere Uebertragung conftituirte, iurisdietio 
extraordinaria oder delegata. War der Inhaber einer ſolchen vom Papft beftellt, fo 
konnte er ſeinerſeits wieder eine weitere Uebertragung vornehmen (subdelegare), d. 
b; einen Suboelegaten beftellen. Eigenthümlich ift es, daß nah Can. R. dur die D. 
eine neue Inftanz unter dent Deleganten gefchaffen wird, alfo von dem Delegaten an den 
Deleganten, nicht an deſſen vorgelegte Behörde appellirt wird, Mit dem romaniſch— 
camoniftifchen Proceß wurde Diefes Syſtem der delegatio, defjen’ Bedeutung für die Ent: 
widelung des San. R. ſchon Th. I. ©. 131 befprocen ift, auch in Deutjchland recipirt. 
Aber wenn man demgemäß einerfeit8 dem Kaifer und den Yandesherren das Recht Delega- 
tionen oder Commiffionen zu ernennen, beilegte, jo mußte man doch da, wo man überhaupt 
das Eingreifen derjelben in die Juſtiz einzufchränfen fuchte, auch dieſe Befugniß befeitigen. 
So erlangten die deutjchen Reichsſtände jchon in der RK.G.O. von 1555 pr. 8. 1 em 
faiferliches Berfprechen, feine derjelben zuwiderlaufenden Commiſſionen beftellen zu wollen. 
Im Folge des Grundſatzes des heutigen Staatsrechts, daß der Inhaber der Gerichtsbarleit 
diefe nicht perfönlich ausüben und nicht in die Nechtöfprechung der Gerichte eingreifen darf 
und in Folge des Grundfages, daß Niemand feinem ordentlichen Richter entzogen werben 
ſoll, {ft die ganze Lehre für das heutige Proceßſyſtem unbrauchbar geworden, wenngleich 
die. Procegdoctrin ſich deffen erft im neuerer Zeit bewußt geworden ift. Der Beftellung 
bejonderer Gerichte fir einzelne Fälle bedarf es heutzutage nur noch da, wo das an fid- 
competente Gericht nicht verhandeln kann oder nicht dazu zu bewegen ift, fo wenn ein 
negativer Competenzconflict vorliegt, das betreffende Gericht inhabil oder ſuspeet ift, zur 
Leiſtung der Rechtshülfe nicht gezwungen werden fann oder ein gemeinjchaftliches Forum 
beftellt werben muß. Wenn in diefen Fällen die preufiiche Gigb. und der Nd. Entw. 
(8. 58) überhaupt, die franzöfifche und die hannoverſche Pre.O. theilmeife. (c. d. proc. 
a. 363. 368; bz. Pre. D. 8. 18) Das vorgejegte Gericht hierzu ermächtigen, vie legt: 
gedachten Gſgbb. aber auch theilweiſe (j. Conneritätöforum) ein für allemal ein Forum 
jubftituiren, ſo Liegt darin nur eine Verſchiebung der Competenz, nicht eine D., weil 
bier die eintretenden Gerichte nicht exft, wie bei der D., mit der Gerichtsbarkeit verjehen 
werden. P. Hinſchius. 


BDeliberationsfrift ift die einem zur Erbſchaft Berufenen zur Erklärung für 
Antretung oder Ausſchlagung einer Erbſchaft durch Gefes, vom Erblaffer oder auf Antrag 
fer es eigenen ſei es intereffirter Perfonen vom Richter geſetzte Ueberlegungsfrift (spatium, 
beneficium deliberandi). Für die Antretung einer Erbſchaft gibt es nach Juſtin. 
N. eine gelegliche Frift nicht, die Agnitionsfriften der bonorum possessio find nicht 
recipirt. Dagegen hat die vom Erblaſſer als Bedingung leßtwillig angeordnete, ſowie 
die vom Richter auf: Antrag von Gläubigern, Vermächtnißnehmern oder Nachberufenen 
gefetste Befinnungäfrift zur Folge, daß der Erbe, welcher ſich innerhalb derjelben nicht 
erklärt hat, im erftgenammten Yalle als Ausſchlagender, im letztgenannten aber als An- 
tretender behandelt wird; was freilich für den Fall beftritten ift, wenn Nachberufene den 
Antrag geftellt haben. Endlich kann dem Erben auf eignes Anſuchen eine Ueberlegungs: 
frift bewilligt werden. Die längfte Dauer der Frift erſtreckt fich in jedem Falle der Be: 
willigung für den Nichter über neun Monate, für den Landesherrn über ein Jahr nict 
hinaus. Auch auf Antrag eines Notherben, der das Teftament anfechten will, wird dem 
Teftamentserben eine D. geftellt, deren Wirkung um alle der Nichterflärung wiederum 
beftritten if. — Die gefegliche Weberlegumgsfrift der neueren Bart.R. müßte 
folgerichtig, je nachdem: der Erbichaftserwerb nach deutſchem Grundfag ipso jure erfolgt 
oder nach römiſchem Grundſatz der Antrittserflärung bedarf, dort als Entfagungs- hier 
als Antretungsfnift aufgefaßt werden; doch berricht darin keineswegs volle Conſequeng 
Die Dauer ift verfchteden beftummt, im Preuß. A. L. R. zu ſechs Wochen bzw. drei Monaten, 
im Sächſ. ©.B. auf ein Jahr (doc bei Antrag berechtigter Dritter auch fürzer, min: 
deſtens zwei Monate), ſtets gerechnet von der Kenntuiß des Anfalls. 
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Duellen u. Fit.: Witte im Nechtsler. I. 8.887 ff. Glück (Mühlenbruch), 41. 8. 277 ff- 
Baungerow, iv. Ard. 22. — D. 28, 8. C. 6, 30. 1.36. 8.2 C. 3, 28. Preuß. A. L. R 
1.9. 88. 353—412. 1. 12. 58.277. 366. Sächſ. ©.B, 98. 2250 fi. 2265 ff. C. eiv. ip a. E 

oz t. 

Denunciation im Strafproceh heit Die im Hinblid auf die Strafverfolgung über 
eine begangene ftrafbare Handlung, ohne oder mit Bezeihuung des Schuldigen, von einem 
Dritten bet der competenten Behörde erftattete Anzeige. Die Behörde iſt im Anflageproceh 
die Staatsanwaltſchaft, die D. kann aber auch bei den Polizeibehörden oder dem Unter— 
fuhungsrihter angebracht werden, die fie dann zu übermitteln haben. — Obwohl die D. 
im Hinblick auf die Verfolgung geſchieht, ft fie Do fein Strafantrag, nod weniger 
eme Anklage, da es der Staatdanwaltichaft überlaffen bleibt, trog der D. von einem 
Einſchreiten abzufehen. Die preuf. Str Pre.Dd. von 1867 verpflichtet indeß die Staats— 
anwaltſchaft in ſolchem Fall die D. eben wie einen Strafantrag mit Gründen zu be: 
Iheiden, gegen weldyen Beicheid der Denunciant im Auffichtöwege fich befchmeren, nach der 
Badischen Str. Pre.O., ſofern er der Berlegte ift, gerichtliche Entſcheidung fordern kann. 
Damit wird die D. aber m einen Strafantrag verwandelt, und wenn man fo ein 
Surrogat für ein allgemeines Anklagerecht der Privaten hat ſchaffen wollen, jo könnte ein 
ſolches doch nie jo weit ftatuirt werden, wie das Necht zur D. reicht. — Man theilt die De— 
nuncationen nach der Form in ſchriftliche over mündliche, bei letzteren bedarf es fo: 
fortiger Protocolftrung und Unterzeichnung deö Demmcianten. Ihrem Inhalt nach find fie [pe = 
crelle oder generelle, bei letsteren insbefondere ıft baldige VBernehmung erforderlich, um 
nähere Umftände und Bewersmittel zu erfahren. Sodann find fie öffentliche oder 
private, Erftere find die von Behörden und Beamten ausgehenden, die durch bloße 
Actenmittheilung erfolgen können. ine Verpflichtung zu ihnen befteht nur, ſoweit die 
Bergeben amtlich zur Kunde gelangt find, nad) der württemb. Str.Pre.D. mit Ausſchluß 
der Antragsvergehen. Private find Tolche, die von Privaten ausgehen, und dad franz. R. 
fordert hierzu, freilich ohne Strafprohung für die Unterlaffung, die Zeugen der That bei 
gewiſſen Vergehen auf. — Private D. find entweder namentliche, oder anonyme 
oder pfeudonnyme, je nachdem fie umter Angabe des Namens des Denunctanten ers 
felgen oder nicht. Das franz. R. kennt nur die erfteren, und ſcheint Die anderen geradezu 
ansſchließen zu wollen, indem e8 namentlich auch dem freigeiprochenen Angeklagten das Necht 
gibt, vom Generalprocurator die Nennung des Denumcianten zu fordern. Das Röm. R. 
und San. R. verbieten jeve Benutzung geheimer D., der Inquiſitionsproceß und die neueren 
Str. Pre.O., mit Ausnahme mdeR der preußiſchen Str. Pre.O. von 1867, bemühen ſich 
den Werth derſelben zu beftunmen. Zum Weberfluß für den erfahrenen Beamten. 
Anonyme D. berechtigen nur dann zur Verfolgung, wenn ihr Urheber ermittelt werden 
kann. Wo nicht, würde ihre Benutzung für die Verfolgung, Ba Perſönlichkeit und Motive 
des Denunctanten für die Beurtheilung der Schuld oder Unſchuld entjcheidend find, auf ein 
Privilegtum der Calumnie, auf Verlegung der materiellen Wahrheit und auf Beichränfung der 
Vertheidigung binanstommen. Zr den geheimen D. gehören auch diejenigen, die unter Zus 
fiherung der Berfihmweigung ded Namens erfolgen. Die preuß. Crim.O. von 1805 
für gewiſſe Fälle, die württemb. Str.Bre.O. unbeichränft ſuspendiren die Verſchweigung, 
wenn der Beichuldigte die Benennung fordert. — Der Werth des Denumctanten als 
Zeugen und die Zuläſſigkeit feiner Beeidigung find nach den comereten Umständen zu 
bemeſſen. — Der Denunciant ift ſelbſt bet ſchuldhafter D. erfakpflichtig, bei wiſſent— 
lich unwahrer (Calumnie) wird er in die veranlaften Proceßkoſten verurtheilt und der 
Criminalverfolgung unterworfen. — Anzeigen über erſt zu begebende Delicte gehören im 
Allgemeinen ins Polizeirecht. 

Quellen: Plinius, Epist., epist. Trajani 97. (ed. Keil. — ec. 21. $.1. X. de ac- 
eusat, 5, 1. — C. d’instr. a. 29 ss. 3598, C. p. a. 373. Loi 28 avril 1832. — Preuß. 
Erim.O. 1805 8. 113 fi. Str.Bre.D. 1967 8. 59 fi. 65. 443. — Bad. StrPred. 1564 
3.55 f. — Wirt Str.Pre.O. 1868. U. 68 ff. 

Lit.: Zacha riä, Str.Berf. Bd. 2 8. 72. — Höchſter, Fran. Str.Berf.. 8. 59. Stein 
in. BWarnkönig), ram. Rechtsgeſch. Bb.3 ©. 671. 674. — DOppenbof, Preuß. Berf. 
$.43. n, 12. 8. 47.n. 20.— v. Stemann, Preuß. Str.Berf. 5. 96. & Wieding. 
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Deo, Johannes de, geb. in Silves (Portugal), lehrte zu Bologna, wurde in 
Liſſabon Canonicus, fpäter (1253) vom Papſt als Richter in einzelnen Rechtsſachen 
verwendet. 

Schriften: Liber judieum (1246). — Cavillationes, Venet. 1567. — Comm. in Jo- 
annis arborem actionum — Decretum abbreviatum — flos Deeretorum Nor. 1483. — 
Casus Decretalium — Tabula decreti, decretalium; notabilia cum summis super titulis 
decretalium — Apparatus super toto corpore Decretorum — Fortfegung des app. des Hu- 

uiecio — Liber dispensationum — Liber pastoralis, poenitentialis, distinerionum — 
rbor versificata — Liber quaestionum — Chronica — Liber opinionum — Casus 
legum canonizatarum — Summa de sponsalibus — Rorlefungen über Decretalen — Comm. 
super novellis decret. — Catalogus haereticorum — l.iber primarius — De variis jur. 
—— materiis — Summa moralis — De abusibus contra canones — Epist. super pro- 
atione decimarum. 

Fit: Savigny, V. 465 — 486. Teihmann. 

Depofition ift nicht blos allgemein jede Hinterlegung, fondern namentlidy die Ab- 
lieferung von Geld oder anderen beweglichen Sachen an das Gericht zum Zwecke der 
Aufbewahrung. Eine Hauptveranlafjung zu derjelben tritt ein, wenn ein Schuldner die 
Erfüllung gar nicht oder nicht mit Sicherheit an den Gläubiger felbft leiften kann: ſei 
e8, weil derjelbe trog gehörigen Anerbietend die Abnahıne verweigert hat, ſei es, weil er 
unbekannt, abweſend oder vweräußerungsunfähig ift. Im allen ſolchen Fällen durfte der 
Schuldner den Schuldgegenftand bei den Römern verfiegelt im Tempel deponiren, 1. 1. 8. 3. 
l. 7. D. de usur. 22. 1. 1. 18. $. I eod,, und darf er heutzutage daſſelbe bei 
dem Gericht des Erfüllungsorts. Diefer Act hat dann die Wirkung, den Schulpner voll- 
ftändig zu befreien. Andere Fälle der gerichtlichen D. werden theil® durch Partei: 
anträge, theils durch Einfchreiten Des Richters von Amts wegen herbeigeführt. Das lettere 
tritt namentlich bei Mündelvermögen und den zu einer Concursmaſſe gehörigen Geldern 
gewöhnlich ein. Aber aud bei ftreitigem Befige oder vorläufiger Vollſtreckbarkeit eines 
Urtheils, gegen welches der Verflagte noch ein Rechtsmittel oder zum Separatproceſſe ver: 
wiefene Einreden geltend machen will, ıft eine D. gerechtfertigt. Ausführlicheres enthalten 
darüber die Part. R. Das Verhältniß, im welches dur die D. das Gericht zum 
Deponenten tritt, ift im Allgemeinen das cwwilrechtliche eines Depoſitars. Doch iſt die 
Haftung des Gerichts nicht auf eulpa lata beſchränkt, jondern durch feine Amtspflicht er- 
weiter. Daher find auch überall befondere Vorfchriften über die Einrichtung der zur 
Aufbewahrung beftimmten Näumlichkeiten (Depofitorien) und des damit zufammenbängen 
den Buch» und Kaſſenweſens getroffen. So namentlih in Preußen durch die Depofital- 
Ordn. vom 15. Sept. 1793. Nach derielben find Judicial- und Pupillendepofita ftreng 
getrennt ; für jeden Intereffenten wird ein Epecialdepofitum gebildet und die ihm zugehörige 
Mafie befonders aufbewahrt; nur die baaren Gelder werden thatlächlich zu einer Maſſe 
vereinigt und von da aus zinsbar angelegt. ine ſolche verzinsliche Ausleihung ift aud 
überall den Depofitalämtern zur Pflicht gemacht. Die hierzu angeftellten Beamten, To 
wie auch die Taratoren der für die Ausleihung genommenen Pfänder haben im Fall 
einer Nachläffigkeit für Schaden folidariih einzuftehn. Dagegen find andecerfeits die 
Eigenthümer des Depofitums zur Rückforderung nur gegen Entrichtung einer Depolital- 
gebühr und nicht zu jeder Zeit berechtigt. 

Lit: W. H. Puchta, Handb. d. geridtl. Verfahrens, 2. Ausg. 1832, Bd. II, S. 314 fi, 
und Deffelben: Dienft der beutichen Juftizämter, 1830, Th. II, S. 502 ff. Ed. 

Depofitum, Verwahrungs= oder Hinterlegungsvertrag, ift der, Neal: 
vertrag, der dadurch gejchlofjen wird, dak von dem einen Kontrahenten, Deponent, dem 
andern, Depofitar, eine bewegliche Sadye zur Aufbewahrung und fnter Verpflichtung zu 
individueller Nüdgabe übergeben wird; hatte der Depofitar die Sache ſchon in feinem 
Gewahrſam, jo findet fingirte Uebergabe ftatt. Der Deponent, der nicht Eigenthümer 
zu fein braucht, beſitzt durch den Depofitar, der nicht Eigenthümer fein darf. 

Der Vertrag ift auf den Vortheil des Deponenten berechnet und feinem Weſen nad 
unentgeltlich, was jedody mit einer freiwilligen Nemuneration nicht unverträglich iſt. Ge 
brauchen darf der Depofitar die Sache nicht. 
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1) Die Berpflidtung des Depofitars igeht auf Aufbewahrung in feinem 
Gewahrfam und Rücdgabe der Sade in Natur, in gehörigem Zuftande wie empfangen, 
und mit allem Zubehör. Iſt Rücgabe in dieſem Maße oder überhaupt nicht möglich, 
fo haftet er, da er feinen Nugen aus dem Geſchäfte zieht, in der Negel nur für grobes 
Verſchulden; für leichtes Verſchulden aber, wenn er ſich hinzugedrängt hat, ſowie wer 
er ausnahmsweiſe Vortheil davon hat, oder wenn er durch befondere Verabredung dieſe 
ſchwerere Berantwortlichkeit übernommen bat. Dafür fteht dem Deponenten die actio 
depositi direeta zu, weldie Infamie des condemnirten Depofitard bewirkt, und wogegen 
weder Gompenfation, noch, der richtigeren Anficht zufolge, Netention, nicht einmal wegen 
nothwendiger Verwendungen, ftattfinden kann. Hat der Depofitar ohne grobes Verſchulden 
die Sache weiter deponirt, Jo befreit er fi dur Ceſſion der Klage. Der Erbe, der in 
gutem Glauben veräußert hat, braucht nur den erhaltenen Preis oder die Klage auf den 
Preis abzutreten. 

Einen Gegenanfprud kann der Depofitar geltend machen vermittelft actio de- 
positi contraria, als Wiederflage oder jelbftändig, wegen Verwendungen und behufs 
Erſatzes des durch Berichulden des Deponenten verurfachten Schadens. 

Diefelben Grundfäge find im Allgemeinen in ben neueren Gſgb. anerkannt, 

ihungen fommen nur in einzelnen minder wichtigen Punkten vor. So nimmt das 
(hierin beſonders detatllirte) A. Br. ER. Verwahrung auch unbeweglicher Saden an, und 
verlangt vom Depofitar diligentia quam suis, jedoch mit der ausbrüdlichen Erklärung, 
daß bei entftehender Gefahr des Verlufts der Verwahrer berechtigt fein foll, feine eigene 
Sache der ihm amvertrauten vorzuziehen. Auch hat nah Preuß. N. der Depofitar ein 
Retentionsrecdht für feine Auslagen und Bemühungen. Auch der C. N. ſchließt fih im 
regelmäßigen , Tog. freiwilligen Hinterlegungsvertrag mit ähnlichen Modificationen dem 
gem. R. an. Der Deponent muß Eigenthimer fein, oder e8 muß wenigftend der Eigen- 
tbümer ausdrücklich oder ſtillſchweigend eingewilligt haben. 

2) Ein befonderer Fall von D. ift, wenn dafjelbe durch plöglichen Nothſtand, tu- 
multus, ruina, incendium: Plünderung, Einfturz, Feuersbrunſt, Schiffbruch, veranlaft 
worden iſt. Da erheiſcht das Intereſſe der öffentlichen Sicherheit einen wirkſameren 
Schub, als in den gewöhnlichen Fällen, im welden der Deponent feinen Depofitar frei 
und unbefangen wählen faun, daher einen etwaigen Vertrauensmißbrauch feitens des Ge: 
wählten theilweiſe ſich ſelbſt anrechnen muß. So gab das Röm. R. in diefem Falle 
eines ſog. depositum miserabile eine Klage auf doppelten Erſatz. Auch im Pr. AR. 
wird dieſer Fall ausgezeichnet; ebenfo im C. N. als depöt necessaire, insbeſondere 
durch Erleichterung des Beweiſes. 

Ebenfalls unter den Begriff des depöt nécessaire gehört Die Hinterlegung der 
Eifecten won Reiſenden in den Wirthshäufern, wo fie abgeftiegen find und wohnen; den 
Gaftwirthen werden in diefer Beziehung aud die Vermiether von chambres garnies an 
Reifende, wohl auch die Badewirthe, nicht aber die Kaffeehaus oder Reftaurationg- 
inbaber gleichgeftellt. Derartige Hinterlegungen wurden im Röm. R. nicht ald D. be- 
handelt, fondern gaben zu zwei eigenen Klagen Beranlaffung: die eine, actio de recepto, 
nautae caupones stabularii ut recepta restituant, auf Zurüderftattung der Sache 
reſp. Condemnation auf den Werth, ohne Rüdfiht auf Verſchulden des belangten Gaft: 
wirths (Schiffers, Stallhalters u. dgl.) oder feiner Yeute; die andere in factum, auf 
doppelten Erſatz, wenn die Sache von dem Gaftwirthe felbft oder won feinen Peuten oder 
auch von ſolchen Perfonen, welde im Wirthshaufe bleibend wohnen, entwendet oder be- 
ſchädigt oder vernichtet worden iſt. Es ift keineswegs nöthig, daß der Reifende Eigen- 
thümer der Sache fer; es genügt, daß er irgend ein Intereffe daran hat. Der Wirth 
darf ſich übrigens dieſe Verantwortlichkeit wegbedingen. Die darauf bezüglichen ähnlichen 
Beſtimmungen des A. Pr. EN. (IL, 8. 88. 444 ff.) ftehen auch mit dem Verwahrungs- 
vertrage in feiner Verbindung. 

‚3) Die Neueren bezeichnen als unregelmäßiges D. eine Ausdehnung des Be— 
griffs des D., in dem Falle nämlich, wenn fungible Sachen, 3. B. Gel, in dem Sinne 
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binterlegt werden, daß nicht individuelle, ſondern nur generelle Rüdgabe (tantundem 
ejusdem generis) erfordert wird, womit felbftverftändlich dem Depofitar das Recht des 
Gebrauchs eingeräumt ift, wogegen er aber aucd Die Gefahr zu tragen bat. Dadurch 
bleibt aber dieſes Geichäft vom Mutuum unterichieven, daß es im Intereſſe des Gebers 
umd nicht im Intereſſe des Empfängers ftattfindet. So fünnen auch Zinfen jowohl ex con- 
ventione (ex pacto adjecto), als ex mora mit der actio depositi eingeflagt werben. 
Daß das D. einer Summe Geldes nur ein unregelmäßiges fein ſoll, wird ſtillſchweigend 
verftanden, wen dieſe Summe unverſchloſſen hinterlegt wird. 

Quellen: D. XIII, 1. C. IV, 34. A. Pr. L. R. 1, 14, 8. 1 fi. — C. N. 1915—1963. 
, Lit: ©. im Allg. Koch, UI, 371 fi. — Ueber D. irregulare in$befondere: Neuftetel 
in Neuftetel'8 und Zimmern's römiſchrechtlichen Unterfubungen, I. Schmidt im ci. Ard. 
XXX. Endemann in Goldihmidts Ztihr. für H.R., IV. — Schaffrath, Praftiiche Ab- 
bandlungen, leugnet die Realität diefes Begriffs. Rivier. 


Depotgeichäft, Depotwechſel. Der Name „D.“ (au „Depofiten-, Hinter: 
Legung! =, Dedungs=, Verlag, Verſicherungs-, Lombard-Geſchäft“) umfaßt eme Reihe 
von Geſchäften, denen insgeſammt die Abfiht zu Grunde Liegt, ein Capital, beftehend in 
Waaren, Wertbpapieren oder Geld, direct oder indirect nugbringend oder wenigftens ges 
fihert anzulegen. Das Letztere wird am einfachften dadurch erreicht, daß man das Ga- 
pital einem Anderen, im Handel gewöhnlich einer Bank, als depositum regulare oder 
irregulare übergibt und zwar im Falle die Rückgabe der übergebenen Sache in speeie 
bedungen ift, gewöhnlich mit Koften, alſo lediglich geſichert, nicht nugbringend, im Fall 
aber nur generelle Nüdgabe (reddere tantundem ejusdem generis oder hierfür Geld: 
zahlung) vereinbart ift, gewöhnlich auf furze Kündigung und gegen mäßige Verzinfung, 
zum Gebraud des Depofitard und zum Nugen des Deponenten. Der bei dieſem Ge— 
Ihäft im die Hand des Depofitard gegebene Capitalswerth kann die ökonomiſche Baſis 
weiterer Geſchäfte werben, in welchen der Tepofitar dem Deponenten auf Grund des bei 
ihm binterlegten, ihm Sicherheit bietenden Capitals creditirt. Die deponirten Wertbe 
nehmen dadurch die Natur des Pfandes an und und zwar a) eined nach Den gemein 
bzw. handelsrechtlihen Beftimmungen über Fauſtpfänder zu behandelnden pignus, 
wenn das Eigenthum an der deponirten Sache in der angedeuteten Weiterbenügung des 
deponirten Gapitald jo erhalten und feftgebalten wird, wie beim depositum regu- 
lare (D. im e. ©., eigentliches Lombard-, Verſatz-, Verpfändungsgeſchäft); (bei 
Berpfändung von Ordre- oder Inhaberpapieren Tiegt die Annahme eines der römischen 
fiducia entſprechenden Rechtöverhältniffes nabe, 1. v. Hahn, Comm. 3. H.G. B. Br. L. 
S. 112) oder b) das depontrte Capital hat mit dem Pfande Lediglich den Zwed, Sicher: 
beit für Forderungen zu bieten, gemein und gebt jubftantiell in das Vermögen des De— 
pofitard über, während der Werth deſſelben als Sicherung und Dedung für eine fünftige 
oder bereits beftehende Forderung des Depofitars an den Deponenten (bier auch zur ans 
ticipirten Tilgung derfelben durch Zahlung) verwendet wird. Durch den (handelsrechtlich 
wenigſtens) zu präfumivenden Untergang der actio depositi in diefem letteren falle 
nimmt diefer, wenn Geld oder dem gleichſtehende Werthpapiere übergeben wurden, juriſtiſch 
die Natur eines Darlehens an und wird kaufmänniſch aud als ſolches behandelt, 
wenngleidh der Name Depot und Depofitengeld feftgehalten wird, |. Thal, HR. Bo. J. 
©. 589, 8. 111 u. N. 9 hierzu. Die Deponirung von Capitalien (namentlich an Ban: 
fen) bat ſehr gewöhnlich feinen andern Zwed, als den Depofitar (uneigentlicen Sinne 
im Falle b) durd die hierdurch gebotene Sicherheit zur Eröffnung eines Credits, 
zur Ucceptation der auf ihm gezogenen Wechfel und Anweiſungen u. | mw. für den De 
ponenten zu bewegen; denn durch diefe „Depofiten in Gontocorrent“ ift der be 
zogene Depofitar für die von ihm gegebenen Accepte gededt, 1. unter „Deckungögeſchäft“, 
namentl. 1. d. Weber Depofiten in Gontocorrent 1. R. Hildebrand in B. Hilde— 
brands Yahrbb. f. Nat.Oek. und Statiftil, Bd. 8, 1867, ©. 132 ff. und die dort 
cit. Yiteratur. Ueber das Verfaggeihäft mit Staatspapieren |. Bender, Verkehr mit 
Staatspapieren, II. Aufl. $. 101 ff, ©. 474 ff., über die Pflicht, bei gelunfenem Curs 
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der deponirten Papiere Nach ſchuß zu geben, |. ebenda ©. 482 ff. Hinfichtlih der Ver— 
äußerungen der Pfänder gilt num U. 310, 311, für Banten U. 312 des A. D. H. GB. 
An den in Depot gegebenen Waaren und Werthpapieren ift ein (kaufmänniſches) Re— 
tentionsredht nur mit Beobachtung des Abf. 2 des U. 313 möglih, |. v. Hahn, 
Comm. 3. 9.6.8. Bo. II. ©. 134. Ueber das TDepofitengeihäft überhaupt ſ. Ende- 
mann, HR. 88. 142, 146. IV. 

Depotwechſel find Wechfel, welche über Depofitengelver ausgeftellt find; fie dienen 
dem Deponenten zu feiner Sicherheit hinfichtlich des deponirten Capitals (oder vielmehr des 
Darlehens), find in der Regel (aber nicht immer) eigene Wechjel, weshalb dieſe auch 
Depofitomechfel im uneigentlichen Sinne genannt werden (ſ. unt. „Eigenwechſel“), bieten 
feine bejonderen juriftiihen igenthümlichfeiten dar und find, von der Girculation ge— 
wöhnlich ausgeſchloſſen, im eigentlichen kaufmänniſchen Berkehre wenig gebräuchlich. 

Lit: Einert, WR, S.507 fi. Kunke, W.R., ©.69. 74 NRenaud, WR, S 109— 
110, Note 1. Thöl, WR, ©. 573. Gareiß. 

Dejervitenjahr (annus deservitus), d. h. der Anſpruch der Erben des Pfrün— 
deninhabers auf einen entiprechenden Theil der Amtseinfünfte des Jahres, in welchem der 
legtere geftorben ift. Für die nähere Berechnung diefes Anſpruchs fommt die in der Natur 
ver Sache begründete Regel zur Anwendung, daß das Dienftjahr mit dem Tage des 
Amtsantritted des Berftorbenen beginnt und von dem zu einer Maſſe anzuichlagenden 
Amtseinkommen des letten Jahres ein der Zeit von Beginn des Jahres bis zum Todes- 
tage entjprechender Antheil den Erben überwiefen wird. Particularrechtlich gelten aber 
vielfah andere Beſtimmungen, fo enticheiden 3. B. in Preußen die allgemeinen civilrecht 
lichen Regeln über den Nießbrauch. Auch befteht vielfach, ſowohl in der Fathofifchen, 
wie in der proteftantiichen Kirche die Vorichrift, Daß den Erben ober beftimmten Katego— 
vier dieſer, außer den wirklich verbienten Früchten, noch die Einkünfte eines gewiffen 
Zeitraums, eines Monats, eines Vierteljahres (Sterbe-Monat-Quartal) oder gar ſämmt— 
liche Einnahmen des ZTodesjahres zu gute kommen. P. Hinſchius. 

Devalvation ift die Herabſetzung des Nennwerthes einer beſtimmten Münzforte 
durch die Staatsgewalt. Dieſelbe hat auf die früher entſtandenen Geldforderungen den 
Einfluß, daß dieſe nicht mehr durch Zahlung der ausbedungenen Quantität der beſtimmten 
Geldſtücke getilgt werden, ſondern daß fo viel Stücke mehr gezahlt werden müſſen, als 
erforderlich ſind, um den Werth herzuſtellen, welchen die verabredete Summe zur Zeit der 
Entſtehung der Forderung hatte. Dieſen für das gem. R. maßgebenden Grundſatz hat 
das Sächſ B. G. B. ı$. 668) gleichfalls aufgeſtellt, während das Preuß. A. L.R. (Th. I. 
Tit. 11. 8. 790), das Oeſterr. G.B. ($. 988) und der C. N. (a. 1895) beſtimmen, 
dag der Schuloner ſtets nur die verabredete Quantität der vereinbarten Geldſtücke zu 
keiften hat. Durch den Wiener Münzvertrag vom 24. Yan. 1857 (A. 13. 15) ift eime 
ſolche Herabſetzung für unftatthaft erklärt worden. Häufig ift die Herabfegung nur eine 
ftantliche Anerkennung des geringeren Curswerths einer Münze. 

Fit.: Savigny, Das Obligationenredt I. S, 455 ff. ©. 482 fi. Goldſchmidt, 
Handb. des HR. I, 2. ©. 1138 f. Lewis. 

Devolution bedeutet im Can. R. im Allgemeinen den Webergang der Befugniß 
zur Bornahme einer Handlung von dem competenten firchlien Beamten an die diefem 
vorgejegte Inſtanz. Bon praftiicher Bedeutung ift der Begriff für die Befegumg der 
firhlihen Beneficien und auf dem Gebiete des Procefjes. Im erfterer Hinficht gilt ver 
Grundſatz, daß wenn der collationsberechtigte Beamte die Bejegung Des Amtes nicht den 
canoniichen Beitimmungen gemäß vornimmt (alſo 3. B. die vorgeichriebene Friſt nicht 
inne hält), iure devolutionis eine jog. provisio extraordinaria durch den nächſt höheren 
Beamten erfolgt, jo denolvirt 3. B. Das Beſetzungsrecht der vom Capitel zu vergebenden 
Pründen an den Biſchof, der von dieſem zu verleihenden Beneficien an den Erzbiichof, 
und der von letterem zu conferirenden an den Bapit. Für die Ausübung der devolvirten 
Befugniffe gilt der Grundfag: devolutio fit cum qualitatibus et personis quae 
erant in prima collatione, d. h. der aufßerorventlicher Weiſe eintretende Beamte ift an 
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diefelben Regeln gebunden, wie der eigentlich Berechtigte, widrigenfall® die Belegung von 
ihm am die nächſt höhere Inftanz devolwirt. — Für den Proceß kommt der Begriff der 
D. bei den Nechtömitteln zur Sprade. Devolutive Rechtsmittel werden ſolche genannt, 
welche die Sadye zur Entſcheidung an den vorgeſetzten, nächſt höheren Richter bringen. 
Nah Can. R. und nah dem gem. Giv.Pre. find dies die Appellation,, reſp. Ober: 
Appellation, particularrechtlih die Appellation oder Berufung (in Preußen, Frankreich und 
Hannover), reip. das die Ober-Appellation in Preußen erfegende Rechtsmittel der Reviſion. 
Während nah Can. R. der Oberrichter die einmal an ihn devolvirte Sache bis zur 
vollftändigen Erledigung behielt und fie nur in dem Fall der Beftätigung eines mit der 
Appellation angefochtenen Zwiſchenbeſcheides an den Unterrichter vemittiren follte, hat der 
gem. Pre. die Dauer und den-Umfang der D. darauf beichränft, daß der Oberrichter 
für die Kegel allein über die erhobenen Beſchwerden erkennt. 

Yit.: Th. Kremski, De iure devolutionis in providendis benefieiis diss, inaug., 
Berolini 1853. P. Hinſchius. 

Devoti, Giovanni, geb. 1744 zu Rom, ſtarb als Titularerzbiſchof von Gar: 
thago 1820. 

Er fhrieb: Juris canon. libri V, Rom. 1803. 1827. — Instit. canonicae, Rom. 1781 
Leodii 1860. 

rit.: S. Erfh und Gruber. Teihmann. 

Diakonat. In der apoftolifhen Zeit waren die Diafonen kirchliche Be— 
amte, welche im Gegenſatz zu den Biſchöfen und Aelteften mehr zu äußerlichen Functionen, 
namentlich bei der eier des Gottesdienftes, bei der Armen- und Krankenpflege und bei 
der Bermögens = Verwaltung beftellt wurden, daneben aber auch zur Ausbülfe in der 
Lehre und Zucht gedient zu haben jcheinen. 

Heute bildet der D. in der katholiſchen Kirche die zweite von den jieben Stu— 
fen, auf denen die potestas ordinis Lehr- und Weihegewalt) wirffam wird (presby- 
teri, diaconi, subdiaconi, acoluthi, exoreistae, leetores, ostiarii). eine früberen 
Funetionen find indeß über die auf den fünf letteren Stufen ftchenden Gleriter vertbeilt, 
die in ihrer Gefammtheit als jog. ministerium dem sacerdotium, d. h. den Bilchöfen 
(vollendete Priefterthum) und einfachen Prieftern (abgeleitetes Priefterthum) zur Seite 
treten. Im Uebrigen beruht der D. ebenfo wie der Presbyterat auf göttlicher Einfegung, 
während die aus ihm abwärts entwidelten Stufen lediglich juris humani find, er wird 
demgemäß zu den ordines majores s. sacri gerechnet und legt die unbedingte Cölibats— 
Verpflichtung auf. 

Die reformirte Kirche hat das Imftitut der Diakonen (Pfleger) wieder belebt. 
Ihr Beruf ift die Armenpflege. Mit den Predigern und Aelteften bilden fie Das Pres- 
byterium der Gemeinde. Im Diefer Geftalt find fie bei den neuen Verfaſſungsbildungen 
» mehrfach auch in die lutheriſche Kirche übergegangen, die, abgeſehen hiervon, den 
Namen Diakon nur als einen von der Firchlichen Qualification unabhängigen Rangtitel 
der Geiſtlichen fennt. 

Lit: Richter, ER., SS. 103, 161. Phillips, Lehrb. des K.R., I. 8. 56. Bidell, 
Geh. des KR, 8. 73 fi. Hübler. 

Diaten. Die Frage, ob den Mitgliedern gefegebender Körper für Reiſe- und 
Tagestoften eine Entſchädigung gewährt werden jolle, und wie dieſelbe zu normiren fei, 
ift von der Gſgb. und Yiteratur in jehr verſchiedener Weile beantwortet worden. 

In England murden zwar int M.A. den Mitgliedern des Unterbaufes ſeitens 
der Wahlförperichaften geſetzlich beftimmte Entichädigungen gezahlt, feit dem 16. Jahrh. 
haben jedoch Ariſtokratie umd entry allmälig darauf verzichtet, und feit der zweiten 
Revolution find D. in England unbefannt; ein Parlamentsſitz, weit entfernt Einkünfte zu 
gewähren, nötbigt wielmehr bei der Bewerbung und während der Dauer zu umfafjenden 
Ausgaben für Wahlbeftehungen und gemeinnütige Beranftaltungen des Wahlbezirks (vgl. 
Naffe, Die ſociale Zufammenfegung des Hauſes der Gemeinen in der Zeitichr. für die 
gel. Staatswiſſenſch. Bd. 22 (1866), S. 234 fi.). 
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In Frankreich hat man mehrfach verfucht, die englifhe Einrichtung nachzuahmen, 
jo in den BVerfaffungen von 1814 und 1852, jevod, ohne dauernden Erfolg. (Batbie, 
TraitE de droit public et administratif, T. III. (1863.) ©. 417 ff. Die Diction- 
naires von Block geben feine näheren Aufjchlüffe. 

Bei Gelegenheit der Stiftung des Nd. Bundes ift dann das engliiche Syſtem 
gegen die bisherige deutiche Gewohnheit audy auf deutichen Boden verpflanzt. Der A. 29 
des Entw., „die Mitglieder des Reichstages Dürfen als Solche feine Beloldung oder 
Entihädigung beziehen”, wurde zwar bei der erften Yelung durch die mit wenigen Stim- 
men Meajorität bewirkte Annahme eined gegentheiligen Amendements (Weber und 
v. Thünen) verworfen. Als aber bei der Schlußberathung die Regierungen von der 
Wiederberftellung dieſer Beftimmung de8 Entwurfs das Zuftandefommen der ganzen Ver: 
fafjung abhängig machten (neben der Sicherftellung der Heereseinrichtungen), To erfolgte 
die Annahme der urſprünglichen Beſtimmung (jegt A. 32) mit großer Majorität. Es 
find zwar in den Jahren 1868 und 1869 feitend des Abg. Waldeck Anträge auf 
Verfafjungsänderung im Stimme von Diätenzahlung geftellt, aber beive Male in der 
Schlußabſtimmung mit jehr geringer Majorttät verworfen worden; im Jahre 1869 war 
bei der erften Abjtimmung jogar eine Majorität für die Verfaffungsänderung (109:94) 
vorhanden. Uebrigens bietet der A. 32 feine Handhabe dar, um die Annahme von Uns 
terftügungen ſeitens der Wählerjchaft zu verbieten (G. Meyer, Grundzüge des N. 
Bundesrechts (1868), ©. 99 f.; Thudichum, Verfaſſungsrecht des Nd. Bundes (1869), 
©. 208 ff.). Nah $. 14 U. 9 des Vertrags vom 8. Yuli 1867, die Fortdauer des 
Zoll- und Handelövereins betr., dürfen auch die Mitglieder des Zollparlaments als ſolche 
keine Bejoldung oder Entichädigung beziehen. 

Unter den Theoretitern ift 8 John Stuart Mill, ver fih im neuerer Zeit am 
entichiedenften gegen D. ausgeſprochen hat, indem er fie unter Anderem ein immerwäh— 
rendes Zugpflafter nennt, auf die übelſten Seiten der menſchlichen Natur gelegt, und in 
der Steigerung zwilchen Kleon und dem Wurſthändler bei Arıftophanes ein treffendes 
Spottbild deſſen erblidt, was die Einführung von D. zur Folge haben würde. (John 
Stuart Mill, On representative government, Chap. X am Schluß.) Aehnlich Röß- 
ler, Studien zur Fortbildung der Preuß. Verfaſſung. Zweite Abth. (1864 ) ©. 213 ff.: 
„Die drei Thaler reichen hin, die Concurrenz der Bewerber für jeden Abgeordnetenfig mit 
einer Menge Perſonen zu vergrößern, die viel beffer dem Abgeorbnetenhaufe fern blieben“. 
Bel. aut Tocqueville, De la d@mocratie en Amerique, 14me edit. Paris 1864, 
T. 1. ©. 13, 44 ff, 71 ff, der das Verhältniß beiolveter Aemter zur Demokratie nad 
umfaffenderen Gefichtspunften erörtert. 

In vielen Yändern werden wenigftens den Mitgliedern der erften Kammer feine D. 
gezahlt. So insbelondere in Preußen laut A. 68 der Verfaſſung; ed hatte indefjen die 
Verfaſſungs-Commiſſion der Nationalverfammlung für beide Kammern D. verlangt, und 
bet der Revifion wurden verichiedene Anträge geftellt, um den ſämmtlichen Mitgliedern 
der erften Kammer, oder den gemählten oder den ausmärtigen Mitgliedern derfelben D. 
und Reiſekoſten zu bewilligen (v. Nönne, Berfg Urf., 3. Aufl. 1859, ©. 140). So 
auch in Bayern nah U. 30 des Wahlgejeged vom 4. Juni 1848. Im andern Ländern 
bezieht fich Die Diätenlofigkeit der erften Kammer nur auf gewiſſe Kategorien von Mit- 
gliedern, in Sachſen (VerfgUrk. v. 1831 $. 120) nur auf diejenigen, welche vermöge 
erblichen Rechts oder als Abgeordnete der Capitel und der Univerfität erfcheinen, nad) 
der früheren Kurheſſ. Verfaſſung (Verfg. v. 1831 8.69) nur auf die Prinzen deö Kur: 
hauſes und auf die Standesherren. Im noch andern Yändern endlich erhalten alle Mit- 
glieder der erften Kammer D. und Reifekoften, fo in Würtemberg (Verfg. Urk. von 1819 
$. 194), in der Nordamertfaniichen Union und der Schweizeriichen Eidgenoſſenſchaft fo: 
wohl Hinfichtlih der Vertretung der Gefammtheit ald aud der Eingelftaaten, endlich in 
Frankreich. (Nordamerifan. Umonsverfaffung A. I, Sect. 6 8.1. Niüttimann, Das 
Nordamerifan. Bundesſtaatsrecht verglichen mit den politiichen Einrichtungen der Schweiz, 
Züri 1867, Th. I, ©. 164 ff. Batbie, a. a.O II. 417 ff.) 
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Dagegen werden regelmäßig den Mitgliedern der zweiten Kammer, oder in Klein— 
ftaaten den Mitgliedern des Yandtags überhaupt D. gewährt; doch wird in manchen 
Yandern die Zahlung von dem Umftande abhängig gemacht, daß die Mitglieder nicht an 
dem Drte der Berfammlung felbft wohnen, jo in Belgien (Berfg.Urf. von 1831 A. 52); 
ſo ferner in Bayern Wahlgeſ. vom 4. Juni 1848 U. 30), in Sachſen (Berfg.Urf. von 
1831 8.120), in Würtemberg (Verfg.Unf. von 1819 $. 194), in Luxemburg (Berfg.Gel. 
von 1848 U. 77); ein derartiger Antrag wurde auch bei der Revifion der Preuf. 
Verfg.Urf. von dem Plenum der erften Kammer wiederholt angenommen, von der zweiten 
jedod) verworfen, Die e8 nicht für angemefjen hielt, in das Staatögrundgefeg eine E ſehr 
in das Detail gehende, nur wenige Perſonen treffende Beſtimmung aufzunehmen, und auch 
materiell mit der Intention der erſten Kammer nicht einverſtanden war, weil ſie annahm, 
daß die Gleichſtellung der Kammermitglieder unter ſich wichtiger ſei, "als die durch jene 
Ausnahme zu erzielende geringe Erſparniß (v. Rönne, Berfg.Urf., S. 166 f.). In Al 
tenburg (Grundgeſ. von 1831 $. 246) und in Oldenburg (Rev. Staatögrundgeleg vom 
22. Nov. 1852 U. 164 $. 2) erhalten die am VBerfammlungsorte wohnhaften Abgeord- 
neten die Hälfte der Tagegelber. 

Während in den meiften Yändern die Entſchädigung in Tagegeldern gezahlt wird, bie 
meift jehr mäßig bemefjen find, ein Syſtem, welches in Deutſchland das ausſchließliche if, 
jo ift Dagegen neuerdings in Nordamerika und in Frankreich die Entſchädigung in einer 
Pauſchſumme firirt. Diefelbe beläuft fi in Nordamerika feit 1866 auf 5000 Dollars, 
es werden zwar für Berfäumnifje Abzüge gemacht, e8 ijt aber dennoch vorgefommen, daß 
Jemandem, der ſich erſt am legten Tage der Seſſion präfentirte, 2000 Dollars ausge: 
zahlt wurden; Daneben werden Reiſeentſchädigungen gewährt, die zwar neuerdings herab: 
gefett, aber noch immer unverhältnißmäßig hoch find ſRüttimann, a. a. O. J, ©. 164 ff.). 
In Frankreich beträgt nad dem Senatusconfult vom 25. December 1852 die Entſchä— 
Digung für die Deputirten des corps legislatif monatlich 2500 Fres. während der Selfion; 
die Senatoren haben ihr Amt Lebenslänglid und erhalten jährliche Dotationen von 
30,000 Fred. Batbie, a. a. DO, ©. 417 ff.) welde jedoch durch die nenefte Ver— 
fafjungsänderung für die fünftig zu ernennenden Senatoren auf die Hälfte ermäßigt find. 

Unter den theoretiſchen Bertheidigern der D. mag Dahlmann hervorgehoben mer: 
den: „Sie verbürgen dem Volke, daß feine Wahlkammer dem bürgerlichen Verdienft auch 
ohne das Geleit des Neichthums offen fteht. Mögen fie diefen oder jenen Untüchtigen 
anloden, viel Ihlimmer doc, wenn in Ermangelung derjelben am Ende der Mindeſtfor— 
dernde zum Abgeoroneten gewählt würde”. (Dahlmann, Politik, 2. Aufl. 1847, 
©. 170.) 

Fit: Eimgelnes bei Zachariä, Deutfches Staats» und Bundesrecht, 3. Aufl. 1863, 1. 
659. Zöpfl, Grundſätze des gem. deutſchen u 5. Aufl. 1863, IT. 365. — Bözl, 
Abgeordnete in Bluntſchli's Staatswörterbud, I, 6 ff. Ernſt Meier. 

Diebitahl. Der Begriff und feine: Elemente: D. ift die Wegnahme einer 
fremden beweglichen Sache (von Taufchwerth ?) aus der Innehabung eines Andern wider 
defjen und des Eigenthümers Willen, mit Kenntniß aller angegebenen Umftände, obne 
Bezugnahme auf ein Forderungsreht und ohne Yeiftung eines Gegenwerthes, um dieſelbe 
ſich —* zuzueignen. 

1) Gegenſtand deſſelben iſt hiernach a) eine törperliche Sache. Daher das 
Ein usus und das furtum possessionis des Röm. R. nicht zum D. im heutigen 
Sinn gehören. Daher ferner der jog. literariſche D. von demfelben zu unterjcheiben iſt. 
Dagegen iſt an Gas em D. möglich (anderer Meinung Mittermaier, Temme, 
Dijenbrüggen). b) Eine bewegliche Sade. Daher gehört das heimliche Abpflügen 
fremden Eigenthums nicht hierher. Dagegen kann die Pertinenz einer- unbeweglichen 
Sache ebenio wie eine zum Behuf des D. erft beweglich gemachte Sache zweifellos Gegenftand 
des D. fein. Der cwiliftiiche Begriff der beweglichen Sache ift hier einflußlos ce) Eine Sache 
von Taufchwertb? Dafür Sachſen, das die Entwendung von Sachen „ohne Schätzungs— 
werth“ unter befondere Beſtimmungen zieht ($. 330), dann Defterreih und Würtemberg 
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(wenigftens nad der Praris). Ebenio England. Dagegen Preußen (Oppenboff zu 
5. 215 n. 2 fig). Sonft pflegen Die gejeglichen Definitionen das Erforderniß zu ver: 
neinen, während fonftige Beftunmungen auf es hinweiſen. Für daffelbe find unter Anderen 
Mittermater, Temme, Heffter. Köftlin fordert eine bejondere gelindere Strafe 
für den Fall feines Mangels. Gegen dafjelbe find unter Anderen Geyer und Hälſch— 
ner. d) Eine in fremdem Eigenthum befindliche Sache. Daher ift an herrenloſen Sachen 
(wohin menschliche Leichen famımt ihrer Bekleidung gehören) kin D. möglid. ©. jedoch 
Heſſen A. 377 u 78, Thüringen $. 219, Oefterreih $. 306 und Dppenboff$. 215 
n. 16. Ebenſo nit an dem freien (nicht eingezäunten) Wild und an Fiſchen in offenem 
Waſſer. Es mangelt hier zugleich an dem Erforderniß sub e. ©. jedoch Oeſterreich 
$. 174, g; Defterr. Entw. $. 268, k. Dagegen ſchließt Miteigenthum an der geſtoh— 
lenen Sache den Diebftahlsbegriff nicht aus. e) Eine in fremder Innehabung befindliche 
Sade. Dies Merhnal unterfheidet den D. von der Veruntreuung und dem fog. Fund-D. 
Die Inmehabung (dev Gewahrfam) ift wicht als ein bloßes Verhältniß phyſiſcher Nähe zu 
faffen. Die durdy ſolche Nähe begründete Möglichkeit einer Herrihaftsäußerung über die Sache 
hat bier eine Bedeutung nur dann, wenn fie von dem Willen ergriffen ift. S. hierüber 
insbeſondere Hälfchner. Anderer Meinung find Köftlin, Berner. Daher Gäfte im 
Wirthshauſe, Dienftboten, Arbeiter, Gefangene . . an den ihnen zum Gebrauche verabreichten 
Gegenftänden, obgleich fie eine factiſche Berfügungsgewalt über diefelben haben, einen D. 
dennody begeben fünnen. Anders, wenn ihnen betreffende Gegenftände fpeciell zur Ver— 
wahrung, unter befondere Chhut oder unter ausſchließlichen Verſchluß gegeben find. Vgl. 
dagegen Oppenhoff $. 215 n. 28. — Eine verlorene Sache ift nicht mehr um Ge— 
wahrfam. Verloren ift fie, wenn der vorige Inhaber den Ort der Sache nicht mehr- 
fennt, oder nicht m deren Nähe zu gelangen vermag (Blöde, N. Yahrbb. für Sächſ. 
Er. R., I, 2). — Auf die Rechtmäßigkeit dev Innehabung kömmt e8 nicht an. 

2, Zum äußeren Thatbeftande gehört: a) die Wegnahme der Sade aus 
der fremden Innehabung. Daß fie durd eigenes Handanlegen ſeitens des Diebes erfolge, 
ift nicht erforderlich. Daher die Kühe, welche auf fremder Wiefe weiten, einen D. ver— 
mitteln fünmen. b) Eine Wegnahme gegen den Willen des Iubaberd (Würtemberg und 
Hefien: „..oder des Eigenthümers“; Braunſchweig: wider Willen des „Berechtigten” ; 
Preußen erwähnt das Erfordernig nicht, ohne es ausfchliegen zu wollen. Nach Huf— 
nagel und Befeler macht die Einwilligung des Inhabers diefen zum Gehilfen des 
D. — Durch Täuſchung berbeigeführte Einwilligung ſchließt ebenfalls den Diebſtahlsbe— 
griff aus. Desgleichen die ſonſt in Folge eines Irrthums gegebene. Dagegen tft die 
Einwilligung eines Unmündigen gleichgültig. — Ob das Stillihweigen des Inhabers als 
Zuftimmung zu betrachten ſei, ift quaestio facti. — Heimlichkeit der Wegnahme ift fein 
Erforderniß, wenn dielelbe nur erfolgt ohne Vergewaltigung des Inhabers. c) Eine 
Wegnahme gegen den Willen des Eigenthümers. Defterreich verneint dies Erfordernig (im 
Bezug auf Würtemberg, Helfen und Braunſchweig |. oben; von Preußen gilt audy hier 
das sub b. Gefagte). Auch die vom Wegnehmer nicht gefannte Einwilligung Ichließt den 
Diebftahlsbegriff aus. d) Eine Wegnahme, welche nicht den Charakter der Selbfthilfe 
bat. Daber die Wegnahme der geichulveten Sache ſeitens des Gläubigers feinen D. be— 
gründet. Ebenfo wenig die Wegnahme einer andern Sadıe, um ſich damit für eine For— 
derung bezahlt zu machen. Durch das Merkmal der „rechtöwidrigen Zueignung“ find 
Fälle der legteren Art nicht ausgeſchloſſen; wohl aber durch das der Abſicht, einen „un= 
rechtmäßigen Gewinn“ zu machen (Baden, Sachſen, Thüringen). e) Eine Wegnahme 
ohne Yeiftung eines Gegenwerthed. Dem Beſtohlenen muß ein materieller Berluft drohen. 
Der eigenmächtige Tauſch ift, gleich der Selbfthilfe, wegen feines mejentlih andern pſycho— 
logiſchen Charakter vom D. zu unterfcheiden. Köftlin indeß will ihn als D. mit 
mildernden Umftänden behandelt haben. Die Gefege berüdfichtigen das fragliche Erfor— 
derniß nur zum Theil und nur mittelbar, nämlich nur infofern, als fie die sub d. er= 
wähnte Abſicht in den Begriff aufnehmen. 
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3) Zum inneren Thatbeſtande gehört: a) die Kenntniß des Vorliegens der 
bisher erwähnten Erfordernifie. Daher ſchließt die wrige Annahme eines Eigenthums— 
rechts an der Sache, oder einer Einwilligung feitend des Eigenthümers, bzw. Inhabers, den 
Diebftahlsbegriff aus. Ebenſo (mo das Erforderniß sub 1, c. anerkannt ift) die irrige 
Annahme der völligen Werthlofigkeit der Sache. Desgleihen die Annahme, daß die 
Sache verloren oder derelinguirt jet. Endlich die Beziehung der Wegnahme auf ein ver: 
meintlih vorhandenes Forderungsredt. b) Richtung des Willens auf unentgeltliche An: 
eignung der Sache, oder diebiſche Abficht ( Köſtlin: Abficht, die Sache „für fich ſelbſt zu 
haben“). Einen Gegenſatz hierzu bilvet u. U. die zur Sachbeſchädigung gehörige Abjicht 
der bloßen Schädigung Der Dieb will die Sache, die er dem Andern entzieht, zugleich 
feinen eigenen Interejfen dDienftbar machen; gleichviel übrigens, weldyen In— 
halt dieſe Interefjen haben mögen. Unter Anderem liegt dies Merkmal vor, wenn die 
Abficht befteht, die geitohlene Sache zu verichenten. Ber dem fog. „Futter-D.“ dagegen 
fehlt neben dem Nequifit sub 2, e. auch das bier in Frage ſtehende. Bol. in Betreff 
diefer Species Sachſen U. 330, Preußen $. 349, 7, Nd. Entw. $. 356, 5. — Die 
fubjectiwen Erforderniffe (3, a u. b) müſſen bei der Befigergreifung bereits vorliegen. 
ec) Nach Einigen (insbe. Temme) das Mofiv der Geminnfucht. Defterreich (,,.. um 
feines Vortheils willen‘) und Braunichweig („in gewinnfüchtiger Abficht” 1 ftellen dies Er: 
forderniß zweifellos auf. Ebenſo ſcheinen e8 Baden, Sachſen, Thüringen aufzuftellen. 
Dody kommt e8 überall auf die in der Praris ſchwankende Auslegung des Wortes 
„Gewinn an. Preußen bedroht die ſonſt privilegirte Entwendung von Gonfumptibilien 
in geringem Betrage, ſowie den dito „Futter-D.“ unter Hinzutritt der gewinnlüchtigen 
Abficht mit den gemeinen Diebftahlsftrafen. Im der Praris hat das fragliche Erforder— 
niß häufig die Stelle beſſer legitimirter Requiſite (insbeſ. der sub 2, d u. e) vertreten. 
Bol. gegen dafjelbe bei. Hälſchner. 

Vollendung und Berfud. Bollendet ift der D. mit der Befigergreifung 
alfo fobald der Dieb die Sache in feine Verfügungsgewalt gebracht hat. Dies ift u. 
A. auch geichehen, wenn verjelbe die Sache im Wohnbereich des Verletzten verftecdt bat 
(anderer Meinung Hälſchner). — Hinfihtlic des Verſuchs befteht hier das Eigen: 
thümliche, daß die zum Thatbeftande gehörige Handlung, nämlich die Befigergreifung, ſich 
regelmäßig in eimem einzigen Acte vollzieht, ſo daß Beginn und Ende der Ausführung 
des Verbrechens faft in Eins zulammenfallen. Dentbar iſt es jedoch immerhin, daß die 
Handlung vor ihrem Ziele abbrede, alſo das Stadium des Verſuchs nicht überfchreite 
(3. B. wenn der Tafchendieb bei dem Verſuche, die Börfe aus der Tafche zu ziehen, er: 
tappt wird). — Jenem enticheidenden Acte der Befigergreifung aber gehen häufig Bor: 
bereitungsbandlungen voraus, welche in die Rechtsſphäre des Inhabers der Sache bereits 
verlegend eingreifen (3. B. Einfteigen und Einbrecyen), und welde, wenn in ihnen die bes 
ſtimmte diebiſche Abficht erfennbar hervortritt, als Diebſtahlsverſuche (ſ. jedoch die fran— 
zöſiſche Praxis) behandelt werden. Nach Einigen (z. B. Zachariä) genügt das erſtere 
Merkmal, nach Anderen (z. B. Hälſchner) das letztere. Weiteres ſ. unten. 

Arten des D und Behandlung derſelben. FHirnſichtlich der praktiſchen 
Behandlung des D. find nad heutigem R. die folgenden Eintheilungen wichtig: 

1) Die Eintbeilung in gemeinen und privilegirten (d. i. durch eine 
mildere Behandlung ausgezeichneten) D. Zu letzterem gehört: a) der ſog. Familien-D., 
d. i. nach neuerem R. der D. unter Ehegatten und nahen Verwandten. Bon letsteren 
zieben Preußen und der Nd. Entw, Eltern und Großeltern, Kinder, Entel, Stiefeltern 
und Stieffinder, Schwiegereltern und Schwiegerfinder, ſowie Geſchwiſter des Thäters bier 
ber. Ihnen werben Pflegeeltern, VBormünder und Erzieher gleichgeftellt. Die übrigen 
Geſetze ziehen diefen Kreis theils enger, theild weiter. — Preußen, der Nd. Entw. und 
Baden ſchließen die Beftrafung der Ehegatten, Eltern und Großeltern gänzlih aus; im 
Uebrigen gleich den Andern nur die Verfolgung von Amts wegen. Einige Gejege (Oeſter— 
reich, Würtemberg, Sachſen, Thüringen) drohen hier ferner allgemein gelindere Strafen. — 
Die fraglichen Begünftigungen gelten nicht blos in Bezug auf die Urheberſchaft, ſondern 
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auch in Betreff der Theilnahme. Nicht aber in Betreff fremder Theilnehmer. S. jedoch 
Bayern, Braunſchweig und Baden. b) Der Mundraub, d. i. die Entwendung von Eß— 
und Trinkwaaren zu unmittelbarem Genuſſe. Preußen und der Nd. Entw. ſchließen 
„Früchte“ ein. Yebterer fordert geringen Werth oder geringe Menge des Entwendeten; 
erftered Mangel der Abficht, fich einen vermögensrechtlichen Vortheil zuzumenden. Oeſter— 
reich und Bayern zeichnen den Fall nicht aus. Die anderen drohen gelindere Strafe. 
Einige (Sachſen, Thüringen, Wiürtemberg, Braunfchweig) ſchließen zugleich die Verfolgung 
von Amtswegen aus. Der Nd. Entw. dann, wenn die That gegen Hausgenofjen oder 
gegen den Brodheren begangen wird. c) Die Entwendung ſonſtiger VBodenerzeugniffe in 
geringem Betrage und vom Felde. Ste findet ſich meift in beſonderen Gejegen (Feld— 
ren behandelt: ©. indeß Bayern U. 284, 345. d) Die Zueignung von 
Bodenbeftandtheilen wie Sand, Yehm, Steinen, Erde, Rafen ıc. (Preußen, Bayern). Mi- 
neralien, zu deren Gewinnung e8 einer Conceſſion bedarf, find auszuſcheiden. e) Holz = 
und Forft-D. ©. darüber den Art. Holzdiebſtahl. 

2) Die Eintheilung des D. in Fleinen und großen, zw. in eine Mehr- 
heit nach dem Betrage des Geftohlenen unterſchiedener Kategorien. Die meiften neueren 
Geſetze haben diefelbe aufgenommen, und zwar in mancherlei Combinationen mit den 
anderen Umftänden, auf welche Einthetlungen und Abjtufungen des D. gegründet werben. 
Theild nämlich) wird der Betrag dieſen anderweitigen Momenten einfach coordinirt 
(Bayern), oder mit ihnen cumulirt (Helfen in Betreff des fleinen D.), theils ordnet ſich 
die Abftufung nad) dem Betrage jenen anderen (qualitativen) Abftufungen unter (Sach— 
fen, Baden), theils finden ſich alle diefe Syfteme (Heffen), oder die zwei erfteren (Braun: 
ſchweig) vereinigt. Auch findet ſich dieſer Abftufungsgrund mit der Eintheilung der 
Delicte in Verbrechen und Vergehen (Defterreih), bzw. in Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen (Bayern) in Zufammenhang gebracht. — Preußen, Oldenburg und der 
Nd. Entw. lafjen (hierin dem C. p. folgend) den Betrag des Geftohlenen nur als 
Ausmeljungsgrund gelten. — Der Betrag des D. beſtimmt fih nad dem gemeinen 
Werthe (dem Marktpreis) des Gegenftandes der Bejigergreifung zur Zeit und am Orte 
der That. — Die Cafuiftit ſ. bei Temme. 

3) Die Eintheilung in einfahen (gemeinen) und ſchweren, D. i. 
Durch einen gejeglih ausgezeihneten Shärfungsgrund darakterijir- 
ten D. Der Sadye nad) findet diefelbe fich in allen Gſgbb. Im Betreff ihres Ver: 
hältniſſes zu der Abftufung nach dem Betrage 1. oben. 

Der einfahe D. zerfällt meift wieder in den mit und den ohne Erjchmerungen. 
Hinfichtlich der Umftände, welche zu den letzteren zu vechnen feier, findet ſich indeß feine 
Uebereinftimmung. Doch macht ſich in Betreff derjelben der Gefichtöpunft einer befonderen 
Schugbedürftigkeit gewifjer (überhaupt oder beftimmten Perfonen gegenüber jchwer zu 
fichernder) Gegenftände in dominirender Weife geltend. Zu diefen Gegenftänden gehören 
unter Anderem das Adergeräth auf dem Felde, Tuche auf der Bleiche, geichlagenes Holz 
im Walde, das Arbeitsgerith des Arbeitgebers gegenüber von dem Arbeiter und der 
Hausrath gegenüber vom efinde. Eine wichtige Species dieſes erichwerten D. ift der 
fog. Haus-D. — Der Rev Nd. Entw. fennt diefe Mittelflaffe des D. mit Erſchwe— 
rungen nicht. 

Auh der ſchwere oder ausgezeichnete D. wird mehrfach wieder abgeftuft. 
©. inöbef. Würtemberg, Braunſchweig, Sachſen. — Die wichtigiten der zu ihm ges 
hörigen Fälle (Diebftahl mit Einbruch, — Einfteigen, — Waffen, mittelft Anwendung 
falſcher Schlüffel, mittelft Einfchleichens in bewohnte Räume) pflegen unter dem Aus- 
drud „gefährlicher D.“ zufammengefaßt zu werden. Das ihnen gemeinfame Moment 
der Gefährlichkeit wird aber bald auf die Gefinnung des Thäters, wie fie aus den Um— 
Händen der That erfchlofien werden kann, bald auf Die objective Seite der That (auf die 
in dem Vorgehen des Diebes fich wirklich oder jcheinbar begründende Gefahr für den Bes 
vehtigten) bezogen. — Der gefährliche D. unterfcheidet ſich wieder danach, ob Das qua— 
Ificirende Moment in der Art liegt, wie die diebiſche Abficht ihre Verwirklichung finde 
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oder finden Toll (ſ. unten a, b, d, e), oder ob es, wie beim bewaffneten D, ein ſelb— 
ftändiges Moment neben der Erfüllung des Diebftahlöbegriffs bildet. — In Betreff des 
Berfuchs beftunmt Sachſen, daß er ald beendigt zu betrachten ſei, wenn die qualificiven- 
den Handlungen vorgenommen find. 

ALS ausgezeichnet ericheint der D. nach den meiften Gefegen: a) wenn er mittelft 
Einbruchs verübt wurde. S. den Art. „Einbruch“. db) Wenn mittelft Einſtei— 
gend ©. den Art. „Einſteigen“. ce) Wenn mit Waffen Preußen und der No. 
Entw. ziehen hierher alle Fülle, wo der Dieb oder eimer der Theilnehmer am D. 
‚Waffen bei ſich führt“. Sie betonen damit ausfchlieglih die objectine Gefährlichkeit 
der That, d. i. hier die Gefahr, daß der Befit der Waffen zum Gebrauch verführe und, 
davon abgefehen, den Berechtigten ſchrecke und von der Abwehr des Diebes abhalte. 
Uebrigens muß der Dieb um den Beſitz der Waffe gewußt haben. Die meisten übrigen 
Gſgbb. berücfichtigen, jedoch in ſehr verichtedener Werfe, das Motiv der Waffenführung 
und damit die fubjective Gefährlichkeit. Braunſchweig, Thüringen und der Defterr. 
Entw. fordern ausdrücklich, daß der Dieb fi mit Waffen verſehen habe in der Abjicht, 
fih eventuell damit zur Wehr zu jegen. — Zu den „Waffen‘ werden bier nicht nur 
Waffen im techniichen Sinne, ſondern auch fonitige der perfünlichen Sicherheit gefährliche 
Werkzeuge gerechnet. Bei der Frage, ob beftimmte Gegenſtände dazu zu rechnen feien, 
wird vielfach auf das Motiv, aus welchem fie mitgenommen worden find (auch), wiewohl 
inconjequenter Weiſe, ſeitens der preußischen Praxis) Bezug genommen. — Sachſen ftellt 
in Bezug auf bewaffneten D. Berfuh und Vollendung gleich. d) Wenn mittelft Anwen: 
dung faliher Schlüjiel zur Eröffnung der Zugänge eines umſchloſſenen Raumes 
oder der im Innern befindlichen Thüren oder Behältnifte. Zu den falihen Schlüffeln 
pflegen auch Hafen und andere zum Oeffnen von Schlöffern brauchbare jedoch nicht be- 
ftimmte Werkzeuge gerechnet zu werden. Einige Geſetze (Helen, Bayern, Würtemberg) 
ftellen den falſchen Schlüffeln die ädhten unter gewiffer Vorausfegungen (3. B. daß fie 
vorher entwendet waren) glei. 

Mehrere Gelege fügen hinzu: e) den Fall, wenn der Dieb in ein bewohntes Ge: 
bäude oder einen umſchloſſenen Hofraum, um in jenem nad Eintritt der Nachtruhe zu 
ftehlen, vor dem Eintritte derfelben eingeſchlichen oder heimlich darin geblieben iſt. 
f) Den Fall, wenn auf öffentlichen Plägen oder Straßen oder in Poſt- oder Eiſenbahn— 
gebäuden Reifegepäd oder Transportgegenftände mitteljt fünftliher Beſeitigung 
ver Befeftigungs= oder Verwahrungsmittel geftohlen wird. g) Den D. an Sachen, 
melde eine blödfinnige Perſon oder ein Kind unter 12 Jahren bei fich führt. h) Den 
D. während einer Feuers- oder Waſſersnoth an geführbeten oder geflüchteten 
Saden, bzw. (Thüringen, Braunſchweig, Defterreih) den D. während einer dringenden, 
die Berwahrung des Eigenthums erichwerenden, Gefahr. i) Den von einer Bande be 
gangenen D., bzw. (Würtemberg, Braumfchweig, Defterr. Eitw.) den gewerbömäßigen D. 
k) Den im Complott begangenen D. (Defterreih). 1) Den Kirchen-D., d. i. bie 
Entwendung eimer dem Gottesdienfte gewidmeten Sache aus einem zum Gottesvienfte be 
ſtimmten Gebäude (abweichend Thüringen). Der Nev. No. Entw. hat die Auszeich— 
nungsgründe g, h, k nicht. 

Wo die aufgeführten Umftände nicht als Auszeihnungsgründe anerfannt find, finden 
fie fich regelmäßig den Erfchwerungsgründen eingereibt. 

Strafmaß und Strafmittel. Das normale Strafmittel ift für den einfachen 
D. Gefängniß, für ſchweren Zuchthaus, bzw. Arbeitshaus für die niedrigere, Zuchthaus 
für die höhere Stufe. Neben der Freiheitsftrafe drohen Belgien und Frankreich (jenes 
obligatorisch, dieſes facultatio) Geldſtrafe. Geringere Fälle werden mehrfach mit blos 
polizeilichen Strafen bedroht — Der Minimalfag der Gefängnifftrafe ift im Rev. Nd. 
Entw. eine Woche; die erfte Ausgabe hatte das Minimum weggelafien. — Der D. ger 
hört, wie die gewinnſüchtigen Eigenthumsverbrehen überhaupt, zu den ſpecifiſch entehren— 
den Verbrechen. Auffallenderweiſe beproht der No. Entw. den einfachen D. weder oblı- 
gatoriſch, noch facultativ mit Suspenjion der Ehrenrechte. 
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Die Anwendung der allgemeinen Grundfäge auf den D. Diejelben 
erleiden hier wichtige Modificationen, insbeſondere in Betreff a) Des Rüdfalls. Meiſt 
wird der wiederholte Rüdfall beim D. (in Bayern, Helen, Würtemberg der Rückfall 
beim D. überhaupt) Durch bejonders ftrenge Strafbeftimmungen ausgezeichnet. b) Der 
Concurrenz. Hierher gehört es, daß die Geſetze, welche den Betrag als Strafabftu- 
fungsgrund behandeln, zum Theil (Braunfchweig, Defterreih, Thiringen, Heilen, Baden, 
Sachſen), jedoch unter verichiedenerlei Einſchränkungen, die Zuſammenrechnung der Beträge 
mehrerer concurrivender D. anordnen. c) Der thätigen Reue. Einige Geſetze 
(Deiterreich, Defterr Entw., vgl. Sachſen, Braunſchweig) behandeln den aus freiem An— 
trieb gebotenen Erſatz des Gejtohlenen als Strafausichliegungsgrund, die meiften ander 
als Milderungsgrund. 

Gſgb.: Revid. Rd. Entw. 88. 237— 40, 242, 43; 366, 2, 3, 5; Preußen 215 — 24, 228, 
29, 349; Oeſterreich 171 — 89, 460, 63— 66; Oeſterr. Entw. 265 — Tu; Bayern 271—92; 
Sadfen 272— 81, 295 — 303; Würtemberg 316 — 43; Heſſen 354 — 78; Baben 376 — 399. 

Lit.: Köftlin, Abhandlungen; Hälſchner, Soſtem, II.; Schwarze, Das Verbrechen 
des ausgezeichneten D. nach den neueren deutſchen Geſetzen, Erlangen 1563; R. Temme, lieber 
den Betrag des D., Erlangen 1967; E. Ullmann, Ueber den Dolus beim Diebftahle. Mann— 
kim 1870. Merkel. 

Dienftlifte der Geſchwornen ift das Verzeichniß der für eine beftimmte Sitzungs— 
periode einberufenen Geſchwornen. Sie geht aus der Yahreslifte, Diefe aus der Urlifte 
hervor, und bildet die Grundlage der aus dem Ausloofungsverfahren hervorgehenden 
Spruchliſte. Nur fie, nicht ihre Vorläufer gewinnen daher ein unmittelbared Interefje 
für die Angeflagten; fie bevürfen ihrer zur Vorbereitung der Ablehnungen. — Nach 
vielen Gejegen erfolgt die Bildung durch Ausloofung aus der Jahresliſte in einer öffent- 
lichen Gerichtöfigung bis zur Höhe von 40, 36, oder mindeftend 30 Namen, neben denen 
aus der Jahres: Ergänzungslifte aucd noch 12, oder weniger Hülfsgeſchworne ausgelooft 
zu werden pflegen. — Anderwärtd überjendet der Regierungspräſident (Altpreußen) oder 
der erfte Präſident des Appellationsgerichts (neupreußiſche Provinzen) aus der von ihm 
gebildeten Yahreslifte einen Auszug mit 48 Namen an den Vorfigenden der bevorftehen: 
den Sigungsperiode. Diefer wählt aus dem Verzeihnig nad ſeinem Ermeſſen 30 Ber: 
jonen und veranlaßt deren Yadung auf den zur Eröffnung der Situngen beſtimmten 
Tag. Gehen Entlaſſungsgeſuche ein, unter Beſcheinigung erheblicher Hinderungsurſachen, 
und erfolgt Demzufolge „Dispenſation“, jo hat der VBorfigende aus dem ihm zugefertigten 
Verzeichnig andere Geſchworne auf die D. zu bringen und deren Einberufung zu ver: 
anlaffen, doch nur infofern dies noch geichehen kann. Stellt ſich zur Zeit der Eröffnung 
der Sitzungsperiode oder im Yaufe derjelben heraus, daß die Mindejtzahl der zur Bil- 
dung des Schmurgerichtd erforderlichen Geſchwornen durch die erichtenenen nicht erreicht 
wird — 24 —, jo ift nicht weiter auf jenes Verzeichniß zurüdzugreifen, ſondern auf die 
Jahres-Ergänzungsliſte. Erhöht ſich aber im Yaufe der Sigung um deswillen, weil nicht 
durch Entlaffung, jondern nur durch Beurlaubung zeitweile ein zu geringer Beftand her— 
beigeführt war, die Beurlaubten aber wieder eingetroffen find, die Zahl der Erfchienenen 
bis über den für die Bildung des Schwurgerichts vorgefchriebenen Höchſtbetrag — 30 —, 
jo tritt der legte, dann der vorlegte u. ſ. w. der einberufenen Ergänzungsgefhmwornen 
aus, bis nur 30 bleiben. Hieraus erhellt, wie raſch Zahl und Namen auf der D. 
wechſeln fünnen; namentlih wenn in die Sitzungszeit fir den einen oder den anderen 
Kreis des Schwurgerichtsbezirks Tage fallen, an denen Angelegenheiten von allgemeinerer 
Bedeutung zu erledigen find, Wahlen u. dgl. m. Dem entiprechend ift vorgeichrieben, 
daß dem verhafteten Angeflagten am Tage vor der Hauptverhandlung ein Verzeichniß 
zugeftellt werde, welches Namen, Stand und Wohnort der zur Zeit Die D. füllenden 
Geſchwornen enthält, mögen fie aus der Hauptlifte oder der Ergänzungslifte ſtammen. 
Bird diefe Mittheilung verſäumt oder unrichtig bewirkt, fo begründet dies einen Nichtig- 
leitsgrund, jobald der Angeklagte den Mangel noch während der Bildung des Schwurge— 
richts zwar rügt, aber mit diefer Nüge nicht berüdjichtigt wird. Dem nicht verhafteten - 
Angeklagten jteht das Net zu, am Tage vor der Verhandlung und bis zu deren Be— 


ginn das Verzeichniß der, zur Zeit die D. bildenden Geichwornen einzufehen und fid 
Abichrift geben zu laffen. — Für die Gefchwornen erwachſen aus der Aufnahme in die 
D. feine befondern Rechte. Nicht dieſe, Tondern erft die Theilnahme an den Verband: 
lungen gibt das Recht, binnen Jahresfriſt ven Dienft für weitere Schwurgerichtöpertoden 
zu verweigern und aud Dies nicht unbedingt, wenn die Berufung aus der Ergänzungs: 
lifte erfolgt war. — Bei der Auswahl der Geſchwornen durch den Vorfigenden aus einem 
größeren Verzeichniß bleibt die Möglichkeit frei, nicht nur einige Rückſicht auf Die beſon— 
dere Eigenthümlichfeit der vorfommenden Sachen (Einberufung von Aerzten, Kaufleuten, 
Landiwirthen) zu nehmen, wenngleid die Berufung aus möglichft vielen Ständen, als der 
Bedeutung Des Geſchwornengerichts am meiſten entiprechend, ald Regel inne zu halten, 
fondern es kann aud billige Rückſicht auf befondere Zeitläufte (3. B. die Ueberſchwem— 
mung gewiller Gegenden, Markt: und Mei - Zeiten u. dgl.), Towie auf die bedrängte 
Lage folcher Perfonen genommen werden, welche nur vermöge der Geringfügigfeit des 
Cenſus in die Pifte gefommen, und nur unter Opfern und Sorgen den ihnen, trog allen 
guten Willens läftigen Dienft wahrzunehmen vermögen. Weit mehr Zufälligfeiten iſt die 
Herftellung der D. (auch Sigungslifte, Sprucdlifte wohl genannt) ausgeſetzt, Tobald fie 
durch Ausloofung erfolgt. 

Gfgb.: Preuß. Verordn. vom 3. Jan. 1849, 88. 68, 82; Gef. vom 3. Mai 1852, A. 58 f,; 
neue Provinzen: Berorbn. vom 25. Juni 1867, 8, 287}. Wichtig das Gefhw.-Wahl-Gef. für 
Sachſen (1865), Baben (1864), Würtemberg (1868). Schaper. 

Dienftmiethe ift dasjenige Miethoverhältnig, deſſen Gegenftand die Yeiftung von 
Arbeiten bildet. Dieje Arbeiten können entweder als ſolche, einzeln, nad Art und Dauer 
oder im Ganzen, nad Ziel und Ergebniß, als eine Gejammtleiftung vermiethet werben. 
Das eritere Geichäft nennen die Römer locatio conductio operarum, das [ettere locatio 
conductio operis, ]. 51. $. 1. D. loc. 19. 2. 1.5. $.1. D. d. V. 8. 50. 16. Doch 
bezeichnen fie bet dieſem als locator nicht den Arbeiter, ſondern den Arbeitgeber und 
fafien ſomit als Gegenftand nicht die Nutzung der Arbeitöfraft, ſondern das unfertige, 
berzuftellende Wert auf, 1.22. $. 2. D. loc. 19. 2: ein Sprachgebrauch, der ſich ge 
Ichichtlich Daraus erklärt, daß locare dem urjprünglichen Wortfinne nach „vergeben“, „un: 
terbringen“ bedeutet, und ſomit nur auf den Berdinger des Werks, der die Initiative zu 
ergreifen pflegt, Dagegen micht auf den Webernehmer (redemtor) paßte. Beiſpiele für 
locatio operarum, die fich jedoch bei den Römern nur auf operas illiberales bezug und 
daher meift durch Sklavenmiethe (locatio rei) erfegt wurde, bieten die Verträge mit Tage: 
(öhnern und mit Geſinde; für locatio operis diejenigen über Ausführung eines Baues, 
1. 22.$. 2. 1. 30. 8. 3. D. loe., über Transport von Sachen oder Perjonen, 1. 11. 8. 3. 
1. 13. 88. 1. 2. D. eod., über Ausbildung eines Lehrjungen, 1. 13. 88. 3. 4. eod,, 
endlich über jede Bearbeitung von Stoffen, wie Tuch, Gold u. ſ. w., 1. 13. $$. 5. 6. eod. 
Gefchäfte der legteren Art ſollen jedod nad Yuftintans Beſtimmung als Raufverträge be— 
trachtet werden, wenn der Arbeiter auch den Stoff für die Bearbeitung zu liefern verjpridt. 
Vgl. Gai III. 147. $. 4. J. de loc. 3. 24. 1. 2. $. 1. D. loc. 19. 1. Uebrigens 
fommen auch Sachmiethe und D. vereinigt vor, wenn z. B. der Transport an einem be: 
ftimmten Plate oder in einem beftimmten Raume vermiethet wird. Eine Form ift für 
‚den Dienftmiethvertrag weder nadı Röm., noch nad gem. R. vorgejchrieben. Das preuf. 
R. ordnet denfelben dem allgemeineren Begriffe eined Vertrages über Handlungen gegen 
Vergütigung unter und verlangt aud hier zur Klagbarfeit bei einem Objecte won über 
50 Thlrn. Schriftliche Form oder Leitung und Annahme der von dem einen Theile vers 
Iprochenen Handlung, $. 870 ff. A. L.R. I. 11. Beſonderes gilt jedoch in Diefer, wie 
in anderen Beziehungen für die Gefindemiethe. S. Preuf. Gefinde-Drdn. v. 8. Novbr. 
1810. Die Wirkung des Vertrages befteht im Allgemeinen in der Verpflichtung einer 
ſeits des Vermiethers, die Dienfte in der verabredeten Art und Zeit zu leiften, bzw. das 
bedungene Werk fertig berzuftellen, und andererfeitS des Miethers, den Lohn in der feit- 
gelegten, eventuell durch Sachverſtändige zu beftimmenden Höhe, im Zweifel jedoch erft 
nah Empfang der Gegenleiftung zu zahlen, jowie die etwa ſonſt verjprodenen Gegen 
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fände, wie Koft, Wohnung u. ſ. w., zu gewähren. Dabei bat jeder Theil dem anderen 
nicht blos für Argliſt, Sondern auch für Nachläſſigkeit einzuftehn; und die Erfüllung 
diefev Berbindlichkeiten kann der locator mit einer actio locati, der conductor mit einer 
actio condueti erzwingen, 1. 13. pr. bis 88. 4.6. 1.25. 8.7. D. loc. 19.2. 1. 14. 
22. C. de loc. 4.65. Im Einzelnen bleibt jedoch zu bemerken, daß nach ausprüdlicher 
Beftunmung eine Schuld des Vermiethers auch dann vorliegt, wenn er die bet ihm vor— 
auszufegende befondere Sachkenntniß entbehrt, 1. 19. $. 5. D. loc. daß es Dagegen 
ſehr zweifelhaft ift, in mwieweit er auch für eine Culpa der von ihm angenommenen Ge— 
bilfen oder Vertreter zu haften habe. Vorausgeſetzt wird dabei der Fall, daß «8 ihm 
nach dem Sinne ded Bertrags überhaupt freiftand, dergleichen anzunehmen, 1. 48. pr. 
D. loe.; denn ohne Died muß ev natürlich jeden aus ihrer Annahme erwadyjenden Scha- 
den erfegen, 1. 19. 21. 23. D. pr. loc. 17. 2, Aber auch in jenem alle wollen 
Manche (Puchta, Keller, Ubbelohde) den Arbeitnehmer für die Handlungen jener 
Leute, wie für feine eigenen, einftehen laſſen; und diefe Anficht iſt im Preuß. R. 88. 929, 
930, A. L.R. I. 11. gefetlich beftätigt. Gleichwohl ift es den Grundfägen des Röm. R. 
allein entiprechend, dem Schuldner hier, wie in andern Fällen, nur dann eine Verant— 
wortung aufzubürden, wenn er bei der Auswahl der betreffenden Perſonen eine Nach: 
läfjigfeit begangen bat (culpa in eligendo), So auch Ihering, Windſcheid u. A. m. 
wegen 1. 21. 8.3. D. de neg. gest. 3.5. J. 10. 8. 1. 1. 11. 1.20. D. comm. 13. 6. 
1. 25. 8. 7. D. loc. Anders für den Yandtransportvertrag D. H.GB. 4. 400. Eine 
nachträglich eintretende Unmöglichkeit der Dienftleiftung bewirkt bier, wie beim Miethöver- 
bältnig überhaupt, eine Auflöfung des Vertrages, To daß fein Theil dem andern etwas 
zu leiften bat, 1. 5. $. 6. D. loc. Eine ſolche Unmöglichkeit liegt aber nicht vor, wenn 
der Miether mit oder ohne Schuld ſich aufer Stande findet, die Dienfte anzunehmen. 
Schwierigkeiten macht endlich noch der Fall, mo das von dem Arbeiter gefertigte Wert 
vor der Uebergabe an den Befteller zufällig untergeht. Streng genommen bat hier der 
Arbeiter nicht erfüllt, weil es nicht bis zur Annahme von Seiten des anderen Theils 
(approbatio) gefommen it, 1. 62. D. loc. Gleichwohl wird ihm ein Anſpruch auf die 
Gegenleiftung gewährt, wenn das Werk vollendet und fo beichaffen war, daß die An— 
nahme nicht mit Grund hätte verweigert werden können, 1. 36. 37. eod. Manche wollen 
darnach auch einen Anipruch auf theilweiſen Lohn anerkennen, wenn das Werk theilmerfe 
fertig war, wegen J. 53. 33. eod. (Arndts, Windſcheid.) Doch ift dies nur bei 
der Vereinbarung einer theilweiſen Ablieferung (in pedes mensurasve) gerechtfertigt: 
l. 36. 37 eit. 1. 10. pr. de leg. Rhod, 14. 2. fr. Mommfen, Beiträge IL 
€. 423 ff. Ein eigenthümlicher Erlöſchungsgrund liegt bei der Werkverbingung darin, 
daß der Befteller wegen Ueberjchreitung des Koſtenanſchlags, 1. 60. $. 4 eod., und nad) 
preuß. R. auch wegen Verſäumniß der redhtzeitigen Ablieferung $. 938. I. 11, zurück— 
treten darf. Regelmäßig aber endigt das Verhältniß zwischen beiden Theilen Durch die 
Abnahme des Werkes. Nachher haftet der VBerfertiger nur noch wegen Arglift, 1. 24 
pr. D. loc., und wohl wegen einer ſolchen Nachläffigfeit, deren Folgen für den Befteller 
unerfennbar waren. — Ueber neuere Anwendungen der D., als Frachtvertrag u. |. w., 
ſ. die betr. Art. Bei gewiſſen modernen Berhältniffen wird geftritten, ob man fie als 
D. anjehn dürfe; jo namentlich bei den Yeiftungen des Yehrers, des Arztes, des Beamten 
und Aller, welcher eine freie geiftige Thätigkeit zu entfalten haben. Die Römer ſahen 
diefe Beziehungen als außerhalb des Rechtsgebiets liegend an und gaben zur Einziehung 
des Honorars eine extraordinaria cognitio, |. 4. D. de extraord. cogn. 50. 13. Heutzu— 
tage ſpricht man bier zwar ebenfalls nicht von D., jondern höchſtens von Freidienftvertrag 
Bluntſchli) oder dergl.; muß aber doch die Regeln über dieſelbe, und zwar je nach dem 
Sinne des Vertrages über operarum oder operis locatio analog zur Anwendung bringen. 
Verhältniſſe, deren Natur ein ſreies Rücktrittsrecht mit ſich bringt, fallen unter das Mandat. 
Im preuß. R. bezieht ſich dies nur auf die Ausführung von Rechtsgeſchäften. Alle jene 
anderen Verträge betreffen Handlungen gegen Vergütigung. AR. I. 11. Abſchn. 8., 

Quellen und Yit.: f. in d. Art. Miethe. Ed. 
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Differenzgeihäft. Das D. ift ein Firgeſchäft, zu deſſen Erfüllung von 
Seite des Verkäufers nicht die Waare felbft geliefert, fondern nur die Differenz zwiſchen 
dem vereinbarten Raufpreife und dem Markt- oder Börfenpreife (Curswerth) zu bezahlen 
ift, melden die behandelte Waare am Orte und zur Zeit der vereinbarten, aber nicht 
durch Waarenübergabe felbft zu Leiftenden Yieferung hat. (Ueber den Begriff Firgeſchäft 
f. unter „Fixgeſchäft“). Das D. kommt in zweifacher Art vor, nämlich jo, daß verein- 
barungsgemäß der Käufer, auch ohne daß der Verkäufer im Berzug ift, Das Recht haben 
jo, an einem beftimmten Tage (dem Stichtage) wählen zu Dürfen, ob er die reale Waa— 
venlieferung oder nur die Differenz im angedeuteten Sinne empfangen wolle (Berbindung 
eines eigentlichen Fixgeſchäfts und eines reinen D.), oder fo, daß er lediglich die Differenz 
fordern dürfe, jo daß alfo die Waarenlieferung höchſtens zum Schein in den Schlufnoten 
oder Gorreipondenzen erwähnt, aber von keinem Theil wirklich gemeint ift (eigentliches, 
reines D.). Das Letztere ift in der Regel als alternativ » bedingtes Geſchäft abge 
ſchloſſen und befteht in der Vereinbarung zweier Gontrahenten, A und B, daß, wenn 
eine beftimmte Waare unter den Preis (d. i. den Curs am Schlußtage) fallen wird, 
A dem B die durch dieſes Fallen entftandene Differenz, berechnet für die beftunmte, ver: 
einbarte Waarenquantität, zu zahlen hat, andernfalls aber B dem A den eutſprechen— 
den Betrag, um welchen viejelbe geftiegen iſt. Dieſes Geſchäft kommt thatſächlich nur 
bei ſolchen Waaren vor, melde einen Diatt- oder Börjenpreis haben, meift mur tm 
Effectenhandel, mitunter aber aud im Broductengefchäft. Außerdem wird aud ein fir 
geſchäft, deſſen Erfüllung in Folge des Berzugs des Verfüufers factiich durch Zahlung der 
Differenz (U. 357 Abſ. 3 DE A. D. H. G.B.) herbeigeführt wird, zum D. (tm uneigents 
lichen, thatſächlichen, aber nicht juriftiichen Sinne). Bon den Prämiengeſchäften iſt 
das wirflihe D. weſentlich verſchieden, wenngleich erftere oft D. und beide ohne Unter- 
ſcheidung „Börſengeſchäfte“ genannt werden; denn die Differenz iſt ein Durd bie 
objectiven Euröverhältnifje feitgeftellter Betrag, welchen ein Contrahent anftatt irgend einer 
Kealerfüllung dem andern Gontrabenten zu entrichten bat, die Prämie aber ift ein Durch 
den Jubjectiven Vertragswillen der Parteien feitgelettes Aequivalent, welches der eine Con: 
trabent dem andern für Die Ausübung oder das Zugeſtändniß eines das Weſen eines 
Lieferungs = (oder auch anderen) Vertrags betreffenden Wahlrehts zu bezahlen bat, |. 
unter „Prämiengeſchäft“, „Nochgeſchäft“, „Stellgeſchäft““, „Zweiprämiengeſchäft“ und 
Gareis im Arch. f. WR. und HN. Bd. XVIII. 1869. ©. 148 fg., insbeſ. ©. 170, 
Not. 83. 

Ueber die juriftifhe Natur und namentlih die Klagbarkeit der D. wird 
außerordentlich viel geftritten. Man bat das reine D. eimerfeits als bloße Yotterie aufs 
gefaht (1. Nebenius: „Der öffentliche Credit“, 88. 11 und 12), oder als verbotene 
Spiel (f. v. Gönner: „Staatsſchulden“ u. ſ. mw.) und deſſen Klagbarfeit unbedingt in 
Abrede geftellt. Andererfeits erflärte man e8 als Hoffnungsfauf (f. Ehrmann, „Redt- 
liche Anfichten über den vwielbeiprochenen Handel mit Staatspapteren, $. 16), als durch 
Gewohnheitsreht klagbar gewordenes Geſchäft (Derfelbe, $. 17), als Wette überhaupt 
und Curswette insbefondere, dann als eine eigene Art von „gewagten Geſchäften“ und 
behauptete deſſen Klagbarkeit wenigſtens für den Fall, daß die Differenzbeträge nicht über: 
mäßig hoch find. Ueber alle dieſe Anfihten |. Bender, Verkehr mit Staatöpapıeren, 
88. 86 — 89. Die Klagbarkeit der D. vertritt in neuefter Zeit Malß m Gold: 
Ihmidts Zeitichr. f. HR., Bd. IV. ©. 1—12 und hierzu ©. 119 — 121, umd 
Endemann, HR., 88. 119— 121. Das reine D. wird ald verbotenes Spiel auf 
gefaßt in Goldſchmidts eben cit. Zeitihr. Bd. I. ©. 315, als flagbar aber, wenn 
der Ausdruck „liefern“ im Vertragsabſchluſſe vorfommt, da es an der Sache dann Nichts 
ändern kann, wenn ſich die Parteien bei Ordnung des Lieferungsgeſchäfts mit der Zab- 
lung der Preisdifferenz begnügen, ebenda Bd. I. ©. 316—317; nad) einer andern An 
ficht wird zur Einklagung der Differenz für nothwendig gehalten, daß der Verkäufer die 
Saclieferung am Stihtage angeboten habe, es müßte denn fein, daß der Käufer hen 
vorher erflärte, er könne nicht empfangen, ebenda Bd. I. ©. 317 — 320. Das engl. 
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R. ſ. Bender, aa. O., ©. 425, und das franz. R. ebenda ©. 425 — 427 und 
Goldſchmidts ct. Zeitihr. Bv. I. ©. 325 — 332. Ein jehr gewöhnlih als D. 
vorfommendes Vieferungsgefchäft it das Prolongationsgeſchäft (marche à re- 
port), das darın beiteht, daß man Waaren oder Effecten per comptant fauft und an 
denjelben Verkäufer fofort wieder auf Zeit verfauft oder umgekehrt verfauft und auf Zeit 
zurüdfauft. 

Fit.: Thöl, Bertehr finit Staatspapieren, $. 11. H.R. $. 90. Bender, aa. O. 
88. 94 — 95. Ladenburg in Goldſchmidts cit. Ztſchr. Bb. III. S. 117 — 424. Ende- 
mann, HR, ©. 603. Brindmann, HR. ©. 361 flg. Gad, HR. ©. 252 u. 257 fig. 

Gareis. 

Diffeſſion, d. h. die Abläugnung der Aechtheit einer Urkunde, welche nach gem. 
Pre., um wirkſam zu fein, eidlich erhärtet werden muß. Dieſe, der ſog Diffeſſionseid 
geht dahin, daß die betreffende Urkunde weder von dem Ausſteller ſelbſt, noch auch mit 
deſſen Wiſſen und Willen Namens ſeiner von einer andern Perſon ausgeſtellt ſei. Die 
Ableiſtung des Eides hat die Folge, daß die Urkunde als unächt gilt, während bei der 
Verweigerung deſſelben der Beweis der Aechtheit erbracht iſt. Den Diffeſſionseid als 
Mittel der Feſtſtellung der Aechtheit, reſp. Unächtheit einer Urkunde kann die beweisfüh— 
rende Partei ſofort oder auch erſt nach mißlungenem Aechtheitsbeweiſe von dem Pro— 
ceßgegner verlangen. Ob die Urkunde von dem letzteren oder einem Dritten herrührt, 
iſt gleichgültig, während man daüber ſtreitet, ob der Eid blos bei Privaturkunden oder auch 
bei öffentlichen Urkunden Anwendung findet. Das römiſche, canoniſche uud altgermaniſche 
Verfahren kennt den Diffejfionseid nicht. Er ift ein Erzeugniß der italienischen Doctrin, 
welche annahm, daß die Schrift wegen der auf das Falſum gelegten Strafen an und für 
fih eine gewilfe Vermuthung der Aechtheit begründe und diefe durch einen vom Richter 
aufzuerlegenden Eid widerlegt werden müſſe. In Deutichland bat man diefe Theorie mit 
dem altgermanifchen Entredungseide in Verbindung gebracht und ift auf diefe Weile zu 
dem Gebrauch des Diffefjionserdes gelangt. Hiernach kann legterer nicht unter die im Pro— 
cefle vorfommenden Kategorien von Eiden, wie von Manchen geichieht, ſubſumirt werden. 
Er ift weder ein Reinigungs-, noch ein Schieds-, noch ein Gefährde- Eid, hat vielmehr 
eine Telbftändige Natur... Trog der Meinungverfchiedenheit darüber, ift man einig, daß 
er nicht zurücgejchoben und nur Durch fofortigen andegweitigen Beweis der Unächtheit ab- 
gewehrt werden kann. Die Preuß. Ger. Ordn. von 1793 bat den Diffefjionseid eben- 
falls adoptirt, bejchränft ihn aber auf Privaturfunden und ferner auf ſolche, welche von 
dem Gegner des Beweisführers ſelbſt herrühren (Th. I. Tit. 10. 88. 134 ff.), Beſtim— 
mungen, welche die gleichfalls im Wefentlichen auf gemeinvechtlichem Boden ftehenderdann. 
Pre. Dron. (88. 328 ff.) adoptirt bat. Im Gegenfag zu diefen Gſgbb. fteht der C. civ., 
welcher den Diffelfionseid nicht kennt, und neben den übrigen Mitteln für den Beweis 
der Aechtheit nur den Gebraud des Schiedseides geftattet (a. 1360). Mit demfelben 
flimmt der Nd. Entw. überein. Diefer erwähnt ebenfo wenig des Diffeſſionseides, er- 
färt vielmehr nur, daß die Aechtheit der Urkunden mit den gewöhnlichen Mitteln zu be= 
weiſen ift (SS. 580 ff., 585). 

Fit.: Ortloff, Iurift. Abhandlungen, S. 1 fi; Strippelmanı, Gerichtseid, Bd. 3, 
S. 261 fi; Zimmermann, Der Glaubenseid, ©. 384 ff. 

PB. Hinſchius. 


Dimifiorialien (litterae dimissoriae o. dimissoriales) find Erklärungen des 
competenten Geiftlihen, wodurch er die Berechtigung eine Amtshandlung vorzunehmen, 
auf emen anderen Geiſtlichen überträgt, namentlih 1) diejenigen Zeugniffe über die 
Qualification des Weihecandidaten, welde der zur Ordination competente Biſchof 
(Th. 1. ©. 461, 462) unter gleichzeitiger Uebertragung, reſp. Delegation feiner Bes 
fugniß ausftellt, wenn der Ordinirende die Weihen durch eimen incompetenten Biſchof 
empfangen will; ferner 2) die Urkunde, wodurch der zur Entgegennahme des ehelichen 
Conſenſes berechtigte Pfarrer (f. a. a. O. ©. 478) unter Atteftwrung des erfolgten Auf- 
gebotes feine desfallſigen Befugniſſe einem andern Pfarrer überträgt. In der proteftan- 
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tiſchen Kirche kommen namentlich D. der letzteren Art vor, nur gebt bier die Uebertra— 
"gung wegen der Berjchiedenheit der Eheeingehungsform auf die Vornahme Sy Trauung. 
P. Hinſchius. 

Dinus, geb. in Mugello bei Florenz, wurde 1279 Lehrer zu Piſtoja, 1284 in 
Bologna, 1296 in Neapel, ging 1297 nah Rom und ftarb 1298 in Bologna. 

Schriften: Ueber bie röm. Rechtsquellen. — De actionibus, Bonon. 1495. — De re- 
gulis juris in Sexto, Rom. 1472. — De praescriptionibus, Lugd. 1519. 1567. — De I® 
et II® decreto. — De interesse, Lugd. 1549. (Traect.) — De ordine judie. — De prae- 
sumtionibus, Colon. 1576. — Modus arguendi, Lugd. 1519. — Consilia 1492, — (Juae- 
stiones. — Singularia, Lugd. 1570.— Traet. quartarum. — De cumulatione actionum. — 
Traet dietionum, substitutionum. 

Yit: Sapviany, V. 447 — 464. — Schund, Jahrbb. XII. 242. 243. 

Teihmann. 

Dirffen, Heinrid Eduard, geb. 13. Sept. 1789 zu Königsberg, ftudirte in 
Heidelberg, Königsberg und Berlin, wo er 1812 promovirte, wurde außerordentl. Prof. 
in Königsberg und Geh. Yuftizrath, fiedelte ſpäter nach Berlin über, wo er als Prof. 
honor® lehrte. Er wurde zum Mitglied der Berliner Akademie erwählt und 1849 als 
Commiſſar zur Conſtituirung eines Bundesſchiedsgerichts nach Erfurt deputirt, 1862 von 
mehreren Univerfitäten zum Ehrendoctor ernannt. Er ftarb 10. Februar 1868. 

Schriften: Observationes ad sel. legis Galliae Cisalpinae capita, Berol, 1812, — 
Eivilift. Abhandlungen, Berl. 1520. 1821. — Ueberfiht der bish. Berfuche z. Kritik und Her- 
ftellung des Tertes der zwölf Tafelfragmente, Leipz. 1824. — Beiträge z. Kunde d. Röm. R. 
Leipz. 1825. — Verſuch z. Kritik u. — d. Quellen d. Röm. R., Leipz. 1825. — Syſtem 
der juriſtiſchen Lexicographie, Leipz. 1834. — Manuale Latinitatis fontium juris eivilis Ro- 
manorum, Berol. 1837. — Bermifchte Schriften, Berl. 1841. — Ueber die Verdienftlichleit mer 
thodiſcher Spradforfhung, Berl. 1655. — Der Nechtsgelehrte und Taktiker Paternus, Berl. 
1856. — Die römische rechtlichen Quellen des Magifter Dofitheus, Berl, 1857. — Die Unellen 
d. römifcherechtlihen Theorie d. Auslöfung der im fremde Gefangenfchaft_gerathenen Perfonen, 
Berl. 1558. — Beitrag z. Aust. d. Urk. v. Salpenfa, Berl. 1857. — Die röm.=rechtl. Mit- 
theilungen in des ZTacitus’ Geſchichtsbüchern, Berl. 1860. 

tit.: Revue historique de droit frangais et etranger, 1869, p. 256. 257. 

Teihbmann. 

Disciplinarftrafen im weiteren Sinne umfaffen alle zur Aufrechthaltung vor 
Zucht und Ordnung dienenden Styafen, welche nicht in das Gebiet des eigentlichen Straf 
rechts, einfchlieglich der Uebertretungen von Polizeiverordnungen fallen. Sie haben das 
Gemeinſame, daß fie nur kraft beſonders verliehener oder doch ſtaatlich anerkannter Be 
fugniffe verhängt werden Dürfen. Selbjt die häusliche Zucht kann hierher gezugen wer— 
den, infofern Ueberjchreitung ihrer Grenzen ftrafbar machen kann. Jedenfalls gehören die 
Schulſtrafen hierher. Wie bei ihnen, jo wird nach Regeln, die nicht unangefochten ges 
blieben, au in Strafanftalten die Förperliche Züchtigung für unentbehrlich gehalten. In 
biefen — Gefängniffen, Zuchthäufern u. dgl. — dienen als leichtere Strafmittel die Ent— 
ziehung von Freiſtunden oder befonderen Bergünftigungen, der Dunfelarreft, die ſchmale 
Koft bei Waſſer und Brod, in Ichlimmeren Fällen die Zwangsjade, die Feſſelung. Im 
Gegenſatz hierzu find es faſt ausſchließlich Geldbußen, welche je nad den Statuten als 
Drdnungsftrafen von Innungen gegen ihre Genofien, von kaufmännischen Corporationen 
gegen Mäkler und in ähnlichen Verhältniſſen verhängt werden dürfen. Geldbußen oder 
kurze Haftftrafen dienen zur Aufrechthaltung der Ordnung bei gerichtlichen, öffentlichen wie 
nicht öffentlichen Verhandlungen und in ähnlichen Fällen. 

D. im engeren Sinne begreifen diejenigen Mittel, welche die gewiſſenhafte Beobadı- 
tung der befondern Pflichten des öffentlichen Dienftes zu fichern beftimmt find, möge der: 
jelbe dem Staate, der Kirche, der Gemeinde gewidmet fein. Eine Reihe von Pflichtver: 
legungen ſolcher Art ift allerdings den gemeinen Strafgefegen eingereibt, ſei es allgemeinbin 
wie bei der Beftehung oder als ftraferhöhende Umftände bei Unterichlagung, Buchfälſchung, 
Freiheitsberaubung, Mißhandlung, oder endlid im Hinblid auf die befondern Dienft- 
pflichten, welche ficy an den Beruf von Beglaubigungsbeamten, Neligionsdienern, Anwälten, 
Boftbeamten, Richtern, Geſchwornen anfchließen. Allein für keinen Zweig des öffentlichen 
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Dienftes liegt darin ein ausreichender Schug gegen Pflihtverlegung., Zuvörderſt geſchieht 
dadurd Feine Genüge dem Bedürfniß der Aufrechthaltung der militärischen Disciplin, 
insbelondere des Gehorſams gegen Dienftbefehle. Der Arreſt — Stuben=, gelinder, 
mittler, ftrenger Arreſt — tft bier als die eigenthümliche D. anzufehen. Eine gejonderte 
Stellung ferner nimmt die Geiftlichkeit ein, ſeitdem die Trennung von Staat und Kirche 
grundläglich ausgeiprochen und mehr und mehr ins Yeben getreten. Die katholische Kirche 
fennt ald Gorrectionsftrafen gegen Geiftliche den Verweis, den Hausarreft, die Einfper- 
rung in ein Kloſter, auch Geldſtrafen, als ſchwerere Strafen die privatio beneficii, de- 
positio (Amtsentfegung), degradatio (Entfleidung von den Würden zur Ueberantwortung 
an den weltlichen Nichter); daneben als Genfur die Suspenfion (ab officio, ordine, be- 
neficio, vom Amt, den Weihrechten, den Einkünften) bis zur Beſſerung. Aehnlich die 
evangelifche Kirche: Suspenfion, Strafverfegung, Strafemeritirung, Dienftentlaffung. Der 
Gebrauch von Mitteln der Kirchenzucht genen Nichtgeiftlihe, wie der Ercommmmication, 
des Interdicts, der Entziehung des chriſtlichen Begräbniſſes pflegt, wo er verjucht wird, 
lebhaften Anfechtungen zu unterliegen. 

Die Disciplinargefetgebung tim engiten Sinne trifft Beamte des bürgerlichen theils 
mittelbaren, theils unmittelbaren Staatd= und Gemeindedienfted. Doch auch bier noch 
mit erheblichen Unterfcheidungen. Die ftaatsgrundgefeglich ausgeſprochene Unabhängigkeit 
der richterlihen Gewalt prägt fi nicht mur im Berfahren wegen Dienftvergehen aus, 
Tondern auch in den Strafen. Als Ordnungsjtrafe ericheint hier nur die protocollarifche 
oder Ichriftliche Mahnung an die Amtöpflicht Durch den Vorgefegten. Alle anderen Strafen 
können nur durch das zuftändige Disciplinargericht verhängt werden, nänlid 1) War- 
nung, 2) Verweis mit oder ohne Geldbuße bis zum Dienfteinfommen eines Monats, 
3) Verlegung in ein anderes Richteramt von gleihem Nange mit einer Geldbuße, oder 
Verminderung des Dienfteinfommens, oder Berluft der Umzugsfoften, oder beider letten 
Nachtheile, 4) Dienftentlaffung unter Berluft des Titeld und Penfionsanipruches, doch 
mit der Ermächtigung zur Belaffung einer Unterftügung. Amtsentſetzung und unfreiwillige 
Verfegung in den Ruheſtand find beſonders geordnet, dieſe für Fälle von eingetretener 
Dienftunfähigfeit. Die Mitglieder der Auseinanderjegungsbehörden und des Auditoriats 
unterliegen im Wefentlichen denjelben Beftimmungen wie die Richter. Anders die nicht- 
tihterlihen Beamten. Als Ordnungsftrafen gelten bei ihnen 1) Warnung, 2) Verweis, 
3) Geldbuße, 4) bei Unterbeamten Arreſt in angemefjenen Räumen bis zu 8 Tagen. 
Sie werben von den Dienftvorgefegten verhängt, zu 3) und 4) mit bejonderen Bejchrän- 
tungen. Eigentlihe D., von beftimmt geordneten Behörden auszuſprechen, find 1) die 
Strafverfegung, 2) die Dienjtentlaffung Die Amtsſuspenſion, die Verfegungen im In— 
tereſſe des Dienftes, ſei es in ein anderes Amt oder in den Ruheſtand find bejonders ge- 
ordnet. Die Beamten der Milttär- und Yuftiz = Verwaltung unterliegen im Wejentlichen 
diefen Strafvorichriften; aber nur theilweiſe Die Advocaten, Rechtsanwälte und Notare. 
Auch der Disciplinar= oder Ehrenrath — nicht der Vorfigende allen — tft aber befugt, 
auf Ermahnung, Warnung, Verweis, Geldbuße, Entlafjung zu erkennen. Bon den D. 
wird die Strafverfegung mehrfach angefochten. Durch Verfügung einer D. wird die Bes 
ſtrafung derſelben Handlung auf Grund des allgemeinen Strafrechts nicht ausgeſchloſſen. 

Gfgb. und Fit.: Preuß. Gef. v. 21. Juli 1852 (michtrichterl. Beamt.), 7. Mai 1551 und 
26. März 1956 (Richter), 30. April 1947 und 7. Juni 1814 (Ehrenratb, rhein. Discipl Rath); 
G. Thilo, Preuß. Discipl.Gfgb., 1864; Dr. Kletfe, dgl. Wegen der neuerworbenen Pro» 
vinzen Gef. Samml. 1867, bei. S. 1613 f. Wegen der Geiftlihen | v. Rönne, Staatsrecht, 
II g. 285111. Militär, bef. Str.G.B. v. 3. April 1845; Kriegsart. 27. Juni 1844. Defterr. 
Verordn v. 10. März 1860. Grotefend, Deutſches Staatsr. $. 713 f. — 


Dismembrationen. In dem vollen und freien Privateigenthum an Grund und 
Boden iſt an jich kraft des Eigentbumsbegriffes die Befugniß enthalten, die Dismembration 
(Barcellirung, Zertrümmerung, Zerichlagung, Zerftücelung) eines Grundſtücks vorzunehmen, 
mag num das bisher als wirtbichaftliches Ganze behandelte Gut völlig aufgelöft oder in 
mebrere Meinere Güter zerlegt oder nur um emzelne abveräußerte Trennjtüde verkleinert 
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werden. Das Röm. R., welches den Begriff des Privateigenthbums auch an Grund und 
Boden rein durchführt, kennt daher Beſchränkungen der VBodentheilungen nicht. Anders 
mußte fich dies im Älteren deutſchen R. geftalten, in weldem das Grundeigenthum 
die Doppelnatur eines politiichen Rechts und eines Privatrechts hatte, mit Herricafte- 
und Abhängigkeitsverhältnifien aller Art verknüpft war und in den verichtedenften Stufen 
des abhängigen oder freien Befigrechtes zur Eriheinung kam. Wenn aud) ein objectiver 
Rechtsſatz, der principiell die Untheilbarteit ausgeſprochen hätte, nicht exiftirte, fo waren 
e8 doch nicht Sitte und Herkommen allein, welche die Theilungen erſchwerten. Vielmehr 
wurde durch Die concreten Nechtsverhältniffe, Durch Die Gemeindeverfaffung, durd das 
Recht der Familie, durch die Rechte der Grund-, Gerichtd- und Lehnsherren, durch die 
mit den einzelnen Grundſtücken verbundenen öffentlichen Gewaltrechte, Aemter und Laſten 
in einer im Einzelnen ſehr mannichfachen Weife die Theilung erjchwert, an höhere Be 
willigungen gebunden oder gänzlich ausgefchloffen. In demjelben Grade indeß, in wel— 
chem das privatrechtliche Element des Grundeigentbums über das öffentlich rechtliche ſiegte, 
durchbrach auch der Grundfag der freien Theilbarkeit die alten Schranken ; und feitbem 
die politiiche Eeite des alten Grundeigenthums völlig abaelöft und in den politiſchen 
Territorialrechten ſelbſtändig geworben ift, hat fi im Allgemeinen das zurüdgebliebene 
Privateigenthum im Sinne vollkommen freier Verfügungsbefugniß entwidelt. Die freie 
Theilbarkeit rief freilich eine Reaction der dadurch in ihrer materiellen Machtbafis gefähr— 
deten Stände hervor, und es ift dem hohen Adel durch feine Hausgeſetze, dem niederen 
Adel durd das Inftitut der Familienfideicommiſſe gelungen, fich die Möglichkeit zu retten, 
einzelne Güter dauernd der Theilung zu entziehen. Aber dann beruht eben die Untheil- 
barkeit auf einer befonderen, durch Ausdehnung der Privatwillensmacht ermöglichten Ver— 
fügung für den concereten Fall, nicht auf einem allgemeinen Rechtsſatz. 

Nur allein das Recht der Bauergüter hat eine andere Entwidlung genommen, in 
dem feit dem 16. Jahrhundert die eritarfende Staatsgewalt theil aus fiscaliichen Motiven, 
theils zum Schuge gutsherrlicher Intereffen, theil® in dem Streben nach Erhaltung eines kräf⸗ 
tigen Banernftandes der auch hier vordringenden freien Theilbarfeit Durch Gelege entgegenwirfte, 
wobet die vorhandenen Inftitute als Anknüpfungspunfte dienten und die Sitte und Standes 
richtung der Bauern jelbft unterftügend wirfte. So wurde in vielen Gegenden die jog. „Ges 
ſchloſſenheit“ nicht nur für abhängige, ſondern auch für völlig freie bäuerliche Güter eingeführt 
und für die durch die neuen Ablöfungsgefege frei gemachten beibehalten, und fie gilt noch 
heute nad) einer Neibe deuticher Part.R. als objectives Recht. Wo eine ſolche Gefchloffen- 
heit befteht, ift entweder jede Abtrennung eines Gutstheils mit Ausnahme gewiſſer Stüde 
(„walzende Aecker“) verboten, oder es Darf doch das Gut durch Theilungen nicht unter 
ein Minimum des Umfanges (3. B. 60 Kaſſeler Aeder bei den Meiergütern der Graf: 
haft Schaumburg) berabgebradht werden. ine verbotöwidrige Theilung iſt nichtig 
und gibt dem Stellenbefiger reſp. der Gutsherrſchaft, nach der ftrengeren Anficht auch 
dem Veräußerer felbft und feinen Erben, das Recht der Vindication gegen jeden dritten 
Befiger. Man nennt die Bindication in dieſer Anwendung die Reunionsklage In 
der Negel hat übrigens der Berflagte einen Erfaganiprud wegen des gezahlten Kauf: 
preifeg und der Beljerungen. Die Diepenfation von dem ITheilungsverbot ſteht der 
Staats- oder Gemeindebebörde (nur wo lediglich das Intereſſe des Gutsheren Grund 
der Untbeilbarteit ift, diefem) zu. Bon jelbit verfteht es ſich, daß der Geſchloſſenheit 
immer auch Befonderheiten der bäuerlichen Erbfolge oder doch der Erbauseinanderiegung 
zur Verhütung von Erbtheilungen zur Seite ftehen müſſen. 

Das Prineip der Untheilbarfeit ift in unſerm Jahrhundert der Gegenftand eines 
noch nicht beendeten Streites geworden, der befonders unter den Nationalöfonomen auf 
das Lebhafteſte geführt wird. Bon politiichen, wirthſchaftlichen und juriſtiſchen Geſichts— 
punkten aus angefochten, ift e8 im neuerer und neuefter Zeit von vielen Gſgbb. aufgege: 
ben worden. Namentlich bat Preußen confequent dieſe Richtung verfolgt und ſchon durch 
die Pandesculturedicte vom 9. Oct. 1807 und 14. Sept. 1811 die Theilungswrbote 
aufgehoben, welche es jegt auch in den neuen Provinzen zu befeitigen fucht (fo für Kur: 
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befien durch Gel. v. 13. Mat 1867). Ebenſo Großberzogthum Heffen (Berordn. v. 
14. Febr. 1811), Baiern, Baden, Würtemberg, Gotha (1869) u. ſ. w. 

Wo nun aber die unbeichränfte Theilbarkeit des Grundeigenthums gilt, pflegen doch 
für Parcellivungen befondere Förmlichfeiten vorgeichrieben zu fein, um die Rechte des Staa- 
te8 und der Realgläubiger ficherzuftellen und fünftigen Streitigkeiten vorzubeugen. So 
verlangen das preuß. Gel. v. 3. Yan. 1845 betr. die Zerſtückelung von Grundftüden 
und das Ergänzungsgel. v. 24. Mai 1853 gerichtliche Form, Anweſenheit des Richters 
bei Verfteigerungen und zwaugsweiſe Bejigtitelberichtigung, ſchreiben auch den Berſuch 
einer gerichtlichen Regulirung mit den Realberechtigten vor, während die früher geforderte 
vorgängige Regulirung des Abgabenweſens und der Hypotheken und Reallaſten nur 
noch für den Fall der öffentlichen Verſteigerung nothwendig iſt. Auch ſuchen manche Ge— 
ſetze der gewerbsmäßigen Betreibung der D. ländlicher Güter (ſog. Hofmetzgerei oder 
Guterſchlächterei) entgegenzuwirken (z. B. würtemberg. Gef. v. 23. Juni 1853) oder be— 
drohen dieſelbe ſogar mit Strafe (z. B. bair. Geſ. v. 28. Mai 1852). 

Fit: Die Lehrbb. des deutſchen Priv. R., des Landwirthſchaftsrechts und der Nationalöto— 
nomie. Die außerordentlich umfangreiche Yit. Über die Frage der geiebgeberi den — 
findet ſich am vollſtändigſten nachgewieſen bei Rau, Grundſätze, I. 8. 76 Note b. Hervorzu- 
eben: von Ulmenftein, Ueber bie unbeſchränkte Theilbarleit des Bodens, 1827. — Stüve, 

eſen und Verfaſſung der Landgemeinden ıc,, Jena 1851. — Funke, Die beillofen Folgen der 
Bodenzerfplitterung, Gött. 1854. — Yette, Die Bertheilungsverbältnifie des Grundbefites und 
die Gigb. im Betreff der Theilbarleit u. ſ. w., Berl. 1859. O. Gierke. 

Dispache (despacho, dépéche, retule) heißt die Berechnung und Vertheilung von 
Seeſchäden, inſonderheit in Fällen der „großen Haverei.“ Bei dieſer entſteht durch 
die vorſätzliche Aufwendung zum Zwecke der Errettung aus gemeinſamer Gefahr eine 
Gemeinſchaft zwiſchen Schiff, Fracht und Ladung. Die hierdurch erforderlich wer— 
dende Auseinanderſetzung zu bewirken, iſt die Aufgabe der D. Außer den Rechten 
jener unmittelbar Betheiligten werden dadurch noch die der etwaigen Verſicherer in dem Grade 
berührt, daß man nicht ohne Grund ſagen kann, der Verſicherer hafte auch für die Gefahr der 
Dispachirung. Bei ſolcher Mannichfaltigkeit der concurrirenden Intereſſen iſt es gewöhnlich, 
die Aufmachung der Vertheilungsrechnung einem unparteiiſchen Dritten (dem Dispacheur) zu 
übertragen. — Bon großer Erheblichkeit hinſichtlich der zu wählenden Perſon, der Grund: 
ſätze, nach denen die Berechnung aufgeſtellt wird, und des Verfahrens iſt der Ort der Dis— 
pachirung. Bon felbft bietet jich hierzu derjenige Ort dar, wo ſich die Gemeinſchaft von 
Schiff und Ladung Löft und Die ganze Handeldunternehmumg in der Regel abgemidelt 
wird. Das H. ©.B. beftimmt denn au, daß die Feitftellung und Vertheilung der 
Schäden an dem Beftimmungsorte, und, wenn diefer nicht erreicht werde, in dem Hafen, 
wo die Neife endet, geichehen folle. Nach den an diefem Orte geltenden Preiſen richtet fich 
der Betrag des erliltenen Schadens und die Größe des beitragspflichtigen Werths. — Die 
Verpflihtung, die Dispachirung herbeizuführen, hat nach den meiften Rechten der 
Schiffer ; Das Recht, diefelbe zu betreiben, hat jeder Berheiligte. — Eigenthümlich ift die 
Wirkung der D. Wo diefelbe von einem amtlich beftellten Dispacheur aufgenommen 
ft, hat fie auch ohne ausdrüdliche Genehmigung der Intereffenten und ohne weitere ge- 
richtliche Mitwirkung, falls dieſe nicht particularrechtlich worgeichrieben ift, Die Bedeutung 
einer für alle Betheiligten vorläufig feftftehenden Auseinanderfegung. Sie vertritt in- 
jofern gewillermaßen ein gerichtliches Urtheil, etwa wie ein Theilungsreceß. — Schließlich 
tft zur bemerken, daß die Koften der D. zur großen Haverei gehören und mithin aud) 
dem Verſicherer zur Yaft fallen. 

Gſgb. u. Yit.: Allg. D.H.6.B. A. 708, 730, 731, 538, 839, 841, 556. Preuß. Einf.Gef. 
3. 9.8.8. vom 21. Maı 1861 U. 57; Mecklenb. Einf. Geſ. 8. 72. C. com. a. 41a, 416. — 
Gase Darftellung des gem. deutſchen und des hamb. H.R., Bd. III. Th II. 88. 460, 463 
(8. 714 — 747, 752 fi.) Kaltenborn, Grundſätze des praktiſchen Europ. Seerechts, B. TI. 
88. 172 (©. 153), 181— 183 (©. 214 — 224). Heife, HR, ©. 390— 392. Jacobfen, 
Seerecht des Friedens und Krieges, S. 520. Benede, Syſtem des Seeaſſeeuranz- und Bod— 
mereiweſens. Vollftändig und zeitgemäß umgearb. von Nolte, Bd. II. ©. 801 — 811 (mit 
Formularen). Tedle 4 piten des Eeeverfiherungsmefens, & 448 — 452, und „Leber 
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Bobmerei= und —— ©. 301 ff. —— Boigt und Heineken, Neues Arch. 

für H.R., Bd. 1. ©. 210 ff, 298 ff.; Bo. IV. 114 ff. 248 fi. Kierulff, Sammlung 

der Entic. des O. A. G zu — Bd. 1. ©, 599 Y Jebens in Löhr's Eentralorgan für 

2 deutfhen Handelsftand, Bd. 1. Nr. 11 u. 12. a Gentralorgan für Handels» u. WR. 

N 5 Bd. J. S.100 fi, 300 ff, 464 ff.e; II. S. 257 ff. C. F. Koch, Formularbuh Nr. XXXI. 

(Formular. Pardessus, Cours de droit commereial, T. III, 746 — 749 (mit — 
R. Koch. 


Dispenſation kirchenrechtliche). Die Dispenſation iſt die Aufhebung eines 
Rechtsſatzes fir einen beſtimmten Einzelfall. Ordnungsmäßig tritt fie überall da ein, 
wo die ftrenge Durchführung des pofitiven Rechts zu einer Härte oder Unbilligfeit führen 
würde. Das Net zu ihrer Ertheilung gilt als Attribut der Geletgebungsgewalt. In 
der katholischen Kirche fteht es deshalb theils dem Bapfte zu: für Die Sätze des 
gem. R., ſoweit diefelben nicht auf dem jus divinum beruhen (3. B. das Cheverbot 
zwiichen Eltern und Kindern); theild wird e8 von den Biſchöfen geübt, und zwar ein: 
mal im Bereih des particulären Diöceſanrechts, alſo innerhalb der Grenzen ihrer legis- 
lativen Competenz, ſodann in den ihnen vom Papit übertragenen Fällen des jus com- 
mune. Die Uebertragung ſelbſt erfolgt durch die jog. facultates (Vollmachten), die 
aber nur auf Zeit, in Deutſchland regelmäßig auf 5 Yahre, lauten — daher der Name 
Dumguennal-Facultäten — und dahin gefaßt find: Vobis communicamus facultates, 
quibus . . . Sedis Apostolicae auctoritate Vobis delegata uti valeatis.... Dis- 
pensandi super occulto impedimento primi gradus affinitatis... Volumus, ut 
supradictis facultatibus uti valeatis ad quinquennium. Bei biſchöflichen Dispenjen 
wendet man ſich an den Pfarrer, welcher die Bewilligung beim Ordinariat vermittelt. Bei 
püpftlichen Tispenlen gebt das Geſuch durch das Ordinariat nad Nom. 

Der Form nah werden die päpftlichen Dispenfe entweder in forma gratiosa 
oder in forma commissoria ertheilt. Im erfteren Fall erfolgt das Dispens-Breve 
unmittelbar von Nom an den Supplifanten. Im legteren, der heute die Regel bildet, 
wird der Dispend von dem competenten Biſchof (ordinarius) nad) vorangegangener Prü— 
fung des Sachverhältniſſes (si res ita se habet, d. h. wenn die von dem Petenten ans 
geführten Thatumftände ſich als begründet erweifen) im Namen und Auftrage des Papſtes 
ausgeſprochen. 

Die Ertbeilung ſoll grundfäglih gratis geſchehen, factiſch werden indeß Gebühren 
erhoben: theils für die expedirende Behörde Kanzleiſporteln), theils ad piam causam 
für den im Dispens enthaltenen Bruch des Rechts. Ueber die Höhe der desfalls üblichen 
Taren iſt im Mittelalter oftmals und nicht ohne Grund Beichwerde geführt worden. 
Heute find die Taren herabgeſetzt und nad) Mafgabe der Vermögensverhältniſſe verſchie 
den normirt worden. Die römiſche Curie ſcheidet dabei drei Claſſen: personae il- 
lustres mit ziemlich erheblichen Sätzen, personae honestae, bei denen die Tare 
etwa um die Hälfte niedriger bemeifen ift, endlich personae pauperes et misera- 
biles, Die ſich durch Arbeit ernähren müſſen (alfo Nicht-Capitaliften) und deshalb gebüh— 
renfrei dispenfirt werden. 

In der evangelifchen Kirche bildet das Dispenfationsrecht eine Attribution der 
landesherrlichen Kircengewalt und wird von dem Inhaber der letzteren theils perſönlich 
als ein jus reservatum mit Hülfe des Cultusminiſteriums, theils durch die von ihm 
eingeſetzten geiſtlichen Behörden: Conſiſtorien und Superintendenten, als ein jus vicarium 
verwaltet. Auch bier find Taxen üblich und Reformen nöthig, weil vielfache Dispenſe 
nie verweigert werden, damit aber ihre Grundidee als Ausnahmen von der Regel ver— 
nichtet ſcheint. 

Lit.: Richter, K.R. $. 168. Phillips, Lehrb. des ER, IS. 93. 

Hübler. 

Dispenſationsrecht. Man verſteht unter D. die Befugniß, die Anwendung von 
Geſetzen in einzelnen Fällen auszuſchließen. 

In der Theorie war es ſchon früh anerkannt, daß eine ſolche Befugniß nur derie⸗ 
nigen Gewalt zuſtehen könne, welche die betreffenden Geſetze erlaſſen babe, oder wie J. 
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9. Böhmer fib ausdrüdt: Potestas ferendi leges est etiam mensura potestatis 
dispensandi ; facultas dispensandi est sequela potestatis legislatoriae (J. H. Böh- 
mer, de sublimi principum ac statuum evangelicorum dispensandi jure in causis 
et negotiis tam sacris quam profanis, in den Exercitt. ad Pand. Ed. I. T. I. ©. 
481—605). Es tft ja auch Mar, daß ſonſt die vollziebende Gewalt durch wiederholte 
Ausübung des D. Die ganze Ye giölative paralyfiren und ohne formelle Verlegung eine 
grundlägliche Aufhebung der Landes Gſgb. herbeiführen fünnte, 

In Mebereinitinmmung mit dieſer Theorie fand im älterer Zeit die Dispenfations- 
gewalt an dem jog. göttlichen Rechte feine Schranfe, welches damals auch in proteftan- 
tiihen Gebieten, und zwar nicht blos Himfichtlich des Kirchen: und Eherechts eine aner— 
kannte Eriftenz hatte, fo daß die Inhaber der höchſten Staats- und Kirchengewalt jich 
behindert fühlten, von den durch angeblich göttliches Recht vorgeſchriebenen Ehehinderniſſen 
Lev. 18) zu dispenſiren. (Vgl. darüber Meier, Rechtsbildung in Staat und Kirche, 
Berlin 1861. ©. 107 ff, 225 fff, 231 fi., 242 ff, 256 ff.). Diele Schranfe darf 
jedoch gegenwärtig als beleitigt angeſehen werden, ein derartiges göttliches Necht wäre ein 
Wiverfpruch in fich ſelbſt. Dagegen war die Mitwirkung von Yand= und Reichstagen bei 
der Gſgb. in Älterer Zeit nicht von jolder Stärke, um für das D. der vollziehenden Ge: 
walt eine wirffame Schranke zu bilden. Es ftand vielmehr ſelbſt in England der Krone 
die Befugniß zu, in einzelnen Fällen die Anwendung von Parlamentöftatuten auszuſchließen 
und erit als unter Jacob II. der Verſuch gemacht war, durch ſyſtematiſchen Mißbrauch 
dieſes Rechts die Grundlagen des damaligen Yandesrechts zu befeitigen, erklärte die Bill of 
Rights die angemafte Dispenlationsgewalt für ungeleslic und alle ferneren Dispenlationen 
für ungültig (Gneift, Englisches Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 1867. 1. 609 ff. II. 733 ff, 
Cor, Staatseinrichtungen Englands, Berlin 1867. &. 18 ff. Schubert, Berfg. Urk. 
Königsberg 1848. I, 110. 112. 120.) Nur wenige der neuen deutichen Berfaflungs- 
urfunden haben überhaupt pofitiwe Feſtſetzungen über die Ausübung des D., die meiften 
von diefen legen jedoch dem Yandesherrn cin ſolches im größerem oder geringerem Umfange 
bei; am weiteften gebt wohl die braunſchweigiſche neue Yandicafts-:Ordnung von 1832 
$. 6, die daſſelbe nur dann ausſchließt, wenn dritte Perſonen wegen ihrer Rechte bethei- 
ligt find; e8 folgt dann das Coburg-Gothaiſche Grundgel. von 1852 $. 128, welches Das 
D. gewährt, jo weit daſſelbe nicht durch bejondere geſetzliche Beſtimmungen beſchränkt iſt, 
das Schmwarzbur; -Sondershaufenice ger] von 1849 8. 65, und Die Be erfaſſung 
der freien Stadt Bremen von 1854 8. 57, welche dem Sandesfürften reip. dem Senate 
das D. zuichreiben, ſoweit daſſelbe nach “2 Geſetzen (in Bremen außerdem nach recht⸗ 
lichem Herkommen) zuläſſig iſt, wobei noch bemerkt werden muß, daß in der jetzt gelten— 
den Sondershauſer Verfaſſung von 1857 jede derartige Beſtimmung fehlt; wiederum 
einen andern Standpunkt nimmt die kurheſſiſche Verfg. Urk von 1831 8. 96 ein (wört— 
lich gleichlautend in der Verfg. Urk. von 1852 $. 76), wonach Dispenlationen von den 
ſchon jetzt beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften nur mit größter Vorſicht, in Bezug auf 
künftig ergebende verfaſſungsmäßige Geſetze aber niemals ſtattfinden ſollen, ſofern nicht 
ſolche in dem Geſetze ausdrücklich vorbehalten ſind; nur die Luxemburgiſche Verfaſſung 
von 1848 N. 36 (wörtlich gleichlautend in ver Verfg. von 1856 A. 36) verbietet unbe— 
dingt jede Dispenfation (ni dispenser de leur exeeution). In allen übrigen Berfaj- 
fungen, inöbelondere auch in der prenfiichen, fehlt es an ausdrüdlihen Normen. Für 
diefen Fall Ipricht ſich Die Theorie mit ſeltener Einmüthigfeit zu Gunſten der Dispen- 
ſationsbefugniß des Yandesherm aus, die nur hinſichtlich wohlerworbener Rechte oder 
unbedingt verpflichtender Beitimmungen der Berfaflung, oder ausdrüdlicher Verbote in 
einzelnen Fällen eine Einſchränkung erleiden ſoll, To insbefondere Zachariä, Deutſches 
Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. 1867 IT, 184 ff. Zöpfl, Grundfäge des gemeinen 
Staatsrechts, 5. Aufl. 1863, IL, 673. Mohl, Winrttemberg. Staatsrecht 

(1829) L — Pözl, Bayer. Berfffungöret (1851), ©. 301. v. Rönne, Preuf. 
Starsrait, 3 Aufl. 1869, I, 1. ©. 197. v. Gerber, Grundzüge. 2. Aufl 1569. 
. 166, der indeffen nicht daß im Geifte unferes modernen Staatsrechis mehr 
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der umgefehrte Sag liegen würde, daß eine Dispenfation nur da zuläffig je, mo Dies 
das Geſetz ausdrücklich geftattet. Ebenfo entichieden ſpricht fich aber die Praris namentlich 
in Preußen gegen eine derartige Dispenfationsrehtsbefuguig aus, indem fie, von dem 
Sage ausgehend, daß die Bollziehungsgewalt nur die Ausführung der geleglihen Normen, 
nicht aber deren Aufhebung bezwede, durch gefegliche Normen ſich unbedingt gebunden er: 
achtet, und einen Zweifel höchftens binfichtlich der Natur vorverfaffungsmäßiger Normen, ob 
dieſe als Gefege oder als Verordnungen zu betrachten find, erhebt (Bal. darüber Gneift, 
Yuftiz, Verwaltung, Rechtsweg (1869) ©. 62 ff.; v. Gerber, Grundzüge, ©. 149). 

Mit bejonderer Schärfe ift der Sag, daß die Dispenfationsgewalt der Geſetzgebungs— 
gemalt genau entfpricht, im katholiſchen Kirchenrecht zur Anerkennung gebracht worden. 
Demgemäß fteht das Recht, von allgemeinen Kicchengefegen zu Dispenfiren, nur dem Papſte 
zu, den Biſchöfen aber nur in befonders genannten Fällen oder auf Grund päpftlicyer Boll- 
machten, die aber alle fünf Jahr erneuert werden müſſen, ſog. Quinquennalfacultäten. 
Die Biſchöfe haben außerdem ein felbftändiges D. Hinfichtlich ihrer eigenen Verordnungen 
oder Didcejanftatuten. 

Lit.: Walter, ER, 13. Aufl. 1861, S. 400. Richter, K.R. 6. Aufl. 1867, ©. 
Jacobſon, Dispenfation in Weiske's Nechtsleriton ILL, 449 ff. Meier, Propaganda, II, 
201 fi. Ernit Meier 

Diffidenten heißen diejenigen Berlonen, welche nicht zu der refp. den in einem 
beftimmten Staate mit voller Berechtigung recipirten oder berrichenden Kirchen angehören. 
Da die verjchiedenen Staaten verfchtedene Kirchen als privilegirt anerfenmen, jo fönnen die 
Anhänger derfelben Kirche in dem einen Yande jene bevorzugte Stellung genießen, wäh— 
rend fie in dem andern als D. betrachtet werden. Beiſpielsweiſe find die Mitglieder 
der anglicaniſchen Kirche in Schottland dissenters, weil hier die presbyterianiſche Kirche, 
welche in England als Difjenterfirche gilt, die Landeskirche iſt. Im Deutichland bezeich- 
net man gewöhnlich Damit diejenigen Neligionsgemeinichaften, welche fih von den Drei 
chriſtlichen Hauptconfeffionen losgeſagt haben, mögen fie auch ſelbſt noch dogmatiſch auf 
dem Boden einer derjelben ftehen, wie z. B. die Mitglieder der fog. Immanuelſynode, 
d. h. die Altlutheraner, welche fid von den unter dem Ober-Kirchencollegium in Bres— 
lau ftehenden ſog. jeparirten Altlutheranern losgeſagt haben, während man die Juben 
nicht zu den D. zählte. ine fpecifiich muriftiiche Bedeutung hat das Wort nicht, ‚na- 
mentlich ift mit demielben die rechtliche Stellung der betreffenden Perlonen zu den An: 
hängern der anerfannten Kirchen und zum Staat nicht charafterifirt. Schon im vorigen 
Jahrhunderte waren einzelne deutſche Bart. Gſgbb. Hinfichtlih der Duldung von Eecten 
und D. viel Liberaler als das auf dem Weftphäliichen Frieden beruhende Reichs— 
recht; To erkannte namentlih das Pr. AY.R., meldes das ſchon früher fir den 
preußiichen Staat gehandhabte Princip der Toleranz zum rechtlichen Ausdruck brachte, 
neben den ſog. öffentlich aufgenommenen privilegirten Kirchengelellichaften, den ſog. drei 
Reichsconfeſſionen, auch gedulvete, d. h. beim Staate angemeldete und von ihm genehmigte 
Religionsgejellichaften mit dem Nechte auf Gottespienft in Bethäufern an und ficherte 
ferner jedem Eimwohner volltommene Glaubens - und Gewifjensfreiheit mit dem Nedhte 
zur Hausandacht zu. Anfang dieſes Jahrhunderts geſchah das letztere auch im den 
Verfaffungsurtunden einzelner deutſcher Staaten, 3.8. in der würtembergiſchen und ba- 
diſchen, und das baieriſche Neligionsedict von 1818 ftellte ſogar ſchon ähnliche Negeln 
für die Duldung von Religionsgefellihaften, wie das Pr. ULNR, auf. Während 
aber die Verfaſſungsurkunden aus den zwanziger und dreißiger Jahren — fo die großb. 
heſſiſche, meiningifche, königl. ſächſiſche — noch diefen Standpumft fefthielten, gaben wohl 
die Beſtimmungen der deutjchen Neichsverfaflung vom Jahre 1849. 88. 144 ff. den Ans 
ftoß zu eimer freieren Behandlung der D. durd die Bart. Gſgb., indem fie aufer 
der Statuirung der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit und unter Aufbebung jeglicher Vor: 
rechte für einzelne Kirchen allen Neligionsgelellihaften die öffentliche Ausübung ihres 
Gottesdienstes und felbftändige Verwaltung gewährten und die ftaatlihe Genehmigung bei 
der Neubildung religiöſer Bereine befeitigten. Den letteren Grundſatz, ſowie die Geftat- 
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tung der öffentlichen Religionsübung haben die Verfaſſungsurkunden, z. B. von Preu— 
fen A. 12, Oldenburg A. 36 und das badiſche Geſ. vom 9. October 1860 8. 3 aus— 
geiprochen. Zugleih iſt es für diefe Staaten anerkannt, daß auch der Genuß der po— 
litiſchen Rechte vom Religionsbekenntnig unabhängig ift. Dagegen geftehen die gedadhten 
GEſgbb. den diſſidentiſchen Geſellſchaften nicht ohne Weiteres die fog. Corporationsrechte, 
d. 5. die Rechte juriftiicher Perfonen zu, wielmehr müſſen ihnen dieſe befonders durch Geſetz 
verliehen werden. Die Regelung der fonftigen Verhältniſſe ift auch felbft innerhalb 
der principiell zu derjelben Gruppe gehörigen Staaten eine ſehr verfchiedene, um jo mehr 
als vielfach ſchon aus früheren Zeiten befondere Conceſſionsurkunden für einzelne diſſidentiſche 
Geſellſchaften exiftiven und diefe ausprüdlich, wie 3. B. durch das badiſche Geſetz, aufrecht 
erhalten find. In Frage fommen bier folgende Bunfte: 1) die Beurkundung der Stan- 
deöverbältniffe. Wo nicht das franzöfiiche, reip. rheiniſche Syſtem der Civilſtandsregiſter 
für alle Einwohner des Staates herricht, jondern die von den Pfarrern der früheren drei 
Reichsconceffionen geführten Kirchenbücher zugleich die Standesregifter bilden, iſt für die 
D. durch eigene Einrichtungen gelorgt, fo im Altpreußen, wo die Gerichte für fie 
derartige Negifter führen, welche auch für die aus den recipirten Kirchen ausgeichtedenen, 
aber noch feiner anderen Religionsgeſellſchaft beigetretenen Perfonen beſtimmt find, 
oder e8 haben die Ortöpfarrer der beworrechteten Kirchen als ftaatlihe Standesbeamte 
diefe Obliegenheiten zu erfüllen. Yetteres iſt theils allgemein für alle D. (fo in Sad: 
fen Altenburg), theils für einzelne Religionsgeſellſchaften (jo in Würtemberg,) vor: 
geichrieben. 2) Da, wo die Freiheit der Bildung von Religionsgeſellſchaften anerkannt 
it, fann ein Zwang gegen die denfelben angehörigen Eltern, ihren Kindern die Taufe 
ſeitens einer der privilegirten Kirchen ertheilen zu laffen, nicht ausgeübt werden, da 
bier der Vater über das Belenntniß feiner Kinder fo lange zu entiheiden bat, bis dieſe 
dad Discretiongjahr erreicht haben. Was 3) die Möglichkeit der Eheſchließung zwischen 
den Angehörigen der Yandesfirchen und 4) die Eheeingehungsform betrifit, jo erledigen 
ich diefe Punkte ſehr einfach da, wo Givilehe befteht. Im übrigen vgl. die Art, Ehe— 
bindernifje und Eheſchließung. 5) Bedingt es das Princip der Duldung, daß alle Per- 
jonen, welche aus den bevorrechteten Kirchen ausgetreten find, mögen fie nun zu einer 
diffiventifchen Neligionsgemeinfchaft übergetreten fein oder fich noch feiner derartigen Ge: 
ſellſchaft angeichloffen haben, von allen Abgaben und Yaften gegenüber den vecipirten Kir— 
den frei werden. Diele gerechte Forderung ift aber meiftens in Deutfchland noch nicht 
anerfannt und ſelbſt in Preußen gehört fie zu den controverfen Fragen, welche neuerdings 
durch das Obertribunal und das Gultusminiftertum verſchieden, von leterem im Sinne 
der Freiheit, von erfterem tm entgegengejegten beantwortet worden find. 6) Was endlich die 
Eidesleiftung betrifft, fo ift hier vielfach durch befondere Gonceffionen den einzelnen difji- 
dentiſchen Religionsparteien Rechnung getragen, nur vereinzelt (fo 3. B. in Baden, Lü— 
bed) kommen dagegen Verordnungen vor, welde ohne Rückſicht auf das Glaubensbekennt— 
niß eine allgemeine Eidesnorm aufftellen. — Bon auferdeutichen Gſgbb. fteht Frankreich 
noch auf dem engherzigen Standpunft, daß es für dem öffentlichen Gottesdienft jeder nicht 
vom Staate anerfannten Religionsgelellihaft eine befondere ftaatliche Erlaubniß vor- 
Ihreibt, während in Belgien und Holland auch für veligiöfe Vereine volle Affociationsfrei- 
beit gilt, e8 aber für jie zur Erlangung der Nechte juriftiicher Perfonen der ftaatlichen 
Genehmigung bebarf. 

Fit: Kür Deutichland f. die Zufammenftelung bei Mofer, Allg. Kircenblatt, Jahrg. 1853, 
S. 177 ff.; für Preußen: Die Abhandlung von Jacobfon inDove, Ztihr. für K.R. Bd. 1. 
©. 392 fi.; für die neueften deutichen Gigbb. Friedberg, ebendaf. Bd.3. ©. 364 ff.; Bd. 4. 
©. 391; Stälin, Das Rechtsverhältniß der religidfen Gemeinfhaften in Wiürtemberg. Stutt- 
gart 1870. PB. Hinſchius. 

Diſtanzfracht. Nah allgemeinen feerechtlichen Grundlägen ift eine Fracht zu 
zahlen, wenn dem Schiffer durd Zufall die Ausführung des Transports (das opus con- 
duetum) unmöglich wird. Indeſſen wird aus Billigfeitsrüdjichten in den meiften euro— 
päiſchen Seeredhten dann eine Ausnahme gemacht, wenn die bereits angetretene 
Reife durch höhere Gewalt unterbroden wird, indem in ſolchen Fällen das 
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Geſetz dem Verfrachter die Fracht im Berhältniß der zurüdgelegten zur 
ganzen Reife zubiligt. Dieſe Frachtvergütung „pro rata itineris“ nennt man D. 
Nah dem HGB. iſt D. zu zahlen bei Schiffbrud („wenn nad Antritt der 
Reife das Schiff durch einen Zufall verloren geht”), Embargo, Beſchlagnahme, Blochade, 
Aus- und Einführungsverbot oder anderen Verfügungen von hoher Hand oder bei 
Ausbruch eines Krieges, welder Schiff oder Güter der Gefahr der Aufbringung aus 
ſetzt, fofern diefe letzteren Zufälle nicht blos einen Theil der Yadung betreffen (für wels 
hen Fall befondere Grundſätze gelten). — Die einfhlagenden Beſtimmungen des C. com. 
find ziemlich caſuiſtiſch. 

Gſgb. u. Lit.: Allg. D. H.G.B. 4. 618, 619, 631 —643, 669 — 671, 872. C. com, 
a. 2965 —304. v. Duhn bei Goldfhmidt und Yaband, Ztihr. f. d. gef. H.R., Bd. XIV. 
©. 127, 128, 130 — 134. Seife, H.R., ©. 365 — 367. Grl. d. Obertrib. zu Berlin bei 
Bush, Arch f. Theorie u. Praris des Alg.D.H.R., Bd. XIV. ©. 386, fowie bei Gold— 
ſchmidt u. Laband, Ztihr. f. d. gel. HR, Bo. XII. S. 591. Feldmann bei Voigt u. 
Heineten, Neues Arc. f. H.R., Bo. Il. ©. 184 — 224. N. Koch. 

Dollmeticher jind Perſonen, denen zwei lebende Sprachen geläufig find, und 
welche aus diefem Grunde zu gerichtlichen Berhandlungen zugezogen werden, mag nun 
in Givilproceffen eine Partei, in Straffachen der Angeklagte, in beiderlei Sachen ein 
Zeuge, ein Sachverſtändiger oder auch wohl in Schwurgerichtsſachen ein Geſchworner der 
Gerichtsſprache nicht Fundig fein. Die Gerichtöiprache iſt Die deutſche. In geringfügigeren 
Sachen wird die Zuziehung eines Dolmetfhers oft fir entbehrlich erklärt, Tobald beide, 
oder auch ſobald eine der Gerichtöperfonen der fremden Spradye mächtig ift. Im Uebri: 
gen pflegt im meiterer Zeit die Zuziehung Eines Dolmetſchers aud in den woichtigiten 
Sachen für hinreichend erflärt zu werden, während ältere Griminalgelege zwei für noth— 
wendig bielten. unter Führung eines Nebenprotocolls in der fremden Sprache. Der 
Schuß gegen Gollufionen wird gegemwärtig in der Deffentlichkeit, ſowie darin gefunden, 
daß unter den Zeugen und namentlich unter den Geichwornen in den Gegenden mit 
zweierlei Spraden fat regelmäßig ſich Sprachkundige finden, mittelft deven eine ſehr 
wirffame Gontrole möglih. Nothwendig ift die Vereidigung des Dolmetihers, meiſt 
mittelft einer befondern Eidesformel, fer es fir die einzelne Sache oder ein für allemal; 
das legte in der Negel auf Grund der Ablegung eines angeordneten Examens. Er darf 
nicht aus der Zeugenzahl genommen werden, und unterliegt im Allgemeinen den für 
Sachverſtändige gegebenen Vorſchriften; gleichwohl ift ev fein Sachverſtändiger im engeren 
Sinne. Es wird von ihm nicht die Kenntniß befonderer Regeln der Sprachen verlangt, 
fondern diefelbe Uebung und Kenntnig im Gebraud der fremden Sprache, welche Jeder— 
mann in feiner Mutteriprache befigt. Er dient augenblidlichen Bedürfniffen. Daher die 
zuweilen vorfommende ausdrückliche Vorſchrift, daß er auch aus der Zahl won Angebi: 
rigen eines Verdächtigen genommen werden darf, wenn ein anderer Befähigter nicht ber: 
beizufchaffen. Beftimmter in das Gebiet der Sadwverftändigen tritt er hinüber, ſobald 
er Urkunden zu überjegen veranlaft wird. Iſt feine Zuziehung in Schwurgerichtsladen 
wegen des Angeklagten erforderlich geworden, jo darf ohne ihn Fein Act der Verhandlung 
vor fich geben, und es muß namentlich die Verdollmetſchung der Anklage und der geftell- 
ten Fragen unter allen Umftinden erfolgen. 

Fit. u. Gſgb.: Anfihten Preuß. Gerichtshöfe (A. G. Pofen u. a.) in Goltbammer's 
Arh., 12. ©. 291 5. Preuß. Erim.O. 88. 55 f., 308, 329. Gef. vom 3. Mai 1352 4. 27; 
neue Prov.Berordn. vom 25. Juni 1867 88. 144, 195 f. Oldenburg. Str.Pre.O. — 

Schaper. 

Dolus (im Civilrecht) bedeutet das Wollen eines rechtswidrigen Erfolges, die 
Argliſt, das abſichtliche Zuwiderhandeln gegen das Geſetz, das dann civilrechtlich geahndet 
wird, wenn es rechtsverletzend gewirkt hat, zumeiſt die abſichtliche Täuſchung eines Andern, 
um ihn dadurch zu einem Thun oder Unterlaſſen zu beſtimmen, welche letztere Bedeutung 
als die wichtigſte auch Labeo hervorhebt, wenn er den dolus malus dahin erklärt, eum 
esse calliditatem, fallaciam, machinationem ad eircumveniendum, fallendum, de- 
eipiendum alterum adhibitam. Auf das Motiv fommt hier gar nichts an, wenn auch die 
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Römeres vermei den, den Ausdruck dolus da anzuwenden, wo kein unſittliches Motiv vor— 
liegt, vielmehr es ſich um ein edles oder verzeihliches Gefühl handelt. So unterſcheidet 
man denn auch einen dolus malus und bonus, welcher letztere darin beſtehen ſoll, daß 
man ſich gegen rechtswidrige Verletzungen durch erlaubte Lift zu ſchützen ſucht. Die Haf— 
tung aus dem D. iſt eine abſolute, die weder durch einen vorherigen Vertrag ausgeſchloſ— 
en, noch auch durch Gedankenloſigkeit des Gegners bejeitigt werden kann: fie bejteht in 
der Leiſtung des ganzen, vollen Scabenserfages und hängt auf Das Innigſte mit dem 
Schuldmomente zufammen, fo daß fie nur da eintritt, wo Zurechnungsfähigkeit vorhan- 
den iſt oder ein Zuftand vorübergehender Geiftesftörung ein verichuldeter it. Der D. 
fann num als ſelbſtändiges Delict auftreten oder bei ſchon beftehenden Obligationen mo— 
dificirend einwirken. Im legteren Falle, namentlich bei Verlegung obligatoriſcher Aniprüche, 
richtet fih der Umfang der Verpflichtung nach den Grundlägen des Intereſſe und wird 
nad Röm. R. durdy Die actio doti s. actio de dolo geltend gemacht, wenn ein andrer 
Weg .der Rechtshülfe nicht möglich ift. Ste wird ihrer infamirenden Wirkung wegen nur 
causa cognita vom Prätor gegeben, nicht gegen Reſpeetsperſonen, wo eme actio in 
factum ausreicht, nicht bei einem geringen Schaden unter 2 aurei oder wie die Worte 
des Edicted lauten: Quae dolo malo facta esse dicentur, si de his rebus alia actio 
non erit et justa causa esse videbitur, judieium dabo. Die Klage geht auf vollen 
Schadenserfag nur zwei Jahre lang (biennium continuum, im älteren Röm. R. einen 
annus utilis) nach dieſer Zeit auf das, was in das Vermögen des Beflagten durch die 
Arglift gekommen ift, fei eö, daß es nod vorhanden ift oder nicht. Die Erben haften 
nah Röm. R., ſoweit die Erbihaft durch den begangenen D. bereichert auf fie gelangt, 
nach San. R. ohne diefe Belchränfung (juxta facultates suas condigne satisfaciant), 
nach gemeinem heutigen R. ſoweit die Erbichaft reicht. Meiſtens geht die Klage nur 
gegen den Argliftigen jelbit, doch haftet auch der Dritte auf die Bereicherung, falls Je— 
mand in deſſen Angelegenheiten fih einen D. zu Schulden kommen ließ. Gegenſeitiger 
D., der ſich nur betvefis der verjchtedenen Gegenjtände eines Rechtsgeſchäfts denken läßt, 
compenfirt ſich. Wenn Tonad der D. als wichtiger Entftebungsgrund von Obli- 
gationen ericheint, fo kommt er ferner im Rechtsgebiete als Ungültigfeitsgrund 
vor, falls nämlich Jemand zum Abſchluß eines Nechtögeichäfts doloſer Weife von einem 
Andern verleitet worden. Dies iſt der ſog. d. causam dans im Gegenfage zum d. 
ineidens, welder nur einzelne Beitunmungen, Nebenabreden, Modificattonen eines Ge— 
ſchäfts betrifft. Die ältere, jetzt verworfene Doctrin (Glüd, Balett, Thibaut) 
nahm im erften Falle des D. causam dans Nichtigkeit des Geſchäfts an, während die 
neuere nach dein Borgange Neuſtetel's in feiner Schrift: Bonae fidei negotia dolo 
inita non est nulla Heidelb., 1818 jene obige Anficht vertheidigt, indem fie annimmt, 
daß in dem alle, wenn ohne den D. das Geichäft micht abgeichloifen worden wäre, die 
Reſciſſion des Vertrages durd die Contractöflage herbeigeführt werden muß, 1. 11. 8. 5. 
D. 19. 1. Außerdem erfcheint der D. noch als Wiedereinfegungsgrund und 
zwar jo, daß die in integrum restitutio propter dolum die infamtrende actio de dolo 
ausſchließt. Auch bier ift Zwieſpalt der Anfichten über den Umfang diefer Reftitution. 
Die Einen, wie Bangerow, Wächter, Windiheid, Sintents find der Anficht, 
daß dieſelbe anf ganz beftimmte Fälle proceſſualiſcher Natur zu beichränfen, nämlich 1) 
wenn Jemand einer gerichtlichen Yadung in Folge des D. eines Andern nicht Folge Leiftet, 
2) wenn Jemand durch eine doloſe Antwort eines Andern auf eine vorgelegte interro- 
gatio in jure eine Klage gegen einen Dritten verloren hat oder 3) wenn eine res judi- 
cata auf Grund der Ausſagen beftochener Zeugen ergangen ift. Andere, wie Sa— 
vigny und Burdardi mollen dagegen dieſe Fälle nicht als die einzigen anerkennen. 
Auch iſt Streit über die Priorität der in integrum restitutio und der actio reſp. ex- 
eeptio doli. Savigny glaubt, Daß jene zuerſt durd das prätoriiche Ediet eingeführt 
worden und erjt fpäter nach Einführung der actio de dolo den größten Theil ihrer An— 
wendbarfeit verloren habe, während Andere nad der Darftellung des Cicero annehmen, 
daß es vor dem Aquiliichen Ediet betreffs des judieium de dolo v. 9. 688 eine in in- 
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tegrum restitutio propter dolum noch nicht gegeben habe, vielmehr letztere wegen jchnel- 
(even Verfahrens und wegen mander Fülle, in denen die bisherigen Rechtsmittel nicht 
ausreichten, in Anwendung gefommen, 

Was num die procefiualifche Seite des D. betrifft, jo ift zu den obigen Bemerkun— 
gen über die actio doli noch hinzuzufügen, daß der Kläger, welcher wegen Unmöglichkeit 
der Yeiftung feitens des Beflagten auf Schadenserfat klagt, weder die jene Unmöglichkeit 
veranlaffende Arglift des Beklagten zu behaupten noch zu beweilen braucht. Bon viel größerer 
Bedeutung ift Die zum Schuge gegen jedwede Unbilligkeit, mag diefe aud immerhin mit 
der ftrengen Rechtsconſequenz beitehen können, dienende exceptio doli. Diele war zuerft 
eine exceptio doli specialis, die nur dann geltend gemacht werden konnte, wenn ber 
Anſpruch Des Klägers aus einem Betruge deſſelben herrührte; ihre formula lautet: si 
in ea re nihil dolo malo At A! factum sit. Später aber erweiterte man fie zu 
einer exceptio doli generalis, wo es galt, den Beflagten gegen eine condemnatio 
iniqua zu ſchützen, wo der Kläger in Kenntnig eines Umſtandes, der ihn aus rechtlichen 
oder fittlihen Gründen hätte von einer Klageerhebung abhalten follen, dennoch flagte und 
bieß e8 bier si in ea re nihil dolo malo A! Ai factum sit 'neque fiat. Wührend 
bei den bonae fidei judieia, quibus inest doli exceptio, der judex aud) ohne beſon— 
dere Hinweiſung im der formula nadzuforichen hatte, ob wielleiht von einer Seite dolos 
gehandelt fe, war es nothwendig bei den actiones strieti judieii jene exceptio im Die 
Formel aufnehmen zu laffen, um der Berurtheilung zu entgehen. Einen wie weiten Um— 
fang die exceptio doli generalis hatte, zeigt eine Stelle, die fagt: generaliter scien- 
dum est, ex omnibus in factum actionibus doli oriri exceptionem, quia dolo fa- 
eit, quicunque id quod quaqua exceptione elidi potest, petit: nam etsi inter 
initia nihil dolo malo facit, attamen nunc petendo facit dolose, nisi si talis sit 
ignorantia in eo, ut dolo careat, was denn mit einem Ausſpruche Cicero's de natura 
deorum III. 30 völlig ütbereinftimmt, wo er dieſe exceptio ein everriceulum malitia- 
rum omnium nennt. Der Unterjchted zwiſchen der exceptio doli specialis und gene- 
ralis ift jeßt unpraftiich, da wir das römiſche Formelweſen nicht mehr kennen. Hin: 
ſichtlich des Umfangs der exceptio ift zu bemerfen, daß fie auf Die Erben des Betrügerd 
und auf denjenigen übergeht, der durch Sondernachfolge in den Anſpruch des Betrügerd 
getreten ift, jo daß fie alfo z. B. gegen den Gejjionar ex facto cedentis ftatthat. Iſt 
es aber ein Dingliches Recht, jo haftet ein jpäterer Erwerber deijelben nur dann, wenn 
er 88 umentgeltlich erworben oder ihm die Sache verpfändet iſt (1. 4. $. 27—31,D. 
44. 4). Auch noch heutzutage iſt diefelbe, jowie die actio doli anwendbar. 
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tit.: D. 4 3 de dolo. — C, 2. 20. — D. 44. 4 de doli mali et metus ex- 
ceptione. — Ihering, Das Schuldimoment im Röm. Priv.R., Gießen 1567. — Iheri 19 
im Arch. f. praft. Rechtsw. N. F. IV. ©. 225 fi. — Hänel im Arch. f. civil. Praris, XI 


408 — 432. — Heyßler, Das Civilunrecht und feine Formen, Wien 1570. — Bedarride, 
Trait6 du dol et de la fraude en matiere eivile et commerciale, 2. er ion 1867. 
eichmann. 
Dolus (im Strafrecht). D., verbrecheriſche Abſicht, iſt die Richtung des 
Willens auf das Uebel (die Verletzung), veſſen (bzw. deren) Herbeiführung mit Strafe be: 
droht ift. Es kommen übrigens ſowohl bei den Schriftftellern als in ven Geſetzen ver: 
ſchiedene Ausdrücke zur Bezeichnung des D. vor, To 3. DB. Abficht oder Vorſatz ohne 
Bella oder mit dem Beiſatz: „böle, rechtswidrige, verbrecheriſche“ (Abficht u. ſ. w.), 
gefliſſentlich, wiſſentlich, mit Wiſſen und Willen, boshaft, vorſätzlich, abſichtlich. Ein 
ſtrenger Sprachgebrauch iſt auch bier ſehr wünſchenswerth Darum waren mehrere 
Schriftſteller( Berner, Köſtlin, Krug, Oſenbrüggen, Herrmann, Hälſchner, 
Bekker, Geßler, Ortloff, Geyer, v. Wiek) bemüht, den Unterſchied zwiſchen 
„Vorſatz“ und „Abſicht“ feſtzuſtellen. Man wird namentlich folgende Begriffe auseinander: 
halten müſſen: 1) Der Zwed des Handelnden ift ſtets Befriedigung (Löſung irgend 
einer pſychiſchen Spannung). Er ift im der Kegel nicht ausichlaggebend für den That: 
beftand eines Verbrechens. Doch wird bei den Vermögensdelicten zum Theil der That: 
beftand von dem Zwed, für welchen die VBermögensverlegung Mittel fein ſoll, abhängig 
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gemacht, und Aehnliches findet fich auch bei anderen Verbrechen, namentlich den Delicten 
gegen Leben, Yeib und freiheit hie und da, in Theorie und Gſgb. Der Zweck 
wird auch Endabſicht, Nebenabficht, materielle Abficht genannt; im Berbältnig zum D. 
betrachtet, ericheint er als Motiv (Beweggrund) für diefen. Liegt der Zweck jo jenfeits 
des D., jo bewegt ſich gleichſam diesſeits desſelben 2) ver Borjag, d. h. die Richtung des 
Willend auf die Anwendung von Mitteln zur Herbeiführung des verbrecheriſchen Erfolgs. 
Wenn alſo 3. B. Jemand aus Haß (Motiv; — Zwed iſt aljo Befriedigung dieſer Leiden— 
Ihaft) einen Andern tödtet, jo geht die Abficht auf die Tödtung (Wollen des Todes eines 
Andern, animus necandi oder occidendi — dolus), der Vorſatz aber etwa auf das 
Verabreihen von Gift. Die Verwirklichung (Realifirung) des VBorlages wird als Mittel 
für die Verwirklichung der Abfiht, und die Nealifirung der Abſicht als Mittel für die 
Erreichung des Zweckes gewollt. Sowie der Zwed, ift aud der Borfag im e. ©. in 
der Regel gleichgültig für den Thatbeftand des Verbrechens, iudeſſen gibt es auch bier 
Ausnahmen, indem das vorſätzliche Anwenden gewiſſer Mittel zumeilen ändernd auf den 
Thatbeftand einwirkt, felbft wenn durch ihre Anwendung feine Telbjtändige Berlegung 
zugefügt wird; jolde Mittel find z. B. Gift, die Druderpreife u. ſ. w. Man hat viele 
Arten Des D. zum Theil in ganz unbaltbarer Weiſe aufgeftellt ; dabei ift die Terminologie 
nicht immer dieſelbe. “Vorzüglich find hervorzuheben: 1) Die Eintheilung in ausſchließlich 
und eventuell beſtimmte Abſicht (dolus determinatus und indeterminatus; der letztere 
wird auch eventualis, ja felbit indireetus genannt), ©. hierüber I. BP. ©. 515. 
Eine Unterart des eventuellen D. iſt der alternative, wem zwei oder mehrere ftrafbare 
Erfolge, von denen nur einer eintreten kann, gleichmäßig gewollt werden, ohne Bevorzugung 
des einen (ich will Durch den Schuß z. B. den A. oder den B. erichießen, die nahe neben= 
ananderftehen und beide meine Feinde find). 2) Die Eintheilung in überlegte Abficht 
(dolus praemeditatus, propositum) und aus einer beftigen Gemüthsbewegung entſprun— 
gene Abſicht (Affectdolus, affecwoller D., impetus, dolus repentinus). Auch bierüber 
vgl. man Br. I. ©. 515 3) Der Unterfchtev zwiſchen dolus direetus und indirectus 
in dem Sir, daß bei legterem das eingetretene Uebel nicht, fondern ein anderes (geringeres) 
gewollt wurde, ift gänzlich veraltet, da der dolus indireetus nur ein Zulammentreffen 
von D. und Gulpa iſt; im öfter. Str.G.B. findet fich indeß jene Untericheidung noch 
immer. 4) Beſonders controverd ift in neueſter Zeit wieder der Gegenfag zwiſchen der 
beſondern umd allgemeinen Abjicht (dolus specialis und dolus generalis) geworben. 
Man verfteht bier unter dem dolus generalis eine angeblich mehrere Handlungen eines 
und deijelben Thäters unter gewiffen Vorausſetzungen zu einer Einheit verbindende Abficht. 
Jene VBorausfegungen find folgende: Es hat jemand im verbrecheriſcher Abficht gehandelt 
und glaubt durch jeine Handlung den Erfolg erreicht, feine Abficht verwirklicht zu haben, 
was aber in der That nicht der Fall iſt. In jenem trrigen Glauben nun handelt er 
weiter umd führt jest erſt durch dieſes Weiterhandeln den Erfolg herbei (3. B. eine 
Mutter würgt in mörderifcher Abficht ihr neugebornes Kind am Hals, glaubt es bier 
durch getötet zu haben und vericharrt nun, um ſich vor Entdeckung zu fichern, den vers 
meintlichen Leichnam, führt aber durch dieſes Verſcharren erft den Erftidungstod des 
Kindes herbei). In derartigen Fällen nun wollen mehrere Schriftfteller durch die Ans 
nahme eines og. dolus generalis ſämmtliche Thätigkeiten zu einer Einheit zufammen- 
fafien, woraus dann als Nefultat die Zurechnung auch der ſpäteren (erfolgreichen) 
Thätigkeit zum D. und mithin die Annahme eines vollendeten Verbrechens fidy ergibt 
(jo Weber, Hufnagel, Köftlin, Pfotenhauer, Schwarze, Häberlin). 
Eine andere Anficht geht dahin, daß zwar fein dolus generalis in diefem Sinn anzu= 
nehmen fer, allein im ſolchen Fällen doch ein vollendetes Verbrechen worliege, weil der 
Cauſalzuſammenhang zwiſchen Abſicht und Erfolg nicht fehle (jo z. B. Stübel, 
Krug, Buri). Nach einer dritten Anficht aber, welche wohl die richtige ift, kann Die 
in der obigen Weile den Erfolg herbeiführende Handlung höchſtens zur Culpa zugerechnet 
werden, und daber ift jedenfall nur ein verfuchtes Verbrechen entweder im Zuſammen— 
treffen mit einem culpofen Delict anzumehmen oder fall$ der Irrthum, der bei der 
ſpäteren Thätigfeit obwaltete, ein unüberwindlicher war, ein Verfuh im Zufammentreffen 
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mit einer cafuellen Verlegung zuzurechnen für dieſe Auffafiung Haben fib 3. B. 
Zahariä, Bauer, Mittermaier, Berner, Breidenbad, v. Hye, Hälſch— 
ner, Ofenbrüggen, Temme, Gefler, Goltdammer, Geyer, Waltber, 
Geib ausgeiproden). Einen dolus generalis nimmt auch das württemb. Str. G. B. 
4. 56 aufgehoben dich 4. 9 des Gef. vom 13. Aug. 1849) und das badilde 
Str.G.B. 8. 99 an. — In den neueren Geſetzbüchern findet fih in der Negel, was zu 
billigen ift (anderer Meinung Bauer, Wief und Gefler), feine Definition des D.; 
fo 3. 2. ift dies der Fall im preuß., ſächſ., baieriſchen Str.G.B. iaud im C. p.), 
degleichen im Nd. Entw. Dagegen find Definitionen aufgenommen im öfter. Str. GB. 
und Entw. und im neuen hamburg. Etr.G.B Ziemlich allgemein ift von der Theorie 
und Gſgb. anerkannt, daß Die regelmäßige Vorausſetzung der Strafbarkeit cu 
doloſe und nicht blos culpoje Willensridhtung fer, und nur ausnahmsweiſe, wenn es von 
den Gefegen ausprüdlich vorgeichrieben iſt, auch Culpa zur Strafbarkeit genüge. Mehrere 
Strafgefeßbücher (mie Das wirt, braunſchw., heſſ., bad., thüring,, ſächſ, bayer., hab.) 
ſprechen diefen Grundſatz in einer befonderen Beſtimmung aus, Der öfterr. Entw. 8. 12 
enthält mertwürdigerweiſe eine entgegengefegte Vorſchrift. — Daß mit dem D. eine Culpa 
zufammentveffen fönne, unterfiegt keinem Zweifel; namentlich finden wir ein ſolches Zu: 
fammentreffen bei dem in älterer Zeit fog. dolus indireetus (von Feuerbad eulpa 
dolo determinata genannt) und im den fällen des fog. dolus generalis (j. oben). 
Etenfo bei der ſog. Ablenkung der Handlung (aberratio actus): aud als „Verirrung“ 
bezeichnet. Diefe liegt vor, wenn im Augenblid ver Ausführung eines Verbrechens in 
Folge einer vom Thäter nicht gewollten Ablenkung feiner Handlung eine andere Ber: 
legung als die von ihm gewollte eintritt, jo z. B. wenn jemand mit einem Schuß den A. 
verlegen will, aber den danebenſtehenden B. wirklich verlegt. ‚Die Verlegung des B. iſt 
hier nur culpos (fann unter Umftinden auch vein zufällig Sein). Manche Schriftiteller 
rechnen Dagegen die durch aberratio eingetretene Verlegung zum D. zu, ſo z. B. 
Wächter, Pfotenhauer, Köftlin, Walther. ©. über aberratio und error In 
objecto Bd. I. ©. 517 und den Art. Irrthum cm Strafrecht). — Was den Beweis 
des D. betrifft, fo iſt man heutzutage jo ziemlich einig Darüber, daR Die verbrecheriſche 
Abſicht nicht Durch eime Fietion und nicht auf Grund einer juriſtiſchen Vermuthung ange: 
nommen werden dürfe, daß alfo feine fictio doli und feine praesumtio doli geftattet 
jet, während man früher häufig eime praesumtio doli für zuläffig hielt (jo noch 
Grolman, Feuerbach, Derfted). Der Beweis für den D. iſt mithin nad ben 
allgemeinen Grundfägen des ftrafprocefjualtichen Beweiſes zu führen. Gleichwohl iſt die 
praesumtio doli weder, aus den neueren theoretiſchen Schriften noch aus den Gefegen 
gänzlich verſchwunden. Noch im dev neueften Zeit gibt es Schriftfteller, welche jagen, es 
genüge zum D. das bloße Vorausjehen, daß ein übler Erfolg nicht unwahrſcheinlicherweiſe 
fich mit der Handlung verbinden werde, ohne daß ein Wollen des Erfolgs nöthig ſei 
(fo 3. B. Krug und v. Wiek). Dem Nefultat nach fommt died wohl auf eine Ver— 
muthung des D. hinaus. Und ebenſo it e8 zu beurtbeilen, wenn die Gefege an einen 
culpos oder gar zufällig eingetretenen Erfolg einer dolofen Thätigkeit ſehr Hohe Straf: 
drohungen knüpfen, Dies ift namentlich bei Körperwerlegungen der Fall, deren Straf 
barfeit häufig nur nad dem eingetretenen Erfolg abgeftuft it, ohne daß D. in Bezug 
auf diefen gefordert wird (jo leider auch im No. Entw.). 

Lit.: Berner, Die Lehre von der Theilnahme am Verbrechen und die neueren Contro- 
verfen über D. und Eulpa, 1847. 4. DO. Krug, Ueber D. und Eulpa u. f. w., 1854. Dfen- 
brüggen, Abhandlungen aus dem deutichen Str.R., Bd. I. 1857. Geßler, Ueber den Begriff 
und die Arten des D., 1860. A. v. Wie, Ueber Vorſatz und, Abficht, Roftod 1866. Ueber 
den dol. generalis f. Abhandlungen von Schwarze, Krug, Walther, Buri, Häber- 
lin, Bfotenbaner, Geyer, Goltdammer in Goltdammer's Arc. für Preuß. Str. R. 
X, XI, XII, XIII, XIV, XVI, im Gerichtsſaal 1863 umd der Münchener krit. Vierteljahrsfer. 
für Redtsw. V. u. VI. Br. 

Strafgeiepbb.: Das Preuß. und das Baier. Str. G. B. enthalten feine allgem. Beſtim— 
mung über den D., ebenfo der Nd. Entw.; f. dagegen Oefterr. Str.©.B. $. 1; Sächſ. Str. G. B. 
A. 46, 47, 49; Bad. SS. 97— 100, 103; Hamburg. U. 21 —23; vgl. U. 35; Defterr. Entw. 
88. 13, 12. Geyer. 
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Domänen. I. Die Eigenthumsfrage Wie in den deutichen Territorien 
überhaupt, jo waren urjprünglih auch in Preußen die D. theil® wirkliche Patri— 
monialgüter des regierenden Haufes, theils Dotationen, die mit dem Reichsamte verbunden 
waren. In derjelben Weile wie die Yandeshoheit aus privatrechtlichen und ftaatsrechtlichen 
Elementen gemicht war, hatten auch die D. eine gemiſchte rechtliche Natur. 
Sie ftanden zwar im Allgemeinen im Eigenthum der regierenden Familien, mußten aber 
zugleich die Grundlage für die gefammten Regierungsbedürfniiie darbieten, und unterlagen 
daher in größerem oder geringerem Maße der Iandjtändiichen Controlle. Die allmälige 
Verwandlung patrimontaler Territorien in wirkliche Staaten hat auch auf den juriftiichen 
Charakter der D. ihren Einfluß geübt. Während aber im manchen deutſchen 
Yandern nur eine vermehrte ftändifche Berechtigung Hinfichtlih der Verwaltung und Ber: 
wendung herbeigeführt it, Dagegen das Eigenthumsrecht der regierenden Familien auch 
durch die modernen Berfaflungs-Urfunden ausdrüdlidh gewahrt wurde, jo ift Dagegen in 
Preußen in demjelben Make wie die Staatsidee in der regierenden Familie ſchon früh 
ſich geltend machte, die Eigenthumsfrage ausdrüdlidh im Sinne des modernen Staatsrechts 
entjchieden. Wenn bereit der große Kurfürft die Einfünfte aus ſämmtlichen D. 
zufammen vereinnahmen und von denſelben einen feiten Betrag zur Chatoulle im 
Ausgabe ftellen ließ, ohne beftimmte Güter zu nennen, von denen die Einfünfte zur 
Chatoullcafje erhoben werden müßten, jo find im A.L.R. und in allen folgenden 
Geſetzen die D. ald Staatseigenthum ausdrücklich anerkannt; ($. 11. Tit. 14. Th. II. 
A.YR., und die Edicte von 1809, 1810, 1819, 1520, 1826). Nur in der Hinficht 
hat ſich ein Reſt der alten Beziehungen erhalten, als der Haupttheil der Krondotation um 
Betrage von 2,500,000 Thlr. auf die D. radicirt iſt, jo daß derfelbe von ben 
Staatseinnahmen aus den D. vorweg in Abzug gebracht wird, während die übrigen 
mn einen Theil der gewöhnlichen Etaatdeinnahmen bilden (vgl. den Art. 
Civilliſte). 

II. Die Beräußerlichkeit. Sowohl die Intereſſen der Stände als auch die 
der Agnaten an der Erhaltung des Domanialvermögens hatten ſchon früh dahin geführt, 
in Landesreverſalien und Hausgeſetzen den Grundſatz der Unveräußerlichkeit zur Anerken— 
nung zu bringen. Für Preußen verbot zuletzt das Ediet Friedrich Wilhelms J. 
vom 13. Auguſt 1713 aus Anlaß der kurz vorher verſuchten Erbverpachtungen die 
Alienationen aller der Krone incorporirter Domänengüter auf ewige Zeiten bei Strafe der 
Nulität. Die Beftunmungen des AR. (Tb. II. Tit. 14. $. 16 ff.) ſtimmen damit 
überein. Um bei dieſer Sadylage die durch das Unglüd von 1806 nothwendig gewordene 
Domänenveräußerung rechtlich möglich zu machen, bedurfte es einer Zuſtimmung einer 
ſeits aller damals lebenden vom Könige Friedrich Wilhelm I. abftammenden könig— 
then Prinzen, der minorennen unter vormundſchaftlichem Beiftande, andererfeitd der Zu— 
ziehung der Stände der Provinzen. Das unter Beobachtung diefer Formen unterm 
17. December 1808 vollzogene, unterm 6. November 1809 publicirte Hauögeleg be- 
flimmte in materieller Beziehung, daß jederzeit nur die Bedürfniſſe des Staats und die 
Anwendung einer verftändigen Staatswirthichaft Darüber zu entſcheiden haben follten, ob eine 
Veräußerung der D., deren Ertrag zu den öffentlichen Ausgaben beftimmt jet, im 
Interefje des gemeinen Wohls und tm Intereſſe des königlichen Haufes ftattfinden Tolle 
oder nicht; im formeller Beziehung, daß, abgejehen von der dringenden Noth des damaligen 
Augenblidd, die Beräußerungs-Urkunden nit nur vom Souverän, fondern aud vom 
Ihronfolger und von dem älteften Bringen des von Friedrich Wilhelm I. abſtam— 
menden föniglichen Haufes zu vollziehen feien, und daß demgemäß nur die in dieſer Form 
abgefagten Urkunden in die Hypothekenbücher eingetragen werden dürften. Der Grundfag 
der Beräuferlichfeit findet audy feine Anwendung auf Diejenigen D., welde erſt nad) 
jener Zeit dem Staate erworben find, insbejondere alſo auf die durch das Edict vom 
30. Oeibr. 1810 eingezogenen geiftlihen Güter (vgl. Declaration und Berordn. vom 
6. Juni 1812), auf die im Folge der Friedensichlüffe von 1814 und 1815 wieder 
oder neu erworbenen D. (Verordn. vom 9. März 1819) und endlich auf die in neuerer 
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Zeit, insbeſondere in Folge der Einverleibungsgejege vom 20. Sept. und 24. Dec. 1866 
geichehenen Erwerbungen. Dagegen finden die formellen Beſtimmungen des Hausgeſetzes von 
1808|1809 auf dieſe D. feine Anwendung; die Beräußerung derſelben iſt daher, 
ohne an einen agnatifchen Conſens gebunden zu fein, lediglich von dem Ermeſſen des 
Königs abhängig. Das umbedingte Ermefien des Königs ift jedoch feit der Verfaſſung 
eingejchränft. Denn obgleih dieſelbe in feiner ausprüdlihen Beſtimmung die freie Bes 
wegung der Krone hinfichtlich der Veräußerung von Staatseigenthum bindet, jo muß hin— 
ſichtlich der Veräußerung Tolches Staatseigenthums, weldes Einnahmequellen gewährt, in 
Folge der Beſtimmungen des 4. 99 in Verbindung mit 4. 62 und 104 eine Mit- 
wirkung beider Häufer des Yandtags wenigſtens infofern anerfannt werden, als ver jähr- 
liche Staatshaushalts- Etat die aus der Domänenveräußerung fließenden Einnahme— 
Bofitionen enthalten muß und die Feftitellung des Staatshaushalts-Etats nur durch ein 
Geſetz erfolgen kann. 

II, Die Domänen und die Staatsſchulden. Das Eict vom 27. Juli 
1811 wollte ſämmtliche D., Forften und geiftlibe Güter derart verkaufen, daß den 
Staatögläubigern dadurd Gelegenheit gegeben würde, ihre Staatsſchuldſcheine ohne den 
mindeften Berluft in Realitäten zu verwandeln, jo daß alfo eine Fundirung der ſämmt— 
lichen Staatsſchulden in der Weiſe eintreten follte, daß jeder Staatsgläubiger das Fun— 
dirungsobject nach feiner Gonventenz wählen könne. Die Verordn. vom 17. Januar 
1820 wegen künftiger Behandlung des Staatsjchuldenweiens ſchlug einen andern Weg 
ein. Einerſeits wurden ſämmtliche Damals vorhandene D., Forften ꝛc., mit Aus- 
ſchluß derjenigen, welche zur Aufbringung des jährlichen Bedarfs der Krondotation erfor: 
derlich, umd welche gleichſam dem Kronfideicommiß verpfändet find, für die Geſammt— 
ſumme der damals vorhandenen verzinslichen allgemeinen Staatsihuld im Betrage von 
180,091,720 Thlr. verpfändet. Andererjeitd wurden zur regelmäßigen Berzinfung und 
Tilgung dieſer Staatsſchuld (legtere zu 1°, von der damaligen Höhe des Schulicapttals), 
ſowohl die ſämmtlichen D. und Forſtrevenüen, als auch der Erlös aus dem Ber: 
faufe der D., aus den Ablöfungen der Domänenrenten, Erbpachtsgelder und anderer 
Grundabgaben angewiefen, mit der Maßgabe, Daß die Einzahlung diejer Fonds von den 
Provinzialcaffen an die Staatsichuldentilgungscafle erfolgen muß, daß die Berausgabung 
diefer Intraden jeitend der Provinzialcafien nur durch Quittung der Staatsſchulden— 
tilgungscafle rechnungsmäßig juftifictrt werden fann, und daß nur die für Veräußerung 
von Staatsgütern, Ablöfungen u. ſ. w. zu leiftenden Zahlungen als gültig anerkannt 
werden fünnen, welde von der Hauptverwaltung der Staatsjchulden beicheinigt werden. 
Demgemäß Dürfen alſo dieſe älteren D. nicht ſoweit weräußert werben, daß fie fir 
den gegenwärtigen Betrag der älteren Staatöihuld (etwa 67,000,000 Thlr.) feine ge- 
nügende Sicherheit mehr bieten, auch dürfen Die Einnahmen aus den D. zumächit 
nur zur Verzinſung und Tilgung diefer älteren Schulden verwendet werden, wogegen &8 
zweifelhaft fein mag, ob nicht die Regierung das Necht hat, diele älteren D. behufs 
gänzliher Tilgung der älteren Staatsihuld auch ohne Conſens des Yandtags zu veräußern. 
Jedenfalls jteben aber alle neueren D. zu Dieler Staatsichuld im feinem Verhältniß, 
und ebenio wenig find Die neueren Staateéſchulden behufs Sicherſtellung von Capital, 
Tilgung und Zinfen mit den D. überhaupt in Verbindung gebradt, To daß hinſichtlich 
der Verwendung der aus denſelben fliegenden Einkünfte Regierung und Yandtag in Diefer 
Beziehung nicht gebunden find. Uebrigens ift in der erften Zeit nach Erlaß der Verord— 
nung von 1820 cin Berfauf von D. in erheblicher Ausdehnung zur Beſchaffung der 
Berzinfung und Amortilation notwendig gewelen, in den Jahren 18520—1840 etwa für 
35,000,000 Thlr. Die Einnahmen des Schuldentilgungsfonds beliefen fih im Verhältniß 
der Einnahmen aus Domänenverfüufen und Ablöfungen zu den anderweitigen Einnahmen, 
in den Jahren 1820—1833 wie 3:1, in den Jahren 1831—1848 wie 1:2, im 
Jahre 1869 wie 1:9%,. 

IV. Domänen=-Ablöjungen. Wie der berrichende Grundbefig überhaupt, To 
hatte auch der Staat als Dominenfiscus den größten Theil der Bevölkerung des platten 
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Landes in perfönlicher und dinglicher Beziehung wirtbichaftlich abhängig gemacht. Alle 
Dörfer in den öftlichen Provinzen waren zu einer gewiſſen Zeit entweder Gutsdörfer (ſog. 
adlıge Dörfer) oder Domänendörfer (Amtsdörfer, königliche Dörfer). Die Gutsunterthänig- 
fait auf den D. wurde durch die Cabinets- Ordre vom 28. Oct. 1807 nebit dem Ediete 
vom 9. Det. deſſelben Jahres, ſowie durch das Edict vom 14. Sept. 1811, $. 7 auf: 
gehoben. Die gutöherrlih-bäuerlihe Regulirung und die Ablöfung der Reallaften folgten 
nad. Das ſog. Ablöfungs-Geleg vom 2. März 1850 brachte diefe Geſetzgebung zum 
Abſchluß. Es follten danach alle Negulirungs- und ablösbaren Reallaften in fefte Geld- 
tenten verwandelt, und Diele wiederum möglichft raſch entweder durch baare Gapitalgahlung 
oder im Wege der Amortifation abgelöft werden. Zu letterem Zwede wurden damals 
die Rentenbanken errichtet, indem der Staat ſich dazu verftand, den Berechtigten gegen 
Ueberlaffung der Geldrente durch zinstragende allmälig zu amortifirende Schuldver- 
Ihreibungen (Rentenbriefe) abzufinden, dagegen aber die Rente von dem Berpflichteten To 
lange fortbezog, als dies zur Zahlung der Zinfen und zur allmäligen Amortifation der 
Rentenbriefe erforderlich ift; die Abfindung in Nentenbriefen ift auf das Zwanzigfache 
bejtimmt, die Dauer der Amortifation demgemäß auf 56 Jahre; Gapitalsabichlagszah: 
lungen werden jederzeit in den Hleinften Summen von den Rentenbanken angenommen. 
Da e8 nun aber eine ganz unnöthige Operation fein wirde, wenn auch der Domänen- 
fiscus Die ihm bei jenen Auseinanderfegungen feftgeftellte Geldrente den Rentenbanten 
überweifen, und in Folge deſſen das Ablöfungscapital gleichſam an fich jelbft zahlen 
lafjen wollte, jo werden die fiscalifhen Renten unmittelbar zur Staatsihuldentilgungs- 
caffe eingezogen und dort ebenjo verrechnet wie bei den Nentenbanfen. Demgemäß find 
durch Das Gel. vom 2. März 1850 betr. die Errichtung der Rentenbanken 8. 7 die 
dem Domänenfiscus zuftehenden Geldrenten von der Ablölung durch die Nentenbanten 
ausgeſchloſſen, durch 8. 64 aber ven Pflichtigen die Wahl geftellt, ob fie durch Fortent- 
rihtung des unverkürzt vollen Betrags zur Staatscaffe nach Ablauf eines 41jährigen, 
oder durch Entrichtung von °/,, des vollen Betrags nach Ablauf eines 56jährigen Zeit- 
raums die Amortiſation herbeiführen wollen. 

V. Domänen-Benugung. Bon den älteften Zeiten bis gegen das Ende des 
Dreißigjährigen Krieges geſchah die Benugung ſämmtlicher Domänengüter dur unmittel- 
bare ftaatliche Adınmiftration. An den wirtbichaftlichen Berwaltungsorganismus, der fich 
demgemäß ausbildete, hat ſich die eigentlihe Staatöverwaltung für Juſtiz umd Polizei 
auf den unteren und zum Theil auch auf den höhern Stufen erft angefchloffen. Und fchon 
nadhdem man längft zu andern Benugungsarten übergegangen war, ftand die Domänen= 
verwaltung noch immer im Meittelpunfte der Thätigkeit der Verwaltungsbehörden, die 
Inftruction Friedrich Wilhelms I. für die Kriegs- und Domänenfammer Lieft ſich wie 
ein Farolingiiches Capitulare de villis; während andererjeits die Domanial-Wirthichafts- 
beamten Die eigentlichen Verwalter von Yuftiz und Polizei auf dem platten Lande find. 
Die Benugung der D. durch ummittelbare jtaatlihe Adminiftration findet fich heut— 
zutage nur noch bei den Forften, für Die eigentlihen D. nur in Ausnahmefällen, insbe 
jondere bei Ermifjionen von Pächtern auf möglichſt kurze Zeit. 

Mit dem Uebergange von der Naturalwirthichaft zur Geldwirthſchaft und mit 
fteigender Betriebſamkeit und fteigendem Wohlftande Juchte man fofort von der Selbit- 
verwaltung zur Verpachtung überzugehen. Denn die Verpachtung gewährt theils einen 
größern Neinertrag, erſpart der Stantöverwaltung eine Menge von Arbeit, dem Fiscus 
das Wirthicbaftscapital, und erleichtert den Ueberblid iiber den Staatsbaushalt. Bevor 
aber das Berpadhtungsfuften zur unbedingten Geltung gelangte, machten ſich zeitweife zwei 
andere Benugungsarten geltend. Cinerfeits die jog. Gewährsverwaltung; fie befteht darin, 
daß der Adminiftrator gleich) einem Pächter für ein Minimum haften, gleich einem Beamten 
Reduung ablegen muß, wogegen er eine Quote vom Mehrbetvage (Tantieme) ald Ber 
lohnung für ſich zieht. Die mit der reinen Adminiftration verbundenen Mifftände waren 
nur unvolltommen bejeitigt, man war aber offenbar auf dem Wege zur reinen Verpach— 
tung. Das andere Syſtem war die Zergliederung der D., d. b. die Verwandlung der 
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Güter in einzelne Bauerhöfe, die regelmäßig im Wege der Erbverpadhtung ausgethan 
wurden. Die fa. Erbverpadtung beitand in der Einräumung eines erblichen Nutzungs— 
rechts mit Veräußerungsbefugniß dieſes Rechts und einer eingeſchränkten Dispofition über 
das Gut felbft, defien Zerftüdelung und weſentliche Veränderung unterfagt blieben; alles 
dies gegen die Entrichtung eines Erbftandgelves, welches fich als Theil des vollen Kauf: 
preiſes, und eines jährlihen Canons, welcher ſich als Verzinfung des Ueberreftd vom 
Kaufgelde anfehen läßt; die Erbpacht gab aljo allerdings eine reale Nutzung und unter- 
ſcheidet fi) dadurch von der Erbzinsverleihung, bei welder der Canon jo niedrig ift, daß 
er nicht als Pachtzind gelten kann, jondern nur die Anerkennung des Obereigenthund 
bezwedt; fie war aber andererfeitS nicht Towohl eine Verpachtung als ein Berfauf. 
Diefe Erbpachtöverleihung bildet einen der weſentlichſten Theile in der Regierungsgeſchichte 
Friedrichs I (Fiſchbach, Hiftoriiche Beiträge Th. II. Bo. I. (1782) ©. 26 ff. 94 ff. 
Th. II. (1789, ©. 17 fi. Ranke, Neun Bücher Preußiicher Geichichte Th. I. 
©. 127 ff. Förfter, Friedrich Wilhelm I. (Tb. IL ©. 160 ff.) Damals nad furzer 
energiicher Durchführung bald ebenfo gewaltfam wieder rückgängig gemacht, ift die Erb— 
verpachtung fpäter nur unter ganz bejonderen Berhältniffen, z. B. mehrfach unter Friedrich 
dem Großen im Intereſſe des Anbaus zur Anwendung gefommen, jest aber ſogar ver- 
faffungsmäßig (A. 42) unzuläffig, indem die Meberlaffung eines beſchränkten erblichen 
Rechts nicht mehr ftattfinden foll, eine erblicye Ueberlaffung von Grundftüden nur noch 
zu vollem Eigenthum möglich ift. 

Die gegenwärtig allgemein berrichende Zeitpacht erfolgt nadı Maßgabe der „Allgemeinen 
Bedingungen zur Verpachtung der Königl. Preuß. Domänen“ x. vom 11. Dec. 1862. 
Diefe allgemeinen Bedingungen reguliren die Pachtzeit ($. 1.), den Pachtgegenftaud (Ge— 
währ, Benugung, Baummventar, Bauverbinplichkeiten $. 12—15), den Pachtzins ($. 16), 
die Bachtnebenverbindlichkeiten (Yalten und Abgaben, Berfiherung der Gebäude und Feld— 
früchte, Aufnahme von Commiſſarien, von Geftütpferden, Gefälleerhebung und Vertretung 
SS. 17— 24), die Siherungsmittel des Fiscus (durch Buchführung, Nevifionen, Cautionen, 
Erecutionen, durch Ausſchluß von Geffion und Unterverpadhtung 88. 25—31), das Er- 
löſchen der Pacht (durch Ablauf der Zeit, Tod des Püchters x. SS. 32—34), endlich 
die Rückgewähr (SS. 35—39). 

Lit: Koch, Das Recht und Hopotbelenmweien der Preuß. D. mit Berldfichtigung der 
Doamen- und Domänen-Verwaltungsgeihichte, Brest, 1835. H. Simon, Das Preuß. Staats- 
vet, Th. 11. (Brest. 1814), ©. 304 ff. v. Rönne, Das D.-, Forſt- und Jagdweien Des 
Preuß. Staates, Berl, 1854, S. 1— 578. v. Rönne, Das Staatsrecht der Preuß. Monarchie, 
2. Aufl. 1865, II, 2. ©. 435 ff. Lette und v. Rönne, Die Yandescultur- Gjab., I. (1853) 
©. 731 fi.; IIb. (1854) ©. 519 fi., 530, 562. Richter, Das Preuß. Staatsfchuldenmeien, 
Berl. 1869. Rau, Finanzwiſſenſchaft, 4. Aufl. Abth. I. (1859) ©. 111—176. v. Treitſchte, 
D. in Bluntſchli's Staatöwörterbuh Bd. III. (18559) ©. 162 fi. Zacha riä, Deutſches 
Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. 1867, Ed. II. S. 410 — 469, und die dort nacdhgewielene 
gemeinrechtliche Literatur. — Yiteratur über das Finanzweſen des preußiſchen Staats: Beibeft 
zum Staatsanzeiger, Novbr. 1967. ©. 5—T. Ernſt Meier. 

Domat, Jean, geb. 1625 in Clermont, wurde 1655 Advocat, ging nach Paris, 
wo er 1695 ftarb, 


Er ſchrieb: Les loix eiviles dans leur ordre naturel. 1689 — 97. Par. 1777. 
Luxemb. 1702 — 1823. 28. — Le droit publie. — Legum dileetus, Par. 1717, 1744, 1777. 

?it.: Camus profess. d’avocat ed. 5. par Dupin t. 2. N. 717, 1458. — Reudlin, Pas- 
cal's Leben, Stuttg. 1840, ©. 270— 275. Ztſchr. f. Rechtsgeſch. VII. 290 fi. — d’Aguesseau 
Discours, Par. 1510, t. 2, p. 22— 241. — Mohl, III. 129. — Boulle, Pascal et Domat 
sur la justice, Orleans 186%. Teihmann. 

Domicilwechſel. D. ift ein Wechiel, in welchem ein vom Wohnorte Desjenigen, 
der zunächſt die Zahlung des Wechſels übernehmen joll, alfo des Bezogenen bei der 
Tratte, des Ausftellerd eines Eigenwechſels bei dieſem, verſchiedener Zahlungsort ange 
geben iſt. Diefer vom Wohnort ded Bezogenen bzw. des Ausitellers verſchiedene 
Zahlungsort, das „Domicil des Wechſels, ift entweder mit Angabe der Perſon, welche 
daſelbſt die Zahlung leiften ſoll Domiciliat) oder ohne diefe Angabe auf dem Wechſel 
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bemerkt. Letzterenfalls kann bei der Tratte der Bezogene bei Annahme des Wechſels 
auf demfelben den Domictliaten (die Adreſſe) benennen; unterläßt er dies, To wird ange 
nommen, er ſelbſt wolle am Zahlungsort die Zahlung leiften; unterläft der Ausfteller 
eines domicilirten eigenen Wechſels die Benennung des Domiciliaten im Wechfel, fo wird 
angenommen, er, der Ausfteller, wolle am Domicil des Wechſels felbft zahlen. Der Aus- 
fteller einer domicilirten Tratte fann in dieſer dem Wechjelberechtigten die befondere 
Prölentation zur Annahme bindend auflegen; kommt der Wechielgläubiger dieſer Auflage 
nicht nach, To trifft ihn der Verluſt des Regreſſes gegen den Ausfteller (D. W. O. U. 24.). 
Zur Zahlung ift der D. dem Domticiliaten zu yräfentiven, bzw. dem Ausfteller am 
Domicil des Wechſels und dafelbſt im Falle nicht erlangter Zahlung mangels dieſer zu 
proteftiren (D,. W. DO. 4. 43.); aud bei eigenen. Wechſeln ift im dieſem alle die 
Protefterbebung notbwendige Vorausſetzung des wechlelmäfigen Anſpruchs gegen Ausiteller 
und Indoffanten eine jolden (D. W.O. A. 99), bei der Tratte auch gegen den Accep— 
tanten (D. WO. A. 43.). : 

Die Domteilirung hat den Zweck, die auf abgelegene Orte gezogenen Tratten, 
jowie die an abgelegenen Orten auögeftellten Eigenwechſel auf fog. Wechſelplätze zu 
dirigiren und dadurch negociabler zu machen; traffivtzeigene Wechiel find (nadı A. 6 ver 
D. BD.) nur giltig, wenn fie D. find. Der Domiciliat fteht weder zum Ausfteller 
noch zum Bezogenen in einem wechjelrechtlichen Verhältniß, nur in einem civilrechtlichen 
Mandatsverhältnig zu Demjenigen, welder ihn mit der Zahlung beauftragt hat; die 
Domicilirung des Wechfel8 kann nur durch den Ausfteller bewirkt werden, nicht durch den 
Hcceptanten; fügt Yetterer der Tratte einen von feinem Wohnort verſchiedenen Zahlungs— 
ort an, Jo liegt eim limitirtes Accept vor, welches feine domtceilivende Kraft hat; das 
wurde beftritten von Berger in Arch. f. WR. Bd. IV. S. 367, vertheidigt von 
Nortboff, ebend. Bd. IX. ©. 107. 

tik: A BR, 88. 298, 299. Kuntze, WR, $3. 15,35. Nenaud, WR, $$. 40, 
42, 46. Bejeler, Deutſches Briv.R., ©. 992 — 993. Dahn in Bluntſchli's deutſchem 
Priv.R. ©. 539 — 340. i Gareis. 

Donellus, Hugo (Doneau), geb. 1527 zu Chalons, ftudirte zu Touloufe und 
Bourges, wo er 1550 promovirte, — bis 1572 daſelbſt, flüchtete in der Bartbolomäus- 
nacht, wurde 1573 Prof. in Heidelberg, ging 1579 nach Leyden, 1588 nach Altorf, 
wo ex 1591 ſtarb. 

Schriften: De verborum obligationibus, 1577. — Comment. jur. eivilis, 1589, 1590 
(11 Bücher), ed. Seipio ıGentilis 1596 (28 Bücher), berausg. v. König und Bucher, 
Nürnb. 1801 — 34. — Comm, in tit. Dig. de usuris, Par, 1556. — De eo quod interest, 
Par, 1561, Leyd. 1630. — De rebus dubiis, Bourges 1571, Antv. 1584; ad tit. cod. de 
pactis, Bourges 1572, Cöln 1574 — ad quasdam Cod, partes, Lugd. Bat. 1587 — ad 
tit. Dig. de praeser. verbis, Heidelb. 1574. $0.— De regulis jur. Antv. — ad tit. Inst. 
de actionibus, Antv, 1581, Lugd. Bat. 1620 — ad tit. Dig de rebus ereditis, Antv. 1582, 
Francof. 1626. — Traetatus de pignoribus Francof. — De aedilitio edieto Francof. — 
Zach. Fuestneri, Defensio pro innocenti sanguine in Gallia effuso, 1572. — Opera 
ed. Riecomini, Lucca 1762 — 70, Florent. 1845 — 47. 

Lit.: Gundling, Nadridten und Urtbeile von neuen Büchern, Frankf. 1713, ©. 279— 
327. Derfelbe, Kleinere Schriften, S. 253. — Aarons, Beiträge zur Lehre der negotio- 
rum gestio, I. 141, not. 71. — Buderi, Vitae clar. jur. eonsult., Jen. 1722 — Opus- 
eula posthuma Donelli, Hanov. — Allg. Literaturzeitung, Halle, Leipz. 1806, IV. n. 307, 
* — Ztſchr. f. Rechtsgeſch. VIII. 283— 289. — © en Lehre vom Befite. — Stobbe, 


15. — Eyssel, Doneau, sa vie et ses ouvrages (Me&m, couronne) trad, par Simon- 
net, Dijon 1860. — v. Stinging, Hugo Donellus in Altdorf, Erl. 1869. 
Teichmaun. 


Dorfgerichte, d. h. Gerichte für die ländlichen Gemeinden, welche vor dem Ver— 
fall der älteren deutſchen Gerichtsverfaſſung aus dem Vorſteher der Bauerſchaft, (Bauer: 
meister, Schulzen) und aus der Bauergemeinde genommenen Urtheilern (Schöffen, Schöps 
pen) beitanden und über die aus den ländlichen Verhältniſſen hervorgehenden Streitigkeiten, 
ſowie über Polizeifrevel urtbeilten. Heute find fie in der Gerichtsverfaſſung der deutſchen 
Staaten, felbft in den wenigen Yändern, wo noch die Batrimonialgerichtöbarteit befteht, 
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bedeutungslos geworden, da auch in dieſen letzteren ein gelehrter Richter als Juſtiziar 
des Gerichtsherrn die Jurisdiction verwaltet und die bis in dieſes Jahrhundert fort⸗ 
dauernde (meiſtens ſtumme) Theilnahme von Schöffen faſt überall beſeitigt iſt. Wo da— 
gegen ſog. D. noch vorkommen, wie z. B. in Altpreußen, hier zuſammengeſetzt aus dem 
Schulzen und zwei Schöppen oder Gerichtsmännern (angeſeſſenen Wirthen) bilden ſie 
ein untergeordnetes Organ, deſſen ſich die Gerichte für Executionsvollſtreckungen, 
Aufnahme von Taxen, Inventarien u. ſ. m. bedienen können. Während ihnen Die Aus— 
übung jeder ftreitigen Jurisdiction unterfagt ift, kommt ihnen Dagegen ferner noch eine 
freilich fehr befchränfte Competenz hinfichtlih der Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu, 
nämlich nur da, wo es ſich um Beglaubigungen handelt und überdies Gefahr um 
Verzuge obwaltet. Daher find fie jelbft unter der legten Vorausſetzung nicht einmal allein 
zur Aufnahme eines Zeftamentes befugt, ſondern müſſen zu diefem Behufe einen wereideten 
— event. einen Notar oder Rechtsanwalt oder den Prediger zuziehen. 
FRE Bol. für Proben A.LR. TH. 1. Fit. 7. 88. 73— 82; Th. 1. Tit. 12. 88. 93— 
99; : er.Orbn. Th. II. Tit. 2. 9, 8; Meinifterial-Inftruction fir die Dorfgerichte vom 11. Mai 
1854 (Preuß. — 1851, ©. 206). BP. Sinfſchius. 


Dotalgrundſtücke. Während nah gemeinem Dotalreht der Ehemann kraft 
feines Eigenthums an den Dotalſachen zur Veräußerung derjelben ſonſt wohl befugt ift, 
find D. zum Beften der Frau der Veräußerung durch Willensact des Ehemanns ver: 
möge eines DVerbotsgefegesd entzogen, und zwar der Veräußerung im weiteften Sinne, in 
welchen der Ausdruck auch die Verpfändung des Grundftüds, Einräumung dinglicher Rechte 
daran, auch das Aufgeben Jubjestiv dinglicher Nechte, die mit dem Grundſtück verbunden 
find, umfaßt. Auch Einwilligung der Frau während der Ehe ändert an der durch das. 
Verbotsgeſetz bemirften Ungültigkeit des Veräußerungsacts nichts, nachträgliche Geneh— 
migung und Anfall des D. nach Auflöfung der Ehe an den Ehemann läßt die Veräußerung 
convalesciren. Iſt nicht das Grundſtück, fondern fein Schätzungswerth der eigentliche 
Gegenftand der Dos (dos venditionis causa aestimata), jo greift Das Verbot nicht ein, 
ebenfowenig, wenn die dereinftige Nüdforderung der Dos nicht der rau, ſondern einem 
Andern zufteht, und wenn die Veräußerung in einer ſolchen Werfe zu Stande fonımt, daR 
es dabei auf den Willen des Ehemann gar nicht ankommt. Das Can. R. läßt die 
Veräußerung giltig werden, wenn die Fran unter eidlicher Beftärfung derjelben zuftimmt. 
Streitig ift, ob der Ehemann während beftchender Ehe den veräuferten fundus dotalis 
pindiciren fan. Gegen Bachofen und Fitting tt died mit v. Bangerom zu be 
jahen. — Das preuf. und fühl. R. geftatten bei Eimmilligung der Frau die Per— 
Auferung der Dotalfachen, die Eimwilligung bedarf nach preuß. R. bei Grundftüden der 
Schriftform. Gegenüber unconfentirten Beräußerungen ift die Frau ſchon während der 
Ehe zu vindiciren berechtigt. Mobilten kann der Ehemann nach preuß. R. auch ohne 
Conſens wirkſam veräußern. — Das franz. R. entzieht, infofern nad den Ehepacten 
Dotalrecht ftattfindet, ohne dak für D. etwas Abweichendes verabredet ift, die D. der 
Veräußerung ſelbſt unter Zuſtimmung der Frau mit wenigen Ausnahmen. Diele Vor— 
Ichrift wird übrigens in der Praxis auf alles Dotalgut angewendet. 

Quellen u. Pit.: Bahofen, Ausgew. Schriften ©. 89—118. D. tit. de fundo dotali 
23,5.05, 23 — Cap. 28 X de jurejurando 2, 24. — Preuß. AY.R. Tb. II. Tit. 1. 
88. 232, 233. Sid. Civ.G.B. $. 1674 ff. — C. eiv. a. 1554, rEcciuß. 

Dotalklage. Mit dieſem Ausdruck bezeichnet die Rechtsſprache Das dem zur 
Zurüdforderung der Dos Berechtigten zur Geltendmachung dieſes Rechts zuftehende Rechts 
mittel. Dafjelbe ift zunächft, da das Eigenthum der Dotaljadhen auf den Ehemann 
übergegangen war, eine perfönliche Klage gegen den Ehemam und feine Erben. Diefer 
perlönliche Anſpruch aber iſt geichligt durch ein generelles — alſo auch die Dotalſachen 
ergreifendes — von der Zeit der Beſtellung der Dos wirkſames Pfandrecht, fo daß gegen 
Dritte Erwerber mit der Pfandflage vorgegangen werden kann. Endlich hat Yuftinian 
der Ehefrau rüdjichtlichh der bei Auflöfung der Ehe noch im Beſitz des Mannes befindlichen 
Sachen die rei vindicatio gegeben, deren Natur als dinglice Klage für diefen Fall 
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von Shering (Jahrbb. f. Dogmatit J. 126) vergebens angegriffen ift. — Bol. Kinder: 
vater in Beffer und Muthers Jahrbb. VI. 356). Nicht als D. anzufehen iſt die 
Vertragöflage Desjenigen, der umter der wirffamen Bedingung der Rückgabe an ihn eine 
Dos beftelt hat (dos receptitia, — Die eigentliche D. ſteht — bei der durd das 
moderne Recht begründeten Emancipation der Frau durch die Ehe — regelmäfig der 
Frau und ıhren Erben zu. Nur wenn die Ehe durd den Tod der Frau aufgelöft wird 
und der Befteller einer dos profectitia noch am Yeben ift, tritt diefer ftatt der Erben 
als Klagberechtigter ein. Dabei iſt jedoch fett Martinus, der die abmeichende Anficht 
gegen Bulgarus verfoht und in der Praxis insbeſondere viel Nachfolge gefunden hat, 
ftreitig, ob nicht Die Kinder der Frau dem Vater vorgehen. Gegen die herrihende Meinung 
muß ferner jener Sag mit Grande (cv. Arh. XXVI. 433) und Vangerow auf den 
Fall eingejchränft werden, wenn Die Tochter bei Gonftituirung der dos profectitia nod) 
in wäterlicher Gewalt war. — Die perfönlihe D. geht auf Herausgabe der durch die 
Dos dem Ehemann zugelommenen VBermögensverınehrung, deren Früchte aus der Zeit 
der Ehe jedoch ihm verbleiben. Soweit die Bermögensvermehrung verloren gegangen ift, 
fann Erfat nur gefordert werden im alle einer vertretbaren Schuld des Ehemanns, 
der die in feinen eignen Sachen von ihm angewendete Sorgfalt auch für die Dos zu vers 
treten hat. Nothwendige Verwendungen auf die Dos werden abgezogen; blos nützliche 
erzeugen nur einen Gegenanſpruch, fein Retentionsrecht. — Für den Beweis bei der D. 
wird Die querela non numeratae dotis erheblich, die bei eimer rur zweijährigen Ehe 
em Jahr lang, bei einer no nicht zehnjährigen Ehe 3 Monate lang nad Auflöfung der 
Ehe die Beweiskraft einer Quittung über die Dos ausſchließt. — Die Bindicationsklage 
der Ehefrau geht gegen jeden, der eine bei der Auflöfung der Ehe vom Mann beſeſſene 
Dotalfache ſpäter in Befig befommen hat. Die dos venditionis causa aestimata ift 
mit Kindervater a. a. DO. nit als Dotalfache anzufehen, fo Daß ihr Vorhandenſein 
bei dem Ehemann die Vindicationsklage nicht begründet. Die herricende Meinung ift 
dem entgegen. — Für die modernen Godificationen, welhe das Eigenthbum der Frau an 
der Dos fortbeftehen laſſen, fällt die eigenthümliche perfönlihe D. von jelbft fort. Wo 
der Ehemann in berechtigter Weile Dotalſachen veräußert, tritt der Erlös oder Werth, 
im Goncurje nach preuß. R. auch das dafür Nenerworbene, durch Subrogation an die 
Stelle der alten Dotalſache. 

Quellen: D. 24, 3. 0. V. 13, 16, 22. — Sädf. Bürg. GB. 88. 1674 ff. Preuß. 
AR. II. 1 8. 247. Preuß. Cone. Ordn 88. 88 — 92. Ecciuß, 


Dotaliyftem. Dos, Mitgift, Brautgabe ift der Inbegriff alles desjenigen, was 
der Ehemann in einer zu Recht beftehenden Ehe won der Frau oder von einem Andern 
für Die Frau zur Beitreitung der ehelichen Yaften erhält. Dabei wirb die Ehe des 
fpätern Röm. R. vorausgefegt, welde an und für ji die vermögensrechtliche Selb- 
ftändigfeit der Frau nicht beeinträchtigt, To da Nechte des Mannes auf das Vermögen 
der Frau nur begründet find, ſoweit ihm ſolche freiwillig eingeräumt werden. Die leitende 
Idee des Röm. R. hierbei — der Zuſammenhang der Dos mit der donatio propter 
‚nuptias ift bereits Th. I. ©. 354 dieſes Werts erörtert. — Im Gegenſatz zu den Bes 
fimmungen Des Röm. R. San dem deutſchen R. eine vermögensrechtlich ſelbſtändige 
Stellung der Ehefrau in der Ehe fremd. Ihr gelammtes Gut fiel vielmehr ohne Weiteres 
in die Verwaltung des Ehemanns, in deſſen Mundium die Ehefrau trat. Hierauf bes 
ruhen die mannigfach geftalteten Gütereinigungs- und Gütergemeinſchafts-Syſteme des 
deutfchen R., welden gegenüber das D. vie Bedeutung derjenigen rechtlichen Ein: 
richtung der ehelichen Vermögensverhältniſſe hat, bei welder das Vermögen der Frau 
jelbftändig von dieſer verwaltet wird, ſoweit es nicht ald Dos conftituirt oder dem Ehe: 
mann Tonft beſtimmte Rechte daran eingeräumt find. Die deutſchen Grundſätze haben 
indefjen verbunden mit den daraus entfpringenden focialen Berhältniffen an vielen Orten, 
an denen fonjt das Dotalrecht maßgebend ift, dahin geführt, das geſammte Vermögen der 
Frau ohne befonderen Illationsact als Dos anzuſehen (Illatenſyſtem). 
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Je nad der Perſon Desjenigen, der die Dos beftellt, wird zwijchen dos necessaria 
und voluntaria unterſchieden: — der Befteller war zur Dotation verpflichtet oder nicht ; 
(vgl. den Art. „Dotationspflicht“); — und zmifchen dos profectitia und adventitia: — 
die Dos rührt aus dem Bermögen des Vaters oder väterlicher Ascendenten ber oder iſt 
von Anderen, 3. B. auch von der Ehefrau jelbjt, beftellt. — Der letstere Unterichied wird 
bei Auflöfung der Ehe für die Frage, wen die Dos zurüdzugeben tft, erheblih. Bei 
der dos adventitia fann diefe Frage mit Erfolg vertragsmäßig geordnet fein. Vgl. über 
Zurüdgabe der Dos den Art. „Dotalklage. 

Als dos ift vegelmäßig dasjenige anzujehen, was zu diefem Zweck bingegeben tft, 
die Beitellung der Dos kann aber mit einem Verkauf der Dotalfahen an den Ehemann 
verbunden fein, Ddergeftalt, daß als Dos der Kaufpreis anzufehen ift: dos aestimata, 
dos venditionis causa aestimata. Taxation der Dos bei deren Illation wird im 
Zweifel in diefem Sinn aufgefaßt, doch kann diejelbe auch die Bedeutung haben, nur den 
Werth der Dos in Boraus zu dem Zweck feftzuftellen, damit bei der Rückgabe rückſicht— 
lich fehlender Sachen fein Streit entftehen fünne: dos taxationis causa aestimata. 

Während beftehender Ehe gehört die Dos dem Ehemann, er kann in jeder Beziehung 
als Eigentbümer darüber verfügen. Dabei ift er freilich für den Fall der Auflöfung 
der Ehe zur Zurüdgabe der Dotaljachen verpflichtet und auf Grund dieſes Schuldverhält- 
nifjes während der Ehe für jede Verſäumniß der in eignen Sachen ſonſt bewährten Sorgfalt 
verantwortli. Dritten gegenüber tft er zu wirflamer Veräußerung und Verpfändung wohl 
berechtigt, jedoch nicht bei Dotalgrundftüden (Vgl. Dielen Art.). Die Frau ift zur 
Sicherung des ihr nach Auflölung der Ehe zuftehenden Rechts auf Rückgewähr der Dos 
befugt, Died Necht ſchon während der Ehe geltend zu machen, wenn der Mann in Ver— 
mögensverfall geräth oder die Dos durch Verſchleuderung gefährdet. Abgefehen von Dielen 
Fällen wird der Mann durdy Rüdgabe der Dos während der Ehe von feiner Verbindlichkeit 
nicht frei, e8 fei denn, daß die Rückgabe zu beftimmten geſetzlich hervorgehobenen Zweden 
erfolgt ift. Ob gerade nur die Fälle des Gefeges die Rückgabe rechtfertigen, oder ob 
diefelben als Beiſpiele aufzufaſſen find, it ftreitig. Letzterer Meinung ift unter Anderen 
PBudta. 

u principiell erheblichſte Controverſe des Dotalrechts, ob während der Ehe die 
Frau oder der Mann das Eigenthum der Dos babe, ob nicht wenigſtens der Frau ein 
dominium quiescens beizulegen jei, ob das Eigenthum des Mannes micht blos als ein 
procuratorifches zu bezeichnen (von Tigerftröm), kann zur Zeit als erledigt betrach- 
tet werben. Seit Föhr (Magazin von Yöhr und Grolmann IV. ©. 57) ift Die 
bier dargejtellte Anficht zur Alleinherrſchaft in der Theorie gebracht. \ 

Die neueren Godificattonen weichen im erheblichen Beziehungen von dem gemeinen 
Dotalreht ab. Sie neigen unter der —— germaniſcher Anſichten dazu, Das ges 
ſammte Vermögen der Frau, ſoweit es nicht vom Geſetz oder durch ausdrückliche Ehepacten 
ausgenommen wird, der Verwaltung und dem Nießbrauch des Ehemanns zu unterwerfen, 
dem Ehemann aber auch nicht mehr als ein ausgedehntes Nießbrauchsrecht, fein Eigen— 
thum an den Dotalfachen zu geben. Hierin ſtimmt das Bürg. GB. fir das König- 
reich Sachſen und das Preuß. PR. weſentlich überein. Nicht Dos und Paraphernalgut, 
fondern eingebradytes und vorbehaltened Vermögen wird von ihnen unterjchieden und Das 
erftere wird dem maritaliſchen Nießbrauch unterworfen, der indeffen nach preuß. R. bei 
Mobilien die Befugniß unbeichränfter Verfügung über die Subftanz — jedoch unter Ber: 
antwortlichkeit de Ehemanns als Schuldner — in ſich ſchließt. — Das öfter. GB. 
fteht dem Röm. R. näher. Von demjelben weicht weſentlich nur die eine Vorſchrift ab, 
daß der Mann im Zweifel und jo lange die Frau micht wideripricht, auch das freie 
(Paraphernal:) Vermögen der Frau zu verwalten hat. — Das franz. N. läßt regel- 
mäßig die Eheleute in Gütergemeinſchaft Teben; es gibt aber allgemeine Grundſätze des 
Dotalrechts, denen ſich die Eheleute unterwerfen, wenn fie un Allgemeinen verabreden, 
nach Dotalrecht leben zu wollen. Im dieſem Dotalrecht gilt die verichärfte römifch-reht: 
liche Regel, daß das Frauengut an ſich Paraphernalgut ift und nur injoweit Dotal- 
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qualität erlangt, als es vor der Ehe in der Eheberedung won der Frau oder von einem 
Dritten als Heirathsgut bejtellt if. An dem Dotalgut fteht den Mann Verwaltung 
und Nutznießung, der Frau das Eigenthum zu. Verfügungen der Frau über das freie 
Vermögen bedürfen der Zuſtimmung de8 Mannes. 

Yit. u. Quellen: Haffe, Das Güterrecht der Ehegatten nah Röm. R., Bd. I. 1824. Bech-— 
mann, Das Röm. Dotalreht, 1863, 1867. v. Tigerfiröm, Das Röm Dotalreht, 1831, 
1832, Rathmann, Einige Worte über ebel. Güterreht, 1859. Czyhlarz, Das Römiſche 


Dotalredt. — D. De jure dotium 23, 3. C. 5, 12. — Preuß. VER. Th. IL. Tit. 1. 
Abfchn. 5. — Süd. Cip. G.B. 8. 1655 ff. — Defterr. GB. 88. 1237 ff. — C. civ. a. 
1540 ff. Eceius. 

Dotationspflicht iſt die zu Gunſten einer Frau beſtehende Verbindlichkeit eines 
Andern, fie mit einer Dos auszuſtatten. Die auf Grund ſolcher Verpflichtung beſtellte 
Dos heißt dos necessaria. Eine von der Frau gegen den Ehemann übernemmene Ver— 
pflihtung, ihm eme Dos zu beftellen, Fällt nicht unter den Begriff. Geſetzlich befteht 
eine ſolche Pflicht nicht, auch nicht für eine vermögende Ehefrau. Anderer Meinung tft 
jdoh von Tigerſtröm. — Die D. kann auf Vertrag oder Gefeg beruhen. Im 
eriten Fall iſt auch ihr Umfang zunächft nach dem Vertrag zu beurtheilen. Die gefetsliche 
Verbindlichkeit geht auf angemeſſene Dotation. Nach Röm. R. find geſetzlich verpflichtet 
der Vater, der wäterliche Großvater und ex magna et probabili causa, deren Vor— 
bandenfein nad richterlichem Ermeſſen feitzuftellen ift, auch die Mutter. Letzterer Fall ift 
beftritten. Ueber die angebliche D. des frater consanguineus vgl. v. Bangerom, 
Pandecten $. 216. — Nah Can. R. iſt ferner der Verführer einer Jungfrau verpflichtet, 
fie zu beirathen und auszuftatten. Die Praxis hat hieraus eine alternative Pflicht gemadht. 
Dielelbe ſieht für diefen Fall auch davon ab, daß von Dos und Dotation nur in Be— 
ziehung auf eine wenigftend in Ausjicht ftehende Che die Nede fein kann. — Der mit 
einer condietio ex lege geltend zu machende Anspruch der Dotationsberechtigten kann vom 
Ehemann derielben nur dann verfolgt werden, wenn er biefem zur Dos beitellt iſt. — 
Das Bürg. G.B. des Königreichs Sachſen verpflichtet in erfter Yinie den etwaigen 
Adoptivvater, nach ibm den wirklichen Vater, zulett die Mutter zu angemeſſener Aus— 
ftattung. Ein Dotationsanfprudh der auferchelih Geſchwängerten findet statt. — 
Das Preuß. ER. kennt eine Ausftattungspflicht des Vaters eventuell der Mutter, je: 
doch nur ſoweit eine Ausftattung zur Hochzeit und zur erften Einrichtung des Haus— 
weſens erforderlich ift, und die Koften derielben auch nicht aus der Subftanz eignen Ver— 
mögend der Tochter gedeckt werden fünnen. Im Falle aufereheliher Schwängerung tft 
Ausftattung in beftimmter Höhe jedoch nur von demjenigen zu leiften, der mit Nothzucht, 
in pittativer Che und im Brautjtand gefchmängert hat. — Der C. eiv. kennt gefetliche 
Dotationsverbindlichteiten nicht. 

Lit. u. Quellen: Bol. die Fit. unter „Dos“. 1.10. D. 23, 2.1.7. C. 5, 11.1 14. C.5, 12 
und andere Stellen des Corp. Jur. — Cap. I X. de adult. 5, 16. — Sächſ. Eiv.G.B. $$. 1661— 
1663. $. 1551. — Preuß. AR. Tb. II. Tit. 2. 88. 233 fi. — C, eiv. a, 204. 

Ecciuß. 

Doviatius, (Doujat, Jean), geb. 1609 zu Tonloufe, wurde 1673 Parlaments⸗ 
advocat daſelbſt, 1639 in Paris, 1650 im die Akademie aufgenommen, 1651 Prof. am 
College, 1655 Prof. an der Univerfitit Paris, jtarb als Decan der Akademie und ber 
Unwerfität 1688. 

Schriften: Historia jur. eiv. Roman., Paris 1678. — Colleet. canonum orientalium 
Martini Bracariensis, — Praenotionum can, libri 5, Paris 1687 ed. Schott, Mitau 1776— 
79. — Hist. jur. pontif, synopsis, Paris 1670. — Synopsis concil., Paris 1671. — Spec. 
jur. can. apud Gallos usu recepti, Paris 1671. — Histoire du droit canonique, Paris 1675. 


“ 


Er gab heraus: Dartis opera canonica, Paris 1656. — Florentis opera can. et jurid., 
Parıs 1679. — Lancelotti Instit. jur. can., Paris 1685. 
?it.: Jöcher. — Niedron Mem. pour servir & l’hist, des hommes illustres XVI. 


p. 401. — Erſch und Gruber. — Maafen, Geld. d. DO. u. Yit. d. Can. R. Graz 1870. 


p. LI. LIII. 
Teihmann. 
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Duarenuß, Franciscus (Duarein), geb. 1509 zu St.-Brieur (Bretagne), 
Schüler de8 Bude, wurde 1539 Prof. in Bourges, ging 1548 nad Paris, 1551 nad 
Bourges, wo er 1559 ftarb. 

Schriften: Comment. in varios titulos Dig. et Codieis. — Disputationum anniver- 
sariarum libri II. — Comment. in consuetudines feudorum. — Tractatus de jure ac- 
erescendi. — Ad legem Falcidiam et Voconiam. — De bonorum possessione contra ta- 
bulas. — De sacris ecelesiae ministeriis ac beneficiis ec. not. Schilteri, 1688. — Opera, 
Lugd. 1554, cura Cisneri 1579, Franeof. 1607, I.ucca 1765. 

Lit.: Erſch und Gruber. Teihmann. 


Du Ceſt, Bierre d'Airebaudouze (Petrus ab Area Baudoza), geb. 
1557 zu Genf, trat 1590 als Doctor d. R. in den Rath der Zweihundert, 1602 
Advocat, 1603 u. 1605 in peinl. Procefjen des Syndicus Blondel, procureur general, 
1610 Mitglied des engeren Raths, ftarb 1627. 

Schriften: Ausg. d. Inftitutionen mit Noten. yon 1591 (identijh mit Notae ad In- 
stit. Genev. 1614?) — Ausg. d. Corp. jur. Genev. (Lugd)) 1593. 1614. 

Fir: Rivier in Ztſchr. f. Rechtögeih. IX. S. 321—327. 

Teihmann. 

Ducpetiaur, Edouard, geb. 1804 zu Brüffel, ſchlug die Advocatencarriere ein, 
war eines der eifrigften Organe der Reunion centrale und verfocht in der Prefle die 
Sache der Unabhängigkeit; er half die Association nationale gründen und wurde 1830 
zum Generalinjpector der Gefüngniffe und Wohlthätigfeitsanftalten ernannt, welches Amt 
er bis 1861 befleivete. Er ſchuf eine Anftalt für junge Sträflinge zu Ruyſſelede und 
ftarb 1867. 

Schriften: La question de la peine de mort envisagde dans son actualite, Brux. 
1827. — De la mission de la justice humaine et de l’influence de la peine de mort., 
Brux. 1827. — Des caisses d' Pepe, 1531. — Du progres et de l’etat actuel de la 
reforme penitentiaire, 1838. — De la condition — et morale des ouvriers, 1843. — 
De la mortalitö à Bruxelles 1844. — Enquöte sur la condition des classes ouvrieres 
1546. — Des &coles de reforme, 18148. — Du pauperisme des Flandres 1850. — Sta- 
tistique des prisons de la Belgique, 1841 — 50. — Avant-projets de loi reglementaire des 
prisons, 1854. — Des conditions d’application de l’emprisonnement separe, 1857. — 
colonies agricoles, 1857. — La colonisation penale et l’emprisonnement cellulaire, 1861. — 
Instituts de bienfaisance de la —— — Notice statistique de la maison penit. des 
jeunes detenuss, — La question de la peine de mort envisagde dans son actualite, 
zrux. 1965. 


Yit.: Neues Arch. des Crim.R. Bo. X. — Arch. des Crim.R., N. F. 1838, 1841. — 
Unjere Zeit 1859. S. 60—63. — Hebel, Die Todesſtrafe in ihrer culturgeichichtl. Entwidelung, 
Berl. 1870, ©. 244, 331. Teihmann. 

Dupin, Andre Marie Jean Jacques, geb. 1. Februar 1753 zu Varzy 
Niere) ftuirte zu Paris, wurde 1800 Advocat, 1802 docteur, trat in die Commiſſion 
zur Glafjificirung der Gefege des Kaiſerreichs, war Deputirter von Chäteau-Chinon, 
glänzte als trefflicher Vertheidiger der Opfer der Reaction (Wilfon, Hutchinjon, Bruce, 
Alix, Savary, le duc de Vicence, Brune, Mérilhou, Bavour, de Pradt, Jay et Jouy, 
Beranger, Iſambert) und verfolgter Journale (Miroir, Gonftitutionnel, 3. des Debats), 
war Mitglied des Geheimvaths des Herzog von Orleans, wurde 1829 bätonnier des 
Parifer barreau. Er befämpfte das Miniſterium Polignae, betheiligte ſich lebhaft an 
der Yulirevolution, wirkte für Louis Philippe, trat in deſſen Gabinet, jchrieb die Procla- 
mation: „La charte sera d“sormais une verite und wurde Generalprocuvrator am 


Gaffationshofe, forderte Auflöfung der politiichen Vereine und Unterdrüdung der Clubs, . 


nad) Außen entwidelte er als leitendes Princip: Chacun chez soi, chacun son droit. 
Im höchſten Grade unpopulär geworden, entging er nur durch Hilfe der Nationalgarde 
der Wuth der Dienge (14. Febr. 1831). Er wurde unter dem Miniſterium Caſimir 
Perier Präfident der Kammer, welde Stellung er achtmal einnahm, bekämpfte 1835 die 
Septembergelege, wurde 1845 Mitglied der Geſetzgebungscommiſſion und Präfident der 
Kammer, zog ſich nad) dem Staatöftreihe zurüd, trat jedoch ſpäter 1857 als General- 
procurator wieder ein (jai toujours appartenu A la France et jamais aux partis) 
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uud ftarb am 10. November 1865. Er war Mitglied der Akademie und Großkreuz 
der Ehrenlegion. 

Schriften: Traite des successions ab intestato, 1804. — Prineipia juris eivilis tum 
romani tum galliei, 1506 — 18. — Reflexions sur l’enseignement et l’etude du droit, 
1807. — Precis historique de droit romain‘, 1809. — Dissertation sur le domaine des 
mers et de la contrebande, 1811. — Dictionnaire des arröts modernes, 1812. — De la 
necessit6 de reviser et elasser toutes les lois promulgees depuis 1789, 18514. — Lois 
civiles servant de suppläment au code civil, 1819. — Lois commereiales, 1820. — Lois 
de proc&dure eriminelle, 1821. — Lois forestieres, 1822. — Lois des communes, 1823. — 
Choix de plaidoyers. 1523. — Manuel des etudiants en droit et des jeunes avocats, 
1824, 1851. — Des magistrats d’autrefois, 1824. — Les libertes de l’eglise gallicane, 
1824, 1860. — Preeis historique de droit frangais, 1826. — Du droit d’ainesse, 1826. — 
Notions elementaires sur la justice le droit et les lois, 1827. — Des apauages, 1827 
(trait@ 1835). — Proc&s du Christ, 1828 (Jesus devant Caiphe et Pilate, 1863). — Ob- 
servations sur plusieurs points de notre legislation, 1821. — Lettres sur la profession 
d’avocat par Camus, 5itme dd, 1932. — Trois lettres sur l'aristoeratie, le clerge et la 
pairie, 1831. — Revolution de 1830, 1832, — Charactere legal et politique du nouvel 
etablissement, 1832. — Question du duel, 1837. — Manuel du droit publie ecelesiastique 
frangais, gieme dd. 1845. — Sur les progr&s de la legislation criminelle en France et 
en Europe depuis 1789 jusqu’a la fin de 1832, 1848. — Comices agrieoles, 1849. — 
Constitution de la republique frangaise, 1849. — Mercuriales ou discours de rentrde, 
1530 — 46. — Le Morvan, topographie, agrieulture, moeurs, 1853. — Me&moires ou sou- 
venirs du barreau, 1855 —61. — Regles generales de droit et de morale tirdes de 
!’Eeriture Sainte, 1857. — Opuscules de jurisprudence, 1851. — Requisitoires, plai- 
doyers et discours de rentree, 1834— 52. — Loisel, Institutes coutumieres par Dupin et 
Laboulaye, 1846. — Dupin et Laboulaye, glossaire frangais, — Er gab mit Noten und 
Commentaren heraus: Code de commerce, de bois et de charbon, 1817. — Code forestier, 
1 


834. — Oeuvres de Burlamaqui, Heineccius, Pothier. 

?it.: Ortolan, Notice biographique sur M. Dupin, 1840. — Augsburger Allg. Zta. 
1865 N. 323, 334 — 336. — Annales du barreau frangais, — Vapereau, Dictionnaire 
des contemporains, — Unſere Zeit 1866 Band 1. Teihmann. 


Duplif im eigentlichen Sinn ift die Behauptung eines felbitändigen Rechts oder 
eines ſelbſtändigen Factums, welches Die rechtliche Wirkung der Replif des Klägers 
beſeitigt. Wie fih die Einrede zur Klage, die Replik zur Einrede, fo verhält ſich die 
D. zur Neplit. Außerdem bedeutet D. ſoviel wie Duplikſchrift, d. h. die fchriftliche 
Erklärung des Beklagten auf die Replikſchrift. Sie ift demnach der vierte ‘Partei 
ſchriftſatz, welcher nach gemeinem Proceßrecht in dem erften Stadium des Verfahrens, dem 
des Schriftenwechſels, vorkommt. rfordert wird eine D. nur dann, wenn die Replit 
neues thatſächliches Material erhält, über das eine Erklärung feitens des Bellagten noth— 
wendig ift. Gewöhnlich fchlieft damit der Schriftenwechlel ab, wenn auch die Möglichkeit 
einer Gegenerflärung auf die D. (Triplit), ja eines fechsten Schriftfages Quadruplik) 
nicht ausgeſchloſſen iſt. Auf demjelben Boden fteht der preufiiche Proceß, weil, wenn— 
gleih er nad dem Echriftenwechlel ein mündliches Schlußverfahren kennt, doch der Inhalt 
des erfteren die Grundlage der richterlichen Entjchetdung bildet. Ber Proceßgeſetzgebungen, 
welche auf dem Princip der Mündlichkeit beruhen, und nur einen vorgängigen zur Infor— 
matton der Barteten beftimmten Schriftwechlel kennen, wie 3. B. der franzöfiichen, kann 
ein ſolcher vierter Schriftfats zwar auch vorkommen, aber felbftverftändlich hat dieler nicht 
die Bindende Bedeutung wie im gemeinen Proceß. 

P. Hinſchius. 


Durand de Maillane (Pierre Touſſaint), geb. 1790 zu St. Remi, Deputirter 
von Arles in den Etats-generaux v. 1789, Mitglied des Conseil des Anciens, ftarb 
1814, 

Er ſchrieb: Dietionnaire du droit eanonique Avignon 1761. — Institutes et hist. 
du droit canonique Lyon 1770. — Les libertes de l’Eglise gallicane. Lyon 1771. 

?it.: Bouillet, Diet. univ. d’hist. et de geogr. Par. 21'me dd. 1869. 

Teichmann. 

Durantis, Wilhelmus, geb. 1237 in der Diöceſe Beziers (Languedoc) zu 

Puimiſſon, ftudirte zu Bologna unter Bernardus Paptenfis, wurde Doctor, lehrte zu 
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Modena, wurde unter Nicolaus II. und Martin IV. mit den höchſten Aemtern bekleidet, 
wurde 1286 Bilchof von Mende (Mimatum) und ftarb in Nom 1296. 

Schriften: Speculum judiciale (1272, 1257 — 91), Argent. 1473, Franeof. 1612. — 
Breviarium, Rom. 1474, Francof. 1612. — Comm, in eoneilium Lugdunense 1569. — 
Comm. in Deereta Nicol. IH. — Spec. legatorum (Theil d. spee. judie.). — Rationale 
divin. office. Mogunt. 1459. 

Lit: Savigny, V. 571 —602. — Allard, Histoire de la justice eriminelle, Gand. 
1869, p. 394. 395. — Le Clere in Hist. litter. de France. 

Teichmann. 

Durchſuchungsrecht Unterſuchungs- und — [Heffter], droit de visite, 
droit de recherche, right of visit, search.), bezeichnet Die völferrechtlidhe Befugniß 
dazu autoriſirter Schiffe, fremde PBrivatichiffe anzubalten, zu beiuchen und unterlucen. 
Hautefeuille acceptirt die visite und verwirft die recherche, nad engliſcher Auffaffung 
jind visit and scarch verſchieden, nad amerikaniſcher identiſch (Phillimore J., 326). 
Verordnungen (bet Hautefeuille 390) und Verträge (Martens et de Cussy I. s. v. 
visite des batiments, Hautefeuille 379, Phillimore Il. 446 ff.) regeln dieſes Recht. 

1. Das D. während eines Krieges wird von der den neutralen Staaten notificirten 
Kriegserflärung an bis zum Friedensſchluß, auch Waffenſtillſtand, geübt durch Befehlshaber 
der Kriegführenden (auch der Kaperſchiffe der Staaten, insbeſondere der Ber, Staaten v. 
Rordamerifa, welche der Abſchaffung der Kaperei durch d. Barifer Derlarat. v. 16. April 1856 
nicht beigetreten), in Gewäſſern der Kriegführenden und auf offner See, nicht im Gebiete 
neutraler (Phillimore III. 424, Hautefeuille 218) und verbündeter Staaten (Heffter 
8. 168, v. Kaltenborn, Ser. I. 457 ) md nicht gegen Kriegs: und  oftenjible 
Staatsichiffe Neutraler (Heffter und v. Kaltenborn l. c., Bhillimore III. 433. 
Hautefeuille 216). England fahndet nach eigenen Unterthanen auf jedem Schiff Philli— 
more 1 c.), Die Bereimigten Staaten verwehren den Kriegführenden Nachſuchung nad 
amerikaniſchen Staatsbürgern und Seeleuten auf ihren Privatichiffen (Rent I 158). — 
Die Hauptzwede der Durchſuchung find Feltitellung der Nationalität des Schiffes, Ermit— 
telung von Kriegscontrebande, Feititellung eines Blockadebruchs. Auf Grumd zahlveider 
Verträge, nad Mufter des A. 17 des pyremätichen Friedens vom 7. Novbr. 1659, nähert 
fih das Kriegsſchiff anf Kanonenſchußweite nach dem Bertr. Nuflands mit Frank— 
reidh von 1787 auf Halbe Kanonenſchußweite; Berträge der Vereinigten Staaten mit 
Chile 1832 und anderen amerikanischen Staaten verlangen nur eine mit dem Zweck Der 
Beſichtigung, der Beſchaffenheit des Meeres und Windes und mit den Berdachtsgründen 
zu vereinbarende Entfernung), fordert durch einen blinden Schuß (coup d’assurance, 
semonce, affirming gun) zum Anbalten auf; weigert ſich das Privatjchiif oder will 
entfliehen, jo erfolgt ein ſcharfer Schuß zunächſt in die Segel und Maften, ſodann auf 
das Schiff felbit (gebt Das verfolgte Schiff dabei zu Grunde oder leidet Schaden, ſo 
trägt dieſen casus der Eimer, handelt das verfolgende Schiff leichtfertig und ohne zwin— 
gende Noth, jo muß dieſes den Schaden erjegen, Phillimore IH. 428. 432), An das 
angebaltene Schiff Tendet das anhaltende 2—3 (aub 1) Mann an Bord zur Prüfung 
der Schiffspapiere (über Diele fiebe v. Kaltenborn I. 459 ff.), find viele in Ord— 
nung, To fegelt das Schiff in umveränderter Richtung weiter, widrigenfalls unterliegt eb 

ver Aufbringung und Beſchlagnahme (Diele und andere Fälle derſelben ſiehe ba v. 
Kaltenborn II. $. 237. Heffter $. 171, Phillimore III. 439). Sind die Papiere 
ungenügend zur Hechffertigung oder Liegt anderer Berdacht vor, fo fann vor der Aufbrin: 
gung eine Durchſuchung erfolgen, gegen die recherches Hautefeuille 391 ff., Verordnungen 
Frankreichs von 1681 u. 1692, Rußlands von 1797 erkannten fie an, die Niederländ. Verordn. 
vom 26. Januar 1781 verwarf fie, zahlreihe Verträge find dafür, Das Hinbeordern 
der Schiifscapttaine mit den Schiffspapteren an Bord des Kriegsſchiffes iſt durch viele 
Verträge von 1800 bis im die neueſte Zeit verwehrt Hautefeuille 382, — Zur Ber: 
meidung der Durchſuchung ſegeln neutrale Privatfabrzeuge unter Convoy der Kriegsſchiffe 
ihres Staated. Nach Verordnungen und Berträgen v. Kaltenborn II. 463 ff.) ceſſirt 
Die Durchſuchung bei Verfiberung des Convoybefehlshabers, dar die comvoyirten Schiffe 
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fine Kriegscontrebande mit fih führen, die Rufj.-Engl. Gonvent. vom 5. Juni 1801 
A. 4 geitattet Kriegsichiffen Das Anbalten in gewilfer Weile. England und die Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika verlagen Die Wirkungen des Convoy auf Nichteontrahenten 
(Kent I. 157 ff). Das Convoyſchiff muß legitimirt, die Convoyſchiffe müfjen vor dem 
Abſegeln infpieirt und conceffionirt fein, von Anfang am und dauernd mitiegeln (von 
Kaltenborn II. 8. 236; Heffter $. 170; Hautefeuille 386). Freiwilliges 
Mitſegeln eines neutralen Schiffes unter feindlichen Convoy unterwirft es deſſen Schidfal, 
zufülliges oder erzwungenes nicht (Heffter und v. Kaltenborn |. ec.). 

2. Das D. in Friedenszeiten, zur Feititellung der Nationalität des Schiffes als droit 
d’enquete du pavillon (Ortolan diplom. I. 234) oder als right of approach (Philli— 
more III. 418) oder beim Verdacht der Seeräuberei als intervisitation (Kent 155 ce.) iſt 
nicht anerkannt; es concedirten die Staaten nur zur Unterdrüdung des Sclavenhandels 
(Bertr. |. b. Martens et de Cussy rec. J. s. v. traite des noirs V. 436 ff.) eine Durch— 
ſuchung ihrer Brivatichiffe durch ſpeciell autorifirte Kriegsichiffe. Siehe insbefondere Ver: 
träge Englands mit Frankreich v. 30. Now. 1831, 22. März 1833 und 29. Mai 1845 
A. 8) mit Oefterreihb, Preußen und Nufland vom 20. Dechr. 1841, ratif. 19. Febr. 
1842 (A. 2), Heffter $. 33, v. Kaltenborn II. 351, Bhillimore I. 324 ff. 
Die Vereinigten Staaten von Nordamerifa gewährten die Durchſuchung ameritanijcher 
Privatichiffe Durch fremde Kriegsichiffe auch zu diefem Zwed nicht. 

Fit.: v. Kaltenborn, Seerecht, 1851, Bd. II. $. 235 fi. Hautefeuille, Hist. du 
droit maritime international, Paris 1558, p. 76), 140, 216, 378, 501 f, Ortolan, 


Regles internationales et diplomatie de la mer, II. p. 202 ff. 
Bulmerinca. 


E. 


Ebenbürtigkeit iſt volllommene Gleichheit des Geburtsſtandes, bezeichnet aber 
heutzutage ausſchließlich das gegenſeitige Verhältniß verſchiedener Perſonen oder Stände, 
zwiſchen welchen ein unbeſchränktes, von keinem Rechtsnachtheile begleitetes Connubium 
beſteht. Nach engl. und franz. R. ſind alle Claſſen der Bevölkerung einander ebenbür— 
"tig, in Deutſchland wenigſtens alle Claſſen bis zum hochtitulirten niederen Adel aufwärts. 
Die E. iſt daher nur noch im Ehe- und mittelbar auch im Erbrecht der meiſten regie— 
renden und der deutſchen hochadligen Häuſer von praktiſcher Bedeutung. In dieſen gilt 
die E beider Gatten als abſolut nothwendige Vorausſetzung einer vollgültigen Ehe und 
eben deshalb einer in Beziehung auf Thron und Hausvermögen ſueceſſionsfähigen, zur 
Führung von Titel und Wappen des väterlichen Hauſes berechtigten Descendenz. Trotz 
dieſer durch Herkommen und Geſetz anerkannten Bedeutung der E. herrſcht jedoch iiber 
den Umfang derſelben mannichfacher Streit. Die Hausgeſetze und im Einklange mit 
ihnen Die modernen deutſchen Verfg.Urk. stellen großentheil® nur das Erforderniß ver E. 
auf, indem fie zugleich beftunmen, welche rechtlichen Nachtbeile bei dem Mangel diejes 
Erforderniſſes eintreten. Ebenfo wenig gibt das deutſche Privatfürftenrecht fichere Auskunft. 
Allgemein anerkannt iſt nur Folgendes: Alle criftlihen europätichen, gegenwärtig ober 
früher fouveränen Familien find einander ebenbürtig ohne Rückſicht darauf, ob fie fürft: 
lien Uriprungs find oder den beſeſſenen Thron in ftreng verfaſſungsmäßiger Weile er: 
worben haben. Ferner find nad altem, durch die Deutiche Bundes=Acte U. 14 garan— 
tirtem und in einzelnen neueren Hausgefegen ausdrüdlih anerfanntem Herkommen alle 
Mitglieder ebemald reichsſtändiſcher, jet dem 9. 1806 medtatifirter, jet ſog. ftandesherr- 
licher Häufer den deutſchen Dynaſtien ebenbürtig. Daſſelbe gilt für diejenigen Familien, 
welche, ohne Reichsſtandſchaft bejeflen zu haben, den ftandesberrlichen Geſchlechtern durch 
Beſchluß der Deutſchen Bundesverfammlung gleichgeftelt worden find. Ebenſo zweifellos 
ift der Rechtsſatz, daß jedes Mitglied eines regierenden oder hochadligen Hauſes, welches 
nad Hauögelegen oder Objervanzen in feinem Haufe als ebenbürtig gilt, allen anderen 
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regierenden oder hochadligen Häufern ebenbürtig it, follten in dieſen auch abweichende 
Ebenbürtigkeitögrundfäge gelten. Streitig ift Dagegen die bei dem häufigen Mangel einer 
hausgeſetzlichen Begrenzung der E, äußerſt wichtige Frage, ob das gemeine Privatfürften- 
recht dem niederen Adel oder gar dem Bürgerftande die E. mit dem hoben Adel in 
Deutichland zuiprede. Die einzige, diefe Frage berührende Beſtimmung aus der Zeit 
des Reiches (Wahlcapitulation Kaiſer Carls VII vom 9. 1742, U. 22. $. 4) verbietet 
zwar dem Kaifer Die Anerkennung der aus „unftveitig notoriicher Mißheirath“ eines deut— 
ſchen Reichsſtandes entiprofienen Kinder als ebenbürtig, definirt aber den Begriff der un— 
ftreitig notoriſchen Mißheirath nicht. Der Umfang der E. kann ſomit dann, wenn feine 
hausgeſetzlichen Beitimmungen oder Objewanzen vorliegen, nur auf Grund rechtsgeſchicht— 
licher Unterfuchungen über Die gemeinrechtliche Bedeutung der unftreitig notorifchen Miß— 
heirath fejtgeftellt werden. Die zahlreichen Forihungen über die ftreitige Frage haben 
aber, theilweife durch Erbfolgeftreitigfeiten unter Mitgliedern des hoben Adels beeinflußt, 
zu den verschiedenften Refultaten geführt. Nah Zöpfl's Unterfuhungen (Ueber Miß— 
heirathen in den deutichen regierenden Fürftenhäufern überhaupt und in dem Oldenburg. 
Sefammthaufe insbejondere, Stuttg. 1853) joll das gemeine Herkommen wor Garls VIL 
Wahlcapitulation nur die Ehe eines Reichsſtandes mit einer unfreien Perfon für eine um: 
ftreitig notoriſche Mißheirath und ſelbſt den Bürgerftand den veichsftändiichen Geſchlechtern 
für ebenbürtig angeſehen haben und noch gegenwärtig anſehen, Tofern nicht Hausgeſetze 
oder Obiervanzen die E, enger begrenzt hätten. Diefer ſchon von den Nomaniften des 
16. und 17. Jahrh., wenn auch mit anderer Begründung, vorgetragenen Anficht nabe 
verwandt ift die beveitd von J. J. Moſer und neuerdings von Heffter (Beiträge zum 
deutſchen Staats- und Fürftenvecht, Berl. 1829, 1. Yiefg. 1. Abh.), Klüber (Abhand: 
lungen und Beobachtungen für Geſchichtskunde, Staats- und Rechtswiſſenſchaften, I. Bd., 
Frankf. a. M. 1830, 8. Abh.) u. A. vertretene Anficht, nach welder, in Ermangelung 
anderweiter hausgeſetzlicher Beltimmungen, die E. mit dem hohen Adel zwar aud dem 
niedern Adel, nicht aber dem Bürgerftande zuftebe. Dagegen haben nad 3. St. Püt: 
ter’8 Vorgang insbefondere Eihhorn, H. A. Zachariä, C. F. v. Gerber, 9. 
Schulze u. U. die E. als eine Folge volltommener Standesgleichheit betrachtet und nur 
den ehemals reichsftändiichen, jest theils mediatifirten, theils ſouveränen Geſchlechtern ge: 
genfeitige E. eingeräumt. Diefe Anficht über den gemeinrechtlichen Umfang der €. ift 
jedenfalls Die richtige. Die häufig für vollgültig erachteten Ehen zwiihen Mitgliedern 
des hohen Adels einerfeits und Mitgliedern des niedern Adels andererleits, ſowie die 
gleichfalls für vollwirſſam angefehenen Ehen des hohen deutichen Adels mit Mitgliedern 
hochtitulirter auswärtiger Adelsfamilien, welche ſich begriffsmäßig dem hohen deutſchen 
Adel nicht gleich ftellen laſſen, widerſprechen der legtangeführten Meinung nicht; denn Ob: 
jervanzen und ſelbſt im einzelnen Falle der Confens der Agnaten haben den Umfang der 
E. vielfacdy über Die gemeinvechtlihe Grenze der Letzteren hinaus erweitert. Die wenigen 
Ehen zwischen dem hohen Adel und dem Bürgerſtande find aber ftets als Mißheirathen 
aufgefaßt worden. Uebrigens ftimmen die Hauptvertreter aller drei Meinungen darin 
überein, daß die über die Grenzen der E. geltenden Grundfäge auf die neugräflichen, wenn 
auch reichöftändifchen Geſchlechter feine Anwendung leiden. Vielmehr gilt für diefe, daß nur 
das befondere Hausrecht ihnen Die Ehe mit Berfonen aus anderen Ständen unterfagen fann. 

Lit: Chr. G. Göhrum, Geſchichtl. Darftellung der Lehre von der E. nad gem. deutſchem 
R., 2 Be, Tübing. 1846. Bon größter Wichtigkeit ift noch immer I. St. Pütter, Leber 
Mifbeiratben Teutſcher Fürften und Grafen, Gött. 1796, fowie die äußerft reihbaltige Yit. über 
den Bentind’fhen und Eſte'ſchen Erbfolgeftreit, welche bei H. A. Zachariä, Deutices 
Staats» und Bundesrecht, 3. Aufl. Gött. 1865, Th. 1, $. 68, angegeben ift. 

F. Brodbaus. 

Eberhauien, Job. von, aus Göttingen, war 1464— 79 Ordinarius in Feipsig. 

Schriften: Borlef. zu Auerbach's Proceß. — Lectura circa Decret, tit. de sequest. 
possessionum et fructuum. — Quaestio „Quidam laicus uxoratus“. 

Yit.: Mutber, Gewiffensvertretung, ©. 23. — Ztſchr. f. Rechtsgeſch. IV. 392— 394. — 
Stintzing, Geld. d. pop. Yit. d. röm.stan, R., 1867, ©. 239, 246. 

Teihmann. 


| 
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Edictalien, Edictalladungen, nennt man im Givilprocefje gerichtliche Aufforde— 
ungen zum Erſcheinen wor Gericht oder zur Geltendmachung etwaiger Anſprüche, fofern 
diefe Aufforderumgen durch Anſchlag an der Gerichtöftatt und heutzutage namentlich durch 
Infertion in die Zeitungen, alfo öffentlich ergehen und nicht den Betheiligten” unmittel= 
bar infinuirt werden. Die Bezeihnung ift von den im Röm. Yadungörecht vorfommenden 
Evicten, d. h. magiftratiichen Befehlen zum Ericheinen, bergenommen, von welden man 
glaubte, daß fie öffentlih an der Gerichtöftatt angelchlagen ferien, während fie in 
der That nur infinuirt wurden. - Die E. zerfallen im Civilproceß im eigentliche 
Yadungen und allgemeine Aufgebot. I. Die eigentlihen Yadungen ergeben an bes 
ſtimmte Berfonen, werben aber öffentlich erlaffen, entweder weil der Aufenthaltsort Des 
Citaten unbekannt ift, oder, wo er befannt, die Ausführung der Yadung an ibn unmöglich 
oder mit erheblichen Schwierigkeiten verfnüpft it. Unter Dielen Borausfeßungen geftattet 
fie das gem. R. und wendet fie namentlich im Defertionsprocer in Eheſachen an. Die 
Yadung wird peremtorifch, wenn auch unter wiederholter Infertion in die Zeitungen, er: 
laſſen. Nad Ablauf der Friſt fann in contumaciam erkannt werden. — Daß preuf. 
R. geftattet die E. gegen Bagabunden (im juriftiichen Sinne des Worts) und tm 
Deſertionsproceß, verlangt aber im beiden Fällen vor Erkennung der Ungehorfamss 
folgen vom Gitanten einen fog. Diligenzeid. — Der C. d. proc., dem bezüglich der 
Art des Verfahrens, aber ohne Beſchränkung in fachlicher Beziehung‘, die Hannov. 
Pre.O. folgt, kennt die öffentliche Yadung in Friedensgerichtsſachen überall nicht. Im an- 
deren Sadyen läßt er bei unbefanntem Aufenthaltsort die Yadung an der Thür des Ge— 
richtsſaals anjchlagen und zugleich den Staatöprocurator infinuiren, welcher letztere die 
jelbe mittelft Hülfe der Polizeibehörden, bzw. auf diplomatiſchem Wege dem Abweſenden 
zur Kenntniß zu bringen fucht, im Uebrigen aber, auch bei feinem Recht, officrelle Ans 
träge zu ftellen, das Gontumacialerfenntniß zu hindern nicht weiter veranlaft it. — 
Der Nd. Entw. kennt gerichtliche E. nicht, geftattet aber unter Ermächtigung des 
Gerichts Die „öffentliche Zuftellung“ von Yadungen in gleicher Form und unter gleichen 
Vorausfegumgen, wie das gem. R. — II. Die richterlihen Aufgebote, allgemein an 
die betr. ſämmtlichen unbefannten Prätendenten, bzw. Gläubiger, dahin gerichtet, ihre An— 
ſprüche binnen beftimmter Frift geltend zu machen, werden gewöhnlich als Provocatio 
ex L. Diffamari aufgefaßt und behandelt. Dazu aber fehlt es bei ihnen zunächſt an 
der Diffamation, und, wo überhaupt vielleicht fein Berechtigter vorhanden tft, auch an 
dem Provocaten; ja felbft das Präjudiz der Provocation für den ſchweigenden Brovocaten, 
das ewige Stillichweigen, wird, aud in der Preuß. A.G.D., die jonft von Dem Ge: 
ſichtspunkt der Provocation ausgeht, nicht in allen Fällen ftricte angewandt. Beſtimmt 
zur Sicherftellung des Gitanten in Beziehung auf gewiſſe Dispofitionen oder Verhältniſſe 
gegen unbekannte Ansprüche, können fie auch mit feinem über dieſes Intereſſe der Sicher: 
ftellung hinausgehenden ‘Präjudize erlaffen werden, ein Grundſatz, der in der Hannov. 
Pre. D., wie in der Preuß. A.G.O. deutlich ausgeprägt ift, aber auch in der gemein= 
recht bichen Praxis wohl durchweg befolgt wird. Die hannov. und preuf. Gigb. 

ben eine Reihe von Fällen hervor, mit denen jo ziemlidy auch die Fälle der Anwend— 
arkeit des gem. R. erichöpft werden, wobei man von den Trauungsaufgeboten zu ab- 
ftrabiren bat, die eben nicht von den Gerichten erlaffen werden. Die Hanno» Pred. 
läßt unfere Aufgebote, aufer bei Concurſen und Subbaftationen, zu: bei Erb: 
ſchaften, Die cum benef. inventarii angetreten werden oder deren Erben unbefannt find, 
oder bezüglich deren befannte Erben ſich gegen etwaige unbefannte Erben fichern wollen, 
bet Veräußerung von Immobilien, bet Mortification von Inhaber = Papieren und Schuld: 
urkunden, zur Löſchung von Hypotheken, zur Erledigung gerichtlicher Depofita; das preuf. 
R. auferdem bei Auflöfung von Handlungs und fonftigen Societäten, zur Erledigung 
geführter Verwaltungen, zur Yiquidation über Staatsbauten, zur Ermittelung der Schul= 
den eines prodigus, der Berechtigten bei gefundenen und angehaltenen Saden, bei Bes 
wãſſerungs⸗ und Entwäflerungsanlagen. — Der C. eiv. kennt die Trauungsaufgebote und 
der C. com. eine Aufforderung des Concursverwalters an unbelannte Gläubiger; die bier 
verhandelten Aufgebote find dem franz. R. unbefannt. 


— 
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Quellen: Preuß. A.G.O. Th. 1. Fit. 7. 37. 40. 50. 51. A.L.R. Th. 2. Tit. 1. 8. 688 ff. 
Verordn. v. 28. Juni 1844 8. 68 ff. - O. d. proc. a.4. 21. 67, 149 88. 415. 434. — Hannov. 
Pre.O. 8. 124 (vgl. 88. 82, 84), 88. 498—503, 561, 621. — Nd. Entw. $. 259 fi. 

Lit.: Befeler, Deutſches Priv.R. (1. Aufl) 8. 54. Wesell, Spt. $. 67. nr. 4. $. 13. 
Nudorff, Kim. Rechtsgeſch, Bd.2. 5 94. v.Betbmann=-Hollweg, Gem. Civ.Pre., Bd. 2. 
©. 774. Bo. 3. ©. 303. Wieding, Yuftin Libel-Pre 88. 341. 21. Franklin, Reichshof— 
gericht, Bo. 2. ©. 224 fi. Yeonbardt, Commentar z. Hannov. Pre.O. 1.1. Koch, Commen- 
tar 3. Preuß. A.G.O. 1. 1. Außerdem die Lehrbb. des gem. und preuf. a — 

teding. 

Edictalladungen im Strafproceß kommen in der Hauptſache nur als eigentliche 
Ladungen, als öffentlich ergebende Yadungen des Angefhuldigten vor. Die Form ihrer 
Bekanntmachung tft diejelbe, wie im Civilproceß nur der C. d’instr. macht eine Ausnahme, ſo— 
fern er von der Inſertion in Die Zeitungen abftrahirt, dagegen Bekanntmachung unter 
Trompeten= und Trommelichall neben Anſchlag am Gerichtsjaal, an der Wohnung des 
Angeklagten x. verordnet. Ebenſo jind in gleicher Weife, wie im Civilproceß, Unbefanntheit 
des Aufenthaltsortes oder Unausführbarkeit der Yadung VBorausfegungen der E. Daneben 
aber hat der Inquiſitionsproceß mit Rüdjicht auf die Concurrenz der Berhaftung 
als Siftirungsmittel, auf die mit einer öffentlich ergebenden Anſchuldigung für einen un— 
ſchuldig Verfolgten verbundene Benachtheiligung feiner Ehre, fowie die Koftipieligkeit der 
Infertionen in die Zeitungen Neftrictionen hinzugefügt, welche, wie die Unausführbarfeit 
der Berhaftung, Schwere des Vergehens, Erheblichkeit des Verdachts und Wahrſcheinlich— 
feit de8 Ericheinens, die E. auf das Gebiet der jchmereren Fälle beichränften und fie auch 
bier jelten zur Anwendung fommen liegen. Dies um fo mehr, als gerade für die ſchwereren 
Delicte der Inquifittionsproceh an derKegel: Nemo absens damnatur fefthielt, die Drohung 
einer Berurtheilung in contumaciam daher jo zwedlos, wie unzuläffig erichien und aud) 
die jonft wohl jupponirte Drohung der Güterbeihlagnahme ein wirffameres Motiv zum 
Erſcheinen nicht ergab, da diefelbe ohnehin ſchon gegen den Contumax zuläffig war. Der 
C. d’instr. jteht num aber in legterer Beziehung auf anderem Standpunkte. Indem er bei 
Crimes nad erfolgter Verſetzung in den Anflageftand die Nichtbefolgung der E. mit 
Gitereinziebung, Unterfagung der Staatsbürgerredte und Verfahren in contumaciam 
bedroht, behandelt ev den Güterbeichlag nicht als bloßes Siftirungsmittel, ſondern als 
Folge Des Contumacialerfenntnifjes. Dies würde immerhin der Anerfennung werth fein, 
da der Güterbeichlag auch nach der Beleitigung der Confiscation immer noch eine höchſt em= 
pfindliche, insbeſondere zugleih die Familie des Angeklagten trefiende Mafregel bleibt, 
deren Anwendung allerdings ftrenge Prüfung ihrer Vorausjegungen heiſcht. Aber man 
beichräntte fich nicht auf die bloße Feftftellung der Contumaz, fondern der C. d’instr. verordnet 
die Cognition und Aburtbeilung in der Sache jelbjt, gegen welche eben aud im mündlichen 
Berfahren alles Dasjenige einzuwenden bleibt, was im Inquiſitionsproceſſe bei ſchwereren 
Bergehen gegen Die Verurtheilung in absentia eingewandt worden ift, und Die um jo zweck— 
Iofer wird, als das Ericheinen des Angeklagten Urtheil und Procedur ohne Weiteres 
annullirt. — Es ift daher mur zu billigen, wenn die Braunihweig. md de Wür— 
temberg. Str.P.O. das Berfahren in der Sache ſelbſt ausjcheiden und dem C. d’instr., 
freilich unter Ausdehnung des Edictaloerfahrens auf alle vor die höheren Gerichte ge 
börigen Strafſachen, nur bezüglich des Güterbeichlages und der Interdiction folgen. — 
Die preuf. Gſgb. geht von dem allgemeinen Grundſatze aus, daß wo die Yadung gegen 
den abweſenden oder flüchtigen Belchuldigten nicht ausführbar und die Verhaftung nicht 
„angemeſſen“ („zuläſſig“) oder nicht ausführbar fei, das Verfahren regelmäßig beruben blet- 
ben jollte. Site gibt dagegen der Staatsanwaltſchaft, wenn diefe es für angemeſſen erachtet, 
das Necht, bei Borhandenfein der gedachten VBorausfegungen, ohne jede ſachliche Beſchrän— 
fung die E. zu beantragen. Dabei abjtrahirt fie im Gegenfage zu den vorhin genannten 
Gſgbb. von der Imterdietion der Bürgerrechte und von der Güterbeichlagnahme. Biel= 
mehr ift die E. in Schwurgerichtsſachen zu ftellen auf Erjcheinen vor dem Unterſuchungs— 
richter, widrigenfall® in der folgenden Hauptverhandlung die Ihat für zugeftanden ers 
achtet und ohne Zuziehung von Gejhworenen zum Erkenntniß gefchritten werden ſolle, in 
Straffammer= und Polizeirichterſachen dagegen auf Ericheinen in der Hauptverbandlung, 
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widrigenfalls auch ohne den Angeſchuldigten zu Beweisaufnahme und Erkenntniß procedirt 
werden ſolle. Das Contumazialurtheil wird vollſtreckt, ſo weit dies möglich. In Schwur— 
gerichtsſachen tritt mit dem Erſcheinen des Angeklagten Siſtirung der Vollſtreckung ein 
und nunmehr wird vorm Schwurgerichte zu neuer Verhandlung und Entſcheidung ge— 
ſchritten, nach der Gſgb. von 1867 jedoch nur dann, wenn kein rechtskräftiges freiſprechen⸗ 
des Ertenntniß vorliegen ſollte. Im anderen Sachen, in weldyen dem Angeihuldigten auch 
ein Bertheidiger verftattet wird, tritt gleiche Reſciſſion nicht ein, der Angeſchuldigte iſt 
hier auf die ſonſt zuftändigen Rechtsmittel beſchränkt. — Das Berfahren gegen ausge- 
tretene Militärpflichtige und ohne Erlaubniß ausgewanderte Yandwehrmänner 
beruht auf der Anwendung des Edictalverfabrens in Straftammer= und Polizeigerichts- 
ſachen gegen eine Mehrheit von Angejchuldigten, bezüglic derer das gleiche Gericht com— 
petent ift. Dabei findet Güterbeichlagnahme nach richterlicher Bemefjung der wahrſcheinlich 
zu erfennenden Geldftrafe ftatt. Die Sad. Str.Pre.D. läßt den Bertheidiger immer 
zu, jchlieft fich aber im Uebrigen dem franz., theilweile wieder dem preuf. R. an. — 
Dal. Beihlagnahme der Güter. 

Quellen: C. d’instr. a. 465 88. — Braunſchw. Str.Pre.O. von 1549 8.175 fi. — Wür- 


temb.. Str.Pre.O. v. 1868 4. 490 fi. — Preuß. Gef. v. 3. Mai 1852 4. 341 ff Gef. v. 
10. März 1856, betr. Berf. gs Mitte. Pflicht. Str. Pre.O. v. 1867 $$. 451 --476. 107. 214. 
350 fi. — Sächſ. Str.Pre.O. A. i!4 273. 317 — 19. 415. . 


Yit.: Quiftorp, Grundfäge, Br. 2. 8.831. Bauer, Str.Pre., 8.80. Heffter, Crim. R., 
$. 705. Bland, Str.Berf, $. 95. ahariä, Str.Pre., Bd. 2. $$ 87. 131 ff. Gerau 
im Arch. des Erim.R., 1858. ©. 447 ff. - Buchner im Geridtsfaal. 1857. S. 51 fi. 81 ff. 

. Mever, Str.Berf. gegen Abweſende. 1869. ©. 216 ff. — Höch ſt er, Franz. Str. Pre., 8. 311. — 

ppenbof, Preuß. Str.Berf., U. 34. Yiman und Schward, Str.Pre., A. 34 ff. Löwe, 
Etr.Pre., ©. 232. 25%. 268. 289. Goltdammer, Arc. f. Preuß. Str. R., Bd. 11. ©. 450 ff. 
v. Stemann, dal. Bo. 15. ©. 660. Abegg in Schletters Jahrbb. Bb. 13. ©. 57. 
Schwarze, Kommentar z. Sächſ. Str.PBrc.d. 1. | K. Wiebing. 

Editionseid ift die eidliche Verficherung eines auf Vorlegung einer Urkunde in 
Anfprucy genommenen Imploraten, daß er dielelbe weder beige, noch argliftiger Weile 
abhanden gebracht habe. Ein Eid dieſes Inhalts kann nah Röm. R. nur in einem 
ganz bejonderen alle gefordert werden, 1. 21. C. de fide instr. IV. 21. An diefe 
Specialvorfchrift haben indeffen die italienische und deutiche Doctrin angenüpft und jenen 
Eid überall für anwendbar erflärt, wo der Beliger einer Urfunde zu deren Vorlegung 
verpflichtet if. Welches hiernady die rechtliche Natur des E. ſei, iſt ſehr beftritten. 
Manche ſprechen ihm jede Eigenthümlichkeit ab und nehmen an, daß er zunächſt, menn 
der Implorant den Urkundenbefig des Imploraten darthun wolle, als zugeſchobener, ſo— 
dann aber, wenn für diefen Beſitz ſchon ein unvollftändiger Beweis geführt fer, auch als 
nothwendiger, ſei es als Reinigungs=, ſei es als Erfüllungseid, vorkommen könne 
Bayer, Vorträge, 8. 294). Doch die Entwickelungsgeſchichte des E. führt vielmehr 
dahin, ihn für alle Fälle als einen nothwendigen, und zwar als einen Reinigungseid 
aufzufaſſen, woraus dann folgt, daß bei ihm weder Rückſchiebung, noch Gewiſſensvertre— 
tung, noch Anſpruch auf Calumnien-Eid ſtattfinden (Goldſchmidt, Abhandlungen, 
Nr. 7, ©. 87. Wetzell, Syſt., 8. 24. Anm. 108). Das Verfahren bei Abforderung 
des E. hat nichts Bejondered. Der Editionäftreit kann entweder gelegentlich eines zwiſchen 
zwei Parteien ſchwebenden Proceſſes, als ein Incidentpunkt deijelben, oder auch gegen 
einen Dritten als eine felbjtändige Proceßfache verhandelt werden. In beiden Fällen hat 
der Implorant den Rechtsgrund, aus welchem er die Edition beaniprucht, anzuführen und 
zu bemeifen. Dagegen graudht der Befig des Imploraten, falls diefer ihn läugnet, nur 
einigermaßen wahricheinlich gemacht zu werben. Der Richter muß dann fofort zur Ab- 
nahme der Eides fchreiten. Das preuß. R., welches eine ſehr umfaffende Editionspflicht 
ſowohl für die Procekparteien, als aud für Dritte feftjegt, enthält auch genaue Vor- 
Ihriften über die Faſſung der Eive in 88. 94, 95, 104, 105 Allg. Ger.Ordn. I. 10. 
Auperdem aber kennt es auch einen jog. E. in Subhaftationsfachen für den Fall, daß 
beim Aufgebot einer Specialmaſſe ein Gläubiger fich meldet, aber die erforderliche Ur— 
kunde nicht beichaffen kann. Subh. Ordn. vom 15. März 1869, $. 83. Ed. 

v. Holgendorfi, Rechtslexikon 1. 20 
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Ehe, die innige, ungetheilte, ſich auf alle Yebensverhältnifie erftredende Gemeinschaft 
zwiſchen Mann und Weib, Während das Röm. R. die fittlihe Natur der E, nicht vers 
fennt, aber diefe nicht zur rechtlichen Nothmwendigkeit gemacht bat (f. Bod I ©. 353), 
beherrſcht die Fatholiiche Kirche won Anfang an nicht nur Die Tendenz, die fittlihe Seite 
der E., als der Pflanzftätte Des chriftlichen Glaubens für die künftigen Generationen, 
durdy ihre religiöſe Beziehung zu abjorbiren und damit die ethiſchen PBoftulate für Das 
gegenfeitige Verhältniß und die fittlihen Pflichten der Ehegatten als ſpecifiſch hriftliche 
Gebote hinzuftellen, ſondern aud die, die Erfüllung der letzteren durch rechtliche Vor— 
ichriften im umfaſſendſten Mafe zu fichern. Das erftere zeigt fich in der Anwendung 
des Sacramentsbegriffes auf die E., welche ſich im 12. Jahrh, feitgeftellt hat, das letztere 
in der Entwidelung eines allgemeinen Eherechtes, welches die detaillirteften Vorſchriften 
über die Ehehinderniffe, die gegenfeitigen Rechten und Pflichten der Ehegatten und die 
freilich jehr beſchränkte Löſung der ehelichen Gemeinſchaft aufweift. Diefe Betonung der 
religiöfen Seite gewährte der fatholiichen Kirche die Möglichkeit, Die E. vor ihr Forum zu 
ziehen und jo unter Uebenwindung der rohen germaniſchen Anſchauungen ein im MA. all- 
jeitig als maßgebend anerfanntes Eherecht auszubilden, andererjeits bringt aber gerade heute 
jene ſchroffe Accentutrung der religiöſen oder chriftlichen Seite der E. und der derſelben 
beigelegten Sacramentsnatur die Kirche in Widerſpruch mit dem modernen Staat. Für 
leiteren nimmt die E. als die Bereinigung, aus welcher feine Bürger hervorgehen, eben= 
- falls eine hervorragende Bedeutung ein und bedarf Deswegen auch der Negulirung durch 
feine Geſetzgebung. Einer ſolchen muß aber die katholiſche Kirche entgegentreten, denn aus 
der von ihr angenommenen Sacramentsnatur ergeben ſich als Confequenzen die ausſchließ— 
liche Geſetzgebung und die Gerichtsbarkeit in Eheſachen — wenigſtens ſoweit es fich nicht 
um das Vermögensrecht handelt — (ſ. Bd. I, ©. 477). Da aber fein Staat, jeden— 
falls fein deutſcher, auf fen Gefeggebungsreht in der gedachten Hinficht verzichtet hat, 
fo fommt e8 vor, daß eine ſtaatlich gültige E. (Da$ fog. matrimonium legitimum) nad) 
tatholiſchem KR. ungültig ift, während eine kirchlich rechtsbeſtändige E. (das fog. 
matrimonium ratum) vor dem ftaatlichen Forum als nichtig gilt. 

Die proteftantiiche Kirche hat die Saeramentsnatur der E. verworfen und wenn fie 
gleich bei der Geftaltung ihres Eherechtes die worgefundenen kanoniſtiſchen Grundlagen 
durch das Moſaiſche und Röm. R. erjest hat, tft durch fie zunächſt Doch ebenjo wenig 
eine Scheidung der veligiöfen und fittlichen Momente der E. vorgenommen und ebenfo 
wenig bat fie die Tendenz des katholiſchen Nechts, die fittlihen und religiöien Borichriften 
in Nechtögebote zu verwandeln, aufgegeben. Ein Necht auf die Geſetzgebung und Ges 
richtsbarkeit in Ehefachen bat fie zwar dem Staate nicht abgeſprochen, aber ſelbſt die 
bekannte Aeuferung Luthers, daß die E. ein weltliches Ding fer, zielt nicht darauf ab, 
dem Staate jenes Recht als ſolchem unabhängig von der Kirche zuzubilligen, ſondern die 
Neformatoren haben daffelbe, abgeleben von dem äuferen Grunde, daß ein Erjag für die 
fortfallenden katholischen Geſetzgebungs- und Jurisdictionsorgane geichaffen werden mußte, 
den erangelifchen Fürſten weſentlich deshalb beigelegt, weil diefe vom Boden der evange— 
liſchen Lehre aus, alſo doch wieder in Abhängigkeit von der Kirche, veformirend in das 
katholiſche Eherecht eingriffen. Hieraus erflärt es ſich, daß bis in Die neuere Zeit hinein 
das kirchliche und ftaatliche Eherecht in den proteftantifchen Staaten identiſch gemefen und 
es meistens auch heute noch iſt. 

Sp wenig es verfammt werben fanın, daß die proteftantiiche Kirche ihr Eherecht den 
deutichen Gulturverhältnifjen entſprechend geftaltete und eine Reihe von Härten, melde 
die katholische Kirche nur auf dem Wege der Dispenfatton, alfo der Gnade, zu beben 
vermochte, ein für allemal befeitigt bat, To gebührt Doch das Verdienſt, die Idee eines 
von”der Kirche unabhängigen Eherechts aufgeftellt und ein jolches entwidelt zu haben, der 
naturrechtlichen Lehre des 18. Jahrh. Mochte dieſes natürliche Eherecht auch deswegen, 
weil die E. durch Vertrag zu Stande kommt, dieſelbe wriger Weiſe überhaupt als 
einen civilrechtlichen Vertrag behandeln und von diefer Grundlage aus die einzelnen 
Rechtsſätze conftruiren, ferner folde aus den von ihr der E. beigelegten Zweden, dem ber 
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Kindererzeugung und wechſelſeitigen Unterſtützung, ableiten, immerhin iſt erſt durch jene 
Doctrin die Möglichteit einer einheitlichen ſtaatlichen Regelung des Eherechts für alle 
Einwohner Des Staates ohne Rückſicht auf die Confeſſion und der erſte derartige, 
feinen naturrechtliben Urſprung deutlih an der Stirne tragende Verſuch, Das Preuf. 
ALR., herbeigeführt worden, welchem dann der €. eiv. von 1804 in Frankreich und in 
Deutichland die Bad. Ehe-Ordn. von 1807, das Defterr. (freilich auf dem Ehepatent Jo— 
ſephs II. von 1783 beruhende) Allg. Bürg. G.B. von 1811, fowie das Bürg. GB. für 
das Königr. Sachſen von 1863 gefolgt find. Allerdings hat ſich unter diefen legteren allein 
der C. eiv. von der Nüdfichtnahme auf die verichiedenen Confeſſionen dispenfirt. Wenn 
er auch in manchen Punkten fi an das katholifche Necht hält, jo geht er Doch anderer: 
ſeits durch Aufftellung einer bürgerlichen Eheichliegungsform und Anerkennung der Tpäter 
durch Gef. vom 8. März 1816 wieder befeitigten Scheidung vom Bande Davon ab. 
Nimmt Schon das Oeſterr. G.B., welches nad Befeitigung des nur das Can. R. 
reproducirenden Ehegeſetzes vom 8. Oct. 1856 durch das Gel. vom 25. Mai 1868 
jest auch wieder für die Katholiten gilt, auf das fatholifche KR. Rückſicht, ſo bat das 
Sächſ. G.B. die Tendenz, neben feinem allgemeinen Eherecht, auch die eherechtlichen 
Grundfäge der anderen Confeſſionen außer der proteftantifchen binfichtlich der Eheeingehung, 
der Ehehinderniffe und der Eheicheidung ebenfalls mit ftaatlicher Gefegesfraft zu verſehen, im 
umfaſſenden Maßſtabe verwirklicht. Es nähert fid) Damit dem Standpunft, auf welchen 
fih heute noch das ftaatlihe Eherecht in den Ländern des gem. R. befindet, da dort ala 
ſolches für die Katholifen das katholiſche, für die Proteftanten das evangeliiche FR. 
gilt, wiewohl das GB. freilih dadurch, daß es eine Summe allgemeingültiger 
Grundſätze aufgeftellt hat, die Härte vermeidet, daß dem diſſidentiſchen Secten ein nur 
für die Bedürfniſſe einer beftimmten Confeſſion ausgebildetes Eherecht als ftaatliches 
Recht aufgezwungen wird. 

Quellen: WER. I. 1.8.1 fl. C.eiv. a. 144 fi. DOefterr. G.B. 88. 44 fi. Sädf. 
©.8. 83. 1588 ff. 

tie: Schulte, Handb. des fathol. Eheredhtes (mit — der Part. R.), Gießen 
1855. Eine neuere Darſtellung des geſammten proteſtant. Eherechts feh F — 

P. ın tus. 


Ehebruch: Der Beiſchlaf zwiſchen Perſonen, von welchen wenigſiens eine gültig 
verheirathet iſt, mit dem Bewußtſein der Verletzung einer beſtehenden Ehe. Vorausſetzung 
iſt eine gültige Ehe, mithin Verlobte, in einer bloßen Gewiſſensehe lebende Perſonen, ſo— 
wie diejenigen, deren Ehe dem Bande nach getrennt oder als ungültig erklärt worden 
iſt, in dieſer Beziehung E. nicht begehen können. Die Scheidung von Tiſch und Bett 
ſchließt die Pflicht und das Recht der ehelichen Treue nicht aus, inſofern das Band der 
Ehe noch fortbeſteht. Da der Bruch der ehelichen Treue das Weſentliche des E. bildet, 
fo trifft jeden Ehegenoſſen ohne ; Unterſchied des Geſchlechtes die relativ gleiche Schul. 
Diele ftrafrechtliche Gleichſtellung beider Gatten ift in Defterreich alterivt, wenn durch den 
begangenen E. über die Rechtmäßigkeit der nachfolgenden Geburt ein Zweifel entftehen 
fann. Strenger wird der E. der Ehefrau als der des Ehemannes beftraft in Baiern 
mit zweimonatlihem bis zweijährigem Gefängniß an ver Ehefrau, mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre an dem Ehemanne, ähnlich Würtemberg. Gleiche Strafbarfeit beider Gatten 
nehmen an Preußen, Sachſen, Thüringen, Helfen, Baden, Braunſchweig, Yübed, Das 
Hamburg. Strafgefeg enthält feine Beſtimmung über E. Immer iſt die Strafbarfeit 
des ledigen oder geſchiedenen Theils geringer als die des verbeiratheten Theiles. 

In der Regel ift der E. mur auf Antrag des verlegten Ehegenofien ftrafgerichtlich 
zu verfolgen. Im Batern kann diefer Antrag nur geftellt werden, wenn die Ehe rechts— 
kräftig geichteden oder auf Trennung von Tiſch umd Bett rechtöfräftig erkannt ift; in 
Braunſchweig hat eine Unterfuhung wegen E. nur ftatt, wenn wegen deſſelben die Ehe 
gerichtlich geſchieden werden, bei doppeltem E. alſo auch nur gegen den Ehegatten, deien 
Ehe gerichtlich aus dieſem Grunde getrennt ift. Im Preußen bleibt die Beftrafung des 
E. ausgeichlofjen, wenn der unſchuldige Ehegatte im Laufe des Eheſcheidungsproceſſes oder 
bi8 zur Abfaffung des Straferkenntniſſes die Nichtbeftrafung ausdrüdlih beantragt, in 
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welchem Falle das Strafverfahren auch gegen die Mitfchuldigen wegfällt. In Oeſterreich 
fann der E. von Amtswegen nur in dem einen Falle der Concurrenz verfolgt werden, 
mern eine verheirathete Perſon mit der Unzucht Gewerbe treibt, obgleih von dem Manne 
deshalb nicht Klage geführt wird. Aus der Zuläffigfeit der ftrafgerichtlihen Verfolgung 
des E. von Amtswegen erhellt, daß das rechtliche Object deijelben keineswegs blos das 
Recht des Gatten auf eheliche Treue fordere, Jondern auch die Unverbrüchlichkeit des gül— 
tigen Ehebandes. Nur ftrafpolitiiche Gründe zu Gunften der troß der Untreue noch mög: 
lichen Aufrechthaltung des ehelichen Bandes laſſen die officielle Beſtrafung aufer dem 
Falle eines öffentlichen ehebrecheriſchen Aergerniß gebenden Verhältniſſes zurüdtreten, ob- 
gleich die neuen Geſetzbücher von der in Oeſterreich, Hannover, Braunſchweig ausgeſprochenen 
amtlichen Verfolgung in dieſem Falle abſehen. Das dem beleidigten Gatten zuſtehende 
Klagerecht erliſcht durch Ablauf einer beſtimmten Friſt von dem Tage des ihm bekannt 
gewordenen E. und durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Verzeihung. In Lübeck, wo 
der E. nur beſtraft wird, wenn wegen deſſelben die Ehe geſchieden iſt, beginnt für den 
Strafantrag die dreimonatliche Friſt mit dem Tage, an welchem das die Eheſcheidung 
ausſprechende Erkenntniß in Rechtskraft tritt. Auch in Baiern kann der Antrag auf 
gerichtliche Verfolgung nur geftellt werden, wenn die Ehe rechtskräftig gefchteden oder ge 
trennt ift. Während des auf Scheidung oder Trennung gerichteten Verfahrens ruht die 
Verjährung der ftraigerichtlihen Verfolgung. Die freiwillige Vollziehung des Beiſchlafes 
gilt, umter der Vorausſetzung der erlangten Kenntniß, als ſtillſchweigende Verzeihung. 
Die Zurüdnahme des Antrages auf Beftrafung ift als eine Verzeihung anzufeben, doc 
ſchließt bei doppeltem E. die Verzeihung des einen Gatten das Klagerecht des Andern 
nicht aus. Im der Regel gilt der Antrag auf Beitrafung des ſchuldigen Ehegatten zu: 
gleich als Antrag auf Beftrafung feines Mitfchuldigen. Nach dem Thüring. GB. fällt 
das Necht zur Stellung des Strafantrages weg, wenn der nicht ſchuldige Theil in den 
E. eingewilligt oder zu demielben verleitet hat. Der klagende Gatte fann in jeder Yage 
des Strafverfahrens den Antrag zurüdziehen, in Oeſterreich fteht es demielben frei, rüd- 
fihtlih des Haupt= und Mitichuldigen oder rücdfichtlich des einen oder des anderen von 
der Klage zurüdzutreten. Die meiften Geſetzbücher jchließen die Strafe aus, wenn der 
beleidigte Gatte erft nach gefüllten Strafurtheile verzeibt. 

In keinem Punkte drückt fich das Verhältniß der Männer zu den Frauen jo harafteriftiih 
aus als in dem auferehelichen Geichlechtsumgange. Das Röm. R. verlangte von dem Weibe 
eine ftrengere Enthaltfamfeit, wie von dem Manne. Nur der Beiſchlaf mit der Ehefrau 
eines Anderen madıte den Mann zum Ehebrecher, dagegen machte fich jede Ehefrau durch 
Gefchlechtsgemeinihaft mit einem Anderen des adulterium ſchuldig. Schon die Braut wurde 
dem Verlobten zu gleicher Treue verpflichtet wie die Eheirau dem Manne. Den Mann, der 
feine Frau zum E, verleitet oder dabei mitgewirkt hat; traf die Strafe des lenocinium. 
Gegen die focialpolitiiche Gefahr Des durch liederlichen Geſchlechtsverkehr untergrabenen 
Familienlebens ſchritt die Lex Julia de adulteriis coercendis ein. Zur Zeit der 
Sittenftrenge und Reinheit der Ehen reichten die Hausgerichte, zur Noth die Tödtungs— 
befugniß bei friiher That aus; dem fortichreitenden Verfall der Sittlichfeit fonnten die 
Zulaffung der Popularklage, die Metamorphofe des. E. in ein Crimen publicum, der 
Klagzwang, die Relegation, der Berluft der halben Dos oder des halben Bermögens, 
feit Conftantin die Schwertitrafe, ſeit Yuftinian Die Einfperrung ins Klofter nicht Einhalt 
thun. Erſt im Chriftenthume erlangen die fittlichen Anſchauungen in diefer Richtung 
praftifche Geltung. Dajielbe ſchafft aus der ausſchließlichen und bleibenden Yebensgemew: 
Ichaft die Grundlage der fittlich = gejellichaftlichen Ordnung, fordert von dem Manne die: 
jelbe Treue wie von dem Weibe, dehnt den Begriff des E. folgerecht auch auf die Untreue 
des Mannes gegen feine Ehefrau aus. 

Der Abel ver chriftlihen Ehe, getragen durch die Autorität des canoniſchen Rechts, 
hat dem erweiterten, auf Gleihberechtigung von Mann und Weib beruhenden Begriffe de? 
E., wenn nicht in den Sitten aller Stände, doch im den neueren Strafgefegen Eingang 
verichafft. Das gem. deutſche R. athmet noch den Geift der Strenge des Ipäteren Röm. 
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und des mittelalterl. R. Die Carolina und die Reihöpolizeiordnungen von 1577 geben 
die gefeglihen Grundlagen, gegen welche die dem mildernden Zuge der Civilifation fol 
gende Praris allınälig vevoltirt. Die Capitalftrafe des Röm. R. wurde befeitigt und 
durch erfünftelte Interpretation wie unter der Einwirkung der neuen Geiftesrihtung der 
Aufflärungszeit des 18. Jahrh. der gegenwärtig herrfchenden Auffafjung der Strafbarfeit 
des E. vorgearbeitet. 

Gſgb. u. Lit.: Preuß. Str.Gef $. 140. Nd. Str.Gef.Entw. 149. Thüringen 202—206. 
Baiern 217, 218. Sadien 259 264. übel 110, Braunfchweig 188. Baden 348 — 353. 
Defterreich 502—3, 510. — Jarcke, Handb. des gem. beutfchen Str. R., III. 12—64. Wäd- 
ter, Abh. 102ff. Abegg, Unterf. a. d. Gebiete d. Str. Rechtswiſſ., 1830, 5 166, 269 ff. Dfen- 
brüggen, Alamann, Str.R., 280. Geib, Lehrb. des deutihen Str.R., I. Be 333. 

ahlberg. 

Ehehinderniſſe, d. h. alle Gründe, welche dem Zuftandefommen der Ehe ent— 
gegenſtehen. Die trennenden E. (ſ. Bd. I. ©. 477) und zwar ſolche, welche aus natür— 
lihen Berhältniffen der Perſon entftehen, find 1) der Mangel der nöthigen Geiftesfräfte 
nad allen Rechten, 2) ver Mangel der pubertas, nad) canoniſchem und proteftantifchem 
Recht des 14., reſp. 12. Yebensjahres, während die Part.R. vielfach ein höheres 
Alter (fo Preußen von 18, refp. 14, Frankreich, Baden 18, reip. 15, Sachſen 21, reip. 
15, Würtemberg für Männer 23 Jahren) vorfchreiben. 3) Die Impotenz nad Fatholi= 
ſchem und proteftantiichem K. R., jofern fie eine immerwährende und unheilbare tft, außer— 
dem nad letzterem — in der katholiſchen Kirche herricht Streit — aud dem anderen 
Theil bei der Eheeingehung unbefannt war. Auf demjelben Boden ftehen die meiften 
Part. R. Das Preuß. AR. hat das E. nicht befonderd hervorgehoben, weil feine Be— 
ſtimmungen über den Irrthum demjelben in gleihem Umfange wie im proteftantifchen K. R. 
Anwendbarkeit geftatten. Auf einem Fehler im Confenfe beruht 1) das E. des Irrthums. 
Im katholiſchen KR. kommt aber nur ein Irrthum über die Perlon, den freien Stand 
und über ſolche Eigenfchaften in Betracht, welche ald die Individualität der Perfon feſt— 
ftellend und fie von allen andern unterfcheidend gedacht find, jo daß beim Nichtuorhanden- 
jein derfelben die Perfon fich ald eine andere barftellt (ſog. error qualitatis in personam 
redundans),, im proteftantijhen K.R. ſchon dann, wenn ſich Mängel finden, welche den 
andern vorausfichtlih von der Ehejchliefung abgehalten haben würden, weil fie un— 
mittelbar das Weſen der Ehe gefährden (alfo Irrthum über efelhafte Gebrechen, 
Geiftestrantheit, Birginität, früher begangene grobe Verbrechen). Die Part.R. zählen 
dagegen mitunter die Fälle einzeln auf (jo Sächſ. ©.B.) oder verweilen auf die allgemei= 
nen Beftimmungen über den Einfluß des Irrthums auf Willenderflärungen (fo Preuß. 
ER) 2) Das impedimentum vis ac metus, des durch Zwang oder Drohung 
erzwungenen ehelichen Conjenfes. Im Allgemeinen haben hier ſowohl das katholiſche, 
das proteftantiihe und Das Part. R. die cwilrechtlichen Erforderniſſe des metus feftges 
halten, jie verlangen alfo einen metus cadens in constantem hominem, nehmen jedoch) 
bei Anlegung dieſes Mafftabes auf die Indiwidualität der in Frage fommenden Perſon 
Rüdjiht. 3) Nur dem katholiſchen K. R. eigenthümlich ift Das Hinderniß des Nichteintritts 
der Bedingung. Denn danady ift die Beifügung einer ſolchen mit biſchöflicher Erlaubniß 
zuläſſig. Unfittlihe Bedingungen gelten bier aber für nicht geftellt, laffen alfo die Ehe 
unbedingt beitehen, während dem Wejen der Ehe widerſprechende alſo z. B. Refolutiv-) 
Bedingungen diefelbe nichtig machen. Das proteftantifche K. R. geitattet die Beifügung einer 
Bedingung nicht, es wäre Das aud mit der danach geltenden Eingehungsform, ver 
priefterlihen Trauung, unvereinbar. Ebenjo haben Part.R. (fo das Defterr. Bürg. 
GB. $. 59) die bedingte Eheſchließung ausprüdlid verboten. Auf pofitiver Vorschrift 
endlich beruhen die E. 1) der Blutsverwandtichaft, 2) der Schwägerichaft und 3) der 
Duafi= Affinität. Während die Part.R. das Tettere übergehen, bat ſchon das pro— 
teftantifche KR. den Bd. I. S. 477 angegebenen Umfang der beiden erfleren gewöhnlich 
auf den 3. Grab reducirt. Das neuere ftaatliche Recht unterfagt, abgejehen von dem 
überall geltenden Berbot der Ehe zwiſchen Ascenventen und Dedcendenten bald nur die 
Ehe zwiſchen Geſchwiſtern (jo Preuß. L.R.), bald aber auch im Fall des respectus pa- 
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rentelae und zwiſchen Gejchwifterfindern (Sachſen, Oeſterreich) und bejchränft Das Verbot 
der Schwägerſchaft theild jo weit, wie das der. Berwandticaft (Defterreich), theils auf 
die auf- und abfteigende Yinte und den erften Grad in der Seitenlinie (Sachen), theils- 
allein auf die erftere (Preußen). Vgl. übrigens den Art. Affinität. 4) Das E. der geift- 
lichen Verwandtſchaft (ſ. Bd. I. ©. 477) und 5) das theild im römiſch-rechtlichen Um— 
fange, theils aber particularretlih mehr bejchränft vorfommmende Hinderniß der Adoptiv- 
Berwandtichaft. 6) Das nad allen bier in Frage ftehenden Rechten anerkannte impedi- 
mentum bigaminis, welches aus einer bereitS beftehenden gültigen Ehe hervorgeht. In 
Ergänzung des ftrengen Scheiderechtes des 16. Jahrh. Hat allerdings die proteſtantiſche 
Doctrin jener Zeit eine Theorie entwidelt, welche bei eintretender Impotenz des einen 
Theils dem andern die Eingehung einer zweiten Ehe für das Gewiſſensforum im Wege 
beichtwäterlicher Dispenfation (daher der Ausdruck: consulere conscientiae dafür) ges 
ftattete, dieſe Theorie ift aber, ganz abgefehen davon, daß jene zweite fog. Ehe fein civil— 
rechtlich gültigeg matrimonium, fonderu nur ein beichtväterlich geduldeter Goncubinat 
war, mit Ablauf des Yahrhunderts verſchwunden. Allein dem fatholiihen K.R. gehören 
7) das imped. voti solemnis und 8) das imped. ordinis, Das aus der Profepleiftung in 
einem vom päpftlihen Stuhl approbirten Orden und aus dem Empfange der höheren Weihen 
berworgebende Hinderniß (ſ. Art. Cölibat), an. 9) In beiden Kirchen ijt Dagegen das imped. 
disparitatis cultus, welches zwiſchen den Getauften, d. h. den Anhängern der chriftlichen 
Keligionsparteien, und den Ungetauften, alfo 3. B. Juden, Muhamedanern, Heiden, be= 
fteht, anerkannt. Particularrechtlich ift es theils wiederholt (Sachlen), theils gemöhnlich 
in Folge der Geftattung der Civilehe (in den Yändern des franz. R., Olvenburg, Braun= 
ihweig, Baden, Weimar, Hamburg) befeitigt. In Preußen legt die Prarid die nicht 
deutliche Vorſchrift des $. 36. Tit. 1. Th. J. A. L.R. ald Berbot aus. 10) Nach kathol. 
ER. tritt zwifchen dem Entführer und der entführten Frauensperſon durch die Entfüh- 
rung das imp. raptus bis zu dem Beitpunfte ein, wo die Entführte außerhalb der 
Gewalt des ‚Entführerd an einem ficheren Orte ihren Conſens wiederholen fan. 
Die meiften Ordnungen der ewangelifchen Kirche und die Part. R. erwähnen das E. 
nicht ober behandeln es doch nicht als ſelbſtändiges, ſondern vielmehr von Standpunkt 
des Hinderniffes, des Zwanges oder der mangelnden elterlichen Eimmilligung aus, 11) Das 
imp. eriminis. Nah Can. N. fällt ‚darunter als imp. adulterit, der Ehebruch, 
wenn außerdem die Ehebredyer ſich für den Fall des Todes des unſchuldigen Gatten ein 
Eheverſprechen gegeben oder gar ſei es der eine oder andere. oder beide eine von Erfolg 
gefrönte machinatio in mortem innocentis vorgenommen haben, und als imp.  conju- 
gieidii die von zwer Perſonen ohne Concurrenz eines etwaigen Ehebruches gemeinſam 
porgenommene Tödtung des einen oder. ihrer beiden Ehegatten, um ſich nad) derſelben 
zu heirathen. Im proteſtantiſchen KR. und Part, R, bat fi dagegen das E. ſehr 
verfchieden geftaltet, wenngleich man theilweife an dem Can. R. feftgehalten hat. — Zu 
ben aufjchiebenden E. gehören der Mangel des Aufgebotes, der gejchloffenen Zeit, des 
Berlöbnifjes, der mangelnden elterlichen Einwilligung, und die beiden nur für. Das katho— 
liſche ER. in Betracht kommenden imp. voti simplieis, ‚des einfachen Keuſchheitsgelübdes, 
und mixtae, religionis, d. h. die zwiſchen Katholifen und Anhängern anderer riftlichen 
Konfeffionen obwaltende Religionsverſchiedenheit. Des Näheren find über Diele, jowie 
über die Hebung ‚ver E. Bd, I. ©. 477, 478, 494 und die Art.; Ehejchliefung und 
Berlöbnig zu vergleichen. . . 

Fit. f. zu. dem Art: Ehe. P. Hinfhius, 

Eheicheidung. Erſt jeit dem 12. Jahrh. ift es der katholiſchen Kirche gelungen, 
die chen von den Päpften des 5. Jahrh. geltend gemachte Umauflöslichkeit der Ehe in den 
germanischen Yändern zu praktifcher. Anwendung zu bringen. Seitden gilt der Grundfag, 
daß eine gültig geichlojiene Ehe für. die Negel nicht getreunt werden fann. Während aber 
immerhin noch bis zur ftattgehabten copula carnalis der Ehegatten eine Auflöfung. durch 
päpftliche Dispenfation und Eintritt in einen Orden möglich ift (ſ. Bd, I. ©. 478), famı 
nachher eine Trennung vom Bande nur. damı erfolgen, wenn von zwei bei Eingehung der Ebe 
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noch ungetauften Gatten der ungläubig bleibende dem ſpäter zum Chriſtenthume überge— 
tretenen nicht sine contumelia creatoris (ſ. Bd. I. ©. 478) beiwohnen will. Letzteres 
muß aber durch eine beiondere Interpellation conftatirt fein und ferner wird die Ehe erft 
durch die andermeit geftattete Ehe des Belehrten gelöft. Im Uebrigen ift nur eine Aufs 
löfung des ehelichen Zuſammenlebens (eine jog. separatio a thoro et mensa), nicht die 
des Ehebandes, zuläffig, und zwar darf diefe nach ftattgehabtem procefjugliihen Verfahren 
nah katholiſcher Auffaffung allen durch die geiftlichen Gerichte ausgeſprochen werben. 
Die Separation kann auf Yebenszeit ald immerwährende (sep. perpetua) oder als zeit 
weile (temporaria) verhängt werden. Erſteres ift nur zuläffig, wenn der beflagte Theil 
fid) eines vollendeten Ehebruches oder eines fleifchlichen Verbrechens (3. B. der Sodomie, 
Püderaftie) ſchuldig gemacht hat, ſofern nicht die klagende Partei ein gleiches Vergehen 
begangen oder der beklagten, ſei e8 ausdrüdlich, ſei es ſtillſchweigend, namentlid durch 
Beiſchlafsvollziehung nad erlangter Kenntniß von der Untreue, Verzeihung gewährt hat. 
Die zeitweife Scheidung kann wegen ſolcher Vorfälle verlangt werden, welche mehr oder 
minder eine Zerftörung Des ehelichen Lebens an umd für fid) herbeiführen oder aus Rück— 
ficht auf die Sicherheit und das Wohl des unfchuldigen Gatten eine Trennung als noth— 
wendig erſcheinen laſſen, alfo wegen grober Mißhandlungen, Yebensnachftellungen , unbe— 
gründeten Verlaſſens des Gatten (malitiosa desertio), hartnädige Verweigerung der 
ebeliben Pflichten, Abfall von der Kirche (nicht aber wegen eintretender Geiftesftörung 
oder efelhafter Krankheiten). Die separatio temporaria wird auf beftimmte oder auf 
unbeftimmte Zeit ausgeiprochen, je nachdem ſich der Fortfall des Grundes nad) Ab— 
lauf eines bejtimmten Zeitraumes vorausſehen läßt oder nit. Durch Das Scheidungs- 
erfenntniß- erlangt aber immer nur der unſchuldige Theil ein Recht auf Trennung, nicht 
der ſchuldige, legtever muß daher auf Verlangen des erfteren ftetS die eheliche Gemein- 
ſchaft mit demfelben wieder erneuern. Nach Can. R., weldes freilich in dieſem 
Punkte überall durch die ftaatlihen Gſgbb. in Deutichland befeitigt worden ift, beſitzt der 
geiftliche Nichter auch die Kompetenz, die im Fall der separatio perpetua ftattfindende Ber- 
mögensauseinandirjegung zu veguliven und bei der temporaria über die Alimentation und 
die ſonſt erforderlichen Mafregeln Beftimmungen zu treffen. — Die proteſtantiſche 
Kirche erkennt im Gegenfag zur fatholiichen Kirche die Statthaftigfeit der richterlichen 
Scheidung des Ehebandes an. Da aber die Schmalfalviichen Artikel nur das allgemeine 
Prineip ausgeiprochen Haben, To hat von der eriten Zeit der Reformation ab nur eine 
Uebereinftimmung darin ftattgefunden, daß die Entſcheidung über die Zuläffigfeit der 
etwaigen Sceidegründe nady dem neuen Teftamente zu treffen und daher eine Trennun 

aus Willfür oder wegen eined dem andern Theil widerfahrenen Unglüds unftatthaft Jet. 
Hinfichtlih der Statuirung der einzelnen Scheidegründe hat aber von Anfang an die 
frühere, auch in ihrer weiteren Entwidelung befprodyene (Bd. I. ©. 495) Verſchiedenheit 
obgewaltet. Ein in der heiligen Schrift begründetes, einheitliches altproteftantifches Scheide— 
recht, welches die Trennung allein wegen Ehebruchs und Defertion zugelaſſen hätte, 
worauf ſich ein Theil ver Geiftlichen bei Trauungsverweigerungen (ſ. unten) ftüst, bat 
8 ſomit niemals gegeben. Webereinftimmung berricht heutzutage in den verjchiedenen 
proteftantifchen Ländern darin, daß durch die Gerichte geichteven wird wegen Ehebruchs, 
Defertion, Quafi= Defertion, Sävitien, Infivien und Berurtheilung zu ſchmählicher Frei— 
beitöftrafe. Daneben befteht noch in einzelnen Ländern Kurheſſen, Schleswig = Holftein, 
Medlenburg, Braunichweig, Weimar, Koburg-Gotha, Meiningen und Anhalt) das echt 
des Yandesherrn, durch Reſeript zu ſcheiden, das ein Erpediens gegen die Härte des Scheide— 
rechts im einzelnen Fall gewähren kann. Auch die im katholiſchen K. R. entwidelte scpa- 
ratio temporaria findet fich in der evangeliſchen Kirche, fo in Kurheſſen, Schleswig: 
Holftein, Sachſen, wieder und zwar ſowohl ald Sicherungsmaßregel während der Dauer 
eines Procefjes auf gänzliche Trennung als auch als jelbjtändige Mafregel da, wo fein 
ausreichender Grund zur Scheidung vorhanden tft, wohl aber eine Urſache vorliegt, welche 
das AZufammenwohnen des einen Gatten mit dem andern als unerträglich erſcheinen läßt. 
Weit über das proteftantiiche Scheiverecht ift Das Preuß. L.R. gemäß feiner principiellen 
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Auffaffung der Ehe (f. diefen Art.) hinausgegangen; es geftattet Die Scheidumg aufer den 
vorhin angeführten Gründen wegen jpäter eintretender Impotenz oder unbeilbarer efel- 
erregender Gebrechen, wegen Raſerei und Wahnfinns, wegen grober Ehrkränkungen (bei 
höheren Ständen auch wegen wiederholter, muthwilliger, mündlicher Beleidigungen), ge 
fahrerregender Umverträglichteit und Zankjucht, wegen wiſſentlich falſcher Denunciation ‚des 
Einen wegen Verbrechen feitend des Andern, wegen Ergreifung eines ſchimpflichen Gewer: 
‚ bes, wegen unordentlicher Yebensart, wegen tiefeingewurzelter unüberwindlicher Abneigung 
| und bei finderlofen Ehen auf Grund gegenfeitiger Einwilligung. Wenn auch nicht Sa 


weit als das Preuß. U.R., aber immer über das proteftantiihe KR. hinaus find die Ehe. 


gejege in Gotha, Altenburg, an Sonderöhanfen und aud das Sächſ. G.B. 
gegangen. In Preußen begannen feit den 30er Jahren dieſes Jahrhunderts die prote: 
ftantiichen Geiftlichen geſchiedenen Perſonen die für.die Eheichliegung der Angehörigen der 
privilegirten Confeſſionen nöthige priefterlihe Trauung für die Wiederverheirathung ab: 
zulehnen, wenn dieſe aus einem kirchlich nicht anzuerfennenden Grunde geſchieden waren. 
Eine unpublicirte Gabinetsordre vom 30. Januar 1846 unterfagte die Anwendung von 
Zwangsmaßregeln gegen ſolche Geiſtliche, obwohl die rechtliche Zuläffigkeit nach Yage der 
landrechtlichen Gſgb. nicht bezweifelt werden konnte Nachdem feit dem J. 1855 die 
Trauungsverweigerungen häufiger geworden waren, namentlich auch die Gonfiitorien die 
ftrengere Richtung der Geiſtlichen vielfach gebilligt hatten, und die von der Regierung be 
abfichtigte Reform des materiellen Eherechts in Folge der Berwerfung mehrfach vorge 
legter Gejegentwürfe durch Die Yandesvertretung gefcheitert war, beftimmten endlich Die 
Gabinetöordres von 1857 und 1859, daß bei Gefuchen geichievener Perſonen um Wie 
dertrauung in eriter Inftanz nicht die Geiſtlichen, jondern die Conſiſtorien zu befinden 
hätten, und da, wo die Gonfiftorien eine jolche verfagen witrden, der Oberfirchenrath die 
Enticheidung in die Hand nehmen follte. Als Norm der Entjcheidung der einzelnen Fälle 
ift in der erften Gabinetsordre „das chriftliche Eherecht, wie ſolches in Gotteßwort be 
gründet iſt“, bingeftellt und als ſolches hat der Oberkirchenrath die vorhin dargeftellten 
Grundſätze des proteftantiichen Eherechts feiner bisherigen Praris nad) angewendet. Ger 
löſt ift der Conflict, welder, troß der milveren Richtung der höchſten kirchlichen Behörde, 
zwifchen der firchlichen Anſchauung und der Civilgeſetzgebung des größten proteſtantiſchen 
Staates beſteht, noch nicht und wird auch wohl nicht eher befeitigt werden, bis nicht Die 
Civilehe eingeführt ift. Uebrigens find auch in Batern in den fränkischen Gebietstheilen, 
wo das Preuß. L.R. gilt oder wo es mindeftend auf die Praxis einen großen Einfluß 
gewonnen bat, ähnliche Conflicte vorgefommen, wenngleich dieſe nicht ſolche Dimenfionen 
wie in Preußen angenommen baben. 

Die gemifhten Ehen machen binfichtlih der Scheidung da, wo, wie in Preußen, 
ein ftaatliches Eherecht für alle Confeſſionen gilt und die Beobachtung des kirchlichen Rechts 
dem Gemifjen des Einzelnen überlafjen wird, feine Schwierigkeit. Wo aber Das ftaatlide 
Recht auch Das letztere anerkennt, gilt vielfach der Grundſatz, daß hinſichtlich der Statt: 
baftigfeit der Scheidung das Recht des Beflagten zur Amwendung kommt und daß die 
tatholiiche immerwährende Scheidung von Tiih und Bett für den proteftantifchen Theil 
als Scheidung vom Bande, die letztere für den fatholiichen al® separatio perpetua be— 
trachtet wird (jo z. B. in Sadhfen und Würtemberg). 

Lit: Für das kathol. R. f. den Art. Ehe und P. Hinfhius, Das Eheſcheidungsrecht 
nad den angeiſachf. u. fränk. Bußordnungen, Ztichr. f. deutſches R., 20, 66; Eberl, Eheſcheidung u. 
Eheſcheidungsproceß, Freiſing 1854; proteſtant. R. Strippelmann, Das Eheipeibungsredt, 
Caſſel 1854; Richter, Beiträge zur Geſch. des Cheſcheidungsrechts in ber evang. Kirche, Berl. 
1858; Dove in Herzogs Encyflopädie für Theologie, 13, 485; P. Hinfhin®, Beiträge zur 
Geſch. des Defertionsprocefjes in Dove's Ztſchr. für ER., 2 1: v. Scheurl, Ehereform in 


Baiern, ebendaf. 6, 1. P. Sinſo ius. 
Eheſchließung. In der ſyſtematiſchen Ueberſicht über das Kirchenrecht Bd. I. S. 478 
iſt bereits bemerkt, daß das ältere Recht der Kirche nur den bloßen Conſens der künftigen 
Ehegatten für das Zuſtandekommen der Ehe erforderte, alſo keine bindende Solennitäts: 
form für die Abſchließung derſelben kannte, ſowie daß die priefterlihe Einfegnung nur ein 
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nachfolgender, von der Kirche zwar geforderter, aber rechtlich bedeutungsloſer Act war. 
Das Aufgebot, d. h. die öffentliche Bekanntmachung der beabfichtigten Ehe behufs Er- 
forſchung etwaiger derjelben entgegenftehenden Hinderniffe, hat das 4. Yateranenfifche Coneil 
von 1215, nachdem es die fränkiſche Gſgb. ſchon im 9. Jahrh. eingeführt hatte, für alle 
Theile der Kirche vorgejchrieben. Seine Unterlaffung machte aber, wie noch heute, die 
abgeichloffene Ehe nicht nichtig, iſt aljo ſtets nur ein impedimentum impediens (f. 
a. a. O. ©. 477) geweſen. Die Uebelftände, welche mit der formlofen Eingehung ver 
Ehen verbunden waren, veranlaften das Concil von Trient (Sess. XXIV. de ref. matr. 
e. 1), eine beſtimmte Form und zwar als diefe die Abgabe des Gonfenjes vor dem 
Pfarrer des Domicild der Brautleute oder einem von dieſem durch einen ſog. Entlaßſchein 
oder dimissoriale delegirten Pfarrer und zwei oder drei Zeugen bei Strafe der Nichtig- 
feit vorzufchreiben. Andere Solennitäten find nicht erforderlih, namentlich iſt eine vor— 
gängige Rogation weder ded Pfarrers noch der Zeugen nöthig. Da, wo Das vor- 
hin citirte Decret des Tridentinums nicht publicrt ift, gilt noch das frühere Recht. Auch 
beute noch Toll die Trauung als ſchickliche, aber nicht nothwendige Solennität der Con— 
jenserflärung und zwar für die Regel in der Kirche nachfolgen. Zu gewiffen Zeiten (in 
der Adventözeit und Quadragefima) dürfen feine feierlichen Hochzeiten gehalten werden, 
kraft particularer Gewohnheit find aber die E. mitunter während ſolcher Zeiträume (tem- 
pus clausum) ganz verboten, indeſſen bilvet dieſts jog. impedimentum temporis clausi 
nur ein aufjchtebendes Ehehinderniß. — Die proteftantifche Kirche des 16. Jahrh. ftand 
noch auf dem Boden des früheren Can. R., im Anfange des 17. Yahrh. fielen 
aber die Conſenserklärung der Ehegatten und die Trauung in einen Act zufammen und 
es bricht fich ſchon die Anficht Bahn, dag mur die mit der Abgabe des Conſenſes ver- 
bundene benedietio sacerdotalis die Ehe begründe, während allerdings eine Meinung die 
Ehe noch nach dem ftattgehabten Verlöbniß jowohl durch die Beifchlafsrollziehung als durch die 
nachfolgende Trauung eintreten ließ. Im 18. Jahrh. hat die erftere Anficht Die Oberhand 
gewonnen und ſeitdem ift die mit der Gonfenserklärung verbundene Trauung die noth: 
wendige Eheihliegungsform im proteftantiichen KR. geworden. Diefe foll zwar ebenſo 
wie das Aufgebot durch den competenten Geiftlichen, d. h. den Pfarrer des Domicild der 
Brautleute, vorgenommen werden, indeſſen entfteht aus der Trauung durch einen incoms 
petenten Geiftlihen feine Nichtigkeit der Ehe. Was Die einzelnen deutichen Staaten bes 
trifft, ſo gilt im Gebiete des gem. R. die fatholifche und proteftantiiche Form für die 
Anhänger der betreffenden Kirdyen und dieſes Princip ift auch im Sachſen durd das 
Bürg. ©.B., welches die Eheſchließungsform jeder Neligionsgefellihaft auch für ftaatlich 
bindend erflärt, anerfannt. Während dagegen in Defterreih die katholiſche Form der 
Conjenserflärung vor dem Pfarrer und zwei Zeugen auch für die Proteftanten für an— 
wendbar erflärt ift, gilt umgekehrt die proteftantiihe Form der Trauung auch fir Die 
Katholiken in Preußen und in Würtemberg. In Baden ift zwar die öffentliche Einyehung 
vor den Beamten des bürgerlichen Standes vworgelchrieben, diefe find aber für die bier in 
Rede ftehenden Confeſſionen die betreffenden Geiftlihen. Die Einführung der obligatori- 
Ihen Givilehe fteht hier übrigens in Ausficht. 

Neben diefen dem FR. entnommenen Formen der E. findet fi aber auch eine 
ftaatlihe Form, die jog. Civilehe, d. h. die Conjenserflärung der Ehegatten vor ftaat- 
lihen Beamten. Zur Aufitellung einer ſolchen Form ift der Staat unzweifelhaft berech— 
tigt, da die rechtliche Gejtaltung der Ehe Sache der ftaatliden Gab. if. Damit 
wird er allein den Anhängern aller verſchiedenen Neligionsparteien in feinem Bereich ges 
recht und Damit vermeidet er auch allein Gonflicte mit den verichtedenartigen Auffaffungen 
des Eherechts ſeitens der einzelnen Kirchen. Diefen Zweck erfüllt aber die ftaatlihe Form 
nur dann, wenn ihre Beobachtung abjolut zur jtaatlichen Gültigkeit der Ehe vorgeſchrie— 
ben ift, d. h. wenn der Staat das Princip der obligatorifchen Civilehe adoptirt 
und die Beobachtung der von den einzelnen Religionsgefellichaften vorgeichriebenen kirch— 
lichen Formalitäten dem Gewiſſen der einzelnen Untertbanen überläft. Die obligato= 
riſche Eivilehe beftebt heute außer in Frankreich in den deutjchen Yändern des franz. R., 


| 
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Rheinpreußen, Rheinbaiern, Rheinheſſen und in Frankfurt g. M. Die facultative 
Cbilebe d.h, das Syſtem, welches den Betheiligten die Wahl zwiſchen der hergebrachten 
lirchlichen Trauung und der bürgerlichen Form überläßt, iſt in Hamburg und Oldenburg 
Rechtens. Sie kann höchſtens als Uebergangsftadium für die obligatoriihe Civilehe aus 
praftiichen Rückſichten angemeſſen ericheinen, principiell iſt fie zu werwerfen, weil jie weder 
dem Staat noch der Kirche gerecht wird, 

Ferner fommt in Anhalt= Defiau, Köthen, Würtemberg und neuerdings in Defter: 
reich die jog. Notheivilehe vor, d. h. es wird die bürgerliche Form nur denjenigen 
perftattet, welche die kirchliche Trauung nicht erlangen können. Dieſes Syſtem legt 
in jedem einzelnen Fall den Conflict mit der Kirche blos und widerfpricht der. Würde der 
Staatögewalt umd der bürgerlichen Gſgb. Neben der kirchlichen Trauung. für die Ans 
Hänger der privilegirten Kirchen bildet ſodann die Civilehe die ordentliche Eheſchließungs— 
form für Diffidenten und Juden in Preußen, Hannover, Heſſen-Kaſſel, Naſſau, Baiern, 
Anhalt Bernburg und Gotha, für Diffidenten und für Ehen zwiſchen Chriſten und 
Juden in Lübed, endlich für Ehen der letzteren Art in Braunfchweig und a. 
VLit.: E. Meier, Jus quod de forma matrimonii valet, Berolini 1856; €. Fried— 
berg, Das Recht der E. in feiner geichichtl. —— er 1865 ; dazu ®. Hinf chius 
in d. krit. Vierteljahrsſchrift ſür Gſgb. und Rechtsw., 9, tälin, Form der E. in Do— 
ve's Ztſchr. für K.R., 4, 3505 5, 1455 Do ve, A 359, 468; 8. Hilfe, Eivil- umd 


Miſchehe, Berl. 1869; Sneift, Die burger E., Bericht für den Juriftentag , Berl. 1869; 3. 
Sdumann, Das Inftitut ber Civilehe, Nördl. 1869. PB. Hinſchius. 


Ehrengerichte ſind ſolche Gerichte, welche über die Standesehre zu erkennen be— 
rufen ſind. Vgl. den Art. Beleidigungen) Gegenſtand der Urtheile ber Ehren: 
gerichte kann eim doppelter fein. Es kann ſich erſtens Darum handeln, ob durch das 
eigene Thun des Standesangehörigen diefer feine Standesehre verlegt babe, oder zweitens 
darum, ob durch das Thun eined Anderen, eines Nicht: Standesgenoifen, die Standesehre 
Jemandes verlegt ſei. In dem erfteren Falle können die zur Competenz der E. gehören: 
den Handlungen nur ſolche fein, melde von den allgemeinen Gejegen als ſtrafwürdige 
nicht bezeichnet ſind; d. h. wenn ſich die E. mit ſolchen Handlungen befaſſen, ſo thun ſie 
es nicht, um die für ſolche Handlungen feſtgeſetzten Strafen anzuſprechen, ſondern = 
dasjenige anzuordnen, was zux Aufrechterhaltung der Standesehre zu geſchehen hat. 
poſitiven Necht kommen folgende Arten von E. in Betracht: 1) die militäriſchen E. de 
jelben ziehen vor ihr Forum ſowohl diejenigen Fälle, in denen ein Officer etwas getban 
hat, wodurch er jelbft feine Standesehre verlegte, wie auch jolde Fälle, in denen ein 


Officier i in feiner Standeöchre durd einen Anderen verlegt wurde. Im erjteren Falle 


Mt das militäriſche E. ein Disciplinargericht von. Standesgenoffen, urteilt namentlich 


über: Mangel an Entſchloſſ enheit; fortgeſetztes, die Standesehre. beeintrachligendes Schul⸗ 


denmachen; die einem Officier nicht geziemende Lebensweiſe oder Art des Umganges; 
Mangel an Berſchwiegenheit über dienftlihe Anordnungen; Neigung zu Trunk und Spiel, 
wenn dadurch Aergerniß entſteht; unpaſſendes Benehmen an öffentlichen Orten; fort: 
dauernde mangelhafte Erfüllung der Dienftpflichten; wiederholtes und vorfägliches Ueber: 


‚treten der Standespflihten. Die E. erfennen, außer auf Freiſprechung, auf Warnung; 


Entlaſſung aus dem Dienſte; Entfernung aus dem Sfficterftande ; Berluft des Rechts, 
die Militäruniform zu tragen (gegen verabſchiedete Officiere) ; Entfernung aus dem bie 
herigen Wohnorte (gegen inaetive Officiere), Im anderen Falle, wenn es fi um die 
Frage handelt, ob von einem Nicht⸗E tandesgenoſſen, oder einem anderen Officier die 
Standesehre eines Officiers verletzt ſei, iſt das militäriſche E. ein Schiedsgericht in allen 


Ehrenſtreitigleiten der Officiere und hat „Darüber zu wachen, daß unnütze Händel und 


muthwillige Zänfereien vermieden werden, um die Ehre eines jeden Officiers und dadurd 
auch des. ganzen Corps, mit Rüchſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe des Officer: 
ftandes, fledenlos zu erhalten“. Im dieſer Beziehung erkennt das militäriſche E. ent: 
weder darauf, daß der dal zur chrengerichtlichen Rüge nicht geeignet und die Ehre des 
Betheiligten nicht für verlegt zu erachten ſei; oder auf eine Nüge wegen des Benehmens 
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und zugleih auf zu erfolgende Ehrenerflärung; oder auf Entlaffung aus dem Dienft. 
Durdy eines oder das andere diefer- ehrengerichtlichen Urtheile joll der Conflict feine voll 
ftändige Erledigung und zwar dergeftalt finden, daß eine weitere Genugthuung von ven 
Betherligten nicht gefordert werden darf. Sollte indeſſen ein Streit oder eine Beleidigung 
unter Officteren Durch das E. nicht beizulegen fein, . und ſollten die Betheiligten zu er- 
fennen geben, daß fie die Angelegenheit durch Zweikampf beilegen würden, jo find die— 
felben zwar auf die Strafen des Zweifampfes hinzuweiſen, an biefem jelbft aber jo wenig 
zu hindern, daß im Gegentheile Dlitgliever des Ehrenrathes einem ſolchem Zweifampfe 
als Kampfrichter beizuwohnen und darauf die etwa nöthig werdende ftrafgerichtliche Un— 
terfuchung wegen des Zweifampfes zu weranlafien haben. Als Standesgerichte find. die 
militäriichen E. uur von Militärperfonen beſetzt. 2) Der Ehrenrath der Redt$- 
anwälte Es beichränkt ſich derjelbe auf die Beurtheilung derjenigen Fälle, welche zu 
einem Disciplinarftrafverfahren gegen einen Rechtsanwalt oder Notar Veranlaffung geben. 
Ein vollſtändiges Standesgericht ift diefer Ehrenvath der Rechtsanwälte deshalb nicht, 
weil von den Urtheilen deſſelben (Ermahnung oder Warnung, Berweis, Geldbußen, Dienft= 
entlaffung) an eine höhere aus Standesgenofjen nicht beftehende Behörde gegangen werden 
faun. Ueberhaupt handelt es fich ſchon bei diefem Ehrenrathe der. Nechtsanmälte mehr 
um den Discıplinargerichtähof, al um das E., und in noch höherem Mae: ift. dies bei 
ſonſtigen Disciplinargerichtshöfen der Fall, bei denen der Charakter des Standesgerichts 
iniofern ſich noch wiederfindet, als meiſtentheils diefe Disciplinargerichtshöfe wenigftens 
zur Füllung der Urtheile der erſten Inftanz als Gerichte von Standeögenoffen organifirt find. 
Gſgb.: Preuß. Verordn. vom 20. Juli 1943, Cabin.Ordre vom 3. April und 27. Seht. 
1845 beziehen fih auf die militärifhen E.; die Preuß. Verordn. vom 30. April 1847 mit Mo— 
bificationen des Gef. vom 21. Juli 1852 bezieht fi auf den Ehrenrath ver — 
John. 

Ehrenſtrafen beſtehen in dem Verluſte der bürgerlichen Ehre oder in der Unterſagung 
der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf eine beſtimmte Zeit, jei es nun, daß dieſe 
letztere Strafe neben einer anderen erkannt werden muß, oder nur erkaunt werden kann. Was 
num zuerft die E. ald nothwendige Folge der Verurtheilung zu gewiffen andern Strafen. ans 
langt, jo verbinden von dem neueren Gfgbb. Württemberg U. 27, 34 mit der Zucht— 
haus, Arbeitshaus- und Feftungsftrafe den Verluſt der Ehren= und Dienftrechte (gemildert 
durch U. 18 des Gef. vom 13. Aug. 1849); Braunfhweig $. 17 mit Ketten= und 
Zuchthausſtrafe Verluſt der Vollbürgerrechte, mit Zwangsarbeit Berluft der politifchen 
und Dienftrechte, mit Gefängnig über 1 Jahr wegen eines vorfäglichen Verbrechens Ver— 
luft der Dienftvechte und Ruhen der politifchen echte während der Dauer diefer Strafe; 
Helfen mit Zudthausftrafe den Berluft der bürgerlichen Ehre, mit Correctionshausſtrafe 
auf 1 Yahr oder. länger einige Folgen jenes Verluftes und nad) dem Gef. vom 28. Sept. 
1842 Yandtagsunfähigkeit ‚bei einer Neihe Delicten, die mit einer höheren Strafe. als 
Gefängniß bedroht find; Baden $. 17 mit Zuchthausſtrafe Verluft der bürgerlichen 
Ehre, dagegen nah $. 23 Eidesunfähigkeit und Unfähigkeit zum gerichtlichen Zeugniffe, 
nur in beionderen Fällen in Folge Feftfegung im Strafurtheile ($. 508); Thüringen mit 
der Berurtheilung zur Zuchthausſtrafe Verluft der bürgerlichen Ehre, ebenſo Preußen 
8, 21 und Lübeck $. 12, Oldenburg 4. 16 $. 3 mit der Zuchthausftrafe Unter: 
Tagung der Ausübung der bürgerlichen. Ehrenredhte auf 5 Jahr; Oeſterreich nad $. 6 
des Gel. vom 15. Nov. 1867 als Strafe bei Verbrechen und bei Diebftahl, Veruntreu— 
ang, Theilnehmung an denfelben und Betrug, $$. 160, 461,.463, 464.8 .Str.G.B. 
von 1852.Berluft der bürgerlichen Ehre; Bayern U. 28 mit Todes: und. Zudthauss 
ftrafe Verluft der ‚bürgerlichen Ehre, nad) A. 29 bei einer Bergehensftrafe gänzlichen oder 
theilweiſen Verluſt der Ehrenrechte, wenn ihre Aberfennung geſetzlich vorgeſchrieben oder 
zugelafien ift, während die” politifche Nechtsfähigkeit A. 30 nach beionderen Geſetzen bes 
urtheilt wird; Sachſen U. 36 mit wirklich erlittener Zuchthausſtrafe Verluſt der bür— 
gerlichen Ehre; Hamburg endlih A. 17. kennt Berluft der ftaatsbürgerlihen Nechte auf 
gewiſſe Zeit oder für immer. F 
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Die Ehrenrechte jelbft zerfallen nach dem Unterſchiede der bevorzugten und gemeinen 
Bürgerehre in bevorzugte bürgerliche Ehrenrechte (Adel, Würden, akademische Titel, Orden 
und fonftige Ehrenzeichen) und gemeine bürgerliche Ehrenrechte. Um mit jenen zu be 
ginnen, jo fennen einen Verluſt des Adels als ftrafrechtlihe Folge der Verurteilung 
Baiern U. 28, Preußen $. 12, Würtemberg 4. 33, eine Aberfennung deſſelben 
Defterreih $. 27. Orden, öffentlihe Titel, Würden und Ehrenzeichen anlangend, jo 
fpriht von Abnahme der Drven und Ehrenzeihen Defterreih $. 26a, dagegen von 
Berluft derjelben Würtemberg U. 27, Baden $. 17, Preußen 8. 12, Olden— 
burg 4. 17, Batern U. 23, Sachſen U. 36. Während ferner Braunſchweig 
8 17 als Folge der Zuchthausftrafe den Berluft der Gilden- und Zunftrechte feſtſetzt, 
ordnet Sachſen U. 36 ebenjo wie Thüringen an, daß Gewerbtreibende, die einem 
Innungsverbande angehören, in Folge der Zuchthausftrafe den Innungsverſammlungen 
nicht mehr beimohnene dürfen, nichts deſtoweniger aber ihre Beiträge zu entrichten haben. 

Dagegen umfafjen die gemeinen bürgerlichen Ehrenrechte eine Reihe der verſchieden— 
artigften Rechte, Die bei Verurtheilungen zu beftimmten Strafen verloren gehen oder zeit- 
weiſe entzogen werben, im Allgemeinen entfprechend der dögradation eivique des franz. 
R. (Val. a. 34 des C. p. und loi 28 avril 1832.) Ziemlich übereinſtimmend 
find die Rechte Gejchworener, Zeuge, Sahverftändiger und Bormund zu ſein aufgeführt, jo 
Baden 8. 17 %.6, 7, 8, Braunſchweig $. 17, Preußen $.'12 und Olden— 
burg 4. 17, doch kennt letteres nicht die Unfähigkeit, als Zeuge oder Sadwerftändiger 
vernommen zu werden, noch auch den Verluft des Rechts, Waffen zu tragen. Das Recht, 
die Nattonalcocarde zu tragen, erwähnt z. B. Preußen $. 12 und fegen Eidesunfähig- 
teit überhaupt in Folge der Verurtheilung feit Preußen 8 12N. 4, Baiern A. 31, 
dagegen nur in befonderen, im Geſetze bezeichneten Fällen Baden $. 23 und Oeſter— 
reich, Str.Pre.Dd. von 1853 $. 132. Auch kannte Defterreih $. 260 Aus: 
ſchließung von der verantwortlichen Redaction periodifcher Drudihriften. Die Beſtim— 
mungen des a. 34 C. p. finden fih auh im C. penal belge a. 31, 32 und 
Codice penale italiano a. 19, jedoch hier ohne Eidesunfähigkeit. Ebenſo find 
übereinftimmend C. p. a. 42, 43 und C. penal belge a. 3%. 

Es gehen ferner Amts- und Dienftrechte in Folge der Verurtheilung wegen gemeiner 
Berbrechen verloren und fegen die Geſetze feſt den Berluft aller Staatö-, Hof, Gemeinde:, 
Stiftungs=, Kirchen-, Schulämter, der Ruhegehalte und Penfionen aus öffentlichen Kaſſen 
Preußen 88. 22, 23, Didenburg 4. 18, Würtemberg U. 27 N. 1, 3, Ba= 
den 8.17 N. 2, 3, 4, 5, Braunfchweig $. 17, Baiern U. 28 N. 2, 3, Fübed 
88. 12, 21 und kennen den Berluft der Fähigkeit, öffentliche Aemter zu befleidven Baiern 
Art. 23 N. 4, Würtemberg N. 27. Außerdem kann nach den Gefegen von Baden 
8. 46 und Württemberg 4. 31 die Entztehung eines felbftändigen Gewerbebetriebes 
oder einer öffentlichen Berechtigung für immer oder eine im Uriheile zu beftimmende Zeit 
ertannt werben, während Defterreih $. 30, Baiern U. 44, Yübed $. 23 (betreffs 
tauimänniſcher Gorporationen) und Preußen $. 12 auf die beftehenden bejonderen Bor: 
ſchriften verweifen, wober die 88. 143, 144 der Gewerbe-Orbn. für den Nd. Bund vom 
21. Juni 1869 zu beachten find. 

In nahem Zufammenhange mit diefen Ehrenfolgen ftehen die Beftimmungen über 
Berluft oder Beſchränkung der Dispofitionsfreiheit, ITeftamentifaction u. |. w., wie ſolche 
fih finden bei Preußen $. 11, Oldenburg 4. 7 8. 2, Würtemberg N. 35 
und Gef. vom 5. Septbr. 1839, Baiern 4. 32, Yübed 8. 11, C. p. a. 29, 
30, 31, C. penal belge a. 21— 24, Codice penale italianoa. 22. Ta 
gegen ift der 8. 27 lit. b des Defterr. Gef. von 1852 durch $. 5 des Gel. vom 
15. Nov. 1867 aufgehoben. 

Außerdem werden zu den E. noch die befhämenden gerechnet, wie Abbitte, Ehren: 
erflärung, Widerruf, Verweis. Nur der legte hat ſich noch in einigen Gejegen erhalten. 
Eo kennt Braunihweig $. 19 Bermeid vor befegtem oder vollitändig verfanmmeltem 
Geriht; Darmſtadt U. 7 N. 13, Baden $. 49, Thüringen $. 17, Sadjen 


A. 31 kennen mündlichen und jchriftlichen Verweis und zwar Thüringen, wie Sach— 
fen, eine Verſchärfung durch Zuziehung der Betheiligten oder Berlegten. Auch der 
Codice penale italiano fennt mündlichen Verweis a. 47—51. 


Lit.: Wahlberg, Die Ehrenfolgen der ftrafgerichtl. Verurtbeilung, Wien 1964. — Wahl— 
berg in der Defterr. Ger.Ztg., Maibeft 1862. — Wahlberg in v. Holtzendorffs Allg. deut— 
ſcher Str.R.Ztg. Februarbeit 1864. — Wahlberg, Das Princip der Individualifirung in der 
Strafrechtöpflege, Wien 1869, ©. 149 ff., 170, 172. — Wid, Ueber Ehrenftrafen u. Ehrenfolgen ver 
Verbrechen und Strafen (1845), Roftod 1853. — Widim N. Ar. d. Erim.R., 1851, S.1ff. — 
Zugſchwerdt, Die Schärfungen der Freiheitsftrafe, Wien 1865. — Hafen, Ueber ven Be- 
griff der Ehre, Dorpat 1850. — Mittermarer inv. Holtzendorffs Allg. deutfcher Str. R.Ztg., 
1861, ©. 177 fi. — Berbandlungen des 3. deutihen Juriftentags zn Wien. — Sun- 
delin in Groß, Die deutfhe Strafrechtäpflege, 2. Jahrg. — Marezoll, Ueber die bürgerl. 
Ehre, ihre gänzliche Entziehung und theilweife Schmälerung, Gießen 1824. 
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Teihmann. 

Eichhorn, Karl Friedrid von, geb. 20. Novbr. 1781 zu Iena, Sohn des 
berühmten Hiftoriter8 und Theologen Joh. Gottfried E., bezog 1797 die Univ. 
Göttingen, hörte Pütter, Runde, Hugo, Martens, Meifter, Yeift, Walded, 
Glaprotb; promovirte 1801, ging and Reihöfammergericht in Wetzlar und nach Wien, 
habilitirte jih 1803 in Göttingen, ging 1805 nad) Frankfurt a. O. als ordentlicher Prof., 
1811 nach Berlin, machte die Schlachten des 9. 1813 mit, ging 1817 nach Göttingen, 
legte 1829 jeine Profeffur nieder, trat 1832 wieder in Berlin ein, wurde 1834 geh. 
Dbertribunalsrath, 1838 Mitglied des Staatsrathes, dann Mitglied der Gefetgebungs- 
commiljion, 1843 geh. Yuftizrath, nahm 1847 feinen Abſchied und ftarb 4. Juli 1854 
in Cöln. 

Schriften: De differentia inter austraegas et arbitros compromissarios (Diss. 1801). 
Deutfhe Staats- und Rechtsgeſch, Götting. 1. Ausg. 1808; 2. Ausg. 1821; 4. Ausg. 1835 — 
36; 5. — 1842 — 44. — Einleitung in das ** Priv.R., Gött. 1823; 5. Aufl. 1845. — 
Ueber die Allodification der Lehen, Gött. 1928. — Grundfäbe des K.R., Gött. 1831 — 33. — 
Betradhtungen über die Berfaflung des Deutichen Bundes, Berl. 1933. — Rechtsgutachten, betr. 
Succeffion in die Bentind’fchen Herrihaften, Heidelb. 1847. — Redigirte die Ztſchr. für 
geſch. Rechtswiſſenſchaft. 

Lit.: Bluntſchli, IV. 237—267. — Mohl, IT. 593— 602. — Abb. d. Alademie in 
Berlin 1825, 1840, 1846. — Ziſchr f. geſch Rechtsw. ®d. I. II. XI. XIN. — Ztfahr. f. delit- 
ſches R., XV. 436 — 454. Teichmann. 

Eidesbruch. Die Verlegung eines promiſſoriſchen (zur Bekräftigung eines rechts- 
verbindlichen Verſprechens geleifteten) und vor einer zur Eivesabnahme befugten Behörde 
geſchwornen Eides. Hierunter fällt: 1) das wiſſentlich faljche Zeugniß, bzw. Gutachten 
des vor der Abhörung beeidigten Zeugen, bzw. Experten. Diefe Art des,E. wird indeß 
nad den gleichen Grundfägen behandelt, wie die Verlegung 'eines affertorifchen Eides 
(eines Meineids im e. ©.) feitend der Zeugen und Erperten. Nur in Betreff ver Voll- 
endung und des Verſuchs macht ſich die Verſchiedenheit diefer Formen der Eidesverlegung 
geltend. Der €. des Zeugen ift als vollendet erft zu betrachten „mit dem Schlufje der 
Abhörung, bei welcher die wahrheitswidrige Ausſage gefehehen iſt“ (Sächſ. Str.G. 224, 
anders das Würtemb. 230). In Betreff des Verſuchs vgl. das Sächſ. Str.G. 224; 
im Uebrigen |. unten, Liegt eine allgemeine eidliche Verpflichtung vor, jo muß die falfche 
Ausfage unter Tpecieller Bezugnahme auf die frühere Eidesleiftung erfolgt fein (jedoch 
Baden 506 und 7). Ebenio wenn in derſelben Sache von dem betreffenden Zeugen 
oder Sadwerjtändigen bereits früher ein Eid geſchworen war. — Im Uebrigen ſ. in 
Bezug auf dieſe Species den Art. „Meineid“, 

2) Die Verlegung ſonſtiger promifforiicher Eide. Eine allgemeine Bedrohung der— 
felben findet ſich indeß blos in einigen Str.Gel. (Baden, Hefjen, Würtemberg, Brauns 
ſchweig). Andere fennen nur die Verlegung des Manifeftationseided und der juratoriichen 
Gaution (Preußen, Nd. Entw.). Andere auch diefe nicht (Bayern, Sachſen). — Die 
Beftrafung diefer Arten des E. iſt überall, wo fie fich angeordnet findet, an die Voraus— 
fegung des rechtöwidrigen Vorſatzes gefnüpft. Derielbe braucht aber bei dem Eidſchwur 
felbft noch nicht vorzuliegen. — Die Strafbarkeit diefer Fälle ift weit geringer, als die— 
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jenige des unter 1) erwähnten E. und des Meineids im e. ©. Auch werben diefelben 
nicht mit infamirenden Strafen bedroht. — Ye weiter der Eid und feine Verlegung 
zeitlih auseinanderliegen, defto geringer ift im Allgemeinen Die Strafbarteit der legteren. — 
Ein ftrafbarer Verſuch ift hier mit der Yeiftung des Eides, auch wenn der rechtswidrige 
Vorſatz bereitd vorliegt, nod nicht begründet. — Soweit anderweitigen Berhenerungsfor: 
men gejeglich die Wirkung des Eides beigelegt ift, hat auch die Verlegung deſſelben die 
Wirkung des E. — Im Betreff des Widerrufs ſ. den Art. Meineid. Ebenſo in Betreff 
des allgemeinen Grundes der Beitrafung der Eideßverlegungen. 


Gigb.: Preußen $. 131; No. Entw. 159; Bayern 195, 1; Sadfen 224; Baden 504—7; 
Wilrtemberg 230, 232, 234; Braunfchweig 138, 39; Heflen 242, 43. er 
erkel. 


Eidesformel. Dieſelbe zerfällt dem Begriff des Eides (Br. I. ©. 612) ent: 
Iprechend in zwei Beſtandtheile. Der eine enthält dasjenige, was der Schwörende als 
wahr erflärt, der andere bejteht aus den beftimmten Worten, welde die Feierlichkeit der 
Erflärung ausmachen. Die Fafjung des erfteren richtet fich ganz nach dem Inhalt der 
Erklärung, die des letzteren iſt nach den meiften Rechten dem religiöien Bekenntniß des 
Schwörenden beionders angepaft. Ye nachdem der Inhalt des zu Beſchwörenden in der 
Bergangenheit oder in der Zukunft Liegt, heißt der Eid affertoriich oder promiſſoriſch. Es 

ibt auch Fälle, wo die Erflärung beides umfaßt, und der Eid alfo gemifcht ift. Bei— 
piele des promiſſoriſchen Eides find der Dienfteid der Beamten (für Preußen nen ge 
regelt durch Verorbn. vom 6. Mai 1867) und der Geſchworneneid (og. fir Preußen 
Gef. vom 3. Mai 1852 U. 73). Im MA. wurden aud Privatverfprechungen vielfach 
durch Eide beftärkt, zumal Friedrich I. durch die Authentiea: sacramenta puberum 
(zu 1. 1. C. si advers. vend. II. 28) denſelben redytöverbindliche Kraft beigelegt batte. 
Beilpiele von affertoriichen Eiven find der Diffeffions- und der Zeugen: und Sachver— 
ftändigeneid. Diefer wird nach Preuß. R. (Verordn. vom 28. Jan. 1844) nach Ablegung 
der Ausfage, nach gem. R. dagegen (1. 9. pr. C. de test. IV. 20. c. 20. C. 3. q. 9) vor 
derfelben geleiftet. Gleichwohl darf er auch bei diefer legteren Einrichtung nicht zu den 
promifjorischen gezählt werden, da die Verfidierung ſich immerhin auf die Wahrbeit von 
Thatfachen bezieht. Beiſpiele von gemiſchten Eiden find der Cautionseid (vgl. für Preußen 
8. 11 Allg. Ger.Oron. I. 21) und der Manifeftationseid (88. 28 -36 a. a. O. L. 22). 
Der afjertorifche Eid zerfällt aber weiter je nach feiner Faſſung in den Eid de veritate, 
de ignorantia und de credulitate, Durch den erſten verfichert man die objective Wahrheit 
oder Unwahrheit einer Thatlache, über Die man aus eigner Wiſſenſchaft unterrichtet ift. We 
man dies nicht tft, wird eine der beiden andern Formen geftattet, vermöge deren man ſchwört, 
nicht zu willen, daß u. |. w. (de ignorantia) oder nicht zu glauben, daß u. ſ. w., oder 
aud zu glauben, daß u. |. w., reſp. daß nicht u. ſ. w. (negativer und pofitiver Cre— 
dulitäts= oder Glaubenseid). Eine ähnliche Formulirung ift aus dem Röm. N, nur beim 
Calumnieneide überliefert. Ste findet fi aber im älteren deutjchen N. bei den Eides— 
helfern, im Lehnrechte (Feud. II. 58) und in den mittelalterlichen Rechtsbüchern, z. B. 
Sachſenſp. I. 6. $$.2. 3. Heutzutage ift der Ignoranz-Eid nur einem Probaten und 
nur dann zu geftatten, wenn derfelbe feine völlige Unkenntniß des fraglichen Verhältniſſes 
glaublich macht. In allen anderen Fällen der Unanmwendbarkeit des Wahrheitseides ift 
an Stelle defjelben der Glaubenseid zu fegen, und zwar in pofitiwer Faſſung, amı beiten 
nad ſächſ. Gerichtsgebrauh: „Daß, wie ih glaube und nicht anders weiß, u. f. m.“ 
Das preuß. NR. ermähnt den Glaubenseid nur bei der Diffeffion von Urkunden 
$. 139 Allg. Ger.Ordn. I 10 und läßt fonft in allen Fällen, wo der Schwö— 
vende „über die Thatſache aus eigener Wiſſenſchaft nicht unterrichtet fein Tann“, den Eid 
de ignorantia leiften, nicht blos zur Bekräftigung einer Abläugnung (ich ſchwöre, daß 
ich, der von mir angewendeten Bemühungen ungeachtet, nicht erfahren habe, ımd alfe nicht 
weiß, daß u. ſ. w.), fondern auch um eine Behauptung zu beftärken (daß ich — — nichts 
weiß, wodurch meine Behauptung widerlegt würde, welche dahin gebt, daß u. ſ. w.), 
Verordn. vom 23. Juni 1844 8. 5. 
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Was den zweiten Theil der E., die feierliche Betheuerung anbetrifft, fo pflegte Dies 
ſelbe chen bei den Römern von jeher im einer Anrufung der Gottheit zu beftehen. Cie. 
de off. III. 29. 1. 33. D. de iureiur. XII. 2. Ebenſo ſchworen die Juden theils bei 
Gott, theild bei heiligen Gegenftänden (Ev. Matth. 23, 11— 23). Seit der Ausbrei= 
tung des Chriſtenthums aber ift e8 bei allen Bekennern defjelben üblich geworden, im 
jedem alle Gott anzurufen, und nur darin zeigten fich Verſchiedenheiten, daß man bald 
auch noch Ehriftus, den heiligen Geift, die Jungfrau Maria, die Evangelien, die Erz— 
engel u. |. w. binzufügte, bald die Entziehung des ewigen Seelenheild als Strafe der 
Unwahrheit auf fi berabrief. ©. den röm. Beamteneid Nov. VIII in append. und 
ferner e. 9. C. 1. q. 7. e. 4. fin. X. de iureiur. I. 24 (sic me deus adiuvet et 
haec sancta evangelia),. Nad Eintritt der Reformation wurde die Formel im Anſchluß 
an C.C.C. a. 3 u. $. 107 des Reichsabſchiedes von 1555 für Katholiten und Proteftan- 
ten gleihmäßig mit-Weglaffung der Heiligen dahin feftgefegt: „Ich ſchwöre — —; fo 
wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evangelium“. Doch blieben die Part.R. dabei nicht 
ftehen, ſondern führten er confefjionelle Unteriheidungen ein. Vgl. Preußen $. 316 
Allg. Ger. Ordn. I. 10, $. 334 Crim. Ordn. und Cab.Ordre vom 8. Aug. 1835. Für 
die Juden find vielfach — beſondere Förmlichkeiten eingeführt, in Preußen aber durch 

Geſ. vom 15. März 1869 aufgehoben worden. Darnach lautet der Eingang des jüdiſchen 
Eides, wie bei Chriſten der Schluß: „ſo wahr mir Gott helfe“. Der Geſchworneneid 
[autet in Preußen ohne Unterjchied de8 Glaubens: „Ich ſchwöre es, jo wahr mir Gott 
helfe”. Gef. vom 3, Mai 1852 4. 73. Schließlich ift zu bemerken, daß für die Ber 
fenner mancher Religionen, weldye den Eid überhaupt verbieten, wie 3. B. für die Men: 
neniten, der Gebrauch anderer Betheuerungsformeln mit derfelben Wirkung, wie der Eid, 
geftattet wird. 

Quellen: Tit. D. de iure iurando XII. 2. C. de rebus creditis et iure iur, IV. 1. 
Deer. Grat. C, XXII. Tit. extra II. 24 u. in VIt. IT. 11, 

Nenefte fit: Renaud im Arch. für civil. Praris XLINI. 9. Zimmermann, Der 
Slaubenseid, Marb. 1563. Ed. 

Eidesmiündigkeit ift die Fähigfeit rechtlich wirfame Eide zu leiſten, fofern fie 
durch das Alter bedingt wird. Das Röm. R. ließ fie im Allgemeinen mit der Pubertät 
beginmen, und machte nur infoweit eine Ausnahme, als ein deferirter Eid auch von einem 
Pupillen mit voller Gültigkeit geſchworen werden fonnte, wenn er fich freiwillig dazu ver⸗ 
ſtand, ohne daß ihm aus der Ablehnung ein Nachtheil erwuchs. Mit der Verwand— 
lung des Schiedseides aus einer Form des Vergleichs in ein wirkliches Beweismittel hat 
dieſe exceptionelle Beſtimmung für das gem. R. ihre Anwendbarkeit verloren, das viel— 
mehr ausnahmslos, in Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften des Can. R., die Eides— 
fähigkeit an das Alter von 14 Jahren knüpft. Das preuß. R. verlangt 14 Jahre für 
den Zeugen=, 18 für den Parteteid, Das hann. R. unterſchiedslos 16 Jahre. Der 
C. N. enthält eine ausdrückliche Vvorfrift nur für den Zeugeneid im Strafverfahren, für 
den er ein Alter von 15 Jahren fordert. Die Beftimmungen über die Handlungs- 
fähigkeit emancipirter Minderjähriger nöthigen aber zu der Annahme, daß dies Alter auch 
für den Parteieid genügt. 

Quellen: Gem. R. 1. 26. pr. 1.34. 8.2. D. XII, 2. Can. 14—16. C. XXU. qu. 5. 
Preuß. A. Ger.O. I, 10. 88. 230 Nr. 13, 262—64. Hann. Pre.Ordn. 88. 252, 283. C. d’instr. 
a. 79. C. civ. a. 477, 481 ff. 

Lit.: Hohbach, Beiträge zum Str. R., Nr. 3, Yeipz. 1836. 

?. A. E Zimmermann. 

Eigenwerhjel. Der eigene Wechſel, auch trodener (cambium siecum), todter, 

wmeigentlicher, unächter Wechſel, Solawechſel, Depofitowechiel (ſ. unter „‚Depotgeichäft”) 
genannt (in Frankreich das billet a ordre a. 187 des C. com.), iſt ein ſchriftliches 
wechſelmäßiges Summenverfprechen, welches der Ausfteller deffelben dem Nehmer gibt; «8 
enthält aufer der Unterichrift des Ausftellerd und dem Namen der Perſon oder ver 
Firma, an melde oder an deren Ordre der Erftere die Zahlung zu leiften fich verpflichtet, 
die Angabe der Summe, der Zahlungdzeit und des Zahlungsorted, jowie die Wechſel— 
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claufel, aber keinen Zahlungsauftrag; der Mangel dieſes legteren ergibt die Unanmend- 
barfeit der mit diefem bei der Tratte zufammenbängenden Vorjchriften, während das Recht 
der Tratte im Uebrigen auch auf den E. anzumenden ift (U. 98 d. A. D. W.O.). Der 
wechjelmäßige Anfpruch gegen den Ausfteller verjährt in drei Jahren vom Berfalltage an 
gerechnet (A. 100). Geftritten wird über die Giltigfeit eines eigenen Wechſels auf eigene 
Ordre, 1. Runge, WR, ©. 121, und Bordhardt, W.O., V. Aufl. ©. 599, Zuf. 782 ‚ein 
dem eigenen Wechjel beigefügtes Zinsverſprechen nimmt diefem nach den Einführungsge: 
fegen der meiften Staaten feine wechjelmäßige Wirkung vollftändig, nad) anderen gilt es 
als nicht gefchrieben (Nov. IV zu. 7 d. W.O.), |. Thöl, H.R., Bd. IL. IL Aufl. ©. 577. 
Zeitſchr. f. H.R., Bo. VI. ©. 640 ff. VII. ©. 525. Ard. f. WR, Bo. VII. ©. 119. 
Goldſchmidt, HR, ©. 117, 118. Runge, WR, ©. 122. Ueber den Einfluß 
einer im Wechfel enthaltenen Pfandverſchreibung ſ. Bordardt, ©. 597, Zuf. 779 u. 
Not. Das Indofjament eines E. wird als Tratte betrachtet, |. Thöl, HR., Br. IL 
©. 581 ff.; jedoch Äpricht gegen die Nothwendigkeit der Protefterhebung bei nicht domici— 
lirten eigenen, wenn auch Rectamecjeln die Nov. VIII zu A. 99 der W.D.; vgl. 
Thöl, aa. O., ©. 582. Domicilirte eigene Wechſel find dagegen beim Domictliaten 
in Ermangelung der Benennung eines ſolchen beim Ausiteller am Domicildorte nad er: 
folglojer Präfentation zu proteftiren. Hoffmann, WR, ©. 155, 653; vgl. m 
Uebrigen den Art. „Domicilwechſel“. ALS eigener Wechfel gilt, das Vorhandenſein der 
übrigen Requiſite vorausgefegt, ein die Form einer Tratte tragender Wechfel, bei welchem 
Aussteller und Bezogener, ſowie der Ausftellungd- und der Zahlungsort identiſch 
find, worüber geftritten wird, |. Bordardt, WD., ©. 603 — 604, Zuf. 788 und 
Note. Sind diefe Perjonen oder bzw. Orte nicht identifch, To gilt der Wechſel als Tratte, 
ſ. Hoffmann, WR, ©. 43, 153. Ueber eigene Wechjel überhaupt |. U. 96— 100 
d. W.O. Hoffmann, W.R., ©. 152, 642 ff. Thöl, H.R., 8. 288 fi. Re: 
naud, WH., S. 107 fi. Runge, W.R. ©. 120 — 122. 
Gareiß. 

Einbruch: Die gewaltiome Eröffnung oder Befeitigung des Verſchluſſes einer 
Sache zum Behufe ihrer Entwendung. Der jo begangene Diebftahl bildet eine Art Des 
ausgezeichneten, fpecieller des gefährlichen Diebftahls (ſ. den Art. Diebitahl). 
Hierbei ift Das Moment der Gefährlichkeit nach den neueren Gefegen hauptfächlich auf 
die in der That fich äufernde Energie des verbrecheriſchen Willens (die „jubjective Ge 
fährlichkeit‘‘) zu beziehen. Freilich wird ver fragliche Auszeihnungsgrund meift in einer 
jo vielumfafjenden Weife beſtimmt, daß die darumter begriffenen Umftände keineswegs all- 
gemein auf eine ſolche Energie hinweiſen. Als E. wird nämlıd behandelt : 

a) die gewaltiame Eröffnung eines Gebäudes (Preußen, Nd. Entw., Sachſen), 
nach einigen Gejegen (Baiern, Baden, Braunfchweig) eines bewohnten Gebäudes, 
bzw. eines bewohnten Raumes (dem mehrfad, gottesdienftlihe Gebäude gleichgeftellt wer: 
den). Einige Gejege (Würtemberg, Helfen) unterjcyeiden die Eröffnung des bewohnten 
Gebäudes (ald den graveren Fall) von der des unbewohnten. Im diefer Berückſichtigung 
des Bemohntjeind macht fich der Geſichtspunkt der „objectiven Gefährlichkeit‘ geltend. 

Der Eröffnung des Gebäudes wird gleihgeftellt die des dazu gehörigen geſchloſ— 
jenen (Batern: „in innerer Durhgangsverbindung mit jenen ftehenden‘) Hofraums, 
ſowie der in demfelben befindlichen Baulichkeiten. Preußen und der Nd. Entw. fegen der: 
jelben allgemein die Eröffnung eines umſchloſſenen Raumes (Stüdes der Boden 
fläche) gleich. — 

Daß der Dieb ſelbſt in das Gebäude eingedrungen ſei, fordern die meiſten Geſetze 
nicht. Vgl. indeß Heſſen. Würtemberg behandelt den Fall, wo es nicht geſchehen iſt, 
gelinder. 

b) Das „Erbrechen“ von Wänden, Thüren, Fenſtern x. im Inneren eines 
Gebäudes. Ferner die gemaltfame Eröffnung oder Befeitigung des Behältniſſes 
(des Schrankes, der Kifte x.), worin fi die Sache (Sachſen: „zum Schuse gegen fremde 
Eingriffe”) befindet. Mehrere Gefege (Preußen, Nd. Entw., Helen, Braunichweig, Baden 
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zeichnen dies Erbrechen von Behältniſſen nur aus, inſofern es im Innern eines Gebäu— 
des ſtattfindet. Dem Erbrechen des Behältniſſes ſtellt Baiern die Wegnahme der Sache 
ſammt Behältniſſes gleich (vgl. Würtemberg). 

Der sub a. charakteriſirte E. pflegt als „äußerer“, der sub b. als „innerer“ 
bezeichnet zu werden. 

Ob die Gewaltſamkeit eine Zerftörung fefter Körper involvire (Temme, Köftlin; 
dagegen Hälſchner)? — Die gewaltfame Eröffnung muß zum Behufe Stehlens ge- 
macht fein, 

Der €. (felbit der blos verfuchte) begründet einen Verſuch des qualificirten Dieb— 
ftabls. Biele (Sachen, bair. Praxis, Schwarze u. X.) jehen in dem vollendeten E. 
fogar (mit Unrecht) beendigten Verſuch. 

Fit. und Gefege ſ. bei Art. „Diebſtahl“. Mertel. 


Einfindihaft (unio prolium) ift der zwiſchen den Ehegatten abgeichloffene Ver— 
trag, wodurch den von dem einen Gatten aus einer früheren in die neue Ehe eingebrad- 
ten Kindern diefelben VBermögensrechte gegen den Stiefparens eingeräumt werden, wie fie den 
Kindern ihren leiblihen Eltern gegenüber zuftehen. Die älteren Yuriften des 16. und 
17. Yahrhunderts behandelten. meift die E. nad Analogie der Adoption (jo Gayll, 
Fichard, Carpzow, Schilter); doc ift diefe Auffaffung in der neueren Zeit all 
gemein aufgegeben. Nach einer anderen Anficht ericheint die E. als ein Erb: 
einfegungsvertrag, abgelchloffen zwiſchen den beiden Ehegatten der zweiten Ehe und ben 
aus der erften ſtammenden Kindern, Diefe Meinung, welche ſchon in der älteren Zeit, aber 
auch noch heutzutage ihre Vertreter hat (fo Mevius, Stryk, Strombed, Runde, 
Eihhorn, Gerber u. a.), kann indeß gleichfalls nicht als richtig angeſehen werden. 
Die meiften Bart. R. beichränfen nun die Wirkungen des Rechtsinſtituts auf das Erb- 
recht, fie gewähren den zugebrachten Kindern gegen die neuen Eltern ein Inteftaterbrecht, 
ganz wie es Teiblichen Kindern zuſteht. Daneben erhalten die zugebrachten Kinder 
der Regel nad) Anfprud auf Unterhalt und eine Beihülfe reip. Ausfteuer bei der 
Begründung eines eigenen Haushaltes oder bei der Verheirathung. Einige Rechte 
laffen aber auch eine elterlihe Gewalt für den Stiefparend entftehen, manche fogar für 
den Stiefpater die väterlihe (fo aud das Preuß. ER. Th. II. Tit. 2. $. 733, 
doch nur mit Rückſicht auf die Perfon, nicht auch auf das Vermögen der zugebradhten 
Kinder). Ein Erbrecht des Stiefparens gegen die zugebraditen Kinder ift an ſich der 
Natur der E. fremd, ebenfo ein ſolches zwiſchen den von jedem Ehegatten ein- 
gebrachten Kindern, wenn fih die E. auf die beiderfeitigen Kinder bezieht, und 
zwiſchen den eingebrachten Kindern und den Verwandten des Stiefpavens. Bart. R. 
haben jedoch dem Stiefparens dafjelbe Erbrecht gegen die zugebrachten Kinder, wie gegen 
die leiblichen, beigelegt (jo das Preuß. AR. Ih. II. Tit. 2. $. 743 f.). Vermöge des 
Einkindſchaftsvertrags verlieren die zugebrachten Kinder die ihnen aus der früheren Ehe 
zufommenden VBermögensrechte. Doc ift es zuläffig, daß denjelben aus dem Bermögen 
der erften Ehe ein Präcipuum auögejegt wird. Das Preuß. L.R. fordert dies ſogar 
(Th. II. Tit. 2. 88. 725—727). Das den eingebrachten Kindern durch die €. 
eingeräumte Erbredit ift jedoch fein unantaſtbares. Es unterliegt, wie das Inteſtat— 
erbrecht der leiblichen Kinder, Abänderungen durch Tegtwillige Verfügungen. Nur der 
ihnen gleichfall® gebührende Pflichttheil darf, abgefehen von ven geſetzlichen Enterbungs- 
gründen weder entzogen noch geichmälert werden. Die VBertheidiger der Theorie vom Erb» 
anfegungsvertrag laſſen freilich faſt durchgängig (und zwar von ihrem Standpunfte aus 
conjequenter Werfe) eine Entziehung des Erbtheils der eingebrachten Kinder nicht zu, aber 
auch andere Yuriften haben ſich dem angeichloffen. Und derſelbe Grundfag ift particular= 
rechtlich anerkannt, jo aud vom Preuß. L.R., welches jedoch eine Entziehung des Erbtheils 
aus den Enterbungsgrünten geftattet (Tb. I. Tit. 2. 88. 747 — 749). Die E. 
fann bei Eingehung der neuen Ehe geichloffen werben, aber aud) während des Be— 
ſtehens derſelben. Die contrahirenden Theile find die Ehegatten, nicht dieſe und Die 

v. Holtzendorff, Rectäleriton 1. 21 





322 Einfommenitener. 


Kinder ; obwohl dieſes Tegtere won vielen Schriftitellern behauptet und auch won einigen 
Part. R. feftgefegt wird (To aud vom Preuß. YUR. Ih. II. Tit. 2. 8. 723). Der 
Bertrag muß vor Gericht geichloffen werden, Dieſes hat eine causae cognitio 
Darüber anzuftellen, ob Die E. ven Kindern vwortheilhaft ift, oder nicht. Zu dem 
Ende hat es die Bormünder der eingebrachten Kinder und die Verwandten des verftor: 
benen Parens zuzuziehen, auch die Kinder ſelbſt, wenn fie volljährig find. Erweiſt ſich 
das Geſchäft als den Kindern nützlich, fo erfolgt eine Betätigung deſſelben durch cin rich— 
terliches Confirmationsdecret. Wegen erheblicher Benachtbeiligung der Kinder kann eine 
Reſciſſion des Geſchäfts ftattfinden. Ä 

Zweck der E. ift der, die Abſchichtung der Kinder erfter Ehe, melde durch 
die abermalige Verbeirathung ihres Parens nothwendig wird, zu befeitigen. Sie findet 
daher vornehmlich und ihrem Wefen nad) nur da ftatt, wo für die erfte Che das Syſtem 
der Gütergemeinfchaft oder der Güterwereinigung maßgebend war. Und «8 erflärt ſich 
daraus, daß das Nechtöinftitut hauptfächlich im Gebiete des fränfifchen Rechts ausgebildet 
ft. Bon den neueven Gefegbüchern hat dafjelbe das Preuß. AR. recipirt (TH. IT. Tit. 
2. 88. 717—752) und ibm ganz allgemeine Anwendbarkeit gegeben. Dagegen bat 
umgekehrt das öfter. G.B. (8. 1259) demfelben jede vechtlihe Wirkſamkeit entzogen, und 
auch dem fühl. G.B. ift es unbelannt. Die Gemeinrechtlichkeit der E. wird von verſchie— 
denen Schriftftellern beftritten, jo von Bufendorf, Ringelmann, Pfordten. Be: 
ſeler (D. Priv. R. 8. 145 a. E.) ſpricht ihr zwar gemeinrechtliche Bedentung zu, rechnet 
fie aber zu dem bedingt fubjidiariihen Necht, will fie alfo nur da gelten laſſen, wo jie 
im Bart. R. anerkannt ift. 

Lit: Ringelmann, Hiftorifche Entwidelung und rechtliche Natur der E., Würzb. 1825. 
Pfordten in den Blättern für Nedtsanmendung zumächft in Baiern, berausg. v. Seufiert 
und Glüd IV. Nr. 15. Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen II, 2 (Gött. 1849) 


©. 150 fe. Gerber, De unione prolium, Jen. 1844. Hillebrand in ber Ztichr. für 
deutſches R., X. R. 13. Lewis, 


Einfommenftener. I. Geſchichte. Im alten Staatswefen beftand hinſichtlich 
der Steuergeſetzgebung ein tief gehender Unterfchied zwifchen Stadt und Yand. Die Haupt: 
abgabe der Städte war die Generalaccife, eine Steuer vom Verbrauch faſt aller Yebens: 
bedürfniffe ; Die Bewohner des platten Landes dagegen zahlten Grundfteuern in bunter 
Mamigfaltigfeit, und trugen außerdem mittelbar zur Erhöhung des Einkommens aus der 
Aceiſe bei, indem fie genötbigt waren, eimen großen Theil ihrer Bedürfniſſe aus den 
Städten, welchen der Betrieb des Handwerks, der Fabriken und des Handels damals ın 
der Regel ausichließlih zuftand, zu entnehmen. Das Edict vom 27. Det. 1810 über 
die Finanzen des Staats und die neuen Einrichtungen wegen der Abgaben enthält in 
furzen Zügen das Programm einer Bereinfahung und weſentlichen Umgeftaltung des 
ganzen bisherigen finanziellen Syftemd. Das Edict vom 28. Ort. 1810 über die neuen 
Conſumtions- und Luxusſteuern that den erften Schritt auf der Bahn der Reform, indem 
einige der drüdendften von den bisher ımter der Acciſe begriffenen Abgaben ganz Beier: 
tigt, andere erheblich ermäßigt wurden, wogegen die zum Theil erhöhten Conjumtiond- 
abgaben von Fleiſch, Gemahl, Bier und Branntwein, welche bisher nur in den Städten 
erhoben worden, aud vom platten Lande gezahlt werden follten. Es ftellte jich jedoch ſo— 
fort heraus, daß es große Schwierigkeiten finde, die ſämmtlichen Städte und das platte 
Yand nad) gleichen Grumdfägen in Bezug auf die Verbrauhsabgaben zu behandeln, daß 
insbelondere die Erhebung einer allgemeinen Mahlſteuer auf dem Lande und in den klei— 
nen Aderftädten praktiſch undurchführbar fe. Demgemäß ftellte das fernermeite Edict 
über die Finanzen des Staats und das Abgabenfuftem vom 7. Sept. 1811 eine Unter: 
ſcheidung zwiſchen großen Städten auf der einen, feinen Städten und dem platten Yande 
auf der andern Seite auf; befreite die legtern Kategorien in der Mahlacciſe gänzlich, 
führte nun aber an Stelle Diefer Befreiung und andermeiter Ermäßigungen binfichtlid der 
Berbrauchsabgaben eine Perſonalſteuer ein, die auf einen halben Thaler jährlich für jeden 
Ueberzwölfjährigen fejtgefegt wurde. Diefelbe erjtredte fi auf mehr als drei Viertheile 
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aller überzwälfjährigen Bewohner des Staats und wurde verhältnißmäßig leicht getragen. 
US es ſich nun nach bergeitelltem Frieden darum handelte das Gleichgewicht zwiſchen Eins 
nahmen und Ausgaben des Staats dauernd wiederherzuftellen, und die Aufbringung einer 
Summe von acht Millionen Thalern, welche neben dem Ertrage der Zölle, der Getränke— 
fteuer, Salzfteuer, Grundſteuer, Stempel und Gewerbefteuer zu deden blieb, in Frage 
fam, fo faßte man den Entſchluß, die in einem Theile des Staats bereits beſtehende 
Perfonalfteuer auf den ganzen Staat auszudehnen, und gleichzeitig eine Abftufung nad 
Klaffen eintreten zu laſſen, um die wohlhabenden Einwohner mit einem verbältnig- 
mäßig höheren Sate heranzuziehen. Jedoch war die uriprünglihe Idee diefer Klaf- 
fenftener nur auf vier Steuerftufen von 4 Thlr., 4 Thlr., 12 Thlr., 24 Thlr. jährlich, 
von denen die unterfte Stufe den Charakter einer Kopfitener von jedem Uebervierzehn: 
jährigen, die drei höhern Stufen den Charakter einer Haushaltungsſteuer haben Sollten, 
gerichtet, bei deren Abgrenzung mehr auf die äußeren Lebensverhältniffe gefehen werben 
follte, jo daß etwa die vier Klaſſen den Kategorien Arbeiterftand, niederer Bürgerftand 
(Bauern und Handwerker), mittlerer Bürgerftand (Gutöbefiger und Kaufleute) Herrenſtand 
(große Grundbefiger, Fabrikanten, Banquiers) entſprechen würden; eine eigentliche E. 
war nicht beabſichtigt. Diefe Idee erfuhr indejlen bei Der endgültigen Feſtſtel— 
lung der neuen Steuerverfafjung durch Die Gefege vom 30. Mai 1820 nad) zwei Sei— 
ten bin eine melentliche Umgeftaltung. Einmal führte die Schwierigkeit, in volkreichen 
Ortichaften bei der großen Fluctuation der Bevölkerung den richtigen Eingang der mo— 
natlihen Steuererhebung zu ſichern, und bei der mannichfachen Entwidelung der Yebens- 
verhältniffe fefte Klaffenumterichiede zu finden, die Belaffung des älteren Steuerjyftems in 
Geftalt einer Confumtionsabgabe für viele größere und mittlere Städte herbei, jo daß 
der Flafjenftenerpflichtigen Berölferung eine mahl- und jchlachtftenerpflichtige Bevölkerung 
an die Seite trat. Ferner wurden durch das Gef. vom 30. Mai 1820 über die Klaf- 
fenfteuer, umd noch entſchiedener durch die Cabinetsordre vom 5. Sept. 1821 die Steuer- 
füge der individuellen Peiftungsfähigkert mehr angepaßt, indem man die vier Hauptflaffen 
in je drei Unterflaffen zerlegte, und daher im Grunde ftatt der urfprünglichen vier zwölf 
Klaſſen bildete, auch die erfte Klaffe allmälig von 24 Thlr. auf 144 Thlr. jährlich 
erhöhte. 
Auf dieſem Wege ging die Regierung weiter, als fie etwa ein Menjchenalter fpäter 
dein Vereinigten Yandtage einen Gefegentwurf vorlegte, der Die Mahl- und Schlachtfteuer 
gänzlich befeitigte, und die oberen Stufen der Klaffenfteuer in eine E. verwandelte, bei 
deren Feftftellung die eigene Angabe der Steuerpflichtigen zur allgemeinen und gefeglichen 
Grundlage gemacht, die Leiste Enticheidung in Die Hand der Staatsbehörden gelegt, übrigens 
aber das fundirte und nicht fundirte Einkommen nad) verjchiedenen Procentfägen beran- 
gezogen werden ſollte. Die Regierung hatte ihr Augenmerk damals in der That nicht 
auf eine Bermehrung der Staatseinnahmen, ſondern auf eine Berbeflerung des Finanz— 
ſyſtems gerichtet. Der Vereinigte Landtag lehnte jedoch die Vorlage ab. 

Die Regierung legte dann zu Anfang des Jahres 1849 den damaligen Kammern 
einen zweiten Entwinf vor, der ſonſt mit den früheren iventifh war, nur auf ver 
einen Seite den Unterfchted zwiſchen fundirten und nicht fundierten Einkommen fallen ließ, 
auf der anderen Seite eine mäßige Progreifion der Steuerfäge enthielt. Die Ereigniffe 
verhinderten jedoch eine eingehende Berathung. 

Inzwifchen waren aber zu den finanziellen Gründen, welche die Einführung einer 
alle Staatsbürger gleihmähtg treffenden Steuer wünſchenswerth machten, politifche Gründe 
binzugefommen, da die Abftufung politifcher Nechte nach Mafigabe der entrichteten Direc= 
ten Steuern zu einem Fundamente des Berfafjungslebens gemacht war, und jomit einer- 
ſeits eine Ausdehnung der Directen Steuer auf die mahl- und jchlachtfteuerpflichtigen 
Städte, andererfeits eine ftärfere Heramziehung der Wohlhabenden fi empfahl. Die Re 
gierung Tegte deshalb in der Seſſion 1849/50 einen dritten Entwurf vor, der auf die 
Unterſcheidung des fundirten und nicht fundirten Einfommens nicht weiter zurückkam, auch 
den Gedanken der Progrefjion fallen ließ, die Selbfteinihägung geftattete, aber nicht for= 
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derte, die Veranlagung in die Hände unabhängiger, von den Kreis- und Provinzialver- 
tretungen zu wählender Gommilfionen legte, tbrigend aber nur das Einkommen von 

1000 Thlrn. und mehr eimer eigentlichen Einihägung untermarf. Während die zweite 
Kammer diefen Gefegentwurf im Weſentlichen annahm, fo ftellte die erſte demfelben einen 
tiefgehenden Abänderungsvorichlag entgegen, wonach insbeſondere Mahl: und Scladt- 
fteuer beibehalten und die Klafjenfteuer nur durch Hinzufügung einiger neuer Steuerſtufen 
modificirt werden follte. 

Da nun unterdeſſen ein Bedürfniß nach Vermehrung der Staatseinnahmen hervor— 
getreten war, fo Schloß die Regierung bei ihrem vierten Entwurfe von 1850/51 dem 
Gegenvorſchlage infofern fih an, als fie die Mahl- und Schlachtfteuer bejtehn ließ, wäh: 
rend fie dagegen auf einer Umbildung der höheren Stufen der Klaſſenſteuer in eine wirt: 
liche E., jo daß für die Veranlagung nur das Einkommen und nicht auch die Yeiftungs- 
fähigkeit des Stenerpflichtigen in Betracht komme, beharrte. ; 

In diefer Geftalt hat denn der Entwurf im Wefentlihen die Zuftimmung beider 
Kammern gefunden, und ift das Gefet über die Klaffenfteuer und klaſſifieirte E. vom 1. 
Mai 1851 das gegenwärtig geltende Recht. Zu dieſem Gefege find mehrere Inftructie: 
nen erlaffen, insbelondere die Inftruction v. 8. Mai 1851 über die Veranlagung und 
vom 19. Juni ejusd. über die Erhebung der Klafjenfteuer, vom 8. Mat 1851 für die 
Borfigenden der E. = Einichägungscommilfionen und vom 13. Juli ejusd. für die Bor: 
figenden der E.= Bezirkscommiffionen ; vom 24. Sept. 1851 über die Behandlung ver 
Zu- und Abgänge der Haffificirten E. ; endlich die Zufammenftellung der Beranlagungs- 
grundfäge für die Klaffenftener vom 1. Mai 1867. 

II. Das geltende Redt. 

A. Die Klaffenftener. Diefelbe betrifft diejenigen Einwohner in nicht mahl- und 
Ichlachtftenerpflichtigen Orten, deren jährliches Einkommen den Betrag von 1000 Thlm. 
nicht überfteigt. Die Zahl der mahl= und jchlachtfteuerpflichtigen Städte belief fich zur 
Zeit der Emanation des Geſetzes auf 83, von denen feine der Provinz Weftphalen an- 
gehört. 

? 1) Befreit von der Klaffenfteuer find Perfonen vor vollendeten ſechzehnten Yahre ; 
alle bei dem Heer umd bei den Yandwehrftämmen in Reih und Glied befindlichen Unteroffi— 
ciere und gemeinen Soldaten nebft den in ihrer Hausbaltung lebenden Mitgliedern ihrer 
Familie, fofern fie felbft, oder diefe ihre Angehörigen weder eigenes Gewerbe noch Lande 
wirtbichaft betreiben ; die Unterofficiere und gemeinen Soldaten der Yandwehr und ihre 
Familien für die Zeit, in welcher fie zur Fahne einberufen, femer die Officiere des fte- 
benden Heeres und der Landwehr, desgleihen die Militärbeamten für die Zeit, während 
welcher fie mobil gemacht find ; diejenigen zur unterften Stufe gehörigen Perlonen, welche 
ihr fechzigftes Jahr bereits zurücgelegt haben ; Arme, die im Wege der öffentlichen Ar— 
menpflege eine fortlaufende Unterftügung erhalten, oder im üffentlihen Anftalten auf 
öffentliche Koften verpflegt werden ; Ausländer, welche noch nicht ein volles Jahr an dem— 
jelben Orte des Inlandes fih aufgehalten haben, mit Ausnahme derjenigen, welche des 
Erwerbs wegen ihren Aufenthalt im Inlande nehmen ; die Inhaber des eifernen Kreuzes 
und die zu ihrem Hausftande gehörigen Familienglieder, foweit fie zur erften Hauptflaffe 
gehören ; endlich Diejenigen, welche auch ohne beſondere Auszeihnung erlangt zu baben, 
an einem der Feldzüge von 1806—1815 Theil genommen haben, für fih und ihre An- 
gehörigen, ſoweit fie zu den beiden erften Stufen der erſten Steuerklaffe gehören. — 

2) Die Steuer wird in drei Hauptflaflen und im jeder Hauptflafje nach Abftufuns 
gen erhoben. Die Einſchätzung geſchieht einerfeits nach gewiſſen allgemeinen Unterſchei— 
dungsmerkmalen für die einzelnen Hauptklaſſen, andererſeits nad) den perſönlichen Gefammt: 
verhältnifjen und der durch dieſe bedingten beiondern Yeiftungsfähigfeit, bei Deren Bemeſ— 
fung 3. B. eine große Anzahl von Kindern, die Verpflichtung zur Unterhaltung armer 
Angehörigen, Krankheit, Schulden und Achnliches in Betracht fommt. Die erfte Haupt: 
Kaffe umfaßt im Allgemeinen diejenigen Grundbefiter und Gewerbtreibenden, welche durd 
das aus Grundbefig und Gewerbe ihnen gewährte Einkommen nicht felbftindig beſtehen 
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können und ſich daher noch einen Nebenverdienſt, namentlich durch Tagelohn oder dieſem 
ähnliche Lohnarbeit ſichern müſſen, außerdem die gewöhnlichen Lohnarbeiter, die Hand— 
werksgeſellktn, das gewöhnliche Geſinde und die Tagelöhner. Dieſe erſte Hauptklaſſe zer— 
fällt wieder in drei Stufen, die erſte Stufe in zwei Unterſtufen. Der Steuerſatz in der 
erſten Unterſtufe beträgt monatlich 1 Sgr. 3 Pf., jährlich 15 Sgr.; dieſe erſte Unterſtufe 
hat den Charakter einer Kopfſteuer, inſofern die Steuer nicht nach Haushaltungen, 
ſondern für jede ſteuerpflichtige Perſon erhoben wird, jedoch mit der Maßgabe, daß in 
dieſer Unterſtufe aus derſelben Haushaltung niemals mehr als zwei Perſonen zur Steuer 
herangezogen werden dürfen; die Steuer beträgt alſo auf dieſer unterſten Stufe für jede 
Haushaltung, in der zwei Ueberſechzehnjährige find, jährlich 1 Thlr. Der Steuerſatz in 
der zweiten Unterſtufe beträgt monatlich 2Sgr. 6 Pf., jährlich 1 Thlr.; dieſe zweite 
Unterſtufe hat das Eigenthümliche, daß zu derſelben nur Einzelſteuernde veranlagt werden 
dürfen, es gehören dahin aber bereits Knechte und Fabrikarbeiter mit höherem Yohn. Die 
Steuer der unterften Stufe, iſt demnach im einer Weiſe normirt, daß nur in fehr wenigen 
andern europäiſchen Yändern von den befitlofen Handarbeitern höhere perſönliche Steuern 
erhoben werden. Die zweite Stufe, monatlih 5 Sgr., jährlich 2 Thlr., bilden die ganz 
geringen Grundbefiger und Gewerbtreibenden, die dritte Stufe monatlich 7%, Sgr., jähr: 
lih 3 Thlr., Diejenigen dieſer beiden Kategorien, welche ſich zwar in einer günftigeren 
Lage befinden, jedoch von dem Ertrage ihres Grundbeſitzes oder Gewerbes noch immer 
nicht jelbftändig beſtehen fünnen und ſich Daher noch Nebenverdienft, insbefondere durch 
Tagelohn ſuchen müſſen, außerdem diejenigen im ähnlicher Lage befindlichen Perſonen, 
deren Einfommen den Betrag von 200 Thlrn. jährlich nicht erreicht. Zur zweiten Haupt: 
klaſſe gehören dann diejenigen fleineren Orundeigenthümer und Gewerbtreibenven, welche 
von dem ihnen zufließenden Ertrage ſchon jelbjtändig zu beftehen im Stande find, ferner 
Die ihnen in ihren Geſammtverhältniſſen gleichitehenden Grundſtückspächter, die in frems 
dem Yohn und Brod ftehenden Perſonen, welde nach der Art ıbrer Dienfte und der 
dafür gewährten Belohnung nicht als Tagelöhner oder Gefinde angeſehen werden fünnen ; 
endlich Diejenigen Staats= und Gemeindebeamten, Aerzte, Notarien u. |. w., die den eben= 
gedachten Steuerpflichtigen in ihrer Leiſtungsfähigkeit ungefähr gleichftehen. Diele zmeite 
Hauptklaſſe bietet in ihren fünf Stufen (Stufe 4—$8) ausreichende Gelegenheit dar, Die 
Einſchätzung mit der Leiſtungsfähigkeit in Einflang zu bringen, und zwar ergibt ſich im 
Allgemeinen für ein Jahreseinfommen bis 250 Thlr. in Stufe 4 eine Steuer von mo— 
natlih 10 Sgr., jährlich 4 Thlr.; für em Jahreseinkommen bis 300 Thlr. in Stufe 
5 eine Steuer von monatlih 124, Sgr., jährlich 5 Thlr.; für ein Yahreseintommen 
bis 350 Thlen. in Stufe 6 eine Steuer von monatlih 15 Sar., jührlih 6 Thlr.; für 
ein Jahreseinkommen bis 400 Thlr. in Stufe 7 eine Steuer von monatlih 20 Sgr., 
jährlich S Thlr.; für ein Jahreseinkommen bi8 500 Thlr. in Stufe $ eine Steuer von 
monatlich 25 Sgr., jährlich 10 Thlr. Die dritte Hauptklaffe endlich umfaßt Diejenigen, 
welche zwar im Vergleich zu den der zweiten Hauptklaſſe Angehörigen auf einer höheren 
Stufe der Wohlhabenbeit fich befinden, deren Geſammteinkommen jedoch noch immer hin— 
ter demjenigen Betrage zuritcbleibt, der ihre Heranziehung zur klaſſificirten E. 
bedingen würde. Dieje dritte Hauptflaife zerfüllt wieder in vier Stufen (Stufe 9—12), 
und zwar ergibt ſich tm Allgemeinen für ein Jahreseinkommen bis 650 Thlr. in 
Stufe 9 eine Steuer von monatlih 1 Thlr., jährlih 12 Thlr.; für ein Jahresein— 
fommen bi8 800 Thlr. in Stufe 10 eine Steuer von monatlih 1 Thlr. 10 Sgr., jühr: 
lich 16 Thlr.; für ein Jahreseinkommen bis 900 Thlr. in Stufe 11 eine Steuer von 
monatlih 1 Thlr. 20 Sgr., jährlih 20 Thlr.; für ein Jahreseinfommen bi8 1000 Thlr. 
u Stufe 12 eine Steuer von monatlih 2 Thlr., jährlich 24 Thlr. Dabei iſt jedoch 
nochmals hervorzuheben, daß das Einkommen bei der Klaſſenſteuer zwar den haupt: 
ſächlichen, aber nicht den alleinigen Beltimmungsgrund für die Einſchätzung bildet, 
und daß Daher jene Zahlenangaben, die ſich nur in den Inſtructionen, nicht im Gefete 
jelbft finden, mehr als Anhaltspunkte mie als bindender Tarif anzuſehen find, und keines— 
wegs hindern, auf Grund ſpecieller und vergleichsweiſer Würdigung der Yeiftungsfähigteit 
der einzelnen Steuerpflichtigen anderweite Einſchätzungen vorzunehmen. 
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3) Die vorläufige Einſchätzung geſchieht von einer Commiſſion, welche aus dem Ge— 
meindevorſtande und von der Gemeindevertretung gewählten Mitgliedern beſteht, unter 
Aufſicht der Landräthe. Dieſe bewirken auch eine Vorreviſion, über deren Reſultat ſie 
an die Regierung berichten. Die Feſtſtellung der Steuerbeträge erfolgt durch die Regie— 
rung, Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten, indem die Einſchätzungen 
unter Berückſichtigung der früheren Klaſſenſteuerrollen, der Zu-, Abgangs- und Volkszäh— 
lungsliſten, der Grundſteuerkataſter, Gewerbeſteuerrollen ſowohl in Bezug auf die Bevöl— 
kerungsangaben als auch in Betreff der Richtigkeit der Steuerbefreiungen und der einzel— 
nen Steuerſätze, ſowie endlich in Bezug auf die gleichmäßige Vertheilung der Steuer in— 
nerhalb derſelben Gemeinde und aller Gemeinden des Kreiſes gegen einander, eingehend 
geprüft werden. Reclamationen gegen die Klaſſenſteuer-Veranlagung müſſen binnen einer 
Präcluſivfriſt von drei Monaten nad) Bekanntmachung der Steuerrolle bei dem Landrath 
eingegeben werben. Diefer berichtet darüber nad) eingeholtem Gutachten der Gemeinde 
Einſchätzungscommiſſion und einer von der Kreiövertretung gewählten Neclamationscom= 
miſſion an die Regierung. Die Negierung enticheidet, jedoch muß dieſe Entjcheidung, 
wenn dem Öutachten der Kreisvertretungs-Bommiffion nicht beigetreten wird, durch Ple— 
narbeichluß erfolgen. Gegen dieſe Enticheidung der Regierung fteht dem Reclamanten 
der in einer Präclufiofrift von ſechs Wochen nad dem Empfange der erfteren bei dem 
Yandrathe einzugebende Recurs an den Finanzminiſter offen. 

B. Die klajfıficirte Eintommenfteuer. 

Diefelbe wird gleichmäßig um ganzen Staate von allen Einwohnern, deren geſamm— 
tes Einfommen die Summe von 1000 Thlrn. überfteigt, von den Einwohnern mahl- 
und fchlachtfteuerpflichtiger Orte jedoch unter der Beſchränkung, daß jedem Steuerpflid: 
tigen jährlih die Summe von 20 Thlm. für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und 
Schlachtſteuer in Anrechnung gebracht wird, und nur der nad) dieſem Abzuge übrigblei- 
bende Steuerbetrag zur Einziehung geftellt wird, erhoben. 

1) Befreit von der Mlaffifieirten E. find nur die Mitglieder des Königl. Hauſes und 
des Hohenzollernichen Fürſtenhauſes. 

2) Die Veranlagung erfolgt leviglih nad Maßgabe des Geſammteinkommens, wel- 
ches dem Steuerpflichtigen aus Grumdeigenthum, aus Capitalvermögen oder aus Rechten 
auf periodiſche Hebungen oder auf Vortheile ivgend welder Art, aus dem Ertrage eines 
Gewerbes oder irgend einer Art gewinnbringender Beſchäftigung zuflieht. Die Berüdjic- 
tigung aller Tonftigen Verhältniſſe des Stenerpflichtigen ift ausgeichlofjen, und Steuerpflid: 
tige von gleichem Einkommen aber ungleichen jonftigen Berhältniffen find unbedingt in 
diefelbe Steuerftufe einzufchägen. Ber der Veranlagung find jedoch binfichtlich der verſchie— 
denen Arten des Einkommens folgende Grundſätze zu beachten. Die auf dem Grundbeſitz 
ruhenden Yaften und Steuern, ingleichen die Zinfen für hypothekariſch eingetragene oder 
andere Schulden werden in Abzug gebracht ; bei Berehnung des Einkommens aus nicht 
verpachteten Befigungen ift der un Durchſchnitt der legten drei Jahre Durch Die eigene 
Bewirthſchaftung erzielte Neinertrag zu Grunde zu legen. Hinfichtlich des Einkommens 
aus dem Gapitalvermögen bilden die zugefiherten Dahreszinfen oder Renten Das zu be 
ftunmende Einkommen; geben dieſe Zinſen nicht regelmäßig unverkürzt ein, oder unterlies 
gen fie wie bei Dividenden jührlihen Schwankungen, jo ift der für Das vorbergegangene 
Jahr gezahlte Betrag in Anſchlag zu bringen ; die auf diefem Einfommen etwa ruhenden 
Schulden reſp. deren Zinfen werden abgezogen. Was endlich Das aus Handel, Gewerbe 
oder irgend einer fonftigen Art gewinnbringender Beſchäftigung herrührende Einkommen 
betrifft, So find feftftehende derartige Einnahmen, wie Gehalte von Staats- und Ge— 
meindebeamten, mit dem vollen Betrages, unter Hinzurechnung des Werths der Dienſtwoh— 
nungen und Dienftländereien, unter Abzug der auf Grund geſetzlicher Berpflichtungen zu 
leiftenden Penſions⸗ und Wittwencafjenbeträge und der Entſchädigung fir den Dienftauf 
wand, zur Berechnung zu ziehen, wogegen ſchwankende Einnahmen diefer Art nach dem 
Durchſchnitt der drei legten Jahre zu veranfchlagen find, wobei ald Ausgaben außer der 
üblichen Abſetzung für jährliche Abnugung von Gebäuden und UÜtenfilien, nur jolde un 
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Abzug gebracht werden dürfen, welche behufs der Fortführung des Handels oder Gemerbe- 
betrieb8 u. |. w. in dem bisherigen Umfange gemacht worden find, mithin nicht ſolche 
Ausgaben, welche ſich auf die Betreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und des 
Unterhalts feiner Angehörigen beziehen, oder welche in einer Capitalanlage zur Erweiterung 
des Geſchäfts oder zu Berbefferungen aller Art beitehen. 

Der Yahresbetrag der E. beträgt im Allgemeinen drei Procent. Jedoch erfolgt die 
Einſchätzung auch hier nad Steuerftufen, im Ganzen 30, welde um jo weiter auseinan= 
derrüden, je höher Das zu befteuernde Einfommen fteigt, und je ſchwieriger daſſelbe 
daher ganz genau zu ermeffen ift. Dieler Spielraum beträgt in den drei erſten Stufen 
je 200 Thlr., in den ſechs folgenden Stufen je 400 Thlr., in der vorlegten Stufe 
40,000 Thlr., die lette Stufe begreift alles Einkommen über 240,000 Thlr. Nur der 
Marimalfag jeder Stufe entfpriht dem vollen Steuerfage von 3 Procent, der Jahres: 
betrag der teuer kann aljo 3 Procent niemals überfteigen ; der erften Stufe von 1000 — 
1200 Thlm. entſpricht der Steuerfag von 30 Thlrn., der zweiten Stufe von 1200— 
1400 Thlrn. entipriht der Steuerfag von 36 Thlen., der letten Stufe von 240,000 
und darüber entipriht der Steuerfag von 7200 Thlrn. 

3) Behufs der Einſchätzung zur Haffificirten E. wird alljährlid für jeven Tandräth- 
lichen Kreis, ſowie für jede zu einem Kreisverbande nicht gehörige Stadt, unter dem 
Vorfig des Landraths oder eines bejondern von der Bezirföregierung zu ernennenden 
Commiſſars eine Commilfion gebildet, deren Mitglieder von der Kreis- beziehungsweiſe 
Gemeindevertretung zu eimem Drittheil aus Mitgliedern vderfelben, zu zwei Drittheilen 
aber aus den einfommenfteuerpflichtigen Einwohnern des Kreifes oder der Stadt gemählt 
werden; bei der Wahl ver Iettern iſt Darauf zu ſehen, daß die verichiedenen vor— 
handenen Arten des Einkommens aus Grundeigenthum, Capitalbefig und Gewerbe— 
betrieb ꝛc. möglichft gleihmäßig wertreten werden. Die Commiffion foll zwar jedes 
läftige Eindringen in die Bermögens- und Eintommensverhältniffe der einzelnen 
Steuerpflichtigen vermeiden, hat jedoch das Recht, von den Verhandlungen der freiwilligen 
Gerihtöbarfeit und den Hypothekenbüchern Einfiht zu nehmen. Die Beihlüfje werden 
nah einfacher Stimmenmehrheit gefaßt: Dem Borfigenden fteht ein Stimmrecht nur 
im Falle der Stimmengleihheit der übrigen Commiſſiqusmitglieder zu. 

Gegen die Entſcheidungen diefer Einſchätzungscommiſſion gebührt ſowohl dem Steuer- 
pflichtigen eine Reclamation, als aud dem VBorfigenden eine Berufung an die Bezirkscom— 
miſſion. Diefe wird für jeden Negierungsbezirt, reip. für die Stadt Berlin unter 
dem Borjig eined nom Finanzminifter zu ermennenden Regierungeommiſſars, regelmäßig 
des Negierungspräfidenten, in demfelben Verhältniß wie die Einfhägungscommifjionen aus 
im Bezirke wohnenden Mitglievern der Provinzialvertretung und aus Einkommenfteuer- 
pflichtigen des Bezirks zuſammengeſetzt, und von der Provinzialvertretung gewählt. Bes 
hufs Prüfung der von den Steuerpflichtigen angebrachten Neclamationen hat die Bezirks— 
commilfion die der Einſchätzungscommiſſion nicht zuftehende Befugniß eine genaue Feſt— 
ftellung der Vermögens- und Einfonmensverhältniffe des Neclamanten zu veranlafjen, 
und zu diefem Behuf das Recht, Zeugen, äußerſten Falls eidlih durch das betreffende 
Gericht vernehmen zu laſſen, dem Reclamanten beftimmte Fragen über feine Vermögens- 
und Einfommensverhältniffe vorzulegen, beziehungsmeife ihn sub praejudicio aufzufor- 
dern, die in feinem Beſitz befindlichen Urkunden, Pachtcontracte, Schuldverſchreibungen, 
Handlungsbiücher zur Einficht vorzulegen, endlich den Neclamanten zur Erklärung an Ei- 
desſtatt über die in Betreff ſeines Einkommens von ihm felbit gemachten Angaben auf: 
zufordern, Bei Erörterung der von dem Borfigenden der Einſchätzungscommiſſion eingeleg- 
ten Berufungen ftehen den Bezirkscommiſſionen Lediglich dieſelben Befugniſſe wie den Ein- 
ſchätzungscommiſſionen zu. 

Gegen Die Enticheidungen der Bezirfscommilfionen findet ein Recurs (mie bei der Klaf- 
fenfteuer gegen die Entſcheidung der Regierung an den Finanzminifter) nicht ftatt ; Diele 
Enticyeidungen find endgültig ; der Finanzminiſter hat feinen Einflug auf den Ertrag die— 
jer Steuer. 
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Lit: 3. ©. Hoffmann, Die Lehre von ben Steuern mit befonderer Beziehung auf den 
preuß. Staat, Berl. 1840, ©. 152 fi. (insbefondere über die ältere Klafjenfteuer von 1820). 
Kries, Ergebnifie der preuß. E. und Vorſchläge zu ihrer Verbeſſerung; Ztiſchr. für die gef. 
Staatsw. Jahrg. XI. 1555. S. 361 ff. (insbefondere über das Zuftandelommen des gegenwär— 
tigen Gefeges). Naſſe, Bemerkungen über das preuß. Steuerfuften, Bonn 1861 (insbeſondere 
Borichläge zur Reform, namentlich binfichtlich der Veranlagung durch Bergleihung mit dem 
engl. Verfahren). Kries, Grundzüge und Ergebniffe der engl. E.; Ztichr. für Die gef. 
Staatsw. Sabre. X. 1854, ©. 199 fi, 497 ff. (jehr lehrreiche Darftellung des a Spitemß). 
Naffe, Ueber die Reformen im brit. Steuerweien feit der Wiedereinführung der E.; Ziſchr. f. 
die aef. Staatsw. Jahrg. X. 1854, ©. 48 f; Engel, Ueberfiht des Sollauflommens an 
birecten Steuern im * Staate für das Jahr 1866; Ztſchr. d. ſtatiſt. Büreaus 1866, ©. 298 ff. 
Engel, Die Ergebniſſe der Klaſſenſteuer, der klaſſ. E. u. ſ. w. im preuß. Staate; Ztſchr. d. 
ſtatiſt. Büreaus 1868, ©. 25 ff. Seutrupp, Das Geſetz, betr. die Einführung einer Klaſſen- 
und klaſſ. E. mit den darauf bezüglicen Minifterial - Inftructionen und Referipten und mit 
Noten verfeben, Halberft. 1862, ſeitdem öfter (reiches Material zur Entſcheidung praft. Fragen). 
Literatur über das Finanzwefen des preuß. Staats; Beiheft zum Staatsanzeiger. November 
1867. ©. 37. 39. Ernit Meier. 


Einguartierungslaft. I. Einleitung. Im Gemäfbeit des A. 61 der Ber 
fafjung des Nd. Bundes follte in dem ganzen Bundesgebiete die gefammte preufifche Mi— 
litärgeſetzgebung, ſowohl die Geſetze jelbft, ald die zu ihrer Ausführung, Erläuterung und 
Ergänzung erlafjenen Reglements, Inftructionen und Reſcripte, namentlich auch die Be- 
ftimmungen über Einquartierung, Servis- und Verpflegungsweſen ungefäunt eingeführt 
werben. 

Die Bundesverordnung vom 7. November 1867 (Bundesgeleßblatt Jahrg. 1867. 
©. 125) erhob demgemäß zu Bundesgejegen insbejondere Das Allgemeine Regulativ über 
das Servis⸗ und Einquartierungswelen vom 17. März 1810 und die dazu ergangenen 
Ergänzungen, Abänderungen und Erläuterungen, (nämlıh den $. 10 zu a und b des Gef. 
über die Einrichtumg des Abgabenwefens vom 30. Mai 1820, die Gabinetsordres vom 
21. Aug. 1821 und vom 18. Juli 1834, den Erlaf vom 7. Mat 1857) ſowie das 
Edict über die Aufhebung der Naturalfourage und Broplieferung vom 30. Oct. 1810 
nebft den abändernden Beftimmungen des Reglements über die Naturalverpflegung der 
Truppen im Frieden vom 13. Mai 1858. 

Eine durchgreifende Neform ger Gſgb. über Einguartierungs= und Servisweſen war 
aber in Preußen jhon lange als ein dringendes Bedürfniß anerkannt. Insbeſondere ent- 
behrte das Servis-Regulativ vom 17. März 1810 klarer und beftimmter Grundfäge 
über die Fundamente des Einquartierungswelens, hatte deshalb zu vielen Zweifeln in der 
Praris Veranlafjung gegeben, und war außerdem in feinen wejentlichen Beziehungen ver— 
altet, indem es weder zu dem inzwiſchen gänzlich veränderten VBerwaltungsorganismus 
namentlich im Gebiete der Communalverwaltung paßte, noch den Quartierträgern eine 
nach Mafgabe der gegenwärtigen Verkehrs- und Preisverhältniffe irgendwie genügende 
Entihädigung gewährte. Auf Grund der in Preußen bereits ftattgefundenen Vorarbeiten 
erfolgte demgemäß unterm 2. April 1869 eine Borlage an den Reichstag. Dieſelbe er— 
fuhr im Anſchluß an einen zweimaligen Commilfionsbericht eine eingreifende Beratbung 
und tiefgehende Umgeftaltung. Das Ergebnif ift das Geſetz, betreffend die Quartier 
leiftung fir die bewaffnete Macht während Des Friedenszuftandes vom 25. Juni 1868; 
nebft drei als integrivende Theile des Geſetzes zu betrachtenden Beilagen, dem Regulativ 
für die Quartierbedirfniffe der bewaffneten Macht, dem Servistarif und der Klaſſenein— 
theilung der Orte (Bundesgefegblatt Jahrg. 1868 ©. 523 ff.). Unterm 31. Decbr. 1868 
ift ſeitens des Kanzlers des Nd. Bundes und des Kriegsminiſters eine ausfübrlihe In— 
ftruction zur Ausführung des Geſetzes ergangen, und durch Allerhöchſten Erlaß von dem: 
felben Tage genehmigt worden (Bundesgeferblatt Jahrg. 1869 ©. 1 ff.) 

I. Das verpflidtete Subject. Unter der Herricaft des Servisregu— 
lativs von 1810 war diefe Frage im böchiten Grade controvers, indem man auf der 
einen Seite der biftoriichen Entwidelung des Einquartierungsweſens gemäß eine jelbftändig 
beftehende Berpflihtung der Garnilonsftädte in dem Maße behauptete, daß dieſe obne 
jede Betheiligung des Staatd die daraus erwachſenden Koften zu tragen hätten, während 
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man andererſeits ſoweit ging, dem Staate die fragliche Verpflichtung nicht nur principiell, 
fondern auch thatlächlih in dem Sinne aufzulegen, daß eine Naturalquartierleiftung ſei— 
tend der Staatdangehörigen nicht verlangt werden fünne. 

Gegenwärtig ift nun zunächſt die E. als eine öffentliche Laſt anerkannt. Wie 
die Unterhaltung der Armee überhaupt dem Bunde obliegt, und die Aufbringung 
der für diefelbe nöthigen Mittel von allen Bundesangebörigen gemeinfam zu tragen ift, 
jo fol es auch mit der Fürſorge für die räumliche Unterbringung der bewaffneten Macht 
fih verhalten. Wenn die Nichtigkeit dieſes Grundfages materiell auch in der urfprüng- 
lichen Regierungsvorlage anerfannt war, und nirgends Widerſpruch fand, fo erfolgte doch 
die ausdrüdlihe Anerkennung deijelben an der Spite des ganzen Geſetzes erſt auf den 
Antrag der Commiſſion. Man verfannte jedoch zu gleicher Zeit nicht, daß es völlig 
unmöglich jein würde, dem Bunde die Herftellung befonderer Vorkehrungen für die räume 
liche Unterbringung der Truppen tbatfählih in vollem Maße aufzulegen, daß ihm viel: 
mehr die Berechtigung zufteben müſſe, eine Gewährung von Naturalquartier feitend ber 
Bundesangehörigen zu verlangen. 

In der Enwägung, daß es für die Bundesgewalt mißlich fein würde ohne alle Ver— 
mittlung mit den einzelnen Bundesangebörigen binfichtlih der Naturalquartierleiftungen 
in directen Napport zu treten, hatte die Vorlage des Bundespräfidiums ganz bejtimmt 
die Gemeinde refp. den Gursbezirt zum Träger der E. dem Bunde gegenüber bingeftellt. 
Sowohl die Commiſſion als aud) der Reichstag haben es jedoch für bedenklich erachtet, eine 
derartige Verpflichtung der Gemeinden zu conftituiren, da man befürchtete, daf, wenn dem 
Yunde in Den Gemeinden ein potenter und zur Peiftung von Anfprücen in weiterm Um— 
fange befühigter Träger der E. erwachſe, die Folge eintreten fünme, daß der Bund mit 
dem fiscalifchen Kaſernenbau innehalten, dagegen die Gemeinden zur Anlage von Kaſernen 
drängen und ſomit eime völlige Ueberwälzung der fraglihen Verpflichtung auf Die 
Gemeinden herbeiführen würde. Vielmehr hat man fich bei der pofitiven Feſtſtellung von 
der bisherigen thatlähhlihen Handhabung des Einquartierungsweſens leiten laſſen. 
Bisher hat die Militärgewalt überall da, wo ſich Gelegenheit zur Unterbringung 
von Truppen fand, das Recht zur inguartierung in Antpruch genommen. Die Ber: 
pflihtung richtete fich wefentlich nach der Möglichkeit. Und dieſe Marime ift auch Die 
theoretiſch richtige, denn wenn der Staat oder der Bund, der principaliter zur eignen 
Einrichtung genügender Unterkunftsmittel für die Armee verpflichtet it, ſich nach Yage ſei— 
ner Finanzen oder wegen des unbeftimmten Wechſels der Truppen auf Märſchen over in 
Gantonnirungen genöthigt fiebt, freinde in Privatergenthum ſtehende Baulichkeiten in An- 
ſpruch zu nehmen, jo fann über den Umfang diefer auferordentlichen Berechtigung nur die 
Möglichkeit ihrer Befriedigung enticheiden. 

Die Bundesgewalt und insbejondere das Ermeſſen des Bundesfeldherrn wird jedod) 
in den meiften Fällen fih nur darauf erftreden können, die Beftimmungen binfichtlich der 
E. im Ganzen zu regeln, insbefondere den einzelnen Ortichaften die Garnilonen zuzuwei— 
fen und die allgemeinen Diepofitionen über die Märiche und Cantonnements der einzel- 
nen Truppentbeile zu treffen. Dagegen würde e8 nicht durchführbar fein, wenn man der 
Bundesgewalt auch die Ipecielle Unterfuhung über die Zulänglichteit der einzelnen Bau— 
lichkeiten umd die directe Zumeifung der Mannichaften am die einzelnen Quartierträger 
übertragert wollte. Hier tritt vielmehr die Gemeinde ergänzend ein, indem die gefammte 
Untervertheilung der E. den commmmalen Organen übertragen worden ift. Im Allgemei— 
nen werden die Grundſätze, mach welchen die Vertheilung der Quartierleiftungen in jedem 
Gemeindebezirk erfolgen, durch Gemeindebeſchluß oder durch ein Ortöftatut beſtimmt, 
für deren Erlaß die für Einführung von Gemeindefteuern vworgeichriebenen Formen maß: 
gebend find, und bis zu deren Zuftandefommen die bisher für die betreffende Gemeinde 
geltenden Vorſchriften über die Vertheilung der Quartierleiftungen in Kraft bleiben. Das 
Statut kann auch Fetiegungen über Aufbringung von Gemeindezufchüfen zu den Quarz 
tierentjchädigungen oder über ſonſtige Geldausgleihungen enthalten. Durch Ortsftatut 
lann auch feftgejegt werden, daß in allen oder in beftinmmt bezeichneten Fällen die einzu= 
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guartierenden Truppen in gemietheten Quartieren untergebracht und in welcher Weile die 
dadurch entjtehenden Koften aufgebradyt werden follen. Uebrigens wird in allen Ort: 
ſchaften, welche mit Garniſon belegt werden follen, der Umfang der Quarlierleiftungen 
durch Kataſter beftimmt, welche alle zur Einquartierung bemugbaren Gebäude unter 
Angabe ihrer Yeiftungsfähigfeit enthalten müfjen, und von dem Gemeindevorftande all: 
jährlich aufgeftellt werben ; über Neclamationen entjcheivet endgültig die obere Verwaltungs: 
behörde. Im Allgemeinen find die Gemeindevorftände, reſp. die Beſitzer der felbftändigen 
Gutöbezirte die regelmäßigen Organe der Untervertheilung; in den Stäbten kann jedoch 
die geſammte Verwaltung des Einquartierungswejens einer aus Mitgliedern deö Gemeinde: 
vorftandes und der Gemeindevertretung, oder einer aus letteren und aus won der Ge 
meindevertretung gewählten Gemeindemitgliedern ebilveten Deputation (Serwisdeputation) 
übertragen werden. Endlich für die Yandfreiie es analogen Berbände derjenigen Bun— 
desftaaten, welche Kreis- oder ähnliche Bezirkövertretungen haben, regeln Commiſſionen, 
welche aus dem Landrath, Amtshauptmann ꝛc. und zwei Mitgliedern der Kreiöverfamme 
lung bejtehen, die Grundfäge und Ausführung der allgemeinen Bertheilung der Einquar: 
tierung auf den betreffenden Kreis. 

Die Beſchwerdeinſtanz iſt verſchieden regulirt, je nachdem die Beſchwerdeführung von 
dem Verpflichteten oder dem Berechtigten ausgeht. Wenn nämlich der Berechtigte über 
‚mangelhafte oder nicht vollſtändige Quartierleiſtung ſich beſchwert, Jo liegt dem Gemeinde: 

vorftande reſp. der vorgeſetzten Communal—- Aufſichtsbehörde die endgültige ſofortige Ent: 
ſcheidung ob. Beſchwerden ver Verpflichteten dagegen fünnen nur unter Concurrenz 
diefer Behörden und der Truppenbefehlshaber zum Austrage gebracht werden. Diele 
Berichiedenheit hat infofern in den Verhältniſſen ihren Grund, als Beſchwerden ſeitens ver 
Truppen in der Kegel, insbeſondere auf Märſchen, eine ſchnelle Entſcheidung erheiſchen, 
wogegen Beſchwerden der Duartierträger der Natur der Sache nach eine umftändlicere 
Erörterung zulaffen, und in manchen Fällen wohl auch erfordern. 

III. Der Umfang der Einquartierungslaft. Die Quartierleiſtung begreift 
im Allgemeinen nur die Fürſorge für die räumliche Unterbringung der bemaffneten Macht, die 
Beſchaffung von Wohnungen und jonftigen Gelaffen. Zur bewaffneten Macht im dieſem 
Sinne find zu rechnen die Truppen des Nd. Bundes und der mit ihm zu Kriegszwecken ver: 
bündeten Staaten, nebjt dem Heergefolge. Im Einzelnen tft zu fcheiden zwiſchen dauerndem 
und vorübergebendem Quartierbedürfniß; jenes bezieht fich auf Garniſonen und auf Canton 
nement3 von längerer ald jechömonatlicher Dauer, dieſes auf fürzere oder unbeſtimmte 
Gantonnements bei Märjchen und GCommandos ; jenes begreift nur Quartier für Mann— 
ſchaften vom Feldwebel abwärts und Stallung für Dienftpferde, dieſes außerdem auch 
noch Quartier für Offictere umd Beamte, Stallung für. die von denfelben mitgeführten 
Pferde, ſoweit für diejelben etatsmäßig Nationen gewährt werden, und das erforderliche 
Gelaß für Geſchäfts-, Arreft und Wactlocalitäten. Während alſo in der Garnilon 
und bei längeren Cantonnirungen die Officiere und Milttärbeamten gegen Bezug des etatd- 
mäßigen Serviſes ihr Quartier ſelbſt zu beichaffen haben, und auch die Geſchäfts-, Ar: 
veit= und Wachtlocale fiscaliich zu beichaffen find, jo ift bei fürzern Cantonnirungen diefe 
Selbitbefhaffung für ausführbar nicht erachtet. Hinfichtlich der Mannfchaften bejteht die 
unbedingte Pflicht zu Quartierleiſtungen auch in Garniſonen. 

Der Umfang der Leiſtungen im Detail wird durch Das dem Gelege sub Litt. A. 
anliegende Nequlativ für die Uuartierbevürfniffe der bewaffneten Macht nach Maßgabe 
des Raumbedürfniſſes, der Belchaffenheit des Naumes, der Duartierausftattung und der 
Stallung auf das Genauefte beftinmt. 

IV. Die Entſchädigung. Da zur Fürforge für die räumliche Unterbringung der 
Truppen principiell Der Bund verpflichtet ift, To kann fich derſelbe auch der Forderung 
nicht entziehen, für die Naturaleinguartierung eine volle und ausreichende Vergütung zu 
gewähren, damit nicht Die E. ihren Charakter als eine öffentliche, von allen Bundes: 
angebörigen gemeinlam zu tragende Yaft verliere, und durch eine ungenügende Entſchädigung 
auf einzelne Klaſſen oder Perſonen abgewälzt werde. 
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Die nach dem bisher geltenden Sewisregulativ vom 17, März 1810 feitgefegte 
Entihädigung war aber jchen feit lange Gegenftand der dringendften Beſchwerden gewor— 
den, ſowohl Hinfichtlich der Tariffäge jelbit, als aud der Klafjeneintheilung der Ortſchaf— 
ten. Im Folge deſſen ift bereitö im Jahre 1864 für die älteren Yandestheile eine ums 
fallende Expertife angeftellt, um nad) Maßgabe der veränderten Preife und mit Nücjicht 
auf die verfchiedenen örtlichen Verhältniſſe die Entſchädigung neu zu veguliven. Nach Erwer- 
dung der neuen Provinzen und nad) Einführung der preuß. Gſgb. im ganzen YBundes- 
gebiete hat jicd Das bejtehende Mifwerhältnig dadurch noch fühlbarer gemacht, daß in ein— 
zelnen diefer Gebiete der bisherige Sarg erheblich höher war, als in Preußen. Bei der 
neuen Feltftellung im Gef. vom 25. Juni 1868 konnte man fich num aber andererjeits 
nıht verhehlen, daß der plögliche Uebergang zu einer nach heutigen Begriffen genügenden 
Entihädigung Summen erfordern würde, an deren Aufbringung nicht füglich gedacht wer: 
den fönne, und daß man ſich deshalb im ber Unmöglichkeit befinde, das als richtig aner= 
fannte Princip jofort rückſichtslos zu vealifiven. Die dem Gelege beigefügte Tarifirung 
enthält Daher Lediglich eine Annäherung an die principiell richtige Methode der Entſchä— 
digung, womit man ſich für jegt um jo mehr begnügen kann, als vom Jahre 1872 ab 
ſowohl der Tarif (Anlage sub Litt. B.) wie aud die Klafjeneintheilung der Orte 
Anlage sub Litt. C.) einer allgemeinen alle fünf Jahre zu wiederholenden Re— 
viſion unterliegen ſollen und außerdem die Verfegung der Orte aus der niedern 
Kaffe in eine höhere dem Bundespräſidium unter Zuftimmung des Bundesraths 
überlafjen if. Die Erhöhung der Entſchädigung beträgt gegenwärtig etwa 50—100 
Procent; die Gefammtjumme der Erhöhung, wie ſolche bereits im Bundesmilitäretat von 
1868 ausgeworfen war, beläuft ſich auf etwa 19, Millionen, von welcher Sunme jedod) 
etwa der Dritte Theil zur Aufbeſſerung der Servisentſchädigung für Officiere, 
welche jich als Selbſtmiether Quartier verfchaffen müſſen, verwendet worden ift. Uebri— 
gens iſt noch zu beachten, daß gegenwärtig eine Unterjcheidung von Sommer- und Win- 
termonaten in den Tarif aufgenommen it, und der Sommerjervis gegen die Säge von 
1810 nur unbedeutend erhöht ift, was um jo mehr ins Gewicht füllt, ald die Quar— 
tierleiftungen, wenigftens ſoweit fie vorübergehender Art find, vorzugsweiſe in die Som— 
mermonate fallen. Belondere Beſtimmungen gelten noch zu Gunften der von den jähr- 
lichen Artillerie = Schiegübungen betroffenen Orte. 

V. Die Einqguartierung während des Krieges. Bon dem Tage ab, an wel— 
dem die Armee auf Befehl des Königs mobil gemacht wird, tritt die Verpflichtung des Landes, 
reſp. des Bundes zu erhöhten Yeiftungen ein. Dahin gehört insbefondere die unentgelt- 
Ihe Gewährung des Naturalquartierd ſowohl der mobilen als der nicht mobilen Trup- 
pen, auf Märſchen und in Cantonnirungen, jedoch fünnen dann auch die Forderungen der 
Uuartierbedürfnifje nicht in dem Umfange geltend gemacht werden, wie zu Friedens— 
zeiten mamentlih muß bei Durchmärjchen, in engen Gantonnements und in belagerten 
Feſtungen Das Militär ſich mit demjenigen begnügen, was nah Maßgabe der 
Orts: und jonftiger Verhältniſſe angewieſen werden kann, und was die Quar— 
tierwirthe zu gewähren vermögen. Außer dem unentgeltlichen Naturalquartiev muß wäh— 
rend des Krieges aud die Naturalverpflegung auf Märchen und in Gantonnirungen in— 
Joweit gewährt werden, als fie nicht aus Magazinen ftattfinden kann, jedoch letzteres nur 
gegen Entſchädigung. Endlich wird noch die Ueberweifung von disponibeln oder leerſte— 
benden Gebäuden zur Anlegung von Magazinen und Yazarethen, ſowie derjenigen Räum— 
lichkeiten, welche für Wachen x. erforderlih find — ohne Entſchädigung — verlangt. 
(Gef. vom 11. Mat 1851 betr. die Kriegsleiftungen und deren Vergütigung $. 1. $. 3 
Nr. 1. 8. 20. 8. 19. $. 9. 8. 3. Nr. 3.) 

Lit.: Das Gefeß, betr. die Duartierleiftung für die bewaffnete Macht während des Frie— 
denszuftandes vom 25. Juni 1668. Aus den Materialien erläutert, Berl. 1569. 

Ernft Meier. 

Einreden. Ueber den Begriff der E. als neuer pofitiwer Gegenbehauptungen 
. Bd. I ©. 289. Im Diefer Allgemeinheit iſt verfelbe jedodh nur für das Pro— 
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cefrecht von Bedeutung. Im einem engeren Sinne ſpricht das materielle Recht von E. 
Hier verfteht man unter E. die rechtliche Macht, ein an ſich vorhandenes Klagerecht durch 
Berufung auf eme ſelbſtändige Thatfache (indirect) zu entkräften, alſo ein Einrederecht. 
Nah Savigny’8 weitverbreiteter Yehre hat diefer engere materielle Begriff im Röm. R. 
feine formelle Verförperung in den exceptiones gefunden, durch deren Einfchaltung in 
die formula die ipso iure begründete intentio derjelben umwirffam gemacht wurde, 
Andere find indeljen, und wohl mit Necht, der Meinung, daß die exceptiones nicht zur 
Geltendmachung folder Einrederechte überhaupt, ſondern nur derjenigen beftunmt geweſen 
feten, welche der ‘Prätor gegenüber dem ius eivile berücfichtigen wollte (Gai. IV. 166. 
1. 3. $. 1. D. de peec. const. 13. 5. Krüger, Gonfumtion $. 5.). Jedenfalls iſt die 
Erception ald ein vom Einrederecht verſchiedener, formeller Begriff heute veraltet und mit 
ihr eine Reihe von Unterjcheidungen zwiſchen exceptio in factum und in jus concepta, 
zwiſchen exceptio doli generalis und specialis u. |. w. Dagegen iſt die E. im mate 
riellen Sinne auch heute noch unterſcheidbar von einer Nichtigkeit des gegneriſchen Rechts 
an ſich. Denn ein nichtiges Recht (z. B. aus einem durch vis absoluta zur Stande ge: 
brachten Geichäft) kann nur durch neuen Eintritt der vechtöerzeugenden Thatſachen bes 
gründet werden, während ein mit einer E. behafteter Auſpruch (3. B. aus einem durdh 
Drobung abgenöthigten Veriprechen) ſchon durch Wegfall der E. feine volle Kraft zurüch 
gewinnt. intheilungen der Einvederechte werden gemacht nach ihrer actiwen und paſſiven 
Zuftändigfeit in rei und personae cohaerentes 1. 7. D. de exceptt. 44. 1. ımd m 
entweder in rem oder in personam secriptae 1. 4. $. 33. D. de doli exe. 44.1. 
Doch ift die E. im materiellen Sinn überhaupt von geringerer Wichtigkeit, als Die Dei 
Procefrechts : theils weil hier jede foldhe, um Berückſichtigung zu finden, für ven, welder 
fie aufftellt, eine Beweispflicht mit fich bringt, theils und beſonders, weil für verichiedene 
Arten derielben ungleiche Procefregeln gelten. In letterer Seaicbung it vor Allem wid: 
tig 1) Die Unterſcheidung von dilatorifchen und peremtoriſchen E., je nachdem Ziel und 
Wirkung einer E. darin befteben, nur die gegenwärtige oder aber jede Geltendmachung Ds 
gegneriſchen Anſpruchs ausuſchließen. Beide Wirkungen ſind möglich ebenſo wohl auf 
Grund von materiellen als auf Grund von Proceßrechtsregeln (3. B. die exceptio litis 
pendentis wirkt dilatoriſch, die E. der Berfpätung peremtorifch), und ebenſo wohl bei Eins 
rederechten (ſ. die eben genannten) als bet directen Angriffen auf die Klage (exceptio non 
rite — processus, praescriptio fori find dilatoriſch, Beiſpiele von peremtoriſchen 
1. Bd. J. S. 288.) Daher erſtredt ſich dieſe Unterſcheidung nicht wie mitunter gelehrt wird, 
blos auf die E. im materiellen Stun, jondern auf alle neuen Gegenbehauptungen. In der 
proceljualifchen Verhandlung wurden nach Juſtin., Can, und älterem deutjchen R. die 
Dilatorifchen (werzögerlichen) E. vor der Einlaſſung auf die Klage jelbit (Litisconteſtatien 
und die peremtoriichen (zevftörlichen) erſt nach derjelben gefondert worgebracht und beur— 
theilt. Nach der duch ven J. R. A. allgemein eingeführten Eventualmarime Dagegen 
müſſen dilatoriiche, rein bejtveitende und peremtorische Auslaſſungen vereinigt werden; 
und nur der Unterſchied beiteht noch, daß die evften, wenn fie als gerechtfertigt erfannt 
find, eine Losſprechung nicht von der Klage (absolutio ab actione), jondern von Der 
Inſtanz (absolutio ab instantia) oder was daſſelbe bedeutet, eine Zurückweiſung „ange 
brachter Maßen“ („zur Zeit‘, „won bier”) und damit eine Vernichtung Der vorläufig 
aus der Klagebehändigung entiprungenen Wirkungen zur Folge haben. Eine Ausnabme 
von der Eventualmarıme bilden jedoch die og. forideclinatoriichen oder gerichtsablehnen: 
den, d. i. Diejenigen dilatoriichen E, welche ſich auf den Gerichtsftand oder Die Berlon 
des Nichterd beziehen. Die Vorſchützung einer ſolchen nämlich befreit einſtweilen von der 
Verpflichtung, fich eventuell auf die Hauptfache ſelbſt einzulaflen, und wenn fie ich als 
unbegründet erweift, jo gilt der Verklagte nicht al8 contumax, fondern wird nur zur Einlal: 
fung verurtheitt. J. R. 4.8. 37. a. E 8.40. Ebenſo verhält es fih im preuß. R. mit 
ſechs beftimmten E nad $. 5. Verordn. v. 21. Juli 1846. — Nicht zu verwechſeln bier: 
mit iſt 2) der Begriff der ſog. procefbindernden Einreden (litis ingressum impedientes. 
Dahin gehören nad c. 1. in VI. de L. C. 2. 3. die E. der res iudicata, transacta, 
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fo wie alle peremtortichen, welche ſofort Tiquide gemacht werden. Und die Wirkung derſel— 
ben befteht darin, daß ohne Unterfuchung des Klagegrundes die Klage zurückgewieſen wer— 
den muß. Allein diefe Wirkung kommt ihnen eben nur kraft ihrer Piquidität zu. Sind 
fie dagegen nicht fofort zu erweiſen, jo tt der Verklagte nunmehr nicht noch berechtigt, 
feine Einlafjung auf die Sache felbft nachzuholen, jondern mit allen andern E. präclu— 
dir. Endlich 3) werden noch unterfchteden privilegirte und nicht privilegirte E., indem 
man unter jenen ſolche verfteht, welche zwar ſchon der Klage gegenüber begründet waren, 
aber vermöge bejonderer Vorſchrift auch noch nad) eingetvetener Rechtskraft des Urtheils 
in der Erecutionsinftanz angebracht werden dürfen. Es gilt dies von den exceptiones 
SCti Macedoniani und Velleiani 1. 11. D. ad SC. Mac. 14. 6. 1. 8. $. 2. D. ad 
SC. Vell. 16. 1. und nad Anficht Vieler auch von der exc. compensationis J. 2. C. 
de comp. 4. 31. 

Quellen: Zit. D. 44, 1. de exceptionibus ete. C. 8, 36. I. 4, 13. X. 2, 25. Lib. 
VI. 2, 12. Clem. 2, 10. eod. 

Hauptihriften: J. A. M. Albrecht, Die Erceptionen des gem. deutſchen Civ.Pre., 
1835. Savigny, Syftem, V. $$. 226 —228. O. Bülow, Die gehre von den Prozeßein— 
reden. Gießen 1868. Ed. 

Einſchließungsſtrafe (custodia honesta) ift die mildefte Art der Freiheits— 
ftrafe, die feine Schmälerung der Ehre, feinen Zwang zu beftimmten Arbeiten, jondern 
nur Beauffichtigung der Beichäftigung und Lebensmweile des Gefangenen mit fi führt. 
Sie wird meift in Feltungen verbüßt und fümmt befonders bei politischen Verbrechen um 
Falle mildernder Umftände und beim Duell vor; jo Preußen $. 13. 63. 65. 66. 68. 
74. 76. 78. 164. 166. 168. 169 umd Nd. Bundesftrafgefeg 88. 17. 81. 83. 
35—90. 92. 94— 107. 201—203. 205. 206. Baiern läßt Feſtungs- (Einfchliegungs-) 
ftrafe eintreten unter Berüdfichtigung der Bildungsftufe des Verbrechers, feiner bürgerlichen 
Berhältnifje, der bejonderen Thatumftände oder zu Grunde liegenden Geſinnung 4. 19. 25, 
Bürtemberg A. 2 d. Gef. v. 13. Auguft 1849 wegen bejonderer Umſtände des 
Verbrechens und bisheriger Ehrenhaftigfeit des Uebertreterd, Baden $. 52. bei Ver- 
breden, wo weder Eigennug, noch eine ſchändliche Gefinnung zu Grunde liegt; Sachſen 
endlich geftattete fie bei Civilperſonen nur im Wege der Begnadigung A. 19. Ebenfo 
Thüringen. Hannover U. 23 nannte fie Staatsgefängniß. Die dem Namen nad 
ähnliche Strafe des franz. R. reelusion ift völlig von ihr verſchieden. 

Lit.: Hepp, Das Strafenfoften des neuen Entw. eines Str.®.B. für Würtemberg, Hei⸗ 
delb. 1836, ©. 42 ff. — Wick, Ueber Ehrenſtrafen und Ehrenfolgen ber Verbrechen und Strafen 
(1845), Roftod 1853, ©. 225. — Gegen eine ſolche Parallel» oder Surrogatftrafe Nöllner, 
Das Verbältnif der Str.Gfgb. zur Ehre der Staatsbürger, Frankf. 1846, ©. 68, 64. 

Teihmann. 

Einfteigen. Das. E in ein (bemohntes) Gebäude oder den dazu gehörigen 
umſchloſſenen Hofraum oder aud (Preußen, Nd. Entw.) einen jonftigen umſchloſſenen 
Raum, um daſelbſt zu ftehlen, bilvet einen dem Einbruch nahe verwandten und im We— 
ientlihen unter den gleichen Normen ftehenden Auszeihnungsgrund des Diebitahls. 

Unter dem €. ıft zu verftehen das Eindringen über Dächer, Mauern oder andere 
Umfriedigungen oder durch Fenfter, Kellerlöcer oder andere zum Eingange nicht be— 
ſtimmte Definungen. Einige fordern, daß die letteren „über oder unter” der Erde feien 
(Preußen, Heſſen). Wo ſich eine derartige Einſchränkung nicht findet (Baiern), da ſcheint 
das enticheidende Gewicht nicht auf die Gefährlichkeit des Thäters oder der That, ſondern 
auf die Mifachtung des Willens gelegt zu fein, welcher betreffenden Deffmungen ihre 
Veftimmung gegeben hat. 

In Betreff der Frage, in welcherlei Räume dies Eindringen erfolgt fein müſſe, 
treten in den Gefegen die gleichen Verſchiedenheiten hervor, wie beim Einbruch. 

Ein bloßes Auffteigen an den Einfriedigungen derjelben zum Herauslangen von 
Sachen ſtellt den Auszeihnungsgrund nicht her (vergl. indeß Wirrtemberg). Ebenfo 
wenig ein Auffteigen oder Ueberfteigen innerhalb der fraglichen Räume. — Das E. muß 
Stehlens halber erfolgt fein. 
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Baden fordert ein E. ſolcher Art, daß der Eingeſtiegene im Falle der Betretung 
nicht leicht entfliehen konnte. — Thüringen Einſteigen zur Nachtzeit. 
Im Uebrigen |. den Art. „Diebſtahl“. Merkel, 


Einftellungsbeichluß ift der gerichtliche Collegialbeſchluß auf geführte Vorunter— 
ſuchung, daß fein Hauptverfahren ftatthaben jol. Nicht alfo wird damit der immerhin 
mit Gründen belegte Entſchluß der Staatsanwaltichaft bezeichnet, ein wor ihr ſchwebendes 
Ermittlungsverfahren nicht weiter zu verfolgen, noch auch der nach manchen Geſetzen zus 
läſſige Beichluß, bei unbekannt gemwordenem Aufenthalt mit der Fortfegung des Haupt: 
verfahrens inne zu halten ; denn im erften Fall fehlt, ſelbſt im Fall der Verhaftung, 
dem Gericht die Befugniß zu jelbftändiger fachlicher Beſchlußfaſſung, tm zweiten Liegt eine 
bereit8 zugelaflene Anklage vor. Anders wenn von der Staatdanwaltichaft, der Antrag 
auf „Vorunterſuchung“ geftellt, demſelben ftattgegeben, und das Borverfahren nad der 
Anficht des Unterfuchungsrichters geſchloſſen iſt. Hier hängt die weitere Verfolgung nicht 
lediglich vom Ermefjen der Anflagebehörve ab; die aus 3 Gerichtsmitgliedern beſtehende 
Rathskammer hat darüber Beſchluß zu faſſen; fällt derjelbe auf Verweiſung vor das 
Schwurgericht aus, fo ergeht nach vielen Gefegen noch ein zweiter Beſchluß des ober: 
gerichtlichen Anklagefenats. Dede der beſchließenden Gerichtsbehörden kann die Einftellung 
bejchliegen, fer es wegen fehlender formeller Borbedingungen der Beſtrafung — mangels: 
den Strafantrages des Verlegten u. dergl. — ſei es wegen der materiellen Sadjlage: 
alſo weil ein gefegliher Strafausfchliefungsgrund für erbracht erachtet wird : Unzurede 
nungsfähigkeit, Nothwehr u. dgl, — ſei e8 endlich — und das ift der häufigſte Fall — 
weil die ermittelten Verdachtsgründe nicht für hinreichend zur Ueberführung angefeben 
werden. Die Verfolgung kann als „zur Zeit” unftatthaft bezeichnet werden ; im Grunde 
indeß trägt jeder E. dieſe Clauſel in fih. Auch da, wo Nichtfchuld für hinreichend be- 
wiefen — bleibt eine Aenderung der Beweislage denkbar. Der E. erlangt daher 
nur eine bedingte Rechtskraft. Er hindert die Faſſung eines Anklagebeſchluſſes, ſobald er 
auf die bisher angeſtellten Ermittlungen ſich ſtützen fol. Der Grundſatz ne bis 
in idem verliert aber feine Wirkſamkeit, jobald neue Ermittlungen erfolgt und nidt 
ohne alles Ergebniß geblieben find. Sobald der neuen Prüfung nene thatjüchlice 
Grundlagen gegeben werden, ift ein neuer Beſchluß zu faffen, der allerdings wiederum 
auf Einftellung geben kann. Geht er auf Anklage, jo hängt die Anfechtbarfeit durch den 
Angeklagten von den gejeglihen Beſtimmungen über Anflagebeichlüffe ab. Gegen den 
E. an fich hat derjelbe fein Rechtsmittel; nur ift häufig vorgefährieben, daß ihm Nad: 
richt von demfelben — dem Tenor, nicht den Gründen — gegeben merde. Auch dein 
Denuncianten ift fein Nechtsmittel geftattet, fondem nur der Staatsanwaltichaft und ven 
etwa ſonſt zur Anklage berechtigten Behörden oder Perfonen. Stützt fich die Beſchwerde 
auf Rechtspunkte, jo kann fie ſchließlich bis vor den höchſten Gerichtshof gebracht werden. 
Stutzt fie fih auf That- insbefondere Beweisfragen, fo pflegt mur eine Beſchwerde bei 
dem zweiten Inſtanzgericht zugelaffen zu fein, jo daß deſſen Einſtellungsbeſchlüſſe nur 
aus Kechtögründen anfechtbar bleiben. Zur Erhebung der Beichwerde pflegt Die präclu— 
ſwiſche zehntägige Anmelvefrift vorgefchrieben zu fein, welche fich für Appellation und 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe findet; allein jene ift darum nicht etwa dieſen 
Rechtsmitteln gleich zu ftellen. Der Bejchwerderichter hat freiere Hand. Er ift nament: 
lidy für die Beurtbeilung der Thatfeite nicht am die Gründe gebunden, welche jic aus 
dem E. erjehen laſſen und der Kegel nach nicht fehlen dürfen. Er prüft die Gejammt: 
lage der Sache nach dem Acteninhalt, den er ergänzen laffen darf, Der Tenor lautet 
bald: „daß das weitere Verfahren einzuftellen“, bald: „Daß der NN. wegen (Mordes ıc.) 
außer Verfolgung zu ſetzen.“ Hier erinnert er am die ältere Special= dort an die General: 
Unterfuchung, und fo unterichied bis 1857 die öfterreichtiche Gſgb. zwiſchen Ablaſſungs— 
(Special=) und Einftellungsbeihluß. Dort ift am Harften erfennbar, daß der heutige E. ſich 
an die ältere absolutio ab instantia anſchließt, doch mit dem für den Verdächtigen 
wichtigen Unterjchiede, daß ihm die Unterfuhungsfoften nicht auferlegt werden. Auf der 
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andern Seite iſt dem Verlangen nach Schadenerfag wegen erlittener Unterfuhungshaft 
lediglich auf Grund eines E. von der GEſgb. feine Berechtigung zuerfannt. 

Yit. u. Gfab.: Geyer, Bemerkungen über die Abichaffung d. absol. ab instantia in 
Oefterreih in v. Holtzen dorffs Str. R ätg.. 1568, ©. 124 f. Seſterr. Gef. vom 15. Novbr. 
1557. Preuß. Berorbn. vom 3 Ian. 1849 $. 47. Gef. vom 3. Mai 1852 U. 63; neue Pro— 
vinzen Verordn. vom 25. Juni 1967 8. 80 f. Str. Pre.O. Baden (1563) $$. 206, 303. Thür. 
Nov. (1554) 8. 35. Bremen (1864) 8. 357 f. Schaper. 

Einſtimmigkeit im Schwurgericht wird in Braunſchweig ſeit 1849, — neuer: 
dings bei einer dem Angeklagten nachtheiligen Beantwortung von Thatfragen auch in 
Oldenburg, - von Alters ber in England erfordert, vorübergehend und mobdificirt in 
Frankreich. Form und Weſen ift bei der Erörterung zu fcheiden ; denn aud da, mo der 
Wahrſpruch auf Schuld nur in der Form: „mit mehr als 7 Stummen‘ abgegeben wer: 
den darf, beruht er häufig auf E& Wird einigermaßen vorfichtig mit der Erhebung von 
Anflagen vorgegangen, jo it es eine große Seltenheit, daß Die Meinungen einander 
Ihroff gegenüber ftehen : ſchuldig — nichtichuldig. Dagegen kommt es jehr häufig vor, 
daß die Anfichten über das Gewicht der Verdachtsgründe auseinandergehen. Die Bes 
weirsverhandlungen fördern regelmäßig eine große Menge von Einzelheiten zu Tage, auf 
deren Prüfung, Erwägung und Berbindung für jeden Geſchwornen die Bildung feines 
perlönlichen Urtheils beruht. Auf den weiten, oft einander Ereuzenden Wegen, welche aus 
der Gegenwart — der Verhandlung — zurüdführen jollen auf die Vergangenheit, in 
deren Schooße die Wahrheit der That begraben Tiegt und begraben bleibt, kann das prü— 
fende Urtheil des Einen leicht da eine Lücke finden, wo der Andere nad feiner Erfahrung 
die Brüde keineswegs abgebrochen fieht. In der Berathung hat ſich nun die Meinung 
des Einen oder des Andern als die allgemeingültige zu bewähren. Nicht Wahrheit iſt 
das hierbei erreichbare Ziel, jondern nur Ueberzeugung. Deren Werth wiederum beruht 
auf der erprobten Nichtigkeit ihrer Borausfegungen und der darauf gejtügten Schlüfje, 
feineswegs auf der Zahl der Perfonen, die fie theilen. Volkesſtimme ift heutzutage eben jo 
wie allezeit oft genug die Stimme des Beelzebub (Lynch-Juſtiz). Die Gründlichkeit der 
Berathung ift e8 demnach, auf welche es bei der Lölung der Schuldfrage ankommt, 
gleichwiel ob Geſchworne oder Richter ſprechen. Wird diefelbe mehr gefördert, wenn für 
den Wahrſpruch — einfache oder %, — Stimmenmehrheit oder wenn E. verlangt 
wird ? Liegt bei vorfichtiger Anklageerhebung die Meinungsverſchiedenheit weientlich darın, 
daß die Einen Ueberzeugung, die Andern nur Verdacht, jene alfo jubjective Gewißheit, 
dieſe nur Wahricheinlichkeit hegen, jo wird bei der Forderung der E. Die Minderheit der 
Mehrheit ſich anzufchliegen geneigt fein, weil es für Alle demüthigend bleibt, wenn fie 
ihre Aufgabe nicht Löfen, ſondern weggeſchickt werden, und der Angeklagte Befjerer warten 
muß. Der VBerfuh, die Mehrheit mitzureißen, wird faum oft mit Nachorud unternommen 
und verfolgt werden. Sollte dafiir fein Beleg in den Klagen Tiegen, welche in England über die 
Verurtheilungen Unſchuldiger geführt und von competenten Urtheilern in nicht ganz wenigen 
Füllen für begründet erachtet find, dergeſtalt, daß nah Mitter maier nicht —*— nur 
durch die angeſtrengten Bemühungen des Richters, Sheriffs, der Gefängnißbeamten die 
Unſchuld von Verurtheilten an den Tag gebracht und die Hinrichtung Unſchuldiger auf 
Grund von formrichtigen, aber ungerechten Wahrſprüchen verhütet worden ? Wird durch 
die Form der Stimmenmehrheit die Gründlichteit der Berathung mehr geſichert, als 
durch die formelle Forderung der Stimmeneinhelligkeit, ſo kann es auch nicht richtig ſein, 
wenn behauptet wird, daß nur dieſer ein erfennbares Princip zu Grunde liege. 

Lit u. Gſgbe: Zacke, Ueber Beſchlußfaſſung in Verſammlungen, 1867, $. 23; aus der 
dort citirten Yit., bef. Heinze, Die E. des Juryverdicts, Goltdammers Ar. Bd. 13 S. 616 f. 
Bd. 14, ©.3f. Goltdammers Ach. 12, 9. 441 f. Biener, Das engl. Gefchw.Ger., 
1. ©. 299 f. Mittermaier, Das engl.» fchott. x. Str.Berf., ©. 525. Zahartä, Handb. 
des deutfchen Str.Berf., $. 159. Braunfhweig, Str.PreDd. 8. 142— 43. Walded, Gef. 
vom 14. Juni 1950 $. 119. Oldenburg, Gef. vom 10. Septbr. 1868. 

Schaper. 
Einzelhaft heißt diejenige Art der Freiheitöftrafe oder der Haftvollftredung, ver— 
möge welcher die Gefangenen von einander abgelondert und einzeln in Zellen verwahrt 
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werden. Ihre Entftehung verdankt die E. der in der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
beginnenden Gefängnißreformbewegung. Der Gedanfe jelbft, daß Einfamfeit und Abjon- 
derung zur fittlihen Wiedergeburt des Verbrechers beitragen kann, war von herorragen: 
den Männern auögelprochen worden, ehe man in Pennſylvanien zuerft die Verwirklichung 
eines darauf begründeten Planes unternahm. Insbeſondere hatte aud Howard in fer- 
ner berühmten Schrift: Ueber den Zuftand der engliichen und continentalen Gefängniſſe 
1777 auf die VBortheile der E. hingewielen. Die erjten Anfänge ihrer Durdführung 
finden fih in der Anftalt von Philadelphia, welde im Jahre 1791 eingerichtet ward. 
Danadı bezeichnet man die E. in der erften Zeit vielfach ald das pennſylvaniſche Shftem. 
Zu den Eigenthümlichfeiten derſelben gehörte, daß man den Verbrecher von allem menide 
lichen Verkehr abionderte, und, damit er deſto mächtiger zur veligtöfen Betrachtung und 
Neue angeregt werde, auch ohne alle Beichäftigung und Arbeit ließ. Anfangs allgemein 
gepriefen, zeigte fich Das ältere pennſylvaniſche Syſtem fehr bald unzulänglich für ven 
Strafzweck der Beſſerung ımd im höchſten Maße gefunpheitsgefährlih. Als man in 
Pennſylvanien zu Erbauung zweier neuer Strafanftalten ſchritt, melde im zweiten Jahr— 
zehnt dieſes Jahrhunderts vollendet wurden (Western Penitentiary 1827 und Eastern 
Penitentiary 1829), begriff man Die Nothwendigfeit, von dem älteren Syſtem erhebliche 
Abweihung zu ftatuiren. So entftand das neuere pennſylvaniſche Syſtem der E., von 
dem älteren dadurch unterſchieden, Daß es nur Die Gefellichaft der Mitgefangenen dem 
Verbrecher verlagte, ihn aber gleichzeitig dem erziehenden Einfluß der Gefängnißbeamten po 
ſitiv unterwarf und überdies auch zu Arbeitsleiftungen in der Zelle anbielt. Gegen das Jahr 
1829 war der geichichtliche Ausbildungsprocei diefer amerikaniſchen E. im Wejentlichen voll: 
endet. Bald tarauf ward fie der Gegenftand eingehendfter Berichterftattung von Seiten ber: 
jenigen, welche von europäiſchen Regierungen abgefendet, oder durch wiſſenſchaftlichen Eifer ge: 
trieben von Europa aus dieſe neuen Strafeinrichtimgen befichtigten. Als muftergültiger Bericht 
über den damaligen Zuftand der amerikanischen Gefängnifje galt allgemein das Werf von de 
Beaumont und de Tocqueville du systöme penitentiaire aux Etats Unis et 
son application en France (ind Deutſche überjegt von Julius, welden die preußiſche 
Regierung nad Amerika entjendet hatte). Weſentliches hat fich ſeitdem in der trans— 
atlantiichen Geburtsftätte der E. nicht verändert. Die legten Nachrichten über die jetigen 
Einrichtungen und die in neuefter Zeit gemachten Erfahrungen enthält das nachſtehende, 
von der New-Yorker Gefängnißgelellihaft herausgegebene Wert: E. C. Wines and Th. 
Dwight, report on the prisons and reformatory of the United States and Ca- 
nada, Albany 1867. 

In den europätfchen Gſgbb. begann man, dem Berlangen der Gefängnißreformfreunde 
nachgebend, die Einführung der E. trog der damit verbundenen finanztellen Opfer 
ſeit 1840 allgemein ind Auge zu fallen. Eine Reihe ausgezeichneter und praktiſch erfab- 
rener Männer, von der Unhaltbarfeit der älteren Gefängnißeinrichtungen überzeugt, ver: 
focht in einer nach und nach ins Unermeßliche wachienden Yireratur die Vorzüge der €. 
Wir nemen: Julius, Mittermaier, Ducpetiaur, Suringar, Füßlin, 
VBarrentrapp. Unter den zuerft erbauten Strafanftalten gelangten zu europäticher Be— 
rühmtheit: Pentonville in Yonden, Bruchjal in Baden — Moabit bet Berlin — Chri— 
ftiania. Eine ausführlichere Gejchichte der Gefängnißreform und eine Schilderung der 
technischen, zur Durchführung der E. gehörigen Anftalten gehört nicht hierher. Nur je 
weit die Vollſtreckung der Freibeitsftrafen und das Verhältnig der E. zur Strafgeick 
gebung in Betracht kommt, iſt hier das Weſentliche mitzutheilen. 

Mit Nücdficht auf die äußere Einrichtung untericheidvet man gegenwärtig die og. 
reine E. von der modificirten. Er fragt ſich nämlich, ob es für den Begriff und das 
Weſen der E. ſchlechthin unerläßlih ift, den Gefangenen bei Nacht und Tage, zu jeder 
Stunde und während aller ihm obliegenden Functionen von jeinen Genoffen getvennt zu 
halten. Eine ftrengere Anficht, welcher die Einrichtungen in Bruchſal, Moabit, Kopenba- 
gen und in Belgien entfprechen, erachtet e8 für unerläglich, daß das gegenſeitige Erfennen 
der Sträflinge mit allen Mitteln verhindert und jeder Verkehr abjolut geiperrt werde: 
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daher beſondere Anſtalten der Iſolirung auch für den Gottesdienſt in der Kirche, während 
des Schulunterrichts, in ſog. Spazierhöfchen für die Bewegung im Freien; daher ferner 
die jog. Schilomügen zur Maskirung der Geſichtszüge, wenn Gefangene ihre Zellen zu 
verlaffen genöthigt find. Bei ſog. modificirter E. legt man hingegen nur darauf Gewicht, 
daf die Sträflinge bei Nachtzeit und während ihrer täglichen Arbeit in der Zelle unbe 
dingt von einander getrennt werden, während man der Abjperrung während des Gottes- 
dienftes und des Spaziergehens feine jonderliche Bedeutung beimißt. Der hervorragendfte 
Vertreter diefer zweiten Anficht war der Strafanftaltspirector Hoyer in Bechta ; außerdem 
ielbftwerftändlich auch die Reihe Derjenigen, welche überhaupt einer andem Richtung auf 
dem Gebiete der Gefängnißreform 3. B. dem jog. irifchen oder progrejjiven Syſtem ans 
gehören FT. Progreſſivſyſtem. Im England bat man ſeit längerer Zeit begonnen, die 
uriprünglicy auf „reine E. berechneten baulichen Anftalten hinterher wiederum zu entfernen. 

Eine zweite Streitfrage bezog fi) darauf: ob der Staat nach dem bisherigen Ent- 
widelungsgange der Dinge berechtigt je, die E. im adminiftrativen Wege einzuführen, 
oder ob die Vollſtreckung einer Freiheitsftrafe nach dem Syſtem der E. den Charakter der 
Strafe, ſoweit veränvert, daß derjelbe in weientlihen Stüden umgeformt ericheine. Im 
böchft unflarer Formulirung der Streitpunfte ftritt man meiftentheil® darüber, ob die E. 
im Verhältniß zur alten Gemeinfchaftshaft von den Gefangenen ftrenger oder gelinder 
empfunden würde. Die entjchteden richtige Methode aller europätichen Gigbb. ging davon aus, 
daß die E. als eine ftrenger und intenfiver wirkende Freibeitsitrafe anzufehen jet und des— 
wegen bei ihrer allgemeinen Durchführung Towohl eine Reduction der Strafdauer im 
Verhältnig zur Gemeinſchaftshaft in der Gſgb. als aud eine Abfinzung der Strafvoll- 
firedung während des Uebergangsftadiums für Diejenigen eintreten müfje, welche der E. 
vorzugsweile unter gleichzeitiger Concurrenz der Gemeinjchaftshaft unter den Strafvoll- 
ftredungämitteln unterworfen werden. In der Yiteratur vertreten u. a. Mittermatier, 
Ducpetiaur und der Unterzeichnete Die Anficht, daß ſowohl ein Gejeg zur Ausführung 
der E. als auch eine Verkürzung der Haftdauer für Einzelhaftsgefangene im Vergleich zu 
Gemeinichaftsgefangenen nothwendig je. Bon der berrichend gewordenen Anficht und 
allen gejetsgeberiichen Vorgängen abweichend war das Verfahren der preußiſchen Regierung, 
welche (im Widerſpruch mit der Auffaſſung des Abgeordnetenhauſes die E. in adminiftras 
tiver Weife, ohne geſetzliche Ermächtigung und ohne Abkürzung der Haftbauer einfach 
an Stelle der alten Gemeinihaftshaft treten ließ, indem fie davon ausging, daß die E. 
als eine Erleichterung erſcheine. Wenn aber überhaupt eine Freiheitsftrafe Durch die Art 
ihrer Bollftredung eigenthümlich charakterifirt wird, jo muß man jedenfalls jagen, daf fie, 
gleihwiel ob im einzelnen Fall milder oder ftrenger als eine Gemeinichaftshaft von glei= 
der Strafvaner, doch als weſentlich verjchteden von anderen Haftformen betrachtet werden 
muß, und deswegen entweder als eine bejondere Strafart vom Gefetgeber behandelt 
oder als eime geſetzlich zu ordnende Vollftredungsweife beftimmter Freiheitöftvafen, wie 
z. B. der Gefängniß- oder Zuchthausftrafe aufgenommen werden muß. Da mun jede 
mit Einfperrung und Zucht verbundene Freiheitsitrafe in E. durch die Verurtheilten vers 
büßt werden kann, fo iſt e8 offenbar richtiger, die E. nicht als eine Strafart für ich, 
jondern vielmehr als einen Vollſtreckungsmodus für die einzelnen Strafarten, fo lange eine 
Mebrheit nebeneinander befteht, zu behandeln, für deſſen Durchführung theils (mad) der 
Natur der vwerbrecheriichen Handlung) geſetzgeberiſche Vorausbeſtimmung, theild (nad) der 
Natur des verbrecherifchen Individuums) der erfennende Strafrichter, theils (nad den 
während der Strafvollitredung Telbit an der Perſon des Schuldigen gemachten Wahrneh- 
mungen) die Verwaltungs- und Gefängnigbehörden die nähere Beltimmung an die Hand 
geben können. 

In der Mehrzahl der europätjchen Staaten iſt das Verhältniß dieſer drei Fae— 
teren: Strafgeſetz, Strafurtbeil und Gefängnißverwaltung näher durch allgemeine Nors 
men geordniet worden, wobei indeſſen dem Richter meiſtentheils feine Wahl zwiſchen den 
verſchiedenen Modalitäten der Strafvollitrefung gelaffen ift, die Gefängnißbehörden 
hingegen an beſtimmte Vorſchriften im woraus gebunden find. AS das Richtige 

v. Holgendorff, Rechtslexikon 1, 22 





338 Einzelhaft. 


muß auch im der That angeſehen werden, daß bei der Vollſtreckung nicht alles in das 
bloße Ermefjen der Verwaltung geftellt werde, obwohl es nicht an Solchen fehlt, 
welche Die Auswahl der verſchiedenen Haftweifen und deren Verhältniß zu einander ganz 
und gar dem Gutdünken der Gefängnifdirectoren zu überlaſſen wünſchen. Die objective 
Bafis der E. wird überall eine einfache fein: das Strafgefeg, welches ihre Zuläſſig— 
feit oder Nothwendigkeit im Allgemeinen erflärt, die (meiſtentheils außerhalb oder neben 
den Strafgefegbüchern gegebenen) Vollſtreckungsgeſetze, welche dieſe oder jene Haftart 
näher bejtimmen und im Vergleich zu andern abgrenzen, die von der höchſten Staats: 
gewalt auögehenden Strafvollzugsverordnungen zum Zwecke einer einheitlichen An- 
wendung der Berwaltungsregeln und endlich die og. Hausordnungen, die fid) auf die 
eigenthümlichen Berhältnifje jeder einzelnen Anftalt mitbeziehen und theilweife auf directo 
rialer Anordnung beruhen können. 

Eine der jchwierigiten und beftrittenften Angelegenheiten der Strafvollftredung beziebt 
ih) auf die Dauer der E im zeitlicher Hinfiht. Auch hier find, allgemein betrachtet, 
drei Möglichkeiten ind Auge zu fallen. Entweder es bleibt der Gefängnigverwaltung 
überlafien, ob und für wie lange Zeit fie E. als geeignete Behandlungsmethode anwen— 
den will, jo daß fie in jedem Augenblicke zwiſchen E. und Gemeinſchaftshaft zu wählen 
befugt ift (fo bisher in Sachſen und Preußen). Oder die Gſgb. beftimmt, daß alle over 
gewiſſe Freiheitsſtrafen ohne Rückſicht auf deren zeitliche Dauer, von der fürzeften bis zur 
längften in E. verbüßt werden jollen oder dürfen (Defterreich. Entw. von 1867). Oper 
drittend das Geſetz beſtimmt eine Marimalgvenze, über welhe E. hinaus regelmäfig 
nicht vollftredt werden jol. Nach diefer dritten Auffaſſung wird entweder Die längere 
Dauer über die einmal geſetzte Grenze hinaus vom Willen des Sträflings abhängig ge 
macht (jo in Baden und nad) dem Nd. Strafgefegentwurfe) oder geradezu unterfagt. Bon 
ven bier kurz erwähnten Möglichkeiten finden die beiden erften nur jelten Vertheidiger. 
In Wirklichkeit wird die die dritte Geftaltung der Dinge als die in den Str.Gfgbb. bie: 
ber ausichlieglid gegebene und in der Yiteratur weitaus winjchenswerthere zu bezeichnen 
jein. Alle europätfchen Gſgbb., welche die E. in ihre Strafvollzugsapparate aufgenommen 
haben, gehen davon aus, daß fie am zwedmäßtgften für die kürzeren Freiheitsſtrafen an: 
zumenden jei und daß bei langen Freiheitsſtrafen ihr eine Marimalgrenze zum Schu 
des Gefangenen gegen nachtheilige Einwirkungen und Gefundheitöftörungen worgezeichnet 
werden müſſe. 

In Belgien und Holland befteht theils auf Grundlage königlicher Verordnungen, 
theils (in Holland) gejeglih eine Miarimalgrenze von einem Jahre, über welde aber 
in dem großen belgiichen Zellengefingnig von Löwen ausnahmsweiſe hiuausgegangen 
wird; in Norwegen (Chriftiania) 4 Jahre, in Schweden 1Y/, Jahre, in Dänemart 31; 
Jahre, in Baden (nach dem Gef. vom 6. März 1845) 6 Jahre, nad deren Ablauf 
der Gefangene in Gemeinihaftshaft zu verſetzen ift, falls er nicht das Verbleiben in der 
Zelle ſelbſt wünſcht. Diefer Termin bezeichnet die längfte Frift, welche in Deutſchland 
bisher der E. geftedt wurde. Im dem jechzehnjährigen Zeitraum von 1848 bis 1864 
hatten indefjen nur 47 Sträflinge über 6 Yahre hinaus E. erduldet. Uriprünglich nur 
auf Männer und auf die Zuchthausftrafe berechnet, ift in Baden fpäterbin die E. auch 
auf Frauen und die Arbeitshäufer ausgedehnt worden. In Baiern führte das Gef. vom 
10. November 1861 die E. für Gefängnifftrafe von 2 Monaten bis zu 5 Jahren ein, 
unter Verkürzung der auf gemeinfame Haft berechneten Friften um */,, jo daß alio bei 
diejem Maßſtab die däniſche Frift von 3°/, Yahren ſich ald Marimalgrenze erweiſt, 
überdied fann der Sträfling bei gutem Verhalten ſchon vor Ablauf jenes Termins in 
Gemeinſchaftshaft vwerfegt werden. Welche von diefen verfchiedenen Grenzbeftimmungen 
als die richtige bezeichnet werden joll, kann an diefer Stelle nicht weiter unterfucht wer: 
den, Erfahrung und Beobachtung, Nattonalität, fociale Entwidelungsftufen, körperliche 
Zuftinte und Alter kommen daber in Betracht. Im Allgemeinen fann man als die ge 
genwärtig vorwiegende Richtung diejenige bezeichnen, welche die langen Friſten der E. als 
ungeeignet und gefährlich betrachtet. Daraus ergibt fi, daß die E. für lang dauernde 
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Strafen mehr und mehr den Charakter eines Anfangsſtadiums in der Vollſtreckung ans 
nimmt; während bei furzen Gefängnißftrafen die Verbüßung der Geſammtdauer in E. 
allgemein iu neuerer Zeit anempfohlen wird. Abgeſehen von ihrer Eigenſchaft als Mo— 
dus des Strafvollzuges bei Freiheitsentziebungen farm übrigens die E. noch vortommen : 
als Disciplinarftrafe für gefährliche, widerjpenftige oder die Hausordnung verlegende Ge— 
fangene und als ein Abjonderungsmittel für ſolche Unterfuchungsgefangene, von denen 
eine Gollufion zu befürchten ſteht. Hier und da wird es überdies für zweckmäßig erach— 
tet, auch die Unterfuchungsgefängniife ganz allgemein nach den Grundfägen der E. ein— 
zurichten. Das Nd. Strafgeſetzbuch erklärt E. für zuläffig bis zur Dauer von 3 
Jahren. Ein Strafvollftredungsgefeg wird das Weitere ordnen mülfen. 

Lit: Mittermaier, Die Gefängnißverbeflerung, insbefondere die Bedeutung und Durch— 
führung der E. im Zufammenhang mit dem Belferungsprincip nah den Erfahrungen der ver- 
ſchiedenen Strafanftalten, 1855. Derielbe, Der gegenwärtige Zuftand der Gefängnißfrage 
mit Rüdficht auf die neueften Yeiftungen der Gſgb. und Erfcheinungen über Gefängnigeinrichtung 
mit befonderer Beziehung auf E., 1560. — Ducpetiaux, Des conditions d’application du 
Systeme de l’imprisonnement separe, 1857. — v. Holtendorff, Geſetz oder Berwaltungs- 
marime, 1861. — Füßlin, Die E. nad fremden und fehsjährigen eigenen Erfahrungen, 
1555. — Hänell, Spften der Gefängnißlunde, 1866. — B. Zugſchwerdt, Bollzug ber 
Freibeitsitrafe, 1566. — Bruun, Ueber die Vollziehung der Strafarbeit, nebft amtlihem Be— 
ritt Über den Zuftand der dänischen Strafanftalten während des Zeitraumes vom 1. April 1863 
bis zum 31. März 1869. Unter Mitwirkung des Berf. aus dem Dänifchen überfett und mit 
einem Borwort verfehen von Elvers, 1570. — Geſchichtl. Nachweiſungen über die Entftehung 
ver E. in Clay, The Prison Chaplain, 1561. v. Holkendorff. 

Eifenbahngeießgebung. I. Einleitung. Wie aud die Frage zu beantworten 
jein mag, ob die Anlage und der Betrieb der Eifenbahnen beifer in den Händen des 
Staats oder in denen von Privaten ſich befinde, was eben eine volkswirthſchaftliche 
und feine juriftiiche Frage ift, jo kann doch darüber fein Zweifel beftehen, daß unter 
allen Umftänden eine ftaatlihe Cimwirkung auf das Eiſenbahnweſen ftattzufinden bat. 

Eine ſolche Einwirkung Tiegt im Weſen des Staatd und ift mur die neue Anwen— 
dung längit anerkannter Grundſätze, wonach der Staat im Intereſſe der allgemeinen 
Wohlfahrt, des Handeld und Verkehrs, über alle in feinem Gebiete belegenen öffentlichen 
Straßen und Transportanftalten — und die Eifenbahnen find eine Miſchung von öffent- 
lihen Strafen und Transportanftalten — eine Oberherrſchaft ausübt. 

Dieſe Eijenbahnhoheit des Staats beruht theild auf Gefegen, Verordnungen und 
allgemeinen Erlaſſen, theils auf Conceſſionsurkunden, theils auf Staatsverträgen. 

In Preußen bildet das Gef. vom 3. November 1838 betreffend die Eifenbahn- 
unternebmungen noch immer die Grundlage ; daſſelbe ift jedoch auf einzelnen Punkten durch 
ipätere Normen modificirt und ergänzt, möbelondere durch Das H.G.B. ſowie durch das 
Geſetz vom 3. Mat 1869 und hat neuerdings durch die U. 41-47 der Berfaffung 
des Nd. Bundes eine ziemlich tiefgreifende Umgeftaltung erfahren. Es ift zwar auf Hohen— 
zollern nicht ausgedehnt — vielmehr hat für dieſes Gebiet das Gefeg vom 1. Mat 1565 
die Anlage von Eijenbahnen befonders geregelt —, dagegen durch die Verordnung vom 
17. Auguft 1867 mit Ausnahme der Durch die Yandes= oder Bundesgeſetzgebung bereits 
bejeitigten Normen und mit Ausnahme der Beſtimmungen über das Exrpropriationsrecht 
in die 1866 neu erworbenen Yandestheile eingeführt. 

II. Die Anlage Die ftaatlihe Conceſſionirung zerfällt nad preußiſchem Recht 
in drei verſchiedene Acte. Der erfte derielben iſt die Landesherrliche Genehmigung des 
Unternehmens im Allgemeinen ; dieje ift abhängig von einer Prüfung der Nüglichkeit, der 
technischen Ausführbarkeit, der Zulänglichteit der angenommenen Koſten, der landespolizei- 
lichen Rückſichten, der entgegenftehenden etwaigen Privatgerechtfame, der particuläven Intereſſen, 
der Solidität der Unternehmer, des Zufammenhangs mit den Eiſenbahnſyſteme über: 
haupt; die Prüfung erfolgt auf Grund der dem Gonceffionsantrage beigefügten Pläne und 
ſonſtigen Borlagen auf Beranlafjung des Handelsminiſters zunächit Durch die Provinzialbehör= 
den (Oberpräfident und Negierungen), dann durch das gelammte Staatsminifterium ; die 
Königliche Genehmigung umfaßt die Bildung einer Geſellſchaft behufs Ausführung des 
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Unternehmens mit einem beſtimmten Actiencapital, die Ausführung des Baues nach 
erfolgter Beſtätigung des Geſellſchaftsſtatuts, und die Anwendbarkeit der geſetzlichen 
Beſtimmungen über Erpropriationen auf das genehmigte Unternehmen (Inſtr. v. 30. Nov, 
1838 ; v. Kamp, Annalen XXI, 210). Der zweite Act ift die landesherrliche Bes 
ftätigung des umter den Aetienzeichnern vereinbarten Statuts ; bis dahın beſtimmen ſich 
die Berhältniffe der Gejellfchaft und ihrer Vertreter nady den allgemeinen geſetzlichen Bor: 
Ichriften über Gefellihafts- und Mandatsverträge; Durch die Beitätigung des Statuts wer: 
den der Gefellichaft Die Rechte einer Corporation oder einer anonymen Geſellſchaft ertbeilt; 
die Genehmigung des Statuts ift abhängig von dem Nachweife des gezeichneten Actien— 
capital®, und won der weſentlichen Feſtſtellung des Baupland. Das Statut wird durch 
die Geſetzſammlung publicrt, wobei die landesherrliche Genehmigung zur Anlage voran- 
zuftellen ift. (Ueber die Form und den Yuhalt des Statutenentwurfs, insbeſondere aber 
Die Rechte und Pflichten des VBorftandes und über die Auflöfung der Gefellichaft, vgl. das 
Gef. vom 9. Nov. 1843 über die Actiengelellibaften, da die Actiengeiell: 
ſchaften die einzigen Privateifenbahnunternehmer find. Für Handelögefellichaften iſt zwar 
an Stelle dieſes Geſetzes das H.G.B. und die Beitimmung des A. 12 des Ein 
führungsgeleges vom 24. Mat 1861 getreten, und durch Gef. vom 15. Februar 1864 
find die Vorſchriften des HGB. über Handelsactiengelellichaften mit gewiſſen 
Modificationen aud auf alle anderen Actiengeſellſchaften ausgedehnt, Doch bleiben die Eifen- 
babngelellichaften trotzdem als Gorporationen beſtehen). Dev dritte Act ift die Geneh- 
migung der Bahnlinie in ihrer vollftändigen Durchführung durd alle Zwiſchenpunkte, 
der Gonftruction der Bahn und der amzınvendenden Fahrzeuge; Diele erfolgt durch den 
Handelsminiſter. Der Handelsminifter hat aud nach vorgängiger Vernehmung der 
Geſellſchaft die Friften zu beſtimmen, in welchen die Anlage Fortiäreiten und vollendet 
werben fol, und kann für deren Einhaltung ſich Bürgſchaften beſtellen Laffen. Im Halle 
der Nichtvollendung binnen der beftinnmten Zeit bleibt vorbehalten, die Anlage, jo wie fie 
liegt, für Rechnung der Gefellichaft unter der Bedingung zur öffentlichen Verſteigerung 
zu bringen, daß diefelbe von, den Ankäufern ausgeführt werde. Es muß jedody den 
Antrage auf Berfteigerung die Beſtimmung eimer ſchließlichen Frift ven ſechs Monaten 
zur Vollendung der Bahn vorangehen (preuß. Gef. SS. 1.3. 4. 21.) 

Der ftaatlihen Conceſſionirung iſt jet eine Gonceffionirung durch den Nd. Bund 
an die Seite getreten. Diejelbe erfolgt jedoch nicht jeitend der Executive, jondern nur fraft 
eined Bundesgeſetzes, welches ſich namentlich audy auf die Verleihung des Erpropriationg: 
rechts erftveden Toll; dieſelbe bezieht ſich jedodh mur auf Eiſenbahnen, welche im In— 
tereffe der Vertheidigung des Bundesgebietd oder im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs 
für nothwendig erachtet werden, — was freilich ſehr wieldentig iſt; diefelbe kann umter 
diefer Vorausſetzung auch gegen den Widerſpruch der Bundesglieder, deren Gebiet durch— 
jchmitten wird, aber unbeſchadet der Yandeshohettsrechte, erteilt werden; auch ftebt & 
dem Bunde frei, ſolche Bahnen auf eigene Rechnung anzulegen (Verf. des Nd. Bundes 
4.4 Nr. 8 und A Al.) 

III. Der Betrieb. 1) Der Betrieb im Allgemeinen. Nad den preu— 
ßiſchen Beſtimmungen darf die Bahn dem Verkehre nicht cher eröffnet werden, als bis nad 
dorgängiger Nevifion der Anlage von der Negierung die Genehmigung dazu ertheilt it. 
Die Handhabung der Bahnpolizer wird nad einem darüber von dem Handelsminifter zu 
erlafienden Reglement, welches zunleih das Verhältniß der mit dieſem Geſchäft beauftrag: 
ten Beamten näher feſtſetzt, der Geſellſchaft übertragen. Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, 
die Bahn nebſt den Transportanſtalten fortwährend in ſolchem Stande zu erhalten, daß 
die Beförderung mit Sicherheit und auf die der Beſtimmung des Unternehmens ent— 
ſprechende Weiſe erfolgen könne; ſie kann hierzu im Verwaltungswege angehalten werden 
(preuß. Geſ. 88. 22 ff.). Die Bundesverfaſſung hat außerdem den Regierungen die 
Pflicht auferlegt, die im Bundesgebiete belegenen Eiſenbahnen im Intereſſe des allgemei— 
nen Verkehrs wie ein einheitliches Netz zu verwalten, und zu dieſem Behuf auch die neu 
herzuſtellenden Bahnen nach einheitlichen Normen anlegen und ausrüſten zu laſſen. Es 
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ſollen demgemäß im thunlichſter Beſchleunigung übereinſtimmende Betriebseinrichtungen 
getroffen, insbeſondere gleiche Bahnpolizeireglements eingeführt werden. Der Bund 
hat dafür Sorge zu tragen, daß die Eiſenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem 
die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen Zuſtande erhalten und dieſelben mit Be— 
triebsmaterial ſo ausrüſten, wie das Verkehrsbedürfniß es erheiſcht. Die Eiſenbahnver— 
waltungen find endlich verpflichtet, Die für den durchgehenden Verkehr und zur Herſtellung in— 
einandergreifender Fahrpläne nöthigen Perlonenzüge mit entſprechender Fahrgeſchwindigkeit, 
desgleichen die zur Bewältigung des Güterwerfehrd nöthigen Güterzüge einzuführen, 
auch directe Erpeditionen im Perfonen= und Güterverkehr unter Oeftattung des Ueber: 
gang der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche Vergütung 
einzurichten (Bundeswerfg U. 42—144.). 

2) Das Tarifmwefen. Um das natürliche Monopol, welches den Eifenbahnunterneh- 
mern aus der Verbindung des Eigenthums an einer öffentlichen Straße mit dem ausſchließ— 
lichen Transportgefchäfte auf derſelben nothwendig erwächſt, unſchädlich zu machen, und 
eine freie Concurrenz zur Regelung der Preiſe, insbeſondere für den Transport der Gü— 
ter möglichft Herzuftellen, Hatte das preußiſche Eiſenbahngeſ. von 1838 den theoretiſch 
durchaus richtigen Gedanken gehabt, dieſe Functionen von einander zu trennen, indem der 
Handelsminifter ermächtigt wurde, nad Ablauf der drei erften Jahre zum Xransport- 
betriebe auf der Bahn außer der Gefellichaft ſelbſt auch Andere gegen Entrichtung des 
Bahngeldes, deſſen Betrag die Koften der Unterhaltung und Verwaltung der Bahn nebit 
Zubehör, den Reſervefonds, die der Geſellſchaft obliegenden Yaften und einen entfprechenden 
Reinertrag an Zinfen und Gewinn des auf die Bahn verwendeten Anlagecapitals decken follte, 
nad Prüfung aller Verhältniffe zu concefjioniven. Da aber dieſes Syſtem trog mancher 
noch neuerdings darauf gerichteten Beftrebungen ‚niemals eine praftifche Bedeutung erlangt 
bat, jo iſt man ftaatlicherfeitS darauf beſchränkt geweſen, die Tarifirung für Perſonen— 
und Gitertransport mit Rückſicht auf den Neinertrag gewiſſen Beichrinfungen zu unters 
werfen (preufß. Gel. 88. 26— 35). — Die Bındesverfaffung hat neuerdings dem Bunde 
die Gontrole über das Tarifwejen allgemein beigelegt, mit der beiondern Beftimmung da— 
bin zu wirfen, daß baldigft auf den Eifenbahnen im Bundesgebiete übereinftimmende Be— 
triebsreglements eingeführt werden, daß die möglichſte Gleichmäßigkeit und Herab— 
ſetzung der Tarife erzielt, insbefondere daß bei größeren Entfernungen fir den Trans— 
port gewiffer Rohproducte (Kohlen, Koaks, Holz, Erze, Steine, Salz, Roheiſen ꝛc.) 
ein dem Bedürfniß der Landwirthſchaft und Induftrie entſprechender ermäßigter Tarif, 
und zwar zunächſt thunlichit der Einpfennig= Tarif eingeführt werde, daß endlich 
bei eintretenden Nothſtänden, insbefondere bei ungewöhnlicher Theuerung der Yebensmittel 
für den Transport namentlich von Getreide, Mehl, Hülfenfrüchten und Kartoffeln zeitweiſe 
en ermäßigter, von dem Bundespräfidium auf Vorſchlag des betreffenden Bundesraths- 
ausichufjes Feitzuftellender Spectaltarif einzuführen ſei, welcher jedoch nicht unter den nie- 
drigften auf der betreffenden Bahn für Nobproducte geltenden Satz herabgehen darf 
(Bundesverfg. U. 45. 46.) 

3) Die Erſatzpflicht. Das preußiſche Geſetz hatte fih damit begnügt den all: 
gemeinen Sag aufzujtellen, daß die Gefellihaft zum Erfag für allen Schaden verpflichtet 
it, welcher bei der Beförderung auf der Bahn am Perfonen und Gütern entfteht, und 
daß fie ſich von dieſer Verpflichtung nur durch den Beweis befreien kann, daß der 
Schade entweder durch die eigene Schuld des Belchädigten, oder durch einen unabwend— 
baren äußern Zufall bewirkt worden ift, als welcher jedoch die gefährliche Natur der Unter- 
nehmung ſelbſt nicht betrachtet werden fann (preuß Gel. $. 25). Das D. H.G.B., welches 
durch Gel. vom 5. Zum 1869 zum Bundeögejege erklärt worden tft (Bundess 
geſetzblatt 1869 ©. 379 ff.) ſtimmt mit dieſen Grundfägen im Allgemeinen überein 
(Ti. 5 Abſchn. 1. vom Frachtgeſchäft überhaupt $. 395—397. 400 f. 408), fügt 
jedoch die praktiſch ſehr wichtige Beitimmung hinzu, daß die Eifenbahnen nicht befugt 
find, die Anwendung diefer Normen, jet es in Bezug auf den Eintritt, den Umfang oder 
die Dauer der Verpflichtung over in Bezug auf die Beweislaft zu ihrem VBortheil durd 


342 Eiſenbahngeſetzgebung. 


Verträge (mittelft Reglements oder durch beſondere Uebereinkunft) im voraus auszu— 
ſchließen oder zu beichränfen, ſoweit ſolches nicht Durch ausdrückliche geſetzliche Beſtimmun— 
en geſtattet iſt. (Tit. 5. Abſchn. 2. Von dem Frachtgeſchäfte der Eiſenbahnen insbe— 
— 8. 424 ff.). Vgl. auch das preußiſche Gef. vom 3. Mai 1869 betr. einen Zuſatz 
zu 8. 25 des Geſetzes über die Eiſenbahn-Unternehmungen). 

IV. Beſondere Rechte und Pflichten der Eiſenbahnen. 1) Der 
Ausſchluß von Concurrenz- Bahnen Nach dem preußtichen Gejege jollte die 
Anlage einer zweiten Eiſenbahn durch andere Unternehmer, welche neben der erſten in glei— 
her Richtung auf diefelben Orte mit Berührung derjelben Hauptpunfte fortlaufen würde, 
binnen einem Zeitraum von dreißig Jahren nad Eröffnung der Bahn nicht zugelaffen 
werden, vorbehältlich anderweiter Berbefferungen der Communicationen zwiſchen diefen 
Drten. Obgleich nun wegen der engen Begrenzung des Begriffs von Concurrenzbahnen, 
der bier aufgeftellt ift, ernfte Inconvenienzen aus diefer Beltimmung kaum hervorgegangen 
find, fo bat doch die Bundesverfaſſung alle geleglichen Normen, welche bejtehenden Eifen- 
bahnımternehmungen ein Wideriprucdsrecht gegen die Anlegung von Concurrenz- oder 
Parallelbahnen einräumen, unbeichadet bereits erworbener Rechte, für das ganze Bundes: 
gebiet aufgehoben, mit der Mafgabe, daß ein ſolches Wiverfpruchsrecht auch in den 
fünftig zu ertheilenden Concelfionen nicht weiter verliehen werden kann (Bundesverfg. A. 41. 
al. 3.). 

2) Die Eifenbahnen und die Poſt. Nach dem preußiichen Gefege geben 
einerjeitS die aus dem Poftregale entipringenden Vorrechte des Staats, Perſonen und 
Sachen an feftgelegten Tagen und zwiſchen beftimmten Orten zu befördern, auf die Eiien- 
bahnen über, joweit es für den Betrieb verfelben nöthig ıft ; andererjeits bleibt aber der 
Poftverwaltung die Berechtigung vorbehalten, die Eifenbahnen zur Beförderung von polt- 
mäßigen Berfendungen zu benugen, mit dev Mafigabe, daß die Eifenbahnen zum unent— 
geltlichen Transport der Briefe, Gelder und anderer dem Poftzwange unterworfener Gü— 
ter, zum unentgeltlichen Transport eigener Eiſenbahn-Poſtwagen, und außerdem vwerpflid: 
tet find, ihren Betrieb, foweit die Natur deſſelben es geftattet, in die nothwendige Uebereinz 
ſtimmung mit den Bedürfniffen der Poftverwaltung zu bringen (preuß. Gel. $. 36). Das 
Bundesgefeß über das Poftwelen vom 2 Nov. 1867 bat dann beſtimmt, daß im Allgemeinen 
für die bereits concelfionirten Eiienbahngelellichaften die bisherigen Normen über den Un: 
fang des Poftzwangs und über die Verbindlichkeit der Eifenbahnen zu Yeiftungen im Intereile 
der Poſt maßgebend bleiben, aud für den Fall, daß fie ihr Unternehmen durch den Bau 
neuer Eifenbahnen erweitern ; daß aber bei neu zu concefjionirenden Eiſenbahnunterneh— 
mungen das Bundespräfidium die erforderlichen Anordnungen zu treffen bat, die jedoch 
nicht über das Maß derjenigen VBerbinplichkeiten hinausgehen Tollen, welche den neu zu er 
bauenden Eifenbahnen nach den bisher in den Altern öftlihen Yandestheilen Preußens gel- 
tenden Geſetzen obliegen ($. 5.). 

3) Die Eifenbahn- Abgaben. Das preuftiche Gef. von 1838 hatte die 
Eifenbahnen von der Gewerbeftener befreit, dagegen die Entrichtung einer Abgabe von 
dem Keinertrage vorgeichrieben, deren Höhe aber erft dann vegulirt werden jollte, wenn 
die zweite in Preußen conceſſionirte Eifenbahn drei Yahre in vollftändigem Betrieb gewe— 
jen, und demgemäß die zur angemefjenen Regulirung nothwendigen Erfahrungen geſam— 
melt ferien. Erſt dur das Gef. vom 30. Mai 1853 betr. die von den Eifenbahnen zu 
entrichtende Abgabe 'ift dieſe Regulirung erfolgt. Die Eifenbabnabgabe ftuft fich dem— 
gemäß nach der Höhe des in jedem Jahre auffommenden Neinertrags dergeftalt ab, dan fie 
von einem Neinertrage bis einfchließlich vier Procent des Actiencapttals Y/,, Diejes Ertrags 
beträgt, mit dem höheren Neinertrage aber progrelfiv fteigt. Während nach dem Gef. von 
1853 diefe Abgabe behufs Amortifation der in den Eiſenbahnunternehmen angelegten Achten 
capitalien in der Art verwendet werden follte, dafs mittelft derfelben Stammactien der be— 
züglichen Geſellſchaft im Wege des freien Verkehrs angefauft, und die Zinfen und Dividenden, 
welche auf die Actien fallen, zu gleichem Zwecke benugt werden follten, fo daß alle der 
Staat das Eigenthum der Privatbahnen auf deren eigene Rechnung erwerben ſollte, fo it 
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Def Art der Verwendung durch das Gef. vom 21. Mat 1859 aufgehoben, und es fließt 
jetzt die Eifenbahnabgabe in den allgemeinen Staatsfond. 

Uebrigens unterliegen die Eijenbahnen im Allgemeinen allen denjenigen Abgaben, 
für welche die Vorausſetzungen bei ihnen zutreffen; Befreiungen und Mehrbelaftungen 
finden in der Negel nicht ftatt; doch find die Schienenwege der Eifenbahnen, ebenfo wie 
die Brüden, Kunftftraßen und ſchiffbaren Canäle, welche zum öffentlichen Gebrauch die— 
nen, in Preußen von der Grundſteuer befreit (Gef. vom 21. Mat 1861 betreffend die 
— — der Grundſteuer 8. 4. lit. d.; auch Gef. vom 24. Februar 
1850, 2 

= den Commumnallaften find in Preußen die Eifenbahnen, gleich andern juriſtiſchen 
Verſonen, welde im Communalbezirt Grundeigenthum bejiten oder ein ſtehendes Ge— 
werbe treiben, heranzuziehen. Es bezieht ſich das nicht blos auf die Stadt, wo die 
Direction domicilirt iſt, ſondern auch auf diejenigen Städte, in deren Bezirk eine Station 
errichtet ift. Das jteuerpflichtige Dbject beiteht im jährlichen Reinertrage, und vepartirt 
ſich auf die einzelnen Stationen nad) Maßgabe der Bruttoeinnahmen aus dem inneren 
Verkehr (v. Möller, Preuß. Stadtrecht S. 78). 

4) Die Eiſenbahnen gegenüber der Militärverwaltung. Das preu— 
ßiſche Sefet enthält feine Beſtimmungen über die Bedingungen der Benutzung der Eifen= 
bahnen für militäriſche Zwecke. Erſt gelegentlid) der am 17. November 1843 erfolgten Ian- 
des herrlichen Beftätigung des Statuts für die Niederſchl. Märk. Eiſenbahngeſellſchaft wurden 
in der Geſetzſammlung, zwar ohne Datum und Ueberſchrift „allgemeine Bedingungen für 
die Benutzung der Eiſeubahnen für militäriſche Zwecke“ abgebrut Sie legen den Eiſen— 
bahnen die Verpflichtung auf, nach dem Verlangen der Militärverwalung für die auf der 
Bahn zu befördernden Transporte von Truppen, Waffen, Kriegs⸗ und Verpflegungsbedürf— 
niffen ꝛc. nöthigenfall® auch außerordentliche Fahrten einzurichten und alle verfügbaren 
Transportmittel zur Benugung zu ftellen, auch eine Anzahl von Transportfahrzeugen 
derartig herzuftellen, daß fie zum Transport von Pferden benutst werben fünnen. Die 
Vergütung bleibt bejonderer Vereinbarung vorbehalten (Rönne, Wegepolizei ©. 53 fi.).— 
Ein Reglement und eine Inftruction vom 1. Mat 1861 enthalten detaillirte Beſtim⸗ 
mungen über den Eilenbahn= Milttärtransport. Die Bundesverfaffung verpflichtet 
nur ganz allgemein ſämmtliche Eifenbahnverwaltungen den Anforderungen der Bundes— 
behörden in Betreff der Benutung der Eifenbahnen zum Zwed der Bertheidigung des 
Bundesgebietd unweigerlich Folge zu leiften, und insbejondere das Militär und alles 
Kriegsmaterial zu ermäßigten Sägen zu befördern (A. 47). — Für Kriegsbefchädigungen 
und Demolirungen, es mögen jolde vom Feinde ausgehen oder im Interefje der Landes— 
vertheidigung veranlaßt werden, kann die Gelellichaft mach dem preußiſchen Geſetze 
feinen Erſatz verlangen ($. 43). 

5) Der Erwerb der Eifenbahnen durch den Staat. Nach dem preußi— 
ſchen Gelege bleibt dem Staate vorbehalten, das Eigentum der Bahn mit allem Zus 
bebör gegen vollftändige Entihädigung anzufaufen. Dabei joll vorbehältlich jeder ander— 
weiten, durch gütliches Einvernehmen zu treffenden Regulirung nad folgenden Grundfägen 
verfahren werden. Die Abtretung kann nicht eher ald nad) Berlauf von 30 Jahren von 
dem Zeitpunkte der Iransporteröffnung an gefordert werden. Es muß der Gefellichaft 
die auf die Uebernahme der Bahn gerichtete Abficht mindeftens ein Jahr wor dem zur 
Uebernahme beftimmten Zeitpunfte angekündigt werden. Die Entſchädigung erfolgt dann 
in der Weife, daß der Staat an die Gelellichaft den fünfundzwanziafachen Ertrag derje- 
nigen Dividende bezahlt, welche an ſämmtliche Actionäre im Durchſchnitt der legten fünf 
Jahre ausgezahlt worden if. Schulden und Actioforderungen geben auf die Staatscaffe 
über. Der Staat erhält das Eigenthbum der Bahn, des Inventars umd des Reſerve— 
fonds ($. 42). 

Fit.: Reyſcher, Das Recht des Staats an den Eifenbabnen (Ztihr. für Dentfches R., 


Bd. 13 (1852), ©. 243 ff.). Vogt, Schweizerifhe Studien über Eiſenbahnrecht (Deutſche Bier- 
teliahrfchrift, Bb. 22 (1859), ©. 1-63). Knies, Die Eifenbahnen und ihre Wirkungen, Braunfchw. 
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1853. Michaclis, Das Monopol der Eifenbabnen, eine Denkfchrift des vierten Congreſſes 
deutſcher Vollswirthe, 1862. Eine Anzahl bierber gehöriger Abhandlungen von Michaelis in 
Faucer, BVierteljahrihrift für Volkswirthſchaft, insbefondere die Haffungspflicht und das na— 
türlihe Monopol der Eifenbahnen (Bd. II, 1863, ©. 1 fi.); die Differenttaltarife der Eifenbab- 
nen (Bd. V. 1864, ©. 28 fi.); Eifenbabnactionäre und Eifenbabninterefienten (Bd. XIII. (1866) 
©. 70 fi); die Eifenbahnen und die Erpropriation (Bb. XIII. (1866) S. 146 ff. und Bo. XV. 
(1866) S. 152 fi). Jäger, Die —* von den Eiſenbahnen er Grundlage des Staats, 
Münden 1865. v. Mohl, Polizeiwiſſenſchaft, 3. Aufl. 1866, Bd. I. S. 414 ff. v. Mohl, 
Die verbefferten Verkehrseinrichtungen (Staatsrecht, Völkerrecht, Politik, Bo. III. (1569) S. 614 fi.). 
Koch, Deutihlands Eifenbabnen, Th. I. (1859) ©. 157 ff.; Th. II. (1860) ©. 482 fi. Be- 
fhorner, Das deutſche Eifenbabnreht, Erlangen 1858. v. Nönne, Die Wegepolizei und 
das Wegerecht des preuf. Staats, Brest. 1552, S. 4— 169. Förftemann, Das pre. 
Eiſenbahnrecht und die unter deſſen Schug entftandenen Eifenbabnunternehmungen, Berlin 1969 
(enthält S. 23—54 eine jehr genaue Nachweiſung über die Conceffionsurtunden, die Statuten 
und deren Nachträge, die Staatsverträge, die Bahnlinie und die Erweiterungen des Baues und 
Betriebes für ſämmtliche Eifenbahnunternehmungen der ältern Provinzen; fowie ©. 14 fi 
Ueberfichten der Stammcapitalien, welche bei den von der preuß. Staatsregierung conceffio- 
nirten Eiſenbahnen engagirt und derjenigen Capitalien, zu deren Aufnahme preuß. Eifenbabn- 
geſellſchaften mittelft Ausgabe von Prioritätsobligationen au porteur dur landesherrliche Pri— 
vilegien ermäctigt worden find). Yiteratur über das Finanzweien des preuß. Staats; Beibeit 
zum Staatsanzeiger, November 1967. ©. 16. 
Ernft Meier. 


Eifenhart, Johann Friedrid, geb. 1720 zu Speier, wurde 1748 Doctor, 
1755 ord. Prof. in Helmftädt und ftarb ald Ordinarius 1783. 

Schriften: Opuscula juridica varii argumenti, Hal. 1774. — Conradi's Grund- 
fäge der teutichen R. in Zprüdwörtern, Helmft. 1759, berausg. von Eiſenhart, Leipz. 1792. — 
Erzählungen beionderer Rechtshändel, Halle 1767 — 77. — Kleine deutſche Schriften (herausg 
von Wedelind), Erfurt 1751. 

Lit.: Meufel, Yerilon der feit 1750 verftorbenen Schriftiteller. — Günther u. Otto, 
Leipz. Magazin für Rechtsgelehrfamteit. Teihmann. 

Eiern» —— heit der Vertrag, in welchem der Pächter von Nutz 
vieh ſich verpflichtet, nach Ablauf der Pachtzeit eine gleiche Stückzahl Vieh, won glei- 
her Belchaffenheit, wie er empfangen, zurüdzugeben, jet es, Daß dabei nur der Uebergang 
der Gefahr, oder zugleich der des Eigenthums auf den Pächter beabfichtigt wird. Wegen 
der dadurch dem Berpächter gewährten Sicherheit hat fih ſchon früh Das Nechtsiprid- 
wort gebildet: Eijern= Vieh, das ftirbt nie. Im Uebrigen kann der Vertrag entweder 
jelbjtändig über eine Viehheerde als Geſammtſache oder aud als Zuſatz zu einem Guts— 
pachtvertrage über das vorhandene Biehinventar geſchloſſen werden. Seiner juriftifchen 
Natur nad) bleibt er ſtets eine jog. locatio conductio irregularis und wird nur mit 
Unrecht oft als contractus socidae, d. ti. al8 eine Art Gejellichaftswertrag bezeichnet. 
Thatſächlich kommt beim Abſchluß eines ſolchen Pachtvertrages häufig eine Schätzung des 
übergebenen Viehs vor. Daher hat man unter Anwendung der bei der römiſchen dos 
gebräuchlichen Ausdrücke auch hier eine aestimatio venditionis und taxationis gratia 
unterfchieden. Doc kann man von der erfteren eigentlich nur ſprechen, wenn an Stelle 
des Viehs jedenfalls eine Gelpfumme gegeben werden foll, und eine aestimatio taxatio- 
nis causa ift ſowohl ohne Uebergang der Gefahr als mit demfelben, ja auch mit Ueber: 
gang des Eigenthums möglih. Die Römer behandeln ähnliche Pactverträge in 1. 9. 
8. 2. 1. 30. $. 4. D. loc. 19. 2. Das preuß. R. in 88. 474—476. L 21. 

Lit: S. Hud, Die Vichverftellung im der Ztichr. für deutfches R, V., N. 10. 85. 13, 
17— 22, 28 — 31. Ed. 

Emaneipation it Entlaffung eines Kindes aus der wäterlihen Gewalt. Im 
älteren Röm. R. war hierzu bei Söhnen eine dreimalige Mancipation nöthig, bet andern 
Kindern nur eine einmalige (Gai. I. 132). ine erleichterte Form führte Anaſtaſius 
im Jahre 502 ein, nämlich Erwirkung eines kaiſerlichen Referipts, wobei das nicht mehr 
im Kindesalter ftehende Kind nachträglich feine Zuſtimmung zu erflären hatte ; diefe Form 
kam befonders unter Abmeienden vor (emaneipatio Anastasiana), Juſtinian endlich 
geftattete eine Entlafjungserklärung des Vaters in Gegenwart des (nicht widerſprechenden 
Kindes vor Geriht apud acta (emaneipatio Justinianea). Daß bei Adoptifindern 


ee — = 


Embargo. 345 


eine E. ſelbſt gegen ihren Willen ftattfinden konnte, behauptet Bangerow-I. 
$. 257. Anın. N. 2, während Puchta Band. $. 445. u. U. dies läugnen. Zumeiſt 
war fie ſeitens des Vaters eine freiwillige, doch fonnte derielbe in einigen Fällen dazu 
gezwungen werben (1. 5. D. 37. 12 — |]. 92. D. 35.1 — 1.32. 33. D. 1. 7 — 
l. 16. D. 27. 10). Bei der freiwilligen verlor er den Nießbrauch an dem bis da— 
bin erworbenen Vermögen des Kindes zur Hälfte (praemium emancipationis |. 6. 
8.3.0. 6. 61. 

Das deutſche R. kennt namentlih in den Ländern des fühl. N. eine Auf: 
bebung der väterlichen Gewalt bei Söhnen und Töchtern durch Begründung eined eigenen 
Haushalts (separata oeconomia), bei Töchtern außerdem durch Verbeirathung (emanei- 
patio saxonica tacita). 

Von der E. handeln die römiſchen Quellen: I. I 12. quibus modis 
jus potestatis solvitur; D. 1. 7. de adoptionibus et emancipationibus et 
aliis modis, quibus potestas solvitur; C. $. 49. de emanceipationibus libero- 
rum. — Dad ALR Thl. II. Tit. 2. $. 210—230 läßt Aufhebung der väter— 
lichen Gewalt bei einem grokjährigen Sohne durch abgelonderte Wirtbichaft, Betreibung 
eines Gewerbes oder Bekleidung eines öffentlichen Amtes, bei einem minderjährigen durch 
Geftattung eines Gewerbebetriebs oder, falls er wenigftend 20 Jahr alt ift, durch aus— 
drüdliche verlautbarte Entlaffung vor dem vormundichaftlichen Gerichte unter Zuftimmung 
des Sohnes, ferner bei einer großjährigen Tochter durch ausdrüdliche Entlaffung oder 
Verheirathung eintreten, während eine minderjährige trog Verheirathung in der VBormund- 
Ihaft ihres Vaters bis zur Großjährigkeit verbleibt. — Sächſ. Gef. $. 1831—1933 
läßt die wäterlibe Gewalt erlöſchen 1) durd Entlaffungserflärung des Baters, bei Min— 
derjährigen unter Zuftimmung eines ad hoc beitellten Vormundes des Kindes, 2) durch 
Begründung befonderen Haushalts bei Großjährigen, durch Gejtattung deſſelben bet Min— 
derjährigen und Genehmigung des beftellten Bormundes, 3) durch Verbeirathung der 
Töchter. — Defterr. Gef. $. 172—175 läßt fie erlöfchen 1) durch Eintritt der Boll: 
jährigkeit, 2) bei Minderjährigen Durch ausdrückliche Entlafjung oder, bei einem 20 Jahr 
Alten, durch Geftattung der Führung eigenen Haushalts. Bet einer ſich verheirathenden 
minderjährigen Tochter bleibt der Vater bis zur Großjährigkeit Curator hinſichtlich ihres 
Vermögens. — Der C. N. a. 476—478 tennt die E. 1) im Falle der Verheirathung 
2) durd Erklärung des Vaters oder der Mutter bei einem 15 Jahr Alten, des Fami— 
lienrathes bei einem Achtzebnjährigen vor dem Friedensrichter. 

Fit: Rudorff, Das Recht der Vormundichaft aus den gem. in Deutichland geltenden 
Rechten entwidelt, Berl. 1832 341. — traut, Die — — nach den Grundfaͤtzen des 
deutſchen R., Gött. 1835 — 59. Teihmann. 

Embargo, ein aus der ſpaniſchen Sprache abſtammendes Wort, bezeichnet einen 
vom Staat ausgehenden Act der Beſchlagnahme. Man untericheidet gewöhnlich ftaats- 
vechtliches (oder „civiles“) E., welches vorhanden ift, wenn der Staat aus Gründen der 
Wirthſchaftspolitik, z. B. aus Anlaß eines Ausfuhrverbotes jene Unterthanen oder deren 
Fahrzeuge am Auslaufen aus feinen Häfen verhindert und internationales oder 
völferrechtliches E., wenn die Maßregel der Beichlagnahme oder Feititellung gegen fremde 
Schiffe, beziehungsweiſe Untertbanen verhängt wird. Unter E. jchlechthin pflegt man in 
der Regel ganz allgemein dieſe letste Beveutung zu vwerftchen. Ob ein ſ. g. civiles E. 
zuläſſig ift, richtet fi nach den Gefegen der einzelnen Staaten. Völkerrechtlich betrachtet, 
dient das E. verichiedenen Zwedbeftimmungen. Daſſelbe kann zuvörderſt eine Anwen: 
dung der Repreſſalien jein und folgt alsdann den hierfür geltenden Regeln (ſ. Tb. L 
©. 806) oder es ericheint ald eine anticipirte Confiscation im Hinblick auf einen unmit— 
telbar erwarteten Krieg (in the contemplation of war) ımd unter dem Borbebalt der 
Rüdgabe für den Fall, daß wider Erwarten eine friedliche Ausgleihung vorhandener 
Streitigkeiten erfolgen follte. Gegenftand des E. fünnen daher nur ſolche Gegenftände fein, 
welche für den Kriegsfall einer Wegnahme unterliegen. Daraus ergab fich, daß daſſelbe 
vorzugsweiſe auf Schiffe jeder Art ſowie deren Yadung erftredt ward und fich werterhin 
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auch auf deren Mannichaft bezog. ALS competent zur Verhängung des E. kann nur die 


höchſte Staatsgewalt, melde Inhaberin des Nepräfentationsrechts ift, anerfannt werden. 


Schon im vorigen Jahrhundert begann man an der Gerechtigkeit des E. zu zweifeln und 
in Bertragsichlüffen unter einzelnen Mächten auf die Verhängung diefer Mafregel aus: 
drüdlich zu verzichten. Diefe Zweifel haben fid nad) umd nad) zu der heute allgemein 
gewordenen Weberzeugung gefteigert, daß das E. als eine anticipirte Confiscation über: 
haupt zu verwerfen und grundſätzlich zu mißbilligen ift. Gegen das E. ſpricht zweierlei 
Einmal die Rechtsanſchauung, melde im Kriege das Privateigenthum allgemein gead- 
tet willen will und daher wor Ausbruch des Brieges noch viel weniger geftatten kann, 
was im Sriege jelbft verwerflich fein würde. Durchgreifender ift indeſſen der zweite 
Einwand, daß nämlich das öffentliche Vertrauen und der Handel auf das ſchwerſte ge 
Ihädigt wird, wenn man die im eigenen Territorium des Krtegführenden befindlichen 
Eigenthumsobjecte feindlicher Unterthanen wegnimmt oder gar zu einer Zeit feithält, mo 
der friedlihe Zuftand noch fortdauert. Auch die neueren englischen Bölterrechtsichriftitel- 
ler (Twiss, Phillimore) verwerfen deswegen im heutiger Zeit das E. um fo mehr, 
als auch die Praxis fi) davon abwendet. Nach dem Ausbruch des vrientaliichen Krieges 
ward den in englifhen und franzöfiichen Häfen befindlichen Schiffen ruſſiſcher Untertha- 
nen eine ſechswöchentliche Frift zur Heimkehr oder zum Abgang offen gelaffen. Da: 
gegen griffen die Dänen 1864 im deutſch-däniſchen Kriege wiederum zum E. zurüd. 

Eine eigenthümliche Anwendung ward dem E. durch die Nordamerikaniſche Unions- 
regierung im Jahre 1807 gegeben im Hinblid auf den damals befürchteten Kriegs: 
ausbruch. Alle Schiffe, ohne öffentlich beglaubigten Charakter wurden am Auslaufen 
verhindert, um den Verkehr mit England abzubredyen. Diefe Mafregel war daher ihrer 
Natur nad theils ſtaatsrechtlich, inſoweit fie fi auf die Handelsfahrzeuge der Union be 
zog, theils wölferrechtlich, infomweit fie auf den Verkehr mit England einwirkte, und einem 
Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen in demonftrativer Weife gleichfam. Die Wir- 
fungen des rein völferrechtlichen E. hängen jelbftoerftändlich von den Umftänden ab. Bricht 
der Krieg aus, To geht die vorläufige Beichlagnahme in definitive Adjudication über, 
im entgegengejegten alle tritt die Aufhebung der Beichlagnahme und damit die Freigabe 
von Gütern, Schiffen und Perfonen ein. 

Yit.: Masse, Droit commereial, I, 114. — Woolsey, Introduction to the study 
of international law (2.ed.) 8.114. — Twiss, Law of Int., II.s. 12.— Phillimore, 
Comment. III. $. 25. v. Holkenpdorfi. 

Emerigon, Balthazar Marie, geb. gegen 1714, wurde Advocat am Par- 
lamente in Ar, jpäter am Admiralitätshof in Marfeille, ftarb 1780. 

Schriften: Nouveau comm. sur l’ordonnance de la marine du mois d’aoüt 1681. 
Mars. 1780 (@d. Pastoret. Par, 1803). — Traite des assurances et des contrats à la 
grosse Mars. 1784, edit. Boulay-Paty. Par. 1827. 

Yit.: Revue de legisl. et de jurisprud, T. XI. p. 32. Teihmann. 

Emeritirung. Die Beriegung eines Geiftlihen in den Ruheſtand (Emeritinung, 
Quiescirung) erfolgt der Regel nach freiwillig, und zwar entweder bei voller Dienft- 
fähigkeit : hier verliert der Emeritus die geiftlihen Standesrechte und den Anſpruch auf 
Penfion ; oder bei eingetretener Dienftunfähigkeit : hier bleibt ihm Beides gewahrt, chen 
fo wie die Befugniß zur Vornahme geiftliher Handlungen. Die Höhe des Ruhegehalts 
wird entweder durch Obferwanz beftimmt oder durch Uebereintommen mit dein Nachfolger 
feſtgeſetzt. Im Imterefje der Disciplin kann eine E. aber aub wider ben 
Willen des Geiftlihen vom Kirchenregiment verfügt werden. Doch gilt eine worüber- 
gehende Dienftunfähigkeit nicht als Quiescirungsgrund. Sie verleiht vielmehr mur das 
Recht auf Vertretung durch Die benachbarten Amtögenofien und bei längerer Dauer auf 
Berordnung eines Adjuncten (Vicard), der aus der Zahl der geprüften Candidaten ent- 
nommen wird umd, ſoweit nicht befondere Unterftügungsfonds dazu vorhanden find, ven 
dem betheiligten Geiftlihen ımterhalten werden muß. 

Lit.: Richter, ER, S 204. Jacobſon, Preuß. E.R., II. 8 102. 

Hübler. 
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Emphyteuſe ift das von den Römern ausgebildete, vererblihe und weräußerliche 
dingliche Recht am einem fremden fruchttragenden Grundftüde auf die geſammte eigen- 
thumsgleiche Benutzung deſſelben, nur mit der Beſchränkung, daß es nicht verſchlechtert 
werde. Ueber das Verhältniß der E. zum Eigenthum einerſeits und zu den übrigen iura 
in re aliena andererſeits ſ. Tb. I. ©. 308 f. Seinen Urſprung hat dieſes Recht theils 
im oft= theils im weſtrömiſchen Reiche gehabt. In dem letzteren pflegte der ager publi- 
cus gegen eine Abgabe (vectigal) in Erbpacht gegeben zu werden, und wegen der langen 
Dauer defjelben wurde dem Pächter zuerft durch den Prätor eine actio in rem, dann 
aber durd die Jurisprudenz geradezu ein dingliches Recht (ius in fundo vectigali) bei= 
gelegt. 1. 1. si ager vect. 6. 3. 1. 71. 88. 5. 6. D. de leg. J. In ähnlicher Weiſe 
wurden im Oſtreich die kaiſerlichen Yändereien zu erblihem Nutzungsrecht (emphyteu- 
sis) überlajfen und die Natur dieſes Rechts beftimmte Kaiſer Zeno ausdrücklich dahın, 
daß es mehr als Pacht-, doch weniger als Eigenthumsrecht ſei (1. 1. C. de iure 
emphyt. 4. 66. Im Juſtin. N. aber find E. und ius in fundo vectigali zu 
einem Inftitute verſchmolzen. ©. Tit. D. 6. 3: si ager vectigalis i. e. emphyteu- 
ticarius petatur. Das Recht des Empbyteuta umfaßt die vollftändige Nugung der 
Sache, einſchließlich aller Gulturveränderungen, geht aljo weiter als der Nießbrauch; doch 
niemals bis zur Verſchlechterung. An den Früchten erwirbt der Emphyteuta Eigenthum 
mit deren Trennung von der Hauptfadhe 1. 25. $. 1. D. de usur. 22. 1. Er kann 
das Grundſtück auch verpachten. Ya er kann ſogar fein Recht frei veräußern, unter Le— 
benden, wie von Todes megen ; es vwerpfänden und fraft deijelben Dienftbarfeiten an der 
Sache beitellen, doch nur für die Dauer feines Rechts $. 3. I. de loc. 3. 24. 1. 71. 
SS. 5. 6. D. de leg. I. Zum Schutze feiner Rechte hat er eine dinglihe Klage (utilis 
rei petitio, actio vectigalis), weldye in allen Punkten der Eigenthumsklage nachgebildet 
ft; ebenfo auch die Klagen zur Geltendmachung und zur Abwehr von Grunddienſtbar— 
feiten (confessoria und — als utiles), ſowie als redlicher Erwerber das Recht 
der actio Publiciana. 1. 1. $. 1. D. si ager vect. 6. 3. J. 16. D. de serv. 8. 1. 
l. 12. $. 2. D. de publ, 6. 2. Ueber den Befi des Emphyteuta beiteht Streit. Nach 
der richtigen Anficht hat er nicht, wie Savigny lehrte, abgeleiteten Sad =, jondern viel 
mehr Rechtsbeſitz (iuris quasi possessio) Arndts in Ztichr. f. Civ. K. u. Pre N. 8. 
III. 9. Die Berpflibtung des Emphyteuta beſteht hauptſächlich darin, daß er das Grund- 
ftüd in gutem Stande halten muß. Für Verbefferungen fteht ihm nach der richtigen 
Meinung, ein Erfaganipruch nicht zu. Der Emphyteuta muß auch die auf der Sache 
rubenden Yajten tragen Nov. 7. ce. 3. 8.2. Nov. 120. c. 8. und die feſtgeſetzte Abgabe 
(vectigal, canon, pensio) an den Eigenthümer (dominus emphyteuseos) entrichten. 
Doch iſt die Feſtſetzung einer Tolchen wohl faum unerläßlihd. Auf Nachlaß am Canon 
dia zufälliger Schmälerung des Fruchtbezuges bat der Emphyteuta feinen Anſpruch 
l. C. de iure emph. 4. 66. und jo lange der Canon rüdjtändig ift, kann er über: 
En die Ausübung feines Rechts nicht erzwingen 1. 16. 8. 2. 1. 17. D. de pign. act. 
13. 7. Bei der Veräußerung einer E. tritt Der Uebernehmer von jelbit in die Verbind— 
lichkeiten des Vorgängers, ja wohl ſogar in deſſen Rüdftände ein 1. 39. $. 5. D. de 
de leg. I. J. 7. pr. D. de publican. 39. 4. Endlich muß der Emphyteuta vor jeder 
Veräußerung feines Rechts die Zuftimmung des Eigenthümers einholen, welcher dielelbe 
aus erheblichen Gründen verweigern fann, in deren Ermangelung aber binnen zwei Mo— 
naten ſchriftlich ertheilen jol. Für Ertheilung der Genehmigung und für Annahme des 
neuen Emphyteuta erhält der Eigenthümer von dielem zwei Procent des Kaufpreiſes oder 
bei andern Veräußerungen des Werths der E., als Abgabe Handlohn, Yehnwaare, lau- 
demium). Einer Verkümmerung dieſes Rechts mittelft Hevabfegung des Kaufpreiſes ift 
durd Einführung eines Vorkaufsrechts für den Eigentbümer wirkſam vorgebeugt 1. 3. C. 
de iure emph. 4. 66. Die Klage, welde zur Sicherung diefer obligatorischen Bezie— 
hungen für beide Theile dient, wird emphyteuticaria in personam actio genannt, 

Die Entjtehungsgründe emer E. jind Vertrag, Vermächtniß, vichterlihe Verfügung 
und Erfigung. Der Vertrag bedarf der jchriftlihen Form, wenn das Grundftüd Kir 
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chengut ift, und infofern bejondere, von der allgemeinen Regel abweichende Berabredungen 
getroffen werden. Nov. 120. ce. 6. $. 2. 1 1. C. de iure emph. 4. 66; nad Ans 
ficht Mancher ſogar unter allen Umständen. Bejigeinräumung ijt der richtigen Meinung 
nad) zur Entftehung des Rechts nicht nöthig 1. 3. D. si ager vect. 6. 3. Durch Ver- 
mächtnif entfteht die E., auch ohne daß der Erbe und der Bermächtnifnehmer einen be- 
ſondern Vertrag ſchließen. Richterliche Verfügung tritt dann ein, wenn ein auf Beſtellung 
einer E. lautendes Erkenntniß vollſtreckt wird. Endlich die Erfibung einer E. iſt zwar 
in den Quellen nicht erwähnt, muß aber doch anerfannt werben, gleichviel ob vorher 
Schon ein Anderer emphyteutiſche Nechte an dem Grundftüd hatte oder nicht. Der Haupt⸗ 
fall der Erfigung tft der, wo der Beſitz emer E. bona fide durch Einräumung eines 
Nichteigenthümers erworben worden ift. 1.12. $. 2. D. de Publ. 6.2. Doch find auch 
andere Fälle denkbar. Ueber die einzelnen Erforderniffe der Erfigung befteht Streit, in- 
dem Mande nur die jog. außerordentliche für anwendbar erflären. Das Nictigfte ift, 
die Grundſätze der Nießbrauchserſitzung analog auszudehnen, alfo zwar feinen Titel, wohl 
aber bona fides und 10, bezw. 20 Jahre und bei Sachen, welche der ordentlichen Ex: 
figung entzogen find, 30, bezw. 40 Jahre zu erfordern (jo Windſcheid, Dagegen 
Srande), — Ws Cribſchungögrimde der E. kommen außer den für die Rechte F 
fremder Sache überhaupt geltenden (wie Untergang des Gegenſtandes, Confuſion u. ſ. w.) 

bejonders drei in Betracht, nämlich Verzicht, Verjährung und Verwirkung. Hinſichtlich 
des Verzicht iſt beftritten, ob dazu nur einfeitige Aufgabe des Emphyteuta oder aud) 
Annahme derfelben durch den Eigenthümer gehöre. Zur Aufhebung des emphyteutiſchen 
Rechts ift wohl unzweifelhaft die Annahme erforderlihd. Aber auch die bloße Befreiung 
von ferneren Verpflichtungen, wie fie beim Nießbrauch als Folge der Dereliction erſcheint, 
läßt ſich nicht analog hierher übertragen. Ebenſo gehört zur Verjährung nicht wie bei 
Dienſtbarkeiten, der bloße Nichtgebrauch, ſondern Die Erfigung der Freiheit. Yiegt dieſe 
aber vor, fo ift auch nicht allein die emphyteutiſche Mage, fondern das Recht ſelbſt er— 
loſchen (fo Arndts; dagegen Wächter). Die Verwirkung der E. tritt zur Strafe 
des Emphyteuta ein wegen erheblicher Berichlechterung des Grundftüds Nov. 120. e. 8. 
wegen Verlegung feiner Obliegenheiten bei einer Veräußerung 1. A. C. de iure emph. 
4. 66. und wenn er mit Entrichtung des Canons oder der auf dem Gute laſtenden öf- 
fentlichen Abgaben drei Jahre lang im Rüchkſtande bleibt ; ja bei kirchlichen E. ſchon wer 
gen zweijähriger Nichtzahlung des Canons, 1. 2. C. eod. Nov. 120. c. 8. Im allen 
diefen Füllen gilt die E. als mit dem Eintritt der betreffenden Thatſache ſelbſt erloichen, 
ſobald der Eigenthümer auf Entjegung (Privation) des Emphyteuta klagte. Der Eigen: 
tbümer hat daher aud auf die Früchte von der Zeit des Straffalles Anſpruch. Macht 
er aber von feinem Privationsrecht feinen Gebrauch, jo befteht die E. unverändert fort. 
1.1.2.3. C. a. a. ©. Die heutige Anwendbarkeit diefer Grundſätze darf nicht, wie 
Pudta und Sintenis thun, geläugnet werden. Zunächſt find aus älterer Zeit noch 
manche, namentlich kirchliche E. beftehen geblieben. Sodann aber ift auch die Bejtellung 
einer neuen jeder Zeit denfbar, wenn auch andere, als juriftiich gebildete Parteien prä— 
ſumtiv eber eu ähnliches deutſches, bzw. particularrechtliches Inftitut, als die römiſche E., 
im Sinne haben werben. 

Quellen: Zit. D. VI. 3 si ager vectigalis i. e. u: petatur. C.IV. 
66 de iure emphyteutico. 

Neuere Pit.: Schmid, Handb. des gem. deutſchen R., II. S. 1—57. Francke im 
Arch. für civiliſt. Praxis, XLIV. 6, und Wächter, Das S eu oder Platzrecht. In den 
Abbandlungen der Leipziger Juriſtenfaeultät, veipy 1870 (auch vieles auf die E. Bezügliche 
enthaltend). Eck. 

Endurtheil, sententia definitiva, d. h. das Urtheil, welches einen Proceß für 
eine Inftanz erledigt, alſo eine Das unter den Parteien ftreitige Rechtsverhältniß re— 
gelnde Norm binftellt, und jo den Streitpunft materiell enticyeidet. Es kann im gem. 
Proeeß gleich nach vollendetem Schriftenwechlel oder erft nadı dem Beweiserfenntniß und 
ftattgehabten Beweisverfahren erfolgen, je nachdem unter den Parteien über Die dem 
Rechtsverhältniß zu Grunde Legenden Thatſachen Einigkeit bericht oder dieſe unter ihnen 
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beſtritten und vom Richter für relevant, erheblich, erachtet worden ſind. Dem erſteren Fall 
ſteht der gleich, wo zwar keine Einigkeit über den Thatbeſtand obwaltet, die ſtreitigen 
Facta aber nach der Anſicht des Richters für die materielle Entſcheidung nicht releviren. 
Im mündlichen Proceß ſteht die Sache ähnlich, nur dar hier das Erkenntniß auf Grund 
der mündlichen Verhandlung erlaſſen wird. 

Seinem Inhalte nach fann das Enderkenntniß 1) den Kläger zurückweiſen, d. h. 
den Beflagten abjolviven. Cine Verurteilung darf den erjteren nur im iudieium 
duplex treffen; die Abweifung iſt entweder eine definitive absolutio ab actione, wenn 
der Grund in der Unftatthaftigkeit der Klage, in dem Miflingen des Klagebeweiſes, oder 
dem Durchgreifen einer echten Einrede liegt, oder fie ift eine Abweifung, wie angebracht, 
absolutio ab instantia, werm die Klage an mangelhafter thatlächlicher Begründung oder 
an einem formellen Fehler leidet; 2) das Enderkenntniß kann aber auch den Berklagten 
zu dem, was der Kläger gefordert, bedingungslos werurtheilen und 3) fann es theilweiſe 
condemniven, theilweife abſolviren (gemiſchte Enderfenntniffe), wenn der Kläger zu viel 
gefordert hat. Ber condemnatoriſchen Urtheilen kann aber, ſelbſt abgeſehen von den Fäl— 
len, wo, wie 3. B. bei dinglichen Klagen die Verpflichtung zur Anerkennung eines Rechts 
ausgeiprochen wird, nur ein Ausipruc über die Leiſtungspflicht im Allgemeinen erfolgen. 
Das ift 3. B. bei Schadenserfatanfprüchen der Fall. Hier knüpft ſich dann noch ein be= 
ſonderes Berfahren, jog. Yiquidationsverfahren, zur Feſtſtellung des erigiblen Betrages an 
das Urtheil an. Außer über die Hauptfahe muß auch im E, über die Nebenfachen 
(Acceffionen, Früchte, Zinfen) ſoweit ſolche in Frage ftehen und ftets über die Verpflich— 
tung zur Tragung der Procefkoften erfannt werden. Bon einer Bedingung Toll, abgeſe— 
ben von dem Fall der Auferlegung eines nothwendigen Eides die Enticheidung im Er— 
kenntniß nicht abhängig gemacht werben. 

PB. Hinſchius. 


Engau, Johann Rudolf, geb. 1708 zu Erfurt, wurde 1734 Doctor in 
Jena, 1740 ord, Prof, trat in den Schöppenftubl ein und wurde Hofrath, ftarb 1755. 

Schriften: Kurze jurift. Betracht. von der Verjährung in peinl. Fällen, Jena 1733, 1772. — 
Elementa juris crim. germ. carolini, Jen. 1738, ed. Hellfeld 1767. — Instrumentum 
Pacis Osnabr. Jen. 1738. — Elementa juris germ. ceiv. vet. Jen. 1736 — juris can. 
ontif. ecclesiastiei, Jen. 1739, ed. Schmidt 1765. — Tractatus, 1756. — Deeisiones 
Juris eiv. et crim. eura Schmidtii, Jen. 1761. 
vLit.: Erfb und Gruber. Teihmann. 

Enterbung. S. Bo. J. ©. 369 ff. 1. E. ift vollftändige (oder partielle) Aus- 
ſchließung pflichttheilbevechtigter Erben (fogenannter Notherben im weiteren Sinn) vom 
Plichttheile. Sole Notherben find, infofern fie als nächte geſetzliche Erben ab in- 
testato erben würden: a) Die Descendenten des Erblafjers, ohne Unterichted ob emancipirt 
oder in väterlicher Gewalt, ob leiblich oder adoptiv, letztere jedoch mit zwiefacher Be— 
Ihränfung, indem weder der vollfommen Adoptirte, Jo lange die Adoption beiteht, in Be— 
ziehung auf feinen leiblichen Vater, nod der umvollfommen Adoptirte in Beziehung auf 
\einen Adoptivvater pflichttheilbevechtigt find. b) Die Ascendenten. ec) Die Gejchwifter, 
vollbürtige und halbbürtige von der Vaterfeite, nicht aber (auch nicht, wie irrig geglaubt, 
ſeit Nov. 118) von der Mutterfeite, und nur infofern die ihnen vorgezogenen Perſonen 
zu den unehrenhaften Perſonen gehören, worüber zu enticheiden im freien Ermeſſen des 
Richters Liegt. 

2. Die Ausjchliefung muß, um gültig zu fein, durch einen der tm Geſetze aus- 
drüdlich aufgezählten Enterbungsgründe bevechtigt fein. Diele Gründe liegen zum Theil 
in einem unehrbaren, verächtlichen Yebenswandel des Notherben, zum Theil lafjen fie ſich 
auf ein tadelnswerthes Benehmen dejjelben gegen den Erblafjer zurüdführen. Die Nov. 
115, welche das Notherbrecht überhaupt geregelt hat, beftimmt 14 Enterbungsgründe von 
Descendenten, 8 von Ascandenten. Die Aufzählung dieſer causae ingratitudinis s. 
offensionis fiehe a. a. DO. ©. 371. Nach ausdrüdlicher Beftimmung der Novelle follen 
durch Interpretation feine neuen Gründe binzutreten, womit aber feineswegs gelagt tft, 
daß nicht Die einzelnen gefeglichen Gründe den allgemeinen PBrincipien gemäß interpretirt, 


350 Enterbung. 


alſo auch nad) Analogie ausgedehnt werden dürfen. Indeſſen iſt nicht zu leugnen, daß eben 
nad) den allgemeinen Prineipien Enterbungen nicht zu begünftigen find. Ob der Enterbungs= 
grund bereits im Augenblide der Teftamentserrihtung vorhanden fein muß, oder erft im 
Augenblide des Todes, iſt beftritten: jenes muß entichieden als das Richtigere anerkannt 
werben. Verzeihung von Seiten des Erblaſſ ers hebt den Enterbungsgrund auf, wenn fie 
vor Errichtung des Teſtaments ftattfand, im welchem der A Are angegeben 
iſt; nicht aber, der richtigern Anficht zufolge, nachträgliche Verzeihung, welche nicht für 
ernftlich gemeint gelten kann, da der Teſtator fich nicht veranlaft gefunden bat, fein 
Teftament zu ändern. 

Die geleglichen Enterbungsgründe beziehen fich lediglich auf Ascendenten und De- 
fcendenten. Was die Gefchmifter betrifft, ſo fteht die Begründung im richterlichen Ermeſſen. 

3. Ueber Betrag und Berechnung des Pflichttheils, fiehe a. a. DO. ©. 370. Im 
Ermangelung eines gejeglihen Enterbungsgrunds mülfen Die Notherben für den Bflicht- 
theil eingelegt werben; es genügt nicht, daß ihnen der ‘Pflichttheil auf irgend eine Weife 
zugewendet werde, 3. B. dur Vermächtniß. Zuläffig ift aber die Einfegung auf ein- 
zelne Sachen, deren Werth der erforderten Quote entfpricht. 

4. Der auf €. erigpeete Wille muß beſtimmt und unzweifelhaft tm Teftamente 
ausgeſprochen fein. — Die ehemaligen formellen Exfordernifje der E. von heredes sui 
und von emancipirten Kindern, die im Gegenfage zur E. fonftiger Descendenten nur 
nominatim und ab omnibus gradibus ftattfinden konnte, fommen nad dem Rechte der 
Nov. 115 nicht mehr in Betracht. Dies ift freilich im höchſten Mafe beftritten, und 
diefer Streit hängt mit den verjchtedenen Auffafjungen des Berhältniffes der Novelle zum 
älteren Nechte zuſammen, wovon ſogleich die Rede fein wird. 

Erforderlich ift ftetS Angabe des Enterbungsgrundes. Natürlich muß die Wahrbeit 
der Angabe erwiejen werden, ımd zwar von dem Teftamentserben. Sind mehrere Gründe 
angegeben, jo genügt der Beweis eines einzigen. Der Beweis eines nicht angegebenen 
Grundes vermag aber den mangelnden Beweis eines angegebenen nicht zu erſetzen. 

5. Die Nov. 115 hat „Das ganze Notherbenrecht der Descendenten und Ascen— 
denten in fi aufgenommen“, jo daß von den alten formellen Borichriften und Unter— 
Iheldungen ſowohl, ald aud) von den Rechtsmitteln des alten Rechts in Beziehung auf 
Descendenten und Ascendenten im Juſtin. und im heutigen N. feine Rede * 
ſein darf. Die E. von Descendenten und Ascendenten iſt alſo lediglich nach der Novell 
zu beurtheilen. — So mit Recht Göſchen, Keller, Francke, Sluntfeli, 
Arndts, Brinz, Tewes u. a m. So aud mit einer Modification Mühlen— 
bruch, der die formellen Borfchriften betreffend sui und emanecipati noch gelten lieh, 
ebenjo, mit etwas anderer Nitance, Puchta. — Die ganze, mehr oder minder dDurchgreifend 
aufgefahte Theorie wird als Reform oder Derogationssyftem bezeichnet. 

Diefem gegenüber fteht das ſog. Corrections- oder Additionalſyſtem, 
defjen Hanptvertreter Bangerom tft: „auch noch nach der Novelle find die Rechtsmittel 
des alten Rechts anwendbar‘, wenn nämlich gegen die Formvorſchriften dieſes Rechts ge 
fehlt iſt. „Welche von diefen Theorien nun“ fagt Arndts, „an fid vorzuziehen wire, 
darüber kann man nicht lange zweifelhaft fein. Die Derogationstheorte gewährt ein- 
fache im Weſentlichen befriedigende Reſultate, fie befeitigt Unterſchiede, die zu Juſtinians 
Zeit feinen rechten Grund mehr hatten, fchneidet dadurch eine Menge von fchwierigen 
Berwidelungen ab und entipricht jo dem praftiichen Bedürfniſſe einer Zeit, welcer ein 
fo verwideltes, oft der ſcharfſinnigſten Untericheidungsgabe noch ſchwieriges Necht ein 
Stein des Anftopes fein mußte. Die Correctionstheorie dagegen läßt nicht nur gegen 
den Geift des neueren Rechts alle jene Unterjchtede beftehen, fondern vermehrt ſogar nod 
die VBerwidelung und führt Schwierigkeiten herbei, für- die ſich kaum eine Löſung findet“. 

6. Sobald ein gefegwidrig ausgeichloffener Ascendent oder Descendent fein Recht 
geltend macht, fallen die Erbeinlegungen, natürlich aud die Bulgarlubftitutionen, weg, 
und es tritt Inteftaterbrecht ein. Aber die Legate und übrigen legtwilligen Verfügungen 
durch welche Jemanden Etwas zugewendet wird, Darunter auch Pupillarjubititutionen, — 
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nicht aber E. anderer Notherben, — bleiben aufrecht. Um fein Recht geltend zu machen, 
bat der Notherbe eine einfache hereditatis petitio ab intestato. Die Erbeinletsungen 
waren alfo nicht von Anfang an nichtig, find aber reſeiſſibel dur ven bloßen 
Willen des Notherben. Dieſe richtige Anficht wird vertreten von Bluntſchli, Arndts, 
Rudorff, Tewes. 

Radicaler ift Die vorzugsweiſe ald Nullitätsiyftem, oder ald abjolutes 
Nullitätsſyſtem, im Gegenfage zur eben vorgetragenen Theorie der relativen Nullität oder 
der Reſciſſibilität, bezeichnete Theorie, welcher Thibaut, Keller, Bangerow, 
Vering und überhaupt faft alle Neueren huldigen und wonad die Erbeinjegungen von 
Anfang an ipso jure nichtig find. — Die Romaniften des 16. Jahrhunderts hingegen 
glaubten, daß die alte Inofficioſitätsquerel mit ihren Eigenthümlichkeiten noch anwendbar 
ſei; das ıft das ſog. Inofficioſitätsſyſtem, zu welchem ſich noch Brinz und 
Köppen bekennen. — Andere dagegen, 3. B. Puchta, wollen bier unterſcheiden. Iſt 
fein geſetzlicher Grund angegeben, dann tft Nichtigkeit vorhanden und hereditatis petitio 
anzuftelle ; ift ein Grund zwar angegeben, aber unwahr, dann findet Anfechtbarteit und 
Inofficioſitätsquerel ftatt: ſog. gemiſchtes Syſtem. Die Controverfe ftammt ſchon von 
den Gloffatoren ber. 

Im Falle geletswidriger aber blos partieller Ausſchließung, bloßer Verkürzung des 
Pflichttheils, hat der Notherbe die alte actio suppletoria auf Ergänzung, gegen feine 
Miterben nad Verhältniß ihrer Erbtbeile, gegen andere Pflichttheilberechtigte jedoch nur 
infofern fie mehr als ihr Pflichttheil erhalten haben. 

7. Sn der Pflichttheilsberechtigung der Gejchwifter ift Durch Nov. 115 nichts 
geändert worden. Ein Grund der E. muß vorhanden fein, braucht aber nicht angegeben 
zu werden. Der grundlos Ausgeichloffene hat die Inoffictofitätsquerel gegen die Teſtaments— 
erben auf Ungültigfeitserklirung des Teftamentd in feinem ganzen Inhalt, jedoch nur 
zum Schaden der unebrenhaften, nicht auch der unbeicholtenen Teftamentserben. Im 
Falle bloßer Verkürzung hat der Berechtigte Klage auf Ergänzung gegen den unehren— 
baften Erben, ſoweit fein Erbtheil reicht. 

Ueber €. in den neueren Gſgbb., ſ. a. a. DO. 369— 372. 

Quellen: Hauptquelle: Nov. 115 Pflichttheil: I. IL, 18. D. V. 2, C, III, 28 
De inofficioso testamento. Das alte R. der Exheredation: I. II, 13. De exheredatione libe- 
rorum. D. XXVII, 2. De liberis et postumis heredibus instituendis vel exheredandis. 
C. VI, 28. De liberis praeteritis vel exheredatis. C. VI, 29. De postumis heredibus in- 
stituendis vel exheredaudis. Allg. Pr.L.R. II, 1. $$. 631, 633; 2. 88. 391 —480; 501—518. 
C. N. 913 fi. 

Lit.: ©. hauptſächlich die Schriften über Erbrecht im Allgem. von Bering, Köppen, 
Temwes u. A, Über teftamentarifches Erbredt von Roßbirt und über Notberbenredt ins- 
befondere: Bluntſchli, Entwidelung der Erbfolge gegen ben legten Willen nah Röm. R., 
Bonn 1829; Francke, Das R. der Notherben und ————— Gött. 18313 Bud- 
bolz in feinen Abhandlungen (1833); Arndts in Weiske's Rechtslexikon VIIL; Schmidt, 
Das formelle R. der Notberben, Yeipy. 1862; Heumann in der Giehener Ziſchr. XVIL; 
Marezollin Grolman's Magazin für Rechtswiſſenſchaft und Gſgb. IV. Sta 

Idvıer. 

Entführung. Die Geſchichte und Morphologie dieſes Verbrechens, in wenigen 
Punkten zujammengefaßt, ergeben, daß die E. (erimen raptus) bis auf Conftantin als 
ein erimen vis ohne Rückſicht auf Die Ehrbarkeit der entführten Tedigen oder verhei— 
ratheten Perſon aufgefaßt wird, nach Conftantin als Unzuchtsverbrechen mit Verlegung der 
väterlichen oder eheherrlihen Rechte Behandlung erfährt, ſeit Yuftintan die Ehe zwiſchen 
raptor und rapta Divect verboten und Das Verbrechen offictell verfolgt wird. Der 
Gegenftand dejjelben wird nunmehr auf eine unbejcholtene Frauensperfon oder virgo 
honesta beſchränkt. Das Berbreden begreift die mit Gewalt gegen ein Weib wie die 
mit der Einwilligung der Haustochter heimlich vor den Eltern bewirfte Wegführung in 
geichlechtlicher Abficht. 

Die Kirche jchärft das Eheverbot zwiſchen raptor und rapta in Anſchluß an das 
Röm. R., um dem Ueberhandnehmen der E. zu fteuern. Der Begriff des Verbrechens 
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iſt nicht auf die Heirathsabſicht beſchränkt, vielmehr auf den Zweck der Befriedigung des 
Geſchlechtstriebes ausgedehnt, ein Begriff, der im ſpäteren Can. R. wieder eingeengt wird 
ſeit den römiſchen Concilien von 721 und 743. Der kirchliche Begriff des Verbrechens 
beſtand in der gewaltſamen Wegführung einer Frauensperſon von ihrem gewöhnlichen 
Aufenthaltsorte, wo ſie ſich im Schutze ihrer Familie befindet nach einem entfernteren 
Orte, wo fie jenes Rechtsſchutzes entbehrend, ganz der Gewalt des raptors preisgegeben 
if. Das Zurüdhalten in feiner Gewalt oder das Wegichleppen per aliquot passus in 
der Nähe ihres Schutgebietes begründet noch feinen raptus. Ob die Wegführung einer 
minorennen Tochter mit ihrem Willen gegen den der Eltern, der raptus in parentes, 
durch das Coneil von Trient aufgehoben ſei, it jehr beftritten, von Phillips, 
Feſſler, Kaiſer u. A. verneint. Streitig ift, ob aud ein Mann durd) ein Weib ent- 
führt, Gegenftand des Verbrechens fer und daffelbe nach dem Tridentinum an der eigenen 
Braut begangen werden fünne. Gewiß ift, daß es auf die Unbeicholtenheit der Entführten 
nicht anfomme, während nad) Juſtin. und gemeinem deutichen N. eine unverleums 
dete Frauensperſon allein Gegenftand des Berbrediens der E. ift. Während im Rom. R. 
die Abjicht Des Naptors auf Ehe oder Unzucht gehen konnte, beſchräukt das kath. ER. 
die E. auf die Abjicht der Eheſchließung. Das proteft. ER. entlehnte feinen Begriff 
von E. aus dem gem. Criminalrecht unter Einwirkung der recipirten Nechte, auf welche Die 
Carolina verwielen hat, und Die gemeinrechtliche Jurisprudenz bezeichnet unter Anerkennung 
des raptus in päarentes die E. als gewaltſame oder widerrechtlic liſtige Bemächtigung 
eines Weibes durch einen Mann zum Zwecke der Ehelihung oder Schwächung, welches 
unbeicholten und weder die Gattin noch rechtmäßige Braut des raptor iſt. Die neueren 
Landesſtrafgeſetze kommen darin überein, daß das Verbrechen um der Eheichliegung oder 
der Unzucht willen geichebe, daß daſſelbe durch Yiit oder Gewalt verübt werde. Zum 
Thatbeftand gehören als Subject ein Mann, als Gegenftand ein Weib, doch hatten 
Baiern 1813, Hannover, Würtemberg diefes Verbrechen unangemeffen auf die Wegführung 
eines Mannes in Unzuchtsabjicht ausgedehnt. Das Erfordernif des untadelbaften Yebens- 
wandel iſt aufgehoben, der vorherrſchende Geſichtspunkt der Strafbarkeit: die Verlegung 
der perfönlichen Freiheit oder der vechtmäßigen Gemwalthaber der abhängig Entführten, 
während die richtige Anficht Das Moment der Verlegung oder Gefährdung der weiblichen 
Ehre und Züchtigkeit in erfter Linie hervorhebt. Iſt die Entführte eine geſchlechtlich an— 
rüchtge Perſon, jo verliert dadurch das Verbrechen fein eigenthinnliches Gepräge, inſofern 
erſt in zweiter Linie Die widerrechtliche Freiheitsberaubung in Betracht kommt und zwar 
nicht einmal in allen Fällen. 

Das Wegführen, nad einigen Part.R. das Zurüdbehalten in einem von dem 
freien gewöhnlichen oder angewielenen Aufenthaltsorte entfernten Orte, wo die Entführte 
ganz der phyſiſchen und moraliichen Einwirkung des Uebelthäters ausgelegt ift, muß ein 
widerrechtliches fein, nicht notwendig durch einen Mann, wenn nur zu Gunften eines 
Mannes, und in einer die Entführte an ihrer weiblichen Ehre compromittirenden Weile 
geichehen. Um die E. von der Nothzucht zu unterjcheiven, ift auch die Abjicht, dauernd 
über die Entführte in dem ihr aufgezwungenen Aufenthaltsorte zum Zwecke der Geſchlechts— 
befriedigung zu verfügen, erforderlich. Die Rechtswidrigkeit der E. liegt entweder in der 
Vergewaltigung des Willens des Werbes oder, wenn dieſes confentirte, in der Berlegung 
des Willens ihrer Gewalthaber, Eltern, Ehemann, Bormund oder VBerforger. Im letzteren 
Falle Fehlt das Moment der Freiheitsberaubung. Die Cimwilligung der rechtmäßigen 
Gewalthaber in die E. mit dem Willen der Entführten ſchließt den Begriff Des Ver— 
brechens aus, ebenſo die Einwilligung einer großjährigen unverebelichten Frauensperfon. 

Die Form des Verbrechens, welches durch Verlegung des Willens der rechtmäßigen 
Gewalthaber begangen wird, ſchließt mehrere Fälle in ſich. 

Die Strafe der E. wider Willen der Entführten oder einer unter vierzehn Jahre 
alten noch im Haufe der Eltern oder ihrer Stellvertreter lebenden Frauensperſon it 
Zuchthaus nah Maß der angewandten Mittel des beabjichtigten oder erfolgten Uebels. 
Minder ftrafbar ift die E. einer eimmilligenden, wenigitens ſchon vierzehn Jahre alt ge 
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weſenen Perſon, wodurch nur Dritte in ihren Rechten verletzt werden, wobei die Regel 
des Strafverfahrens auf Antrag des Beleidigten eintritt. Preußen läßt nur auf Antrag 
derjenigen Perſonen verfahren, melde auf die Ungültigfeitserflärung der zwifchen dem 
Entführer und der Entführten geichloflenen Ehe anzutragen berechtigt find; Baiern auf 
Antrag der Entführten oder a geleglichen Vertreters. 

Gfgb. u. Lit.: Pr. Etr. Geſ. 85. 207, 209. Hälfchner, Preuß. Str. R, II. 332. Golt- 
dbammer, Material., 442 5. Sächſ. Str. Geſ. 187, 189. Krug, Comment., 2. Ausg. I. 84. 
Baden, 339, Comment. Thilo, 306, Würtemberg 278. Hufnagel, II. 155, 161. Baiern, 
253, Comment. Weis, 11. 96. Wächter, Abhandl. a. d. Str. , 1835. Colberg, Das 
—— der E. 1869. Berner, Lehrb., 4. Ausg. 363. Pachmann, Lehrb. des K.R., 
3. Ausg., II. 273. Wahlberg. 

Entſcheidungsgründe (im Criminalproceß) enthalten die Rechtfertigung des 
Urtheilstenors. Geht dieſer auf Verurtheilung, fo begreift derjelbe — abgefehen vom 
Koſtenpunkt — nicht blos die Strafe, fondern auch die allgemeine Bezeichnung der ftraf- 
baren Handlung (des Diebftahls ſchuldig und deshalb mit 3 Wochen Gefängniß zu be— 
trafen). Eine Handlung darf aber nicht mit Strafe belegt werden, wofern jie nicht zur 
Zeit der Begehung damit bedroht war. Zur Begründung der Entjcheivung gehört daher 
notbwendig die Anführung des Strafgefeges und feinem Thatbeftande entjpredjend die 
genaue Charakterifirung der That, weldye für überzeugend erwiefen erachtet worden. Jeder 
Angeklagte kann aber ferner verlangen, daß gegen ihn nicht anders als nach den geſetz— 
lichen Formvorſchriften verfahren werde. Iſt aud dies in den E. als geſchehen darzu— 
tbun? In der Negel nicht. Dazu dienen Protokolle, und nur ausnahmsweife wird in 
den Gründen zur Erörterung gezogen, ob eine formelle Geſetzesvorſchrift richtig beobachtet 
worden oder nicht. Im den hervorgehobenen Punkten, welche alle weſentlich Rechtspunkte 
find, liegt dasjenige Material, welches überall in Erfenntniffen zu näherer Prüfung und 
Würdigung gelangt, mögen fie in erfter, zweiter oder dritter Inftanz ergehen, wenn auch 
Nichtigkeitserkenntniffe bei der Beſchwerde über Formfehler auf diejenigen Mängel bes 
Ihränft bleiben, melde ausprüdlich gerügt werden. Für die Nechtöpunfte geben die ver- 
Öffentlichtern Gefege den fichern Anhalt der Beurtheilung. Für Thatfragen dagegen hat 
der Richter höherer Inftanzen zunächſt nichts ald den Acteninhalt, und in demjelben ent= 
weder die Antworten der Geſchwornen auf die ihnen geftellten Fragen, oder eine og. 
thatſächliche Feſtſtellung als Bezeihnung der für ſtrafbar erachteten That. Wie aber, 
wenn der Angeklagte behauptet, deren zu Unrecht für überführt erachtet zu fein, oder 
wenn der Staatsanwalt ſich über eine vermeintlich ungerechte Freiſprechung beichwert ? 
Soll der höhere Richter bei der Ueberzeugung der Schuldrichter ftehen bleiben? Dam 
bedarf e8 feiner weiteren Gründe, und fo liegt die Sache für Erkenntniſſe der Schwur— 
gerichte, theilweiſe der Schöffengerichte. Sobald aber dem höheren Richter die Pflicht 
auferlegt ift, zu prüfen, ob der Vorderrichter hinreichende Verdachtögründe zur Verurtheilung 
vor fich gehabt habe, wird eine jehr erhebliche Erweiterung der E. erforderlich, und diefer 
Theil derjelben ift e8, welcher vorzugsweife mit jenem Namen belegt wird. Wie aber 
ſoll da der flüchtige Stoff der mündlichen Verhandlungen untergebracht, wie foll er nad) 
dem Wegfall aller, oder doch der pofitiven gejeglichen Beweistheorten geordnet, wie foll 
8 möglich gemacht werben, die Ueberzeugung von fremder Schuld zu zergliedern, da fie 
dod auf einem Geſammteindruck beruht, den der Inbegriff der Berhandlung hervor= 
gerufen? So lauten die Fragen in vielen Schriften, in denen auf Bejeitigung jenes 
Theile8 der Gründe gedrungen wird, weil er nicht leiften fünme, was er jolle. Dem ent= 
67 fordert die Geſetzgebung in appellabeln Sachen von den Richtern — theilweiſe 
elbſt neben Schöffen —, daß die Thatſachen und Beweismittel, auf Grund deren ber 
Beweis aller geſetzlich weſentlichen Merkmale der Straftbat, der erfchwerenden, mildernden 
oder ſtrafausſchließenden Umftände als geführt oder als nicht geführt angenommen worden, 
in den E. angegeben werden. Iſt es möglich, auf diefem Wege den Kern der Ueber 
zeugung zu veranfchaulicden? Dies muß verneint werden. Nur die Hille läßt ſich dar— 
ftellen. Zwar bemegt fi) das Strafverfahren trog der Mündlichkeit in einer Neihe von 
Aruperlichkeiten, welde entweder ftenographiih — alfo in der bunten Miſchung des 
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Welentlihen und Unmwejentlihen — oder protocollariſch — in der Beichränfung auf 
MWejentliches nach dem Ermeſſen eines gefchulten Unterbeamten oder der Richter — ver: 
fchrieben werden können. Allein weder dort, noch durch Schilderung in den Gründen 
laſſen ſich grade Diejenigen Elemente hinreichend darftellen, an denen der Verdacht ſich zur 
Ueberzeugung fteigert: der Grab der Zuverläffigfeit aller Einzelheiten. Das Stoden und 
Sinnen, das Voreilig- und Berlegenfein, die Bitterkeit der Feindſchaft, die Schadenfreude 
der Rachſucht, der trübe Ernſt im Vortrage gern verfchwiegener, ſchwer wiegender Um— 
ftände und zahllofe andere, mit dem Schall des Wortes dahin fchwindende, den Hörer 
aber im Tiefſten erfafienden Eigenheiten fpotten jeder genügenden VBeranfdhaulicugg. 
Berfiherung ift alles, was gegeben werden kann. Co ift denn richtig, daß eine voll= 
ftändige Begründung Des Urtheild über die That- und Beweisfragen unmöglich erfcheint. 
Kann fie in ſolchem Umfange erreicht werden, daß ihre Ergänzung in dein reiben Schat 
von Erfahrumgen ausreichend zu finden, welder den Mitgliedern höherer Gerichtshöfe zu 
Gebote zu ftehen pflegt? Auch dieſe Frage kann nicht bejaht werben, menigftens nicht 
unbedingt, nämlich nicht für Die wirklich zweifelhaften Fälle, und dieſe eben find Die wich- 
tigften. Alles Verfahren in Thatfragen auf fchriftlihe Darftellungen hin iſt nur ein 
Verdachts— Fein Ueberzeugungsverfahren. Die Gründe können die Hauptgegenftände der 
Berathung, oder auch der Abſtimmung bezüglich der Verdachtsgründe und Beweismittel 
überfichtlich ordnen und darftellen; fie können aber das nicht geben, was die mündliche 
Berhandlung gibt. 

Iſt damit gefagt, daß man von E, für die Beantwortung von Schuldfragen über— 
haupt nicht mehr jprechen dürfe, daß der inhaltleere Begriff des Gefammteindruds Alles 
decke, daß in den Formen alles Heil Liege, daß die formelle Autorität der vereinigt zum 
Spruch Berufenen genüge, um bier jede Frage nady den Gründen zum Schweigen zu 
bringen? Die Geſetzgebung allerdings kann mur Formen Schaffen. Es kann durch fie 
die u entfernt werden, daß der Nichter fich die Befähigung erhalte, und fie bes 
thätige, die Grundlagen, auf denen die Bildung feiner Ueberzeugung beruht, und damit 
die Gründlichkeit won Berathungen formell, alſo jehriftlih darzulegen; aber Damit ändert 
fi) das Nechtöleben in feiner Tiefe nicht. Aus den Plaidoyerd und der mündlichen Ber: 
fündung der Gründe, welche für den Friftenlauf der Rechtsmittel erheblich — ift täglich 
erfihtlih, daß für die Berathung noch heute die in den älteren deutjchen Gefegen ent— 
widelten Grundzüge der Beweistheorien von weittragender Bedeutung. Ihre Regeneration 
auf Grund der reihhaltig vor Augen Tiegenden Erfahrungen bat indeß kaum jchüchterne 
Anfänge aufzumeilen, während die Yiteratur Englands in der umfaſſendſten Weile die 
Kernfrage alles Strafverfahrens beleuchtet: was ift Ueberzeugung von fremder Schuld 
und wie bildet fie ſich auf der Grundlage der berrichenden Formen? 

In verurtheilenden Erfenntniffen bildet die Strafhöhe beim Vorhandenſein eines 
geſetzlichen Spielraums einen beiondern Gegenftand der Begründung. (Strafzumeffungs- 
gründe). 

Lit.: Ueber Faffung der €. Dr. Schwarze, A.G.3tg. f. Sachſen, 1857, ©. 41 f. Für 
Baiern Ztichr. f. EOſgb. u. Rechtsw. 7, 87. Prof. Walther, Arc. f. Erim.R., 1857, ©. 239 f. 
Beweisr. u. E, von Dr. Ortloff, Goltdammers Arch. VIIL 460 f., 591 f. IX. 13 f, 
234 f., 370 f. v. Wid, Crim Ard., 1857, ©. 42 f. Grundzüge der in Preußen berrichenden 
Beweistheorie, Goltdammers Arch. 14, S. 180 f., 245 f. v. Bar, Recht umd Beweis, 1865. 
Sugiehung — gig zum mündl. Berfahren vom A.G.Präſ. Buſch im Gerichtsfaal, 

Sfat.: Preuß. Gef. vom 5. März 1852 A. 31: neue Provinzen Verordn. vom 25. Juni 
1367 55. 262, 353. Großb. Helen Str.Pre.Dd. (1965) A. 321 f. Yiübed (1862) 8. 210 f. Bre 
men (1563) $. 433 f. Baiern Str.G.B. 1I. A. 359 f. Gef. 1848 4. 326. Braunſchweig 
(1819) 8. 65. Schaper. 

Entiheidungsgründe (rationes deeidendi) im Civilprocen find die Motiv, 
welche den Richter beim Erlaß feiner Beſcheide und Urtbeile geleitet haben. Nach älterem 
gem. R., ebenio wie nad Rom. und Can. R. kommt nur eine Verpflichtung zur 
Angabe derielben gegenüber dem Oberridster, nicht aber gegenüber den Parteien vor. 
Nach der neueren gemeinrechtlichen Praxis pflegt aber der Richter jeine E, den legteren 
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ſchrifllich mitzutheilen, wenn er ihrem Berlangen entgegentritt, alſo nicht blos bei den 
Endurtheilen und den mit Rechtsmitteln anfechtbaren Zwiſchenurtheilen, ſondern auch bei 
blos procefleitenden Berfügungen. Particularrechtlich ift fogar die Beifügung der E. bald 
für alle Urtheile, bald nur für die Endurtheile (fo in Altpreußen und in Hannover) vor— 
geihrieben, und ebenfo, daß dieſe — was auch Die gemeinvechtliche Praxis befolgt — 
von der Dectfive, dem Tenor, gefchieden fein ſollen. Gewöhnlich wird der Tenor mit dem 
Rubrum der Sache (d. b. der Angabe der Parteien), der Angabe des erfenmenden 
Gerichts (particularrechtlich auch der betheiligten Richter), dem Datum der Sigung voran- 
geihikt und durch die Formel: v. R. W. (von Rechtswegen) von den E. getrennt. 
Seltener werden die Motive nad der in Franfreih und in den Rheinlanden üblichen 
Eitte Durch ein: in Erwägung oder einen ähnlichen Ausdruck eingeleitet, dem Tenor 
vorangeftellt (jog. Schachtelerkenntniffe),. Da der Tenor der Erfenntniffe, namentlich der 
Enderfenntniffe, gewöhnlich kurz gefaßt wird, 3. B. nur das Refultat deſſen, was die 
Parteien zu leiften haben, enthält, ſich aber über die Begründetheit oder Unhaltbarteit der 
Einreden nicht ausfpricht, jo bilden die E. ein wichtiges Moment für. die Interpretation 
des Tenord. Namentlich geben fie für die Bemeffung des Umfangs der Rechtskraft des 
Erfenntnifjes das wichtigfte Material ab, weil erft aus ihnen erfannt werden kann, über 
welche Nechtöverhältniffe Die Parteien eine richterliche Entſcheidung verlangt haben und 
über welche der Richter wirklich entichteven bat. Dagegen kann die Frage nicht geftellt 
werden, ob die E. der Rechtskraft fähig find. Ihrer Natur nach können fie eben nichts 
entſcheiden, und nur der Umftand, daß die nähere Interpretation der Decifive in ihnen 
enthalten iſt, alſo äußerlich der reale Inhalt der legteren gerade in ihnen, nicht in der 
erjteren jelbft dargeboten wird, hat zu der Aufftellung jener fchiefen Frage geführt. ©. 
auch den Art.: Rechtskraft. 

Fit: Brindmann, Ueber die richterl. E., Kiel 1826. B. Hinſchius. 

Entwährung, richtiger: Entwehrung ift im Allgemeinen jede Befigentziehung, 
insbefondere aber diejenige, welche der Käufer einer Sache vermöge der Mangelhaftigfeit des 
ihm von dem Berfäufer gewährten Nechts erfährt, und für welche der Verfäufer einzuftehn 
bat. Die Borausjegungen diefer Haftung find folgende. 1) Die Sade muß dem Käufer 
factifch entzogen fein. Daß ein Dritter jein beſſeres Recht daran erwiefen habe, genügt 
nicht, jo Lange dem Käufer mur das habere licere verbleibt 1. 21 $. 1 1. 35 D. de 
evict. 21. 2. Nur ausnahmsweiſe, wenn der Verkäufer wiſſentlich eine fremde Sache 
ald eigne verfauft 1. 30 $. 1 D. de act. emt. vend. 19. 1 oder ver Käufer nur 
durch eigenen Erwerb des befferen Rechts die Entziehung vermieden hat 1. 13 8. 15 
eod. tritt die Haftung auch ohmedies ein. Dagegen liegt eine Entziehung auch dann vor, 
wenn dem Käufer die Wiedererlangung der Sade unmöglich gemacht i. 16 $. 1 D. de 
eviet. oder die Behauptung derfelben nur gegen Werthserſatz geftattet worden iſt 1. 21 
$. 2. D. eod., ſowie wenn er blos einen Theil der Sache 1. 1. 1. 39 $. 2 eod. oder 
eine Acceffion derjelben eingebüßt hat, 1. 8 D. eod. nicht auch, wenn er nur die Aus— 
übung einer Grumddienftbarfeit dulden muß 1. 59 D. de contr. emt. 18. 1. 2) Der 
Grumd der Entziehung muß ein Rechtsgrund geweſen fein. Daher feine Haftung, wenn 
‚ dem Käufer die Sache durch Eigenmacht des Staats oder einer Privatperjon 1. 11 pr. 
D. eod. oder durch phofiichen Untergang 1. 21. pr. $. 1. D. eod. entzogen worden ift. 
Wogegen andrerfeits auf die Natur des Nechts, kraft defjen die Entziehung ftattgefunden 
bat, nichts ankommt. Dafjelbe kann nicht blos Eigenthumsrecht fein, jondern auch eine 
Seritut 1. 11. 8. 2. D. eod., Pfandrecht 1. 63. $. 1. eod., Theilungsanfpruch 1. 34. 
$. 1. D. eod., Befigreht u. |. w. Zur Teitftellung dieſes Rechtsgrundes genügt es, 
wenn dem Käufer im Proceß mit einem Dritten das Necht auf den Befig der Sache ab— 
erkannt worden ift; (woher die Entziehung überhaupt evictio genannt wird), Doch ge 
bört es zu einer forgfältigen Procefführung von Seiten des Käufers, daß derſelbe dem 
Verfäufer den Streit verfündige (litem denunciare) 1 53. $. 1. 1. 55. 8. 1. D. 
eod. Hat er dies verfäumt, jo fann der Berfäufer den Entwährungsanfprud aus denjelben 
Gründen zurückweiſen, welche er dem Dritten im Proceß hätte entgegenfegen können. 
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Andre bürden dem Käufer den Beweis auf, daß ſolche Gründe nicht vorhanden ſeien. 
Außerdem fann der Verkäufer eine Einrede daraus entnehmen, daß der Proceß mit dem 
Dritten nur durch ein anderweitige Berfchulden des Käufers oder durch einen ungerech— 
ten Richteripruch verloren gegangen jet l. 51. pr. 1. 55. pr. 1. 63. 88. 1. 2. D. eod. 
Doch ift andrerfeits der Käufer nicht fchlechterdings zur Führung eines Procefies mit dem 
Dritten verbunden, ſondern ebenfo befugt, das Recht deſſelben zur Entziehung bei Er- 
bebung jeines Erfakanfpruches jelbft zu beweilen. 1. 29. pr. D. eod. |. 11. 8. 12.D. 
de act. — vend. Uebrigens beſtehen bier Meinungsverfgiedenheiten beſonders megen 
1. 56. $. 1. D. de emt. |. 17. C. eod. 8. 45. — 3) Der Rechtsgrund muß einen 
Mangel im Recht des Verkäufers gebildet haben. Ein ſolche liegt nicht vor, wenn der 
Käufer es hat geſchehen laſſen, daß nach dem Verkauf ein Dritter die Eriigung der Sache 
vollendete, und kann wenigſtens nicht geltend gemacht werden, wenn der Käufer durch jeine 
Schuld verläumt hat, ihn zu heben z. B. durch eigene Eritung l. 27. 28. 56. $. 3. 
D. eod. Der Inhalt des dem Käufer zuftehenden Anſpruchs wird durch fein Interefle 
gebildet ; feine Klage ift die gemöhnliche Erfüllungstlage aus dem Kauf, actio emti. 1. 8. 
D. eod. I. 23. 25. C. eod. Ber den Römern war es üblich, auf den Fall der E. von 
vornherein das Doppelte des Kaufpreifes durch Stipulation zu verſprechen, (ſog. duplae 
stipulatio); und ein foldes Verſprechen durfte bei erheblichen Gegenftänden ſogar von 
Rechts wegen nachträglich verlangt werden 1. 37. D. eod. Dies iſt heutzutage abge— 
fommen, mie gleichzeitig alles, was mit der Formalnatur der Stipulation zuſammen— 
hing. Doc ift es nach wie vor geftattet, eine beftimmte Summe als Schadenserjag zu 
veriprehen. In Ermangelung ſolchen Verſprechens hat der Käufer fein Intereffe zur Zeit 
der E. darzuthun. Daſſelbe darf nad der allgemeinen Regel (1. unic. C. de sentent. 
quae pro eo. 7. 47) das Doppelte (ftreitig, ob des Sachwerths oder des Kauf— 
preifes) nicht überfteigen, wird aber übrigens durch ſpätere Berbefferung oder Ver— 
Ichledyterung der Sache gemehrt, reſp. gemindert. Ob dergleichen beim Veriprechen einer 
beftimmten Summe, ebenfo wie bei der stip. duplae — bleibt, iſt ſehr 
zweifelhaft. J. 8. 1.66. 8. 3. 1. 70. 1. 64. pr. 1. 74. 8. 1. D. eod. — Endlich wird 
der ganze Entwährungsanſpruch ausgeſchloſſen durch Bei (pactum de non prae- 
standa evictione), der jedoch den argliftigen Berkäufer nicht befreit 1. 69. pr. $. 5. D. 
eod., durch Kenntniß des Käufers von dem Beftande des fremden Rechts 1. 27. C. eod. 
und durch Eingehung des Kaufs zu dem Zwecke, daß der Verkäufer ein begonnenes Spiel 
fortjegen könne. 1. 2. $. 1. D. quar. rer. act. 44. 5. Vom Kauf find die Regeln 
über E. auf alle Geſchäfte übertragen, melde eine Verpflichtung begründen, Das Eigen: 
thum oder ein anderes Recht auf den Befig einer Sache zu gewähren: jo namentlich auf 
Tauſch, Theilung, Yeiftung an Erfülungsftatt, Vergleich. Die Auspehnung auf Miethe 
ift Sehr zweifelhaft. 

Quellen: Tit. D. XXI. 2, de evietionibus et duplae stipulatione C. VIIL ». 
de evictionibus. 

— Lit.: Bekker, Zur Lehre von ber a in feinen Jahrbb. des gem. 
R. VI. ©. 229 — 336, Windiheid, Pandeltenr. ll. 8. 391. 342 Ed. 


Entwäflerungsanlagen. Seit alter Zeit finden ſich in Deutfchland, beſonders 


in den friefiichen Marjchen, E., welche durch einen genoffenichaftlichen Verband der dadurd 


geſchützten Grundbefiger unterhalten werden. Solde Verbände werden nach den Sielen 
(Abzugscanälen), durch welche die Entwäflerung bergeftellt wird, Sielachten gemannt 
und nach Analogie der Deicdwerbände behandelt. Vergl. die). Art.). 

Die neuere Wafferrechtögefetßgebung hat für Waſſermeliorationen aller Art, zunächſt 
meist für Bemällerungsanlagen (Wiejenbewäfferung, Ufermeliorationen, Flußregulirungen), 
dann auch für Ent wällerungsanlagen (Trodenlegung von Sümpfen, Ableitung von Seen ꝛc) 
eine ähnliche Genoſſenſchaftsbildung ermöglicht, indem fie nicht nur den felten zu erwartenden 
freiwilligen Zufammentritt aller Betheiligten begünftigt, fondern unter dem Geſichtspunlt 
einer natürlichen Rechtsgemeinſchaft der Wafjerintereffenten eine zwangsmweije Ber 
einigung geftattet. Ueberall nämlich, wo eine Wafjeranlage, deren Vortheile einer ganzen 
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Gegend zu gute kommen, nur durch ein gemeinſames Wirken zu Stande zu bringen iſt, 
fan von Staats wegen eine Zwangsgenoſſenſchaft aller Grundbeſitzer des Meliorations— 
bezirkes gebildet werden. Einige Geſetze Preußen und Sachſen) gehen hierbei jo weit, 
daß fie ihrem Wortlaut nad weder den Antrag nod die Zuftunmung irgend eines Be— 
theiligten fordern; Die übrigen Gejege erlauben ven Zwang nur gegen eine Minderheit, 
wobei die Wehrheit nach der Grundfläche berechnet und theils (wie in Heſſen) einfache 
theils (wie in Baiern, Baden, Weimar und Meiningen) Zweidrittelsmajorität verlangt 
wird. Ganz ausgeſchloſſen iſt in Preußen der Zwang bei Drainagegenoſſenſchaften. Nach 
Abgrenzung des Bezirts und Feſtſtellung der Mitgliedſchaft wird ſodann unter ſtaatlicher 
Mitwirkung das Genoſſenſchaftsſtatut erlaſſen, worin Das Nähere über den Corporations- 
zwech, Die Repartition der Beiträge und Yeiftungen und die innere Verfaſſung bejtimmt 
wird. Regelmäßig wird der Vertheilungsmaßftab vom Grundbefig, bisweilen unter 
Berückſichtigung des verschiedenen, für die einzelnen Grundſtücke zu erwartenden Gewinnes, 
hergenommen, Die Anlagen felbft pflegt die Genoffenfhaft als ſolche zu beforgen und 
demnächſt nur Koften und Yaften zu vertheilen. Die Einzelbeiträge haben den Charakter 
unablöslicher und in Preußen und Sadyien- öffentlicher Neallaften. Die Genofjenfchaften, 
welde überall die Rechte" juriftiiher Perjonen haben, find mannichfach verſchieden organi— 
firt. Regelmäßig fteht zur Yeitung und Verwaltung ein Borftand an der Spitze 
(Directoren ; Vorfteher und Wieſenſchöffen; technifche Beamte), während die Genoffenver- 
ſammlung ober eine fie vertretende Nepräf entantenverjam mlung die Vereins⸗ 
beſchlüſſe faßt. Meift wird dem Verbande ein ausfchliegliches Recht auf Vornahme der 
betreffenden Anlagen und Arbeiten, ein Erpropriationsreht gegen die Mitglieder und eine 
Ichiedsrichterliche Gemalt in Streitfällen erteilt. 

Quellen: Nafjau-Oran. Wiefenordn. v. 18. Dec. 1790; Großh. Heſſ. Wiejenculturgef. v 
7. Oct. 15305 preuß. Gef. v. 28 Febr. 1543 88. 56— 59 und Geſ. v. 11. Mai 1853; auf bie 
neuen Landestheile ausgedehnt durch Verordn. v. 28. Mai 1867; E. ſächſ. Gef. v. 15. Aug. 1855; 
bad. Gef. über Be- und Entwäfjerungsanl. v. 21. Febr. 1851; baier. Gef. v. 28. Maı 1852; 
weimar. Gef. v 16. Febr. 1854; meining. Gel. v. 4. Mai 1850. — Sodann die zahfreichen, 
dur die Geſetzſammlungen publicitten Statute, be. das durch Refer. v. 10. Novbr. 1851 u. 
Amveifung v. 10. Octbr. 1357 publicirte preußiſche Muſterſtatut. 

Lit.? Hahn, Die preuß. Gef. über die Vorfluth u. ſ. w, Breslau 1858. — Anſchütz, 
Die — Wieſengenoffenſchaften, Jahrbb. des gem. deutſchen —* 1859, III. 396 f. — Gierte, 
Rechtsgeſch. der Genoff., Berl. 1868, ©. 7:6 f D. Gierke. 

Episcopat, d. h. nad der Yehre der katholiſchen Kirche die Geſammtheit derjenigen 
Oberhirten, welche nach güttlicher Anordnung in die Vollmachten der Apoftel Juccedirt find, 
während freilich nad) proteſtantiſcher Auffaffung anfänglich Die beiden für Die Yeiter der älteften 
Chriftengemeinden vorkommenden Bezeichnungen: Presbyter und Episcopos gleich bedeutend ges 
weſen find, und jene Auffaffung von der Succeſſion der Biſchöfe in die Vollmachten Dir Apojtel 
und der Wejensverichiedenheit zwiſchen Priefter und Bifchof fich evt jeit dem 3. Jahrhundert 
nah Chrifti Geburt entwidelt hat. Bekanntlich führt die katholische Kirche den Primat 
des Papſtes ebenfalld auf directe göttliche Einfegung und auf die Nachfolge in die dem 
ſog. Apoitelfürften Petrus ertheilten VBollmachten zurüd. Damit war die Nothwendigkeit 
einer näheren Präciſirung des Verhältniffes zwiicden dem E. und dem Primat gegeben 
und dieſe iſt zuerſt im dem pſeudo-iſidoriſchen Decretalen (ſ. Th. I. ©. 119) und zwar 
in der Weiſe verfucht, daß Die Mitglieder des E. nur an der Machtfülle des Papites 
als Gehülfen deſſelben bei der Yeitung der Kirche theilmehmen, jene aber nicht in vollem 
Umfange befigen. Im 12. und 13. Jahrhundert gelang es befanntlid den Päpften, aus 
dieſen Anſchauungen auch die praktiſchen Conſequenʒen zu ziehen. Während noch die 
Doctrin im 14. Jahrhundert die Stellung des Primates in den überſchwänglichſten 
Ausdrücken feierte und den Vertreter des Apoſtel Petrus zum Vertreter Gottes, ja zum 
Gott ſelbſt erhob, trat aber ſchon der Verfall des Papſtthumes ein (Th. J. S. 464). 
Im 15. Jahrhundert gewährten die factiſchen Verhältniſſe den eclatanten Beweis, daß das 
Papſtthum trotz der ihm beigelegten Fülle ſeiner Souveränetät volllommen unfähig war, 
den klar und offen am Tage liegenden Schäden der Kirche abzuhelfen. So mußte 
naturgemäß der E. wieder in den Vordergrund treten und in jener Zeit entwickelte 
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fih Daher eine Yiteratur, welche das oberſte Eingreifen deſſelben in feiner Geſammtheit, 
d. h. des allgemeinen Concils, theoretiich zu rechtfertigen ſuchte. Man legte die Macht: 
fülle, die plenitudo potestatis, der allgemeinen Kirche, alfo dem im allgemeinen Concil 
repräfentirten €. bei, und jchrieb man auch dem Bapft die Ausübung jener Machtvoll- 
fommenbeit zu, fo wies man doc dem Coneil bei wichtigeren Angelegenheiten eine concur— 
rirende, im Fall des Mißbrauches eine correctiwe und im Nothfall eine oberftrichterlihe 
Stellung über den Papft zu. Das Concil von Conftanz (1414—1418) hat dieſe Yehren 
in das Nechtsleben der Kirche einzuführen gefucht, und ebenjo hat das Bafeler Concl 
(1431— 1443) denfelben Standpunkt feitgehalten (ſ. aud a. a. O.). Im Deutichland 
hat man letzteren aber bald verlaffen. Auf dem Goncil von Trient zog fich der Kampf 
zwilchen den Anhängern desjelben (des jog. Episcopalfyftems) und der Theorie von der 
abioluten Machtfülle des Papſtes (dem ſog. Papalſyſtem) verdeckt durch die Verhandlungen 
hin, und fo umging man einen Haven Ausſpruch über das Verhältniß des Prunats zum 
E. Im Folge, eines Compromiffes wurde in Sess. XXIII de sacram. ordin, e. 4, 
welches die Biſchöfe für die vom heiligen Geifte beftellten Nachfolger der Apoftel erflärt, nichts 
über die Jurisdiction (oder die Negterungswalt) der Biſchöfe bemerft und im c. 6. 1. c. 
ftatt des vorgeichlagenen hierarchia a Christo ordinata die Faſſung: divina 
ordinatione instituta adoptirt, um die mögliche Herleitung der unmittelbaren Einfegung, 
der biſchöflichen Jurisdiction durch Chriftus aus diefer Faſſang auszufchliefen. Während 
man ferner die Nechte der Bilchöfe zwar erweiterte, aber nur durch den ihrer Stellung 
ungünftigen Weg der ein für allemal geſetzlich ausgeſprochenen Delegirung ſeitens des 
Papftes, leiftete weiter die Bezeichnung des letzteren ald des Statthalter Gottes und die 
Erwähnung der ihm in ecclesia tradita suprema potestas den Anſchauungen des 
Papalſyſtems Vorſchub. In Frankreich ‚haben die Yehren des 15 Jahrhunderts in dem 
log. Gallicanismus noch länger nachgewirit und in Folge ihres Einfluſſes in Deutſchland 
(. Th. J. a. a. O.) iſt ſogar eine noch weitere Ausbildung des Episcopalſyſtems durch 
den Trierer Weihbiſchof Nieolaus v. Hontheim im 18. Jahrhundert unternommen 
worden, ein Verſuch, welcher bis in dieſes Jahrhundert hinein ſeinen Einfluß auf die 
Theorie geübt hat. Nach Hontheim hat die Kirche als Geſammtheit die Schlüſſelgewalt von 
Chriftus empfangen. Diele befigt fie radicaliter et prineipaliter und erft von ihr 
haben fie die Apoftel und Bilchöfe zur Ausübung (secundum usum) erhalten. Letztere 
befigen aber ihre Befugniſſe won Gott direct und ftehen gleichberechtigt neben einander. 
Der Primat, welder zwar auch von Chriftus eingefegt ift, hat lediglich den Zweck, die 
Einheit in der Kirche zu erhalten. Eine eigentlicdye Jurisdietion bat der Papſt daher 
nicht ; während er weder in Sachen des Glaubens noch der Disciplin allgemein die Kirche 
verbindliche Normen erlaffen darf, jteht die höchſte Gewalt in der Kirche dem im Goncil 
repräfentirten E. zu, an welchen vom Papft appellivt werden kann, der ihn abzufegen be 
fugt ift und deffen Entfcheidungen feiner Betätigung nicht bedürfen. Im Anſchluß an diele 
Yehren Hontheims wurden von den deutjchen Ganoniften als weſentliche Rechte des Primats, 
das „jus exigendi relationes in causis statum ecelesiae publicum concernentibus, 
mittendi legatos, praecipuae partes in curandi fidei negotiis, jus edendi decreta 
in iis provisoria, convocandi concilia, in iis praesidendi, jus vindicandi et exe- 
quendi canones, jus relaxandi canonum ad unitatis conservationem, eum in finem 
ferendi leges, uti etiam ad novas corruptelas extinguendas, jus devolutionis supre- 
mum, jus proteetionis episcopis oppressis impertiendae“, aufgezählt und jenen die 
übrigen vom Papſt thatfächlich ausgeübten Nechte als jura adventitia gegenübergeſtellt, 
weil er diefe nur durch Einwirkung der pfeudostfidorischen Decretalen erlangt babe. x 
der Theorie ift diefe Scheidung, welche fi den Fehler bat zu Schulden kommen laflen, 
eine Stufe der bifteriichen Entwidelung, nämlich die Zeit vor den pſeudo—iſidoriſchen 
Deeretalen als die normale, alles weitere aber ald die anomale und unberechtigte auf 
zufaſſen, heute befeitigt. ine Jurisdiction im eigentlichen Sinne des Wortes wird dem 
Papft jetst wieder allfeitig zugeftanden. Da aber das Verhältnig des Primates und des 
E. dogmatifch noch immer nicht näher beftimmt ift, fo wird daſſelbe bald dahin formulirt. 
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daß der E. zwar eine gottgeorbnete Jnftitution der Kirche fei, und feine Madıt von 
Chriftus, aber mittelbar durch den Papft herleite, bald dahin, daß der E. die Juris— 
dietion kraft göttlichen Rechtes befige, diefe aber ihrer Natur nach von vornherein durch 
den dem Petrus verliehenen Primat beſchränkt jet. 

Lit: Hübler, Die Conftanzer Reformation, Leipz. 1867, ©. 360 fi; Pierre Pithou, 
Les libertes de l’eglise Gallicane 1591; Bossuet, Defensio declarationis quam ..... 
sanxit elertıs Gallicanus, Luxemb, 1730; Justini Febronii JCti (Nicolaus v. Hontheim), 
De statu ecelesiae et legitima potestate Romani pontifieis liber singularis, Bullioni 
(Franff. a. M.) 1763; v. Droftie- Hülshoff, Grundſätze des gem, K.K., Bd. 2. Abth. 1. 
DMünfter 1830, 88. 132 fi.; Beidtel, Das canon. R., ©. 385 ff. 

P. Hinſchius. 


Epo, Bostius, geb. 1529 zu Roorda (Friesland) Lehrte zu Löwen, Paris und 
Nizza, wurde Doctor in Touloufe, Prof. in Douay und ftarb 1599. 


Schriften: Oratio de honorum acad. titulis. — Oratio de rom. perfectaeque ju- 
rispr. fructibus ed. Lotter, Lips. 1727. — Quaestiones eccl. et heroicae. — Sententiae 
ex Homero collectae, 

Lit.: S. Maaßen, Geh. d. Q. u fit. d. can. R., Graz 1870. 

TZeihmann. 

Erbbegräabniß: ein von einer Privatperfon eigenthümlich, alfo auch erblich, meift 
durch Kauf ermorbenes Stüd eines Kirchhofes, Gottesaderd, oder Begräbnißplatzes, in 
welchem ohne Willen des Berechtigten Niemand beerdigt werden darf, während diefer unter 
Entſchädigung der etwa anderweit beredhtigten Kirche und des Pfarrers das Recht genießt, 
daß fein und der Seinigen Yeichname dahın abgeführt werben. Erfolgt wegen Verbots 
von Beerdigungen in den Kirchen, oder aus Geſundheitsrückſichten, welche die Verlegung 
eines Kirchhofes gebieten, die Sperrung und Verlegung des E., fo erwächſt daraus die 
Forderung auf unentgeltliche Anweiſung eines geeigneten Plates auf dem neuen Kirchhof, 
mag diefer der Kirchengejellichaft, oder nad einer beftrittenen, dem franzöſiſchen R. 
entnommenen Anficht der Civilgemeinde gehören. Der römiſch rechtlichen Auffaffung der 
Begräbnifftätten als dem Berkehr entzogener Sachen folgt die Praris nicht. 

Quellen: AR. II. $. 461 f, 185. Erf. d. O. A.G. Celle, Hann. Mag. 4, 305. 

Schaper. 

Erbeur. Für Abtretung von Land und Waller zum Bergbau nebſt den zuge- 
bhörigen Anlagen bat der Grundeigenthümer nicht nur auf Entſchädigung Anfpruch, fondern 
particularrechtlih auc auf Gemwinnantheile an der Ausbeute. Sie beftehen in dem, zu— 
weilen einer Wahl unterliegenden Recht auf einen oder mehrere, zur Zubuße — den 
Betriebstoften — nicht beitragende Freicure. In der Höhe verſchieden beftimmt, bildet 
diefer Erb-Grund-Cux oder Adertheil eine untrennbare Zubehörung des Grundſtücks; und 
zwar in der Regel für den Eigenthümer der Stelle des Fundſchachts, nicht des Haupt: 
ſchachts oder Hauptſtollens; nad) beftrittener neuerdings geſetzlich gebilligter Anficht als 
Realberechtigung, nicht als Miteigenthum. Für künftige VBerleihungen ift er in Preußen 
aufgehoben. . 

Sfgb.: Preuß A.L.R. TI. 16. $ 117 f., 134. Allg. Berg-Gef. v. 24. Juni 1965, aus— 
gedehnt auf die neuen Erwerbungen. Gef.Samml. 1867, ©. 237, 242, 601, 770. Geſ. Samml. 
1869, S. 453. Defterr. A. Berg-Gef. v. 23. Mai 1854 8. 140 f. Schaper. 

Erbleihe (erblicher Colonat) ift das bei einer gewiſſen Klaſſe von abhängigen 
Bauergütern beftehende Nechtsverhältnig, vermöge deffen der Befiger ein erbliches ding- 
liches Gebrauchs- und Nutzungsrecht an dem Gute hat, dieſes aber nicht nur in feinem, 
jondern aud im Intereſſe der Gutsherrſchaft bewirthichaften fol. Das dem Bauer zu= 
ftehende Recht wird von den Vertheidigern des getheilten Eigenthums als Untereigenthum 
bezeichnet. Hinfichtlich der Art der Bewirthichaftung des Guts ift der Bauer ganz frei- 
geftellt, vorausgeſetzt, daß er ſich feiner Deterioration ſchuldig macht. Derjelbe hat das 
Gut procefjualiich zu vertreten, Doch fteht dem Gutsherrn ein Interventionsrecht zu. Auf 
der anderen Seite hat der Bauer alle öffentlichen und privatrechtlichen Laften des Guts 
zu tragen, am die Gutöherrichaft einen feſtgeſetzten Zins zu entrichten; nach manchen 





360 Erblojung — Erbpadit. 


Part. R. auch beim Antritt der E. eine Abgabe (Handlohn, Laudemium) zu zahlen. Ber: 
äußern darf der Bauer nur mit Conſens des Herrn. Die neueren Ablöfungsgefege haben 
die Rechte der Gutsherrſchaft für ablösbar erklärt. 

Lit.: Koten, Die rechtlichen Grundideen bes deutſchen Colonats, Holzminden 1844. 2. 
W. Pfeiffer, Das deutſche Meierrecht, Kaffel 1848. Buſch, Beiträge zum Meierredt, Hil- 
besheim 1855. Lewis. 

Erbloſung iſt eine Species des Näherrechts. Es iſt dasſelbe hervorgegangen 
aus dem im Mittelalter den Verwandten zuſtehenden Beiſpruchsrecht. Dieſes denſelben 
bei Veräußerungen von Grundftüden gebührende Wiverfpruchrecht wurde im Yauf ber 
Zeit in ein Borfaufsreht verwandelt. Das Rechtöinftitut ift jedoch Fein gemeinrechtliches, 
fondern findet lediglich in Particularrechten feine Begründung. Bon den neueren Geſetz— 
büchern hat daffelbe das Preuß. ER. (Th. II. Tit. 4. $$.227— 250) anerfannt, jedoch nur 
unter der Vorausfegung, daß es in den Provinzialredhten, Statuten oder Familienver— 
trägen begründet ift. Eben wegen der particularrechtlichen Natur ift die Ausbildung 
der E. eine ſehr verfchiedenartige. Nach manchen Nechten greift diejelbe bei allen Im: 
mobilien Pla, nad, anderen nur bei den ererbten Gütern, nicht bei den durch Rechts— 
geihäft unter Lebenden erworbenen. Nach manchen Rechten äußert ſich die E. lediglich 
darin, daß der Werth des ererbten Guts den Erben ungejchmälert erhalten werden muß, 
während die Beräuferung ſelbſt nicht durch ein Vorkaufsrecht beſchränkt ıft. Nach einigen 
Rechten fteht diefelbe allen Verwandten zu, nach anderen, und zwar den meisten, tt fie 
wenigftend in der Seitenlinie auf gewifje Grade, im der Negel die vier erften bejchräntt, 
Bei der Concurrenz mehrerer zur E. berechtigter Verwandten gebt der nähere dem ent- 
fernteren vor. 

Fit: Dreves, Das R. der Erbgüter (Hamb. 1844) ©. 52. 89. Pauli, Abhandlungen 
aus dem Lübiſchen R. (Lüb. 1837 fi.) 1. ©. 181 fi. Lewis. 

Erbpacht heißt in einigen Gegenden Deutſchlands eine der vielfältigen Geſtaltungen 
des deutſchrechtlichen Colonats oder erblichen Nutzungsrechts an Bauergütern. Das Ver— 
hältniß kommt in verſchiedenen Formen vor, deren ungünſtigſte das Recht der Veräußerung 
und Verpfändung ausſchließt und dem Grundeigenthümer das Privationsrecht (Abmeierungs— 
recht) vorbehält, deren mittlere und normale, ähnlich und verwandt der römiſchen Emphy— 
teufe, dem Erbpäcdter gegen Yeiftung eines im Verhältniß zum Fruchtertrage ftehenden 
Canons und Vorkaufsrecht des Grundeigners ein vererblic-veriuferliches Recht gewährt, 
deren günftigite endlich nur der uriprünglichen Entitehung gemäß den Namen CE. trägt, 
während der ſog. Erbpächter wirklicher Eigenthümer it, und dem ehemaligen Grundhern 
nichts weiter als ein unerheblicher Canon noch geleiftet wird. Nur die älteren Erbpadt- 
güter haben meift aus der Zeitpacht zur Yeib- oder Yebenspacht, aus diefer zum vererb— 
licheveräußerlichen umfaſſenden Nutzungsrecht (Emigpacht) ſich fortentwidelt. Ein aus den 
nordiſch⸗germaniſchen Rechtsgebieten eingewandertes eigenthümliches Verhältniß diefer Cat: 
tung ift in der Provinz Schleswig-Holſtein die Hefte (füste = firmare, engl. farm, franz. 
ferme), bei weldyer der Negel nach fein Canon mehr entrichtet wird, jeder neue Feſter 
aber um Feftegeld einen neuen Feſtebrief Löfen muß. — Während im C. eiv. nur noch 
ſchwache Spuren der verworfenen Eigenthumsbeichräntung ſich finden, hatte das Preuß 
LR. über die E. als das erbliche vollftändige Nutzungsrecht einer fremden Sade gegen 
verhältnißmäßigen Zins ausführliche Beftunmungen gebracht, dagegen hier die Theorie vom 
getheilten Eigentbum der Sade nach aufgegeben. Die Ungunft unferer Zeit gegen De 
Ichränftes oder gar getheiltes Eigenthum bat in den meiften Part. Gſgbb. Aufhebung over 
Ablöſung auch der E, hervorgerufen; jo in Preußen ein Geſetz, welches ohne Entſchädigung 
des Grundherrn dem Erbpächter volles Eigenthum verleiht, und den Zins für ablösbare 
Neallaft erklärt. 

Lit. u Sfab.: Befeler, Spit. des deutfchen PBriv.R., SS.183 ff. v. Gerber, Syt.x, 
$. 138, — Preuß. AR. I. 21. 88. 187 ff Gef. v. 2. März 1850 88. 2. 5, 6. Oeſterr GR 
& 1122. Sächſ. ©.B. 8. 226. Public.Berorbn. zu demi. $. 3. Nr. 3. Gef. v. 17. März 1932 u 
15. Mai 1851. C. civ. a. 530. 543. Schütze. 
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Erbihaftsantritt — im weiteren Sinne die ausdrückliche oder ſtillſchweigende, im 
engeren die wörtliche, ftet3 aber einfeitige Willenserklärung des berufenen Erben die Erb- 
ſchaft annehmen zu wollen — ift ftrenggenommen nur unter der Borausfegung möglich, 
daß Anfall und Erwerb der Erbichaft auseinanderfallen, m. a. W. daß ed zum Erb— 
Ihaftserwerbe einer Willenserklärung des Berufenen bedarf. Perfonen, welche ipso jure 
ohne ihren Willen Erbe werden, wie nach Röm. R. die sui et necessarii heredes, nad) 
deutihem R. urfprünglich jeder Erbe, fünnen auf die Abſtinenzwohlthat verzichten, nicht 
aber antreten; denn fie haben die Erbichaft bereits erworben. Jedes Erbrechtsſyſtem, 
welches wie das römiſche Die Idee der Univerfalfucceffion an die Spige ftellt, ſomit auch 
die Paſſiva der Erbſchaft und zwar nicht blos bi8 zum Erbichaftsbetrage Jondern unbe 
ſchränkt auf den Erben übergeben läßt, muß alsbald ſich entichließen den Erbſchaftserwerb 
der Regel nad von einer Willensäußerung des Berufenen abhängig zu machen, eine An: 
tretung zu fordern. Sp bilden denn im Juſtin. R. Die necessarii heredes d. 5. 
folhe der potestas patria oder dominica de Erblaſſers unterworfene Perfonen, die 
ohne ihren Willen deſſen Erben werden, die Ausnahme; der Regel nach iſt jeder Erbe 
volunt«rius heres d. h. Erbe nur mit feinem Willen, geäußert durch Erwerbshandlung. 
Diefe Erwerbshandlung ift entweder eine wörtliche austrüdlihe aber formlofe Erklärung 
(aditio), oder eine thatfächliche aber ſchlüſſige d. h. aus unzweideutigem Gebahren erfenn- 
bare Aeuferung (pro herede gestio) des Annahmewillens, abgegeben nah Anfall der 
Erbſchaft und mit Kenntniß von derfelben wie au von dem Grunde der Berufung. 
Vorausſetzung des Antritts in eigner Perlon iſt Handlungsfähigfeit des Berufenen. In— 
wieweit nach gem. R. der Handlungsunfähige bzw. Beſchränkthandlungsfähige unter Mit- 
wirfung feines gefeglichen Bertreterd antreten könne, iſt im Einzelnen ſehr beſtritten. 
Jedenfalls aber verdient die Meinung Beifall, welche bier ein Hinausgehen über die be 
Ihräntenden Beltimmungen des Röm. R. für bedenklich erflärt, indem diefe nicht fo fehr 
auf Abneigung gegen die Stellvertretung beruhen, als vielnehr auf gerechtfertigtem Wider— 
ftreben gegen einen unbeichränft verpflictenden E. ohne eigne Willenserflärung des Bes 
rufenen. Kaum weniger ftreitig ift, ob die Antretung des Handlungsfähigen auch durch 
einen Bevollmächtigten geſchehen könne; die bejahende Meinung, welche indeß Specialvoll 
macht fordert, dürfte dem heutigen Rechtsbewußtſein entiprechen. Die angefallene Erb: 
Ihaft kann nur ganz angetreten oder ausgeichlagen werden, und zwar ohne Bedingung 
und Vorbehalt, ſoweit nicht Da benefieium inventarii eingreift. Zwang zur Antretung 
begründet nur Anſpruch auf Entichädigung und, foweit deren übrige Erfordernifje vor: 
liegen, Möglichkeit einer Wiedereinfegung in den vorigen Stand; umd nicht anders verhält 
es jich nach richtiger Anficht im Fall des Betrugs. — Mit dem altgermanifchen Grund- 
fage: der Todte erbt den Yebendigen d. h. erfterer zieht (egteren in die Gewere des Nach— 
lafies hinein, wonach Anfall und Erwerb des Nachlaſſes zufammenfallen, war ein Erb- 
antritt urfprünglich unvereinbar; doc gelangten die deutfchen Particularrechte, ohne jenen 
Grundfag ſelbſt aufzugeben, zu der Bermittelung mit dem Röm. R., daß der Beſitz zwar 
nicht des Nachlaffes ald Ganzen aber der einzelnen Nachlaßſtücke von dem Erben ergriffen 
werden müſſe oder doch fünne, alſo nicht blos Entfagung, ſondern auch Quafiantritt 
möglich jet. Diefer Gejichtöpunft vwerleitete das preuß. R., außer der „Entfagung‘ eine 
Antretung des Erben ſei es durch Erklärung vor der Erbicaftsbegörde oder durch that- 
ſächliche Einmifchung, ſei es durch bloßes Stillfchweigen bis zum Ablauf der Ueberlegungs- 
frıft aufzunehmen. Während der C. eiv. unter ausdrüdlichem Feſthalten des Grundfates 
le mort saisit le vif nichtödeftoweniger eine Annahme (acceptation) der Succeffion für 
allgemein zuläſſig erflärt, fchliegt das fühl. ©.B. im Wefentlichen rüdhaltslos dem 
heutigen Röm. NR. fih an, indem es Borausfegungen, Arten und Wirfungen der An: 
tretung und Ausſchlagung genauer beftimmt. Zugleich aber geht e8 über dafjelbe hinaus, 
wenn es (gleich dem preuß. R.) ſtillſchweigend die necessarii heredes befeitigt, die 
Antretung durch Stellvertreter ausdrüdlich anerkennt, in Antretung eines Theils die An- 
tretung des angefallenen Ganzen fieht, und Ausſchlagung der übrigen Erbſchaft mit Bor- 
behalt des Pflichttheils für zuläffig erflärt. 
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Quellen u. Lit.: Glüg Mühlenbruch), 42. 396 ff. Arndts im Rechtslex. IV. 
S. 8ff. Köppen, Spft., & S. 331 fi. und in heringe Jahrbb. V. 4. Bering, Röm. 
Erbr., S. 178 fi. Windſcheid, Yehrb. 88. 595 fi. 2, iv. D. 29,2. C. 6, 30. 31. 
Preuß. WER. I. 9. 88. 308 fi. Eu IT. 18. 88. 643 fi. Sädl. GB. 8. 1913. 2246, 
2250 fi. 2244. 2326. C. eiv. a. 724. 774 ff. Schütze. 

Erbſchaftskauf. Die lan einer Erbſchaft oder eines Erbtheild durch 
den Erben, ſei e8 vor oder nad) dem Anfall bzw. Erwerbe, begründet nach neuerem 
Röm. R. keine Gefammtnachfolge (nur der Erwerber vom erbichaftwerfaufenden Fiscus 
wurde nad) Analogie des sector bonorum einem Univerfalfucceflor gleichgeftellt). Der 
Beräuferer bleibt Berufener bzw. Erbe, der Mitcontrahent wird nicht Erbe, jondern nur 
aus dem Vertrage berechtigt bzw. verpflichtet in die Vermögensverhältniffe des Nachlafjes 
als einzelne einzutreten, durch Tradition, wirfliche oder fingirte Ceſſion, Schulvüber: 
nahme x. x. Unter den Parteien aber iſt praftiich das Ergebniß berzuftellen, als wäre 
nicht der Veräußerer, jondern fein Mitcontrahent der Erbe. Im Uebrigen beſtimmt ſich 
das Rechtsverhältniß unter den Parteien nad) Welen und Inhalt des concreten Rechts: 
geichäfts, je nachdem Die Veräußerung als Schenkung, an Zablungsftatt, oder durch Ber: 
fauf erfolgt ift. Doc) ergibt bei dem E. der Vertragägegenftand, daß der Verkäufer nur 
für den Beftand des veräußerten Erbrechts haftet, nicht für Entwährung einzelner Nachlaß⸗ 
gegenftände. Vortheile wie Nachtheile aus der Antretung treffen, aud ohne darauf ges 
richtete gegenfeitige Stipulation, vertragdgemäß den Käufer (über die anmwachlende Portion 
ſ. Accrescenz); Diefer iſt rückſichtlich der Erbichaftötlage wie der Einzelflagen (als utiles 
actiones) legitimirt. Etwaige obligatorijche Rechtöverhältniffe, die zwiſchen Erblaffer und 
Erben beftanden, gelten als nicht confundirt. Uebrigens verbieten die Römer aus 
Sittlichletisrüdfichten jedes Pacisciren über die Erbſchaft eines noch lebenden beitimmten 
Dritten ohne deſſen dauernde Billigung, und zwar bei Strafe der Indignität; ein Sag, 
deſſen Geltung im heutigen gem. R. ohne Fug beftritten wird. — Die neueren Bart. R. 
erflären die Veräußerung einer noch nicht angefallenen Erbſchaft für unbedingt oder 
„bedingt nichtig. Jedoch erörtert Das Preuß. L.R. nur den E. (melder nach neneftem 
Recht nicht mehr gerichtlich geichloffen zu werden braucht), nad deſſen VBollziehung aber 
der Käufer „Des Erbrechts“ auch Dritten gegenüber als Erbe jeit dem Anfall behandelt 
werden joll; was freilich damit unvereinbar ſcheint, daß Erbſchaftsgläubiger und Legatarien 
die Wahl haben, ob fie an den Erben oder den Käufer fich alten wollen. Nach füchl. 
&.B., welches jeder Veräußerung der Erbſchaft gerecht wird und die zu Grunde liegenden 
Redlogeſchafle unterſcheidet ( ähnlich der C. eiv .), gilt der Erwerber nur unter den Vertrags 
ſchließenden als Erbe. Auch im Uebrigen folgt es dem gem. R., beftimmt aber, daß die 
Veräußerung im Zweifel- auch auf das Anwachſende ſich erftredt ; der Erwerber kann als 
Stellvertreter de Veräuferers antreten. Höchft dürftig find die Beſtimmungen des C. civ. 
über Erbicaftsveräuferung. 

Quellen u. Yit.: Glüd, 16. S. 309 ff. Arndts im Rechtslex. IV. ©. 24 ff. Wind» 
fheid, Lehrb. III. s. 621. — D. 1S, 4. 4, 39. 1. 30. C. 2,3. Preuß. A ER. I. 11. 
$8. 445 fi. Geſ. v. 11. Juli 1845 8. 1.e. Sidf. GB. 88. 2372 fi. 2250, = C. eiv. 
a. 780. 1696 ff. Schütze. 

Erbſchaftsklage (hereditatis petitio) iſt nach gem. R. die Klage, mit welcher 
ein Erbe oder wer deſſen Stelle vertritt auf Grund des Erbrechts die Herausgabe der 
ihm von einem Dritten ganz oder theilweiſe vorenthaltenen Erbſchaft fordert. Der Streit, 
ob dieſe Klage eine Vindication des Erbrechts oder des Nachlaſſes ſei, iſt dahin zu ent— 
ſcheiden, daß Kläger (analog dem Verhältniſſe zwiſchen Klaggrund und Gegenſtand bei 
der rei vindicatio) auf Grund feines thatſächlich beſtrittenen Erbrechts den Nachlaß 
(hereditas) vindieirt. Nachdem die Vorzüge des urſprünglich einem bonorum possessor 
gewährten interdietum quorum bonorum auf die E. übertragen waren, mußte erſteres 
zu einem proviforischen Rechtsmittel des Erben ſich geftalten. Kläger ıft der Erbe, gleiche 
viel ob Alleinerbe oder Theilerbe, ferner der, welder heredis loco iſt Univerſalfidei— 
commiſſar, Fiscus oder deſſen Erbicaftsfäufer) ; Bellagter, wer etwas aus oder von 
der Erbſchaft hinter ſich hat, befigt umd vworenthält (oder als Befiger fingirt wird), ins 
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dem er entweder ſich ſelbſt Erbrecht zuſchreibt (pro herede possidens) oder auf keinerlei 
rechtfertigenden Grund feines Beſitzes fich beruft (pro possessore p.); wogegen wider 
den, der auf einen anderen, nichterbrechtlichen Rechtsgrund fich ftügt, zwar Singular— 
Hagen zuftehen mögen, nicht aber die E. Klaggegenftand ift die Erbſchaft als universitas 
juris d. h. eine rechtlihe Gelammtheit von Sachen und Rechten des Nachlafjes, ſomit 
Alles was zur Erbſchaft irgendwie gehört, ſoweit es bei dem Bellagten in Natur oder 
dem Werth nad) ſich befindet. Folgerungen: 1. Alles das, was der Bellagte aus der , 
Erbſchaft unmittelbar oder mittelbar hat oder gewonnen hat; nicht blos Nachlaßſachen, 
ſondern aud was an deren Stelle getreten, nicht blos Nachlaßforderungen und Nachlaß— 
geld, ſondern aud das damit für die Erbſchaft Angeichaffte, ferner auch unter Umftänden 
Erſatz für das vom Bellagten früher als Erbſchaft Beleifene (SC. Juventianum), 
2. Die Haftpflicht Des gutgläubigen und bösgläubigen Beſitzers zum Erſatz der Haupt- 
jachen wie der Früchte ift gegenüber der Eigenthumsklage im Allgemeinen um eine Stufe 
ungünftiger bejtimmt, wogegen wiederum des Beklagten Gegenanſprüche wegen der auf 
Nachlaßſachen und Rechie gemachten Verwendungen um eine Stufe günſtiger geſtellt find. 
Im Beſtreitungsfalle trifft den Kläger der Beweis ſeines Erbrechts (d. h. der Thatſachen 
des Todesfalld und feiner Berufung) und des beflagtifchen Erbichaftbejiges in obigem 
Einne; erfterer geftaltet ſich natürlich verfchteden, je nachdem Teftament, Vertrag oder Geſetz 
den Berufungsgrund bildet. Dem beflagtiichen Gegenbeweile füllt anheim der Mangel 
allgemeiner Erfordernifje des Berufungsgrundes, ferner das Vorhandenfein eigner tefta= 
mentarischer oder vertragsmäßiger Berufung bzw. des beſſeren gefeglichen Erbrechts. 
Während des Erbichaftitreites können Gläubiger wie Vermächtnißnehmer von jedem der 
ftreitenden Theile, allenfalls gegen Caution, Befriedigung fordern. — Wenn der C. eiv. 
einer petition d’heredite nur vorübergehend erwähnt, wenn fogar das Preuß. L.R. von 
der E. allganz ſchweigt, To erklärt fich das im beiden Gefeßbüchern daraus, daß der 
Erbicaftserwerb ſchlechthin als Eigenthumserwerbsart aufgefaßt wurde, die Eigenthums— 
flage auf die Erbſchaft als Gegenftand demnach auszureihen jchien, im legtgenannten 
überdied aus der überwiegenden offictellen Ihätigfeit der Erbregulirungsbehörden. Allein 
die römiſchrechtlichen Grundfäge der E. mußten in der Praris beider Rechtögebiete dem 
dringenden Bedürfniß abhelfen. Eben diefe römiſchrechtlichen Grundſätze aber haben nun= 
mehr im ſächſ. Bürg. GB. Th. V. Abſchn. 5 eine ebenjo klargefaßte wie volljtändige 
Eodification erfahren, weldye der künftigen Gefeßgebung Grundlage und Borbild bietet. 
Quellen u.tit.: FKrande, Comm. über ven Band.Titel de H.P. 1864. Arndts im 
Rechtslex. V. S. 207 fi. Windſcheid, Lehrb. III. 88. 611 fe — D.5, 3 88 C 3, 31. 


Preuß. A.LR. I. 9. SS. 368. 457 ff. 486. 192 ff. A.G.O. I 46. Sächſ. G. B. 868. 2291 — 
2323, und dazu Siebenhbaars Comm. Bd. III. C. eiv. a. 137. 128. 711 fi. ß 
Schütze. 


Erbſchatz it eine beſtimmte Summe Geldes, welche Ascendenten, Seitenverwandte oder 
andere Perſonen den Ehegatten unter der Bedingung zugewendet haben, daß diefen nur 
der Befig und Genuß derſelben zuftehen, das Eigenthum aber den aus diefer Ehe er: 
zeugten Kindern vorbehalten werden fol. Es ift dies ein eigenthümliches Rechtsinſtitut 
und geradezu eine Erfindung des Preuß. ER. Zur Beltellung des E. iſt Schriftlichfeit 
erforderlich. Verwaltung und Nießbrauch gebührt, abgeſehen von anderweitigen Beſtim— 
mungen des Beftellers, während der Ehe dem Ehemann. Nach Auflöfung derjelben fällt 
der Nießbrauch dem überlebenden oder (bei richterlicer Trennung) dem unſchuldigen Ehe— 
gatten zu; das Eigenthum erhält diefer nur dann, wenn die Ehe kinderlos geblieben. 
Zu Dispofitionen über die Subftanz find die Ehegatten nicht befugt; nur zur Ausftattung 
der Kinder können fie nach gegenfeitiger Uebereinfunft die Hälfte des E. verwenden. Fällt 
der Ehemann in Concurs, jo hat der Richter von Amts wegen dem E, einen Gurator 
zu beftellen, welchen die Verwaltung defjelben übertragen wird. Bon den Einfünften find 
alsdann zumächft die Yaften der Ehe zu tragen und befonderd die Koften des Unterhalts 
und der Erziehung der Kinder zu beftreiten, und nur der Ueberſchuß kommt den Con— 
curögläubigern zu gute. Auf die Subftanz können diefe aber nur dann Anfprud ers 
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beben, wenn diejelbe fpäter dem Cridar als freies Eigenthum zufällt, Der Befteller des 
E. kann die Eigenſchaft deſſelben mit Zuftimmung der Ehegatten wieder aufheben und 
ihm den Charakter des eingebrachten oder vorbehaltenen Vermögens beilegen. Ebenfo 
fann der E. nad dem Tode des Beftellerd durch einen itbereinftimmenden Beſchluß der 
Ehegatten aufgehoben werden, wenn aus der Ehe feine Kinder vorhanden, aud) wegen 
des hohen Alters der Ehegatten feine zu erwarten find. Nach den angegebenen Grund: 
* fügen bat die Beftellung des E. die Natur Einer fiveicommifjariichen Dispofition. Der: 
felbe ift indeß ein durdaus unpraktiſches Inftitut geblieben. 

Sfgb. u. Fit: Preuß. AR. Tb. II. Tit. 1. 88. 276—309. 178-490. 540-512. 761— 
765. 778. 782. Sl; Tit. 2. 88. 294— 2949. 738 -742; Tit. 18. 88. 30. 735—740. Förfter, 
Theorie u. Praris des heutigen gem. preuß. Priv.R. III. (2. Aufl. Berl. 1870) . int 

ewi 

Erbtheilung heißt die Aufhebung (Auseinanderfegung) der unter Miterben, welde 
die Erbſchaft erworben haben, beftehenden Gemeinichaft Durch Theilung des Nachlaffes, 
insbejondere aud Das dieſe Auftbeilung bemerkftelligende Verfahren. Berbot des Erb: 
laſſers und Verzicht de Erben haben nad gem. und preuf. R. nur dann verbindliche 
Kraft, wenn auf beſtimmte Zeit geftellt; das ſächſ. G.B. befchräntt die Rechtswirkung 
Ichlehthin auf höchſtens zwanzig Jahre. Man unterjcheidet gewöhnlich aufergerichtliche 
und gerichtlide E.; richtiger aber private und öffentliche d. h. obrigkeitliche Privat- 
theilung fann bereitd durch den Erblafler omeit vorgenommen fein, daß den Meiterben 
bzw. Teſtamentsvollſtreckern nur deren praftiiche Ausführung übrigbleibt. Cine Anwen— 
dung davon auf die Inteftaterbfolge iſt Die jog. divisio parentum inter liberos (nicht 
zu verwechſeln mit dem testamentum par. inter liberos), wodurch Eltern ſchriftlich mit 
eigener Unterichrift oder mit der aller Kinder über die Theilung des Nachlaffes unter 
diefen verfügen; das Inftitut hat im Preuß. AR. Aufnahme gefunden, nicht aber im 
Sächſ. G.B. Etwa ernannte Teftamentserecutoren find zur Aufrehtbaltung, Sicherung 
und Vollſtreckung des Testen Willens berufen; ob aber aud zur Nachlaßtheilung, kann 
nur aus dem Vertrage bzw. legten Willen felber entjchieden werden, In Ermangelung 
folder Beſchränkungen kann Brivattbeilung unter den Miterben oder denen, Die deren 
Stelle vertreten, allenfall® unter Zuziehung eines Schiedsmanns, eintreten. Diefelbe hat 
unter den Theilenden jelbft die gemöhnlihen Wirkungen eines Bergleihs bzw. Compro— 
miſſes, ſchließt demgemäß, wenn gültig und vollftändig vollzogen, die Erbtheilungsflage 
aus; wogegen fie die Erbichaftögläubiger nur joweit bindet, als diefe eingewilligt haben. 
Das ſog. Kürrecht der neueren ſächſ. Quellen (das Kieſen des Sachſenſp. und des neu: 
lübiſchen R.), wonad der ältere Miterbe die Theile macht, der jüngere wählt bzw. zus 
erſt das Yoos zieht, beſteht noch particnlarrechtlih, nach ſächſ. G.B. mindeftens für Die 
Sachtheilung fort. — Die obrigkeitliche (jog. gerichtliche) E. iſt von der obrigfeit: 
lichen Nachlaßfürſorge der Erbregulirungsbehörde um alle unbefannter, abweſender oder 
bevermundeter Erben ſcharf zu untericheiden. Auch nachdem Tegtere eingetreten, kann unter 
den Miterben nichtödeftomeniger Privattheilung erfolgen. Die obrigkeitlihe E. findet viel 
mehr nur dann ftatt, wenn fie entweder vom Erblaffer angeordnet ift oder von einem 
Miterben beantragt wird, endlich nach Part.R. von Amts wegen (genauer: auf ober: 
vormundihaftlihen Antrag) auch dann, wenn Besormundete als Miterben betbeiligt 
find. Das Verfahren ift am ſich Fein gerichtliches, e8 wäre denn im Sinne der jog. frei— 
willigen Gerichtsbarkeit; vielmehr bedarf es richterlicher Cognition erſt dann, wenn einmal 
Streit über die Auftheilung entſteht, indem entweder ein Miterbe der Theilung ſich wider— 
ſetzt, oder eine Verſtändigung über die Art der Auftheilung nicht zu erreichen iſt. Die 
Aufgabe des Erbtheilungsrichters wird dann zu einer adminiſtrativ-judiciellen (gemiſchten), 
und zwar ſo, daß, falls Inſolvenz des Nachlaſſes bei der Erbregulirung ſich herausge— 
ſtellt hat, das Concursverfahren, im entgegengeſetzten Fall aber das aus Erbregulirung 
im e. ©. Gerſiegelung, Inventur, Erbenermittelung, Verwaltung der Maſſe) und E. im 
2. ©. (gerichtliche Cognition, Errichtung einer Erbtbeilungsacte, Adjudication) zufammen- 
geſetzte ITheilungsverfahren eintritt. Die eigentlich richterlide Cognition wird gemein- 
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rechtlich hervorgerufen durch die Erbtheilungsflage (actio familiae ereiscundae), 
eine perfönliche Klage, die nicht aus dem Erbrecht, fondern aus der Erbgemeinichaft als 
Zuftandsobligation entipringt und deren Aufhebung (die Auftheilung) durch Condemnationen 
und Adjudication zum Gegenftande hat, jedem der ftreitenden Theile die Stellung als 
Kläger und zugleich Beklagter verleiht (judicium duplex), aber nad) eingetretener Rechts- 
kraft nicht wiederholt angeftellt werden kann, weil alsdann eine zutheilende Erbſchaft nicht 
mehr vorhanden ift; demnach ift nachträglich nur noch Einzelfachtheilung (actio communi 
dividundo) möglich. Kläger bzw. Beklagte find die Miterben und wer loco heredis 
ift, fie mögen befigen oder nicht. Die Klage fegt gegenfeitige Anerkennung des Miterbs 
rechts woraus; bejtreitet daher eine der Parteien das Miterbenrecht des Gegners, fo hat 
der Theilungsrichter zunächſt über die Erbichaftöflage (hereditatis petitio) bzw. über die 
ſog. Präjudictaleinrede in einem Incidentverfahren zu entſcheiden; denn eine E., bei wel: 
her irrigerweife Miterbenrecht eines Nichterben vorausgejegt worden, wäre nichtig, obs 
wohl andererjeits die richterliche E. nicht nothwendig zwiſchen allen Miterben zu ges 
ſchehen braucht. Theilungsmaſſe ift Alles, was zur Erbſchaft wirklich gehört, oder in 
diejelbe einzumwerfen iſt. Eigentlihe Ausnahme hiervon bildet a) das bereits unter ben 
Erben vertragsmäßig oder. vom Erblaſſer oder infolge einer Sachtheilungsklage Getheilte, 
b) was jeiner Beftimmung gemäß ungetheilt verbleiben fol. Uneigentlihe Ausnahme: 
1) Forderungen und Echulden der Erbichaft; denn Die Kegel, wonach diefe ipso jure 
bereits pro rata getheilt fein ſollen, ſchließt im Iheilungsverfahren keineswegs die Ueber: 
weiſung an den Einen gegen Abfindung der Uebrigen aus, eine Ueberweilung, die als 
Ceſſion bzw. als Schulvübernahme mit Einwilligung des Gläubigers aufzufaflen ift; 
2) das feiner Natur nad Untheilbare; denn dies kann ebenfalls gegen Abfindung Einem 
zugelprohen oder veräußert und im Erlöſe vertheilt werden. Das Theilungsverhältniß 
ergibt fih aus den Erbtheilen der Concurrenten (wobei für noch ungeberne Miterben je 
drei Erbquoten vorläufig ausgeſchieden werden) unter Berüdjichtigung deſſen, was nad) 
Geſetz oder letztem Willen dem Einzelnen als Boraus gebührt. Ber Ausführung der 
Therlung, je in Natur oder dem Werthe nach, durch Verfteigerung, ſei e8 öffentliche oder 
unter den Miterben allein x., hat die Behörde jomweit möglich den Anordnungen des Erb- 
lajjerd und den Vereinbarungen der Parteien gerecht zu werden, im Uebrigen aber nad) 
Ermeſſen zu verfahren. Zur Auseinanderjegung gehört außer der Nachlaßvertheilung noch die 
Erledigung aller der perjönlichen Anſprüche, welde durch die Erbgemeinſchaft unter den 
Miterben erwachſen find (praestationes personales); insbejondere Verwendungen, Bes 
reiherungen und die Erjagpflicht aus Tolus und relativer Fahrläffigkeit (Haftung für 
jog. diligentia quam suis in rebus), Für Entwährung und Mängel überwiejener 
Sachen, für Nichteinziehbarfeit übernommener Forderungen bleiben die Miterben einander 
nach gewöhnlichen Grundfägen verhaftet nad) ſächſ. G.B. und franz. C. eiv. bei For— 
derungen fünf Jahre lang). Die Anfechtung Des Theilungserkenntnifjes folgt den allge 
meinen Grundſätzen. — Das preuß. R. kennt ein complicirtes und wenig zwedmäßiges 
Theilungsverfahren, welches die Praris Nachlaßregulirung, bei Goncurrenz eines Ehegatten 
Auseinanderfegung nennt; abweichend namentlich durch Ausſchließung der Adjudication 
und des richterlihen Ermeſſens, durch ftetiges Hinwirken auf gütliche Vereinigung, durd) 
Einzelentjcheidungen auf Brovocation von Miterben und Abfafjung eines fog. Erb: 
regreſſes ꝛc. Das fühl. G. B. ſchließt durchgehend dem gem. R. ſich an, läßt aber ein 
Geſammtbild des Erbtheilungsrechts vermiſſen. Mit der gemeinrechtlichen Doctrin erflärt 
ed Theilungöklagen für unverjährbar; richtigere Auffafjung mußte vielmehr in der Fort: 
jegung der Gemeinjchaft ftetS neue Unterbregung finden. Nach dem C. eiv. werben €. 
ſummariſch behandelt, vom Gericht aber nur eingeleitet, während, die Negulivung und 
Mafjetheilung (partage) durch Notare und Sachkundige geſchieht; vertragsmäßige Theis 
lung iſt anfedhtbar wegen Yäfion um mehr als ein Viertheil; für die Selbfttheilung 
durch Eltern gibt es nähere, zum Theil unhaltbare Beftimmungen. 


Quellen u. tit.: Voet, De fam. ercisc.lib, sing, 1672. GlüdXI Heimbad im 
Rechtslex. 1II. ©. 947 ff. Windſcheid, Yehrb. II. $. 608. — D. 10, 2. C. 3, 36. 38. Nov. 18. 
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e. 7. Preuß. ÜLCR. J. 17. 88. 115 fi. II. 2.88. 380 fi. I. 12. 88 170 ff. IT. 17. $. 56. 
Reſer. v. 1. Febr. 1833. A. G.O. I. 46. Sächſ. ©.B. 95. 2343 ff., ergänzt durch $$. 337 ff. 
$. 151. C. civ. a. 815 fi. STu ff. 1075 fi. Schütze. 

Erbtochter iſt der, vefp. die nächſte cognatiſche Verwandte des legten Agnaten 
eines hochadeligen Hauſes. Juriſtiſches Intereſſe erhält der Begriff alsdann, wenn neben 
der E. noch der Descendent einer Cognatin deſſelben Hauſes vorhanden iſt, welche einen 
Erbverzicht ausgeſtellt hat mit der Clauſel: „bis auf den ledigen Anfall“. Hier entſteht 
nämlich die Frage, ob der Descendent dieſer Renunciantin, welcher Regredienterbe ge— 
nannt wird, der E. vorgeht oder von derſelben in der Succeſſion in das Familienver— 
mögen ausgeſchloſſen wird. Die Frage iſt von jeher außerordentlich beſtritten geweſen. 
Eine Entſcheidung der Controverſe kann nicht für alle Fälle gegeben werden. Bielmehr 
iſt zu unterſcheiden, ob der Verzicht ein nothwendiger oder ein freiwilliger geweſen. War 
derſelbe ein nothwendiger, ſo hat der Vorbehalt auf den ledigen Anfall lediglich die Be— 
deutung, daß Durch den Verzicht das eventuelle Succeſſionsrecht der Cognatin nicht auf: 
gegeben werden foll. In dieſem Fall ift der Vorzug der E. begründet. Anders Liegt Die 
Sache, wenn der Erbverzicht ein freiwilliger war, fo daß allo ohne denſelben das Erb: 
recht der Renunciantin in Wirkſamkeit getreten wäre. Alsdann wird durch den Vorbehalt 
das Erbrecht der Renunciantin für den Fall des Ausfterbens des Mannsſtamms ge 
wahrt, und ebenjo das ihrer Erben. Es wird alfo bier die E. durch den Negredient: 
erben ausgeſchloſſen. Natürlich gilt dies nicht immer binfichtlih des ganzen Familien— 
vermögens, welches in der Hand des legten agnatiichen Gliedes des Haufes vereinigt war, 
jondern lediglich in Bezug auf die portio renunciata, den Theil des Vermögens, auf den 
das Erbrecht der Renuncantin begründet war, und worauf fie eben Deshalb verzichtete. 
Unter Umftänden kann es freilich Das ganze Vermögen fein. Diele Regel iſt jedody erft 
Jubjidiär zur Anwendung zu bringen. Zunächſt muß man ſich an den Inhalt Des Erb— 
verzichts und des Vorbehalts halten, und danach die Entſcheidung abgeben. 

Lit.: Schott, Ueber bie . der weiblichen Erbfolge, TZüb. 1809. Befeler, Die Lehre 
von den Erbverträgen II, 2. ©. 292 ff. Lewis. 

Erbverbrüderung (confraternitas) iſt ein dem hohen Adel eigenthümliches Rechts— 
geſchäft, wodurch mehrere Familien oder verſchiedene Zweige deſſelben Hauſes ſich gegen— 
ſeitig ihre Güter zuſichern für den Fall, daß die eine Familie oder Linie ganz oder doch 
im Mannsſtamm ausſtirbt. Als contrahirende Parteien ericheinen bier die adeligen 
Häufer in ihrer Eigenſchaft als juriftiiche PBerfonen. Die Form des Rechtsgeſchäfts hat 
zu den verichiedenen Zeiten gewechſelt. In der älteren Zeit wandte man die der Ber: 
abungen von Todes wegen an. Dadurch wurde nad der richtigen Anficht ein Ge— 
An der contrahirenden Familien an den das Object der E. bildenden Gü— 
tern begründet. Gleichzeitig pflegten die beiderfeitigen Unterthanen den Contrabenten zu 
huldigen, und dieſe jelbit die Titel und Wappen der verſchiedenen Häufer anzunehmen. 
In der fpäteren Zeit, als die Erbverträge überhaupt von der Jurisprudenz anerkannt 
waren, erhielt die E. die Form umd Natur eines Erbeinfegungsvertrags. Hierdurd aber 
räumen ſich die contrahirenden Häufer Tediglich wechf@lfeitige Succeſſionsrechte ein. Er: 
eignet fih nun em Succelfionsfall, fo juccedirt in die Bejigungen der ausgeftorbenen 
Familie natürlich nicht Das zur Succeffion berechtigte Haus in feiner Gefammtbeit, fon: 
dern eim einzelnes Mitglied deijelben. Und zwar ıft hierfür maßgebend die Succefjions: 
ordmmg des fuccedivenden Haufes, e8 müßte denn die E. ſelbſt hierüber Beitimmungen 
enthalten, oder (bei ſouveränen Häufern) jene Succeffionsordnung mit dev Verfaſſung Des 
zu erwerbenden Yandes im Widerſpruch ftehen. Dagegen gibt für die Verjorgung der 
Wittwen, die Dotation der Töchter des im Mannsſtamm ausgeitorbenen Hauſes ſtets 
dejfen eigenes Yamiliengefeg die Norm ab. Heutzutage können ſouveräne Häufer in con- 
ftituttonellen Staaten jelbitändig feine E. ſchließen, Tondern nur unter Mitwirkung der 
Landesvertretung, denn die E. greifen ſelbſt in die Yandesverfaflung ein. Mit den €. 
pflegten früher verbunden zu werden Erbeinigungen (uniones hereditariae) Schuß 
und Trugbündniffe, welche gleichfalls für alle kommenden Generationen geſchloſſen wurden. 
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Lit.: Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen I. 9. 222 fi. II, 2. ©. 90 f Zoͤpft, 
Staatsrecht (5. Aufl. 1863), J. 8. 255. Lewis 

Erbvertrag iſt im Allgemeinen ein Vertrag, der unmittelbar auf die Beerbung 
eines oder beider Contrahenten gerichtet iſt. In decſem Sinne werden zwei Hauptarten 
des E. unterſchieden, der affirmative E. (pacıum successorium affirmativum oder 
acquisitivum), auch Erbeinſetzungsvertrag genannt, und der negative E. 
(pactum successorium negativum oder renunciativum), gewöhnlich Erbverzicht ge— 
nannt. Hier ſoll zunächſt nur von dem E., als affirmativem, die Rede fein, während 
der Erbverzicht in einem beſonderen Artikel behandelt werden wird. 

Der E., im Sinne von Erbeinſetzungsvertrag, iſt der Vertrag, wodurch 
Jemand zum Erben eingeſetzt wird. Dies iſt, ganz wie die vom E. überhaupt gegebene 
Erklärung, die gewöhnliche Auffaſſung. Eine durchaus abweichende Anſicht hat Hart— 
mann (Zur Lehre von den E. und von den gemeinſchaftlichen Teſtamenten, Braunſchw. 
1860) aufgeſtellt. Er löſt den Erbeinſetzungsvertrag auf in eine teſtamentariſche Erbes- 
einfegung und einen vertragsmäßigen Berzicht auf eine ſpätere Teftamentserrichtung. Durch 
den €. kann ein Erbrecht überhaupt erſt begründet, oder ein bereits beftehendes Lediglich 
anerfannt werden. Im eriteren Fall Ipricht man von acyuifitivem, tm zweiten von 
conjervativem E. Diefe Unterfcheidung ift nur infofern von Bedentung, als in dem 
legteren Falle der Vertragserbe die Erbichaft aus dem E. ausichlagen und ab intestato 
antreten darf. Zum Erben ernannt wird entweder ein Gontrabent oder ein Dritter. 
Die Gültigkeit jolcher Verträge zu Gunſten dritter Perfonen ift gemohnbeitsrechtlich feft 
begründet. Für diefe E. hat man die Bezeihmung dispoſitive gebraucht. Die Ältere 
Theorie bezeichnete aber mit dem Ausdruck pactum successorium dispositivum auch den 
Bertrag über die Erbichaft eines noch lebenden Dritten. Doch gehört ein ſolcher gar 
nicht in die Yehre von den E. Der E. kann nicht nur direct zu Gunſten eines Dritten 
geichlofjen jein, fondern auch indirect, nämlich in der Weile, daß der eine Contrahent zum 
Erben eingelegt wird, fich aber verpflichtet, die Erbſchaft einer beftimmten dritten Perfon 
zu vejtituiven. Dieje legtere Form hat man reftitutiven E. genannt. Die Contra- 
henten können ſich auch gegenfeitig zu Erben einjegen. Dies geſchieht namentlich unter 
Ehegatten. Hierbei fünnen zwei von einander ganz unabhängige Verträge vorliegen oder 
ein zweileitiger Vertrag. Im letzteren Falle ftehen und fallen die beiden Erbeseinfegungen 
mit einander. Was von beiden vorliegt, iſt Interpretationsfrage. 

Don vielen Juriſten iſt die Behauptung aufgeſtellt worden, daß auch ein Vermächt⸗ 
niß den Gegenſtand eines E. bilden könne, und es iſt demgemäß als eine Species des 
letzteren ein eigener Vermächlnißverttag (pactum successorium particulare) an— 
genommen und dem Erbidaftsvertrag oder Univerjalerbvertrag (p. s. universale) gegen— 
übergeftellt worden. Doch ift hierbei nur an den Fall gedacht, wo das Vermächtniß den 
einzigen Gegenftand des Vertrags bildet, und es ift ausgeichleffen der Fall eines in einem 
E. dem Bertragserben zu Gunften eines Dritten auferlegten Vermächtniſſes. Ebenſo 
aber aud der der vertragsmäßigen Begründung beftimmter Rechtsinſtitute, welche eine 
Singularfucceffion des Bedachten zur Folge haben, fo der vertragsmäßigen Begründung 
eined Familienfideicommiſſes, der Erbverbrüderung. Daß der E. dieſe zuletzt hervorge— 
hobene Beihaffenheit haben könne, ift allgemein anerkannt. Ob es aber einen eigentlichen 
Bermächtnigvertrag. gebt, ift außerordentlich beftritten. Dafür find unter Anderen Haffe 
(Ueber E., im rhein. Mufeum f. Yurispr., ©. 17 ff), Eihhorn (Deutjches Priv. R. 
$. 314), Mittermaier (Deutiches Priv.R. II. $. 453 N. IL. $. 454 N. IX.), 
Bluntſchli Deutſches Priv.R. $. 196), Hartmann (a. a. DO. ©. 73 f.), Arndts 
(in der öfterr. Vierteljahrsſchr. f. Rechts- und Staatswiſſenſch. VII. ©. 280 f.); dagegen 
Dejeler (Die Lehre von den E. IL, 1. ©. 22 ff. ©. 214 ff. I, 2. ©. 108 ff; 
Deutſches Priv.R. 8.158 N. IIL), v. Gerber (Deutjches Priv.R. $. 257 Note 5) und 
andere. Für die richtige ift die letztere Anficht zu halten, weil der E. in der Anwendung 
ald Vermächtnißvertrag durch Das Juriſtenrecht nicht ausgebildet ift. 
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Um im der Geftalt des E. über feine Erbfchaft verfügen zu können, ft nicht nur 
testamentifactio, ſondern auch VBertragsfähigkeit erforderlich. Selbſtändige Minderjährige 
bedürfen daher der Zuftummung ihres VBormundes. Das fühl. Bürg. ©.B. (8. 2545) 
gewährt den Bevormundeten dieſes Recht überhaupt nicht. Hausfinder fünnen feinen €. 
eingeben, ſelbſt nicht hinfichtlih der adventitia mit Genehmigung des Vaters. Doch ift 
Bejeler (Erbverträge II, 1. S. 255) in letterer Beziehung entgegengefegter Anficht. 

Eine beftimmte Form ift gemeinrechtlich fir den E. nicht ausgebildet worden. Es ıft 
ganz grundlos, wenn einige Schriftfteller folche fordern, wie Eichhorn (Deutiches Priv.R. 
5. 342) und Walter (Deutſches Priv. R. 8.431 N. IV.) Schriftlichkeit, und Bluntſchli 
(Deutiches Priv. R. 8. 241) Gerichtlichkeit oder Teftamentöform. Particularrechte haben 
freilich das Erfordernig einer beftimmten Form aufgeftellt. In der Regel verlangen fie die 
Teftamentöform, jo das Preuß. ER. (Tb. T. Tit. 12. $. 621), das öfter. Bürg. 
&.B. (3 1249) und das ſächſ. Bürg. G.B ($. 2546). 

Der Hauptunterfchted des E. vom Teftament liegt in der Unwiderruflichkeit des 
erfteren. Mit Rückſicht hierauf machte jedoch die frühere Theorie binfichtlich der im den 
Eheftiftungen enthaltenen E. eine Unterfcheidung zwifchen pacta dotalia mixta und sim- 
plieia, und Tieß bei den erfteren einen Widerruf zu. Dies ift auch particularrechtlich (wie 
durch die Frankfurter Neform. Th. III. Tit. 2. 88. 4 und 5) fanctionirt worden, aber 
aus der heutigen gemeinrechtlichen Doctrin verſchwunden. Wegen der Umwiderruflichfeit 
der E. ift auch dem, welcher auf diefe Weife über fein Vermögen disponirt hat, jede 
anderweitige letztwillige Berfügung über daffelbe entzogen; er müßte fich denn eine ſolche 
binjihtlih einer uote feines Vermögens oder gewiſſer Sachen ausdrüdlid vorbehalten 
haben. Dagegen fünnen demfelben Verfügungen unter Lebenden nicht verwehrt werben, 
wie es auch die neueren Gejegbücher anerkennen (Pr. L.R. Th. J. Tit. 12. $. 624. Defterr. 
Bürg. G.B. $. 1252. Sächſ. Bürg. ©.2. $. 2548). Doch findet diefes Dispofitions- 
recht feine Schranke in dem Recht Des Bertragserben, eine Prodigalitätserflärung unter 
den ſonſt üblichen Borausfegungen gegen den Tispontrenden zu erwirfen und doloje Ber: 
äußerungen nach geichehenem Exrbicaftsantritt anzufechten. (Aehnlich find die Beſtimmun— 
gen Des Preuß. ER. Ih. I. Tit. 12. $. 625 f.) Schenfungen auf den Todesfall werden 
von der Mehrzahl der Schriftfteller nicht für zuläfjig gehalten. Beſeler (Exrbverträge IT, 1. 
©. 261 ff. und Deutſches Priv.K. 3. 159 N. LIT) geftattet folde, und Gerber 
(Deutſches Priv. R. $. 259. Note 1) ſchließt fih ihm an. Ueber die Zuläfjigfett von 
Bedingungen find entjcheidend die Grundſätze des Vertragsrechts. Dies ift namentlich 
von den unmöglichen Bedingungen zu Jagen, deren Hinzufügung die Ungültigfeit des gan: 
zen Nechtögefchäfts zur Folge bat. Dagegen gilt eine Reſolutivbedingung ebenfo wie ein 
Endtermin als nicht hinzugefügt. Die neueren Gejegbücher lafjen binfichtlich dev Bedingungen 
entweder die bet Teftamenten (wie das Preuß. AR. Th. I. Tit. 12. $. 617 und das fühl. 
Bürg. ©.B. $. 2549) oder die bei Verträgen geltenden Grundſätze (wie das öſterr. 
G.B. $. 1251) maßgebend fein. 

Die Wirkung des E. ift diefelbe, wie die des Teſtaments. Es wird dadurch das 
gewöhnliche ciwilvrechtlihe Erbrecht begründet, nicht aber ein fofort wirffames dingliches 
Recht. Demgemäß erwirbt der Vertragserbe nicht (wie Eichhorn, Deutſches Priv. R. 
$. 344, und Andere behaupten) mit dem Tode des Erblaffers das Eigenthum an den 
Erbſchaftsſachen, ſondern zum Erwerb der Erbichaft bedarf es nach gem. R. erſt einer 
Adition, und nur nach den Part.R. ift eine ſolche nicht erforderlich, melde die Erbſchaflt 
überhaupt ipso jure auf den Erben übergeben laffen. Der Bertragserbe ift aber weder 
zur Annahme der Erbichaft verpflichtet, noch verhindert, diefelbe auszufchlagen. Nur ein 
Ausſchlagen der Erbihaft in fraudem legatorum, um diejelbe als Inteftaterbe anzu: 
treten, ift nad) Analogie des Ediets: Si quis omissa caussa testamenti unftatthaft. 
(So aud) das Preuf. L.R. Th. I. Tit. 12. $. 641 f.) Die rechtliche Stellung des 
Bertragserben ift im Ganzen diefelbe, wie die des teftamentarifchen und des Inteftaterben. 
Er hat Anſpruch auf die Vortheile der Erbichaft, hat aber auch umgekehrt die Yaften zu 
tragen. Er hat VBermächtniffe zu entrichten, die Schulden des Erblafjers zu bezahlen, 
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ſelbſt uber den Beſtand der Erbſchaft hinaus, wenn er dieſelbe nicht mit der Rechtswohl— 
that des Inventars angetreten hat. Dagegen ſteht ihm fein Accrescenzrecht zu; denn die 
römiſchrechtliche Regel: nemo pro parte testatus decedere potest gilt nur für Teſta— 
mente und findet bei Erbverträgen feine Anwendung. Die Vertragserben können nicht nur 
mit Teftamentserben, ſondern auch mit Inteftaterben comcurriren. Eben jo wenig fteht 
dem Bertragserben ein Anſpruch auf die quarta Faleidia zu, obwohl das Entgegenge: 
jegte von Albrecht (in Richter's frit. Jahrbb v. 1842 ©. 339 f.) behauptet wird. 
Der Grund liegt darin, daß derfelbe ſich zur Leiſtung der Vermächtniſſe vertragsmäßig 
verpflichtet hat. Der Bertragderbe kann fidy der dein Erben überhaupt nach Civilrecht zu 
Gebote ftehenden Mittel zur Wahrung feines Rechts bedienen. Die hereditatis petitio 
wird hier als pactitia oder conventionalis bezeichnet. 

Der €. iſt anfechtbar wegen Verlegung des Pflichttheild, und e8 ift nach gem. R. 
die Anſicht der EC chriftfteller nicht zu rechtfertigen, welche (wie Eihhorn, Deutjches 
Priv. R. $. 383 N. II. und Mittermaier, Deutfches Priv.R. II. $. 454 N. X.) 
in ſolchem Falle den Notherten nur eine Klage auf den Pflichttheil einräumen wollen. 
Nach den Part.Rechten freilich, die überhaupt nur eine actio ad supplendamlegiti- 
mam in dem in, Rede ftehenden Falle kennen, ift dies richtig. Eine Enterbung im €. 
ft nicht zuläffig, denn durch Vertrag können nicht dritten Perfonen Rechte entzogen wer— 
den. Eine Analogie des Teſtaments iſt nicht ftatthaft, weil die Enterbung im E. wegen 
der Ummwiderruflichkeit viel härter ft, al8 die im Teftament. Der E. wird ferner ver- 
nihtet durch den Tod des Vertragserben vor dem Erbicaftsantritt, wenn nicht in jenem 
für diefen Fal ein Subftitut ernannt ift, denn abgejehen von den aud hier Pla grei= 
fenden Transmiſſionsfällen findet eine successio in delationem nicht ftatt. Einige 
Yuriften (wie noh Mittermaier, Deutiches Priv.R. IL $. 454 N. XVII) find, 
ausgehend von der verfehrten Anſchauung, daß durch E. ein gegenwärtiged Vermögens— 
recht begründet werde, allerdings entgegengeſetzter Meinung. Dagegen iſt die richtige An— 
ſicht durch das Oeſterr. G.B. (8. 1252) und das Sächſ. G. B. (8. 2551) legaliſirt 
worden. Der E. kann durch übereinſtimmenden Willen der Contrahenten aufgehoben 
werden; auch der zu Gunſten eines Dritten geſchloſſene, ſo lange dieſer noch nicht dem— 
ſelben beigetreten iſt. Eine Anfechtung des E. wegen Undanks und wegen nachgeborener 
Kinder iſt nicht begründet. Die Regel: „Kinderzeugen bricht Eheſtiftung“ iſt nur von der 
Anfechtbarkeit E. wegen Verletzung des Pflichttheils zu verſtehen. Wegen Undankbarkeit 
wird jedoch eint® in integrum restitutio unter Umſtänden für zuläſſig gehalten. 

Bon den neueren Part.Rechten haben den E. ganz allgemein anerkannt das Preuß. 
L.R., meldes davon im Th. I. Tit. 12. 88. 617 — 648 handelt, und das Sächſ. 
B.G. B., deſſen 88. 2542 — 2559 dieſer Lehre gewidmet find; dagegen laffen ihn 
der C. civ. (a. 1082 und a. 1093) und das Oefterr. ©.B. (SS. 1249 — 1254) nur 
unter Ehegatten zu. 

Lit.: Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen, Th. Il. Bo. 1 u. 2, RR ar 40. 

ewis. 

Erbverzicht iſt der Vertrag, wodurch Jemand auf das ihm aus irgend einem 
Titel (Blutsverwandtſchaft, Teſtament, Erbvertrag) gegen den anderen Contrahenten zu— 
ſtehende Erbrecht verzichtet. Ein Verzicht auf die Erbſchaft eines Dritten gehört jedoch 
nicht im die Theorie des E. Eine beſtimmte Form für den E. kennt das heutige gem. 
R. nicht, obwohl das ältere deutſche R. die Gerichtlichkeit, das Canon. R. die eidliche 
Beſtärkung fordert. Von den neueren Gefegbücern enthalten das Preuß. ER. und das 
Defterr. G. B. feine Vorfchriften über die Form, das Sächſ. ©.B. ($. 2560) beftimmt, 
daß die Formen des Erbvertrags nicht erforderlich ferien. Der Berzichtende muß hand- 
lungsfähig fein. Minderjährige können einen E. nur mit Genehmigung des Vormunds 
ausftellen. Dagegen wird ein obrigfeitliches Altenationsdecret nicht im Allgemeinen, ſon— 
dern nur bei einem Berzicht auf den Pflichttheil für nothwendig gehalten. Der Verzich— 
tende wird aus der Zahl der Erben ganz ausgeichloffen. Dagegen wird natürlich das 
jelbftändige Erbrecht der Descendenten defjelben gegen den Erblaſſer nicht berührt, felbft 

v. Holpenporff, Redtöleriton 1. 24 
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wenn der Verzicht ausdrücklich auf fie ausgedehnt worden tft. Dit Daher der Berzichtende 
vor dem Erblaſſer geftorben, jo fünnen die Descendenten des erfteren ihr Erbrecht dennoch 
geltend machen, nur müfjen fie eine diefem zu Theil gewordene und von ihnen ererbte 
Abfindung conferiren. Dagegen ergreift nach dem Sächſ. G.B. ($. 2561) der zugleich 
für die Erben abgegebene Verzicht auch das Erbrecht der letzteren. Und diefelbe Wir: 
fung hat im Recht des hohen Adels der E. einer Cognatin, wenn fie denjelben für fich 
und ihre Erben ausgeftellt hat. Der E. wird im Preuß. L.R. (Th. I. Tit. 12. 88. 649 — 
654), im Defterr. G.B. ($. 537) und Sächſ. G.B. ($$. 2560 — 2562) anerkannt, 
vom C. eiv. (a. 791) aber verboten. 

Der E. fand früher Tehr häufige Anwendung im Recht des hohen Adels, um die 
Cognaten und namentlich die Töchter von der Succeffion in das Familienvermögen aus- 
zufchließen. Eigentlih war dies nur fo lange nothwendig, als in den einzelnen hoch— 
adeligen Familien noch nicht hausgeſetzlich ausſchließlich agnatifhe Succefjion eingeführt 
war. Trotzdem wurde in vielen Hauögefegen der E. für die Töchter vorgelchrieben , zu— 
gleich aber angeordnet, daß die Tochter, welche den Verzicht micht leitet, doch für ver 
ziehen betrachtet werden Tolle. Praktiſche Bedeutung bat demgemäß ein ſolcher E. nicht 
‚ehr, er müßte fih denn auf das nicht zum Familiengut gehörige Vermögen erftreden. 
Mit dieſer hausgefeglihen Anordnung von E. hängt die im Recht des hohen Adels 
übliche Eintheilung der Erbverzichte in freiwillige und nothwendige zufammen. 

Lit.: Befeler, Die Lehre von ben Erbverträgen, IL, 2, Götting. 1840, ©. et = fi. 

Lewis. 

Erbzinsgut: ein vertragsmäßig erblich gegen Zins verliehenes Grundſtück — ſei 
es ein Bauergut oder eine Bauſtelle, ein Haus, eine Halle, ein Garten u, dgl. in einer 
Stadt. Der Zins (canon, census, pensio) hatte die Bedeutung eined Bekenngeldes, 
alfo einer Anerkennung der Nechte des Erbzinsheren, weshalb die Säumniß in der Ent: 
richtung für diefen eigenthümliche Nechte begründete: Berdoppelung nah Mahnung, außer: 
gerichtliche Pfändung, Einziehung des Grundſtücks ſei e8 ſofort oder nad) einer gewiſſen 
Frift, oder bei wiederholter, 3. B. jähriger Nichtzahlung. Doch auch unwirthſchaftliche 
Verwaltung, Verlaſſen des Gutes, Verwirkung deffelben zur Strafe an den Fiscus, 
fonnte die Einziehung zur Folge haben, ebenfo Entfagung oder Heimfall nad dem Er— 
Löfchen der beliehenen Geſchlechtsfolgen oder Ablauf der feftgefegten Zeit u. dgl. m. Ges 
wöhnlich Taftete auf den Erbzinsgütern die Laudemialpflicht — die Pfliggt zur Entrich— 
tung von Befigveränderungsabgaben, von denen nur Erben in abfteigendet Linie meiftens 
frei blieben, und die unter den verfchiedenften, theilweiſe auf Gerichtshandlungen deutenden 
Benennungen vorkamen: Antrittd=, Gewinn-Gelder, Lehnwaare, Schreib-, Verreichs-, Con— 
firmations-Gebühren, Markgroſchen u. dgl. Die Schwierigkeiten des Beweiſes haben 
theilweife zu beſonderen geſetzlichen Borichriften geführt, nachdem angenommen worden, Daß 
gemeinrechtlich die Yaudemialpflicht überall beſonders nachgewiefen werden müſſe, wo feine 
Emphyteuſe im Sinne des Röm. R. begründet worden. Im Urſprung verichteden hatte 
diefe doch viel Achnlichkeit mit dem Erbzinsverhältniß. Weit greifend waren die Nechte 
des Erbzinsmannes. Frei von den Beſchränkungen des Hofrechts ftand ibm Die wolle 
Benusung unbeichadet der Subftanz, auch bezüglich außerordentlicher Nugungen, Die Ber- 
pfündung, Die Veräußerung von Todes wegen, auch unter Yebendigen zu, Doch bier mit 
einem MWiverfpruchsrecht des Erbzinsheren gegen einen untüchtigen Nachfolger, ſowie auch 
wohl mit einem Vorkaufsrecht defjelben. — In großer Verſchiedenheit — aud der Na— 
men wie bei den Zinsgütern mit census reservativus, bei den Yaßgütern im Mansfel- 
diſchen — hatten ſich Berhältniffe diefer Art in Hannover, Weitphalen, Sachſen, Scylefien, 
Pommern und anderwärts entwidelt, als Wiſſenſchaft und Geſetzgebung fie gleich ven, 
vorzüglich bei kirchlichen und ftäbtiichen Beleihungen begründeten Emphyteuſen unter ein— 
heitliche Rechtsgrundſätze zu bringen fuchten, und ihr Weſen in einer Theilung des Eigen- 
thums fanden: der Erbzinsherr Ober=, der Erbzinsmann Nut » Eigenthümer. Das Preuß. 
A. V.R., bei defjen Redaction durch die zahlreihen Monita die erheblichen provinztellen 
und localen Unterichteve zu Tage traten, erblidte in jenem Merkmal das wichtigfte, den 
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Erbzins⸗ vom Erbpacht-Vertrage jondernde Kennzeichen. Das Defterr. G. B. Dagegen 
nannte beide Nugeigenthümer, won denen diefer im Berhältniffe zum Gutsertrage, jener aber 
nur zur Anerkennung des Gutseigenthums eine Abgabe leifte. Die Gſgb. der neueften 
Zeit hat je länger, je umfaſſender für Klärung der Eigenthumsverhältnifje des Erbzins: 
mannes durch Aufhebung des Obereigenthums auch hier gejorgt, nicht minder für Löſung 
der dadurch begründeten Abhängigfeitsverhältniffe: echt des Zinsherrn auf Zinserhöhung, 
Bereinfahung, Ablöfung der Laudemten, des Canons unter erleichternden Einrichtungen 
von verschiedener Art. 

Gfgb.: Preuß. A.L.R. II. 18. $. 680 f. nebft Erg., beſ. Gef. v. 2. März 1850, auch 
Ge. Samml. 1569 ©. 517. Defterr. G.B. $. 1122 fe Bürg. GB. f. Sachſen $. 226. Mit 
dem Abfterben des Imftituts bat fich die Lit. von ihm abgewandt, abgefehen von Erörterungen 
über weſentlich provinciell bedeutende Einzelheiten, insbef. Laudemien. 

Schaper. 

Erfüllungseid, Ergänzungseid, juramentum suppletorium, d. h. der ſei— 
tens des Richters von der Partei über eine Thatſache geforderte Eid, um ihm die volle 
Ueberzeugung von der Wahrheit derſelben zu verſchaffen. Schon das Röm. R. geſtattete 
dem Richter die Auferlegung eines ſolchen Eides, wenn er durch die beigebrachten Beweis— 
mittel nicht vollſtändig überzeugt war und das Can. R. hat dieſen Gebrauch des Eides 
gleichfalls adoptirt. Als die ſich an daſſelbe anſchließende canoniſtiſch-romaniſche Proceß— 
doetrin Die geſetzliche oder formale Beweistheorie entwickelte, bediente fie ſich für Diejenigen Fälle, 
wo Die für Die richterliche Heberzeugung vorgefchriebenen Erfordernifie nicht vollſtändig vor- 
banden waren, alſo keine probatio plena vorlag, des vom Richter aufzuerlegenden 
jog. nothwendigen Eides ald Mittels, das fehlende Maß zu ergänzen. Mit der Neception 
der erwähnten Beweislehre ift das mit ihr eng zufammenhängende Erpediens ebenfalls in 
den gemeinen deutfchen Proceß berübergenommen. Die Auferlegung des E. ſetzt daher 
nod heute mindeftens einen theilmeifen Beweis und zwar eine probatio semiplena vor= 
aus. Freilich ift der Begriff der Tegteren ſelbſt wieder ein ſchwankender, denn unbeftritten 
gehört Dazu nur der Beweis durch einen elaſſiſchen Zeugen, ſowie durch die kaufmänniſchen 
Handelsbücher. Das Correlat zu dem E. bildet der Reinigungseid, welcher bei weniger 
als halbem Beweis dem Gegner des Beweisführerd auferlegt wird, um die Wirkung des 
vorhandenen Beweisrelultates zu widerlegen und zu zerftören. Aber ſelbſt da, wo eine 
probatio semiplena erbracht iſt, kann wegen der dem Richter geftatteten Rückſichtnahme 
auf Die größere Glaubwürdigkeit oder die beſſere Wiljenichaft der einen oder anderen 
Partei Die Auferlegung eines Reinigungseides erfolgen. Der nothwendige Eid kann nur 
über Thatſachen und ferner, was die jubjectiven Vorausſetzungen betrifft, nur von pu- 
beres und Perfonen, welche ein Bewußtſein von der Bedeutung des Eides haben fünnen, 
alſo nicht von Wahnfurtigen, Trunkenen und Metneidigen (bon nah an. R.), ge 
fordert werden. Da die Auferlegung eines nothwendigen Eides ſtets ein Beweisverfahren, 
alfo auch ein Beweisinterlocnt vorausfegt, jo kann Diefelbe im gem. Proceß immer nur 
in einem der Rechtskraft fähigen Erkenntniß erfolgen. Dieſes wird bedingt gefaßt, und 
es werden im demfelben jowohl die Folgen der Ableiftung, wie der Nichtableiftung, an: 
gegeben. Yettere werden darnach bemeſſen, daß bei der Ausſchwörung des E, die be— 
treffende Thatſache für erwieſen, bei der des Reinigungseides das bisherige Beweisreinltat 
als bejeitigt. gilt, während bei der Verweigerung des erfteren Die Nichteriftenz Des Factums, 
bei der Ablehnung des legteren voller Beweis der nur in geringem Mafe bisher erwie— 
jenen Thatjachen angenommen wird. Was das Verfahren betrifft, jo wird nach der 
Nechtöfraft des Erkenntniſſes auf Antrag der Partei, welche an der Ausſchwörung des 
Eides ein Intereſſe hat, ein Schwurtermin anberaumt, wozu der Schwurpflichtige arcta= 
toriſch, d. h. unter Androhung der eben gedachten Nachtheile für den Fall feines Aus- 
bleibend oder der Eidesverweigerung, der Gegner moniteriih ad videndum jurare 
vorzuladen if. Eine Zurüdichiebung oder Gemwiffensvertretung läßt der nothwendige Eid 
nicht zu. Ueber den Hergang im Schmwurtermin wird ein Protocol aufgenommen, und 
durch Diefes kann dann die definitiv eingetretene der beiden tim Erkenntniß feſtgeſetzten 
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Alternativen, d. h. die Purificatton des Urtheils, conftatirt werden. Schon die Preuß. 
Ger. Ordn. Th. I. Tit. 13. 88. 21 ff. und neuerdings die Hannov. Pre. Ordn. 
8. 300 haben dem Richter ein freied Ermeſſen bei der Abwägung zwiichen dem E. und 
und Reinigungseid geftattet. Während beide Fre. Ordnn. gleichfalls nur eine Auferlegung 
des Notheides durch Urtheil kennen, erfolgt, abweichend vom gem. Proceß, die Purification 
des letzteren mod) ſtets in einer befonderen Verfügung (preußiſch: Burifications-Refolution 
genannt). Wo ein Proceßſyſtem, wie 3. B. das franzöfifche und der Nd. Entw. das 
Princip der freien Deweiswürdigung angenommen hat, wird die Auferlegung eines Noth— 
eides viel feltener erforderlich erſcheinen, als bei der geieglichen Beweistheorie, volltommen 
entbehrlich ift derjelbe aber doch nicht. Der C. eiv. a. 1367 erwähnt daher auch den 
Notheid, kennt ihn aber nur in Geftalt des E., da er vorichreibt, daß der Richter den 
serment defere d’office über eine Klage oder Einrede nur dann verlangen foll, wenn 
diefe nicht gänzlich erwieſen, aber audy andererjeits nicht von allen Beweifen entblößt 
ift, wogegen der Nd. Entw., indem er dem Richter erlaubt, der einen oder anderen Partei 
über die Wahrheit oder Unwahrheit einer ftreitigen Thatfache den fog. richterlichen Eid 
aufzuerlegen, auch den Reintgungseid zuläßt. 

Lit.: Strippelmann, Der Geridhtseid, Caſſel, 3. Abth. 1855 —57; v. Orelli, Stu- 
dien über den Gerichtseid, Zilrih 1859; Füger von Rechtborn, Der Beweis durd Eide 
im Civ. Pre, Wien 1865; Buſch, Arch. f. d. civ. Praris, Sb. 21, 7.; Bolgiano, Ziſchr. f. 
Civ R. u. Pre, Bd. 8, 12, P. Hinſchius. 

Erfüllungsort. Der Ort, wo der Gläubiger fordern, der Schuldner leiſten 
darf, beitimmt ſich 1) möglicher Werfe von felbft durch die factiiche Belchaffenheit der 
Leiftung, wie 3. B. der Uebergabe eined Grundftüds, oder aud 2) bei Geſchäftsobliga— 
tionen durch die ausdrüdlih erklärte oder aus den Umftänden zu entnehmende Willens- 
meinung. Sole Beitunmung ift für beide Theile gleihmäßtg bindend; nur infoweit als 
fie lediglich den Vortheil des einen von beiden bezwedte, für den Betreffenden nicht. Val. 
l. 122. pr. D. de V.O. 45. 1. 1. 47. pr. $. 1. D. de leg. I 2.9.6.8. 4. 324. 
Abi. 1. Preuß. A. L.R. 8. 247. 1.5. Sidi. GB. $. 702. Nah Röm. R. machte 
bei ftrengen Obligationen die Beftimmtheit des E. urſprünglich auch die Anftellung der 
Klage an einem anderen Orte unmöglich, Denn der iudex fonnte immer nur auf den 
Klageort verurtheilen, bei jenen Obligationen aber nicht, wie bei freien, den Werth der 
anderömo gefchulveten Leiftung dem entſprechend ınngeftalten. Diefer Schwierigkeit half 
die prätorifche actio arbitraria, de eo quod certo loco dari oportet (Tit. D. XIII. 4) 
ab. Im heutigen R. nimmt jedod der. Richter eine ſolche Uebertragung der Yeiftung auf 
den Ort der Mage überhaupt nicht mehr vor, fondern verurtheilt, von befonderen Grün— 
den abgefehen, auf den beftinmmten E. felbft. Für den Fall nun, wo ein E, nicht bes 
ſtimmt ift, darf nah Röm. N. a) der Schuldner an jedem nicht unpaffenden Orte leiften, 
wo er den Gläubiger antrifft, 1. 36. D. de solut. 46. 3, und b) der Gläubiger überall 
da fordern, wo er den Echulpner verklagen fann, 1. 1. D. de ann. leg. 33. 1, jedoch 
indiwidnell beftimmte Sachen nur da, mo fie ſich befinden, 1. 38. D. de iudic. 5. 1. 
D.H.G.B. 4. 324. Abf. 2. Indeſſen wird die heutige Anmwendbarfeit der Grundſätze 
zu a) und b) nur von Wenigen (Windfcheid) vertreten, von der Mehrzahl (Momm= 
fen, Reag) wohl mit Recht geläugnet. An Stelle derfelben hat man verſucht, zu uns 
terſcheiden, ob eine Obligation mehr zum Bortheil des Gläubigers oder zu dem des 
Schuldners gereiche, und bei der erfteren den Wohnort des Schuldners, bei der letzteren 
den Beſtimmungsort des Yeiftungsgegenftandes zum E. zu maden (Reag). Eine ſolche 
Aufftelung von Kategorien ſcheint nun allerdings undurchführbar. Gleichwohl ift ſo— 
viel richtig, daß bei den meiften Obligationen je nady ihrer ökonomiſchen Natur durch 
Uebung und Sitte ein E. eingeführt, und diefer dann auch als der rechtlich gebotene an— 
zuerfennen fein wird. Bol. HGB. 4. 324. Abf. 1. So bei den DelictSobligationen 
der Wohnſitz des Verletzten zur Zeit der Erfüllung; bei Zahlungen an eine öffentliche 
Kaffe der Ort, wo ſich diefelbe befindet u. |. w. Bei Geſchäſtsobligationen läßt ſich eine 
folde Annahme aud auf die vermuthliche Abficht der Parteien gründen. Aus diefem 
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Geſichtspunkt wird 3. B. eim Yeihvertrag am Wohnort ded Leihers, ein Hinterlegungs- 
vertrag am Bohr des Aufbewahrers zu erfüllen fein. Doc bat für Geldzahlungen 
dad H.G.D. feftgeiegt, daß diefelben dem Gläubiger am Drte feiner Handelönieverlafjung, 
eventuell feines Wohnfiges zur Zeit des Vertragsabſchluſſes geleiftet werden müſſen, 
A. 325, vol. A. 342. — Wo aber auch hiernach noch Zweifel übrig bleiben jollten, 
muß man ji r das — mithin für den Wohnſitz des Schuldners als E. entſchei— 
den. H.G. B. U. 324. Abſ. 2, was jedoch den Schuldner nicht hindert, auch an andern 

paſſenden — zu leiſten. — Aehnliches beſtimmt das Preuß. A. L.R. 88. 247—251. 
I. 5 und $. 27. I. 16 und das Sächſ. G.B. 83. 702—710. — Die neueſte Einzel— 
darftellung der ganzen Frage gibt Reatz, Die Yehre vom E., Gießen 1862. 


Erfüllungszeit ift der Zeitpunkt, im welchem der Gläubiger bie Erfüllung der 
DObligation fordern, der Schuloner diefelbe mit vechtlicher Wirkung leiſten darf. Vom Stand- 
punft Des Släubigers ift zu unterfcheiden, ob feiner Forderung eine fefte Zeitbeſtimmung 
beigefügt war oder nicht. Iſt dies der Fall, ſei es kraft Rechtſatzes, ſei es kraft Privat: 
willend. jo ift der Gläubiger erft zu dem angegebenen Zeitpunfte berechtigt, Erfüllung zu 
fordern, 1. 41. 42. D. de V. O. 45. 1, außer wenn die Zeitbeftimmung lediglich feinen 
Bortheil bezwedte, 1. 17. D. d. R. J. 50. 17. 1.43. 8. 2. D. de leg. II. Iſt es 
nicht der Fall, jo darf der Gläubiger fogleich nach der Entftehung des Forderungsrechts 
Leitung verlangen; nur muß er dem Schuldner einen ſolchen Aufſchub geftatten, welcher 
durch Die Natur der Sache gefordert wird, 1. 14. 60. 137. $. 2. D. de V. 0.45. 1. 
Die römiſche Bezeichnung des Fälligkeitstages ift dies venit. Vom Standpunft des 
Schuldners dagegen ift zu jagen, daß derjelbe grundſätzlich ſogleich nach der Entftehung 
des Forderungsrechts leiften dürfe, nur nicht zu einer offenbar unpaffenden Zeit, und daß 
mithin ein Fälligkeitötermin für ihn nur ein Recht, feine Pflicht begründe. (Diei adiectio 
pro reo est) 1. 38. $. 16. 1. 41. 8. 1. 1. 137. $. 2. D. d. V. 0. 45. 1. Eine 
Ausnabme gilt auch bier, wenn die Zeitbeftimmung Lediglich den Vortheil des Gläubigers 
bezweckte. — Durch Erfüllung vor dem Fälligfeitstage erlangt der Gläubiger regelmäßig 
den Bortheil, welcher durch den Genuß des Schulögegenftandes in der Zwiſchenzeit er: 
wächſt (commodum repraesentationis, bei Gelbleiftungen interusurium). Gleichwohl 
ift er nicht verpflichtet, in einen dem entſprechenden Abzug zu willigen, Nur aus befon- 
dern Gründen kann eine Nüdforderung gegen ihn geltend gemacht werden, 1. 10. 8. 12. 
l. 17. 8. 2. D. quae in fraud. 42. 8. Wo es aber darauf anfommt, den Betrag 
zu berechnen, auf welchen eine vorzeitige Leiftung hevabzufegen ift, wenn fie im Werthe 
mit der vollen Yeiftung am Fälligkeitstage übereinſtimmen fol, erfolgt dieſe Berechnung 
nad mathematischen Grundſätzen. Dabei ift es ein offenbarer Rechnungsfehler nach dem 
VBorgange der Römer (l. 88. $. 3. D. ad leg. Fale. 35. 2) und des Ben. Carpzov 
in der Art zu verfahren, daß man die volle Leiſtung um den Betrag der Zinſen, die ſie 
ſelbſt in der Zwiſchenzeit tragen würde, kürzt. Das Richtige iſt vielmehr einen Betrag 
zu ermitteln, welcher ſich durch Hinzurechnung der von ihm zu gewinnenden Zinſen bis 
zum Fälligkeitstag auf die volle Schuldſumme erhöht. Dafür hat G. A. Hoffmann 
eine Formel aufgeftellt, welde nur die einfachen Zinſen, und Leibnitz eine jolche, welche 
auch Zinfeszinfen in Anſchlag bringt. Ob man dies letztere thun dürfe, hängt davon 
ab, daß der Gläubiger in dem gegebenen Falle zur jofortigen a * ge⸗ 
wonnenen Zinſen im Stande iſt. 

Ergänzungsgeſchworne ſind ſolche Geſchworne, welche am Ort des — 
gerichtshofes oder In deſſen nächſter Nähe dazu beſtimmt find, die Lücken zu füllen, welche 
in der Dienftlifte entftehen. Sobald bei oder nach der Eröffnung einer Sigungspertode 
weniger Geſchworne erſcheinen oder für die einzelne Sache functionsfähig bleiben, als in 
der Mindeftzahl — 24 — zur Bildung des Schwurgerichts erforderlich find, fo wird durch 
Auslooſung in öffentlicher Sitzung aus der Ergänzungslifte nicht nur jene Zahl, jondern 
der Höchſtbetrag — 30 — bergeftellt. Der zulett berufene E. und fo weiter der Neibe 
nach, ift zu entlaffen, jobald durch Ruckkehr beurlaubter Hauptgefhworner die Zahl 30 
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wieder überfchritten wird. Die Ergänzungslifte wird entweder durch Ausloofung für jede 
Sitzungsperiode — gleich der eigentlichen Dienftlifte — gebildet, oder fie befteht nad) 
andern Gſgbb. leviglih in einer vom (Megierungs = oder Obergerichts =) Präfidenten her— 
zuftellenden Jahresliſte, gültig für alle Sigungen des Gefchäftsjahrese. Zur Verwendung 
fommt die Lifte verhältnigmäßig felten. Iſt dies gefchehen, jo gibt doch die Theilnahme 
an Berhandlungen noch fein unbedingtes Recht auf Befreiung für ein Jahr. — Vers 
ſchieden von Ergänzungs- find Erſatz-Geſchworne, die zu 1 oder mehr häufig ausgelooft 
werben, um bet plöglichem Ausſcheiden eines der 12 Hauptgefchwornen einzutreten. 
Gſgbe: Preuß. Berorbn. v. 3. Jan. 1849 $. 66 f. Gef. v. 3. Mai 1852 N. 61, 67; 
neue Provinzen Verordn. v. 25. Juni 1867 $$. 288, 296 f. Gefchw.Wahlgef. bei. Baben (1864), 
Würternberg (1868). Schaper. 
Erlaf im weiteren Sinne ift jeder Verzicht, d. h. jede Aufgabe eines Nechts chlecht- 
bin, infofern dadurch ein anderer Belafteter befreit wird. Im diefem Sinne ſpricht man 
namentlih von dem E. dinglicher Rechte an fremden Sadyen, 3. B. eines Nießbrauchs, 
Pfandrechts u. ſ. w. Im einem engeren und vorzüglichen Sinne aber ift E. die Auf— 
bebung eines Forderungsrechts durch einen Lediglich hierauf gerichteten Vertrag. Für das 
Röm. R., welches zur vertragsmäßigen Aufhebung einer Dbfigation grundfäglich diejelbe 
Form, wie zur Eingehung erforderte, 1. 35. 1. 100. D. d. R. J. 50. 17, find zwei 
Erlafwerträge zu unterjcheiden, nämlich acceptilatio und pactum de non petendo. Die 
erftere war eine umgefehrte Stipulation, beftehend aus der Frage: quod ego tibi pro- 
misi, habesne acceptum ? und der Antwort: acceptum habeo, Gai. III. 169, daher 
nur auf formelle Verbal-) Obligationen ammendbar, für diefe aber mit einer ipso jure 
tilgenden Wirkung ausgeftattet, eine imaginaria solutio, 1. 13. 8. 12. 1, 16. D. de 
acceptil. 46. 4. Das pactum de non petendo dagegen war eine forınloje Zufage 
des Gläubigerd, feinen Anspruch nicht geltend zu machen, konnte bei allen Arten von 
Obligationen vorfommen und wirkte dann eine exceptio pacti nad Maßgabe der ges 
troffenen Abrede (in personam oder in rem, intra certum tempus oder dauernd u. ſ. w.), 
1. 7.88. 4.7 ff. 1.10.8.2 — 1. 16. pr. D. de pact. 2. 14. Statt diejes Pac- 
tums aber konnte man auch einen Ummeg wählen und damit gänzliche Tilgung jeder 
Dbligation erzielen: indem man dieſe zunächft durch Novation in eine Verbalſchuld um— 
Ihuf und dann auf die neue Schuld die Acceptilation zur Anwendung brachte. Ya, für 
diefed Verfahren war fogar eine eigene Formel ausgebildet, mittelft deren man alle Rechts— 
anfprüche einer Perfon generell zufammenfaßte, novirte und dann aufhob (fog. Aquiliana 
stipulatio), 1. 18. 8. 1. D. de acceptil. 46. 4. Allein im heutigen R. find jene Un— 
tericheidungen veraltet. Unftreitig ift hinweggefallen die formelle Verſchiedenheit zwiſchen 
Acceptilation und pactum de non petendo. Der heutige Erlaßvertrag ift formlos, 


Aber aud in materieller Beziehung wird die Aufhebung nicht mehr bald direct, bald 


durch Begründung einer Einrede, ſondern ſtets direct, wie bei der acceptilatio, herbei— 
eführt. Nur dann ift die Wirkung natürlich eine ſchwächere, wenn die Barteien über- 

upt nicht Aufhebung, jondern nur Stundung, oder Abänderung einer Nebenbeftimmung, 
3. B. über den Erfüllungsort, vereinbart haben. Jedoch wollen namhafte Rechtölehrer 
Arndts, Windſcheid) aud Heute noch die beiden römifchen Werfen der Aufhebung 
(ipso iure und per exceptionem) fceiden. Der Grumd, durch welchen ein Gläubiger 
ſich zum E. beftunmen läßt, kann ebenfo verſchieden fein, wie derjenige für die Begrün- 
dung einer Forderung, alfo nicht blos Schenkung, fondern auch Dosbeftellung, Erfüllung 
einer Bedingung, Erwartung einer Gegenleiftung u. ſ. w. 1.4. D. de cond. e. d. 12. 4. 
1. 81.8.5. D. de leg. I. Immer aber wirkt der E. unabhängig von diefem Grunde, 
durch die Kraft des bloßen Willens, Daher muß aud vom E. unterichieden werden die 
Vereinbarung zweier Parteien über Wiederauflöfung eines von ihnen gejchloffenen gegen— 
feitigen Vertrages (contrarius consensus). Hier hängt die Befreiung des einen Theils 
ſymallagmatiſch mit der des andern zufammen und ift dazu erforderlih, daß jeder Theil 
die Erfüllung, ſoweit er fie bereits empfangen, wieder zurückgebe. Die Frage, ob durch 
E. die Obligation auch für Gorrealgläubiger, bzw. Schulpner untergeht , beantwortet ſich 
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nad der Abſicht der Parteien. Yedenfalld aber muß aus den Erlafwertrage auch ein 
folder Mitſchuldner Des Contrahenten frei werden, der jonft gegen diefen einen Rüdgriff 
haben würde. Sehr gewöhnlich wird heutzutage der Erlafvertrag in die Form einer 
Quittung eingefleidet: und zwar ift er in berfelben enthalten, wenn der Gläubiger fie 
mit dem Bewußtfein, daß Zahlung nicht erfolgt ſei, und aud ohne eine nachträgliche 
Zahlung zu erwarten, auögeftellt hat. Ausnahmsweiſe fann ein Gläubiger zum E. ge 
zwungen werden. Wenn nämlich bei einer überjchulveten Erbichaft die nach der Größe 
der Forderungen berechnete Mehrheit der Gläubiger einen theilweiſen E. bejchließt und 
das Gericht dieſen Beſchluß betätigt, jo ift die Minderheit am vdenfelben gebunden, 
1.7.8. 19 — 1. 10. pr. D. de pact. 2. 14. Dies hat die Praris auf andere Fälle der 
Ueberfchuldung ausgedehnt. — Das preuf. R. weicht von den obigen Regeln nicht 
weſentlich ab. 

Quellen: Zit. D. 46, 4 und C. 8, 44 de acceptilatione. Neuere Specialdarftellung: 
Scheurl in feinen Beiträgen II. Nr. 14. Bol. übrigens Windſcheid, Band. II. $. = 358. 

Erpreflung. Diefes Verbrechen begeht, wer aufer dem Falle des Raubes, um 
fi) oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verihaffen, Jemanden zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlaffung zwingt. Preußen beſchränkt diefen Verbrechensbe- 
viff im der Definition: Wer, um ſich oder Dritte einen rechtswidrigen Vortheil zu ver— 
—28* einen Anderen zu einer Handlung oder Unterlaſſung dadurch zwingt oder zu 
zwingen verſucht, daß er denſelben ſchriftlich oder mündlich mit der Verübung eines Ver— 
brechens oder Vergehens bedroht, macht ſich der E. ſchuldig. Sachſen dehnt den Begriff 
wieder weiter aus, indem es denjenigen dieſes Verbrechens ſchuldig erklärt, der in der 
Abſicht, ſich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil, auf den er kein Recht hat, zu 
verſchaffen, Jemanden durch Bedrohung mit Nachtheilen irgend einer Art zu einer Hand- 
lung, Duldung oder Unterlaffung nöthigt. 

Mit der preußischen Definition ftimmen Oldenburg, Yübed und der Nd. Str.G.Entm. 
überein, während die hier gegebene Faſſung die der baier, hamburg., bremenſchen u. a. 
Gſgbb. ift. Wegen ihrer Verwandtichaft find Raub und E. in den Strafgefegen häufig 
zufammmengeftellt und ſprechen diefe Davon, den Erprefjer einem Räuber gleich, zu beftrafen, 
3. B. Braunfchweig, Thüringen. Einige Strafgefege fallen die E. mit Nöthigung und 
ftrafbarer Bedrohung zufammen. Das öfterr. Strafgeleg hat das Verbrechen ver öffent: 
hen Gewaltthätigkeiti, begangen durch E. aus Gewalt und Drohungen, gebilvet. Dede 
phyſiſche Gewalt, um einem Andern eine Yeiftung, Duldung oder Unterlaffung abzu= 
preflen, iſt für ftrafbar erklärt. Nur die Bedrohung mit einer Verlegung an Körper, 
Freiheit, Ehre oder Eigenthum, welche geeignet ift, dem Bedrohten gegründete Beſorgniſſe 
einzuflößen, fällt in den Begriff der E. Die Abficht des Erpreſſers fann gerichtet fein 
auf Zwang zur Uebernahme einer Berbinvlichfeit, zur Herausgabe von Pfündern, Abgabe 
von rechtöverbindlichen Erklärungen, Yeiftung von Arbeiten u. dgl. Ausgeſchloſſen von 
der E. ift die Aufvrängung eines fremden Willend zum Behufe der Bomahme oder Un— 
terlafjung einer rechtlich gleihgültigen Handlung, 3. B. Nöthigung zu einem Trunk oder 
Tanz. Die Strafgefege drohen der E. Diebſtahls- oder Raubftrafen. Gleich einem 
Räuber ſoll der Erprefjer geftraft werden, wenn der Thäter einer Perfon mit einer ges 
genwärtigen Gefahr für Yeib oder Leben gedroht hat, oder mit fünftiger Verübung von 
Mord und Brandftiftung Beſorgniſſe erregte, nad) preuß. R. aud mit Ueberſchwemmung. 
Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten ftraft Baiern die E. durch Bedrohung mit 
künftigen Mißhandlungen, Bermögensbefhädigungen, Verleumdungen, Klagen, Denun- 
ciationen, Ablegung oder Verfagung eines Zeugniffes oder durch andere dergleichen be— 
ängftigende Zudringlichkeiten, unter Umftänden, welche zur Erregung ernjter Beſorgniſſe 
geeignet waren. Während zum Raube eine Bedrohung mit einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib und Yeben erforderlich ift, genügen zur E. ſchon Bedrohungen weit geringerer 
Art. Die E. wird jelbft durd Drohung gegen Abweiende begangen, wenn der Drobende 
mit Grund vorausfegen fonnte, daß der Bedrohte die Drohung erfahren werde. Auch 
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an fich erlaubte Bedrohungen mit Klagbarmachung, Denunciation fallen nach Beichaffen- 
beit der Umftände unter den Begriff der E., wenn fie in gewinnfüchtiger Abficht ange 
wendet werben, nach jähl. Str. R. u. a. Das Minimum der angedrohten Verlegung 
muß nicht eine an fi ftrafbare Handlung fein und in feinem Falle ift, wie Berner 
bemerft, der Charakter der Nechtöwidrigfeit bei der E. darin zu ſuchen, daß mit einem 
Verbrechen gedroht wird. Liegt nicht Ichon in der Bedrohung eines ledigen Mannes mit 
einer ungegründeten Paternitätöflage eine Prefjion zu Gelvopfern, welche zum Thatbejtand 
der E. genügt? Auch Die Drohung mit einem chikanöſen Civilprocefie kann als E. gel- 
ten, wenn diefelbe ihrer objectiven Natur nad zu fürchten ift. 

Das Röm. R. enthält nur eine Caſuiſtik der Fälle der Concussio und unterjcheidet 
diefelbe von dem erimen vis dur die auf einen Vermögensvortheil gerichtete Abficht. 
Die gemeinrechtliche Jurisprudenz unterjchied Die concussio publica et privata und 
verfuchte nach Ausicheidung der E. als eines Privatdelictes überhaupt durch diefen Begriff 
ein Delict von Fubfiniaritigem Charakter nach der Art des römischen epimen vis zu 
Ihaffen oder, wie Köftlin ausführt, den befonderen Berbrechen gegen die Freiheit der 
Perfon den allgemeinen Begriff dieſes Delictes als Gattungsverbrechen zum Fundamente 
zu geben. 

Gfgb. u. Lit.: Preuß. Str.®. 88. 234— 236. Baiern 303. Sachſen 2832. Entw. des 
Nov. Str.G. 230—232. John, Entw. mit Motiven, 537 ff. Meyer, DasNd Str. R., 77. 
am 349. Thllringen 155. Braunſchweig 177. DOefterr. Entw. von 1867 $$. 259 — 260. 

eyer, Belprehung des Defterr. Entw., ©. 188. Glafer, Abhandl. aus dem öſterr. Str. R., 
155%, ©. 155 ff., 166— 232. Arnold, Arch. ded Erim.R., 1943, ©. 388. Köftlin, Ab- 
bandl. aus dem Str.R., 5.426 ff. Wächter, N. Arc. d. Crim. R. XII, ©. 314 ff. Lehrb. 
bes röm.steutichen Str. R.. IL, ©. 47 — 49. Wablberg. 

Errungenſchaft, Exrtoberung, der gefammte Erwerb in ftehender Ehe. Den Ge- 
genſatz bildet das, von jedem Ehegatten in die Ehe mitgebrachte Vermögen, Sonder-, Ein— 
hands = Gut, welchem nicht nur natinliche Zuwüchſe durch Anſchwemmung, Inſelbildung 
u. dgl., jondern auch das aus jenem Angeichaffte zufällt, jo daß deſſen Inventariſirung 
vor umd während der Ehe für den Beweis wichtig bleibt. Beftritten ift, ob das aus dem 
Erlös eines verfauften Sonderguts angefaufte Grundſtück, andererſeits ob das vor der 
Ehe gekaufte, während verfelben übergebene, oder im Wege des Retracts eingelöfte Grund- 
ftüd dahin gehört, wenn die Zahlung aus der E. geleiftet worden; beftritten, wie e8 mit 
dem, im Sondergut gefundenen Scat zu halten, ferner mit Erwerb aus Schenkung, 
Erbſchaft u. dal. Umfaßt die E. auch regelmäßig alles Erarbeitete und Erfparte, Früchte 
und Einkünfte, den Yotteriegewinn u. dgl., fo herrſcht doch viel Mannichfaltigfeit in der 
Abgrenzung und dafjelbe ift der Fall bezüglich der, ſchon nach den älteften Nechten verſchieden— 
artig bejtimmten, bauptfächlich beim Todesfall wirkſam werdenden Antheile der Ehegatten 
an der E.: bei ven Weftgothen nad Verhältniß des Eingebrachten vertheilt, fomeit fie 
daraus erzeugt, Jonft dem Mann zuftehend, wie durchgängig bei den Oftfalen und Engern, 
wahrſcheinlich auch bei den Baiern, Alemannen, Burgundern, Yangobarden, wie ferner bei 
unbeerbter Ehe in Weftfalen, wo die Frau bei beerbter Ehe die Hälfte der E. ſtatt der 
Morgengabe erhielt, während bei den Franken ihr ein Drittel als ſolche zufiel (Spindel- 
theil neben dem Schwerttbeil, zwei Drittel des Mannes, längs dem Rhein). Wiſſenſchaft 
und Geſetzgebung haben mit der Zeit die Gütergemeinſchaft der, E. fuftematifirt und ins— 
befondere die Verwaltungs= und Verfügungsrechte des Mannes, jowie die Haftung für 
Schulden (voreheliche, einfeitige, gemeinfame) näher geordnet. 

Gſgb. u. Lit: Preuß. A. L.R. TI. 1. 8. 396 nebft zahle. Provinz. Ordin, u. Gef. Sächſ. 
Bürg. GB. $. 1703. 0. civ. a. 1498 f. Güterrecht der Ehegatten, v. Gerber in Jahrbb. f. 
Dogmatik, I. ©. 239 f. Geſch. des ehel. Güterrechts in Deutfchland von Dr. Schröder, 
1563. Handb. des Güter- u. Erbrechtd der Ehegatten nach dem baier. YR. v. 1756 v. Dr. 
Rau, 1864. Dielpartic. Gſgbb. nad Kurheſſ. R. v. Prof. Dr. Roth, Elvers — S. 278 f. 

Schaper. 

Erfitzung, Uſucapion, Berjährung s. s., iſt Erwerbung von Eigenthum 

oder Servituten durch fortgeſetzten Beſitz oder Quaſibeſitz. 
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A. ©. des Eigenthbums I. Der altrömifche Name usucapio bezeichnet im 
Juſtin. R. ſpeciell die ordentlihe E., mac der neueren Terminologie usucapio 
ordinaria, und noch fpecieller die ordentliche E. der Mobilien; für Jmmobilten haben die 
Sompilatoren die Ausdrüde capio longo tempore, longa, diutina possessione vorges 
zogen, offenbar in der Abficht eine Verwechſelung mit der altcivilen usucapio von 1, reip. 
2 Yahren zu vermeiden. Die ordentliche E. fett nothwendig voraus: 1) Eine geeignete, erfig- 
bare Sache, res habilis. Gewiffe Sachen find aus dem Grunde nicht erfigbar, weil und 
jo lange fie beftimmten alfo privilegirten ‘Perfonen gehören, Die Th. J., 302 aufgezählt 
find; controverd ift indeffen, ob die Sachen der Städte überhaupt und ob wenigftend die 
beweglichen Sachen der Minderjährigen dazu gezählt werben ſollen; aud rechnet man 
wohl unrichtig, abgefehen von fundus dotalis, Dotalfachen hierher. — Andere Sachen 
find ausgefchloffen wegen gewiſſer Ereigniffe, welche fie getroffen haben. Dahin gehören 
vor allen geftohlene Sachen, nicht aber ihre Erzeugniffe, infofern fie nicht vom Dieb oder 
einem fonftigen malae fidei possessor percipirt find und mit Ausnahme der zur Zeit 
des Diebftahls oder beim Diebe concipirten Jungen von Thieren; die Yurtivität iſt ein 
vitium rei, und wird getilgt, purgatur, ſobald die Sache wieder in die wirkliche, be- 
wußte, rechtliche Gewalt des Eigenthlimers zurücgefehrt ft. Wie die res furtivae werben 
au die res vi possessae behandelt. Von einem malae fidei possessor veräufßerte Im— 
mobilten find unerfigbar, bis der Eigenthümer die Veräußerung erfährt und fomit fein 
Recht geltend machen kann. Unerſitzbar find ferner die Sachen, deren Veräußerung ver- 
boten ift, infofern die E. Uebertretung des Verbot involvirt. Dann, zu Gunften des 
Legatars, legirte Sachen, die der Erbe veräußert hat. Sodann Sachen die ein Beamter 
geſetzlichem Berbote zumider empfangen hat, u. |. w. — 2) Der Erfiger muß den Beſitz 
an der Sache rechtmäßig erworben haben, ex justa caussa, d. 5. „auf ſolche Art und 
aus ſolchem Grunde, daß dadurd überhaupt wohl das Eigenthum erworben fein könnte, 
werngleich wegen eines im bejonderen Fall entgegenftehender Hindernifjes der Befigerwerb 
nicht ſofort auch den Eigenthumsermerb zur Folge hatte” (Arndts). Diefer rechtmäßige 
Erwerb bildet den titulus possessionis, Uſucapionstitel, deren e8 jo vielerlei gibt als 
Gründe des Eigenthumserwerbs: Kauf, Empfang als Zahlung, Beerbung, Vermächtniß, 
Schenkung u. |. w., nicht aber auch, wie Manche wollen, rechtskräftiges Urtheil über das 
Eigenthbum. 3) Der Erfiter darf das dem Erwerb des Eigenthumd entgegenftehende 
Hindernißg beim Befigerwerbe nicht gefannt haben, Diefer „gute Glaube” wird jest, nad) 
Can. R., während der ganzen Dauer des Beſitzes erfordert, während im Röm. R. mala 
fides superveniens non nocebat. Als mala fides iſt aber nicht ſchon einfacher Zweifel 
zu betrachten, auch nicht die Bedenken, welche die Anftellung einer Bindication beim Be: 
figer erregen fünmen. Beim Titel pro emtore muß auch ſchon im Augenblide des Kauf: 
abſchluſſes guter Glaube vorhanden fein; außerdem ift, wenn nicht auf Credit verkauft ift, 
bona fides vor Zahlung des Preiſes nicht denkbar. Der gute Glaube jest ſtets ent- 
Ihulobaren Irrthum voraus; wann ein folcher vorliegt, bleibt natürlich quaestio facti; 
Rechtsirrthum ift in der Negel umentichuldbar. Die justa causa muß vom Erfiger 
nachgewiefen werden; dagegen Tiegt den allgemeinen Grundfägen gemäß, der Beweis ber 
mala fides, alſo der Kenntniß des Hindernijfes oder der Unentjchulpbarfeit des Irrthums, 
dem Gegner ob. Im Falle von Befigerwerb durd Stellvertreter kommt es in der Regel 
auf die bona fides des Vertretenen an. 4) Die zur E, erforderliche Dauer des Befites 
beträgt bei Mobilien 3 Iahre, bei Grumdftüden 10 Yahre, wenn Befiger und Eigen: 
thümer in einem und demfelben Dbergerichtsbezirfe ihren Wohnfig haben, möge auch das 
Grundſtück ſelbſt in einem andern Bezirke Liegen; 20 Jahre wenn Befiter und 
Eigenthitimer in verfchiedenen Bezirken wohnen. — Der Befiger darf fidh die bereitd ab- 
gelaufene Befigeszeit Desjenigen zurechnen, dem er kraft eines gültigen Rechtsgeſchäfts 
juccedirt hat, infofern der Beſitz dieſes auctor auch ein zur €, geeigneter war und fein 
vacuum tempus zwilchen beiden Befigen worgefommen ift. Diefe ſog. accessio posses- 
sionis war dem alten R, fremd; zu Gunften des Käufers ift fie erft durch Eaiferliche 
Gonftitutionen zugelaffen worden, ohne Unterfchied übrigens zwiſchen Mobilten und Im— 
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mobilien. Der Erbe ſetzt ebenfalls den angefangenen Befi des Erblaffers fort, und 
zwar jo, daß einzig und allein diefer ald Erwerber angefehen wird; danach findet aud) 
die Beurtheilung der Requifite der Ufucapion ftatt: jo muß der Erblaffer beim Befig- 
erwerbe bona fide gewelen fein, während nad) Röm. R. der Erbe von Anfang an mala 
fide gewelen fein fann. Der Befig muß während der ganzen Zeit ununterbrochen fort- 
gedauert haben. Jede Unterbredung, usurpatio, möge biejelbe vom Eigenthümer her— 
rühren oder von einem beliebigen Dritten, möge fie rechtmäßig fein oder nicht, hat ſtets 
die Wirfung, daß der ganze bisherige Beſitz Dadurch fruchtlo8 wird, und ein neuer Bes 
fig wieder von vornherein angefangen werden muß. — Durch litis contestatio, jowie 
durch die Yuftin. Proteftation wird der Befi nicht unterbroden; wohl aber heutzutage 
durch mala fides superveniens. Die Zeit zwiſchen dem Tode des befigenden Erblafjers 
und dem Erwerbe durch den Erben, ver fid) den Beſitz zurechnet, gilt nicht als Unter: 
bredung, — infofern nur fein Anderer inzwiſchen Beſitz ergriffen hat! —, jondern die 
hereditas jacens fett unterdefjen den Befit fort. — Die E. kann eine Zeit lang ruben. 
Sp nad) Can. R. während feindliher Occupation, was nicht ausgedehnt werben darf, 
am allerwenigften auf Gerichtsftilftand; jo nod während der den Erben, die unter 
beneficium inventarii antreten wollen, zur Berfertigung des Inventard vergönnten Friſt; 
wenn die Sache in das Eigenthum einer von den sub 1) erwähnten bevorzugten Per: 
ionen kommt, u. ſ. w. — 

U. Die jog. außerordentliche €, praescriptio longissimi temporis, ift nichts 
Anderes ald die Extinctiwverführung der Eigenthumsflage, welde unter der Bedingung 
anfänglicher bona fides von Yuftintan zu einer Acquifitiwverjährung des Eigenthums er— 
höht worden ift, ſ. Bd. I. 303. Daraus folgt unter Anderem, daß fie im Augenblide 
der vindicatio nata zu laufen anfängt, daß die Friſt diejenige der Klagverjährung tft 
und die Zeit wie bei der Klagverjährung berechnet wird, daß zwiſchen Mobilien und Im: 
mobilien fein Unterichied ftattfindet. Beftritten ift, ob Anftellung der Klage als Unter: 
brechung gelten fol. 

B. & von Servituten Obſchon durd ein Scriboniſches Geſetz ungewiſſen 
Datums die E. von Serpituten, in welchem Mafe fie auch bis dahın zuläffig fein mochte, 
ausdrüdlich ausgefchloffen war, bilvete ſich doch im der Katferzeit für alle Servituten 
überhaupt, jowohl für Perfonal- wie für Prädialfervituten, eine Verjährung longo tem- 
pore, longa quasi-possessione, durch fehlerfreien (nec vi nec clam nec precario) 
unumterbrochenen Quafibefig von 10 reſp. 20 Jahren, woraus zwar feine servitus jure 
constituta aber Doch ein vom Prätor geſchütztes und mit confessoria utilis ausgejtattetes 
Recht entjtand. Dazu tft nad der richtigen Anſicht weder Titel noch Kenntniß des 
Eigenthümerd des dienenden Grundftüds nöthig. Ebenfo wenig nah Röm. R. guter 
Glaube, wohl aber Heutzutage, nad Can. R. Ob «8 auch eine außerordentliche 
Servitutenerfigung gebe, iſt bejtritten. 

Neuere Geſetzbücher unterfcheiden nicht ſcharf zwiſchen Uſueapion und Klagverjährung, 
fondern behandeln Beides im jelben Abjchnitte und ziemlich durcheinander. Nach Preuf. 
OR. findet die „gewöhnliche Verjährung durch Beſitz“ ftatt im Falle redlichen ruhigen 
Beſitzes aus einem nad Inhalt und Form zur Eigenthumsübertragung geichidten Titel, 
für Mobilten und Immobilien während 10 reſp. 20 Jahren, ohne Unterbrehung: als 
jolche gelten, meben dem Befitverlufte, Klaganmeldung, Proteftation, und auch außer— 
gerichtliche Handlungen infofern fie den Beſitzer von der Unrechtmäßigkeit feines Beſitzes 
überführen. Zur 3Ojährigen Verjährung wird fein Titel, aber redlicher Beſitz erfordert. 
Auch im franz. R. gelten noch die römischen Zeitbeftimmungen von 10 veip. 20 und 
von 30 Jahren. Bei dieſer auferordentlichen Verjährung wird nicht nur fein Titel, 
ſondern auch, der altfranzöfifchen Jurisprudenz gemäß, nicht einmal guter Glaube verlangt. 
Der C. eiv. ift zum römijchen Sate: mala fides superveniens non nocet zurüdgefebrt. 
Uebrigens findet nur bei Immobilien und bei Servituten eigentliche €. ftatt. 


Quellen: 11,6. D. XLI, 3 de usucapionibus et usurpationibus, C. VI, 
30—39. Deeretales Greg. IX., II, 26. Sextus II, 13 de praeseriptionibus, A. Pr. L. R. J, 
9. 88. 579—628 ff. — C. N. 2219- 2281 de la Prescription. 


Eicher — Eventunlbelehnung und Lehnserpectang. 379 


fit.: a) Ueberbaupt: Außer den älteren Schriften von Thibaut, Dabelow, 
Reinhardt, Hameaur,v. Mapdai: Unterbolzer, Ausführl. Entwidelung der geſammten 
Berjährungslehre..., 2. Aufl. von Schirmer, Leipz. 1858. b) Ueber einzelne Puntlte: 
Requiſite: Civ. Arch. IX. (Roßbirt), X. (v. Föhr), XII. (Arndtsı, XXXI. (Stepban). 
Gichener Ztihr. V, XV, XVI, XX (Danz, Schirmer, Arndts). — Möllentbiel, Ueber 
die Natur des guten Glaubens, Erl. 1820. — Stinking, Das Weſen der bona fides und 
des titulus, Heidelb. 1852. — Denzinger, Ueber accessio possessionis, Würzb. 1842. — 
Karlowa, Juris romani principia de accessionibus possessionum, Gött. 1858. — e) Ueber 
außerordentliche E.: Gießener pi. III. Kal) u. IV. N. 5. (Herrmann). d) €, 
der Servituten: Civ. Arch. XI, (Beffel), XXXL (Buß). — Muther, Die E. der 
Servituten, Erl. 1852. Nivier. 

Eicher, Joh. Heinrich Alfred, geb. 20. Februar 1819 zu Zürich, ftubirte 
dafelbft, in Bonn und Berlin, wurde in Züri) 1842 Doctor, lebte 1842 und 1843 
in Paris, trat zurücgefehrt in Zürich als Docent auf, wurde 1844 in den Grofen 
Rath gewählt, erließ mit Gefinnungsgenoffen 1845 den Aufruf für Ausweifung der 
Jeſuiten, trat in den Rath des Innern und den Erziehungsrath, reorganifirte die Züricher 
Santonsfchule, wurde 1846 Vicepräfident des Großen Raths, 1847 erfter Staatöichreiber, 
fpäter Präſident des Raths, wirkte für größtmögliche Gentralifirung, 1348 Mitglied des 
Regierungsrathes, Später Vicepräfivent des Nationalraths, Bürgermeifter des Cantons 
Zürich, Präfivent des Regierungsrathes, 1849 Präfident des Nationalraths, ftarb 
13, Februar 1870. 

Schriften: Die Lehre vom ftrafbaren Betruge und von ber Fälſchung, Zürich 1840, meuefte 
Ausg. 1863. — Die neue Phönirperiode der Staatswiffenfhaft, Zürich 1848. — Hanbb. ber 
prakt. Politik, Leipz. 1863, 1864, Teichmann. 

Espen, Zeger Bernard van, geb. 1646 zu Löwen, wurde 1675 Doctor, 
ging 1728 nad) Maſtricht und ſpäter nach Amersfort, ftarb 1728. | 


Schriften: Jus ecclesiasticum universum, Col. 1702. 1777. Lov. 1721. — Tract. 
hist, in canones Coneilium, 1693. — De recursu ad prineipem. — Opera, ed. Barre, 


Paris 1753 — Col. 1777. 

Lit.: S. Jöcher. — Biographie v. ©. Dupac de Bellegarde — Maafen, Geld. 
d. Q. u. Lit. d. can. R., Graz 1870. 

Teihmann. 

Eftor, Ioh. Georg, geb. 1699 zu Schweinsberg bei Marburg, lehrte feit 
1726 in Gießen, ging 1735 nad Jena als Beiſitzer des Schöppenftuhlse, 1742 nad) 
Marburg, wurde 1768 Kanzler und ftarb 1773. i 

Schriften: Elementa und Electa juris publ Hassiaci. — Speceimen juris publ. has- 
siaci, 1719 (origines jur. publ. hass., 1738). — Jus public. hassiacum hodiernum, 1739 
(jus publ. hass. hod. variis observ: illustr. 1740). — Auserlefene Heine Schriften, Gießen 
1744 — 53. — Anfangsgründe des gem. und Reichsproceſſes, Giefen 1744, Leipz. 1752. — De 
appellationibus ad curiam romanam libellus, ed. 2. Jen. 1751. — Neue Heine Schriften. 
Darb. 1760 — 63. — Bürgerliche Rechtögelehrfamteit der Teutſchen, Marb. 1757 — 1764. 

Lit.: Schulze, Einl. in d. deutiche Staatsrecht. Lpz. 1867. ©. 76. 

Teihmann. 

Eventunlbelehnung und Lehnserpectang. Beide Inftitute dienen weſentlich 
demjelben Zwede. Eine Lehnsanwarticaft, Erpectanz, ift dann vorhanden, wenn jeman- 
dem die Imveftitur mit einem Lehen für den Aperturfall durch den Lehnsherrn zugefichert 
wird; eine E. dann, wenn dem Anwärter ſchon jet die Imweftitur der nod in den 
Händen eines Bafallen befindlichen Yehen mit der Mafigabe ertheilt wird, daß dieſelbe 
wirffam werden fol, wenn das Gut dem Herrn heimfällt. — Die Yehnsanmwart- 
Ihaft insbefondere gründet ſich auf einen Vertrag, zu deſſen Abſchluß der Yehnsherr 
weder der Zuftimmung des jetst befigenden Bafallen und deſſen Agnaten, nod der Ein- 
willigung jeiner eigenen Agnaten bedarf: mwenigftens läßt fich letzteres nicht im Allge— 
meinen und für alle Fälle behaupten. Der Gegenftand des Vertrages kann verichieden 
fein; die dem Anmärter ertheilte Zuficherung kann ſich auf ein beftimmtes Lehen oder 
allgemein auf das zuerft air Lehen be,iehen (expectativa feudalis specialis 
oder generalis); es fann bei derielben jeder oder nur ein beftimmter Aperturfall (4. B. 
Felonie, Refutation) ind Auge gefaßt fein (exp. determinata, indeterminata). Durd) 
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die Anwartichaft erhält der Anwärter Die Befugniß, bei eintretendem Heimfall jofort die 
Belehnung zu fordern; fobald er letztere nachſucht, iſt der Herr verbunden, die Inweftitur 
vorzunehmen. Diefe Berbindlichkeit de8 Herrn geht auch auf feine Erben nad den 
Grundlägen des gem. Civilrechts über; ob bei der Anwartſchaft auf ein Staatölehen auch 
derjenige Nachfolger des Ertheilers, welcher nicht deſſen Erbe geworden ift, zur Erfüllung 
des Vertrages verpflichtet ift, hängt davon ab, ob die Ertheilung der Anwartichaft als eine 
jeden Nachfolger verpflichtende Regierungshandlung angelehen werben kann oder nicht. 
Auch Das Recht des Anwärterd geht nach den Grundlägen das gem. R. auf deilen Erben 
über; ıft die Anwartichaft einer Familie des hohen Adels ertheilt worden, jo ift bei ein- 
tretendem Heimfall nicht die ganze Familie berechtigt, die Belehnung zu fordern, aud 
entjcheidet unter den Mitgliedern der Familie nicht Das gem. Civilrecht, jondern der Anſpruch 
kann, wie bei den Erbverbrüderungen das Succeffionsreht, nur von demjenigen geltend 
gemacht werden, wmelder Dazu nad den Hausgefegen berufen ift. Goncurriven beim 
Heimfall mehrere Anwärter, ſo geht nach der jet herrichenden Meinung die ältere Expee— 
tanz immer der jüngeren vor; concurriren Eventualbelehnte und Anwärter, jo gehen erftere 
vor und ihnen ftehen, wie in anderen Beziehungen, jo aud in Hinficht auf diefen Vorzug 
diejenigen gleich, welche ihren Anſpruch auf eine ſog. qualificirte Anwarticdaft gründen, 
d. h. eine folche, zu weldyer vor der Apertur eine fürmliche Belehnung binzugetreten iſt. 
— Auch die E. kann der Yehnsherr der richtigen Anficht nad ohne Zuftummung des bes 
figenden Vaſallen vornehmen; der Eventualbelchnte tritt zu dieſem im gar fein Verhältniß; 
würde aber die Zuftimmung des Vaſallen erlangt, jo hat der Eventualbelehnte gegen 
ihn dieſelben Rechte, welche er gegen den Lehnsherrn bat. Ueber die Natur des Rechts 
des Eventualbelehnten bis zur Apertur berricht noch immer und gerade in neuefter Zeit 
wieder Tebhafter Streit; die richtige Anficht iſt wohl die, daß ſein Necht dem des An 
wärters gleich iſt. Nach Eintritt der Apertur ift aber Das Recht ein dingliches (anders 
beim Anwärter), die E. gewährt von jetzt ab dem Beliehenen alle Nechte einer unbe: 
Dingten Imveftitur. Zur Anerfennung der €. find der richtigen Anſicht nach nur die 
Univerfalfuccefjoren des Beleibenden verpflichtet. Was die Vererbung des Rechts bes 
trifft, jo ift micht zu überfehen, daß die Berechtigung des Gventualbelehnten vermöge 
ihres Urjprungs feine civilrechtliche, ſondern eine lehnrechtliche iſt. Unter mehreren €. 
entjcheidet wie bei der Anwartſchaft lediglich das Alter. — Neben den bier erwähnten 
beiden Arten der Verfügung über ein ausftehendes Yehen, ift nad der Anficht Mancher 
und inöbefondere Beſelers noch eine dritte anzuertennen: die Zuwendung Des 
Angefälles Im ähnlicher Weiſe untericeidet die neuefte monographiſche Arbeit über 
E. und Erpectanz (E. ab Horn: de inv. event, et expectativa feudali, diss, inaug., 
Berolini 1865) neben vielen beiden Inftituten nach als dritte die Uebertragung des 
Angefälles. — Im Borftehenden konnte weder auf die zahlreichen Controverfen eingegangen 
werden, welche früher und jett erhoben find, noch war auf Die interefjante Geſchichte 
der einzelnen Inftitute einzugeben. 

Die ältere Lit. it bei Weber IV. 108— 172 und bei Pfeiffer in Weiske's Rechts— 
leriton VI. 415—18, 32— 38 verzeichnet, aus neuerer Zeit vgl. Gerber $$. 112, 16, Ber 
feler $ 106, und für die Geſch. der Rechtsinftitute insbelondere Homeyer: Spft., 55. 14, 15; 
Horn a. a. O. S. 3—55 um W. vo Brünneck: über den Urfprung des fog. ius ad rem 
(Berl. 1869), ©. 29— 62. Franklin. 

Evocationen. Die kirchliche Gerichtsbarkeit ſteht in der katholiſchen Kirche 
ordnungsmäßig in erſter Inſtanz den Biſchöfen, in zweiter den Metropoliten, in dritter 
dem Papſt zu. Da der Papſt indeß als judex ordinarius singulorum gilt, jo konnte 
im Mittelalter jede Streitſache ſchon in erſter Inftanz im Wege der E. (per simplicem 
querelam seu quaerimoniam) nad) Nom gebracht werden. Die aus diefer Confequenz 
bervorgewachiene Praxis führte allmälig einerfeits zur Auflöfung der ordentlichen Juris— 
dietions⸗Verhältniſſe, andererjeitd zu großer Erſchwerung bzw. Vertheuerung der (aus: 
ländifchen) Rechtspflege und gab daher ſchon im 12. Jahrhundert in Verbindung mit 
dem gewaltigen Geſchäftsandrange bei der Curie Anlaß zu einer Einrichtung, wonad die 
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an den päpftlihen Stuhl gediehenen Streitfachen nicht in Rom, fondern durch einheimiſche 
delegirte Richter (judices in partibus) entjchieden werben follten. Die reformatoriichen 
Concilien des +5. Jahrhunderts haben das Inſtitut der delegirten Gerichte wiederholt 
zur Anerfennung gebracht. Auch von dem Tridentinum ift der Grundſatz, daß die päpſt— 
liche Appellations-Jurisdiction immer nur durch Mandatare zu üben ſei (judices syno- 
dales, prosynodales), beftätigt worden. Daneben hat zugleich der Staat dem Gegen= 
ftande eine dauernde Aufmerkiamfeit geichenft und vielfach das Verbot einer Ueberführung 
kirchlicher Rechtsſachen an außerdeutſche Gerichte unter die Garantie der Verfaſſungs— 
Urkunde geitellt, 
Fit.: Richter, ER., 8.210. Meier, ER. 5. 190. Phillips, Lehrb. — 1. $. 95. 
er. : 


Ereufationsgründe. 1. Die Vormundſchaft ift ein munus publicum, und 
deren Uebernahme von Seiten des Berufenen ift allgemeine Bürgerpflicht. Freilih kann 
diefe Uebernahme von dem Teſtator dem im Teftament ernannten Bormund freigeftellt 
werden; auch kann nach dem Novellenrechte weder Mutter noch Großmutter dazu ges 
jwungen werden, da die dieſen Frauenzimmern gegebene Fähigkeit zur Bormundichaft 
lediglich eine Gunft des Gefeges ift, melde ihnen nicht aufgedrungen werben joll. End— 
(ih gibt es gewiſſe E., deren Vorhandenſein theil® die Befugniß gewährt, die gefetlich 
oder dativ oder teftamentariich angetragene Tutel abzulehnen, theils ſogar die Befug- 
niß, eine bereits übernommene Tutel niederzulegen. 

2. Als Niederlegungsgründe find nur wenige Fälle anzuführen, nämlich Ab— 
weſenheit in Staatsangelegenheiten für jo lange die Abweienheit dauert, definitiv nur 
wenn über die See, trans mare; Ernennung in den geheimen Rath des Negenten; 
Aenderung des Wohnortd mit Erlaubniß des Regenten; endlich jo jchwere Krankheit, daß 
die Beforgung auch der eigenen Angelegenheiten nicht möglih ift. Nicht aber, wie in 
neueren Gſgbb., ein hohes Alter. - 

3. Zahlreicher find die Gründe zur Ablehnung einer nen angetragenen Vor— 
mmdichaft. a) Wegen ihres Amts und Berufs können fi) nah Röm. R. ereufiren die 
Mitglieder des katferlien geheimen Raths, die höheren faiferlichen Beamten; die höheren 
Magiftratsperfonen, nad Einigen Alle die ein obrigfeitliches Amt bekleiden; ehrenvoll 
entlafjene Soldaten mit verjchtedenen Niüancen; Steuereinnehmer; Berwalter (nicht aber 
Pächter) von Fiscalgütern; wer in Staats (nicht in Stadt) angelegenheiten abmefend 
ft, und zwar noch ein Jahr nady der Rückkehr; Geiftliche, ſofern fie nicht unfähig find, 
I. d. Art. Vormundſchaftz; endlich, doch nicht unbeichränft, praftiiche Aerzte, Rechts— 
lehrer, Lehrer ver Philoſophie, der Ahetorit und der Grammatik. Dieje rechtlichen Bes 
ftimmungen werden heutzutage, ſoweit thunlich, auf entiprechende Kategorien von Würden— 
trägern und Beamteten angewendet. b) Wegen Ueberbürdung darf ablehnen, wer bereits 
drei ihm auferlegte Bormundichaften verwaltet. Dies jedoch mit erweiternden und be— 
Ichränfenden Nebenbeftimmungen, welche ſich ſämmtlich dadurch erklären, daß auf wirkliche, 
nicht auf Icheinbare Ueberbürdung gejehen wird. Deshalb werden die VBormundicaften, 
die der Tamilienfohn in potestate verwaltet, mit denjenigen des Inhabers der potestas 
zulammengerechnet, wenn Diefer für Denen haftet. Auch kann die Ueberbürdung ſchon 
aus einer einzigen Vormundſchaft folgen, wenn die Verwaltung derjelben eine ausnehmend 
bedeutende ift, während andererfeitd die Vormundſchaft über mehrere Geſchwiſter mit noch 
ungetheiltem Vermögen für eine einzige Vormundſchaft gilt. Von der Bormundihaft 
wie von anderen munera publica wird excufirt, wer in Nom 4, in Italien 4, 
in der Provinz (heutzutage gemeinvechtlih überall) 5 eheliche Leibliche Kinder hat, wobei 
die im Kriegsdienfte Gefallenen mitgezählt werden und die Entel ex filio mortuo an 
die Stelle des Verftorbenen treten. Motiv war im Röm. R. Belohnung der Ehe— 
ſchließung und Kindererziehung. Heutzutage aber ift diefer Ablehnungsgrund vom 
Gefichtspunfte der Ueberbürdung zu beurteilen. c) Wegen hoben Alters ift der 
70jährige exeuſirt. d) Wegen materieller Unmöglichkeit oder Schwierigkeit Derjenige, 
welcher fo arm ift, daß feine ganze Thätigkeit zu feinem Pebensunterhalt in Anſpruch ges 
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nommen wird — oder beſtändig jo krank, daß er feine eigenen Angelegenheiten wicht 
beforgen kann. — Ebenſo, propter rusticitatem, Derjenige, welcher weder leſen noch 
ſchreiben kann, und dazu noch geſchäftsunerfahren, expers negotiorum, iſt. — Endlich 
Derjenige, welcher nicht am Orte der Bormundichaftsvermaltung feinen Wohnfit bat; 
auch kann gegen vormundſchaftliche Verwaltung weit entlegener Güter partielle Ercufation 
gewährt werben. e) Fernere E, Tiegen in beftimmten perjönlichen . Beziehungen zum 
Mündel, die mit den Pflichten des Vormunds nicht wohl vereinbar find, oder diefelben 
erfchneren würden. Unter lettere gehört ein gewiſſer Standesunterichied. Unter exitere 
Feindſchaft zwilchen dem ernannten Bormund und dem Mündel, vejp. den Eltern des 
Mündeld, Procekführung des Vormunds gegen das Mündel wegen der väterlichen Erb: 
ſchaft, oder de statu, nicht aber Führung gewöhnlicher Proceſſe. Dieſe und ähnliche 
Fälle werden mitunter mehr als Unfähigkeitsgründe, ald excusationes necessa- 
riae, angejeben, ſ. darüber d. Art. Bormundfchaft. Uebrigens fteht es unzweifel⸗ 
haft im Ermeſſen der Behörde, hier beſchränkend oder erweiternd zu verfügen; ſo kann eine 
Ereufation darin gefunden werden, daß die Ernennung in chicanöſer oder malitiöſer 
Abfiht von Seiten des Teftators oder des Magiſtrats geſchah. f) Andere, zum Theil 
relative, Ablehnungsgründe, z. B. Mitglievihaft gewiſſer Innungen, find nicht mehr 
heutigen Rechts. 

4. Da die Ereufatton doch mr Ausnahme, Privileg ift, fo muß fie natürlich 
limitativ behandelt werden. Im einer Weihe von Fällen findet fie nicht ftatt, wo Der 
Bormund auf Das Privileg implieite verzichtet, folglich das Necht aufgegeben bat, fich 
nachträglich darauf zu berufen. So wenn er bereits angefangen hat zu verwalten, ohne 
feine Ablehnung zu melden, und wenn er, teftamentariich ernamıt, ein ihm im Teftamente 
vermachted Yegat angenommen, oder gar das Teſtament jelber geſchrieben hat. Um ſo 
mehr natürlich wenn er explicite darauf verzichtete, indem er dem Vater des Mündels 
veripradh, die Bonnundicaft übernehmen zu wollen, 

5. Unter den römiſchen Juriſten war e8 früher ftreitig, ob mehrere unvollſtändige 
Gründe dur ihre Berbindung Ereufation gewähren? 3. B. der Ernannte hat 2 Kinder, 
ift Fränklich, bat wenig Vermögen, und ift 69 Jahre alt. Die Frage wird im Yuftin. R. 
verneint. Unter derartigen Umftänden würde übrigens eine Ernennung, wenigftens eine 
Dation, ſchwerlich ftattfinden. 

6. Die Ereufation muß, unter Angabe des rundes, bei der competenten Behörde 
vorgebracht werden, Dinnen einer beftimmten Frift ſeit der Kenntniß der Ernennung veip. 
Gonfirmation, zu Rom von 50 Tagen, und mehr für Abwelende; heute particularvechtlich 
anders beftimmt. Nichtbeobachtung der gejeglihen Form und Friſt bat Berluft ber 
Ereufation zur Folge. Während des Procefjes, der nicht über 4 Monate dauern Toll, 
wird, wenn e8 fih um Ablehnung handelt, ein interimiftiicher Vormund beftellt. Die 
Zulaffung der Ablehnung hebt die Ernennung vollftändig auf; die Verwerfung Dagegen 
hat zur Folge, daß der Ernannte nunmehr von Anfang an verantwortlich ift, wie wenn 
er gar feine Excuſation vorgebracht hätte. 

Nach preuß. R. können ſich entſchuldigen: alle in wirklichen Militärdienſten ſtehende 
Perſonen, die Näthe königlicher Collegien, Directoren und Bürgermeiſter, königliche 
Domänenpächter und Beamtete, Verwalter öffentlicher Caſſen; Perſonen die in öffentlichen 
Angelegenheiten im Auslande ſich aufhalten, Sechzigjährige; fortwährend kranke Perſonen; 
Perſonen die fünf unverſorgte eheliche Kinder haben; ſolche die bereits eine, mit fehr 
vielen und wichtigen Geſchäften verbundene, oder zwei Vormundſchaften aut Vermögens— 
verwaltung übernommen haben. Analog der deſueten römiſchen Beſtimmung über Zunft— 
genofjen, brauchen Geiftlihe und Lehrer nur über Kinder von Amtsgenoſſen und Ber: 
wandten die Vormundſchaft zu übernehmen. — Das franz. N. befreit, im öffentlichen 
Interefie: eine Reihe Würdenträger und Staatsdiener, die Militärperfonen in activen 
Dienften, und die in Staatdangelegenheiten außer Landes befindlichen Perſonen; im 
Privatintereffe: wegen Entfernung mir Nichtverwandte und Nichtverichwägerte, Perfonen 
über 65 Jahre, ſolche die bereitö zwei Vormundſchaften, d. h. VBermögensverwaltungen tm 
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oben angedeuteten Sinne führen, — für Denjenigen, der Ehegatte und Vater iſt, iſt ſchon 
eine einzige genügend, nur von der Tutel über ſeine eigenen Kinder iſt er nicht befreit; — 
endlich, mit derſelben Beſchränkung Solche, die fünf eheliche leibliche Kinder haben. 

Quellen: Tit. LI 25; D. XXVII, 1; C. V, 62ss.: De excusationibus. Allg. Pr. 
&R. II, 18. 88. 202— 219. C. N. 427—441. 

Fit.: f. Bormundidaft. Rivier. 

Execution, d. h. die zwangsweiſe Vollſtreckung einer jeden richterlichen Verfügung 
insbeſondere aber der rechtstkräftigen Sentenz gegen den renitenten Theil. Sie ſetzt dann 
voraus 1) ein condemnatoriſches Definitiwurthetl, 2) eine in dieſem der Qualität und Quan— 
tität nach beftimmte Yeiftung, 3) ein rechtöfräftiges Urtheil und 4) einen Antrag der 
Partei, reip. ihrer Nechtsnachfolger gegen die verurtheilte Gegenpartei. Für jchleunige 
Fälle (3. B. fin Befigftreitigkeiten) bedarf es ſchon gemeinrechtlich nicht der Rechtskraft 
des Urtheils, da hier die Appellation feinen Suspenſiveffect hat, daſſelbe gilt auch par— 
tienlarrechtlich (fo in Preußen z. B. für Alimenten, Wechſel-, Immiffions= und Exmiſ— 
fionswelen, in Hannover im Executiv- und Wechlelprocek). Im einzelnen ändern, in 
Frankreich, der Nheinprovinz und Hannover genießen auch die mit der Bollftredungs- 
claufel verſehenen Notariatsurktunden das VBorrecht, ſofort erequirt werden zu können, 
während bier andererjeitS aber jedes Urtheil, weil die Zwangsvollſtreckung nicht unter 
Leitung des Gerichts, ſondern durch ſelbſtändige Beamte, huissiers, Gerichtövollzieber, 
Gerichtsvögte vorgenommen wird, ebenfall$ der Vollſtreckungsclauſel bedarf. Ber dieſen 
Beamten ıft Daher auch in den gedachten Yändern der nach gem. und altpreußiſchem 
R. beim Proceßgerichte anzubringende Bollftretungsantrag zu ſtellen. Die Mittel, 
durch welche man die venitente Partei zum Gehorfam zwingt, ſog. Erecutionsmittel, find 
1) die Wegnahme der unmittelbar zu reftituivenden Sache oder die Entfernung aus derſel— 
ben durch den betreffenden Beamten, 2) die Wegnahme und die Veräußerung von Ver— 
mögensftücen, um den Gläubiger aus dem Erlöſe zu befriedigen, 3) die Androhung und 
Einziehung von Gelvftrafen und 4) die Anmwendüng der Schuldhaft, welche jetzt (jeit 
1868) in Defterreidh umd dem Gebiet des Nd. Bundes, ſeit 1869 in Batern und Ba- 
den (ferner in Wiürtemberg fire Wechjelfachen) bis auf geringe Ausnahmen bejeitigt wor: 
den ift. ingeleitet wird das Verfahren durch Das Erecutionsgefuc des Gläubigers und 
durch ein Darauf ergehendes mandatum executionis (Hülfspräcept), d. h. den ſchrift— 
lichen Befehl an den venitenten Theil, bei Vermeidung der Erecution nunmehr dem Er: 
fenntnig Folge zu leiften. In Altpreußen kommt diefer Befehl nicht vor, in Frankreich, 
der Rheinprovinz umd Hannover erläßt ihn der Gerichtövollzieher. — Das weitere Ber: 
fahren richtet fich nach dem Inhalt des Urtheils und der Art des anzumendenden Execu— 
tionsmittels. Geht das erftere auf Leiftung einer beftimmten Geldſumme und findet ver 
mit der Vollſtreckung beauftragte Beamte fein baares, dem Gläubiger auszubändigendes Geld 
vor, fo wird nad) gem. Proceß, welcher im Verlauf der Darftellung allein berückſichtigt wird, 
aber die Grundzüge jedes Erecutionsverfabrens darbietet, zur Auspfändung (pignoris capio) 
einer der Höhe der Schuld entiprechenden Anzahl von Mobilten geichritten, wobei zunächft Die 
entbehrlichen und Leichter zu verwerthenden berüdfichtigt werden jollen, während den Schuld: 
ner gewiſſe Sachen 3. B. die nothmwendigften Kleidungsftücde, Betten und das nothwendigſte 
Hausgeräth, gelafien werden müffen. Die abgepfändeten Sachen, an welchen der Gläu— 
biger ‘ein Pfandrecht erlangt, werden verzeichnet, in gerichtliche Berwahrung gebracht, 
öffentlich abgeſchätzt und verkauft. Aus dem Erlös werben die Erecutionstoften, Die Pro: 
cepfoften und die Forderung des Gläubigers gededt. Einen etwaigen Ueberſchuß erhält der 
Schuldner (Erequende) zurücd, bei unzureichendem Erlös kann die Mobiltarerecution auf 
andere Gegenftände des Schuldners von Neuem vollitredt werden. Iſt der Schuldner 
der Berheimlihung pfändbarer Objecte verdächtig, jo fann von ihm der ſog. Mani- 
feftationseid (dahin gehend, daß er feine Erecutionsgegenftände befige, noch auch 
ſolche doloſer Weife abhanden gebradt babe) verlangt werden. Mangels der Mobilien 
wird nach einer jet weitverbreiteten Praxis nicht zunächft, wie nad Röm. R. die E. in 
die Immobilien, fondern in die Activa, ausftehenden Forderungen, welche der Erecutiong: 
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fucher dem Gericht zu bezeichnen bat, vollftredt, d. h. es wird dem Schuldner des Exe— 
quendus durd einen gerichtlihen Befehl unterfagt, bei Vermeidung doppelter Zahlung das 
ſchuldige Activum an den letteren feinen Gläubiger zu zahlen — und dem Erequen- 
dus diefe Beichlagnahme befannt gemacht. Leiſtet der Schuldner der betreffenden For— 
derung nicht gutwillig, fo fann ſich der Erecutionsfucher diefelbe durch das Gericht über: 
weifen laſſen und fie als Gefjionar beitreiben. Inſoweit er befriedigt wird, ift dann 
feine zur €. ftehende Forderung gaetilgt. Kann der Erecutionsfucher auch auf dDiefem Wege 
feine Zahlung erhalten, jo bleibt ihm noch die Beantragung des Verkaufs der etwaigen 
Immobilien des Erequendus (der ſog. Eubhaftation) übrig. Nach der Verfügung derjel- 
ben, welche gewöhnlich in das Hypothekenbuch des betreffenden Grundſtücks vermerkt wird, 
um die daraus für den Eigenthümer hervorgehende Entziehung der Dispoſitionsbefugniß 
öffentlich fund zu machen, wird unter gerichtlicher Autorität und unter Zuziehung von 
Taratoren eine Beichreibung und Tare des Grundftüds aufgenommen. Nach Ablauf der 
gemeinvechtlich zwei Monate betragenden Zahlungsfrift erfolgt die Anfegung eines Ter— 
mind zum öffentlichen Verkauf des Grundftüds durch den Richter (Subhaftationd=, Lici— 
tationdtermin) und die öffentliche Bekanntmachung defjelben durd Aushang an der Ge: 
richtöftelle und durch die Zeitungen. Im dem Termin werden die von den Kaufluftigen 
——— Gebote zu Protocoll genommen und nach Fortſetzung des Bietens bis zu einer 

ſtimmten Stunde dem Meiſtbietenden das Grundſtück überlaſſen, was gewöhnlich durch 
ein beſonderes Zuſchlags- oder Adjudicationsertenntniß ausgeſprochen wird. Aus dem 
Kaufgelde, das vielfach in einem weiteren Termin (Kaufgelderbelegungstermin) von dem 
Erſteher (ſog. Adjudicatar) zu erlegen iſt, werden dann die Subhaſtationskoſten und die 
Ansprüche des Executionsſuchers befriedigt. Dedoch geben dieſem die wor ihm eingetra— 
genen Hüpothefengläubiger, welche den Verkauf nicht inhibiren können, und deshalb beim 
Verfahren zugezogen werden, mit ihren Anfprücen vor. Zahlt der Adjudicatar nicht 
rechtzeitig, jo wird das Immobile auf feine Gefahr und Koften vefubhaftirt, d. 6. 
von Neuem Öffentlih in der gedachten Weife verfteigert. Neben ver Subbaftation 
kann auch eine Immiſſion des Gläubiger oder eine Sequeftration des Immobiles, 
d. h. Einfegung eines. gerichtlichen Berwalters in das Grundſtück vorfommen, um 
den Gläubiger aus den Nevenüen zu befriedigen. Unter Ausſchluß der Subhaftation 
ift dies bei folchen Gütern, über welche der Erequende nicht frei verfügen fann, 
3. B. bei Familienfidercommißgütern, die allein zuläfjige Art der Immobiliar-Ere— 
cution. — Die gedachten Erecutiondarten finden auch ftatt, werm die E. urjprünglich 
auf eine beſtimmte Sache gerichtet war, diefe aber nicht gefunden wird und nach ftatt= 
gehabtem Schätzungsverfahren ihr Werth beigetrieben werben fol. Geht das Urtheil auf 
Leiftung einer beftimmten Handlung, fo wird, wenn fie fungibel ift, ihre Vornahme einem 
Andern übertragen und die Yegtevem zu zahlenden Koften werben wieder auf dem ange— 
gebenen Wege von dem Crequenden beigetrieben. Im umgekehrten Falle ſucht man bie 
Erfüllung der Handlung feitens des letzteren durch Androhung und Vollſtreckung von 
Gelpftrafen oder durch PBerfonalarreft, welcher hier auch trog feiner Aufhebung in ben 
oben genannten Ländern noch zuläffig it, zu erzwingen. Eventuell muß das Intereſſe 
ſeitens der Gläubiger in Geld Liquidirt werden, womit dann wieder die Anwendung der 
verichtedenen, oben erwähnten Erecutionsmittel möglich gemacht ift. Urtheile auf Unter- 
laffung einer Handlung endlich werben dadurch volljtredt, daß für den Fall der Begehung 
derfelben die angedrohte Geldftrafe eingezogen und nöthigenfalls zur Unterdrüdung der 
Wipderipenftigfeit polizeiliher Schuß vequirirt wird. 





PB. Hinſchius. 
Executivproceß ift ein ſummariſches Verfahren, welches für Forderungen aus 
Privaturkunden unter vorgängiger Feſiſtellung ihrer Echtheit ſchleunige Execution gewährt. 
Die Grundfäge dieſes VBerfabrens find durch die italieniſche Yurisprudenz des MA. im 
Anschluß an die ſog. guarantigiirten Urkunden entwidelt worden, d. h. Urkunden, die eben 
darin Sicherheit (guaran) bieten, daß fie mit einem mandatum de solvendo, fpäter mit 
einer Erecutivclaufel, verjehen waren. Bei öffentlichen Urkunden, zu welden die guaran- 


Eremtionen. 335 


figiirten urſprünglich immer gehörten, findet der Mandatsproceß ftatt, bei Privaturkunden 
tritt der E. ein, jofern e8 bier vor Abgabe des Mandats zunächſt eines Recognitionsver— 
fahrens bedarf, um ihre Echtheit feftzuftellen. — Borausfegung des E. ift, daß aus einer 
Urkunde geflagt werde, die entiprechend der Natur der einftigen erecutorischen Urkunden 
ein Zahlungsveriprehen und die causa debendi enthält, welches letztere Erforderniß heut- 
zutage für Wechlel, und für folhe Anmweifungen und Berpflichtungsfcheine auf Geld und 
fungible Sachen erlaffen ift, die von Kaufleuten auögeftellt find. Eine abweichende An— 
fiht ftellt anticipirten Urkundenbeweis für alle Beltandtheile des Klaggrundes als Vor— 
ausfegung auf. Bei diefer Vorausſetzung wäre es nad) den Kegeln des ordentlichen Pro— 
ceſſes nicht zu rechtfertigen, daß der Beklagte nur mit ſolchen auf den Anfprud) („Haupt 
ſache“) bezüglichen Bertheidigungsmitteln zugelaffen wird, die er ſpäteſtens im Necogni- 
tionstermin zu liquidiren vermag. — Die Imploration im E. ift wie die Klage im ord. 
Proceffe zu begründen, dabei die Procegart zu vechtfertigen. Die Urfunde, aus der ge- 
Hlagt wird, ift im Original anzulegen oder, unter Verſprechen ihrer Vorlage im Recogni— 
tionstermin, in Abſchrift. Legitimatio ad causam und Nebenumftände, z. B. Eintritt 
einer Suspenfiv-Bedingung, Kündigung x. können aud durch andere Beweismittel liqui— 
dirt werden. Das Betitum pflegt die Abjicht, executiviſch zu Hagen, erkennen zu laffen. — 
Der Richter hat nach Eingang und Prüfung der Imploration den Recognitionstermin 
anzufegen. Zu dieiem ladet er den Imploranten bei Strafe der Abweifung der Erecutivflage, 
den Imploraten unter Mitteilung der Imploration zur Recognition oder eidlichen Diffeffion 
der Urkunde bei Strafe der Annahme ihrer Echtheit, ſowie zur jofortigen Piquidirung feiner 
Defenfionen bei Vermeidung ihrer Berwerfung im E. — Im Termin producirt der Im— 
plorant die Driginalurfunde und fordert Recognition oder eidliche Diffefjion ihrer Echt— 
beit. Recognoscirt der Implorat, ohne Einreden vorzubringen, fo wird Da8 mandatum ' 
de solvendo etc. erlaffen. Iſt er ungehorfam, jo wird die Urkunde für echt erklärt 
und Implorat zur Zahlung binnen Friſt bei Vermeidung der Execution verurtbeilt. 
Ebenfo, wenn er unbegründete Einreden, oder illiquide vorbringt, nur daß legtere der ſepa— 
taten Ausführung (mittelft condictio sine causa) vefervirt werden; bleibt der Implorant 
aus, wird der Eid mit Recht geweigert oder wird er geleiftet, jo erfolgt Abweiſung des 
Imploranten. Er wird fogar definitiv abgewiefen, wenn er begründete und liquide Ein- 
reden nicht zu elidiren vermochte. 

Das heutige preußiſche R. gibt auf Privaturfunden den Mandats- oder ſum— 
martichen Proceß. — Auch der C. d. proc. fennt den E. nicht, gibt für Privaturfunden 
vielmehr den ſummariſchen Proceß. — Die hannov. Pre. D. gibt den E. auf vollftän- 
digen Urkundenbeweis; der Implorat darf feine Einreden nur durch Urkunden oder Eid 
liquidiren und muß ſich zum Diffeflionseide erbieten. Der Wechſel-Proceß hat nur un- 
wejentliche Abweichungen vom E. — Der Nd. Entw. ſchließt fid) der hannov. Pre.O. an. 

Duellen: Dep. 1600. $. 31 ff. IRA. 88. 107. 174. D.WO.N. 4.13. 96. D.H. G.B. 
A. 301. 303 ff. — Preuß. Berorbn. v. 1. Juni 1833 88. 1. 6. Berorbn. v. 21. Zuli 1846 
$. 135 val. Gef. v. 15. Febr. 1850 8. 7. — C. de proc. a. 404 ss. — Hannnov. PreO. 
8. 475 ff. — N. Entw. $. 649 ff. 

Lit.: Briegleb, Erecut. Urkunden u. €., 2. Aufl. S. 40 ff, 212 fi. Ein. in den fumm. Pre., 
©. 521 ff. Pland in Richter und Schneiders krit. Jahrbb. Bd. 17 (9. Jahrg.), S. 418 ff. 
Heusler, Atichr. f. Rechtsgeſch. Bo. 6, ©. 127 — 205. Zink, Ermitt. d. Sachverhalts im 

ranz. Pre, Bd. 1. ©. 457. 491. Die Lehrbb. d. gem. Pre von Bayer, A. C. J. Schmid, 
tittermaier, Endemann, des preuß. von Koch, Heffter. 
K. Wieding. 


Eremtionen find Abweihungen von dem normalen kirchlichen Subjectionsverhält- 
niß, wonach einzelne ‘Perfonen, Inftitute und Gebiete von der ordentlichen Yurisdiction 
ausgenommen werden. Derartige Befreiungen kommen ſowohl von der Metropolitan- 
als von der bifchöflichen und Pfarrgewalt vor. Die wichtigiten find die E, der Klöfter 
von der pfarrlichen reip. bijchöflichen Yurisdiction und der Bisthümer von dem Metro- 
politanverbande.. Als exemte Orden gelten 3. B. vie Gifterzienfer, Prämonſtra— 
tenfer, Cluniazenſer. Zu den eremten Prälaten, die alfo unmittelbar unter dem röm. 

v. Holgendorff, Redtäleriton 1. 25 
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Stuhle ftehen, gehören die vier norddeutſchen Biihöfe von Ermland, Breslau, Hildes- 
heim, Osnabrüd. 

In Betreff der Klöfter find zwei Arten der E. von einander zu ſondern. Ent— 
weder bildet nämlich das Klofter ein vom Biſchof veip. von dem Diöcefanverbande gänz- 
ih unabhängiges Territorium (territorium nullius sc. dioeceseos) mit einem 
praelatus nullius an der Spige: bier find alle innerhalb des Gebiets wohnenden Laien 
und Glerifer ohne Ausnahme der Yurisdiction des Klofter- Oberen unterworfen. Oper 
die E. erſtreckt ſih nur auf das Klofter und die zu ibm gehörigen Perſo— 
nen: bier bleibt das biſchöfliche Regiment über das Gebiet felbft und die welt: . 
lichen Unterthanen des Klofters in Kraft, der Diöcefamverband iſt alſo nicht ganz 
unterbrochen. 

Das Concil von Trient ift den E. nicht günftig geweſen, es bat namentlich die Ju— 
risdiction der Biſchöfe über die exemten Klöfter, Toweit fie die Seelforge (cura anima- 
rum) betrifft, wieder hergeftellt und ihmen gleichzeitig eine Reihe von anderen Befugniſſen 
(Auffichtsrechte) theild zu eigenem Recht, theils im Wege der Delegation zugewieſen. Seit 
dem wird aud von den römischen Spruchbehörden eine fehr ſtricte Interpretation der 
Eremtionsprivilegien zur Anwendung gebracht. 

Fit.: Richter, ER., $. 146. Phillips, Lehrb. des ER. I. $. 149. 

Hübler. 

Erequatur (Placer) it ein Act, durch welden ein Staat einem für fein Gebiet 
von einem anderen Staate, Dur die jog. lettres de provision (patente, Beltellungs- 
brief), beftellten Gonful die Ausübung feiner Functionen geftattet, ihm gewiſſe Nechte ge 
währt und gegenüber den localen Autoritäten legitimirt. Zu dem Zwecke endet 
der Minister des Ausmärtigen des beftellenden Staates die Gonfularprovifionen au 
deſſen Gefandten im fremden Staat und richtet diefer dann ein Gefuch an den Mi- 
nifter des Auswärtigen des beftellten Staates. Die Gewährung erfolgt in England und 
Belgien durch contrafignirte Verordnung des Monarden, in anderen Staaten durch ein= 
fache Benachrichtigung der örtliben Negterung an die Gefandtichaft des beitellenden Staa- 
tes. Die Forderung der Publication des ertheilten E. iſt nur geftellt in der Amerifa- 
niſchen Imftruction vom 2. März 1833, gewöhnlich bleibt der Localregierung die Anzeige 
in ihren Amtsblättern überlaffen. Nur die direct von ihrer Regierung ernannten Vice— 
confuln erhalten ein E., in Franfreih nur, wenn jie an ihrem Wirkungsorte Die einzigen 
Conſularagenten deſſelben Staates find. — Verweigert fann das E. werden megen An— 
rüdjigfeit, betrügerifchen Yynferotts, feindfeliger politiſcher Geſinnung gegen den fremden 
Staat oder Berheiligung an politiichen Umtrieben gegen ihn. Die Gründe müſſen ſpe— 
eificirt und eventuell bewieſen werden, fie gelten auch für die Entziehung (Oppenbeim 
©. 28 ff.), außerdem wird das E. dem Gebrauch nach entzogen dem Gonful, welcher 
Unterthan des Staats feiner Wirkſamkeit ift, wenn er einer gerichtlichen Unterfuchung 
unterzogen iſt (Menſch p. 17). Beim Eintritt eines Krieges mit dem beftellenden 
Staat erliicht das E. ohne ausprüdliche Zurüdztebung als Folge der von dem beitellen= 
den Staat an den Gonful ergangenen Weiſung, feine Functionen einzuftellen. Won der 
Abberufung des Gefandten ihres Staates bleiben die Confuln unberührt. Beim Per— 
fonenwechjel der Souveräne wird das E. nicht erneuert ; beim Herrſchaftswechſel iſt Mi— 
russ (I. $. 381) gegenüber Guizot dafür, und erflirt Oppenheim (©. 24) die 
Frage für controverd,. Da diejenige Staatsmacht, welche Das E. verliehen, nicht mebr 
Herricherrechte ausübt, ift die Erneuerung geboten. 

?it.: Oppenbeim, Praft. Handb. der Confulate aller Länder, 1854, ©. 21f. Mensch, 
Manuel pratique du eonsulat, pag. 9 ff. Miruss, Das Europ. Gefandtichr., 1847, $. 381. 
Martens, Guide diplomatique, 1851, $8. 76 ff. Bulmerinca. 

Erhibitionspflicht. Etwas erbibiven heißt nad) den Quellen facere in publico 
(vor Gericht) potestatem, ut ei qui agat experiundi sit copia; es bedeutet alfo je 
nach den Umftänden das VBorlegen, Zugänglihmachen, aud das Yoslöfen einer Sache von 
anderen damit werbundenen Gegenftänden. Die Exhibition dient der Geltendmachung 
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eines Vermögensrechts (nah Einert jedes Privatrehts) an der zu exhibirenden Sache 
zur Vorbereitung und kann aus Billigkeitsgründen in allen Fällen gefordert werden, in 
denen für ſolche Vorbereitung ein rechtliches Intereſſe darzulegen iſt. Im Falle der 
Contumaz und gegen Denjenigen, welcher ſich dolos ver Fähigkeit zu exhibiren be— 
raubt bat, verwandelt ſich das Recht in rine Intereſſeforderung. Object der E. iſt 
eine Sache: Das interd. de libero homine exhibendo, eine Popularklage zum Schuß 
der Freiheit ift antiquivt, beim interd. de liberis exhibendis et ducendis wird nicht 
blos Erhibition, ſondern Geftattung der Fortnahme beanſprucht. Wenn letteres auch) 
bet Sachen, deren Befig der Erhibirende wicht beaniprucht, zum Inhalt der E, ges 
rechnet wird, Te iſt das ungenau. — Cine eigenthümliche Abart der Erhbition ift Die 
durch rechtliches Intereſſe am Inhalt der Urkunden bedingte Editionspflicht rückſichtlich der: 
felben. — Aus den Fällen der E, ift die Pflicht zur Abfonderung cohärirender Sachen 
zum Zweck der Ermöglichung der Bindicatton hervorzuheben. — Im Preuß. ER. iſt 
eine Abtonderungöflage ausdrücklich zugelaffen, fie ift aber bier Ausfluß, nicht nothwen— 
dige Vorbereitung der Eigenthumsklage. Im anderen Füllen wird Exhibition auf Grund 
des allgemeinen Satzes verlangt werden können, Daß, wenn die Gefege ein Recht geben, 
dadurch auch die Mittel bewilligt find, ohne welde Das Recht nicht ausgeübt werden 
fann. — Das Sid. Civ. G.B. gewährt Klagen auf VBorzeigung von Sachen und Ur— 
kunden wegen jedes rechtlichen Intereſſes daran. Der C. eiv. handelt ausdrücklich nirgends 
von folder Klage. — 


Lit. u. Quellen: Einert, Traect, de act. ad exhib, Lips. 1816. — D. tit. ad 
exbibendum 10, 4. C. 3, 42. Preuß. A. L.R. Einl. $. 89. Th. 1. Tit. 9. $. 289. Sächſ. 
Eiv.G.B. 88. 1565 fi. Eceius. 


Ermiſſionsklage iſt im Allgemeinen jede Klage, welche die Entfernung des Ver— 
flagten aus einem von ihm befeffenen Grundftüc zum Ziel bat, insbeſondere die Klage 
des Vermiethers oder Verpächters gegen Miether oder Pächter auf Räumung des Grund: 
ſtücks. Ihrem Grunde nad kann Diele Klage bald die eine, bald Die andere fein. Im 
der Regel wird fie ald Vertragsflage (aetio locati) angeftellt werden : und zwar ift Dies 
nicht blos nady Ablauf der Miethszeit, ſondern auch während derſelben möglich, inſofern 
der Vermiether ein Recht zum Rücktritt geltend macht; denn auch die Auflöfung eines 
Bertrages ift mit der Contractöflage zu erzwingen. Bol. 1.29. D. de act. emt. vend. 
19. 1. Für Preußen: $. 36. Allg. Ger.d. 1. 44. $. 387. AR. I 21. Außer— 
dem aber ift die Klage auch als poſſeſſoriſche und als dingliche denkbar. Auf Grund 
feines Beſitzes kann nah gem, R. der Vermiether jederzeit Hagen, ſobald der Mierber, 
der ja bloßer Inhaber ift, ihn am der Verfügung über die Sade eigenmächtig hindert. 
Er hat dann zwar nicht Das Recht, den Miether gewaltfam zu vertreiben, wodurd er 
vielmehr ſeit Yuftintan (8. 6. I. de interd.) dem interdietum unde vi verfallen 
wide; wohl aber das interdietum uti possidetis im recuperatoriſcher Function oder 
bei einer Gewaltübung des Miethers Das interdietum unde vi. |. 12. 1. 18. D. de 
vi 43. 16. Doch droht ihm freilich, wenn er dabei vertragswidrig handelt, eine Erfat- 
Hage des Miethers aus dem Gontracte 1. 3. 8. 3. D. uti poss. 43. 17. Nach 
preuß. R. iſt eine Beſitzklage des Vermiethers erſt ammendbar, nachdem das Necht des 
Miethers auf den unvollſtändigen Beſitz erloichen ift. ©. $. 144. 169. AR. I. 7. — 
Endlich auf ein Dingliches Recht Tann der Vermiether feine Ermilfionsflage in allen Fäl- 
len ftüten, wo ibm überhaupt ein ſolches an der vermietheten Sache zuiteht. Nach der 
Natur dieſes Rechts wird dann die Klage eine vindicatio, confessoria u. f. w. Dod 
bleibt dem Berklagten unbenommen, dagegen aus feinem Miethsrecht eine Einrede zu 
erheben. Das Gleiche muß auch nach preuß. R. gelten. Uebrigens Liegt die Wichtigkeit 
der vorftchenden Untericheidungen in der Beftimmung des Beweisſatzes. 

Bol. über Dies alles Förjter, Theorie und Praxis des Preuß. Privatrechts II. 
8. 136. V. — In procefjualiicher Beziehung ıft noch zu bemerken, daß über die Räu— 
mung gemietheter Wohnungen nad dem gem. R. im fogenannt regelmäßig ſumma— 
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riſchem Proceffe und nach preuß. R. (Verordn. v. 21. Juli 1846 8. 13. Nr. 8) im 
abgekürzten Berfahren geftritten wird. Ed. 

Erpropriation. Eine zwangsweiſe Entziehung des Grundeigenthums gegen Ent— 
Ihädigung aus Gründen des öffentlichen Wohls hat zwar in einzelnen Anwendungen 
aud in früheren Zeiten ftattgefunden; es ift aber erft dem jegigen Jahrhundert aus 
Beranlaffung der Schöpfungen, melde die moderne Cultur als Hebel und Folgen des 
zunehmenden Nationalwohlftandes ins Leben gerufen hat, insbejondere der Anlagen zu 
Communicationgzweden, vorbehalten geblieben, ein umfaflendes Syftem des Expro— 
priationsrechtS im Princip und in den Confequenzen auszubilden. 

Die Gigb. ift jedoch in den meiften Yändern weder zu einem äußern, noch zu einem 
inneren Abſchluß gelangt, und insbefondere in Preußen ift gegenwärtig der Rechtszuftand 
hinſichtlich der Menge der in den einzelnen Yandestheilen neben einander geltenden allge- 
meinen und befondern gefetlichen Beftimmungen, ſowie binfichtlih der Verſchiedenheit zwi: 
ſchen den einzelnen Pandestheilen ein jo bunter, wie wohl faum auf irgend einem 
andern Gebiete. Neben den Iandrechtlichen Normen gilt in der Rheinprovinz das franz 
zöfifche Gef. von 1810, modificirt durch das Gef. von 1857, während ed in ben 
älteren gemeinrechtlichen Yandestheilen faft ganz an feften Nechtönormen fehlt ; dazu kom— 
men die Epecialbeftimmungen der für den ganzen Umfang der Monarchie erlaffenen Ge— 
jege über die Eifenbahnen (1838), über das Deichweſen (1848), über das Bergredit 
(1865) ; endlich die allgemeine Beftimmung der Verfg. Urk. (A. 9). Ein im Jahre 1864 
im Yuftizminifterialblatt aus Veranlaſſung mehrfacher Anträge feitens des Yandtags ver: 
öffentlichter Entwurf eines allgemeinen Erpropriationsgeleged hat cine weitere unmittelbare 
Folge nicht gehabt. (Vergl. Breuß. Anwaltszeitung 1865. ©. 136 ff. 1866. ©. 515 ff. 
Deutſche Gerichtözeitung 1865. ©. 73 ff.). Durch den Erwerb der neuen Yandestheile 
ift dann die ganze zum Theil fehr complieirte Gſgb. von Hannover, Schleswig-Holitein, 
Kurhefien, Großberzogthum Heflen, Landgrafſchaft Heſſen, Nafjau, Frankfurt und Baiern 
dinzugefommen. Der in den Sefjionen von 1569/69 und 1569/70 dem Yandtage vor= 
gelegte Entwurf eines Gefeges über die Entziehung und Beichränfung des Grundeigen— 
thums ift zwar beide Male vom Herrenhaufe ohne erhebliche Abänderungen angenommen, 
im Abgeordnetenhauſe aber bis zum Schluß der ordentlihen Seſſion von 1669,70 noch 
zu feiner Plenarberathung gediehen. Der preußiſche Staat bietet alfo in diefer Hinficht 
augenblidlich einen außerordentlich günftigen Boden für die Conftruction eines jog. gemei— 
nen Rechts. (Bol. übrigens die ſehr detaillirte Darftellung des gegenwärtigen Zuſtandes 
in den Motiven des Entwinf ©. 15—47 und bei v. Rönne, Staatsrecht der preus 
Kifchen Monarchie. 3. Aufl. 1869. Bd. I. Abth. 2. S. 97 —ı26). 

Die Lehre der E. zerfällt nad ihren beiden Hauptmomenten in die Lehre von der 
Abtretung und in die Yehre von der Entſchädigung. 

I. Die Abtretung. Ber der Abtretung handelt es ſich um dreierlei: um Die 
Genehmigung des Unternehmens, um die Feftitelung des Enteignungsplang, und um bie 
Füllung des Enteignungsſpruchs. 

1) Die Genehmigung des Unternehmens. Die Bafid des Erpropriations- 
rechts ift die Art und Weile, wie das öffentliche Intereffe, um deffentwillen der Eingriff 
in das Privatrecht ftattfindet, conftatirt werden fol. Es gibt dafür drei Möglichkeiten. 
Es fann nämlich zunächſt die Genehmigung jedes concreten Unternehmens an die Mit- 
wirkung aller conftitutionellen Yactoren geknüpft, zu einem Acte der gefeggebenden Gewalt, 
d. h. zu einem Gefege im formellen Sinne (materiell ein Berwaltungsact) gemacht wer— 
den. Eine derartige Feftitellung des öffentlichen Intereffes erfolgt ganz allgemein in Eng— 
land, in Nordamerika, in manden Schweizer Cantonen, in der ſchweizeriſchen Eidgenoſſen— 
haft, in Frankfurt und Hamburg, und in einer einzelnen Anwendung tm Nd. Bunde, 
infofern nämlich Eifenbabnen, welche im Intereffe des gemeinfamen Verkehrs für noth— 
wendig erachtet werben, kraft eined Bundeögefeges für Rechnung des Bundes angelegt 
oder an Privatunternehmer zur Ausführung conceffionirt, und mit dem Erpropriations- 
rechte ausgeftattet werden können. (Bundesverfg. Art. 41). Diele Modalität gibt allerdings 
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dem Privaten eine Garantie, daß er nicht im Widerfpruch mit der berrichenden öffent— 
lichen Meinung erproprürt werde, erfordert aber andrerjeits einen Apparat, der gegenüber 
dem Bau eines Schulhaufes oder einer kurzen Chauffeeftrede faum gerechtfertigt ift. Eine zweite 
Möglichkeit ift Dann die, Daß die Erpropriationsfälle genau durch Geſetz normirt werden und 
die Erecutive bei ihren Verleihungen an die gejeglich ausdrüdlich zugelaffenen Fälle ges 
bunden it; jo in Baiern nach dem Erpropriationsgefege vom 17. Nov. 1837, welches 
die ſämmtlichen einzelnen Kategorien aufzählt und in Kurheſſen nach dem Gef. vom 30. Det. 
1831, welches jedoch nur den Grundiag aufftellt, von einer fpectellen Aufzählung aber ab— 
ſtrahirt und auf die befonderen Geſetze verweift, die theils ſchon erlaſſen find, theils noch 
erlafjen werden können ; dagegen hat die Aufzählung einzelner Fälle im Preuß. L.R. 
lediglich die Bedentung einer unmaßgeblihen Eremplificrrung ($. 4—7. Tit. 11. Th. I. 
AYR.). Es unterliegt num feinem Zweifel, daß auch ber diefem Syfteme wohlerwor= 
bene Privatrechte mit einer ftarfen Garantie umgeben find, obgleich die geſetzlichen Kate— 


gorien oft an einer Unbeſtimmtheit leiden, daß dadurch die ganze Enticheidung in die 


Hand der Berwaltung gelegt wird, wie 3. B. wenn nach dem bateriichen Geſetze die 
E. für Vorkehrungen zu wejentlih nothwendigen ſanitäts- und ficherheitöpolizeilichen 
Zweden für ftatthaft erflärt wird ; andererjeits ıft freilich die Beſorgaiß nicht ganz un— 
begründet, daß manche durchaus nothmwendige Unternehmungen wegen des Mangeld an 
einer geleglichen Borausjicht wenigſtens für längere Zeit unterbleiben ; jedenfall® werben 
häufige Reviſionen dieſes Theils der Gſgb. nothwendig fein, und es wird leicht eine große 
Zeripfitterung der gejeglihen Beltimmungen eintreten. Die dritte Möglichkeit befteht end— 
ih darin, daß die Feftitellung des öffentlichen Intereſſes ohne geſetzliche Schranken dem 
Ermeſſen der Eprecutive in jedem Falle anheimgeftellt wird; jo im Frankreich nach dem 
Gejege von 1810 und den Senatusconfulten vom 15. Dec. 1852 und 31. Dechr. 1861; 
fo in Preußen nad den L.R., wo zu jeder E. eine königl. Cabinetsordre erforderlich 
ift, und auch nad) dem neuen Entwurf, wo es heißt: „Die Entziehung des Grundeigen— 
thums kann mur auf Grund königlicher Verordnung erfolgen, welche den Unternehmer 
und das Unternehmen bezeichnet, zu welchem das unbewegliche Eigenthbum in Anſpruch 
genommen werden fol. Die fönigl. Verordnung wird durch die Amtsblätter derjenigen 
Regierung bekannt gemacht, in deren Bezirk das Unternehmen ausgeführt werden ſoll (8. 2). 
Das Erpropriationsrecht iſt aber ein Reſervatrecht des Staatsoberbaupts, und wird nicht an 
untergeoronete Behörden übertragen. Died Syſtem empfiehlt ſich offenbar durch feine 
Einfachheit im Intereſſe des Verkehrslebens, es unterliegt aber ernften Bedenken, ob nicht 
doch trotz der angedeuteten Unvolltommenbeiten die Aufitellung gefeglicher Kategorien vor— 
zuziehen fein wirde ; es wäre das wenigſtens principiell richtiger, wenn auch im Reſultate 
beive Modalitäten Dafjelbe Reſultat haben werden und eine ernftlihe Gefährdung der 
Rechtsſicherheit thatſächlich nicht zu befürchten iſt. 

2) Die Feftftellung des Enteignungspland. Die Entfcheidung darüber, 
welche Güter in jedem einzelnen Falle, Hinfichtlih deſſen die Zuläffigkeit der E. im All 


‚gemeinen anerkannt ift, derjelben unterworfen werben follen, gebührt aller Orten der Verwal: 


tung, nach dem neuen preuß. Entw, im Anichluß an die früheren Beſtimmungen im Allge- 
meinen den Bezirfregierungen, ſonſt denjenigen Behörden, welche dazu nach den für Die 
verschiedenen Arten der Unternehmungen beſtehenden Gejegen berufen find, 3. B. den 
Dberbergämtern ; doch ift eine Beichwerde an die Miniftertal-Inftanz ftatthaft ($. 13). 
Nach dem neuen preuß. Entw. it übrigens aus praktiſchen Gründen eine untrennbare 
Berbindung vieles Feftftellungsverfahrens mit dem Entichädigungsverfahren hergeſtellt. 

3) Die Fällung des Enteignungsipruds. Gompetent find im den mei— 
ften Yändern gleihfalls die Verwaltungsbehörden; insbefondere jol nad dem neuen 
preuß. Entw. der Beſchluß der Regierung über den Gegenftand und Umfang der Abtretung 
zugleich beftimmen, daß der Unternehmer in den Beſitz des zu enteignenden Grundftüds nad) 
erfolgter Zahlung oder Hinterlegung der Entſchädigungs- oder Cautionsfumme einzumeifen 
ſei. Die Einweiſung in den Befig wird von der Bezirföregierung regelmäßig erft dann ver: 
fügt, wenn nachgewieſen ift, daß die rechtöfräftig feftftehende Entſchädigungs- oder Cau— 
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tionsſumme gezahlt oder hinterlegt ıft ; in dringlichen Fällen kann jedoch auch die Regierung eine 
erfrühte Bejigeimverfung anordnen, wenn die dur ihren noch nicht vechtöträftinen Bes 
ſchluß feitgeftellte Entſchädigungs- oder Cautionsſumme gezahlt oder hinterlegt iſt (8. 21. 
27. 28.) Dagegen erfolgt nad franzöfiihem R. die Aufhebung des Eigenthums und 
die Uebertragung deſſelben an den Enteigner nur durch vichterliches Urtheil, durch Bes 
jcheid des Gerichts, daß die Enteignung ftattfinde; doch beſchränkt fich Die gerichtliche Prü— 
fung auf die Frage, ob die allgemeine Genehmigungsordre des Staatsoberhaupts erlaf- 
jen, und ob der Beiheid der Verwaltungsbehörde über die abzutretenden Grundftüde aus 
einem dem Gelege entiprechenden Berfahren hervorgegangen iſt; auch bezieht ſich das 
vichterliche Urtheil nicht auf die Beſitzeinweiſung, dieſe erfolgt vielmehr wiederum durch 
die Adminiſtrativbehörde. Es ift aber weder theoretifch gerechtfertigt, noch bat jich ein prafs 
tiſches Bedürfniß berausgeftellt, eine VBermaltungsenticheidung von vornherein der richters 
lichen Gognition zu unterwerfen, vielmehr haben nach allgemeinen Grundlägen Die Ges 
richte nur da einzutreten, wo Durch die Thätigfeit der Behörde ein geſetzliches Recht verletzt 
ift, und der Berlegte darüber Klage erhebt; es genügt vollftindig, daß der Rechtsweg 
wegen Nichtbeobachtung der geleglichen Normen zuläffig ift. 

Die principielle Gonftruction der Enteignung nad den Kategorien des Privatrechts 
iſt bis auf Die neueſte Zeit ftreitig gewelen. Die herrſchende Meinung nahm an, daß 
durch die E, ein Kaufvertrag berbeigeführt werde, zu deſſen Eingehung der Erpropriant 
von Rechts wegen verpflichtet fer, ein Tog. Zwangsverfauf, bei welchem der mangelnde 
Conſens durch das Gefeg ergänzt werde. Aber abgeleben davon, daß diefe Theorie auf 
einer den Thatſachen vielfach Direct widerfprechenden Fiction beruht, paſſen auch die vom 
Raufvertrage geltenden Regeln hinfichtlich vieler wichtiger Punkte, wie binfichtlich der Evie— 
tionsverbindlichfeit, der Haftung für beimliche Mängel, der Refciifion wegen laesio enor- 
mis, der Grundſätze über die Eigenthumsübertragung insbeſondere hinſichtlich der Tra— 
dition in feiner Weile. Ebenſo wenig fann aber die Verpflichtung des Erproprürten 
zur Abtretung feines Grundſtücks als eine Zuftandsobligation bezeichnet werden, ſchon 
deshalb nicht, weil Diele materiell der Obligation aus dem Kaufe gleichkommen würde, 
indem an die Stelle des Zwangsfaufs [ediglih ein Quaſikauf tritt; aber auch des— 
halb nicht, weil ſich der Erpropriat überhaupt in feinem ihn priatrechtlid) "werpflichten- 
den Zuftande befindet, aljo die Annahme einer privatrechtlichen Obligation in jeder 
Faſſung ald unrichtig ericheint. Vielmehr erfolgt wie bei der Erbeutung und bei der Confis— 
cation, jo aud bei der Enteignung der Eigenthumsübergang ohne die Vermittlung 
durch ein vorhergehendes obligatoriiches Rechtsverhältniß lediglich durch Das Gebot der 
Staatsgewalt. Es findet demgemäß weder eine fürmliche Tradition ſeitens Des Erpro— 
priaten ftatt, nody braucht auf die Erfüllung bei einer Weigerung deſſelben geklagt zu 
werden. Im Privatrecht kommt die E. nur in Betracht als ein Aufhebungsgrund, veip. 
als eine Erwerbsart des Eigenthums. (Vgl. darüber die intereffanten Ausführungen von 
Laband, Die rechtlihe Natur des Retracts und der E.; im Archiv für civiliſtiſche 
Praris, Bd. 52. (1569), Neue Folge. Bd. 2. ©. 169 ff.; und die dert angeführte 
Yıteratur). 

I. Die Entibädigung. Bei der Entichädigung handelt es ſich um zweierlei, 
um die Feftftellung des Werthes und mm die Auszahlung. 

A. Die Feſtſtellung des Werths; dabei ift wiederum zu unterjcheiden zwi— 
ſchen den zur Feſtſtellung des Werths competenten Organen, und den Regeln, nach welchen 
die Wertbebeitimmung ftattfinden Toll. 

1) Die Organe. Im Allgemeinen liegt der Schwerpunft für die Entſcheidungs— 
frage bei den ordentlichen Gerichten ; Doch ift in den meiften Yändern einerjeits der Verwal— 
tung eine Einwirkung auf eine außergerichtlice Feftftellung der Entichädigung, andererſeits 
den technischen Sachverſtändigen ein mehr oder minder weitreichender Einfluß ſowohl vor 
der adminiſtrativen, al$ auch wor der richterlichen Inftanz eingeräumt worden. In der That 
handelt es ich Ätreng genommen weder um eine Zweckmäßigkeitsfrage, wonach Die 
Berwaltung competent fein würde, noch um eine eigentliche Nechtsfrage, Tondern um eine 
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Frage der Technik; die abminiftrative Mitwirfung ift jedoch im Intereſſe der Einfach: 
beit des Verfahrens, die gerichtlihe Mitwirkung im Intereſſe der Rechtsficherheit geboten. 

Nach dem neueren preuß. Entw. Toll im Unterichiede vom ER. (8. 11. Thl. IL 
Th. L), dem franz. und kurheſſ. R., aber im Anjchluß an die hannoverſche Gſgb. und 
an das preuß. Eifenbahngeieg der gerichtlichen Feftitellung ein Verfahren vor der Ver: 
waltungsbehörde vorhergehen, und zwar findet daſſelbe gleichzeitig mit dem Berfahren 
zur Feftftellung des Plans vor derſelben Behörde und nach denjelben Grundſätzen ftatt. 
Die Admintjtrativenticheidung wird durch eine commiſſariſche Verhandlung mit den Be- 
theiligten, welche insbejondere ‚auch den Zweck hat, Die verichiedenen Entſchädigungsberech- 
tigten zu ermitteln, zu welcher bereits Sadverftändige zuzuziehen find, und melde womög— 
lich eine Bereinbarung der Betheiligten herbeiführen fol, worbereite. Die eventuelle 
Regierungsentſcheidung über den Betrag der Entſchädigung erfolgt mittelft motivirten 
Beſchluſſes, wobei Das Ergebnif der Begutachtung durch Sadwerftindige nach freier Ueber— 
zeugung zu würdigen ift; die Entihädigungsjumme muß für jeden Betheiligten befonders 
feftgefegt werden. Gegen die Enticheidung der Entichädigungsfrage ſeitens der Verwal— 
tung erfolgt innerhalb präcluſiviſcher Friften die Provocation auf vichterliche Entſcheidung 
bei demjenigen Gerichte, in deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt; auch der Richter iſt 
in diefem Falle ausnahmsweiſe an das jachverftändige Gutachten nicht gebunden. Iſt 
gleichzeitig gegen Die abminiftrative Enticheidung wegen Feltftelung des Plans der Necurs 
an die Miniſterialinſtanz eingelegt, jo muß Die darauf bezügliche endgültige Feſtſtellung 
für die Provocation auf den Rechtsweg abgewartet werden, da die Höhe der Entſchädigung 
nach der Größe des abzutretenden Objects ſich richtet (SS. 15—25). 

2) Die Regeln, nah welchen die Werthsbeftimmung ftattzufinden 
bat. Es kann im Allgemeinen nicht zweifelhaft fein, daß der Enteignete zwar ein be= 
ſtimmtes VBermögensobject abtreten, aber feinen Vermögensnachtheil erleiden fol. Der 
Gefammtwerth des Vermögens fann aber nur dann unverändert bleiben, wenn der fog. 
außerordentliche Werth mit Ausihluß des ſog. Affectionswerths erftattet wird. Im Ein- 
zelnen gilt Folgendes : 

a) Mafgebend ift der Zuftand des in Anſpruch genommenen Grumdftüds zur Zeit 
der €, ; demgemäß fommt eine Werthserböhung, welche das Grundftüd erft in Folge der 
Anlage erhält, bei der Bemeſſung der Entſchädigung nicht in Anichlag, denn dieſe Werths- 
erhöhung tritt erft durch das Unternehmen ſelbſt, alfo nad der E. ein Ebenfo wenig 
ft es zu rechtfertigen, wie das vielfach empfohlen und durch das Frankfurter Gef. von 
1856 vorgejchrieben wird, den Mehrwerth, welcher dem etwaigen Reftgrundftüde durch die 
neue Anlage erwächlt, ‚bei der Feſtſtellung der Entſchädigung in Betracht zu ziehen, denn 
diefer Vortheil kommt ebenfo ſehr auch den nicht erpropriirten Grundbeſitzern zu gute; 
der Eigenthümer könnte dann möglicherweife zur unentgeltlihen Abtretung genöthigt wer: 


‚ den, was der Verfaſſung widerfprechen würde. Wenn nun im Allgemeinen der Eigen: 


thümer befugt it, bis zur Zeit der E. Aenderungen feines Grundſtücks vorzunehmen, welche 
den Werth vejjelben erhöhen, jo find doch in den meiften Erpropriationsgejegen Vorkehrun— 
gen getroffen, um ſolchen Dispofitionen entgegenzutreten, die lediglich den Zweck haben, eine 
höhere Entichädigung zu erzielen. Es iſt demgemäß im den baterifchen, den badiichen und 
den hannoverſchen Geſetzen vorgeſchrieben, daß auf Antrag des Unternehmers dem 
Eigenthümer jeitens der Behörden anzuzeigen tft, welche Grundſtücke in Anfpruch genom— 
men werden follen, und daß derjelbe dann binnen Yahresfrift feine den Werth erhöhende 
Anlage vornehmen darf; Dagegen beftimmt nach den Principien des franzöfiichen Geſetzes 
von 1841 der preußiſche Entw., daß, jobald derartige Anlagen nad dem Zeitpunfte 
ihrer Errichtung oder nach den jonft obwaltenden Umständen lediglich im der Abjicht einer 
höheren Entſchädigung unternommen find, keine Vergütung für dieſelben gewährt wird, 
und daß darüber die Verwaltungsbehörde bei der vorläufigen, das Gericht bet der defini— 
tiven Feſtſetzung entſcheidet ($. 11). 

b) Die Entſchädigung wird unter Umftänden nad drei Seiten hin über den ur» 
ſprünglichen Gegenftand hinaus ausgedehnt. Es muß nämlich nach den meiften Expro- 
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priationsgefegen zunächſt der Mehrwerth erfetst werden, welchen das abzutretende Grund- 
ſtück durd feinen Zufammenhang mit andern Eigenthumstheilen oder durch feine bisherige 
Benugungsart für den Eigenthümer gehabt hat. Um jedoch erorbitanten Aniprüchen vor: 
zubeugen, ift vielfach Diefe Mehrentſchädigung auf ein Capital begrenzt, welches zur Er- 
neuerung und Fortſetzung des Betriebes auf einem andern Grundſtücke mit gleichen Er- 
folgen erforderlich ift, jo daß die Forderung alfo nicht gerichtet werben fann auf ein Ca— 
pital, welches den Eigenthümer in eine Yage verfegen würde, ohne Arbeit und Gefahr 
diefelben Vortheile zu genießen, welche er bisher mit Anwendung derſelben gewonnen bat. 
Sodann muß nad den meiften, Erpropriationsgefegen aud der Minderwerth erfegt wer- 
den, welcyer durch die Abtretung für die übrigen Grundſtücke des Eigenthümers entſteht. 
Aber auch diefer Sag ift ſchon nach dem badiſchen und naſſauiſchen Erpropriationsgejeße, 
nad dem hannoverichen Eijenbahbngefege und neuerdingd nad dem preußiſchen Entw. 
dahin eingejchränft, daß die Erftattung des Minderwertbs des Reftgrundftüdes auf den 
vierten Theil des früheren Werths des ganzen Grunpftüds zu bemefjen if. Endlich ift 
bei E. von Theilen eines Grundftüds der Eigenthümer berechtigt zu verlangen, daß der 
Unternehmer unter gewillen Umftänden das Ganze erwerbe, insbefondere bei theilweiſen 
Enteiguungen von Gebäuden ; binfichtlih anderweiter Grundſtücke hat das neuere fran- 
zöſiſche Geſetz dies Necht des Tigenthümerd auf den Fall beichränft, daß das Reſtgrund— 
ftüd nur den vierten Theil des ganzen Flächenraumes beträgt, der Eigenthümer fein 
unmittelbar angrenzended Yand bat, und die Parzelle Heiner iſt als 10 acres (40 QRu— 
then) ; das preußische Berggeleß und der neue Entwurf gewähren dies Recht dann, wenn 
Grundſtücke Durch die Abtretung einzelner Theile jo zerftücelt werden, daß die übrig blei- 
benden Theile nach ihrer bisherigen Beftimmung nicht mehr zweckmäßig benußt werden 
können. 

B. Die Auszahlung. Die Entſchädigung wird an Denjenigen bezahlt, für wel— 
hen die Feſtſtellung ftattgefunden bat. Diejelbe wird in Ermangelung abweichender Ber: 
tragsbeitimmungen mit fünf Procent vom Tage der Einweilung in den Befig verzinft, 
joweit fie zu diefer Zeit nicht bezahlt oder hinterlegt ift. Der Unternehmer iſt, abgejehen 
von den Fällen, in denen die Hinterlegung nad allgemeinen gefeglichen Vorſchriften zu— 
läſſig ift, befugt, die Entichädigungsfummen zu hinterlegen, wenn entweder neben dem 
Eigenthümer Entjhädigungsberechtigte vorhanden find, deren Anſprüche an die Eutſchä— 
digungsſumme zur Zeit noch nicht feftftehen, oder wenn das betreffende Grundjtüd Yehn =, 
Fideicommiß- oder Stammgut ift, oder im Erbgutsverbande fteht, oder wenn Reallaſten 
und Hypotheken auf dem betreffenden Grundſtücke haften (Preuß. Entw. 85. 31. 32.) 

Fit: Neuefter E.-Coder oder vergleichende Darftelung der wichtigften älteren und neueren 
Geſetze und Verordnungen ꝛc., Nürnb. 1837 (die beiden erjten Abtheilungen enthalten das Quel- 
lenmaterial, die dritte eine fchematifche Verarbeitung). Die älteren Abhandlungen, insbejondere 
von Bopp in Weiske's Rechtélex. Bd. IV. (1543), ©. 136 fi., und von Buddeus in 
Erſch u. Gruber, Allg. Encyel, Sect. I, Th. 39 (1813), ©. 395 ff., bieten gegenwärtig fein 
Interefie mehr. Dagegen iſt bie ganze Lehre erbeblich —— worden durch folgende ſich zum 
Theil ergänzende und berichtigende Arbeiten: Treichler, Ueber zwangsweiſe Abtretung von 
Eigenthum 20 (Ztſchr für deutſches R, Bd. XII. (1845), ©. 123 ff). Häberlin, Die Lehre 
von der Zmangsenteignung ꝛc. (Arch. fr eiviliſt Praxis, Bd. 39 (1856), S. 1 ff., 147 fi.). 
Brinz, E. (Bluntſchli, Staatswörterb., Bb. III. (1855), S 467 ff). Thiel, Das E-Recht 
und das E.“Verf. :c., Berl. 1866, Georg Mever, Das Redt der E., Leipz. 186%. Stein, 
Die Berwaltungslehre, Th. VII. (1868), ©. 292 — 342; auch unter dem Zitel: Innere Ber— 
waltungslehre. Drittes Hauptgebiet: Die wirtbichaftlihe Verwaltung. Erfter Theil: Die Ent- 
währung. (Grumdentlaftung. Ablöfung, Gemeinheitstheilung, Enteignung und Staatsnothrecht). 
Motive zu dem preuf. Entw. eines Gefeges über die Entziehung und Beichräntung des Grund- 
eigenthbums (1868). Förſtemann, Principien des preuß. Bolizeirchts (18691, ©. 288 fi. 
463 ff. Yaband, Die rechtliche Natur des Retracts und der E. (Arh für cieilift. Praxis 
Bd. 52 (1869). N. F. 2b. 11. ©. 152 fi). — v Gerber, Spt. des deutſchen Briv.R., 9. Aufl., 
1567, ©. 174 ff. — Ueber die E. in Bezug auf Eifenbahnen die Werte von Koh und Be— 
Ihorner; außerdem Michaelis, Die Eifenbahnen und die E (Faucher, BVierteljabrfchrift 
für Volkswirthſchaft. Bd. XIII (1866), &. 146 fi.). Ernjt Meier. 

Eripectativen jind Anwartichaften auf Kivchenpfründen, deren Erledigung erjt in 
der Zukunft erwartet wırd. Die großen Mifftände, mit welchen dieſes von den Püpften 
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während des MA. viel benutzte Verleihungsrecht der Beneficten verbunden war, 
führten auf den reformatoriſchen Concilien des 15. Jahrhunderts zu wiederholten Be— 
ſchwerden. Ein durchgreifendes Verbot erging indeß erft durch Das c. 19, sess. 24. de 
ref. des Trienter Concils. Seitdem ift das Imftitut der anticipirenden Pfründenbefegung 
als objolet anzujehen. 
?it.: Phillips, Lehrb. des KR, I. $. 100. Hübler, Konftanzer ae, 79 ff. 
er. 


Erterritorialität bedeutet ein wölferrechtlihes Ausnahmsverhältniß beſtimmter 
Perfonen und Sachen innerhalb eines fremden Staatögebieted von deſſen Staatögewalt. 
Die Fiction, daß fie noch im ihrem Staatögebiete feien, kann nur zur Erflärung, nicht 
zur Begründung ded Rechts dienen (Grotius II. XVIIL 8. IV. 5. Heffter 8. 42. 
Marquardien 211. Bar 411). Begründet iſt das Recht auf der Achtung des frem— 
den Staated und der ihm zur Gouveränetätörepräjentatton und Ausübung verfnüpften 
Perſonen und Sachen (andere Gründe bei Berner $. 50. und Heffterl. e.). 

1) Der Souverän im fremden Staate ift umverleglih, übt feine Regierungs: 
rechte in Bezug auf feinen Staat und Unterthanen in allen Beziehungen, welche nicht die 
fremde Souveränetät angehen (Bynkershoek cap. III. Battel IV. 7. 8. 108), tft 
befreit von der örtlichen Givilgerichtöbarfeit, nicht aber in Bezug auf feine dortigen Im— 
mobilten und die von diefen zu erfüllenden Berbindlichfeiten (Bynkershoek, Heff- 
ter $. 53. VI. und 54); als Yitigant muß er ſich dem örtlichen Geſetz und Proceß fügen. 
(Phillimore IL. 117 fi). Für die Dauer des Aufenthalts des Fürften auf feinem Im— 
mobil ift dieſes erterritorial (Marguardien). Bar gewährt der E. feinen Einfluß 
auf die materiellen Privatrechtsrerhältniſſe (S. 410 ff.). Im Bezug auf den Dienft beim 
fremden Fürſten ift der Souverän nicht erterritorial (Marguardien, Oppenheim 
©. 218.). Dienftvergehen unterliegen der Dienftordnung (ähnlih Berner $. 49) Bei 
öffentlichen Gemaltthätigkeiten kann ex verhaftet und im Handgemenge getödtet (Byn— 
tershoet), bei Berlegungen gegen den fremden Sonverin oder die Rechtsordnung des 
fremden Staates bis zu erlangter Genugthuung zurüdgehalten werden (Heffter $. 102. 
Phillimore 1. c.), bei geheimen Umtrieben gegen den fremden Fürften oder deſſen Re— 
gierung zum Berlaffen ded Landes aufgefordert werden (Byntershoef, Philli— 
more) Eine Selbſtgerichtsbarkeit übt der Fürft nur in geringfügigen Givilfachen 
(Phillimore) als häusliche, meift freinillige, nur in dringenden Fällen und nur in dem 
ihm oder feinen Beauftragten in der Heimath zuftcehenden Maße (Heffter $. 54) und 
jedenfalls ohne Erecution des Urtheils um fremden Staatsgebiet (Oppenheim, ©. 219.). 
Dem fremden Staate bleibt aber anheimgeftellt, gegen eine ihm mißfällige Gerihtsübuug 
zu interweniven (Öeffter |. c. n. 2.). Der Fürft, nicht feine Immobilien, ift frei von 
perfönlichen Auflagen (Bynkershoek, Heffter) Die E. des Fürſten erftredt fich 
auf feine Begleiter und deren Sachen zum perjönlichen Gebrauch. Erterritorial find außer 
dem Fürſten nur der Regent, nicht der Thronfolger (Heffter dafür, Marguardfen 
dagegen) (außer in Begleitung des Somveräns), weil er nicht den Staat repräfentirt. 
Die E. wird ohne Anfuchen des fie genießenden Fürſten wirkſam und hört factiſch auf 
mit dem Verlaſſen des fremden Staates, rechtlich mit der Abdication und Depoſſedirung, 
da fie nur dem Regierenden zuftand. 

2) Die mit Diplomatiihem Charakter behafteten Perſönlichkeiten. 
a) Der Gefandte ift 1) umverleglich (1. ult. D. de legation. — C. IX. D.L — Lv. L 
14. II. 4. IV. 17. 19. 32, Tae. annal. I. 42. Seneea HI. 2. De ira), jein Gefolge 
ihon nad der 1. Jul. de vi publ. aber nur aceeſſoriſch (Grot. IT. XVIIL $.), Hotel 
und Mobiliar ; 2) erimirt von der Civilgerichtöbarfeit deö fremden Staats (Bynkersh. 
VII. 2.), nicht aber im Bezug auf Immobilien und nicht zum gefandtichaftlichen Ge— 
brauch beftimmte Mobilten (Byntersb. XVI 3.). Als Kläger muß er fih auf Res 
conmvention einlaflen und der Appellationsinftanz unterwerfen (id. eod. 88. 13. 14.). 
Aehnlih Phillimore I. 190 ff. Heffter SS. 42. u. 215. Miruss 1. $. 345 ff. — 
Ein Retentionsredht an Mobilien des Geſandten zum gelandticaftlihen Gebrauch iſt ums 
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ftatthaft, da fie erimirt find won der fremden Gerichtsbarkeit (ſ. die bezügliche Whea— 
ton=preuß. Controverje bei Marquardien); 3) eximirt von der Griminalgerichtöbarfeit, 
rot. räth unbedeutende Verbrechen zu überſehen (II. XVII. 4.), geitattet bei Ge— 
waltthätigfeiten mit Waffen zu tödten als Selbitwertheitigung (au Bynkersh. 
XVI. 4.), bei anderen Verbrechen wird Wegſchaffung angeratben von Bynkershoet 
(eod. $. 10); dagegen verlangen Battel (IV. VII. 8. 94.) bei gememen und Heff— 
ter ($. 214 und Bhillimore II. 173 ff.) bei jchweren zunächſt Beantragung eines 
gerichtlichen Verfahrens, Beftrafung und Zurücberufung durch den ſchickenden Staat und 
erit bei Nichtgewährung Wegſchaffung; bei Betheiligung an feindlichen Unternehmungen 
Verhaftung und Netention bis zut Genugthuung oder Rechtfertigung (Heffter), bei 
Machinationen gegen den fremden Staat Verhaftung und Entfernung aus dem Yande 
(Bhillimore, Berner 211, Marguardjen); im geringeren fällen proponirt 
Heffter Warnung oder Beſchwerde, Phillimore Ausdrud des Mißfallens; 4) eris 
mirt von der Polizei, nicht aber von den Wohlfahrtsanordnungen (Heffter $. 215. 
Miruss$. 351); 5) das Recht eigener Neligionsübung ift bedingtes Herfommen (Mi: 
russ 8. 363. Bhillimore 1. 214. Heffter $. 213); 6) das Proteetionsrecht ift 
antiquirt (Miruss I. 8. 357); 7) das Afylvecht aufgehoben (j. Aſylrecht a. E.); 8) 
das Recht einer eigenen Buchdruckerei nur ausnahmsweiſe zugeftanden (Miruss 8. 356) 
und deijen Ausübung abhängig von den für fie beftehenden örtlichen VBorichriften, — Dagegen 
find gewährt 9) die Abgabenfreiheit für die Perlen des Gefandten und für Die ihm 
notwendigen Sachen, Zolleremtionen (beſchränkt durch Verordnungen mehrerer Staaten, |. 
Miruss $. 343 und 44. und Ch. d. Mart. et Cussy rec. Bd. Ill; gegen bie 
Exemtion von indirecten Steuern Heffter ($. 217) von Eingangszöllen, außer für das 
Mobiliar Oppenheim (219) und 10) die Selbitgerichtsbarteit über Angehörige ver 
Geſandtſchaft, in Griminalfachen das Recht Des erſten Angriffs, in Civilſachen freiwillige 
Gerichtöbarteit (Heffter $. 216). Die Selbftgerichtsbarfeit gewährt nad Grot. der 
beicidte, nach Bynkershoek (XV. 4.) der Ichidende Staat, Marquardſen mit 
Recht für Beides. — Ueber Repreffalien an Gelandten ſ. Art. Nepreflalien. — 

Die E, genießen alle Geſandten formell won der Beglaubigung bis zur Entlaffung, 
herkömmlich vom Betreten des Yandes und für die zum Berlafjen erforderliche Zeit. Ob 
der angenommene Gelandte Angehöriger des beſchickten Staates, ift gleichgültig (Mars: 
quardjen. Oppenheim $. 218. Heffter $. 202). Die E, erſtreckt ſich bejchräntt 
auf Familie und Gefolge (Heffter 8. 221. Oppenheim ©. 219. Phillimore IL 
196). Berner (213) ftreitet prineipiell gegen E. der Dienerihaft, Marquardien 
gegen die des Gefolges, beide räumen fie als Hertommen ein. Verzichten kann der Geſandte 
auf ein ihm zuftehendes Necht nur mit Genehmigung ſeines Staates, gegen den Verzicht 
in Griminalfachen und gegen Unterwerfung unter einen Urtheilsvolzug in Civilſachen 
Bynfershoet XXIV. VII. 

b) Den Gonfuln in der Levante und an der Norbfüfte Afrika's, in neuerer Zeit 
auch in anderen nichtehriftlichen Ländern find vielfach vertragsmäßig alle oder die meijten 
der obengenannten Rechte der Gefandten zugeftanden, außerdem üben fie noch zur Zeit das 
Protectiondg= und Aſylrecht und haben eine viel ausgedehntere Selbitgerihtsbarfeit. Im 
erfterev Beziehung fünnen fie ſogar einen von den örtlichen Autoritäten verhafteten Frans 
fen veclamiren, in der zweiten allen Franken, bisweilen fogar Muſelmännern Zuflucht 
gewähren, in der legten haben fie in Criminalſachen ihrer Nationalen gegen Nationale 
die Borumterfuhung und jenden Acten und Verbrecher in die Heimath, in Criminalſachen 
ihrer Nationalen wider Einheimifche Präſenz bei der Unterfuchung und Urtheilsfällung, bei 
geringen Vergeben ihrer Nationalen Verbängung von Gefängniß- und Gelpitrafen ; 
in Civilſachen der Nationalen ſchiedsrichterliche Entſcheidung mit Appellation an Die beis 
mathlichen Gerichte, außerdem ſehr ausgedehnte freiwillige Gerichtsbarkeit und Gonfis- 
cation der Waare, welche fülichlih unter ver Flagge ihres Staates ankömmt. Die be: 
züglichen Verträge mit der Pforte beginnen für Frankreich in der erften Hälfte, für 
England mit der zweiten des 16. Jahrhunderts, für die Niederlande im 17., für Uefter: 
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reich, Dänemark, Preußen, Rußland, Spanten im 18. für Die Vereinigten Staaten von 
Mrdamerita im 19. Jahrhundert; mit den Naubftaaten fir Frankreich und die Nie- 
derlande im 17., für England, Defterreich, Spanien, Schweden und die Ber. St., im 18. 
Jahrh.; mit Perſien für Franfreih im 18. Jahrh. Rußland und England im 19. 
Jahrh., mit China und Japan für alle Contrahenten erft im diefem Jahrhundert. Die 
Verträge |. bet Mart. et d. Cussy L s. v. Consul (ind. explicat.) und G. F. d. 
Martens Rec. m. Fortfegungg. Mirussl$. 396. und IF. Beil. Nr. 62. — Von dort 
nicht nambaft gemachten Verträgen nennen wir aus neuerer Zeit als joldye, weldye die Con— 
fulatöverhältnifje betreffen: Frankreich mit Honduras vom 22. Febr. 1856 a. 19 ff, 
mit Neu Granada vom 27. Yan. 1857 a. 23. und 24., mit San Salvador vom 2, 
Januar 1853 a. 23 ff, mit Japan vom 9. October 1858 a. 5 ff, mit Nicaragua 
vom 14. April 1859 a. 19 ff; Großbritannien mit Japan vom 26. Auguft 1858 
a. V. fl, mit Nicaragua vom 11. Februar 1860 a. XIX ff; Rußland mit China 
vom 13. Juni 1855 a. 5. und 7.; Preußen (Zollverein) mit Mexico vom 10. Juli 
1855 a. 14 ff, mit Perfien vom 25. Juni 1557 a. 5 ff., mit der Argentinifchen Con— 
föeration vom 19. September 1857 a. 11 ff. — Im den vorftehend verzeichneten Ver— 
trägen begnügt man fich in der Regel, in Bezug auf Vorrechte, im Allgemeinen die der 
begünftigften Nationen zuzugeftehen, im Uebrigen find hervorgehoben wmeift nur die auf 
die Selbftgerichtöbarfeit bezüglichen Beſtimmungen, im Ganzen enthalten fie mindere Rechte 
ald die Verträge mit der Pforte und den Raubitaaten. 

3) Das nicht feindlihe Truppencorps im fremden Staate wird nad 
geihehener Meldung und Gewährung erterritorial (Margquardfen). Bft der Durch— 
jug vertragsmäßig begründet, jo bedarf es feiner Gewährung, wohl aber einer Meldung; 
daß die E. ſich vorzugsweiſe auf den vertragsmäßigen Durchzug bezieht, wie v. Hals 
tenborn meint, ift nicht zuzugeben, da der nicht vertragsmäßige Durch Meldung und Gewäh— 
rung vereinbart werden kann. Das Heer im Feindeslande ift nicht exterritortal, wie Op— 
penheim ©. 160 meint, e8 wird nad) Kriegsrecht beurtheilt. Die Bedeutung der E. 
des Heeres iſt, daß alle Rechte der Gewalt jeined Staates, deſſen unablöslicher Be— 
ſtandtheil das Heer ift, über daſſelbe gewahrt bleiben, insbeſondere der Oberbefehl und 
die Gerichtsbarleit. 

4) Das Schiff im fremden Waſſergebiet. Das Kriegsſchiff ift wie das 
Iruppencorps exterritorial, hinzu kommt Freiheit von Schiffsabgaben, feine Meldung ift der 
Seegruß (Heffter $ 79), den polizeilichen Hafenordnungen muß es ſich unterwerfen. 
Gleich im Nechte ftehen Die zur Beförderung von Someränen und Geſandten ausjchließ- 
lich benutzten Schiffe (Heffter 1. ec. Marquardſen), Handelsichtffe nicht, wenn 
ihnen auch auf offener See, die in Niemandes Gewalt ift, eine freiwillige Gerichtsbarkeit 
in dringenden Fällen zugeftanden wird, abgeſehen von der Schtffsdisciplin. Daß jedes 
Schiff als Theil des Ztaatsgebiets (Uppenbeim ©. 160) oder ald wandelnde Per— 
tinenz beffelben betrachtet wird, iſt eine Fiction zu Gunften der Schiffe, begründet aber 
fein Recht. Wider ihren Willen anlandende Handelsjchiffe find erterritortal, inſoweit fie 
eine wirkliche Noth dazu zwang. Heffter iſt im Allgemeinen dafür, v. Kaltenborn, 
ut Berufung auf die Praris, Dagegen. Beide geftehen auch worliberfahrenden Handels: 
ſchiffen die E. zur. 

Yit.: Bynkershoek, De foro legatorum, Lugd. Batav. 1730. Miruss, Europ. 
Sefandtichaftöredt, 1847. Berner, Wirkngstreis des Str.Geſ., 1853, ©. 206 fi. Bar, 
Das internationale Priv. und Str.R.: „Das Recht der Grterritortalen”. Marquard— 
feu, s. v. Erterrit. in Rotteds Staatöler. und v. Kaltenborn in Bluntſchli's Staats- 
wörterbuch. Oppenbeim, Handb. der Gonfulate aller Yänder, 1854, XIV. u. XV. Cap. 
Ichmus, Haudb. für Conſuln, 1852, ©. 111 fi. Bulmerincg. 
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F. 


Faber, Antonius (Favre), geb. 1557 zu Bourg en Breſſe, wurde 1579 
Doctor in Turin, Advocat in Chambéry, ſpäter Präſident des Senats daſelbſt und 
Gouverneur von Savoyen; er ſtarb 1624. 

Schriften: Jurisprudentiae Papinianae scientia. — Rationalia in Pandectas, Lugd. 
1650: Genev. 1604 — De erroribus pragmaticorum et interpretum juris, Lugd. 1598. — 
Codex Fabrianus. Lugd. 1610: Genev. 1673. — Conjeceturarum juris eivilis libri XX, 
Lugd. Bat. 1691. — Opera omnia, Lugd. 1659 — 81. 

tit.: Allard, Hist. de la justice criminelle, Gand 1869, p. 482 —487. 

Teihmann. 

Faber, Johannes, geb. in Angouleme, lehrte zu Montpellier und ftarb 1340. 

Schriften: Breviarium in Codicem 14890, Par, 1545; Lugd. 1594. — Comm. in In- 
stitutiones 1488, Lugd. 1593. 

fit: Savigny, VI. 40 — 45. Teihmann. 

aber, Petrus (Bierre Dufaur), geb. 1540 zu Sanjoro bei Touloufe, 
wo er Barlamentspräfident wurde, berühmt als griechifcher Alterthumsforſcher, ftarb 1600. 

Schriften: Comm, de magistratibus romanis, — De regul's juris antiqui. — De 
regulis juris. - Semestria.. — Agonosticon s. de re athletica, Lugd. 1592, 1595. — 
Spicilegiorum libri III. — Opus tessalatum in Gronovii thesaurus vol. VIII. 

Fit: Biogr. v. Orlandinus, Dillend. 1647. — Erſch und Gruber. 

Teichmann. 

Fabrikgeſetzgebung. In doppelter Weiſe find die Staatögewalten der welt: 
europäiſchen Laͤnder genöthigt gewelen, zum Schuß der Fabrifarbeiter in das zwiſchen 
Diefem und dem Fabrilinhaber beftehende Verhältniß der Dienftmiethe, und demgemäß in 
den Fabrifbetrieb einzugreifen, indem einerſeits Die Arbeitozeit, insbeſondere hinſichtlich 
jugendlicher Arbeiter, andererſeits die Art und Weile der Yohnzahlung feiten geſetzlichen 
Beitummungen unterworfen wurde, 

Das Bedürfniß zu derartigen Maßregeln machte fich mit der Umgeftaltung der er 
werbenden Arbeit durch das Maſchinenweſen am frübeften ın England geltend, fand jedoch 
feine Befriedigung durch eine mit dem Anfange diefes Jahrhunderts beginnende, feit der 
Neformbill energiicher auftretende ftüchweife Geſetzgebung zum Theil erft dann, als die 
aus dem fog. voluntary system bervorgehenden Notbftände, namentlich die körperliche 
Berwahrlofung der arbeitenden Klaffen, einen bedenklichen Grad erreicht hatten. Die franz. 
Gſgb. berubt noch heute im Wefentlihen auf dem Gef. v. 22. März 1841, welches für 
Die Zeit, im der es erlaffen wurde, zureichend war, heutzutage jedod dem Bedürfniſſe nicht 
mehr genügt. Im Preußen begann die ftaatliche Fürforge mit dem Regulativ vom 
9. März 1839 über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in den Fabriken; wor zurüd- 
gelegtem neunten Yebensjahre darf Niemand zu einer regelmäßigen Beſchäftigung angenom— 
men werden, bis zum zurücgelegten ſechszehnten Pebensjahre nur Diejenigen, welde eimen 
genügenden Schulunterricht oder ausreichende Kenntniſſe nachweiſen, außerdem nicht über 
zehn Stunden und nicht Nachts. Wie mn jene Zeit I. ©. Hoffmann ſich äußerte: 
„Der Misbrauch, welder mit der Verwendung von Kindern zu Fabrikarbeiten getrieben 
wird, ift auch in ſtaatswirthſchaftlicher Hinficht eine der heillofeften und gemeinfchädlichiten 
Verſchwendungen“ (Lehre von den Steuern 1840, ©. 141); jo hatte auch der Staat 
feit 1827 auf eignen Antrag des damaligen Finanzminifters von Mog die perlönlidk 
Steuerpflichtigfeit bis zum ſechszehnten Yebensjahre binaufgerüdt. Die Allgem, Gewerbe-Ordn. 
v. 17. Januar 1845 enthielt über die Verhältnifje der Fabrikarbeiter keine befonderen 
Beitimmungen, jedody die Vorjchrift, daß die für GSefellen, Gehülfen und Yehrlinge gegeben? 
Norm and auf Fabrifarbeiter Anwendung finden follte ($. 145). Die jog. Gewerbe-Novelle 
v. 9. Febr. 1849 übertrug einerſeits die Feftfegung der täglichen Arbeitszeit für die cm: 
zelnen Fabricationszweige nach Anhörung der Betheiligten auf die Damals errichteten 
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Gewerberäthe — eine Beſtimmung, welde, wie das Inftitut dev Gemwerberäthe überhaupt, . 
feine tiefgreifenden Folgen: gehabt hat — andererfeitS verpflichtete fie die Yabritinhaber 
ihre Arbeiter regelmäßig in baarem Gelbe zu befriedigen, und dehnte fomit die ftaatliche 
dürforge (Verbot des og. Trud-Syftens) welentlid) aus. Bon maßgebender Beveutung 
wurde ſodann das Gel. v. 16. Mai 1853 über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
in den Fabriken betr. einige Abänderungen des Regulativs v. 9. März 1839; die Zu— 
laſſung jugendlicher Arbeiter Tollte nicht mehr wie bisher mit dem vollendeten neunten, 
fondern v. 1. Juli 1855 an (bis dahin Webergangsfriften) erft mit dem vollendeten 
zwölften Yebensjahre ftattfinden, jugendliche Arbeiter bis zum vollendeten vierzehnten 
Yebensjahre täglich nur ſechs Stunden, bis zum vollendeten fechszehnten Lebensjahre täglich 
nur 10 Stunden bejcäftigt werden, vorbehaltlich dev beftehenden Schuleinvichtungen , die 
Ausführung diefer Beſtimmungen aber, wo ſich dazu ein Bedürfni ergibt durch Fabrik— 
Infpeetoren als Organe der Staatsbehörde beaufjichtigt werden, denen, ſoweit es fih um 
Ausführung der Vorſchriften dieſes Gefeßes und des Regulativs vom 9. März 1839 
handelt, alle amtlichen Befugniffe der Ortspolizeibebörde zuftehn, und denen insbefondere die 
Beſitzer gewerblicher Anftalten die auf Grund dieſes Geſetzes auszuführenden amtlichen 
Kevifionen, namentlich auch zur Nachtzeit, geftatten müſſen. Es hat fi) zwar in der 
Folge gezeigt, daß ein Bedürfniß für die Anftellung von Fabrik-Inſpectoren nicht gleich— 
mäßig tm ganzen Yande vorhanden ift, indem es Gegenden gibt, wo wegen der Beſchaffen— 
heit der Fabrication oder aus Gewohnheit eine Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter gar 
nicht oder nur in geringem Umfange ftattfindet. Es würde aber andererfeitö, wie noch 
neuerdings bei der Berathung der neuen Gemerbe-Orbnung im Reichstage Teitens des 
Bräfidenten des Fundesfanzleramts erflärt worden ift, das Geſetz von 1853 in andern 
Diftrieten nnausgeführt geblieben fein, wenn man nicht dazu übergegangen wäre, eigene 
Fabrit-Infvectoren anzuftellen, welche ihrer ganzen Stellung nach nicht die Rückſichten zu 
nehmen haben, welche die Ortspolizeibehörde hinfichtlich der Stimmung unter Arbeitgebern 
und Arbeitern leicht zu nehmen geneigt it. So find in Preußen für die drei Regierungs- 
bezirte Aachen, Düffeldorf und Arnsberg Fabrik-Inſpectoren angeftellt worden ; die Stelle 
in Amsberg tft nad ihrer Erledigung vor einigen Jahren nicht wieder beſetzt worden, 
die Stellen in Ditfjeldorf und Aachen beftehen aber fort. Tie Nothwendigfeit diefer Ein- 
richtung ift neuerdings ganz befonderd von Wolowski betont worden: L’inspection 
est, ’Angleterre a bien compris, lenerf veritable d'une legislation serieuse en 
cette matiere; elle peut seule assurer l’application exacte des prescriptions 
obligatoires et la soumettre au niveau indispensable d’une complete united, afin 
que les bons ne souffrent point des abus et des contraventions, devant lesquels 
ne reculent pas les mauvais“ (5. 41). Den beften Beweis fir die Nothwendigfeit 
bietet die Eriftenz des Inſtituts in England, mit deſſen Traditionen und Einrichtungen 
daſſelbe in einem flagranten Widerſpruch ſteht; es gibt dort gegenwärtig zwei Inspectors of 
factories und zwanzig Subinspectors für den ambulanten Dienft und die periodifche Bericht- 
erftattung, fie üben im Allgemeinen die Yölizeilichen Befugniffe der Friedensrichter mit 
dem Redyte des Eintritts in die Yocale und mit einer Strafgemalt hinſichtlich der Polizei— 
bußen des Geſetzes bis zu zwanzig Pfund. 

Die Gewerbe-Ordn. für den No. Bund vom 21. Juni 1869 hat einen 
befondern Abfchnitt „Verhältniß der Fabrikarbeiter“ 88. 127—139; derjelbe enthält aber 
lediglich eine Reproduction der in Preußen ſchon geltend geweſenen Normen, insbefondere 
derjenigen von 1839 und 1853 über jugendliche Arbeiter (88. 128—133) und derjenigen 
von 1849 über das Truck-Syſtem (88. 134—139). Alle weitergehenden Anträge 
wurden abgelehnt, namentlich der Antrag das gänzliche Verbot der Arbeit von 12 auf 
14 Jahre zu erhöhen, die zehn Stunden zmifchen dem vierzehnten und jechzehnten Yebens- 
jahre auf acht Stunden herabzufegen, Todann ein Antrag zu Gunſten der Wöchnerinnen 
und zum Schutz gegen Unzucht, endlich ein Antrag, auch für Erwachſene die Arbeitözeit 
zu firtren, was in England durch die ten hours bill, in Frankreich durch das Gef. vom 
9. Septbr. 1848 auf zwölf Stunden gefchehen ift. Auch ift das Inftitut der Fabrik— 
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theils nach Geſichtspunkten des öffentlichen Rechts, theils nad den Grundſätzen des Privat- 
rechts zu behandeln find. Nein privatrechtlich zu beurtheilen ift die Anlage und der 
Gebrauch der Fähren nur dann, wenn es fih um Privatflüffe oder Privatgewäſſer handelt 
und der Transport nicht gewerbsmäfig betrieben wird. Sit letzteres der Fall, To haben 
die Berwaltungsbehörden, die Befugnig den Betrieb zu conceffioniven ımd zu überwachen, 
die Tarife feftzufegen u. |. w. Die Bundes Gew.-Ordn. v. 21. Juni 1869 zählt das 
Fährweſen zu den der Landesgeſetzgebung überlafienen Materien. Die Beftimmungen in 
den einzelnen deutſchen Yändern ſich auch mannigfach verfchieden. Hier und da ericheint 
die F. als ein Realrecht gemiffer an das Ufer eines Flußes ftoßender Grundftüde. Unbe— 
dingt müſſen indefjen alle auf öffentlichen Flüſſen verwendeten Fähren, ſchon wegen 
diefer bejonderen Rechtsqualität des Stromlaufs der Staatdaufjicht unterliegen. Das 
Allg. Pr. ER. (IL, 15. $. 50) beftimmt, daß Fähren und Prahme zum eigenen Ge— 
brauche jeder Anwohner eines öffentlichen Fluſſes halten dürfe, die gewerbsmäßige Hal- 
tung aber zu den Regalien des Staates zähle. Eine Entjcheidung vom 22. Septbr. 
1860 ſchließt den Rechtsweg aus, wenn über die Benugung eines äffentlihen Canals poli= 
zeifiche Anordnungen ergangen find und diejelben von Inhabern der F. angefochten werben. 
In Frankreich war die F. urſprünglich Ausfluf des Grundeigenthuns an den Ufern 
(ordonnances des eaux et forets de 1669. $. 41.). Das Geſ. vom 25. Aug. 1792 
gab den Betrieb des Fährgewerbes vollftändig frei; den hieraus erwachſenen allgemeinen 
Mißbräuchen fegt Das Gel. von 6. Juni VIL ein Ende Alle an öffentlichen (d. 5. 
ſchiffbaren) Gewäſſern belegene Fähr-Anftalten wurden zu Staatseigenthum erflärt, die 
Privateigenthümer durch Erpropriation befeitigt. Die Verwaltung hat aber in Frankreich 
jpiter angenommen, daß jede der öffentlichen Benutzung dargebotene Fähre Staatsanftalt 
jet und im diefer Hinficht den Begriff eines öffentlichen Gemäflerd auf alle diejenigen aus- 
gedehnt, welche durch Fähren pafjirt werden fünnen. Der C. N. (a. 531) rechnet die 
Fähren zu den beweglichen Sahen (Wegen des Rheins find in Ergänzung des franz. 
R. zu vergl. die preuß. Gef. vom 4. Juli 1840 und die Cabinetsordre vom 27. Dez. 1846). 
Lit.: Bilowu. Hagemann, Erörterungen, Bd. 62. $.83. — Dariel, Cours d’eau, 
II, 553. — Macarel et Boulatinier, De la fortune publique, I. p. 339. — Du- 
four, Droit administratif applique, I. 410. v. Holgendorff. 


Faleidiſche Quart. Den Abſchluß einer im Intereffe der Erbſchaftsantretung 
die Yegirfreiheit der Teftatoren bejchräntend Geſetzgebungen bildet im Röm. R. die Lex 
Falcidia, welche bei Gelegenheit einer auf teftamentarifche Erbichaften gelegten Steuer 
zunächft alle bisherigen Beſchränkungen der Legivfreiheit aufhob, ſodann aber hinzufügte, 
daß dem Erben mindeftens ein Viertheil der Erbichaft bzw. feines Erbtheil® müſſe übrig 
gelafien m. a. W. unbejchwert durch Yegate hinterlaffen werden. Dies Recht der quarta 
legis Faleidiae, das damals nur Pegate und Teftamentserben im Auge hatte und den 
übermäßigen Betrag der Yegate für ipso jure nichtig, einem Abzuge pro rata bis zum 
Belauf der Quart ausgejegt erklärte, war aber zugleich juris publici d. 5. zunächſt in 
fiscaliichem Intereſſe keiner Dispofition, ſomit feinem Verbotsrecht des Zeftator unter: 
worfen. Es wurde im Yauf der Zeit theild durch Gefege, theils durch Interpretation 
ausgedehnt einerfeits auf Inteftaterben, andrerfeits auf Fideicommiffe und mortis causa 
capiones jeglider Art. Nunmehr ftand das Abzugsrecht zu: jedem directen Succeffor 
des Erblaffers (auch dem Transmiſſionserben, Eubjtituten, an Stelle des Erben dem 
Erbſchaftskäufer, unter Umftänden fogar dem Univerfalfideicommifjar), und zwar von 
mehreren ſolchen einem jeden jelbftändig für feinen Erbtheil; wobei fih aber von felbft 
verftand, daß fein Pflichtiheilsberechtigter neben feinem Pflichttheil auch noch die volle 
Duart beanfpruchen durfte, ein Grundfag, melden umzuftoßen auch das Can. R. 
ſchwerlich beabfichtigt hat. Gelangen durch Anwachſung mehrere Portionen an einen 
Erben, jo werden diefetben als gefonderte behandelt; nur daß den Vermächtnißnehmern ꝛc. 
der etwa überlafteten urfprünglichen Portion der Ueberfchuß aus der anmachfenden zugute 
fommt. Der Betrag der Quart ergibt ſich aus dem Beftande der Erbſchaft zur Todes- 
zeit des Erblafjers nad) Abzug aller Nachlaßſchulden, verglichen mit dem Vetrage ſämmt— 
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licher letztwilligen Zuwendungen, foweit diefe den Erbtheil mindern; allein unter Einrech— 
nung alles deſſen, was ber Berechtigte als Erbe bzw. directer Succeffor aus der Erb- 
ſchaft empfängt oder mit dieſer Beftimmung bei Lebzeiten vom Erblaſſer empfangen bat. 
Zur Geltendmahung feines Abzugsrechts hat der Yerechtigte zunächft das Retentionsrecht, 
daneben aber andere dem concreten Bedürfniß angepafte Einreden und Klagen. Aus— 
nahmsweiſe fällt der Uuartabzug fort: a) ganz beim Eoldatenteftament, b) nur gegen- 
über einzelnen Vermächtniſſen in manchen Fällen, und zwar bald zum Nachtheil des 
Erben jelbft, bald zum Nachtheil der übrigen Bermächtnignehmer. Durch Aufhebung der 
Erbichaftftener war ſchon vor Yuftinian der urfprüngliche Anlaß des Fale. R. befeitigt; 
Juſtinian ſelbſt ſah demnach feinen Grund mehr, lettered juris publici fein zu laſſen 
und geftattete dem Erblafler, den Quartabzug überhaupt zu verbieten. War fomit dem 
Uuartrechte der Lebensnero entzogen, war der Notherbe durch das Pflichttheilsrecht hin— 
reichend gefichert und fortan fein Grund, andermeite Erben auf Koften der Vermächtniß— 
nehmer zu begünftigen, zumal da jedem Erben freiftand durch Benugung der Inventar- 
wohlthat auch den Erbichaftsgläubigern gegenüber feine Haftung auf den Nachlaßbeſtand 
zu beichränfen, jo erichten jene® Rechtsinftitut nicht mehr lebensfähig, für die Neception 
wenig geeignet. Nichtödeftoweniger erfolgte diefelbe im gem. R.; doch find die Tage des 
Quartabzuges bereitd gezählt. Das Preuß. ER. und das Sächſ. G.B. haben mit 
gutem Grunde das Inftitut alganz abgelehnt; nur Erbichaftsgläubigern gegenüber müſſen 
die Vermächtniſſe verhältnigmäßige Kürzung erleiden. Datfelbe verftand ſich ganz von 
jelbft im franz. R., indem der C. eiv. alle teftamentariichen Zumendungen ſchlechthin als 
legs behandelt, den Gegenſatz ded eingelegten Erben und des Bermächtnignehmers alfo 
bejeitigt hatte. 

Lit. u. Quellen: Voorda, Comment. ad leg. Fale. 1730. Arndts im Recdtsler. 
VI ©. 311 ff. Bering, Röm. Erbr., ©. 746 ff. Tewes, Soft. des Erbr., II. ©. 308 ff. — 
I.2, 22. D. 25, 3. C. 6, 50. Nov. 1. ce. 1. 2. cc. 16 u. 18. X. 3, 26. — Preuß. 4. 
er. I. 12. 88. 333 fi. Sächſ. ©.B. 85. 2388 fi. 2437 fi. 2443. C. civ. a, site 

S e. 

Falck, Niels Nicolaus, geb. 1784 in Emmerlef bei Tondern, wurde 1814 
Prof. der Rechte in Kiel und 1835 Mitglied der Schleswigichen Ständeverfammlung, deren 
Präfident im 3. 1838; war 1848 Mitglied der conftituirenden Berfammlung der Herzog: 
tbümer, trat von der Oppofition zurüd und ftarb 1850. 

Schriften: Juriſtiſche Encyelopädie, Kiel 1821, 4. Ausg. Leipz. 1839: 5. Ausg. von 
Ihering, Leipz. 1851. — Ueber die ftaatsrechtliche Verbindung des Herzogth. Schleswig und 
Holftein, Kiel 1816. — Das Herzegth. Schleswig in feinem gegenmwärt. Verhältniß zu Däne- 
marf, Kiel 1816. — Das jütifhe Low, Altona 1819. — Handb. des Schlesw.-Holftein. Priv.R., 
Altona 1825 — 48. — Sammlung »zur näheren Kunde des BVBaterlandes, Tontern 1819 — 236. 
Heimreihs, Nordfrieſ. Chronil, Tond. 1819. — Samml. von Abhandl. 3. Erläuterung des 
vaterländ. Rechts, Tond. 1819 — 26. . 

Lit.: S. Pierer. — Zur Erinnerung an Nic. Bald, Kiel 1851. 

Teihmann. 

Fälſchung: Verlegung der publica fides, d. i., des Credits gewiſſer Be— 
glaubigungsformen oder VBeglaubigungszeichen für rechtlich beveutfame Thatſachen. Diele 
Formen haben zum Theile die Beftimmung, zum Beweife betreffender Thatfachen im 
Civil- oder Strafproceß zu dienen, zum Theil nur die, im Verkehre Glauben zu wirfen 
m Bezug auf deren Eriftenz. Die Verlegung ihres Credits charakterifirt indeß von den 
in alten und neuen Gefegen aufgeführten „F.“ nur die wichtigeren, welche zugleich con= 
ftant und allgeme mit dieſem Ausdruck bezeichnet werden. Dahin gehören die F., 
welche fich auf öffentliche oder private Urkunden, auf öffentliche Zeugniffe, auf Münzen, 
Papiergeld, öffentliche Creditpapiere, auf Stempelmarfen, Briefmarfen, Punzen und fon= 
ftige öffentliche Werth und Aechtheitszeichen, auf öffentliche Siegel, Maß und Gewicht, auf 
unter öffentlicher Autorität geſetzte Orenzzeichen bezieben u. ſ. w. Aber auch bei andern, von 
den Geſetzen unter anderem Namen und häufig in anderem Zulammenhange behandelten 
Delicten tritt die Verlegung der publica fides als das charakteriftiiche Moment hervor. 
Sp insbeſondere beim Verbrechen des Meineids. Umgekehrt werden manche Delicte unter 

v. Holgendorff, Rechtelexikon 1, 26 
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den Begriff der F. gezogen, bei welchen dieſes Merkmal nicht vorliegt, ſei es um einer 
äußerlichen Aehnlichkeit mit den oben bezeichneten Verbrechensarten, jet es um der factiſchen 
Berbindung, in welcher fie mit den legteren aufzutreten pflegen, willen. Bon folder Be- 
ſchaffenheit iſt das Band, welches die „falsa“ und „quasifalsa“ des Röm. Strafrechts als 
Eine Verbrechensgruppe erſcheinen läßt. Ihre Aneinanderreihung iſt charakteriſtiſch für die 
Entwidelung dieſes Strafrechts und nur aus ihr erflärbar. Die gemeinvechtlihe Doctrin 
aber mühte ji ab, zu Ddiefer Gruppe der falsa und quasifalsa den nicht eriftirenden 
gemeinfamen Begriff und Strafgrund zu finden, und es find diefe Bemühungen nicht obne 
Einfluß auf die neuere Gſgb. geblieben. Man glaubte jenen höheren Begriff in 
der Verlegung eines angeblichen Rechts auf Wahrheit, bzw., in der beabfichtigten rechts— 
widrigen Täufchung Anderer gefunden zu haben. In diefem Sinne genommen umfakt 
die „F.“ aber u. A. auch den Betrug. Dies ließ jenem weiteren Begriffe der F. emen 
engeren gegenüber ftellen: den der rechtswidrigen Täuſchung Anderer Durh Beränderung 
einer Sache. Bgl. ftatt Anderer Feuerbach's Lehrbuch $. 410 und 415. Dieier 
angebliche engere Begriff des Verbrechens der F. findet fich gegenwärtig noch im würtem— 
bergiſchen und braunfchweigiiden Gelege. Neuerdingd hat man dieſe durchaus wertb: 
loſen Abftractionen aufgegeben, und Die oben angedeutete Auffaffung, wonach das die F. 
charakteriſirende Moment in der Beziehung auf jenen öffentlihen Credit, und damit auf 
eine Grundlage geordneten Verfehrs- und Rechtslebens gegeben fei, bat ſich eine nahezu 
allgemeine Geltung errungen. — 

Das Verbrechen fest voraus: entweder die ſcheinbare Herftellung einer betreffenden 
Form, oder die Berfälfhung einer gegebenen ächten Form, oder den Mißbrauch einer 
folden. Zu jener Herftellung und Verfälſchung muß aber, da fie an fih nur Bor- 
bereitungshandlungen für die Verlegung der publica fides jein können, der rechtswidrige 
Gebrauch des betreffenden Inſtruments hinzukommen. Die Gefege huldigen jedoch zum 
Theil einer gegentheiligen Auffaffung, wonad die eben bezeichneten Handlungen ſammt 
der Abficht rechtswidrigen Gebrauchs den Thatbeftand erfüllen follen. So insbelondere 
hinſichtlich der Münzfälſchung (f. den Art. „Münzverbrechen“). Allgemeiner geſchieht 
es im franz. umd belg., thüring. und öftere. Str.Gef. und im öfterr. Entw. Vgl. aud 
Preußen 8. 253—54; Nd. Entw. $. 270; Sachſen 311. 

Der fragliche Gebrauch muß fih, nad) der Natur des Verbrechens, als eine unbe: 
fugte Inanſpruchnahme jenes öffentlichen Credits. für die gefälichte Beglaubigungsform, 
oder als ein Mißbrauch des Credits der ächten Form Ddarftellen. Näheres hierüber im 
Art. „Urkundenfälſchung“. — Derjelbe muß ferner eine Richtung haben gegen irgend 
welche beftimmte Rechte Dritter, zu deren Verlegung eben der fragliche Credit in Anſpruch 
genommen wird. Im den meiften Fällen handelt e8 fich Dabei um Bermögensrechte. Doc 
können Rechte jeder Art durch F. bedroht werden. — Das legterwähnte Erforderniß bes 
gründet fi) in dem Umftande, daß Die publica fides eines ſtrafrechtlichen Schuges überall 
nur tbeilhaft ift um ihres Zuſammenhangs mit der Integrität beftimmter materieller oder 
idealer Güter willen. Diefer Schuß bat ſich hiernach nicht weiter zu erſtrecken als der 
angegebene Zuſammenhang vorliegt, d. i. als eine betreffende Fälſchungshandlung zugleich 
einen Angriff gegen Vermögen, Freiheit, Ehre oder andere Güter Dritter enthält. So 
3. B. hät die 5. von Map und Gewicht nur infofern eine ftrafrechtliche Bedeutung, als 
die betreffenden Inftrumente im Verkehre zur Beeinträchtigung der VBermögensrechte Anderer 
zur Anwendung gelangen. Die jtrafbare Handlung zeigt daher hier eine zwiefache 
Qualification, indem fie einerſeits ald eine Verlegung der publica fides, andrerfeits ald 
eine den Begriff Des Betrugs (bzw. Betrugsverſuchs erfüllende Beeinträchtigung fremder 
Vermögensrechte ericheint. Die gleiche Doppelieitigfeit aber findet fich bei allen Falſchungs— 
arten. Bol. indeß die SS. 266 und 268 des Nd. Entm. 

In ſubjectiver Hinficht iſt vechtöwidriger Vorſatz gefordert, ſowohl in Betreff der 
Falſchungshandlungen um engeren Sinne als in Betreff des Gebrauchs betreffender In: 
ſtrumente und des darin Liegenden Angriffs gegen die Nechte Dritter. Eine Ausnahine 
macht bier inder der fahrläſſige Meineid. Hinſichtlich einiger andern bierberzuziehenden 
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Berbrebensarten eben Die Geſetze von dem Erforderniß Des rechtswidrigen Vorſatzes zwar 
nicht überhaupt aber nach feiner Beziehung zu dem vedhtswidrigen Gebrauche ab (vgl. 
Preußen, $. 121, 243, 255; Nd. Entw. 266; Defterreih 320 flg.; Oeſterr. Entw. 170). 

In der eben bezeichneten Natur der Fälſchungsverbrechen begründet ſich die Möglich— 
feit einer zwiefachen Behandlungsweife der dahin gehörigen Delicte, je nachdem man das 
eine oder Das andere der unterjchiedenen Elemente ihres IThatbeftandes (Verlegung der 
publica fides und Verlegung der Vermögens: oder Jonftigen Rechte Dritter) als in erfter 
Yınie maßgebend für die Normirung derjelben betrachtet. Je bedeutfamer der Credit eines 
betreffenden Zeichens für die Sicherheit des Verkehres ift, um fo mehr tritt neben der 
Berlegung deſſelben der im einzelnen Falle damit verbundene Angriff gegen die Rechte 
eines beftimmten Dritten feiner jelbftändigen Bedeutung nach in Hintergrund, um fo ent- 
ſchiedener ift es Daher gefordert, betreffende Delicte einer jelbftändigen und primär auf Die 
erftere Berlegung bezogenen Behandlung zu unterziehen. Außerdem können techniſche 
Gründe für Die Betretung dieſes Weges Iprechen, wie es hinfichtlich der 3. von Fabrik— 
und Waarenzeichen (ſoweit Dabei die Borausfegungen der Fälfhungsverbrechen überhaupt 
vorliegen) der Fall ift. Nach diefem Syſteme fümmt der Umftand, daß tm einzelnen 
Falle die Handlung in der Richtung gegen die Vermögensrechte u. ſ. w. eines beſtimmten Dritten 
nur bis zum Verſuche, bzw., daß fie hier bis zur Vollendung vorgejchritten ft, nur als 
Strafabftufungsgrumd in Betracht. — Erſcheint es dagegen als angezeigt, den Schwer: 
punft in die legterwähnte Richtung der Handlung zu legen, ſo iſt die in ihr zugleich her— 
vortretende Verlegung der publica fides den Auszeihnungsgründen beim Betruge oder 
ſonſt in Frage ftehenden Verbrechensgenus einzureiben. 

Diefe beiden Syſteme finden ſich im den meiften Strafgejegbüchern neben einander. 
Dabei ift aber die Grenze zwiſchen dem Geltungsbereiche des einen und des andern in 
ſehr verſchiedener Weile gezogen. Im Bezug auf die F. von Geld, öffentlichen Gredit- 
papieren nnd öffentlichen Urkunden, ſowie in Betreff Des Meineids befolgen fie meist Das 
erfte Syſtem (anders in Betreff der öffentlichen Urkunden: Defterreih und Sachſen, in 
Betreff des Meineids Defterreih); in Bezug auf Die F. von Maß und Gewicht Dagegen 
meist Das zweite (anders Wirtemberg, Baden, Braunſchweigh. Im Uebrigen läßt Tich 
keine Regel aufſtellen. Sachſen behandelt die F. privater wie öffentlicher Urkunden als 
Betrugs fratien hat jedoch eine ſubſidiãre ſelbſtändige Beſtimmung in Betreff der— 
ſelben. Oeſterreich und Baiern kennen die F. privater (erſteres auch Men Urkunden 
nur als Berrugsqualification. Preußen und der Nd. Entw., Baden, Hefen, Würtemberg, 
Braunſchweig, ſowie Frankreich und Belgien geben beiden Arten der Urtundenfälichung die 
ihnen zufommende ſelbſtändige Stellung. Mit ihnen werden Fälſchungshandlungen in Bes 
zug auf öffentlihe Zeugniſſe, Stempelpapier oder Stempelmarten u. a. zulammengeftellt. 
Baden, Braunſchweig und Würtemberg reiben den jelbftändig normirten Fälſchungsarten 
ferner die Grenzfälſchung, Baden und Braunſchweig auch die F. von Zeichen der Waſſer— 
berechtigung, Baden die von Aechtheitszeichen an Gold» und Silberwaaren ein. Faſt 
überall wird ferner Die F. fremder Fabrik- und Waarenzeichen im Sinne einer Verlegung 
der publica fides unter befondere Strafbeftunmungen gezogen. Daß Thüringen auch Die 
F. der Waaren jelbft den heroorgehobenen Fälſchungsarten anreibt, hängt mit der oben 
gefennzeichneten veralteten Auffaſſung derielben zuſammen. 

Auch ein drittes Syſtem, wonad bier eine Cumulation nach den Grundſätzen über 
Berbrechensconcurrenz eintreten ſoll, it aufgeftellt worden Würtemberg 219, 3; Dejterr. 
Entw. 171; Frankreich 405 i. f). Dabei ift berieben, daß bier die Vorausfegungen 
weder der idealen noch der realen Goncurvenz gegeben find, Da der Thatbeftand der ©. 
jene beiden Richtungen der That als wejentliche Beſtandtheile einſchließt. Es wäre ebenſo 
logiſch, beim Naube neben den Strafbeftunmungen über den Raub zugleich die für den 
Tiebftabl nah den Grundſätzen über Concurrenz zur Anwendung zu bringen. 

Kran der Fit. f. die zum Art. „Betrug“ angeführten Schriften. 

Preußen $. 213. Abſ. 1, 3, 1, 5, 73 247— 258, 121 —132; Nd. Entw. 145 — 160, 
26: Mt Defterreich 199, e,d,e, 201 a 204, 115—121; Oefterr. Entw. 159— 176, ?Tie,f,g.b,i; 
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Baiern 169-203, 316 sub 3, 4, 5, 6; Sachſen 221— 228, 285 a, 311, 312, 320—329, 3335 
Thüringen 252— 268; Baden 423— 419, 509- 532; Wilrtemberg 206 — 234, 356 — 61; Heffen 
204— 243, 385— 390, 595 sub 3, 5, 397 sub I, 3, 398, 399; Braunſchweig 126— 144; Frant- 
reih 132— 165; Belgien 160 — 226. Merkel. 

Familienfideicommiß ift ein familienvechtliches Inftitut des Inhalts, daß ein 
Gut vermöge einer Privatdispofition in der Familie des Stifterd oder eines Dritten als 
unveräußerliche vermögensrechtliche Grundlage ihrer Toctalen Stellung auf alle Geſchlechts— 
folger überzugehen beitimmt if. Seine Tendenz geht ſonach dahin durch Beſchränkung 
der Dispofitionsgewalt des jemeiligen Eigenthümers die vermögensrechtliche Unfterblichkeit 
der Familie zu fichern, um damit den Platz, den fie in der Geſellſchaft einnehmen fell, 
auf die Dauer zu firiren. Der Zweck des Anftitutes, der ja geradezu feinen Inhalt 
ausmacht, die Deittel zur Nealifirung deffelben und endlich die efehichte Des F. berech⸗ 
tigen uns ſelbes als ein Familienrechtsinſtitut aufzufaſſen. 

Im älteren deutſchen R. war das Erbrecht überhaupt ein Familienrecht, welches 
ſich in dem Wartrechte des nächſten Erben ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers als wirk— 
ſam erwies. Die Bevorzugung des Mannsſtammes im Erbe, das Beiſpruchsrecht des 
nächſten Erben, die Grundſätze bezüglich des Handgemals (Vgl. Enc. I, 183) verbürgten 
die Erhaltung des Grundbeſitzes innerhalb des Geſchlechts und damit die Continuität 
feiner foctalen und zugleich auch politiſchen Stellung. Als aber die Abſchwächung und 
Beſchränkung des Beifpruchsrechts, die fi anbahnende Gleichberechtigung der Töchter mit 
den Söhnen im Erbrecht und vollends die Neception der fremden Rechte eine Zerſplit— 
terung des Grundbefiges herbeizuführen drohten, machte fi) im den Kreiſen des Adels 
das Beftreben geltend durch Auskunftsmittel verfchiedener Art das alte Erbgutöprincp zu 
erhalten. Der hohe Adel Half ſich durch autonome Sagungen, der niedere war, mo fich 
nicht das alte Recht der Erb- und Stammgüter erhielt, auf Rechtsgeſchäfte, namentlich 
auf Erbverzichte angewiefen um den gedachten Zwed zu erreichen. Sole Dispofitionen 
num, weldye gewiſſe Güter für unveräußerlich erklärten und den Mannsſtamme vorbehielten, 
haben die Juristen Des 16. und 17. Jahrhunderts, welche alles „Ichlechterdings über den 
römiſchen Rechtsleiſten zu Ichlagen gewohnt waren” (Kreitmayr, Anmerkungen über den 
Codicem Maximilianeum Bavaricum eivilem II, e. 10 1760) an das römiſche fidei- 
commissum, quod familiae relinquitur, angefmüpft, weldyes bereits durch die italtentiche 
Praris und Doctrin eine über das Röm. R. hinausgehende Fortbildung erhalten hatte. 
Auch das langobardiſche Yehnrecht wurde zur Gonftruction des neuen Rechtsinſtitutes heran 
gezogen, indem der demfelben eigenthümliche Begriff einer sucecssio ex pacto et provi- 
dentia majorum als Anfnüpfungspunct benügt wurde um den Uebergang des Gutes 
von einem Befiger auf den anderen zu erklären. Zuerft wurde diefe Auffafjung in aus— 
führliber Weife von Knipſchildt verfochten, deſſen Tractatus de fideicommissis 
familiarum nobilium für die juriftiiche Behandlung diefer Materie in Deuticland 
grundlegend wirkte. So ergibt fih denn das 8. als ein Erzeugniß der durch Die 
Doctrin beherrichten Praxis, welches dem Röm. R. die äußerlichen Formen, dem deutichen 
Rechtsleben die zu Grund liegende Rechtöjitte, dem langobardiichen Lehnrechte die juri— 
ſtiſche Auffaſſung eines mwefentlihen Merkmals verdantt. 

Die Errichtung eines Fidercommiffes (Fideicommiß-Stiftung) fett einen ausdrücklich 
erklärten Willensact des Conftituenten voraus, welcher die zweifache Function hat das Gut 
als unveräußerlich zu erflären, und als Gegenftand fucceifiver Nachfolge der Geſchlechts— 
mitglieder zu qualificiren. Zur Stiftung ift Handlungsfähigfeit und Dispofitionsbefugnig 
des Stifters nothwendig. Pflichttheilsvechte kann er alfo durch die Stiftung nicht be— 
feitigen noch ſchmälern. Die Errichtung eines F. iſt fein Standesvorrecht. In der 
Regel kommt fie allerdings in Adelöfamilien vor, doch ift fie nirgends auf Adelige be= 
ichränft, wenn fie auch particularredhtlih mitunter nur zu Gunften adeliger Familien er— 
folgen darf. Sie kann als eine Verfügung auf den Todesfall oder als Dispofition 
inter vivos, als einſeitiges Nechtögeichäft oder als ein Vertrag ins Werf geſetzt werden. 
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Die Fideicommißſtiftung verlangt an ſich feine beſtimmte Form, es genügt die Erfüllung 
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ver formellen Erforderniffe jenes Rechtsgeſchäftes, durch welches die Stiftung begriindet 
wird. Wo öffentliche Bücher befiehen, it die Eintragung der Fideicommißqualität des 
Gutes mindeftens als VBorausfegung ihrer abjoluten Wirkſamkeit gegen Dritte zu betrach— 
ten. In neuerer Zeit wird gewöhnlich Iandesherrliche oder doch obrigkeitliche Genehmigung 
der Stiftung verlangt; in Defterreih behandelt man dieſe als Gefeßgebungsact, welcher 
die Uebereinftimmung der gejeggebenden Factoren vorausfegt (Gel. vom 13. Juni 1868). 
Wo particularrehtlihb eine gerichtlihe Gonfirmation erforderlich ift, Tann diefe nur aus 
Recht sgründen nach vorausgegangener causae cognitio verweigert werben. 

As Gegenftand einer Fivercommipftiftung find nur Sachen verwendbar, die einen 
dauernden Ertrag gemähren, Grundſtücke, vinculirte Gapitalien, andre bewegliche Sachen 
nur in der Rolle von Fiveicommißpertinenzen. Particularrechtlich ift aus angeblichen 
Zweckmäßigkeitsgründen mitunter ein Minimum des Ertrages vorgeichrieben. 

Zum Zwed der Ueberwachung des Fideicommiſſes pflegen Partieularrechte die 
Errichtung eines Inventard anzuordnen oder auch Gautionsleiftung des jeweiligen Fidei— 
commißinhabers zu verlangen. Zu den Sicherungsmitteln diefer Art gebört femer die 
Aufftelung eines Fideicommißeurators und die Unterftellung des F. unter die Aufficht 
einer Behörde. 

Was Das Necht des jeweiligen Befigers am Stiftungsqute betrifft, To ſcheuten 
fih die älteren Doctrinen ihn das Eigenthum an der Sache zuzufprehen. Man räumte 
ihm nur den Niepbraud cin umd hielt die Fideicommißfuccefloren oder gar den Staat, 
als Saranten der Familtenftiftung, für den wahren Eigenthümer. Oper man 
legte der Familie als folder ein Geſammteigenthum bei, das Durch den jeweiligen Inhaber 
ausgeübt werde. Am meisten verbreitet war die Theorie des getheilten Eigentbums, 
welhe ver Familie das Obereigenthum, dem Inhaber ein Nutungseigenthum zuſchrieb 
und Diefen als Mitglied der Familie zugleih am Obereigenthum derſelben participiren 
ließ. Dieſe Anfichten, von welden Tegtere in die Sprache der Gſgb. übergegangen 
ift, können jest als übermundener Standpunkt gelten Der ftiftungsmäßige Inhaber des 
Gutes ıft Eigenthümer deffelben, ein Moment, durch welches das Fideicommiß fich von der 
eigentlichen Familienſtiftung untericheidet, welche eine juriftiiche Perfon, ein pium corpus 
als Rechtöfubject conftituirt. Das Eigenthum des Fideicommißinhabers iſt jedoch beichränft 
durch den Stiftungsmillen und den Stiftungszwed, welcher die Ausübung des Eigenthums 
nur salva substantia rei geftattet. Der Inhaber, dem eimerfeis der wolle Gebrauch 
und die vollen Nugungen der Sache zufteben, ift andeverfeits zu feiner Veräußerung (Ber: 
pfändung und dauernde Dingliche Belaftung des Gutes eingelchloffen) berechtigt. Die 
trogdem erfolgte Veräußerung it nichtig; fie überträgt fein Eigenthum; die Anwärter 
fönnen gegen den Ewwerber mit der rei vindicatio auftreten, Jobald fie zur Succelfion 
gelangen. Auch der Descendent Des Veräußernden it nicht gebunden, die Veräußerung 
anzuerfennen, da er ja fein Necht nicht etwa als Erbe von dem Ascendenten,' fondern vom 
Stifter herleitet. Selbft die Zuſtimmung der lebenden Anwärter und eines für die 
Nachkommen aufgeftellten Fideicommißcurators oder gerichtliche Gmnehmigung können nad 
gem. A. der Veräußerung nicht zur Giltigkeit verhelfen. In dieſer abjoluten Unveränder: 
lichkeit der Stiftung liegt jedenfalls eine ſchwache Seite des Inſtituts begrimdet, Daher 
dann auch Particularrechte zu verichtedenen Ausfunftsmitteln gegriffen haben, welche der 
eventuell eintretenden Nothwendigkeit einer Veräußerung ausnahmsweiſe Rechnung tragen. 

Aus der Tendenz der Stiftung dem Geſchlechte fir alle Zukunft die ökonomiſche 
Bafis feiner ſocialen Stellung zu verſchaffen, gebt die pofitiwe Verpflichtung des jeweiligen 
Inhabers hervor, das Gut fammt Zubehör in gutem Stande zu erhalten und die noth— 
wendigen Verbeſſerungen und Reparaturen zur gehörigen Zeit vorzunehmen. Regelmäßige 
Wirthihaftsauslagen hat er aus dem Ertrag der ibm zufallenden Früchte zu beftreiten. 
Wegen auferordentlicher Erforderniffe kann er die Subftanz des Fideicommiſſes mit dem 
gemachten Aufwande als einer Fideicommißſchuld belaften, bzw. können feine Allovialerben 
von dem Fideicommißnachfolger deswegen Erſatz verlangen. 


406 Familienrath. 


Wegen Schulden, welche der Fideiconimißeigenthümer contrabirte, kann die Sub— 
ftanz des Fideicommißgutes von den Gläubigern nicht angegriffen werden. Für ſolche 
Schulden haften nur die Früchte des Gutes aus der Eigenthumsperiode des Schuldners, 
ſoweit fie micht durch die Pflicht der Erhaltung des Gutes und durch eigentliche Fidei— 
commißfchulden in Anſpruch genommen werden. As folde haben aber zu gelten: 
Schulden des Stifterd, Schulden, melde der Befiger contrahirt hat um ſolche des Stif- 
ters abzutragen, Auslagen zur Ablöfung dinglicher Yaften des Fideicommißgutes und 
Schulden zur Defung eines auferordentliben Aufwandes, welcher nothwendig wurde um 
die wirthichaftliche Ertragsfähigfeit des Gutes zu erhalten oder wiederberzuftellen. 

Die Succejfion in das 8. erfolgt im der durd den Stifter beftimmten Weile, 
In der Regel wird durch die Stiftung eine von der gemeinen abweichende Erbfolgeorpnung 
vorgefchrieben, indem das Fideicommiß als ein Majorat, Senierat, Minorat, als Primo— 
genttur, Secundo- oder Tertiogenitur errichtet wird. Doch tft die Feſtſetzung einer beſon— 
deren Erbfolge nicht weſentlich. Fehlt eine ſolche, jo tritt die gewöhnliche Inteftaterbfolge 
ein mit der Modification, daß dem Zweck des Fideicommified entfpredend der Manns: 
ſtamm als Träger des Familiennamens die weiblichen Stämme ausſchließt. Wenn nicht 
in der Stiftung oder particularrechtlich die Individualfucceffion angeordnet ift, To treten 
mehrere gleichberechtigte Anwärter zugleich in den gemeinfchaftlichen Beſitz des Fideicom— 
miſſes ein. Eine materielle Theilung wäre im Zweifel als ein Widerſpruch gegen bie 
Stiftungstendenz zu betrachten. Ausgefchloffen find von der Nachfolge in das Fideicommiß 
Adoptirte, umebelihe Kinder und per rescriptum prineipis Yegitimirte. Der Anfall 
des Fideicommiſſes erweilt ſich als Nealifirung des bereit® mit der Geburt erworbenen 
Wartrechts. Die Nachfolge iſt als Eingularfuccelfion ex pacto et providentia majorum 
aufzufaffen. Der Anmärter kann die Allodialerbfolge ausſchlagen und braucht auch als 
Descendent des letzten Befiters deſſen ſtiftungswidrige Handlungen nicht anzuerfennen. 

Der Befiger, mit welchem das Geſchlecht ausftirbt, hat freied Eigenthum an dem 
Gute, welches dur das Entfallen des Stiftungszwedes die Qualität eines Fideicommiße 
gutes verloren hat. 

Die Aufhebung des Fideicommiſſes kann gemeimvechtlih nur durch den Eintritt 
der letztgedachten Eventualität und durch den Untergang der Sache erfolgen. Doch ge 
ftatten Particularrechte noch andere Aufhebungsarten analog jenen Modalitäten, unter welchen 
fie eine Veränderung im Fideicommißobjeete zulaffen, um die Einrichtung mit den med 
jelnden Anforderungen der Zeitverhältniffe in nothdürftigen Einklang zu bringen. 

Lit. u. Sfgb.: Carl von Salza und Lichtenau, Die Lehre von Familien-, Stamm- 
und Geſchlechts⸗F., 1838. Died, Familiengut in Erſch und Grubers Encyclop. Stein- 
acker, De jure fideicommissorum seeundum leges Saxonicas, 1834. €. v. Salsa in 
Weiske's Nechtöfer. IV, 237; insbef. Yewis, Das Recht des F., 1868. Befeler, Erbverträge, 
II, 2, 77 fi. v. Gerber, Beiträge zur Yehre vom in 8. Gahrbb. f. Togmatit, I. 53). 
Derfelbe, Die Familienftiftung x, Jahrbb. f. Dogmatik, II. 351. Die Yehrbücher v. Beſe— 
fer 721 fi; Gerber 8. 83, 84, 274. 275; Bluntfhli 8.68. — Preuß. A. L. R. Th. I. 
Tit. 4; Oeſterr. BGB. 88. 618— 645 und Gef. vom 13. Juni 1868 (Wildner, Das 
Fideicommißreht nad dem Defterr. ©.B., 1835); Sächſ. G.B. 2527 — 41; bad. UR. A. 577 
éa — ev; Bair. Ediet über F. v. 26. Mat 1815; Weimar. Gef. v. 22. April 1833; Hannev. 
Gef. v. 13. April 1836; Braunſchw. Gef. v. 25. März 1837. 

Heinrib Brunner. 

Familienrath. Kin consilium propinquorum, necessariorum, wird im Röm. 
R. in zwei Beziehungen erwähnt. Vorerſt als consilium des Hausvaters im Haus— 
erichte, wozu nicht nur Verwandte, jondern aud) Freunde zugezogen zu werben pflegten, 
Fonic auch, wenn über die Frau gerichtet wurde, eigene Verwandte devielben. In der 
zweiten, für das neuere N. allein bedeutenden Anwendung haben die propinqui, Cognaten 
und Affinen, bei der Vormundſchaft auf verſchiedene Weile mitzuwirken. Site erbitten, 
wenn nöthig, die Ernennung eines Vormunds, welcher in der Regel auf ihren Vorſchlag 
und aus ihrer Mitte gewählt wird. Sie beaufjichtigen im Allgemeinen die Verwaltung 
des Vormunds; ihnen fteht das Recht und die Pflicht zu, ihn im Notbfall zu mahnen, 
eventuell deſſen Abjegung zu beantragen. Beſonders haben fie mit und ſogar vor dem 
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Vormunde über die perſönlichen Verhältniſſe des Pupillen, Aufenthalt, Erziehung, Yebens- 
art, Handwerk, Beruf, zu beſtimmen. Inwiefern ſich aber dabei von einem eigentlichen, 
organiſirten F. richtig reden laffe, ift beftritten. 

Im franz. R. dagegen fteht der F. als bejonderes Inſtitut vollſtändig ausgebildet 
da: eine Berlammlung von Verwandten, Berjchmwägerten und Freunden unter dem Vor— 
ſitze des Friedensrichters, welche die Vormundſchaft controllirt, den Vormund ernennt und 
abjegt, deſſen Geſchäftsführung beauffichtigt, ihn zu gewillen Rechtshandlungen ermächtigt 
und über verfchiedene Vormundſchaftsgeſchäfte ihre Anficht zu äußern bat. Es ift eine 
deliberirende Berfammlung, feine admimiftrative oder vichterliche Behörde, fein perma— 
nenter Körper, keine Inftanz; der F. wird fir jeden fpeciellen Berufungsfall eigens ge— 
bildet. Der C. N. 409—416, und der C. de proc. 882-889, enthalten ausführliche 
Borihriften über Zufammenjegung, Berufung, VBerfammlungsert, Gutachten und Beichlüffe 
des F. Wenn auch im Gelee nichts beſtimmt ift, find Doch ohne Zweifel die Mitglieder 
für dolus und eulpa lata verantwortlich. 

Lit.: Schent, Der F. 1563. Derfelbe, Die Magiftratur im franz. Bormundicafts- 
recht, 1864. Rivier. 

Familienſchluß, d. h. der unter Leitung und Genehmigung des Gerichts zu 
Stande gelommene Beihluß über die Veränderung der Stiftungsurtunden bei Familien— 
ftiftungen, Familienfideicommiſſen und Lehen, über die Veräußerung der die letzteren bil— 
denden Dbjecte und über die totale Aufhebung der Stiftung oder des Fideicommiſſes ſeitens 
der zur berechtigten Familie gehörigen Mitglieder. Es ſoll dadurch ermöglicht werben, 
daß Die betreffenden Verhältniſſe, meldye ihre Regelung ein für allemal durch den 
Stifter empfangen und welche ſich eigentlich der Einwirkung der einzelnen Familienmitglieder 
entziehen, dem Wechſel der Zeiten und dem veränderten Intereſſe der Familie gemäß um— 
geftaltet, ja bei Unmöglichkeit der Erfüllung des beabfichtigten Zweckes ganz befeitigt 
werden fünnen. Der Ausdrud „F.“ ift der preußiichen Rechtsſprache eigenthümlich. Er 
fommt in den die hier im Rede ftehenden Inftitute vegelnden VBorichriften des Preuß. LR. 
(Tb. II. Tit. 4. Abſchn. 1 u. 3) und dem in Anſchluß daran ergangenen „Gef. vom 15. Febr. 
1840 über Familienſchlüſſe bei Familienfideicommiſſen, Familienſtiftungen und Lehen“ 
vor, welches auch das Verfahren bei der Ermittelung der berechtigten Interefjenten, Die 
Aufgebote und Borladungen derjelben und Aehnliches näher regelt. Mit der Grundauf- 
faljung des preuß. R., welches die Familie — allerdings nicht berechtigter Weile — als 
juriftiiche Perjon denkt und ihr an den Famtlienftiftungsgütern das Eigenthum, an den 
Familienfideicommiſſen des Ober-Eigenthum zufchreibt, ftehen dieſe Beſtimmungen in voll: 
fommener Harmonie, da fie die Mittel und Wege angeben, wie das verfügungsberechtigte 
Subject im gegebenen Fall jenen Willen erklärt. Die neueren Geſetze anderer Staaten 
lafien zwar aud die gleichen Berfügungen namentlich über Fideicommiſſe unter Conſens 
der Tämmtlichen Anwärter umd mitunter der weiter erforderlichen Genehmigung des Yandes= 
herrn, reſp. des Gerichts zu (Defterreih, Sachſen, Braunſchweig, Großberzogthum Heflen, 
Baden, j. Yewis, das Recht des Familienfideicommiſſes. Berlin 1868, ©. 286. 456), 
aber feins geht daven aus, daß fich in den desfallfigen Erklärungen der einzelnen Anz 
wärter der Wille der ganzen Familie manifeftire und feins fennt daher ein auf 
Zufammenberufung Aller zu einem Termin gerichtetes Verfahren mit Präclufion des 
Widerſpruchsrechtes der Ausbleibenden. P. Hinſchius. 

Familienſtand, Civilſtandsregiſter. „Geburt, Ehe und Tod, indem 
fie das Einzelleben begründen, ändern oder enden, begründen, ändern und enden 
damit auch Die ganze Summe von rechtlichen Verhältniſſen, welche Das rechtliche Yeben der 
Perfönlichteit bilden.” Auf dieler Grundlage berubt eine Reihe öffentlicher Einrichtungen, 
welche mit den Kircheubüchern beginnend in drei Entwidelungsftufen zu dem Givil- 
ftandsregifterwelen geführt haben. . 

Die Eintragung von Taufen, Eheichlierungen und Sterbefällen in ſchriftliche Ver— 
zeichnifje der Ortöpfarreien muß in den jpäteren Jahrhunderten des MA. eine 
ziemlich weit verbreitete Sitte geweſen fein; denn fie wird in dem Zeitalter der Refor- 
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wation zum Gegenſtand allgemeiner Anorbnungen, welde fie ald befannt vorausfegen. 
Es lag zunächſt wohl im &eift und Intereſſe der Firchlichen Verwaltung ſelbſt, eine 
urkundliche Notiz über die wichtigften Amtsacte der Pfarrgeiftlichteit aufzunehmen. Früh— 
zeitig muß aber aud das Interefje der Bevölkerung zu Zwecken des Beweiſes der Ber: 
wandticaft, des Erbrechts und anderer bürgerlichen Verhältniſſe eine ſolche Einrichtung 
befördert haben. Die Kirche allein beſaß im M.A. das nöthige Perfonal um 
Beurkundungen devart mit einiger Regelmäßigkeit und Gleichmäßigkeit in ihren Ortsämtern 
durchzuführen. Taufen, Eheſchließungen und feierliche Begräbniſſe gehörten an fich jo 
ausſchließlich zur Competenz der kirchlichen Behörden, daß vor den Zeiten der Reformation 
Einrichtungen Ddiefer Art fein Gegenftand weltliher Gigb. werden konnten. Für die 
römiſch⸗ latholiſche Kirche erließ ſpäter Das Tridentiner CToncil sess. XXIV. c. 1. 2 
allgemeine Vorſchriften über die jorgfältige Eintragung der Eheſchließungen und der Taufen 
in ein dafür geordneted Buch. In England erging unter Heinvih VIII. (1538) nicht 
eine Parlamentsacte, Jondern eine königliche Verordnung über die Führung von Kirchen⸗ 
büchern, und im weiteren Verlauf der engliſchen Reformation wurden die genaueren Vor— 
ſchriften den Anordnungen des Kirchenregiments überlaffen. Ein Verſuch der engl. Re— 
publif zur Einführung polizeiliher Standesregifter (a. 1653) blieb ohne Folgen. Auch 
in Deutſchland bat die Reformation die ältere Grundauffaſſung der Kirchenbücher als 
einer vein kirchlichen Einrichtung noch nicht geändert. 

Eine zweite Entwicklungsſtufe kann als die Führung der Kirchen bücher 
unter geſetzlicher Normativbeſtimmung bezeichnet werden. Sie beginnt ver— 
hältnißmäßig früh in Frankreich mit den Ordonnances Villers Coteret von 1539 und 
ſpäteren königlichen Verordnungen, denen freilich eine genügende Controle der Ausführung 
fehlte, ſo daß der Ausbruch der Revolution ſpäter einen nichts weniger als muſterhaften 
Zuſtand vorfand. In England ergingen ſeit Wilhelm III. und unter Georg II. 
verjchiedene Statuten, welde Taufen, Trauungen und Beerdigungen mit einer Stempel: 
abgabe belegen und nur zu dieſem Zweck einer ftaatlichen Gontrole unterwerfen. Erſt im 
Jahr 1812 wurde durd Sir Rose’s Statute 52. Geo. 3. c. 146 eine ausführliche 
Ordnung für die Führung und Aufbewahrung der Kirchenbücher und die Zufammenftellung 
von Geſammtverzeichniſſen bei der bifchöflichen Behörde vorgeichrieben. Die Ausführung 
ift aber wegen Mangel ftaatliher Gontrole überaus unzuwerläffig geblieben. Im 
Deutihland konnte nad Yage der ftaatlichen Verhältniſſe nur eine particulare Ein: 
wirkung der weltlichen Obrigfeit eintreten. Wir finden nach dem Neformationszeitalter 
zunäcjt in den Städten das Beftreben, unter Eimwirkung des Raths den Geburts: 
und Todtenregiſtern eine geregeltere Geſtalt zu geben, unverkennbar in Folge des ftärferen 
Bedürfniſſes beweiſender Urkunden für das Gemeindebürgerredht und fir die ftädtifchen 
Erbverhältniſſe. Die eigentliche Territorialgejeggebung beginnt aber erft um die Mitte 
des XVIII Jahrhunderts. Vom Standpunkt des Wohlfahrtöftants aus und im 
Intereſſe der Feftitellung der Bevölterungszahl wird eine Verpflichtung zur regelmäßigen 
Führung ſolcher Negifter für alle Confeſſionen ausgeſprochen, deren Inhalt näher vor: 
geichrieben, und eine ftaatliche Oberaufjicht iiber Die Führung derjelben eingeführt. Ein 
Mufter diefer Gſgb. bietet Defterreich in dem Decret vom 10. Mat 1774 und dem 
Patent vom 20. Februar 1784. Die Regifter (Meatrifen) werden bei Katholiken wie 
bei anderen Gonfejjionen von den Geiftlihen geführt, unter Aufficht geiftlicyer Behörden. 
Das Geſetz ſchreibt aber die Rubriken und die Art und Weife der Eintragung nad 
gleichen Formularen vor, welde ald foliirte und befiegelte Kirchenbücher won der weltlichen 
Bezirtsbehörde den Geiftlihen ausgehändigt werden. Die weltliche Oberbebörde beansprucht 
ein Recht der Kenntnißnahme und Gontvole über die geſetzmäßige Eintragung. Durch 
die ſpätere Gſgb. iſt auch die Anfertigung von Abjchriften und das Formular der Jahres: 
tabellen und Summarien näher beftimmt. Die preuß. Gſgb. gibt nur umvollftändige 
Normativbeſtimmungen, beſchränkt auf die vom Staate anerkannten Gonfelfionen, dern . 
Kirchenbücher allein den öffentlihen Glauben zu beanſpruchen haben. Für die Diffidenten 
führt erſt das Patent vom 30. März 1847 eine gerichtliche Beglaubigung der Regiſter, 
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für die Juden die Verordn. vom 23. Juli 1847 eine gerichtliche Führung der Negifter 
ein. Im der Rheinprovinz Dagegen blieb die franz. Gſgb. über dieſe Materie in Kraft. 
Umvertennbar war es Das Widerftreben gegen Einführung der Civilehe, welches die Mebr- 
zahl der deutichen Gſgbb. auf diefem halben Wege ftehen bleiben lieh. 

Die dritte Entwidlungsftufe, die Einführung volljtändiger, überall 
gleiger Civilſtandsregiſter unter alleiniger Autorität der Staatögewalt, be 
ginnt jeit 1791 in Frankreich. Es war ein Nothftand, der völlige Umfturz der hiſto— 
riihen Kirchenverfafung, melcyer in dem Gef. vom 20. Septbr. 1791, — fpüter er: 
weitert in dem Gel. vom 28. Pluviofe an VIII, — durdgreifend die Führung der 
Standesregijter den Gemeinbevorftänden übertrug. Der Maire führt folhe im Staats: 
auftrag ald officier de l’etat civil. Die Eintragung ift obligatorisch unter ftrengen 
Etrafbeftimmungen für unterlafjene Anzeige und unmrichtige Eintragung. Sie gilt nicht 
mehr als Beglaubigung eines kirchlichen Acts, ſondern als jelbftändiger Rechts— 
act mit Urkundszeugen, unter alleiniger Autorität der Staatägewalt, deſſen Bor: 
bedingungen, Formen und Wirkungen einen normalen Beftandtheil des bürgerlichen Gefeg- 
buchs darftellen. Jedermann hat Das Recht Auszüge aus dem Regiſter zu verlangen. 
Die Anfertigung der Yahrestabellen, der 10jährıgen Tabellen, ſowie das Verfahren 
bei Wiederherftellung verloren gegangener Regiſter ift Durch die ſpätere Gſgb. näher 
geordnet. Der Ausdrud „Civilſtand“ und „Standesregifter” ift mit Nachdrud gewählt, 
um ihre völlige Ablöfung von der kirchlichen Autorität und Verwaltung auszufprechen. 
In Verbindung damit it gelegt die Behandlung der Ehe als eines familienrechtlichen 
Vertrages, welcher ausichlieglih Durch die Mitwirkung der Givilftandsbeamten und durch 
die Formen des bürgerlichen Geſetzes feine vechtlihe Wirkſamkeit erlangt. 

So gewaltiam der Uebergang in Died neue Syſtem gemacht war, jo hat fich doch 
die Bevölkerung mit den neuen Einrichtungen bald befreundet. Ohne ernftliche Anfechtung 
dauerte Dafjelbe nicht nur in Frankreich fort, jondern wurde auch in anfehnlihen Landes— 
theilen nach Aufhebung der franz. Fremdherrſchaft beibehalten. Neuerdings it es in 
allen weſentlichen Grundſätzen auch in Italien eingeführt Durch Gef. v. 20. März 1865. 

Bon ganz anderer Seite ber erhielt die Civilſtandsgeſetzgebung eine Erweiterung 
durch ihre Annahme in England. Die Normatiobeftimmungen des Gefeges von 1812 
über die Führung der Kirchenbücer hatten ſich fo unwirkſam enwiefen, daß die Sicherheit 
des bürgerlichen Rechtsverkehrs gebieteriih eine durrchgreifende Aenderung in dem inne 
berbeiführte, „daß eine Nationalanftalt zur Beurfundung der Geburten, Heirathen 
und Sterbefille unabhängig von kirchlichen Einrichtungen und von der Verſchiedenheit 
der Glaubensbekenntniſſe zu gründen ſei.“ Dem entfprediend ergeben die Geſetze 6 et 7 
Will. IV. ec. 85. 86 über die Heivathsregifter und Eheſchließungen, über Geburts- und 
Todtenregifter, — weiter ausgeführt durch 1 Viet. c. 22, — ergänzt durch 27 et 28 
Viet. c. 97, über die Begräbnißregiſter. Die Spätere Gſgb. hat die neuen Einrichtungen 
auh auf Schottland und Irland ausgedehnt. Eigenthümlich ift bier die Bildung eines 
Gentralvegifteramts, die Durchführung des Syſtems im Anſchluß an die neuen Kreis— 
Armenverbände ımd an das Perjonal der GCommunal-Armenverwaltung, ſowie die Beibe- 
haltung einer alternativen Eheſchließung vor dem Geiftlichen oder vor dem Givilftands- 
beamten, unter übrigens gleicher Negifterführung und Gontrole für alle Formen ber 
Eheichliegung. Die Kirchenbücher dauern daneben fort als Beurfundungen des kirchlichen 
Acts der Taufe und des Begräbniſſes. 

Der weſentlich gleiche Gang dieſer Gſgb. unter ſehr verfchtevenen hiſtoriſchen und 
nationalen Verhältniſſen enthält einen Fingerzeig auf den Ausgang, zu welchem die Gſgb. 
aller Culturſtaaten Europa's in nächſter Zeit gelangen wird. 

Es iſt einerſeits die Bermehrung, die raſche Bewegung einer freizügigen 
Bevölkerung und die Mannigfaltigkeit der rechtlichen Beziehungen der modernen Erwerbs- 
geſellſchaft, welche eine ſichere Feſtſtellung der Statusverhältniſſe unter öffentlicher Autorität 
und mit unanfechtbarem Glauben erfordert. Dieſe Art der Feſtſtellung wird zu einer 
weſentlichen Bedingung für Ordnung und Sicherheit des Verkehrslebens, welche weder 
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durch Privatfräfte, noch durch die Mittel und das Perſonal ber Kirchenverwaltung be⸗ 
ſchafft werden kann. 

Es iſt andererſeits die Spaltung der religiöſen Bekenntniſſe, welche nach 
Anerkennung einer vollen Freiheit des Cultus die Verbindung dieſes Regiſterweſens mit 
den einzelnen Confeſſionen fortſchreitend erſchwert, bei einer Zerſplitterung in kleinere 
Gruppen und Secten praktiſch unausführbar macht, und namentlich im Eherecht zu 
unlösbaren Conflicten zwiſchen Kirche und Staat führt. 

Es iſt ſchließlich der unüberwindliche Zug zur bürgerlichen Rechtsgleichheit, 
welcher die Civilſtandsregiſter durch die ganze europäiſche Geſellſchaft hindurchführen wird. 
Die Gleichheit der Vorbedingungen der Familien- und Statusrechte erfordert auch die 
Gleichheit der Organe und Formen ihrer Conſtatirung. Einrichtungen der Art können 
folgeweiſe nur von der einheitlichen Staatsgewalt ausgehen, nur durch verantwortliche 
Organe des Staats mit gleichen Rechten und gleichen Verpflichtungen für Alle gehand— 
habt werden. Selbſt die Gleichheit der Formulare iſt für dies Gebiet der Verwaltungs— 
organiſation von weſentlicher Bedeutung. 

Der Zeitpunkt iſt wahrſcheinlich nahe, in welchem die deutſche Gſgb. über den 
halben, wideripruchövollen Mittelzuftand hinaus zu dem Syſtem der Givilftandsregiiter 
gelangen muß, troß mancher Beichwerden, melche ein Uebergang dazu mit Na führt. 

Lit.: 2. Stein, Die Lehre von ber inneren Verwaltung, Stuttg. 1866, S. 229— 245. — 

"Daniels, Die Eivilftands-Gfgb., für England und Walıs Berl. 1851. — Die franz. 
Einrichtungen" unter der Nubrit: Etat civil. Gneift. 

Familienſtand (Berbrechen gegen den) Die neuere deutſche Strafgeleg- 
gebung bedroht in umfaſſender Weife die auf Unterbrüdung Veränderung oder Anmaßung 

des F. einer Perſon gerichteten Handlungen. Helfen fennt diefe Verbrechensart indeß nur 
als Betrugsſpecies (397, 6), vgl. Oeſterreich (201, d). « Dabei wird nicht vorausgeſetzt, 
daß die Abficht auf vermögensrechtlide Benadhtheiligung des Andern oder auf eignen 
Gewinn gerichtet fe. Nur Baiern fordert das lettere in Betreff der Ammaßung: (im 
Gegenfag zur Unterdrüdung) des F. Richtiger ift der Hall, wo die Abjicht auf Zueignung 
fremden Vermögens gerichtet ift, entweder mit Sachſen als qualificirter Betrug (Str. Geſ. 
285 c), oder mit dem Nd. Entw. als qualificirtes Verbrechen gegen den F. zu behan— 
deln. — Zur Vollendung gehört die Hervorbringung faliher Borftellungen über den F. 
der betr. Perfon. Das Mittel dazu wird häufig in dem Bewirken der Herftellung falſcher 
öffentlicher Urkunden linsbeſondere falſcher Civilſtandsurkunden) gegeben ſein. Baden 
zeichnet dieſen Fall aus (471). Sonſt werden bier die Beſtimmungen über intellectuelle 
Urkundenfälſchung Preußen 252, Nd. Entw. 266 flg.) anwendbar. — Nach Rhein. R. 
muß der Strafverfolgung die Entſcheidung der Civilſtandsfrage im Civilverfahren voraus— 
gehen. — ©. im Uebrigen den Art. Kindesunterfchiebung. 

Gſgb.: Nd. Entw. 167; Preußen 139; Baiern 267: Sadfen 314; Wiürtemberg 371; 
Baden 371—73; Thüringen 249; Frankreich 345; Belgien 363. Mertel. 

Familienſtiftung, d. h. die Widmung eines beſtimmten Vermögens zum bauern= 
den Vortheile der einzelnen, nad) einander zur Eriftenz kommenden Mitglieder einer ges 
willen Familie oder einzelner Angehörigen derjelben, mag nun blos eine dauernde Er: 
haltung des Werths der für den Stiftungszmed ausgefetsten Bermögensftüde oder Die 
Gonfereirung der Subjtanz der legteren (alfo 3. B. eines Stiftungs-Grundftüds) vorge— 
ichrieben fein (Ausfegung beftimmter Hebungen für alle gleichzeitig lebenden oder nur für 
arme Familienglieder, gewilfer Summen zur Austattung der weiblichen Mitglieder bei 
ihrer Verbeirathung, zu Stipendien für ftudirende Söhne find Fälle der hier in Rede 
jtehenden Stiftung). Die gemeimrechtliche Doctrin wendet auf die F. die fir die Stiftung 
überhaupt entwickelten, freilich im Einzelnen ſehr beftrittenen Grundläge an und faßt dem— 
gemäß die F. bald als eine juriſtiſche Perſon, bald als ein ſubjectloſes ſog. Zweckver— 
mögen ſ. auch Tb. I. S. 274), indem fie den Mitgliedern wegen der ihnen nad dem 
Willen des Stifterd zufommenden Anfprüche einen obligatorischen Auſpruch gegen die die 
Stiftung veprälentirenden Perſonen beilegt. Bon dem Familienſideicommiß unterſcheidet 
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ſich die F. dadurch, daß bier die Berufenen ſelbſt die ſucceſſiven Eigenthümer der ausge 
ſetzten Güter ſind, das Recht derſelben alſo ein dingliches, wenngleich ein eigenthümliches 
und beſonders qualificirtes iſt. Da aber der Stifter bei der Anordnung einer F. gewiſſe 
Objecte ebenfalls für unveräußerlich erflären fann, jo weift die Prarıs oft Stiftungs- 
urkunden auf, welche es wegen mangelnder Präcifion in ihrer Faſſung zweifelhaft lafjen, ob eine 
F. oder ein Familienfideicommiß gewollt ift. Für die Interpretation folder Urfunden ift 
feſtzuhalten, daß das Familienfideieommiß da feine naturgemäße Anwendung bat, wo nur 
beftimmte Familienglieder nah einer feſten Ordnung unter allen Umftänden bedacht 
werden jollen, Die F. da, wo nur gelegentlich bei beſtimmter Qualification (4. B. vorhan— 
dener Armuth) oder beim Eintritt gewiſſer Ereigniife (3. B. Verheirathung, Wahl der 
gelehrten Berufsart und Beginn der Univerfitätsftudten) eine Berechtigung entftehen ſoll, 
fur; da, wo von vornherein nach dem beabjichtigten Zwed die Anordnung einer feften 
Eucceffions-Ordnung nicht möglich erjcheint. Bon den modernen Civilgeſetzbüchern hat 
allein das Preuß. L.R. die F. in ausführlicher Weiſe behandelt (Th. II. Tit. 4. 8. 1 ff. 
88. 21— 46). Daſſelbe faßt die Familie, als juriftiiche Perfon gedacht, als Eigenthümerin 
des Stiftungsvermögens auf (eine Anficht, welche freilih un der Praris des höchſten Ge— 
richtshofes nicht recipirt und auch fonft beftitten iſt). Zur Errichtung ift eine ſchrift— 
liche Urkunde erforderlich, melde der Stifter, veip. bei legtwilliger Anordnung das von 
diefem Dazu beftimmte Organ, eventuell der Senior der Familie bei Gericht verlautbaren 
muß. Mach der Prüfung und Beftätigung feitens des legteren, wobei lediglich die Yegalität 
des Actes am und für fich, ſowie die Nedaction der Urkunde in Betracht zu ziehen tft, kommt 
die Stiftung zur vollen vechtlichen Eriftenz in der Weile, daß ſelbſt der Stifter feine 
eigene Schöpfung nicht mehr einfeitig widerrufen kann und das Eigenthum der zur Stif- 
tung gehörigen Vermögensſtücke ohne Weiteres auf dieſelbe übergegangen ift. Die Ver: 
waltung der Stiftung ift nad Maßgabe der in der Stiftungsurfunde enthaltenen Ans 
weifungen des Stifters zu führen. Wichtige Maßnahmen und fogar die Abänderung 
oder auch die Aufhebung der Stiftung können unter Betheiligung aller Familienmitglieder 
auf dem Wege des ſog. Familienſchluſſes (ſ. Diefen Art.) getroffen werben. 

Fit.: Pfeifer, Die Lehre von dem juriflifchen Perſonen, 1847, ©. 122 HH: Roth in 
Gerber und Ibering, Jahrbb. 1, 189 fi.5 Gerber, ebendaf. 2, 351; PB. Hinſchius, 
Preuß. Anwalts» 3tg, Mi 5 (1866), S. 17, 113, 355, 400, 417, 449 fi 
P. Hinſchius. 

Farinacius, Prosper, geb. 1544 zu Nom, war daſelbſt Advocat, päpſtlicher 
Fiscal und ftarb 1618. 

Er fhrieb: Novissimae decisiones Rot. Rom, — Deeisiones Rotae Romanae, Fran- 
eof. 1606. — Quaestiones variae, 1581. — Praxis et Theorica criminalis, Lugd. 1616. — 
Opera Omnia erim,, Antv. 1620; Nor. 1723. 

Yit.: Allard, Hist. de la justice eriminelle, Gand 1869, p. 443 — 147. 

Teihmann. 
Faſolus, Johannes, geb. 1223 in Fifa, wo er lehrte, ftarb 1256. 

Schriften: De eausis summariis (f. Joa. Faxioli et Bartoli, De summaria cog- 
nitione ed. Briegleb, Erl. 1813). — Summa de feudis, 

Fit: Savigny, V. 510—519. Teihmann. 

Fautfracht, (faute de fret, Mangel an Fracht) ift ein tedhnifcher Ausdruck des 
Seerechts, welcher fih bald auf Die fehlende Yadung jelbit, bald (wie im U. D. 
9.8.2.) auf die von dem Befrachter in dem Falle zu zahlende Fracht bezieht, wenn er 
die bedungene Ladung nicht oder nur unvollitändig liefert. Das H.G. B. faht das In— 
ftitut der F. nad) dem Vorgange anderer Geſetzbücher (Spanien, Holland, Norwegen u. ſ. w.) 
aus dem Gefichtspunkte eines beiderjeitigen Rüdtrittsredhts auf. Zunächſt kann 
der Befrachter vor Antritt der Reife ohne Weiteres von dem Bertrage zurüdtreten 
unter der Verpflichtung, die Hälfte der bepungenen Fracht als F. zu zahlen. Diele 
erceptionelle Befugniß endet erft mit dem Ablauf ver Wartezeit — felbft wenn die voll: 
ftändige Yadung bereit geliefert iſt — oder, falls der Schiffer früher abgefertigt it, 
mit der Abfertigung. Bei einfach combinirten Reifen findet das Rücktrittsrecht noch vor 
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Antritt der Rückreiſe, rvelp. der Reife aus dem Abladungshafen gegen Zahlung von 2%, 
der vollen Fracht ftatt; bei anderen zufammengefegten Reifen kommt, wenn der Rücktritt 
vor Antritt der Neife in Bezug auf den legten Abjchnitt erklärt ift, eine angemefjene 
uote bis zur Hälfte der Fracht mit Rückſicht auf Koftenerfparung und Gelegenheit zu 
anderweitigem Frachtverdienft in Abzug. — Andrerfeits kann aber auch der Verfrach— 
ter die gleichen Anfprühe auf F. erheben, ohne an den Bertrag weiter gebunden zu 
fein, wenn der Befrachter bis zum Ablauf der Wartezeit feine Yadung geliefert hat. — 
Da die %. nad dem H.G.B. als Abfindung für die Aufhebung des Vertrages gilt, 
fo wird darauf die Fracht, welche der Verfrachter für andere Yadungsgüter erhält, nicht 
angerechnet ; ebenfo wenig ift dev Anſpruch von der wirflihen Ausführung der im Vertrage 
bezeichneten Reiſe abhängig. Auch werden durch die F. die Anfprüche des Verfrachters 
auf Piegegeld u. |. w. nicht ausgeichloffen. — Eine Anwendung der pofitiwen Beftimmungen 
des H.G.B. über F. auf die Stromſchiffahrt läßt fich nicht rechtfertigen. — Die gang: 
baren deutichen Schriftfteller behandelten den Anſpruch auf F. mehr als Erfüllungs: 
reſp. Intereſſe-Forderung und Tiefen daher die für andere Güter erhaltene Fracht auf bie 
F. abredinen, während fie im Uebrigen dem Berfrachter die volle Fracht zubilligten. 
Auch nad franz., engl. und nordamerifan. Seerecht muß der ſäumige Befradhter die volle 
Fracht bezahlen. Nur folange noch Nichts eingeladen ift und nah fran. N. aud, 
wenn die Chartepartie „a cueillette‘ geftellt ift, kann fich der Befrachter wor der Ab- 
fahrt durch Bezahlung der halben Fracht befreien. Proteſte wegen F. find in England 
häufig, in Frankreich unbekannt. 

Gfgb. u. Lit: A. D. H.G.B. A. 591 —591, 635; C. com. a. 239, 291, 294. Pöhls, 
Darftellung des gem. deutſchen und des hamburg. HR. für Yuriften u. Kaufleute, Bd. IIL 
Th. II. 88. 428, 431, 432 (S. 485—498, 506—573). Heife, HR., ©. 363, 364. Jacob— 
fen, Seerecht des Friedens und des Krieges, ©. 397 fi. v. Kaltenborn, Grundſähtze bes 
pralt, Europ. Seerechts, Bd. I. $$. 122, 123 (©. 352 —359). Pardessus, Cours de droit 
commereial, III, 713,714. Kent, Commentaries on American law, 5. ed. vol. III, p 201. 
Mittermaier bei Goldſchmidt und Laband, Ztſchr. für d. gef. H.R. VI. * J f 

. 00. 

Fein, Eduard, geb. 1813 in Braunfchweig, ftudirte in Heidelberg, prafticirte 
feit 1834 als Advocat in Braunſchweig, ftudirte 1838 weiter in Berlin und Heidelberg, 
trat 1842 als Privatdocent in Heidelberg auf, wurde 1844 Prof. in Zürich, 1845 in 
Jena, 1852 in Tübingen und ftarb 1858 am 28. Oct. bei Eisleben. 

Schriften: Recht der Collation, Heidelb. 13542. — Chreftomatbie von Beweisftellen zu 
Puchta's Pandecten, Züri 1545. — Beiträge zur Lehre von der Novation und Delegation, 
— — Recht der Codicille, Erlang. 1851 - 53 (in Glücks Erläuterung der Pandeeten, 

. 44, 45). 

Lit.: S. Pierer. Teihmann. 

ig Joe Man verfteht unter Feldpolizei den Inbegriff derjenigen 
ftaatlichen Anordnungen, welche dazu dienen, dem Landbau einen wirkſamen Schutz gegen 
Beſchädigungen zu gewähren. Wie die Polizei überhaupt, fo hat aud die Feldpolizei die 
mehr negative Thätigfeit der Staatsgewalt, die Abwendung von Gefahren, zum Zweck; 
im Gegenfag zur Pandesculturpflege, welche auf eine pofitive Forderung des landwirth— 
ſchaftlichen Betriebes gerichtet ift. 

Der wirtfame Schuß des Landbaues erfordert aber Rechtsnormen, die ſowohl in 
materieller als aud in formeller Beziehung von den gemeinrechtlihen Beſtimmungen über 
Eigenthumsverlegungen und deren Berfolgung abweichen. 

In Preußen find die feldpolizeilichen Normen für Die Yandestheile, in denen Das 
ALR. Geltung hat, mit Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, in der 9. 
vom 1. November 1847 codificrrt worden. Indeſſen iſt diefe F. durch neuere Geſetze, 
insbefondere die Verordn. vom 2. Januar 1849, das Gef. vom 11. März 1850, Das 
Str.G.B. vom 14. April 1851 und das Gef. vom 13. April 1856 wefentlih modi— 
fieirt. Die Regierung bat daher gleichzeitig mit einer Inftructton des Juſtizminiſters, 
des Minifterd des Innern und des Miniftertums fir die landwirthſchaftlichen Angelegen: 
heiten unterm 1. Juli 1856 eine neue amtliche Ausgabe publicirt, um den mit ber 
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Handhabung der Feldpolizei beauftragten Localpolizeibehörden die Ueberſicht des zur Zeit 
beftehenden Nechtszuftandes zu erleichtern. 

Die 8. erftredt jih nur auf landwirthicaftliche, nicht auf zur Holzzucht beftimmte 
Grundftüde ; e8 gelten deshalb für Forften die allgemeinen und provinziellen Gefege und 
Verordnungen über Pfändung und Hütungscontraventionen fort. Die ſchon im Jahre 
1841 den Provinciallandtagen vorgelegte allgemeine Jagd- und Feldpolizeiordnung ift 
nicht zum legislativen Abichluffe gelangt. 

Die materiellen Grundſätze der F. find theils ftrafrechtlicher, theils civilrechtlicher Natur. 

Die ftrafrechtlichen Vorſchriften beziehen fid) entweder auf Hütungs- oder auf ſon— 
ftige Feldfrevel. Als Hütungsfrevel find z. B. mit Strafe bedroht das unbeauffichtigte 
Umberlaufenlaffen des Viehs außerhalb geichloffener Höfe oder anderer eingefriedigter 
Pläge ($. 2), das unbeaufjichtigte Weiden des Viehs außerhalb eingefriedigter Plätze 
(SS. 3. 14. 27. 28—30. 34). Als ſonſtige Feldfrevel find mit Strafe bedroht die 
Nachleſe in Gärten, Weinbergen oder auf Aedern, das Bleichen und Trodnen von Lein— 
wand, Wäſche ꝛc. auf Grasängern oder Heden, das Röften von Flachs oder Hanf in 
Privatgewäflern oder auf fremdem Grund und Boden, die Verunreinigung von Privat- 
gewählern durch Aufwerden von Fellen, die Benugung fremder auf dem Felde zurückge— 
lafjener Adergeräthe, das Auffammeln des Düngers, Das Abbrechen der Zweige von Allen 
oder Feldbäumen, die Entwendung von Früchten, das Beſchädigen von Heden u. ſ. w. 
($$. 41—43). Jedoch unterliegen dieſe Feldfrevel der Strafe der Bermögensbefhädigung, 
wenn die Beichäbigung des fremden Eigenthums aus Rache oder Bosheit verübt ift, umd 
= Strafe des Diebjtahls, wenn eine Wegnahme in gewinnfüchtiger Abjicht ftattgefunden 

t (8. 45). 

Sämmtliche für Hütungs- oder fonftige Feldfrevel verwirften Geldbußen find an 
die Gemeindekaſſe, reſp. an die Ortöpolizeibehörde zu entrichten ($. 47); event. findet 
eine Berwandlung der Geldbußen in Gefängnißftrafe oder nach dem Ermeſſen der erken— 
nenden Behörde in Strafarbeit zu einem gemeinnügigen Zwede ftatt. 

Die Beſtrafung aller in der F. enthaltenen Uebertretungen fteht gegenwärtig nicht mehr 
der Ortspolizeibehörde mit Recurs an die Regierung (oder bei einer Strafe von 10 Thlen. 
und 14 Tagen Gefängniß Berufung auf den Rechtsweg) zu (Feldpolizeiordn. $. 68, 69), 
fondern dieſelbe erfolgt nad dem Gef. vom 3. Jan. 1849, dem Einführungsgef. zum 
Etr.G.B. vom 14. April 1851, und der Inftructtion vom 1. Juli 1856 durch den 
Polizetrichter, oder, mo die feftzulegende Strafe fünf Thlr. Geldbuße oder drei Thlr. 
Gefängnig nicht überfchreitet auf Grund des Gel. vom 14. Mai 1852 im Wege ber 
vorläufigen Straffeftfegung durch die Polizeibehörde. Ganz anders in England, wo das 
Polizeirichteramt mit dem Amte der Polizeiverwaltung in den Händen der Friedensrichter 
bis zur Höhe eines Strafmaßes von zwanzig Pfund oder ſechs Monaten Gefängniß vers 
einigt iſt. 

5 Die civilrechtlihen Vorſchriften der F. beziehen fich auf die Pfändung. Die Pfän— 
dung iſt im Allgemeinen ein Ausflug der Selbfthülfe, bildete im altgermanijchen 
Rechte Die Regel, wurde jedoch ſchon früh auf gewiſſe feftbeftimmte Fälle beſchränkt, in 
denen auch bei einem georbneten Nechtöleben die Eigenmacht nicht ganz unterdrückt werden 
fonnte, und erhielt num eine fefte vechtlihe Geftalt (Wilda, Das Pfändungsrect; 
Zeitichr. für deutſches R. Vd.I. (1839) ©. 167—320. v. Meibom, Das deutjche 
Pfandredt, Marburg 1867. ©. 19 ff. ©. 190 ff.). Insbeſondere ftatuirte auch das 
ALR. 8. 413 ff. Tit. 14, TH. I die eigenmächtige Pfändung zu dem Zwecke, um den 
Erſatz eines zugefügten Schadens zu fihern. Diele Art der Pfändung ift nun nad) 
der F. in allen Fällen geftattet, wo eine rechtswidrige Verlegung fremden Feld— 
eigenthums vorliegt, alfo nicht blos bei Hütungs= und fonjtigen Feldfreveln, Tondern 
auch dann, wenn Jemand unbefugt über Gärten oder Weinberge oder vor völlig beendig- 
ter Ernte über Wiefen oder beftellte Aeder, oder über ſolche Aeder, Wieſen, Weiden 
und Sconungen, welche mit einer Einfriedigung verſehen find oder deren Betreten durd) 
Warnungszeichen unterfagt ift, oder auf einem durch Warnungszeichen geichloffenen Privat- 
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wege gebt, führt, reitet oder Vieh treibt ($. 347, Nr. 10 des Str.G.B.) oder wenn 
Jemand unbefugterweiie über unbeftellte Aecker, abgeerntete Wieſen oder umeingefriedigte Haiden 
reitet, fährt oder Vieh treibt Feldpolizeiordn. 8. 44), ausgenommen, wenn Derjenige, welder 
über Das fremde Grundſtück geritten oder gefahren ift oder Vieh getrieben bat, hierzu 
durch Die ſchlechte Beichaffenbeit eines an dem Grundſtücke vorbeiführenden und zum ge: 
meinen Gebrauche beitummten Weges genöthigt worden ift. Die F. enthält ſodann ſehr 
genaue Vorichriften über Das zur Pfändung berechtigte Subject, über die derfelben unter: 
worfenen Gegenftände, über das Verfahren bei der Pfändung, über das Pfandgeld, und 
über Das Berfahren nad erfolgter Pfändung. Das Pfindungsverfahren iſt übrigens 
ſtets abgelondert von dem möglicherweife nebenher eingetretenen Strafverfahren in be: 
ſondern Acten zu verhandeln ; auch kann dem Pfandgelde niemals wie den im polizei: 
lihen Strafverfahren verhängten Gelpftrafen eine Gefängnißſtrafe fubftitwirt werden, fon: 
dern es iſt lediglich Sache des Beichädigten wegen Beitreibung des ihm zuerkannten 
Pfandgelds die Vollſtreckung der Erecution im das Vermögen des Bellagten auf Grund 
der ergangenen Entſcheidung bei der Polizeibehörde nachzufuchen. Iſt innerhalb Dreier 
Monate nach der Uebertretung eine Unterfuchung nicht eingeleitet, To iſt Die ſonſt ver: 
wirkte Strafe durd Verjährung ausgefchloffen. Ebenfo erliſcht der Anfpruch auf Pfand 
geld, wenn derjelbe inmerhalb dreier Monate nad) der Uebertretung durch den Beſchädig— 
ten nicht bei der Polizeibehörde angemelvet ift. (Förftemann, Principien des preußi— 
chen Polizeirechts, Berlin 1969. ©. 294 ff.). 

Lit.: Fette und v. Rönne Die Yandes-Eultur-Gfgb. des Preuß. Staats — Br 1. 
Abth. 2, ©. 705 ff v Rönne, Das Staatsrecht der preuß. Monarchie (1855), II, 2. ©. 234 fi. 

Eruſt Meier. 

Feldſervituten, servitutes praediorum rusticorum merden von den Römern 
als die eine Hauptanwendung der Realfervituten den Gebäudedienftbarfeiten, servitutes 
praediorum urbanorum, als der andern gegenübergeftellt. Tit. D. VIII. 2. 3. Ur— 
Iprünglic berubte dieſe Eintheilung gewiß auf der dDurchgreifenden Verſchiedenheit von 
Stadt: und Yandferoituten, indem die einen Gerechtſame nur fir ftädtifche, Die andern 
nur für Ländliche Grundſtücke beftellt merden konnten. Später ald die Bedürfniſſe ſich 
mehr ausglichen, wurde Diefelbe dadurch aufrecht erhalten, daß man unter praedium ur- 
banum ein Gebäude, unter praedium rustieum ein gebäudefreies Grundftüc werftand 
$. 1. I. de servit. 2. 3. ]. 1. D. com. praed. 8. 4. Indeſſen fommen nun in den 
Quellen manche Gerechtigkeiten in beiderlei Geftalt, bald als Zubehör eines Gebäudes, 
bald in Verbindung mit Grund und Boden vor: fo namentlich Wafler- und Megerechte 
1. 1.8 11. 14. D. de ag. cott. 43. 20. 1. 20. 8. 1.D. de S. P. U. 8. 2. pr. 
$. 1. 1. de servitut. 2. 3. ] 2. pr. de 8. P.R, 8. 3. Daber beziehen die Meiften 
jene Ausprüde überhaupt nicht mehr auf eine Ghattungsverichtedenheit der Servituten, 
fondern auf die concrete Zuftändigfeit derſelben, jo daß allo jede servitus praedii ur- 
bani tft, wenn fie im gegebenen Fall einem Gebäude, und praedii rustiei, wenn fie 
einem  freiliegenden Grundſtücke zufteht (jo namentlih Böding, Brinz u. A. m. 
Andere Dagegen wollen die Untericheidung als eine Claſſification der Servituten wenigſtens 
in dem Sinne retten, daß nad Mafgabe ihres Inhalts die einen regelmäßig bei Gebäu— 
den, die andern regelmäßig bei Feldgrumdftücen vortommen (Windſcheid, Bangerom, 
der ftatt „regelmäßig“ Togar „ausſchließlich“ ſagt). Nah dem Spradgebraud ver 
Quellen iſt nur die erftere Meinung baltbur befonders wegen 1. 2. pr. D. d. 8. 
P. U. md 1. 2. pr. D. d. 8S. P. R. Gleichwohl it zuzugeben, daß die ausſchließ— 
Lich für Feld-, bezw. für Gebäudeſervituten aufgeftellten Grundſätze im heutigen R. 
jedenfalld nur inſofern Sinn haben, als man jie auf Servituten des vorzugsweiſe bei 
Feldern, beziehentlich vorzugsweiſe bei Gebäuden vortommenden Inbalts deutet ; welcher 
legtere Dort meiſtentheils in der Vornahme einzelner Handlungen (servitutes faciendi), 
bier überwiegend in dem Beſitz dauernder Einrichtungen (serv. habendi oder prohibendi 
bejtebt. Uebrigens tt Die Zahl folder beſondern Grundſätze nicht eben groß. Hinſicht— 
lidy der Extftebung der F. wird berichtet, Daß auf diefelben als res mancipi Die man- 
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eipatio anwendbar war. Gai II. 29. Seit deren Wegfall gelten die allgemeinen Regeln. 
Was den Beſitzſchutz betrifft, jo waren bei den Römern für gewiſſe F. eigenthümliche 
Interdicte ausgebildet (1. 1. pr. 1. D. de itin. 43. 19), die weiter unten zu erwähnen 
find. Heutzutage wird indeſſen jeder Sewitutbeſitzer poſſeſſoriſch geſchützt. Mitunter ift 
auch behauptet worden, eine Eigenthümlichkeit der F. Liege in ihrer Verpfändbarfeit, we— 
gen 1. 11. $. 3.1. 12. D. de pign. 20. 1. Allein nad richtiger Anficht find Feld— 
wie Gebäudedienftbarfeiten nur in der Were verpfändbar, daß ein Grundeigenthümer ſei— 
nem Gläubiger das Recht zufichert, dieſelben verfaufsweife zu begründen. So bleibt als 
einziger Punkt, in welchem nicht fir alle Servituten das Gleiche gilt, der Untergang 
durch Berjährung übrig. Diefer tritt bei Grunddienftbarkeiten, deren Inhalt ſich in einem 
dauernden Zuftande verkörpert, und in jo fern nad dem Ausdrud der Quellen durch 
ſchnittlich bei Gebäudejervituten, nicht ſchon durch fortgefegte Nichtausübung, ſondern erſt 
durch jog. usucapio libertatis ein I. 6. D. de 8. P. U. Das Nähere I. in dem Art. 
Gebäudefervituten. Dafür wird andererfeits bet Sewituten, die zur Vornahme einzelner 
Handlımgen berechtigen, Die Unterbrechung der Verjährung durch jede für das berrichende 
Grundſtück, gleihviel von wen, vorgenommene Ausübung bewirkt 1. 5.1. 6. pr. 1. 20— 
24. D. quemadm. serv. 8. 6. — Bon den einzelnen Servituten fommen in den 
Uuellen meift als rusticae folgende vor. 1) Wegerechte, und zwar iter, actus, via. 
Diefe Ausprüde entſprechen jedoch unſeren: Fußfteig, Viehtrift, Fahrweg, keineswegs, 1. 
pr. I, de serv. 2.3. Daher find derartige Nechte jetst nicht ſowohl nach den römiſchen 
Auslegungen, als vielmehr nach dem heutigen Sprachgebraud zu begrenzen. Das inter- 
dietum de itinere actuque privato wird ertheilt, wenn das Recht während des letten 
Jahres wor Anftellung der Klage wenigftens an 30 Tagen ausgeübt worden iſt. Tit. 
‚D. 43. 19. 2) Wafjerrechte, und zwar aquaeductus, aquaehaustus, pecoris ad 
aquam appulsus, mit mannichfachen Berichiedenbeiten pr. $. 2. I. de serv. l. 1. pr. 
$.1.1.2.88. 1.2.D.d.8.P.R Zum Schuge eines Waſſerleitungsrechts befteht 
das interdietum de aqua quotidiana bei wenigftens einmaliger Ausübung des Rechts 
im letsten Jahre, doch mit Abweichungen bei aqua aestiva Tit. D. 43. 20; daneben 
ein interd. de fonte Tit. D. 43. 22. 3) Andere Felddienſtbarkeiten find Rechte auf 
Weide, Holz, Steine, Kalt, Kreide u. |. w. Dod haben diefe eine größere Wichtigkeit 
und Ausbildung erft in Deutichland erlangt. — 

Quellen: Tit. D. $. 3 de serv. praed. rust. Ausführlichfte Darftelung bei Elvers, 
Die römische Servitutenlehre $. 42—44. Ed, 

Felonie. Das Yehnsverhältmig beruht auf der zwiichen dem Lehnsherrn und Va— 
fallen beftehenden Verpflichtung wechielfeitiger Treue. Eine Verlegung der hieraus ent- 
Ipingenden Verbindlichkeiten wird im Allgemeinen ohne Rückſichtnahme auf die rechtliche 
Folge als Telonie, Yehnöfehler bezeichnet (fel altfranzöſiſch fo viel wie boshaft, vergl, 
filou u, abe. fillan). Im e. ©. dagegen qualificrt ſich als F. ein derartiger Bruch der 
Lehnstreue, weldher auf Seite des Pehnsmannes den Verluſt des Lehns, auf Seite des 
Lehnsherrn die Aufhebung der lehnsherrlichen Nechte zur Folge hat. Diefer F. werden 
gewiſſe Handlungen als Quaſifelonie zur Seite geftellt, welche mit ihr die Wirkung der 
Lehnsprivation gemeinfam haben, jedoch nicht in einer Verlegung der Yehnstreue beftehen, 
jondern die perfönliche Vertrauenswürdigteit, ohne welche ein Treuverhältniß füglich nicht 
gedacht werben kann, in unwiederherſtellbarer Weife vernichten. 

In den Libri feudorum, der Quelle des langobardiſchen Lehnrechts find die felo- 
niſtiſchen Handlungen des Vaſſallen nicht in erichöpfender Weile angeführt ; es wird viel- 
mehr ausdrüdlic auf das Ermeſſen des Richters hingewiefen, welcher aud in anderen 
Fällen auf Yehnsverluft erkennen dürfe, Befonders hervorgehoben werden 1) Yebensnad- 
ftellungen gegen den Herin, 2) thätliche Mißhandlung und ſchwere Beleidigung defjelben, 
3) felonia eueurbitationis, das ift unerlaubter Umgang mit der Frau oder einer nahen 
Verwandten des Lehnsherrn, 4) Denunctation, Anklage oder Zeugniß gegen ihn, 5) Nicht: 
anzeige einer den Lehnsherrn bedrohenden Gefahr, 6) Nichtbefreiung aus dem Gefüng- 
niß oder aus Gefahren, 7) Verlaſſen des Herrn in der Schlacht und Verrath, 8) Vers 
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breitung feiner Geheimniffe, 9) Verweigerung der Lehnsdienfte oder 10) ded Lehnscides, 
11) Contumaz gegen das Yehnsgericht, 12) Vernachläſſigung der Yehnserneuerung, 13) Ab: 
(engnung der Yehnsverbindung oder der lehnbaren Eigenichaft eines Gutes, 14) Mi: 
brauch Des Lehns, insbejondere Deteriorationen, 15) verbotene Veräußerung. Eine Ans 
zahl dieſer ausdrücklich als F. Dezeichneten Handlungen kann für das heutige R. micht 
mehr als ſolche betrachtet werden. Tie Idee des modernen Staates, der auf der glei- 
hen und allgemeinen Unterthanenpflicht beruhn hat ſich im Gegenfat gegen das Yehn- 
weſen entwidelt und die Bedeutung der Yehnstreue weientlich abgeſchwächt. Handlungen, 
durch welche der Vaſſall nur die durch Geſetze vorgejchriebenen bürgerlichen und Untertha— 
nenpflichten befolgt, 3. B. Anzeige von gewiſſen Verbrechen des Herrn, Zeugniß gegen denfelben 
u. dgl. können daher nicht mehr ald F. betrachtet werden (Breuf. EUR. I, 18, $. 149). 

Nur die vollendete, nicht Schon die verluchte F. hat den Verluſt des Lehns zur 
Folge. Nach heutigem R. hat ferner nur die vorfäglih begangene F. dieſe Wirkung, 
während die libri feudorum in den sub 5 und 12 angeführten Fällen lata culpa dem 
dolus gleichlegen. Ein durch conftante Praxis ausgebildetes Gewohnheitsrecht, mit wel: 
chem hierin die neueren Bart. R. übereinſtimmen, hat dieje Ausnahmen befeitigt, von wel: 
hen die erſte fih aus dem mittelalterlichen Beweisrechte, die zweite aus dem Umitande 
ectlären dürfte, daß die Muthung ded Lehns als eine Bedingung der Lehnserneuerung 
aufgefaßt wurde und deren Verſäumniß nur umeigentlih unter die Fälle der F. gezählt 
werden konnte. Ber Berlegumgen der Yehnsverbindlichkeiten, die nicht den Verluſt des 
Lehns nach ſich ziehen, tritt eine Geldbuße (emenda) ein, deren Höhe in den Part. R. 
mitunter durch Maximalanſätze beichräntt it, Die F. bemirft den Berluft des Lehens 
nicht ipso inre, jondern erſt auf ein Urtheil des Lehnshofes hin, wenn der Yehnsherr 
die Privationdflage erhebt... Die Entziehung des Lehns erſtreckt fih nur auf den fchul- 
digen Lehnsmann und deſſen Descendenz, nicht aber auf die Agnaten oder andere Per: 
fonen, die ein Telbftändiges Recht am Lehen beſitzen. Sind alfo —* vorhanden, fo tritt 
der Yehnsherr in den Genuß des Lehnsobjectes (ut hanc saltem habeat suae injuriae 
ultionem II, feud. 24, 8. 11) auf fo lange als der jchuldige Vaſſall und deſſen Des: 
cendenten leben. Die Privationsflage des Lehnsherrn geht als actio vindictam spi- 
rans weder activ noch paljio auf die Erben über. 

Als uafifelonie betrachtet man den VBerwandtenmord (Parricidium), den Berrath 
an Mitvajallen, ferner jede ehrlos machende Handlung und deutichen Reichsgeſetzen ge: 
mäß den Landfriedensbruch. In Dielen Fällen findet eine Conſolidation in der Kegel 
nicht ftatt, Tondern das Lehen füllt an die nächſten Lehnsfolger. Ob als ſolche auch Des 
cendenten des Verbrechers Eintreten dürfen, iſt beftritten, doch neigt die Praxis ſich der 
milderen Anficht zu, welche fie im Tall der Quafifelonie in das Yehen ſuccediren läßt. 

tit: BI TTEE I Weiste’8 Rechtslex. sub voce Lehnsfehler, VI, 451. Mascow, 
De praecipuis feloniae speceiebus, 1697. Schuler, Dissertatio de vasallorum delietis 
amissionem feudorum ingerentibus, 1734. Hommel, Diss, de nobili vasallo in domi- 
num committente, 1764. Pätz, Lehrb. des Lehnrechts. $. 182. Mayr, Ph. T., Handb. des 
em. und bair. Yehnrechts, 1831, 8. 103. Zachariä, Handb. des fühl. Lehnrechts, 8. 221. 

al. die Lehrbb. des deutſchen Priv.R. von Berber $. 135; Eichhorn $. 241, 242; Be— 
feler p. 466. Heinrich Brunner. 

Ferguſon, Adam, geb. 1724 zu Yogierait (Schottland), bezog 1739 die Univ. 
St. Andrews, beſchäftigte jih mit Mathematik, Philoſophie und Phyſik, wurde Prof. der 
Phyſik in Edinburgh, 1767 doctor of laws, ſpäter Profeffor, legte 1784 die Profeſſur 
nieder und ftarb 1816. 

Schriften: Principles of moral and politieal science, Edinb. 1792; deutſch von 
Schreiter, Zürich 1795. — History of the progress and termination of the Roman re- 
publie, Lond. 1783, 1799 (franz. vd. Demeunier 1784, deutſch v. Bed, Leipz. 1784-86). 

Fit: Erfh u. Gruber. — Publie Characters, Lond. 1799. 

Teihmann. 

Ferrariis, Petrus de, geb. zu Parma, 1389 Profeffor zu Pavia. 

Er ſchrieb: Practiea judieiaria aurea (1410), 1471; Col. 1626. 

Yit.: Savigny, VI. 486. Teihmann. 
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Feitungsrayon. Die Rayongefege enthalten Befchränfungen der Baufreiheit, 
in der Umgebung der Feftungen. Der Zweck dieler Beſchränkungen ift einerſeits die Ver— 
theidigungsfähigkeit der Feſtungen dadurch zu fichern, daß Bauwerke oder Veränderungen 
des Erdbodens, welche die Umficht von der Feftung aus Kindern, oder die Annäherung 
des Feindes erleichtern könnten, nicht vorgenommen werden ; andererſeits ſoll durch dieſe 
Baubejchränfungen dafür Sorge getragen werben, daß. bei vortommendem Kriegsfall Pri— 
vate durch Zerftörung der den Vertheidigungsanftalten. entgegenftehenden Anlagen nicht in 
Schaden kommen, und der Staat von etwaiger Entſchädigungspflicht frei bleibe. Die 
durch die Rayongeſetze aufgeftellten Baubeſchränkungen find verfchteden, je nachdem es fich 
um den erjten, zweiten oder dritten F. handelt. Im Preußen umfaßt der erſte F. 
diejenigen Grundftüde, welche zwifchen ven Feſtungswerken und einer von dieſen 
auf 160 Ruthen zu ziehenden Rayonlinie belegen find. Der zweite Rayon reicht 
100 Ruthen weiter alö der erfte und der dritte 100 Ruthen meiter als der zweite. 
Für die beiden erften Rayons befteht die Beſchränkung im Allgemeinen darin, daß 
die Ausführung irgend einer Anlage (Neu=, Reparatur, Umbau, einer die Geftalt der 
Erdoberfläche ändernde Anlage) nur geichehen darf nad) voraufgegangener Genehmigung 
des Kriegsminiſters; — Beſitzer von Grundſtücken, welche inmerhalb der beiden eriten 
Rayonbezirfe mit der Ausführung einer Anlage vorfchreiten, ehe fie den dazu erforderlichen 
Erlaubnifichein erhalten haben, und Handwerker, welche in ſolchem Falle zur Ausführung 
mitwirken, verfallen in eine polizeilihe Strafe (2—10 Thlr.) und die unternommene 
Anlage wird nad Umſtänden auf Koften des Befigerd wiederum weggeſchafft. Innerhalb 
des erften Rayons foll ein neues, permanentes Gebäude überhaupt nicht errichtet werden, 
8 kann nur die Anlage ganz leichter Bauten (Gartenhäufer, Schuppen, Wächterhütten) 
geftattet werden. „Innerhalb des zweiten Rayons kann auch die Anlage leichter Wohn- 
und Wirthichaftsgebäube, jedoch mit Ausſchluß jeglichen Gewölbebaues geftattet werden. 
Auch dann, wenn die Anlage bewilligt wird, hat der Beſitzer des Grundftüdes einen 
Revers auözuftellen, durch welchen er fih unter Verzichtleiftung auf. jede Entſchädigung 
verpflichtet, die Anlage wegzuichaffen, jobald ver Commandant der Feſtung es ſchriftlich 
verlangt. Die Eintragung dieſes Reverſes in das Hhpothefenbud kann durch die Com— 
mandantur verlangt werden. Tür den dritten Rayonbezirk finden die erwähnten Baus 
beſchränkungen nicht ftatt. Nur, wenn fid innerhalb dieſes Bezirkes durd Abbau oder 
Zunahme der Bevölkerung neue Vorſtädte bilden ſollten, jo haben die Ortsbehör- 
den zu veranlaffen, daß dem Fortgange der Anfiedelung ein beftimmter Bauplan zu 
Grunde gelegt und dabei die Richtung der Strafen durch den Pla = Ingenieur an— 
gegeben werde. 

Sfgb.: Preuß. Regulatio über das Verf. bei baulichen Anlagen oder fonftigen Berände- 
rungen der Erdoberfläche innerhalb ber nächften Umgebungen ber Feſtungen vom 10. Sept. 1828, 

git.: Dr. Zimmermann, Das Rayon-Regulativ vom 10. Sept. 1828 nebft den er- 
läuternben Beftimmungen zu bemfelben. John. 

Feſtungsſtrafe ift entweder gleichbedeutend mit Einſchlie ßung und in dieſem 
Falle fir gemiffe, durch Ehrenhaftigkeit der Geſinnung gekennzeichnete Verbrechensfälle dem 
Thäter angedroht (3. B. für Zweikampf in Heſſen-Darmſtadt) oder eine VBollzugsart anderer 
Strafen im Sinn einer beſonders zu bewilligenden Strafinilderung. Im diefer letzteren 
Seftalt wird die Berbüßung einer Zuchthaus: oder Gefängnifftrafe auf einer Feſtung 
nachgelafjen, wenn das Gericht ſolches der Bildungsftufe oder den bürgerlichen Verhält— 
niffer des Berurtheilten, fowie den befonderen Umftänden der That als der derſelben zu 
Grunde gelegenen Gefinnung angemeffen findet und im Strafurtheile anorbnet (Baiern, 
Str.G.B. X. 19). Aehnliche Beſtimmungen über den Vollzug gewißer ordentlicher Freiheits- 
Strafmittel al8 F. in Würteınberg, Baden u. a. Das MWefentliche befteht bier überall 
darin, daß dem Berurtheilten eine gewiſſe Schonung erwiefen werden fol. %. findet ſich 
außerdem als Standesjtrafe fir Soldaten. Das Nd. Milttärftrafrecht unterſcheidet: 
1. Feftungsftrafe für Gemeine und ſolche Unterofficiere, welche zu Gemeinen 
degrabirt find. Ihr Minimum beträgt drei Monate. Die Sträflinge werben in eine 

v. Holtzendorff, Rectöleriton 1. 27 
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Militärftrafabtheilung eingetheilt, mit Feftungs= oder jonftigen Militärarbeiten beſchäftigt 
und aufer der Arbeitszeit eingeſchloſſen erhalten. 2. Feſtungsarreſt fin Officiere, 
Bortepeefähnriche, Avantageurs und einjährige Freiwillige, in den Fällen, wo nicht zugleich 
neben der Freiheitsſtrafe auf Verfegung in die zweite Claſſe des Soldatenftanded erkannt 
werden muß. Das Minimum beträgt in diefem Falle ſechs Wochen. Wegen gemeiner 
(nicht militäriiher) Vergehen wird darauf erfannt, wenn nicht eine härtere Strafe ala Ein— 
ſchließung oder Gefängnik venwirtt ift. Weber die Modalitäten der Ausführung beider Straf: 
arten des Arreftes und der F. find befondere Reglements von der Militärbehörde erlafien. 

Quellen u. Lit: Militär-Str GB. von 19845 8. 5—11. Fled, Kommentar über das 
Str.G.B. für das preuf. Heer (Neue Ausg. 1869), ©. 23 ff. 

v. Holtzendorff. 
Feuerbach, Paul Johann Anfelm von, geb. 14. Nov. 1775 zu Hainichen 
bet Jena, beiuchte die Unwerfität Jena, wurde daſelbſt 1799 Doctor, 1801 Prof. des 
Lehnrechts, 1804 Prof. des Civil= und Criminalrechts in Landshut, 1806 Mitglied des 
Juftizminiftertaldepartements, 1808 Geb. Rath, 1814 zweiter Präfident am Appell: 
gerichte in Bamberg, ſpäter Präfident am Appellgerichte in Ansbach, ftarb 29. Mai 
1833 in Franffınt. 

Schriften: De causis mitigandi ex capite impeditae libertatis (Diss. in Martin's 
Select. diss. jur. crim.), Jen. 1799. — Ueber die einzig möglichen Beweisgründe gegen bas 
Dafein und die Giltigkeit der natürlichen Rechte, Leipz. 1795. — Kritik des natürlichen Rechts, 
Alt. 1796. — Antihobbes oder über die Grenzen der höchſten Gewalt und das Zwangsrecht der 
Bürger gegen den Oberberrn, Erf. 17985 — Philofophifchejuriftifche Unterfuchung über das Ver— 
brechen des Hocdverratbs, Erf. 1795. — Revifion der Grundfäge und Grundbegriffe des pol. 
peinl. R., 1799, 1800. — Ueber die Strafe als Sicherungsmittel, 1800. — Lehrb. Des gem. in 
Deutſchland giltigen peml. R., 1801, 14. Aufl von Mittermaier, Gießen 1847. — Eivilift. 
Berfuche, Giehen 1903. — Kritik des Kleinfhrod’iden Entw. zu einem peinl. G. B. für die 
furpfalzbaier. Staaten, Gießen 1804. — Betrachtungen über das Geichwornengericht (1812), 
Landsh. 1813. — Entw. des Str.®.B. für Baiern, 1807, 1910. — Betradhtungen über bie 
Deffentlichleit und Miündlichleit der Gerechtigkeitspflege, Gehen 1821, 25. — Actenmäßige Dar- 
ftellung merkwürdiger Verbrechen, Gießen 1525, 29. — Caspar Haufer, Beipiel eines Ver— 
bredens am Seelenleben des Menſchen, Ansb. 1832. 

Fit: Ludwig Feuerbach, Anfelms Ritter v. Feuerb. Leben und Wirken, Leipz. 1852. — 
Glaser, Gelammelte Heinere Schriften, Wien 1868, I. ©. 21-61. - Bluntiäli. III. 
503—13. — Berner, Die Str.Gigb. in Deutichland, Leipy. 1867, ©. 80 — 92. 

Teihmann. 

Feuercaſſengelder — hypothelariſche Eintragung. Zur Prüfung der Credit: 
wiürdigfeit eines mit Baulichfeiten befesten Grundſtücks kann es dienlich ericheinen, neben 
dem Ermwerböpreife, dem Grundſteuer-Reinertrage und andern Werthmeſſern Die Ber: 
fiherungsjumme der Gebäude in die Hypotheken-, Grund- und ähnlich geführten öffent: 
lichen Bücher vermerken zu laffen. Daraus folgt aber noch nicht, daß für die Gläubiger 
im Tall eined Brandes die VBerfiherungögelder an die Stelle der Gebäude treten, oder 
dan fie als eine Zubehörung des Grundſtücks anzufehen ſeien, oder etwa als Früchte, ald 
An- oder Zuwüchſe. Site ftellen vielmehr trog ihrer regelmäßigen Zwedbeftunmung als 
Bauhülfsgelder nur den Gegenftand eines aus dem Berfiherungsvertrage hervorgehenden 
Forderungsrectes dar. Nach den Beſtimmungen der meisten neueren Feuerſocietätsregle— 
ments bietet fich den Gläubigern darin ein Eicherumgsmittel, daß fie fi die F. verpfän- 
den und die VBerpfündung in Das Feuerſocietäts-Cataſter eintragen laſſen Können. Nur 
provinziell findet fich eine Reihe von Vorſchriften, welde das dinglide Recht des Hypo— 
thefengläubigers unter gewiſſen Vorausſetzungen auf die Brandentjchädigungsgelder aus: 
dehnen. Doc hat die Gſgb. bei der Wichtigkeit derjelben für die Hebung des Grund» 
credits neuerdings ihre VBerallgememerung in's Auge gefaßt, fo daf für Das eingetragene 
Capital, die Zinfen und Koften der Kündigung, der Klage und Beitreibung, den Gläu- 
bigern auch die dem Eigentbiimer zufallenden Berfiherungsgelver für abgebrannte oder 
durch Brand bejdxidigte Gebäude haften jollen, wenn diefe Gelder nicht ſtatutenmäßig zur 
MWiederberftellung der Gebäude verwendet werden müflen, oder verwendet worden find. 
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Sfgb. u. Fit: Preuß. WER. J. 20. $. 443 nebft Erg. u. Lit. beiv. Rönne: Hyp.Geſ. 
f. Neuvorpommern v. 21. März 1868. 8. 15. Entw. eines Gef. Über den Eig.Erw. an Grundſt. 
8.28. Dr. Mali, Studien über Verfiberungsrecht, Ztſchr. f. d. gef. H.R. 8, 369 ⸗— 
Schaper. 
Fichard, Jobann, geb. 1512 zu Frankfurt a. M., arbeitete als Advocat am 
Reichskammergerichte, war 2 Jahre zu Bologna und Padua, fpäter Stadtjchreiber und 
berühmter Conjulent zu Frankfurt, ftarb 1581. 


Schriften: Consilia, Francof. 1590. — Jurisconsultorum Vitae ab Irnerio usque 
ad Zasium ed. Hoffmann, Lips. 1721. — Malleus maleficarum. — Syntagma com 
opinionum. — Er überfette die Demonomania Bodins. 


fit: Stobbe, II. 41, 42. 57. — Autobiographie in 3. C. v. Fichard, Franff. Ard. 
f. ältere beutiche Lit. u. Gejch., II. 1512, S. 3—53, und Biographie von BPeträuß vor den 
Consilia, Teichmann. 

Filangieri, Gaetano, geb. 18. Aug. 1752 zu Neapel, wurde 1774 Advocat, 
1777 maggiordomo und DOfficter in der Marine, 1787 Staatörath im Finanzminifte- 
rium und ftarb 1788. 


Schriften: Morale dei principi fondata sulla natura e sull’ ordine sociale. — Ri- 
flezzioni politiche sull’ultima legge sovrana che riguarda l’amministrazione della giu- 
stizia, Nap. 1774. — La scienza della legislazione, Nap. 1780—S5; Genova 1798; Fila- 


‘delfia 1749, 1812; Milano 1817; franz. von Gallois, Par. 1789 — 91; von Eonftant 
1821; beutich von Zink, Ansb. 1789-91; von Siebenkees, Altorf; von Guftermann, 
Wien 1784; engl. von Clapton, Fond. 1806; fpanifh von Rubio, Mabr. 1787. — Weber 


den Antlageproceß und das Geſchwornengericht, Berl. 1849. 
Pit.: Bluntſchli, IIL 520—524. — Mohl, Il. 387. 472. — Tommaſi's Gedädt- 


nißſchrift auf Di beutfh von Münter, Ansb. 1790. — Carmignani, Scritti inediti, 
Lueca 1851, IV. p. 212. — Villemain, Cours de litterature au XVIIIe siecle, Siöme 
legon. Feihmann. 


Tüliationsflage. Nach Röm. R. konnte die Actio de liberis agnoscendis et 
alendis vom Kinde gegen den Vater, eventuell gegen den Großvater, angeftellt werben, 
auf Anerkennung und Ernährung. Auch Die Mutter konnte de partu agnoscendo fla= 
gen. Daber ift natürlich ſtets nur an eheliche Vaterfchaft zu denken. Für den befon- 
deren Fall eines nach der Scheidung gebornen Kindes verlangte ein Senatsbeſchluß unter 
Beipafian, daß die Frau dem Manne, eventuell Demjenigen, unter deſſen Gewalt er ftand, 
ihre Schwangerihaft innerhalb dreißig Tagen nad der Scheidung anzeigen follte, widri— 
genfalls ihr, nicht aber dem Kinde, Die Klage verweigert wurde. Dieſe Beſtimmungen 
find aber nie gemeines Recht geworden. Dagegen hat fid) ein unrömilches Gewohnheits— 
recht gebildet, wonach auch gegen die Mutter geflagt, und audy die umeheliche Vater: oder 
Mutterichaft ermittelt werden kann; |. Paternitätsklage. 

Quellen: D.XXV,3. de agnoscendis et alendis liberis. Preuß. A.2R.II, 2. 8.58 ff. 
C. N. 312 — 330. Rivier. 

Firma (franz. raison, engl. firm, ital. ragione, detta) iſt der Handelsname des 
ſtaufmanns, der Name, unter welchem er im Handel dem Publicum gegenübertritt, fein 
Geſchäft betreibt und feine Unterichriften abgibt. Das Firmenweſen fnüpft an die alt 
ig Sitte der Handelsmarken an; für Handelsgefellichaften ift die Annahme be- 
onderer Firmen feit lange üblich und der Verkehr bat ſich längſt daran gewöhnt, den 
guten Klang einer bewährten F. als eine der Grundlagen anzufehen, an welchen der Cre— 
dit und Das Nenomme des Geſchäfts haftet. Vorzugsweiſe von letzterem Standpunft 
ericheinen ſchützende Borfchriften gegen den Mißbrauch unbefugter Firmenführung im Ins 
tereſſe ſowohl des einzelnen Gefchäftsinhabers wie des Publicums erforderlih. In Deutich- 
land exiftixten bis zum H.G. B. nur particularrechtliche VBorichriften in Diefer Hinficht und 
auch dieſe erſtreckten ſich blos auf einzelne Punkte, namentlih auf den Schuß umd bie 
Bildung der Societätsfirmen. Gemeinrechtlich gab e8 weder einen Firmenſchutz, noch Be— 
ftimmungen über die Art, wie zu firmiren. Die Wahl ver F. ftand Jedem frei; felbft 
das Beftehen gleihlautender Firmen legte hierin feine Schranke auf. In umfafjender, 
vielleicht allzu eingreifender Weile ift der Gegenftand Durch das H.G.B. geregelt worden. 
Jeder Kaufmann, mit alleiniger Ausnahme der dem ganz Heinen Gewerbebetrieb angehö- 
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rigen, ebenſo jede Handelsgeſellſchaft muß eine F. haben. Oberſtes Princip für die Form 
derſelben ift, die F. foll möglicht wahr, d. h. möglichft der Ausdruck des zu Grunde lie- 
genden thatſächlichen Verhältniſſes fein, daher ſoll die F. des Einzelfaufnianns feinen Namen 
enthalten, Zufäge nur, fofern fie zur näheren Bezeichnung der Perlon oder deö Ge: 
Ihäfts dienen. Die Firma der offenen Handelögefellichaft Toll den Namen mindeſtens 
eined Socius und einen auf das Compagnieverhältnig hinweiſenden Zufag enthalten. 
In der F. der Commanbditgefellichaft muß mindeftens der Name eines Complementard mit 
einem ſolchen Zuſatz, dagegen dürfen im derfelben nicht die Namen von Commanbditiften 
genannt fein. Die gleiche Beftimmung gilt für die Commanditgeſellſchaft auf Actien, für 
diefelbe ift noch ſpeciell vorgefchrieben, daß fie ſich nicht als Actiengeſellſchaft bezeichnen 
darf. Die F. der letzteren darf nicht die Namen von Actionären enthalten (societe 
anonyme) und fol in der Regel eine Sachfirma, d. h. vom Gegenftand des Unterneh: 
mens bergenommen fein. Eine Sachfirma ift nach dem Nd. Bundesgefeg vom 4. Juli 
1868 auch erforderlich in Betreff der im den Bereich dieſes Geſetzes fallenden Genoſſen— 
ſchaften, nur daß Ddiefelben jogleih in der F. durch den Zuſatz „eingetragene Genoffen: 
ſchaft“ ihre rechtliche Eigenthümlichkeit kundgeben müffen. Die angeführten Beftimmun- 
gen erleiden indeß eine erhebliche Modification durch die Rückſicht auf den Berfehrswertb, 
der, wie ſchon angedeutet, einer beftehenden F. beizumefjen if. Danach ift e8 dem Er- 
werber eines Handelsgejchäftes geftattet, die bisherige F. mit oder ohne einen das Nach— 
folgeverhältnißg andeutenden Zuſatz fortzuführen, wenn der bisherige Gefhäftsinhaber oder 
die Erben oder Miterben in die Fortführung willigen. Die F. ift mithin veräußerlich, 
doch nicht für fich, fondern mr in Verbindung mit dem Geſchäft, wogegen Das Geſchäft 
jehr wohl ohne die F. veräußert werden fann, Zuläſſig iſt ferner die Fortführung der 
bisherigen F, wenn Jemand in ein beftehendes Handelögeichäft oder in eine Hanbele- 
geſellſchaft als Geſellſchafter eintritt oder aus einer ſolchen ausicheidet. Im legteren Fall 
ift die Einwilligung des Ausicheidenden dann erforderlich, wenn fein Name im der F— 
enthalten war. Begründung, Aenderung, Erlöichen der F. find zum Handelövegifter an- 
zumelven ; ebenfo Veränderungen in der Perſon des Geſchäftsinhabers. Der Einzelfauf: 
mann bat zugleich mit der Anmeldung die 3. nebſt feiner perlönlicen Unterfchrift vor 
dem Handelsgericht zu zeichnen oder die Zeichnung in beglaubigter Form einzureichen. 
Ber Handelögejellichaften muß dies durch die Socten geihehen, die zur Zeichnung der F. 
berechtigt find. Die angemeldeten F. genießen ein Erclufivreht. Neue F. müſſen ſich 
von allen an demjelben Ort oder im derfelben Gemeinde bereis beftehenden erkennbar 
unterfcheiden. Zum Scute dieſes Rechtes dient das für das Handelsregifter adoptirte 
Syſtem der Orpnungsftrafen, außerdem ſeitens des Berechtigten eine actio negatoria und 
eine Klage auf Schadenserſatz. Ber letterer enticheivet das Gericht nad) freiem Ermeſſen 
über Vorhandenfein und Höhe des Schadens. — Auf einer Begriffsverwirrung beruht 
e8, wenn zuweilen der 5. juriftiiche Perfönlichkeit zugejchrieben wird; die Frage, ob Der: 
jenige, der ein Gejchäft mit der bisherigen F. erwirbt oder in ein beftehendes Gejchäft 
ohne Aenderung der F. eintritt, den Gläubigern für die vor feinem Eintritt unter dem 
m. der F. contrabirten Schulden bafte, ift aus anderen Gründen regelmäßig zu 
jaben. 

Fit: 9.6.8. 4. 14— 27, dazu die Kommentare von v. Hahn und v. Böldernborif; 
Gans, Beitr, z. NRevifion d. preuß. Gfgb. I. No. 5 (1530 — 32); Gelpte, Ztihr. f. H-R., 
Bd. 1,9. 3, ©. 166 (1853); Dietzel, Handelszeichen u. Firma in Beller u. Mutber Jahrbb. 
Bo. 4, ©. 227 (1860); Regelsberger in Goldſchmidts Zeichr. Bd. 14, ©. 1 (1869); 
außerbem bie Lehrbb. von Thöl, Endemann, Befeler u. A. Bebrenp. 

Fiſchereiordnungen. Die Fiſcherei auf dem Meere ift nach den Grundfägen 
des neuern Völkerrechts, abgelehen von den ſog. Eigengemäffern und Buchten, der Herr: 
ſchaft feines Einzelftaats unterworfen, fondern für alle Nationen gleich zugänglich (Yam- 
mers, Engliihe Seefiſchfang-Gſgb. in Faucher, Vierteljahrichrift für Vollswirthſchaft 
XVT. (1866), ©. 38 ff.). 

Die Fiſcherei in Öffentlichen Flüffen war nad) altveuticher Rechtsanſicht aleichfalls 
fert, umd ift e8 in einzelnen Gegenden noch heute, insbefoderen in Schleswig-Holſtein, 
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Thüringen und in der Provinz Preußen (Pr. L.R. von 1721 Buch III. Tit. 1.9. 
3. und Provinzialrecht für Weftpreußen vom 19. April 1844 $. 72). Im Ganzen hat 
fih aber ſchon früh mit der Negalität der öffentlichen Flüffe überhaupt die Regalität der 
Nutungen derlelben ausgebilvet. So insbejondere im ALR. vom 5. Februar 1794 
Th. I. Tit. 15. 8. 38. „Die Nutungen folder Ströme, welche von Natur Ihiffbar 
find, gehören zu den Regalien des Staats”. $. 73 „Der Fiſchfang in öffentlichen Strö- 
men gehört zu den Regalten.” In Privatflüffen dagegen ift die Fiſcherei regelmäßig ein 
Ausflug des Eigenthumsrechts der Uferbefiger, eine Pertinenz der Grundſtücke; doch 
kommt ſie ausnahmsweife auch getrennt vom Grundbeſitze als jelbftändige Berech— 
tigung vor. 

Wen aber auch das Necht auf die Filcherei zuftehen möge, jedenfalls ift die Aus- 
übung derjelben in allen öffentlichen und Privatflüſſen — mit einziger Ausnahme von 
Teihen und eingeichlofjenen Privatgewäflern — iſſen polizeilichen Beſchränkungen un: 
terworfen, die einerſeits im Intereſſe eined nachhaltigen Betriebes die Laichzeit und bie 
zur Fiſcherei ftatthaften Werkzeuge betreffen, andererfeits im Intereſſe der öffentlichen 
Dronung die concurrirenden Befugniffe mehrerer zur Ausübung Berechtigter reguliren. 
Soldye aus der FFiichereihoheit des Staats fließende Normen finden fich insbeſondere im 
A.L.R. Tb. I. Tit. 9. $. 184 fi. (Bon Erwerbung des Eigenthums). Die sedes 
materiae find jedoch die vor und nad den PR. erlaffenen provinziellen Fiſcherei-Polizei— 
geſetze, Die ein ſchwer darftellbares techntiches und Locales Detail enthalten. Beiſpielsweiſe 
mag auf die Fiſchereiordnung für die in der Brovinz Pommern belegenen Theile der 
Der, des Haff und deſſen Ausflüffe vom 2. Juli 1859, die durch das Gef. vom 30. 
März 1863 nur im unbedeutender Weife modificrt ift, hingewieſen werden. 

Fit: Cancrin, Abbandl. aus dem Wafferrechte, Bo. III. (Halle 1800), Abb. XII. Bon 
ver Fifchereigerechtigteit, ©. 55 fi., bei. 65 fi., 88 & Befeler, Syſtem des gem. deutſchen 
Priv.R., 2 Aufl. 1866, ©. 822, 828 v. Gerber, Syſtem des deutjchen Priv.R., 9. Aufl 1967, 
©. 235 f. v. Rönne, Das Staatsreht der preuf. Monardie, 2. Aufl. 1865, II, 2. ©. 242. 
Lette uud v. Rönne, Die Landes-Cultur— GEſgb. des preuß. Staats, Bd. Il, Abth. 2 (1854), 
©. 760 ff. Naffe, Gewäſſer in Bluntſchli Staatswörterbuch, Bd. IV. (1859) ©. 309 fi 

Ernſt Meier. 

Fiscus. Der Staat in feinen vermögensrechtlihen Beziehungen als Subject von 
VBermögensrechten, wird F. genannt. Nach Einigen ift das Staatsvermögen unter dieſem 
Namen perjonificirt. Der Staat als F. tritt in den Privatverfehr wie jedes andere 
Rechts ſubject, ift aber dabei vielfach zu feinem Vortheil privilegirt. Das vermeintliche 
privilegium odiosum des Gates: in dubiis contra fiscum iſt neuerlich mit Recht auf 
die Bedeutung der für Privilegien geltenden Regel ftricter Auslegung zurückgeführt. 
Böcking). Berſchiedene fiscaliiche Stationen haben nicht bejondere Perſönlichkeit, nur 
das Privileg, daß gegen die Forderungen der einen nicht mit Anfprücyen an eine andere 
compenfirt werden fan. Das Umgekehrte ift nicht ausgejchloffen. Wer den F. über: 
haupt und feine einzelnen Stationen zu vertreten bat, iſt eine ſtaatsrechtlich zu vegelnde 
Frage. — Im allen diefen Beziehungen ftunmen die modernen Codificationen mit dem Röm. 
R. überein. Dem franz. R. find jedoch eigentliche fiscaliiche Privilegien unbefannt, und 
jede öffentliche Stelle wird als beſondere juriftiiche Berfon angeſehen. Auch im ſächſ. 
Civ.G. B. ift Die Zahl der Privilegien erheblich gemindert. — Im Einzelnen ift hervor: 
zubeben: Wer vom F. gefauft bat, Tann mit Eigenthums- oder fonftigen Anſprüchen 
Dritter nicht beumrubigt werben: dafjelbe gilt im preuf. R. — Fiscaliſche Sachen find 
der ordentlichen Verjährung entzogen. Rur 40jährige Präfeription wird gegen den F. 
zugelafen. Das preuf. R. erfordert regelmäßig 44 Jahre zur Berjährung gegen den 
%., jedoch verjähren Steuerrüditände in vier Jahren. — Den fiscaliihen Forderungen 
Tteht eine geſetzliche Hypothek, Steuern und Contractsforderungen deſſelben eine privilegirte 
Hypothet zur Seite. Das preuß. R. wie e8 die geſetzliche Hypothek aufgegeben hat, 
beichränft auch das Concursprivileg. Nach der preußiichen Concursordnung find nur Ab— 
gaben und Gebührenforderungen, Anſprüche aus Defecten und aus Pieferungäverträgen 
privilegirt. — Der F. bat für feine Contractöverbindlichkeiten feine Zinfen zu entrichten, 
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dagegen find ihm für alle fälligen Anſprüche Zinfen zu zahlen. Die erftere Vorſchrift 
fennt auch das preuf. R. dahin, daß der F. nur vorbedungene Zinfen zu zahlen 
bat. — Alle vorftehend erwähnte Privilegien find dem Sächſ. Civ. G. B. unbekaunt. 
Dagegen kennt Sowohl das Röm, als das preuß. und fühl. R. — abgefehen 
von der firafrechtlichen Confiscation — Fälle, in denen der F. an Stelle früher Berech— 
tigter, die einer Sache oder eines Nechts verluftig gehen, als Berechtigter eintritt. Eben 
jo hat der F. nad den Beſtimmungen in allen dieſen Rechtögebieten ein Erbrecht auf 

berrenlofe Güter. Dieſes Erbrecht wird auch im C, eiv. anerkannt. — 
Lit. u Quellen: Klenze, Ztſchr. für geichichtl. Rechtswiſſenſchaft, Bd. 18, ©. 379. 
297. — D. tit. 49, 14. C. 1 


Heimbach, Nedtöler., Bd. 4, ©. 297. — D. tit. 49, 0, 1. — Preuß. UER U 
Fit. 14. Sidi. Civ.GB. $. 52. Eceius. 


Fiscusrecht. In ſeiner Eigenſchaft als vermögensrechtliches Subject heißt der 
Staat Fiscus. Als ſolcher genießt er gewiſſe Privilegien, die insbeſondere durch die 
Röm. Kaiſergeſetzgebung ſehr weit ausgedehnt waren und ſehr erhebliche Vortheile bezüglich 
der Verjährung, der Vorzugsrechte des Pfandes u. ſ. w. gewährten. Der Inbegriff aller 
dieſer beſonderen Rechte bildet das fiscaliſche Recht. Unter F. im e. S. verſteht aber der 
Sprachgebrauch eine beſtimmte Einnahme- oder Finanzquelle des Staats, nämlich den An— 
ſpruch auf gewiſſe zufällige Einkünfte, welche von der erwerbenden Arbeit der 
Staatsbehörde unabhängig ſind und auch nicht unter die Steuern, Zölle und Abgaben 
der Staatsbürger gerechnet werden können. Daher 1) das Recht auf Geldſtrafen und Ein— 
ziehungen beſtimmter Vermögensobjecte nach den im Strafrecht, in den Polizeibußordnungen, 
dem Zoll⸗ und Steuerweſen geltenden Regeln, deren Anwendung richterliches Gehör voraus— 
ſetzt; auch wenn die Verhängung durch Verfügung der Adminiſtrativbehörden geſchehen 
follte, bleibt hier die vom Richter zu prüfende Einvede des in Anfpruch Genommenen offen. 
So lange der Inquifitionsproceß allgemeine Regel war, pflegten zu Betreibung der flaat- 
lihen Finanzintereſſen befondere Fiscale beftellt zu werden. 2) Der Anfpruch auf ver: 
botswidrig gegebene Geſchenke 3. B. die zum Zwecke der Beftehung einem Beamten ge: 
währten Vortheile. 3) Der Anfpruch auf erblofe Güter (bona vacantia) und 4) Das 
Recht auf herrenlofe Sachen (adespota). 

Fit.: Zöpfl, Grundſätze des Staatsredts, IL. ©. 659. — Zahariä, Deutfches Staats- 
und Bundesrecht, II. ©. 394 ff. — v. Rönne, Staatsrecht, II. 793, 
v. Holtzendorff. 

Firgeſchäft ift ein Lieferungstauf, bei welchem ausdrückl ich bedungen ift, dat 
die Waare genau zu einer feftbeftimmten Zeit oder binnen einer feftbeftimmten Frift ges 
liefert werde. Die Feftjegung der Yieferungszeit wird in der Negel ausgedrüdt durch 
die Worte: zu liefern „fir“, „präciſe“, „prompt, „Ipäteftens um...“ „nicht ſpäter 
als...“ oder durch die ſog. caffatorifche oder Erlöihungsclaufel („am ... oder um... 
Uhr ift das Engagement erloſchen“) oder durch Verweiſung auf feftftehende Ufancen oder 
Statuten, fofern diefe einen ganz präciſen Pieferungstermin erfehen laſſen; die juriftifche 
Eigenthümlichkeit des F. liegt darin, daß es ein unter der ausdrüdlichen Bedingung, es 
jet zu erfüllen innerhalb der feſtgeſetzten Frift oder zur feftgelegten Zeit, 
abgeichloffenes Yieferungsgeichäft ift, jedoch ſo, daß das Geichäft, wenn die Bedingung nicht 
eingehalten ift, finguläre Wirkungen erzeugt : es hat nämlich der nichtfäumige Käufer als— 
dann das Recht, Nachlieferung nebft Schadenerfag oder blos Schadenerfag wegen Nicht 
erfüllung oder gänzliche Aufhebung des Vertrags vom ſäumigen Berkäufer zu fordern; 
während jedoch der Käufer, welcher eines der beiden letzteren Rechte auf Grund eines 

ewöhnlichen Kauf: oder Yieferungsgeichäfts geltend machen will, gehalten ift, Dies dent 
— Verkäufer anzuzeigen und ihm dabei, ſofern es die Natur des Geſchäfts, na— 
mentlic der Zwed der Yieferung zuläßt, eine angemefjene Frift zur Nachholung des Ver: 
ſäumten gewähren muß, ift der auf ein F. fich ftügende Käufer nur im Falle er Nach— 
Lieferung beanfpruct, gehalten, dem Berfäufer dies unverzüglich (ſ. Prot. zum H. G.B. 
S. 4600) anzuzeigen, Keiner derartigen Anzeige bedarf es, wenn er Schadenserfat oder 
Aufhebung des Vertrags verlangt ; es wird vielmehr aus dem Schweigen des nichtbefrie- 
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digten Käufers im F. gefolgert, daß er die wirkliche (NReal-) Erfüllung nicht wolle, und 
der Käufer kann im diefem Halle ohne Weiteres Bertragsaufhebung oder Schadenserjat 
fordern; letterer befteht bei Waaren, melde einen Markt- oder Börjenpreis haben, in der 
Differenz zwilchen dem Kaufpreife und dem Markt- oder Börfenpreife zur Zeit und am 
Orte der geichuldeten Yeiftung, Jofern der nicht faumige Käufer nicht einen höheren Scha— 
den nachweiſt. Der Käufer kann den Verzug des Verfäuferd auf deſſen Koften durch 
Proteft feftftellen laffen. U. 355—358. 338. des U. H.G.B. v. Hahn, Comm. hierzu 
Bd. II. ©. 273 ff, Thöl, HR. 4. Aufl. Bd. I. ©. 520 ff. Das F. kann zum Differenz: 
geichäft werben ſ. unter „Differenzgeſchäft“ und Endemann, HR. ©.591. Ueber den 
Zufammenhang des F. mit Prämtengefchäften |. ımter „Prämiengeſchäft“ und Gareis 
im Ach. f. D. W. R und HR. Bd. 18. 1869. ©. 165. 166. 170. u. 2 a. O. 
areis 

Flagge. Der Gebrauch von F. im Schiffahrtsverkehr kann den verſchiedenartig— 
ſten Zwecken dienen: als Schiffsſchmuck bei feierlichen Gelegenheiten, als Mittel der Ver— 
ſtändigung zwiſchen Schiffen unter einander oder mit Küſtenpunkten und Hafenſtationen, zu 
Signalen (3. B. Yootjenflaggen), zur Kenntlichmachung des Ranges eines auf Kriegsfahrzeugen 
Commandirenden. Inſoweit gehört der Gebraud der F. entweder dem herkömmlichen 
Ceremonialrechte jedes einzelnen Staats oder der Verwaltungsordnung der Küften= und Strom: 
polizei an. Für das Völkerrecht gewinnt die F. eine Bedeutung 1) Als das ftillichweigend 
vereinbarte oder berfümmlih angewandte Mittel zur Berftändigung unter Schiffen 
auf hoher See; 2) al8 Barlamentärflagge zu Kriegszeiten, deren Gebrauch die Darunter 
fahrenden Schiffe den Feindſeligkeiten entzieht und die Analogie des Geſandiſchaftsrechts 
anwendbar ericheinen läßt. Mißbrauch der Parlamentärflagge braucht indefjen nicht geduldet 
zu werden. Die Inftruction für die Armee der Berein. Staaten v. 24. April 1863 ($. 14) 
beftimemt, daß Derjenige, welchem nachgewielen werben kann, daß er fidh hinterliftig der 
Barlaementärflagge bedient bat, um feindliche, Stellungen auszutundichaften als Spion 
behandelt werben fol. 3) Als Yegitimationszeihen der Handelsfahrzeuge auf 
hoher Ser, um deren nationale Qualität erfennbar zu maden. Für Norodeutichland 
ift das Gef. vom 25. Oct. 1867, betr. die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe und ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge, ergangen. In Gemäßheit der U. 54. u. 55. der 
Bundesverfg. haben alle zum Erwerb durch die Seeichiffahrt beftimmten Schiffe der ND. 
Bundesftaaten ausichlieklid die Bundesflagge zu führen ; vorausgeſetzt, daß fie im aus: 
ſchließlichen Eigenthum folder Perſonen ſich befinden, denen das Bundesindigenat 
zufteht. Nachgewiejen wird Berechtigung und Verpflichtung durch Eintragung in bie 
Sciffsregifter, und das darüber nad einem geſetzlich worgejchriebenen Berfahren ausge- 
ftellte Gertificat. Unberechtigter oder orbnungswidriger Gebraud der Bundesflagge 
ift ftrafbar. Den Yandeögefegen ift indeffen vorbehalten für Heinere Fahrzeuge (Küftenfahrer) 
Erleichterungen zu gewähren, und die Führung der F. auch ohne Gertificat zu ges 
ftatten. " 

Bon dem ordnungsmäßigen Gebrauch der %. hängen wichtige Rechte ab, 3. B. 
der dem neutralen Eigenthum zu Kriegszeiten zufommende Schug ; die Verantwortlichkeit 
der Staaten für die unter ihrer F. auf hoher See begangenen Zumiderhandlungen gegen 
das Bölferrecht u. a. m. 

tit.: Reynolds, International nautical telegraph for the use of men-of-war and 
merchant vessels 2, ed. London 1857. v. Holtzendorff. 


Flüſſe. Die zahlreichen Jutereſſen, welche fih an die Benugung der Gewäſſer 
tnüpfen, machen e8 nothwendig, einer Gollifion derjelben durch genaue Normirung der 
Waflerrechtöverhältniffe vorzubeugen. Die Grundfäge, weldhe das Röm. und Das 
deutſche R. in diefer Beziehung entwidelt haben, langen heute nicht mehr aus. Bon 
der Rechtswiſſenſchaft wurde gerade dieſes Gebiet lange Zeit hindurch mehr als billig 
vernachläffigt. Und gleich ihr ift auch die Gſgb. Hinter den Anforderungen des praftiichen 
Bedürfniffes zurüdgeblieben. Erſt in neuerer Zeit hat man im Hinblid auf die ſtei— 
gende Entwidelung von Landwirtbichaft, Induftrie und Handel den Waflerrechtöfragen 
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größere Aufmerffamteit zugewendet und feit einigen Jahren ift man vielfach mit einer 
Reform oder Codification der waljerrechtlichen Beſtimmungen befchäftigt. 

Schon im jyftematifchen Theile dieſer Encyelopädie ift die Natur und die Bedeutung 
des Gegenfages zwiſchen öffentlichen und nicht öffentlichen (jog. Privat-) F. hervor— 
gehoben werden. Was erftere betrifft, gipfelt die ältere deutſche Nechtsentwidelung in 
der Ausbildung eines Waſſer- oder Flußregals, kraft deſſen nur der Staat oder derjenige, 
dem er fie verlieh, die Nutungen an öffentlichen F. beaniprucden konnte. Privatflüſſe 
bildeten häufig einen Theil der Almende oder ftanden unter der Dispofitionsgewalt des 
Grundheren : „In beiden Fällen hatten die anftoßenden Gemeinde= oder Hofgenofien ben 
durch die Geſammtheit oder den Herrn bejchräntten Genuß des Waſſers.“ (Bluntſchli, 
deutſch. Privatrecht p. 229). So jehr auch der heutige Rechtszuſtand hiervon abweicht, läßt er 
doch den geichichtlichen Zufammenhang deutlich erkennen, indem bei den öffentlichen F. 
die Waſſerrechtshoheit des Staats zum Zweck des Gemeinbrauchs derjelben als öffent: 
licher Sachen fi im Intereſſe der Gefammtheit geltend macht, während die Nechtöver- 
hältniſſe an Privatflüffen unter dem Geſichtspunkte georbnet find, daß die Nutzungen den 
Anlegern in gleihmäßiger Weiſe zukommen follen. Der Begriff des Waſſerregals ift 
heutzutage für die juriſtiſche Conftruction der Wafferrechtöverhältniffe völlig entbehrlich. 
Der Staat bat vielmehr nicht aus einem privatrechtlichen Titel, fondern aus Gründen des 
öffentlichen Rechts die Waſſerrechtshoheit, die fich freilich bei äffentlihen und bei nicht 
öffentlichen Gewäſſern in verſchiedener Weile äufert. 

Die Benutzung öffentliher %. fteht Jedermann frei. Jedoch übt der Staat das 
Recht der Regelung, Beſchränkung und Beaufjichtigung des öffentlihen Gebrauchs. Er 
macht diefen abhängig von der Beobachtung geſetzlicher und polizeilicher Vorſchriften durch 
Mühlordnungen, Schiffahrts = Flokorbnungen, Bewäſſerungs-Fiſchereiordnungen u. dgl. 
Da er andrerjeitö die Wafferpolizei handhabt und außerdem für Baggerung, Ufercorree— 
tion, Brüdendurdläfie, Yeinpfade u. dgl. Auslagen macht, fett er mit Recht die Entrid: 
tung beftunmter Abgaben als die Bedingung gewilfer Benugungsarten. Schiffahrt und 
Floßfahrt mit verbundenem Holz find unter diefer Beihränfung und umter Beachtung 
ber waſſerpolizeilichen Vorſchriften auf öffentlichen F. völlig frei. Bei Strömen, die das 
Gebiet mehrerer Staaten durchfliegen, find fie Gegenftand völkerrechtlicher Normirung. 

Auf Grund feines Aufſichtsrechts kann der Staat einzelne Benugungsarten an Die 
Verleihung befonderer Conceſſion knüpfen oder vollends verbieten. Solder Conceſſion be— 
darf es insbejondere : 1) zur Wilpflöfferei (Flöſſen mit Stüden unverbundenen Holzes). ' 
Doch hat auch unter dieſer Vorausfegung der Floßherr den etwaigen Schaden zu er 
jegen. 2) zur Unterhaltung von Fähren, wenn das Ueberfahren gewerbmäßig gegen 
Fährgeld betrieben wird. Die Flußanwohner find ohne Conceſſion berechtigt fich zum 
eigenen Gebrauche Transportmittel zu halten. 3) zur Erricdtung dauernder Anftalten, 
weldye das Waller als Triebkraft (Fabriken, Mühlen u. ſ. f.) oder zur Bewäſſerung be: 
nugen. In Bezug auf Mühlen beftehen mitunter Bejonderheiten, welche durch Die Eri— 
ftenz einer Bannmühle (ſ. Bannrechte) oder eines (nicht gemeinrechtlichen) Mühlenregals 
bedingt jind. Die Erlaubnif zur Errichtung von Triebwerfen wird auf Grund voraus: 
gehender Causae cognitio mit Rückſicht auf die Nechte der übrigen Interefjenten und 
die öffentliche Sicherheit ertheilt. Den älteren Wafferwerksbefigern foll durch das neue 
Waſſerwerk die nörhige Waſſerkraft nicht benommen, die Grundftäde der Ufereigenthümer 
follen nicht der Gefahr der Ueberſchwemmung ausgefetst, es ſoll ihnen das zur Wiejen: 
bewählerung erforderliche Waſſer nicht entzogen werden. 

Was die ſog. Privatflüffe betrifft, tft dem, was Enchclopädie L p. 388. darüber 
gelagt worden, innerhalb der diefem Artikel geftedten räumlichen Grenzen wenig beizu- 
fügen. Um ein wahres Eigentum am Gewäſſer kann es ſich auch Hier nicht handeln, 
da an der aqua profluens als folder keine phyſiſche und daher auch feine rechtliche Herr: 
ſchaft möglich iſ. Dagegen übt das Eigenthbum am Flußbett und an den Ufern, wel- 
ched bei öffentlihen F. — mag es nun der Staat beanspruchen oder nicht — für 
die Nutungen des Gewäſſers irrelevant ift, bei Brivatflüffen jeine natürlihen Wirkungen 
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aus, indem es die Anlieger befähigt, jeden anderen von der Benutzung des Waſſers 
factiſch auszuſchließen. Wenn nun auch dieſe im Allgemeinen das Recht haben, das Waſſer 
beliebig zu gebrauchen, ſo macht ſich doch die Waſſerrechtshoheit des Staats auch hier 
geltend, indem er die Errichtung von Mühlen und anderen Triebwerken von ſeiner Con— 
ceſſion abhängig macht, in welchem Falle aber die Erhebung eines Waſſerrechtszinſes 
nicht gerechtfertigt iſt. Andererſeits regelt der Staat durch feine Gſgb. die Rechtöverhält- 
niffe zwilchen den Anliegen in der oben I, 388. angegebenen Weife unter dem Gefichts- 
punkte, daß fein Eingelner über das Gewäſſer in der Weile verfügen fol, daß dadurch 
dad gemeinſchaftliche Interefie der angrenzenden Eigenthümer in empfindlicher Weiſe beein- 
trächtigt würde. 

Ueber das Recht der Fiſcherei in öffentlichen und nicht öffentlichen F. vergl. den Art. 
Fiſchereirechte. 

Die verſchiedenen principiellen Auffaſſungen der Waſſerrechtsverhältniſſe laſſen be— 
züglich der öffentlichen F. ſich im Weſentlichen auf drei Theorien zurückführen. Die 
ältere Doctrin ſprach von einem Privateigenthum des Staates am Fluſſe. Andere hul— 
digten der Regalitätstheorie. ine dritte Theorie iſt diejenige, welche mit dem Begriff 
der Waſſerrechtshoheit des Staats auszulangen glaubt und den Fluß ald res communis 
omnium betrachtet. Die Wafjernugungen bei Privatfläffen werden entweder als Folge 
eines Eigenthums am Gewäſſer oder als natürliche Wirkung des Eigentums am Fluß: 
ufer erklärt. Bluntſchli operirt mit dem Begriff einer Herrichaft über die Gewäſſer, 
der zwar Die Annahme eines Eigenthums umgehen Hilft, aber im feiner Allgemeinheit zu 
juriftifcher Conſtruction untauglich ift. 

Lit: Noe Meurer, Waſſerrecht, 1570. Cancrin, Abb. von dem Waflerrechte, 
1789 — 1800. Elvers, Das Recht des Waflerlaufs x., im der Themis, N. F. 1. 9.3 
(1841). Funke im Arc. f. civilift. Praxis XII, 274 u. 432. Kori, ebendbaf. XVIIL, 37. 
Schwab, Die Eonflicte der Wafjerfahrt auf dem F. 2c., Beilagebeft zum Arc. f. civilift. Praris 
XXX (1847). Glaß, Die waſſerrechtl. Gjab , 1856. Dufour, Police des eaux etec,, 
Paris 1857. Hefe, Grundzüge des Waflerrehts nah gem. R., Jahrbb. f. Dogmatit, VII, 
179. Scheele, Das preuf. Waflerrecht, 1860. Endemann, Das ländl. Wafjerrecht, 1862. 
Bözl, Die neuere Gigb. und Lit. Über Waflerrecht, krit. Vierteljahrsſchr. 1, 23. 

Gjgb.: Bon den neueren Gefegen find hervorzuheben: Das preuß. Gef. über die Benügung 
der Privatflüfie vom 28. Febr. 1813: das hannov. Gef. über Entwällerung, Bewäfjerung und 
Stananlagen vom 22. Aug. 1847; das bad. Gef. über Bemwäfferung und Entmwäfjerungsanlagen 
vom 28. Febr. 1851, und die 3 baier. Waflerrechtsgefege vom 28. Mai 1852, erläutert von 
Pözl 1862; Öfterr. Gefeh v. 30. Mai 1669 betreffend die ber Reichsgeſetzgebung vworbe- 
baltenen Beitimmungen des Waſſerrechts. Heinrid Brunner. 

Flußſchiffahrtsacte (deutſche). Im früherer Zeit wurde feitens einzelner 
Staaten ſogar eine bejondere Seeherrſchaft Hinfichtlih gewilfer Meere und im 
Folge deſſen das Verbot der Schiffahrt und Fiſcherei für andere Nationen in Ans 
Iprudy genommen. Indeſſen das Meer ift von Natur zur Sonderherrſchaft unges 
eignet. Diefer Satz hat feit ver berühmten Schrift des Hugo Grotius über 
dag mare liberum, mit der das moderne Völkerrecht gleichjam inaugurirt wurde, immer 
entjchtedenere Anerkennung gefunden. Und feitvem namentlich in neuefter Zeit die An: 
ſprüche Rußlands an das ſchwarze Meer durch den Bartler Frieden von 1856 (La 
mer noire est ouverte à la marine marchande de toutes les nations), ferner Die 
Anfprüche Dänemarks auf die Oftfee durch die Ablöfung des Sundzolls bejeitigt find, 
unterliegt es feinem Zweifel mehr, daß die unter einander verbundenen Meere dem freien 
Gebraud aller Nationen geöffnet find, aud dann, wenn fie von einen Staatögebiete 
umfchlofjen werden, fofern nur eine Verbindung mit der offenen See vorhanden ift. 

Dagegen unterliegen Ströme und Flüſſe allerdingd ver sn desjenigen 
Staats, durch melden fie fließen, oder der Staaten, deren Grenzen fie bilden, fie find 
ein fließender Theil des Landes. Indeſſen bat doch der natürlihe Zufammenhang ber 
ſchiffbaren Ströme die ausſchließliche Gebietshoheit Durch die Rückſicht auf die Verkehrs— 
gemeinſchaft vielfach ermäßigt. Namentlich in den Fällen, wo jolde Ströme mehreren 
Staaten zugleih angehören. Ganz bejonders wiederum dann, wenn folde Staaten in 
einer ſtaats- oder völkerrechtlichen Gemeinſchaft ftanden. 
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I. Das Reih und der Bund. Schon der Weſtphäliſche Friede (Art. IX. 
88. 1 2) hatte den Grundſatz der freien und ungehinderten Schiffahrt ausgeſprochen. 
Die Verpflichtungen des Reichsoberhaupts in dieſer Hinficht beitimmte die Wahlcapi— 
tulation X. XVIIL 88. 6—8. 17. Die Zölle, Stapelrechte und Tonftige Gerechtſame der 
zahlreichen Yandesherren ftanden jedoch der praftifchen Durchführung dieler Grundfäge lange 
Zeit entgegen. Die erſte Erleichterung wurde dem Rheine zu Theil, und zwar in Folge der 
Abtretung des Linken Aheinufers an Frankreich. Es wurden nämlich durch $. 39. des Reiches 
deputations⸗Hauptſchluſſes die ſämmtlichen bisherigen Rheinzölle des rechten und des linken 
Ufers aufgehoben, und dafür unter Vorbehalt der Eingangszölle (douane) ein einheitlicher 
zwiſchen Deutichland und Frankreich gemeinihaftlicher Rheinichiffahrts-Dectror eingerichtet, der 
den Betrag der aufgehobenen Zölle nicht überfteigen, und deſſen Einkünfte, nach Abzug 
der Erhebungs- und Bolizeikoften, in zwei gleiche Theile getbeilt werden ſollten, deren 
jeder zunächft zur Unterhaltung der beiden Ufer beftimmt war, während auf den Keft 
der zum vechten Rheinufer gehörigen Hälfte Dotationen und Renten theils unbedingt 
(8. 9. 14. 17. 19. 20), theils bedingt und ſubſidiariſch 8. 7. 27) gelegt wurden, 
(vgl. Deutiche Bundesacte vom 8. Juni 1815 4. XV). Zur Ausführung dee 
U. 39. wurde eime Convention über den Rheinſchiffahrts-Octroi vom 15. Auguft 
und 1. October 1804 abgeichloffen. (Archiv für öffentliches Recht des deutichen Bundes 
Bd. I. (1854) und Urtheil des D.AG. zu Celle in der Streitſache der freien Stadt 
Franffurt wider die Rheinuferftaaten, Hannover 1860). Weiter beftimmte dann der 
erfte Pariſer Friede vom 30. Mai 1814 U. 5: La navigation sur le Rhin, du point 
ou il devint navigable jusqu’& la mer, et rdeiproquement, sera libre de telle 
sorte, qu’elle ne puisse être interdite à personne. Die nähere Feftftellung der freien 
Rheinſchiffahrt und die Anwendung des Grundſatzes auf andere mehreren Staaten 
gemeinfame Ströme blieb dem Wiener Congreffe. Die Wiener Congrefacte A. 108— 
117 ftellte auch ganz allgemein den Grundfag auf, daß die Schiffahrt auf allen den: 
jenigen Flüſſen, welde mehrere Staaten trennen oder durchſchneiden, im ganzen Laufe 
von dem Punkte an, wo em jeder von ihnen Ichiffbar wird bis zu deren Mimbung 
gänzlich frei fein und Niemanden in Bezug des Handels unterfagt werden Toll, nach Maf- 
gabe der für die Schiffahrtspolizei feftzufegenden, für alle Nationen gleichmäßig gültigen 
und das Handelsinterefje möglichjt berücjichtigenden Reglemente. Die Congrekacte jelbit 
ftellt auch noch die fpeciellen Gefichtspunfte für ſolche Anordnungen auf, insbeſondere 
jollen die Abgaben für die Schiffahrt auf eine gleihmäßige unveränderliche und von der 
verichiedenen Dualität der Waaren foviel als möglich unabhängige Weife beftunmt werden, 
damit eine detaillirte Unterfuhung der Ladung nicht nöthig fer; bei der Anfertigung Dre 
Tarifs foll der Rheinſchiffahrtsoctroi zur approrimativen Norm dienen ; keine neuen Stapel, 
Fahr⸗ oder Lagerrechte dürfen errichtet werden ; jeder der Uferftaaten verpflichtet jich, die 
Strommwege, die durch fein Gebiet gehen, zu unterhalten. Diefe Beſtimmungen ſollen 
aber nur die Grundlage bilden für ein gemeinſchaftliches Neglement, welches durd Com: 
miffarien der betheiligten Staaten ſechs Monate nad Beendigung des Congreſſes auf 
zuftellen ift. Endlich die befonderen Reglements in Beziehung auf die Schiffahrt Dr 
Rhein, Near, Main, der Mofel, Maas und Schelvde follen als integrivende Theile des 
Arrangements des Congreffes angefehen werden und dielelbe Kraft und Gultigkeit haben, 
als wenn fie der Generalacte Wort fir Wort hinzugefügt wären. 

Obgleich aber der A. 19 der Deutfchen Bundesacte in Ausficht ftellte, daß bei der erften 
Zuſammenkunft der Bundesverſammlung wegen der Echiffahrt zwifchen den verſchiedenen 
Bundesſtaaten nad Anleitung der auf dem Gongrefie angenommenen Grumdfäge beratben 
werden folle, jo hat ſich doch die ganze Thätigkeit des Bundes in diefer Angelegenheit, die 
gerade ein ſpecifiſch deutiches Intereſſe hat, auf einen in Folge der Wiener Miniſterialcon— 
ferenzen gefaßten Bundesbefhluß vom 3. Auguſt 1820 befchränft, die ſchon beftchendn 
Unterhandlungen auf das Thätigfte zu betreiben und im der kürzeſt möglichen Friſt zu 
beendigen, wo aber noch feine Unterhandlungen eingeleitet ſeien, ſolche unverzüglich eintreten 
zu laſſen. 


Flußſchiffahrtsacte. 427 


II. Die Einzelſtaaten. Hinſichtlich des Rheins war ſchon während des Wiener 
Congreſſes unterm 24. März 1815 eine Vereinbarung zu Stande gekommen, welche, wie ſchon 
erwähnt, für einen integrivenden Theil der Congreßacte erflärt wurde, die in Folge deſſen nie— 
dergelegte Centraleommiſſion der Aheinuferftaaten führte endlich eine Vereinigung in Geftalt 
der Rheinſchiffahrtsacte vom 31. März 1831 herbei; fie hat etwa ein Menichenalter die 
Grundlage des geltenden Rechts gebildet, durch eine Anzahl von Zufatartifeln demmächft er— 
gänzt und abgeändert. Erſt durch Die zwiſchen Preußen, Baden, Batern, Frankreich, 
Heſſen und den Niederlanden unterm 17. October 1868 abgeichloffene Revidirte Rhein- 
Ichiffahrtsacte (Preuß. Geleglamml. Jahrg. 1869. ©. 798 ff.) ift eine meue Baſis ges 
Ihaffen worden. Danach foll die Schiffahrt auf dem Rhein und feinen Ausflüffen von 
Basel bis in das offene Meer, wobei der Let und die Waal als zum Rhein gehörig 
betrachtet werden, den Fahrzeugen aller Nationen zum Transport von Waaren und ‘Per: 
fonen geftattet ein, mit der Maßgabe, daß Abgaben, welche ſich lediglich auf die That- 
ſache der Beihiffung gründen, nicht erhoben, auch die Schiffer nicht gezwungen werben 
dürfen, ihre Yadung ganz oder theilweiſe zu Lölchen oder an Bord eines andern Schiffs zu 
bringen. Die weiteren Feftlegungen beziehen ſich vorzugsweiſe auf Die Zollabfertigung, 
auf die zum Betriebe der Rheinſchiffahrt nachzuweiſende techniiche Befähigung der Schiffs: 
führer (Schifferpatent) ſowie die Tauglichkeit der Schiffsgefäße (Schiffsatteft), auf Die 
Flößerei, das Lootſenweſen, die Erhaltung und Verbeſſerung des Fahwaſſers, die Rheinſchiff— 
fahrtögerichte, die Bildung und den Geſchäftskreis der abıniniftrativen Auffichtsbezirke ſowie der 
Gentralcommiffion. Dieler Vertrag ift mit dem 1. Juli 1869 in Wirkſamkeit getreten. 
(Bol. auch das Schlußprotocoll vom 17. Oct. 1868, Geſetzſamml. 1869, S. 828 ff.). 
Zur Ausführung der revidirten Rheinſchiffahrtsacte find Todanı Die Gelege betr. Die Rhein- 
Ihiffahrtögerichte vom 9. März 1870, und das Gele betr. die Ausführung der 
vevidirten Rheinichiffahrtsacte vom 17. März 1870 (über Schifferpatente, Yootienwefen, 
Schiffsatteſte) erlaſſen. (Geſetzſamml. 1870. ©. 177 ff.). 

Die Regulirung der Elbichiffahrt beruht auf der Elbicdhiffahrtsacte vom 23. Juni 
1821, welche Durch Die Revifionsacte vom 18. Sept. 1924 ergänzt und durch Die Ad— 
dittonalacte vom 13, April 1844 umd 4. April 1863 weiter fortgebilvet ift ; die Auf- 
bebung des Stader Zolls beruht auf dein Vertrage vom 22. Juni 1861 zwiſchen Han- 
nover einerſeits und den feefahrenden europätichen Staaten andererfeits. Die Aufhebung 
der Elbzölle mit dem 1. Juli 1870 ift erfolgt theil® durch das in Gemäßheit des Art. 
54 Al 4 der Bundesverfafjung erlaffene Bundesgeleg vom 11. Juni 1870, wonad) 
Abfindungen aus Bundesmitteln an Medlenburg Schwerin im Betrage von emer Million, 
und an Anhalt im Betrage von 85,000 Thle. gewährt werden, theils durd den Vertrag 
zwifchen dem Nd. Bunde und Dejterreih vom 22. Juni 1870. Die Welerichiff- 
fahrt ift durch die Meferichiffahrtsacte vom 10. Septbr. 1823 und eine Reihe Ipäterer 
Additionalacten geordnet worden, durch Vertrag vom 26. Januar 1856 wurde die Er: 
hebung der Welerzölle einftweilen ſuspendirt. Auf die Donau find die Grundfäge des 
Wiener Congreſſes erft durch den Pariſer Frieden vom 30. Mai 1856 U. 15 — 18 
und durch die Donaufdiffahrtsacte vom 7. und 9. Novbr. 1857 unter gewilfen Be 
Ichränfungen angewendet worden. 

II. Der Nd. Bund. Nah der Berfalfung des Nd. Bundes U. IV. Nr. 9. 
unterliegen der Sigb. und Beaufjichtigung des Bundes aud die Angelegenheiten der 
Flößerei und des Sciffahrtsbetriebes auf den mehreren Staaten gemeinfamen Waſſer— 
ftraßen; jo daß alſo ins künftige keine FSlußichiffahrtsverträge zwilchen den Nd. Bundes- 
ftaaten geſchloſſen, ſondern Nd. Flußſchifffahrtsgeſetze erlaffen werden. Außerdem enthält 
der U. 54. die Vorſchriften, daß auf allen natürlichen und künftlihen Waſſerſtraßen der 
einzelnen Bundesftaaten die Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher Bundesftaaten gleichmäßig zu- 
gelafien und behandelt werden follen, daß auf allen natürlichen Waſſerſtraßen Abgaben 
nur für die Benutung beionderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt 
find, erhoben werden dürfen, daß ſolche Abgaben, ſowie die Abgaben für die Befahrung 
fünftlicher Waflerftraßen, welche Staatseigenthum find, die zur Unterhaltung und gewöhn- 
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lichen Herſtellung erforderlichen Koſten nicht überſteigen dürfen, daß endlich keinem Ein— 
zelſtaate, ſondern nur dem Bunde das Recht zuſteht, andere oder höhere Abgaben von 
fremden Schiffen oder deren Ladungen zu erheben. (Vgl. das Bundesgeſetz tiber die Ab- 
gaben von der Flößerei vom 1. Juni 1870, und die Verordnung betr. die Ausführung 
dieſes Geſetzes de eod. Bundesgefegblatt ©. 312 ff.) 

IV. Der Zollverein. Der Bertrag zwifchen dem No. Bunde, Batern, Wir- 
teınberg, Baden und Heffen, die Fortdauer des Zoll- und Handelöwereins betr. vom 
8. Juli 1867. bat in den A. 23—25 Folgendes feftgefegt. Die Wafferzölle over 
auch Wegegeldgebühren auf Flüſſen, mit Einſchluß derjenigen, melde das Schiffs 
gefäß treffen (Necognitionsgebühren) find von der Schiffahrt auf ſolchen Flüſſen, auf 
welche die Beſtimmungen des Wiener Congreffes oder befondere Staatöverträge Anwen 
dung finden, ferner gegenfeitig nach jenen Beſtimmungen zu entrichten; auf den übrigen 
Flüſſen, bei welchen weder die Wiener Congreßacte nod andere Staatöverträge Anwen 
dung finden, werben die Wafferzölle oder Wafferwegegelver nad) den privativen Anordnun— 
gen der betreffenden Regierungen erhoben, mit der Mafgabe, daß diefe Abgaben den Be 
trag von + Gr. vom Zolleentnev für die Meile nicht überfteigen und daß auf all 
dieſen Flüſſen jeder Vereinsſtaat die Angehörigen der andern Vereinsſtaaten gleich feinen 
eigenen behandelt. In den Gebieten der vertragenden Theile ſoll Niemand zur Anbal- 
tung, Berladung oder Lagerung gezwungen werden fünnen, als in den Fällen, in welchen 
die gemeinchaftliche Zollordnung oder die Schiffahrtsreglements es zulaffen oder vorſchrei— 
ben. Ganal:, Schleuſen-, Brüden:, Fähr-, Hafen-, Krahn-, Wage- und Niederlage 

ebühren ſowie Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt find, 
* nur bei Benutzung wirklich beſtehender Einrichtungen erhoben werden, und, mit 
Ausnahme der Abgaben für die Befahrung der nicht im Staatseigenthum befindlichen 
fünftlichen Waſſerſtraßen, die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung erforderlichen 
Koſten nicht überfteigen, au von den Angehörigen aller Vereinsſtaaten auf völlig gleice 
Weife wie von den eigenen Angehörigen, ingleihen ohne Nücficht auf die Beſtimmung 
der Waaren erhoben werden. 

fit:v Mohl, Geſch. u. Fit. der Staatswiſſenſchaft, I. (1855), ©. 432 f. Bluntſchli, 
Das moderne VBölterrecht der ciwilifirten Staaten als Rechtsbuch dargeftellt, Nördl. 1868, ©. 27 
179 fl. Zachariä, Deutſches Staats» und Bundesrecht, 3. Aufl. 1567, II 353 ff. Zöpfl, 
Spftem des pm beutfchen Staatsrehts, 5. Aufl. 1863, II. 655 fi. v. Nönne, Staateredt 
ber preuß. Monarchie, 2. Aufl. 1865, II, 2. ©. 632 ff v. Kaltenborn, Schiffahrtsgeſetze 
in Bluntihli’s Staatswörterbud Bo. IX, (1855) ©. 22%. v. Kaltenborn, Schiffahrte- 
verträge a. a. D. ©. 232ff. v. Rohrſcheidt, Preußens Staatöverträge, Berl. 1852, ©. 53 fl. 

Eruft Meier. 

Forftpolizei. Man verfteht unter F. den Inbegriff derjenigen ftaatlichen An- 
ordnungen, melde ſich auf die Cultur folder Baumgattungen beziehen, Die vorzugsweiſe 
wegen ihres Holzes als Brenn= oder Baumaterial angebaut werden. Dieſe Anordnuns 
gen haben entweder eine blos negative Tendenz, indem fie auf Abwendung von vrechts— 
widrigen Angriffen, auf Sicherheit des Forſtbetriebes gerichtet find, oder eine poſitive 
Tendenz, indem fie im Intereffe des Geſammtwohls den Zwer verfolgen fir ausgiebiges 
Holz zu Torgen, und den Einfluß zu erhalten, welchen die Waldungen durch Bermitt: 
lung ei Wärme und Feuchtigkeit in der Temperatur auf die Yandescultur überhaupt 
ausüben. 

Dem erftern Zwede dienen in Preußen theils die älteren für die einzelnen Landes 
theile ergangenen Provinzials, Forft- und Jagdordnungen, theild neuere particuläre Be: 
ftimmungen, welche hauptfädhlich in den von den VBezirköregierungen auf Grund des Ge 
feßes vom 11. Mai 1850 über die Polizeiverwaltung erlaffenen Forftpolizet = Strafver: 
orbnungen zufammengeftellt find, theils endlih Das für den ganzen damaligen Umfang 
der Monarchie erlaffene Gef. vom 2. Juni 1852, den Diebftahl an Holz; und andern 
Waldproducten betreffend. (Hahn, Das Holzdiebftahldgefeg mit Motiven, Kammerwer— 
bandlungen, Gommentar ıc., Breslau 1852). Alle diefe beiondern Beſtimmungen des 
Landesſtrafrechts bleiben aud nad dem Einführungsgeſetz zum Strafgelegbud für den 
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Rd. Bund vom 31. Mai 1870 8. 2 (Bundesgefegbl. S. 195) ferner in Kraft. An einer 
allgemeinen Forſt- und Jagdordnung wird feit längerer Zeit gearbeitet. 

Was ſodann die ftaatlihe Einmiſchung in die Forſtverwaltung ſelbſt betrifft, jo 
tann allerdings eine weitgehende Fürforge für das Yandesculturintereffe ſchon durch die 
Bewirthichaftung derjenigen Forften, welche im Eigenthum des Fiscus ftehen, und hin— 
fichtlich deren das volkswirthſchaftliche Intereffe gegenüber dem finanziellen ſtets gewahrt 
werden muß, in erheblihem Maße ftattfinden. Die Frage, ob auch Einſchränkungen des 
Privateigenthbums zu Gunften des Gemeinwefens ftattfinden follen, hat das Pr. A. AR. 
in Uebereinftimmung mit ver älteren und neueren Gſgb. der meiften Yänder unbedingt 
bejaht, indem insbefondere eine ſog. Holzverwüſtung, die fich nach den Verhältnijfen in den 
verſchiedenen Provinzen verichieden geftaltete, in holzarmen Gegenden aber ſchon dann 
vorhanden war, wenn der Waldeigenthümer das fortwährende Bedürfniß feines Guts und 
der Dorfeinwohner nicht mehr deden konnte, bei Strafe von Geld und Gefängnif 
und einer Einſchränkung in der ferneren Berugung Des Waldes unterlagt werde. (88. 83 
—95. Tit. 8. Th. J. A. LER). Das Ediet vom 14. Sept. 1811 wegen Beförderung 
der Landescultur hat dann aber alle Beichränfungen binfichtlic der Privatwaldungen aufz 
gehoben, und den Eigenthümern geftattet, dielelben nach Gutfinden zu benugen, zu par- 
celliven und urbar zu machen, werm ihnen nicht Verträge mit einem Dritten oder Bes 
vehtigungen Anderer entgegenftehen (Yandesculturedict 88. 4—6 vgl. mit den Geſetzen 
vom 3. März 1850 und 27. Juni 1860). Im dem Landestheilen welche erſt nadı 
Erlaß des Yandesculturedictd neu oder wiedergewonnen wurden, find dagegen die Privat— 
waldungen meist forfthoheitlichen Beichränfungen untenworfen, insbejondere im Bezirk des 
Rheiniſchen Appellationsgerihtshofs nach dem franz. Gef. vom 29. April 1804. In 
der Situngsperiode von 1860 wurde im Abgeordnetenhaufe ein Antrag, die Staats- 
vegierung zu erfuchen, dem Landtage möglichft bald ein Forftculturgefeg zur Verhütung 
der immer mehr um ſich greifenden ———— des Landes vorzulegen, als Material für 
die von der Regierung damals in Ausſicht genommene geſetzliche Ordnung des Gegen— 
ſtandes derſelben überwieſen. Hinſichtlich der ſtädtiſchen und ländlichen Gemeindeforſten 
beſteht eine weitere ſtaatliche Einwirkung, indem überall der Conſens der Aufſichtsbehörde 
zur Veräußerung und zur Ausholzung erforderlich iſt, der nur bei ganz beſonders er— 
heblichen Gründen ertheilt werden darf, während in den Provinzen Sachſen, Weſtphalen 
und in der Rheinprovinz auch die laufende Verwaltung der Gemeindeforſten mit Ein— 
ſchluß des Forſtetats der höheren Genehmigung unterliegt (v. Mölller, Preuß. Stadt 
recht (1864) ©. 176 ff., v. Möller, Landgemeinden und Gutsherrichaften nach preuß. 
R. (1865) ©. 161 ff.). 

Lit.: Befeler, Syftem bes gem. beutfchen Piv.R., 2. Aufl. 1866, S. 808. v. Gerber, 
Syſtem des beutfchen Priv R., 9. Aufl. 1867, ©. 212 ff. v. Rönne, Staatsrecht der preuf. 
Monarchie, 2. Aufl. 1865, UI, 2. ©. 252 fi. v. Rönne, Das Domänen-, Forft- und Jagd- 
weſen des preuß. Staats (1854), ©. 579 ff., 856 ff. v. Mohl, — — 3. Aufl. (1866), 
Bd. I. ©. 221 fi. Roſcher, Spftem der Volkswirthſchaft, Bd. IL, 5. Aufl. 1867, S. 552 ff., 
580 ff. v. Holgendorff, Principien der Bolitit (1869), ©. 256, 351. 

Ernft Meier. 

Forſtregal. Je umfaſſender die rechtsgeſchichtliche Entwidelung des Forſtweſens 
in Deutſchland zur Aufklärung gebracht worden, um ſo beſtimmter hat ſich die Wiſſen— 
ſchaft von der Annahme eines an den Forſten — d. h. den Grundſtücken, auf denen 
Holz hauptſächlich zur Nutzung deſſelben als Brenn-, Bau- und Verarbeitungsmaterial — 
haftenden niederen Regals abgewendet. Ein ſtaatliches, erſt durch Verleihung auf Pri— 
vate übertragbares Nutzungsrecht wird gemeinrechtlich nicht mehr anerkannt. Grund— 
ſätzlich beſteht fein Unterſchied im Eigenthum an Waldungen gegenüber dem an andern 
Gegenſtänden, mag jenes — wie oft der Fall — dem Staat, oder Gemeinden oder Ein— 
zelnen zuſtehen. In einem andern Sinne aber beſitzt das F. eine über die Staatsfor— 
ften weit hinausreichende Bedeutung: als Hoheitsrecht, wirflam für Cultur und Schuß, 
getragen von der Anerkennung der Wichtigkeit der Waldungen für den Volkswohlſtand, 
nicht blos Hinfichtlich der ununterbrochenen Verſorgung mit Bau-, Brenn- und Nutzholz, 
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jondern auch wegen des wohlthätigen Einfluffes auf das Klıma, auf Bildung von Schup- 
wehren gegen Weberfluthung der Tiefen vom wilden Waffer baumlofer Höhen, gegen Ber: 
fandung durch den Seegang und Ueberſchwemmung, gegen Sturmmwinde, gegen Schnee- 
treiben und ähnliche Naturübel. Vorwiegend die Sorge für einen, den Bedürfniffen der 
einzelnen Gegenden genügenden Holzbeftand führte jeit dem 16. Jahrhundert zum Erlaß 
von Forftordnungen und Forftgefegen, welche nicht nur die Verwüſtung oder —** 
der Waldungen, ſondern auch jede eigenmächtige Aenderung in der Cultur hindern ſoll— 
ten, namentlich hinſichtlich der Zeit, der Höhe, des Alters, der Abfuhr der Stämme, 
deren Fällung früherhin nach dem Syſtem des Anhauens einzelner Bäume mit dem Wald— 
eiſen (Plentern), ſpäter durchgehends unter Einrichtung von Gehauen (vermeſſenen Revie— 
ren und Geſtellen) mittelſt Abholzung nach der Reihe und ſofort nachfolgender Anſäung 
bewirkt wurde. Auch über die Nutzungsrechte an fremden Waldungen erſtreckte ſich die 
Forſthoheit: das Beholzungsrecht — Feuerungsholz und Bauholz, dies beſonders nach den 
Verwuſtungen des dreißigjährigen Krieges viel begehrt, und bei Anſiedelung von Coloniſten 
auf bisherigen Wüftungen oft gewährt, das Maftrecht, Weiderecht, Recht auf Windbrüce, 
auf Raff- und Leſeholz, Eitelleh, Yaub, Kiennadeln u. |. w. Die neuere Gſgb. erwartete 
von einer freieren Stellung der Waldeigenthümer eine Hebung der Yandescultur im Gan— 
zen, theil8 durch Verwendung der wenig tragenden Waldftreden zum Getreide, zum Kar— 
toffelbau, theils durch Anlegung neuer Holzungen. Der Gulturzwang wurde beieitigt, 
die Urbarmachung oder fonftige Benugung, die Theilung und Veräußerung von Brivat- 
forften freigegeben, auch das Berfahren der Gemeinheitstheilung und der Sewituten— 
ablöfung auf Forften ausgedehnt. Die Folgen hiervon beftanden indeß theilweiſe in weit 
greifender Entwaldung des Landes, deren gemeinichädlicher Charakter zu Vorſchlägen über 
die Bildung von Genoſſenſchaften zur gemeinfchaftlichen Gultivirung und Barirthfehaftung 
des Waldbodens nad ftatutartich feftgefegten Negeln geführt hat. Zu einer allgemeinen 
Gſgb. Darüber zu fchreiten, ft in Preußen verfucht worden ; bisher indeß eine Regelung 
nur für einzelne Yandestheile erreicht. Die Waldgenofienichaft als juriftiiche Berlon iſt 
Eigenthümerin der vereinigten, forſtmäßig zu — Grundſtücke; an deren 
Stelle treten für die Waldgenoſſen Holzactien von gleichem Werth und untheilbar, auf 
ven Namen lautend und in ein Yagerbuch eingetragen. 
Sigb. u. Lit: Preuß. Ü.L.R.T,8. 8.83 f. Edict v. 14. Sept. 1811. ——— 
v. 7. Juni 1821. 5. 108 f. Gef. v. 2. März 1850. U. 10. 11. Waldeulturgeſetz f. d. Kreis 
Wittgenſtein v. 1. Juni 1854. v. Rönne, Staatsrecht, $. 380 f. Ueber Intereſſentenforſte 
und Forſtintereſſenten v. Aſſ. Lodemann, Mag f. hannov. R., V.375; VI. 31. Roſcher, 
Syſtem der Boltswirtbidaft, z. 183 f. Bundesſtrafgeſetzbuch $. 368. N. 6. 9. (Feuer. —n: 
Schaper. 
Faortescue, John, machte in Orford und in Lincoln's Inn feine Rechtsſtudien, 
wurde 1429 sergeant at law, war Richter, ſpäter Präfident der Kingsbench, verlor 
wegen Hochverraths feine Befigungen, kehrte 1471 nad) England zurüd und ftarb nad) 1476. 
Schrift: De laudibus legum Angliae, 1595, 1616, 1663, 1737; engl. 1775 und Noten 
v. Amos, Kambr. 1825. 
Pit.: Bluntfehli, II. 566-570. — Mohl, II. 32. — oben Th. J.S. 223. — Foss, 
The judges of England, 1851, IV. p. 215, 308. 
TZeihmann. 
or, Charles James, geb. 24. Yan. 1749 zu Yondon; wurde 1770 Yord 
der Admiralität, 1773 Yord der Schatzkammer, nabm 1774 feine Entlaffung, trat 1775 
gegen Die Regierung auf, wurde unter dem Miniſterium Rockingham Staatsfecretär, jpäter 
Gollege von North, trat nad dem Falle der Indiabill in die Oppofition zurück, ſchied 
1798 aus dem Parlamente, trat nach Pitt's Tode ins Minifterium, ftarb bald darauf 
13. Sept. 1906. Debatter par excellence. 
Schriften: History of the early part of the reign of James II. Lond. 1808 (deutſch 
von Soltau, Hamb. 1810). — Speeches in the house of Commons, Lond 1815 
Yit.: Bluntſchli, II. 570—575.— Russell, The life of J. ir — 
Deichm 
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Frachtgeſchäft umfaßt die Rechtsbeziehungen von Frachtgebern und Empfängern, 
auch von —28 zu denjenigen Perſonen, die Transporte ausführen. Das deutſche 
H.G. B. bezeichnet Uebernahme der Beförderung von Gütern oder Reiſenden zur See 
als Handelsgeſchäft A. 271, N. 4) und regelt dieſe Art des F. im Buche vom See— 
handel durch eigenthümliche Vorſchriften (A. 557. 665), bezeichnet ferner in A. 272 als 
Handelsgeſchäfte, wenn ſie gewerbemäßig betrieben werden, die Geſchäfte des Spediteurs 
und Frachtführers, ſowie die Geſchäfte der für den Transport von Perſonen beſtimmten 
Anſtalten und regelt durch beſondere Vorſchriften das Geſchäft des Frachtführers, das F. 
im e. S. Spediteur iſt, wer gewerbemäßig in eigenem Namen für fremde 
Rechnung Güterverſendungen durch Frachtführer oder Schiffer zu beſorgen über— 
nimmt (379); Frachtführer, wer gewerbemäßig den Transport von Gütern zu 
Lande oder auf Flüſſen oder Binnengewäſſern ausführt (390). Nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Frachtführer zur gänzlichen oder theilweiſen Ausführung des ihm aufgetragenen 
Transports das Gut einem anderen Frachtführer übergibt (401). Daneben wird der 
Frachtführer für ſeine Leute und andere Perſonen haftbar erklärt, deren er ſich bei 
Ausführung des von ihm übernommenen Transports bedient. Im Gegenſatz zu Spediteur 
und Diener tritt al$ Unterſcheidungsmerkmal des Frachtführers hervor, daß ihm die Ver— 
fügung über die Transportmittel als Eigenthümer, WMielher ꝛe. zufteht — Transport: 
mittel außer der eigenen Thätigkeit. Daher ift der Yaftträger nicht Frachtführer, weder, 
wenn er im Dienfte eines Injtituts, noch wenn er für eigene Rechnung arbeitet. (Das- 
jelbe Refultat bei Goldfhmidt, HR. 8. 51, UM. v. Hahn, Commt. 390. 2). 
Aber der Inhaber des Inſtituts ıft Frachtführer, wenn auch die perfönliche Yeiftung der 
Träger das alleinige Transportmittel. Transport ift nach gewöhnlichen Sprachgebrauche: 
Fortihaffung von Ort zu Ort, das Maß der Entfernung unweſentlich, daher auch innerhalb 
einer Ortichaft möglich. (Erf. d. Berlin. Ober-Trib 10. Juli 1865 beit Buſch, Archiv 7, 
©. 310). Die Ablieferung an die beftimmte Perſon — Deftinatär, Empfänger 
— früher nicht betont (Preuß. A. L.R. 8. 2453, Tit. 8, Th. II, Münter, Fracht— 
fahrerrecht 1798, ©. 11. 26; Bender, HR. 1824, $. 67; Pöhls, HR. 18328, 
$. 68), ift in den Begriff des F. bineingezogen (3. B. 4. 403), Wer die Ausführung 
ded Transportes überträgt, heit Abjender, möge das Gut aus feinem oder aus fremden 
Lager ausgehen. Er fann Spediteur, Zwifchenipediteur oder auch, 3. B. bei Reiſegepäck, 
der Empfänger jelbjt fein. Der Frachtvertrag verbindet zunächſt Abſender und 
Frachtführer gegeneinander, ift er zu Gunften eines Dritten geichloffen, fo darf dieſer den 
in der Gewährung des Eintrittörechts Tiegenden, nicht außerhalb der Obligation zu ſuchen— 
den Bortheil (Gad, Haftpflicht der deutichen Poftanftalten S. 93) ſich durch Aeuferung 
feiner Eimwilligung aneignen. Der Frachtbrief, den der Abiender auf Verlangen des 
Frachtführers ausftellen muß, dient zum Beweife (391°, aber aud in der Hand jedes 
folgenden Frachtführers, welcher die Fortiegung des Ivansportes übernimmt, als ein 
Zeichen, daß diefer nah Inhalt des Frachtbriefes für die Weiterführung und, ſoweit der 
Transport ſchon bewirkt ift, für die Berbindlichkeiten der früheren Frachtführer einftehe 
(401), auch zur Geltendmahung der aus dem Frachtbriefe ſich ergebenden Forderungen 
bei Ablieferung des Gutes befugt ſei (410). Durch Annahme des Frachtbriefes bekundet 
Deftinatär regelmäßig die Aneignung der Obligationen aus dem Fractvertrage (402). 
Er muß nad Empfang des Gutes die im Fracıtbrief angewieſene Zahlung leiften (406). 
Bis zu jener Aneignung fann der Abjender das Frachtgut zurüdrufen oder an ein andres 
Ziel verweilen (402); doch auch worher darf der im Frachtbriefe bezeichnete Empfänger 
im Namen des Abjenders Mafregeln zur Sicherftellung des Gutes ergreifen und dem 
Frachtführer die zu diefem Zwecke nothwendigen Anweifungen ertheilen, ferner im eigenen 
Namen, den Frachtführer, Jobald derfelbe am Beſtimmungsorte angefommen, auf Ueber- 
gabe des Frachtbriefes und Auslieferung des Gutes belangen. Im diefem Falle gilt die 
Anftellung der Klage als Ausorud der Aneignung (405). Der Berfender — für 
deſſen Rechnung der Spediteur den Frachtvertrag ſchließt — könnte Nechte aus dem Ber: 
trage nur durch Ceſſion erwerben. Die Pflicht des Frachtführers beginnt, ſobald ihm 
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der Abſender die Güter übergeben. Die Abreiſe muß ſofern der Frachtführer die 
behufs einer zoll- oder ſteueramtlichen Behandlung der Güter etwa erforderlichen Beglet- 
papiere erhalten (393), wenn über die Zeit, binnen welcher der Transport bewirkt werden 
joll, im Vertrage nichts bedungen ift, innerhalb einer nad Ortsgebrauch, oder in Erman- 
gelung, nach den Umftänden zu bemefjenden Frift erfolgen, und der Abjender fann zurüd: 
treten, wenn Antritt oder Fortjegung der Reife durch Naturereigniffe oder ſonſtige Zufälle 
zeitweilig verhindert wird, muß aber dem Frachtführer, wenn denjelben fein Berichulden 
trifft, Die Koften der Vorbereitung der Reife und der Wiederausladung, auch eine Ent: 
ſchädigung gewähren, welche nad Ortögebrauh und in Ermangelung durch richterliches 
Ermefjen beftimmt wird (394), Verſäumung der bedungenen oder üblichen Lieferzeit 
muß vom Frachtführer vertreten werden, wenn ev nicht beweift, daß er die Sorgfalt eines 
ordentlichen Frachtführers angewendet bat (397. 283). Die Verabredung einer Strafe 
befchränft den Anſpruch nicht (398). Das Frachtgut muß der Frachtführer, wie empfangen, 
überbringen und fann, wenn Berluft oder Beſchädigung feftiteht, fi vom Erjage nur 
durch den Beweis befreien, daß der Schaden durd höhere Gewalt (vis major) oder durd 
die natürliche Beichaffenheit des Guts, namentlich Durch inneren Berderb, Schwinden, ge: 
wöhnliche Yeccage u. dergl. oder durch äußerlich nicht erfennbare Mängel entftanden ıft 
(395), kurz, daß die Abwendung des Schadens aufer ſdiner Macht lag 

allerdings nach gewöhnlicher Geſtaltung des Verkehrs: der Frachtführer braucht keinen 
Blitzableiter und auf regelmäßig ſicheren Landſtraßen feine bewaffnete Mannſchaft mit⸗ 
zunehmen (v. Hahn, Commt.). Der gemeine Handelswerth, in Ermangelung, der ge— 
meine Nettowerth am Beſtimmungsort zur Lieferzeit bildet die Grundlage der Schadens: 
berehnung, nur wenn dem Frachtführer eine bösliche Handlungsweife, z. B. frevelbafte 
Nachläffigkeit, bewiefen wird, bat er den vollen Schaden, wozu and der entgangene Ge 
winn gehört, zu erlegen (396). Durch die Verſchiedenheit der Haftung für Beſchädigung 
und Berzögerung iſt der Frachtführer veranlaßt, zur Sicherung des Gutes aud den 
Aufenthalt nicht zu fcheuen. Das Recht des Frachtführers geht auf Erſatz der Ber: 
wendung an Zeit, Mühe und Koften, — ſoweit Fracht bevungen — nad Inhalt des 
Vertrages, im Uebrigen nad ſachverſtändigem Gutachten und iſt durch Pfandredt 
am Frachtgut, Towie die Befugniß, dafjelbe veräußern zu laſſen — aud wenn Empfänger 
nicht zu ermitteln oder die Annahme verweigert — gefichert, ohne Rüdjicht, ob Empfänger 
für die Nachnahmen Dedung hat, oder den Abjender belaften darf (409). Das Pfand: 
recht kann noch binnen drei Tagen nad) Ablieferung des Gutes gerichtlich geltend gemacht 
werben, wenn dieſes vom Gmpfänger jelbjt oder durch Stellvertretung beſeſſen wird. 
Verfäumte Geltendmahung entzieht der ganzen Neihe von Frachtführern und Spediteuren 
den Rüdgriff, ſchützt aber nicht den Empfänger vor gegründeten Anfpruch (412); ob unter 
allen Umftänden den Abjender, der eine dem Empfänger gegenüber nicht geredhtfertigte 
Nachnahme eingezogen, vor Erftattung an den Frachtführer, ift ſtreitig (v. Krämel, 
v. Hahn, Matower, Commt.,, Keyßner bei Buſch, Anh. 3. ©. 246, En demann, 
HR. $. 116). Da duch Annahme des Gutes und Bezahlung der Fracht jede Fer 
derung gegen die Frachtführerreihe erliicht, ſoweit es ſich nicht um Berluft oder Beſchädigung 
handelt, welde bei der Ablieferung nicht erfennbar waren (408), fo geftattet die Prarıs 
dem Empfänger durch Depofition des vom Frachtführer verlangten Betrages feine 
Forderung zu wahren und das Gut in feine Hand zu leiten — gegen eine auf Prot. 
©. 4760 geftütte ftrengere Anficht. Klage und Einrede gegen den Frachtführer wegen 
Berluft, Beſchädigung oder Berfpätung verjähren — aufer den Fällen des Betruges oder 
der Beruntrenung — nad einem Jahre. Anzeige an den Frachtführer unterbricht Ber: 
jäbrung der Einrede (408. 386). — Bon den Rechten aus dem Frachtvertrage find 
begriffsmäßig verfchieden die aus Yadefheinen (Gonnofjomenten im Seehandel), 
Piteralcontracten des Frachtführers, Die dem durch Ceſſion oder Giro — wenn jie an 
Ordre lauten —, legitimtrten Inhaber den darin werichriebenen Anſpruch auf Empfang 
des Gutes geben, jeden Anderen alfo von der Verfügung ausichliefen. Sind mehrere 
Exemplare ausgeftellt, jo darf kein Inhaber zum Nachtheil der übrigen verfügen (413 fi.) 
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Gegen den indoffirten Yadeichein fann der Frachtführer ſich nur folder Einreden bedienen, 
weldye ihm nad) Mafgabe der Urkunde felbft oder gegen den jededmaligen Kläger zuftchen 
(302. 303). Aufer diefem Falle geftattet das Berliner Ober-Tribunal (7. Mat 1865 
bei Buſch 9, ©. 270), dem Frachtführer den Beweis, daß ihm die Waare anders, 
al verjchrieben, zum Transport übergeben worden; das Berliner Kammergeriht (15. Juni 
1865, ebend. ©. 260) auch gegen den Indoſſatar den Beweis der vis major. Dem 
Frachtführer gegenüber find Die in den Ladeichein nicht aufgenommenen Beitimmungen 
des Frachtvertrages nicht ohne Wirkung. (Entſch. des Ober-Trib., Berlin 55, ©. 152). 

Die Freiheit der Gontrabenten, andere als die geſetzlichen Normen zu verabreden, tft 
im F. der Eifenbahnen beichränft (422 ff) Im Neglements fund gemachte Vertrags: 
bedingungen kommen bei Poſt- und Eifenbahn-Transport zur Anwendung. 

Lit.: Für Poft befonders zu beachten: Gef. über das Poftwefen des Nd. Bundes vom 
2. Nov. 1867 und die Poftverträge des Nd. Bundes, namentl. vom 23. Nov. 1867 mit Baiern, 
Würtemberg u. Baden, ſowie mit Defterreih (Bundes-Gef.-Bl. von 1867 ©. 61; von 1868 
©. 41, 69); für die Eifenbabnen: Kod in der Ztſchr. v. Goldſchmidt u. Laband, 8. 
©. 401 fi.; 10. ©. 58 fi, und Adermann bei Buſch, 13. ©. 433. 

Ueber F. außer ben Angeführten: Goldfhmidt im feiner Ztſchr., 3. S. 199, 217, 222. 
Prototolle zum H.6.B. ©. 781— 862, 1228 — 53, 1443, 4671 — 5115. Adermann, Kuhn 
bei Buſch, 4. ©. 388; 6. ©. 335. Gad, H.R., $. 111 ff. Gab. 

tsrageftellung im meiteren Sinne umfaßt die Fragerechte der Vorfigenden und 
Anderer im mündlichen Verfahren, die Feftftellung der Streitpuntte zum Zweck der Orb- 
nung von Berathungen und Aehnliches; im engeren und bei weiten widhtigften Sinne 
aber die ſchriftliche Formulirung derjenigen Fragen, welche den Geſchwornen zur Beant- 
wortung eingehändigt werden. — Auf den erften Blick bin ſcheint e8 oft genug unbe— 
greiflich, wie darin die Quelle zu unzähligen Streitigkeiten Tiegen fann. „Dort läuft bie 
„rau, fie hat dem Mädchen hier eine Gans geftohlen, und dem Weibe auf jenem 
„Wagen mitgegeben“. So lautet das Marktgefchrei und das Berbict ift fertig. Allein 
num wird unterſucht. Es ergibt ſich Folgendes: 2 Weiber find an das, mit einer Gans 
in der Hand an der Marftbude der abmwelenden Eltern ftehende 11jährige Mädchen ges 
treten; die eine hat ihr eimen Bleifeverzettel mit dem Bemerken gegeben: der Onfel 
ſchickt nach der Gans; die andere hat inzwifchen die Gans genommen, worauf beide abge- 
gangen. Das Kind, das fich für damals hen 12jährig irrthümlich gehalten, kann nicht 
unterfcheiden, welche Frau ſprach, welche nahm. Die Weiber läugnen alles, nachdem fie 
auf dem Markt umverfolgt geblieben. — Nun fitt die Sade voller der erheblichften 
Zweifel. Die Anklage geht auf Urkundenfälihung gegen die ältere, Theilnahme gegen die 
jüngere Frau; der Staatsanwalt meint indeß, daß anfcheinend der Zettel und die Yüge 
ohne Einfluß geweſen, daß vielmehr die Wegnahme verbunden mit Ueberraſchung als 
Diebftahl und zwar jchwerer Diebftahl der jüngeren unter Theilnahme der älteren Frau, 
oder als gemeinfchaftlicher Diebftahl unter Mitthäterfchaft beider aufzufafien fein werde. 
Der Bertheidiger Dagegen führt aus, daf wenn wirflic eine Schuld für erwieſen zu erachten, 
doch nicht der Zettel eine Urkunde darftelle; daß ferner wenn Diebftahl, doch fein 
ſchwerer anzunehmen, da den Frauen das jugendliche Alter des Kindes nicht bekannt, 
noch erfennbar geweſen; daß endlich bei den vielen rechtlichen Bedenken wohl vorzuziehen, 
das non liquet in der Form von „nichtjchuldig‘” auszujprehen. So viel jcheint flar, 
daß nichts gefährlicher, ald die Berathung der Geſchwornen nun noch durch eine Faſſung 
der Fragen zu erfchweren, bei der auch dasjenige den Schein der Zweifelhaftigkeit erhält, 
was an fi feiner Erörterung bedürftig erfchienen. Wie würden die Fragen — in Be 
ſchränkung auf die erfte Angeklagte, auf einige Hauptpunfte, und auf die Borausfegung 
bin, daß mildernde Umftände im Berurtheilungsfall anzunehmen beantragt worden — 
nach dem herrſchenden Syſtem lauten? 1) Hauptfrage nad der Anklage mit einer 
Alternative „oder“) und Erſetzung eines Nechtsbegriffs (Urkunde): „it die & ſchuldig, 
„am 1. Jan. 70 in B. in der Abficht, ficdy oder Anderen Gewinn zu verfchaffen, oder Anderen 
„Schaden zuzufügen, ein Schriftftüd folgenden Wortlauts: „Liebe Schwägerin, ſchicke mir 
„doch die für mich gefaufte Gans. Ernft 3. „fälſchlich angefertigt und won demſelben 
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„zum Zwecke der Täuſchung Gebrauch gemacht zu haben?” 2) Eventunlfrage facul- 
tativ): „im VBerneinungsfalle der Frage zu 1: ift die X. ſchuldig, am 1. Jan. 70 in B. in 
„Gemeinfhaft mit der 9. eine fremde bewegliche Sache, nämlich eine Gans dem 
„Mädchen N. in der Abjicht, dieſelbe ſich rechtswidrig zuzueignen weggenommen zu haben ?“ 
3) Zufagfragen (obligatoriih bei Antrag). „a) Im Bejahungsfalle der Frage zu 2, 
„iſt die Wegnahme der Gans erfolgt, während ein Kind unter 12 Yahren — das 
„Mädchen N. — diejelbe an oder bei ſich führte? b) Im Bejahungsfalle zu Frage 1 
„oder 2: find mildernde Umftände vorhanden” 4) Nebenfrage (obligatoriich bei An- 
trag): „im Bejahungsfall der Frage zu 3a: war der Angellagten zur Zeit der That 
„unbefannt, daß das Mädchen N. noch unter 12 Jahren“? — Hiermit find Beiſpiele 
von den Hauptarten der Fragen gegeben. Ohne Mühe könnte das PVerzeihnig vermehrt 
werden. 3. B.: ift „Ernſt“ als Borname anzufehen, jo fehlt dem Zettel zu 1 die Unter: 
ſchrift mit einem vollftändigen Zunamen, dann wäre eine Unterfrage wegen Betruges 
angezeigt, doch erft nach einer verwidelten F. über die Unterfchrift, deren factiicher Sinn 
durch die Gefchmornen, deren rechtliche Bedeutung durch den GerichtShof feftzuftellen. Außer 
nad Gemeinſchaft, Frage 2, bliebe noch Alleinthäterihaft und Theilnahme zu fragen. 
Die Beifpiele genügen, um die wicdtigiten Regeln der F. zu veranjchaulichen. Die 
Fragen find fo zu ftellen, daß fie ſich mit Ya oder Nein beantworten lafjen; gleichwohl 
wäre es kein Fehler, ſondern ein Bortheil für die Klarheit, wenn z. B. die Antwort auf 
die Frage 4, nicht blos lautete: ja oder nein, weil es nach der Redeweiſe des gewühn- 
lichen Lebens zweifelhaft fein fann, was damit gemeint: ja — befannt oder — unbekannt ? 
Die Hauptfrage hat die dem Angeklagten in der. Anklage zur Laſt gelegte Hauptthat zum 
Gegenftande. Sie darf nicht wegbleiben, ſelbſt wenn klar, daß fie verneint werden wird, 
alſo hier etwa, wenn der Thatbeftand der Frage 2 ſich als der zutveffende beim näheren 
Berhör ergeben haben follte. Die Hauptfrage ſoll mit den Worten: iſt der Angeflagte 
ſchuldig? beginnen. Hierüber war ehedem viel Streit, der auch neuerdings nicht vers 
flungen. Insbeſondere ift für die neupreußiſchen Provinzen angeorbnet, dad Wort dann 
zu vermeiden, wenn eine Nebenfrage wegen Unzurechnungsfähigfeit, Nothwehr und andrer 
Strafausichliegungsgründe nothwendig wird. Dann hieße es alſo etwa, „it der Ange— 
klagte überführt” u. j. w. Die Hauptfrage Darf nicht getheilt werden, und muß alle 
diejenigen Merkmale umfafien, deren Geſammtheit die Anwendung des Strafgejeges be- 
gründet, ſowie die unterfcheidenden Nebenumftände der That, namentlid Ort und Zeit; 
es jollen aber Diertmale, deren Beurtheilung im gegebenen Falle durch rechtskundige Ein- 
fiht in den Sinn und Zuſammenhang der Gejege bedingt ift, infomweit es — nad) dem 
Ermefjen des Gerichtshofes — geſchehen kann, durch die Aufnahme derjenigen Thatfachen 
erjegt werden, welche für jene Beurtheilung wejentlih find. Hier liegt das Hauptfeld 
für die herrichenden Streitfragen. Welcher Inhalt ift den Fragen zu geben? Die Be- 
denken haften aber nicht blos an den Haupt=, jondern aud an den andern Arten von 
Fragen. Bon diejen find die Eventualfragen Gegenftand vielfacdyer Anfechtung. Obſchon 
fie dahin führen können, dem Angeklagten eine milvere Beftrafung als bei Bejahung der 
Hauptfrage zu fichern, Jo wird ihm doch das Recht abgeiprochen, deren Stellung zu for: 
dern. Site beziehen fih auf eıne, häufig aus der Beweisaufnahme nahe gelegte, veränderte 
Seftaltung der in den Berweilungsbeichluß aufgenommenen That, vermöge deren Diele 
unter ein anderes, als Das dort angenommene Strafgeleg zu ftellen, aljo etwa eher Fahr— 
läſſigleit als Vorſatz (3. B. bei Kindsmordanklagen, Brandftiftung u. |. w.) anzuneb- 
men, eher Theilnahme, Begünftigung, Hehlerei als Thäterfchaft, eher Verſuch als Vollen— 
dung. Bälle der oben gedachten Art: — ftatt Fälſchung Diebftahl — würden jchon zu 
den umfajjendften Erörterungen darüber führen, ob fie noch dem Gebiet der Eventual- 
fragen angebörig, ob nicht eine neue Anklage zu fordern, ob nicht die äußerſte Grenze 
ſchon erreicht, wenn eine Frage (Hülfsfrage, Unterfrage) wegen Betruges geftellt würde. 
Ob Eventualfragen zu ftellen, unterliegt dem Ermefjen des Gerichtöhofes. Daſſelbe iſt 
von der Thatjeite her unangreifbar. Es ift höchſt rathſam, bier im geeigneter Weile 
Fühlung zu halten mit den Auffaflungen der Geſchwornen. Nicht facultativ, ſondern 
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obligatoriſch — alſo auf Antrag bei Strafe der Nichtigkeit — zu ſtellen find die Zufag- 
und die Nebenfragen. Die Zuſatzfragen beichäftigen ſich mit ſolchen Thatumftänden, 
welche nad dem Geſetz eine Erſchwerung oder Milvderung der Strafe begründen, alfo 
auch Die allgemeine Frage nach mildernden Umftänden. (Frage 3a. erichwerender Umftand). 
Die Nebenfragen endlich betreffen Strafausichliegungsgründe, ſowie bei jugendlichen Ange— 
Hagten (unter 16 Jahren) die Frage, ob fie mit Unterjcheidungsvermögen gehandelt 
haben. Unzuläffig find Collectivfragen gegen mehrere Angeklagte, mögen fie auch ange 
ſchuldigt fein, bandenmäßig gehandelt zu haben. Für nicht unzuläffig aber wird bie 
Bezugnahme auf andere Fragen gehalten dergeftalt, daß alſo im obigen Fall die, die zweite 
Angeklagte betreffende Theilnabmefrage nicht nothwendig den Inhalt der Frage zu 1 in 
fich aufnehmen müßte, vielmehr bier gefagt werden könnte: „it die 9. ſchuldig, ver &. 
„(eriten Angeklagten) in den Handlungen, welche „die in der Frage 1 bezeichnete That‘ 
„vorbereitet, erleichtert oder vollendet haben, wiſſentlich Hülfe geleiftet zu haben“? Auch 
dies ift weſentlich eine formelle Faſſungsſache. 

Was aber den Inhalt der Fragen anbelangt, jo find davon ausgeſchloſſen: Rückfall, 
Verjährung, Strafantrag des Verlegten, Alter des — nicht 16jährig fein wollenden — 
Angeklagten, reine Strafzumeflungsgründe: alles dies bleibt dem Gerichtshofe anheim- 
gegeben, trog des theilmweifen Ueberwiegens thatfächliher Momente. Nur die jedesmal 
zur Anklage geitellte That mit allen wejentlihen Merkmalen und allen wefentlichen 
Nebenumftänden ſoll zur Feftftellung durch den Wahrſpruch kommen. Die Anklage joll 
erihöpft werden; die That individualifirt und Ipectalifirt. Unzuläffig iſt e8 daher, in 
diefelbe Frage verſchiedene Thatbeftände aufzunehmen, alfo etwa oben zur Frage 1, den 
Zufag zu machen: „oder (ift die X. ſchuldig) in derſelben Abſicht von einem gefälichten 
„Scriftftüde f. Wortl. — — wiſſend, daß es gefälicht, Gebrauch gemacht zu haben‘ ? 
Alternativen in den Fragen find vielmehr nur dann zuläfjig, wenn fie gleichbedeutende 
Merkmale innerhalb deſſelben Strafgefetes bezeichnen, wie in Frage 1 und in der Theil 
nahmefrage. — Der objectwe und ver fubjective Thatbeſtand muß, erichöpft werben, 
gleihwohl follen nur Thatfragen, nicht Rechtsfragen von den Geſchwornen entfchieden 
werden. Sagt doc ſchon das Sprüchwort der Engländer: de jure respondeant judices, 
de facto juratores. Allein wie hat fich in England umter der Wirkfamfeit diefer Negel 
das Verfahren geftaltet? Dort gibt e8 feine 5. Gleichwohl werben die Fragen erſetzt 
dur höchſt weitläufig entworfene, genau jpecialifivende Anklageabichnitte, welche dem 
feftländifchen Syſtem der Haupt- und Eventualfragen entſprechen. Stieg doch deren Zahl 
wider Numble wegen Bruchs des Neutralitätögefeges durch Ausrüftung des Rappahannok 
fiir die Gonföverirten auf 166 (1865). Ein kürzeres Beiſpiel: Anklage wegen Ber: 
wundung eines jungen Mädchens in 3 Abjchnitten, verſchieden nach der Abficht 1. zu 
tödten, 2. zu verftümmeln, 3. fchweres kürperliches Leid zuzufügen. Sprudy der Geſchwor— 
nen nach langer Berathung „ſchuldig in — auf den dritten Abſchnitt“. Anderes 
Beiſpiel: Angriff in 3 Abſchnitten nach der Abficht 1. zu morden, 2. jchwer zu be— 
Ihädigen, 3. ungejeglih zu verwunden. Der Ankläger läßt Abjchnitt 1 fallen. Sprud 
der Geſchwornen „ſchuldig ungefegliher Berwundung‘ (1864). Doch auch ohne dies 
Tallenlaffen kann der Richter den Geſchwornen eröffnen, fie könnten den ſchwereren Abjchnitt 
als durch Beweis nicht unterftügt, unberüdjichtigt Tafien. Iſt in dem zu beantwortenden 
Abſchnitt ein Rechtspunkt enthalten, den die Gejchwornen nicht zu löſen fich getrauen, jo 
Ichreiten fie zum Spectalverdic. Died fommt fehr felten vor. Was aber thut der 
Richter? Ber „Nichtſchuldig“ nichts; bei „Schuldig“ verhängt er die Strafe. Was thut 
der Richter in Deutichland? Er fpricht nachdem die Gejchwornen die Schuld auf die bes 
ſondern Thatmertmale Hin bejaht (oder verneint haben), erft noch die Schuldigerflärung 
auf den allgemeinen Berbrechensbegriff hin aus — Ichuldig der Urkunden-Fälſchung, des 
Diebftahls, Meineides — (oder ſpricht ausdrüdlih frei, Der Schuldſpruch in England 
ftellt alfo in der Regel ohne Weiteres die Strafbarfeit nach dem Geſetz feſt. Auch in 
Deutſchland ift die Schwierigkeit, gerade hier That- und Rechtsfrage zu trennen, immer 
allgemeiner anerfannt worden. Es gibt reine That- reine Rechtöfragen ; aber es gibt im 
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Rechtsleben noch mehr gemifchte Fragen, in denen die Elemente nicht fich trennen laſſen; 
dahın gehören die Schuldfragen. Bald überwiegt hier die eine, bald die andere Seite. 
Mit Recht ift das Verlangen geftellt, das Strafgeſetz, das für die Menge bejtimmt ift, 
jo zu fafien, daß die Menge es verfteht, nicht jo, daß ed nur die Yuriften veritchen. 
Rechtsbegriffe müſſen daher daraus entfernt werden. Auch in folchen Gejegen, die im 
Allgemeinen verftändlich find, finden fich viele Erläuterungen einzelner Begriffe (ſog. Legal- 
definitionen von Urkunde, Einbruch, falſchen Schlüffeln u. dgl). Es widerſtrebt ber 
Natur der Sade, wie die Erfahrung gelehrt hat, fie dieſerhalb auch ſchon für Nechts- 
begriffe zu erfläven. Die Erläuterungen” dienen nur für den Nothfall, d. h. für fälle, 
in denen zweifelhaft, ob der allgemeine Begriff noch zutrifft, 3. B. ob Einbruch anzuneb- 
nehinen, wenn bei gewaltfamem Aufdrängen einer Thür nichts gerade „zerbrochen“ ift. 
Allein fteht e8 um die Mehrzahl der Berbrechensbegriffe anders? Die Fragen: bat bie 
Magd die Gans geftohlen? hat der Krämer den Wechjel gefälicht ? hat der Erheber die 
Steuern unterichlagen ? find unendlich viel verftändlicher, als ihre Umfchreibungen mit den 
Gefetesmworten, und fie würden bei gehöriger Indivibualifirung des Falles auch in °/, der 
vortommenden Unterfuchungen völlig ausreichen. Wird im gegebenen Fall ein Merkmal 
zweifelhaft, fo ift deſſen beſondere Berathung viel mehr gefichert, wenn es durch einen 
Zufag innerhalb jener Fragen hervorgehoben ericheint, als wenn unterſchiedslos die 
Geſetzesworte neben einander gereiht werden, gleich al8 ob im Rechtsleben das Zweifel- 
loſe ftet8 mit ebenfo viel Bedenken und Umftänden zu behandeln wäre, wie das Zweifel— 
hafte. Wer aber hätte zu beftimmen, was für zweifelhaft zu achten? Nicht der Gerichts- 
bof allein; jondern mit ihm die Gefchwornen, denn von deren Einficht hängt alles ab; 
fie darf durch leere Formenſerupel nicht beengt werden, da dieſe ftetS in Gewiſſensſerupel 
umjchlagen. Dem muß vorgebeugt werden, ehe fie fih in ihr Berathungszimmer zurüd- 
ziehen. Die höchſte erreichbare Einfachheit in der Frageform wie in den Antworten kann 
allein dem Frageſyſtem die Bortheile der Klarheit fihern, welche in England trog der 
Schwerfülligfeit der. Anflagen vermöge einer Reihe von andern, theilweife unübertragbaren 
Einrichtungen den Berathungen und Ausfprücen der Gefchwornen eigen geblieben find. 

Die herrichenden deutichen Syſteme find ſoweit nicht gegangen; fie verlangen min- 
deftens die Aufnahme der Geſetzesworte, bei zweifelhaften Begriffen deren Erjegung oder 
deren Begleitung (Würtemberg) dur die entiprechenden TIhatumftände des Falles. Ob 
im gegebenen Fall Grund zu Zweifeln folder Art, ermißt der Gerichtähof. 

Ueberall geht die Feſtſetzung der Fragen vom Borfigenden aus, Er theilt fie meift 
nach feinem Schlußvortrage (Rejume), wo folder worgejchrieben, mit, obſchon es rathiamer, 
die vorher zu thun, vorbehaltlich fpäterer Aenderungen. Solche können, falls alljeitige 
Uebereinftimmung herrſcht, — auf Anregung der Gerichtömitglieder, der Staatsanwalt- 
haft, der Vertheidigung, des Angeflagten, — doch nicht der Geſchwornen — ohne 
Weitered vorgenommen werden. Der Berweifungsbeichluß ift für Faſſungsfragen nicht 
mafgebend. Werben geftellte Anträge, die fich nicht blo8 auf die Ausdrucksweiſe beziehen, 
abgelehnt, jo kann auf Beſchluß des Gerichtshofes provocirt werden, mit dem ber Bor: | 
figende auch ſonſt bet jedem obwaltenden Zmeifel in Berathung tritt. Anträge ber | 
Staatsanwaltichaft oder Vertheidigung von irgend größerem Umfange find ſchriftlich vor— 
zulegen. Sind die Erörterungen abgeichloffen, jo unterſchreibt der Vorſitzende den Frage 
bogen, nachdem einem nichtdeutichen Angeklagten die Fragen verbollmeticht worden. Dem— 
nächft geht der Bogen in die Hände der Geſchwornen. Allein es iſt nicht unzuläffig,, die 
Verbeſſerung oder VBerwollftändigung der Fragen auch dann noch fortzufegen. Dies ohne 
Wiederaufnahme der Verhandlung, wenn es fih um nichts Anderes handelt, als um 
zweifelloſe Schreibfehler, Verſehen, Auslaffungen. Unter Wiederaufnahme verielben aber 
ift noch jede weitere Erörterung zuläffig, jo als ob der Fragebogen noch nicht unterfchrieben 
wäre. Dies it zumeilen von Erheblichkeit, wenn die Vertheidigung in der Hoffnung, 
vermöge einer drohenden hoben Strafe auf Freifprehung zu kommen, die Stellung von 
Unterfragen in der Richtung auf mildernde Umftände unterlaffen bat, und in ihren Er- 
wartungen ſchwankend geworben ift. Die äufßerfte Grenze liegt dann in der Verfündung 
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des Wahrſpruchs; danach find weitere Fragen formell unftatthaft. Hier bevürfte die Ab— 
lehnung feiner weiteren Begründung. In allen andern Fällen müſſen für eine ſolche die 
Gründe ſofort in der Sigung — nicht erjt binterher im Erkenntniß — angegeben und 
veröffentlicht werden. Dadurch wird für den Nichtigkeitörichter Die Möglichkeit gegeben, 
auf Anrufung nicht nur zu prüfen, ob die vorgelegten Fragen ſachgemäß geftellt worden, 
fondern auch ob die Stellung anderer Fragen aus gejegmäßigen Gründen unterlaffen worden. 

Aus den Anfragen der Gefchwornen an den, in Das Berathungszunmer gebetenen 
Borfigenden und Gerichtöhof kann fi Die Zwedmäßigfeit der Wiederaufnahme der 
Sigung ergeben nicht nur zur weiteren Löſung von Beweisfragen, fondern auch zur Er- 
weiterung des Fragenkreiſes. Sachſen ift in der Gſgb. dazu worgefchritten, den Geſchwor— 
nen die Befugniß zu geben, jederzeit auf Mängel und Yüden in der F. aufmerffam zu 
machen, auch Aenderungen und Zufagfragen zu beantragen, deren Stellung ihnen noth— 
wendig erſcheint. Der Gerichtöhof fat darüber Beſchluß mit Gründen. Auf dieſem 
Wege wird die latenhafte Auffalfung des Strafgeleges, auf die es ald die, dem Ange— 
flagten zugängliche anfommt, ſehr viel ſchärfer als bisher zu Tage treten. Die Folge 
davon kann in mancherlet Berbeflerungen der Strafgeſetze beſtehen; fie wird ſich aber 
boffentlih aud in fteigender Bereinfahung der Formen des Frageſyſtems äußern, aus 
denen ſchonungslos alles zu entfernen ift, was die Aufmerkſamkeit von den wirklichen 
Streitpuntten des einzelnen Falles abzulenten geeignet erſcheint. 

Lit.: Glaser, Die $ im Schwur-Ger.-Berf. (1863). Derfelbe, gr engl. Gerichtd- 
böfe, Gerichtsfaal 1865, ©. 211 f. Zade, F. u. Wahrſpruch in d. preuß. Schwurger., 1867. 
Weitere Yit. bei Zahariä, Handb. des beutfchen Str.Pre., $. 154. Zahlreiche Epecialfälle 
des preuß. R. in Goldammers Arch. 1 — 17 unter der burchlaufenden Rubrik: Frageftellungen. 

Gfgb.: Preuß. Gef. vom 3. Mai 1852 N. s0 f.; neue Provinzen Verordn. vom 25. Juni 
1867 8. 316 f. Baier. Gef. von 1843 A. 172 f. Braunſchw. StrePre.O. 1855 $. 139 f. 
Großb. Helfen Str.Bre.Dd. (1865) A. 360 f. Bremen (1862) A. 118 8. 475 f. Würtem- 
berg (1865) A. 361 f. Sadfen (1565) 8. 50 f. C. d’instr. a, 336 f. — 
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Franklin, Benjamin, geb. 17. Jan. 1706 zu Boston, gründete zu Philadelphia 
eine Druderei, durch die er für Verbreitung nütlicher Kenntniffe in der Volksmaſſe wirkte, 
wurde Seerctär, dann Mitglied des Haufes für Pennſylvanien, ſpäter Generalpoftmeifter, 
als Unterhändler nad Europa gefandt, nahm Iebhaften Antheil an der Unabhängigfeits- 
erklärung, ging nach Franfreih, um Unterftügung zu gewinnen, die man auch gewährte, 
unterzeichnete den die Unabhängigkeit feftjegenden Friedenstractat, kehrte 1795 nad) 
Amerifa zurüd, wo er zum Präjidenten von Pennſylvanien erwählt wurde, 1788 zog er 
ſich zurück und ftarb 1790. 


Schriften: The Works of Benjamin Franklin by Sparks, Lond. 1806. — Memoirs of 
the life and writings of Benj. Franklin, 181%, 1819 Deutſch von Binzer, Kiel 1829. — Oeuvres 
de Benj. Franklin par Barbeu-Dubourg, 1773.— La science du Bonhomme Richard, Dijon 
1795. — Melanges de morale et d’&conomie politique trad. par Renouard, 1825. — 
Nacgelafiene Schriften, Weimar 1815 — 17. — Memoires et Correspondence par Laboulaye 
1865. 1866, . 

Fit.: Bluntſchli, III. 605—609. — Eloge lu & l’Acaddmie des Sciences par Con- 
dorcet, — Laboulaye, Discours populaires, Paris 1569. Teihmann. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, jurisdietio voluntaria, d. h. die Mitwirkung 
des Gerichte, ber der Entjtehung, Veränderung oder Aufhebung von Rechtöverbältniffen, 
welche durch die Partei, reſp. die Parteien beabfichtigt werden. Ste wird heute der 
jurisdietio contentiosa, der ftreitigen Gerichtsbarkeit, aljo der Thätigfeit der Gerichte in pro— 
cefjualifchen Angelegenheiten gegenübergejegt und umfaßt die Mitwirkung der Gerichte bei der 
Aufnahme einfeitiger oder zweileitiger Rechtsacte (3.8. der Teftamente, Erbihaftsantretungen 
und Entjagungen, Berträge jegliber Art) ſei es, daß dieſe blos der urkundlichen Bes 
glaubigung wegen oder behufs Herftellung der civilrechtlich vorgejchriebenen Solennitäts- 
form (im legteren Fall bald mit, bald ohne vorgängige causae cognitio) nachgefucht 
wird; ferner die Thätigkeit der Gerichte bei Berfteigerungen von Immobilten, bei Nachlaß— 
regulirungen, bei der Handhabung des Hypotheken: reſp. Grundbuchsweſens und endlich 
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bei der Leitung der Bormundfchaftsfachen. Erft mit der Beſchränkung der Selbftthätigkeit 
der Parteien im gem. Cirilproceß ift der Gegenfag in der formellen Behandlung eines Theil 
diefer Geichäfte in der heutigen Schärfe bevvorgetreten, während im Röm. und im älteren 
deutſchen R. eine Reihe von Acten der heutigen f. ©. in den Formen des 
proceſſualiſchen Berfahrens (fo die in jure cessio, die Auflafjung) vorgenommen wurden. 
Gemeinrechtlich gilt heute der Grundfag, daß Derjenige, welcher überhaupt die Gerichtö- 
barkeit befitt, auch zur Vornahme der in das Gebiet der jurisdictio voluntaria gehörigen 
Handlungen befugt if. Die Grundfäge über die Competenz der Gerichte kommen auf 
dem bier in Rede ftehenden Gebiet nicht zur Anwendung, wo es ſich lediglich darum 
handelt, durch Die gerichtliche Aufnahme oder Beglaubigung nur eine mehr Sicherheit 
bietende, urkundliche Form als die Privatfchrift zu erlangen oder wo die erftere zwar ala 
Solennitätöform, aber außer diefer feine causae cognitio verlangt wird, während im 
letsteren Fall, fowie für das Vormundſchaftsweſen und den Hypothekenverkehr dergleichen 
Vorſchriften ebenfalls beftehen, aud mitunter ſchon die Competenz durch die Natur der 
Sache, (jo für die Eintragungen in das Grund= oder Hypothekenbuch durch die Lage des 
Immobiles) gegeben ift. Dieſes gemeinrechtliche Syſtem befteht 3. B. in Altpreußen, wo 
für die Aufnahme gewöhnlicher Rechtöacte zur Beglaubigung derjelben, theil® aber aud 
zur Herftellung der Solennitätsform, die Notare mit den Gerichten concurriven. Den 
abjoluten Gegenfag zu diefer Einrichtung bilden die franzöſiſchen, auf einzelme Theile 
Deutichlands, 3. B. die franz. NAheinprovinz, übertragenen Einrichtungen. Nach diefem 
Syſteme haben die Gerichte mit Ausnahme der Friedensgerichte, weldye mit der Hand: 
habung des Vormundſchafts-, des Einregiftrirungsweiens, der Yettung der Subhaftatten 
und nod einzelner anderer Angelegenheiten betraut jind, nichts mit der f. ©. 
zu thun. Der größte Theil der Gejchäfte der letzteren, namentlich die Aufnahme und Bes 
glaubigung von Rechtsacten gebührt den Notaven. Außerdem kommen als Organe der f. 
©. noch die Hppothefenbewahrer, die Perfonenftandsbeamten — die Funectionen 
derjelben ergeben ihre Namen —, ferner die Gerichtöfeeretäve für einzelne Geſchäfte 
(3. B. Aufnahıne von Verzichten auf Erbſchaften und ehelihe Giütergemeinfchaft, Erb— 
Ihaftsantritt mit der Rechtswohlthat des Inwentars) und endlic, die Staatsbehörden, (die 
Staatö-Procuratoren oder Staatsanwälte) in Frage, letztere in doppelter Function, du 
fie erftend die vorhin erwähnten Perfonen bei der Führung der ihnen obliegenden Geſchäfte 
zu überwaden, ferner aber aud einzelne Acte ver f ©. (z. B. vie Beftellung 
von Vormündern für unmündige Perfonen, von Curatoren vacanter Verlaſſenſchaften), Telbit 
zu veranlafjen haben. 
Lit: 5. Oeſterley, Verſuche aus dem Gebiete der fog. fr. ©., Hann. 1830. W. H. 
Puchta, Handb. des gerichtl. Verfahrens in Saden ber fr. ©, 2 Thle. 2. Aufl. Eri. 1831. 
P. Hinſchius. 
reizügigkeit. J. Das preuß. Recht. Nach Aufhebung der Erbunterthänigkeit 
und Einführung der Gewerbefreiheit wurde das Recht der freien Niederlaſſung in der 
Praxis der Verwaltung bereits ziemlich vollſtändig zur Geltung gebracht. Feſte Rechts— 
normen enthalten dann die beiden eng zuſammengehörenden Geſ. vom 31. December 1842 
über die Aufnahme neu anziehender Perſonen und über die Verpflichtung zur Armenpflege. 
Danach iſt Das Recht des Aufenthalts nur von dem thatſächlichen Umſtande abhängig, 
daß der Betreffende in dem fraglichen Orte ſich eine eigene Wohnung oder ein Unter— 
kommen ſelbſt zu verſchaffen im Stande iſt. Die Abweiſung eines neun Anziehenden tt 
jedoch gerechtfertigt, wenn derſelbe weder hinreichendes Vermögen noch Kräfte beſitzt, ſich 
und ſeinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den nothdürftigen Lebensunterhalt zu ver— 
ſchaffen, ſolchen auch nicht von einem zu ſeiner Ernährung verpflichteten Berwandten zu 
erwarten hat, keineswegs aber aus Beſorgniß künftiger Verarmung. Die Wegweiſung 
eines neu Angezogenen an die Gemeinde ſeines früheren Aufenthalts kann außerdem er— 
folgen, wenn ſich binnen Jahresfriſt nach dem Anzuge die Nothwendigkeit einer öffent 
lichen Unterftügung offenbart, und die Gemeinde nachweiſt, daß die Verarmung ſchon 
vor dem Anzuge vorhanden war. (Gefe über die Aufnahme neu anziehender Perſonen, 
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SS. I, 4, 5.) Ein derartiges Aufenthaltsreht hat aber auf andere Rechtöverhältniffe, 
wie Bürgerrecht, Theilnahme an Gemeindenugungen zc., gar feinen Einfluß, dafjelbe be- 
gründet an ſich nicht einmal einen Anſpruch auf Armenpflege. Der Unterftägungswohnfig 
(Hulisdomicil) muß vielmehr neben dem Aufenthaltsrechte befonders erworben werben. 
Auch für diefen Unterftügungswohnfig ift nicht etwa die Geburtsheimath, oder die aus— 
drüdliche Aufnahme in den Gemeindeverband maßgebend, fondern der Erwerb deſſelben 
geichieht gleichfalls durch Zeitablauf, Und zwar in doppelter Weife. Entweder durch 
eine bei der Polizetobrigfeit angebradite und von dieſer beicheinigte Meldung; diefer an- 
gemeldete Wohnfig wird nad dem Geſetze von 1842 jofort zum Unterftügungsmohnfig, 
jo daß alſo in diefem Falle der Erwerb des Aufenthaltsrehts und des Hilfsdomicils 
ziemlich zufammenfallen. Diefe Erwerbsart des Unterſtützungswohnſitzes ift aber für 
Perionen, welche als Dienftboten, Haus- und Wirthſchaftsbeamte, Handwerksgeſellen, 
Babrifarbeiter ꝛc. im Dienfte eines Anderen ftehen, nicht zuläffig. Oder durch emen ein- 
fachen Zeitablauf für alle Berfonen ohne Unterſchied, indem der Unterftügungswohnfig 
da begründet ift, wo fie während der drei legten Jahre vor dem Eintritt der Hilfsbe— 
bürftigteit ihren Aufenthalt gehabt haben. Diefer Leicht zu erwerbende Unterftügungs- 
wohnfig wird aber ebenjo leicht wieder verloren, und erlifcht, wenn der Verarmte drei 
Jahre abweiend geweſen ift; der preußifche Unterftügungswohnit untericheidet ſich auch 
dadurch von dem altdeutſchen Heimathsbegriff, der ftabil und unzerftörbar war, und bis 
zum Erwerb einer andern Heimath in Wirkfamteit blieb; die natürliche Folge ift die 
verhältnigmäßig große Anzahl von Heimathlojen nady preuß. R. Die Verpflichtung zur Un: 
terftügung ruht theils auf den Ortsverbänden, worunter die Gemeinden und diejenigen Guts- 
berrichaften verftanden werden, deren Befigungen fich nicht im Gemeindeverbande befinden, 
theild auf den Yandarmenverbänden, denen in erfter Reihe die Pflicht obliegt, für die— 
jenigen Verarmten zu forgen, welde feinen Unterftügungswohnjig haben (Yandarme, Hei: 
mathsloſe), die aber auch außerdem unvermögenden Ortsarmenverbänden Beihilfe Leiften 
müſſen. Wiederum ift auch dieſer Unterftügungswohnfig auf andere Rechtsverhältniſſe, 
insbeſondere Bürgerrecht, ohne Einfluß. (Gel. über die Aufnahme neu anziehender Ber- 
fonen, 88. 8— 12; Gel. über die Berpflihtung zur Armenpflege, $. 1 ff.) 

Gegen Ddiefe von der abjoluten Monarchie gewährte Zugfreiheit machte ſich nad) 
Eintritt der conftitutionellen Aera eine Gegenftrömung geltend, die vom commumalen 
Standpunkte aus eine Ueberbürdung Hinfichtlih der Armenverjorgungspflicht befürchtete. 
Die Regierung trat diefen Tendenzen, die namentlich in der erften Kammer fi) geltend 
machten, wegen des Zuſammenhangs der %. mit der gejammten übrigen Gſgb. und 
wegen der für die Geſammtheit des Staats aus dieſem Grundfage hervorgehenden Vor— 
theile im Ganzen entgegen. Dennod find die Normen der 1842er Geſetze in zwei 
Beziehungen zeitweile verbunfelt worden. Einerſeits wurde durch die communale Gſgb. 
der Jahre 1853 — 1856 (vgl. rheiniſche Gem.-Ordn. vom 23. Juli 1845) den 
Städten der ganzen Monardie und den Yandgemeinden Weftphalens und der Nhein- 
provinz, nicht aber den Yandgemeinden der öftlihen Provinzen, das Necht ertheilt, durch 
Gemeindefhluß, unter Genehmigung der Bezirköregierung, die Erhebung eines Ein— 
zugsgeldes anzuordnen, und von deſſen Entrichtung die Geftattung der Niederlafjung und 
des ferneren Aufenthalts abhängig zu machen. Dieſe Erhebung von Einzugsgeld wurde 
jedoch dur Gef. vom 14. Mat 1860 und vom 24. Yunt 1861 modifichrt, und durch 
Gef. vom 2. März 1867 gänzlich aufgehoben. Andererſeits beftimmt das Gef. vom 
21. Mai 1855 zur Ergätzung der Gel. vom 21. December 1842 über die Verpflich- 
tung zur Armenpflege und über die Aufnahme nen anziehender Perfonen, daß wenn die 
öffentliche Armenpflege Ichon im erften Jahre nad der Anfiedelung nöthig wird, das 
Zurüdgehen auf den Verband des frühern Aufenthalts oder der frühen Angehörigfeit 
immer ftattfinden fol, ohne den Nachweis, daß die Berarmıng ſchon vor dem Anzuge vor- 
handen war, daß alfo erft nach Ablauf eines Jahrs der ſog. Unterftügungswohnfig bes 
gründet wird. 
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Diefe altpreufiiche Gſgb. iſt nur in der vormals baieriſchen Enclave Kaulsdorf 
und in dem vormald Heffen-Homburgiichen Amte Meiſenheim eingeführt worden, dagegen 
in den übrigen durch Die Gef. vom 20. September und 24. December 1866 eimverleibten 
Landestheilen ebenfo wenig wie früher in den Hobenzollernichen Landen und im Jadegebiet. 
Wie in den meiften übrigen deutichen Ländern, fo beftand auch in dieſen neuerworbenen 
Provinzen Die F. nur in ſehr unvolllommenem Maße. Insbeſondere wurde in Hannover 
nad) der Verordnung über die Beftimmung des Wohnortd der Unterthanen in polizeilicher 
Hinfiht vom 6. Yuli 1827 (fog. Domicilordnung) das Recht zum femern Aufenthalte 
an einem Orte davon abhängig gemacht, daß Demand fünf Jahre Hindurdy mit der 
Abfiht dauernder Niederlaffung in einer Gemeinde fih ununterbroden aufhält, und feinen 
eignen Haushalt führt, jo daß die Gemeinde eine Kenntnig davon hat erlangen können, 
und feine Abficht einen bleibenden Wohnort zu nehmen, deutlich geworben iſt. (Niemeyer 
und Strandes, Die Domicilordnung für das Königreich Hannover, 2. Aufl., Han: 
nover 1863, ©. 9 ff). Im Kurheſſen beftand nad) der Gem.Ordn. für die Städte 
und Landgemeinden vom 23. Dctbr. 1834 die VBorichrift, daß feine Gemeinde gezwungen 
werden fonnte, den dauernden Aufenthalt zu geftatten, wenn der Zuziehende nicht worber 
das Gemeimdebürgerreht erlangt hatte, zu weldem Zwecke er den gejeglichen Vermögens: 
nachweis Liefem mußte; wogegen vworübergehender Aufenthalt nur auf Zeit und ohne Bes 
rechtigung zum jelbftändigen Gewerbebetrieb geftattet war. In Naffau war der dauernde 
Aufenthalt nady der Gem.-Ordn. vom 26. Yuli 1854 ebenfall an das Erfordernif der 
Gemeindeangehörigkeit gefnüpft, für deren Erwerb jedoch Teichtere Bedingungen geftellt 
waren; die Enticheidung über den vorübergehenden Aufenthalt war im Wejentlichen der 
discretionären Gewalt der Behörden überlajfen. 

U. Das Nd Bundesrecht. 1) Die Bundesverfaffung. Der Art. IIL der 
Berfafjung des Nd. Bundes hat beftimmt, daß für den ganzen Umfang des Bundes 
gebiet8 ein gemeinfames Indigenat beftehen ſolle mit der Wirkung, daß der Angehörige 
eines jeden Bundesftaats in jedem andern Bundesſtaate als Inländer zu behandeln, und 
demgemäß zum feften Wohnfig, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlihen Yentern, zur Er: 
werbung von Grundſtücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genuffe 
aller fonftigen bürgerlichen Nechte unter denfelben Vorausfegungen, wie der Einheimiſche 
zuzulafen, aud im Betreff der Nechtöverfolgung und des Rechtsſchutzes demfelben gleich 
zu behandeln ſei. Es fteht num zweierlei feft. Einerſeits handelt es ſich bier nicht etwa 
nur um einen allgemeinen legislatoriſchen Grundfag, der zu feiner praftiihen Ausfüh— 
rung noch eines befonderen Geſetzes bedürfte, vielmehr haben in allen Bundesſtaateu 
wenigſtens die höheren Gerichte anerkannt, daß der Art. III. über die Bedeutung einer 
gefeglichen Verheißung hinaus eine Nechtöregel aufftelle, die mit der Einführung ber 
Verfaſſung ſofort praftiiche Geltung erlangt habe. Andererſeits gewährt aber das 
hier verliehene allgemeine Bundesindigenat Lediglich die Befugniß für jeden Norddeutſchen, 
in jedem Staate nach den dort Hinfichtlich der F. geltenden Grundſätzen behandelt zu 
werden, nicht aber das Necht der F. überhaupt, vielmehr bleibt hierüber zunächſt die einzel- 
ftaatliche Gſgb. maßgebend; es gibt zwar fein morddeutiched Ausland mehr, aber auch 
fein norddeutſches Inland mit einem embeitlichen Gebiet für völlig freie Bewegung ; und 
während der norddeutiche Kleinftaatler von der preuß. %. nad Maßgabe der Gel. von 
1842 und 1855 Nugen zieht, ift der Preuße in den norddeutſchen Kleinftaaten der dor— 
tigen engherzigen Gſgb. unterworfen. Indem aber Art. IV. Nr. 1. der Bundesverfaflung 
feftlegte, daß; die Beftimmungen über F., Heimaths- und Niederlaffungsverhältniffe der 
Beaufjichtigung und Gefepgebung des Bundes unterliegen follten, jo war dadurch bie 
Möglichkeit gegeben, das Bundesindigenat aus feiner mehr negativen Geftalt zu einem 
jelbjtändigen, von den Yandesgefeggebungen unabhängigen Nechte norddeuticher Bundes— 
angehörigfeit auf dem Wege der Bundesgefeggebung zu geftalten. Und diefer Erfolg iſt 
aud bereits im Wefentlichen erreicht, ſowohl hinſichtlich der freien Niederlaffung, als 
auch hinfichtlih des Unterſtützungswohnſitzes. 
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2) Dad Bundesgefeg vom 1. Nov. 1867 über die F. Dafielbe beruht ganz auf 
ben altpreuß. Grundjägen und bebt in demfelben Augenblide die Berfchiedenheiten zwiſchen 
den alt= und neupreuß. Gebietötheilen, wie zwiſchen Preußen und den übrigen No. Bun— 
desftaaten auf. Dana it das Recht des Aufenthalts oder der Niederlaffung nur von 
dem thatlächlichen Umftande abhängig, daß der Betreffende an dem fraglichen Orte eine 
eigene Wohnung oder ein Unterfommen ſich zu verichaffen im Stande ıft. Die Abwei- 
fung ift jedoch gerechtfertigt, wenn die Gemeinde nachweiſen kann, daß der neu Anziehende 
nicht hinreichende Kräfte befigt, um fich und feinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den 
nothdürftigen Lebensunterhalt zu verihaffen, und werm er ſolchen weder aus eignem Ver: 
mögen beftreiten fan, noch von eimem dazu verpflichteten Verwandten erhält; doch fünnen 
felbft dieſe Befugniffe der Gemeinden Iandeögefeglih noch weiter beichränft werden, wie 
manche Bundesſtaaten ſchon früher weiter gegangen find, 3. B. das Königreich Sachlen, 
wo der Mangel an Arbeitöfraft oder Vermögen dann feinen Grund zur Abweiſung eines 
neu Anziebenden bildet, wenn derjelbe nur über feine Heimath und fein Verhalten in ver 
legten Zeit fih gehörig ausweiſt; Die Beſorgniß vor fünftiger Verarmung berechtigt den 
Gemeindevorftand nicht zur Zurückweiſung. Die Fortfegung des Aufenthalts kann . ver 
jagt werden, wenn ſich nad dem Anzuge die Nothwendigkeit einer öffentlichen Unter— 
ftügung offenbart, bevor der Neuanziehende an dem Aufentbaltsorte einen Unterftügungs- 
wohnfig (Heimathsrecht) erworben bat, und wenn die Gemeinde zugleich nachweiſt, daR 
die Unterftügung aus andern Gründen ald wegen einer nur vorübergehenden Arbeits— 
unfähigkeit nothwendig geworden ift. Die Gemeinden find nicht befugt, von Neuanziehen- 
den wegen des Anzugs eine Abgabe zu erheben, oder diefelben vor Ablauf von drei Mo- 
naten zu den Gemerndelaften heranzuziehen. Diefe bundesmäßige F. gewährt aud das 
Recht an jedem Orte Grumdeigenthum aller Art zu erwerben, fowie Gewerbe aller Art 
zu betreiben ımter den für Einheimiſche geltenden geletlihen Beftimmungen. Diefe Rechte 
de8 Aufenthaltes reſp. der Niederlaffung, des Gemerbebetriebes und des Erwerbes von 
Grundeigenthum dinrfen auch feinen Bundesangehörigen um des Glaubensbekenntnifjes 
willen oder wegen fehlender Yandes- oder Gemeindeangehörigfeit verweigert werden. Da— 
gegen bat die 7. wiederum auf andere Nechtsverbältniffe, wie Bürgerrecht, Theilnahme 
an den Gememdenugungen ꝛc., keinen Einfluß, nur verfteht es ſich von ſelbſt, daß wo 
nad) der beftehenden Geſetzgebung oder nach der Pocalverfaffung die Befugniß, ſich auf- 
zubalten oder niederzulaffen, von der vorgängigen Erwerbung des Bürgerredhts ober 
der Gememdeangehörigfeit abhängt, allerdings eine Aenderung eintritt, denn der Aufent= 
balt oder die Niederlaffung iſt von einer derartigen Bedingung abjolut frei; während 
dagegen in dem andern Falle, wo das Bürgerrecht nicht die Vorausſetzung aber die Folge 
der Niederlaffung war, die beftehenden Beſtimmungen in Kraft bleiben, und der Territorial- 
geſetzgebung vorbehalten wird, die durch die neuen Verhältniſſe etwa wünſchenswerthen 
Abänderungen zu treffen. Insbeſondere bat das Gefeg über die 3. zu feiner gemein— 
ſchaftlichen Ordnung der Heimathverhältniffe und der damit zufammenhängenden Armen- 
pflege geführt; der Neuanziehende erwirbt keineswegs nach gleihmäßigen bundesrechtlichen 
Normen einen Unterftügungswohnfig, vielmehr bleiben die landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
in voller Kraft, jo daß alfo die Gemeinden in den älteren preuß. Landestheilen jchon 
nah einem Jahre den Unterftügungswohnfis gewähren müſſen, während das anderswo 
erft nach längerer Frift oder gar nicht gefchteht. Indeſſen hatte doch bei dem unverfenn= 
baren engen Zuſammenhange, in welchem dieſe Berhältniffe mit einander ftehen, bei Ges 
legenheit des Freizügigfeitsgeleges der Reichstag eine auf ſchleunige VBorlegung eines Bun— 
desheimathgeſetzes gerichtete Reſolution beichlofjen. 

3) Das Bundesgeſetz über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870. Das- 
ſelbe enthält eine einheitliche Regelung des Unterftügungswohnfiges nicht blos für die 
Fälle des zwilchenftaatlichen Verkehrs, wie die Vorlage des Bundesrathes proponirt hatte, 
wonach aljo die ſämmtlichen Landesgeſetzgebungen in Kraft geblieben, in jedem Yande 
aber beſondere Inftitutionen für Inländer und bejondere Inftitutionen für andere Nord- 
deutjche dauernd eingerichtet wären, jo daß in jedem Einzelftante nach der Abftammung 
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des Hilfsbedürftigen verſchiedenartiges Recht gegolten hätte, ſondern die Einheitlichkeit iſt 
in Uebereinſtimmung mit dem von der preuß. Regierung dem Bundesrathe vorgelegten 
Entwurf vom Reichstage als eine abſolute feſtgeſtellt worden, vor der die einzelnen Lan— 
desgeſetzgebungen völlig verſchwinden. Das materielle Syſtem iſt wieder das altpreußiſche, 
d. h. dasjenige, welches ſich faſt ein Menſchenalter im größten Theile des Bundesgebiets 
bereits bewährt hat. Indem eine Geburtsheimath nur noch in dem Sinne ſtattfindet, 
daß die Kinder dem Unterſtützungswohnſitze des Vaters — uneheliche dem der Mutter — 
fo lange folgen, bis nach erlangter Großjährigkeit durch ihre eigenen Aufenthaltsverhält- 
niffe eine Aenderung begründet wird und ein Gemeinde-Heimathrecht gar nicht mehr befteht, To 
beruht die Unterftügungspfliht im Wefentlihen auf der Grundlage des Aufenthalts in 
Verbindung mit Zeitablauf. Während aber in Preußen binfichtlih der Dauer des Auf- 
enthalts ein Dualismus beftand, indem bei polizeilicher Meldung nad) dem Gejeg von 
1842 ein fofortiger Erwerb eintrat, nad) dem Geſetz von 1855 ein einjähriger Aufent- 
halt genügte, dagegen ohne polizeiliche Meldung und bei gewiſſen Perſonenklaſſen über— 
haupt ein dreijähriger Aufenthalt geforvert wurde, jo wird gegenwärtig in Norbdeutichland 
ohne Unterfchied durch einen zwei Jahre lang ununterbrochen fortgeſetzten Aufenthalt der 
Unterſtützungswohnſitz begründet, was. ein thatjächlicher Gewinn ift, da die Begründung 
eines Hilfsdomicils auf Grund einjähriger Frift in Preußen factiſch ſehr ſelten geweſen 
ft. (Der Bundesratbs - Entwurf hatte übrigens fünf, der Commiſſionsbericht drei, Die 
Präfidialvorlage zwei Jahre. Der Anfangstermin der Fähigkeit zum jelbftändigen Er: 
werb des Unterftügungswohnfites ift das vollendete 24. Lebensjahr. Diefer Termin fällt 
alfo gegenwärtig in dem weitaus größten Theile des Bundesgebietd mit dem Volljährig- 
feitötermine nicht mehr zuſammen. Die Grundſätze über den Berluft dieſes Unterftügungs- 
wohnjiges deden ſich mit den Grundfägen über den Erwerb materiell und in der Faſſung, 
inöbefondere gilt für den Berluft durch ununterbrocdene Abweſenheit nach vollendeten 
24. Lebensjahre diefelbe zweijährige Frift wie für den Erwerb. Uebrigens joll Niemand 
einen doppelten Unterjtügungswohnfig haben, fo daß alſo jeder Erwerb eines neuen den 
Berluft des bisherigen ſchon ſtillſchweigend nach fich zieht. Hinfichtlich der Unterſtützungs— 
pflicht unterfcheidet das Geſetz zwiſchen der thatlächlichen vorläufigen Hilfeleiftung, welche 
fofort erfolgt, jobald die Hilfsbedürftigfeit eines Norddentichen zu Tage tritt, und welche 
ausnahmslos demjenigen Ortsarmenverbande zufällt, in deſſen Bezirk ſich der Norddeutſche 
bei dem Eintritte der Hilfsbedürftigkeit aufhält, jedoch worbehältlih des Regreſſes gegen 
ben endgültig verpflichteten Berband, und der endgültigen Verpflichtung zur Unterftägung 
eines hilfsbedürftigen Norddeutichen, welche in erfter Linie dem Ortsarmenverbande Des 
Unterftigungswohnfiges,, in zweiter Yinie, ſofern nämlich fein Ortsarmenverband ver- 
pflichtet ift, demjenigen Yandarmenverbande aufgelegt wird, in deſſen Bezirk jich der Nord— 
deutiche bei dem Eintritt der Hilfsbedürftigfeit aufhält. Ortsarmenverbände fünnen aus 
einer oder mehreren Gemeinden, aus einem oder mehreren ſelbſtändigen Gutsbezirfen ober 
aus Gemeinden und Gutsbezirken zufammengelegt Ten; folche find überall bis zum 
1. Juli 1871 einzurichten. Yanbarmenverbände umfaflen in der Regel eine Mehrzahl 
von Ortsarmenverbänden, können ſich aber ausnahmsweiſe auf den Bezirk eines einzigen 
DOrtdarmenverbandes beſchränken; ſolche find gleichfalls überall biß zum 1. Juli 1871 
einzurichten, doch fteht es den Einzelſtaaten auch frei, unmittelbar die Functtonen Des 
Yandarmenverbandes zu übernehmen. Die innere Organifation diefer Ortd= und Land— 
armenverbände, ſowie die Beſtimmungen über die Art und das Maß der zu gemährenden 
öffentlichen Unterftügung, über die Beichaffung der erforderlichen Mittel, darüber in welchen 
Fällen und in welcher Weife den Ortsarmenverbänden von den Yandarmenverbänden oder 
von andern Stellen eine Beihülfe zu gewähren ift, und endlich darüber, ob und inwiefern 
fi) die Yandarmenverbände der Ortsarmenverbände als ihrer Organe bebufs der üffent- 
lichen Unterftügung bedienen können, bleiben der Yandesgeleggebung überlaſſen. — Was 
endlich das Verfahren in Streitfacyen der Armenverbände betrifft, jo iſt zu untericheiden, 
ob die ftreitenden Theile einem und demſelben Bundesftaate angehören oder nit. Im 
erften Falle wird die Streitfache dDurdy Die nad) Maßgabe der Yandesgejeßgebung compe— 
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tenten Behörden nach dem landesgeſetzlichen Verfahren endgültig entichieden, doc kann die 
Landesgeſetzgebung, wie ausdrüdlich hervorgehoben ift, beſtimmen, daß auch für viele 
Gattung der Streitfahen diejenigen Vorſchriften Platz greifen ſollen, welde für die 
Streitfachen zwiichen den Armenverbänden verichiedvener Bundesftaaten mafigebend find. 
In diefen Fällen der interterriterialen Concurrenz wird zwar zunächſt gleichfalls auf dem 
landesverfaffungsmäßigen Wege procedirt; die Enticheidung hat jedoeh im Berwaltungs- 
wege durch diejenige Spruchbehörde zu erfolgen, welche dem in Anfpruch genommenen Ar- 
menverbande vorgelegt ift; dieſe Behörden find befugt, Unterfuchungen an Ort und 
Stelle zu veranlafien, Zeugen und Sadyverftändige zu laden und eidlich zu vernehmen, 
überhaupt den angetretenen Beweis in vollem Umfange zu erheben; die Entfcheidnng er: 
folgt durch Ichriftlichen, mit Gründen verfehenen Beſchluß. Soweit die Organifation oder 
örtliche Abgrenzung der einzelnen Armenverbinde Gegenftand des Streites ift, bewendet 
es endgültig bei der Entjcheidung der höchſten landesherrlichen Inftanz. Im Uebrigen 
findet gegen deren Enticheidung die Berufung an das Bundesamt für Heimathweien ftatt. 
Daffelbe ift eine ftändige und collegiale Behörde mit dem Sige in Berlin, beftehend aus 
einem VBorfigenden und mindeftens vier Mitgliedern, welche auf Vorſchlag des Bundes- 
raths vom Bundespräfidium auf Yebenszeit ernannt werden, mit der Maßgabe, daß der 
Borfigende und die Hälfte der Mitglieder die Qualification zum höhern Richteramte im 
Staate ihrer Angehörigkeit befigen muß. Die Entſcheidung erfolgt nad ſtattgehabtem 
Schriftwechlel, welcher durch die angegriffene Behörde vermittelt wird, gebührenfrei in 
öffentlicher Sitzung nad erfolgter Yadung und Anhörung der Parteien (vgl. Bundes-Ge— 
werbe-Drdn. $. 21). Gegen die Enticheidung des Bundesamts ift ein weiteres Rechts— 
mittel nicht zuläffig. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1871 in Kraft. 
Lit.: v. Rönne, Das Staatsrecht der preuß. Monarchie, 3. Aufl. 1969, Bd. J. Abth. 2. 
S. 48 — 74. Koller, Arch. des Nd. Bundes, Bd. I. 1863. ©. 48 ff., 1119 ff. Hirth, 
. Annalen bes Nd Bundes, Bd. I. 1868. ©. 469 ff. Kries, Betrachtungen über Armenpflege 
und Heimatbörecht mit bejonderer Beziehung auf den preuß. Staat (Ztichr. für die gefammte 
Staatsmwiflenihaft, Bob. IX, (1855) ©. 313 ff). Döhl, Die Niederlaffung innerhalb des 
preuß. Staats, Berl. 1865. Mafcher, Staatsbürger » Nieberlaffungs- und Aufenthaltsredt 
in Breußen, Potsdam 1868. v. Flottwell, Die Grundfäge des erften Senats bed Obertri- 
bunals über Freizügigleit ꝛc., Berl. 1861. v. Flottwell, Was bedeutet das deutiche Hei- 
mathsweien? ein Botum zu U. III und IV der Nd. Bundes-Berfg. und zur Einführung ber 
reuß. Gigb. im den neuen Provinzen, Potsdam 1867. v. Flottwell, Der Gefegentwurf 
über die reizligigkeit im Nd. Bunde unter Vergleichung des bisherigen Rechtszuſtandes, Berl. 
1867. Medicus, Niederlaffung, Freizügleit in Bluntſchli's Staat$wörterbuh Bd. VII. 
(1862) ©. 298 fi. Ueber England: Gneift, Geſch. und heutige Geftalt der engl. Communal- 
verfaflung, 2. Aufl., Bd. II. (1863) ©. 1033 ff. Ernft Meier. 
Friſche That ift eine ftrafbare That dann, wenn der Schuldige bei ihrer Berübung 
von dritten Perſonen betreten wird. Diefelbe ift dem Röm. und altdeutichen R. (handhafte, 
„veriche Dat’) ebenfo wohl wie dem heutigen R. befannt, und den eben angegebenen Ber 
griff kennzeichnet das Röm. R. in jehr deutlicher Weiſe als den ursprünglichen gegenüber 
ipäteren Erweiterungen. Das Rom. und deutfche N. formen indeß nur interpretative, 
feine fictive Erweiterungen. Sie zählen zu jenen: Exgreifen am Orte der That, Ergreifen 
auf der Verfolgung von dieſem Orte, Anhaltung mit geftohlenen und geraubten Sachen 
auf dem Wege vom felben Orte; dielem legteren Fall hat das deutiche R., ohne indeß von 
feinem Proceßſyſtem aus inconfequent zu ericheinen, das Auffinden jener Sachen in der Ges 
were des Feichuldigten fubftitwirt. Die P.G.O. ſchloß ſich im Procefrechte dem 
altdeutichen, im Begriff „offner Diebftahl” dem Röm. R. an. Die dem C. d’instr. vorauf- 
gehende franz. Gſgb. bafirte, worauf Mittermaier fchon früher hingewieſen hat, auf 
dem Begriffe der bandhaften That; dem C. d’instr. ift aber die Reproduction deſſelben 
mißlungen. Seine Definition des delit flagrant als delit, qui se commet actuelle- 
ment ou qui vient de se commettre, läßt, da jede ftrafbare That ſich in der Zeit 
vollzieht, ein Kriterium der f. Th. überall vermiffen. Dem delit Hagrant find gleich 
geftellt Verfolgung par la clameur publique, Betreffen eines Verdächtigen dans un 
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temps voisin du delit mit Saden, Waffen ꝛc., welche auf die Ihäterichaft oder Mit- 
ſchuld Schließen lafjen. Sofern in diefen Fällen der unmittelbare Zuſammenhang zwilchen 
That und Thäter mangelt, find dieſelben nicht mehr interpretatiwe, ſondern fietive Er— 
weiterungen des Begriffs. Als ſolche ausdrüdlic bezeichnet it die Berübung eines Ver— 
gebens im Innern eined Hauſes. Die deutichen Str. Pre. Ordnn. folgen dem C. d’instr. 
infofern, als fie das Syſtem firtiver Ermeiterungen von ihm recipirt haben, Indeſſen 
ift ihnen, inöbefondere der hannov,, preuß., oldenb., ſächſ. bad., wiirttemb. Gigb., der 
wahre Begriff der f. Th. nicht fremd geblieben und dabei zeigt namentlich die erftere 
eine ſcharfe Präciſirung der interpretativen Erweiterungen. — Seine Bedeutung bat der 
Begriff der f. Th. mit feinen Erweiterungen in den Wirkungen, welde die Rechte 
dem Betroffenen gegenüber an diefelbe nüpfen. Abgefehen von der im Röm. und deut— 
ſchen R. beſchränkter oder allgemeiner eintretenden Straflofigfeit feiner etwaigen Tödtung, 
Ichnitt ihm das altdeutſche A. Die Befugnig zum Eive und Zweifampf ab und berechtigte 
den Kläger mit feinen Eidhelfern zum fofortigen Schuldigſchwören. Den Rechten älterer 
und neuerer Zeit gemeinſam ift die Befugnig zur fofortigen Ergreifung des Thäters, in der 


Sprade des neueren Anflageprocejies feiner vorläufigen Feſtnahme, Die ohne, 


richterlihen Haftbefehl Jedermann ohne Unterichied und unter Suspenfion jonftiger gegen 
Verhaftung beftehender Eremtionen geftattet ift. Dazu kommt das Recht der den Beamten 
ohne Weiteres geftatteten Durchſuchung der Räumlichkeiten, in welchen der Betroffene feſt— 
genommen wird. Der C. d’instr. berechtigt auch bei delit flagrant und in gleichge- 
ftellten Fällen die Staatsanwalte, Pokzeibehörden und Inftructionsrichter zu einfeitiger 
Bornahme aller Inftructionshandlungen, die ihnen fonft nicht zuftändig find oder nicht 
ohne Weiteres zufteben. Die deutfchen Str. Pre. Ordnn. haben jedoch dieſe Befugniß, ſoweit 
fie fie anerfennen, correcter mit der Gefahr im Berzuge in Verbindung gebracht. 

Quellen: Gajus 3, 185.8 3. L4 1. .4.81.D42 1481. D. 9, 2 1.3. 

$. 2. 1.50. 8.30. D.47, 2. 1.23—25. D.48, 5. 1.1 pr. C. 9, 13. — Richtſt. ER. Cap. 37. 
Sachſſp. L.R. I, 68, 2. III, 36, 2. II, 35. Schwip. Cap. 52. — P. GO. A. 16. 157 f. — 
C. d’instr, a. 32 ss., 49 ss., 60 88. 106. — Preuß. Gef. v. 12, Febr. 1850 88. 2—5. 10. 
Str. Pre.O. 1867. 8. 59, 62 ff, 68, 94, 123 ff. — Hannov. Str Pre.d. $. 59. — Sidf. 
StePreD. A. 76 fi, 142. — Oldenb Strßre.D. 4. 28f., 60ff., 9 f. — Bad. Str.Pre.D. 
1564. 88.45 ff, 60, 160. — Würt. Str.Pre.D. 1868 9. 68, 71 fi, 126, 251. 

Lit: Pland, Str.Berf, ©. 279. Zadariä, Strößre., Bd. 2, 8. 75. Mitter- 
maier, Str.Berf., Bd. 2, $. 115. Merdel, Gerichtsſaal, 1350, Bd. 1,3 39 ff. Höch— 
fter, Fram. Str Bet, 8:55 fe Schwarze, Comment. 3. Sächſ. Str. Pre.O., 4. 86 fi. 
Oppenbof, Preuß. Str.Berf, 8.4 n.8fi; $. 13 n.1.— Rudorff, Röm. Rechtsgeſch. 
8. 106. 114. Homever, Sachſſp. Gloſſar v. er age Richtſt. ER. 8.13. Siegel, 
Deutihes Ger.Berf. $. 12. Sobm, Pre. db. L. 

K. Wiedimg. 

Frucht und Fruchterwerb. Man unterſcheidet gewöhnlich natürliche und ju- 
riftiiche (bürgerliche) Früchte (fructus naturales — civiles in dieſer Verbindung fein quel= 
lenmäßiger Ausprud). Unter jenen verfteht man die organiſchen Erzeugniſſe einer Sache, 
ſpeciell folche, welche der öäkonomiſchen Beltimmung der Hauptſache gemäß producirt find, 
trennt nad Röm. R. davon einerſeits fetus pecorum, andererſeits bei Sclavinnen den 
partus ancillae, quia non temere ancillae ejus rei causa comparantur, ut parlant 
und ftreitet endlich darüber, ob es auch mineraliihe Früchte (lapis renascens) gebe. 
Unter diefe dagegen fällt Alles, was man zufolge allgemeiner Hegel oder ſpeciell aus 
einem Rechtsgeſchäft für den geftatteten oder entzogenen Gebrauch einer Sache Iucrirt : 
quod non natura pervenit, sed jure pereipitur, 

Sp lange die Früchte mit der ſog. Hauptfache verbunden find, find jie une [bitän» 
dige Sachtheile fructus pendentes pars fundi videntur. Nad ihrer Trennung 
von der Mutterfache ericheinen fie als ſelbſtändige Saden und ſpricht man dann von ſol— 
chen, Die durch Menjchenhand getrennt worden (fr. separati) und folcden, Die in Den 
Gewahrjam einer Perfon gekommen find (fr. percepti), während die ältere Doctrin 
bier von Einfammeln redete, die neuere öfterd noch Dazu „einen Berechtigten” verlangt. 
Man trennt ferner fr. consumti und exstantes, je nachdem der Befiger jich Die 
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Früchte ſchon angeeignet, fie vertauft, verzehrt, verſchenkt hat oder fie noch beſitzt und 
verfteht endlich unter fr. pereipiendi folde, die Jemand hätte gewinnen follen. 
Wichtig für die verjchiedenften Fragen ift es mun, welche Anfiht man von dem Weſen 
der jeparirten Früchte hat, ob man fie, wie meift geſchieht, als neue Sachen anfieht, bei 
denen für den Eigenthümer der Hauptiache ein neues Eigenthum gewonnen wird, wenn 
fi auch der Erwerb auf ein an der Hauptiache beftehendes ſtützt (Windſcheid J. 
$. 186 9. 2. Bangerow L $. 326 4. 1.) oder ob man dies läugnet, wie ſchon 
Donellus e8 gethan und in neuefter Zeit Göppert. 

Was nun den Fruchterwerb ſpeciell anlangt, jo fallen die natürlichen Früchte 
um engeren wie weiteren Sinne an den Eigenthümer der Hauptſache. Erſt wenn dritten 
Perfonen dingliche oder perfönliche Rechte auf den Fruchterwerb zuftehen, compliciren fich die 
Verhältniffe: in neuerer Zeit ftellte hier Savigny den Sat auf: Fruchtberechtigte, die 
zugleich corporis possessores find, würden durch Separation, alle Anderen erſt durch 
Perception Eigenthümer der Früchte; Andere wie Kierulff ©. 329 laſſen jedem ding- 
lich Berechtigten, auch dem b. f. possessor oder wie Bachofen Pfandredt I. ©. 143 
Jogar jedem gutgläubigen eigentlichen und abgeleiteten Befiger die Früchte durch Separa- 
tion zufallen, noch Andere endlih wie Bangerom T. 8. 326. W. 2., Keller 8. 142. 
laſſen nur den Emphyteuta und b. f. possessor auf diefe Weife erwerben, ohne einen 
befonderen Grund hierfür anzugeben. 

Bei dem Nießbraucher ift man einig darin, daß diefer die Früchte percipiren muß, 
behauptet aber zumeilen, daß es deſſen bei Thierjungen nicht bedürfe, was im neuefter 
Zeit als eine ungerechtfertigte Ausnahme von Windſcheid I. 8. 186 U. 5 und Göp— 
pert, Ueber die organifchen Erzeugniffe, S. 232—287 angegriffen wird. Andererſeits 
ift auch neueren Angriffen gegenüber (Savigny, Beſitz. 7. Aufl. S. 277 und Puchta, 
Pand. $. 150) daran feftzuhalten, daß der Erwerb des Ufufructuars, überhaupt des zur 
Fruchtziehung dinglid Berechtigten ſich als ein Fall der Decupation darftellt und nicht 
die Natur der Tradition hat. 

Am meisten beftritten ift das Fruchtrecht des redlichen Beſitzers. Bon der einen 
Seite wurde von Savigny (Befig. 7. Aufl. S. 277) und Windſcheid (Zeitfchrift fir 
Civ.R. und Proc. N. 5. IV. 55 ff., Lehrb. d. Band. I. 8. 186) demielben nur Uſu— 
captonsbefig an den Früchten zugejchrieben, von der anderen von Bade (bonae fidei 
possessor quemadmodum fructus suos facit, Berol. 1825) Eigenthumserwerb behaup- 
tet geftütst auf einige Stellen des Röm. R., welche von fructus suos facere bei ihm 
Iprehen, während viele Andere zahllofe Mittelmeinungen (vevocables Eigenthum, bonita= 
riſches neben quiritariſchem Eigenthum u. ſ. w.) vertheidigten. Durch die neueften Unter: 
juhungen Göppert's dürfte die Savigny’ihe Theorie als erwiefen und auch die 
noh von Windſcheid gehegten Zweifel gehoben fein. Danach erlangt der b. f. pos- 
sessor an den Früchten, die er percipirt, Ufucapionsbefig, er fann von Dritten percipirte 
einflagen und wegen vorhandener Früchte nicht nur in dem Urtheile, das ihm die Her— 
ausgabe der Sache auferlegt, jondern auch jelbftändig verurtheilt werben, was man nur 
läugnen fann, wenn man trrigerweife jene feiftung als causa rei anfieht. Nach Juſtin. 
R. iſt aber hierfür Fortdauer der bona fides erforderlich, wenn auch im früheren 
Rechte, mie einige aufgenommene Stellen zeigen, dies vielleicht nicht gegolten hat. Jeden— 
falls ift e8 nad Can. R. unzweifelhaft. Es haftet ferner nach Beginn des Proceſſes der 
redliche Beſitzer für Früchte, die er nicht mehr hat, nur ſoweit er fie in Folge feiner Ab- 
ficht oder Nadjläffigfeit nicht mehr hat, der unredliche dagegen, wern Kläger ohne Proceß 
diefelben oder ihren Werth jet haben würde. Für nicht gezogene Früchte (fr. neglecti, 
percipiendi) haftet der erftere, wenn er fie hätte bei Anwendung gehöriger Sorgfalt zie— 
ben können, der lettere fir die, Die der Kläger gezogen hätte; doch ift legtered von Sa— 
vigny, (Syftem VI. ©. 113) beftritten. Daß der Bellagte auch für Zinſen, deren 
Gewinnung ihm zugemuthet werden konnte, jelbft ohne Verzug bafte, beitreiten Wäch— 
ter, Erörterungen Heft II. ©. 54. IIT, ©. 24. 106. und Wetzell, Civ.Pre. 8. 14. 
Mote 72. 
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Es wurde im deutfchen R., durch die R.P.O. von 1577 beftimmt, daß Früchte 
auf dem Halme nur zu dem gemeinen Werthe zur Zeit des Vertragsabichluffes oder dem 
in den erften 14 Tagen nah der Ernte follten verkauft werden fönnen, was auch 3. B. 
in das A.L.R. Th. I. Tit. 11. $ 594, Th. U. Tit. 7. $. 12. überging, jedody durch 
Berordn. vom 9. Nov. 1843 aufgehoben wurde. 

Bon den Früchten handelt der Digeftentitel 22. 1. De usuris et fructibus et cau- 
sis et omnibus accessionibus et mora und C. 7. 51. Unter dem neueren Gefet- 
büchern verfteht das APR. Th. I. Tit. 9. $. 220. in etwas weiter Faſſung unter 
Früchten die natürlichen, während die übrigen Zinfen, Hebungen oder Präftationen ges 
nannt werden und Spricht den Nutungsberechtigten in $. 221 das Eigenthum der Früchte 
gleich von ihrem Entftehen an zu, ferner dem redlichen Befiger in Tit. 7. $. 189 ff. 
alle während feines Befiged gezogenen Nugungen und genofjenen (gewonnenen) Früchte und 
läßt bei Grundſtücken die Nutzungen des Testen Wirthichaftsjahre® pro rata temporis 
tbeilen $. 197 a. a. D. Dagegen muß der unredliche Beſitzer $. 223 alle während 
feines unredlichen Befiges genoffenen Früchte vergüten. — Sächſ. Gef. 8. 72 ff. tremt 
natürliche und bürgerliche Früchte und gibt dem bis zu einer gewiſſen Zeit Fruchtberedh- 
tigten einen Anspruch auf die von ihm erbauten, aber nicht mehr geernteten Früchte 8. 76. 
244. 308; e8 läßt ferner den redlichen Befiger durch erfolgte Trennung der Früchte Ei— 
genthum erwerben, andere vermöge einer Dienftbarfeit oder Yorderung Berechtigte erft 
durch Erhebung mit Ausnahme von Thierjungen und Eiern. — Defterr. Ge. $. 405. 
ipricht das Eigenthum der natürlichen Früchte und Thierjungen dem Eigenthümer des 
Bodens und des Mutterthieres vermöge Acceffionsrechts zu und gibt dem redlichen Bes 
figer an abgefonderten Früchten und eingehobenen Nugungen, die während feines ruhigen 
Beſitzes fällig gemelen, Eigenthum $. 329. 330. Ebenfo der C. N. a. 547—550. 

Nach 8. 519 endlich des Defterr. Gef. gehören nach geendeter Fruchtnießung 
noch ftehende Früchte dem Eigenthümer der Sache, während andere Nugungen dem Frucht— 
nießer nach Maß und Dauer feiner Fruchtniegung zufallen. Faſt ganz gleich C. N. 
a. 585. 586. 

Lit: Göppert, Ueber die organifchen Erzeugnifle, Halle 1869, ©. 19--49, 149 — 370. — 
G. E. Heimbach, Die Lehre von ber Frucht mac den gem. in Deutichland geltenden Rechten, 
Leipz. 1843. — Stobbe, Beiträge zur Gef. d. deutſch. R. 18565. ©. 67—74. 
Teichmann. 

Fungible Sachen werden ſolche Sachen genannt, bei denen es im gewöhnlichen 
Verkehre nicht auf die Individualität der einzelnen ankömmt, die vielmehr nur als 
Duantitäten Gegenftand Des Verkehrs zu fein umd einen gewiffen Werth zu haben pflegen. 
E8 find dies die im Röm. N. als res, quae numero, pondere, mensura consistunt, 
constant, continentur, valent etc, bezeichneten Gegenftände, die man auch als Gattungs= 
fachen erwähnt im Anſchluſſe an den Sat der Quellen res, quae in genere suo 
funetionem reeipiunt per solutionem magis, quam specie (l. 2. 8. 1. D. 12.1). 
Es gehören hierher Getreide, Geld, Wein, Nägel, Ziegel, Baufteine u. |. w. Während 
der Ausdrud res fungibiles von Ulrih Zaſius (Zäſi) zu 8. 30. J. de actt. N. 17. 
18. zuerft gebraucht worden zu fein fcheint, nannte Savigny diefelben: Duantitäten, 
während man jet fie meiftens vertretbare, auch Gattungsſachen oder Quantitätsſachen 
nennt. Der Gegenſatz ift species oder corpus. Da der Charakter der Vertretbarkeit ein 
zwar mit den natürlichen Eigenichaften der Sachen zulammenhängender, aber doch erft in 
fie hineingetragener, nicht in ihnen ſelbſt Liegender ift, To gilt derſelbe nur joweit, als bei 
einem Rechtsverhältniſſe nicht etwas Entgegengefegtes feftgelegt wird. So können Sadıen, 
die gewöhnlich als vertretbar gelten, als species behandelt werden, wenn 5. B. beftimmte 
Geldſtücke, die fpäter zurüdgegeben werden jollen, Jemandem zur Aufbewahrung gegeben 
werden. Andererfeits können gewöhnlich nicht vertretbare Sachen, wie z. B. eine Anzabl 
Schafe aus einer Heerde ald vertretbar angeſehen werden, in weldem Falle man wobl 
von einer Gattungsfache im engeren Sinne und rücfichtlih der Obligation von einer 
generischen Obligation fpricht (legatum generis). Für ſolche Sachen fommt in den 
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Quellen auch der Ausdruck res incertae vor. Es kann endlich der Vertretbarkeit eine 
gewiſſe Grenze geſetzt werden, wenn z. B. Jemand ein Schaf von denen, die er im Stall 
hat oder vom Hafer, den er auf dem Boden habe, ſo und ſoviel Scheffel verſpricht. Von 
Bedeutung iſt der Begriff der Vertretbarkeit beim quasiususfructus, den alternativen, 
generiihen Obligationen, dem legatum generis, dem mutuum, depositum und com- 
modatum. Nabe verwandt mit dielem Begriff ift der der verbrauchbaren Sadıen res, 
quae usu consumuntur, tolluntur vel minuuntur, quae in absumtione sunt, quae 
in abusu consistunt. Es gehören alle verbrauchbaren Sachen an fich zu den vertret— 
baren, während die am ſich vertretbaren meift verbrauhbar, aber doc nicht immer dies 
find wie z. B. Nägel, Bretter, Stednavdeln. Dod können fie juriftifch trotz deſſen als 
verbrauchbar betrachtet werben. 

Ouellen: Der C. N. definirt a. 1874 das pröt de consommation als celui des choses, 
ie se consomment par l'usage qu'on en fait, das préêt A usage als celui des choses 

ont on peut user sans les detruire. — Das A.L.R. Ip. I. Tit. 2. 88. 120, 121 erwähnt 

der verbraudbaren Sachen, während es jedenfalld vertretbare meint; ferner Th. I. Tit. 5. 
$. 275. - Das öſterr. Gef. 88. 291, 301 erwähnt nur der verbrauchbaren Saden. — Das 
fühl. Sei. S. 61 kennt vertretbare, nicht verbrauhbare Saden. — E. eiv. italiano a. 1819— 
1821 fennt als mutuo oder prestito di consumazione einen Contract, per cui una delle 
parti consegna all’altra una data quantitä di cose, coll’obligo nell’ultima di restituire 
altrettanto della medesima specie e qualitä di esse. 

Yit.: Bürtel, Beiträge zur Lehre vom Nießbrauche, Münden 1864, ©. $ — 19. — 
Wächter, Handb. des im K. Würtemberg geltenden Briv.R., Stuttg. 1842 -51, Bd. IL. 8.35. — 
Unger, Syſtem des öfterr. allg. Priv. R., Leipz. 1556, Bd. I. $. 50. — Kierulff, Theorie 
des gem. Eiv.R., Altona 1839, ©. 313—317. — Böding, Inftitutionen, Bonn 1853 (2. Aufl.), 
Bd 1. $. 77. — Jahrbb. f. Dogmatik, IV. ©. 400 fi. — Savigny, Syſtem des heut. Röm. 
R., Berl. 1840—49, Bd. VI. 8. 268. — Savigny, Das Obligationenrecht, Berl. 1551, 1853, 
Bd. J. S.403. — Windfcheid, Lehrb. des Pand.R. Düffeld. 1867, 2. Aufl, Bb L,$. 142. — 
Goldſchmidt, Handb. d. Handelsrchts, Erl. 1868. B. I. 2. ©. 538—513. 

Teihmann. 

Fuscurarius, Aegidius, lehrte zu Bologna um 1260 u. ftarb daſelbſt 1289. 

Schriften: De ordine judieiario, Bonon. 1572. — Comm in Decretales. — Quae- 
stiones, - Consilia. — De officio tabellionis. 

tit.: Savignv, V. 520— 526. Teihmann. 


G. 


Gagern, Hand von, geb. 25. Januar 1766 bei Worms, ſtudirte im Leipzig 
und Göttingen, trat in nafjauifche Dienfte, wurde 1901 naſſauiſcher Gejandter in Parıg, 
legte feine Aemter 1811 nieder, war fir einen tyroler Aufftand 1812, 1813 ihätig, flüch- 
tete aus Oeſterreich nad Breslau, jegte die Rückkehr des Kurfürſten von Heſſen durd, 
trat 1815 in niederländifche Dienfte und nahın am Wiener Congreſſe Theil, wurde 1816 
Staatsratb, zog fi 1818 vom Bundestage zurüd, nahm 1820 jeine Entlaffung, wurbe 
darmftädtiicher Abgeordneter und ftarb 22. October 1852. 

Schriften: Nationalgefh. der Deutſchen, Wien 1812—25, 26; 2. Aufl. Franff. 1826. — 
Mein Antbeil an der Politit, Stuttg. 1823— 35; Yeipg. 1944. — Refultate der Sittengejch,, 
2. Aufl. 1835 — 47. — Kritik des Voͤllerrechts, Leipz. 1840. — Einfiedler, Stuttg. 1822 — 27. 

Yit: Bluntidli, IV. 31—37. — Mohl, I. 378; U. 261; Ill. 400. 

Sein Schn Friedrih von Gagern, geb. 24. October 1794 zu Weilbach, 
ſtudirte in Paris, Göttingen, Heidelberg, war 1844—46 in den oſtindiſchen Golonien, 
wurde Provinztaleommandant von Südholland und Gouverneur im Haag, übernahm 
1848 das Commando der badischen und heſſiſchen Truppen und fiel am 20. April auf 
der Scheidegg bei Kandern. 

Schriften: Denkichrift über die deutſche Bundesverfaffung, 1825, 1826. — Denlſchrift 
vom $. 1534 über die belgische Revolution. — Bom Unterſchiede der Stände und dem arifto- 
fratiichen Element. 
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Lit: Bluntfhli, IV. 37—41. — Heinrid v. Gagern, Das Leben des Generals Fr. 
v. G., Leipz., Heibelb. 1856, 1857. Teihmann. 

Gaill, Andreas, geb. 1525 zu Cöln. wurde 1558 Affeffor in Speier, 1569 Reichs— 
— ſpäter Canzler des Kurfürſten von Cöln, ſtarb 1587: „ver Papinian Deutjch- 
ands.“ 

Schriften: Practicarum observationum tam ad processum judiciarium, quam cau- 
sarum decisiones pertinentium libri duo, Col, 1578, 1697, 1721; Genev, 1740; deutſch 
von Yancius, Hamb. 1663, — De pace publica et proscriptis sive bannitis libri duo. — 
De manuum injecetionibus s. arrestis imperii tractatus, 

tie: Erfh u. Gruber. — Notas in Gailium ed. Freudenberg, Marpurg. 1629. — 
Gailium enucleatum ed. Fabricius, Colon. 1662. — Stobbe, H. 90. — Allard, Hist. 
de la justice criminelle, Gand 1868, p. 499. Teihmann. 

Galeottuß, Albertus, geb. in Parma, Lehrte zu Padua, Modena, ging 1251 
als Sefandter nad Bologna. 

Schrift: Summula quaestionum, Venet. 1567, Colon. 1595. 

Fit.: Sapigny, V. 527— 533. Teihmann. 

Gandinus, Albertus, lebte in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts, war 
Aſſeſſor in Perugia, Florenz x. 

Schriften: Tractatus maleficiorum, Venet. 1490; Mediol. 1514; Col. 1699. — Quae- 
stiones Statutorum. 

rit: Savignp, V. 560-565. — Geib, Lehrb. des deutſchen Str.R., 1861, I. 284. — 
Allard, Hist. de la justice eriminelle Gand 1868 p. 400. 

Teihmann. 

Ganerbichaft ift die Bereinigung mehrerer Perfonen oder Familien zum Behuf 
gemeinjamen Beſitzes und gemeinfamer Benugung einer Yurg oder eines Guts. Hin— 
fichtlich ihres juriftiichen Charakters wird die Vereinigung von den Einen als universitas, 
von Andern als communio betradte. Gerber meint, daß bei derfelben je nach der 
Berichiedenheit der Fälle entweder getheiltes Eigenthum der einzelnen Genoffen oder Mit- 
eigenthum aller vorliege. Befeler faht die ©. auf als materielle Rechtsgemeinſchaft, 
wobei die Genoffen, ohne eine juriftiiche Perfon zu bilden, ein Gefammteigenthum an 
dem gemeinfchaftlichen Gegenftande haben. Letztere Auffaſſung entipriht am meiften ven 
hierbei in Betracht kommenden Rechtsverhältniſſen. Veranlaſſung zur Begründung einer 
G. lag namentlih in gemeinichaftliher Erbauung oder Eroberung einer Burg, ſowie 
im Miterbrecht mehrerer Perſonen. Auflösbar ift die Gemeinichaft meift mur 
durch übereinftimmenden Beſchluß der Genofien. Leder derfelben darf zwar jeinen 
Antheil veräußern, doeh nur im Falle echter Noth; auch fteht den Genofien em 
Borkaufsrecht zu. Ganerbichaften fanden fich in der früheren Zeit nicht ſelten bei der 
fränkiſchen Ritterſchaft. 

Lit.: Beſeler, Die Lehre v. d. Erbverträgen I. (Götting. 1835) S. 81 ff. Dunder, 
Das Geſammteigenthum (Marb. 1843) $. 16. Gierke, Das Genoſſenſchaftsrecht I. (Berl. 
1868) S. 968. Lewis. 

Gans, Eduard, geb. 22. März 1798 in Berlin, ſtudirte in Berlin, Göttin— 
gen, Heidelberg und ſchloß fich der philoſophiſchen Schule Hegel's an. Seit 1825 Pro- 
feffor in Berlin, trat er an die Spige der Oppofition gegen die hiftorifche Schule, machte 
Reifen nad) Frankreich und England, ftarb 5. Mai 1839. 

Schriften: Ueber Röm. Obligationenret, Heidelb. 1819. — Scholien zum Gaius, 1820. — 
Das Erbrecht in weltgeibichtl. Entwidelung, Berl. 1824; Stuttg. 182%. 35. — Beiträge zur 
Revifion der preuß. Gfgb., Berl. 1830—32. — Syſtem des Röm. Civ. R. Berl. 16527. — Ber- 
milchte Schriften, Berl. 1834. — Ueber die Grundlage bed Beſitzes. Berl. 1839. — Jahrb. für 
wiſſenſchaftliche Kritik, 1838. — Er gab Hegels Philofophie der Geſch. 1837 heraus. 

git.: Pierer. Teihmann. 

Garantieverträge, G. kommen in doppelter Weife vor. Zunächſt als Neben- 
verträge, durch welche dritte Mächte die Gemährfchaft für die Erfüllung eines Hauptver— 
trag8 übernehmen. Die Garantie beruht in diefem Falle auf dem Intereſſe desjenigen 
Staats, für welchen fie geleiftet wird ; fie fann daher nur mit feiner Zuſtimmung über: 
nommen werden, und eine Intervention zu Gunften der Vertragserfüllung ift ebenjo von 
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feiner Zuftimmung abhängig; der Garant handelt jedoch nicht als blindes Werkzeug des 
Sarantirten, jondern jchreitet nur dann ein, wenn er fid Durch eigene Prüfung von der 
Rechtmäßigkeit des Verlangens der Intervention überzeugt hat. Iſt Die Garantie von 
Mehreren übernommen, jo muß man jcheiden, ob eine mehrfache Einzelgarantie oder eine 
gemeinfame (Collectiv-) Garantie vorliegt; im erſteren Fall it ein einſeitiges Anrufen 
und Einjchreiten geftattet, im lettern ein gemeinjames geboten. Auferdem kommen G. 
aud als felbftändige (Haupt:) Verträge zum Schuge von allgemeinen völferrechtlichen oder 
ſtaatsrechtlichen Zuſtänden vor, zur Erhaltung eines gewifjen Yänderbeftandes, der Neu— 
tralität eines Einzelftaats, der Staatsverfaſſung, beftimmter Unterthanenrehte Die Ga— 
rantie beruht in diefem Falle auf dem eignen Intereſſe des Garanten, und eine Inter: 
vention zu Gunſten der garantirten Zuftände tft auch ohne befonderes Anrufen zulälfig. 
Lit.: Bluntfhli, Das moderne Böllerrecht der civilifirten Staaten, Nördlingen 1868, 
242 ff. Berner, Bölterrehtlihe Garantie in Bluntſchli, Staatswörterb. Bd. IV. (1859) 
.65 ff. Heffter, Das Europ. Völferreht der Gegenwart, 4. Aufl. 1861, S. 171, 178 fi. 
Ernft Meier. 

Gärtner, Carl Wilhelm, geb. 1700 in Dresden, wurde 1727 Profeſſor 
in Yeipzig, 1733 Oberappellationsgerichtsrath in Dresden und ftarb als Reichshof— 
rath 1760. 

Er ſchrieb: Weftphälifche Friedenstanzler, Leipz. 1731 — 37. — Institutiones juris eri— 
minalis (1729), Lips. 1746. 

fit.: Schulze, Ein. in das deutſche Staatsrecht, 1867, ©. 82. 


wo 


Teihmann. 

Gaupp, Ernſt Theodor, geb. 31. Mai 1796 zu Kl. Gaffron (Schlefien), 
focht in den Befreiungäfriegen mit, ſtudirte in Breslau, Berlin, Göttingen, promgvirte 
1520 im Breslau, habilitirte ſich daſelbſt 1821, wurde 1826 ord. Profeffor, 1832 Mit- 
glied des Oberlandesgerichts und ſtarb nad langer Yehrthätigfeit 10. Yuni 1859. 

Schriften: De nominis pignore (diss.), 1820. — De quatuor foliis antiquiss. ali- 
eujus Digestorum codicis Neapoli nuper reperti, Vratisl. 1823. — lieber beutfche Städte— 
gründung, Stabtverfaffung und Weihbild im Mittelalter, Jena 1824. — Das alte Magdeburg. 
n. Hall. R., Brest. 1826. — De professoribus et medicis eorumque privilegiis in jure 
Romano, 1827. — Das Schlef. EUR., Brest. 1823. — Miscellen des deutſchen R., Brest. 1830. — 
Lex Frisionum, Vratisl. 1532. — Das alte Geje der Thüringer, Brest. 1834. — Recht u. 
Verfaſſung der alten Sachſen, Bresl. 1837. — Comm, de oecupatione et divisione provin- 
eiarum agrorumque Romanorum, Vratisl. 1841. — Die german. Anfieblungen und Yanb- 
theilungen in den Provinzen des weitröm. Reichs, Brest. 1844. — Die Zukunft des beutfchen 
Rechts, Brest. 1847. — Deutihe Stadtrechte des Mittelalters, Bresl. 1551.— Das deutſche 
Vollsthum im den Stammmländern der preuß. Monarchie. ie Bildung der erften Kammer 
in Preußen, 1552. — Germaniftiihe Abhandl., Mannh. 1853. — Lex Francorum Chama- 
vorum oder XZantener Ganreht, Bresl. 1855 — Bon Fehmgerichten mit befonderer Rückſicht 
auf Schlefien, Brest. 1557. 

Yit.: Ziſchr. f. deutihes R., XX. S. 198 —- 117, Teichmann. 

Gebäudeſervituten ſind die für die Bedürfniſſe eines Gebäudegrundſtückes be— 

ſtimmten Servituten, die nach der gewöhnlichen Anſicht mit den servitutes praediorum 
urbanorum s, servitutes urbanae der Römer zuſammenfallen ſollen. Doch herrſcht 
über die Bedeuturg der letzteren Ausdrücke eine große, Meinungsverſchiedenheit. Die 
Mehrzahl der neueren Schriftfteller faßt jene Ausdrüde als von der Qualität der herr 
ichenden Grundſtücke ausgehend und die Thatſache bezeichnend auf, Daß eine Dienjtbarfeit 
einem Gebäude zujtehe, während Einige, wie Bangerow, ald Inhalt dieſer Dienftbarteiten 
das Recht zu einen habere oder prohibere anfehen, Andere, wie v. d. Pfordten und 
Sintenis als servitutes praedii urbani diejenigen bezeichnen, welche ihrem Inhalte 
nach ein Gebäude, fer es nun als herrichendes oder Dienendes Grundftüd, vorausjegen. Es fal— 
fen unter obige Kategorie der G., die von den gefeglichen Eigenthumsbeichränfungen zu Gun= 
ften won Nachbarn zu untericheiden jind 1) das Recht, abfließendes Regenwaſſer in Tropfen 
oder in einem Strable auf das benadhbarte Grundjtücd abzuleiten serv. stillieidii, flu- 
minis immittendi, avertendi ; 2) das Recht, fein Gebäude in den Raum über dem 
benachbarten Grundſtücke hineinragen zu laſſen serv. protegendi bei einem Dad, jonft 

v. Holtzzendorff, Rechtblexiken 1. 29 
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projiciendi; 3) das Recht, Balten in eine fremde Mauer einzulaffen serv. tigni im- 
mittendi; 4) daß Recht, ein Haus auf eine fremde Mauer u. |. mw. zu ftüßen serv. 
oneris ferendi, die eine Abweichung von dem fonftigen Charakter der nie zu pofitiven 
Leiftungen, zu einem facere verpflidtenden Servituten in der Art darftellt, daß hier der 
Berechtigte den Belafteten dazu zwingen fann, die betreffende Mauer u. ſ. w. in taug- 
lichem Zuſtande zu erhalten nach der Formel: jus sibi esse, cogere adversarium re- 
ficere parietem ad onera sua sustinenda, was wohl nur ald Verbindung eines obli: 
gatoriichen Rechts mit dem fonftigen, Dinglichen Charakter der Servitut aufzufaflen ift; 
5) das Recht, unreines Wafjer over Unrath durch Canäle über ein fremdes Grundftüd 
fortzufchaffen oder eine Dinggrube an der nachbarlichen Mauer zu haben serv. cloacae 
immittendae, serv. latrinae; 6) das Recht, über ein jonft zulälfiges Map binaus 
dur Rauch, Dampf, ſchädliche Stoffe ein fremdes Grundſtück zu beläftigen,; 7) das 
Recht, zu verbieten, da auf dem Nachbargrımdftüde überhaupt oder wenigftens über eine 
beftunmte Höhe hinaus gebaut werde serv. altius non tollendi; 8) das Recht, zu ver— 
bieten, daß Durch neue Bauten dem herrſchenden Grundſtücke Licht oder Ausficht entzogen 
werde serv. ne luminibus, ne prospectui officiatur, wogegen die serv. luminum 
ut vieinus Jumina nostra excipiat wahrſcheinlich das Recht enthielt, in fremder Mauer 
Fenſter haben zu dürfen. Die gegentheiligen Servituten des altius tollendi, officiendi 
luminibus, stillieidii non avertendi faßt man theil® als Befreiungen von localrechtlich 
beftehenden gefeglichen Eigenthumsbefchräntungen, theils als Wiederaufhebung von Dienft- 
barfetten des entgegengefegten Inhalts auf. Abweichend vom Röm. R. geftattete Das 
deutiche R. umd beionders das particulare Die Anlegung von neuen Fenftern und Oeff- 
nungen nad dem benachbarten Grundftüde nur mit Zuſtimmung des Nachbard oder nur 
in bejonderer Höhe und mit PVergitterumg ; dagegen ſchützte es das eimmal erworbene 
Recht gegen ſpätere Beeinträchtigung. Im dieſem Sinne find die Beftimmungen des AR. 
Th. I. Zit 8. 8. 137. 135. abgefaßt. 

Quellen: D. s, 2 de servitutibus praediorum urbanorum — Preuß. A.L.R. Th. I. 
Fit. 22. 8. 55 — 62 kennt nicht die dem Roͤm. R. felbft noch unter Juſtinian eigentbümlice 
usucapio libertatis bei &., verpflichtet ferner bei zufälligen Schäden ber unterftütenben 
Maner ridfichtli der serv. oneris ferendi den Eigenthümer des berrfchenden Grundftüd® zur 
Unterftügung feines Gelaftenden Haufes und kennt überhaupt bei vertragsmäßig beftellten, eut= 

eltlihen Servituten eine Reparaturverbindlichteit Des Eigenthlimers des dienenden. Grundftüds. — 
efterr. G.B 88. 475, 476, 488 — 491. — C.eiv. a. 675 —679, 687. — Sid. G.B. 8. 511— 
547. — C. eiv. italiano 1866 a. 583 — 590. 

Fit: Feuerbach, Eivil. Verſuche, Gött. 1803. — Fahne, Das Fenfter- und Lichtrecht 
nah Röm., gem. deutſchem, preuß. u. franz. R., Berl. 2, Aufl. 1840. — v. Bielonadi, 
Kritiſche Erörterungen über die Servitutenlchre nah Röm. NR. nebft —— Bresl 1849. — 
Elvers, Die röm. Servitutenlehre Marb. 1854—18565. — Barbo, Die Theorie der Servi— 
tuten des franz. R. umter ftetem Hinblid auf Röm. R., 1855. — Molitor, La possession 
et les servitudes en droit Romain, Gand. 1851. — F. Muther, Comm. in fr. 6 com- 
mun. praed., Erl. 1858. — Perniee, Commentationes juris Romani duae, Halae 1855. — 
Cohnfeld, Die fog. irregulären Servituten nah Röm. R., Leipz. 1862. — Hedemann, 
Ueber den Erwerb und Schub der Serpituten nach Röm. R. mit befonderer Berüdfichtigung der 

uasipossessio und longa quasi possessio , Berl. 1864. — Schünemann, Die Servituten, 

eine eiviliſt. Abhandl, Leipz. 1566. — v. Schelbaß, Das Nachbarrecht nah gem. R. u. beu- 
tiger Pruris, Würzb. 1863. — Jahrbb. des gem. R. Bd. III. — Arc. f. civil Prarıs, Bd. XIV. — 
Ziſchr. f Civ. K u. Pre, N. F. Bo. XIII.XIX. — Pfeiffer, Pratt. Ausführungen, Hann. 
1825 — 46, Bd. IV. VII. Teichmaun. 

Gebauer, Georg Chriſtian, geb. 26. Det. 1690 zu Breslau, wurde 1717 
in Leipzig Doctor, 1720 Aovocat, 1727 ord. Profeifor, 1734 erfter Profeſſor in Göt— 
tingen, 1747 Geb. Yuftizrath, 1755 Ordinarius der Yuriftenfacultät, ftarb 1773, 

Schriften: Ausg. d. Corp. jur. eiv. ed. Spangenberg, Gott. 1776. — Exereita- 
tiones academicae, Erf. 1776. 1777. — Narratio de Brenemanno, Gott. 1761. 

Yit.: Erfh und Gruber. Teichmann. 

Gebühren der Rechtsanwälte (ver Advoeaten wie Procuratoren, der „Red— 
ner“ wie „Sachwalter“, der avocats mie avouds, der barristers wie attorneys, bei 
fefter, wie bei ſchwebender Taxe |. Art. Advocatur ©. 25) ftellen auch heutzutage feinen 
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bloßen Dienftlohn (merces) dar für opera locari solita, feine bloße Entihädigung für 
Leiſtungen mit Marktpreifen (facio ut des), feine bloße Anerkennung für auftragdmäßige 
Geihäftsbeforgung, jondern bei VBerwandtichaft mit allen diefen Geſchäftsformen zugleich 
und weſentlich eine Belohnung für geleiftete Nechtshülfe. Der Rechtsanwalt hat nicht 
lediglich die Zwede der Glienten zu verfolgen nach dem Grundſatz, daß der Zweck Die 
Mittel heilige, Tondern nur den, nad eingezogener Information von ihm für berechtigt 
und wohlbegründet erachteten Anſprüchen der Einzelnen zu Geltung, Anerkennung und 
Sicherung zu verhelfen. Er foll daher nicht Jedem zu Allem zu Willen fein, über dem 
Einzelintereiie das allgemeine Interefje an ungetrübter Erhaltung des Rechtszuftandes nie 
vergeffen, nicht Lediglich nach Geld und Erwerb fragen, vielmehr die „faulen“ Saden 
ganz von der Hand meifen, und fein eignes Intereffe nicht unmittelbar in die Rechtsſtrei— 
tigfeiten verflechten durch Ausbedingung einer Tantieme am demnächft Erftrittenen (pactum 
de quota litis) oder einer befondern Siegesprämie (palmarium). Noch weiter ging das 
altrömifche Net. Die Annahme eines Honorars für Nechtsconfulenz galt für anſtands— 
widrig, ja unter Auguftus für ftrafbar. Doch ſchon unter Claudius erging die Ermäch— 
tigung, Belohnungen bis zu 100 aurei (3124, Thlr.) anzunehmen ; feit Nero’8 Zeit 
entwidelte fi die Befugniß der Magiftrate, Honorare auch ohne vworgängige Zulage 
extra ordinem nad) der Dauer des Procefjes, der Gewohnheit des Gerichts. und auch 
der Tüchtigkeit des Advocaten zu beftimmen und beizutveiben. Unter Berfeitfegung der 
Marimalgrenze find mit den Juſtin. R.-jene Grundfäge bei dem Aufblühen der rechts— 
gelehrten Advocatur unter Verdrängung der älteren „vorſpreken“ (Sachſenſp. U. 60 f.) 
auch in Deutichland zur Geltung gekommen. Wie aber nicht mehr bloße Nechtöfunde 
als Erfahrungswillenihaft, ſondern Rechtsſtudium erforderlich ward, um des Rechtsftoffes 
Herr zur werben und zu bleiben, jo geftaltete ſich auch die Rechtsbeiftandichaft zu einem 
jelbjtändigen Yebensberuf, und damit das Gebührenmweien zur Grundlage des Yebensunter- 
halts der Advocaten und ihrer Familien. Der Gelopunft erlangte erhöhtes Gewicht. 
Sollte dem Stande die Möglichkeit gewahrt fern, dem Necht und nicht dem Intereſſe dienſt— 
bar und treu zu bleiben, in der Verwirklichung, nicht in der Verwirrung des Rechts ſei— 
nen bejonderen Beruf zu erbliden, jo mußte für ein angemefjenes Austommen gelorgt 
werden. Der Staar wandte mehr und mehr dem Einzelnen, der „Stelle” eine regelnde 
Fürſorge zu; Schritt aber, abgejehen von ſonſtigen Mitteln zur Verhütung der Bildung 
eines haufirenden Advocatenproletariats, aud zur Feitfegung von Taren als Entſchädigungs— 
normen für die Leiſtungen der Nechtsanmälte (im weiteren Sinne). Bindende Taxen für 
die vechtjuchenden Parteien — aud für die dem Anwaltszwang unterliegenden Handlun— 
gen ſowie bei Procefwerluft ohne Schuld des Anwalts — bindend aber auch für die Ans 
wälte, dergeitalt, daß wegen umehrenhaften Verhaltens eimzufchreiten, wo der eine dem 
andern duch grundſätzlich betriebenen Erlaß eines Theiles, durch das „Machen für den 
halben Preis” die Kundichaft abzuloden fuchen ſollte. Dagegen konnte es fein Bedenken 
haben, nach Einforderung des Tarpreifes die Annahme eines höheren Honorars, jo wie 
überhaupt die Annahme von unaufgefordert dargebrachten Geſchenken zu geitatten. So 
in Preußen, wo im Mebrigen für „Gebühren und Auslagen” (Schreibegebühren, Borto, 
Reiſekoſten nebſt Tagegeldern) „Lediglich“ die Beſtimmungen des Geſetzes nebſt Tarif ent= 
Scheideud find. Tie Gebühren werden in Givilproceflachen nad dem „Werth des Ob- 
jeets“ ebenſo beſtimmt, wie dies für die Gerichtsfoften der Fall, 3. B. bei unſchätzbaren 
Dbjecten — wie meistens bei Grundgerechtigfeiten — je nach der vom Nichter zu ermel- 
enden Wichtigkeit, nad den Werthlägen für 100-1000, im der Regel 400 Tha— 
ler; im Unterjuhungsfachen aber nah Maßgabe der, der Anflagethat im Geſetz gedroh— 
ten höchſten Strafe, während die Gerichtögebühren nach Maßgabe der rechtskräftigen Ent: 
Icheidumg berechnet werden. Beſondere Beftimmungen find für Angelegenheiten gegeben, 
welche feinen Proceß betreffen. Für procefjualifche Sachen werden die Gebühren fir 
Gutachten und einzelne Proceßgeſchäfte (Conferenzen, Gonjultatiopraris, Aſſiſtenz u. dal., 
von denen für den Procenbetrieb unterichteden. Hier wiederum gelten bejondere Site 
4) für bloße Abfaffung der Klagſchrift nebſt deren Nebenarbeiten, 2) für den Mandats-— 
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proceß, 3) für den Bagatellprocek (für welchen nebft dem gewöhnlichen Injurienprocek die 
Erftattungspflicht des verurtheilten Gegners nur eine bejchränfte), 4) für den gewöhnlichen 
Givilproceß bei Gegenftinden über 50 Thlr., 5) für die Erecutionsinftanz, 6) für das 
Eubhaftationsverfahren, endlih 7) für gewiſſe befondere Procefarten. Am wichtigften 
find die Regeln zu 4: einfaher Sag (bis 15 Thlr. mit Ausnahmen) bei Erledigung 
durch Contumazialbeicheid, Agnitions-Refolut, Entfagung oder Vergleich vor contradictos 
riſcher Verhandlung ; erhöhter Sat (höchſtens 100 Thlr.) fo weit contradictorifdy ver 
handelt iſt; nochmals ebenfo erhöht, jo weit Beweisaufnahme erfolgt iſt. Je mehr die 
Rechtsanwälte für Vereinfachung des Proceſſes Torgen, deſto tiefer ſchneiden fie hiernach 
in ihr eigen Fleiſch; allein je ſchwieriger der Streit, defto wichtiger die Hülfe. Daß 8 
weſentlich dieſe geweſen, die vom Geſetzgeber für maßgebend erachtet worden, erhellt aus 
der Beftimmung, daß der Rechtsanwalt bei Betreibung feiner eigenen Procefangelegen- 
beiten nur die Hälfte der ſonſt zuläffigen Gebühren liquidiren darf, als Schadloshaltung. 
für Zeit und Mühe des eigenen Proceffirens, das ihn feinem allgemeinen Beruf entzieht. 
Die Regel gilt auch für das Einflagen von Gebühren gegen den Mandanten, Wer 
ſolchen Aufichlag meiden will, muß daher prompt zahlen. Dies indeß nicht vor Zuftel- 
lung einer genau nach dem Geſetz aufzumachenden Yiquidation, über deren Richtigkeit im 
Streitfall durch Reſolut zu entſcheiden bleibt, wogegen Recurs zuläffig. Ohne gerichtliches 
Feſtſetzungsdeeret — das nur noch bei Piquidation der Gebühren und den vom Gegner zu 
erftattenden Ertrajudicialien Bedeutung beſitzt — bildet die regelrechte Yıquidation die Grund- 
lage für die Einflagung — auch durch einen Geffionar — und zwar im Mandatöprocek und 
„auch“ im Gerichtöftande die Hauptſache. Am Briefwechfel und den „Manual“-Acten 
hat der Anwalt ein Zurüdbehaltungsreht bis zur wollen Zahlung der Gebühren. Ueber— 
liquidation aber macht den Anwalt ftraffällig. — Wo das Syſtem der gerichtlichen Feſt— 
fegung noch befteht, bildet das Deeret einen unmittelbaren Executivtitel. Es fteht übri- 
gend der Abrede eines Yahresgehaltes nicht entgegen, welches nach gemeinvechtlichen 
Grundfägen beim Tode des Advocaten, jo weit vertragsmäßig gezahlt, nicht zurückgefor— 
dert, beim advocatus fisei für das ganze Sterbejahr, bei andern Advocaten nach Ver: 
hältnig bis zum Todestage von den Erben eingeflagt werden darf. Die Einforderung 
von angemeſſenen Vorſchüſſen zur Procefführung findet nirgends in den Gefegen Bedenken, 
namentlich nicht Ausländern gegenüber. 

In nenefter Zeit, und [hen von Mittermaier, ift, neben Freigebung der Advo— 
catur nicht nur die von der Gſgb. begünftigte ſubſidiäre Aufftellung von Taren (Ueber— 
einkunft, in deren Ermangelung Sefet), Tondern die Aufhebung aller Tarordnungen bes 
fürwortet, jo wie der Wegfall aller Erpenfenmoderirung durch die Gerichte oder Admi— 
niftratiobehörden. Das ehrengerichtliche, genoffenfchaftliche Ermeſſen, ob bei freier Ueber- 
einfunft die Grenzen einer ehrenhaften Geſchäftsführung im einzelnen Falle überfchritten 
jeten oder nicht, würde den Bebürfniffen des Standes, der Rechtfuchenden und der Rechts— 
ordnung wielleicht genügen, wenn durch Veröffentlihung der leitenden Grundjäge gewohn— 
heitsrechtlich eine Taxordnung ſich feftjegte, die wenigftens im Sprengel des Ehrenraths 
Geltung beſäße, alfo auch vom unterliegenden Gegner angerufen werden könnte, für den 
der leitende Gefichtspunft bisher geweſen ift und bleiben muß, daß er nur für nothwen- 
dige Koſten erſatzpflichtig. Unablehnbar müßten ferner die Aufträge zur Vertretung Ars 
mer bleiben, auch bei Fortdauer der Nichtanerfennung einer ftaatlichen Entichädt- 
gungspflicht. 

In England gilt principiell noch Untlagbarkeit der Honorare ; „eine überflüfjige 
Heuchelei“, da nirgends Die Bezahlung beifer als dort. 

Gfgb.: Altpreußen: Gef, betr. den Anfag u bie Erbebung d. Gebfihren d. Redtsanw. v. 
12. Mai 151 ; mit Aenderungen übertragen auf die neuen Provinzen, |. Gef. Samml 1867 ©. 1378, 
1395, 1409; Gef v. 2 März 1870, def. Sammi. S. 157 f.; Unterf.Saden, Gef. v. 3. Mai 
1853 $. 15, Gel.Samml. ©. 170, neue Prov.: Verordn. v. 30. Aug. 1867, Geſ. Samml. 
S. 1412 f,, $. 17. Rhein: Selbfttarirung der Advolaten mit Ermäßigungsreht des Discipl.- 
Raths event. der Gerichte, Deer. v. 14. Dechr. 1810 4. 43; Deer. v. 16. Febr. 1507. Bun— 
desſtrafgeſetzbuch $. 352. 
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Fit: Mittermaier, Die würdige Stellung des Advolatenſtandes, Arch. f. civ. Praris 
Bd. 44, ©. 391 f., bef. 414 (Eoburg). Genoflenichaften der Anwälte in England von Dr. 
opf, Gerichtsjaal 1563, S. 30 f., 137 f. — Weitere fit. f. Art. Advolatur S. 30. Bal. 
Wepell, Spft. des ordentl. Eiv.Prec., $. 8. n. 38 f. Schaper. 
Gefangenbefreiung. Für das Delict der ©. ift unter „Oefangener” jeder 
zu veritehen, welcher durch einen Beamten in Ausübung feiner Amtsbefugniffe in 
Haft genommen iſt. ES iſt darnach gleichgültig, ob der Gefangene ein zu einer 
Freiheitsftrafe Verurtheilter, oder — wo dieſes Inftitut noch befteht — ein Schuldge— 
fangener iſt; ob es ſich um einen in Folge richterlichen Befehls Berhafteten oder um 
einen vorläufig Ergriffenen handelt. Im letteren Falle würde, falls die vorläufige Er: 
greifung von einer Privatperfon erfolgt wäre, der Begriff des „Gefangenen“ nicht vor— 
handen fein. Die Selbftbefreiung der Gefangenen ift vegelmäßig ftraflos, woraus 
denn aud) folgt, daß die Beihülfe zur Selbftbefreiung ftraflos bleibt. Nur, wenn die 
Selbitbefreiung den Charakter der Meuterei annimmt, d. b. wenn Gefangene in der 
Sefangenanftalt fich zujammenrotten und entweder einen gewaltfamen Ausbruch ausfüh- 
ven oder fich gegen die Aufjeher widerjegen, wird dieſelbe in einfachen Fällen mit Ges 
fängniß, in qualificirten Fällen — wenn Gemwaltthätigfeiten gegen Perfonen oder Sachen 
vorgenommen worden — mit Zuchthaus geftraft. Der, felbft gemaltfame, Ausbruch 
eines einzelnen Gefangenen aus der Gefangenanftalt würde nur infomweit ftrafbar fein, 
als jelbftändige Delicte, wie Sachbeſchädigung, Körperverlegung, bei diefer Gelegenheit 
begangen werden. Die Befreiung eines Gefangenen durch Andere faun nun bewirkt wer— 
den: 1) durch eine Privatperfon, welche in feiner Weife die Verpflichtung hat, den Ge- 
fangenen zu bewachen. In dieſem Falle darf aber, falls es bei ver für die G. angedrohten 
Strafe (Preußen $. 94. Gef. von 14 Tagen bis zu drei Jahren) fein Bewenden haben 
jol, die Handlung in ein anderes Verbrechen (Widerftand gegen die Amtögewalt, Aufs 
ruhr) nicht übergehen. 2) Durch Privatperfonen, welchen die Bewahung, Begleitung, 
Aufbewahrung eines Gefangenen anvertraut ift. Im diefem Falle wird das Deliet nicht 
nur vorſätzlich, ſondern auch fahrläffigerweife begangen (Preußen $. 95). 3) Durch 
Beamte, deren Amtspflicht es ift, die Gefangenen zu bewachen. Die dolofe und cul- 
poje Begehung des Delicts ift in diefem Falle ebenfalls von der Gſgb. anerkannt Preu— 
pen $. 322). Wer die Flucht Jemandes, der wegen eines begangenen Verbrechens ge— 
fangen genommen werden Toll, befördert, ift ald Begünftiger des Verbrechens zu beftrafen, 
infomeit nicht VBerwandtichaft einen Strafausihliegungsgrund bildet. Es würde aber 
nicht gerechtfertigt fein, Begünftigung auch da anzunehmen, wo die Flucht eines in ber 
Gewalt der Beamten bereits befindlich geweienen Gefangenen befördert wirde. Denn in 
diefem Falle fehlt es am demjenigen Verbrechen, auf welches fih die Begünftigung bezie— 
ben könnte. Nur wer die Flucht eines mittelft Meuterei freigelommenen Gefangenen be= 
fördern wollte, würde fi) der Begünftigung, nämlich der Begünftigung der Meuterei ſchul— 
DIg machen. 
Gſgb. u. Lit.: Preuß. Str.G.B. 88. 94— 96; 322. Fiſcher in ber Allg. Deutfchen 
Str.R.Zig. von v. Holtzendorff, 1969, ©. 621. John. 
Gefangenhaltung. Die widerrehtlihe ©., d. h. die widerredhtliche Freibeits- 
beraubung mittelft Einjperrens in einem genügend umſchloſſenen Raum ift nur eine Art 
der in den neueren Strafgefegbüchern mit Strafe bedrohten widerrechtlichen Freiheits— 
beraubung. Da jede Perfon das Recht der Selbftbeftimmung Hinfichtlih der Wahl ihres 
Aufenthaltes hat, jo ift die widerrechtliche Freiheitsberaubung auch alsdann vorhanden, 
wenn Jemand wider feinen Willen an einen Ort gebracht wird, der ihm nicht genehm iſt. 
Im diefer Weiſe find die Worte des preuß. Str.G.B. $. 210 aufzufaflen: „Wer vor: 
ſätzlich und widerrechtlic einen Menſchen einfperrt, oder auf andere Weiſe des Gebrauches 
der perſönlichen Freiheit beraubt.” Imbifferent iſt es für den Begriff des Berbrechens, 
wie lange die Freiheitsentziehung gedauert hat, und ob und welche Nachtheile dieſelbe 
etwa für die Gefundheit des der freiheit Beraubten gehabt hat. Wohl aber kommen 
diefe Umftände für die Größe der Strafbarfeit in Betracht und zwar derartig, daß das 
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ſonſt mit Gefängniß bedrohte Deliet auch mit Zuchthausſtrafe beſtraft wird (Preußen 
8. 210) wenn die Freiheitsberaubung eine ſchwere Körperverletzung zur Folge gehabt 
bat — wenn fie über einen Monat gedauert bat —. Bemerkt fann werden, daß Preu- 
en die Zuchthausſtrafe auch alsdann androht, wenn die Freiheitsberaubipig gegen Ascen= 
denten begangen wird), Widerrechtlich ift die Freiheitsentziehung in allen Fällen, in 
denen ein beſtimmtes Necht oder eine Pflicht, Diefelbe vorzunehmen, fehlt. Berechtigt iſt 
die Freiheitsentziehung, wo fie in Folge einer Amtspflicht, als Nothwehr, als Züchtigungs— 
vecht, bei der vorläufigen Ergreifung eines Verbrechers, in Sorge für die Geſundheit eines 
Geiftesfranten vorgenommen wird. Aber auch abgejehen von diefen Fällen würde einer 
Anklage wegen widerrechtlicher Freiheitsentziehung der Einwand entgegengefegt werben 
können, daß diefelbe vorzunehmen der Angeklagte ein Recht gehabt habe. Die Fälle der 
berechtigten Freiheitsentziehung, von denen das preuf. Str. G. B. 8. 211. ſpricht, find 
nur als Beifpiele aufzufaffen. Im denjenigen Fällen, in welchen ſich die Freiheitsentzie— 
bung als Bejtandtheil eines anderen Verbrechens darftellt, 3. B. der Entführung, der 
Notbzucht, wird nicht die Freiheitsentziehung, Tondern jenes andere Berbredhen zur Be: 
ftrafung kommen, falls nicht die Strafe für die Freiheitsentziehung die ſchwerere ſein 
ſollte. Wird die widerrechtliche Freiheitsentziehung von einem Beamten begangen, jo Liegt 
ein befonderes Amtsverbrechen vor (Preußen $. 317.) 
®fgb. u. Lit.: Preuß. Str. G. B. 85. 210, 211, 317. Berner, Lehrb. $. 170. Hälſch— 
ner, Preuß. Str R., Br. III. S. 182 fi. John 

Geib, Karl Guſtav, geb. 12. Aug. 1808 zu Lambsheim (Nheinpfalz), befuchte 
die Univerfitäten München, Heidelberg, Bonn, promovirte 1831 in Heidelberg, ging als 
Kegentichaftöfeeretärv an den Hof des Königs Otto won Griechenland, wurde 1833 Mi- 
niftertalrath, kehrte 1834 zurück, wurde 1936 auferord. Profeſſor in Zürid, 1842 oxd. 
Profeffor, ging 1851 nad Tübingen, wo er am 23. März 1864 ftarb, 

Schriften: Darftellung des Rechtszuftandes in Griechenland während der türk. Herrſchaft 
und bis zur Ankunft des Königs Otto, Heidelb. 1835. — De confessionis effectu in pro- 
cessu Roman. observationes aliquot, Turiei 1837. — Geſch des Röm. Erim,Prc. bis zum 
Tode Juftinians, Leipz. 1642. — Die Reform des deutſchen Nechtslebens, Berl. 1648. — Lehrb. 
des deutichen Str. R. Leipz. 1861, 62, 

Fit.: Krit. Bierteljahrsichrift f. Gſgb u. Rechtswiſſenſch. VI. &. 321 — 329. — Lüder, 
8. ©. Geib, fein Leben u. Wirken, Yeipz. 1864. — Arch. d. Erim.R. 1837, ©. 561-586; 1638 
S. 36-61, 573—558; 1839 ©. 118-131; 1845 ©. 105—143, 174—213; 1847 ©. 352— 
389, 521 — 566. . Teihmann. 

Geldftrafen kommen in jeder Gattung des Strafrechts vor: als wahre Haupt- 
oder, Freiheitöftrafen begleitende Nebenftrafen, als Oronungsftrafen beim Procenbetrieb 
und dem gerichtlichen Verhandeln, als Disciplinarmittel wider Beamte, als gewillfürte 
Bußen in ſtaatlich genehmigten genoſſenſchaftlichen Berbindungen und Vereinen aller Art, 
insbefondere im Gebiete des Handeld und der Gewerbe. Im altgermanifchen Recht be- 
jagen fie eine meittragende Bedeutung (f. Th. 1 ©. 505). Bielfacdy verdrängt durch 
Strafen an Leib und Yeben (körperliche Züchtigung), fett Ende des vor. Jahrh. durch 
die Entwidelung der Freiheitsitvafen, habın fie ungeachtet der fteten Bermehrung der 
Haftanftalten neuerdings wieder an Boden gewonnen. Cie treten regelmäßig ein bet 
Stempelcontraventionen, ferner unter Beifügung einer Haftftrafe „auf den Unvermögens- 
fall“ bei Steuer:, Zoll und ähnlichen Defraudationen, bei den Uebertretungen, insbejon- 
dere auch von Bolizerworfchriften aller Art nad Maßgabe der Specialveglements, bei vie: 
len Vergehen aus Fahrläffigtet und aus Eigennug in dem bejondern ftrafrechtlichen 
Sim, bei andern Bergehen von geringerer Art, insbejondere gegen die öffentliche Ord— 
nung im Fall mildernder Umftände, endlich auch neben beſonderen Freiheitsitvafen bei 
manchen Berbredhen und Bergehen, deren Triebfeder Gewinnfucht zu fein pflegt (Urkunden— 
fälſchung, Betrug u. dal... Ueberall mit einem Höchft: und einem Mindeft- Betrage 
(10 Sgr. oder 1 Thlr.) verliehen, geben die Geſetze der Geldbuße fiets eine Umwand— 
Iungsfcala auf den Unvermögensfall, wobei die Haftzeit für Uebertretungen nicht felten fac- 
tiſch ungünftiger fich geftalter als bei Vergeben. Iſt dem Richter (nicht, wie in England 
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üblich, dem Verurtbeilten vom Richter) die Wahl gelaffen zwiichen Geldbuße und reis 
beitsjtrafe, jo joll diefe nur im den wichtigeren Fällen zur Ausſchließung von jener füh- 
ren. Die an die ftrafgerichtliche oder Disciplinarifche Entfernung aus dem Amt etwa ges 
knüpfte Entziehung von Gehalt oder Penſion pflegt nicht als Geldbuße aufgefaßt zu wer— 
den, obſchon fie pecuniär fchwerer wiegt. Ein Erkenntniß auf ©. enthält vielmehr ſtets 
die Feftfegung zur Leiftung einer beftimmten Zahlung : in der Negel an den Staat (Ju— 
ſtiz⸗ Steuer-Fiscus), doch auch an andere Berechtigte z. B. den Beſchädigten bei Holz= 
viebftählen und Privatzolldefraudationen, die Ortöpolizeibehörde aus Polizeinmubaten, die 
Ortsarmencaſſe, Knappſchafts-, Arbeiter: und andere Gaffen ; nicht aber mehr an Denun- 
cianten, deren Antheile an eingehenden Strafgelvern, in Preußen wenigftens, befeitigt find. 
Daß der Verurtheilte zahlt, ift nicht erforderlich, jeder Dritte fann für ihm zahlen. Eine 
Berbindlichkeit dazu, „ſubſidiariſche Haftbarkeit“, trifft aber für gewiſſe Frevel (Holz: 
viebftähle, Feldfvevel, Zolldefraudationen, Brau=, Branntwein-, Wein-, Tabaföfteuerverfür: 
zungen) ſolche Perſonen, welche den — in einigen Fällen durd) Beweis ablehubaren — 
Verdacht wider ſich haben, durch Vernachläſſigung der Aufficht die verbotäwidrigen Hand— 
lungen der eigentlichen Ihäter gefördert, oder dody aus diefen Gewinn gezogen zu haben 
insbeſondere Haus=, Dienft:, Geſchäftsherren). Fehlt es am derartigem Rüdgriff, jo trifft 
den Berurtbeilten bei vergeblich verfuchter Zwangsvollſtreckung bezüglich der Geldbuße — 
wobei die Abnahme des Offenbarungs- (Manifeftations:) Eides nicht ausgeichloffen iſt — 
die ſubſtituirte Freiheitsſtrafe. Straflos freilich geht er aus, wenn wegen Vebensgefahr 
die Unmöglichkeit der Haft enwiefen worden. Dit aber anderweit im Wege der Gnade 
eine richterlidy nicht verhängte Geldbuße an Stelle einer Gefängnifftrafe auferlegt, To wird 
deren volle und freiwillige Zahlung verlangt, widrigenfall® auf die Haftftrafe zurüd- 
gegriffen werben muß. Näher geordnet pflegt das Berfahren zu fein, vermöge deſſen zur 
Erhaltung des Nahrungsftandes eined Verurtheilten Theilzahlungen bewilligt werben: 
von der Vollſtreckungsbehörde erfter Inftanz bis zur Abwidelung in vier Wochen, zwei— 
ter Inftanz in ſechs Monaten, dem Yuftizminifter für weiter reichende Bewilligungen. In 
den Nachlaß eines Berurtheilten können Geldbußen nur dann vollſtreckt werben, wenn fie 
bet feinen Yebzeiten rechtskräftig erfannt worden. 

Gigb.: Str.G.B. für den Nd. Bund $$. 27—30. 78. Bundes-Gef.Bl. 1870. S. 201 f. Zolle 
vereinsgeſ. v. 1. Juli 1869 $ 153. Bundes-Gef.dl. S. 361. Preuß. Feldpol.Orbn. v. 1. Nov 
1847 8. 49. Gel.» 21 Sept. 1860, Gel.Samml. S. 433. Gef. wegen Aufhebung der De- 
mmciantenantheile v. 28. Dec 1868, Gej.Samml. 5. 1057. Crim Ordn. $. 576 nebft Erg. 
Neue Brov. Verordn. v. 25. Juni 1867 8. 485 f. Str. Pre.Drbn. Bremen $. 699 f. Königr. 
Sadien 4. 424. Schaper. 

Gelübde (votum) ift nad katholischer Auffaffung das Gott ſelbſt geleiftete Ver— 
Iprechen, ein frommes Werk zu thun, zu weldem man an und für fich nicht verpflichtet. 
deſſen Leiſtung aber Gott wohlgefälliger, als die Unterlafjung ift. Das votum ift per- 
sonale, wenn eine blos den Gelobenden ſelbſt betreffende Handlung, wodurch dieſer ich 
unmittelbar bei Gott ein Berdienft erwerben will (alfo z. B. Beobachtung [ebenslänglicher 
Keufchheit, Ausführung einer Wallfahrt), reale, wenn eine Leiſtung zu einem frommen 
Zweck (Erbauung einer Kapelle, Stiftung eines Mefftipendiums) verfprocen wird. Das 
nur im Stillen geleiftete, nicht in die äußere Ericheinung getretene Votum verpflichtet 
den Gelobenden nur im Gewiſſen. Das öffentlich abgelegte votum personale wurde 
dagegen früher durch Verhängung von Genfuren gegen den Botanten zur Realifation ge 
bracht, während nach der neueren Praxis der Fatholifchen Kirche darauf nur im Beicht— 
ftuhle hingewirkt wird. Hinſichtlich des votum reale hat das Can. R. die römifchen 
Grumdfäge von der pollieitatio zur Anwendung gebracht, jo daß fowohl der Votant 
ſelbſt als auc feine Erben auf proceffualiihen Wege zur Erfüllung angehalten werden 
können. Eine eigenthümliche Wirfung bat endlich das ſchlechthin ſog. votum solemne, 
vd. 5. das Keuſchheitsgelübde, welches bei der Profefleiftung in einem vom päpftlichen 
Stuhl approbirten Orden oder bei Empfang eines höheren ordo abgelegt wird; 
hier ift die dieſem zuwider verfuchte Ehe nicht nur unerlaubt, fondern nichtig, während 
dieje legtere Folge bei einem anderen derartigen votum (ſ. g. simplex) mag es auch in noch 
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jo feierlicher Form abgelegt fein, nicht eintritt. Die Nothmwendigfeit der Erfüllung des ©. 
kann befeitigt werden 1) durch irritatio, d. h. Durch Nichtigkeitserklärung, wenn daſſelbe von 
nicht vollkommen jelbjtändigen Perjonen ohne ven nöthigen Gonfens, von Unmündigen 
ohne den deö Gewalthabers, von Ordensleuten ohne den des Oberen, von einem Ehegatten 
(bei confummirter Ehe) ohne Einwilligung des anderen Theiles geleiftet ift ; 2) durch Dis— 
penfation, welche im Allgemeinen dem Biſchofe, ausnahmsweife beim G. der Keuſchheit, ver 
professio religiosa (des Eintritted in einen Orden), der Wallfahrt nah Rom und St. 
Jago a Compoftella, ſowie beim votum ultramarinoum (Wallfahrt nach Ierufalem) dem 
Papſte zufteht. Mit der Dispenfation fann eine commutatio voti, d. b. die Umwand— 
lung des urſprünglich verſprochenen in ein anderes gutes Werk verbunden fein; dieſe 
letztere iſt indeß auch ohne Dispenfation, jofern nur letzteres verdienftlicher, als das erjt 
— iſt, unter Zuſtimmung des kirchlichen Oberen geſtattet. — Nach evangeliſchem 

R. hat allein dad votum reale bindende Kraft. Auf demſelben Standpunkte ſteht das 
heutige gem. Civilrecht. Dagegen hat dem ©. jede ctwilvechtliche Wirkung das öſterreichiſche 
GB. indirect, das fühl. GB. ausprüdlic abgefprohen, während das Preuß. AR. 
dem votum reale zwar gegen den Botanten jelbit die Kraft nimmt, aber die Bermuthung 
aufftellt, daß der Erblaſſer, welcher mit der Erfüllung vor feinem Tode begonnen hat, 
die Erben zur Vollendung babe verpflichten wollen. Ueber die ctwilvechtlihe Wirkung 
des votum castitatis solemnis auf bürgerlichen Gebiet |. die Art.: Cölibat umd 
Orden. 

Quellen: Tit. X. de voto. III. 34; VI. eod. III. 153 Extrav. Joann. XXII. eod. (6); 
eo... cens. III. 39; Preuß. 4. ER.L 5. $. 5; Defterr. G.B. 88 857 fi; Sächſ. 
£ . si 

tit.: F. Suarez, De juram, et voto. Mogunt. 1609; €. F. „Jäger in Herzogs 
Real-Eneyllopädie für Theologie, 4, 771; Wiefe, Bon ©. im evang. Sinne, Berl. 1851. 

B. Hinſchius. 

Gemeinde, Gemeindeordnungen. I. Begriff und Arten der ©. 
Unter ©. im weiteten Sinne verfteht man jede politiiche Körperichaft, welche auf einem 
beftimmten Bezirke des Staatögebietes für örtliche Gemeinjchaftszwede beftcht. Man un— 
terſcheidet politiſche G., welche in analoger Weiſe wie der Staat den menſchlichen Ge— 
meinſchaftszweck ſchlechthin verfolgen, und die von dieſen vielfach abgetrennten Gemeinde— 
verbände für beſondere Zwecke, wie z. B. die verſelbſtändigten Kirchen-G., 
Schul-G., Armen- und Wegeverbände, oder die für Benutzung eines vom politiſchen Orts— 
vermögen getrennten Genoſſenſchaftsguts beſtehenden Privat- oder Alt-G. Die politiſchen 
G. ihrerſeits zerfallen in Orts-G. md Communalverbände höherer Ordnung, 
bei welchen legteren bald der Charakter der G. rein durchgeführt ift, wie z. B. bei den 
Amts-G., Bezirks-G. und Bürgermeiftereien vieler deutſchen Länder, bald, wie 3. B. 
bei den preuß. Kreis- und Provinzialverbänden, vor ftaatlichen und ſtändiſch-corporativen 
Elementen mehr zurüdtritt. Hier ıft nur von der politifhen Orts-G. zu handeln, 
welche nicht nur Bafis und Ausgangspunkt aller communalen Organifationen war und 
it, jondern auch überall da, wo das Wort „Gemeinde ohne weiteren Zuſatz gebraucht wird, 
ausichlieglih darunter verftanden werden muß. Die politiiche Otts-G. braucht fich 
übrigens väumlid nicht gerade mit Eimer Ortichaft zu deden, kann vielmehr mehrere 
Dörfer, Weiler, Höfe u. ſ. w. umfafjen. Sie fann ferner einfach oder zuſammengeſetzt 
fein. Das legtere iſt der Fall, wenn die Functionen der Orts-G. tbeild einem Ge— 
jammtförper, theil® deſſen Gliedern zufteben. Dies kommt jowohl in der Weile vor, daß 
in eimer fehr großen Orts-G. einzelne Funetionen an corporativ verfelbftändigte Bezirke 
übertragen werden, als in der Weile, daß mehrere fleine G., deren jede zur Erreichung 
des Gemeindezwedes für fich unzureichend it, ohne Aufhebung ihrer Sonderperfönlichteit 
für beftimmte Zwede zur Sammt-G. zujammentreten. Die wichtigſte Eintheilung der 
Orts-G. iſt die in Städte und Land-G. Beide haben eine durchaus verſchiedene 
Geſchichte, welde ehemals durdgreifende und principielle Unterfchteve ihres Weſens be: 
gründete. Hentzutage fallen beide Gemeindegattungen principiell unter denjelben Begriff, 
untericheiden fich aber nach den meiften Gſgbb. noch immer in erbeblichen Punkten. Manche 
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Gſgbb. kennen noch die Zwiichengattung der Märkte oder Flecken. Ueberdied werden 
häufig, beionders unter den Städten, verſchiedene Klaſſen mit ungleihem Recht je nad) 
der Bewohnerzahl gebilvet. 

I. Weſen und Geſchichte der ©. Das Wefen der ©. befteht nad) der 
beute in Deutichland herrſchenden Auffaffung darın, daß die G. in fidh die Doppelte 
Function vereinigt, Glied eines höheren Organismus und Organismus für fich zu fein. 
Sie ıft ein aus fich ſelbſt und um ferner ſelbſt willen lebendes Gemeinweien, welches gleich 
dem Einzelnen ein umentziehbares Recht auf Perjönlichteit hat; fie ift aber, wie der Ein- 
zelne nicht blos Individuum, ſondern aud) Bürger iſt, jo zugleich ein Glied des Staats 
und Mitträger der Staatsperfönlichteit. Diefe Auffafjung vom Weſen der G. fteht in 
der Mitte zwilchen den beiden extremen Auffaſſungen, von welchen die eine, im M.A. 
berrichende, die ©. als völlig geichlofjenen ftaatlihen Körper betrachtet, Die andere, heute 
noch in Frankreich geltende, in der ©. nichts als eine Staatsanftalt ſieht. Schon bier 
aus ergibt jih, daß die Geftaltung der G. durdaus won geſchichtlichen und nationalen 
Berfchiedenheiten bedingt und bejtimmt wird. 

Während dem Alterthum in den Zeiten der Freiheit G. und Staat zufammenfielen, 
ſpäter fich nur ein kümmerliches Gemeindeleben entwidelte, hat die germaniſche Welt ihr 
gefammtes öffentliched Recht aus der freien Gemeindeverfaflung heraus gebildet. ALS die 
germantichen Völker in die Gejchichte traten, war ihnen ein Staat im wahren Sinne des 
Wortes unbekannt: ihre gefammte Organtfation beruhte auf engeren und weiteren G., von 
denen immer die engere für alle ihre inneren Angelegenheiten durchaus felbftändig und 
nur für die allgemeineren Angelegenheiten dem nächſt höheren Berbande eingefügt war. 
Dabeı nahmen, während die politiihen und gerichtlichen Aufgaben vorzugsweiſe den Volks-, 
Gau und Hundertſchafts-G. zufielen, die Stelle der Orts-G. freie Dorf= und Mark-G. 
ein, weldye auf das Gejammteigenthum an der Gemeindemart gebaut waren und deshalb 
einen überwiegend wirtbihaftlihen Charakter trugen. Im Laufe der Jahrhunderte wurde 
mit dem Siege des feudalen und patrimonialen Gedanfens die freie Gemeindeverfaffung mehr 
und mehr durch die Lehns- und Hofverfafjung, das Geſammtrecht durch Das Herrenrecht 
zurädgedrängt. Immer indeß blieben auch die einem Grundherrn unterworfenen Land-G. 
für den Kreis ihrer inneren Angelegenheiten jelbftändige Genofjenichaften, welche in ver 
Gemeindeverfammlung die Rechte der Autonomie und der Selbitwerwaltung übten. Bor Allem 
aber erhob fich in den 4 legten Jahrh. des M.A. eine ganz neue und intenfivere Ge— 
meindefreiheit in den Städten, welche in Wahrheit jelbftändige Republiken von größerem oder 
geringerem Umfange wurden und nur einer monarchiſchen Schutzherrſchaft, die in Deutjch- 
land bald dem Sailer, bald einem Landesherrn zuftand, unterworfen zu fein pflegten. 
Die Bedeutung der mittelalterlihen Städte war auf allen Gebieten und jo auch auf dem 
. Gebiete von Verfaſſung und Recht keine geringere, ald daß fie aus dem M.A. die neue 
Zeit geboren haben. Die Städte zuerſt haben in ihren Ringmauern den erlofchenen 
Staatöbegriff zu neuem Leben gewedt und bis ind Einzelne durchgeführt. Aber damit 
wir ftatt des antifen Stadtſtaats den modernen Flächenſtaat auf germanifcher Grundlage 
entwideln fonnten, mußten die Städte, nachdem fie ihre Miffion vollendet, ihre Aufgabe 
an eine höhere Staatseinheit abgeben. Eine ſolche jtellten fast überall die Fürften, in 
Deutichland freilih nur die Yandeöherren, her. Der neue Yandesftaat war feiner innerften 
Natur nad umvereinbar mit dem Fortbeſtande der alten Gemeindejelbftändigkeit, wermöge 
deren jetst die Gemeindetörper ald Staaten im Staat erſchienen. Sein ununterbrocdenes 
Streben ging daher dahin, die ©. ihrer ftaatlichen Functionen zu berauben und die letzteren 
in der Einen und untheilbaren obrigfeitlihen Staatögewalt zu concentriven Aber damit 
nicht genug! Im einfeitiger Uebertreibung des Staatöbegriffes glaubte man nicht nur alles 
ftaatliche, fondern überhaupt alles öffentliche Leben allein aus Einer Quelle ableiten und 
in Einem ‘Punkte verfammeln zu müſſen. Bon den fleineren Staaten abgefehen, verftand 
nur England, eine centrale und umfafjende Staatseinheit zu gründen, ohne die biftorische 
Gemeindefreiheit zu vernichten. Auf dem europätichen Continent dagegen entfaltete man 
mehr und mehr ein Syftem ftaatlicher Bevormundung, unter deſſen Drud das einjt jo 
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kräftige Gemeindeleben dahinſiechte und endlich auch innerlich verfnöcherte und verfaulte. Ja 
8 ſtand bier die Unterdrüdung der G. in directem Verhältniß zu der Fülle und Lebens— 
fraft des Staatögedanfend. So ging in Deutichland gerade derjenige Staat, welcher zum 
Träger des deutſchen Staatsgedankens vorzugsweiſe berufen war, im 18. Jahrh. am ein= 
jhneidendften gegen die Gemeindefreiheit vor. Während man die perfönliche und dingliche 
Befreiung der Yandbevölferung anbahnte, conftruirte man doch faft durchgängig die polt- 
tiſchen Land-G. als bloße Polizeiverwaltungäbezirt. Den Städten aber nahın man 
nicht nur ihre eigene Gerichtöbarkeit und Poltzet, fondern felbft die Wahl ihrer Behörden 
und die Selbftwerwaltung ihred Vermögens. Wurde doch in Preußen unter Friedrich 
Wilhelm T. das Stadtvermögen für Staatögut erflärt, deſſen Verwaltungsüberſchüſſe in Die 
königlichen Caſſen abgeführt werden ſollten; es wurde an die Stelle des alten Raths em 
vereinfachte, Direct oder indireet von der königlichen Kammer ernannter Magiftrat geſetzt; 
und die Städte wurden nad) aufen unter eine fürmliche und bis ins Kleinſte durchgeführte 
Vormundſchaft der Steuerräthe (commissarii locorum) und der Kriegs- und Domänen= 
kammern geftelt! Das Facit der ganzen Gewegung endlich z0g mit logiſcher Schärfe Die 
franzöfiiche Newolution und die unter ihrem Einfluß ftehende revolutionäre Gſgb. ver 
Rheinbundsftaaten. Denn das neue Municipalfyften, welches die franz. Gejege, beſonders 
vom 28 pluviose an VIII, 2 pluviose an IX und 16 thermidor an X, gründeten 
und die Gſgbb. des Königreichs Weftfalen (vom 11. Jan. 1808), des Großherzogthums 
Berg (vom 13. Oct. 1807 ımd 18. Dec. 1808), des Großherzogthums Frankfurt (1810), 
des Königreih8 Batern (1808), des Herzogthums Köthen (1311) und anderer Länder 
nachahmten, beruhte auf dem einfachen und unverhüllt ausgefprochenen Gedanken, daß Die 
G. nichts ſei, als eine geographiiche Unterabtheilung des Staatögebiets, und die Gemeindes 
bürgerſchaft nichts, als eine numeriſche Abtheilung der Staatsunterthanen. Ein ernannter 
Präfect oder Maire regierte diefen Staatötheil als willenlofer Agent der Centralgewalt ; 
ein berathendes conseil, das urjprünglich ebenfalls auf Präfentation ernannt oder doch 
nur unter großen Belchränfungen gewählt ward, trat ihm als locale Interefjenvertretung 
in untergeorbneter und unfelbitändiger Stellung zur Seite; und auch der jo conftituirte 
Körper wurde in ftrengfter Abhängigkeit von den höheren Berwaltungsinftanzen der jtaat- 
lichen Büreaukratie erhalten, jo daß feine gefammte politiiche Bedeutung ald Delegation 
von Staatöfunctionen und ſelbſt feine privatrechtliche Perfönlichkeit als widerrufliche Con— 
ceffion des Staats erſchien. Am wenigften geftand man den jo jedes eignen Lebens ent= 
fleiveten ©. ein Selbitbeftimmungsreht zu, vermöge deſſen fie ihren Organismus nad 
indioiduellen Verhältniſſen hätten um= oder fortbilden können. Vielmehr juchte man durch 
uniformivende und bis ind Meinfte Detail veglementivende G.-Ordnn. jeden Reſt des 
municipalen Sonderlebens gewaltfam zu ertöbten und die entfeelten Körper nad Utilitäts— 
rüdjichten in Mafchinen zu verwandeln, weldye von Einem Gentralpunfte aus gleihmäßig 
eingerichtet, geftellt und bewegt werden konnten. Noch heute hat man in Frankreich Dies 
Syſtem nur zu mildern, nicht jeine Grundlagen aufzugeben vermocht; noch Heute Liegt 
in der Zerftörung der Communen der Hauptgrund, welder die franz. Gentralifattion ers 
zeugt und die franz. freiheit jo problematisch macht; und wenn heute von den eimfichtig- 
ften Staatsmännern des Nachbarlandes die Wurzel des Uebels erfannt wird, jo wird 
man doc, jchwerlich mit derſelben Yeichtigfeit, mit der man fie miedergeriffen, Die G. wie- 
der aufbauen, noch wird man den erlofchenen Municipalgeiſt durch einfaches Deeret neu 
zu erweden vermögen. In Deutichland dagegen war glücklicherweiſe die Herrichaft des 
franz. Munteipaliyitems weder dauernd noch vollftändig genug, um das taujendjährige Ges 
meindeleben zu vernichten. So tief die alten Gorporationen geſunken waren, jie boten den 
Anknüpfungspunft für eine veformatorifche und organifatoriiche Gigb., welde den Rahmen 
für die Entwidelung eines verjüngten Gemeindelebens geſchaffen und ftetig erweitert bat. 

Das leuchtende Vorbild der neueren deutihen G.-Gfgb. ftellte derjelbe Staat bin, 
in dem der Staatöbegriff am jchrofiften der Gemeindefreibeit gegenübergetreten war. Die 
Preuß. Städte-Oron. v. 19. Nov. 1808, die Schöpfung Steins, den man um ihretwillen, 
wie wohl gejagt ıft, mit mehr Necht den deutſchen Städtegründer nennen fünnte, als Hein 
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rich I., erkannte zum erſten Male wieder die Stadt als jelbftändiges bürgerliches Gemeinweſen 
an, übertrug ihr die Selbftverwaltung und legte ihr die Selbftverantwortung auf, und 
ſchuf neben einem collegialiihen Magiftrat eine von der Bürgerſchaft nach mäßigem Cen— 
ſus periodiich gewählte Stadtverorbnetenverfammlung in repräfentativer Stellung. Ein 
fühner-, großartiger Geift weht in dieſem Geſetz, Das faum von einem fpäteren erreicht 
it, jo große Fortichritte auch im Einzelnen gemacht fein mögen. Nur wer die jämmer— 
liche Verlommenheit des von Spießbürgerthum und Zunftgeift vergifteten ftäbtifchen Ge— 
meindelebens der Vorepoche kennt, vermag die Kühnheit des Gefeges zu würdigen. Wber 
der preuß. Bürgerftand vechtfertigte das in ihn gejegte Vertrauen! Und bald folgten die 
übrigen deutſchen Staaten, indem fie theils zunächſt das franz. Municipalſyſtem unter 
Reftauration des alten Zuftandes befeitigten, theils im ihre Verfg.Urk. einzelne poſitive 
Beitimmungen über Gemeindereht aufnahınen, theils endlich ausführliche neue G.-Dronn. 
erliegen. Beſonders geihah das letztere feit dem 9. 1830. Dabei verfolgte man im 
Süden und Weften das Princip, einheitlihe G.-Drdnn. fir Stadt und Yand zu geben, 
während im Norden und Oſten zunächſt nur Städte-Ordnn. und erft ſpäter bejondere 
Yandgemermde = Ordnn. ergingen. 

Einen neuen Aufſchwung brachte das I. 1848 in die G.Gſgb. Ueberall ftand die 
Erweiterung der Gemeindefreibeit unter den Forderungen des Tages obenan. Nach dem 
Borbilde der Deutichen Reichs-Verfg. v. 28. März 1849 (SS. 183 u, 184), welche jeder 
©. als Grundrechte ihrer Verfg. die Wahl ihrer Vorfteher und Vertreter, die jelbftändige 
Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten mit Einſchluß der Ortspolizei unter geſetzlich ge— 
ordneter Oberaufjicht des Staates, die Veröffentlichung des Gemeindehaushalts und die vegel= 
mäßige Deffentlichkeit der Verhandlungen garantiren, auch die Ereintionen vom Gemeinde— 
verbande aufheben wollte, nahmen die meisten Verfg. Urk. der Einzeljtaaten einige leitende 
Grundfäge über Gemeindewefen auf. Demmächft ergingen fat überall ausführliche G.-Ordnun., 
welche indeß mit einzelnen vühmlichen Ausnahmen (3. B. Hannover und Braunfchweig) 
nur allzujehr den vom franz. Borbilde gewedten liberal = Doctrinären Zuge der Zeit folg— 
ten. In Folge deſſen litten dieſe Geſetze an Uniformirungsjucht und Borliebe für mecha— 
niſche Eonftruction; unter Nichtachtung der in der Natur und im Leben begründeten 
Unterfchiede wollte man nur uoch Unterjchieve nach Zahlen zulafien und die oftpreußtiche 
Land-G. fo gut wie die rheiniihe Stadt demfelben bis ind Detail fertig gemachten 
Schema einfügen, ohne zu bedenfen, wie illuſoriſch die Selbjtwerwaltung eines dergeſtalt 
eingeengten und jeder Selbitbeftimmung beraubten Körpers jein mußte. Doch waren 
e8 weniger diefe Fehler, als die der Gemeindefreiheit gemachten Conceffionen, welche bald 
eine Reaction hervorriefen. Ueberall wurden in den fünfziger Jahren die G.-Ordun. im 
Geifte Diefer Zeit ſiſtirt, revidirt oder umgeftaltet. Am bärteften traf dieſe Reaction die 
Yand-G. Erſt im jüngften Jahrzehnt ift wieder ein Umſchwung nad der entgegengefegten 
Richtung Hin bemerkbar. Man jcheint mun endlich den Weg gefunden zu haben, auf wel- 
chem dem deutjchen Gemeindeweien eine gedeihliche Entfaltung gefichert werden wird. Die 
G.⸗Ordnn. diefer neueften Epoche juchen diefe Baſis der ©. zu verbreitern und ihr doch 
die Fähigkeit zu erweiterter Selbftregierung zu bewahren ; fie juchen die Grundzüge des Ge— 
meindeweſens gleihmäßig zu geftalten, ohne Doc das wirthſchaftliche, prowinzielle und locale 
—— jedes individuellen Zuges zu Gunſten einer ertödtenden Gleichförmigkeit zu 
berauben. 

III. Die deutſchen Gemeindeordnungen. Die unter dem Wechſel jo ver— 
ſchiedenartiger Strömungen in den einzelnen Staaten erlaſſenen G.-Dxonn. bieten ein nach 
Zeit und Ort höchſt Buntichediges Bild dar. Auch das geltende deutiche Gemeinderecht tft 
in Folge deſſen, bei einiger Uebereinſtimmung der Grundzüge, jehr mamnichfach geftaltet. 
Zur Orientirung mag die folgende Ueberficht über den Berlauf der Ge-Gſgb. in den 
wichtigſten Staaten dienen. 

1) Preußen. Während die Umwandlung der Städte-Verfg. im 18. Jahrh. durch 
ſog. „vathhäusliche Reglements“ für die einzelnen Städte erfolgt, auf dem Yande aber 
nur Die äußere, polizeiliche Seite der G. durch provinzielle Dorf= oder Schulzen = Drdnn. 
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bisweilen geregelt war, enthielt da8 Preuß. WER. in Tb. II. Tit. $ eine-allg. Städte: 
Ordnn. und in Th II. Tit. 7 allg. Beitimmungen für die Land-G. Das LR. faßte 
die G. im Sinne feiner Zeit durchaus als Staatsanftalten mit den Nechten einer „pris 
vilegirten Corporation” auf, verwandelte indeß ihre bis dahin der Willkür preisgegebene 
Stellung wenigſtens in eine feite Nechtsftellung und überliek die innere Berg. um Wefent: 
lichen dem Ortöberfommen. Als dann die große veformatorijche Gſgb., welde die Wieder: 
erbebung des tief gefallenen Staates vorbereitete, die Städte-Orbn. v. 19.Nov. 1808 geſchaffen 
hatte, wurde die Neuorganiſation der Land-G. gleichfalls in Ausſicht genommen und im 
Ediet v. 30. Juli 1812 verſprochen. Dem Aufſchwunge der Freiheitskriege indeß 
folgte die Stodung der Reſtaurationszeit, man lieh nunmehr', obwohl durch die Agrar: 

Gſgb. die Ländlichen Verhältniſſe völlig umgeftaltet waren, die landrechtlichen Beſtimmungen 
über die G.-Verfg. und namentlich über die ſelbſtandige Stellung der Domänen und 
Nittergüter unverändert beftehen, und brachte jelbft won den auf diefer Grundlage vorbes 
reiteten ProvinztalsYandgemeinde-Dronn. nur eine einzige, die Yandgemeinde-Orbn. für Die 
Prov. Weftphalen v 31. Oct. 1841, zu Stande. Die Städte-Ordn von 1808 wurde einer 
Nevifion unterworfen und eine revidirte Städte-Ordn. v. 17. März 1831 erlaflen. Diele 
neue Städte-Ordn. jollten die im Befig der alten Städte-Ordn, befindlichen Städte nach freier 
Wahl annehmen können — eine Erlaubniß, von der nur drei fleine Städte Gebrauch 
machten; Dagegen wurde fie in denjenigen Yandestbeilen, im denen die Städte-Ordn von 
1808 nicht zur Geltung gelangt war, namentlich in der Prov. Sachſen und in den Pror. 
Weitphalen und Poſen für die größeren Städte, eingeführt. Nur die Städte Neuvorpom- 
merns behielten ihre alte ftatutariiche Berfg., und für die Rheinprovinz wurde eine, Stadt 
und Yand gleichmäßig umfaſſende G.-Ordn. v. 23. Juli 1845 erlaffen. 

Nach verschiedenen gejcheiterten Verfuchen neuer G.-Gſgbb. des 3. 1848 erging auf 
Grund der in A. 105 der Verfg.Urk. vom 31. Jan. 1850 fetgeftellten Principien Die 
G.Ordn. v. 11. März 1850, welde in engftem Zufammenhange mit ber Kreis-, Bezirks- 
und Provinzial-Ordn. von demnfelben Tage die Vertretung und Verwaltung aller G. Des 
preuß. Staats, mit einigen für die G. mit wicht mehr als 1500 Einw. in Tit. III. 
feſtgeſetzten Modificationen, gleichförmig vegeln ſollte. Die Einführung diefer G.-Orbn. war 
indeß im den Städten noch nicht zur Hälfte erfolgt und hatte in den Land-G. kaum be- 
gonnen, ald ein Königl. Erlaß v. 19. Juni 1952 die weitere Einführung ſiſtirte. Mit 
Zuftimmung der Kammern erfolgte dann unterm 24. Mai 1853 die formelle Aufhebung 
des A. 105 der Berfg.llrk. und der beiden Gef, v. 11. März 1850. Die früheren Zu: 
ftände in den Land-G. wurden wieder hergeftellt und es ergingen in den folgenden Jah— 
ven die noch heute geltenden Geſetze über die ©. = Berfg. 

Von den alten Yandestheilen der preuf. Monardie haben hiernach: a) die 6 öftlichen 
Provinzen feine vollftindige Yandgemeinde-Ordn. Es gilt das A.VR. nebſt provinzieller 
Gſgb. und Ortsherfommen; nur als Ergänzung für einzelne Punkte ift ein Geſ., betr. die 
YandgemeindeBerfg., v. 14. April 1856 ergangen. In den Städten gilt Die Städte-Ordn. 
v. 30. Dat 1853, jedoch mit Ausſchluß von Neuvorpommern nud Rügen, wo das Gef. 
v. 31. Mat 1553 die bisherigen Verfgg. beftätigt reſp. wieder in Kraft gejegt hat. b) In 
der Prov. Weſtphalen find > Städte-Ordn. und eme Landgemeinde: Ordn., beide vom 
19. März 1856, an die Stelle der älteren Gelege getreten. Die ° Yandgemeinde-Tron. 
gilt aber mit einer Neibe von Modificattionen auch in den fleineren Städten, wobei unter 
Borbehalt königl. Betätigung ein gewiſſes Wahlrecht der G. ftattfindet. ce) In der Rhein: 
provinz gilt für die größeren Städte die neue Städte-Ordn. v. 15. Mat 1856, für alle 
andern ©. die G.Ordn. v. 23. Juli 1845 mit den Durch das Gel. v. 15. Mai 1856, 
betr. die G.Verfg. der Rheinprovinz, angeordneten Abänderungen. d) In den Hohenzoller— 
ſchen Landen gelten in Sigmaringen die G.-Ordn. v. 6. Juni 1840, in Hechingen Die Land— 
gemeinde-Ordn. v. 19. Oct. 1833 und die Stadt-Ordn. für Hechingen v. 15. Jan. 1833. 

Von den neuerworbenen Landestheilen entbehrte a) Schleswig-Holſtein bei der Einver— 
leibung jedes. allgemeinen G⸗Geſetzes. Für dieſe Prov. iſt ſeitdem Die vollſtändige Städte: 
und Flecken-Ordn. v. 14. April 1869 ergangen, während in den Land-G. die alte Verfg. 
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fortbefteht und nur einzelne Punkte ihrer Fortbildung und ihr Verhältniß zum Staat 
durch Gef. v. 22. Sept. 1867 geregelt find. b) Die Stadt Frankfurt a. M. hat am 
25. März 1867 em neues G.Verfg.-Geſ. erhalten. Im Uebrigen gelten die früheren 
Gemeindegefege fort; alſo namentlih e) in Hannover die Rev. Städte-Orbn. v. 24. Juni 
1858 und Yandgemeinde-Ordn. v. 28. April 1859, melde Die auf Grund der Verfg.Urk. 
v. 5. Sept. 1848 ($$. 12— 21) ergangene Städte-Ordn. v. 1. Mat 1651 und Yand- 
gemeinde-Orbn. v. 4. Mai 1852 in einer nicht überall vortheilhaften Weiſe umgeftaltet 
haben. d) Im Regierungsbezirk Kafjel die kurheſſ. G⸗Ordn. v. 23. Oct. 1834. e) Im 
Naſſau, wo bi8 1545 das als Mufter des franz.abjolutift. Syſtems zu betrachtende G.— 
Epict v 5. Juni 1816, dann die G.Ordn. v. 12. Dec. 1848 galt, ift jegt die G.-Ordn. 
v. 26. Juli 1854 nebit Wahl-Ordn. von demjelben Tage in Kraft. In den ehemals 
zu Frankfurt gehörigen Land-G. gilt die Yandgemeinde-Ordn. v. 12. Aug. 1824. 

2) In Defterreich wurden 1783 — 1786 viele Veroronungen „über die Regu— 
mung der Magiſtrate“ erlaffen, die G.-Berfg. aber blieb überall dem Herkommen über: 
laffen. Nur für Tirol und Borarlberg erging die G-Ordn. v. 26. Oct. 1819. Das 
proviſoriſche G.-Gef. v. 17. März 1849 mit dem Loſungswort: „vie freie G. ift die 
Srundvefte des freien Staats“ kam nie zur Ausführung und wurde ſchon durch Kaiſerl. 
Handicreiben v. 21. Dec. 1851 modifictrt, endlich durch das weit weniger befriedigende 
Geſ. v. 24. April 1859 erſetzt. Dagegen ftellte unterm 5. März 1862 ein neues Ge— 
jeg in jehr freifimniger Weiſe die Grundzüge der im Einzelnen von den Yandergelegen 
Durchzuführenden G.-Verfg. feit. 

3) Baiern. Schon 1748 erging eine Stadt und Marktinftruction. Das G.- 
Ediet v. 24. Octbr. 1808 führte franz. Municipalipftem ein. Schon die G.Ordn. v. 
17. Juni 1818, mehr nod die Rev. G.Ordn. v. 1. Juli 1824 fehrte zum deutjchen Ge— 
meindeiyften zurüd. Nach dem Scheitern mehrerer Entwihfe hat jett die G.Ordn. v 
29. April 1869 das G.Verfg.-Recht in freifinniger Weife fortgebilvet. Zugleich ift unter 
demſelben Tage eine befondere G.Ordn. für die Aheinpfalz ergangen, wo bis dahin die franz. 
Gefege, modificirt durch zwei Gef. v. 17. Now. 1837, galten. 

4) Würtemberg. Comm.Ordn. v. 1758; G.Ordn. v. 31. Dec. 1818; Rev. 
&.:Oron. v. 1. März 1822; Gef. über das G-, Bürger- und Beifigerrecht v. 4. Dec. 1833. 

5) 8. Sachſen. Städte-Ordn. v. 2, Febr. 1832, nach dem Borbild der Preuf. 
Städte-Orbn. ; Landgemeinde-Ordn. v. 7. Nov. 1838, 

6) Baden. G.Ordn. und Bürgerrechts-Geſ. v. 31. Dec, 1831, modificirt durch 
die Revifionen v. 15. Febr. und 25. April 1851; G.Ordn. v. 5. Nov. 1858 und die 
neuejten Abinderungen von 1870. 

7) Großh. Heilen G.-⸗Ordn. v. 30. Juni 1821, ſtark hinneigend zu franz. 
- Spftem, mit Ergänzungägel. v. 1852. 

8) Oldenburg. Kirchſpiels-Ordn. v. 29, April 1831 und Städte-Ordn. v, 
12. Aug. 1833. 

9) Braunihweig. Die Beitimmungen der N. Landes-Ordn. v. 12. Oct. 1832 
und der Städte Orbn. v. 4. Juni 1834 find jett eriegt durch eine vollftändige Städte: 
Ordn. v. 19. März 1850 und eine Yandgemeinde- Oron. von demfelben Tage. 

10) Sabjen- Weimar. Yandgemeinde-Ordn. v. 2. Febr. 1840, jegt umfallende 
G.-Ordn. v. 18. Ian. 1854, 

11) Von den G.Ordnn. der Eleineren Staaten find noch hervorzuheben: 
Sadfen-Altenburg: Berfg.-Urf. v. 29. April 1831 und Dorf-Ordn. v. 16. Sept. 
1851; Meiningen: Yandgemeinde-Ordn. v. 15. Aug. 1840; Gotha: G.Ordn. v. 
30. Mai 1834; Shwarzburg-Rudolftadt: G.:Orbn. v. 19, Decbr. 1824, Son— 
dershaufen: Grundgeſ. v. 1857 8. 4; Anhalt: G.-, Stadt= und Dorf-Ordn. v. 
1. März 1852; Yippe’iche Landgemeinde-Ordn. v. 2. März 1841; Walded: G.:Orbn. 
v. 27. April 1850; Verfg. für Die Land-G. der freien Stadt Bremen v. 25. Febr. 1850. 
Keine G.-Ordn. hat Medlenburg. 

Die Lit. vgl. binter dem Art. „Gemeindehaushalt“. O. Gierke. 
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Gemeindebürgerreht, Gemeindeverfaflung. Die Gemeinde fett ſich, wie 
alle Körperichaften, aus gewifjen Elementen zulammen; es find dies ein Gebiet und eine 
Bürgerfhaft. Zum lebendigen Körper verbinden ſich diefe Elemente vermöge einer 
beſtimmten Organtjation, deren Ausdrud die Berfaflung der Gemeinde iſt. Der ſo 
belebte Organismus hat eine begrenzte Sphäre, weldye das Gebiet feiner Lebensthätigkeit 
bildet und ihm fomit eine beftimmte vehtlihe Bedeutung im Verhältniß zu feinen 
Gliedern, zu Dritten und zu höheren Organisınen, infonderbeit zum Staate, verſchafft. Nach 
diefen Gefichtöpunften find bier die Grundzüge des geltenden deutſchen Gemeinderechts 
darzuftellen. 

I. Das Gemeindegebiet (Gemeindegemarfung, Gemeindebezirk) iſt einerfeits die 
unterfte Abtheilung des Staatögebietes, andererjeits das im fich geichloffene Territorium 
des örtlichen Gemeinweiens. Aus dem erſten Theile dieſes Satzes ergibt ſich die Noth— 
wendigfeit ftaatlicher Mitwirkung bei der Bildung, Abgrenzung und Veränderung eines 
Gemeindebezirt8, jowie Das nicht mur in den Gemeinde-Ordnn. ausgeſprochene, jondern 
oft in die Verfg.-Urk. aufgenommene PBrincip, daß jedes Grundftüd im Staate einem Ge— 
meindeverbande angehören ſoll. Eremtionen finden indeß nicht nur meift zu Guntten von 
Waldungen und Wüfteneien, jondern in manden Staaten und namentlich in Preußen auch 
zu Gunften der jelbftändigen Gutsbezirke ftatt. Aus der zweiten Eigenichaft des Gemeinde— 
gebietes, das territoriale Subſtrat eines felbftändigen Gemeinwefens zu fein, ergibt fich 
Die Nothwendigkeit einer Sicherftellung der Gemeinde gegen willtürliche Veränderung oder 
Entziehung ihrer Gemarkung. In diefer Beziehung begnügen ſich indeß Die Gemeinde-Ordnn. 
meist, eine vorherige „Anhörung“ der Gemeindevertretung und anderer Betheiligter anzu— 
ordnen; nur wenn ein ganzer biöher Telbftändiger Gemeindebezirk mit einem andern Be— 
zirk vereinigt werden ſoll, Darf gewöhnlich (3. B. in Preußen) die VBerwaltungsbehörde 
sticht ohne Zuſtimmung der Betherligten vorgeben. 

I. Gemeindebürgerredt. Wie Das Gemeindegebiet, jo hat der Perſonenver— 
band der Gemeindeangebörigen zugleich eine jtaatliche und eine corporative Seite. Die 
richtige Begrenzung und harmoniſche Verbindung beider bilvet die fehwierigfte Aufgabe der 
neueren Gemeinde-Gſgb. Alles wahre Gemeindeleben muß untergehen, wo man nad franz. 
Weife in der Gemeinde nichts als eine numeriſche Abtheiluug der Staatsbürger und folg- 
lich im ©. nichts als das Local angewandte Staatsbürgerrecht fieht, — ein Gedante, 
dem in charakteriftiicher Weile, 3. B. Das Naſſauiſche Gemeindeedict von 1816 8. 2 mit 
den Worten Ausdruck gab: „nad dieſer geographiichen Abtheilung find zugleich ſämmt— 
liche Staatsbürger Unjeres Herzogthums in Gemeinden (etwa wie ein Regiment in See— 
tionen!) abzutheilen“. Andererſeits jedoch hat die biftortiche Entwidelung mit dem ©. 
vielfach Befugniſſe verknüpft, welche nad) heutiger Auffaſſung Ausflüffe der ftaatsbürger- 
lichen Freiheit als ſolcher find und deshalb unabhängig von jeder Gemeindeangehörigeit - 
auf jedem Theile des Staatögebietes nach Mafgabe der allgemeinen Staatögejege geübt 
werden fünnen. Die begrifflihe und thatſächliche Löſung folder ftaatsbürgerliben Be- 
fugniſſe vom ©. ift keineswegs überall vollzogen, meift indeß begonnen worden. Es ge 
hören dahin insbelondere die Freizügigkeit, d. h. das Recht des Aufenthaltes und der 
Begründung eines Wohnfiged auf jedem Theile des Staatögebietes, die Verehelichungs— 
freiheit, die Freiheit des Grunderwerbes und die freiheit des Gemerbebetriebes. Auch wo 
nun aber ſtaats- und gemeindebürgerliche Befugniſſe von einander getrennt find, bleibt 
der Gemeindeverband Glied des Staatöverbandes und die Gemeinde kann daher keineswegs 
willkürlich uber Erwerb, Verluſt und Inhalt ihrer Mitgliedichaft enticheiden. Site ift viel- 
mehr an die allgemeinen gejeglichen Beitimmungen darüber gebunden. Nach dieſen muß 
zunächſt jeder Staatsbürger, ſoweit nicht Spectalausnahmen, 3. B. für Standesherren, 
Beamte und Militärs oder für Gutsbefiger und Gutsangebörige begründet find, eimer 
Gemeinde angehören. Im Uebrigen werden jehr verichiedene Syſteme verfolgt, wobei ver 
Nachdruck bald mehr auf die Natur der Gemeinde als eines corporativen Verbandes, 
in den man nur dur Geburt oder Aufnahme treten kann, bald mehr auf die einzelnen 
in der Gemeimdeangebörigkeit enthaltenen Befugniſſe, die bei dem Vorhandenſein gewiſſer 
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Borausfegungen von jelbit eintreten, gelegt wird. Bedeutende Unterſchiede ferner zeigen 
fih in der Behandlung der verichiedenen Klaſſen, in welche die Gemeindeangehörigen 
überall zerfallen. 

I) Gemeindeangebörige find in der Regel alle Einwohner des Gemeindebe- 
zirkes, welche fich nicht blos vorübergehend ald Fremde dort aufhalten oder als ſog. 
„aatsbürgerlihe Einwohner” (5. B. Militärs oder Beamte) vom Gemeinde 
verbande ausgenommen find. Doch ſchreiben die meiften Gemeinde-Ordnn. auch den Fo— 
renſen (Mark-, Flur- oder Feldgenofien), d. b. den im Gemeindebezirk begüterten, aber 
nicht Dort wohnhaften Perſonen, beftimmte Rechte in der Gemeinde oder ſelbſt Die wolle 
Gemeindeangehörigfeit zu. Die Gemeindeangebörigfeit wird bald, wie in Preufen, ald die 
von Rechts wegen eintretende Folge der unter beftimmten polizeilichen Borausfegungen 
Jedem geftatteten Niederlaffung betrachtet, bald bedarf e8 umgekehrt des Erwerbes der 
Gemeindeangebörigkeit durch Aufnahme ſeitens der Gemeinde, ehe die Niederlaſſung er- 
folgen darf. Im letzteren Falle darf inde die Gemeinde die Aufnahme nur aus be: 
ftimmten geſetzlichen Urſachen, beſonders wegen Nahrungsunfähigfeit, verweigern, und es 
fommt in manden Staaten überdies eine ſtaatliche „Zutheilung“ heimathlojer Yeute an 
die Gemeinde vor. Die Einzugsgelder, welde die Gemeinde früher überall verlangen 
fonnte, find mit der Durchführung der Freizügigkeit (fo in Preußen 1967) auf: 
gehoben worden. Der Inhalt der Gemeindeangehörigkeit ift num aber ein ſehr verſchie— 
dener, je nachdem fie fich als blos pajjiwe oder als active Gemeindemitgliedſchaft darftellt. 

Während nämlich die alten Unterſchiede von Voll- und Schugbürgern, Groß- umd 
Kleinbürgern, Bürgern und Schuverwandten faft durchgängig befeitigt find, werden unter 
verichtedenen Namen ausnahmslos zwei Klaſſen von Gemeindeangehörigen unterjchteden, 
welde fih als Paſſiv- und Actiwbürger bezeichnen laſſen. Man ftellt daher den eigent- 
lichen Gemeindebürgern die bloßen „Semeindeangehörigen” oder „Einwohner“ (Preußen, 
Defterreih), „Einſaſſen“ (Baden), „Beiſitzer“ (Würteinberg, Kurheſſen, Sigmaringen), 
„Heimathsberechtigte““ (Batern), „Semeindegenoffen” (Braunfchweig) u. |. w. gegenüber, 
Gemeinſam ift ihnen, daß fie an den öffentlichen Angelegenheiten nicht theilnehmen, da— 
gegen zur Mitbenugung der üffentlihen Gemeindeanftalten berechtigt und zur Tragung 
ver Ghemeindelaften verpflichtet find. Im Webrigen ift e8 vor Allem der Anipruch auf 
Armenunterſtützung, der als Ausflug des Heimath-, Beiſitzer- oder Einfaffenrechts gilt, 
fomweit nicht ald Grundlage für diefen noch wieder ein befonderer, durch bloßen Zeitablauf 
entjtehender „Unterſtützungswohnſitz“ conftruirt ift. 

2) Das Gemeindebürgerreht im e. ©. (auch „Ortöbürgerrecht” oder „Ges 
meinderecht” genannt) ift Die active Mitgliedichaft im der Gemeinde. Die Gemeinde— 
Drdnn. weichen aud bier wieder darin von einander ab, daß fie theils eine fürmliche 
Aufnahme in Das Bürgerrecht fordern, theild dafjelbe als die von felbft eintretende Folge 
gewiſſer Vorausjegungen betrachten. Letzteres ift nach den neueren preuß. Städte-Ordnn. 
und in den weftlichen Provinzen aud nad den Landgemeinde-Ordnn., ſowie nad) 
ven Gemeinde-Ordnn. für Die batriiche Rheinpfalz der Fall. Alle anderen deutſchen 
Semetnde-Orbnn. dagegen laſſen höchſtens für Die in der Gemeinde gebornen Gemeinde— 
angehörigen das Bürgerrecht von ſelbſt oder doch durch bloße Eintragung in die 
Bürgerliften. entitehen; ım Uebrigen machen fie den Erwerb defjelben von einer Aufnahme 
jeitens der Gemeindeorgane abhängig. Dabei wird jedoch regelmäßig unter beftimmten 
Borausfegungen dem Einwohner ein Recht auf Aufnahme gegeben und unter gewiljen 
andern Vorausſetzungen die Pflicht zur Erwerbung des Bürgerrechts auferlegt. Nach der 
neueften Baier. Gemeinde-Ordn. beifpielsweife ift befähigt zur Erwerbung des Bürger: 
rechts jeder volljährige und ſelbſtändige, in der Gemeinde bejtenerte Einwohner; einen An = 
Iprud auf Berleihung hat jeder Befühigte, welcher in der Gemeinde entweder das Hei- 
mathrecht bejigt oder zwei Jahre gewohnt und Steuern bezahlt hat, wen er nicht inner— 
halb diefer Zeit Armemunterftügung nachgefucht oder empfangen hat oder beitimmte 
Unwürdigkeitsgründe vorliegen; verpflichtet endblih zur Erwerbung des Bürgerredhts 
ift jeder Dazu Befähigte, welcher jeit 5 Yahren in der Gemeinde wohnt und zu einem be= 
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ſtimmten Steuerſatz in einem jährlichen Minimalbetrage veranlagt geweſen iſt. Andere Ge— 
meinde-Ordnn. verpflichten die Gemeinde zur Aufnahme, wenn außer der Selbſtändigleit 
und dem guten Leumund ein genügender Nahrungszweig oder ein beſtimmtes Vermögen 
nachgewieſen wird. Die Aufnahme erfolgt durch die Gemeindeverwaltungsbehörde, es pflegt 
indeß in gewiſſen Fällen die Zuſtimmung der Geſammtheit oder ihres Ausſchuſſes verlangt zu 
werden. Die Gemeinde fann von dem neuen Bürger in der Regel ein Bürgerrechtsgeld, 
für das aber ein gefegliches Maximum feftgefegt zu werden pflegt, als Aufnabmegebühr 
fordern. Nah manden Gemeinde-Ordnn, (3. B. Hannov., ebenjo Preuß. Städte-Ordn. v. 
1808) muß ein Bürgereid geleiftet werben. Endlich ift überall das Staatsindigenat ent= 
weder Vorausfegung des G. oder wird mit diefem zugleich erlangt. 

Inhalt des ©. ift vor Allen die active Berheiligung am Gemeindeleben, mithin 
Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten, actiwes und paſſives Wahlrecht, ſowie die Pflicht 
zur Annahme und Verwaltung von Gemeindeimtern. Die meiften Gemeinde-Ordnn., am 
Princtp der Ortöbürgergemeinde fefthaltend, betrachten dieſe Befugniſſe und Pflichten als 
Ausflug des Bürgerrechts, und führen nur zum Theil durch ein Klaſſenwahlſyſtem oder andere 
Bevorzugungen der Höchftbeftenerten oder Meiftbegüterten Abftufungen herbei. Andere Ge: 
meinde-Crbnn. (4. B preuß. Städte Oxon. v. 1808, hann. Städte-Ordn. u. Yandgemeinde- 
Ordn. öfterr. Gemeinde-Geſ.) fennen ein ruhendes Bürgerrecht, indem fie außer dem Bürger- 
recht Grundbeſitz oder einen beftimmten Genus für die wirkliche Ausübung der in ihm ent- 
haltenen öffentlichen Rechte fordern. Wieder andere Gemeinde-Ordun. endlich, den Gedanfen 
eines genoſſenſchaftlichen Bürgerverbandes ganz aufgebend, kennen ein Bürgerrecht überhaupt 
nur ald Namen für das unter beftimmten Vorausfegungen eintretende Stimmrecht. So 
zieht in den preuß. Städten die Gemeindeangehörigkeit von jelbft das Stimmrecht nadı 
fid), wenn entweder der Beſitz eines Wohnhaufes oder der felbftändige Betrieb eines Nah— 
rungsgewerbes oder eine beftimmte Steuerveranlagung, reip. ein entiprechendes Einkom— 
men binzutritt, und dieſes Stimmrecht wird „Bürgerrecht“ genannt. Im den preußiſchen 
Landgemeinden correipondiven die nad) Provinzialgefeg oder Ortsherkommen vertheilten 
„Semeinderechte” oder „Stimmrechte, welde in den öftlichen Provinzen meift mit dem 
bäuerlichen Grundbefig verbunden find. Je mehr die Gemeinde-Ordnn. dahin neigen, den 
Grundbeſitz oder ein beftummtes Steuercapital direct als Bafis des politiichen Rechts in Der 
Gemeinde zu betrachten, in deſto weiterem Umfange laffen fie Forenfen und juriftiiche 
Perſonen wegen ihres im Gemeindebezirk belegenen Vermögens zu, und geftatten den per 
ſönlich Stummunfähigen oder Abweſenden die Ausübung des an ihren Gütern, ihrem Ge— 
werbe oder Capital haftenden Rechts durch Stellvertreter. 

Neben den politiichen Rechten und Pflichten iſt im G., foweit fie nicht ſchon in der 
Gemeindeangehörigkeit liegt, die ökonomiſche Betheiligung an den Yaften und Vortheilen 
des Gemeindewerbandes enthalten. Doch kann die Theilnahme an Allmenden und jonftigen 
Nugungen ded Gemeindevermögens überdies won der Entrihtung einer Gemeinderechtöge- 
bühr abhängig gemacht werden. Nutzungsrechte, welche mit dem Beſitz gewiſſer Grund— 
ſtücke oder dem Genoſſenrecht in einer Altgemeinde ortsherkömmlich verbunden ſind, werden 
davon nicht berührt. 

Die Gemeinden ſind regelmäßig befugt, das Ehrenbürgerrecht, welches weder 
Rechte noch Pflichten begründet, zu verleihen. 

III. Die Gemeindeverfaſſung iſt in den verſchiedenen Staaten und Provinzen, 
ſowie überdies für die Städte und Landgemeinden oder die verſchiedenen Gemeindeklaſſen 
außerordentlich ungleich geſtaltet. Namentlich differiren die Gemeinde-Ordun. in Bezug auf 
den Spielraum, den ſie dem Ortsſtatut laſſen, in Bezug auf die Stellung der Gemeinde— 
behörden zum Staat und in Bezug auf die ſchärfere oder weniger ſcharfe Scheidung von 
Verwaltung und Vertretung. 

I) Verwaltendes Organ iſt entweder ein Einzelvorſteher oder ein Collegium. 
Im erſteren Falle repräſentirt der Gemeindevorſteher (Bürgermeiſter, Schultheiß, Schulze, 
Richter, Vogt) die Ortsobrigkeit allein; es ſtehen ihm indeß regelmäßig entweder, wie in 
den Yandgemeinden Norddeutſchlands, Schöffen, Beigeordnete oder Beiräthe, oder, wie viel⸗ 
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fach im weftlichen Deutjchland, ein an den franz. Munizipalrath erinnernder Gemeinderath 
zur Seite. Im zweiten Fall, der im den deutjchen Städten und in Süddeutſchland auch 
auf dem Lande Die Regel bildet, ift der Bürgermeifter mur der leitende und nach aufen 
vepräfentivende Borfteher eines collegtalifchen Magiſtrats oder Gemeinderats, der in feiner 
Sefammtheit Träger der Ortsobrigfeit if. Der Gemeindevorftand ift die verwaltende und 
regierende Obrigfeit des örtlichen Gemeinweſens; gleichzeitig aber wird er oder Doch feine 
Spite von den Gemeinde-Orbnn. ald Organ des Staats für die Ausführung Iocaler Staats- 
vermaltungsgejchäfte betrachtet und behandelt. Aus diefer Doppelftellung ergeben ſich ſehr 
verfchiedenartige Functionen, wobei die nähere Feſtſetzung, welche derfelben im Namen und 
Auftrag des Staates und welche im Namen und Auftrag der Gemeinde geübt werben, 
von der Abgrenzung des Gemeinderechts gegen das Recht des Staated abhängt. Hier- 
nad) beftunmt fich auch, in wie weit er umter der Gontrole der Gemeinde fteht und ihr 
verantwortlich, und in mie weit er umgekehrt nach unten unabhängig, dagegen ftaatlicher 
Auffiht und Disciplinargewalt unterworfen if. Auch hängt e8 hiermit zufammen, daß 
zwar den Gemeinden, mit Ausnahme der Yandgemeinden in den öftlichen preuß. Provinzen, 
das von ihren Ausſchüſſen auszuübende Wahlrecht des Gemeindevorſtandes zugeftanden, der 
Staatöbehörde aber ein Beftätigungsreht und felbft ein ſubſidiäres Emennungsrecht vor— 
behalten ıft. Erft die neueften Gemeinde-Drdnn. gehen bisweilen von dem Beftreben aus, 
den Ortsvorſtand nad) oben Hin jelbftändiger und nach unten hin verantwortlicher zu 
ftellen. Auch ift das Beftätigumgsrecht zum Theil aufgegeben oder doch (wie in Baiern) 
auf den Bürgermeifter befchränft und an die Angabe von Gründen gebunden. 

2) Die Gemeindeverfammlung als die in beftimmten Formen zujammentre- 
tende und befchließende Verſammlung aller Stimmberechtigten iſt befonders in fleineren 
Gemeinden häufig nody das zur Berathung und Beſchlußfaſſung in den wichtigſten Ange— 
legenbeiten berufene Organ. In Diefer Weiſe findet fie ſich ſowohl neben einem rein obrigfeit- 
lichen Ortövorftande, wie nad) der Yandgemeinde-Berfg. in den öftlichen preuß. Provinzen, 
Hannover, ES chleswig-Holftein, Weftphalen (für ganz Heine Gemeinden), Könige. Sachſen 
u. ſ. w. — als neben einem zugleich verwaltenden und vertretenden Gemeinderath, wie 
in den Städten und Landgemeinden der baier. Pfalz und Kurheſſens, oder Gemeindeaus- 
ſchuß, wie in den baier. Yandgemeinden, — als endlich für einzelne Entſcheidungen neben 
einem wahren Vertretungöförper, wie in den fleinen bad. Gemeinden. Die Regel dagegen 
in allen oder doch den größeren Städten und vielfach auch in den Yandgemeinden bildet 
ed, daß die Gefammtheit auf die einzige Function der Wahl von Bertretern beichränft 
ift, welche zu einem in jeder Beziehung ihre Stelle einnehmenven Repräſentativausſchuß 
zufammentreten. 

3) Der Repräfentativausfhuf der Gemeinde wird von ſämmtlichen Stimm= 
berechtigten nad) jehr verſchiedenen Wahlſyſtemen periodiſch gewählt. Seine Stellung ift 
beſonders dadurch ungleich geftaltet, daß nach manchen Gemeinde-Orbnn. fih in ihm Ver— 
waltungs= und Bertretungsfunctionen verbinden, während er bei dem eigentlichen deutſchen 
Syſtem ſcharf von der Gemeindeverwaltungsbehörde gefondert wird. Das Erftere ift 
beionders in Weftdeutfchland der Fall. Co ift der Gemeinderath in der Pfalz, der aus 
Bürgermeifter, Beigeoroneten und Gemeinderath beftehende Gemeindevorftand im Großh. 
Heflen, der Gemeindeausfhuß in den baier., gothaifchen, ſächſ. Yandgemeinden ein zugleich ver= 
waltendes und wertretende8 Gemeindeorgan; und dieſelbe Stellung nimmt neben einem 
Einzelvorfteher der Gemeinderath reſp. Stabtrath in Kurbeffen, der Gemeinderath in 
Nafjau, der Gemeinderath oder ES chöffenrath und, mo nicht die Collegialverfaflung auf 
Antrag der Stabt felbft eingeführt ift, auch die Etabtverorbnetenverfammlung in ber 
Rheinprovinz ein. Im der Mehrzahl der deutichen Provinzen indeß ift einem rein wer- 
waltenden Borftande gegenüber ein völlig von ihm getrennter rein vepräfentativer Körper 
unter dem Namen der Stabtverorbneten, Bürgervorfteher, Gemeindebevollmächtigten, des 
Bürgerausfchuffes oder Gemeindeausfchuffes gebildet. So in den öftlichen Provinzen Preu— 
Gens, in Weftphalen, Hannover, Echleswig=Holftein, in Baiern, Defterreich, Würtemberg, 
Baden, Königr. Sachſen, Braunfchmweig und den meiften fleineven Staaten für alle Städte 
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und theils für alle theils mwenigitens für die ein Bedürfniß aufwerjenden Landgemeinden. 
Bisweilen fommen (4. B. in den größeren Städten Sachſens und Badend) ein engerer 
und weiterer Ausſchuß neben einander vor. Die Functionen eines ſolchen Repräſentativ— 
ausſchuſſes erſtrecken fi auf Vertretung der Geſammtheit gegen die Ortsobrigfeit, Ueber: 
wadung derjelben, Bewilligung und Zuftimmung in den geſetzlich beftimmten Fällen. 
Dabei finden bezüglich der ganzen Stellung und Competenz der Berfammlung ſowohl dem 
Ortsvorſtande ald den Wählern gegenüber im Ganzen diejelben Gedanken ihre Verwirk— 
lichung, welche dem ftaatlihen Repräfentatiofnftem zu Grunde Tiegen. Die Staatöbes 
börde hat regelmäßig das Recht der Auflöfung und Ausihreibung von Neuwahlen. 

4) Vollendet wird die Organtfation der Gemeinde durch eine Reihe einzelner Aem— 
ter, welche theil8 an ftändige oder vorübergehende Commiſſionen und Deputationen der 
regelmäßigen Organe. namentlich auch an gemilchte, aus Magiftrat und Stadtverordneten 
zufammengefette Verwaltungsdeputationen, theils an beiondere bejoldete Fachbeamte, theils 
an bloße Angeftellte und Diener gegeben werden. Im großen Städten find von bejon- 
derer Wichtigkeit die Bezirksvorſteher, welde indeß bisher Lediglich als Magiftratsbeamte 
bebandelt werden und denen eime felbftändige Organiſation der Stadtbezirke, wie jie als 
Gegengewicht gegen die großftädtiiche Gentralifation erforberlih wäre, nirgend bisher zur 
Seite ſteht. 

vw Die rehtlihe Bedeutung der Gemeinde wird durch das ihr zuftehende 
Recht eigner VBerfönlichkeit bedingt. Die Gemeindeperfönlichkeit darf nicht als eine bloße 
Abzweigung der Staatsperfönlichkeit betrachtet werden. Sie entſtammt vielmehr dem ſelb— 
ftändigen organifchen Leben des von ihr beherrfchten Kreiſes, wie ja auch biftorifch Die 
Gemeinden großentheild älter find ald der Staat. Die Verbindung der Gemeinden indeß 
mit dem Staatdorganismus iſt eine jo inmige, daß es ftaatliher Genehmigung und 
nad) manchen Gemeinde-Dronn. (Baden, Braunfdweig) Togar eines Actes der gefeg- 
gebenden Gewalt bedarf, damit eine Gemeinde neu gebildet oder eine beftehende aufge- 
löft werde. Im ähnlicher Weife ift während ihres ganzen Beſtandes die Gemeinde in der 
Bethätigung ihres corporativen Yebens zwar zunächſt auf ihren eignen Willensentichluf 
angewieſen, fie unterliegt aber einer ftaatlihen Oberaufſicht. In diefer Beziehung 
haben die meiften geltenden Gemeinde-Ordnun. den Uebergang von der alten Benormundung 
zu eimer bloßen Aufjicht noch feineswegs vollftändig vollzogen. Namentlich wird in der 
Regel bei den wichtigften Gemeindebejchlüfien die Zuftimmung der Staatöbehörden verlangt 
und es wird den legteren überdies das Recht gegeben, durch die Siftirung der nach ihrer 
Meinung gememgefährlichen Beſchlüſſe oder durch ſonſtige vorbeugende Mafregeln in das 
innerfte Gemeindeleben einzugreifen. In neuerer Zeit indeß beginnt man mehr und mehr, 
die Staatsaufficht principiell darauf zu bejchränfen, „Daß die Gemeinde ihren Wirfungs- 
kreis nicht überſchreite und nicht gegen die beftehenden Gelege vorgehe” (Oeſterr. Gemeinde: 
Ordn.); und man beginnt bei Durchführung diefer Aufficht Dos Präventivſyſtem durch re— 
prelfive Mafregeln zu erjegen. Eine Schwierigkeit entfteht hierbei dadurch, daß offenbar 
der jo überaus ungleiche Umfang der Gemeinden auch ein ungleiches Maß der Aufficht 
bedingt. Man hat bier zunächſt Durch die Pildung der Sammtgemeinden, dann aber vor 
Allem dadurch geholfen, daß man einen Theil der Staatsaufficht über die kleineren Ge— 
meinden an Die Amts-, Bezirks- oder Kreisförperichaften übertragen hat Die einzelnen 
Rechte, welche inmerbalb diefer Schranken der Gemeinde zuftehen, find theils politischer, 
theils privatredtlider Art. Dem Die Gemeinde ift nicht etwa blos juriftifche Perſon des 
Privatrechts, ſondern zugleich eine dem Staat analoge publiciftiiche Perſönlichkeit, ein nad 
außen und innen jelbjtändiges, wenn auch nicht jouveränes, Gemeinweſen. Daß die öffent: 
lich rechtlichen Fragen zwischen der Gemeinde und ihren Gliedern, dem Staat oder Dritten 
nach der beftehenden Gſgb. als Berwaltungsfachen behandelt und im Wege der Beſchwerde 
bei den höheren Staatsverwaltungsftellen erledigt werden, iſt mur die fpecielle Anwendung 
eined allgemeinen Princips, das die Schutzloſigkeit des öffentlichen Rechts ſtatuirt und 
erft mit dem Ausbau eined wirflichen Nechtsftaatd verfchwinden wird. Unter den eim- 
zelnen Functionen des Gemeindelebens treten die Autonomie und die Selbſtge— 


Gemeindehaushalt. 467 


richtsbarkeit heute ſehr zurüd. Erſtere wird nur in geringem Umfange zugeitanden, 
und es wird überdies für jedes „Ortsftatut” ftaatliche Genehmigung verlangt ; gerichtliche 
Functionen übt die Gemeinde faft nur noch kraft bejonderen Staatsauftrages, bejonders 
(in Tefterreih und Baiern) als eine in erfter Reihe anzurufende Vergleichs- und Sühne— 
inftanz. ine eigentliche Selbſtändigkeit kann ſomit Die Gemeinde nur in dem Gebiete 
der Verwaltung vermöge der ihr faft überall (ausgenommen die preuf. Yandgemeinden) 
zugeftandenen Selbftverwaltung entfalten. Sie bethätigt diefelbe gleich andern Cor— 
porationen durch die für alle ihre Glieder bindenden Gemeindebeſchlüſſe, durch die freie 
Wahl ihrer Organe, dur die Aufnahme und Ausihliegung von Mitgliedern und durch 
die einzelnen Berwaltungsacte, melde ihre Organe und Behörden für fie vornehmen. 
Die Sphäre dieſer ihrer Thätigkeit wird begrenzt durch den Begriff der Gemeinde— 
angelegenheiten, bei deren Beftimmung ausdrüdlich (3. B. in Oeſterreich) oder ftill- 
ſchweigend der „eigene“ und der „übertragene Wirkungskreis“ der Gemeinde 
nie zu werben pflegt, während darüber, was als eigenes Lebensgebiet und mas als 
liebig entziehbarer Staatdanftrag anzufehen tft, große Meinungsverfchiedenheit herrſcht. 
Insbejondere tritt Died bezüglich der Ortspolizei hervor. Während einige Gemeindes 
Ordnn. (3. B. mwürtemb., bad., braunſchw. und öfterr.) nach dem Vorbilde der deutjchen 
Reichs-Verfg. die Ortöpolizei als eignes und unentziehbares Gemeinderecht den Ortsvor- 
ftänden zur Handhabung um Namen der Gemeinde überweifen und nur daneben bis- 
meilen die Yandespolizer zur Ausübung „im Namen und aus beftändigem Auftrage der 
Regierung“ denſelben Ortövorftänden ertheilen: gehen die übrigen und bejonders die 
preuß. Gelege von der Auffaffung aus, daß auch Die Ortöpolizei wefentliches Attribut der 
oberften Staatögewalt ſei und nur aus Zweckmäßigkeitsgründen an die Magiftrate oder 
Bürgermeifter zu Telbjtändiger Ausübung übertragen werde. Die legtere Auffaflung er— 
möglicht es dann, nach Belieben einzelnen Gemeinden, wie den größten Städten, jede Po: 
Tizeigewalt zu entziehen. An die Ortöpolizer jchließt ſich als Gebiet der Gemeindethätig- 
keit das Sicherheits- und Feuerlöſchweſen an. Die Gemeinde übt ferner als politifche 
Einheit nad) innen eine gewiſſe Aufficht über die in ihr enthaltenen Stiftungen, Corpo— 
rationen, Innungen und Anftalten, während fie nach außen bin außer den gewöhnlichen 
ftaatsbürgerlichen Befugniſſen oft Stimm-, Wahl: und Präfentationsrechte in den Com: 
munalverbänden höherer Ordnung oder im Staate ſelbſt befigt und die Vertretungs- oder 
Selbſtverwaltungskörper der Aemter, Kreife und Provinzen bilden hilft. Bon hoher Wich— 
tigkeit unter den Gemeindeangelegenbeiten ift da8 Schulweſen, indem die Gemeinde 
theils eine allgemeine Mitwirkung bezüglich des Volksunterrichts ausübt, theils durch Die 
Gründung von Communalſchulen fich em bedeutendes Feld freiefter Thätigkeit ſchafft. 
Nicht minder erheblich ift der Spielraum der Gemeindethätigkeit auf dem Gebiete des 
Armenwelens Ihren eigentlichen Mittelpunkt aber finden die Gemeindeangelegenbeiten 
in der Aufbringung, Verwaltung und Verwendung des Gemeindevermögens, im Ge: 
meindehbaushalt, wovon im folgenden Art. noch befonders zu handeln tt. 

Bol. dort auch den Nachweis der Lit. D. Gierte. 

Gemeindehnushalt. Die Gemeinde führt, da fie zur Durchführung ihrer 
Zwecke materieller Mittel bedarf, einen corporatiwen Haushalt. Dabet fteht Die Gemeinde 
ald Subject von Bermögensrehten im Allgemeinen den Privaten gleih. Es tritt aber 
der wichtige Unterichied hervor, daß, während der Privathaushalt mit dem Recht nichts 
zu thun bat, der ©. bezüglich der Aufbringung, Verwaltung und Berwendung der dafür 
erforderlichen Mittel unter die Rechtsordnung füllt. 

Die Rechtsfähigkeit der Gemeinde tft ım Vermögensrecht diejelbe wie Die 
jeder anderen juriftifchen Perfon. Vielfach werden ihr gewiſſe ‘Privilegien zugeftanden, wie 
namentlich im Zuſammenhang mit dem Bevormundungsiyften Die jura minorum, wie 
ferner das Necht eines öffentlichen Siegels, das Archivrecht und einzelne procelfualiiche 
Privilegien, 3. B. bezüglich des Gerichtöftandes, der Eidesleiſtung, Cautionöpflicht und 
Competenzwohlthat. Auch die Willens: md Handlungsfähigfett der Gemeinde it 
nad den allgemeinen Grundfägen über juriftiiche Perfonen zu beurtheilen, ſoweit nicht um 
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der öffentlichen Bedeutung der Gemeinde willen weitergehende Beſchränkungen eingeführt 
find und in Folge deſſen die Beichlüffe, Verträge oder fonftigen Rechtöhandlungen der Ge— 
meinde zu ihrer rechtlichen Exiſtenz der ftaatlihen Genehmigung bedürfen. 

ALS juriftifche Perſon ift die Gemeinde Subject des Gemeindevermögens. 
Dies erkennen alle Gemeinde-Ordnnu. an, indem fie zum Theil ausdrücklich die ältere Theorie, 
wonad das Gemeindewermägen mittelbare oder ummittelbares Staatögut fein follte, vers 
werfen. Zum Gemeindevermögen gehören ſowohl bewegliche Sachen, Gerätbichaften, Ca— 
pitalien und Forderungen und der Baarbeftand der Gemeindekaſſen, als die unbeweglichen 
Gemeindegüter. Die letteren dienen entweder, wie öffentlihe Gebäude, Straßen, Anſtal— 
ten u. ſ. w., unmittelbar dem Gemeindezwed, oder es werben ihre Erträge dafür ver— 
wandte. Gleich dem eigentlichen, für die Zwecke der Gemeinde als ſolcher beftummten 
Gemeindegut oder Kämmereigut fteht aud das Allmend= oder Vürgergut im Eigenthum 
der Gemeinde und wird nur beftimmungsmäßig für individuelle Zwecke der einzelnen Mit— 
glieder verwandt. Berfchieden davon ift der Fall, in welchem den Einzelnen, den Grund— 
befigern, einer Perfonenflaffe oder einer engeren Genoffenfhaft gewiſſe Nugungsbefugniffe 
als fefte Privatrechte zuftchen und doch das Eigenthum oder Obereigenthum der betreffen= 
den Güter bei der Gemeinde als foldyer ift. Gänzlih vom Gemeindevermögen zu tren= 
nen ift das örtliche Stiftungsvermögen ; «8 beruht auf pofitiver Vorſchrift, wenn einzelne 
Semeinde-Orbnn., wie namentlich die bairiiche, dafjelbe im Zweifel der Verwaltung und 
unter Umftänden jelbft der anderweiten Verwendung dur die Gemeinde anbheimgeben. 

Die Berwaltung des Gemeindevermögens wird als ein Haupttheil der Ge— 
meindefelbftuermaltung von der Gemeindeverwaltungsbehörde unter Gontrole der Geſammtheit 
oder ihrer repräfentativen Organe und unter ftaatlider Oberaufſicht geführt. Zur Vor— 
nahme wichtigerer, befonders fubftanzverändernder Acte bedarf es ſtets eines Gemeinde— 
beichlufjes oder der Zuftimmung der Gemeindeausfchüffe zu den Handlungen dev Gemeinde— 
verwaltung. Für mande Rechtsgeſchäfte ift Die Beobachtung beftimmter Formen, 3. 2. 
für die Veräußerung oder Verpachtung von Gemeindegütern die Form der öffentlichen 
Verſteigerung, vorgeſchrieben. Außerdem aber bedarf es in einer Reihe von Fällen der 
ſtaatlichen Genehmigung. Im Einzelnen weichen dabei die Gemeinde-Ordnu. ſehr von ein— 
ander ab, ft find die Städte ſehr viel freier geſtellt, als die Landgemeinden. Regel— 
mäßig ift Die Gemeinde ohne Staatögenehmigung nicht befugt, den Gruudſtock ihres Vers 
mögend zu verändern. Faſt immer wird bei der Veräußerung von Orundftüden und 
immobiliaren Gerechtigfeiten und bei Abänderungen des beftehenden Genuffes der Gemeinde: 
nugungen die Staatögenchmigung gefordert. Den Immobilien werden bisweilen gewiſſe 
Mobilien, 3. B. nad den preuß. Städte-Ordnn. Sachen, welde einen befonderen wiſſen— 
ſchaftlichen, Hiftoriichen oder Kunftwertb haben, gleichgeftellt. Häufig find auch Verpfän- 
dungen oder Erwerbungen unter läftigem Titel, Vergleiche, Entfagungen, Berpadtungen, 
nad älteren Gemeinde-Ordnn. ſelbſt größere Bauten und Reparaturen ‘die Verwendung 
von Gemeindeüberſchüſſen u. |. w., ſodann namentlich bei Yandgemeinden die Führung 
von Proceſſen an Staatögenehmigung gebunden. Belonderen Beichräntungen nah Maß— 
‚gabe der Forſtgeſetze unterliegt gewöhnlich die Verwaltung der Gemeindewaldungen. 

Die Erträge des Gemeindenermögens, das thatſächlich befonders in den fleineren 
Gemeinden Deutfchlands überall noch von Erheblichkeit iſt, bilden das nächſte Mittel für 
die Tedung des Gemeindebedarfs. Dazu treten Die ſonſtigen Gemeindeeinnahmen, z. B. 
Gebühren und Strafgelder oder die auf befonderem Titel rubenden Bezüge. Soweit 
diefe Einfünfte nicht ausreidien, wird der Bedarf durch Gemeindeftenern gededt, 
welche die Gemeinde vermöge ihres Eelbftbefteuerungsrechtes zu erheben berechtigt ift. 
Nah Herkommen, Statut und Geſetz beftehen in den deutfchen Gemeinden die allerver— 
ſchiedenartigſten Steuerſyſteme. Die Bertheilung und Erhebung der einmal zu Recht be— 
ftehenden Yaften ift meift der Gemeinde vollfommen überlaffen. Um dagegen neue Steuern 
einzuführen oder die geltenden Bertheilungsgrundfäge abzuändern, bedürfen die Gemeinden 
der Genebmigung ihrer Auffihtsbehörden. Dod baben die Gemeinde-Ordnn. bisweilen im 
voraus die Ermächtigung zu gewiffen Berfügungen und zur Auflage von Steuern be 
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jtimmter Art bis zu einem Marimalbetrage ertbeilt, wie 3. B. Die preuf. Städte-Ordn. 
zu den Zufchlägen zur Staatöfteuer, falls nicht der Zufchlag zur directen Steuer 50 Pro: 
cent überfteigt oder zu ungleihen Sägen verteilt werden ſoll. Immer ift Das Recht der 
Steuerbewilligung bei der Gemeimdeverfammlung oder den Bertretungäförpern. Die Ge: 
meindefteuern find theils directe, theils indivecte ; &8 fommen Grund-, Mieths-, Gewerbe >, 
Kopf: und Eintommenfteuern, Verbrauchsſteuern, wie namentlich die Mahl: und Schlacht 
ſteuer, und örtlie Abgaben anderer Art, wie Weges, Brücken- und Pflafterzöle, in großer 
Mannicfaltigkeit vor. Die Eremtionen von den Gemeindeftenern fucht man in neuerer 
Zeit mehr und mehr zu befeitigen. Bezüglich der Beitreibung der Gemeindeftenern find 
der Gemeindeverwaltung vielfad) dieſelben Erecutionsbefugniffe wie den ftaatlichen Steuer— 
behörden verliehen. Außer Steuern und Umlagen können auch Gemeindedienfte für 
‚Gemeindezwede angeordnet werden. Diefelben werden nach demſelben Mafftabe wie die 
Steuern vertbeilt, können aber, von Nothfällen abgeſehen, durch taugliche Stellvertreter 
-abgeleiftet oder nach der Abſchätzung an die Gemeindefaffe bezahlt werben. 

Das letzte Mittel der Dedung von Gemeindeausgaben bleibt die Contrahirung von 
Gemeindeſchülden, zu deren Eingehung «8 meift der Staatögenehmigung bedarf, ſo— 
weit nicht (wie 3. B. in Baiern) die Aufnahme von Anlehen bis zu einem nad der Ein- 
wohnerzahl verſchieden beftimmten Yahresbetrage freigegeben iſt. Solche Anlehen Tollen 
nur zur Beftreitung nothwendiger oder zum dauernden Bortheil der Gemeinde gereichender 
Ausgaben und mur dann aufgenommen werden, wenn die Dedfung diefer Ausgaben aus 
andern Hilfsquellen der Gemeinde nicht ohme Ueberbürdung der Gemeindeangehörigen ges 
ſchehen kann. Auch ſollen für alle Gemeindeſchulden Tilgungspläne angefertigt werden. 

Die Bermwendung ded Bermögend und der Einnahmen der Gemeinde erfolgt fiir 
die Gemeindebedürfniſſe nah Maßgabe des Gemeindebeſchluſſes. Die Gemeinde ift aber 
dabei durch die wohlenworbenen Sonderrechte ihrer Glieder und durch die ihr geſetzlich 
obliegenden Verpflichtungen gebunden. Zu den leteren gehören die Berzinfung und Til— 
gung der Gemeindeichulden, die Zahlung der Gehälter und Penfionen und die Beitreitung 
der Koften des örtlichen Gemeinweſens, wie 3. B. der Ortöpolizei, des Schul- und Ar— 
menweſens, der Gebäude, Begräbnifpläge, Straßen, Brummen, Abzugsfanäle, Brüden, 
Löſch- und Schuganftalten u. 1. w. 

Der ©. wird, von Fleineren Yandgemeinden abgelehen, nad) einem vorgängigen Etat 
geführt, in den alle Ausgaben, Einnahmen und Dienfte, ſoweit eine Borausbeftimmung 
möglich, aufzunehmen find. Diefer Etat muß jährlich oder doch periodiſch bis zu einem 
bejtimmten Zeitpunft von der Ortöbehörde entworfen, eine beftunmte Zeit hindurch aus: 
gelegt und von der Gefammtheit oder ihrem Ausſchuß feftgeftellt werden. An den feft: 
geftellten Etat ift die Gemeindeverwaltung gebunden, fomeit fie nicht für außeretatinäßige 
Ausgaben eine befondere Genehmigung erlangt. Nach manchen Gemeinde-Ordm. hat auch 
die Staatsbehörde bei der Feftftellung Des Etats mitzuwirken und ihn fchlieglich zu ges 
nehmigen; nach anderen (3. B. preuß und hann. Städte-Dron.) muß derſelbe ihr wenig: 
ftend mitgetheilt werden, es if ihre Zuftummung zu einzelnen Poſitionen, beſonders bei 
Gehältern und Penfionen, erforderlich, und fie kann geſetzlich nothwendige Ausgaben, welche 
im Etat fehlen, vemfelben hinzufügen. Am Schluffe jeder Etatsperiode hat die Gemeinde— 
verwaltungsbebörde Rechnung zu legen. Die Rechnung wird von der Gemeindeverſamm— 
lung oder ihrem Repräſentativausſchuß geprüft und feftgeftellt und dDeingemäß Decharge 
ertheilt. Auch hierbei hat nach vielen Gemeinde-Ordnn. die Auffichtsbehörde noch mitzus 
wirken oder e8 wird gar ihr die Abnahme, Reviſion und Dechargeertbeilung vorbehalten. 
Die freier geftellten Gemeinden dagegen (3. B. die Städte in Preußen und Hannover 
und alle Gemeinden in Braunfchweig) find nur zur Mitthetlung des Rechnungsabſchluſſes 
an die Regierung verpflichtet. 

Lit. Über Gemeindewejen: Die betrefienden Abfchnitte der Lehr- und Handblicher fiber 
Rechtsgeſch, Briv.R. u. Staats-R. Umfaffende Monographien eriftiren nur über die geſchichtl. 


‚Entwidelung der Gemeindeverhältniffe. Bal, die näheren Nachmweife bei Gierke, Nechtsgefch. 
der deutſchen Genofienfhaft, $$. 7—9, 21, 24, 23-30, 33—35, 52—53, 55 56. ine Ueber⸗ 
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fiht des geltenden Rechts der Drtsgemeinden ebenda 8.57. Ueber einzelne Punkte des heutigen 
Gemeinderechts handeln: v. Giech, Anfichten über Staats- und öffentl. Leben, Nürnb. 1843, 
Stüve, Weſen u. Berig. ber Landgemeinden u. des ländl. Grundbeſitzes in Niederſachſen u. 
Weſtphalen, Jena 1851. Weiske, Sammlung der neueren teutjchen Gemeindegeſetze mit einer 
Einleitung: Die Gemeinde al® Corporation, Yeipz. 1848. v. Beisler, Betrachtung über Ge- 
meindeverfafiung u. Gewerbsweſen, Augsb. 1831. Bgl. aud die Art. „Gemeinde“ v. Mitter- 
maier in Weiske's Rechtslexilon, ſowie „Gemeinde” v. Brater und „Stadt- und Land— 
emeinde” v. Schäffle in Bluntſchli's Staatswörterbuh. Nähere Nacweife bei Jahariä, 
eutiches Staats- und Bundesrecht, $. 105 f.: Zöpfl, Staatsrecht, $. 420 f.;v. Rönne, 
reuß. Staatsrecht, $. 305 f.: Held, Syſt. des Berfg.R. der monard. Staaten Deutſchlands, 
L. 5 497 5 v. Mohl, Staatsrecht des Königr. Würtemberg, II. ©. 143 f. 
O. Gierke. 

Gemeinheitstheilung. Die Vertheilung der in Folge der urſprünglichen An- 
fiedlungsart im Geſammteigenthum der Gemeinden verbliebenen Yändereien zu Sonder: 
eigenthbum hat im Wege freiwilliger Vereinbarung durd alle Jahrhunderte hindurch lang— 
ſame Fortichritte gemacht. Seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts aber fuchten Die meiften 
deutichen Staaten dieſe Auftheilung geſetzlich zm befördern. Man ging dabei von dem 
Geſichtspunkt wirthichaftliher Zweckmäßigkeit aus, wobei man in oft jehr einfeitiger Weife 
ohne Weiteres annahm, daß jede Gemeinſchaft ſchädlich ſei, umd weder die dauernden 
Intereffen der Gemeinde noch die befondere Beichaffenheit gemiffer Güter, wie namentlid 
der Waldungen, gehörig berüdjichtigte. So ordnete ein preuß. Gef. für Schlefien v. 1771 die 
Martentheilung „von Amtswegen ohne Zeitverluſt“ an, und die preuß. G. Th. Ordn. v. 1821 
ſagt in $. 1: „Die von mehreren Einwohnern einer Stadt oder eines Dorfes, won Ge— 
meinden und Grundbefigern bisher gemeinſchaftlich ausgeübte Benugung ländlicher Grund— 
ftüde fol zum Beften der allgemeinen Yandescultur, fo viel als möglich ift, aufgehoben, 
oder To lange fie befteht, möglichft unſchädlich gemacht werden“. Dabei aber it nad 
8. 23 „ohne Bewersführung anzunehmen, daß jede Gemeinfchaftsauseinanderfegung zum 
Beften der Yandescultur gereihe und ausführbar ſei“. Neuere G.IH.Ordnn. ſuchen dieſe 
Einfeittgkeit zu vermeiden, ftreben namentlich die Conſervirung der Gemeindewaldungen 
an und geben mehr umd mehr den Theilungszwang auf. Vorzugsweiſe find es die Ge— 
meinweiden, mit deren Theilung fich die Gſgb. befchäftigt, weil gerade bei ihnen von 
der Theilung ein erhöhter Antrieb zu gefteigerter Bodencultur erwartet wird. Die ein- 
zelnen G.Th. Ordnn. weichen bezüglich der von ihnen befolgten Grundfäge erheblich von ein 
ander ab, wobei fic vielfach der Einfluß der verfchiedenen Anfichten über die rechtliche 
Natur der Verhältniſſe am Gemeinland geltend macht. 

Was zunächht den Theilungsfall angeht, fo ift die Forderung der Theorie, daß 
jded in wahren Gelammteigenthum ſtehende Gemeinland nur bei Uebereinftunmung 
ſämmtlicher Berechtigten getheilt werben dürfe, da fonft über wohlerworbene Rechte will: 
fürlich verfügt würde, von der Gſgb. nirgend berüdjichtigt worden. Dieſelbe fucht viel- 
mehr, ohne die verjchiedenartigen Fälle der Gefammt= und Sonderrechte am Ghemeinland 
zu untericheiven, die Theilung jeder Gemeinheit auch bei dem Widerſpruch einzelner Yu: 
tereffenten zu ermöglichen. Am weiteften in dieſer Richtung ging die preuß. Gſgb. (ALR. 
I, 17. 8 311 f. und G.Th.Ordn. 3$. 4 u. 17), welche von dem Geſichtspunkt des Mits 
eigenthums aus jedem Theilnehmer das Recht gab, eine Theilung herbeizuführen; doch 
hat die fpätere Gſgb. dieſes Provocationsrecht wefentlich eingeichräntt. Andere Geſetze 
geben dem Einzelnen nur das Recht, unter gewiffen Bedingungen die Ausſcheidung jenes 
Antheils zu verlangen (fo Lüneb. G. Th. Ordn. $. 25, Sächſ. Ablöſ. Ordn. $. 133, Osnabr. 
G.Th. Ordn. $. 15, Kurheſſ. Verordn. v. 13. Mat 1867 $. 1), Schreiben dagegen für die 
völlige Auftheilung einen Mebrheitsbeihlug vor. Die Majerität wird bald nad) Köpfen 
g B. Großh. Heſſ. G.Th.Ordn. 8. 41), bald nach Grundbeſitzungen, reſp Genußrechten 
z. B. in Hannover) berechnet. Manche Geſetze fordern eine mehr als einfache Mehrheit, 
jo z. B. Baden und Gotha Dreiviertelsmehrheit, Baiern überdies. daß die zuſtimmenden 
drei Viertel der Gemeindebürger mehr als die Hälfte der ſämmtlichen Grundſteuern im 
der Gemeinde entrichten. Oft wird auch Die Genehmigung der Staatsbehörde verlangt. 
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Theilungsinterejfenten bei der ©. find nicht mer die Mitträger der bis— 
herigen Gemeinjchaft, Tondern auch diejenigen, melde am Gemeindegut als an einer frem= 
den Sache fefte privatrechtlihe Nugungsbefugniffe haben. Für diefe kommt der Geſichts— 
punft der Entihädigung in Betradht, während für Die Gejammteigenthümer nur der bis 
dahin unausgeſchiedene und corporativ gebundene Antheil ausgeichieden und frei wird. Es 
bedarf daher, um die Nutzungsrechte der zweiten Art abzulöfen und in Yand oder ander: 
weit abzufinden, bejonderer geleglicher Beftimmungen oder freiwilliger Vereinbarung. Dies 
jenigen,, welche das Gelammteigenthum läugnen und jede Gemeindegut für ein freies 
Eigenthbum der juriftiichen Perfon erklären, an welchen nur den Einzelnen jura in re 
aliena zuftchen, müſſen überhaupt die G. als eine Veräußerung des Gorporationgeigen- 
thums an die Glieder bei gleichzeitiger Abfindung der erproprürten Sonderrechte conftruiren. 

Der nad) Zweckmäßigkeit und Necht beftrittenfte und von den Gefegen am vwerfchte- 
denften beantwortete Punkt der G.Th.Ordn. ift der Theilungsmaßitab. Namentlich 
haben zwei Anjichten in der Theorie und Praris Vertheidiger gefunden. Die Einen wollen 
nad Köpfen theilen (Thibaut). Dieſem Princip ſchließt ſich 3. B. die bad. Gſgb. 
(Gemeinde-Ordn. von 1858 $. 127), früher auch die bair. an; doch wird bei Nutzungen 
von verſchiedenem Umfange deren Werth veranjchlagt und Entihädigung dafiir geleitet. 
Verbreiteter ift Die zweite Anficht, da der Umfang der Nutzungsrechte maßgebend fein 
fol (Gaudlig). Sind die Nugungsrechte nicht nach ideellen Quoten oder in anderer 
Weiſe, 3. B. nad der Stüdzahl des weideberechtigten Viehs feſt beftimmt, fo ſoll mie: 
derum nad manchen Gejegen (3. B. Preuß. AR.) der Durchminterungsmaßftab, nad) 
andern (3.8. Lüneb., Hannov., Preuß. G.Th.Ordn. von 1821) der Bisherige wirkliche Vieh— 
ftand und nur ſubſidiär der Durchwinterungsfuß, nad wieder andern (3. B. Oefterr. v. 
1768) die Größe des Grundbeſitzes, nach nod andern (3. B. Schlesw.=Holft. v. 1779) 
das Verhältniß der Beiträge zu den Gemeindelaften oder endlich ein aus den verſchiedenen 
Mapftäben combinirtes Syſtem entſcheiden. Wo e8 an einer pofitiven Anordnung fehlt, 
wird e8 darauf ankommen, die concrete Frage zu beantworten, in wie weit das Nutungs- 
recht des Einzelnen ſich als Ausdrud einer Gefammteigenthumsgquote darjtellt oder nur 
als Ausflug der Mitgliedichaft in der Gemeinde ericheint. 

Die Antheile werden freies Eigenthum, aber meift mit einem ablösbaren Grundzinfe 
zu Gunften der Gemeindekaſſe belegt. Ueblich ift es, einen befonderen Antheil für den 
Boltsihulfonds der Gemeinde auszuiceiden. Auch muß für die Heritellung von Wegen, 
für die Abfindung befonderer Hebungen u. | mw. geforgt werden. Für die Ausführung 
des Theilungsgeſchäfts find meift befondere Berwaltungsbehörden eingerichtet worden, melde 
den Theilungsplan entwerfen, mit den Betheiligten bevathen und nad) erfolgter Annahme 
feftftellen und beurfunden. Die Enticheidung ftreitiger Rechtöfragen verbleibt natürlich 
den Gerichten. 

Duellen: Preuß. Refer. v. 29. Juli 1763 nebft vielen folgenden Berordn ; A.L.R. T, 17. 
8. 311 f.5 G.Th.O. v. 7. Juni 1821, Erg.Gef. über Ablöfungen bei G.Th. v. 2. März 1550; 
G.Th.O. für die Rheinprovinz, Neuvorpommern u. Rügen v. 19. Mat 1851; für Kurbefien v. 
13. Mai 1567. — Defterr. Patent v. 5. Nov. 1768; Gef. v. 14. Octbr. 1908. - Baier. 
Gem.Gef. v 29. April 1569 85. 26—32, für bie Pfalz $$. 19— 25. — Hannover: Lüneb. 
G. Th.O. v. 25. Juni 1802 u. Orbmungen für die andern Prov. v. 30. April 1824 u. 26. Juli 
1825. — Großh. Heſſ. G.TH.D. v. 7. Sept. 1814. — Gotha: G.Th.O. v. 2. Yan. 1832. — 
Sächſ. Gef. über Ablöfungen v. 17. März 1832. — Bad. Gemeinde-Drdn. v. 31. Dec. 1831 
und 5 Novbr. 1558. 

Lit: Wöllner, Die Aufhebung der Gemeinbeiten in ber Mark Brandenburg, Berl. 1766. — 
Mever, Ueber die G., Celle 1801 —5. — Klebe, Grundfäge der ©., Berl. 1521. — Rau, 
Grundſätze der Voltswirthicaftspolitit, $. 86 f. — Stein, Die Verwaltungslehre, Th. VII. 
(Stuttg. 1868) 5 253 — 291. Hier findet fih auch eine Darftellung der che: engl. 
und franz. Gſgbb. (S. 265 — 279). O. Gierke. 

Gemüthsunterſuchungsverfahren iſt das Verfahren, durch welches die Be— 
ſtellung eines Vormundes für eine geiſteskranke Perſon vorbereitet werden muß Im 
Röm. R. ſcheint der Magiſtrat, bei dem ein Verwandter des angeblich Kranken Einlei— 
tung einer cura beantragt hatte, ſich über den Gemüthszuſtand deſſelben unmittelbar, 
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durch causae cognitio extraordinaria vergewiſſert zu haben, 1. 6. C. de eur. ufr. 
XXVIL 10.1. 3. C. eod. V. 70. Ebenſo war im deutſchen R. der Vormundſchafts— 
behörde ein beftimmtes Verfahren zur Entſcheidung darüber, ob eine Perfon zu den „ho: 
ren und finnlojen Leuten‘ gehöre, nicht vworgeichrieben. Sachſenſp. TII. 3. Richtſt. ER. 
e. 43. Inzwiſchen haben fih dur die Praxis folgende Grundzüge des Proceſſes 
feftgeftellt. Wenn eine Perfon weder väterliher Gewalt noch der Altersvormundſchaft 
unterworfen ift, jo wird der Anlaf zur Eröffnung eined G. wider fie durch eine 
Provocation gebildet, die entweder von einem ihrer Verwandten oder von einem ex of- 
ficio dazu beftellten Mandatar bei der Bormundfcaftsbehörde, in Preußen beim Pro— 
ceßrichter angebracht wird. Die Provocation muß beſtimmte Thatfachen, aus denen 
auf eine Gemüthskrankheit zn ſchließen ift, enthalten, und nad) manchen Rechten (3. B. 
in Preußen) viefelben auch befceinigen. Hierauf ordnet der Richter dem Provocaten 
einen Nechtsbeiftand (litis curator) zu, der die Provocation zu beantworten bat. Außer: 
dem können auch proviſoriſche Sicherheitsmaßregeln ergriffen werden. Nach Schluß des 
Schriftenwechſels folgt die Beweisaufnahme, und zwar werden bei derjelben regelmäßig 
verpflichtete Aerzte mit der „Exploration des Gemüthszuftandes“ des Provocaten beauf- 
tragt. Diefelden haben motwirte jchriftlihe Gutachten abzugeben, zu denen eventuell im 
Falle einer Meinungsverichiedenheit noch das Superarbitrium eines dritten Sachverſtän— 
digen hinzutritt. In Preußen muß der Richter den Erplorationstermin perſönlich abhal- 
ten und das mit dem Provocaten geführte Geſpräch protocolliven. Hierauf ergeht das 
Erkenntniß entweder, daß Provocant mit jeinem Antrage abzuweifen, oder daß Provocat 
für wahn-, reſp. blöpfinnig, und demgemäß zur Verfügung über jene Perſon und fein 
Bermögen unfähig zu erflären, fo wie auf die Dauer dieſes Zuftandes unter Vormund— 
ſchaft zu ftellen. Gegen das Erkenntniß muß wenigftens der Nechtöbeiftand des Provo- 
caten ein Rechtsmittel haben (in Preußen Appellation und Revifion, doch ohne Suöpenfiv- 
wirfung). Uebrigens wird in Preußen die erfte Inftanz noch nad) der Unterfuhungs- 
Marime der Alg.Ger.D. inftruirt. $. 29. Verordn. v. 21. Yuli 1846. 

Quellen u. Lit.: Preuß. A.Ger.O. I. 38. 88. 2-8. W. H. Puchta, Hanbb. d. gerichtl. 
Berf., II. $. 281. Yo, Civilift. Abbandl., Leipz. 1832, S. 217 ff. Koch, Schlef. Ar. IV. 
a: fi- Arnold, Das gerichtliche Verfahren wider Geiftestrante und 7 Erl. 

Generalhypothek, beſitzloſes Pfandrecht an einem ganzen Vermögen: römiſch— 
rechtlich und in Folge deſſen gemeinrechtlich, indeß im größten Theile Deutſchlands ſeit 
1724 allmälig entweder ganz aufgehoben oder für den Immobiliarpfandverkehr unſchäd— 
lich gemadt. Das Inſtitut fteht zunächſt unter den allgemeinen Regeln von der römt- 
ſchen Hypothek. Es entfernt ih aber am weiteften von der modernen Hypothek, da es 
deren Grundlagen: Specialität und Publicität verleugnet. Die wichtigften Entſtehungs— 
gründe find Vertrag und Geſetz. Selbft mündliche Beitellung genügt. In Darlehns-, 
Bürgichaftöverichreibungen, Pachtverträgen, in alten Wechſeln und ähnlichen Schrifitüden 
finden fi häufig die Worte „sub hypotheca bonorum“, „s. h. omnium b.“, id ver- 
pfände „mein Vermögen‘, „meine Mobilien und Immobilien” (Forderungen ?) ; aber 
auch: „mein ganzes Bermögen, und zur Specialbypothef mein Wohnhaus und Wieſe“ u. 
dgl. m. Im Tegteren Fall Tiegt die Frage nahe, ob der Pfandſchuldner den Gläubiger 
zunächſt auf das Specialpfand verweilen dürfe, ob einem nachftehenden Gläubiger dies 
Verweiſungsrecht gegen ven vorhergehenden zuftehe? Es herricht viel Streit und dem 
entfprechend viel verichiedenartige Caſuiſtik in der Beurtheilung der bier einichlagenden 
Fälle (Exceptio excussionis realis). Allein auch ohne Colliſion mit Specialbypotbeten 
gibt die G. zu vielen Zweifeln Anlaß. Der Beftand eines ganzen Vermögens verändert 
fi) mit jedem Tage. In der Berpfändung dejjelben unter obigen und ähnlichen Ausdrücken 
liegt nach Yuftinian zugleich die Berpfändung des künftigen Erwerbs (Anticipirender Pfand— 
vertrag). Ob aber für diefen vom Augenblick des conftituirten Pfandrechts oder der Erwer— 
bung der neuen Objecte, ift ſehr beftritten und zwar im gleicher Weile für vertragsmäßige, 
wie für gefegliche G. Wichtig ift dieſe Frage für die Beftimmung des Alterdvorzugs bei der 


Genofienihaften. 473 


Colliſion unter mehreren Pfandgläubigern. Die Praris mander Länder, z. B. Medlenburgs, 
bat ſich conftant zu der Annahme befannt, daß Die Zeit der Beltellung des Pfandrechts 
maßgebend bleibe auch rückſichtlich des ſpäteren Erwerbes. Die entgegengefegte Anficht ruft 
große Beweisichiwierigfeiten und Benwidelungen hervor. Bei der fteten Veränderung des 
Vermögens ift wiederum in den Staaten, in welchen das Syſtem der gerichtlichen Betätigung 
— mie im Großherzogthum Hefjen — und neben dem Hypothekenbuch das römiſche Hy— 
pothefeniuftem in Geltung geblieben, die Anficht vertreten daß der Richter zur Beftätigung 
von conventionellen G. nicht fich herbeizulafien habe, da feine gehörige Sachunterſuchung 
möglih. Werben die der ©, unterliegenden Sachen durch Veräußerung feitens des Schuld— 
ners pfandfret, auch wenn der Gläubiger nicht eingewilligt hat? Die Theorie pflegt zu 
verneinen, die Praris und Gſgb. zu bejaben (Hannover, Braunfchweig). — In vielen 
Einzelheiten höchſt beftritten find Die geleglihen G. Sie find für die gefammte deutjche 
Part. Gſgb. von Bedeutung geblieben, injofern daraus Vorzugsrechte (Concursprivilegien) 
oder Rechtsgründe — Titel — für die Begründung moderner Spectalbypothefen — Eins 
tragung als modus acqu. — hervorgegangen. Hauptfälle: 1) fiscus semper habet jus 
pignoris (auch für aufercontractliche, für cedirte Forderungen ?), gleich ihm der Regent 
und feine Gemahlin, nach der Prarid die Städte wegen Abgaben und gegen ihre Ber: 
waltungsbeamten, 2) Pupillen, Minderjährige, furiosi am Vermögen der Bormünder 
aus Bormundichaftsverhältniffen (auch andere Bevormundete? auch am Vermögen des 
Prolutors ?), 3) Kinder unter gewiffen Vorausfegungen am Vermögen der, in VBermaltung 
und Nießbrauch von Kindergut befindlichen Eltern (bef. parens binubus), 4) die (recht- 
gläubige ?) Ehefrau am Bermögen des Mannes wegen der dos, der Paraphernen (aud) 
der donatio propter nuptias) überall unter befondern VBorausfegungen ; ftreitig ob auch 
die Braut ? die putative ? die jüdische Ehefrau ? 5) der Ehemann am Vermögen des Be- 
fteller8 einer dos, 6) der bedingt bedachte Yegatar in einem, wegen der lex Julia Mis- 
cella beftrittenen Fall, 7) die Kirche am Vermögen des Emphyteuta wegen Deterioratio- 
nen. Faſt in allen diefen Fällen hat die Beftimmung des Anfangs des Pfandredhts zu 
Meinungsverichiedenheiten geführt. 

Durch Nichteract könnte bei der missio in possessionem eine G. entftehen, wenn 
fich nicht bei derfelben, das erft durch Apprebenfion feinen Anfang nehmende Pfandrecht 
ftets als Fauftpfand geftaltete. Weiter greift die richterliche Hypothek des franz. R. 
Durch Tettwillige Verordnung kann eine G. beftellt werden. Verſchieden von biefer ift 
die in vielen Punkten beftrittene Verpfändung von universitates rerum (Herden, Waa- 
renlagern u. dgl.) 

dit. u. Gigb.: Hoffmann, Einfluß des allg. Pfandrechts auf die einzelnen Sachen bes 
Schuldners, Darmft. 1830. Dernburg, Pfandrecht, 88. 65, 41—50 (1860), wo bie Pit. in 
den Noten. Bol. Arc. f. civ Praxis, 3b. 17, N 1; Bd. 21, N.6; Bd. 41, N. 2. Gießener 
Ztihr. Bd. 65,N. 5 N.13. — Hannover: Gef. v. 14. Dec. 1864. Braunſchweig: Ber- 
orbn. v 26. März 1823. 0. civ. a. 2121— 23. Schaper. 

Genofjenichnften. Das Wort „Genoſſenſchaft“ wird in ſehr verſchiedener Weife 
verwandt. Die germaniftiiche Jurisprudenz verfteht darunter alle deutfchrechtlichen Körper: 
ſchaften, welche nicht Gemeinden find, und will mit diefem Namen zugleih auf deren 
von der römiſchen universitas verſchiedenes Weſen hinweiſen. (Bgl. den Art. „Corpo- 
ration.”). Aehnlich ift der Sprachgebrauch mancher Geſetze, wie 3. B. des ſächſ. Gef. 
über juriftiiche Perſonen. Ein anderer bisher zwar wenig ausgeprägter und beftimmter, 
trogdem jedoch im die neuefte Gſgb. übergegangener Sprachgebrauch verwendet das Wort 
vorzugsweiſe als technifchen Namen derjenigen Vereinigungen, welche genauer als die auf 
Selbithülfe beruhenden Erwerbs - und Wirthichafts.=&. bezeichnet werden. Nur von dieſen 
letzteren ſoll hier die Rede fein. 

Die moderne capitaliftifche Entwidlung bat in faft allen Culturländern unter den 
von der Uebermacht des Capitals in ihrer wirthſchaftlichen Selbftändigfeit bedrohten Klaj- 
fen eine Bewegung hervorgerufen. Diefe Bewegung ging nad verjchiedenen Richtungen 
bin auseinander. Die Einen flammerten fi an die Nefte der alten Wirthſchaftsorga— 
nifation, welche und von der Vergangenheit in Zünften und ländlichen Patrimonialverbän— 
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den überliefert war, von der neueren Entwidlung aber völlig geiprengt oder doch der 
alten Bedeutung beraubt ift. Eine zweite Nichtumg, der die ſocialiſtiſchen und commus 
niftifchen Theorien in allen ihren Scattirungen Ausdruck gaben, appellirte an die All- 
macht des Staatö oder einer neuen an feine Stelle zu jegenden Gemeinichaft und vers 
langte die von oben ber zu becretirende Organiſation der Wirthichaft. Eine dritte Rich— 
tung endlich, die allein bisher wirflihe Erfolge aufzumeilen bat, ſuchte Das mächtige 
Princip der freien Aſſociation zu verwenden, um von unten und innen heraus neue 
wirthicdaftliche Organismen zu ſchaffen. Indem an die Stelle der abgelebten Bereinsformen 
neue, lebenövollere G. treten, welche die auseinandergelprengten und in ihrer Iſolirung ohn— 
mächtigen Wirthichaftsatome zu potenzivter Gefammtfraft zuſammenſchließen, ift damit, 
wie wir hoffen, der Weg angedeutet, auf dem die Zukunft einem der Theile der 
als „iociale Frage“ zufammengefaßten Gefahren begegnen wird, welche die einfeitig capi— 
taliftiiche Wirthichaftsentwidelung unferer Zeit in ihrem Schoße birgt. In ihrer genoi- 
ſenſchaftlichen Bereinigung, aber auch nur in diefer, vermögen die fleineren Handwer— 
fer und Gewerbtreibenden der erbrüdenden und verzehrenden Concurrenz des Groß— 
betriebes8 Stand zu balten; die Aſſociation allein vermag auf die Yänge dem länd— 
lichen Kleinbefig feine Selbftändigkeit neben der Großgrumdwirthfchaft zu verbürgen ; und 
in ihren letten Zielen ftrebt die Genoſſenſchaftsbewegung nichts Geringeres an, als auch 
die heute unfelbftändigen und an den modernen Grmerböunternehmungen nur in Der 
Form Des Lohnes betheiligten Arbeiter zu ſelbſtändigen Trägern genoſſenſchaftlicher Unter: 
nehmungen zu erheben. 

Dieje og. Genofjenfhaftsbewegung, von den Engländern und Franzojen Cooperativ- 
bewegung (cooperative movement, cooperation) genannt, hat ſich überall in verschiede 
nen Stufen vollzogen. Als Vorſtufe find die Arbeitervereine für politiiche, ſociale und 
ſittliche Zwecke zu betrachten, von denen vor Allen Die Bildungs-G. indirect 
auf die wirtbfchaftlihe Stellung der Betheiligten zurückwirken, die ©. für In— 
terefjenvertretung aber namentlih als Gewerkſchaften (engl. trade-unions) durch 
die Organijation von Coalitionen, Arbeiteinftellungen und Ausgleihen eine wirtbichaft- 
liche Macht geworden find. Doch ift die Bedeutung diefer Vereinigungen für das wirth— 
ichaftliche Yeben zunächft nur eine indivecte oder negative: eine pofitiv ſchöpferiſche Kraft 
als Wirthſchaftsgenoſſenſchaft entfaltet Die Aſſociation der arbeitenden Klaſſen zuerft im 
mannichfachen Formen der ©. für gegenleitige Unterftügung, wobei die vereinigte 
Geſammtheit die Tragung der Gefahr einzelner den Mitgliedern drohender wirtbichafts 
licher Unfälle übernimmt. Zu diefen G., welche beſonders in England als friendly so- 
cieties eine hohe Blüthe erreicht haben, in Deutjchland dagegen zum Theil durch Zwangs— 
unterftügungstaiien, Knappſchaften u. j. mw. erjegt werben und auch in Frankreich als 
societes de secours mutuel einen ftaatsanftaltlichen Charakter haben, gehören alle auf 
Gegenfeitigfeit baſirten Kranken-, Invaliden-, Sterbe-, Wittwen-, Alterwerlorgungs = umd 
Hulfskaſſen, ſowie die kleinen Verſicherungs- und Garantievereine der hier im Betracht 
fommenden Klaffen. Eine weitere Etufe erreicht die Genoffenichaft in der befonders m 
Deutichland entwidelten Form der Credit- und Vorſchuß-G., welde ihren 
Mitgliedern die Beſchaffung des für jeden Betrieb unentbehrlichen Capitals dadurd zu 
erleichtern ſuchen, daß fie auf Grundlage der ſolidariſchen Verhaftung Aller eine Summe 
an ſich ohmmächtiger Einzelevedite zu einem lebensfähigen Geſammteredit verbinden. Ans 
dem vermöge dieſer Greditmacht gebildeten Betriebscapital gemähren dann dieſe Vereine 
ihren Mitgliedern mit Rückſicht auf deren perlönliche Ereditwürdigfeit oder die von Ihnen 
beftellte Sicherheit entgeltlihe Vorſchüſſe auf beftunmte Friſten. Daneben übernehmen 
derartige G. auch in anderer Beziehung die Rolle eines Bankiers ihrer Genoſſen, eräft: 
nen denfelben laufende Gonten, nehmen Depofiten an, vermitteln die Sparanlage und 
harakterifiren ji überhaupt als wahre „Volksbanken“. Unmittelbarer nody auf Die Wirtb- 
ichaft der Verbundenen wirft die Afjoctatton auf einer dritten Stufe ein, welche ſich als 
wirtbichaftlihe Distributingenoffenihaft bezeichnen läßt, indem dabei beitimmmte 
laufende Berürfniiie der Einzelwirthihaft auf die Geſammtheit übernommen und die Koſten 
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ihrer Befriedigung unter die Genoffen vertheilt werben. Die größte Verbreitung unter 
den ©. diefer Gattung haben die zuerſt in England ausgebildeten Confumvereine 
gefunden, welche die nothwendigen Yebensbedürfniffe, wie die täglichen Lebensmittel, Brenn- 
material, Beleuchtungsitoffe u. ſ. w. im Großen anfchaffen und fodann tm Detail an bie 
Genoſſen gegen Baarzahlung veräußern, um jo dem Einzelnen erftend gute und unver- 
dorbene Waare zu fihern und zweitens den Gewinn zuzumenden, den andererſeits ein 
Zwiichenhändler machen würde. An die Confumvereine jchliegen fich die Wohnungs- 
G., befonderd die engliſchen Land- und Bau-G. an, welche mit gemeinfamen Mitteln 
billige und gefunde Wohnungen für ihre Mitglieder berftellen. Andere Distributiv- 
G. werden von Gewerbtreibenden gleiher Gattung oder von Landwirthen gefchloffen, 
um einzelne Seiten ihre productiven Betriebes zu aſſociiren. So die auf gemeinfame 
Anſchaffung des Robftoffes gerichteten Rohſtoff-G., zu denen aud die Ländlichen 
Düngerconfumwereine u, ſ. w. gehören ; To die verſchiedenen Werks-G., melde be- 
ftimmte Anlagen, Werkzeuge, Mafchinen u. |. w. auf genoſſenſchaftlichem Wege beichaffen 
und gemeinjam benugen ; jo die Abſatz-G., Magazin-G., Bazare u. ſ. w., welde 
theild die Mühen und Koften, theils überdies das Riſico des Verkaufs der Eingelproducte 
auf die Geſammtheit übernehmen. Die höcfte Stufe endlich der Affociation bildet die 
bisher erft in geringen Anfängen verwirklihte Productiv-©,, durch welche die aſſociirte 
Arbeit ſelbſt, ſei es ausichlieflich, fei e8 neben dem Capital, zur Trägerin eines probuc- 
tiven Unternehmens erhoben wird. In neueſter Zeit hat man auch den Verſuch gemacht, 
eine ſolche Arbeitsgenoſſenſchaft mit den bisherigen Formen der capitaliftiichen Erwerböunter: 
nehmung zu combiniven, indem man durch die fog. industrial partnership die Arbeiter 
am Unternehmen betbeiligt hat. Die Geſchäftsantheile der Arbeiter find dabei theils- 
durch Einlagen, theils durch zurüdbehaltene Gewinn oder Yohnquoten gebildet worden. 

Für die vehtliche Stellung aller diefer zum Theil ganz neuen Affociationsformen, 
weldye der cooperativen Bewegung ihr Dafein verdanfen, reichte das beftehende Gefell- 
ſchafts- und Genoffenichafsrecht faft nirgends aus. Es trat daher an die Gſgb. die 
Aufgabe heran, ein neues Recht dafür zu Schaffen. Diefe Aufgabe ift in verjchiedener 
Weiſe gelöft worden. 

In England bietet die große Companies Act vom 7. Aug. 1862 in den fünf 
Sefellichaftsarten, welche ſich nad ihr durch Einvegiftrirung corporative Rechte verichaffen 
fünnen, für jede Genoſſenſchaftsgattung eine geeignete Form. Es beftehen aber dort über: 
dies zahlreiche Specialgefege, welche den als gemeinnügig betrachteten Wirthichafts = ©. 
gegen gewiſſe Garantien bejondere VBorrechte gewähren. Hierher gehört namentlich das 
Gef. vom 7. Aug. 1862 über provident and industrial societies; ſodann zahlreiche 
Geſetze über friendly societies, über land and building societies und über loan so- 
eieties ; endlicy ein Gef. vom 5. Yuli 19865 über industrial partnership. 

In Frankreich bat das Geſellſchaftsgeſetz vom 24. Juli 1867 mit Rückſicht auf 
die Gooperativbemegung in Tit. III. befondere Beftunmungen über sociétés & capital 
variable getroffen. Dieje Beftummungen jollen neben dem jonft zutreffenden Gejellichafts- 
recht da zur Anwendung kommen, wo ein Statut die Vermehrung des Geſellſchaftscapi— 
tals durch ſucceſſive Nachzahlungen oder durch Aufnahme neuer Gejellichafter, die Vermin— 
derung deſſelben durch theilweiſe oder völlige Nücdnahme gemachter Einlagen zuläßt. Im 
einem ſolchen Falle können Fleinere Actien als fonft ausgeftellt, es kann deren freie Ueber- 
tragbarfeit ausgeichloffen und es fünnen über Austritt und Ausſchluß von Mitgliedem 
befondere Beitimmungen getroffen werden. Andererſeits werben erhöhte Garantien ges 
fordert und Beſchränkungen auferlegt. Die ©. werben hier alſo durdaus als modificirte 
Gapitalvereine conftruirt. 

In Deutihland hat, da weder das allgemeine Vereins- und Gefellichaftsrecht, 
noch das befondere Recht der Handelögefellichaften ausreichend war, zuerft Das preußiſche 
Genoſſenſchaftsgeſetz vom 27. März 1867 und dann das aus diefem hervorgegangene 
Genoſſenſchaftsgeſetz des Nd. Bundes vom 4. Yuli 1868 ein Specialrecht für jolche auf 
Eolivarhaft beruhende Erwerbs und Wirthichafts-G. geſchaffen, welche ſich durch Erfül— 
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lung der vom Gejeg geforderten Bedingungen unter dafjelbe ftellen. Dieſes Geſetz iſt in 
ganz Heflen, Baden und Würtemberg faft unverändert angenommen ; ebenfo ſchließt fich 
das bairiſche Genoffenichaftsgefeg vom 29. April 1869 im feinem erften Hauptftüd an 
daffelbe an. Nach dem Tomit für ganz Deutjchland geltenden Recht fünnen „Geſellſchaf— 
ten von nicht gefchloffener Mitgliederzahl, welche die Förderung des Greditd, des Er- 
werbes oder der Wirthichaft ihrer — mittelſt gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes 
bezwecken“, namentlich Vorſchuß⸗ und Credit-, Rohſtoff- und Magazin-, Conſum-, Woh— 
nungs- und Productiv-G., unter Vorausſetzung der Solidarhaft und anderer geieglich 
geforderter Garantien durch Eintragung in ein gerichtliches Regiſter die Rechte einer 
„eingetragenen Genoſſenſchaft“ und damit vor Allem das Recht juriſtiſcher Perſönlichkeit 
erlangen. Der Eintragung muß ein fchriftlich beurfundeter conftituirender Act voranz 
geben. Staatsgenehmigung ift nicht erforderlih, die Genoſſenſchaft muß aber eim 
Ditgfieververzeichnif, bei Gericht eimveihen und ihre Statuten werden auszugsweiſe 
veröffentlicht. Entſprechend verhält es ſich mit der Abänderung oder Auflöfung der 
Genoſſenſchaft; als weitere Auflöfungsgründe treten Ablauf der beftiminten Zeit, Con: 
curs und gerichtliches Strafertenntnig binzu. Ihrer Zufammenfegung nach iſt dieſe 
neue Affoctationsform eine wirthichaftlihe Berfonalgenoffenihaft, welde aber 
ein Senofienihaftscapital nothwendig bilden muß umd Diefes in den Ber: 
einsorganismus hineinzieht. Die Mitglievichaft ift daher an fich vein perlönlich ; fie wird 
erworben durch Aufnahme, verloren durch den ftets nach Kündigung frei ftehenden Aus- 
tritt oder den im gewillen Fällen (namentlich ftets bei Verluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte) zuläfjigen Ausichluß ; fie ift umübertragbar und unvererblich. Allen fir den Ein- 
zelnen wird durch Einlagen, Beiträge umd innabfchreibungen zwangsweiſe ein Ge— 
Ihäftsantheil (Guthaben) gebildet, ein feinem Genoffenrecht organiſch verbundener und 
daher bei beftehender Mitgliedſchaft der Privatverfügung entzogener Anfprucd gegen den 
Berein, welcher ſich aber bei Fortfall des Genoffenverbandes fofort in eim rein indivi— 
duelles Forderungsrecht verwandelt. Ebenſo ift dem Inhalt nad das Recht jedes „Ge— 
noſſenſchafters“ an ſich dem des andern gleich, gibt daber namentlich im Zweifel gleidyes 
Stimmrecht in den Angelegenheiten der Genoffenichaft ; die materielle Berheiligung aber 
fann eine verjchiedene fein und deshalb wird in Ermangelung einer ſtatutariſchen Beſtim— 
mung Gewinn und Verluſt nad Geſchäftsantheilen wertheilt. Die Verfaſſung der Ge: 
noſſenſchaft ift ähnlich wie die der Actiengeielliähaft geordnet. Hauptorgan ift die Gene- 
ralverfammlung der Genoſſenſchafter, nothwendig aber ift außerdem ein gewählter, gericht- 
Gh anzumeldender Borftand, welcher ſich nad innen als eine an ihren Auftrag gebun- 
dene, ftetd abjegbare, verantwortliche Vollzugsbehörde darjtellt, nad außen aber die Ge- 
noſſenſchaft unbedingt vertritt umd unmittelbar berechtigt wie verpflichtet. Dazwiſchen 
fteht in der Regel nod ein Ausſchuß (VBerwaltungsrath, Aufjichtörath), der, wenn er bes 
ftellt iſt, die geleglichen Befugniffe eines vepräfentativen Gontrollorgans (3. B. Berufung 
ver Berlammlung, Suspenfion der Beamten, Vertretung der Genoffenichaft bei Proceiien 
oder BVerträgen mit dem Borftand) ausübt. Die jo organifirte Genoffenichaft bat Die 
Rechte einer juriftiichen Perſon. Sie kann unter ihrer Firma, welche eine unperſönliche 
fein muß, Rechte und Berbindlichkeiten haben, Eigenthum und dingliche Rechte erwerben, 
vor Gericht Hagen und verflagt werden. Dabei gilt fie ohne Rückſicht auf die Art ihres 
Geſchäftsbetriebes als Kaufmann. Inter bejonderer Staatsauffiht ftebt fie mich: 
Bublicttät, civilrechtliche VBerantwortlichkeit der VBorftanddmitglieder, Androhung von Ord— 
nungsftrafen und ſchlimmſtenfalls Auflöſung durch Richteripruch bieten genügende Garan- 
tien. Als juriftiiche Perfon ift die Genoſſenſchaft Eigentbümerin ihres gefammten Ber: 
mögend, jo daß der Unterfchted von Genofjenichaftsvermögen und Mitgliedervermönen, 
welches Tegtere für die Dedung der Mitgliederguthaben beſtimmt ift, nur als ein rech— 
nungsmäßiger ericheint. Umgekehrt haftet auch die Genoſſenſchaft als ſolche zunächſt für 
ihre Berbindlichfeiten ; es treten indeß Fraft eines durch Statut nicht abänderlihen Satzes 
die Genoffenihafter Tolidartich mit ihrem ganzen Vermögen als Bürgen hinter Die Ge— 
noſſenſchaftsperſönlichteit. Im erſter Reihe daher kann nur die Genoffenſchaft als ſolche 
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verffagt werden: jobald aber dieſe untergegangen ift und ihr Vermögen beim Goncurfe 
oder bei der Liquidation nicht ausreicht, haftet jever Einzelne für das Ganze. Die Härte 
diefer Solidarhaft wird jedoch gemildert durch eine zweijährige Klagenverjährung zu 
Gunften ausgefchtevener Genoffen oder der Mitglieder einer aufgelöften Genofienichaft. 
Und befonders ift durch das Nd. Gefeg ein dem preuß. Geſetz noch unbefanntes Ver— 
fahren erecutivifcher Zwangsumlage eingeführt, wodurch die Ausfälle unter die verfchie- 
denen Haftpflichtigen verteilt werben. 

G., welche das Princip der Solidarhaft nicht acceptiren wollen, müſſen fich bier- 
nach mit dem gewöhnlichen Vereins- und Gefellichaftsrecht begnügen, jofern fie nicht etwa 
eine ſpecielle ftaatlihe Incorporirung erlangen. Dagegen bat das bairifche Genofjen- 
Ihaftögefeg im zweiten Hauptftüc befondere Beftimmungen für G. mit bejchräntter Haft- 
pfliht getroffen, jo daß auch diefe, wenn fie gewiſſe gefetliche Bedingungen erfüllen und 
in ihre Firma den Zuſatz „regiftrirte Geſellſchaft mit beichräntter Haftpflicht‘ 
aufnehmen, die Rechte der Perfönlichkeit erlangen. Jene endlich, welche nicht auf Erwerb, 
Gewinn oder eigentlichen Geſchäftsbetrieb abzielen, fünnen nach einem bejonderen bairi— 
ſchen Gefet über Vereine vom gleichen Datum als „anerkannte Vereine“ die Rechtsfähig- 
feit erwerben. , Wieder einen andern Weg Ichlägt das ſächſ. Gef. über juriftifche Per— 
fonen ein; es bezeichnet ald G. alle Vereine mit juriftiicher Berfönlichfeit und läßt ſomit 
diejenigen Vereinigungen, welche ſich nicht unter das Bundesgenoſſenſchaftsgeſetz ftellen 
wollen, unter verichtedenen Modalitäten die Nechte einer nad) Yandesgeiet eingetragenen 
Senoffenihaft erlangen. Wieweit dieſes Gefeg mit dem nur wenige Wochen jüngeren 
Bundesgefeg vereinbar ift, erfcheint in hohem Grade zweifelhaft. ’ 

Fit.: Ueber die deutſche Genoſſenſchaftsbewegung vgl. vor Allem die Schriften des Haupt 
begründers derfelben, Schul ze-Delitzſch, def. Aſſoeiationsbuch für deutſche Handwerker u. Arbeiter. 
Leipz. 1853; Die arbeitenden Klafjen u. das Afjociationswefen in Deutſchland (2. Auft.), Leipz- 
1863; Borfhuß- u. Creditvereine ald Volksbanken (4. Aufl), Leipz. 1867, mit 2 Nachträgen ; 
die Sfgb. über Erwerbs» u. Wirthſchafts-G., Berl. 1869. Rüchkſicht zugleih auf die Bewegung 
des Auslandes nchmen vie zahlreichen Schriften von B. A. Huber, 3. B. Neifebriefe aus 
Belgien, Frankreich u. England, Hamb. 1855; Concordia; „Affociation” im Staatswörterb, ; 
Die genofienihaftlibe Selpfthülfe der arbeitenden Klafjen, Elberfeld 1865. Ebenfo Schnell, 
Die fociale Privatbülfe, Berl. 1860. Pfeiffer, Ueber Genofienfchaftswefen, Leipz. 1863. Beder, 
Die Arbeiterfrage in ihrer gegenw. Gejtaltung, Wien 168. Yudlom u Jones, Die arbei- 
tenben —* Englands, überſ. von J. v. DBTEERDERIL, Berl. 1868. Hubert-Val- 
leroux, Des associations ouvrieres (societes coop6eratives) et de leur situation u 
en France, Paris 1869. Ueber einzelne Gattungen: Pfeiffer, Die Confumvereine, ihr We— 
fen u. Wirten, Stuttg. '867; Engel, Ztſchr. des königl. preuß. ftatift. Bireaus, Jahrgg. 1861 
u. 1866, und Arbeiterfreund Jahrg. 1867; Held, Die ländl. Darlehustaffenvereine, Jena 1869. 
Ueber die Anwendung auf die Landwirthſchaft eriftirt ebenfall$ bereits eine jehr umfangreiche 
Lit.; die neuefte und vollftändigfte Schrift ift die von Birnbaum, Das Genofienihaftsprincip 
in Anwendung und Anwendbarkeit in der Landwirthſchaft, Leipz. 1870. — Befondere periodifch 
erfcheinende Zeitichriften für Genoflenichaftsmefen find der Cooperator zu Mancheſter, der Al- 
manach de cooperation zu Paris, die „Blätter für Genoſſenſchaftsweſen“, früher „Innung ber 
Zukunft“ zu Berlin. In Berlin erfcheinen aud die von Schulze al$ Anwalt der beutichen 
G. berausgeg. „Sahresberichte”. — Commentar zum preuß. u. Nd. Genofienfhaftsgef. von 
Parrifins — Ueber bie juriftifhe Natur der ©. eriftiren bisher nur in Zeitjchriften zer— 
freute Abhandlungen. Bgl. den Nachweis derfelben bei Gierke, Rechtsgeſch. der deutſchen G., 
$. 70, Note 198. O. Gierke. 


Gensler, Johann Caspar, geb. 14. Sept. 1767 zu Oſtheim an der Rhön, 
ftudirte in Jena, wurde Syndicus der reichöritterfchaftlichen Ganerbſchaft in Oftheim, 
dann Gonfulent und Yuftizbeamter im Privatiprucheollegium der Grafen v. Soden, ging 
1800 nad Jena, wurde 1801 Doctor, Beifiger des Schöppenftuhls, Brivatdocent, 1804 
Profeffor des Yehnrechts, weimariicher Hofrath, Geh. Yuftizrath, trat 1813 im die Ju— 
eye ein, ging 1816 nad Heidelberg, wo er Ordinarius wurde, ftarb 18. 

at 1821. 


Scdriften: De probatione in perpetuam rei memoriam quatenus differt a regulari, 
Jen. 1801. — Exereitationes juris civilis ad doctrinam de a Jen. 1813, — Beitrag 
zur Lehre von der Culpa, Heidelberg 1819. — Handb. zu Martins Lehrb. des teutfchen gem. 
Pre, Jena 1814, 1521. — Sammlung von Kivilacten, Sena 1806. — Sammlung von Rechts— 
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fällen zur Beurtheilung und förmlichen Bearbeitung in aladem. Uebungscollegien, Heidelb. 1817. — 
Anleitung zur gerichtl. Praris in Civilrechtöftreitigleiten, Heidelb. 1921, I. Bd.; 2. Bb. (von 
Morftadt — Heidelb. 1525). Er begründete das Arch f. civil. Praris. 

Lit.: Erih u. Gruber. Teihmann. 

Gentilis, Albericus, geb. 1551 im der Marf Ancona, wurde zu Perugia 
1572 Doctor, 1587 Profeſſor in Oxford, ftarb daſelbſt 1611. 

Schriften: De juris interpretibus dialogi sex, Lond. 1582. — De legationibus, 
1583. — Comment, secunda de jure belli, 15399 — De jure belli libri III, a Bat. 
1569; Hanov. 159», 1612. — Opera omnia, Neap. 1770. 

Sein Bruder Scipto ©,, geb. 1563 in der Mark Ancona, wırde in Balel 1559 
Doctor, lehrte in Altorf jeit 1590 und ftarb 1616. 

Schriften: Opera omnia, Neap. 1773. 

tit.: Reiger, Commentatio de Alberico Gentili ad condendam juris gentium dis- 
<iplinam viam praeeunte, 1567. — Mohl, I. 324; 111. 563. — Pierantoni, Storia 
degli studi del diritto internazionale, Mod. 1869 p. 21—35. 

Teihmann. 

Gent, Friedrid von, geb. 1764 zu Breslau, ftudirte in Königsberg, hörte 
daſelbſt Kant, erhielt eine Anftellung tm preußiſchen Staatsdienfte, war aber befonders 
als politiicher Schriftfteller wirſſam. 1802 trat er in öſterreichiſche Dienfte und wurde 
geadelt. Bis zu feinem Tode (1832) war er einer der hauptſächlichſten Gehülfen Met— 
ternichs, namentlih Schriftführer bei allen Fürften- und Miniſtercongreſſen fett 1814. 

Schriften: Betrachtungen über bie fram. Revolution nad Burke, Berl. 1793, 1794; 


Braunſchw. 1535. - Mallet du Pan, Ueber die franz. Revolution und ihre Dauer, Berl. 
1794. — Mounier’d Entwidelung ber Urſachen, welde Frankreich verhindert haben, zur 
Freiheit zu gelangen, Berl. 175. — Ivernois, Gef. der franz. Finanzverwaltung, Berl. 


1797. - Betrachtungen über Urfprung und Charakter des Strieges gegen die franz. Revolution, 
Berl. 1801. — Lieber den politischen Auftend von Europa bor und nad der franz. Revolution, 
Berl. 1801. — Authent. Darftellung der Verhandlungen zwiſchen England und Spanien vor 
und beim Ausbruche des Kriegs zwilchen beiden Mächten, Petersb. 1806. — Fragmente aus ber 
neueften Gefch. des europ. Gleichgewichts, Leipz. 1506. — Die Prefreiheit in England (Wiener 
Jahrbb.), 1818. — Leber de Pratt's Gemälde von Europa nach dem Congreß von Aachen, 1819. 
rit.: Mohl, II. 4585—511. — Neuer Netrolog der Deutſchen, 1832, Bd. 1. — Barn— 
agenv». Enfe, Gallerie von Bildern aus Rahels Umgang, Bd. IL — Erſch und Gru— 
er. — Schleier, Schriften von Fr. v. G.; ein Dentmal, Mannh. 1835—4u. — Schle- 


sier, Memoires et lettres inddits, Stouttg. 1811. — Weid, Auserwählte Schriften von G., 
Stuttg., Leipz. 1856—58, neue Aufl. 1841. — Zitſchr. f. d gef Staatswifienfdh., Tüb. 1870, 
Bd. 26, ©. 65— 79. — Klinkowſtröm, Gens Briefwechſel 1870. 
Teihmann. 

Gerihtsärzte jind vom Staate beftellte Sachverſtändige für die Begutachtung 
medicinifch = wilfenTchaftlicher Fragen auf dem Gebiete der praftiichen Nechtöpflege. Nicht 
alfe zum Zwed allgemeiner Erörterungen, jondern zur Aufklärung im einzelnen Fall. 
Eine jpecielle Beobachtung, Die Unterfuchung durch den Augenſchein, die Yegalın)pection 
durch den Fachmann bildet in der Hegel die Grundlage, welche jich durch bloße Erkun— 
digung und Zeugenverhör ſehr felten erlegen läßt. Beobachtung und Beurtbeilung an 
fi) würde der Nichter wohl von jedem Arzt erwarten können; jie hängen mit der pers 
ſönlichen Befähigung, nicht mit dent Amt zuſammen. Gleichwohl hat jih das Inſtitut 
ver G. ſchon im 17. Jahrhundert im Deutichland ausgebildet, und feine beſon— 
dere Bedeutung nicht nur wegen der Entwidelung der gerichtlichen Medicin als einer be 
ſondern Wifjenfchaft, ſondern auch wegen Des, zur Zeit des jchriftlichen Verfahrens für 
medicinifche Begutachtungen gebildeten eigenthümlichen Inftanzenzuges erhalten. Bei der 
fortichreitenden Entwidelung der gerichtlichen Medicin ift 8 für den Staat von Wichtig: 
keit, Dem Nichter jederzeit ſolche Aerzte nachweiſen zu fünnen, die in jedem Fall Leicht. erreich- 
bar ; zugleich verpflichtet, jich mit den einfchlagenden Unterfuchungen in Uebung, mit den 
wifjenichaftlichen Fortichritten in Kenntniß zu erhalten; endlich auch nicht berechtigt, Die 
von ihnen geforderte Thätigfeit zu verweigern. Das wichtigfte Geſchäft iſt Die Befich- 
tigung von Leichen — äußerlich und innerlich, Obduction, Section ; — die Beſchreibung 
aller irgend wejentlihen Theile im Einzelnen, namentlih der Beihaffenheit von Wunden, 


Gerichtsferien. 479 


Erfolgt dieſe Beichreibung mit der erforderliden Genauigkeit, jo genügt fie, um Sach— 
fundigen fichere Schlüſſe auf die Entftehung der Berlegungen, auf die Todesurlade u. 
dgl. m. möglich zu maden. Daher fell die Seciion von zwei Medicinalperſonen erfol- 
gen, und es pflegt dieferhalb für jeden Kreis ein Phyſicus und ein Chirurgus angejtellt 
zu fein. Nicht leicht in ihren Wahrnehmungen, wohl aber in der Beurtheilung fünnen 
fie von einander abweichen. Für ſolche Fälle ift die Bildung von Medicinalcollegien für 
die Provinzen erfolgt, befegt mit Männern von bejonders reihhaltiger Erfahrung und 
Kenntnig auf dem Gebiet der gerichtlichen Medien. Und zur Beleitigung weitergehender 
Zweifel find dritte Inftanzen in den Yandeshauptftädten für den ganzen Staat gebilbet. 
Für die höheren Inftanzen erfolgt dann aud wohl die amtliche Emennung von Chemifern 
zu Mitgliedern, deren Auswahl in erfter Inftanz dem Richter oder dem Gerichtsarzt 
überlaffen bleibt, ohne daß der Angegangene zur Begutachtung unbedingt gezwungen wer: 
den könnte. Deingemäß in Preußen: Kreisphyſicus und Kreischtrurgus, Medicinalcol: 
legium der Provinz (Oberpräfident, Negierungsmedicinalvath, zwei Medicinalräthe, ein 
pharmacentifcher Aſſeſſor, Departementsthierarzt), wiflenichaftliche Deputation für das Me- 
dicinalweſen der Monarchie ; ähnlih m Baiern: Gerichtsarzt, Medicinalcomite, Ober: 
medicinalausſchuß; in Baden: Gerichtsarzt, Obergerichtsarzt oder oberhofgerichtlicher 
Medicinalveferent, Medicinalcollegium). Alle ‚gerichtsärztlichen Perſonen unterliegen den 
allgemeinen Borfchriften über Sachverſtändige, meiſt aber noch manchen beſondern, jo: daß 
der Phyſicus nicht die Yeichen ſolcher Perſonen feciven darf, welche er behandelt bat. 
Hier wird eim benachbarter Phyſicus zugezogen. Das Gutachten der G. wird m 
der Regel auf beftimmt vorgelegte, früherhin theilweiſe gefeglich vorgeichriebene Fragen 
hin erftattet. Das neuere mimdlihe Verfahren, inöbejondere vor Gejchwornen, iſt dem 
Inftanzenzuge gefährlich geworden. Nicht mehr die Autorität der Behörde wirft ihr Ges 
wicht entjcheidend in die Wagfchale, ſondern die überzeugende Kraft der mündlichen Dar: 
legung der Gründe. Die oberen Medicinalbehörden entienden Daher zur mündlichen Ber: 
handlung einen Vertreter, und an ihm ift e8, die Laien zu überzeugen, daß vom Collegio 
der Zufammenhang der Thatumftände richtiger erfannt worden, als von den Aerzten, 
welhe die Wahrnehmungen an ver Yeiche u. |. w. gemacht. ine wichtige Rolle ſpielt 
der Eintritt von Specialiſten (Augen-, Obrenärzten), namentlid; aber bei Beurtheilung 
zweifelhafter Gemüthszuftände die Zuziehung von Irrenärzten. 

Gfgb. u. Lit.: Preuß. Erim.Orbn. $$. 141, 146 f.; neue Provinzen Verordn. vom 25. Jumi 
1867 $. 170 f. Böder, Lehrb. der gerichtl. Miedicin, 8.5 f. Stellung des Gerichtdarztcd vor 
d. Schwurger. v. Dr. Albrecht in Friedreich, Blätter f. gerichtl. Anthropol., ups 

Schaper. 

Gerichtsferien, d. h. diejenigen Tage und Zeiten, an denen die Gerichtöthätigfeit 
ruht. Dies ift heute der Fall an den Conntagen und den übrigen von der Staatd- 
gewalt anerkannten firchlichen oder den beſonders von der letsteren als jolden ein für 
allemal, reſp. ausnahmsweiſe feitgefegten Feiertagen. Zu diefen kommt endlich noch un 
faft allen Ländern ein dem im Anfchluß am die altrömiſchen Ernteferien vom Can. R. 
ftatuirten (f. g. dies feriati qui gratia vindemiarum vel messium ob necessitates 
hominum indulgentur), entſprechender, mehrwöchentlicher Zeitraum im Hochſommer, reſp. 
Herbit, in Altpreußen 3. B. vom 21. Juli bis 1. September, in Franfreih vom 
1. September bis 1. November (preuß. Rheinprovinz dagegen vom 1. Auguft bis zum 
1. October), Hannover vom 15. Juli bis 1. September, nad dem Nd. Entw. $. 211 
vom 1, Zult bi8 31. Auguft. Für das Gerichtöperfonal haben die Ferien die Bedeutung, 
daß dajjelbe an diefen Tagen feine Thätigfeit einftellen fann, ja auch mit Ausnahme 
dringliher Sachen Dies ſogar thun muß. Für die Herbftferien find lettere gewöhnlich 
näber beftimmt, und als ſolche (ſ. g. Ferienfachen) werden z. B. in Altpreufen und nad 
dem Nd. Entw. die Wechſel-, Meß-, Er: und Immiſſions-, Arveft-, Exrecutiond: und 
ähnliche Sachen betrachtet; im Frankreich find es die ſ. g. ſummariſchen Sachen, melde 
vor die Givil-Tribunale und Appellgerichte gehören, da die Handelögerichte, die Friedens— 
gerichte, der Caſſationshof, ferner die Mitglieder der Staatsbehörde und die Gerichts— 
vollzieher feine Ferien haben. 
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Die Partei braucht, wenn fie auf einen Sonne oder Feſtlag vorgeladen ift, nad 
gem., ebenfo auch nad altpreuf., hannov. R., nicht zu ericheinen und fett fich bei 
ihrem Ausbleiben nicht den Contumacialfolgen aus, vielmehr gilt die Borladung als für 
den nächften ordentlichen Gerichtstag ausgeftell. Die vom San. R. auf die Verhandlung 
einer Sache an einem kirchlichen Feiertage angedrohte Nichtigkeit, welche indeſſen, vom 
Standpunct des gem. Proceffes aus, mur eine heilbare Nichtigkeit fein kann, haben die 
neueren Proceß-Gſgbb. nicht recipirt. 

Was die Einwirkung der Ferienzeiten auf Friſten betrifft, fo wird dadurch weder 
nah gem. noch mad altpreuf. R. ver Yauf derfelben gehemmt, vielmehr werden die 
Ferientage mit im die Frift eingerechnet. In Altpreußen kann der Richter jedoch die 
Friften, ſofern fie nicht Nothfriften find, auf Antrag einer Partei verlängern, wenn ihr 
Ablauf in die Ferien fällt. Nach franz., rhein. und hannov. R. * dagegen die 
Friſt ohne Weiteres mit dem Beginn der Ferien und der noch fehlende Theil beginnt mit 
dem erſten Tage nach demſelben zu laufen. Daſſelbe Princip hat der Nd. Entw. 8. 210, 
welcher aber ebenſo wie die hannov. Pre. Ordn. den Ferien feinen Einfluß auf den Lauf 
der Nothfriften geitattet. 

Quellen: Tit. X. de feriis II.9. Altpreußen: Allg. Ger. Ordn. Th. I. Zit. 7. $. 23; 
Fit. 8. $. 5; Tit. 28. $. 25; Th. III. Fit. 1. $. 51; Werien-Ordn. vom 16. April 1850 (bei 
v. Rönne, — der preuß. Rechtsbücher, 5. Aufl. 3, 729), Hannover: Pre.Ordn. 
8$. 145, 150; Ger.Berfg.Gef. S. 61. Frankreich u. Rheinprovinz: f. Berrot, Berfg 
der Gerichte der Preuß. Rheinprovinzen, Trier 1842, 1, 329. 335. Schlinf, Commentar über 
die franz. Civ. Pre.Ordn., 2. Aufl. 1, 254. P. Hinſchius. 

Gerichtskoſten. Schon ſeit der ſpätern röm. Kaiſerzeit iſt die Entrichtung ge— 
wiſſer Gebühren (sportulae) an das Unterperſonal der Gerichte üblich geworden und mit 
dem Berfall des altgermaniichen Proceffes bat fih auch in Deutichland die Sitte gebilvet, 
daß an das Gericht beftimmte Gebühren für die einzelnen Acte der richterlichen Thätigkeit 
gezahlt wurden, da der feudale patrimoniale Staat die Berwaltung der Juſtiz als 
eine Einnahmequelle betrachtete. Während aber früher die betreffenden Sporteln den ein= 
zelnen Gerichtsbeamten als Honorar für ihre Mühemaltungen zufloffen, ift der Charalter 
der Gerichtögebühren als Theil des öffentlichen Einfommensd und als Vergütung für die 
vom Staat im Intereſſe feiner Bürger umterhaltenen Zuftizeinrichtungen jegt dadurch klar 
geftellt, daß faft überall die Richter und Tonftigen Yuftizbeamten fefte Beſoldungen er— 
halten und die Gerichtögebühren zur Staatskaſſe eingezogen werden. Der großartig klin— 
gende, für Frankreich mehrfach ausgeſprochene Grundſatz: „la justice se rend gratuite- 
ment“ bedeutet nichts weiter, als daß der Richter für fich felbft feine Sporteln erhebt. Ya die 
Gerichtsichreiber und die Gerichtövollzieher erhalten dort ebenſo wie in der Rheinprovinz 
für die Vornahme gewiffer Handlungen beftimmte Emolumente, erftere neben einer feften 
Beloldung. Die Staatskaſſe jelbft bezieht freilich von den GerichtsfchreibereisGebühren (droit 
de greffes) aud) einen beſtimmten Antheil, außerdem bildet aber die Yuftizverwaltung für fie 
infofern eine Einnahmequelle, als ihr außer den Succumbenzgeldern die Beträge der zu ein— 
zelnen Acten zu verwendenden Stempel zufließen. Im denjenigen Staaten Deutſchlands — 
und es ift die überwiegende Zahl —, wo die ©. für Rechnung des Staates von den 
Gerichten oder deren Sportel= oder Salariencaffen eingezogen werden, werden entweder 
die einzelnen gerichtlichen Acte im Proceß beſonders berechnet und honorirt, außerdem 
auch vielfach Gebühren dadurch erhoben, daß beſtimmte jchriftlihe Eingaben der Parteien 
auf Stempelbogen geichrieben, veip. ſolche nachträglih dazu verwendet werden müſſen oder 
es ift für den Gerichtöfoftentarif das Syſtem der Pauſchalſätze adoptirt, d. h. es werben 
nicht die einzelnen proceffualifhen Handlungen tarifirt, jondem einzelne Abjchnitte des 
Proceſſes im Ganzen, wobei ſich jedoch die Gebühren erhöhen, je nachdem ſämmtliche 
mögliche Acte (alfo volftändiger Schriftenmechlel, mündliche Verhandlung, Beweisverfabren 
und Schlußaudienz) vorgelommen find oder nicht. Dieſes Syſtem iſt das altpreußtiche, 
welches auch im einzelne neue Provinzen, wie z. B. in Schleswig-Holftein eingeführt ıft. 
Mit beiden Syſtemen findet fich dann weiter das Syſtem der Tarifirung nad der Höhe 
des Streitobjectes combinirt, welches ebenfalls in dem altpreufiichen Tarif angenommen 


’ 
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iſt, aber andererſeits auch z. B. in Hannover, wo die einzelnen proceſſualiſchen Acte be— 
rechnet werden, vorkommt. 

Je nachdem das Syſtem der Tarifirung der einzelnen Handlungen oder das der 
Pauſchalſätze gilt, iſt auch die Stellung der Parteien dem Gericht gegenüber eine andere. 
Im erſteren Fall gilt als der Schuldner des letzteren hinſichtlich der Koſten Derjenige, 
welcher die betreffende Handlung beantragt hat; eventuell jede Partei zur Hälfte, wenn die 
richterlichen Acte von Amts wegen oder auf beiderſeitigen Antrag vorgenommen ſind. Bei 
dem Pauſchalſyſtem iſt eine ſolche Normirung der Verpflichtung nicht möglich; vielmehr 
fann hier regelmäßig erſt eine Berechnung und ein Anſatz der Koſten erfolgen, wenn mins 
deſtens eine Inftanz beendigt it. Damit ift zugleich Die Möglichkeit gegeben, den definitiv 
Pflihtigen auch als Schuldner dem Gericht gegenüber zu behandeln, jo daß alſo bei diefem 
Syſtem das Erkenntniß über den Koftenpunft nicht blos für die Erftattungspflicht der 
Parteien unter einander, fondern aud für das Gericht bindend ift. Diefe Grundfäge 
finden fih um altpreuß. R., indeſſen thut daffelbe infofern einen Schritt zu dem andern 
Syſtem, als e8 Demjenigen, welcher ein gerichtliches Verfahren beantragt, die Pflicht auf- 
erlegt, ein beftimmtes Pauſchalquantum als j. g. Koſtenworſchuß einzuzahlen. Diefer wird 
am Schluß der Inſtanz auf den dann anzufegenden Betrag verrechnet und es ift Sache 
des Vorihufßzahlers, Das Verauslagte von feinem unterliegenden Gegner einzuziehen. 

Aus dem eben Bemerften über die Verpflichtung der Parteien zur Zahlung oder 
zur Vorſchießung dev ©. an die Gerichte oder die betreffenden Beamten, denen etwa noch 
Sporteln zuftehen, ergibt fih, daß Damit noch keineswegs etwas darüber beſtimmt ift, 
wer von beiden Parteien diefe Koften definitiv zu tragen hat. Zudem entftehen denſelben 
dur Die Procefführung noch mitunter baare Auslagen an Porto:, an Zeugen, Sach— 
verftändigen-Gebühren, ferner an Keifefoften und Anwaltsbonorare. Für die Enticheidung 
der Frage, wem alle dieſe Koften definitiv zur Yaft fallen, ift alfo noch eine beiondere 
Regel erforderlich, und ſchon das Röm. R. hat den vom Can. R., der Reichsgeſetzgebung, 
dem gem. Proeeß, ſowie endlich aud den Bart. Pre.Oronn. angenommenen Sag aufgeftellt, 
daß Die unterliegende Partei ihrem Gegner die diefem durch die Procefführung erwach— 
jenen Koften erftatten müſſe. Zur Beſtimmung der für einzelne Fälle billig ſcheinenden 
Ausnahmen hat man verfucht, das juriftiiche Princip dieſer Verbindlichkeit zu beftimmen. 
Im Anſchluß an die Vorichriften des älteren Röm. R. hat man die Erftattungspflicht 
bald als Strafe für chicaneufe oder Teichtfertige Procepführung (poena temere liti- 
gantiurh) aufgefaßt, bald fie auf die Vorichriften der lex Aquilia gegründet, bald als 
Priventivomafregel gegen Teichtfinniged Proceljiren betrachtet. Da aber die heutige 
Rechtsverfolgung ſtets mit Koften verbunden ift, fo gehört der Erſatz der Proceßkoſten 
lediglich mit zum Erfag der omnis causa, welde der Unterliegende zu Leiften hat, damit 
der Sieger das erhält, was ihm rechtlich zufommt oder das behält, was er gehabt haben 
würde, wären nicht unbegründete Anſprüche gegen ihn erhoben worden. Mit diefem 
Princip ift die Frage nach einem in der Erhebung oder der Auffihnahme eines Procefies 
liegenden Berjehen oder dolus, deren Feſtſtellung praktiſch die größten Schwierigkeiten hat, 
bejeitigt und es laſſen ſich als Ausnahmen von der Erftattungspflicht des Unterliegenden 
nur die Fälle Hinftellen, in denen eine theilweiſe Abweiſung und Verurtheilung ftatt- 
gefunden bat, oder die, in denen ein beſonders geltend gemadhtes Angriffö- oder Ber: 
theidigungsmittel ohne Erfolg geblieben ift. Weiter folgt daraus, daß die definitiv unter— 
liegende Partei die Koften aller Inftanzen zu tragen bat. Damit ftimmt der No, Entw. 
im Wejentlichen überein. Der gem. Proceß und die Part. Pre.Ordnn. laffen dagegen im 
weiteren Umfange eine Ausnahme von dem allgemeinen Princip, die ſog. Vergleihung oder 
Compenfation der Koften, d. 5. die Feſtſetzung, daß jede Partei die von ihr verauslagten 
Koften zu tragen hat, zu, welcher in Preußen mit Nüdficht auf Das Pauſchalſyſtem der 
Koftentarifirung die Beftimmung der Berpflihtung jedes Theil zu feſten Bruchtheilen ber 
Geſammtkoſten entfpricht. So läßt die gemetnrechtliche Praxis faſt in völliger Ueberein- 
ſtimmung mit der Preuß. Ger. Ordn. die Vergleihung der Koften eintreten: 1) wenn 
die eine Partei nur theilmerfe gewonnen hat; 2) wenn das Factum eines andern dem 
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Anſpruch zu Grunde lag; 3) wenn auf einen nothwendigen Eid erfannt; 4) wenn bie 
Sache eine factifch verwidelte oder zmweifelhafte ift, oder 5) in den vwerfchiedenen Inftanzen 
verichieden erfannt war. Der C. de proc. erlaubt die Gompenfation nur in dem 
erſten Fall und bei Proceſſen unter Ehegatten, ſowie nahen Verwandten und Verfchwägerten, 
während die hannov. Pre.Ordn. zwiſchen dem gemeinrechtlichen Syftem und dem des 
Nd. Entw. die Mitte hält. 

Duellen u. Lit: Preußen: Gerichtsloftengef. vom 10. Mai 1851 nebft Zuſatzgeſ. vom 
9. Mai 1854. annover: Gel, die Gebührentare betr., vom 8. Nov. 1850 und Ge vom 
1. Mai 1860. Preußen: ei Ger.Orbn. Tb.L Kir. 23. 85. 2 ff. hann. Pre.Oron. SS. 44 fi. 
C. de proc. a. 130 fi. No. Entw. 88. 140 ff. Ueber den gem. Pre. f. Wetzzell, Spft. des 
Eiv.Pre., 2. Aufl. S. 296, 509. Renaud, Civ. Pre.R., ©. 689 fe Dernburg, Abbandl. 
aus dem gem. u. franz. ꝛc. Eiv,Prc.R., ©. 101 fi. Für Frankreich und bie —* 
vinz außer Dernburg noch Perrot, Verfg. d. Ger. d. preuß. Rheinprovinz, 1, 338; 2, 94 ff. 
Schlink, Comment. zur franz. Civ. Pre.Ordn., 2. Aufl. 1, 93 fi.; 2, 583 ff. 

P. Hinfhius. 

Gerichtsichreiber (lat. actuarius, franz. greffier) ift in der Verfaſſung ber 
Strafgerichte derjenige Gerichtöbeamte, weldem Die Aufzeichnung der gerichtlichen Ver— 
bandlungen und die Sammlung und Aufbewahrung der Gerichtäacten obliegt. Die Noth— 
wendigfeit der Zuziehung einer persona publica oder duo viri idonei, qui fideliter 
universa judicii acta conseribant, ward zuerft in einer von Innocenz III. anf dem 
4. Yateranenfiichen Concil promulgirten Deeretale ausgeſprochen. Wie weit dieſe Decretale 
auf die Gerichtsverhältniſſe Frankreichs und Deutſchlands influirt hat, bleibt dahingeſtellt; 
Thatſache iſt, daß namentlih in Frankreich um die gleihe Zeit die Schriftlichkeit in die 
Gerichte Eingang gefunden. ALS ftändiges Amt warb im Deutichland das Schreiberamt 
zuerft am Kaiſerl. Hofgericht durch den Yandfrieden Kaiſer Friedrichs II. von 1235 ein= 
geführt, im 14. und 15. Jahrhundert findet es fich als ſolches auch in den Territorial- 
gerichten und die P. G.O. forderte es für alle Criminalgerichte, welche Vorſchrift freilich 
bei den Ländlichen Patrimontalgerichten nicht zur Durchführung gelangt ift. Befegt wurde 
das Amt jener Zeit meiftend mit Geiftlichen, da fie durchweg allein Des Schreibens 
fundig waren, wie ja auch clerk im engl. R. bis auf heute die Bezeihmung für den 
G. geblieben und es einft aud in Frankreich und nicht felten auch in Deutichland ges 
weſen ift. Die Geiftlichteit aber war nicht blos im Befige der Hunde des Schreibens, 
fondern auch der Rechtskunde, und fo ift im Yaufe der Zeiten in Deutichland Rechtskunde 
eine Borausfegung dev Verwaltung des Amtes geworden, bat demfelben aud) feige Selb: 
ftändigfeit dem Richteramte gegenüber gegeben. Die neuere franz. Gerichtsverfaſſung abftrabırt 
vom Erfordernif der Rechtskunde für den G.: derfelbe iſt im Wefentlichen auf bloße 
Erpedition beichränft. Die Protocollführung Tiegt ihm zwar gleichfalls ob und im 
Schwurgerichtsprotocoll ſoll er die Beobachtung der Formalien, die für den Gaffations- 
recurs von fo entjcheidender Wichtigkeit find, foll changements, variations et contra- 
dietions in den Ausfagen der Zeugen genau verzeichnen; binfichtlih der VBorunterfuhung 
ift er dagegen auf das richterliche Dictat verwiefen. Die deutichen Gſgbb., die das franz. 
Berfahren adoptirt haben, entſprechen ihm aud in diefer Geftaltung des Gerichtichreiber- 
amts ; die würtemb. Str. Pre.D. von 1868 macht indeß infofern eine Ausnahme, als fie Hand— 
lungen, die nicht in den Sitzungen der höheren Gerichte, Schmwurgerichte und Oberamts- 
gerichte vorgenommen werben, alfo insbelondere aud die Handlungen der Borunterfuhung, 
von der Gerichtöperfon protocolliren läßt, welcher dieſelben obliegen. 

Quellen: e. 11. X. 2, 19. Const. pacis a. 1235. P. G.O. 4. I. — C. d’instr. a. 62. 
76. 164. 196. 370. 372. Loi du 30. mars 1808, du 18 aout 1810. — Preuf. AGO. 
Th. 3. Tit. 5. 8. 4 ff. Verfg. v. 26. Nov. 1849. — Gef. v. 26. April 1851. A. 51. Verordn. 
v. 3. Jan. 1849. $. 37. 43. Gef. v. 3. Mai 1852. 9. 78. Str.Pre.D. 1867. $. 150. 256. — Braun- 
ſchw. Gef. 21. Aug. 1849. $. 11. 16. Str.Prc.DO. $. 28. 43. 81. 155. — Württemb. Gef. v. 13. 
März 1869. A. 4—7, 12. 13. Str. Pre.O. 1968. A. 27. 394. vgl. Str. Pre.O. v. 1843 9. 50. 51. 

rit.: Pland, StrBerf. 8. 5. Zadariä, Str.Pre. 1. 8. 39. © %. v. Maurer, 
öff. mündl. Gerichtöverf. $. 108 fi. Franklin, Reichsbofgeriht II. ©. 120. — Schäffner, 
Geſch. d. Rechtsverf. Franke. III. ©. 493. IV. ©. 191. 196. 227. Höchſter, Fram. Etr.Berf. 
$. 23. 130. 155. 214. — Oppenpof, Preuß. Str.Berf. $. 27 n. 16 f. $. 37 21 

X. Wieding. 
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Gerichtsſtand oder forum iſt im Strafproceß ein beſtimmtes Gericht, vor 
welchem eine Perſon und zwar der Beſchuldigte zu Recht zu ſtehen verpflichtet iſt, und ſo— 
fern die Magiſtrate und Richter Noms auf dem Forum zu Gericht ſaßen, beruht ver 
Ausdrud forum für ©. auf dem gleihen Grundgedanken. m Gebiete des öffentlichen R., 
dem die Gerichtsverfaffung als ein Zweig der Staatsverfaffung angehört, geftaltet ſich 
jedes Verhältniß zwiichen der Staatögewalt und den Privaten als ein Verhältniß gegen- 
jeitiger Rechte und Pflichten, und deingemäf muß auch das Gericht, vor welchem der Be— 
ſchuldigte zu Recht zu ftehen verpflichtet ift, feinerfeitS wieder berechtigt fein, den Beſchul— 
digten feiner Gerichtsgewalt, feiner Yurisdiction, zu unterwerfen. Dies iſt in der That 
auch der Fall und man nennt diefe Berechtigung des Gerichts feine Competenz oder 
Zuftändigfeit. Indem daher Competenz und G. nur die verfchiedenen Beziehungen 
defjelben Nechtöverhältniffes ausprüden, find fie völlig correlate Begriffe, und wie die 
Borausfegungen ihres Eintritts bei beiden diefelben find, jo werden fie auch nach venfelben 
Grundfägen beurtheilt und behandelt. Nun untericheiden aber manche Schriftfteller älterer 
und neuerer Zeit und ebenſo mande Str. Pre. Ordnn., von denen die Oldenburgiſche indeſſen 
‘eine Ausnahme macht, eine örtliche und eine fachliche Zuftändigkeit, von welchen nur 
die erftere dem G. entipricht. Die fachliche dagegen, competentia ratione materiae s. 
causae, bezeichnet Das dem Polizeirichter, der Straffammer und dem Schwurgerichtshofe 
in ihrem Verhältniß zu einander zuftändige Gebiet der Nechtiprehung, und fofern der 
Gegenlag zwiſchen Verbrechen, Vergeben und Uebertretungen in der Höhe der Strafe, mit 
welcher die Handlung bedroht ift, feine Bedeutung bat, Läuft die Competenz des Schwur— 
gericht8 auf Das Recht hinaus, die ſchwerſten Strafen und Strafmafe, die der Straf- 
fammer und des Polizeirichters, die niedrigeren erkennen zu Dürfen. Sofern nun Das 
Oemeinfame diefer Competenzverhältniffe eben in dem Erkennen befteht, würde der höhere 
Gegenfag der Urtheilsfällung zur VBorunterfuhung und zur Beichlugnahme über die Vor- 
unterfuhung noch die höhere Competenz zwiſchen den erfennenden, unterjnchenden und 
über die Borunterfuhung beſchließenden Gerichtsfactoren ergeben, Die, wo dieſe Gefchäfte 
an jelbftändige Gerichte vertheilt find, in den Gegenfag der Jurisdietio plena und minus 
plena fällt, wie der befannte Gegenfag zwiichen Jurisdietio inquisitiva und decisiva 
fofort bemährt. Bezeichnet Competenz und insbefondere auch die örtliche Competenz die 
allgemeine Berechtigung eines Gerichts, den Beſchuldigten vor fein Tribunal zu ziehen, jo 
fommt biefür die Jurisdictton, d. b. der Umfang der Rechte, Die gegen den Unterworfenen 
fodann weiter geübt werden dürfen, am fi nicht in Betracht. Sind Competenz und 
Jurisdiction daher verſchiedene Verhältniſſe, jo darf man letztere auch nicht ald Competenz 
bezeichnen und behandeln, da theils die VBorausfegungen der Jurisdietion nicht Voraus: 
fegungen der Competenz find, vielmehr das Vorhandenfein der Competenz Bedingung der 
Jurisdietionsübung ift, theil® die Grumdfäge, welche für Yurisdiction und Competenz 
gelten, verichieden find. rfteres zeigt fi jofort, wenn man erwägt, daß die Sad 
competenz zwilchen Schwurgeriht, Straftammer und Polizeirichter ſich darnach beftimmt, 
ob ein Verbrechen, Vergehen oder eine Uebertretung vorliegt, Die Competenz zwiſchen 
Schwurgericht und Schwurgericht ſich nad der Competenz desjenigen Gerichts enticheidet, 
bei welchem fie gehalten werden. Die Competenz dieſer Gerichte ift alfo Bedingung der 
Sadyompetenz, hängt aber ihrerſeits von ihren eigenen Borausfegungen ab: Ort der 
That nämlich, Privilegium ꝛc, nicht aber Verbrechen, Vergehen x. Die Grundfäge ferner 
ver Behandlung anlangend, kommt, wie bemerkt, die Sachcompetenz der Schwurgerichte x. 
auf das Recht höhere oder niedere Strafen und Strafmaße zu erfennen hinaus, Dem: 
gemäß gilt für fie die Regel plus continet minus und darum der Grundſatz, daß ber 
höhere Gerichtsfactor in dem Recht, die ſchwerere Strafe zu erkennen, auch das Necht, die 
leichtere auszufprechen, befitt. Wie deshalb die betreffenden Str. Pre. Ordnn. die exceptio 
und Nichtigkeitöbeichwerde des Beſchuldigten nur da zulafien, wo es ſich um Weberjchreitung 
handelt, fie dagegen ausſchließen oder beichränfen, wo rein ara Belt fo verorbnen 
fie auch die Geltung der Incompetenzerflärung als Verweiſungsbeſchluß. Das geichieht 
mit vollem echt, weil z. B. der Polizeirichter durch den Ort der That an ſich cnmpetent 
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ericheint und nur von diefer Gompetenz feinen Gebrauch machen fann, weil er nicht be= 
rechtigt ift, Die Strafe eines Verbrechens oder Vergehens auszufprechen. Ein Berweilungs- 
beichluß eines örtlich incompetenten Gerichts würde dagegen ebenſo nichtig fein, wie jein 
Endurtheil, weil der Beſchuldigte ihm überhaupt nicht unterworfen iſt. Ebenfo wenig fennt 
die wahre Competenz ein quantitative Begriffselement und wie daher Unterjchreitung und 
Ueberichreitung für fie nicht eriftiren, jo berühren die aus der Ueberſchreitung der Sach— 
competenz fich ergebenden Reftrictionen der Vertheidigung diefelbe ebenfalls nicht. Sofern 
nun die Motive zum preuß. Entw. von 1865 mit Recht davor warnen, die fachliche 
Kompetenz des Staatsgerichtshofs, Die wie die anderer fachlich privilegirter Gerichtshöfe 
wahre Competenz ift, mit der bisher erörterten competentia ratione causae zu verwech— 
feln, erſcheint es nicht weniger praftifch geboten, wie wiſſenſchaftlich gerechtfertigt, Die 
competentia ratione causae fernzuhalten. Die Competenz ftellt ſich demnach als reines 
Correlat des Begriffed G. dar und wenn die Theorie biöher beide in der Lehre von den Gericht= 
ftänden abgehandelt hat, fo ift e8 geftattet, diefe Methode auch hier zu befolgen. — Dan 
tbeilt die ©. in ordentlihe und auferordentlidhe ein, fofern fie entweder durch 
die Gerichtöverfaffung im voraus beſtimmt find oder erft im gegebenen Fall der bejon- 
deren Anordnung bedürfen. Die ordentliben ©. zerfallen wieder in gemeine oder 
privilegirte (eremte, befreite, befondere), je nachdem fie durch jus commune oder 
speciale und daher mit allgemeiner Berbindlichfeit oder nur für gewiſſe Saden und 
Perfonen angeordnet. find. Ordentliche gemeine ©. find folgende: 1) Der ©. des Ortes 
der That, forum delieti commissi, d. h. das Gericht, in deſſen Sprengel der Ort ges 
legen iſt, mo die That verübt wurde, (le juge du lieu du delit) wird durch Dielen 
Umftand competent. Das enticheidende Moment für die Beſtimmung des Ortes der That 
ift nicht der Eintritt des Erfolges, jondern die Handlung, mit welcher die vechtöwidrige 
Thätigfeit des Handelnden abſchloß, möge fie zu einem verfuchten oder zu einem vollen= 
deten Delicte geführt haben. Gehören mehrere Handlungen zum Thatbeftande und find 
diefelben im verichiedenen Sprengeln verübt worden, fo enticheidet nad) der thüring., 
oldenb., mwürtemb. Str.Pre.Dd. die Iegte Handlung, nad preuß. R. dagegen ift das 
Gericht jedes diefer Sprengel competent. Für Prefvergehen tft die VBeröffentlihung Das 
enticheidende Moment und es ift daher regelmäßig der G. des Verlagsortö der competente, 
Einheimische Schiffe gelten als Fortfegung des Staatsgebietes und nad preuf. R. gilt 
für die auf preuß. Schiffen in fremden Gewäſſern und auf hoher See verübten Vers 
gehen der inländische Hafen als Ort der That, in melden Das Schiff nach der That 
zuerft einläuft, oder derjenige, aus welchem es vor der That zulegt auslief. 2) Der ©. 
des Wohnorts des Beihuldigten, forum domieilii, nad) dem C. d’instr. und den neueren 
Etr.Pre.Drdmm. auc des gewöhnlichen, eventuell jogar eines vorübergehenden Aufentbaltsorts, 
le juge de la residence du prevenu. Vergehen, die von Inländern im Auslande 
verübt worden find, find nach gem., braunſchw., oldenb., würtemb. R. an diejes Forum, 
die von Ausländern im Auslande verübten an das forum deprehensionis gewielen. 
Das preuf. N. dagegen vwerweift die einen mie die anderen an dasjenige Gericht, deſſen 
Sprengel dem Ort der That am nächten gelegen ift. 3) Der G. der Ergreifung oder 
Betretung, forum deprehensionis, le juge du lieu, ou le prevenu pourra etre 
trouve. Nicht nur die Verhaftung, ſondern ſchon die bloße Vorführung begründet hier 
die Competenz. — Ein Gericht, welches durch einen dev worftehenden Gründe mit einer 
beftimmten Sache befaßt worden ift, fann 4) al8 ©. der Gonnerität, forum connexitatis, 
durch Zufammenbang der anbängigen Sache mit anderen für dieſe, für die es ſonſt feine 
Competenz befäße, competent werden. "Einen folden Zufammenbang kann die Perſon des 
Beichuldigten begründen, ſofern es fih um mehrere von ihr verübte Vergehen handelt; 
wo Bergehen verichiedener Perfonen in Frage ftehen, der logiſche Zuſammenhang ihrer 
Vergeben als Begimftigung, Theilnahme ꝛc.; fie fann aber endlih auch durch beide 
Momente zugleich begründet werden. Die Connerität, die dem röm. und engl. R. als 
Competenzgrund fremd ift, wird dem Staate jehr Koftipielig, und da fie, wie Glaſer 
bervorhebt, zu Monftreprocefjen führt, jo bildet fie eine Klippe für das mündliche Verfahren. 
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Denn wir Geſchich und Umſicht dieſe Klippe auch vermeiden ſehen, fo fällt doch noch auch 
der von der engl. Jurisprudenz angeführte Grund ind Gewicht, daß Die Connexität Die 
Energie und Aufmerkſamkeit des Beichuldigten in der Vertheidigung erichlafft und zer- 
ſplittert. Gewiß erfcheint es daher zweckmäßig, wenn die preuß. Str. Pre.O. von 1867 
der Staatsanmwaltichaft Das Recht gibt, wo ſchwerere und geringere Vergehen wider den— 
felben Beihuldigten vorliegen, letztere definitiv oder vorläufig nach freiem Ermeſſen be— 
ruhen zu laſſen. 5) Neuere Str. Pre. Ordnn. ftatuiren Privatanflagen gegenüber ein forum 
reconventionis. — Privilegirte ©. find fodann entweder bezüglich gewilfer Sachen 
privilegirt, wie Staatsgerichtshöfe binfichtlich der Staatöverbrechen, oder hinſichtlich der 
Perfonen, in welcher Beziehung Mitglieder der landesherrlichen Familien ihren G. vor 
höheren oder befonderen Gerichten, die Häupter der ehemals reihöftändiichen Familien vor 
Aufträgalgerihten, andere Mitglieder derielben vor den Appellationsgerihten, Militär— 
perfonen vor Militärgericten haben. — Aufßerordentliher ©. gibt es verfchiedene. Es 
gebören dahin das franz., in den heutigen deutſchen Anflageprocer übergegangene Tibunai 
de renvoi, wenn der höchſte Gerichtshof ein Urtheil vernichtet und die etwa erforderliche 
neue Verhandlung und Entſcheidung an ein der ordentlichen Inftanz gleichſtehendes anderes 
Gericht vwerweift, wenn eine Ähnliche Verweifung an ein fonft nicht competentes Gericht 
ſeitens eines höheren Gerichts erfolgt, weil von der Verhandlung vor dem ordentlichen 
Gerichte Störung der äffentlihen Nuhe oder weil Befangenbeit der Geſchwornen bejorgt 
wird; weiter Standgerichte, jofern fie für ſchon eriftente Vergehen wirkſam werden follen; 
die franz. haute cour de justice, die nur für den gegebenen Fall durd Verfügung des 
Negenten eingejetst wird. Außerdem dürfen außerordentliche Gerichte angeordnet und daher 
auch außerordentliche G. begründet werden, wenn die ordentlichen G. factiich oder recht- 
lich an der Yuftizübung verhindert find, oder die Juſtiz hartnäckig verweigern oder ver 
zögern, oder Gomnerität die Vereinigung bei einem einzigen Gerichte empfiehlt. Da die 
auferordentliben G. auf einem geſetzgeberiſchen Acte beruhen, To gehört ihre Anordnung 
nad gem. R. zu den Prärogativen des Landesherrn, von dem fie dann weiter als dem 
Yuftizminifter und den höheren Gerichten delegirt erſcheint. Wie weit dieſes Sadwerhält- 
niß gegenüber den beutigen Verfaffungen und Procefgefegen Geltung befigt, richtet ſich nach 
dem Recht der beionderen Staaten. — Wenden wir und hiernach zu den Grundlägen 
der procefiualen Behandlung der Competenz, jo ergibt fih, daß wo für eine Sade nur 
ein Gompetenzgrund gegeben ift, oder die gegebenen mehreren alle in einem Gerichte con- 
curriven, der ©. des Beichuldigten bei diefem Gerichte allein begründet ift. Concurriren 
aber bei einer Sache mehrere Competenzgründe in der Weile, daß verichiedene Gerichte 
als competent erjcheinen, jo ſchließt wegen des Verhãltniſſes ber fie begründenden Rechts⸗ 
quellen zunächſt der außerordentliche G. den orbentlihen, dann der privilegirte, wo nicht, 
was bei ‘Berfonalprivilegien zuläffig fein kann, auf ihn verzichtet wird, den gemeinen ©. aus. 
Unter den gemeinen ift nad tbüring., oldenb, würtemb. R. das forum delieti exclufiv, 
nad) franz. und preuf. R. enticheidet die Wahl des Anflägers, weil der Bellagte vor 
jedem der competenten Gerichte zu Recht zu ftehen hat. Comcurriren Dagegen bei derjelben 
Straffache mehrere Ankläger und erheben die Anklage bei verſchiedenen Gerichten, fo ent- 
fcheivet die Prävention, wenn nicht, was nach einzelnen Str. Pre. Ordun. unter Zuftimmung 
des Gericht? auch nad) eingetretener Anhängigkeit möglich ift, die Aukläger ſich vereinigen. 
Im Inquiſitionsproceß enticheidet Die Prävention gleihfalld und als prüvenirend ift nad) 
dem Begriff der Competenz und gemäß dem Röm. R. das Gericht anzufehen, weldes 
zuerjt einen Act der Yurisdietion gegen den Beſchuldigten, nicht blos in der Sache, aus- 
übt. Nehmen mehrere Gerichte in derſelben Sade die Competenz in Anſpruch oder lehnt 
jedes von ihnen die Competenz ab, weil diefe bei dem anderen begründet jei, jo Tiegt der 
fog. Conflict vor, dort der pofitive, hier der negative, die durch Eutſcheidung der gemein- 
famen höheren Inftanz zu erledigen find. — Die von einem incompetenten Gerichte geübte 
Jurisdiction ift nichtig, obwohl mit Rückſicht auf die factiihe Unmöglichkeit der Wieder- 
holung mancher Unterfuhungshandlungen die gemeinrechtliche Praxis und neuere Str.Pre. 
Dronm. geftatten, daß das competente Gericht fie ſpäter für gültig erklärt. Die Gerichte haben 
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ihre Competenz von Amts wegen zu prüfen, der Beſchuldigte aber hat das Recht, die In— 
competenz mittelſt Einrede geltend zu machen. Neuere Str. Pre.Ordnn. beſchränken dieſe 
Geltendmachung auf die erſte Vernehmung des Beſchuldigten, und nur unter dieſer 
Vorausſetzung iſt er im Fall ihrer Verwerfung zur Nichtigkeitsbeſchwerde berechtigt. 

Duellen: D. 5, 1. C. 3, 13. 15. 7, 58. 10, 39. Nov. 69 e. 1. — Titt. X. 2, 1. 2. — 
C. d’instr. a. 23. 24, 63. 69. 427 ss. Constit, 14 janvier 1852. a. 54 ss. — Preuß. Gef. 
v. 3. Mai 1852. 4. 2 fi. Str.Pre.O. 1667. 8. 39—58. Gef. v. 31. März 1841. Gef. v. 14. 
April 1851. A. 21 ff. Gef. v. 26. April 1851. A. 5. Gef. v. 12. Mai 1851. 8. 28 fi. Gef. v.- 
2. Juni 1852. 8. 25. Gel. v. 25. April 1853. $. 3 ff. Gef. v. 2. Mai 1853. $. 2. Entw. v. 
1865 8. 54 Anm. — Braunfdw. Str.Bre.d. $. 11 ff. Gel. v. 21. Aug. 1849. 8. 8. — 
Thüring. StrPre.d. A. 51 ff. — Oldenb. Str.Pre.Dd. 4. 31 fi. — Bad. Str.Pred. 8.9 ff. — 
Wiürttemb. Str.Pre.O. A. 33 ff. 

Lit: Zachariä, Str.PBre. 8 54 ff. Pland, Str.Berf. 8. 30 ff. Heffter, Völkerrecht. 
5. Aufl. 8. 75. Glaſer, Kleinere Schriften. Bd. 2. S. 131 fi. Höchſter, gran. Str.Berf. 
8. 27 fi. Oppenhof, Preuß. Str.Berf. A. 2 fi. Löwe, Str.Pre. $.17 ff. Goltpvammer, 
Arch. Bd. 17. ©. 511 ff. 8. Wieding. 

Gerichtöitand (forum) im Civilproceß heißt die Pflicht und auch das Recht der 
Partei, in einer Nechtöftreitigfeit vor einem beſtimmten Gericht Recht zu nehmen. Das 
Gorrelat zu dieſem Begriff bildet die Competenz, d. h. die “Pflicht und das Recht eines 
Gerichte, einen Proceß vor ſich verhandeln zu laſſen und zu entjcheiden. Da weiter der 
Grundſatz gilt, daß der Kläger dem G. des Berflagten folgen muß, jo iſt es 
ſtets dieſer lettere, welcher für die Beftimmung des Gerichtes entſcheidend ift. Der 
©. des Verklagten bejtimmt ſich entweder durch Geſetz (ſog. forum legale) 
oder dur vertragsmäßige Unterwerfung der Parteien unter ein nach der Rechtsregel nicht 
competentes Gericht (ſog. gemillfürter Gerichtöftand, forum prorogatum). Als Unter: 
arten des erfteren werden vielfach neben einander die fora communia d. h. die Gefammt- 
beit der durch das allgemeine Recht feſtgeſetzten Gerichtöftände und die fora privilegiata, 
d. 5. die für beſondere Elaffen von Perjonen (3. B. Mediatifirte, Adlige, ſog. eximirter 
G.) oder von Sachen (Lehns⸗, Handeld- x. Sachen) beftehenden Fora coordinirt. 
Indeſſen gehören dieſe jog. fora privilegiata personarum und causarum nidt hierher, 
weil damit nur gefagt, daß in gewifjen Fällen die gewöhnlichen Gerichte Feine Gerichts— 
barfeit haben, aber keineswegs damit angegeben ift, wo vor den etwaigen Ausnahmes 
gerichten in einem gegebenen Einzelfall ein Bellagter belangt werden muß. Ueberhaupt 
ift die Frage, ob gewiſſe Gattungen von Proceſſen vor die ordentlichen oder Ausnahmes, 
vor die Collegial⸗ (Kreis, Bezirk-, Land⸗) oder (Einzel, Amts-, Friedens=) Gerichte ge= 
hören, eine ſolche, welche der Gerichtsorganifation angehört, und als die Gerichtsbarkeit 
(freilich auch oft Zuftändigfeit oder Competenz genannt) betreffend von der Lehre vom 
©. verfchieden, aber fir dieſe präjubiciell ift. — Das regelmäßige forum commune ift 
das forum domicilii, welches, weil e8 das gewöhnliche für alle gegen den Betlagten zu 
erhebenden Proceſſe iſt, aud) forum generale heit. Wie dies nad gem. R. (f. Th. I. 
©. 580. 581) gilt, fo auch nad den neueren Pre.Ordnn. (vgl. 3. B. Preuß. Ger. Ordn. 
Th. IL T. 2.88. 8 fi; C. de proc. a. 1. 59, C. eiv. a. 102 ff.; Hannov. 
Pre. 8. 5; No, Entw. 88. 32 ff.). — Dem forum generale gegenüber ftehen die 
fora specialia. Dahin gehört das forum rei sitae, d. h. der ©. der gelegenen Sache, 
bei welchen nad gem. Proceß electivo mit dem forum domieilii, d. h. nad Wahl des 
Klägers, dingliche Klagen (gleichgültig, ob auf unbewegliche Sachen) angeftellt werden kön— 
nen, während particularrechtlich (ſ. Hannov. Pre.Oron. $. 8, Nd. Entw. $. 15) diefer 
©. auf Klagen auf umbeweglihe Saden befchräntt, aber audy auf perfönliche Klagen 
geoen den Befiger eines Immobiles als folhen (jo aud nad der Preuß. Ger.Orbn. 

b. I. Tit. 2. 88. 111 ff.) ausgedehnt iſt. Für Frankreich ſ. C. de proc. a, 

59. 2) Das forum solutionis s. contractus (©. der Erfüllung, reſp. des geichlofienen 
Vertrages). Während die frühere Procetheorie, unter Einwirkung der mittelalterlichen 
Anfhauung von der Nutzbarkeit der Gerichtöbarkeit und dem Recht des Gerichtes auf 
Competenz im gegebenen Fall, eine Ausnahme vom regelmäßigen forum zwar durch Abs 
ſchluß eines Vertrages an einem andern Orte entftehen Tieß, aber zur Anwendung dieſes 
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forum contractus noch Anweſenheit des Verklagten zur Zeit der Klageanſtellung an 
jenem Orte oder wenigſtens das Vorhandenfein von Bermögeysftüden in dem betreffenden 
Gerichtöbezirke verlangte, — die Preuß. Allg. Ger.Ordn. SE, I. Tit. 2. 88. 149 ff. 
fteht noch. auf diefer Anfchauung, — ift in der neueren Theorie die alte römiſche Auf- 
faſſung, daß es fich hier lediglich um emen vertragsmäßig feftgejegten ©. des Ortes ber 
Erfüllung handle, wieder durchgebrungen (jo aud der Nd. Entw. $. 51; die Hanno, 
PreDron. $. 23 zeigt noch einen Anflang an die alte Lehre). Ueber das mit diefem 
G. zufammenhängende Adminiftrationsforum ſ. den betr. Art. 3) Das forum delicti 
commissi für ciwile Entichädigungsflagen am Orte der begangenen unerlaubten Handlung 
ift im Allgemeinen von der altpreuf. und franz. Gſgb. nicht anerkannt, wohl aber aus 
dem gem. Proceß in die Hanno. Pre.Ordn. $. 12 und den Nd. Entw. $. 51 über- 
gegangen. 4) Der ©. der Gonnerität. 5) der Wiverflage (ſ. die betr. beiden Art.). 
6) Das forum arresti (ſ. Th. I. ©. 582), — feine die Competenz auch für bie 
Hauptklage begründende Wirkung tft nad) gem. Proceß ftreitig — findet jedenfalld dann 
auch für den Hauptproceß, d. h. für den Anfpruch, zu deſſen Sicherung der Arreſt ange: 
legt ift, ftatt, wenn der Schuldner flüchtig geworden oder fonft, weil er 3. B. Ausländer 
ift, die Rechtsverfolgung an einem andern Ort melentlich erfchwert fein wiirde, ein 
Princip, welches die Preuß. Allg. Ger.O. Th. I Tit. 2. 88. 118. 119; Hannov. Pre. 
Ordn. 8. 15; Nd. Entw. $. 56 ebenfall® anerkennen. Bon einem forum extraordinarium 
Ipricht man da, mo das nad) den allgemeinen Regeln zuftändige Gericht wegen bejonderer 
Berhältniffe nicht eintritt, ſondern ftatt deſſen das vorgeſetzte Obergericht oder ein von 
legterem zu beftummendes Untergericht den betreffenden Proceß verhandelt; To 3. B. wenn 
die örtlichen Grenzen der Gerichtöbarkeit ftreitig find, das competente Gericht thatjächlich 
(durch Ausfterben der Mitglieder) oder rechtlich (wegen Verdächtigkeit der Letsteren) gehin— 
dert ift, wenn mehrere Gerichte ſich gleichzeitig für competent, oder ſämmtliche competente 
fich für incompetent (pofitiwer und negativer Competenzconflict) erklärt haben (S. 3. B. 
No. Entw. $. 58 ff.). — Im Allgemeinen gelten über den ©. folgende Regeln: 
1) Sententia a non suo judice lata obtinet nullam firmitatem; d. h. die Verhand— 
lung vor einem nicht competenten Richter und das von ihm erlaffene Urtheil ift nichtig. 
Derfelbe darf daher bei mangelnder Gerichtszuftändigkeit ſtets die eingereichte Klage Tofort 
zurücdweifen. Freilich kann Das urfprüngliche Fehlen der Gompetenz dadurch gehoben 
werden, daß der Beflagte, jet es ftillichweigend, fer es ausdrücklich ſich unterwirft und fo 
der Richter in Folge der Porogation zuftändig wird. 2) Ubi est coeptum semel 
iudieium, ibi et finem accipere debet, d. h. der ©. beftummt fich nach der Page der 
thatfächlichen Berhältniffe zur Zeit der Klagen-Inſinuation und fpätere Veränderungen 
(alfo 3. B. Wegziehen des Beklagten von feinem Domicil) find einflußlos. Preuß: Ger.- 
Ordn. Th. I. Tit. 2. $. 48 lit b.; Hannov. Pre.Ordn. 8. 190; Nov. Entw. 8. 183. 
3) Sind mehrere Gerichtöftände, aljo 3. B. Das forum generale und verſchiedene fora 
specialia nad Yage der Sache competent, d. h. bei Concurrenz der fora, hat der Kläger 
in der Regel die Wahl, tritt eine ſolche dadurd ein, daß jede der Parteien die Möglid- 
feit bat, als Kläger aufzutreten — ein Fall, welden man auch Gollifion der Gerichts— 
ftände nennt —, jo enticheidet die Prävention. Preuß. Ger.Ordn. ibid. 88. 115. 
152. 166; Hannov. Pre,Oron. 88. 17. 190; No. Entw. 88. 57. 183. 

Lit.: Bielitz, Ueber ben verfchiedenen G., Leipz. 1801. Cine neuere, die ganze Lehre um- 
fafiende Monographie fehlt. BP. Hinſchius. 

Gerichtsverfaſſung. Zur Zeit (Februar 1870) ift eine ©. für den Nd. Bund 
in Vorbereitung. Es wird Diefelbe an die beftehendenTG. ſich anzuſchließen haben und 
ſollen demnach hier zunächft die wichtigften der in Norddeutſchland beftehenden G. dar— 
geftellt werden. Die ©. von Baiern, Würtemberg, Baden, Heſſen werden 
dann noch kurz berührt werben. 

Für Preußen find drei ©. zu unterfcheiden: 1) Die G. für die Provinzen 
Brandenburg, Pommern, Preußen, Schlefien, Poſen, Sachſen, Weftphalen, Hohenzollern ; 
2) Die ©. für die Nheinprovinz; 3) Die ©. für die im Jahre 1866 mit der preuß. 
Monarchie verbundenen Landestheile. 
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J. Gerichtsverfaſſung der Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Preußen, Schleſien, Poſen, Sachſen, Weſtphalen, Hohenzollern. 
Dieſe beruht auf der Verordn. v. 2. Januar 1849, dem Gef. v. 26. April 18515 — 
erſtreckt ſich auch auf die zur Rheinprovinz gehörenden Kreiſe Rees, Eſſen, Duisburg, 
desgleichen auf Diejenigen Theile des Reg.Bez. Koblenz, welche auf dem rechten Rhein— 
ufer liegen, (Dftrbein) fett dem 1. Yan. 1852 auch auf die Hohenzollern'ſchen Fürftentbümer. 

Die Gerichte erfter Inftanz find die Kreisgerichte; mit Dielen gleichgeftellt find 
die drei Stadtgerichte Berlin, Breslau, Königsberg, deren Gerichtsbarkeit ausſchließlich 
auf das Stadtgebiet beſchränkt it, umd die beiden Stadt: und Sreißgerichte Danzig und 
Magdeburg, deren Gerichtsbarkeit auf Die Stadt und den Kreis ſich eritredt. Die Kreis— 
gerichte find für die Städte und das platte Land beftimmt und wurden ihre Bezirke 
(1849) auf eine Seelenzahl von 40—70,000 berechnet. Der Sit des Kreisgerichts iſt 
regelmäßig die Kreisſtadt. Die Gerichte der erſten Inſtanz zerfallen in 2 Abtheilungen. 
Die erfte ift für Die freitige Gerichtsbarkeit in Civil und Straflachen einſchließlich der 
Credit: und Subhaſtationsſachen, die zweite für alle übrigen Angelegenheiten, namentlich 
die freiwillige Gerichtsbarkeit, die Vormundſchafts-, Nachlaß-, Hypothekenſachen beftimmt. 
Einzelrichter als beftändige Commiſſarien bearbeiten die Bagatellfachen (bis incl. 50 Thlr.) 
die im Wege der Privatklagen verfolgten Injurien und leichten Körperverlegungen, ſowie 
einzelne Acte der frenvilligen Gerichtsbarkeit (unter dieſen aud Führung der Handels— 
regifter). Um weiter entfernt wohnenden Gerichtseingeieifenen den Zutritt zum Richter zur 
erleichtern find folgende Einrichtungen getroffen: 1) Die Abhaltung der Gerichtstage 
außerhalb des Kreisgerichtsſitzes, Durch ein Mitglied Des Kreisgerichts nebſt Gerichts- 
Schreiber und Gerichtsbote. 2) An einzelnen Orten des Kreisgerichtsbezirkes find ftändige 
Gerichtscommiſſionen errichtet, beftehend aus einem Richter (Gerichtscommiſſar) — 
allenfall® einem zweiten Hülfsrichter, Gerihtsichreiben und Boten. Dieſe Gerichts— 
commifjäre find Mitglieder des Kreisgerihts, nehmen jedoh an den Beratbungen des 
Kreisgerichtscollegiumd nur ausnahmsweiſe Theil. 3) Außerhalb des Sites des Kreis— 
gerichts werben befondere Abtheilungen des Kreisgeriht8 — Gerichtsdeputationen — 
(bald ſtändige, bald periodifche) gebildet, aus mindeftens drei Nichtern beftebend, um 
auch diejenigen Angelegenbeiten bearbeiten zu können, welche einer collegialiihen Beratbung 
und Entſcheidung bedürfen. 

Jedes Kreis- und jedes Stadtgericht ift in allen Civil- und Straflachen in erfter Inftanz 
unbeſchränkt zuftändig; ein erimirter Gerichtöftand ift nur begründet: für die Mitglieder 
der Königl. Familie und der Fürftenhäufer Hobenzollern-Hechingen und Sigmaringen 
der perſönliche Gerichtöftand derfelben ıft bei dem mit dem Kammergerichte verbundenen 
geheimen Yuftizrath); Die Mediatifirten (Appellationsgericht, in deſſen Bezirk ihr Wohn: 
ort ſich befindet); Die Militärperfonen (für Strafiachen find die Militärgerichte com: 
petent, während auf Civilſachen die Eremtion der Milttärperfonen nicht ausgedehnt ift); 
Studivende (Die Unwverfitätägerichte find competent fir Disciplinawergeben, Injurienfachen, 
geringere Vergeben der Studenten, Studentenpaufereien und einzelne ftudentiiche Schulden= 
ſachen). Sachlich privilegirt find die Lehns- und Familienfideicommiß- und ſolche 
Stiftungsſachen, welche durch die Stiftungsurfunde ausdrücklich einem Obergerichte zuge— 
wieſen find. Competenzſtreitigkeiten unter den Gerichten erſter Inſtanz entſcheiden die 
Appellationsgerichte, und liegen diejenigen Gerichte, unter denen die Competenzſtreitigkeit 
entftanden, in verſchiedenen WAppellationsgerihtöbezirten, jo entjcheidet den Gompetenz- 
conflict das Obertribumal. 

Gigb.: Verordn. v. 2. Jan. 1849 8. 19—22. Verordn. v. 3. Yan. 1949 $. 27. Ge— 
ſchäfts⸗Regulativ für bie Gerichte erfter Inftanz v. 18. Juli 1850. 

Appellationsgerihte find die Gerichte zweiter Inftanz und führen unter 
diefen befondere Namen: das Kammergeriht zu Berlin, das Oſtpreußiſche 
Tribunal zu Königäberg, der Juſtizſenat zu Ehrenbreitftein. Die Ernennung der 
Käthe erfolgt auf Vorihlag des Yuftizminifterd durch den König Qualificirt find nur 
ſolche Richter, welde vier Jahre lang bei einem Gerichte erfter Inſtanz angeftellt gewelen 
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find. Ordentliche Profefforen der Rechtswiſſenſchaft an einer inländiichen Univerfität find 
zu diefen, ſowie zu anderen Nichterftellen ebenfalls qualificirt. Hinfichtlih ihrer Anciennität 
rangiren die Appellationsrichter unter ſich immerbalb der ganzen Monarchie mit Ausnahme 
der Rheinprovinz. Die Appellationsgerichte bilden für den Umfang ihres Bezirks die 
Appellationsinftanz für die Appellationsfachen in Civil- und Straflahen (in Civilfachen, 
wenn der. Öegenftand der Beichwerde über 50 Thlr. beträgt, in Strafladen, wenn in 
erfter Inſtanz von der GerichtSabtheilung oder vom Einzelrichter wegen Bergehen erkannt 
it); die Recurs-Inſtanz für die Necursfacdhen in Civil- und Straffadhen (in Givil- 
ſachen, wenn der Gegenftand der Beichwerde 50 Thlr. oder weniger beträgt, in Straf— 
ſachen, wenn in erfter Inftanz der Einzelrichter über Uebertretungen erkaunt bat); die 
Aufſichts⸗ und Beſchwerde-Inſtanz für die Gerichte erfter Inftanz ihres Sprengels; das 
Discıplinargericht erfter Inftanz für ihre Mitglieder — mit Ausnahme der Präfidenten 
und Directoren — und alle Richter ihres Sprengeld. Zu den Functionen der Appellationg= 
gerichte gehört auch — abgeſehen von den Fällen in welchen fie in Folge von Eremtionen 
(fiebe oben) Gerichte erfter Inftanz find — die Beauffichtigung der Schiedsmänner, und 
die Ertheilung von Beglaubigungen und Beicheinigungen folder Urkunden, von welchen 
im Auslande Gebrauch gemacht werden fol. Die Appellationsgerichte (mit Ausnahme 
von Greifswald und Ehrenbreitenftein) zerfallen in zwei Senate (Civilfenat und Griminal- 
fenat), welde vereinigt das Plenum bilden. Bor das Plenum gehören diejenigen Ange 
legenheiten, welche fih als Juſtizverwaltungsſachen harakterifiven, ſowie dasjenige, was 
als „allgemeine Angelegenheit“ dem Plenum zugewielen ift, die Erledigung von Bejchwer: 
den in micht procefiualiihen Angelegenheiten, wie überhaupt alle auf die unmittelbare 
Entieidung von Civil- und Straffachen nicht bezüglichen Functionen, mit Ausnahme der 
Entjchetvung über Yehns-, Fideicommiß- und Stiftungsfachen. 

Gfab.: Gefhäfts-Regulativ für die Apell.Ger. v. 17. Septbr. 1850 $. 17. 

Zur Competenz des Givilfenates gehören: Verfügungen und Enticheidungen in 
Givilappellations:, Recurs⸗ und Ehefahen; die Beſchwerden in allen procefjualifchen 
Angelegenheiten einfhlieglih der Ereeutionsinftanz ; die Nequifitiond- und Implorationg- 
ſachen, welche jih auf die genannten Angelegenheiten beziehen. (Verordn. v. 2. Januar 
1849, $. 35, Geſchäftsregulativ $. 20). Zur Gompetenz des Griminalfenats gehören: 
die Entiheidungen in Strafappellations- und Reeursſachen, die Beſchlußfaſſung über 
Klagen, welche zur Competenz der Schwurgerichte gehören ; Die Beſchwerden in allen ftrafs 
proceſſualiſchen Angelegenheiten, Requiſitions- und Implorationsſachen in Angelegenheiten 
der Strafrechtöpflege, Begnadigungsſachen, Strafausfegungs: und Strafunterbrechungs— 
gefuche, (mit Ausnahme derjenigen Begnadigungsſachen, welche Yuftizbeamte des Depar- 
tements betreffen) Berichte der Schwurgerichtöpräfidenten über die verhandelten Schwur— 
gerichtsfachen, Beauffichtigung des Gefangenenwefens, foweit dafjelbe überhaupt Sache der 
Juſtizverwaltung iſt. 

Berordn. v. 2. Yan. 1849, $. 25, Geſchäftsregulativ $. 35. Ueber das Verhältniß des 
Appellationd-Gerichtes zu Arensberg und des Kreidgerichts zu Hechingen als Gerichte zweiter 
Inftanz für die Hobenzollern’shen Lande vergl Gef. vom 30. April 1851. 

Das Obertribunal in Berlin ift dritte Inftanz für das ganze Königreich 
Preußen — mit alleiniger Ausnahme der im Yahre 1866 mit der preuß. Monarchie 
vereinigten Landestheile — Das Obertribunal hat Einen Senat für Strafjachen, deſſen 
zwei Abtheilungen der Regel nach jede für fich enticheiden, und nur im einzelnen Fällen, 
namentlih dann, wenn Die gleiche Nechtöfrage in verichtedener Weile in den verjchiedenen 
Abtheilungen beantwortet wurde, zu gemeinfchaftlicher Entſcheidung zufammentveten (Plenum 
des Senats für Strafladhen) und aus fünf Civilfenaten, von denen ein Senat (der 
rheiniſche Senat) diejenigen Civil- und Disciplinamerfahren bearbeitet, welche aus ber 
Rheinprovinz an das Obertribunal gelangen. In wichtigeren Angelegenheiten treten 
ſämmtliche Senate zu einem Plenum zufammen. Zu Senatsentjcheidungen ift die An- 
wejenheit von mindeftens 7 Mitgliedern (einſchließlich des Vorfigenden) erforderlich. Zu 
Entſcheidungen des Plenums des Senats für Straffahen gehören mindeftens 11; zur 
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Entjcheidung der Disciplinarfachen mindeftens 15 Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzenden. 
Räthe und Präfidenten des Obertribunald dürfen nur ſolche zum Richteramte qualificirte 
Perjonen werden, welche mindeſtens 4 Jahre entweder als vortragende Räthe im Yuftiz= 
miniſterium, oder ald Richter, oder Oberſtaatsanwalte bei den Appellationsgerichten oder 
ald Directoren eines Kreis: oder Stadtgerichts angeftellt geweien find. Außerdem Dies 
jenigen, welche mindeftens 4 Jahre lang bei einer” preuß. Univerfität ordentliche Profeſſoren 
geweſen find. Für die Mitglieder des rhein. Senats ift in analoger Weile eine min- 
deſtens 4 jährige Ihätigfeit im rhein. Recht (Präfivent oder Rath bei den Appellations= 
gericht zu Cöln, vortragender Rath im Yuftizminifterium für die rhein. Angelegenheiten, 
Präfident oder Kammerpräfident bei eimem rhein. Landgerichte, Oeneralprocurator, 
Generaladvocat oder Oberprocurator) erforderlich. 

Gijgb.: Berorbn. v. 2. Jan. 1849 88. 27, 28, 19. Gef. v. 30. April 1851. Berorbn. 
v. 4. Juli 1850. Gef. v. 17. März 1852. Verordn. v. 3. Ian. 1849 $. 145. Gef. v. 26. März 
1856 $$. 2, 3. Gef. v. 7. Mai 1556 $. 4. Gef. v. 7. Mai 1851 &$. 13, 66, 71. 

Bejondere Gerichte find folgende: 1) Handelsgeridhte (Commerz= und 
Aomiraltäts:Colegium zu Königsberg und zu Danzig) (Einf.-Gef. zum Deutfchen 
H.G.B. v. 24. Juni 1861, $. 73). 2) Gerichtshof zur Entjheidung von 
Gompetenzconflicten (Ge. v. 8. April 1847, Verordn. v. 16. Septbr. 1867, 
Gel. v. 13. Febr. 1854). 3) Geiftlihe Gerichte (zu Polen und Gneſen, Belplin, 
Frauenburg, Erfurt, Münfter, Baderborm). Die Provinz Schlefien gehört zu drei ver- 
ſchiedenen Diecefen, (zu der des Erzbiihefs von Prag — Grafſchaft Glaz — zu der 
des Erzbifchofs von Olmütz — Katzſcher in Oberſchleſien — und zu der Diüceje des 
Fürſtbiſchofs zu Breslau) deren Gerichtsbarkeit fich Lediglich auf das rein geiftliche Gebiet 
beichränft, d. b. auf Disciplinarfachen gegen katholische Geiftlihe, Sponfalien und Ehe: 
fadyen unter Katholiken, inſoweit es jih um kirchliche Nulitätserflärung oder Trennung 
von Tiſch und Bett handelt. Für ciwilrehtlihe Trennung oder Ungültigfeits- 
erflärungen der Ehe, ſowie für alle anderen weltlichen Angelegenheiten ift die geiftliche 
Gerichtöbarkeit aufgehoben. (Beroron, v. 2. Yanuar 1849). 4) Oeneralcom- 
miſſionen für Yandesculturfahen Verordn. v. 20. Yan, 1817. Ausf.Gel. 
v. 7. Juni 1521. Verordn. v. 8. Juni 1834, Verordn. v. 22. Nov. 1844. Das 
Revifionscollegium für Yandesculturfahen bildete für die Entihädigungen 
der Generalcommiffionen die zweite Inftanz). 5) Schiedsgerihte md Schieds— 
männer (Verordn. v. 7. Septbr. 1827. Einf.Gel. zum Str.G.B. v. 14. April 1851, 
Art. XVII. 6) Disciplinargerihte (Geſ. v. 7. Mat 1851 und v. 21. Yuli 
1851. 7) Univerfitätsgerichte. 8) Militärgerihte (Milit.Str.Ger.Orbn. 
vom 3. April 1845). 9) Priſengerichte (Reglement v. 20. Yuni 1864), 

UI. Organijation der Gerichte in der Rheinprovinz. Ordentliche 
Gerichte find: 1) Die Friedensgerichte beſetzt mir einem Friedensrichter ale 
Einzelrichter umd einem Gerichtsſchreiber. Zur Competenz derjelben gehören, aufer 
blos perſönlichen, diejenigen Sachen, bei denen das Klagobject die Summe von 100 Thlr. 
nicht überfteigt, und — ohne Rückſicht auf die Höhe des Objects — gewiſſe Sachen, bei 
denen ein ſchleuniges Berfahren an Ort und Stelle geboten ift. Außerdem find bie 
Friedensgerichte Vergleichsbehörden in denjenigen Procefien, welche zur Gompetenz ber 
Yandgerichte gehören, (C de proc. a. 48) und enblih ift ihmen ein heil 
der nicht ftreitigen Gerichtsbarleit überwiefen, (4. B. Vormundſchaftsweſen; Aufnahme 
der Acte über Emancipation, Adoption u. ſ. w.). In Straflachen find fie die Polizei— 
gerichte und urtheilen über die Uebertretungen. 2) Die Yandgerichte. Sie befteben 
ans einem Nichtercollegium, befetst mit einem Präfidenten, einem oder mehreren Kammer: 
präfidenten und der entiprechenden Zahl von Yandgerichtsrätben und Aſſeſſoren. Alle 
Mitglieder zufammen bilden die Generalverfammlung (Plenum). Das Yandgericht ift im 
mehrere Kammern getbeilt, die regelmäßig aus drei Richtern beitehen; nur diejenige 
Kammer, welche als zweite Inftanz in Zuchtpolizeifachen entſcheidet, befteht aus fünf Mit— 
gliedern. Die Yandgerichte find zugleich Schwurgerichtshöfe. Ein Oberprocurator iſt bei 
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jedem Landgerichte angeſtellt. Die Competenz der Landgerichte iſt folgende: In Civil— 
ſachen ſind ſie zweite Inſtanz in den von den Friedensrichtern entſchiedenen Sachen; 
und erfte Inſtanz in allen übrigen Civilſachen. Bon nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten 
gehören zu ihrer Kompetenz diejenigen, welche den Friedensgerichten nicht zugewieſen find. 
In Strafſachen liefern fie den Unterjuchungsrichter, entiheiden durch die Rathskammer 
über das Nejultat der geführten Vorunterjuchung, und find als Zuhtpolizeitammer 
(correctionelle Kammer) enticheivende Strafgerichte erfter Inftanz für alle Vergehen; und 
erfennende Strafgerichte zweiter Inſtanz — Berufungsinftan; — für alle Strafſachen, 
welhe in erfter Injtanz von den Friedensgerichten erledigt wurden. Die Zuchtpolizet 
(Correctionelle), Appell-Kammer des Landgerichts ift die zweite Imftanz für die von 
dem Yandgerichte in erfter Inftanz entſchiedenen Bergehen. 3) Der Appellhof in 
Köln befteht aus einem Präfidenten, drei Senatöpräfidenten und 28 Näthen, welche mit 
ſämmtlichen Beamten der Staatsanmwaltichaft das Plenum bilden, weldyes in drei Civil— 
fenate- (mindeftend 7) und einen Anklagelenat (mindeitend 5 Mitglieder) zerfällt. Der 
Disciplinarfenat wird gebildet aus 7 Nichtern und dem erften Präfidenten. Diefer Ge- 
richtshof ift in Civilfachen zweite Inftanz für die Yandgerichte, Handelsgerichte, Aheinzolls 

richte und das Univerfitätägericht in Bonn. In Strafſachen enticheidet der Antlage- 
A über das Rejultat der Vorunterſuchung in Schwurgerichtsfachen, und ift zugleich 
zweite Inftanz für die Rathskammern der Yandgerichte zur Erledigung der gegen die 
Beſchlüſſe derjelben erhobenen Einfprüde. Ueber das Obertribunal als höchſten 
Gerichtshof des rhein. R. fiehe oben 

Sfab.: Im Jahre 1813 beftanden in der Rheinprovinz: der Revifionshof zu Koblenz, der 
Caſſationshof zu Düſſeldorf, 2 Appellationshöfe zu Köln und Trier, 12 Tribunale erfter Inftanz, 
5 Hanbelsgerihte und 135 Friedensgerichte. Veordn. v. 21. Juni 1821 fette den Revifions- 
nnd Caſſationshof in Berlin ein und ftatt der 3 Appellationshöfe wird ein Appellationshof 
in Cöln errichtet. Verordn. v. 30. Juni 1820 organifirt die Yandgerichte, die Cab. Ordre v. 
9. Juni 152: gibt den fFriedensgerichten eine neue Cintheilung. Berordn. v. 2. Jan. 1949 
und Gef. v. 17. Dlärz 1552 bebt den Kafjationshof in Berlin auf und ſetzt am deſſen Stelle 
ben rheinischen Senat des Obertribunals. 

Bejondere Gerichte der Nheinprovinz find: Handelsgerichte, Gewerbes 
gerichte, Kheinzollgerichte, (Verordn. v. 30. Juni 1834), Geiftlihe Gerichte, 
(Trier und Cöln) Landwirthſchaftliche Gerichte, Disciplinargeridte, 
Univerfitätsgerichte, (Bonn), Militärgerichte. 

III. Gerihtsorganilation Hannovers Geſchichtliches und Geſetz— 
gebung Die hannov, Gerichtsorgantfation erfolgte durch das Gef. v. 8. Nov. 1850 und 
das Zulaßgefeg vom 31. März 1859. Durch die preuß. Einverleibung wurde dem neu 
gegründeten Oberappellationsgericht zu Berlin theilweife die Competenz des Oberappellations- 
gerichte® zu Celle übertragen, und letzteres unter theilweiſer Beibehaltung feiner Com— 
petenz in ein Appellationsgericht verwandelt. Die Pre.Ordn. für die neuen Provinzen 
vom 25. Juni 1867 beftimmte unter Beleitigung der früheren hannov. Str. Pre. Geſ. 
(24. Dec. 1849; 5. April 1859; 28. April 1859) die Competenz der Gerichte in 
Strafſachen. Im Uebrigen blieb die hannov. Gerichtsorganiſation beftehen. (Verordn. 
v. 3, Oct. 1866; Verordn. 27. Juni 1867). 

Drdentlihe Gerichte find folgende: 1) Die Amtsgerichte mit einem 
oder mehreren Amtsrichtern beſetzt, die ald Einzelridter fungiren. Ihre Competenz 
umfaßt in Straffahen die Entſcheidung über die Uebertretungen und Bergehen deren 
Strafmarimum 500 Thlr. oder 6 Monate Gefängniß nicht überfteigt; und in Civil» 
ſachen — abgeſehen von einzelnen Rechtöftreitigfeiten, bei denen es auf den Werth des 
Streitgegenftandes nicht ankommt — die Enticheidung aller Rechtöftreitigfeiten bis ein» 
ſchließuͤch 150 Thlr. Werth. (Gerichtsverf. Geſ. v. 31. März 1859, $. 4. Pre.Ordn. 
vom 8. Now. 1850, $. 3. 4. 640. 655. Gel. v. 27. Yuli 1852, $. 2). Außerdem 
fteht den Amtögerichten die freiwillige Gerichtöbarkeit zu einſchließlich des Vormundſchafts-, 
Hypotheken⸗ und Depoſitenweſens. 2) Die,„Obergerihte. Sie beftehen jeit dem 
16. Mai 1859, und entjcheiden in Meinen Senaten mit drei, oder in großen Senaten 
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mit fünf Richtern. In Strafſachen find die kleinen Senate die Straffammern 
und enticheiden diejenigen Vergehen, welche zur Competenz des Amtsgerichtes nicht gehören, 
fowie Diejenigen Verbrechen, welde procefjualiih den Vergeben gleichgeftellt find; Die 
großen Senate dagegen find die Berufstammern und enticheiden über Berufungen 
gegen Urtheile, Beſchlüſſe, Verfügungen der Straffammern. (Verordn. v. 25. Juni 1867 
Art. XV.) In Civilſachen liegt den fleinen Senaten namentlih ob: a) die Urtheild- 
fällung in ſolchen Streitiadhen, deren Gegenftand den Wertb von 300 Thalern 
nicht überfteigt. b) Die Urtheilsfällung über Berufung gegen Civilerkenntniſſe der Amts 
gerichte, ſowie über Beſchwerden der Amtsgerichte bei Ausübung der ftreitigen und frei: 
willigen Gerichtsbarkeit. ce) Die Entſcheidung über Ablehnung von Amtsrichtern oder 
Mitgliedern des feinen Senats. Den großen Senaten biegt in Civilſachen namentlich 
ob: a) Die Enticheidung über Rechtsmittel gegen die von den fleinen Senaten abgegebenen 
Berfügungen. b) Die erftinftanzlibe Entſcheidung ſolcher Civilſachen, deren Gegenftand 
den Werth von 300 Thlrn. überfteigt. ce) Die Urtbeilsfällung über Nichtigkeitsbeſchwerden 
gegen Erkenntnifje der Umtsgerichte. d) Die zweitinftanzlice Entſcheidung in Ehe: und 
Verlöbnißſachen, ſoweit Diefelben vor die bürgerlichen Gerichte gebören. 3) Schwur— 
gerichte zu Celle, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Osnabrüd, Stade. (Str.Pre. Ordn. 
8. 269 -307). Die Competenz derielben iſt die gleiche wie in denjenigen preuß. Yandes- 
theilen, in denen die Verordn. vom 3. Yan. 1849 gilt. 4) Das Appellations= 
an zu Celle, weldyes aus drei Giviljenaten und einer Ankflagefammer von je fünf 
titgliedern beftebt. In Strafſachen iſt daffelbe nur ald Anflagefammer competent 
(Verordn. v. 25. Juni 1867, Art. XV.); in Cipvilſachen entſcheiden die drei Civil— 
fenate über Rechtsmittel in Civilſachen, inſoweit dieſelben nicht durch Die Obergerichte er: 
ledigt werden und zwar find die Geſchäfte nach geographiichen Bezirken unter den Senaten 
vertbeilt. 5) Das Oberappellationsgeriht zu Berlin (Berordn. v. 27. Juni 
1867) hat in Strafſachen die gleiche Gompetenz wie Dad Obertribunal. In Civil: 
ſachen ift e8 competent: a) fir die Entſcheidung über Rechtsmittel gegen Entſcheidungen 
der Givilfenate des Appellationsgerihts, b) für Erledigung von Nichtigkeitsktlagen zur 
Wahrung des Geſetzes, e) zur Beſtimmung des zuftändigen Gerichts bei einzelnen Arten 
entftandener Gompetenzconflicte, oder bei Verhinderung des zuftändigen Gerichts. 

Belondere Gerichte find: 1) Das Univerfitätsgericht zu Göttingen, 
deffen Competenz fich nicht blos auf die Studirenden, jondern aud auf Die Lehrer umd 
Tonftigen Angehörigen der Untverfität und deren Familien erftredt: in Polizeiſachen, bürger— 
lichen Proceß⸗ und Mahnſachen, und in Saden der freiwilligen Gerichtsbarkeit in dem 
Umfange, wie diefelben zur Competenz des Amtsgerichts gehören. 2) Die Bergridter 
für Wahmehmung der Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarkeit für Die Bergſachen 
auf dem Oberharze. 

®fgb.: Gef. v. 21. Mai 1854 88. 1-3. Verordn. v. 31. März 1959 $. 3. 

IV. Die Gerihtsorganifation von Heilen, Naſſau, Schlesmwig- 
Holftein ift im Wefentlihen nad dem Vorbilde der hannov. Gerichtsorgantiation Dur 
die Verordnn. vom 26. und 27. Juni 1867 geregelt. Den hannov. Obergerichten ent- 
ſprechen in den genannten Pandestheilen die Kreisgerichte. Die Eintheilung der Ges 
richte ift folgende: 1) Gemeinſchaftliches Dberappellationsgeriht zu Berlin. 
2) Appellationsgerihte zu Caſſel (mit den SKreisgerichten Caſſel, Fulda, 
Hanau, Marburg, Rinteln, Rotenburg), Wiesbaden (mit ven Sreiögerichten zu 
Dillenburg, Limburg, Wiesbaden), Kiel (mit den Kreisgerihten Altona, Kiel, Itzehoe, 
Schleswig, Flensburg). Zu jedem der genannten Kreisgerichte gehören dann eime 
Anzahl Amtsgerichte 

V. Gerihtsorganifation für Frankfurt. Durch die Cinverleibung 
Frankfurts in die preuß. Monardie ift an der Gerichtsorganifation nur Folgendes ge 
ändert: Durch Verordn. v. 3. Dctbr. 1866 wird die Beaufjichtigung des Juſtizweſenẽ 
dem Königl. Zuftizminifterium in Berlin übertragen ; durch Berordn. vom 19. Nov. 1866 
und 12. Dechr. 1866 wird das Obertribunal zu Berlin an Stelle des Ober-Appellations- 
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dei zu Lübeck gelegt, und die Actenverfendung aufgehoben. Im Uebrigen blieb es 
i den bisherigen Zuftänden. Gerichte erfter Inftanz find theil® Einzelgerichte 
(Stadtamt, Landjuſtizamt — beides Givilgerichte zur Entfheidung von Civilſachen bis 
zu 300 5. — Rügegerihte — Strafgerichte für Uebertretungen), theils collegialiiche Ge— 
richte (dad Stadtgeriht — zwei Abtheilungen für Civilſachen und eine für Straffachen 
— und das Schwurgericht). Das Gericht zweiter Inftanz ift das Appellations- 
gericht, beftehend aus einem Präfidenten und fieben Räthen. Der Gerichtshof dritter 
Inftanz ift das Obertribunal zu Berlin. 

Gfgb. (imfoweit nicht bereitS in Vorſtehendem erwähnt): Conftitutionsergänzungsacte v. 
19. Juli 1816. Geſetz über die Gefetesfraft der provifor. Geſetzesordn. des gemeinſchaftl. Ober» 
appell.Ger. v. 8. Febr. 1820. Belanntmachung, betr. die Berordn. für das gemeinſchaftl. Ober- 
appell.Ger. v. 23. Ang 1831. Gefet Über das Berf. in bürgerl. Rechtsſachen v. 7. Nov, 1848. 
Organ. Gefe der Stadt Frankfurt vom 16. Sept. 1856. ef. über das Berf. in Straffachen 
v. 16. Septbr. 1856. 

VI Königreid Sachſen. Die Organilation und Competenz der Gerichte ift 
durd Folgende geſetzliche Borichriften geordnet: Gef. vom 28. Januar 1835, betr. die 
Gompetenz der Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden u. |. w. Gef. v. 11. Aug. 1855, betr. 
die Einrichtung der Behörden erfter Inftanz. Königl. Verordn. v. 30. Sept. 1856, 
betr. die Bildung der Gerichtsbezirke. Revidirte Str. Pre.O. v. 1. Octbr. 1868, das. 
Alg. Bürg GB. v. 2. Yan. 1862, Civ.Pre.O. v. 1622, Erläuterung biezu 
von 1724, Mandat v. 13. März 1822, ©.B. v. 28. Yan. 1835, Gel. v. 30. Dechr. 
1861. Die ordentliden Gerichte find: Gerichtsämter, Bezirfögerichte, Appellations- 
gerichte, Oberappellationsgeriht. Belondere Gerichte: Staatögerichtähof, Handels- 
gerichte, Untverfitätsgericht, Militärgerichte, Standgericht über Civilperſonen, Commiſſion 
für Enticheidung der Competenzconflicte, Behörden für die in Ablöſungs- und Gemein- 
heitstheilungen vorkommenden Streitigkeiten. Außer diefen Staatögerichten find noch) 
Patrimonialgerichte der fürftlih und gräflich Schönburg'ſchen Receßherrſchaften be— 
ſtehen geblieben, und ſind dieſelben ebenſo eingerichtet, wie die Gerichtsämter. 

VII. Großherzogthum Heſſen hat zwei verſchiedene G. Die eine für die 
Provinzen Oberheſſen und Starkenburg, die andern für Rheinheſſen. 

1) Oberheſſen und Starkenburg. Geſetzgebung: Geſ. v. 22. Sept. 1848 
hebt die befreiten Gerichtsſtände auf; Gef. v. 7. Aug. 1848 beſeitigte die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit. Str. Pre.O. v. 13. Septbr. 1864. Einführung der Geſchwornengerichte 
durch Gel. v. 28. Octbr. 1848 und 22. März 1852. Die Eintheilung der Gerichte 
ift folgende: Oberappellationsgeriht und Gaffattonsgericht zu Darmftadt. Zwei Hof- 
gerihte — die zugleich Schwurgerichtsfige find — zu Darmftadt und zu Gießen. Unter 
diefen ftehen Stadt und Yandgerichte, ſowie Bezirksftrafgerichte, 

2) Rheinheſſen. Für die Gerichtsorganilatton gelten mit geringen Aenderungen 
die franz. Gel. Der Caflationshof ift mit dem Oberappellationsgerichte zu Darmftadt 
vereinigt. Das Dbergeriht ft in Mainz. Die Bezirkögerichte zu Mainz und Alzey, 
eriteres mit 7, letzteres mit 5 Friedensgerichten. 

VII. Baiern. Die ©. der Kreiſe: Oberbaiern, Niederbaten, Oberpfalz und 
Regensburg, Oberfranfen, Mittelfranfen, Unterfranten und Aſchaffenburg, Schwaben und 
Neuburg wird nach folgenden Geſetzen beftimmt: Gef. v. 10. Nov. 1848, die Abänderung 
des Str.G.B. von 1813 betr.; Gef. v. 10. Nov. 1861, betr. die Gerichtsorganilation, 
mit der Vollzugsverordnung v. 24. Febr. 1862; Einf.Gej. zum deutihen H. G.B. 
v. 10. Nov. 1861; Veroron. v. 19. April 1862, betr. die Organifation der Handels— 
gerichte. Die G. der Rheinpfalz beruht auf franz. Gigb. 

IX. Die G. Würtemberg's ift georbnet durch das Gefeg über die G. vom 
15. März 1868. Außerdem find zu nennen: Die Str. Pre.O. v. 17. April 1868; die 
Civ. Pre.O. vom 3. April 1868. Die Einf.Berordn. vom 30. Juni 1868 und, die 
Vollziehungsverordn. vom 18. und 20. Yuli 1868, 

X. Die ©. Badens ift durch das Gel. vom 19. Mat 1864 geordnet. Zu dieſem 
Gelege treten folgende Beſtimmungen: Vollzugsverordnung zur ©. vom 12. Yuli 1864; 
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Geſetz über die Berwaltung der freiwilligen Gerichtöbarteit und des Notariatd vom 
28. Mai 1864; Str.Pre.D. vom 18. März 1864; Geſetz über die Gerichtöbarkeit und 
das Berfahren in Bolizeifachen vom 28. Mai 1864; Gejet betr. die Rechtöverhältnifie 
der Richter vom 7. Octbr. 1865; Verordnung betr. die Errichtung von Handelsgerichten 
vom 24. Nov. 1865. 

Lit.: Feht, Die G. der beutfhen Staaten. Speciell für Preußen: Jahrbb. der preuf. 
©.; v. Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie, Th. II. $$. 269 — 288. — 

ohn. 


Geſammteigenthum. Während im Röm. R. — wenigſtens nad) der herr: 
ſchenden Auffaſſung — ein gemeinſchaftliches Eigenthum nur in den beiden entgegen— 
geſetzten Formen des patrimonium universitatis und der communio möglich iſt, ſo 
daß entweder ſchlechthin nur der Eine Wille der Gemeinſchaft in dem Begriff der juriſti— 
ſchen Perſon als herrſchend geſetzt oder ſchlechthin für jeden der mehreren verbundenen 
Willen eine individuelle und im Princip von den anderen ganz unabhängige Herrſchafts- 
ſphäre an einer idealen Eigenthumsquote angenommen wird: gab es im beutichen R. 
thatlächlich von jeher die mannichfachſten Gemeinſchaftsverhältniſſe, bei welchen die Rechts— 
herrſchaft iiber ein Grundftüd, Capital oder Vermögen für einige Beziehungen den Eins 
heitöwillen der Gemeinſchaft als eined Ganzen untergeordnet und für andere Beziehungen 
"unter die Bielbeit der individuellen Willen vertheilt war. Bei dem Eindringen des rö— 
miſchen Eigenthumsbegriffes ſchien die Natur folher Berhältniffe einer Einzwängung in 
die römiſchen Gegenfäge allzu ehr zu widerftreben. Man ftellte Daher für fie den Zwiſchen— 
begriff eines ©. auf. Daffelbe conftruirte man (zuevft, wie es fcheint, der pſeudonyme 
Juſtus VBeracius) als ein dominium plurium in solidum, fo daf Jeder Eigen— 
thümer des Ganzen ſein ſollte. So widerſpruchsvoll in dieſer Formulirung der neue 
Begriff war, erlangte er doch feit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine weite 
Berbreitung und ging im mehrere neuere Gſgbb. über. In unferer Zeit konnte es den 
Kritifern des G. nicht ſchwer fallen, die Unhaltbarkeit eines ſolchen ©. nachzuweiſen 
(Haſſe, Dunder). Dagegen haben neuere Forſcher (Befeler, Bluntſchli, 
Stahl, Arnold) in verſchiedener Weife den Begriff des G. zu klären und zu vertie— 
fen verfucht, indem fie auf Die innere Natur der’ eigenthümlichen deutſchrechtlichen Gemein— 
Ihaftöverhältnifje zurüdgegangen find. Die unter ſich wiederum abweichenden Anfichten 
der Verfechter des G. können bier nicht Dargeftellt werben ; e8 fei nur Die nach unferer 
Anficht dem Welen der in Frage kommenden Gemeinjhaftsverbältnifje entiprechende Auf- 
fafjung angedeutet. 

Am Begriffe des G. ift feftzuhalten. Dafjelbe umfaßt aber zwei ganz verjchiedene, 
im älteren R. noch ununterſchiedene, heute ſcharf entgegengefegte Fälle: das G. einer 
Genoſſenſchaft, welches ſich paſſend als ©. im eigentlichen Sinne bezeichnen läßt, und die 
bloße Rechtsgemeinſchaft zur- gefummten Hand. Wenn man will, mag man in erfterem 
Begriff mur eine durch Das deutſche und moderne-R. ermöglichte Modification des Be— 
grüffes des Corporationsguts, im zweiten Begriffe aber eine ebenfo ermöglichte Modifi— 
cation des Communionöbegriffes fehen. 

Das eigentlidhe G. ift ein in einer Gemeinde oder Genofienichaft nach ge- 
noſſenſchaftlichem Princip zwiſchen Einheit und Vielheit vertheiltes Eigenthum. Es ift der 
objective Niederſchlag der ſubjeetiven Structur der deutſchrechtlichen Genoſſenſchaften. Auch 
läßt es ſich als getheiltes Eigenthum auffaſſen: einige Eigenthumsbefugniſſe ſind aus: 
ſchließlich bei der juriſtiſchen Perſon des Ganzen, die übrigen Befugniſſe find unter Die 
Einzelnen zu Sonderrecht vertheilt. Die Theilung kann dabei jehr verſchiedener Art fein; 
fie kann 3. B. entweder unmittelbare Nugungsbefugniffe an der Sache ſelbſt für die Ein- 
zelnen begründen, wie beim Gemeinland, oder ſich überhaupt nur auf den Werth des 
Gefammtvermögens beziehen, indem dieſer in ideelle Quoten (Hure, Actien, Antbeile, 
Ertragsrechte) zerlegt wird, welde den Einzelnen als Privatrechte zuftchen. Die Sache, 
das Vermögen u. ſ. w. ift bier überall weder für das Ganze noch für die Einzelnen 
eine fremde. Auch ftehen ſich Recht der Einheit und Recht der Vielheit nicht etwa wie 
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Befugnifje beliebiger Perjonen an derjelben Sache gegenüber, fondern fie gehören wejent- 
ih und organisch zujammen und werden durch die Genoſſenſchaftsverfaſſung in ein ein— 
heitliches Inſtitut verwoben, das ohne dies nicht es felbft, jondern etwas ganz Anderes 
wäre. — Fälle des eigentlichen G. find die Gemeinjhaftöverhältniffe an Gemeinländereien, 
die Güter von Agrargenoſſenſchaften, die Hausgüter des hohen Adels, corporative Gans 
erbichaften, Gewerkſchaften, Actiengejellihaften u. |. w. 

Gemeinſchaften zurgelammten Hand — ein fo oder ähnlich (communi- 
cata, coadunata manu, gemeinſchaft, eine hand u. |. w.) in älteren Quellen viel 
gebrauchter und aus der Form der Aufnahme in die Gewere berzuleitender Ausprud — 
find anzunehmen, wenn die Gemeinschaft zwar feine von den Gemeinern verſchiedene Ber: 
jon ift, doch aber kein römiſches Miteigenthum, ſondern ein deutichrechtliches gemeinfchaft- 
liches Eigenthum Mehrerer vorliegt. Die berechtigten Subjecte find bier durchaus nur 
eine Mehrheit: ihre Antheilsrechte aber find nicht von einander unabhängige Individual 
rechte an innerlich unverbundenen ideellen Quoten, jondern fie find jubjectiv oder objectiv 
oder in beiden Beziehungen gleichzeitig eins durch das andere gebunden. Subjectiw, indem 
die Gemeiner in irgend einer dauernden und engen Verbindung, die ihre Einzelwillen 
theilweife in eine gemeinfame Willensiphäre aufgehen macht, nicht aber als beliebige un- 
verbundene und jouveräne Individuen an das Vermögen herantreten. Objectiv, indem 
diefed Vermögen ſeinerſeits als ein irgendwie gefchloffenes und gegliederted Ganze, alſo in 
einer das an ihm mögliche Nechtöverhältnig bedingenden und beftimmenden objectiwen Selb- 
ftändigfeit, in Die Willens- und Herricaftsiphäre der Gemeiner füllt. eine nähere 
Beſtimmung erhält der Begriff erft durch Die rechtliche Natur des Inftitutes, bei dem er 
zur Anwendung gelangt. Cs gehören hierher z. B. aus dem älteren R. Bergabungen 
von Todes wegen, Geſammtbelehnungen, Erbengemeinichaften, jog. „Gemeinderſchaften“, 
nicht corporative Ganerbſchaften, manche gemeinfchaftliche Negierungen u. ſ. w.; aus dem 
modernen R. eheliche Gütergemeinihaft, fortgejegte Gemeinihaft, Mitrhederei, aber auch 
zum großen Theil Das moderne Geſellſchaftsvermögen und namentlich das Vermögen ber 
Handelögejellichaften. 

Schließlich ift zu bemerken, daß der Ausdruck G. infofern zu eng ift, als Geſammt— 
gerechtiame, Geſammtlehenrechte, Geſammtnutzungsrechte u. |. w. nach demjelben Princip 
zu beurtheilen find. 

Fit: Dunder, Das ©., Marb. 1843, wo die Dogmengeich. u. der Nachweis ber älteren 
Lit. zu finden iſt. — Haffe, Revifion der bisherigen Theorie von der ebel. Gütergem., Kiel 1808, 
©. 20 —53. — Befeler, Erbverträge 1. 73— 83; Syſtem $. 83. Bluntſchli, Rechtsgeſch. 
von Züri, IL’ 73 f. — Grimm, RN. 494 f. — Homeyer, Des Sadjenfp. zweiter Theil, 
Bd. 2, ©. 461—464. — Stahl, Rechts- und Staatslehre, I, 295—246. — Yaffalle, Die 
Theorie der erworbenen Rechte, 1. 409. — Baron, Die Gefammtredtsverbältnifie im Röm. 
R., Berl. 1864. — Stobbe, Ztſchr. f. Rechtsgeſch, IV. 207. — Bol. auch Oeſterr Bürg. 
G.B. $ 361. — Preuß. ER. 1. 17. 8. 1; 8. $. 18; 17. 88. 2—4. — Züricher G.B. $$. 567 
—571. — Bünbener, Eiv.G.B., 88. 213 — 214. D. Gierke. 

Geihäftsführungsflagen. A. In mehreren Fällen kann, abgefehen von 
der negotiorum gestio, jemand aus dem von einem Andern abgejchlofienen Rechts— 
geichäfte in vollem oder in beichränftem Maße verpflichtet werden. Man bezeichnet die 
Klagen, welche gegen den aljo Berpflichteten erhoben werden fünnen, als actiones ad- 
jeetitiae qualitatis, 

1. Der Hausvater (nach Röm. R. auch der Herr) baftet für das durd fein Kind 
(feinen Eclaven) eingegangene Rechtsgeſchäft: 

a) In solidum, wenn er Auftrag dazu gegeben oder ratihabirt hat. Die Klage 
heißt actio quod jussu, nad den Anfangsworten der fie aufitellenden Claufel im prä- 
torifchen Ediete. 

b) Wenn das Hausfind ein peculium profectitium hat, jo weit als das pecu- 
lium zur Zeit der Gondemmation veicht, nad) Abzug des, dem Vater Gejchulveten und 
ohne Rückjicht auf Verminderung des peculium durch deſſen dolus; was wegen zu ges 
ringen Betragd des peculium jegt nicht erlangt wird, kann jpäter nachgefordert werben. 
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Dieje fog. actio de peculio findet übrigens nur bei reinen Geichäftsohligationen, nie bet 
Schenkungen, noch bei Delicten und Quaſidelieten ftatt. 

Denn mit Willen und Willen des Baters der Sohn vermittelft des peculium oder 
eines Theils deijelben Handels- oder Gewerbegefchäfte treibt, To darf jeder Gläubiger ber 
in Beziehung darauf creditirt hat, Bezahlung aus dem Handelsgute verlangen. Dabei 
wird für Vertheilung, Rangordnung, Privilegien der Gläubiger ähnlich wie im Concurſe 
verfahren: ed iſt eine Art Concurs, deſſen Leitung dem Vater zuſteht und wofür er mit 
der actio tributoria verantwortlich gemacht werden kann. Für ferne eigenen Forderun— 
gen fteht er den übrigen Gläubigern gleid). 

e) Wenn aus dem die Schuld begründenden Rechtsgeſchäfte des Hausfinds Etwas in 
den unmittelbaren Nugen des Baterd verwendet worden, in rem patris versum iſt, ſei 
es als pofitive Bereicherung, ſei e8 zur Beſtreitung von Auslagen, fo haftet Der Vater, 
jo weit diefer Nuten reicht. Die von Neueren behauptete Berallgemeinerung dieſer actio 
de in rem verso, namentlidh deren Ausdehnung auf freie Geſchäftsführer, iſt als un— 
römifch zu verwerfen. 

2. Der Principal, welcher jein Hauskind oder einen beliebigen Anderen zum Betriebe 
eined Gewerbes oder von Handelögeichäften als Agent, Factor, institor, ebenſo der 
Schiffsrheder, exereitor, der einen Schiffscapitän oder Schiffer, magister navis anſtellt, 
ertheilt dadurch diefem feinem institor oder magister auch ſtillſchweigend eine allgemeine 
Ermächtigung zu den verſchiedenen Gejchäften, welche der Inftruction gemäß mut dem 
Hauptgefchäfte im Zufammenhange ftehen, und haftet daher für dieſe Geſchäfte in so- 
lidum. Die Klage heit in ihrer Anwendung gegen den Rheder exereitoria, jonft in- 
stitoria, und concurrirt electiv mit der gewöhnlichen Klage aus dem betreffenden Rechts— 
geſchäfte gegen den institor oder magister. 

B. Bereitd im claſſiſchen Röm. R. wurde das Princip dieſer actiones exereitoria 
und institoria auf die Geichäfte ausgedehnt, welche jeder Mandatar jeiner Vollmacht ges 
mäß abgefchloffen hat, jo daß deſſen Gläubiger unmittelbar den Mandanten mit actio 
utilis ad exemplum institoriae, actio quasi institoria, belangen können. Desgleichen 
inöbefondere bei geſetzlichen Mandataren, Vormündern, Syndici u. dgl, in Beziehung auf 
die Rechtsgeſchäfte, welche fie vermöge ihres Amts für ihre Mündel und Gorporationen 
eingegangen find. Nachfolgende Genehmigung jteht dem Mandate gleih. Auch obne 
Mandat oder Ratihabition kann wenigftend auf Die etwaige Bereicherung geklagt wer— 
den, was aber nicht über den bejtimmten Kreis des Repräfentationsverhältnifies aus— 
zudehnen ift. 

Im heutigen Röm. R. haben diefe ſämmtlichen Klagen in Folge der Entwidelung g der 
Stellvertretung und der veränderten vermögensrechtlichen Beziehungen zwiſchen Vater und 
Kind unleugbar ſehr viel von ihrer Bedeutung eingebüßt. Die actio exercitoria, bie insti- 
toria, auch die quod jussu erfcheinen fait als überflüfjig bei der heutzutage berrichen: 
ven Anficht, „daß, wenn das Rechtsgeſchäft im Namen des Vollmachtsgebers abgeſchloſſen 
worden, dieſer gleich, als ob er jelbft der Contrahent wäre, und ſomit als der unmıttel- 
bar und allein BVerpflichtete zu betrachten jei” (Arndts). — Ueber die andern Klagen 
ſ. Tb. I, 358. 4. Pr. ER. II. 2. SS. 127 ff. 

DOuellen: Zit. I. IV, 7. quod cum eo — D. XIV, 1. de —— actione; 


3. de institoria actione; 1. de tributoria; 5 quod. cum eo qui. XV, 1. de peculio; 
2. quando de peculio; 3. de in rem verso; 4. "quod jussu. C. IV, 25, 26. 

Lit.: Glüd, XIV. — Im a > rat Die Lehre von der Stellvertretung. — 
Bitte, Die — —— 8R I. — Insbeſondere über quod 
jussu: Arch. f. eiv. Braris, XII Khisam), KX (Schmid). Müller, Civ. Abhandl. 
(Gießen 1833); Chambon, Beitr. zum Obligat.R., J. — De peeulio: Linde's Ziſchr, 
(N. F. V. (Marezoll), Better’s Jahrbb. 1. , Jena 1851 (Diegel), III. (Rellen). — De 
in rem verso: Seuffert, Dei.r.v. act, "Würzb. I 1822; Kämmerer, Linde's Ztichr 
VI; Bitte, a. a. O. Institoria: Weiste, Skeptiſch- praftiiche Behandlung einiger 
eivikrechtf. Gegenftände, Leipz. 1829; Anckelmann, De lege I. $. 1. de exercitoria actione, 
Berl. 1848; Thöl, a. a. ©. Rivier. 


Geihäftsordnung. 497 


Geihäftsordnung ift die Regel, welche die Voltsrepräfentation bei Behandlung 
und Erledigung der ihr durch die Verfaſſung zugemiefenen Gejchäfte zu beobachten hat. 
Nach einzelnen Verfaſſungen ift diefelbe ein Gefeg; nach anderen hat ausſchließlich die 
Volfövertretung und zwar in den Staaten des Zweikammerſyſtems jede der beiden Kam— 
mern für ſich das Recht ihren Geihäftsgang und ihre Disciplin zu regeln (jo der preu- 
ßiſche Land- und der Nd. Reichstag). Doc ift auch die Geltung der von der Volksver— 
tretung aufgeftellten Geſchäftsordnungen überall von der Beobachtung derjenigen Berfaj- 
ſungsbeſtimmungen abhängig, welde die Organifation und Verhandlungsweiſe der Kam— 
mern betreffen. Hinſichtlich des geichäftlichen Verkehrs der Kammern unter einander oder 
mit der Regierung ift gegenfeitige Uebereinfunft nothmendig. 

Die in Deutichland geltenden ©. haben im Ganzen den gleichen Inhalt. 

Jede Kammer, bzw. die ganze Ständeverfammlung, wenn diefelbe nur aus Einer Kam— 
mer befteht, hat überall bei dem Eintritt in eine neue Legislaturperiode und zwar ent= 
weder vor ‚oder nad ihrer Eröffnung durch den Souverän unter dem Präfidium ihres 
der Geburt nad) älteften Mitglieds, des ſog. Alterspräfidenten, zuerft die Yegitimationen 
ihrer Mitglieder zu prüfen. Ber jeder ferneren Seſſion tritt da8 Haus umter dem Prä— 
fidenten der vorbergegangenen Seffion zufammen. Die Vorprüfung der Wahlen wird den 
Abdtheilungen, in welche nach vielen G. (aud denen des preußtichen Land- und des 
Nd. Reichstages das Haus beim Beginn jeder Seſſion durch das Loos getheilt wird, in 
der Weife übertragen, daß jeder Abtbeilung eine möglichft gleiche Anzahl von Wahlver: 
handlungen loosweiſe zugewiefen wird. Die Wahl eines Abgeordneten fann vom Haufe 
jelbit, von der Regierung und endlich Ichriftlich von jedem wahlberechtigten Staatsbürger, 
die Yegitimatien eines erbliden oder lebenslänglichen Kammermitgliedes nur vom Haufe 
jelbft und von der Regierung angefochten werden. Im Nd. Reichstag macht der Ablauf 
einer zehmtägigen Frilt nad Eröffnung der Seſſion alle bis dahin unbeftrittenen Wah— 
len unanfechtbar. Beſtrittene oder von den Abtbeilungen beanftandete Wahlen werden 
überall dur den Beichluß des Haufes gültig. 

Dt die Mehrzahl der Wahlen geprüft und gebilligt, und find alle neu eingetretenen 
Mitgliever, deren Wahl approbirt worden, da, wo Died (wie auch in Preußen) verlangt 
wird, vereidigt, To ſchreitet das Haus zur Wahl des Prüfidenten, des oder der Viceprä- 
fidenten, der Schriftführer und fonftigen in den einzelnen Berfafiungen vorgefchriebenen 
Beamten des Hauſes, welche regelmäßig wie im preußtichen Yand= und Nd. Reichstage 
für Eine Seſſion, Teltener für eine ganze Yegislaturperiode im Amte bleiben. Im preu— 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe und im Nd. Neihötage wird der Präfident beim Beginn einer 
neuen Legislaturperiode zunächſt nur proviſoriſch und erft nach Ablauf von vier Wochen 
definitie gewählt. Nach andern Berfafjungen mird der Präfident, wohl aud der Vice— 
präjident von der Regierung aus drei ihr vorgefchlagenen Mitgliedern der Kammer ges 
wählt oder doch der won der Kammer gewählte Prüfident beftätigt. Der Präſident ber 
erften Kammer wird jogar meistens von der Negterung frei ernannt. 

Iſt Das Büreau, der Borftand, das Directorium Des Haufes gebildet, fo werden die 
zur Vorberatbung beſtimmter regelmäßiger Geſchäfte des Haufes vorgeichriebenen Com— 
miffionen von den durch das Loos gebildeten Abtheilungen gewählt. 

Hierauf tritt das Haus in die Berathung der ihm vorliegenden Angelegenheiten ein, 
Letztere fünnen ihm durch Borlagen der Regierung, durch Anträge der Mitglieder des 
Hauſes und endlih durd Petitionen der Staatsangehörigen zugewieſen fein. Auch An- 
fragen der Mitglieder des Hauſes an das Miniftertum, eg. Interpellationen, fünnen, 
wenn der interpellivte Miniſter fie beantwortet, zu einer Beſprechung des Haufes über 
den Gegenftand der Interpellation Veranlaſſung geben. Negierungsvorlagen und Petitio— 
nen werben ſchriftlich abgefaßt und dem Präfidenten übergeben ; Gleiches gilt für die in 
dem Haufe ſelbſt geftellten Anträge und Interpellationen, wenngleich diefe außerdem münd— 
(ih eingebracht und begründet werden müſſen. Auch tt zu der Gültigkeit der legteren 
nothmwendig, daß diejelben von einer bejtimmten Anzahl anderer Mitglieder Des Hauſes 
unterſtützt und unterzeichnet find. 

v. Holgendorff, Rechtslexiten 1. 32 
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Im vielen Ländern muß die Erledigung der Negierungsvorlagen allen anderen An- 
gelegenheiten vorgeben. Iſt Died wie in Preußen und dem No. Reichstage nicht vor 
geicyrieben, jo müfjen entweder die Anträge nad der Reihenfolge ihrer Einbringung erle 
digt werben, oder der Präfident hat die Tagesordnung frei feftzufegen, d. b. zu bejtimmen, 
welche Angelegenheiten und in welcher Reihenfolge fie zur Berathung und Beſchlußfaſſung 
fommen jollen. Doch find hierbei regelmäßig die kurzen Friften zu berücfichtigen, melde 
von der an die einzelnen Mitglieder des Hauſes vollzogenen Einhaͤndigung der eingebrad- 
ten und vom Präfidenten in Drud gegebenen Anträge, Vorlagen und Commiffionsberichte 
bis zu der erften Berathung des Hauſes abgelaufen jein müſſen. ; 

Wenngleich die meiften ©. (auch die des preufiichen Land- und Nd. Reichstags) 
die Vorberathung im Haufe jelbft bzw. den fofortigen Eintritt in die Schlußberathung 
mit nachfolgender definitiver Beſchlußfaſſung geftatten, jo geht der letzteren Doch regelmaͤßig, 
bei Regierungsvorlagen in einzelnen Ländern ſogar nothmendigerweife die Borberathung 
durch eine der bei dem Beginn jeder Seſſion gewählten Commiſſionen oder auch durch 
eine allein für die betreffende Sache erwählte Commiffion voraus, welcher überall die 
Miniſter und Regierungscommilfare, wohl audy der Bräfident des Haufes und der An: 
tragfteller mit berathender Stimme beimohnen dürfen. Die Commifjion läßt Gang und 
Reſultat ihrer Verhandlungen mit dem Antrage auf Annahme, Abänderung oder Verwei— 
fung durch die aus ihr und von ihr erwählten Referenten dem Haufe vortragen: der 
Sommiffionsberiht. Durch diefen wird der Verhandlung und Beſchlußfaſſung des Hau- 
jes nicht vorgegriffen ; vwielmehr können mit oder ohne Bezug auf die Anträge der Com— 
miſſion Abänderungsanträge geftellt werben, fofern fie nur mit der Hauptfrage in meient- 
licher Berbindung ftehen und die vorgeichriebene Unterftügung finden. Auch kann das 
Haus nach ftattgehabter Berathung die Angelegenheit zu abermaliger Berichterftattung der 
Commiſſion überweiſen. 

Commiſſionsberichte, eben fo wie Erklärungen der Regierungscommiſſare dürfen ab: 
gelefen werden ; die Kammermitglieder dagegen müſſen frei ſprechen. Die Discuffion 
jelbft wird bet umfaſſenden Vorlagen Durch die Untericeidung einer die ganze Angelegen: 
beit betreffenden General= und einer auf die einzelnen Artikel, Boten, Abſätze der Bor: 
lage bezüglichen Spectalvebatte geordnet. Die Reihenfolge der Redner, welche fi regel: 
mäßig, Tobald die Debatte eröffnet worben, bei den Schriftführern des Hauſes für oder 
gegen den geftellten Antrag zu melden haben, wird meiftend nad der Reihenfolge ber 
Meldung und, ift diefe gleichzeitig geſchehen, durch das Loos in der Weile beftimmt, daß 
zuerft der erjtausgeloofte Redner für, Dann der erftausgelonfte Redner gegen die Bor- 
lage u. f. w. das Wort erhält. Die Ertheilung deſſelben fteht dem Präſidenten zu, 
welcher ſich an der Debatte nur betheiligen darf, nachdem er den Vorſitz abgetreten. 
Der Präfident wacht darüber, daß die Rede ſich auf den vorliegenden Gegenftand beziehe, 
nicht abichweife, auch nicht Die Grenzen der parlamentariichen Redefreiheit itberichreite. 
Zur Wahrung diefer Aufficht darf der Präfident den Nedner unterbrechen und ermab: 
nen, nöthigenfall® zur Ordnung rufen oder endlich ihm das Wort entziehen. Erhebt der 
Redner deshalb Einſpruch, jo bat Das Haus ohne Discuffion darüber zu entjcheiden, ob 
der Präſident feine Befugniß richtig angewandt habe. Die G. des preußiſchen Yand- 
und des Nd. Reichstags Iprechen nach zweimaligeın vergeblihem Ordnungsrufe des Prä— 
fiventen die Entſcheidung über die Entziebung des Worte dem Haufe zu. Nach mehreren 
Berfaffungen ift es zuläffig, durch Beichlug der Kammer ein Mitglied zum Widerruf ber 
von ihm getbanen Aeußerungen zu veranlafien, auf Zeit auszufchliegen, ſogar feines 
Siges für verluftig zu erflären. Andererſeits muß aber aud der Präfident dem Redner 
Gehör verichaffen, deshalb das Haus und die Zuhörerräume zur Ruhe anhalten, die 
legteren jogar, wenn von ihnen Zeichen des Beifalls oder Mißfallens gegeben worden, 
räumen lafien und bei anbaltendem Lärme in der Verfammlung ſelbſt die Situng auf 
furze Zeit vertagen. 

Haben alle eingefchriebenen Redner geſprochen, oder meldet ſich fein weiteres Mit: 
glied zum Wort, jo wird die Discuſſion geſchloſſen. Dob kann diefelbe ſchon worber 
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durch Abftunmung des Haufed über einen Antrag auf Schluß der Discuffion oder auf 
einfache Tagesordnung beemdigt werden. Hierauf erhalten nur nod ber Antragfteller und 
der Berichterftatter, ſowie Diejenigen Mitglieder das Wort, melde fich zu einer ſog. per⸗ 
ſönlichen Bemerkung, d. i. zu einer Vertheidigung, zur Aufklärung eines Mißverſtänd— 
niſſes u. dgl. veranlaßt ſehen. 

Hierauf erfolgt endlich die Frageflellung des Präſidenten und die Abſtimmung. Vor 
derjelben muß ftets die Prüfung der durch die Verfaſſung feftgefegten Beſchlußfähigkeit 
des Haufes ftattfinden, falls diefelbe nicht bereits vor Beginn der Discuffion zu geichehen 
hatte. Auf die Abftimmung zu verzichten, ift regelmäßig unftatthaft, überall aber dem- 
jenigen Mitgliede geboten, deſſen Recht auf einen Pla im Haufe oder deſſen gegen ein 
anderes Mitglied vorgebrachte Beſchwerde Gegenftand der Abſtimmung iſt. 

Die Abſtimmung ſelbſt erfolgt entweder durch Namensaufruf oder durch Aufſtehen 
und Sitzenbleiben oder endlich, wie bei der Wahl des Präſidenten und der Commiſſionen 
durch Stimmzettel. Regelmäßig iſt abſolute Majorität nothwendig; nur für Verfaſſungs— 
änderungen wird meiſtens Zweidrittel-Majorität, für Commiſſtionswahlen blos relative 
Majorität verlangt. Bei Stimmengleichheit iſt nach einzelnen Verfaſſungen die Wieder— 
holung der Abſtimmung nothwendig; iſt auch dieſe erfolglos, To ſteht entweder dem Prä— 
ſidenten die entſcheidende Stimme zu, oder der Antrag gilt als abgelehnt. Wieder an— 
dere Verfaſſungen verfügen das eine oder andere Auskunftsmittel ſofort, nicht erſt nach 
einer zweiten Abſtimmung. 

Jede Abſtimmung iſt ein definitiver, für die laufende Seſſion unwiderruflicher Be— 
ſchluß. Nur die erſte Abſtimmung über Verfaſſungsänderungen wird in Preußen erſt 
durch die nach 21 Tagen erfolgte gleichlautende Abſtimmung deſſelben Hauſes zum defi— 
nitiven Beſchluſſe. Auch kann die Wiederaufnahme einer bereits durch Abſtimmung erledigten 
Sache dann nothwendig ſein, wenn der Beſchluß des einen Hauſes in Staaten des Zwei— 
tammerſyſtems vom anderen Haufe mit Abänderungsvorſchlägen verſehen und dem er— 
fteren zurüdgegeben wird. In Folge der Unwiderruflichteit einer Abſtimmung iſt and) 
überall die wiederholte Einbringung eines bereits abgelehnten Antrags für die Dauer der 

Seſſion umterjagt. 

Motiwirung der Ablehnung von Regterungsvorlagen und fonftigen Anträgen ift nur 
in einzelnen Yändern notbwendig. Doch wird vielfad die Form der motivirten Tages— 
ordnung dann angewandt, wenn die Kammer einen zur Berathung vorliegenden Antrag 
unter Angabe von Gründen ablehnen will. Die Annahme eines Antrags auf einfache 
Tagesordnung bedeutet dagegen Die fofortige, unmotivirte Befeitigung eines von der Kam— 
mer ſchlechthin verworfenen Antrags. Ueber Anträge und Vorlagen der Regierung kann 
das Haus nicht zur Tagesordnung übergeben. 

Die Deffentlichfeit der Yandtagsfigungen, welche nur durch einen in geheimer Sitzung 
gefaßten Beſchluß des Hauſes für die Berathung einer einzelnen Sache ausnahmsweiſe 
ausgeſchloſſen werden kann, ferner die Anweſenheit der Miniſter und Regierungscommiſſare, 
ſo wie die Rechte derſelben in den Verhandlungen des Landtags ſtehen unter dem Schutze 
der Verfaſſung. Doch wird der Gang der Landtagsberathungen einmal dadurch, daß die 
Anweſenheit der Miniſter verlangt werden kann, ſowie dadurch berührt, daß dieſelben jeder 
Zeit gehört werden müſſen. Hiernach müſſen Miniſter und Regierungscommiſſare Das 
Wort erhalten, ſo bald und ſo oft ſie es verlangen, ohne daß jedoch dadurch ein Anderer 
in feinem bereits begonnenen Vortrage unterbrochen werden darf. Auch darf ihnen weder 
durch den Schluß der Debatte noch durch den Präfidenten das Wort entzogen werden. 
Machen fie nach gejchloffener Debatte von ihrer Redefreiheit Gebrauch, fo ift die Wieder- 
eröffuung der Discuffion zuläffig. 

Der gefchäftliche Verkehr zwiſchen beiden Häufern ift regelmäßig ſchriftlich und wird 
durch die Präfidenten vermittelt, Doch kennen einzelne Berfafjungen eine mündliche Ver— 
handlung zwifchen beiden Kammern oder zwiſchen Ausſchüſſen .. zur Herftellung 
einer Uebereinſtimmung bei — Beſchlüſſen. — 
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Quellen: Baiern: Gefet, den Geſchäftsgang des Landtags betr., vom 25. Juli 1850. 
Preußen: ©. des Abgeorbnetenhaufes vom 27. Mai 1862; ©. des Herrenbaufes vom 19. Jan. 
1864. Nd. Bund: ©. für den Reihstag vom 12. Juni 1865 und Neichstagsbeichlüffe vom 
17. April amd 12. Mat 1869 u. f. mw. Außerdem enthalten die deutſchen Verfg.Urk. mehr oder 
weniger ausführliche Vorſchriften über die Behandlung der Geichäfte in den Kammern. 

Yit.: Außer den ſyſtemat. Darftellungen des gem. oder particularen deutichen Staatbrechts 
vgl. Robert v. Mohl, Staatsredt, Völkerrecht und Politif, Tip. 1860, Bo. I. S. 207—221, 
2851 — 321. Mittermaier, Art. ©. in dem Staatslerilon von Rotted und Welder, 
Bd. VI. S. 413—428. Ueber die ausländ, Lit. vgl. R. vd. Mohl, Geld. u. Fit. der Staats— 
wiſſenſchaften, Erl. 16555, Bd. I. S. 309. 310. und vo. Rönne, Staatsreht der preuß. Mo- 
narhie, ©. I, 2. Abth., 3. Aufl, Sein. 1870, ©. 447. Note 1. 

5. Brodhaus. 


Geſchlechtsvormundſchaft (cura sexus) it die Vormundichaft über großiährige 
unverbetrathete Frauenzimmer. Cine Bormundfchaft über Weiber (tutela mulierum) war 
dem Röm. R. bekannt, doch ift diefelbe in der ſpäteren Zeit untergegangen, fo daß fie in den 
Juſtinianiſchen Rechtsbüchern feine Stelle mehr gefunden hat. Ebenſo ift es eim durch— 
gehender Grundfag des älteren deutſchen R, Daß Frauen während ihres ganzen Lebens 
unter Bormundfchaft (mundium) ftehen. Diefe führte zunächft der Vater, nach deffen Tode 
der nächfte ebenbürtige männliche Verwandte. Mit der Verheirathung ging dieſelbe auf 
den Ehemann über. Der Grund für dieſe Vormundſchaft lag in der Wehrloſigkeit der 
Frauen. Aber auch nachdem dieſe als Grund nicht mehr angefehen werden konnte, blieb 
Doch die Vormundſchaft, wenn auch in beichränkterem Umfange beftehen und überdauerte 
jogar die Reception des Rim. R. An Stelle der Wehrlofigkeit wurde jegt als Grund 
die Schwäche und Unerfahrenheit der Frauen geltend gemacht. Heutzutage kommen zwei 
Arten der G. für unverheirathete Frauenzimmer vor: eine cura sexus generalis und 
epecialis. Erftere ift eine dauernde, bei der letteren wird der Frau nur für einen ſpe— 
ciellen Act ein Vormund beigeneben. Im jedem Fall wird der Vormund von der Frau 
frei gewählt, welche auch berechtigt ift, denſelben zu entlaffen und einen anderen zu nehmen. 
Eine Pflicht zur Uebernahme einer ſolchen Bormundichaft befteht nicht. Der Geſchlechtsvor— 
mund muß obrigkeitlich beftätigt werden, und zwar der curator generalis vom perfünlichen 
Nichter der Frau, der curator specialis von dem Gericht, vor welchem der Act vor 
genommen werden foll, Der Geſchlechtsvormund hat feine Vermögensverwaltung, weshalb 
ihm auch Feine Pflicht zur Gautionsleiftung obliegt. Er hat nur feine Zuftimmung zu 
gewiſſen Handlungen der Frau zu geben, und zwar überall, wo G. befteht, zu allen pro 
ceſſualiſchen Acten (daher Litiscurator kriegeriſcher Vormund, Kriegsvogt), nach manden 
Rechten aber auch zu Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, nach einigen ſogar zu 
gewiſſen außergerichtlichen Rechtsgeſchäften, namentlich bei Veräußerungen von Immobilien 
(niemals aber bei den in den Gewerbebetrieb einer Handelsfrau fallenden Geſchäften). 
Die Unterlaffung der Zuziehung des Vormunds hat bei einem gerichtlichen Acte Die Nic: 
tigfeit dieſes Tegteren zur Folge, bei fonftigen Rechtsgeſchäften aber nur Anfechtbarteit zu 
Gunften der Frau. Die ©. ift jest im Den meiſten Yändern befeitigt. 

Lit: Kraut, Die Vormundſchaft nach den Grundſätzen des deutfchen R. (Gött. 1835 fi.) 
U ©. 266 fi. Lewis. 

Gefindevertrag ift der Vertrag, durch welden Jemand gegen Entgelt (Lohn und 
regelmäßig Koft) fih zur Leiſtung häuslicher oder wirthſchaftlicher Dienfte "verpflichtet. 
Die übernommene Verbindlichkeit fan ganz allgemein auf alle ven der Dienſtherrſchaft 
verlangten häuslichen oder wirtbichaftlichen Yeiftungen geben oder fie fann auf einen engen 
Kreis beſchränkt fen. Die Uebernabme gewerblicher Dienfte fällt nicht in den Bereich 
des G. — Das Nechtsverhältuig zwiſchen Gefinde und Dienitherm , wiirde vi 
miſch⸗vechtlich Lediglich unter den Gefichtspunft der Dienftmtetbe, locatio conductio ope- 
rarum, zu bringen fein, nach Deuticher Gewohnheit ſchließt es aber noch ein anderes 
Element in fi, es begründet nämlich eine perfönliche Verbindung des Geſindes und der 
Dienſtherrſchaft, in welcher Das erftere der Iegtern zum Gehorſam, zu Ehrerbietigkeit und 
Treue, Die Tienftherrichaft aber Dem Gefinde zu angemejiener Behandlung und zu einer 
gewiſſen Fürſorge verpflichtet wird. Wenngleich Dies Element in den medernen Geſinde 
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ordnungen weniger ftark als in früheren Gefinderechten hervortritt, äußert es fich Doch auch 
in ſolchen noch durch eine Beichräntung des Rechts des Gefindes, leichte Injurien und ges 
ringe Ihätlichfeiten der Herrihaft im Wege der Klage zu verfolgen, dadurch, daß ein 
polizeiliher Zwang gegen das Gefinde ftattfindet, den Dienft aufzunehmen und fortzu- 
jegen, dadurch, daß gegenfeitige Verlegung des perſönlichen Verhältniſſes zur Aufhebung 
des Dienftes berechtigt, daf endlich die Herricaft für franfe Dienftboten zu forgen bat, 
und zwar, wenn Die Kranfheit durch den Dienft oder bei Gelegenheit beifelben entſtan— 
den ift, ohne Erfat fordern zu Dürfen, Hartnäckiger Ungehorſam, Widerſpenſtigkeit, eigen= 
mächtiges Berlaffen des Dienftes find Handlungen, die in Preußen auf Antrag der Herr: 
ſchaft mit öffentlichen Strafen belegt werden. — Den Dienjtlohnforderungen des Gefindes 
(Lietlohn) fteht gemeinrechtlich im Concurs ein Vorzugsrecht zu. Daſſelbe wird auch in 
den Particularrechten ſelbſt auch im franz. R. anertannt aber meiſt auf eine gewiſſe Zeit 
des Rüchſtandes beichräntt. 

Sfgb.: Preuß. Geſindeordn. v. 8. Novbr. 1810; für die Rheinprovinz v. 19. Aug. 1844; 
Geſetz, betr. die Verletzungen der Dienſtpflichten vom 24. April 1854. Königl. Sächſ. Gefindeorbn. 
vom 10. Jan. 1835. — C. eiv, a. 2101 N. 4. Eccius. 

Geſpilderecht (Theilloſung, retractus ex iure congrui) ift eine Species 
des Näherrechts. Es fteht den Eigenthiimern von uriprünglid) zufammengehörigen, ſpäter 
aber getrennten Grundſtücken beim Verkauf eines derjelben zu. Daher erklärt fich der 
Name; denn Geſpilde (von „Ipalten‘) bedeutet einen abgetvennten Theil. Unterarten 
dieſes Netracts find die Frohnlofung und die Zinsloſung (retractus censualis) 
bet Grundjtüden, auf denen von der urfprünglichen Vereinigung ber gemeinfame Frobn- 
oder Zinslaften vuben. Cine andere Unterart ift die Dachloſung, die einem Grund- 
eigenthümer gebührt Hinfichtlih des mit dem feinigen unter demſelben Dach ftehenden 
Gebäudes. 

Yit.: Rhetius, De iure congrui, 1669. Schoepff, De iure retractus censualis, 

erm. Zinslofungsgerectigkeit, 1774. Wald, Das Näherrecht (3. Aufl. 1795), ©. 408 f. 
ruete, Beiträge zum deutfchen Priv.R. U. S. 126. Brumhardt in ber Ztichr. f. deut- 
ſches R. XI. 2. 160 Lewis. 

Geftandnif (im Civilproceß) definirt A. D. Weber als „eine Ausfage, wodurch 
Jemand etwas, das wider ihn gelten ſoll, ald wahr anerkannt bat“, und da nicht Teicht 
Jemand etwas ihm Nachtheiliges behaupten werde, wenn es nicht wahr fei, jo berube die 
Beweisfraft des G. auf feiner inneren Glaubwürdigkeit. Dieje Begründung de8 G. würde 
ihm indeß jede jelbftändige Bedeutung benehmen. Denn beruht feine Beweiskraft Darauf, daß 
nicht Leicht Jemand zu feinem Nachtheile die Unwahrheit jagen werde, lehrt aber die Erfah: 
rung im. Criminalproceß, daß Menſchen fogar da zu ihrem Nachtheil die Unwahrbeit fagen, 
wo es fi für fie um Ehre, Freiheit und Leben handelt, fo wird die Wahrheit des G. nur 
präfumirt, und das ©. wäre hiernach fein jelbftändiger Beweisgrund, jondern gehörte 
unter Die praesumtiones facti oder Indicten, deren Werth für den Beweis im Proceſſe be— 
fanntlic ein jehr geringer ift. Muß daher die Auffaffung Webers verworfen werben, — 
und zwar für das ©. überhaupt, ohne Rückſicht auf die Scheidung zwiſchen gerichtlichen 
und aufergerichtlichem G., für welches Tegtere mande heutige Rechtslehrer ſich nicht ganz 
von ihr losgerifien haben, — fo verweift uns der Umftand, Daß Das röm. R., bie 

Grundlage diefer Lehre auch für unfer heutiges R., im Criminalproceſſe unwahre G. verwirft, 
im Givilproceffe für verbindlich erflärt, weniger auf eine begrifiliche Verſchiedenheit des Civil 
und Criminal-G. bin, al8 auf eine Berichtedenheit ihrer procefjualifchen Behandlung, die 
aber nicht weniger eine gejonderte Darftellung beider nothwendig macht, ald e8 eine Differenz 
ihres Wefens thun würde. In letzterer Beziehung haben Grolmann und Gönner 
das G. im Civilproceß, welcher den Parteien ja über ihre Rechte zu Disponiren geftatte, 
als eine Dispofition über den Beweis darakterifirt. Weber befünpfte diefe Anſchauung 
und bezog fi für ſeine Auffafiung des G. als Selbſtzeugniß auf die Verhältniſſe 
namentlich des Griminalproceiles. Seitdem haben Heffter und andere Schriftfteller Das 
civilproceſſualiſche G. als Verzicht auf den Beweis, Das crimimalprocefiualiiche als Selbft= 
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zeugniß einander entgegengelegt. Es bleibe dahingeftellt, ob in dem Sinne, in welchem 
Gönner e8 meinte, von Recht und Berzicht einer Partei auf die Beweisführung des 
Gegners die Rede fein kann. Gewiß aber ift, daß das ©. für Sieg oder Unterliegen 
der Partei im Proceſſe ihre Folgen hat, daß diefe Folgen im Criminalproceſſe nicht weniger 
wie im Givilprocefje eintreten, und wenn einerfeitS der Geftehende fich dem Bemußtiein 
diefer Folgen regelmäßig nicht entzieht, andererſeits das Bewußtſein derſelben umd die 
Abficht, fie herbeizuführen, der fog. animus confitendi, im Criminalprocefie nicht weniger 
wie im Givilprocefje jogar für ein Erforderniß eines gültigen G. exflärt ift, fo wird 
man für das eine, wie für das andere Verfahren das G. immer ald Dispofitionsact 
gelten laflen, und demgemäß auch unbedadhte, im Scherz, in Ruhmvedigfeit, im Privat 
geipräch mit Unbetheiligten gefallene Aeußerungen, deren die röm. Quellen als ©. auch 
feine Erwähnung thun, vom ©. fernhalten, und, wenn ihnen irgend eine Bedeutung zu— 
fommt, als Indicien behandeln müſſen. Yiegt hiernach der Gegenfag des G. im Ciril— 
und im Criminalproceffe nicht in der Verfchiedenbeit ihres Welens, fo baben mir ihn 
wie bemerkt, in der verichiedenen Behandlung zu fuchen, die ihm dort und hier zu Theil wird. 
Der Eriminalproceh fordert Prüfung der Wahrheit des G. durch den Richter, ehe und 
bevor er die den Beichuldigten durchweg ſchwer treffenden Folgen des G. in Anwendung 
bringt, der Civilproceß heifcht Beweis nur für beftrittene Behauptungen, und, indem er 
die Berantwortlichkeit für ihre G. der Barteı ſelbſt überläßt, handelt es fich bier für den 
Nichter nur um die frage, ob ein G. vorliege, nicht aber, wie weit es auf Wahrheit be— 
rue. Dieſem Gegenlage in der Behandlung, der alfo am letten Ende durch den Gegen— 
fag der ECriminalftrafe zum Vermögensnachtheil des Givilprocefies veranlaßt ift, reiht 
fi) dann der weniger erhebliche Gegenſatz der Verhältniſſe an, auf welche fich in jeden 
der Proceſſe das G. bezieht. — Wenden wir uns biernady nun zum G. im Civilpro— 
cejfe, jo haben wir dafjelbe für preuß., für franz., für hann. R., für den Nd. Entw. 
fo gut, wie für gem. R. zu definiven als eine im Proceffe zu Gunſten des Gegners, bzw. 
im Hinblit auf einen Procek zu Gunften des gegemmärtigen oder eines etmaigen fünf: 
tigen Gegners abgegebene Erflärung, eine beftimmte Thatfache, ein Rechtsverhältniß oder 
einen Anſpruch als erwiejen, bzw. begründet anerkennen zu wollen, Erfolgt diefe Erflärung 
im Proceffe — nad) dem Ad. Entw. in der mündlichen Verhandlung — To ift das ©. 
ein gerihtliches, erfolgt fie außerhalb deſſelben, aber im Hinblick auf ihm oder feine 
Möglichkeit, ein aufergerihtlihes, mag e8 vor Gericht in einem anderen Procefie x. 
oder privatim erfolgt fein. Ob ein ©. in einer Urkunde, ob es überhaupt jchriftlich, mündlich 
oder Durch concludente Handlungen jenen Ausorud findet, ob e8 durch Stellvertreter oder 
an Stellvertreter, oder zwiſchen den Betheiligten perfönlich erfolgt, ift für die Gültigkeit 
des einen wie des anderen G. irrelevant. Die Erforderniffe des G., die es mit anderen 
Billenserklärungen theilt, Handlungs: und Dispofitionsfähigfeit des Geftändigen, der oben 
erwähnte animus confitendi, natürliche Möglichkeit des Geftandenen, vechtliche Zuläſſig— 
feit, die in Ehefachen ausgeichloffen ift, find für beide Arten des G. diefelben. Ein Un 
terſchied Liegt hingegen darin, Daß Das gerichtliche G., weil e8 zu den Aeten oder m 
Gegenwart des Richter erfolgt, eines Beweiſes nicht bedarf, das aufergerichtliche dagegen 
erwiefen werden muß. Dagegen befteht Hinfichtlih der Folgen des G. fein Unterichied, 
auf das gerichtlihe G. muß heutzutage fo gut ein Endurtheil erfolgen, wie auf das 
aufergerichtlice. Zwar im röm. und im ital. Proceffe des M.A. war dies anders. Beide 
verwieſen die thatfächliche Subftantirung der Rechte in das judieium, bzw. das Verfahren 
nad) der Pitisconteftattion. Die confessio in judicio bezog fich im röm. R. daher auf 
thatfächlihe Behauptungen und immer folgte auf fie ein Endurtheil; vor der Yıtiscon 
teftation Dagegen, in jure, handelte es fi im röm. Proceffe nur darum, ob ein judieium 
und Urtheil nöthig fe, und diefe frage ward darnach erledigt, ob der Beflagte den An- 
ſpruch Täugnete oder einräumte. Im letteren Falle bedurfte es der Gonftituirung des 
judieii und des Urtheil® nicht, der confessus galt pro damnato, ſchon auf feine con- 
fessio in jure bin, d. b. auf Grund feiner Einräumung des Anſpruchs als ſolchen und 
abgejchen von den ihm etwa zu Grunde Tiegenden Thatſachen, war die Execution gegen 


Geſtündniß. 503 


ihn geſtattet. Ebenſo erfolgte im M.A. auf eine vor der Litisconteſtation abgegebene 
confessio des Anſpruchs kein Urtheil, ſondern ein praeceptum de solvendo, alſo die 
Erecution. Unſer heutiger Proceß, der preuß., franz., hannov., und der des Nd. Entw. 
nicht ausgenommen, beginnt ſchon in der Klage mit der thatſächlichen Subſtantiirung und 
demgemäß erfolgt auf jedes gerichtliche ©. ein Urtheil. Die preuß. A. G.O. läßt freilich 
auf eine vollftändige Einräumung des Anspruchs, bei welcher auf jeden Streit verzichtet 
wird, blos eine Agnitionsrefolution folgen. Aber diefe fteht dem Urtheil gleih und fo 
hat eine neuere Verfügung für die neuen Yandestheile vom 24. Juni 1867 der Rejolu- 
tion mit Recht ein Agnitionserkenntnig fubftituirt. — Eine Differenz des gerichtlichen und 
außergerichtlichen G. pflegt von Mancen in Abficht auf die Revocation des G. ftatuirt 
zu werden. Weber nämlich ließ gegen beide einfachen Gegenbeweis zu, Betbmanns 
Hollweg ſchloß fi ihm für das heutige R. an, wied indeß darauf hin, daß gegen die 
röm. contfessio in jure nur die restitutio propter errorem zuläſſig gemeien ja, Sa= 
vigny und Renaud lafjen gegen das heutige gerichtliche ©. nur Nachweis Des Irr— 
thums, gegen das aufergerichtliche ſchon einfachen Beweis der Nichtwahrheit zu. Ein 
anderer Revocationsgrund ald der des Irrthums ift im Civilproceß theild mit der Natur 
des G. als Willensdispofition unvereinbar, theild ergeben die röm. Quellen für daſſelbe 
einen andern Grund nicht; im den für den Gegenbeweis angeführten Stellen handelt es 
fich zum Theil gar nicht um einen folchen, zum Theil um einen gegen die das G. ent» 
haltende Urkunde, aljo auf die Nichteriftenz des G. gerichteten Beweis. Irrthum for 
dern denn auch das preuß. und franz. R. zur Nevocation des G. überhaupt, der ND. 
Entw. für die des gerichtlichen G., während er. über das aufergerichtliche feine bezügliche 
Borichrift enthält. Die hann. Pre.O. ergibt über die Frage feine Beſtimmungen. Die von 
Manchen ftatnirte Behauptung, daß Geſtändniſſe des Advocaten von der Partei innerhalb 
drei Tagen revocirt werden dürften, Die auf eine nicht minder dunkle, wie wahricheinlich ver- 
dorbene Stelle des Coder geftütt wird, leidet dem Inhalt der heutigen Vollmacht gegen= 
über fchwerlid Anwendung. — Die auf den Inhalt des ©. bezogene Eintheilung in 
pures und qualificirtes ©. kann bei der zweifelhaften Natur des legteren (ſ. Yıtis- 
conteftation) als eine beredtigte nicht angejehen werden, Ebenfo werden wirkliches 
und fingirtes ©. eimander entgegengelett ohne Grund. Das letztere ift eine Ungehor- 
ſamsſtrafe (f. Ungehorjamsverfahren), die in den verichiedenften Anwendungen vorkommt, 
und fällt daher begrifflich nicht unter das ©. 
Quellen: Titt. D. 11, 1. 42, 5. Titt. C. 2, 10. 7, 59. Tit.X. 2, 18. Tit. in VI. 
2,9%. WON 413.%. HL. 4. 301 fi. — Preuf. LEO. Tb. 1. Tit. 8. 8. 14 fi. 
Tit. 10. 8. 27 fi. $. 82 fi. Verordn. v. 24. Juni 1867 8. 11. Entw. v. 1864. Mot. ©. 94. 
— Hann. Pred. 88. 80, 199 ff. — No. Entw. $. 434 fi. — C. civ. a. 1354 ff. 

?it.: Durantis, Lib, II. Part. II. De conf. $. 1 sqq. Grolmann, Bürg. Berf. 
8.82. Gönner, Handb. II. Abh. 44. Weber, VBerbindl. + Böweisführung, Abh.4. Dans, 
Orb. Pre. 4. Aufl. $. 292 fi. Heffter, Syſt. d. Eiv.Prec. 8. 225; Erim.R. 2. Aufl. $. 621. 
ee Berfuhe S. 250 fl. Gem. Eiv.Prc. II. $$. 105. 108. III. $. 153. 
Anm. 13 f. eßell, Syſt. $$. 14. 19. 22. Renaud, Lehrb. SS. 104. 108. Endemann, 
Civ.Pre.R. 8. 107 fi. Langenbed, Beweisf. ©. 116 f. Brackenhöft, Arc. f. civ. Pr. 
Br. 20. ©. 248 fi. Koh, Preuß. Civ. Pre. $. 106. Anm. 2. 8. 211 ff. 

K. Wieding. 


Geftändniß kann im Strafprocen, fofern im heutigen Antlageverfahren wegen ein- 
zelner Vergehen auch Privaten die Anklage geftattet ift, ſowohl eine einräumende Exflä- 
rung ded Anflägers, wie des Beichuldigten fein. Im Allgemeinen aber ift ſowohl für 
Anklage =, wie für Inquiſitionsproceß das G. zu definiven als Erflärung des Beichuldig- 
ten, daß er ſich eined gewiſſen Vergehens als ſchuldig oder eine zu einem. ſolchen in Be- 
ziehung ftehende Thatjache oder comcretes Verhältniß als wahr anerfenne. Der Imquis 
fittonsproceß jcheidet wie der Civilproceß zwiſchen gerichtlichen und aufßergerichtlihem G., 
indem er jenem, wenn es ſich als zuverläffig ergibt, volle Beweiskraft, dieſem höchſtens 
halbe beilegt. Wenn im neueren Anflageprocep bei der Beleitigung der geſetzlichen Be- 
mweistheorie ein aufergerichtliched G. nicht minder zur Verurtheilung führen fann, wie ein 
gerichtliche®, jo ift zwar damit noch nicht jeder Gegenſatz zwiſchen gerichtlichen und außer: 
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gerichtlichen G. bejeitigt, in welcher Beziehung namentlih auch die für letzteres noch 
unmer vorhandene Nothwendigkeit feines Beweiled in Betracht fommt. Dennoch tritt im 
Anklageproceß jener Gegenfat zurüd gegen einen anderen, nämlich den des ©. in der 
Hauptverhandlung gegenüber allen fonftigen. Die Bedeutung des erfteren, Das weniger 
als allgemeine Schuldigerflärung, wie als umſtändliche Auslaflung über alle Verhältniſſe 
der That in Betracht kommt, befteht darin, daß, wenn der Gerichtshof, die Staatsanwalt: 
haft und der Vertheidiger gegen dafjelbe fein Bedenken hegen, ohne Beweisaufnahme, 
im Schwurgeridhtsverfahren auch ohne Zuztehung und Verdict der Jury, auf Grund des: 
felben zum Erkenntniß der gefeglichen Folgen der That gefchritten werden darf. So ſehr 
dieſe procefjualiiche Behandlung ſich derjenigen der confessio in jure des röm. Givil- 
verfahrens zu nähern Icheint, jo wenig tft Died dennoch der Fall, weil dieſe Behandlung 
eben nur dann eintritt, wenn inſonderheit der Gerichtshof feine Bedenken gegen das G. 
begt. Eben damit ift auch bier auf das Moment der richterliben Prüfung des G. bin 
gewieſen, in welches im vorigen Art. der Gegenfag des Criminal= zum Civil-G. geſetzt 
wurde. Diefe Prüfung, Die als zergliedernde und vergleichende Operation zweckmäßig dem 
juriftiichen , Elemente der Gerichte überwielen it, während die Jury bezüglich derſelben 
ihren Wahriprud aus dem Gefammterndrud der Verhandlungen ſchöpfen müßte, bezieht 
ſich zunächſt auf die Perlönlichkeit des Beſchuldigten, ſodann auf die Freiheit und Ernſt— 
lichkeit des G., weiter auf deſſen Inhalt und endlich auf die Uebereinftunmung des ©. 
mit den jonftigen Ergebniffen der Unterfuhung. Jeder Anftand, ver ſich in Diejen ver: 
fchtedenen Beziehungen berausftellt, kann bis zur völligen Verwerfung des G. Berüchſich- 
tigung finden. Der bejonderen Erwähnung bedarf noch die Stellung des Richters zu 
einem beſchränkten G., welches von einigen auch qualificirte8 genannt wird, obwohl ber 
Begriff des legteren nur Tolde Behauptungen des Beichuldigten, welde die Exiſtenz des 
Strafanfpruchs trog der Einräumung der ihn begründenden Thatſachen negiren, alio um 
Grund nur Strafausihliefungsgründe umfaſſen würde. Die P. G.O. bracte Diele Be 
ſchränkungen, geleitet, wie Zabartä hervorhebt, durch den Geſichtspunkt des Privat: 
anflageverfahrens, unter den Begriff der Einrede, deren Beweis dem Beichuldigten zu: 
falle. Die Verbindlichkeit ihrer Bejtimmungen ift mit der Beleitigung der geletfhen 
Beweistheorie für den Anklageproceß aufgehoben und im Unterſuchungsproceß ſchwerlich 
noch irgendwo in Uebung. Der neuere Anklageproceß geſtattet ein beſchränktes ©. je nach 
den Umftänden als theilweiſes G. oder als völlige Negation zu behandeln und zwar in 
dem Umfange, daß felbft bloße Milverungsgründe zur Bemeisaufnahıne, bzw. umter Zu⸗ 
ziehung der Jury, führen können. Demnach geht insbeſondere auch Die preuß. Gigb. 
von dem Grundlage aus, daß fir jedes Mioment, weldes für die Strafe in Betracht 
kommt, der Beweis gegen den Angeichuldigten geführt werden muß, wenn er bafielbe 
nicht Freiwillig und deutlich einräumt oder feine Einräumung Bedenken unterliegt. — Die 
Revocation des G. endlich anlangend, fordert Das Ziel des Criminalbeweiſes, Die materielle 
Wahrheit, daß nicht blos der einfache Beweis der Nichtwahrheit, ſondern ſelbſt Die irgend: 
wie glaubbafte Anführung eines mit den Exfordernifjen eined genügenden G. umverein: 
baren Motivs die Revocation berechtige. Galt im Inquifitionsproceh das Princip: con- 
fessio regina probationum, der Antlageproceß bedarf des G. nicht, und wie er Dei 
balb auf ein ſolches nicht hindrängt, jo bat auch die formale Aufrechthaltung deſſelben 
feine Bedeutung für ihn. Um fo größere Zuverläffigfeit ift daher einem unter feiner 
Herrſchaft erfolgten ©. zuzuſprechen. — Fingirtes ©. ſ. Ungehorfamsverfabren. 

DOnellen: 1. 1. $$. 17. 27. D. 48, 18. P. G.O. 4. 45 ff. 69. 91. 131. 138. 141 f. — 
Preuf. Crim. O. 1505. 8. 370 ff. Gef. vom 3. Mai 1552 A. 75. Str. Pre.O. 1867 88. 9. 
151 fi. 213. 314. 345. 347. 446. — Braunſchw. Str.Pre.O. $$. 43. W. 133. — Säcſ. 
Str. Pr.O. N. 168 fi. 280. Gef. v. 1. Oct. 1968 88. 34 ff. 46. — Bad. Str.Pre.d. 8. 18. 
233. — Würt. Str.Pre.D. 4. 241. 310 ff. 

Fit: Geib, Röm. Crim Pre. ©. 137, 328, 612. Mittermaier, Dentfches Str.Verf. 
8. 161 ff. Bauer, Str.Pre., 8. 115 fi. Pland, Str.Berf., $. 125. Zahartiä, Str.Pre, 
11. $. 145. Beft, Engl. Beweisredt, ed. Marauardien, 8. 337 fi. Oppenboi, Preuß 
Str.Berf., $. 22, n.5 fi, A. 75. Schwarse, Comm. zur fü, Str. Pre.O., I ©. 223 fi, 
11. S. 74, 91, 215. Degener, Braunichw. Jujt.Org G. IL, S. 47. John, Entw. eines 
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Nd. Str.G. B., S. 217. Verhandl. d. 7. Juriftentags, I. ©. 86 ff. NIE I. ©. 107 fi. 
235 fi. Höhter, Franz. Str.derf., $. 44. 8. Wieding. 

Gefterding, Franz Chriftian, geb. 6. März 1781 zu Greifswald, ftudirte 
dajelbit, wurde 1801 Notar, 1806 Procurator am Hofgeriht, 1812 Doctor, 1818 
Profefior, ftarb 21. Dec. 1841. 


Schriften: De remedio quod vocant novorum narratorum, 1502. — Ueber die Schuld- 
verbindlichleit ald Object des Pfandrechts, 1502. — Die Lehre vom Pfandrecht, 1906, 2. Ausg. 


1831. — Lehre vom Eigentbume 1917. — le alter und neuer Juriften, 15189. — Aug 
beute von Nachforſchungen, Greifsm. ta 
Lir.: Nener Nekrolog der Deutihen, Br. S. 1215. 1216. 
Teihmann. 


Gewähr der Mängel iſt die Verpflichtung des Verkäufers, für die gebörige Be— 
ſchaffenheit des von ibm verfauften Gegenitandes einzuftebn. Nac den allgemeinen Kegeln 
haftet er nur, wenn er die Abweienheit des vorbandenen Mangels zugefichert oder wenn 
er Das Dafein deijelben argliftig verſchwiegen bat. Unter jeder dieſex Vorausfegungen 
fann der Käufer Erſatz feines Interefies, unter Umſtänden un aud) Seieberauftöltung des 
Bertrages fordern (cwilrechtliche actio emti). 1. 11. 88.3.5. 1. 13 pr. 88. 1—3. D. 
de act. emt. vend. XIX. I. Das rim. R. bat aber bie Haftung des Verfüufers 
noch weiter ausgedehnt, anfangs nur für den Sflaven= und Viehhandel durch das von 
ven Aedilen, als Inhabern der Marktpolizei, erlaſſene Ediet, ſpäter fiir alle andern Fälle 
in derielben Weile, 1. 1. $. 1. D.de aed. ed. XXI. I, Dieſe Ermeiterung gebt haupt⸗ 
ſächlich dahin, daß der Verkäufer auch ohne Verſicherung und ohne Argliſt für alle Fehler 
der Sache einzuſtehn hat; ausgenommen ſolche, welche unerheblich oder ſo offenbar ſind, 
daß der Käufer fie bei gewöhnlicher Aufmerkſamkeit wahrnehmen mußte, 1. 1. 8. 8. l. 38. 
88. 3.7—9. 1. 14. $. 10. D. eod. Eigene Unfenntnig des Fehlers, ſei fie auch ent- 
ſchuldbar, befreit den Verkäufer nicht, 1. 1. $.2. D. eod. Das Recht des Käufers tft 
ein doppelte. Er kann nad) feiner Wahl entweder (mit der ſog. actio quanti minoris 
oder Minderungsflage) verhältnißmäßige Herablegung des Kaufpreiſes oder (mit der actio 
redhibitoria, Wandlungsflage, ſ. d. Art.) Auflöfung des Geſchäfts und demgemäß Er— 
ftattung Des etnpa ſchon Gezahlten gegen Rücknahme der Sache verlangen, 1. 38 pr. 1. 23. 
8. 7. 1.27. D. eod. Dagegen fann er Das volle Intereſſe, z. B. entgangenen Gewinn 
mit dieſen Klagen nicht verfolgen, 1. 27. D. eit. Seuff. Arch. IV. 25. X. 32. Beide 
Klagen find auch auf den fall erſtreckt, wo der Verfäufer Die Abwelenheit eines Mangels 
oder Das Daſein eines Vorzugs zugefichert hatte. Hier kann alfo der Käufer wegen Un: 
wahrheit der Zuſicherung ftatt Tein Intereffe zu beweiſen, ebenfalls obne Weiteres vom 
Bertrage abgebn, 1. 1. $. 1. 1. 18 pr. D. eod. Seuff. Arch. XL 222. Zur Begrüns 
dung der Klagen gehört in allen Fällen der Beweis, daß der Fehler zur Zeit Des Ber: 
faufs vorbanden gewelen und noch vorhanden ſei, 1. 16. 1.54. D. eod. Doch haben die 
älteren deutſchen umd die heutigen Part.R. dieje Beweislaſt durch Präſumtionen erleichtert, 
denen zufolge gewifie Mängel, wenn jie binnen einer beſtimmten Friſt nach Abſchluß Des 
Kaufs hervortreten, ald ſchon zur Zeit deffelben vorbanden geweſen gelten. Vgl. preuf. 
A.L.R. SS. 199 — 206, I. 11 (24 Stunden bis 4 Wochen); ſächſ. G.B. 88. 924 ff. 
Das Verhältniß zwiſchen beiden Klagen ift ein — Durch Anſtellung der 
einen geht Die andere verloren, 1. 18. pr. 1. 19. 8. 6.D. eod. Tod wird man heute 
wenigftens die Cumulirung beider in dem Sinne ae müfjen, daß wenn Kläger die 
ihm bei der actio redhibitoria obliegende Rückgabe der Sache nicht follte bewirken fönnen, 
er Doch den Anſpruch auf Preisminderung behalte. Entſch. des Obertribimals zu Berlin 
XXXIV. 73— 78, Das Ziel der Wandlungsklage beſteht in Wiederberftellung 
des Zuftandes, wie er abgeſehn won dem Kaufgefhäft beſtehn würde, doch nicht mit der 
Wirkung einer Rejoluttebedingung, 1. 23. 83.1.7. 1.43. 8.8. D. eod, 1.17. 8.2.D. 
de furt. XLVII. 2. Demgemäß muß der Verkäufer den empfangenen Kaufpreis nebjt 
Zinſen eritatten, 1. 25. $. 10. 1. 26. 27. D. de aed. ed. XXI. 1; außerdem muß er, 
wenn er die Nüdgabe der Sache verlangt, Dagegen dem Käufer die Auslagen eriegen, Die 
ſonſt er Telbit gemacht haben wirde, und den Schaden vergüten, den der Käufer Durch die 
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Sache jelbft erlitten bat, 1. 23. 8.8. 1.27. 1. 29. pr. 8. 3. D. eod. Doc pflegen die vom 

Käufer verauslagten Futterkoften mit dem Gebrauchswerth compenfirt zu werden, 1. 30. 8.1. 

D. eod. Nichterfüllung diefer Verbindlichkeiten bi8 zum Erkenntniß hatte nach röm. R. 

Berurtbeilung des Verkäufers in das Doppelte zur Folge, 1.45. D. eod. Andererjeit® 

ift der Käufer verpflichtet, auf Berlangen des Verkäufers die Sache zurüdzugeben und 

mit derielben alle Früchte, die er gezogen oder zu ziehen ſchuldhaft verfäumt hat, 1. 23. 8. 9. 

l. 24. D. eod., ſowie alle Acceffionen, die nicht aus feinen Mitteln der Sache zugelommen 

find, 1.23. 8. 1. 1.31. 88. 3.4. D, eod. ‚it die Sade durd Schuld des Käufers ver— 
fchlechtert oder untergegangen, jo muß er dafür Erſatz leiften; ſein Aniprud auf Redhi— 

bition aber geht darum nicht verloren. Noch weniger ift dies der Fall, wen der Käufer 
zur Rückgabe der Sache ohne feine Schuld außer Stande ift, 1.1. 8. 1. 1. 21. $. 1. 1.23. pr. 
1. 31. $s. 11—15. 1.38. $. 3. 1.48. D. eod. Im freiwilliger Veräußerung der Sache, 

zumal, wenn fie mit Kenntniß des Fehlers geſchah, kann em Verzicht des Käufers auf 
Redhibition gefunden werben, 1. 47. pr. D. eod. Wo ein ſolcher nicht anzunehmen, muß der 
Käufer zur Ausübung des Nephibitionsrechts die Sache zurücderwerben, 1. 43. $. 8. D. eod. 
(dazu Mommien) Seuffl. Arch. X. 149. XVI 106. Sind mehrere Sachen nicht 
blos für einen Geſammtpreis, jondern als ein Ganzes gefauft, jo kann wegen Fehlerhaf— 
tigkeit einer einzelnen jeder Contrahent auf Redhibition aller beftehn. Andernfalls ift der Preis 
der einzelnen aus dem Geſammtpreis auszufondern nad Maßgabe ihres Werthverhältnifies 
zu den übrigen, 1. 38. pr. 88. 12. 14. 1. 36. 39. 40.D. eod. Das Ziel der Min— 

derungsklage befteht in der Herabiegung des Raufpreiies um diejelbe Quote, um welche 
der objective Werth der fehlerhaften Siche hinter dem vobjectiven Werth der fehlerloien zu- 
rüdbleibt. Das heißt: die irrige Preisbeftunmung wird nur jomeit verbeſſert, als fie 
durdy die Unkenntniß des Fehlers erzeugt war, 1. 38. pr. $. 13. D. eod. (Windſcheid, 
Brinz, Seuff. Arch. XVII. 124). Wegen mehrerer, nach einander entbedter Fehler 

kann mehrmals auf Preisminderung geklagt werden, 1. 31. $. 16. D. eod. Endlich kann 

die Preisminderung auch einer Auflöfung des ganzen Geſchäfts gleichtommen, 1. 25.8. 1. 

D. de exc. res ind. XLIV. 1. Somohl die Wandlungs= ald die Miinderungsflage it 
einer kurzen Verjährung und zwar jene von 6 Monaten, diefe von einem Jahre unter= 
worfen. Die Verjährung beginnt mit dem Gontractsfchluß, wird aber nach tempus utile 
berechnet, 1. 19. $. 6. 1. 38. pr. 1. 55. D. de aed. ed. Seuff. Arch. X. 31. Völlig aus= 
geſchloſſen find die Klagen bei fiscalifchen Veräußerungen, 1. 1. $. 3. D. eod. Außerdem 
fann vertragsmäßig Darauf verzichtet werden, wie 3. B. durch die Erklärung, man faufe 
die Sache, „fo wie fie iſt“. Ber Bagatellfäufen fällt die Redhibition überhaupt meg, 
1.48. 8. 8. D. eod. Eine Ausdehnung haben alle diefe Vorichriften im gem. R. nur 
auf den Taufch gefunden, wicht auch auf Schenfung, Miethe oder andere Rechtsgeſchäfte, 
1. 62. 63. D. eod. Dagegen haben Barticularrechte jene Haftung des Verkäufers generahfirt. 
So fol nah preuß. R. bei allen läftigen Berträgen der Geber der Sade ſowohl die 
ausdrüdlich vorbedungenen, als die gewöhnlich vorausgelegten Eigenihaften, wenn ber 
Mangel ver Iegteren nicht etwa in die Augen fiel, vertreten. Fehlt e8 an denjelben, fo 
hat der Empfänger zunächft nur das Recht auf nachträgliche Erfüllung, ewentuell die Wahl 
zwilchen Wandlung und Minderung. Die Berührung beträgt bei Yandgütern 3 Jahre, 
bei Stadtgrundſtücken 1 Jahr, bei Mobilien 6 Monate vom Tage des Empfangs, 
88. 318—322, 325—332, 337—343, 345— 348 WER. I. 5. In ähnlicher Weiſe 
eritreden fich die Beftimmungen des ſächſ. G.B. 88. 899 — 929 auf alle Beräufe- 
rungen um Gegenleiftung. Nur bat darnach der Erwerber wegen verborgener Mängel 
jofort das Wahlrecht, und verjährt dafjelbe bei Immobilien in 1 Jahre, bei Mobilten 
in 6 Monaten nad dem Empfang. Das 9.6.B. (A. 347 — 350) verpflichtet den 
Käufer, Togleih nach dem Empfang die Waare zu unterſuchen, und ſogleich nach der Ent— 
defung von Mängeln dem Verkäufer Anzeige zu machen. Nach Ablauf von 6 Monaten 
feit der Ablieferung find die vorher entdedten Mängel mittelft Klage gar nicht mehr und 
mittelft Einrede nur noch dann geltend zu machen, wenn die Anzeige bereits gemacht war. 
Später entdeckte Mängel find unerheblich. 
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Duellen: Zit. D. de aedilicio edieto et redhib. et quanti min. XXI. 1. C. de 
aedil. actionibus IV. 58. 


Neuere Lit.: Im Allgemeinen: Windſcheid, Lehrb., II. $$. 393, 394. Bangerow, 
Lehrb. III. 8. 609. Ueber das Verhältniß der ädilic. Beftimmungen zum Eiv.R.: 9. Keller 
in Sells Jahrbb. TIL. ©. 86 fi. Ueber Part.R.: Hoffmann im Ard, für prakt. Rechts— 
wifienih. IV. ©. 177— 199. Ed. 

Gewaltthätigfeit. Gewalt (vis), ein priwatrechtlicher Begriff, deſſen jchwerere 
Fälle auch das Strafrecht in feinen Bereich zieht, bedeutet im Allgemeinen die widerrechtliche 
Aufnöthigung des eigenen Willend (necessitas imposita contraria voluntati), um einen 
Anderen wider deſſen Willen zu einem Thun, Unterlaffen oder Dulven zu bewegen. Sie 
veriwirflicht ich entweder durch KRörperkraft, unter Ueberwindung körperlichen Widerftandes 
(Gewalt im e. ©., phyſiſche, abſolute G.), oder mittelft geiftiger Einwirkung, indem 
geiftiger Widerftand durch Furcht vor ummittelbar drohendem Uebel überwunden wird 
(Drohung, piychiiche, compulfive G.). Gewalt ift zuwörberft, wie Trug, eine Grund— 
form der Verbrechen überhaupt, vom Truge dadurch unterfchteden, daß fie offen d. h. 
für das Willen des Verletzten ſich geltend macht; fodann aber bei einer großen malt 
von Specialdelicten das bald weſentliche (fo bei Raub, Erpreſſung, Aufruhr, Notbzucht ꝛc.) 
bald zufällige (fo bet Tödtung, Körperverletzung, Selbfthülfe, Entführung, Menſchenraub ıc.) 
Mittel der Begehung. Ob nun auferdem ein Sonderverbreden der ©. (crimen 
vis) aufzuftellen jet, welches nicht Mittel ſondern Zweck, nicht bloßes Merkmal eines an- 
dermeiten Begriffs ſondern jelbftändiger Begriff wäre, ift eine in Doctrin wie Gſgb. noch 
heute nicht umbeftrittene Frage. Allen nachdem man von den unanmwendbaren Kategorien 
eined römtjch-rechtlichen crimen vis publicae und privatae ſich losgemacht, das formell 
vage Verbrechen der Gewalt (Feuerbach) mit Recht verworfen, dann zeitweilig die ©. 
überhaupt preisgegeben hatte (Preuß. AR. und C. pen.), fiegte neuerdings die Auf- 
fafjung, daß zwar 1) ein Aushülfsverbrechen der Gewalt dem pofitiven Strafrecht weder 
angehöre noch erforderlich ſei, ebenfowenig wie ein ſolches der Liſt, des Truges, Dagegen 
2) in Geftalt von drei Spectalvelicten: a) Nöthigung, b) Bedrohung (Yandzwang), 
ce) Widerjeglichkeit gegen die vwollftredende Staatögewalt, dem Strafrechtögebiet anheim— 
fallen müfje. Die Fälle a) und b) ftellt das preuß. R. und das Nordd. Str. G. B. unter „Ver— 
brechen und Bergehen wider die perlönliche Freiheit“, ven Fall e) unter „Widerftand gegen die 
Staatögewalt”. Die P. G.O. hatte nur den peinlichiten Fall: Yandzwang (qualificirte Bes 
Drohung) heroorgehoben. Ihrem Begriffe gemäß, als Verbrechen an der Willensfreiheit, ift 
eigentliche Gewalt ſtets gegen Die Perfon, nicht Lediglich gegen eine Sache gerichtet ; ſchon aus 
dieſem Grunde gehört der ſog. Yandfriedensbruch nicht hierher (ſ. auch Nordd. Str.G.B.$. 125). 
G. fann Privatperjonen gegenüber nur in offenfiver Form auftreten, weil gewaltfame 
Gegenwehr wider Angriffe Notbwebr, alſo rechtmäßig ift; und zwar entweder als wider: 
rechtlicher Zwang zu einem Thun, Unterlaflen oder Dulven (Nöthigung) oder als Be- 
drohung mit einem beſtimmten Verbrechen (allzubeicräntt nach preuß. Str.G.B. mit: 
Brand oder Ueberihwenmung). In defenfiver Form dagegen ift fie nur dann wider⸗ 
rechtlich, wenn fie dem rechtmäßigen Angriffe des Vollſtreckungsbeamten entgegentritt (ſ. 
Widerfeglichkeit). Gemeinfam ift allen Fällen: die Nechtswidrigkeit des Mitteld bzm. 
Zweds; die Vollendung aud ohne Eintreten des beabfichtigten Erfolges (nad gem. R. 
und den meiften Gelegbüchern) ; Das Strafübel: Gefängniß oder Geldbuße, deffen Maximum bei 
der Gewalt gegen Bertreter der Staatögewalt erheblich höher greift, als bei Gewalt wider 
Privatperfonen. Mit Fug macht das Str. G.B. für d. Nd. Bund bei Nöthigung und 
Bedrohung die Berfolgung vom Antrage des Verletsten abhängig, melde Beſchränkung bei 
der Widerſetzlichkeit natürlich fortfallen muß. 

Lit. u. Quellen: Wächter, N. Ar. des Erim.R., Bd. XI. XIL. XIII. Luben im 
Rechtslex. IV. ©. 828 fi. ann Arch. des Erim.R., 1854, ©. 60 ff. Derf., Entw. S. 496 fi. — 


L. 1. D. 4, 2. D. 48, 6. 7. 9, 12. Sächſ. Str.GB. A. 201. Preuß. Str.6.B. 88. 89. 
212. 213. Nd. Str.G.B. 88. 113. 240. 241. Schütze. 


Gewerbeordnung. Es ift das Verdienſt der Stein⸗Hardenberg'ſſchen Gſgb. 
gegenüber den damals überall beſtehenden Beſchränkungen des gewerblichen Betriebs eine 
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Be dieſer Verbältniffe auf der Grundlage der Gewerbefreiheit herbeigeführt 
zu haben, 

Schon die Geſchäfts-Inſtruction für die Negierungen vom 26. Dechr. 1808 8. 50 
ſprach ſich über Die veränderte Stellung des Staats hinfichtlic der Gewerbepolizei mit 
voller theoretiicher Beſtimmtheit aus: „Es iſt dem Staate und feinen einzelnen Gliedern 
immer am zuträglichiten, die Gewerbe jedesmal ihrem natürlichen Gange zu überlaffen, 
das heift feines derjelben in jenem Entftehen, feinen Betriebe und Ausbreiten zu beſchrän— 
fen, inſofern das Rechtsprincip Dabei nicht verlegt wird, oder fie nicht gegen Religion, 
gute Sitten und die Staatdverfaflung verſtoßen. Es iſt unftaatswirtbichaftlich, den Ge— 
werben eine andere als die ebenbemerkte Grenze anzumweilen, und verlangen zu wollen, daß 
diefelben von emem gewiſſen Standpunkt ab in eine andere Hand übergehen, oder nur 
von gewiljen Klaſſen betrieben werden. — — Eben Dieje Freiheit im Gewerbe und Hans 
del Schafft zugleich die möglichite Concurrenz in Abficht des producirenden und feilbieten- 
den Publicums, und ſchützt daher Das conſumirende am ficherften gegen Theuerung und 
übermäßige Preisfteigerung. Es iſt falich, das Gewerbe an einem Ort, auf eine beſtimmte 
Anzahl von Subjecten emjchränfen zu wollen. Niemand wird daijelbe unternehmen, wenn 
er dabei nicht Vortheil zu finden glaubt, und findet er diefen, fo ift es ein Beweis, daß 
das Publieum feiner noch bedarf; findet er ihn nicht, fo wird er das Gewerbe von ſelbſt 
aufgeben. Man gejtatte daher einem „even, jo lange er die worbezeichnete Grenzlinie 
hierin nicht verlegt, ſein eigenes Interefie auf feinem eigenen Wege zu verfolgen, und 
fowohl feinen Fleiß, als fein Capital in die freiefte Concurrenz mit den Fleiße und Ca— 
pital feiner Mitbürger zu bringen, Dieſes find Die Grundzüge, nach denen die Regie 
rungen bei Verwaltung der Gewerbe: und Handelspolizei zu verfahren baben.... Ihr 
Augenmerk muß dahin geben, die Gewerbe: und Handelsfreiheit jo wiel als möglich zu 
befördern, und darauf Bedacht zu nehmen, daß die verichtedenen Beſchränkungen, denen fie 
noch unterworfen ift, abgeichafft werden, jedoch nur allmälig auf eine legale Weile, und 
ſelbſt mit möglichſter Schonung des Borurtheils, da jede neue Einrichtung mit Reibungen 
verbunden ift, und ein zu jchneller Uebergang von Zwang zur Freiheit manchmal nach— 
theiligere Folgen hervorbringt, als der Zwang jelbft. Auf feinen Fall aber müſſen Die 
Regierungen von jet ab Conceſſionen oder Berechtigungen zu Gewerben, von welder Gat- 
tung diefe jein mögen, ertheilen, durch welche ein Exeluſiv- oder gar Zwangs- und Bann 
recht begründet werden ſoll. Letztere jollen von jegt ab unter feinen Umftänden mehr 
verliehen, und Excluſivrechte gleichfalls ſoviel als möglich vermieden, höchſtens nur dann 
und nur auf gewiſſe Jahre gegeben werden, wenn bei einem neuen Gewerbe der Ver— 
ſuch gemacht werden ſoll, ob es gedeihen werde. Es iſt dazu auch jedesmal die Geneh— 
migung der höheren Behörde nothwendig.“ 

Die Einführung einer vollen Gewerbefreibeit erfolgte dann durch das Edict vom 
2. Novbr. 1810 über die Einführung einer allgemeinen Gewerbeſteuer. Daſſelbe ftellte 
den allgemeinen Grundſatz an die Spige, daß zum Betriebe jedes Gewerbes die Löſung 
eines Gewerbeſcheines erforderlih, aber auch genügend, und Niemanden zu verſagen ei, 
der bis dahin einen rechtlichen Yebenswandel geführt habe; und befeitigte ausdrücklich den 
bisherigen Unterfchied von Stadt und Yand, jowie alle bis dahin den Zünften, Innungen 
und Privatperfonen zugeftandenen oder mit dem Beſitze eines Grundftüds verbundenen 
Borrechte , nur aus ordnungs-, ſicherheits- und gelundheits = polizeilichen Gründen wurde 
bei einigen Gemerben die Ertheilung des Gewerbeiheind von dem Nachweiſe der zum 
geſchickten und ficheren Betriebe erforderlichen Eigenfchaften abhängig gemacht. Das ef. 
von 7. Sept. 1811 über die polizeilichen Berbältnifje der Gewerbe hat dann die Ein— 
ſchräntungen des Gemerbebetriebs aus polizeilichen Rückſichten näher beftimmt und theil— 
weile weiter ausgedehnt, übrigens den Grundſatz der Gewerbefreibeit in vollem Maße 
aufrecht erhalten, inden inöbelondere das Fortbeſtehen der Zünfte zwar geitattet, der Ein— 
tritt in diefelben von den Inhabern der Gewerbeſcheine aber in feiner Weile verlangt wurde. 

In den neu und wiederenworbenen Yandestheilen wurden nun zwar die finanziellen, 
nicht aber auch Die gewerbepoltzeilihen Beſtimmungen des Edictd vom 2. Nov, 1810 
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zur Anwendung gebracht, und das Ediet vom 7. Sept. 1811 gänzlich unberücjichtigt ge— 
laſſen. Es mußte aljo allgemein im ganzen Staate Gewerbefteuer nad denielben Grund- 
fügen gezahlt werden, dagegen blieb hinſichtlich der Frage, von welden Bedingungen die 
Befugniß zum Gewerbebetriebe abhänge, in jedem einzelnen Landestheile diejenige Ver— 
faffung maßgebend, welche bei der Befignahme vorgefunden wurde. Und während dem— 
gemäß in einigen dieſer Yandestheile, insbejondere in denjenigen, welche früher zum Königs 
reih Weftphalen oder Großberzogtbum Berg gehört hatten, eine faft ſchrankenloſe Ge: 
werbefreiheit berrichte, ohne Diejenigen Einichränfungen, welche ſich in den Edicten von 
1810 und 1811 finden, jo beftanden anderöwo, wie im Herzogthum Sachſen, in der 
Ober- und Niederlaufig, in Neuvorpommern und Rügen die alten Zunftverfaffungen in 
einer Ausdehnung und in einem Umfange fort, wie ſolche ſchon nah dem AL. nicht 
mehr anerfannt waren. 

Die bei Gelegenheit der Reform des geſammten Steuerweiend im Jahre 1820 er- 
folgte Umgeftaltung der Gewerbeſteuer (f. Art. Gewerbeiteuer) ftellte eine Ausgleihung 
dieſer Gegenfäge wenigſtens in Ausficht, indem der $. 37 des Gef. vom 30. Mat 
1820 wegen Entrichtung der Gemwerbefteuer feſtſetzte: „Die Gelege, welche die Berechtigung 
zum Gewerbe bisher in einzelnen Yandestheilen verjchiedentlih beſtimmt haben, follen 
einer Reviſion unterwerfen, und, wo es nötbig, verbeilert, ergänzt, oder durch neue An— 
ordnungen erfegt werben.” Während nun der Gewerbebetrieb im Umherziehen bereits 
durch Das Regulativ vom 18. April 1824 auf allgemeime und fefte Grundſätze zurück— 
geführt, und mur auf einzelnen Punkten durch das Regulativ vom 4. Dev. 1836 abgeän- 
dert umd ergänzt wurde, To haben dagegen die binfichtlid der Ordnung des ftehenden 
Sewerbetriebs begonnenen geleggeberiichen Arbeiten erft nach 25 Jahren in der Allg. 
Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, und in dem Enticädigungs-Gefege zu der: 
jelben von demielben Tage ihren Abſchluß gefunden. Beide Gefete beruben auf den Ar— 
beiten einer unter dem Borjige von 9. G. Hoffmann niedergelegten Immediatcom— 
miſſion, die ſchon im Januar 1835 ihre Entwürfe worlegte; weitere Berathungeu erfolg: 
ten feiten® der Verwaltungsbehörden des Staatsminiſteriums, der Provinzialftände, end- 
lic ded Staatsraths, ſowohl in den Abtheilungen als auch im Plenum. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 dehnte im Ganzen den in den älteren 
Provinzen feit 1810 und 1811 beftehenden Zuftand auf den ganzen Staat aus. Daher befei- 
tigte fie alle in einzelnen Yandestheilen damals ned) beftehenden Beſchränkungen des freien Be— 
triebs, insbeſondere alle ausichlieglichen Gewerbeberechtigungen, einichliehlih der Real— 
gewerbeberechtigungen, ferner die bisherigen Berechtigungen zur Ertbeilung gewerblicher 
Conceſſionen und Die gewerblichen Abgaben mit Ausnahme der an den Staat zu entrich- 
tenden Ghewerbefteuer, die Zwangs- und Bannrechte, die Beſchränkung gewiſſer Gewerbe 
auf die Städte, Das Verbot des gleichzeitigen Betricbs mehrerer Gewerbe; und forderte 
zum ſelbſtändigen Gewerbebetriebe in der Regel nur Dispofitionsfähigfeit und feften 
Wohnfig, inden fie nur im öffentlichen Intereſſe gewiſſe Beſchränkungen und Bedingun— 
gen theils Für ſolche gewerbliche Anlagen, deren Betrieb mit Gefahren und Nachtheilen 
für Andere verfnüpft ſein kann, theils für ſolche Gewerbe feſtſetzte, binfichtlih deren die 
Sicherheit des Publikums entweder den Nachweis techniſcher Qualificationen oder Die Bes 
ſcheinigung erprobter Rechtſchaffenheit und Zuverläſſigkeit erforderte. Während aber die 
Gſgb. von 1810 ımd 1811 die Zünfte zwar keineswegs verboten, aber Doch ignorirt 
hatte, jo machte das Gef. von 1845 den BVerſuch, die Anſprüche an eine Organifation der 
Arbeit auf den Gebieten des Kleinbetricbs mit den Forderungen der Gewerbefreibeit in 
Einklang zu bringen. Ohne alfo den Innungen beiondere gewerbliche VBortbeile, oder 
gar Zwang zum Eintritt im dieſelben beizulegen, wurden die ſchon vorhandenen und die 
noch ſich bildenden Innungen als freie Genoffenichaften zu Organen gewerblicher Selbft- 
verwaltung behufs Förderung der gewerblichen Intereſſen erhoben. 

Die gegen die Durchführung der Gewerbefreiheit ſchon früher ſeitens einzelner Glie— 
der des Handwerferftandes, ſeitens ſtädtiſcher Communalbehörden und einzelner Provin- 
ziallandtage hervorgetretenen Gegenbeſtrebungen fanden in den Bewegungen des Jahres 
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1848 einen ſehr entichtedenen Ausdrud. Der Entwurf einer Gewerbe-Ordnung kfür 
ganz Deutichland, wie folder von dem im der Zeit vom 15. Juli bis 18. Aug. 
1848 im Frankfurt a. M. tagenden ſog. Handwerfer-Barlamente aufgeftellt war, 
enthielt als maßgebende Boftulate: Belhräntung der Zahl der Meifter an jedem Orte, 
Berbot des Haufirhandels, Zugehörigkeit aller Hanbwertsarbeit der Fabrifen am Die 
zünftigen Meifter des Orts, Beſchränkung auf ein Gewerbe, Zufceidung des Kleinhau— 
dels mit Handwerfäwaaren an die Innungsmeiſter, regelmäßige Alleinberechtigung der 
Städte zum Gewerbebetrieb, Unzuläffigkeit von Gemeinde», Staats = und Actienwertftätten, 
Berbot des Zuſchlags der öffentlichen Arbeiten an den Mindeftfordernden und Verthei— 
lung derielben an die Meifter durch den von dieſen bejegten Gewerberath, Verbot der 
öffentlichen BVerfteigerung neuer Waaren, Verbot des Haltend von mehr als zwei Yehr- 
lingen, Befteuerung der Fabriken zu Gunften, des Handwerferitandes, endlich Yehrzwang, 
Wanderzwang und Prüfungözwang. Dies Programm bat nun zwar feine unmittelbaren 
Folgen gehabt, indeſſen waren doch die Klagen des preußifchen Handwerkerſtandes, auf den 
eigentlich alleın Gewerbefreiheit und Freizügigfeit einwirkten, jo bedeutend geweſen, daß 
bereits die Nationalverfammlung eine Fachcommiſſion unter Zuziehung von Vertretern 
des Gewerbeſtandes niedergelegt hatte, welche jene Klagen im Allgemeinen ald begründet 
anerkannt, und chen den Erlaß einer Die allgemeine G. ergänzenden und abänderuden 
Verordnung in Vorſchlag gebracht hatte. Die Regierung ging alfo nur auf diefem Wege 
weiter, wenn fie tm Januar 1849 eine Berlammlung von Abgeordneten der Handwerter und 
Geſellen unter Theilnahme von Vertretern des Handels und Fabrifftandes nach Berlin bes 
rief, und, ohne die von dieſer Berfammlung erhobenen Forderungen tm vollen Maße zu befrie- 
digen, dennoch durch den Erlaß der von den Kammern Ipäter genehmigten proviforiichen Ver— 
ordn. vom 7. Febr. 1849 Die Örundfäge nicht nur der Gew.D. vom 17. Jan. 1845, jondern 
auch der Gefege von 1810 und 1811 im Sinne der älteren Zuftände erheblich modificirte. 
Es wurde zwar der Unterichied von Stadt und Yand, die Nothwendigkeit des Beitritts zu 
einer Innung, die Beichränfung der Zahl der Mleifter, die Berüdjichtigung des örtlichen Be- 
dürfniſſes nicht wieder bergeftellt, Dagegen wurde der Beginn des felbjtändigen Betriebs bei 
den wichtigften und zahlreichſten Gemwerben alternativ von der Aufnahme in eine Innung 
nad vorgängiger Nachweiſung der Befähigung, oder von der Prüfung vor einer befondern 
Commiſſion abhängig gemacht, die Lehrlings- und Gejellenzeit, ſowie die Gefellenprüfung 
obligatoriich vorgefchrieben und die Arbeitöbefugniffe und Beihäftigungsgebiete der wichtigern 
Handmwerfe mit Rüdficht auf die Ortsgemohnbeiten abgegrenzt, — eine Quelle zahlloſer oft 
kaum lösbarer Streitigkeiten und endlojer Beläftigung der Obrigkeit — auch den zu erlaſſen— 
den Ortöftatuten das Verbot der gleichzeitigen Ausübung mehrerer Handwerke, ingleihen Die 
Beichräntung des Detailverfaufs von Handwerkswaaren Durch Nichthandwerker geſtattet. Aufer: 
dem wurde Damals zur Förderung der allgemeinen Interejjen des Handwerks und Fabrikbe— 
triebeö jowie zur Ueberwachung der über das Innungsweſen, über die Annahme und Beband- 
lung der Geſellen, Gehülfen, Yehrlinge und Yabritarbeiter, iiber die Meifter: und Gelellen- 
prüfungen, über die Abgrenzung der Arbeitöbefugniffe erlaffenen Vorſchriften das Inftitut der 
Gewerberäthe eingeführt, welche aus dem Gewerbeftande, dem Fabrikftande und dem Han: 
velöftande des Orts oder Bezirks zu gleichen Theilen gewählt — in der Handwerts- 
und Fabrıfabtheilung unter gleicher Berüdfichtigung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer — 
nach Anhörung der gewerblichen und kaufmänniſchen Gorporationen und der Gemeinde 
vertreter überall, wo wegen eines erheblichen gewerblichen Verkehrs ein Bedürfniß obwaltet, 
mit Genehmigung des Miniſters fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten errichtet 
werden können. Die Anordnungen der Verordnung von 1849 hatten jedoch nach keiner 
Seite einen erheblichen Erfolg, und wenn eimerfeits Die Praris der Behörden, ſowie die 
Entwidelung des gemerbliden Yebens im der Folgezeit die beichränfenden Beſtimmungen 
ziemlich illuſoriſch machten, To konnten andererſeits die Gewerberäthe, theils wegen der 
Verſchiedenheit der im denjelben vertretenen Elemente, theils wegen der Unbeftimmtheit 
der denſelben ertheilten Befugniffe keine nachhaltige Wirkfamteit gewinnen, jo daß von 
den im Jahre 1849 gebildeten 96 Gewerberätben im „Jahre 1864 nur noch wenige 


Gewerbeordnung. 511 


übrig geblieben waren. — Uebrigens hatte die Bewegung von 1848 in ganz analoger 
Weile in die Entwidelung der hannoverſchen Gewerbegejeggebung eingegriffen, indem die 
nach vielen Kämpfen insbejondere mit den ftäbtiichen Magiftraten unterm 1. Aug. 1847 
erlafjene neue Gew. O., welche jedoch nur eine Beichränfung der Auswüchſe des Zunftweiens, 
keineswegs deſſen Beſeitigung bezwedte, unmittelbar vor dem Termin ihrer Geltung der 
auf den 1. Yuli 1848 feftgefegt war, Durch das Gef. vom 15. Juni 1848 im be 
ſchränkenden — weſentlich umgeſtaltet wurde (ſ. Bening, Zur Gewerbeordnung, Han— 
nover 1857.). 

Durch die Geſ. vom 22. Juni 1861 betr. die Abänderung einiger Beſtimmungen 
der Allg. Gew.O., und vom 1. Juli 1861 betreffend die Errichtung gewerblichen Anlagen, 
ift ſodann eine weitere Fortbildung dieſes Zweigs der preußtichen Gſgb. erfolgt, indem 
insbejondere das Gef. vom 22. Juni 1861 erhebliche Einfchränfungen des polizeilichen 
Conceſſionsſyſtems und eine Erweiterung der Gewerbefreiheit, ſoweit diefe von dem landes— 
polizeilichen Gonceffionswejen abhängt, angeordnet bat, während das Gef. von 1. Juli 
1861 betr. die Errichtung gewerblicher Anlagen theild die Gattungen der conceffionspflich- 
tigen Anlagen richtiger, als die Allg. Gew.D. beftimmt, theils das Verfahren über die poli- 
zeiliche Genehmigung folder Anlagen zwedmäßiger geordnet hat. Dagegen it eine tiefere 
Umgeftaltung der aud äußerlich ziemlich ſchwer überfehbaren Gewerbegeſetzgebung, troß 
mehrfacher Anregungen des Abgeordnetenhaufe® in den Jahren 1862 und 1863, nicht 

vlt. 


Nachdem ſodann A. IV. Pr. 1 der Berfg. des Nd. Bundes feſtgeſetzt hatte, daß 
die Beftimmungen über den Gewerbebetrieb der Beauffihtigung und der Gſgb. des Bun- 
des unterliegen follten, jo hat zunäcft das Gel. vom 8. Juli 1868 betr, den Betrieb 
der ftehenden Gewerbe (1. Nothgewerbegejeg) einige Fundamentalfäte, ſodann die Gewerbe- 
Ordnung für den Nd. Bund vom 21. Yunt 1869 das gefammte Syſtem der Gewerbe: 
geſetzgebung neu regulirt. 

Die neue Bundes-Gew.D. ſchließt jich wie Die Bundeögejeggebung überhaupt. der bi8- 
berigen preußtichen Gigb. eng an. Insbejondere bildet die Preuß. Allg. Gew.O. vom 17. 
Januar 1845 ſowohl in innerer, ald auch in äußerer Beziehung die Grundlage. Die ma— 
teriellen Normen der Bunded:Gew.D. ſtimmen mit den Normen der Preuß. Allg. Gew.O., 
ſowie der Gſgb. von 1861, insbeſondere hinfichtlich der gewerblichen Anlagen meift wörtlich 
überein, Dagegen tft die Verordn. von 1849 gänzlich bejeitigt, und in einigen wenigen 
Punkten haben Modificationen im Sinne einer weiteren Erleichterung des gewerblichen 
Betriebs ftattgefunden, namentlich hinſichtlich ſolcher Gewerbtreibender, welche, wie Aerzte, 
Schauſpielunternehmer, Gaft= und Schanfwirthe, einer befonderen Genehmigung bedürfen, 
Meodificationen, welche für das Ganze des gewerblichen Yebens ohne große Bedeutung fein 
dürften. 

Auch in formeller Hinficht in Bezug auf die Anordnung der einzelnen Materien 
findet fich eine faſt vollftändige Hebereinftimmung, nur ift die neue Bundes-Gew. O. durch zwei 
Materien vermehrt, die fich in der Preuß. Ag. Gew.D. nicht fanden, nämlich einerfeits durch 
die Normen iiber den Gewerbebetrieb im Umberziehen, andererſeits durch die ſog. Fabrik— 
gejeßgebung ; während aber die Vorfchriften über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
zugleich eine gänzliche Umgeftaltung gegenüber den Feſtſetzungen des Regulativs von 1824 
erhalten haben, jo haben binfichtlid der Verhältniſſe der Fabrifarbeiter nur die in Preu— 
Ben nad Mafgabe des Negulativs vom 9. März 1839 und des Gel. vom 18. Mai 
1853 bereits geltenden Vorſchriften Anwendung gefunden (ſ. Art. Fabrikgefeggebung). 

Lit: 3.6. Hoffmann, Die Befugniß zum Gewerbebetrieb mit befonderer Rüdfiht auf 
den Ipreuß. Staat, Berl. 1841. Schmoller, Zur Gef. ber deutichen Kleingewerbe im 
19. Jahrh., Halle 1870. v. Rönne, Die Gewerbepolizei des preuß. Staats, 2 Bde, Brest. 
1851. v. Rönne, Das Staatöreht der preuf. Monardie, 2. Aufl. 1865, Tb. II Abth. I. 
©. 278 ff. Befeler, Syft. des gem. deutſchen Priv.R., 2. Aufl 1866, S. 872 fl. Maſcher, 
Das dentſche Gewerbeweſen, Potsd. 1866. v Viebahn, Statiftit des zollvereinten und nörd— 
lien Deutſchland, Th. III. (1868), S. 517 ff., 539 N Schäffle, Gewerbe, Gewerbefreibeit, 
Gew Ordn. in Bluntfhli’s Staatswörterb., Bd. IV. (1859), ©. 318 fi. Schäffle, Bor- 
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fchläge zu einer gemeinfamen Ordn. der Gemwerbebefugnifie in Deutſchland, Deutſche Biertel- 
jahrsichrift 1959, S. 218 fi. Schübler, Gemwerbefreibeit und Gem.Orbn., Sruttg. 1860. 
Had, Die Aufgabe des Staats in Bezug auf das gewerbl. Leben; Ztſchr. für Die gef Staats- 
wiſſenſch, Jahrg. 1867, S. 39 ff. — Thudichum, Verfg.R. des Nd Bundes, Tüb. 1570, 
©. 554 ff. — v. After, Die allg. Gem.Ordn. vom 17. Ian. 1845, zufammengeitellt mit ben 
Gefegen und Berorbnungen, welche neben ber allg. Gew.Ordn. in — Hinſicht in 
— lommen, Berl. 1865. — Ausgaben der neuen Bundes-Gew.Ordn. von Koller, 
1869, aus den Materialien erläutert: und von Kletke, 2. Aufl. 1870, nebft dem Entwurfe, * 
Motiven, ſowie den ſpäteren Bekanntmachungen des Bundeskanzler-Amts und ber preuß. Mi— 
niſterien. Das baier. Geſetz, das Gewerbeweſen betr., vom 30. Jan. 1568 bei Koller, Arch. 
des Nd. Bundes, Bd. J. ©. 427 ff. Ernft Meier. 

Gewerbeitener. Die Zuläffigfeit einer beſondern G. neben einer allgemeinen 
Klaſſen-, veip. Einkommenſteuer rechtfertigt ſich insbeſondere durch Die Möglichkeit einer 
Ueberwälzung mittelſt Erhöhung der Preiſe von Producten und Dienſten. Denn es iſt 
ſonſt nicht einzuſehen, weshalb ein Kaufmann oder Gaſtwirth mit 1000 Thlr. Reinem- 
fommen fo.viel fteuerfähiger fein ſollte, als ein Capitalift, der eben fo viel an Zinſen 
von Staatöpapieren bezieht. Weil aber die Ueberwälzung doch immer etwas jehr Miß— 
liches, Unficheres iſt, und ſich außerdem nur als die allmälıge Folge des Verkehrs her— 
ausftellen wird, dann aber um den inländifchen Gewerbebetrieb nicht in jeiner Goncur= 
renzfäbigfeit 'mit dem Auslande zu ſchwächen, jo werden nur ſehr mäßige Säge angemen- 
det werden, und Die G. nur ein ergänzendes Glied eines rationellen Steuerſyſtems ſein 
dürfen. 

In Preußen ſind im Laufe dieſes Jahrhunderts zwei ganz verſchiedene Syſteme der 
G. einander gefolgt, deren nähere Betrachtung auch von allgemeinem theoretiſchen In— 
tereſſe iſt. 

Das Ediet vom 2. Nov. 1810 über die Einführung einer allgemeinen G. nahm 
jedes Gewerbe im weiteſten Sinne, es beſtehe in Handel, Fabriken, Handwerken, es gründe 
ſich auf eine Wiſſenſchaft oder Kunſt, als ſteuerpflichtig an, ſofern daſſelbe nicht aus— 
drücklich als ſteuerfrei erllärt war. ALS gewerbeſteuerpflichtig galt danach jede nach einer 
beſtimmten Richtung dauernd fortgeſetzte menſchliche Thätigkeit, insbeſondere auch jede gei— 
ſtige Thätigkeit dieſer Art, ſofern mit derſelben ein Erwerb verbunden iſt. Nicht ver— 
pflichtet zur Löſung eines Gewerbeſcheins waren damals nur Staats- und Communal— 
beamte bei Uebernahme ihres Amts, Eigenthümer, Pächter und Nutznießer eines länd— 
lichen Grundftüds, ſofern fie daſſelbe ſelbſt bewirtbichaften, während Adminiftratoren und 
Solche, welche die bei einem Ländlichen Grundſtücke befindlichen Milchereien, Fiſchereien, 
Jagden, Gärten, Brauereien, Ziegel:, Kalk-, Theeröfen, Müblen x. pachten, Gewerbe— 
ſcheine löſen müſſen; befreit waren ferner diejenigen, welche ein Grundftüd zur Woh— 
nung, zur Gultur der dazu gehörigen Ländereien und zum VBermiethen benugen, mit Aus— 
nahme derer, melde in Städten und Borftädten ein Gewerbe daraus machen, möblirte Zimmer 
zu vermiethen, Gartenfrüchte zum Verkauf zu zieben ꝛc.; befreit waren diejenigen, welche Ca— 
pitalien auf Hypotheken, Wechſel, Actien, Leibrenten oder öffentliche Fonds austhun, mit 
Ausnahme derer, welche ein Gewerbe daraus machen, Wechſel oder andere Papiere zu 
discontiren, Geldſorten und Papiere auf Inhaber umzulegen, oder auf Pfänder zu leihen ; 
befreit waren diejenigen, welde fi zu Privatdieniten und häuslichen oder wirtbichaftlichen 
Arbeiten vermietben, mit Ausnahme der Nentmeifter, Stallmeilter, Secretäre, Erzieher, Haus— 
bofmeifter x. ; die Aufſeher, Gehülfen und Arbeiter in Fabrifen und Handlungen mit Aus— 
nahme der Procuriften ; gemeine Tagelöhner, mit Ausnahme Dever, welche mit einer bes 
ſonders erlernten Kunft oder Handwerk 3. B. als Ziegelſtreicher, Dachdecker für Tagelobn 
dienen; Perſonen, welche fih blos von Spinnen, Wollfämmen und Sortiven x. näbren ; be= 
freit waren diejenigen, melde nur einen einzigen Webftuhl für ihre Rechnung betreiben, ſofern 
dieſer nicht für eigentliches Tuch, fünftliche Weberer von Blumen u. dgl. hergerichtet iſt; end— 
lich Hebammen auf dem Yande und in Städten unter 1000 Einwohnern. — Die Ver: 
anlagung war lediglich Sache der Regierungen, wor denen auch die angebrachten Be— 
ſchwerden erledigt wurden. Maßgebend war dafür ein Tarif, der die ſämmtlichen Ge— 
werbtreibenden nad äußeren Kriterien in ſechs Klaſſen eintheilte und die jährliche G. Der 
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erften Mlafje zu 11% Thlr., der zweiten zu 2—3% Thlr., der dritten zu 4—63 Thlr., 
der vierten zu S—20 Thlr., der fünften zu 24—84 Thlr., der fechften zu 96—200 
Thlr. feſtſetzte. 

Das Gef. vom 20. Mai 1820 über die Einrichtung des Abgabenweſens hob 8. 9 
sub C a. die durch das Edict von 1810 eingeführte allgemeine G. wieder auf und be— 
ftimmte im $. 1 sub Lit. d., daß ftatt berjelben eine anderweitige G. nad) Maß— 
gabe des gleichzeitig Darüber erlaffenen Gef. erhoben werden jolle. Das damalige Gef. wegen 
Entrihtung der ©. vom 30. Mai 1820 bildet noch gegemmärtig die gefegliche Grund- 
lage für dieſe Steuer, tft indeffen in einzelnen Punkten durch fpätere Geſetze, ins: 
bejondere durch das Ge. vom 19. Yuli 1861 betr. einige Abänderungen des Ge— 
jeges wegen Entrihtung der ©. vom 30. Mai 1820 modificirt. Das Gef. von 
1820 bob nicht nur die Löſung der Gewerbeicheine für alle ftehenden Gewerbe gänz- 
fich auf, Sondern beſtimmte auch die Gewerbefteuerpflichtigkeit in einer princiviell verſchie— 
denen Werfe. Denn während bis dahin der Grundfat gegolten hatte, dar jedes Gewerbe 
der Steuerpflicht unterliege, infofern es nicht befonders befreit fei, fo fand jetst der ent- 
gegengefetste Grundſatz Anwendung, wonad jedes Gewerbe als fteuerfrei betrachtet wird, 
ſofern daſſelbe nicht ausdrücklich für fteuerpflichtig erflärt ift. Gemwerbefteuerpflichtig find 
danach nur der Handel, die Gaftwirthichaft, das Berfertigen von Waaren auf den Kauf, 
der Betrieb von Handwerfen mit mehreren Gehülfen, der Betrieb von Mühlenwerten, das 
Gewerbe der Schiffer, der Fracht- und Lohnfuhrleute, der Pferdeverleiher, endlich bie 
jenigen Gewerbe, die von umberziehenden Perfonen betrieben werden. — Auch hinſichtlich 
der Veranlagung weicht die neuere Gſgb. feit 1820 von der früheren durchaus ab. Zu- 
nächft find ſämmtliche Orticaften nad Maßgabe der Wohlhabenheit und Gewerbfamteit 
in vier Abtheilungen claffificirt, von denen die erfte nur einige wenige, die zweite eine 
große Anzahl namentlich aufgeführter Städte, die dritte in der Negel alle diejenigen 
Städte enthält, welhe 1500 oder mehr Givileinwohner haben, während in die vierte Ab- 
theilung alle übrigen Städte und die Ortichaften des platten Landes gehören. Die wei: 
tere Bertheilung der Steuer innerhalb diejer Abtheilüngen erfolgt in der Regel nach dem 
Syſtem geſetzlich firirter Mittelfüge und niedrigfter Sätze für jedes der fteuerpflichtigen 
Gewerbe, namentlich) für den Handel, für die Gaftwirthichaft und fir die Handwerfe ; 
diefer Mittelfag ift von der Geſammtheit Derjenigen durchſchnittlich aufzubringen, welche 
innerhalb eines örtlichen beftimmten Bezirks das befteuerte Gewerbe treiben ; derſelbe 
wird alfo mit der Gelammtzahl der Gemerbejteuerpflichtigen der Stadt, refp. des Kreiſes, 
multiplicrt, da8 Ergebniß ift die Summe, weldye die Stabt oder der Kreis im Ganzen 
an ©. aufbringen müſſen; da indeß der Umfang, worin jeder Einzelne das Ge— 
werbe betreibt, ſehr verichieden fein fann, jo ift von Denjenigen, welche den Mittelfat 
nicht aufbringen können, ein niedrigerer Sag zu zahlen, deſſen Minimum jedoch gefeglich 
firirt iſt; der Ausfall, welcher hierdurch entfteht, muß durch höhere Beiträge Derjenigen 
gededt werben, welche vermöge ihres ftärkeren Betriebs mehr als den Mittelfat zahlen 
Können. Die ©. der Bäder und Fleischer wird zwar in den beiden legten Steuerabtheilungen 
nach Mittelfäten, in den beiden erften aber nach dem Verhältniß der Bevölkerung in der Weiſe 
erhoben, daß in der erften Abtheilung jährlich 8 Thlr., in der zweiten 6 Thlr. vom Kopfe der 
Bevölkerung aufgebracht werden müſſen. Die ©. vom Miüllergewerbe wird bet Windmühlen 
nad) der Bauart, bei Waſſermühlen nach den Mahlgängen, die ©. fir die Schiffahrt wird 
nad) der Tragbarfeit der Fahrzeuge, für das Fuhrgewerbe nach der Zahl der Pferde, 
endlich die ©. vom Umberziehen nad) einem feften Sage ohne Nüdficht auf den Umfang 
de8 Betriebs, nur mit Begünftigung gewiffer Haufirgewerbe vom örtlichen Nuten bes 
ſtimmt. — Für diejenigen fteuerpflichtigen Gewerbe, bei denen die Veranlagung nach Mit— 
tellägen erfolgt, ift endlich in der Regel den Steuerpflichtigen felbft bei der Vertheilung der 
Steuer in der Weiſe eine Einwirkung beigelegt, daß fie Steuergefellihaften bilden, die fich 
in den drei erſten Abtheilungen auf die einzelnen Städte, in der vierten auf den ganzen 
- Kreis beziehen, und denen Jeder beitreten muß, der das Gewerbe treibt. Während nun 

im Allgemeinen jedes Gewerbe in Stabt oder Kreis nur eine Steuergefellichaft 
v. Holgenborff, Rechtslexilen 1. 33 
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bilvet, fo wird dagegen die G. vom Handel wiederum in drei Steuerflafien veranlagt, 
A. I. A. I. und B. Die Klaffe A. L und A. II. bilden Steuergejellihaften in ver 
Weiſe, daß die Klaffe A. I. in der Regel den ganzen Regierungsbezirt umfaßt, und daß 
nad Zahl und Bedeutung der im den einzelnen Negierungsbezirfen vorhandenen Ge— 
ichäfte nochmals zwei Abtheilungen gebildet werben, wonach fich Die Höhe der Mitteljäge 
beftimmt. Diefer Steuergeſellſchaft Tiegt die Vertheilung der Steuern unter ſich durch 
die von ihnen aus ihrer Mitte unter obrigkeitlicher Yeitung gewählten Abgeordneten ob. 
Bo dagegen eine Vertheilung durch Geſellſchaften der Steuerpflichtigen nicht ftattfindet, 
wie 3. B. bei dem Handel Klaſſe B. oder bei denjenigen Gewerben, wo das Syſtem der 
Mittelſätze nicht Plag greift, wird die Vertheilung in den drei erſten Abrheilungen durch 
die Gommunal>, in der vierten durch Die Kreisbehörde bewirkt ; diefe Behörden find jedoch 
verpflichtet, ſich des Raths Der Gewerbetreibenden zu bedienen. Diejenigen, welche 
umberziehend ein Gewerbe treiben, müſſen die Ausfertigung der Gewerbeſcheine bei der 
Regierung nachſuchen. 

Lit: 3. 6. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, Berl. 1540, ©. 189 ff. Naffe, 
Bemerkungen Über das preuß. Steuerfoften, Bonn 1561, S. 46, 64, 9. Maſcher, Die G.- 
Gſgb. Preußens in ihrer neueften Geftalt, Potsd. 1563. Yiteratur Über das Finanzweien des preuf. 
Staats: Beiheit zum Staatsanzeiger, Nov. 1367. 9.37. — Fentſch, Gewerbeft. n Bluntſchli's 
Staatswörterb. Bo. IV. (1559), S. 341 fi. Bode, Ueber das baier. Gewerbeft.-Gefeß in der 
Ztſchr. für die gef. Staatswiſſenſch, 1861, S. 3 fi. Vode, Die Befteuerung der Gewerbe in 
England, mit Zuſätzen von Helferid, a. a. DO. 1862, ©. 275 fi. Hoffmann, Die ver- 
ſchiedenen Methoden der rationellen Gewerbeft., a. a. O., 1850, 2. 660. Hoffmann, Die 
Zuläffigkeit der landwirthſchaftl. Gewerbeft. neben der Grunditener, a. a. O, 1554, S. 304 fi. 

| Ernft Meier. 

Gewiflensvertretung (probatio pro exoneranda eonscientia), d. h. der auf 
die erfolgte Eideszuſchiebung vom Delaten ftatt der Acceptation oder Relation gemäblte 
Beweis des Gegentheild der Behauptung des Defeventen durch andere Beweismittel. 
Meder dem vom. nod dem can. R. bekannt, hängt Das Inſtitut einmal zuſammen 
mit der im ſächſ. Proceß vorfommenden Sitte, die Klage in das Gewiſſen d. b. auf den 
Eid des Bellagten zu ftellen und erjcheint als eine berechtigte Ablehnung der Schwur— 
pflicht, fofern der Beweis erbracht ift, während im umgefehrten Fall der Beflagte, der 
hier den Eid für die Regel nicht zurüdichteben durfte, noch feiner Pflicht zur Eidesleiftung 
nachkommen mußte. In der mittelalterlich= vomaniftiichen Doctrin galt bei der Yebre, 
dag der Schiedseid erft in Folge einer approbatio iudieis den Delaten zur Acceptation 
oder Relation verpflichte, Die Uebernabme des Beweiſes Des Gegentheils durch den Dela- 
ten als genügender Grund, die Annahme des Schiedseids zu verweigern, und da erft 
dieſe letztere die Pflicht zum Schwören berftellte, jo fonnte nach mißlungenem Beweife 
der Delat bier nicht mehr auf den Eid zurüdfommen. Mit der Reception des fremden 
Proceſſes in Deutichland wurden die beiden auf weſentlich vwerichiedener Grundlage ruben- 
den Inftitute in Folge der mangelnden Erfenntnig ibres Weſens identificırt und daraus 
erklärt fi Die große Anzahl von Gontroverfen in dieſer Lehre, fo namentlich über die 
Frage, ob der Delat nad dem Mißlingen des Beweiſes noch auf den Eid zurüdfommen, 
alfo nunmehr veferiren oder ſchwören darf, eine Frage, die freilih — wenn auch mit 
ſehr zweifelhaften Rechte — von der Mehrzahl der älteren und neueren Schriftiteller 
bejaht wird. Ein Gegenbeweis gegen den zufolge der G. geführten Beweis, die Führung 
dieſes legteren durch Eidesdelation, Auferlegung eines nothwendigen Eides zur Ergänzung 
des Gewiſſensvertretungsbeweiſes werden meiſtens für unzuläfjig erflärt, wenngleich auch 
hierüber Streit beftebt. Die Pr. Allg. Ger. Ordn. und Die metiten deutichen Bart. Bre.= 
Ordm., die hannoverſche von 1850 mit eingejchloffen, kennen das Inſtitut gleichfalls. 
Da bei dem Syſtem der freien Bewerswirdigung die Eideszufchtebung an praftiicer Be- 
deutſamkeit verliert, ferner aber Die dieſes Syſtem adoptivenden Gehege, wie der C. eir. 
a. 1359 und der Nd. Entw. $. 584, die Eidesdelation nur über eigene Handlungen 
oder eigene Wahrnehmungen zulafien, jo bat man das ganze Inſtitut nad Vorgang des 
franzöſiſchen Proceſſes neuerdings mitunter (fo im Nd. Entw.) befeitigt. 
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Quellen u Lit: Preuß. Allg. Ger.Orbn. Th. I. Tit. 10. 88. 255, 266, 294; bann. 
Bre.Ordn. $. 298: C. eiv. a. 1358 5 Nd. Entw. $. 596. Al. 4. Muther, Die Gewiſſens— 
vertr., Erl. 1860; Niſſen, Die Gewiffensvertr., Leipz. 18613 Preußer, Arch. f. bratt. 
Rechtswiſſenſchaft, 10, 97 ff. P. Hinſchius. 

Gifanius, Obertus, geb. 1534 zu Büren in Geldern, wurde in Orleans 
Doctor 1567, ließ fih in Straßburg nieder, ging 1583 nad Altvorf, 1590 nad In— 
golftadt, wurde kaiſ. Hofrath und ftarb 1604. 

Schriften: Lueretii Cari de rerum natura libri sex., Antv. 1566. — Comm. in In- 
stitut., Ingolst. 15:6. — Explanatio legum Codigis, Colon. 1614. — Comm, de impera- 
tore Justiniano, Ingolst. 1591. — Tractatus duo de ordine judieiario ed. Richter, 
Schleus. 1618; Jenae 16714. 

?it.: Vita Gifanii descripta a Seb. Zeidler, Norimb. 1770. — Erih u. Gruber. 

Teichmann. 

Girtanner, Wilhelm, geb. 1823 zu Schnepfenthal, ſtudirte in Bonn, Jena, 
Berlin, Roſtock und Heidelberg, wo er im J. 1847 promovirte, wurde 1850 auferorbents 
licher Profeffor in Jena, 1851 Beifiger des Schöppenftubls, 1853 ordentlicher Profeſſor 
in Kiel, ftarb 1861. 

Schriften: De dividua, quae est praediorum servitutibus natura, Heidelb. 1847. — 
De ratihabitione negot. gest. 1848. — Die Bürgicaft, 1850, 1851. — Redtöfälle zu Puch— 
ta's VBandecten, 4. Aufl. (von Langenbed ebitt), Jena 1569. — Repertorium der dentichen 
civil. Praris f. d. gem. R., Jena 1855. — Die Stipulation und ihr Verhältniß zum Weſen 
der Bertragsobligation, insbe. zum Creditum, Kiel 1559. 

Lit: Güntber, Jena's Profeſſoren, Jena 1859, ©. 106. 

Teihmann. 

Glaubenseid (juramentum de credulitate oder ceredulitatis), ,d. h. ein im 
Proceiie blos über Das Glauben im Gegenſatz zu dem auf eigene Wahrnehmung fi 
gründenden Wifjen abzuleiftender Eid. Cingeführt durch den deutichen Gerichtsgebraud, 
ift er, freilih nicht ohne mannichfahen Wiveripruch, auf alle möglichen um Proceß vor: 
kommenden Eide auögedehnt: fo dürfen die nothwendigen Eide, der Schiedseid, der Diffej- 
fionseid, ja fogar auch der Manifeftationseid (letterer von dem weiteren Erben des der 
Verheimlichung von Erbicaftöftüden angeihuldigten, inzwilchen verftorbenen Erben) in 
jener Form geleiftet werden da, wo die eidespflichtigen Perfonen aus eigener Wiſſenſchaft 
von den zu beſchwörenden Thatfachen feine Kunde haben fünnen. Der G. erſcheint jomit 
als eine der Partei für Diele Fälle gewährte Erleichterung. Von den neueren Pre. Drönn. 
hat die hannoverfche den G. ausdrüdlich beibehalten, dagegen erſetzt ihn die Preuß. Ger. 
Ordn. durch den Ignoranzeid, der C. eiv. erwähnt ihn in der Lehre vom Eide nicht, 
ſchließt ihn aber direct bet dem Schiedseide, nicht beim notbwendigen Eide, aus. Der 
Nd. Entm., welcher ebenfowenig wie der franzöſiſche Proceß eine Eiveövelation über facta 
aliena zuläßt und den Difjejfiongeid verwirft, geftattet den G. Dagegen ausdrüdlich (in 
der Faſſung, daß der Schmwurpflichtige überzeugt ſei, reſp. daß er nicht überzeugt fei) 
bei den nothwendigen Eiden. 

Duellen u. Lit: Hann. Pre.Ordn. $. 288; U, eiv. a. 1358 ff.; Nd. Entw. $. 610. — 
Renaud, Vom G. im Ard. f. die ciwilift. Praris, 43, 139 fi.; Zimmermann, Der ©., 
Marb. u. Yeipz. 1863. P. Hinſchius. 

Globig, Hans Ernſt von, geb. 1755 im Kreiſe Wittenberg, war Auditor beim 
Leipziger Oberhofgericht, wurde 1781 Rath, 1799 Aſſeſſor in Wetzlar, ftarb 1926. 

Schriften: Abhandl. v. d. Erim.Gfgb. (Berner Preisaufgabe 1777), Zürich 1783. — Bes 
trachtungen bei dem Entw. eine Str.G.B. für die preuß. Staaten, Dresden 1785. — Soft. 
einer vollft. Erim.=, Polizei- u. Civ. Gſgb., Dresden 1809; 1815—1$. — Kritik d. Entw. eines 
peinl. ©.B. f. Baiern, Regensb. 1908. 

Lit.: Erſch u. Gruber. — Hälfhner, Das preuf. Str. R., 1955, ©. 169, 170, 172, 
197. — Berner, Die Str.Gfgb. in Deutichland v. 3. 1751 bis zur Gegenwart, Leipz. 1867, 
S. 35, 37, 38. Teihmann. 

Glück, Chriftian Friedrid von, geb. 1. Juli 1755 in Halle, wurde in Halle 
1777 Doctor, gung 1784 nad Erlangen, wurde 1790 Hofrath, 1820 Geh. Hofrath, 
ftarb 20. Jan. 1831. 
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Schriften: Ausführl. Erläuterung der Pandecten nah Hellfeld, Erl. 1790 — 1830 
(34 Bbe.), 2. Aufl. 1845. — Hermeneut.-fyftemat. Erörterung ber Lehre von der Inteftaterbfolge, 
Erl. 1802. — Merkwürbige Rechtsfälle, Erl. 1792: 94. — Opuscula juridica, Erl. 1785, $6, 
89, 90. — Praecognita uberiora univ. jurispr. ecel., Hal. 1786. 
Lit.: Erſch u. Gruber. — Neuer Nekrolog der Deutfchen, Jahrg. IX. 1. Th. ©. 79. 
Teihmann. 


Gmelin, Chriftian Gottlieb von, geb. 1749 zu Tübingen, ftudirte dafelbft, 
wurde Advocat, 1778 Profeffor, ftarb 1818. 


Schriften: Die Drbmung der Gläubiger im dem über das Vermögen bed Schuldners ent: 
ftandenen Gantprocefie, Ulm 1774. — Grundf. der Gfgb. Über Verbrechen und Straten, üb. 
1785. — Abhandl. von den befonberen Rechten der Juden in peinl. Sachen, Tüb. 1785. — 
Bon Auffägen über Verträge überhaupt, von Schuld- und Pfardverfchreibungen ıc., Tüb. 1790. 

Chriftian von, geb. 1750 zu Tübingen, wurde Advocat, 1773 Profeffor in Er- 
langen, 1780 in Tübingen, trat 1822 in den Ruheſtand, ftarb 6. Juni 1823, 

Schri Den: De scamnis eorumque diversitate in comitiis et judieiis imperii, Tub. 
1769. — remedio legis C, de edicto D. Hadriani tollendo, Erl. 1773. — De con- 
cursu creditorum materiali ejusque a formali differentiis potioribus (Die Lehre vom ma— 
teriellen Concurs der Gläubiger in ihrem Zufammenbange aus ben echten Grundfägen vorge 
tragen, Erl. 1775), Erl. 1775. Er gab mit Elfäffer: Neuere jurift. Yit., Erl. 1776 — 80 — 
Gemeinnügige jurift. Beobachtungen u. Rechtsfälle Nürnb. 1777 — 82 — mit Danz u. Ta» 
finger: Krit. Arch. der neueften jurid. Fit. und Rechtspflege, Tüb. 1801 — 4, heraus. 

Lit.: Erfh u. Gruber. Zeihmanı. 


Gobler, Iuftin, geb. 1503 in St. Goar, wurde 1539 braunfchweigifcher Rath, 
Syndieus in Frankfurt a. M., wo er 1567 ftarb. 

Schriften: Spiegel ber Rechten, Frankf. 1552, 1573. — Gerichtl. Proceß, Franff. 1536. — 
Collect. eonsil. variorum, Francof. 1565. — Satungen Kaifer Justiniani, Dill. 1551. — 
Imper. jud. cam. constitutio, Francof. 1566. — Caroli V de eriminibus constitutio, Ba- 
sil. 1543 (denuo vulg. Abegg, Heidelb. 1837). Er gab heraus: Guil. Hannetonii de 
judieiorum ordine et forma tractatus, Francof. 1559. 

Lit.: Erf u. Gruber — Stobbe, II. 166, 174, 196, 252. — Arch. d. Erim.R., 
1835, ©. 4— 29; 1836, ©. 127 — 139. — Wächter, Gem. R. ©. 80 ff. — de Wal, vei⸗ 
träge zur Fit. Geſch. d. Civilpre. (v. Stinging) Erl. 1866 S. 50—52. 

Teihmann. 

,„ Göde, Henning, ging 1464 nad) Erfurt, um die Rechte zu ftudiren, wurde 
1481 Decan in Erfurt, 1459 Doctor und Decan der juriftiichen Facultät, ſtarb 1521 
in Wittenberg. 

Schriften: Processus judieiarius et de formandis libellis, Viteb. 153%. — Consilia, 
Viteb. 1541; Budiss. 1563. 

Lit: Zeitfchr. für Rechtsgeſch. IV. 416; VI. 218; IX. 75. — Schulze, Einl. in das 
deutſche Staatsrecht, 1867, ©. 51, Note 3. Teichmann. 

Goldaſt, Melchior von Haiminsfeld, geb. 1576 zu Eöven in der Schweiz, 
ftudirte in Ingolftadt und Altvorf, lebte ald Hofmeifter an verſchiedenen Orten, friftete 
fih duch Schriftſtellerei fümmerlih das Leben, wurde 1611 weimariſcher Rath, ſpäter 
heſſiſcher Hifteriograph und war zulegt Kanzler in Gießen, ftarb 1635. 

Schriften: Seriptores rerum Suevicarum, Francof, 1605. — Seriptores rerum Ale- 
mannorum, Francof. 1606, 1730. — Imperatorum Statuta et Rescripta a Carolo M. us- 

ue ad Carolum V, Francof. 1607; Hanov. 1609; Offenb. 1610; 3. Ausg. Franeof. 1713. — 

olleetio constitutionum Imperialium, Franecof. 1613. — Monarchia rom. imperii, Hanau 
1611—1614. — Comm. de regni Bohemiae juribas, Hanau 1627. — Er gab de Thou's 
Schriften heraus. 

git.: Stobbe, I. 210, 211; II. 418. — Pütter, Literatur des beutfchen Staatsrechts, 
I. 178; II. 433. Teihmann. 

Gönner, Nikolaus Thaddäus von, geb. 18. Dec. 1764 zu Bamberg, 
wurde 1789 orbentl. Profefjor dajelbft, 1791 Hofrath, ging 1799 nah Ingolſtadt, 
dann nad Landshut, 1812 Geſetzgebungscommiſſar, 1820 Staatsratb und ftarb 19. 
April 1827. 

Schriften: Juriſt. Abhandl. (Erörterungen zu Danz’8 Grundfägen), Bamb. 1795, 1799. — 
Handb, des gem. deutſchen Bre., Erf. 1801, 1804. — Grundſätze der jurift. Praris, Bamb. 
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1797; Lanbsh. 1806. — Entwidelung des Begriffes u. der rechtl. Berbältnifie deutfcher Staats- 
dienftbarleiten, Erl. 1800. — Auserlefene Nechtsfälle, Landsh. I301—5. — Die ftaatsrechtlichen 
Berbhältniffe der adeligen Gutsbefiger in Baiern, 1803. — Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
der Reicheritterihaft in Bamberg, Landsh. 1504. — Deutſches Staatsrecht, Yandsh. 1504. — 
Ueber den Umfturz der deutſchen Staatsverfaffung, 1807. — Der Staatsvienft, aus dem Ge— 
fihtspuntt des Rechts und der Nationalölonomie betrachtet, Landsh. 1809. — Kritik d. Entw. 
einer neuen Ger. Ordn. für bie füchl. Yänber, 1808. — Ar. f. die Gigb. u. Reform d. jurift. 
Studiums, Landsh. 1808—12. — Ueber bie Notberben, Landsh 1812. — Anmerf. z. Str. G. B., 
Münden 1813, 1814. — Beiträge 5. neuen —— in den Staaten des Deutſchen Bundes, Erl. 
1815—17. — Entw. eines G. B. über das gerichtl. Berf. in bürgerl. Rechtsſachen — Gönner u. 
Schmidtlein, Jabrb. d. Gigb. u. Rechtspflege in Baiern, Erl. 1818 —20. — Inwiefern ge- 
bören Zunft und Gewerbeſachen zu den Iuftiziahen? — Comment. 3. Hypothekengeſ., Münd. 
1823 — 24. — Ueber Staatsfchulden und deren Tilgungsanftalten und den Handel mit Staats- 
papieren, Münd. 1920. — Motive 3. Baier. Entw. des Str.G.B., Erl. 1825. — Entw. des 
Str.G.B. von 1822, Münd. 1522. 

Yit.: Erfh u. Gruber. — Berner, Die Str.Gfgb. in Deutichland v. 3. 1751 bie 
zur Gegenwart, Yeip. 1867, ©. 82, 90, 325, 326. — Schmidtlein, Prüfungen u. Erörtes 
tungen, die neuere baier. Str.Gfgb. betr., Miünd. 1828. Teihmann. 

Göſchen, Johann Friedrih Ludwig, geb. 16. Februar 1778 zu Königs- 
berg, ftudirte dafelbft umd in Göttingen, wurde 1811 auferordentlicher, 1313 ordent— 
licher Profeſſor des Rechts, 1816 von der Afademie mit Belfer nad Verona gelandt in 
Folge der von Niebuhr daſelbſt aufgefundenen Inſtitutionen des Gajus, 1822 in Göt— 
tingen, ftarb 24. September 1837. 

Schriften: Observationum juris romani specimen, Berol. 1811. — Gai TInstitu- 
tionum commentarii IV, Berol. 1820; sec. edit. 1524, tertia cura Lachmanni, 1812. — 
Grundriß zu Pandectenvorlefungen, Gött. 1823, 27, 31. — Borlefungen über das gem. Civ.R., 
berausgeg. von Errleben, Gött. 1835—40, 2. Aufl. 1843. 

Lit.: S. Bierer. Teichmann. 

Gothofredus (Denis Godefroy), geb. 1549 in Paris, wurde 1585 Pro— 
feſſor in Genf, war bis an ſeinen Tod im Jahre 1622 abwechſelnd in Straßburg und 
Heidelberg. 

Schriften: Ausg. d. Paraphraſe des Theophilus, Genf 1587, 1620 — des corp. jur. 
eivilis, Genev. 1533; Genev. 1624; Amstel. 1663. 1664. 1700. glossae, Lugd. 1589 — 
1612, 1627. 

Sein Sohn Jacobus ©., geb. 1587 in Genf, wurde 1619 Profeffor, 1637 
Syndieus, ftarb 1652. 

Schriften: Ausg. d. Codex Theodosianus, Lugd. 1665; Lips. 1736 — 45. — Frag- 
menta XII tabb., Heidelb, i616; Genev. 1653; Wetzlar 1724. — Opera jur. minora ed. 
Trotz. Lugd. Batav. 1733. — Opuscula hist,-politica, Genev. 1644. 

Yit.: Erf u. Gruber. — Dirtfen, Ueberfiht ber bish. Berfuche zur Kritif u. Herſt. 
d. Textes ber 12 Taf., Yeipz. 1924. Teichmann. 

Gradualfolge iſt im Allgemeinen diejenige Erbfolgeordnung, welche ſich lediglich 
nach der Nähe der Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer abſtuft, und bei welcher alſo unter 
mehreren erbberechtigten Verwandten allemal der dem Grade nach Nähere den dem Grade 
nach Entfernteren ausſchließt. Darnach muß folgerecht der Vater des Erblaſſers dem 
Enkel deſſelben, der Bruder dem Urenkel und der Großvater dem Brudersſohn vorgehen; 
dagegen müſſen Großvater, Enkel und Bruder zuſammen berufen werden u. ſ. w. Den 
Gegenfag zu dieſem Syſtem bildet die Linealfolge, bei welder die engere Stammes- 
gemeinfhaft mit dem Erblaſſer entfcheidend ift, und zwar fo, daß in jedem Stamm bie 
Abkömmlinge an Stelle ihres hinweggefallenen Afcendenten treten. Nach diefem Syſtem 
ſchließen die Defcendenten des Erblaſſers alle andern Verwandten aus, und innerhalb der 
Defeendenz der Sohn feine eigenen Abtömmlinge, nicht aber die Ablömmliuge eines andern, 
vorverftorbenen Sohnes; es gehen ferner der Bater und feine Defcendenz, aljo Geſchwiſter 
und Gefchwilterfinder des Erblaſſers der großväterlihen Berwandtihaft, innerhalb des 
väterlihen Stammes aber der Vater feiner eigenen Defcendenz vor, wogegen ein Bruder 
mit den Abkömmlingen eines vorverftorbenen Bruder zuſammen erbt u. f. w. Bon 
diefen beiden Syſtemen ift das erftere noch in feinem echte durchgeführt, jondern immer 
nur auf entferntere Klafien von Verwandten angewendet worden; und nur in biefem 
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Sinne ſpricht man heute von einem Gradualſyſtem. Dagegen berricht Das zweite, Die 
fog. Parentelenordnung, im öfterr. GB. Im älteren deutfchen und im gem. Lehnrecht 
bat daſſelbe wohl ebenfalls Geltung, doch mit der fih an das erſtere anſchließenden 
Modification, daß unter den Seitenverwandten die Abkömmlinge nicht an Stelle ihres 
Parens aufrüden, fondern der nähere Grad dem entfernteren vorgeht (ſog. Yinealgradual- 
folge. Das rim. N. wendete die G. von Alters ber unter den Seitenverwandten an, 
indem in Ermangelung von sui ver agnatus proximus berufen wurde. Später dehnte 08 
dielelbe auch auf die dritte prätoriſche Klaſſe aus, zu welder die Cognaten bis zum 
jiebenten Grade gehörten, Endlich das Juſtin. R. bat in der erften Klaſſe Stammesfolge, 
in der zweiten: ein Gemtich von Stammes: und Gradualfolge, inlofern darin einerjeits die 
vollbürtigen Gefchwifter und die Kinder von folhen, (dod nur erften Grades! anderer: 
ſeits alle Afcendenten mit Vorzug des näheren Grades erben, ferner in Der Dritten: 
Stammesfolge für die halbbürtigen Geſchwiſter und Kinder von ſolchen mit derjelben 
Beſchränkung, wie für die vollbürtigen; ſchließlich in der vierten Klaſſe für die übrigen 
Seitenverwandten reine G. Dieles Syſtem, ſoweit es fi auf Deicendenten und Seiten 
verwandte bezieht, haben Manche aud für Das Lehnrecht feithalten wollen, (ſog. „veines‘ 
Gradualſyſtem); Andere vertheidigen das Linealſyſtem; die Meiften das gemiſchte (Lineal-, 
Gradual-) Syſtem. Jedenfalls ijt eine Combination beider Syſteme das praftiih Ange 
meſſenſte. Denn auch die reine Yinealfolge führt durch die tete Zulaffung des Ein— 
rückungsrechts wenigftens in den höheren Stämmen gar zu leicht zu einer Minimal— 
theilung. Das preuf. R. beruht auf feinem Princip: bis zur dritten Klaſſe herrſcht 
Etammesfolge vor; 1) Abtömmlinge, 2) Vater und Mutter, 3) wollbürtige Geſchwiſter 
und Abkömmlinge von ſolchen. Dann folgen halbbürtige Geſchwiſter nebft Abkömmlingen 
und alle entfernteren Afcendenten nach Gradesnähe; endlich die übrigen Verwandten nad) 
Gradesnähe. (Preuß. AR. II. 2. 88. 271 fi, 489 ff. IL, 3. $. 31 ff.) Das fran- 
zöſiſche R. nähert fich etwas mehr dem römtichen, indem e8 Geſchwiſter und deren Abkömm— 
linge den Aeltern am die Seite jegt und ferneren Afcendenten jogar vorziebt, dieſen letz⸗ 
teren aber die noch übrigen Seitenverwandten nah ©. gleichftellt. Das fühl. G. B. hat 
G. ebenfall® nur für fernere Seitenverwandten, Ed. 

Gratin aus Arezzo war 1219 Arhidiatonus in Bologna. 

Er fhrieb: Ordo judiciarius. 

tit.: Bergmann, Pilii, Tanceredi et Gratiae libri de judie. ordine, Gott. 1812, 
p. 319—384. — Savigny, V, 159 — 161. Teihmann. 

Grenziheidungsflage, actio finium regundorum, ift das jhon aus den zwölf 
Tafeln ftammende Rechtsmittel, durch welches die Grenzen zwiſchen zwei Grundftüden 
entweder gegen Anfechtungen betätigt oder im Falle der Unauffindbarfeit neu beſtimmt 
werden. Das ältere R. unterichted zwiſchen einer controversia de fine d. 5. einem 
Streit über den durch die 12 Tafeln und die lex Mamilia feftgejetten, fünf Fuß breiten 
Grenzjaum, und einer controversia de loco d. i. einem darüber binausgebenden Streit. 
Ueber den erfteren entſchied ein Sadwerftändiger (agrimensor) ſchlechthin nach techniſchen 
Grundjägen, daher auch ohne Rüdficht auf Erfigung; über den legteren ein index unter 
Berathung von Sahverftändigen nad Rechtsregeln. Nach Aufhebung der alten Gericht 
verfaffung erftredte Balentınian (l. 4. C. Th. fin. reg. II. 26) die freiere Behand- 
lung der Streitigfeit um den ©renzrain auf die actio finium regundorum iberbaupt, 
und Juftinian (1. 5. 6. C. eod. III. 39) beftätigte dies, indem er ausdrücklich dabei 
nicht die zehn, ſondern nur die breißigjährige Verjährung für anwendbar erflärte. Auch 
Richter ift jest natürlich in allen Fällen der iudex ordinarius und nicht ‚mehr ein Sadı- 
verftändiger. Hiernach gilt jetzt folgendes einheitliche Recht. Vorausſetzung der Klage 
find zwer unmittelbar an einander ftoßende Grundſtücke, (nicht Gebäude), deren Grenzen 
ftreitig oder zweifelhaft find. 1. 2. pr. 1. 4.8. 10.1. 5. 6. D. fin. reg. X. I. Be 
rechtigt zur Anftellung iſt nicht blos der Eigenthümer, fondern auch der Emphyteut, 
Superfictar, Nutznießer und Pfandgläubiger, deren Nechtserfolg dem Eigenthümer zu gute 
fommt, 1. 4. 88. 5. 8. 9. D. eod. Der Klageantrag ift principaliter auf Herftellung 
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der wahren Grenze zu richten; infofern beißt es, die Klage ſei pro vindicatione rei, 
(ſog. a. fin. reg. qualificata). ]. 1. D. eod. ventuell muß das ftreitige Stüd vom 
Richter als gemeinichaftlich behandelt und getheilt werden; im dieſer Anwendung ift die 
Klage reine Theilungsklage, (fog. a. fin. reg. simplex). 1. 2. $. 1. D. eod. Eine 
Beionderheit ift, daß der Nichter auch die erfannten richtigen Grenzen aus Zwedmäßigfeits- 
rüdfichten verlegen kann. 1. 2. $. 1. D. eod. In allen Fällen Tpricht er jedem Grenz: 
nachbarn fein Stücd durch eine Adjudication zu; (f. d. Art.). Daneben und zur Ergän- 
zung derielben bat er die Befugniß, zu perfönlichen Leistungen zu verurtheilen; 3. B. zu 
Geldentſchädigung für entzogene Nutzungen, gemachte Aufwendungen und dergl. mehr. 
Bal. 1. 4. SS. 1% 2. D. eod. $. 6. I. de off. ind. IV. 17. Die Dupficität der 
Klage hat heute nur noch inſofern eine Bedeutung, ald die Volziehung der Theilung nicht 
auf eine Partei beichränft werden kann. 

Quellen: Zit. fin. regund, D. X. 1. C. III. 39. 

Lit.: Ueber das Geſchichtliche Nudorff, Ztſchr. f. gefch. Nechtswiflenih. X. 7. Abwei— 
chend Karlomwa, Beiträge 5. Röm. Eiv.Pre., ©. 141— 162. Ueber das Praftifhe Puchta, 
Kleine ciwil. Schriften, Nr. 21. Hoffmann, Arch. f. civ. Br. AXXL 16. — 

Grenzverrückung. Die vorſätzliche, auf Benachtheiligung Anderer gerichtete Be— 
ſeitigung, Verrückung oder fälſchliche Setzung von Grenzſteinen (denen Heſſen die Unter— 
lagen oder Geheimniſſe derſelben coordinirt) oder ſonſtigen anerkannten Grenzzeichen des 
Grundeigenthums oder des Waſſerſtandes Heſſen: oder ſonſtiger Gerechtſame, Baden: des 
Umfangs einer Waflerberechtigung) wird theils als eine ausgezeichnete Art des Betrugs 
(Breußen, Oefterreich), tbeils, richtiger, als eine eigenthümliche Fälſchungsart (Nd. Entw., 
Würtemberg, Baden), theils unter anderen Gefichtöpunften (vgl. namentlih Sachſen) bes 
handelt. — Borauszufegen find hierbei Grenzzeichen, melde als ſolche, wenigſtens unter’ 
den Betherligten anerfannt find, Würtemberg fordert unter öffentlicher Autorität geſetzte. 
In Betreff Preußens |. Oppenboff zu 243, 7 n. 33 u. 34. Ferner auf Privatrechte 
bezügliche Zeichen (Mo. Entm.). Die Fälſchung der Pandesgrenzzeihen kann Yandesverrath 
enthalten (vgl. No. Entw. 90, 2, Preußen 71, 2, Ocfterreih 58, c.). Sadfen hat 
eine befondere Beſtimmung darüber (333). — Der Vorſatz muß auf (vermögensrechtliche) 
Benachtbeiligung Anderer gerichtet ſein. Daher die Beleitigung unrichtig geiegter Grenz— 
zeihen als eine Form der Selbithilfe von dem fraglichen Delicte zu unterſcheiden iſt 
(Nd. Entw., Preußen — jedoch Oppenhoff 1. c. n. 37 — Oefterreih). Baiern, Sachſen, 
MRürtemberg, Baden, Heſſen ftellen dieſes Erforderniß nit auf. Die drei letzteren be— 
handeln aber den Fall, wo es an der bezeichneten Abficht mangelt, ald eine minder grave 
Unterart. Preußen fordert zugleih gewinnſüchtige Abficht, jedoch it die preuf. Recht— 
ſprechung hier wie zu dem ganzen $. 243 unſicher und widerſpruchsvoll. Baden bebroht 
Die gewinnſüchtige G. mit höherer Strafe. — Sachſen, das bier auffallend milde ift, bes 
ftraft dies Delict nur auf Antrag. — ©. tin Uebr. den Art. „Fälſchung“. 

Sfgb.: Nd. Entw. 269, 2; Preußen 243, 7; Sachſen 332; Baiern 334; Heſſen 429, 30; 
Würtemb. 226; Baden 438, 39; Oeſterreich 199, e. Merkel. 

Grolmann, Carl Ludwig Wilhelm von, geb. 23. Juli 1775 zu Gießen, 
befuchte Gehen und Erlangen, wurde 1795 Doctor, 1798 auferorbentl., 1800 rd. 
Prof. in Gießen, 1819 Geh, Rath, Mitglied Des Staatsminiſteriums, geft. in Darın= 
ftadt 14. Februar 1829. 

Schriften: De donatione propter nuptias (diss.), — Berfuch einer Entwidelung der 
rechtl. Natur des Ausipielgefhäfts, 1797. — Bibliothek für die peinl. Rechtswiſſenſch. u. Ge- 
— 1797 (5 Bde). — .. der Griminalwifienihaft, 1796 (4. Aufl. 1825). — 

agazin für Philoſophie u. Geſch. d. Rechts u. der Gfab., 1798. — Journal der Aufllärung 
über Rechte u. Pflichten d. Menſchen u. Bürgers, 1799 — 1800. — Ueber die Begründung des 
Str. R. u. d. Str.&igb., 1799. — Theorie d. gerichtl. Verf. in bürgerl. Rechtsftreitigleiten nad 
gem. deutſchen R., Gießen 1800 (5. Aufl. 19826). — Handb. d. C. N., Gießen 1510 — 12. — 
Ueber olegraph. u. moft. Teftamente, 1914. 
Lit.: Neuer Netrolog der Deutichen, VIL 171— 180. Teichmann. 
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Grotins, (Hugo de Groot), geb. 10. April 1583 zu Delft, wurde in 
Leyden 1598 Doctor, war eine Zeit lang Advocat, wurde 1607 Generaladeocat von 
Holland, Seeland und Weftfriesland, wegen feiner Parteinahme für die Nemonftranten 
und Föderaliſten zu lebenslänglihem Gefängniß vwerurtheilt, durch feine Gattin aus der 
Feftung Yövenftein befreit, ging nad Paris, ſpäter aus feinem Baterlande verbannt als 
Gefandter Schwedens an den frangöfiihen Hof, von wo er 1645 abberufen wurde und 
zu Roftod am 28. ki 1645 ftarb. 

Schriften: Mare liberum seu de jure quod Batavis competit ad indiea commereia, 
Lugd. Bat. 1609. - De jure belli ac pacis, Par 1625; ed. Barbeyrac, Amst. 1720, 
1735. — Annales et historiae de rebus Belgieis, Amst. 1657. — Annotationes in Vetus 
Test., Par. 1644; Hal. 1774 — in Nov. Test., Amst. 1661; Hal. 1768. — De veritate 
religionis christianae, Amst. 1662. — Po@mata, Lugd. Bat. 1617. — Epistolae, Amst, 
1687. — Ep. ineditae, Haarlem 1806. — De jure praedae comment. ex auctoris codice 
deser. et vulg. Hamaker Hagae Com. 1868. 

Lit: Bluntſchli, IV. 509—516. — Yuden, Hugo Grotius nah feinen Schidfalen u. 
Schriften, Berl. 1806. — Butler, Life of H. (s., Lond. 1827. — Gr., l.e droit de la 

erre et de la paix par Pradier-Fodere, Par. 1865, 66. — ©. Tb. I. 20. 754. — 
Whewell, Grotius, on the rights of war and peace — an abridged translation, Lond. 
1853. — Creutzer, Luther und Grotius oder Glaube und Wiſſenſchaft, Heidelb. 1846. — 
Hartenftein, Darjtellung der Rechtspbilofophie d. Hugo Grotius in den Abhandl. der ſächſ. 
Geſellſchaft der Wiſſenſchaften, Leipz. 1850, Bd. I. 4855—545. — W ynmalen, H. de Groot 
als verdeidiger des christendoms, Utr. 1869. — Des H. Grotius 3 Bücher über das 
Recht des Krieges u. Friedens (v. Kirchmann) Berlin 1869. Teihmann. 

Grundjtener. Eine Steuer vom Rohertrag des Bodens gehört zu den älteften 
Steuerweilen, welche nach der eriten Anfiedelung dev Völker auftreten. Wie der Zebnte 
im Orient zuerft ericheint, To lebt er dort noch fort, z. B. in der Türfei, als eine Haupt: 
ftaatsfteuer. ALS Fortſetzung dieſes primitiven Steuerſyſtems find die hochgeſchraubten 
Grundſteuern in China, Oſtindien und anderen Staaten des Orients entſtanden. 

Die Grundſteuern vom Reinertrag in den Culturſtaaten Europa's 
dagegen ſind vorzugsweiſe aus der Entwickelung des Lehnsweſens hervorgegangen, deſſen 
Fortbildung allerdings in den einzelnen Ländern in ſehr verſchiedenen Richtungen aus- 
einander ging. 

In England ift die finanzielle Seite des Feudalweſens frühzeitig und gleich: 
mäßig entwidelt. Schon unter Heinrich IT. beginnt die Ablöfung der Kriegsdienſte mit 
hohen Schildgeldern (seutagia). Die Lehnahilfsgelder werden häufig erhoben, vie Ge 
bübren des Befiswechjeld und die Lehnsvormundſchaft werden zu einer bedeutenden Finanz⸗ 
quelle. Die daneben ftehenden Schagungen (tallagia) der Stabtbürger und Ländlichen 
Hinterſaſſen ftanden dazu weniger dur ihre Höhe in Mißverhältniß, als fie durch will 
fürliche Wiederholung und ungleihe Schägung zum Gegenftand der Beſchwerde wurden. 
Diefe Verhältniffe haben im 13. Yahrh. zu einem gemeinfamen Widerftand der fteuer- 
pflihtigen Klaſſen geführt, und durch gemeinfame Intereffen der Stände die Parlaments: 
verfaflung erzeugt. In den parlamentarifchen Beſchließungen verihmelzen die geichiedenen 
Steuerſyſteme allmälig zu gemeinfamen Bewilligungen. Am Schluß des Mittelalters erſchei— 
nen fie unter dem Namen von Subfidien und Fünfzehnten, als Steuerfimpla in 
fefter Summe, welde der Anlage nad vom Grundbefig mit 20 Procent, vom bewey: 
Then Einfommen mit 13%, Brocent erhoben werden follten. Im den fpäteren Ver: 
fajjungstämpfen hat die Republik ſehr erhöhte und gleihmäßiger eingefhägte Grund- und 
Eintommenfteuern erhoben, welche fih auch im Die Zeiten der Neftauration fortfegen. 
Das ftetige Beſtreben der Stände, die Steuerpflicht auf fefte Summen zu Timitiven, bat 
aber ſchon am Schluß des 17. Yahrh. wieder zu einer Contingentirung und feften Re 
partition unter die größeren Grafſchafts- und analogen Verbände geführt. Alle Diele 
Steuern waren der Anlage nach als Einfommenfteuern gemeint, welche indefjen den 
Grundbefig als Hauptquelle des nationalen Einkommens vorzugsweiſe trafen. Das 
ftetige Beftreben der Stände, fie auf eine feite Geſammtſumme zurüczuführen, hatte mit 
telbar die Folge, daß auch die Unterwertheilungen ziemlich ftetig beibehalten wurden. 
Eben damit beftet ſich die Steuer vorzugsweiſe an den Grundbeſitz, und wird deshalb 
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im 18. Jahrh. als land-tax bezeichnet, obwohl dem Rechte nach noch immer der be- 
wegliche Befig mit eingefchätt werben follte. Ye mehr fich indeſſen die Untervertheilung 
im Einzelnen firirte, um jo mehr wird Diefer Beitrag ein nomineller. Er wird in ſpä— 
tever Zeit nur noch duch eine Nefervationsflaufel in den Parlamentsbeſchlüſſen vorbe- 
halten. Durch diefe Stetigfeit, ohne Nüdfiht auf das Staatsbedürfniß im Ganzen und 
auf den Wechſel der Ertragsfähigkeit der Grundſtücke im Einzelnen, trat eine ſolche De- 
generation der Steuematur ein, daß am Schluß des 18. Jahrh. die alte Normalfteuer 
wie eine Reallaft erſchien, welche num durch 38 Geo. III. c. 60 für ablösbar er: 
Hört wurde. Ste ſank damit fett 1798 von 1,989,673 auf etwa 1,100,000 £ 
berab. — Inzwiſchen war jedoch jeit den Zeiten der Revolution der Befig an Ge— 
bäuden mit Haus- und Fenſterſteuern reichlich bedacht worden. — Noch viel weiter: 
gehend beanfpruchten die Communalſteuern den ländlichen und ftädtiichen Grundbeſitz 
nach einem gleichen Maßſtab. Durch die Geleßgebung der Tudord waren die Commu— 
nallaften auf Die visible profitable property in the parish gelegt worden, und im 
Berlauf der Zeit iſt dieſes Princip auf alle Gemeinde= und Grafſchaftsſteuern ausgedehnt 
worden. Diele local taxation trifft den geſammten Grundbefig mit allen daran be— 
feftigten Anlagen nah dem Maßſtab des Mieths- oder Pachtwerths, und bat durch die 
Bebürfnife der Armenverwaltung, dev Gefundheitöpolizei und der neueren ftädtifchen Au— 
lagen einen jolhen Umfang gewonnen, daß nad einer Zufammenftelung des Arınenamts 
vom Yunt 1870 dieſe Gejammtbelaftung im weiteften Umfang etwa 29,000,000 £ 
erreicht, wovon jegt freilich jchon die größere Hälfte auf Wohn-, Fabrikgebäude und 
Bergwerßsanlagen fült. Es fommt dazu endlich noch, daß die neueren Vermögens- und 
Eintommenftenern den Grundbejig nochmals mit feinem wechſelnden Ertragswerth 
(nad Abzug der Steuern) voll heranziehen. Der geringe Umfang der land-tax gibt 
danach ein unrichtiges Bild von der im der Wirklichkeit jehr Hohen Belaftung des eng- 
Tischen Grundbefiges für öffentliche Bedürfnifje, melde von Zeit zu Zeit Entwürfe zu 
einer Grundſteuerentlaſtung hervorrufen. 

In Frankreich hat das Lehnsweſen einen völlig verſchiedenen Gang genommen. 
Die tallagia (tailles) der Städte und Hinterſaſſen blieben bier ein geſondertes Steuer: 
ſyſtem, da Model, Ritterichaft und Geiftlichkeit ihrer Staatöpflicht durch Pehndienft und 
dons gratuits zu genügen behaupteten. Auch als die Kriegsdienſte der Yehnsmilizen im 
Berfall gekommen, begnügte fih das Königthum damit, den herrſchenden Klaffen ihre 
Herrſchaftsrechte zu beichränfen und allmälig zu entziehen, ohne fie eimer gleichmäßigen 
Steuerpflicht zu unterwerfen. Die taille, welde 1439 für permanent erflärt wurde, 
blieb eine Steuer des dritten Standes, melde jchon in der Zeit Colberts von 
1,800,000 auf 40,000,000 Livres geftiegen war, und durch Beſchlüſſe des königlichen 
Raths ſich ſpäter verdoppelte und vervierfachte. Seit dem Schluß der Regierung Lud— 
wigs XIV, war noch die Steuer des Zwanzigſten hinzugelommen, auf welde fich 
die geſetzlichen und ungejeßlihen Eremtionen der privilegirten Klaſſen forterftredten. Es 
gab demnach bis zum Ausbruch der Nevolution Feine eigentliche G. in Frankreich, viel- 
mehr waren die mittelalterlihen tallagia wie die fpäteren Zwanzigſtel auf das Gefammt- 
eintommen aus Grundbeſitz, Mobilien und Gewerbe beredinet. Dieſes den dritten Stand 
und die Staatsfinanzen gleich ſchwer verlegende Steuerſyſtem führte zu dem naturgemäßen 
Rückſchlag, welder durd Gel. v. 23. Nov. 1790 eine gleichmäßige G. auf Liegenſchaften 
und Gebäude einführt und ſolche nominell auf 240,000,000 Francd normirt. Die 
Mängel der Veranlagung werden durch das Gef. vom 3. Frimaire an VII gehoben. 
Die —* vom Convent decretirte Cataſtrirung des Landes iſt erſt unter dem Kaiſerreich 
begonnen, und hat 40 Jahre bis zur Vollendung beanſprucht mit einem Koſtenaufwand 
von 150,000,000 Francs, ungerechnet die Koſten der jährlichen Reviſion. Die Grund: 
ſätze der Bonitirung, der Berechnung des Reinertrags und die Veranſchlagung der Steuer 
nah 15jährigem Durchſchnitt mit Weglaſſung der beiden günſtigſten und der beiden un— 
günſtigſten Jahre ſind vielfach als muſtergültig nachgeahmt worden. Die Höhe der Ge— 
ſammtſteuer hat nach dem Maßſtab der politiſchen Machtverhältniſſe gewechſelt. Unter 
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der Reſtauration bis auf 150,000,000 Franck herabgeſetzt, iſt fie ſpäter langſam wieder 
erhöht, und durch die Steuerzuſchläge für Communen und Departements ortsweiſe ſo 
angeſchwollen, daß Das Geſetz, welches ein Maximum dieſer Zuſchläge firirt, zur dringen: 
den Nothwendigkeit wurde. Die Vertheilung zwiſchen Gebäude und Landbeſitz ergab bis 
in die neueren Zeiten ein Durchſchnittsverhältniß von Y, und *, der Geſammtſteuer. 

Die deutſchen Verhältniſſe des Mittelalters bieten ein nach den Landſchaften 
verschtedenes Bild dar. Das Lehnsweſen bilder bier weder die ausſchließliche, noch die 
hauptſächliche Duelle der Beftenerung, Die vielmehr aus allerlei guts- und ſchutzherrlichen 
Verhältniſſen in privatrechtliher Weile ihren Anfang nahm. Das entftandene „Herkom— 
men“ wurde aber auch nad) Bildung der landſtändiſchen Verfaffungen als Recht des 
Landesherrn überall anerkannt. Neue auferordentlihe Abgaben blieben grundſätzlich von 
einer Bewilligung der Stände abhängig, und bildeten das Hauptband der territorialen 
Landſtände, freilich unter fortdauernder Scheidung von Nittern, Brälaten und Städten, 
welche zu einem Durchgreifenden gemeinfamen Steuerfuß nicht zu gelangen vermochten. 
Die dabei vorberrichente Belaftung des Grundbejiges lag weniger ın der Anlage diefer 
Steuern, als in den tbatlächlichen Verhältniſſen des mittelalterlichen Beſitzes. Vertrag 
und längeres Herkommen, theilweiſe auch Die Reichsverfaſſung bildeten allmälig ein Sy— 
ſtem von „nothwendigen“ Steuern, im Unterſchied von den freiwilligen. Auch mit dem Ver: 
fall der landſtändiſchen Verfaſſungen dauerte doch die Beftätigumg der Yandesprivilegien 
und damit die Zuſicherung fort, „Feine neue Steuer von den Ständen ohne deren Zu: 
ftimmung zu verlangen“. Hatte {chen die Zuſammenſetzung der drei Stände zu einer 
ungleichen Bertheilung der Steuerlaſt geführt, To wirkten im Verlauf der Zeit noch nad: 
theiliger jene negativen Privilegien zur Abwehr divester Beiteuerung. Die wachienden 
Staatsbedürfniſſe wurden Damit auf ein Syſtem indirecter Steuern, auf eine überwiegende 
Belaftung des Bauerftandes und demnäcdft der Städte verwieſen. Die veralteten 
Kriegsdienſte der Rittergüter wurden in ſehr ungleihen Maße und felten mit einem wirt 
lichen Aequivalent von Grundſteuern erſetzt. Es entitand darans eim überaus ungleich— 
artiges, zufülliges Verhältniß des Grundbeſitzes zur Staatsfteuerlaft, deſſen Ausgleichung 
auch in größeren Territorien theils durch die nemmelle Fortdauer landftändiicher Ber: 
fafjungen, theils Durch feierliche Zuſagungen der Pandesherren beim Erwerb nener Ge 
bietstheile erichwert wurde, jo ſehr ſchon die ftaatsrechtliche und ftaatswirthichaftliche Lehre 
des 18. Yahrb. einer Steuerausgleihung das Wort redete, 

Verhältnißmäßig früh hat in Oeſterreich die Thereſianiſche und Joſephiniſche Ge: 
ſetzgebung eine nleihmäßigere Heranziebung des Grundbefiged zur Staatsftenerlaft ohne 
Rückſicht auf hiſtoriſche Privilegien durchgeführt, wenn auch mit provinziellen Ungleichhei— 
ten. Noch beute ragt Oeſterreich mit einem verhältnißmäßig hoben Zteuerfag des Grund: 
eigenthbums hervor. Einzelne deutfche Mittelftanten find im 19. Jahrh. theil8 unter dem 
Einfluß franzöſiſcher Herrichaft, theils jelbftändig in gleicher Richtung vorgegangen. 

Verhältnißmäßig zurüdgeblieben erichienen dagegen die Grundſteuerverhältniſſe Preu— 
Bend Die zufammengefegte Geftalt der Monarchie erflärt es, daß jich nach der Re 
conftruirung des Reichs (1815) eine Tange Reihe wideriprechender Syſteme in Stadt und 
Yand, in den mittleren und öftlihen Provinzen 16 Hauptlategorien von Grundfteuern, im 
Ganzen über 100 bejondere Grundſteuerarten vorfanden. Die Zufiherung der Ausgle- 
hung und Aufhebung der Steuerprivilegien in den Ericten vom 27. Tetbr. 1810 umd 
7. Septbr. 1811 war unausgeführt geblieben. Nach endlofem Streit und mit Be: 
willigung anfehnlicher Entihädigungen find endlich die Drei Gefege vom 21. Mai 1861 zu 
Stande gebracht, durch welde eine für den Staat gleihmäßtge Grund- und Gebäude 
fteuer (vielfach unter Benutzung des Mufterd der franz. Gefeggebung) zu Stande gebracht 
ft. Seit 1866 ift durch beſondere Geſetze eine gleichmäßige Geftaltung dev Grundſieuer— 
laft in den nen enworbenen Provinzen binzugefommen. 

Die durchgreifende Gleichmäßigkeit dieler neu geordneten Grundſteuern war ar 
forderlih, um die hiſtoriſch zufälligen Ungfeichheiten und grundfos gewordenen Steuer: 
befreiungen zu bejeitigen. Durch die nur zu lange geduldete Fixirung der Grundſteuer— 
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ſätze im Einzelnen war ihre Steuernatur Degenerirt und der Schein einer Reallaft 
entftanden. Gin Theil der voltswirtbichaftlichen Doctrinen war dadurd verleitet worden, 
den Steuercharakter diefer Laſten überhaupt zu beftreiten. Jede längere Fortdauer dieſer 
Zuftände machte ihre Correctur ſchwieriger und für den zeitigen Befiger verlegender. 
Nach richtiger Auffaſſung der Steuerpflicht als abjoluter Verpflichtung des Staatsange- 
hörigen von wegen feines Befiges ift die Berechtigung des Staats zur G. unbeftreitbar. 
Da der Staat Dies Recht auch als Negel in allen Yandestheilen bereits ausübte, jo 
wurde es nothwendig, die einzelnen Landestheile und die einzelnen Beſitzweiſen 
in verhältnigmäßiger Gleichheit heranzuziehen. Die Folge ift nun allerdings eine vers 
hältnißmäßig ftarfe Heranztehung der Boden- und Hausrente zu dem Geſammtbedürfniß 
des Staats, welche in ihrer heutigen Geftalt wielleicht mur einen Uebergangszuftand bilvet. 
Der natürliche Beruf des Grumdbefiges als dauernde Grundlage des Nachbarverbandes 
verweift die Gemeinde, Kreis- und Provinzialbedürfniife vorzugsweiſe auf ihn. Trotz 
alles Streits der Steuerinterefien bat fi eine vorzugsweiſe Betheiligung des Grundbe- 
fige8 an den Communallaſten in den metften Theilen Europa's erhalten, zum Theil neu 
gebildet. Bon einer anderen Eeite aus führt Die wachſende Richtung zu einer Decentras 
liſation der Staatöverwaltung in nächfter Zufunft wahricheinlich zur Uebernahme erheb— 
licher Staatslaften auf Provinzial umd Kreisfonds. Die angemeſſene Compenſation dafür 
wird die Uebereignung eines entſprechenden Theils des Staatsgrund- und Gebäudeſteuer 
jein. Bei einer weitergehenden „Reform unſeres Steuerweſens wird der Gejichtöpunft, 
die Berfonalftenem vorzugsmeile den Staat, die Realfteuern vorzugsweiſe den Pro— 
vinziale und Communalbebörden zuzumeilen, fid; geltene machen. Dies an ſich 
richtige Ziel fett aber die Anerkennung einer gleichmäßigen Steuerpflicht des Grundbefiges, 
eine Unterwerfung unter die Staatsgeſetzgebung voraus, während die wirthichaftliche Theorie, 
welche die G. als paſſive Grundrente behandelt, zur Zeriplitterung des feudalen Syſtems 
zurüdführen würde. 

Lit: Eichhorn, Deutſche Rechtsgeſch, III. 436. Zachariä, Deutſches Staatsrecht, 
1I. 215— 228. v. Mohl, Würt. Staatsrecht, II. $. 295. v. Rönne, Preuß. Staatsrecht, 
II. $$. 481, 482. Geſetzentwürſe, betr. die Regulirung der Grundſteuer nebſt Motiven, Berl. 
1859. R. Gneift, Die engl. Grundftenerverfaflung, Berl. 1860. — 
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Fit: Schulze, Einl. in das deutfche Staatsredht, 1867, ©. 74, 75. 

Teihmann. 

Gutachten Sacverftändiger — wichtig im Civilproceß, namentlid in Baus, 
Grenz-, Pacht-, Entſchädigungs-, Blödſinnigkeitserkllärungs-Sachen, wichtiger im Straf: 
proceß — Zuredinungsfähigfeit, Tödtung, Körperbeſchädigung — find mündliche oder fchrifts 
liche Beurtheilungen thatlächlicher Erſcheinungen nah erfahrungswifienichaftlihen Grund: 
ſätzen. Sie haben im Rechtsleben zum Ziel die Entſcheidung irgend einer für das End— 
urtheil wichtigen Vorfrage. Aehnlich dem richterlichen Erkenntniß zerfallen fie in 3 Ab— 
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ſchnitte, welche erörtern 1) von welcher thatlächlihen Grundlage auszugeben, 2) melde 
Erfahrungsregeln anzuwenden, — feien fie wifjenichaftlicher, techniſcher, gewerblicher Natur 
oder doc ſonſt außerhalb des Kreiſes der allgemeinen Lebenserfahrungen und der Fady: 
kenntniß des praftiichen Yuriften für das Recht feines Landes belegen —, 3) welder 
Schluß daraus für die Beantwortung der vom Richter zur Begutachtung geftellten Frage 
zu ziehen fei? Der zweite Theil ift der wichtigfte. Allein ſchon der erfte kann nur in 
jeltenen Ausnahmefällen dem Sadpwerftändigen lediglich durch den Richter — mittelit 
Borlegung von Gegenftänden (zu tartrenden Kleidern u. dgl.) oder Mittheilung von Zeugen 
ausfagen — gegeben werden; in den bei weitem meiften Fällen bedarf es nicht nur bes 
fondrer — dem richterlicen Augenfchein fi anfchliefender — Beſichtigungen, ſondern 
auch noch eingehender Unterfuchungen. (Bodenbeichaffenbeit bei — — 
mikroskopiſche, chemiſche Unterſuchungen). Bei der Schwierigkeit, im praktiſchen Leben 
ſachverſtändige Zeugen mit der Doctrin von beobachtenden und weiter von blos urtheilenden 
Sahverftändigen zu unterſcheiden, bat ſich die Auffafjung der legten als Gebülfen des 
Richters nicht mit Erfolg zur Geltung bringen laſſen. Wo derſelben durchgreifende Be— 
deutung beigelegt worden, ift zur Belegung der Nichterbanf mit Fachmännern vorgegangen 
(Handels-Giewerbe-Gerichte). Sachverſtändige als ſolche werden durchgängig formell als 
Zeugen behandelt, wenn aud mit einzelnen Abweichungen. Weſentlich verjchteden geftaltet 
fi nur das materielle Gewicht ihrer Bekumdungen. Während die Zeugen folche ſinnliche 
Wahrnehmungen dem Richter zur Renntnig bringen, welche diefer und Jedermann Tonft 
hätte machen können, der zur vechten Zeit am rechten Ort geweſen wäre, jo beobadıtet 
und urtheilt der Sadverftändige nad Regeln, die im Berborgenen liegen und ihre Gewähr 
in einer, von Gefchlecht zu Gejchleht, von Meifter zu Meifter, von einem Zeitgenoſſen 
auf den andern übertragenen, aber veränderlicen Reihe veihhaltiger Erfahrungen befigen. 
Eben mit der Veränderlichfeit der Wahrnehmungen hängt das Schwanfen der Regeln 
zufammen, welches oft hervortritt bei hiftorifcher Beleuchtung derjelben, um ihre Entjtehung 
und damit ihre Zuverläffigfeit näher zu veranihaulichen. Im einzelnen Fall Löft ſich 
häufig ein, unter mehreren Sadwerftändigen zu Tage tretender Widerfpruch durch näheres, 
wern möglich durd Ergänzungsbeobadhtungen vervollſtändigtes Eingehen auf die, der 
Begutachtung zum Grunde zu Legenden tbatjächlichen Einzelheiten. Yiegt nicht darın ein, 
von den Sachverſtändigen jelbft zu ermittelnder Einigungspuntt, To tft der Richter ent- 
weder auf formelle Beweisverftärtung durch Heranziehung eines Obmannes, Erfordern 
von ©. der Provinzials, der Gentralbehörden, 3. B. in Medicinalfragen, verwielen, oder 
lediglich auf feine eigne Einfiht, auf die von ihm aus der Art der Begründung gewonz 
nene Meberzeugung davon, daß die Anficht des einen Sachverſtäudigen vor der des andern 
den Vorzug verdiene. Läßt fid) aud) jo der Zweifel nicht löſen, fo Bleibt nichts übrig, 
als im Givilproceg — ohne Zulaffung eines Erfüllungseides oder Reinigungseides, info: 
weit diefe nur zur Feitftellung von Thatſachen benugt werden dürfen — den Probanten 
für beweisfällig zu achten, und im Griminalprocek der, dem Angeihuldigten günftigeren 
Meinung zu folgen. Iſt andrerfeits das übereinftimmende G. zweier oder mehrerer 
Sachverſtändiger unbedingt beweiſend? ift e8 bindend auch für die Meberzeugung , ſei es 
der Richter oder der Gejchwornen ? Ob ihm gefolgt worden, Läßt fich faft immer mit 
Sicherheit erkennen, auch da wo Gründe vom Schuldrichter nicht gegeben werden, vote 
bei den Geſchwornen. Denn das Endergebniß des G. enthält ſtets einen Schluß von 
allgemeiner Berftändlichkeit, der fih in Straffachen fat immer unmittelbar auf ein welent: 
liches Merkmal des TIhatbeftandes, ein Wort inmerhalb der zu ftellendeir Frage beziebt 
(„getöbtet“, „worfäglich” u. dal. m.). Ungeachtet des Widerftrebens vieler Sachverftändiger 
fan nur gefagt werben, daß Da, wo in die freie Ueberzeugung des Schuldrichters der 
Kernpunkt aller Beweisprüfung gelegt worden, von bindenden ©. feine Rede fein kann, 
daß auch jeder der Vorfchläge Icheitern würde, welche eine Form aufzufinden beftimmt 
find, um jene Ueberzeugung zu nötbigen, das abgegebene G. zum Ausgangspunkt zu 
nehmen, und erft von diefem Boden aus jich frei zur bewegen. Anders Tiegt die Sache 
im Givilproceh. Zwar darf der Beweis auch bei entichtedenem Vorherrſchen der pofitiven 
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Beweistheorie nicht lediglich nad den Negeln des Zeugenbeweiſes behandelt werden; wegen 
mangelnder Ergänzung durch nothwendige Eide wird vielmehr das G. ſchon Eines Sach— 
verftändigen bei überzeugender Klarheit der Begründung vollen Beweis zu liefern im 
Stande fein; aber eben weil es hauptlächlid auf die Gründe ankommt, und aus diefen 
ſehr erhebliche Bedenken gegen die Befähigung zur Abgabe eines ſachgemäßen Urtheils 
erfichtlich werden können, To erwächſt daraus dem Richter auch ein, für Zeugen nicht vor: 
bandener Berwerfungsgrund, «8 müßten denn die Parteien trogdem den Unbefähigten als 
Sadyerftändigen anerkennen und ſomit feiner Meinung ſich unterwerfen. — Aus den 
porangedeuteten Gefichtöpunften ergibt ſich die Negelung der Fragen durch Die Gſgb., welche 
im Strafproceß und im Civilproceß überall wiederfehren: 1) wer veranlaßt Die Zuztebung 
von Sachverſtändigen? 2) wer mählt fie? 3) mie ift bei der Vorbereitung ihrer Abhörung 
und bei dieſer Telbft zu verfahren? - Im Strafproceh ıft während des Borverfahrens 
der Staatsanwalt, bei fürmlicher VBorunterfuhung der Unterſuchungsrichter — bier allo 
auch öfters nach Anträgen des Bejchuldigten — befugt, die Zuziehung und Abhörung zu 
veranlaffen, ſowohl in Verbindung mit Augenicheinsernnahme (Hauptfall: Section) als 
auch ohne ſolche. Daffelbe gilt im Hauptverfahren für den zum Erkennen berufenen 
Nichter. Den genannten — ſteht die Wahl zu; die geſtellten Anträge ſind hiefür 
nicht bindend. Nur ſollen bleibend angeſtellte Sachverſtändige (Gerichtsärzte, Taxatoren 
u. ſ. w.) nicht ohne beſondere Gründe — wohin Gefahr im Verzuge gehört — über— 
gangen werden; und dies gilt auch bei der Wahl eines Obmanns, inſoweit hier ein be— 
hördlicher Inſtanzenzug vorgeſchrieben worden. Nach der allgemeinen Regel, daß der Um— 
fang des aufzunehmenden Beweiſes vom Gerichte der Hauptverhandlung und ſeiner 
Beſchlußfaſſung abhängt, kann es dahin kommen, daß geladene Sachverſtändige nicht ge— 
hört, nicht vorgeſchlagene zugezogen, auch ſolche zugelaſſen werden, die nach etwa vorhan— 
denen Benennungsfriſten formell für verſpätet vorgebracht anzuſehen ſind. Richter, 
Gerichtsſchreiber, Geſchworne können in derſelben Sache nicht als Sachverſtändige formell 
auftreten, obſchon die letzten durch Benutzung des Fragerechts ſich nicht ſelten in erfolg: 
reicher Weiſe als ſolche materiell bewähren. Die Zwangspflicht zu erſcheinen und ſich 
auszulaſſen, gilt für Sachverſtändige, wie für Zeugen; beſtritten indeß iſt die Verbind— 
lichkeit zur Uebernahme zeitraubender und zumal foftipieliger Unterſuchungen (Gift). 
Das Verfahren des Gerichts bei der Zuziehung Sachkundiger zu Befichtigungen und Er— 
mittelungen bejchränft fich auf die formelle Leitung des Verfahrens; auf die Hinweiſung, 
worauf es nach den Gelesen ankomme; und nad manden Gſgbb. fir gewiffe Unter: 
ſuchungen auf die Vorlegung beftimmter Fragen (Kindesmord u. dgl). Auch ſonſt ift 
die Vorlegung folder, die Gardinalpunfte im juriftiicher Faſſung treffenden Fragen 
empfehlenswert) und den Sachverſtändigen meiſt ſehr erwünfcht. Die Vernehmung der: 
felben zerfällt in dieſelben Peftandtheile, wie da8 Zeugenwerhör: allgemeine Fragen (Ver: 
wandichaft, Intereſſe, Beeinflufjung), Ayslage zur Sache, Eid, ſei es vor oder nach— 
ber; übrigens mit einer andern Formel als bei Zeugen: „daß fie das — ©. ihrer 
Kenntniß und Erfahrung gemäß nad forgfältiger Prüfung unparteiiſch und gemifjenhaft 
abgegeben“. — Auch im Civilproceß erfolgt die Bernehmung in diefer Art, und zwar da 
zu gerichtlichem Protocol, wo nicht das Hauptverfahren auf die Beweisaufnahme mit er= 
ftredt und gleichzeitig Die Protocollirung erleichtert worden iſt. In Bezug auf Anlaß und 
Wahl dagegen ift der Civilrichter an die Parteranträge meientlid gebunden; ev hat zwar 
die Befugniß, nach eignem Ermefjen davon abzumeichen, und von Amtswegen ©. einzu= 
holen, doch wird diejelbe jelten in Anwendung gebracht, und ift in ihren VBorausfegungen 
und ihrem Umfange gemeinvechtlich nie particulär mannigfady beftritten. Particularrecht— 
(ih find die Richter für den Civilproceß bezüglich mander Fragen an befondere Auskunfts— 
behörden gewiefen (Auslegung von Staatsverträgen Minift. de8 Auswärtigen; Conſultativ— 
votum der Negierungen, des Kriegsminiſterii in gewiſſen Fällen u. |. w). 

Gfgb.: Preuß. A.G.D. I, 9. 88. 38, 64 f.; I, 10. 83. 59, 151 f. (Schreibverftänbige). 
383 f., Tit. 42 (Grenz Baufachen), 43—46, 38, nebft Erg. — Erim.Ordn. 88 384 f., 328, 333 |. — 
Neue Prov. Berorbn. v. 25. Juni 1867 88. 221 f. u. a. — Str. Pre.Ordn.: Fübed (1862) 
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88. 63 f.; Bremen (1863) $$. 221 f.; Baden (1864) SS. 85 f., 220, reg Großh Heffen 
(1865) SS. 161 f.; Würtemberg 9. 171: K. er (1868) 4. 174 f. 

Lit: Wetzell, Syſt. Des ord. Gio.Bie, $ ‚108. bef. Waltber, Archiv f. civil, 
Praris 26, 5. 10. Zabariä, — d. a Pe "Ste.Pre., $. 144 bei. Mittermaier 
in 5—— Archiv Bo. 11 u. 12. Schaper. 

Gütereinheit, Güter egemeinfaft Das deutihe R. bat der einigen Lebens: 
gemeinichaft der Ehegatten auch einen rechtlichen Ausdruck für die Güterverhältniſſe der— 
ſelben gegeben und in dem größten Theile Deutſchlands hat ſich das nationale Recht gegen⸗ 
über dem ei ie des röm. (Dotal:) Rechts erhalten. Zwei Syſteme find es, in denen 
jene Auffaffung bewortritt und auf welde als Grundtypen Die buntjchedige Mannid⸗ 
faltigkeit des Be chen ehelichen Güterrechts zurüdgefünrt werden fann, das zuerit von 
v. Gerber Sog. Syftem der Gütereinbeit (aud als Güterverbindung bezeichnet, 
und das der ſog. Gütergemeinihaft, das erjtere das ältere, namentlih auch im 
Sachſenſp. vorkommende, Das zweite, wenn aud noch dem Mittelalter angehörig, doch 
neueren Datums (ſ. Th. I. ©. 181). 

Das Princip des eriteren Syſtems ift die jwriftiiche Getrenntheit hinſichtlich Des 
Eigenthums der beiderieitigen Vermögensmaffen, aber die faftiiche Bejeitigung derſelben 
dadırd, dag der Mann während der Dauer der Ehe dem Welen der Ehe und feiner 
Stellung gemäß das Recht auf Beſitz, Verwaltung, Benugung und aud Verwendung des 
jowohl vor der Ehe als nach derielben erworbenen Frauengutes erhält und mit Rücſicht 
darauf, daß ihm aud die wolle Berfügungsgewalt über jein Vermögen nicht Durd die 
Che genommen wird, die beiderfettigen Maſſen, wenn auch aus zwei verſchiedenen juriſtiſchen 
Gründen, in feiner Hand vereinigt. Temgemäß erwirbt dev Dann an den Früchten und Zinſen 
des Frauenguts das Eigenthum, freilih mit der Verpflichtung, diejelben für den Unterhalt 
der ehelichen Gemeinschaft und Die Yajten der Ehe zu verwenden, er kann ferner die be 
weglice Habe der Frau beliebig veräußern, Die Immobilien dagegen vegelimäig nicht 
(aufer etwa dem Fall der ächten Noth) ohne Confens der Frau. In den von ibm ein 
gegangenen Obligationsverhältnifjen iſt der Dann allein Gläubiger und allein Schuldner, 
aber oft iſt auch feinen Gläubigern Das Recht eingeräumt, Das Frauengut, das unbeweg 
liche freilich erſt ſubſidiär, für feine Verbindlichteiten anzugreifen. Die Ehefrau wird durd 
die Eingehung der Ehe nicht bandlungsunfäbig,, fie kann fich daher gültig verpflichten. 
Während aber ihr Vermögen für ihr vorehelichen Schulden haftet, gilt Das nicht nadı 
Eingebung der Ehe, ſoweit die Frau durd ihre Willenserklärungen die Rechte des 
Mannes an ihrem Gute beichränkt. Wie fie deshalb für Delietöichulden haften muß md 
da mo Die Rechte des Mannes nicht entgegenfteben, darf fie auch andererſeits von Todes 
wegen über ihr Vermögen verfügen. Nur in einem Falle verpflichtet fie bei ihren Hand: 
lungen ven Dann als gejegliche Stellvertreterin, nicht ſich ſelbſt, nämlich kraft der ſog 
Schlüſſelgewalt hinſichtlich derjenigen Geſchäfte, welche für die laufende Führung des 
a nöthig find. Der Vorbehalt befonderer Vermögensftüde zur Verwaltung und 

fügung der Frau, welder aber ausprüdlich folgen muß, ſofern nicht gewiſſe Sachen 
* en durch particuläre Vorſchriften geſetzlich zum Fraueworbehalt beſtimmi ſind, iſt 
mit dieſem Syſtem nicht unverträglich. Mit der Auflöſung der Ehe tritt die juriſtiſche 
Geſchiedenheit der Gütermaſſen ſcharf hervor, denn in dieſem Falle erhält die Frau ihr 
Vermögen zurück und hat zwar keinen Anſpruch auf das in der Ehe orbnungsmaͤßig Ver⸗ 
wendete, wohl aber auf Erſatz desjenigen, was der Mann zur Befriedigung ſeiner 
Glaubiger daraus fortgegeben und was durch ſeinen dolus oder Verletzung der diligentia 
quam suis abhanden gekommen iſt. Mitunter iſt aber der Anſpruch auf Ruͤckerſtattung, — 
um die Weiterungen eines fir dieſe Fälle meiſtens ſchwierigen Beweiſes abzuſchneiden, — 
in das Recht verwandelt, bei Trennung der Ehe durch Tod, einen beſtimmten Theil der 
geſammten Maſſe zu fordern, oder doch mindeſtens dem Ueberlebenden die Wahl zwiſchen 
dieſer Quote oder Zurückforderung ſeines Vermögens gelaſſen (letzteres z. B. in der Mark 
Brandenburg, wo Die Quote Die Hälfte Des beiderſeitigen Vermögens beträgt). Wie man 
früher eine Reihe älterer Statuten, welche auf diefen Grundzügen ruben, jo Das ältere 
hamburgiſche, bremifche, lübiſche R. fir Statuten mit Gütergemeinſchaft erklärt bat, ſo 
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ift andererſeits Das Gütereinheitsſyſtem da, wo einzelne auf die erftere hindeutende Normen 
fehlten, in früberer Zeit von der romanijivenden Jurisprudenz unter Heranziehung der 
römiſchen Grundfüge von der Dos zu dem befonderen Inftitut des og. ususfructus 
maritalis (ebemännlichen Nießbrauch) geſtempelt worden, ſo z. B. in Holſtein da, wo 
noch das ſächſ. R. (d. h. namentlich für Die Yandbewohner) gilt. Von den neueren Geſetzbüchern 
* zunächſt das Preuß. AR. dieſes Syſtem — neben der nach der Auffaſſung des Ge— 
etzes die Ausnahme bildenden Gütergemeinſchaft — adoptirt und im Ganzen nicht unge— 
ſchickt in den Einzelheiten fixirt ſ. Ib. I. Tit. 1. 88. 205 ff.), ebenſo bat das neue 
fühl. G.B. 88. 1655 den ehemännlichen Nießbrauch als das geſetzlich, nur durch beſondere 
Eheſtiftungen zu beſeitigende Güterrecht hingeſtellt, während das öſterr. G.B. 88. 1233 ff., 
wenngleich es in Einzelbeſtimmungen eine gewiſſe Annäherung an das Syſtem der G. 
zeigt, doch im Weſentlichen auf dem Boden des Dotalrechtes ſteht und nad dem C. 
ceiv. a, 1530 ein dem ususfructus maritalis ähnliches Güterverhältniß nur durch die 
Glaufel: „portant que les epoux se marient sans communaute“ (wohl zu unterſcheiden 
von der Glaufel: „qu’ils seraient separds de biens“) vertragsmäßig begründet werden 
kann. (Ueber das weitere Vorkommen des Syſtems der G. und Des ususfructus maritalis 
in Deutichland vgl. übrigens Mittermaier, deutſches Priv. R. $. 391, ſ. aud 
8. 382 IV.; v. Gerber, deutſches Priv. R. 8. 231. n. 1. u. $. 235). 

Tie allgemeine ——— Die enge Vereinigung des ehelichen 
Gutes in der Hand des Ehemannes hat die Praxis und die Gſgb. mehrfach dazu 
veranlaßt, an der zuſammengebrachten Maſſe beiden Ehegatten gemeinſchaftlich materielle 
Rechte beisulegen , und man bat ihnen bald das ſog. Geſammteigenthum (f. Th. 1. ©. 
382. 353) zugeichrieben, bald beide Ehegatten fir eine juriſtiſche Perſon, bald für eine 
genoffenfchaftliche Verbindung mit Eigenthbum an der Geſammtmaſſe erklärt. Indeſſen tft 
der Elare Begriff des römiſchen Condominiums, vejp. der communio juris vollfommen 
geeignet, Das Inftitut jenem Weſen gemäß dogmatiſch zu formuliven, fowie man fi nur 
vergegemwärtigt, Daß mit dieſem allein nicht auszureichen ift, Tondern noch andere durch 
Das Weſen der Ehe gegebene Gefichtöpunfte dabei in Frage kommen, welcye übrigens die 
Anhänger der übrigen Theorien ebenfalls mit heranziehen müſſen. Die Gütergemeinſchaft 
tritt — möge fie durd Geſetz oder Provinzialftatuten als das regelmäßige eheliche Güter: 
recht aufgejtellt oder vertragsmäßig vor der Ehe unter den künftigen Gatten verabredet 
fein — für die Regel mit den Zeitpunkt der rechtsgültigen Abſchließung der Ehe (nach 
älteren Statuten mitunter erſt mad Jahr und Tag oder erſt von der Geburt eines 
Kindes an) ohne Weiteres von felbft ein. Mit diefem Moment fallen alle den Ehegatten 
eigenthümlich gehörigen Sachen (alfo z. B. nicht die Subſtanz der Lehen und der Yamilien- 
fideicommiſſe) in eine Mafje zufammen, an der ein Cigenthum der Ehegatten zu be: 
ſtimmten, gewöhnlich gleichen Quoten entſteht, und zwar vollzieht ſich der Erwerb des 
betreffenden Antheils für jeden Gatten, ohne daß es eines beſonderen rechtlichen Uebertragungs— 
actes bedürfte, lediglich durch die Eheeingehung. Ebenſo werden die ſonſtigen, namentlich 
die Forderungsrechte gemeinſchaftlich. Wegen der vorehelichen Schulden des einen oder 
anderen Ehegatten können ſich die Gläubiger eines jeden derſelben an das gemeinſchaftliche 
Vermögen halten, ob auch an die PVerſon des nicht urſprünglich verhafteten Ehegatten, iſt 
unter den Yehrern des deutſchen Privatrechtö ftreitig. Während jo die Gatten in Bezug 
auf das gelammte Ehevermögen in einer Rechtsgemeinſchaft zu ideellen Theilen ftehen, iſt 
die Möglichkeit der Aufhebung derielben dur Die actio communi dividundo auf eine 
bejtimmte, d. b. auf die Dauer der Ehe — was dem Weſen der communio nicht wider— 
Ipricht, andererjeitS aber Durch die Natur der Ehe bedingt wird — ausgeſchloſſen. Das 
in der Mlitberechtigung der Frau liegende Verwaltungs: und Berfügungsrecht binfichtlid) 
ihrer Quote wird ferner durch die Stellung des Mannes als des Hauptes und Des Ver: 
treters der ehelichen Genoſſenſchaft juspendirt. Wie bei der Gütereinheit bat der Mann die 
Adminiftration Des gemeinſchaftlichen Vermögens und iſt aud zur Veräußerung der zu 
demfelben gehörigen einzelnen Gegenftände berechtigt. Nur binfichtlic der Immobilien 
bedarf es — ob nad gem. R. iſt ftreitig, jedenfalls aber nad) vielen particularrechtlicen 
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Beſtimmungen — der Zuftunmung der Ehefrau; d. b. für feinen ideellen Antheil ift 
bier die Dispofittonsbefuguig des Ehemannes durch die Rechte feiner Frau eingeſchränkt 
und für den Theil der legteren ihr aus ihrem Miteigenthum fließendes Verfügungsrecht nicht 
fuspendirt. Vollkommen frei tft Dagegen der Dann binfichtlih der Begründung von Ber: 
bindlichkeiten während der Ehe. Tür diefe haftet jedenfalls feine Perfon, ſowie das ge 
meinichaftliche Vermögen; für die Regel wird aud eine perlönliche Verbindlichkeit der 
Frau für dergleihen Schulden angenommen, ihr dann aber die Möglichkeit gegeben, ſich 
glei nach Auflöfung der Ehe feterlich von jedem Rechte am Gefammtverınögen durch 
das fog. beneficium abdicationis) loszuſagen und fo fich der perlönlichen Haftbarfeit 
den Gläubigen des Mannes gegenüber zu entledigen. Die Frau macht fich dagegen, 
ſoweit nicht etwa in Folge des noch beftehenden Mundiums ihre Handlungsfähigfeit ge: 
mindert ift, durch ihre Handlungen nur felbft, nicht die gemeinfchaftliche Maſſe verbind- 
(id; ausnahmsweiſe haftet aber viele Iegtere und der Mann, ſoweit fie innerhalb ihrer 
Schlüffelgewalt oder kraft eines fonftigen befonderen, diefen werpflichtenden Rechtsgrundes 
Geſchäfte abgeichloifen hat. Ob für Delicte aus dem gemeinfchaftlihen Vermögen 
Schadenserfat geleiftet werben muß, ift ftreitig. Endlich wird alles das, was die Ehe— 
leute während der Ehe erwerben, unter ihnen gemeinfam. Ber der Auflöfung der Che 
fällt dagegen die durch die Ehe herworgebrachte, die Frau beichräntende Gebundenheit ihres 
Gemeinſchaftsrechtes fort und die ideellen Antheile müfjen nun ebenfo wie bet jeder andern 
communio in reelle Antheile verwandelt werden, ſofern nicht etwa Mangels vorhandener 
Kinder der iberlebende Ehegatte ein Recht auf die Geſammtmaſſe hat oder mit den 
Kindern die Gütergemeinichaft fortgefegt wird (ſ. auch Th. I. ©. 401). Dft hat auch 
bei der Trennung der Ehe durch Tod der Weberlebende neben feinem Recht am gemein: 
ichaftlichen Vermögen noch einen Erbanſpruch auf eine gewiſſe Quote des für den Ber: 
ftorbenen als Nachlaß ermittelten Antheils. — Bon den vorhin erwähnten Givilgefegbüchern 
bat das Preuß. AR. Th. II. Tit. 1. 88. 345 ff. neben feinem Syſtem des ususfructus 
maritalis auch ein Syitem der Gütergemeinichaft bingeftellt, welches theils als Sub: 
fidiarrecht bei durch Vertrag feftgefegter oder kraft Provinzialgefeg (3. B. in weftphältichen 
Diftricten) eintretender Gütergemeinſchaft oder endlich auch (z. B. in der Provinz Polen) 
als Principalrecht gilt, während nach dem öfter. (SS 1233 ff.) und dem ſächſ. GB. 
S8. 1695 ff.), ſowie dem C, eiv. a. 1526 eine allgemeine Gütergemeinichaft nur 
durch Vertrag eingeführt werben fann, 

Neben der fi auf das gefammte gegenwärtige und zufünftige Vermögen erftredenden 
Gemeinſchaft kommt enblih auch noch eime fog. particuläre Gütergemeinfchaft vor, 
d. h. eine ſolche, bei welcher nur beftimmte Arten von Vermögenöſtücken gememfcaftlih 
werden. Es fann dies der Fall fein in Bezug auf die fog. Errungenschaft, auf 
allen Erwerb während ber Tr (das durch Gejchäftsthätigkeit oder Erjparniffe Ermorbene, 
die Früchte des nicht in die Gemeinſchaft fallenden Gutes, die gemeinfchaftlichen Erwer— 
bungen durch Schenkungen, Erbſchaften ꝛc.) oder blos in Bezug auf die Collaboration, 
d. b. das durch Gejhäftsthätigfeit oder aus Erſparniß Erworbene, oder in Bezug auf 
alle Mobilien, ein Syitem, das freilich oft genug mit der Erungenfchaft zufammen 
vorkommt, wie z. B. im Jütſchen Loo und im C. eiv. a. 1401 ff., nach welchem 
aljo aud) die während der Ehe erworbenen Immobilten in die Gemeinschaft fallen. Immer 
find bet der partifulären Gütergemeinſchaft drei verſchiedene Maffen, das gemeinlame 
Vermögen, Das og. Sondergut oder das Propregut des Mannes und das ber 
Frau zu fcheiden. Gewöhnlich herrſcht hinſichtlich des legteren dann das Gütereinheits— 
ſyſtem. Die Verhältniſſe complicıren fi) bier dadurch, daß, weil je nach der Verſchieden— 
heit der Fälle bald ſämmtliche Maſſen, bald nur das Propregut, bald nur die gemein: 
ſchaftliche Maſſe und das Propregut des Mannes haften, eine volllommene Etatwirthicaft 
für die verfchiedenen Beſtandtheile zu führen ift. UWeberfichten über die Geltung dieler 
Syfteme bei Mittermater 88. 389 ff. 407. 408 und v. Gerber $. 234. Auch 
das Preuß. ER. Th. II. Tit. 1. SS. 396 ff. hat ein neben den Provinzialrechten zur 
Jubfidiartihen Anwendung dienendes Syſtem der Errungenichaft aufgeftellt. 


Gutierrez — Haller. 529 


tit.. ©. Th. I. ©. 462. Dazu noch für das fähf. R.: v. Martig, Das ehel. Güter- 
recht des Sadfenip., Leipz. 1867; UA. Aaricola, Die Gemwere zu rechter Vormundſchaft als 
Princip des ſächſ. ehel. Güterrechts, Gotha 1869. — Ferner: Haffe, Revifion der Theorie 
von der ehel. — —— Kiel 1808; Phillips, Die Lehre von ber ehel. Gütergemein- 
fbaft, Berl. 1830; Deiters, Die ebel. Gütergemeinfhaft, Boun 1831; Pauli, Abhh. aus 
dem Lüb. R., Bd. 2; f. auch Dahn im der beutichen Ger.Ztg., N. F. 3b.2, S.175 fi. Eine 
Ueberficht über die verfchiedenen Güterrechte ferner bei Mittermaier, 88. 387 — 391. 

P. Hinſchius. 
Gutierrez, Johannes, aus Piacenza gebürtig, lebte zu Ende des 16. Jahr— 
hunderts und war Theologal zu Ciudad-Real. 

Schriften: Practicae quaestiones. — Quaestiones canonicae. — De juramento con- 
firmatorio. — Practicarum rerum eriminalium tract. nova, Antv. 1618. — Praxis eivilis. 
— Praxis canonica. — Opera, Lugd. 1730. 

Cit.: Allard, histoire de la justice eriminelle au seizi&me siècle, Gand 1868, p. 462. 

Teihmann, 
Guy» Pape, (de Ia Bape), geb. zu St. Saphorin bei yon, Iebte Ende des 15. 
Jahrhunderts, war Rath am Parlament zu Grenoble, ftarb nad 1540, 

Schriften: Decisiones parlamenti Delphinatus Gratianopolitanae (1490?), Lugd. 
1554 (Jurisprudence de Guipape), Francof. 1609. — Tractatus de appellationibus (Traet. 
juris, — 1544). — De compulsoriis literis — de 1° et II® decreto. : 

Lit.: Schletter's Jahrbb. d. deutichen Redhtswifienichaft, 1868, ©. 22, 23. — Allard, 
Histoire de la justice criminelle au seizieme siecle, Gand 1868, p. 409, 410. — Sa— 
viguy, VII 491. Teihmann. 


9. 


Häberlein, Karl Friedrich, geb. 5. Aug. 1756 zu Helmftädt, ftudirte dafeldft, 
wurde 1782 Profeſſor ded Staatsrechts in Erlangen, 1786 in Helmftädt, Gefandter 
am Raftatter Congreſſe, 1799 Geheimer Yuftizrath, ftarb 1808. 

Schriften: Pragmatiſche Geſch. der neueſten kaiſerl. Wahlfapitulationen, Leipz 1792—93. — 
Handb. des deutſchen Staatsrechts, Berl. 1793 — 1797. — Deutiches Staatsarchiv, 16 Be, 
Helft. 1796 — 1808. 

Lit: Schulze, Einleitung in das beutfche Staatsrecht, Leipz. 1867, ©. 91. 

Teihmann. 

Hach, Johann Friedrich, geb. 1769 zu Lübeck, wurde Protocollführer des 
Gollegu der Rigafahrer, dann Anwalt, erhielt fpäter das Doctordiplom, in Folge deſſen 
er eine Abhandlung über Art. 3. Tit. 3. Lib. I. Stat. Lub. jchrieb, die wohl nicht ge— 
drudt worden ift. Er wurde Niedergerichtöprocurator, 1802 Yuftitiar von Wefterau, 
1805 in den Senat berufen, verlah mehrfach diplomatiſche Miffionen, wurde 1820 Rath 
am DOber:Appellationsgericht, trat 1850 in den Ruheſtand, ftarb 29. März 1851. 

Schrift: Das alte Lüb. R., Lüb. 1839. 

Lit: Mittbeilungen aus dem Leben bes D.A.G.Rathes I. Fr. Had von Dr. H. W. Had, 
füb. 1852, Teihmann. 

Hale, Sir Matthew, geb. 1609 zu Alverley, wurde Adoocat= Confulent des 
Königs, sergent at law, 1653 einer der judges of Common Pleas, Chief baron ot 
the Exchequer, 1671 Lord chief Justice, ftarb 1676. 

Schriften: London liberties, Lond. 1682. — Original institution power and juris- 
dietion of Parliament, 1707. — History of the common law of England, 1713; 6. ed, 
1820, — History of the pleas of the crown (historia placitorum coronae), 1739; v. Dog- 
herty 1800 — Analysis of the law. 

Lit: ©. Th. I ©. 225. Teihmann. 

Haller, Karl Ludwig von, geb. 7. Aug. 1768 zu Bern, flüchtete 1798 nad) 
Oeſterreich, kehrte 1806 nach Bern zurüd, wo er den Lehrſtuhl für Staatswifjenichaften 
annahm, trat 1814 in den Rath der Stadt Bern, wurde jedoch in folge des Ueber— 
tritis zur römiſchen Kirche 1821 feiner Stellen entſetzt; er ging nach Paris, zug nad) 
der Julirevolution ſich ind Privatleben zurüd und ftarb 1854 in Solothurn. 

v. Holkendorff, Redtälerifon 1. 34 
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Schriften: Ueber Domänen und Regalien, 1807. — Die Reftauration der Staatswifien- 
fchaften. Winterthur 1816—34. — Hanbb. der allg. Staatenfunde, Winterthur 1303. — Po— 
litifhe Religion oder bibl. Lehre über bie Staaten, 1811. — Melanges de droit public et 
de haute politique, Par. 1539. — Ueber bie Conftitution ber fpan. Eortes, 1820. — Die 
wahren Urjadhen und Die einzig wirfjamen Abhülfsmittel der allg. Verarmung und Berdienft- 
lofigfeit, Schaffhauſen 1850. 

Lit.: Bluntfhli, IV. 622 — 629. — Mohl, II. 529 ff, 560. — Riedel, Bipliothel 
fr moderne Politik, Heft 2, Darmft. 1842. — Ztſchr. f. d. gef. Staatswiſſenſch. Tüb. 1870, 
Bd. 26, ©. 93 — 105. Teihmann. 

Haloander, Gregorius (Melger), geb. Anfang des 16. Jahrh. in Zwidau, 
ging wegen der Vorarbeiten zu einer berichtigten Ausgabe des Pandectentertes nach Ita: 
lien und ftarb in Venedig 1531. 

Er gab 1529 bie Pandeeten und Inftitutionen heraus (Nürnberg), 1530 ben Coder, 1531 
ben ieh. Text der Juftin. Novellen. 

tik: — u Gruber. — Stobbe, I. 36, 37. — Schmidtii, Symbolae ad vi- 
tam Greg. Haloandri, Lips. 1566. — Gust. Hänel, Oratio de praecip. causis jur. in 
Saxonia exculti, Lips. 1853. Teihmann. 

Hammerſchlagsrecht ift das dem Grundeigenthiimer zuftehende Recht, behufs 
der Errichtung, Wiederherftellung oder Ausbefferung eines Gebäudes, reſp. von Zäunen, 
Mauern, Planken das Nahbargrundftüd zu betreten. Yiegt in dem Recht zugleich die 
Befugniß, Gerüfte auf dem Nachbargrundftüd zu errichten, jo wird es Leiterrecht (in 
franzöſiſchen Coutumes tour d'échelle genannt. Das Rechtöinftitut gehört nicht dem 
gem. R. an, doc findet es in manden Particularrechten feine Begründung. Hiernad ent: 
Icheivet es fi auch, in welchen Umfang das Necht zuſteht. Das Preuß. L.R. (Ih. I. Ti. 
8. 8. 155) gewährt eö nur bei Errichtung und Ausbefjerung von Scheidewänden. Ueberall 
kann das Inſtitut natürlih als Inhalt einer Servitut vorkommen. 

Fit: Proſch, Die Rechte der Nachbarn (Schwer. 1526) S. 76 f. Heffe, Ueber die 
Rechtsverh. zwifhen Grundftüdsnahbarn, Bd. II. Abth. 2 (1862) ©. 222. — 

ewis. 

Handelsbücher. Wenn ſchon der Privatmann, welcher in feinen öfonomijchen 
Berhältniffen Ordnung halten will, über fein Vermögen, feine Einnahmen und Ausgaben 
Bud und Rechnung führt, jo it der ordnungsmäßige Betrieb eines Handelsgeſchäftes 
faum denfbar, wern nicht der Kaufmann durch eine gewillenhafte Buchführung fich in die 
Lage verlegt, von feinem Vermögensſtand, von feinen Rechten und Verpflichtungen jeder: 
zeit eine genaue Kenntniß und Meberficht erlangen zu können; biernad allein kann er be 
urtheilen, ob er mit Gewinn oder Verluft arbeitet, ob er fein Geſchäft zu erweitern be 
rechtigt oder einzufchränfen verpflichtet if. Die Geſammtheit derjenigen Bücher, welde 
vom Kaufmann zu dem gekennzeichneten Zwed geführt werben, nennt man H. (Handlungs⸗ 
bücyer mit vorwiegender Specialifirung auf ein einzelnes Etabliſſement). Zu denfelben 

ehört auch das Copirbuch, in welches die abgelandten Handelsbriefe nach der Zeitfolge ab- 
—**— einzutragen ſind und ſchließt ſich daran zur Ergänzung die Anſammlung der em— 
pfangenen Handelsbriefe. Ueber die Technik der Buchführung, das Inventar, die Bilanz iſt 
unter „Buchführung“ nachzuleſen. Im Anſchluß an die älteren Landesgeſetzgebungen hat 
das A.D.H.G.B. in A. 28 dem Vollkaufmann (im Gegenfag zu den Handelsleuten zc. des A. 
10 des H.G.B.) die Verpflichtung zur Buchführung auferlegt, wogegen die gänzliche Unter: 
laſſung oder Vernachläſſigung bet eingetretener Zahlungseinftellung als Banferutt ftrafbar 
wird (Preuß. Str. G B. $. 162, Str.G.B. f. d. Nd. Bund $. 281—283 Einf. Gef. $. 2.) 
Die Ueberzeugung von der Richtigkeit der in die H. gemachten Eintragungen ließ den 
Kaufmann in denjelben bei Streitigkeiten über Handelsſachen einen Stützpunkt für den 
obfallenden Beweis fuchen, und wenn man auch bei der hiſtoriſchen Begründung in Vers 
legenheit gerieth, To ſteht doch, trotz des Gates scriptura privata pro seribente non 
probat, bereits jeit Jahrhunderten feit, daß den H. eine eigenthümliche Beweiskraft bei: 
wohne ; nur über das Maß derielben waltete VBerfchiedenheit ob, das A. D.H.G.B. regelt 
in X. 34 die Beweistraft der H. dahin: „Ordnungsmäßig geführte H. Tiefen bei Strei— 
tigfeiten über Handelsfachen unter Kaufleuten in der Regel einen unvollftändigen Beweis, 
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welcher durch den Eid oder durch andere Beweismittel ergänzt werden fanıı. Jedoch bat 
der Richter nad) feinem durch die Erwägung aller Umftände geleiteten Ermeſſen zu ent: 
fcheiven, ob dem Inhalte der Bücher ein größered oder geringeres Maß der Beweis: 
kraft beizulegen, ob in dem alle, wo die H. der ftreitenden Theile nicht übereinftimmen, 
von dieſem Beweismittel ganz abzufchen, oder ob den Büchern des einen Theils eine 
überwiegende Glaubwürdigkeit beizumefien ſei.“ Hiernach ift es fogar ftatthaft aus Den 
vorgelegten in ordnungsmäßiger Führung befundenen H. einen vollen Bewers für Die ſtrei— 
tige Thatfrage zu entnehmen. Ein etwaiger Eid ift auf die ftreitige Thatfrage zu rich 
ten. Beweismittel kann das Handelsbuch jedoch nur für ſolche Geſchäfte fein, welche ſich 
zur Eintragung in daffelbe eignen; es muß das fragliche Geſchäft bereits von einer Seite 
erfüllt fein, und alfo eine Buchung im Credit oder Debet des Anderen erfordern. Be: 
ftellungen, oder erft künftig auszuführende Geſchäfte (Zeitfauf, Lieferung) find noch nicht 
reif zur Eintragung. Der U. 34 jest voraus, daß der Beweis durch die H. einem Vol- 
faufinann gegenüber geführt werden fol; für alle übrigen Fälle ift die Beweiskraft der 
Beſtimmung der Landesgeſetze überlaffen. Im Königreich Sachſen und den fächjiichen Her: 
zogthümern ſollen Die H. nur weniger als halben Beweis Kiefern ; in Preußen (einſchließ— 
ih der Provinzen Hannover, Holftein-Schleswig, Heflen), Lippe, Oldenburg, Bremen 
ann der Kaufmann zum Erfüllungseive verjtattet werden ; fin Batern, Baden, Naſſau, 
Waldeck, Großherzogth. Helfen, Frankfurt a. M. wird dies überwiegend als Regel gel- 
ten; im Oefterreih und Lichtenſtein ift die Beweiskraft des A. 34 auf einen Zeitraum 
von einem Jahr und ſechs Monaten fett Entjtehung der Forderung eingejchränft ; in Lübeck 
und Wiürtemberg gilt der A. 34 unbedingt. Die H. künnen auch ald Beweisinittel von 
der Gegenpartei aufgerufen werben, Die Anſchauung, daß die Eintragungen nicht lediglich 
Aufichreibungen zum eigenen Gebrauche ſeien, ſondern in einem gewiſſen Grade im öffent= 
lichen Intereffe geihehen, daß Derjenige, welcher mit dem Kaufmann in Handelövertehr 
fteht, einen Anſpruch auf Das Vorhandenſein eines Conto's im Handelsbuch habe, daß 
dieſes Conto und Die Damit in Berbindung ftehenden Vermerke in den Nebenbüchern 
ven Charakter gemeinichaftliher Urkunden annehmen, bat die Edittonspflicht bezüglich der 
H. zur Anerkennung gebracht. Diefelbe hat in U. 37 des HGB. ihren Aus: 
druck gefunden ; geſchieht Die VBorlegung nicht, jo wird zum Nachtheil des Weigernden der 
behauptete Inhalt der Bücher für erwiefen angenommen. Gegen den Kaufmann werben 
feine 9. häufig vollen Beweis Tiefern, doch ıft auch hier das freie richterliche Ermeſſen nicht 
gebunden. Die Beweiskraft der 9. ift in den meiften Fällen nach dem Geſetz des erfen- 
‚nenden Gerichts zu beurtheilen. Mit dem Anrecht Dritter an den H. des Kaufmanns 
bängt deſſen Berpflihtung zur Aufbewahrung während zehn Jahren vom Tage der Teb- 
ten Eintragung an gerechnet zufammen. 4. 33. 145. 246 des H.G.B. Aehnlich der 
Beweistraft der H. ift die der ſog. Gegenbücer, Yieferungsbücher und Receptbücher. 
Den 9. der Kaufleute des A. 10 des H.G.B. wohnt bisher nur ausnahmsweiſe Be— 
weiskraft bei (3. B. in Defterreich, Fichtenftein, Batern, Frankfurt a. M.) die nad $. 429. 
des Entwurfs einer Proceßordnung in bürgerliben Nechtöftreitigkeiten für den Nd. Bund 
in Ausficht ftehende Beſeitigung der geleglichen Beweisregeln, wird für dieſes Gebiet den 
H. allgemein eine Big Beweisfraft geben. 

Lit.: Die ältere Lit, findet fi bei Ebeling, Ueber die Beweistraft der H., Hamb. 1815, 
8.5. Die neuere in Linde's Lehrb. des Civ Bre., $. 277, Anm. 105 Ofterlob, Der or- 
dentl. bürgerl. Pre. nah K. Sächſ. R., $. 277, Anm. 28. Bol. ferner Endemann in Gold— 
ſchmidts Ztſchr. Bb. 2, S. 329. Anſchütz, ebendaf Bd. 1, S. 209. Kepßwer in Buſch, 
Archiv, Bd. 2, S. 301, und in Hinſchius, Ztichr. für Gfgb. und aaa > in Breußen, 
Bd. 1, 8. 83. Pemſel, Die Faflung des Buceides, Erl. 1866. eyßner. 

Handelsfran, Kauffrau, iſt dasjenige verheirathete oder unverheirathete Frauen- 
zimmer, weldes gewerbsmäßig Handelsgefchäfte betreibt; Die Beihülfe in dem Handels: 
geſchäft des Ehemannes gibt diefe Eigenfchaft nicht. Unverheirathete, volljährige, aus ber 
väterlihen Gewalt entlaffene Frauenzimmer erlangen obne Weiteres durch den Betrieb 
eines Handelägefhäfts die Eigenfchaft als Handelsfrauen, auch ift bei etwaiger Geſchlechts— 
rormundihaft die Zuziehung des Gefchlechtsvormundes bei Beginn des Geſchäfts nicht 
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unbedingt nöthig. (Einf. Geſ. 3. Allg. D.H.G.B. in Holftein und Schleswig $. 5.). Eime 
Ehefrau kann ohne Einwilligung ihres Ehemannes nicht H. fein; es gilt jedoch als 
Einwilligung, wenn fie mit Wiſſen und ohne Einfpruch des Ehemanns Handel treibt 
U. 4. 6. 7. des H.6.B.). Kann der Ehemann wegen Abmefenbeit, Geiſtesſchwäche oder 
aus andern Gründen die Einwilligung nicht ertheilen, fo ift nach der Einzelgeſetzgebung ver 
Richter den Handelsbetrieb zu geftatten ermächtigt. Die Frage, ob die Weigerung des 
Ehemanns aud in andern Fällen ergänzt werben fann, ift nach preuß. R. zu werneinen, 
nad $. 1644 des BGB. für das Königr. Sachen, $. 6. des Einf. Geſ. 5. HG.B. 
für Oeſterreich zu bejahen. Hat eine Trennung der Ehe von Tiih und Bett, ſowie ges 
richtlich verfündete Auseinanderjegung der Vermögensverhältnifie ftattgefunden (Einf. G. z. 
9GB. für Hamburg $. 5), jo bedarf es einer Einwilligung des Ehemann nicht weiter, 
Die ertheilte Genehmigung kann unter Umftänden au vom Ehemann zurüdgenonmmen wer: 
den (Dr. Föhr, Gentralorgan N. F. Bd. 2.©. 180). Handelöfrauen mögen fie das 
Handelögewerbe in eigener Perfon oder durch Procuriften und Handlungsbevollmächtigte 
betreiben, ſowie Frauenzimmer, welche als Handelsgejellichafterinnen betbeiligt find, können 
ſich im Betreff ihrer Handelsgeſchäfte auf die in den einzelnen Staaten geltenden Rechts— 
wohlthaten nicht berufen; bier kommen namentlich in Betracht die Befreiung vom 
Perfonalarreft, welcher als Executionsmittel durch das Gef. des Nd. Bundes vom 29. 
Mai 1868 überhaupt aufgehoben ift, und die Beftimmungen über die Intercefjionen ber 
Frauen, melde durch das Gel. vom 1. Dechr. 1869 auch im Preußen befeitigt find. 
Jede Beichränfung, der Rechtsfähigleit ift für die H. aufgehoben, fie kann im Handels: 
ſachen jelbftändig vor Gericht auftreten und ſich gültig verpflichten. Sie haftet für die 
Handelsihulvden mit ihrem ganzen Vermögen ohne Rüdjicht auf die Verwaltungsrechte 
und den Nießbrauch, oder die fonftigen an diefem Bermögen durch die Ehe begründeten 
Rechte des Ehemannd. Soweit Gütergemeinichaft beſteht, haftet auch das gemeinſchaft⸗ 
liche Vermögen ; ob zugleid ‘der Ehemann mit feinem perlönlicen Vermögen haftet, ift 
nach den Landesgelegen zu beurtheilen (5.6.8. 4. 8.). Nach $. 337. Th. 2. Tit. 1. Preuf. 
ALR. haftet der Ehemann; der $. 1678 des BGB. fr das Könige, Sachſen 
ſchließt die Haftung aus. Ausgeſchloſſen find Die Handelöfrauen vom Börfenbefuh (Re 
vidirte8 Statut der Corpor. der Kaufmannſchaft in Berlin vom 26. Febr. 1870, U 6). 
fie müſſen fich hier vertreten laſſen. Keyßner. 


Handelsgerichte. A. Geſchichte. Der Urſprung ver H. liegt im Mittelalter. Den 
Römern ſind derartige Specialgerichte fremd geblieben, weil es bei ihnen nur ein all— 
gemeines Verkehrsrecht gab, innerhalb deſſen die aus dem Handelsverkehr hervorgehen⸗ 
den Rechtsverhältniſſe keine Sonderſtellung einnahmen. Im Mittelalter war dagegen das 
Handelsrecht ein Specialrecht und zwar zunächſt in dem ſubjectiven Sinne eines Stan: 
desrechts für den corporativ abgefchloffenen Handelsftand. Die H. waren auf Die 
jem Standpunkt weſentlich Gilvengerichte, deren Aufgabe darin beſtand, die Pri— 
vilegien ihres Standes zu handhaben und Streitigkeiten unter den Genofjen zu 
ſchlichten. Demnächſt bildeten fihb in ver curia mercatorum auch eigenthümliche 
Rechtsſätze fur die Beurtheilung der Rechtsgeſchäfte und ein beionderes Verfahren 
aus, Dem im die Gerichtshöfe eindringenden röm. und can. R. gegenüber em: 
pfand der Handelsftand aus verichtedenen Gründen das Bedürfniß, dieſe Befonderbeiten 
in feinen eigenen Gerichten zur Geltung zu bringen. Die Borzüge des röm. R. waren 
zur Zeit det Neception durch die fpitfindige, dem Leben entfremdete Scholaftit der Com— 
mentatoren großen Theils verhüllt ; dazu lafteten die canoniſchen Zinsverbote gleich einer 
lähmenden Feſſel auf dem Berkehr. Es kam ferner Hinzu, daß der Tchleppende Gang des 
Ichriftlich geheimen Verfahrens den Aniorderungen des Handeld unmöglich genügen fonnte 
und daß die künftliche Beweistheorie dem Geiſte deſſelben ebenfalls widerſprach. 

Diefe Umftände bewirkten, daß der Handelsftand die gelehrte Jurisprudenz und ibre 
Gerichtshöfe mit Miftrauen betrachtete und feine Gunft vielmehr den mit Berufsgenoſſen 
beſetzten Schiedsgerichten zumandte. Wo folche nicht vorhanden waren, fegten vielfach Die 
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Könige und Landeöherren eigene Behörden ein, die namentlich fir Meß: und Marftfachen 
Die Gemähr einer prompten Juſtiz darzubieten fchienen. 

Im Ganzen haben die bier hervorgehobenen Momente in Italien, Frankreich und 
Deutichland zu denſelben Erſcheinungen geführt. Im Deutichland insbefondere find ſchon 
feit Tange Commerz=, Mercantil:, Wechlel:, Meß-, Markt:, Schrannen-, Börſengerichte 
an vielen Handelöplägen nad den angedeuteten Richtungen wirkſam geweſen. Noch deut 
licher läßt fich diefe Entwidelung in Frankreich nachweiſen. Die beutigen franzöfiichen 
H. find nach der Darftellung von Creizenach aus einer Bereinigung foigender Ele— 
mente hervorgegangen: 1) den Mefgerichten. Diefe waren zweierlei Art: a) die Confulate: 
Schiedsgerichte der Landsmannſchaften unter den Mefbefuchern, die ſich bierdurd die Ans 
wendung des einheimiichen Rechts bei ihren auf der Meſſe auszutragenden Streitigfeiten 
fiherten ; b) die eigentlichen Mefgerichte, die von den Königen im Intereſſe des Meßver— 
lehrs eingelegt waren. Hier fam es vorzugdmeife auf eine ſchnelle Procedur und eine 
ſofortige Vollſtreckung an, damit die Unbequemlichkeit, den Schuldner in der ferne ver— 
folgen zu müſſen (die früher noch weit brüdender empfunden wurde ald gegenwärtig) ver— 
mieden würde. Die Art des Verfahrens hatte viel Aehnlichkeit mit dem heutigen Wech— 
jelproceh und es ift anzunehmen, daß die Wechlelftvenge, ſoweit fie procefiualiicher Natur 
it, hauptſächlich den Mefgerichten ihren Urfprung verdankt ; 2) den Gildes oder In— 
nungagerichten (juge et consuls). Died waren die alten vorerwähnten Standeögerichte, 
aljo urjprünglih Gerichte für die Mitglieder der Gilde; ihre Competenz wurde aber 
ſchon im 16. Jahrh. auch auf Klagen gegen Nichtgenofien ausgedehnt. Ihre Thätigkeit 
ging indeß nur bis zum Urtbeil, die VBollftredung lag nicht ihnen ob, fondern war Sache 
der ordentlichen Gerichte, bei Denen daher auch alle in der Erecutionsinftanz hervortre— 
tenden Ineidentfragen erledigt wırrden ; 3) den Admtralitäten, urſprünglich Verwaltungs— 
behörden in Seehäfen, die dann aber aud mit Yurisdiction in —2 ausgeſtattet 
wurden. Eine Verſchmelzung der zu 1 und 2 erwähnten Gerichte fand bereits durch bie 
Ordonnanz von 1673 ftatt, die Admiralitäten dagegen find erft Durch die franzöfiiche Re— 
volution befeitigt und mit den neu errichteten H. vereinigt worden. 

B. Heutiges Recht. Nicht alle handeltreibenden Nationen befigen H. England, 
die Nordamerikaniſchen Freiftaaten, Holland bebelfen ſich (abgeſehen von den nur uneigent- 
lich hierher gehörigen Admiralitätshöfen in den erſten beiden Staaten) mit ihren ordent— 
lichen Gerichten auch in Handelöfachen. Dagegen haben die H. auf der Grundlage Des 
C. de comm. in den meiften romanischen Ländern Verbreitung gefunden. Die Hanbels- 
gejegbücher von Spanien, Portugal, Italien, Brafilien u. a. find dem Beiſpiel 
des franzöſiſchen H.©.B. gefolgt, ebenfo finden fich H. in Dänemark, Rußland, Griechen- 
land. In Deutfchland herrſcht zur Zeit noch Verfchiedenheit. H. beſtehen in Rheinpreus 
gen, Sachſen, Braunfchweig, Hamburg, Bremen, Oefterreih, Baiern, Würtemberg, Baden. 
Der größte Theil: der preufifchen Monarchie und mehrere norddeutſche Staaten find . 
augenblidlih noh ohne H. Doch iſt eine gleichmäßige Einführung derjelben für das 
ganze Gebiet des Nd. Bundes in dem veröffentlichten Entwurf der Procekorbnung in 
Ausfiht genommen und bereitS gegenwärtig ift für die norddeutſche Handelsrechtspflege 
eine einheitliche Spige gelchaffen in dem durch das Bundesgeſ. vom 21. Juni 1869 er= 
richteten Bundesoberhandelsgericht. 

Nicht überall, wo H. beftehen, ift deren Charakter derfelbe. Dieſer legtere beſtimmt 
fich wejentlich nady dem größeren oder geringeren Einfluß, welcher dem Yatenelement, d. h. 
den Kaufleuten bei der Rechtſprechung eingeräumt wird. Nach dem franzöfifchen Syſtem 
beſteht das H. ausſchließlich aus kaufmännischen Richtern. Im Gegenfag bierzu werben 
bei den Commerz- und Aomiralitätscollegien und bei den bejonderen Gerichtsabtheilungen 
für Handelsfachen, wie fie an einigen preußiſchen Handelsplägen vorfommen (Königsberg, - 
Danzig, Stettin, Memel, Elbing) zwar auch Kaufleute binzugezogen, aber nur als Bei— 
rath für die rechtögelehrten Richter, die allein ein Decifivvotum haben. Vorherrſchend ift 
in Deutichland eine gemischte Zufammenfegung der H. aus faufmänniichen und gelehrten 
Richtern, jo daß beiden Kategorien Stimmrecht zukommt. Hierbei finden wieder Verſchie— 
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denbeiten in Bezug auf das Zahlenverhältniß ſtatt: ein rechtögelehrter Vorſitzender und 
mehrere kaufmänniſche Beifiger (Hamburg, Bremen, Nd. Entw.) oder mehrere Kauf: 
ar und mehrere Zuriften (2 und 3 oder 3 und 2: Braunſchweig, Baiern, Würtem- 

u. a.). 

e In Frankreich beftehen die H. nur für die erfte Inftanz, in der Appellationd= und 
Saflationsinftanz entſcheiden die ordentlichen Gerichte. Im dieſer Hinficht find die meiften 
Staaten dem franz. Beiſpiel gefolgt, jo auch der Entw. der Nd. Proceßordnung. Verhält— 
nißmäßig felten fommt es vor, daß auch für Die zweite oder gar die dritte Inftanz die 
Bildung eigener H. oder die Zuziehung kaufmänniſcher Sachverjtändiger angeordnet iſt 
(Baiern, Würtemberg, Hamburg). 

Die Wahl der kaufmänniſchen Handelsrichter erfolgt in der Regel (ebenfalls nad 
franzöfiichem Mufter) auf eine Reihe von Jahren durch Notable aus dem Handelöftande. 
Die Yiften der Wähler werden gewöhnlich durch die Staatsbehörde feitgeftellt, Die Gewähl- 
ten von derſelben ernannt und vereidigt. Site verfehen ein unentgeltliches Ehrenamt. 

Große Schwierigkeiten macht &8, die Competenz der H. geſetzlich zu beftimmen. Die 
Grundlagen, die fich im den kaufmänniſchen Innungen und tm der Abgrenzung der ver: 
jchiedenen Berufsftände früher hierfür Darboten, find gegenwärtig weggefallen ; deshalb iſt 
es nöthig, von einem objectiven Begriff der Handelsfachen und Handelsgeichäfte auszu— 
geben. Dieler aber läßt ſich unmöglich zweifelsfrei feftitellen, vielfache Streitigkeiten über 
die Frage, ob das H. zuftändig ift oder nicht, find daher ummmgänglich ; fie bilven na— 
mentlich eine Hauptbeichwerde der franz. Handelsjurisprudenz umd es ift nicht zu läug— 
nen, daß die auf Grund angeblicher Unzuftändigkeit des H. erhobenen Einwendungen 
häufig zu einer großen Verſchleppung der Proceſſe führen. Auf Einzelheiten kann hier nicht 
eingegangen werben, es ift nur hervorzuheben, daß nad franz. R. die H. bei allen Trand- 
actionen unter Kaufleuten, ferner aud fo weit e8 ſich zwiſchen anderen Perſonen um 
actes de commerce handelt, zuftändig jind, nach anderen Geſetzen ift ihre Competenz 
beichränfter, 3. B. auf Anfprüche gegen einen Kaufmann aus deſſen Handelsgeſchäften 
(Bundesoberhandelsgericht) oder aus Klagen aus zweileitigen Handelsgeſchäften (Entw. d. 
No. Procehordn.). Unabhängig hiervon pflegen gewiffe Sachen, z. B. Wechiel- und Se 
rechtsſachen den H. überwielen zu fein. Andererjeits find zuweilen die Einzelrichterſachen 
den 9. entzogen. Verſchiedenheiten finden ferner ftatt im Betreff des Fallimentsverfah— 
rend und der Erecutionsinftanz. Nach franz. R. gebührt die Peitung des erfteren den 
H., dagegen kommt ihnen die Vollftredung der von ihnen gefällten Urtheile nicht zu. 

Das Verfahren vor den H. jelbft iſt ſummariſch. Nach dem Nd. Entw. find vor: 
bereitende Schriftläge ausgeichloffen, mit der Vertagung wird ed ftrenger genommen, ber 
Termin zur mündlichen Verhandlung wird mit furzen Friften anberaumt, einer Vorlegung 
von Urkunden vor demfelben bedarf es nicht. Dazu kommt, daß in den Ländern, mo 
ein Anwaltszwang ftattfindet, diefer bei den H. wegfällt; die Parteien können felbft ihr 
Wort führen oder fic kaufmännischer Vertreter bedienen. In Frankreich findet feine Zu: 
ziehung des öffentlichen Minifteriums ftatt und dem Zeugenbeweis ift mehr Spielraum 
gelafien, als im gewöhnlichen Berfahren. ALS zwedmäßig wird auch gerühmt, die den 
H. eingeräumte Befugniß eines renvoi des parties devant des arbitres behufe 
eines Ausgleiches oder einer Expertife (C. d. proc. a. 429). Hiervon foll namentlid 
in Paris oft zum Zwed einer Abkürzung der Proceffe erſprießlicher Gebrauch gemacht 
werben. 

C. Bom gefeggeberifhen Standpunkt ift die Frage, ob eigene H. zu errichten 
feien, neuerdings oft und lebhaft erörtert worden. Die Gegner der Imftitution machen 
namentlic; geltend, daß derartige Sondergerichte der Idee der Rechtsgleichheit, alſo dem 
Princip des modernen Staates widerſprechen; fie meinen ferner, daß das technifche Ele 
ment in Handelsfachen nicht größere Schwierigkeiten darbiete, al8 in amderen Etreitigfet: 
ten, daß die Kaufleute, die man etwa als Richter zuzöge, dody immer nur in ihrer Ge 
Ihäftsbrande genauer Beſcheid willen könnten und dabei häufig parteitfche Anſchauungen 
zu Tage fördern mürben ; daß es juriftiich geichulten Richtern, die, wie freilich voraus— 
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zujegen, dem eben nicht entfrembdet ſein dürften, Leichter fein würde, den Anforderungen 
des Verkehrs und den Ufancen gerecht zu werden, als umgekehrt den Handeltveibenden ju— 
riftifch zu denken und Rechtsſätze anzuwenden. Man beruft ſich endlich auf das Beifpiel 
der praktiſchen Engländer, Nordamerifaner, Holländer, Die, wie erwähnt, ohne 9. aus- 
fommen. 

Wir vermögen nicht, uns diefen Gründen anzuſchließen. Die 9. find zwar Sons 
dergerichte, allein man kann fie nad) der heutigen Geftaltung des Handels und des Kauf: 
mannsbegriffs unmöglich als Standesgerichte auffaſſen, welche das Poftulat der Nechts- 
gleihheit verlegen. Sie find Gerichte für eim beſonderes Verkehrs- und Rechts— 
gebiet, welches dem übrigen Verkehr und dem allgemeinen Recht noch immer in eigen- 
thümlicher Weife gegenüberfteht. Innerhalb vefjelben aber hat ſich die Mitwirkung der 
Yaien bei der Rechtſprechung als ein geſundes der Förderung wiürdiges Element bewährt, 
welches ſich des Zutrauens der Hanvdeltreibenden jelbft erfreut. Die Kaufleute haben das 
größte Vertrauen zu Wechtöiprüchen, die aus ihrer Mitte hervorgegangen find, Dies 
beweist ihre Neigung, fi kaufmänniſchen Schiedsgerichten zuzuwenden. Ins Gewicht füllt 
nicht allein die größere Kenntnig der Ulancen, welde den Kaufleuten zu Gebote ſteht, 
jondern auch, daß der Mafftab der Billigfeit und die Begriffe von Treu und Glauben, 
worauf e8 in Handelsfachen vorzugsweiſe ankommt, mit mehr Sicherheit und zutreffender 
von Denen gehandhabt werden, die mitten im Verkehr fteben, ald von gelehrten Richtern. 
Auf das Beiipiel von England und Nordamerifa fann man fich ſchon deswegen nicht 
berufen, weil hier auf anderen Wege Laien zur Nechtiprechung herangezogen werben und 
das one Hollands allein genügt nicht, um dem allgemeinen Zuge der Zeit zu wider: 
ftreben. 

Dazu kommt, daß, wie die Dinge gegenwärtig Tiegen, die Frage in Deutichland 
höchſtens no für den Nd. Bund als eine offene betrachtet werden kann. Auch bier wer— 
den aber diejenigen Staaten, die bereits H. befigen, diejelben nicht aufgeben wollen ; die 
übrigen werden ihnen daher ſchon im Intereſſe der Rechtögemeinichaft folgen müſſen. 

Bon den jonft bei den H. in Betracht kommenden legislatorifchen Fragen Toll bier 
nur noch die nach der zweckmäßigſten Zulammenjegung verjelben kurz berührt werben. 
In diefer Hinficht ſcheint der Vorichlag des Entw. z. Nd. Pre.Ordn. (der fih im den 
Hanfeftädten auch bereit8 bewährt hat) den meiften Beifall zu verdienen. in rechts— 
gelehrter Borfigender von kaufmänniſchen Beifigern umgeben, ift am beften geeignet, ſo— 
wohl der Verhandlung und dem Verfahren den nöthigen Halt darzubieten, wie auch bei 
der materiellen Beurtheilung juriftiichen Geſichtspunkten Achtung zu verichaffen, ohne 
* darum die Geltendmachung kaufmänniſcher Anſchauungen zurüdgedrängt zu werden 

raucht. 

Lit.: Aus der fehr ınmfangreichen Lit. cr bier nur erwähnt werden: Die gründl. biftor. 
und bogmat. Unterfuhung von — ———— ber die franz. H. im Beilageheft zum 4. Bd. v. 
Goldſchmidts Zefhr.; die Abhandil. von Kompe in derſ. Ztihr. Bd. 9, S. 75 fag.; von 
2rT in — Krit. Vierteljahrsfhr. Bd. 6— 10; von dv. Völderndorff in En 

rch, Bd. 11, ©. 179 fag.; die Gutachten von v. Holzſchuher und Anfhüt in den Ber- 
bandlungen bes fünften deutichen Juriftentags und die ftenograph. Berichte ur Situngen 
der 2. Abth. ebendaj. ©. 134 — 185. ehrend. 

Handelsregiſter. Die Offenlundigkeit gewiſſer die Rechtsverhältniſſe handeltrei— 
bender Perſonen betreffender Thatſachen iſt im allgemeinen Intereſſe geboten. Dieſem 
Zweck dienen die von den Gerichten zu führenden H. Nur die durch das H.G.B. im 
Einzelnen angegebenen Thatfachen find zur Eintragung geeignet ; dieſe wird, jo fern nicht 
ausdrücklich Ausnahmen gemacht find, ihrem ganzen Inhalte nach durch jährlich im De- 
cember vom Handelögericht für feinen Bezirk zu beftimmende Blätter bekannt gemacht. 
U. 12—14 d. H.6.B. Die Art der Führung der H. it in den einzelnen Staaten 
reglementarijch verſchieden geftaltet. Die Sonderumg des Procuraregifters hat fi als 
nicht zweckmäßig erwiefen. Im drei Fällen ift von der Eintragımg in das H. die Ent- 
ftehung eines beftimmten Rechtsverhältniſſes ausichlieglih abhängig gemacht, nämlich die 
bejchräntte Haftung eines Commanbitiften A. 163; die Entftehung einer Commanbdit: 
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gejellichaft auf Actien A. 178, und einer Actiengeſellſchaft A. 211, woran fich für diefe 
letzteren beiden Gejelihaftsformen die Eintragung ald Vorausſetzung für die Gültigfeit 
von Statutenänderungen anſchließt. In allen übrigen Fällen ift die Eintragung in das 
H mur die Beintundung einer auch anderweit zu beweifenden und wirkenden Thatſache, 
was namentlich bezüglich der Ertheilung und des Widerrufs einer Procura, der Begrün- 
dung und Auflöfung einer offenen Geſellſchaft und der Vertretungsbefugniß der Gefell- 
Ihaft zu beachten ft. Das H. ıft öffentlich und die Einficht der bei demfelben nieder: 
gelegten Urkunden (Statuten) und Firmaunterſchriften einem- Jeden geftattet ; aud wer: 
den Abjchriften ertheilt. Iſt die Eintragung in das H. und die Bekanntmachung ge 
heben, fo muß ein Dritter die jo kundbar gemachte Thatſache gegen fich gelten Lafien, 
fofern nicht die Umftände die Annahme begründen, daß er die Thatfache weder gefannt 
babe, noch babe kennen müfjen. U. 25. 46. 87. 115. 129. 135. 155. 171. 233. d. 
9.6.8. Wo nicht, wie in den oben angegebenen drei Fällen die Eintragung erit das 
Rechtsverhältniß zur Entftehung bringt, kann ſolche durch eine vom Handelsgericht von 
Amts wegen auszuſprechende Gelpftrafe, der eine Gefängnifftrafe nicht ſubſtituirt werden 
darf, erzwungen werden. Dieſes Ordnungsftrafverfahren ift beim Mangel einer beftimm: 
ten PBarteiftellung bisher wenig geregelt. Es ift folgender Grundſatz feftzuhalten : Stellt 
die in das H. einzutragende Thatjache ein unter den Betheiligten ftreitiged Recht dar, To 
kann das Ordnungsſtrafverfahren nicht in Anwendung gebracht werben, vielmehr muß 
die Sache zum ordentlichen Verfahren verwielen werden, und erſt nach dort getroffener 
Entjheidung fann, fofern es noch nöthig, mit Ordnungsſtrafen eingefchritten werden. — 
Für die Beurkundung der Ausſchließung oder Aufhebung der ehelichen Gütergemeinihaft 
jind durch das Einf. Geſ. 3. H.G. B. befondere Regifter angeordnet. Für die Genoſſen— 
Ichaften iſt durch das Geſetz des Nd. Bundes, betr. die Stellung der Erwerb- und 
Wirthichaftsgenoffenihaften vom 4. Yult 1868 ein beionderes Regifter eingeführt. 
Kevßner. 
Handelsvertrüge. Was zunächſt den Abſchluß der H. betrifft, fo iſt nach preuf. 
Staatsrecht die Befugniß, Verträge mit fremden Staaten abzuſchließen, zwar im Allge— 
meinen ein der Krone ausſchließlich zuftehendes Recht der vollziehenden Gemalt, doch be: 
fteht gerade binfichtlih der H. eine Ausnahıne, inforem die Zuftinmmung des Landtags 
zur Gültigkeit derfelben erfordert wird (Preuß. Verfg. Urk. A. 48). Indeſſen bat das 
preuß. Staatsrecht in diefer Hinficht feine formelle Geltung verloren, feitdem der preuf. 
Staat mit feinem ganzen Territorium zum Gebiete des Nd. Bundes, reſp. zum Deutichen 
Zoll: und Handelöverein gehört, da dieſe Gebiete einheitlihe Zoll- und Handelsſyſteme 
mit ausfchlieglicher Competenz über diefe Gegenftände bilden (Nd. Bundes-Verfg. U. 4, 
Ar. 2 u. 7, 4. 33, 35; Zoll- und Handelsvertrag vom 8. Yult 1867 U. 7). Ma: 
teriell fommen jedoch auch jetst diefelben Grundfäge ın Betracht. Nah Nd Bundesrecht 
hat zwar das Bımdespräfidium das alleinige Necht zum Abſchluß von H., tft aber dabei 
an die Zuftimmung des en gebunden, während zur Gültigkeit derfelben die Ges 
nehmigung des Reichstags erforderlich ift (Md. Bundes-Verfg. A. 11 u. 37) und zwar 
bedarf es der Zuftimmung des Bundesraths bereitd vor, der Genehmigung des Reichs— 
tags erit nach dem erfolgten Abichluffe, Jo daß die verfagte Genehmigung des Testeren 
nach allgemeinen völferrechtlihen Grundfägen den abgejchlofienen Handelsvertrag zwar tbat- 
ſächlich unvollziehbar machen, aber nicht direct ammulliven kann, weshalb das Bundes: 
präjidium dem auswärtigen Paciscenten gegenüber verpflichtet bleibt, den Vertrag zum 
Bolzuge zu bringen. Für die Beihlußfaffung des Bundesraths ift in Gemäßheit von 
A. 7 der Bundes-VBerfg. einfache Mehrheit der Stimmen maßgebend, fo daß bei Stim: 
mengleihheit das Präfivium den Ausichlag gibt (v. Rönne, Staatöreht der preuß. 
Monardyie, 3. Aufl. 1869, Bo. I. Abth. 1. ©. 467 fi... Die gleichen Grundfäge gelten 
für das Zollpräſidium, den Zollbundesrath und das Zollparlament (Zoll- und Handels: 
vertrag vom 8. Juli 1867, U. 8, 88. 6 u. 12). Die ftaatsrechtlichen Grundſätze anderer 
Staaten über den Abſchluß von H. find vielfach abweihend; in Bezug auf England, 
Nordamerika, Frankreich und Belgien gibt die näheren Nachweiſungen Gneiſt in feinem 
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Gutachten über die Auslegung des A. 48 der preuf. Verfg.Urf. (Anlage A zum fünf- 
tm Bericht der Commiſſion für Petitionen vom 2. Febr. 1869, betr. die mit Rußland 
abgeihloffene Gartell-Convention ; vgl. auch Gneift, Yuftiz, Verwaltung, Rechtsweg. ꝛc., 
Berlin 1869, ©. 205 ff., 218 ff). 

Hinfichtlich des Inhalts theilen ſich die beftehenden H. in zwei große Gruppen. 
Auf der einen Seite ftehen die H. mit ſolchen Staaten, welche bisher außerhalb des 
Völkerrechts der ciwilifirten Nationen ftanden, mit denen daher der internationale Verkehr 
iiberhaupt, der Handelsverkehr insbefondere, Durch dieſe Verträge erft rechtlich zu ſchaffen 
it. Bon hervorragender Bedeutung find in diefer Hinficht die Freundſchafts-, Handels- 
und Schiffahrtöverträge, welche Preußen tbeils für fich allein, theils für den Zollverein, 
theils für den Zollverein und die damals außerhalb deſſelben ftehenden deutichen Staaten 
in den Jahren 1861 und 1862 mit Japan, China und Siam, und welche der Nd. Bund 
1868 mit Yıberia, der Zollverein 1869 mit Japan geichloffen bat. Mafgebend für 
den Inhalt diefer Art von H. tft insbeſondere der preußiſch-japaniſche Vertrag vom 
24. Januar 1861 (preuf. Gel. Samml. 1864, ©. 461 ff.). Derfelbe ſtipulirt ewigen 
Frieden und beftändige Freundſchaft zwiſchen Regierungen und Untertbanen (A. 1), gegen- 
jeitige Zulaffung von diplomatischen Agenten und Gonfularbeamten, mit dem Rechte, 
frei und ungehindert in den betr. Yändern umherzureiſen (A. 2), die Deffnung beftimmter 
japaniſcher Städte und Häfen für die Untertbanen und den Handel Preußens, das Recht 
des dauernden Aufenthalts und des Erwerbs von Häufern und Grundſtücken, ſowie 
der Erbauung von Häufern, das Verbot der Anlegung von Befeftigungen, Das 
Recht der freien Bewegung preußiſcher Untertbanen innerhalb eines gewiſſen Ge: 
biets (A. 3); das Necht der freien Religionsübung mit der Befugniß, kirchliche Gebäude 
zu errichten (U. 4); die Ausübung der Givilgerichtsbarteit in Proceffen zwiſchen Preußen 
durch die in Japan conftituirte preußiſche Behörde, in Proceſſen zwiichen Preußen und 
Japaneın nach dem Grundſatze actor rei forum sequitur, unter gegenfeitiger Zuficherung 
prompter Juſtiz und Erecution (A. 5); die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit nach der 
Nationalität des Angelchuldigten durch die preußiſchen und japaniſchen Behörden (A. 6); 
die Verhängung von Geldjtrafen und Gonfiscationen wegen Zumiderhandlungen gegen 
den Hanbelövertrag durd die preußiſchen Confularbehörden, wogegen die erfannten Geld: 
ſtrafen und Gonfiscationen der japaniſchen Regierung zufallen (U. 7); die freie Ein- und 
Ausfuhr aller Arten von Waaren in und aus den geöffneten Häfen, lediglich gegen Die 
im Tarif vereinbarten Zölle, und Freiheit des Handeld mit den Einzelnen ohne Da: 
zwtichenfunft japanischer Beamten (A. 8); die Verwendung japantfcher Unterhanen zu allen 
Dienftleiftungen, welche fie übernehmen und die Geſetze nicht verbieten (A. 9); die ges 
meinschaftliche Aufftellung von Neglements, welche zur Ausführung des Handeldregulatios 
geeignet und erforderlich find (A. 10); die Befugni der japanischen Behörden, Mafregeln 
gegen den Schmuggel zu verhängen (A. 11); die Gewährung von japantichen Lootſen für 
preußiſche Schiffe beim Verkehr mit den offenen Häfen (A. 12); die Verfendung ver 
zollter preußiſcher Waaren ohne nochmalige Berzollung in andere offene Häfen und in 
alle Theile des Landes (A. 13 u. 14); die Zulaffung fremder Münzen und deren Ans 
nahme nad dem Gewicht, ſowie die Ausfuhr japanischer Münzen und edler Metalle (A. 15); 
Beſtimmungen über die Schlichtung von Differenzen bei der Verzollung (A. 16), über 
den Beiftand bei Schiifbrüchen (A. 17), über die Zollfreiheit für preußiſche Krtegsichiffe 
(A. 18). Der U. 19 enthält ſodann die in allen neueren H. vorkommende generelle 
Glaufel: „Es wird ausdrüdlich feſtgeſetzt, daß die Königl. Preuß. Regierung und ihre 
Unterthanen ohne Weiteres alle Rechte und Freiheiten genießen follen, welche von Seiner 
Majeftät dem Taikuhn von Japan an die Negierungen und Untertbanen irgend eines 
anderen Staates gewährt worden find, oder in Zuhmft gewährt werben follen“, Die 
A. 20 —23 enthalten endlich Beftimmungen üder die Kündigung des Vertrags, deſſen 
Ausfertigung, ven Beginn feiner Wirkſamkeit, und über die Sprade des diplomatifchen 
Verkehrs. Dem Bertrage jelbft it ein Handelsregulativ beigefügt, weldes als ein integri- 
vender Theil des Vertrags angefehen werden fol. Dafjelbe enthält insbeſondere Beſtim— 
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mungen über den Tarıf und die Zollabfertigung; danach find beim Eingange gänzlich 
frei Gold und Silber, Kleidungsſtücke, Hausgeräth und Bücher von Perfonen, welche ſich 
in Japan niederlaffen wollen; ein Eingangszol von 5 Procent wird von allen zum 
Schiffsbau erforderlichen Gegenftänden, von Brod und Brodftoffen, lebenden Thieren, 
Steintohlen, Reis, Dampfmalchinen, Rohſeide, Leinen, baumwollenen und wollenen Stoffen, 
Metallen, ein Eingangszoll ven 35 Proc. von allen beraufchenden, oder durch 
Deftillation und Gährung bereiteten Getränfen, ein Eingangszoll von 25 Proc. von allen 
übrigen Oegenjtänden erhoben; ber Ausfuhrzell beträgt regelmäßig 5 Proc. An diefem 
Bertrage iſt durch den unterm 20. Febr. 1869 zwildhen dem Nd. Bunde und dem Zoll 
verein einerfeitS und Japan andererſeits abgelchloffenen Vertrag Bundes-Geſ.Bl. 1870 
©. 1 ff.) im Ganzen wenig geändert. Der neue Vertrag befteht gleichfalls aus 23 Ar- 
tifeln, Die meift wörtlich denſelben Inhalt haben. Doch finden fih, abgeſehen von der 
Ausdehnung Des Vertrags auf den Zollverein, einerſeits manche Erweiterungen, wie die 
vermehrte Berechtigung der Conſuln (U, 2 WU. 4), die Vergrößerung des offenen Ge— 
biet8 A. 3), Die Anlegung von — und Feuerſchiffen (U. 11. AL. 1), am 
dererſeits iſt Die Gegenſeitigteit zu Gunſten Japans mehr als in dem früheren Vertrage 
hinſichtlich des japaniſchen Handels nach Deutſchland betont. (A. 8. Al. 4—6; A. 9. 
AU. 4). Vgl. dazu die Bekanntmachung des Kanzlers des Nd. Bundes vom 20. Deck. 
1869 und 19. Januar 1870 (Bundes:Gef.=Bl. 1870 ©. 25, 31). Die übrigen Ber 
träge mit dem aſiatiſchen Reichen (Vertrag mit China vom 2. Sept. 1861, Gel. Samml. 
1863, ©. 265; Vertrag mit Siam vom 7. Febr. 1862, Geſ. Samml. 1864, ©. 717), 
ſowie Die Verträge mit Chili vom 1. Febr. 1862 (Ge. Samml. 1863, ©. 761) und 
mit Yıberia vom 31. Oct. 1867 (Bundes-Geſ.“Bl. 1868, ©. 197) fimmen zwar im 
Großen und Ganzen hinfichtlich des Inhalts überein, doch weichen jelbft die von derſelben 
Geſandtſchaft abgeſchloſſenen chinefiichen und ſiameſiſchen Verträge nicht blos in der Form, 
ſondern aud in den materiellen Beitimmungen von: dem japantichen Bertrage ſehr erheb— 
lich ab, jo daß eine Angabe des durchſchnittlichen Inhalts leicht ungenau werden würde. 

Einen ganz anderen Inhalt haben dann diejenigen H., welche unter Staaten abge 
Ichloffen werden, binfichtlich deren es ſich nur um eme Erleichterung des ſchon beftehenden 
internationalen, namentlich) merfantilen Verkehrs handelt. Epochemachend ift in dieler 
Beziehung der Handeldvertrag zwiſchen dem Zollverein und Franfreih vom 2. Aug. 1962 
Sef.Samml. 1865, ©. 333). Derfelbe ftellt im U. 25 den Grundſatz auf, daß bie 
Unterthanen der contrahirenden Theile gegenfeitig in den beiderfeitigen Gebieten für ihre 
Perlon und ihr Vermögen denſelben Schutz umd dieſelbe Sicherheit wie die Inländer ge 
nießen follen, jo daß fie insbeſondere befugt find, Grundftüde aller Art zu erwerben, obne 
deshalb anderen Auflagen oder Verpflichtungen ald die Inländer zu unterliegen, und in 
Bezug auf Handel und Gewerbe aller Vorrechte, Befreiungen und fonftigen Begünftigun- 
gen fich erfreuen jollen, welche die Imländer jegt oder künftig genieken, ohne daß jedoch 
durch dieſe Grundſätze denjenigen befonderen Gefegen,, Verordnungen und Reglements 
Eintrag gefchieht, welche in Bezug auf Handel, Gewerbe und Polizei in dem Gebiete 
jedes vertragenden Staatd beftehen und auf die Unterthanen aller anderen Staaten An- 
wendung finden; indeſſen ſollen in diefer Hinficht die gegenfeitigen Untertbanen gleich den= 
jenigen des meiftbegünftigten Staats behandelt werden. Die Behandlung der gegenfeitigen 
Unterthanen und Waaren nah Maßgabe der meiftbegünftigten Nationen ift das beherr- 
chende Princip aller fpäteren H., und enthält zugleich eine fortwährende Weiterbildung 
des internationalen Bertragsrechts ohne neue Vertragsabihlüffe, To daß der momentane 
Stand der Handelöbeziehungen mit einem beliebigen Staate nur aus der Geſammtheit 
aller ſpäter abgeichloffenen Verträge zu erfennen ift. Die wictigften H. des Zollvereins 
jeit dem franzöſiſchen find der belgiiche vom 22. Mai 1865 (Gef. Samml. 1865 ©. 857), 
der großbritanniiche vom 30. Mat 1865 (Gel. Samml. 1865 ©, 865), der italieniſche 
vom 31. Dechr, 1865 (Gef. Samml. 1866 S. 85), der öfterreichifche vom 9. März 
1868 (Bundes-Geſ.⸗“Bl. 1868 ©. 239), der fpanifche vom 30. März 1868 (Bundes: 
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Gel.-Bl. 1868 ©. 322 u. 464), der firchenftaatliche vom 8. Mai 1868 (Bundes-Geſ.Bl. 
1868 ©. 408), der Ichweizerifche vom 13. Mat 1869 (Bundes:Gef.Bl. 1869 ©. 603). 
Fit. u. Quellen: v. Kaltenborn, Handelöverträge in Bluntſchli's Staatswörter- 
buch, Bd. IV. (1859), ©. 663 ff. Schäffle, Handel a. a. ©. ©. 634 fl. Primfer, Der 
— ai vom 2. Auguft 1862 und das franzöfiihe Fremdenrecht, Breslau 1863. 
traudb, Das Fremdenrecht, bef. mit Nüdficht auf Handel und Gewerbebetrieb der Ausländer 
in den Grofftaaten der Gegenwart nah den nmeneften internationalen Berträgen in Gold— 
ſchmidts Ztſchr. für das geſ. HR. Bd. XIIL, 1869, S. 1— 34. v. Kamptz, Die Handels- 
und Echiffabrtsverträge des Zollvereins, gefammelt und mit Riüdfiht auf der Fremblänber 
Gſgb. Heleuchtet, Braunſchw. 1845. Soetbeer, Schiffahrtögefetse, fowie Handels- und Sciff- 
fahrtöverträge verfchiedener Staaten, Hamb. 1848. (Ueberficht über die Hanbels-Gfgb. von 37 
Staaten, Weberficht über die Handelsverträge von 24 Staaten, Abdrud des vollen Tertes ber 
Handeldverträge der Hanfeftädte, Hannovers, Oldenburgs, Medlenburgs). v. Rohrſcheidt, 


— 


Preußens Staatsverträge, Berl. 1852, ©. 45 fi. Ernft Meier. 

Handfeſten willigt nad der Bremer Erbe: und Handfeftenordnung vom 19. Dec. 
1833, 30. Juli 1860 der Grumndeigenthümer wor der Behörde in Summen, welche durch 
50 theilbar. Er beftimmt durch Numerirung ihren Rang, und erhält fie nach einem Ber- 
öffentlichungsverfahren (Beifpruchsfrift) ausgehändigt. Sie vertreten das Grundftüd im 
Prandverfehr für den ihnen durch die Nummer gegebenen locus; doch nur joweit fie be— 
geben find. Willigt alſo der Eigenthümer zu je 50 Thalern 1, 2, 3, 4, und benugt 
zur Verpfäudung zuerft Nr. 4, nad) Wochen 3, nad) Monaten 1, fo rangiven beim Ber: 
kauf geſchloſſen hinter einander die Pfandgläubiger zu 1, 3, 4. Bei der Willigung wer- 
den Gläubiger nicht genannt, fie brauchen noch gar nicht vorhanden zu fein; die Hanofefte 
kann liegen, bis gelegentlich das Grundſtück verpfändet wird derartig, daß die Behörde, 
das Publifum davon nichts hört, was Kaufleute gern vermeiden. Durch Hingabe und 
Rückgabe fann die Handfefte der. Reihe nach den verfchiedenften Gläubigern vom Schuldner 
gegeben werden. Läßt der Gläubiger fih in das öffentliche Buch eintragen, jo gibt dies 
einige befondere Vortheile, z. ®. für das ſog. Profeffionsverfahren. — Die früher üblichen 
H. boten proceffualiiche Vortheile, namentlich für das Nentengefchäft. 

Fit: Mittermaier, Arc. f. civil. Praris, 18, ©. 1905. Heineken, baf. 32, ©.83 f. 
(1849). Gildemeifter, Abbandl. aus d. Hanbdfeftenrecht v. Bremen, 1794. 

Schaper. 

Haneton, Wilhelm, lebt im 16. Jahrh., war Ratsherr zu Dornid, nicht 

Dberregent zu Deventer noch Rath von Brabant (de Wal). 


Er fhrieb: Feudorum jura (ed. Havichorst 1543). — Tract. de ordine et forma 
judieiorum, Francof. 1543, deutſch Cöln 1585, Dornid 1570. 
Lit.: S. Jöcher. Teichmann. 


Harpprecht, Johann, geb. 1560 zu Wallenheim (Würtemberg), wurde 1590 
in Tübingen Doctor, Hofrath und Afjefjor in Speer, lehrte zu Tübingen und ftarb 1639. 

Schriften: Comment. zu den Inftitutionen, Tub. 1627; Francof. 1658, 1708; cura 
Vieati, Lausanne 1758; Genev. 1765. — Tractatus de proc. judiciario, Tub. 1596, 1620. — 
Opera, Tub. 1628; Francof. 1658. 


Ferdinand Ehriftoph H., geb. 1650 zu Tübingen, wurde 1680 Prof. daf., 
Rath und Beifiter des Tübinger Hofgerichts, ftarb 1714. 


Schriften: Consilia jurid. Tubingensia, Tub. 1695 — 1701. — Consultationum cri- 
minalium et civilium vol. novum, Norimb. 1713. — Dissertationes academicae, Tub, 
1692, 1737. 


Johann Heinrid von H., geb. 1702 zu Tübingen, war Alfeffor am Reichs— 
fammergerichte, wurde 1750 Reichöfreiberr und ftarb 1783. 

Schriften: Geſch. des Reichskammergerichts unter Karl V., Franff. 1767—69.— Staats- 
archiv des Kaiferlichen und Reihstfammergerichts, Um 1757 —60. 

Lit: Erfh u. Gruber. Teihmann. 

Hafle, Johann Chriftian, geb. 24. Juli 1779 zu Kiel, wo er ftubirte und 
1811 Doctor der Rechte wurde. Er ging noch im J. 1811 als ord. Prof. und 
Dberappellratl nad) Iena, 1813 nad Königsberg, war 1818 — 21 zu Berlin und feit 
1821 bis zu feinem Tode (18. Nov. 1830) in Bonn. 
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Schriften: Beiträge zur Nevifion ber bisherigen Theorie der ehel. Gütergemeinſchaft, Kiel 
1808. — Diss. an novatio voluntaria esse possit citra stipulationem? Kiel 1912. — Die 
Eulpa des röm. R., Kiel 1815; 2. Aufl, von Betbmann=-Hollmweg 1838. — Das Güter: 
recht der Ehegatten nah röm. R., Berl. 1524. — Gr begründete mit Puchta, Blume, 
Puggé das Rheinifche Mufeum. 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutihen, Jahrg. 8, ©. S01— 803. — Arc. f. civil. Praxis, 
Bd. V 1—68; VII ©. 145 - 207. Ztſchr. F. geſch. Rechtswiſſenſch. III. 53—72; IV. 0 — 
1115 189— 256; V. 311— 337. Rhein. Mufeum I. ©. 64 — 128; 195 — 248. 

Teichmann. 

Haubold, Chriſtian Gottlieb, geb. 1766 zu Dresden, wurde 1786 in 
Leipzig Docent, 1798 Doctor, 1789 Brof., 1796 Prof. des ſächſ. R., 1921 Decemvir 
der Unwerjität und Domberr zu Magveburg und ftarb 1924. 

Schriften: Historia juris Rom. 1790. — Caji Institutionum lib. II adj. genuin. 
fragm. ex rec. Schultingii, 1792. — Sexti Pomponii de origine juris fragm., 1792. — 
Praecognita jur. Rom. priv. noviss., 1796. — Elem. jur. priv, noviss. pars gener., 1797. — 
Instit. jur. Rom. litterariae, 1809. — !ebrb. d. ſächſ. Priv.R., 1820, 1829, 1547. — In- 
stit. jur. Rom. privati epitome, Lips. 1521, 1825. — Doetr. Pandectarum lineamenta. 
Lips. 1820. — ÖOpuscula acad. ed. Wenck, Lips. 1825; 29. — Anleitung 3. Behandl. 
geringf Rechtsſachen, 2. Aug. 1837. 

Lit.: Otto, 1 de8 Domberrn Haubold in Leipz. Liter. Ztg. 1924, N. 87. — Eric 
u. Gruber — Wend, Anrede an feine Zuhörer, Yeipz. 1924 Teibmann. 

ausandacht (devotio domestica), d. h. das echt, im Kreife der eigenen Fa— 
milie feine Religion auszuüben, alſo mit den Familiengliedern den Regeln derfelben ent: 
ſprechende Andachten und Erbauungsftunden abzuhalten. Darf dabei ein Geiftlicher ver 
betreffenden Neligionsgemeinichaft zugezogen werden, jo nennt man dieſe Art der 9. de- 
votio domestica qualificata, Während nod im Deutſchen Reihe nad dem Weſtphäli— 
ichen Frieden Die Anhänger einer der drei. Reichsconfeſſionen, weldye nah dem letteren 
feinen Anſpruch auf Duldung in einem beftimmten dentichen Territorium hatten, fich im 
günftigften Falle mit dem Recht auf Gemiffensfreibeit und H. begnügen mußten, find feit 
Ende des vorigen Jahrh. Diele beiden Nechte auch den Anhängern anderer Religtonsgejell- 
ſchaften gejeglih garantirt worden, ja vielfady ift Die neuere Gſgb. nod Darüber hinaus: 
gegangen. ©. Th. I. ©. 480, 496 und den Art.: Diſſidenten. 

P. Hinſchius. 

Hausarreſt ſtellt die mildeſte Gattung der Unterſuchungshaft dar. Sind die 
Borausfegungen der legten gegeben, To iſt doch für Die Bollftvefungsart dem Richter vor: 
geichrieben, einmal den Zweck derjelben im einzelnen Fall in Erwägung zu ziehen, ſodann 
joweit als angänglich mit Schonung zu verfahren. Steht Berdunfelung durch Collufion 
zu befürchten, jo wird es demnach bedenklich ericheinen, beim H. ftehen zu bleiben; anders 
wenn es fib nur um die Gefahr der Entweichung handelt, welde um fo geringer er 
ſcheint, je mehr Beziehungen den Verdächtigen am den Ort feſſeln: ftarfe Familie, beſon— 
derer Gewerbebetrieb u. dgl. m. Nicht nur bei geringen Vergeben, ſondern auch kei 
Ichwereren Anfchuldigungen kann das Mittel für ausreichend angejeben werden, fobald es 
nad dem Ermeſſen des Nichters binveichende Sicherheit darbietet. In diefer Weife ift ver 
H. ſchon in den älteren Grim.Ordnn. geregelt. Er erſcheint als Sicherheitsmaßregel in 
der Form bloßer Ankündigung des Haus= (oder auch nur Stadt-) Arreſtes, der Obſer— 
vation, Bewachung in eigner Wohnung, nebeh Beſchlagnahme der Reiſepäſſe, der wich— 
tigften Effecten u. dal. m. Im neuerer Zeit ift die Vollſtreckungsform faft ganz aufer 
Anwendung gefommen Anſcheinend weil ihre Handhabung leicht den Schein einer Be: 
rüdfichtigung von Standesunterfchieden am fi trägt, auf welche ältere Grim.Ordnn. aus: 
drüdlich verwiefen hatten. Die Form des vichterlichen Haftbefehls wird als unerläßlich 
betrachtet werden müſſen, und an dieſe knüpft ſich als regelmäßige Bollzugsart allerdings 
die wirkliche Gefängnißhaft. Gleichwohl ordnen auch neuere Gefege vielfach an, dan, 
wenn der Haftzweck mit Sicherbeit erreichbar, Die Bewachung des Angeihuldigten in 
jeiner oder einer auderen Wohnung angeordnet werden darf, ſobald diefer es verlangt, 
und außerdem auch die Koſten vorſchießt. — Als Stubenarreft — einfach oder gelchärrtt — 
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erfheint der H. unter den militärischen Arreftftrafen. Er findet als Strafe nur gegen 
Officiere ftatt. 

Gfgb. m. Lit.: Preußen, Erim.Ordn. (1805) 8. 223. Baiern, Str.G. B. II. A. 123. 
Thüringen, Str.Pre.Orbn. A. 134. Baden (1864), 8.177. Großh. Helfen (1865), A. 94. 
Würtemberg (1869), A. 90. Königr. Sahfen (1868), A. 154. — Preuß. Milttär-Str.G.B, 
Th. 1.1.8. 13 — Zadhariä, Handb. des deutſchen Str.Pre., II. $. 93. ö6 

Schaper. 

Hausfideicommiß. Drei Termögensmaffen treffen in der Perfon des Staats: 
oberhauptd zulammen, Das eigentliche Staatögut, das Familien- oder Hausfideicommiß 
und Das reine Privatgut. 

Das Familien oder Hausfideicommiß tft eine Vermögensmafie, deſſen Eigenthum 
der Familie, deijen Nutzung dem jedesmaligen Staatsoberhaupte zufteht. Die H. beruhen 
jedoh auf den. Hausgelegen und fünnen daher wie dieje Telbft zeitgemäß umgeftaltet 
werden. In Preußen ftebt übrigens jeit dem Edicte vom 9. Octbr. 1807 jeder 
Familie das Recht zu, durch Familienſchlüſſe die Fideicommiffe beliebig abzuändern 
oder gänzlich aufzuheben. Die Ausübung dieſes mit dem urfprünglicen Wefen des 
Fideicommiſſes in jchroffem Widerſpruch ftehenden Rechts vegelt das Gef. vom 15. Febr. 
1840, betr. die Errichtung von Familienſchlüſſen bei Familienfivercommifjen. Es befteht 
alfo in Preußen der ſcharfe Gegenfag zwiſchen Fivercommiß und Autonomie, den Jolly 
(Hausgefeg der Grafen Giech, ©. 373 ff.) bervorhebt, nicht mehr; im Wefentlichen ift 
vielmehr das Fideicommiß dem Grundjage der Autonomie untergeordnet. 

Die Beſtimmungen der preuß. Berfg., welche einerſeits die Umgejtaltung der be= 
ftehenden Fideicommiſſe in freied Eigenthum geboten, unter Hinweis auf ein Gefeg, welches 
die Modalitäten Diejer Unngeftaltung regeln ſollte, aber niemals ergangen ift, und anderer: 
ſeits die Errichtung neuer Fideicommiſſe verboten, haben nad ausprüdlicher Feſtſetzung 
auf die Fideicommiſſe des Königl. Haufes und auf die der ehemals Neihsunmittelbaren 
feine Anwendung gefunden, jelbft nicht nach dem Entwurf der Nationalverfammlung. Jene 
Verfafjungsbeftunmungen, ſoweit fie fih nur auf Fideicommiſſe (und nicht auch auf Lehen) 
beziehen, find durch das die A. 40 u. 41 aufhebende, rejp. abändernde Gefeg vom 5. Juni 
1852 gänzlıh aufgehoben. 

Lit.: v. Gerber, Beiträge zur Lehre von ben Kamilienfidveicommifien, in v. Gerber n. 
Iherings Jahrbb. für Dogmatik ꝛc., Bd. I. (1857), ©. 53 ff. v. Gerber, Spft. d. deut— 
hen Priv. R, 9 Aufl 1867, 5. 203. Befeler, Spt. d. gem. deutſchen Priv.R., 2. Aufl. 1866, 
S. 721 fi. Lewis, Das R. der Familienfideicommifie, Berl. 1869. v.Rönne, Das Staats— 
recht der preuß. Monardie, Th. J. Abth. 2 (1869), S. 136 fj.: Th. IL. Abth. 1 (1865), 9.67 ff.; 
Th. 11. Abth. 2 (1865), ©. 434. Ernft Meier. 

Hausfriedensbrud. Während das rim. N. erft in einem Geſetze von Sulla 
de injuriis demjenigen, der fich über gemwaltjames Eindringen in feine Wohnung beflagt 
qui domum suam vi introitam dieit, eine Imjurienflage gab, ftellte das deutiche R. 
zuerft ven Begriff eines religiös bedeutjamen und ſtaatlich geſchützten Hausfriedens auf, 
der ſowohl nach den leges Barbarorum, wie nach den jpäteren, namentlich particulären 
Kechtöquellen in doppelter Weiſe geftört werden fonnte. Drang nämlicd Demand gemwalt- 
fam, ohne dazu berechtigt zu fein, in ein fremde Haus oder einen fremden Hof ein, oder 
verweilte er darin troß Verbotes, jo nahm man einfache Hausrechtöverlegung an, wäh: 
rend eine qualifieirte in dem von einer zulammengerotteten Menge begangenen Ueberfalle, 
der Störung, ja Gefährdung der öffentlichen Sicherbeit und Orbnung, der jog. Heim- 
ſuchung lag. Auch, richtete fih die Qualification der Handlung öfters nad) den Momen— 
ten der Bewaffnung, des Eindringens zur Tag- oder Nachtzeit in ein Haus oder der 
Berübung von Exeefien vor einem ſolchen. Da die Carolina über diejes Verbrechen 
fchwieg, behandelten die deutichen Criminaliften daſſelbe als Fall des erimen vis, fer es 
publicae , ſei es privatae und die ſchwereren Fälle als Landfriedensbruch. Von den 
neueren Strafgefegen ſchweigt völlig das von Baden. Andere unterfcheiden die einfache 
Hausrechtöverlegung, die fie milder oder ftrenger je nach der Bewaffnung, der Gewalt an 
Perſonen oder Saden ftrafen, wie Baiern U. 156, 157 — Sachſen U. 151 — 
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Würtemberg A. 193 — Braunſchweig 8. 180 — Hamburg N. 154 — 
und die qualificirte, die bald als Verbrechen wider die öffentliche Sicherheit gilt: Wür— 
temberg A. 189 — Braunſchweig 88. 102, 106 — Sadjen A. 148, bald 
als Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit: Oeſterreich 88. 83 u. 84. Das 
Norddeutſche Bundesftrafgeieg ſtraft 8. 123 jene erſtere auf Antrag, 8. 124 
die lettere und — 8. 342 der Beamten, die einen H. begeben. 

Quellen: D. 47.10 de injuriis. — Sadjfenfp. 1. 63. $. 1. — Sächſ. Weichbild A. 89. — 
Henrici R. const. gen. 1234. — Schwabenfp. 301. 1. — C. p. a. 184.— C.p.belge a. 14, 
439 — 442, — Codice penale italiano a. 205, 206. 

Lit.: Ofenbrüggen, Der Hausfricden, Erl, 1857. — Dfenbrüggen, Das alaman- 
niſche Strafreht im deutſchen ADLER Schaffb. 1560. — Wilda, Das Strafredt ber 
Germanen, Halle 1842. — Walch, ÖOpuscula, al. 1785—93. Vol. II. — Arch. j. Crim. R. 
1812. — N. Iabrbb. t fäd. Strafrecht, Bo. II VII—IX. — Schwarze’s Allg. fühl. 
Ger. Ztg., Bo. J. IV— Teihbmann. 

Hausgeſetze. Don verfteht unter H. autonomiſche Feſtſetzungen des deutlichen 
hoben —* zur Regelung des Vermögens-, Familien- und Erbrechts. Die H. enthalten 
demgemäß vorzugsweiſe Beſtimmungen über das Kammergut, über das Succeſſionsrecht 
und die Succeſſionsordnung, insbeſondere über Ebenbürtigkeit und Primogenitur, über die 
Vorausfegungen der Eheſchließung, über Vormundſchaft, über Hausfideicommiß, Apanage 
und die Vermögensrechte der Wittwen und Töchter. 

Die H. enthalten zwar zum Theil lediglich Anwendungen beſtehender Rechtsſätze, 
Realiſirungen vorhandener Rechtsinſtitute, mithin bloße Rechtsgeſchäfte, namentlich ſolche, 
welche auf dem Grunde des älteren deutſchen R. beruhen, daneben aber gibt es in 
denſelben andere Beſtandtheile, welche fi nicht al8 Anwendungen des Beſtehenden, oder 
als Bedingungen und Auflagen, die einem Rechtsgeſchäfte beigefügt wären, erklären laſſen, 
welche vielmehr als objectiv neue Rechtsſätze, als wirkliche Rechtsnormen, die von dem ge⸗ 
meinen Landrecht abweichen, als Ausflüffe einer förmlichen Rechtserzeugung, als Schöpfungen 
einer wahren Seldftgejeggebung betrachtet werden müſſen, jo daß Die H. nicht blos als 
ein Inbegriff vertragsmäßiger Beftimmungen, fondern zugleih als wahre Nechtögquellen 
ericheinen, welche eigenthümlichen Rechtsſätzen das Dafein verleihen. Die Richtigfeit dieſer 
Anficht ergibt ſich nicht blos aus einer Betradhtung der älteren H, die gerade deshalb 
entftanden find, um eimerjeitd den materiellen Inhalt der fremden Rechte, die VBorjchriften 
über gefegliche und teftamentarijche Erbfolge, iiber Bermäctnife, Dotal- und Parapber: 
nalgüter, welde die Vernichtung des Stammguts, die Auflöfung der Familie und Damit 
zugleid die Auflöjung der damaligen Staatsordnung herbeigeführt haben witrben, fern zu 
halten, und um anbererfeitö Die beftehenden deutjchrechtlichen Grundſätze, wie 5. B. bie 
Theilbarkeit der Territorien, im Sinne einer entwidelteren Staatsidee fortzubilven , wobei 
man ganz offenbar won den Prohibitiugefegen des römiſchen und von den Borfchriften 
des deutſchen R. abwich; ſondern daſſelbe Rejultat ergibt ſich nun auch aus einer 
Analyſe der neueren und neueften H., in denen zwar vielfach Rechtsgeſchäfte und Rechts— 
ſchöpfung im ſchwer zu unterfcheidender Weiſe neben einander Liegen, in denen fich doch 
aber jedenfalls, wie 3. B. ın dem 9. ded Grafen Giech, Beftimmmmgen finden , welde 
unter feinen Umftänden auf das beſtehende objective Recht zurädgeführt werden können, 
welche vielmehr wie die Feſtſetzung eines eigenthümlichen Volljaͤhrigkeitstermins, eigentbim: 
licher Normen über die Vormundſchaft von dem gem. R. abweichen. (Ueber die binfichte 
lich dieſer Frage entjtandene Controverfe vgl. v. Gerber, Ueber den Begriff der Auto: 
nomie; Arch. f. civil. Praxis, Bd. 37 (1854), ©. 35 f. K. Maurer, Ueber den 
Begriff der Autonomie; Krit. Bierteljahrsichr. —* IL. (1855), ©. 229 fi. 8. Mau— 
rer, Autonomie in Bluntihli’s Staatswörterb. Bo. I. (1857), ©. 605 ff. v. Ger- 
ber, Das Hausgeleg der Grafen Giech, 1858. Jolly, Das Hausgeleß der Grafen 
Giech; Krit. Ueberſchau, Bd. VI. (1859), ©. 330 ff. Hermann, De —— 
juris Germaniei fonte. Jena 1859. v. Gerber, Nachträgliche Grörterungen zur Y 
von der Autonomie, in v. Öerber und Ihering, Sabırbb. für Dogmatik ꝛc., + it 
(1959), ©. 411 fi. v. Gerber, Syſtem des deutſchen Briv.R., 9. Aufl. 1867, ©. 65 fi. 
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Beſeler, Soft. des gem. deutfchen Priv.R., 2. Aufl. 1866, ©; 702 ff.) Lewis, Zur 
Lehre von der Autonomie des hohen Adeld (in Behrend, Ztſchr für Gejeggebung und 
Nehtöpflege in Preußen, Bd. TIL (1869) ©. 687 ff.). 

Subjecte dieſer Rechtsbildung in früheren Zeiten find die Familien des hohen Adels als 
folhe, indem ſich innerhalb dieſes Standes die uriprüngliche Feſtigkeit der verwandtichaftlichen 
Verbindung, die Bedeutung verjelben als Rechtsgenoſſenſchaft, intact erhalten hatte; und 
zwar erfolgte ſolche Feſtſetzung im der Kegel durch einftunmigen Schluß, Teltener durch 
Mehrheit, noch feltener durch Das Familienhaupt ohne Zuziehung der übrigen Familien— 
glieder. In Folge der jtaatsrechtlichen Entwidelung dieſes Jahrhunderts ift num bei den ſou— 
veränen Familien durch Die volle Entwidelung der Yandeshoheit aus einem Privatrecht der 
Familie zur Staatsgemalt, insbefondere auch durch die Unterordnung der übrigen Fami— 
Tiengliever unter den Souverän und unter die Yandesgefeggebung, ſodann durd die Aus- 
bildung der conftitutionellen Verfaſſungen ein Theil derjenigen Materien, welche früher 
ausichlieglich der hausgeſetzlichen Negulirung unterlagen, derſelben entzogen, und wegen 
feiner Bedeutung für das gefammte Staatöleben zum Gegenftande der Landesgeſetzgebung, 
vielfah jogar des Staatögrundgejeges gemacht worden. Insbeſondere bat die preuf. 
Verfg. Urk. in den A. 53, 54, 56 — 58 die Beftimmungen über die Thronfolge — Dies 
jedoch unter Erwähnung der gleichlautenden hausgeſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch 
mit dem Entwurf der Nationalverfammlung — jowie die Beſtimmungen über die Voll: 
jährigfeit und, die Regentihaft der Sphäre bausgefegliher Normirung entzogen. Diefe 
ift dagegen, wie die unbeanftandet erlaffenen H. fir Batern vom 5. Aug. 1819, für 
Würtemberg vom 8. Juni 1828, für Hannover vom 19. Nov. 1836, für Sachſen vom 
30. Dec. 1837 beweilen, in den von der verfaffungsgefeglichen Feſtſtellung unberührten 
Materten noch immer zuläffig. Fir die Mediatijirten find nach der ausdrücklichen Be— 
ftunmung der Bundesacte A. 14, Lit. ce, sub Nr. 2 in Gemäßbeit der früheren deut— 
Ihen Verfaſſung nicht nur die noch beftehenden Familienverträge aufrecht erhalten, ſon— 
dern es ift ihnen aud die Befugniß zugeficyert, über ihre Güter und Familienverbältnifie 
verbindliche Verfügungen zu treffen; dieſe müfjen jedoch dem Souverän vorgelegt, und bei 
der höchſten Landeöftelle zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. Es wird 
danadı nicht zur bezweifeln fein, daß den mebtatifirten Häuſern auch noch gegenwärtig die Befug- 
niß zufteht, eine vom gemeinen Yandrecht abweichende wirfliche Nechtsichöpfung in Bezug auf 
ihre Güter und amilienverhältniffe vorzunehmen. Dagegen ift e8 beftritten, ob die Vor— 
lage an den Souverän — die übrigens in einigen Ländern zu einem wenigftens that— 
ſächlichen Beſtätigungsrechte erweitert ift — eine Bedingung der Gültigkeit unter den Fa— 
miliengliedern jelbft, oder gegenüber dritten Perſonen fer, und ferner ob ſchon durch die 
Uebergabe an die höchſte Yandesftelle die allgemeine Kenntnißnahme als bewirkt zu bes 
tradyten, oder ob dazu noch eine befondere Verkündigung nothwendig fe. (Schlund, 
Die Gültigkeit der H. des hohen deutſchen Adels, Münden 1842. Zöpfl, Grumf. 
d. gem. deutichen Staatsrechts, 5. Aufl. 1863, Th. IL, ©. 113 ff. Zahbartä, Deut: 
ſches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl. 1865, Th. I., ©. 522 ff.) Sehr viel be 
ſchränkter ift die der vormaligen Neichsritterfchaft in A. 14 der Bundesacte zugeficherte 
Autonomie; diefe darf nur nach Vorſchrift der Yandesgefege ausgeübt werden, jo daß dieſe 
über den Umfang vderfelben entjcheiden. Für Die dem preußtichen Staate angehörigen 
reichsritterichaftlichen Familien in der Aheinprovinz umd in Weftphalen ift durch Gabi: 
binets-Ordres vom 16. Januar 1836 umd 21. Januar 1837, refp. vom 26. und 
28. Februar 1837 die autonomiſche Dispofitionsbefugnig dahin feftgeftellt, daß, mit Ab- 
mweichung vom gem. und Provinzialrecht und infonderheit ohne durch einen Pflichttheil be— 
fchräntt zu fein, die Erbfolge, Abfindung, Witthum x. nach freiem Gutbefinden regulirt 
werden darf. (v. Nönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie, 3. Aufl. 1869, Th. I. 
Abth. IL, ©. 314 ff) 

DQuellenfammlungen: Die älteren H. find entweder noch ga nicht gedrudt (mie bie 


Me Bot. ber H. der Mediatifirten) oder fie finden fich zerftreut in Lünigs Reichsarchiv, 3. 
3. ofers altem und neuem Staatsredht, in ben Werfen über Staatsrecht und Geſch. der 
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einzelnen Länder, in fpecielfen Rechtsgutachten und Debuctionen. Die neueren H aus dieſem 
Jahrh. find meiſt in den Geſetz⸗ und Verordnungs-Sammlungen publieirt. H. Schulze, Die 
H. der regierenden deutſchen Fürſtenhäuſer, Jena 1862, hat eine Zuſamenſtellung und Auswahl 
dieſes —————— Materials, mit Ausſchluß der mediatiſirten Häuſer, unternommen, und die 
einzelnen Quellenſtücke mit ſehr werthvollen rechtsgeſchichtlichen Einleitungen verſehen. Der bib— 
ber erſchienene erſte Band enthält jedoch nur die H. von Anhalt, Baden, Baiern und Braum— 
ſchweig (Hannover). Einen Ueberblick über die Breuß.-Hohenzollernfche Haus-Gſgb. gibt v. Rönne, 
Staatsrecht der preuß. Monarchie, 3. Aufl. 1869, Bd. I, Abth. 1, S.61 ff.; vgl. aud v. Kamptz, 
Lit. der Berig. des Königl. Haujes, Berl. 1824; auch abgedrudt in den Jabrbb. fiir die preuß. 
Gſgb., Bd. 25, S. 3—50. Ueber die Gefchichte der Hausgefetgebung vgl. H. Schulze in 
Stobbes, Gejhichte der Rechtsquellen Bd. II. ©. 498 ff. (Anhang). 
Ernſt Meier. 


Hauſirhandel — der Handel im Umberziehen, eine Species des Kleinhandels, 
obwohl unter Umftänden das Haufiven auch in großem Maßſtab ftattfinden fan. Der 
Haufirer wandert von Ort zu Drt, um Gelegenheiten zum Kaufen oder Berfaufen zu 
ſuchen. Belanntlich gibt e8 außer dem Handel noch eine große Zahl anderer Gewerbe, 
die im Umberziehen betrieben werden. GCharakteriftiich ift bei allen im Gegenfat zu den 
ftehenden Gewerben der Mangel einer Handels- over Tonftigen gewerblichen Niederlafjung, 
die als örtlicher Mittelpunkt der geichäftlichen Thätigkeit gelten könnte. Bei richtiger Er- 
fenntniß ericheint der H. und überhaupt der Gewerbebetrieb im Umherziehen als wohl: 
thätiger und bedeutender Factor des wirtbichaftlichen Yebens, denn er vermittelt Berkehr 
und Umfat an folden Orten und in folchen Fällen, welche auferhalb des regelmäßigen 
Aufammentreffens von Angebot und Nachfrage liegen. Gleihwohl ift nicht zu leugnen, 
daß der Gewerbebetrieb im Umberziehen mancherlei Abnormitäten zeigt und daß Miß— 
bräuche, die eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, Sittlichfeit oder Sanitätöpflege 
in ſich ſchließen, hier eher zu beforgen find, als bei dem Betrieb ftehender Gewerbe. Die 
Beſorgniß vor ſolchen Mißbräuchen, früher aud das Streben, Handel und Gemerbe in 
den Städten zu concentriren, bat häufig zu übermäßigen Beſchränkungen, ja wohl gar zu 
einem Verbot des H. geführt; erft die neueren Gewerbe-Ordnn. find von der Erkenntniß 
geleitet, daß die polizeiliche Gontrole nicht dahin führen dürfe, die Freiheit der Bewegung 
zu beeinträchtigen. Vortrefflich find in diefer Hinfiht namentlich die Beſtimmungen ber 
Gewerbe-Ordn. für den Nd. Bund vom 21. Juni 1869 (88. 55—63). Nach derjelben 
muß, wer ein Gewerbe im Umberzieben betreiben will, einen Legitimationsichein Löfen, zu 
deſſen Ertheilung regelmäßig die höhere Verwaltungsbehörde, ausnahmsweiſe Die Yocal- 
behörde des Ortes, am welchem der Gemwerbtreibende wohnt, competent iſt. Der Legiti— 
mationsſchein darf im Allgemeinen feinem Bundesangehörigen verfagt werden, Der immer: 
halb des Nd. Bundes einen feften Wohnfig hat und das 21. Yebensjahr überſchritten 
hat. Ausgenommen find mur folde Perſonen, die mit anſteckenden oder abjchredenden 
Krankheiten behaftet, wegen gewiller ftrafbarer Handlungen verurtbeilt find, Die unter 
Polizetaufficht ftehen oder wegen Arbeitsichen, Bettelei, Yandftreicherei berüchtigt find. Den 
Pegitimationsichein muß der Inhaber ftetS bei fich führen, er gilt nur für die Perfen, 
nicht für Stellvertreter und Gehülfen. Er wird immer nur auf ein Jahr ertbeilt, aber 
verlängert, wenn nad Ablauf des Jahres die geſetzmäßigen Erforderniſſe noch vorhanden 
find. Gewiſſe, ausprüdlich genannte Gegenjtände find vom Handel im Umberziehen aus: 
geſchloſſen, doch kann der Bundesrath, fofern ein Bedürfniß obmwaltet, aud in Bezug auf 
diefe Gegenftände das Hauſiren zulaſſen; ebenſo fteht demfelben aber aud zu, aus Grün 
den der öffentlichen Sicherheit oder Geſundheitspflege ein zeitweiſes Hauſirverbot andern 
Gegenftände anzuordnen. — Vgl. den Urt. Kleinhandel. 

Behrend. 

Hausſuchung perscrutatio domestica) iſt die Durchſuchung von Wohnhäuſern, 
Wohnungen, zu Wohnungen gehörenden Räumlichkeiten, einſchließlich der in denſelben be— 
findlichen Behältniſſe. In dieſer Beſchränkung bildet ſie neben der Durchſuchung der 
Perſon, die das preuß. R. indeß nur gegen Gefangene zuläßt, eine Unterart der „Durch— 
ſuchung“, „Aufſuchung“ oder, wie die ſächſ. Str. Pre.O. ſie bezeichnet, der „Ausſuchung“ 
überhaupt. Wie dieſe hat ſie ihren Zweck in der Auffindung und Verhaftung von Per— 
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Ionen oder der Beichlagnahme von Sachen, nad) der hann. Str. Pre.O. aud in der Er— 
möglihung des Augenſcheins. Um dieſes ihres Zieles willen wie gegenüber der durd) 
die Verfaſſungen garantırten Unverleglichkeit der Wohnung fordert fie richterlihe Anordnung; 
der C. d’instr. aber geftattet fie bei friiher That (ſ. Diefen Art.), die oldenb. und wirt. 
Str Pre.O. bei friiher That und Gefahr im Verzuge, den ſämmtlichen Beamten der 
gerichtlichen Polizei; die preuß. Gſgb. den BPolizeibehörden beim erjten Angriff, der 
Staatsanwaltſchaft allgemein, nad) erhobener Strafflage jedoch nur bei Gefahr im Ver— 
zuge. Die Anordnung ft, vom fall der Berfolgung auf friiher That oder der Wie- 
derverhaftung eines entiprungenen Gefangenen abgeiehen, nach den neueren Str. Pre.Drdnn. 
nur dann gerechtfertigt, wenn dringende Gründe für Die Annahme vorliegen, daß die 
verbächtige Perſon oder die zu edirenden bez. der Beichlagnahme überhaupt unterliegenden 
Gegenftände fid) in dem Haufe befinden. Der Inquiſitionsproceß verlegte diefen Grund— 
fag, wenn er eine fpecielle und eine generelle H., welche letztere fich auf ganze Häufer- 
complere, ja ganze Ortichaften erſtreckte, unterſchied und die generelle beliebig, fogar um 
durch fie Die jpecielle zu ermöglichen oder ihre Erfolglofigkeit, zu verdeden, geftattete. Die 
bad. und würt. Str.Prc.D. haben dieſe generelle H. noch beibehalten, indeß nur dem 
Namen nad, da fie diefelbe an die gleichen Borausfegungen knüpfen, die fie für die fpecielle 
ftatuiren, jo daß es fich hierbei in der That nur um eine Mehrheit fpecieller H. han— 
delt. — Die mit einer H. verbundenen Störungen haben Beichränfungen verfelben ver- 
anlaft, die aber bei öffentlichen Localen, jo Lange fie offen ftehen, bei den der Polizei= 
aufſicht unterliegenden Yocalitäten und durchweg auch gegenüber dem Verdächtigen in 
Wegfall kommen, Unter diefen Beichränfungen find e8 namentlich zwei, die hervorzuheben 
find, Beichränfung auf die Tageszeit, wo nicht Gefahr um Verzuge ift, und Zuläffigfeit 
erft nach vergeblicher Aufforderung zu freiwilliger Herausgabe, jo daß die H. alfo gegen- 
über diefer Aufforderung ſubſidiärer Natur ift. Eine gleiche Beichräntung kommt für bie 
Ausführung der H. in Betracht. Wie fie ausnahmslos immer mit möglichfter Schonumg 
zu vollziehen ift, jo ift eine Auffperrung von Schlöffern an Thüren, Kaften x. nur nad) 
vorgängiger Aufforderung zu freiwilliger Eröffnung geftattet. Mit Nücdficht hierauf Toll 
fie nicht ohme Zuziehung des Betroffenen erfolgen, wenn dieſelbe nicht entweder den Zweck 
der H. gefährdet, oder der Betroffene abweſend ift, im welchem Falle Mitglieder feiner 
Familie, Hausgenofien oder Nachbarn zugezogen werden müſſen, wenn «8 möglich ift. 
Ergibt die H. fein Refultat, jo ift dem Betroffenen dies auf Verlangen zu beicheinigen. 

Quellen: C. d’instr. a. 49 s. 87 ss. — Preuß. Verfg.Urk. A. 6. Gef. v. 12. Febr. 
1850 8. 7 fi. Str.Pre.O. 1867 $$. 59. 62. 70. 73. 93 ff. 131 ff. Entw. 1865 $. 104° Anm, 
No. Gef. v. 21. Juni 1869 $. 30. — Braunſchw. Str.Pre O. $. 37. — Hann. Str.Prc.D. 
1859 $. 110 fi. — Oldenb. Str.Pre.Dd. 4. 92 fi. — Sächſ. Str.Pr.D. A 196 ff. — Bab. 
Str.Pre.dD. $. 130 ff. — Würt. Str Pre O. 9. 122 ff. 

Yit.: Tittmann, Strafrehtswifienihafit $. 443. Bauer, Str.Pre. $. 87. Pland, 
Str.Berf., ©. 225. Zahariä, Str.Pre., II $. 96. Brauer, Arch. f. Erim.ft., 1846. 
©. 583 fi. Löwe, Preuß. Str.Pre., $. 43. ERIEBBL: Verf., $. 4. n. 8. 9; 8. 43. n. 11. 
12. 35. Schwarze, Comm. z. ſächſ. Str.Pr.O. J. 1. 

8. Wieding. 


avarie. Die Beftimmungen über H. ſchließen fid) an die Lehre vom Seewurf 
an, mie diefelbe durch die rim. Yuriften in dem Titel de lege Rhodia de jactu (D. 
XIV. 2) entwidelt worben ift. Der Inhalt der lex Rhodia wird dahin angegeben: ut 
si levandae navis gratia jactus mercium factus esset, omnium contributione sar- 
ciatur quod pro omnibus datum est. Beitragspflichtig jollten Alle jein, die durch den 
Seewurf Nuten gehabt hatten, quorum interfuisset jacturam fieri 1. 2. 8. 2h. An 
den urſprünglichen Fall des Seewurfs jchloffen fich bereitS im röm. R. andere Fälle an, 
3. DB. Rappen der Maften, Loskauf von Piraten, 1. 5. 8. 152. $. 3h. Durch weitere 
Ausdehnungen und Generalifirungen fam man zu jehr verwidelten Unterſcheidungen, die 
dann im H.G.B. vereinfacht worden find. Zu bemerfen ift hierüber: Bor dem H. GB. 
verjtand man unter 9. alle Schäden und Unfoften, die für Schiff oder Ladung im 
Berlauf der Seefahrt herbeigeführt werden, aljo jomohl die Schäden, die durch Unglüds- 

v. Holgenborjf, Redisleriton 1. 35 
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fälle veranlaßt werden, wie die Unkoſten, die gewöhnlich eintreten. Die H. wurde dem— 
gemäß eingetheilt: 1) in die beſondere H. (avarie particuliere), d. h. diejenige, die 
entweder nur vom Schiff oder nur von der Ladung zu tragen ift; 2) die gemeinſchaft— 
liche 9. (avarie commune). Die letztere zerfiel wieder: a) in die Meine oder ordinäre 
H., d. 5. die gewöhnlichen Unfoften, die eine Reife auch ohne befondere Unfälle mit fih 
bringt. b) Die große oder ertraorbinäre H. (avarie grosse), die durch befondere Uns 
glüdsfälle veranlaßt if. Auf die Größe des Unglüds oder Schadens kommt jedoch nichts 
an. — Das H.G.B. hat die Fleine oder ordinäre H. befeitigt, die gewöhnlichen Untoften 
der Schiffahrt find vom Berfrachter zu tragen (U. 622). Zunächſt ift hiernach der Be 
griff der großen H. zu beſtimmen, daraus ergibt ſich der der befonderen. Zur großen 
9. gehört ein Zufammentreffen von drei Erforderniffen: a) es muß eine gemeinſame 
Gefahr vorhanden fein, ein Unfall, der Schiff und Yadung gemeinjchaftlich bedroht. Die 
Gefahr muß eine wirkliche, feine blos eingebilvete fein; gleichgültig ift es, ob fie veranlaft ift 
durch einen casus, durch die Schuld eines Dritten oder eines Betheiligten. Iſt ein Ver— 
fhulden vorhanden, fo tritt nur die perfönlice Verantwortlichkeit des Schuldigen ein. 
Iſt derfelbe ein Betheiligter, jo verliert er außerdem den Anſpruch, als Berechtigter an 
der Gontribution Theil zu nehmen; b) es muß zur Abwendung der Gefahr ein Opfer 
gebracht fein, und zwar vom Schiffer oder feinem Stellvertreter. Es muß alſo von vielen 
Perſonen entweder dem Schiff oder der Ladung oder beiden abſichtlich ein Schaden zuge 
fügt oder es müſſen ſonſt Koften oder Aufwendungen gemacht fein. Dadurch werden alie 
alle blos zufälligen Beſchädigungen ausgeſchloſſen. Die hierher gehörigen Hauptfälle find, 
jevody nur beiſpielsweiſe, ım 4. 708 aufgezählt, e) Das Opfer muß nicht gänzlich 
refultatlos geblieben fein, es muß eine gänzliche oder theilweiſe Rettung der bevrobten 
Gegenſtände (Schiff und Ladung) ftattgefunden haben. — Sind diefe drei Bedingungen 
nicht ſämmtlich vorhanden, jo liegt nur particuläre H. vor, bei der feine Contribution des 
Schadens ftattfindet, ſondern bet welder fi die Tragung des Zufalls, veip. der Anſpruch 
auf Schadenserfag ganz nad gewöhnlichen ciwilrechtlichen Grundfägen beftimmt. Liegt 
aber eine H. grofje vor, To findet eine Bertheilung des ftattgehabten Schadens auf alle 
diejenigen jtatt, quorum interfuisset jacturam fieri. Es find dies: der Rheder in Be: 
treff des Schiffs, Die Ladungsintereſſenten in Betreff der Ladung, der Berfrachter in Betreff 
der verdienten Fradıt. Die Vertheilung ſelbſt geihieht nach folgenden Grundfägen: Zu: 
nächſt erfolgt die Ermittelung des Schadens, und zwar, wenn der Schaden am Schiff 
geſchehen ift, unter Veranfchlagung der Reparaturfoften und unter Berückſichtigung des Unter: 
ſchiedes von alt und neu; wenn der Schade an der Yadung gejchehen ift, nach dem Marktpreis, 
den Gitter derjelben Art und Beichaffenheit am Beftimmungsort haben. Darauf erfolgt die 
Bertheilung felbft. Es contribuirt bei derjelben a) das Schiff mit dem Werth, ven es 
am Ende der Reife bat, plus dem als H. groffe in Betracht kommenden Schaden ; b) bie 
Ladung mit den bei der Löſchung vorhandenen plus den wegen H. groffe gemor: 
fenen Gütern; e) die Fracht mit ?/, ihres Bruttobetrages (wegen der darauf haf—⸗ 
tenden Untoften), plus ?, des Bruttobetraged der durch die H. groffe verlornen 
Fracht. — Die NRegulirung der H. groffe erfolgt durch die Dispache. Der Schiffer 
hat die Aufnahme derfelben ſofort nah Ankunft des Schiffes im Beſtimmungshafen oder 
nach anderweitiger Beendigung der Reife zu veranlaffen. Im Gebiet des H.G.B. be 
ftehen bierzu eigene gerichtlich beftellte Perfonen (Dispadeurs, gewöhnlich zugleid 
Schiffsmäkler). Die Beitragspflicht haftet zunächft nur auf dem Gut und gewährt feinen 
perlönlicen Anſpruch. Will daher der Eigenthümer oder fonftige Berechtigte die Gegen: 
ftände nicht übernehmen, oder gehen diefelben vor der Empfangnahme in Folge einer par: 
ticulären 9. oder eines fonftigen Unfalles unter, jo braucht er feinen Beitrag zu zablen. 
Nur Sofern ein Gegenftand übernommen ift, obwohl der Uebernehmer wußte, daß ein Ver- 
trag darauf hafte, wird derjelbe perſönlich verpflichtet, aber auch hier nur fo weit, als 
der Werth der Güter reicht. 

Gfgb. u. Lit: H.G.B. 85. 702— 735; dazu bie Kommentare von Malower un. Kob; 
Heife, HR, SS. 184— 190, Pohls Seerecht, ©. 625 — 770; v. Kaltenborn, Seerecht, 
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Bd. 2, &.1—231; Befeler, Deutfches PrivR., $. 259; v. Dubn in Goldſchmidts Ztſchr. 
Bb. 14, ©. 203 igg. Behrend. 

Heerdienſtpflicht. Als mit dem Ende des dreißigjährigen Krieges der große Kurs 
fürft Das ftehende Heer ſchuf, berubte die Bildung und Ergänzung deſſelben auf 
einem Syſteme freiwilliger Werbung, die jowohl im Inlande ald auch im Auslande ing 
Merk gejegt wurde, indeſſen zu vielen Gemwaltthätigfeiten gegen die eigenen Unterthanen, 
zu vielen Conflicten mit den übrigen deutichen Regierungen führte, und ſich auferdem bet 
der Vermehrung des ftehenden Heeres als unzureichend bewies. Zwei fünigliche Verordnun— 
gen Friedrich Wilhelms I. wegen des Enrollements vom 1. und 18. Mat 1733 hoben 
daher das Werbeſyſtem im Inlande auf, und vertheilten ſämmtliche in dem Yande be 
findliche Feuerftellen diſtrietsweiſe unter die Negimenter, jo daß ein Infanterie = Regiment 
5000, ein Gavallerie- Regiment 1800 Teuerftellen erhielt. Das Canton-Reglement vom 
15. Sept. 1733 (Droyſen, Friedrich Wilhelm I. (1869), Bd. II. S. 417) erklärte 
principiell alle Einwohner des Yandes für die Waffen geboren , befreite jedoch gleichzeitig 
die höheren Stände, insbefondere den Adel, ſowie den höheren Staatsdienft, Die einge 
wanderten Coloniften und eine Anzahl anderer Kategorien von der Zwangsausbebung. 
Die Ausgehobenen hatten die Verpflichtung, zwanzig Jahre zu dienen, wurden jedoch, nach— 
dem fie eingeübt waren, regelmäßig ind Kanton auf Urlaub entlafjen, und in den folgen: 
den Jahren ihrer Dienftzeit nad dem Bedarf zu den verfchiedenen Herbſt- und Früh— 
jahrsmanövern wieder einbeordert, auch aus mannichfachen Gründen vor Ablauf der 
Dienftzeit gänzlich entlaſſen; jo daß 3. B. nad einer Nachweiſung über die Zeit von 
1795— 1800 nad zwanzigjäbriger Dienftzeit nur 10,236, innerhalb diefer Zeit 21,585 
wegen Annahme von ftäbtiichen Etablifjements, 72,753 wegen Annahme von bäuerlichen 
Etablifjements und als Unentbehrlihe in den Dörfern, 29,034 ohne Uebernahme von 
Etabliffements, endlih 3253 ausnahmsmeile zum Studiven entlaffen worden find 
(v. Baſſewitz, Die Kurmark Brandenburg vor dem Ausbruch des Krieges von 1806, 
Yeipz. 1847, ©. 289). Außer den eingeftellten Inländern hatte jedes Regiment noch 
eine beftimmte Anzahl von Mannſchaften geworbener Ausländer; dieſe blieben bei den 
Fahnen, durften jedoch bis zu einer feitgefegten Zahl als jog. Freiwächter außer der 
Erercierzeit, wenn fie zum Wachtdienft nicht nothwendig waren, tm Orte beurlaubt wer- 
den, um fid auf ihr Gewerbe oder mit jonftiger Handarbeit ihr Brod zu verdienen; fie 
erhielten während folder Beurlaubungen weder Yöhnung noch Koft, die daraus entftehen- 
den Eriparungen gehörten zum rechtlichen Einkommen der Compagnie= rejp. Escadrons: 
chefs. Das urſprungliche Canton-Reglement war übrigens im Bor der Zeit mannichfach 
modificirt; in den legten Zeiten war mafigebend das Neglement vom 12. Febr. 1792, 
„wie in den Königl. Staaten, mit Ausſchluß Schlefiens, bei Ergänzung der Regimenter 
mit Einländern verfahren werden fol.” Das A. L.R. Tb. II. Tit. 10. $. 52 enthält 
Lediglich die Beſtimmung: „Welche Klaſſen der Einwohner des Staats zu den Gantoniften 
gehören, und was in diefen Klaffen für Entichuldigungsurfahen vom wirklichen Kriegs- 
dienfte ftattfinden, ift in den Gantond-Reglements verordnet”. Dagegen zeigt Das A. L.R. 
eine Reihe tiefgreifender Folgen, welde die Cantonpfliht allmälig auf das Unterthänig- 
feitöverhältnig ausgeiibt hatte (II, 7. $. 534 ff.). Das Ganton-Reglement war in der 
That nad Droyſens Ausdrud der erfte Schritt zum Staatsbürgerthum geweſen; im 
der Uebernahme dieſer erften ſtaatlichen Pflicht traten die Gutsunterthanen zum erften 
Male mit dem Staate in Berührung. 

Bereitd in den Kriegsartifeln für die Unteroffiziere und gemeinen Soldaten vom 
3. Aug. 1808 hatte fich der König in U. 1 dahin ausgefprochen, daß fünftig jeder Un— 
terthan des Staats ohne Unterſchied der Geburt, unter den noch näher zu beftimmenden 
Zeit= und fonftigen VBerhältnifien zum Kriegsvienfte verpflichtet werben folle, und ebenfo 
ift in der Verordnung wegen der Milttärftrafen von demfelben Tage hervorgehoben, daß die 
allgemeine Militärconfeription in der Folge junge Leute von guter Erziehung und feinem 
Ehrgefühl als gemeine Soldaten unter die Fahnen ftellen werde. Deſſenungeachtet wurde 
in den folgenden Jahren binfichtlih der H. Nichts geändert, das Canton = Reglement 
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von 1792 blieb in vollfter Kraft. Selbft die Bekanntmachung vom 3. Febr. 1813 in 
Betreff der zur errichtenden Jägerdetachements trug noch Bedenken, den Grundſatz der all: 
gemeinen Wehrpflicht zur Durchführung zu bringen, denn dieſe Bekanntmachung wendet 
ſich zwar „beſonders an diejenige Klafje der Staatsbewohner, welche nach den biöherigen 
Gantongefegen vom Dienfte befreit find“, fie war aber weit Davon entfernt, den Kriegs: 
dienft diefer Klaſſe direct erzwingen zu wollen, und bedrohte die Säumigen nur mit dem 
Nachtheile des Ausichluffes von Stellen, Würden und Auszeihnungen, und fie verlangte 
außerdem den Kriegsdienft nur „in einer der Erziehung und den übrigen Verhältmiſſen 
diefer Klaſſe angemeſſenen Form‘, jo daß die ausdrüdlice Beſtimmung nothwendig ſchien, 
„Sie find übrigens den allgemeinen militäriſchen Geſetzen unterworfen“. (Vgl auch die 
fernerweite Beftimmung über die Berhältnifje der Jägerdetachements vom 19. Febr. 1813.) 
Erft die Verordnung vom 9. Febr. 1813 hob die bisherige Eremtion von der Cantons— 
pflichtigfeit mit der Mafgabe auf, daß diejenigen, welche ſich nicht binnen 8 Tagen zum 
freiwilligen Dienft bei den Zägerabtheilungen melden — mit der Verpflichtung, fich ſelbſt 
zu beffeiven — nach näherer Beſtimmung der Militärbehörde bei einer beliebigen Trup— 
penabtheilung eingeftellt werden ſollen. Dieſe Verordnung hatte jedoch nur Geltung für 
die Dauer des Kriegs. Zur Ausführung derſelben ergingen die beiden Verordnungen 
vom 22. Febr. 1813 über das Ausweichen des Kriegedienftes, und wegen Tragens der 
preuß. Nationalcocarde. Dieſelbe wird ergänzt durch Die Verordnung über Die Organi— 
fatton der Landwehr vom 17. März 1813 (Geſ.Samml. S. 36 u. 109). ALS dauernde 
organiſche Einrichtung ift aber die allgemeine Wehrpflicht durch das Geſetz über die Vers 
pflichtung zum Kriegsdienfte vom 3. Sept. 1814 begründet worden. Den biöher nur 
geſetzlichen Grundſatz hat dann die Verfg.Urk. A. 14 zu einem grundgefeglichen erhoben, 
indem fie vorſchreibt, daß alle Preußen wehrpflichtig find, und hinzufügt, daß der Umfang 
und die Art diefer Pflicht durch das Geſetz beſtimmt werden. Durch die Königl. Exlaffe 
vom 13, Dct. 1866 und vom 12. Yan. 1867 wurde die allgemeine Wehrpflicht nad 
Maßgabe der für die übrigen Provinzen gültigen Beſtimmungen auch in den neu erwor: 
benen Yandestheilen eingeführt. Die Nd. Bundes:Berfg. endlich hat im U. 57: „Jeder 
Norddeutſche ift mwehrpflictig und kann ſich in Ausübung dieſer Pflicht nicht vertreten 
laſſen“, die allgemeine Wehrpflicht auf das ganze Gebiet de Bundes ausgedehnt. Ob: 
gleich aber nad A. 61 der Bundes-Verfg. die gefammte preuf. Militär-Gſgb. in dem 
ganzen Bundesgebiete ungefäumt eingeführt werben follte, jo ift doch die Publication des 
Gef. vom 3. Sept. 1814 über die Verpflichtung zum Kriegsdienfte von Bundes wegen 
nicht erfolgt, ſondern bereitd dem erften ordentlichen Reichstage mittelft Botſchaft vom 
23. Sept. 1867 der vom Bundesrathe beichlofiene Entwurf eines derartigen Bundesgeſetzes 
vorgelegt worden, und auf Grund deſſen das Bundes-Geſ. vom 9. Nov. 1867, betr. die 
Verpflichtung zum Kriegsdienfte, ergangen. Zur Ausführung defielben ift auf Grund von 
8. 19 die Militär = Erfag- Inftruction für den Nd. Bund vom 26. März 1868 erlaffen 
worden, 

Bon der Wehrpflicht find Ddemgemäß nur noch befreit die Mitglieder vegierender 
Häufer und die Mitglieder der mebiatifirten, vormals reichsſtändiſchen, und derjenigen 
Häufer, welchen die Befreiung von der Wehrpflicht durch Berträge zugefichert ift oder auf 
Grund bejonderer Rechtstitel zufteht. (Bundesacte A. 14 Lit. ec. Nr. 3. Preuß. Ber: 
ordn. vom 11. Juni 1815 8. 1. Nr. 3. Inſtr. vom 30. Mat 1820 8. 13. fit. a. 
Verfg. Urk. U. 34. Gef. vom 10. Juni 1855 und Berordn. vom 12. Nov. 1855.) 
Demgemäß find alfo insbefondere Mennoniten dienftpflichtig, obgleich erft Durch die Ver— 
ordn, vom 24. Juni 1867 ihre Befreiung nad) Maßgabe der Cab.Ordre vom 16. Mai 
1830 binfichtlich der neuen Yandesiheile ausgefprochen war. (Ueber die ſehr verwidelten 
Rechtsverhältniſſe der Mennoniten ſ. Rönne, I. 1. (1869), ©. 85 ff.) Diejenigen 
Wehrpflictigen übrigens, welche zwar nicht zum Waffendienft, jedoch zu Tonftigen militäs 
rischen Dienftleiftungen, welche ihrem bürgerlichen Beruf entſprechen, fühig find, können zu 
ſolchen herangezogen werden, und die Cab. Ordre vom 2. März 1868 hat beitimmt, daß 


u 


diejenigen Mennoniten, melde fich nicht freiwillig zum Waffendienft bereit erfläven, zur 
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Genügeleiftung ihrer Milttärpflicht als Nicht» Combattanten, nämlich als Krankenwärter, 
als Schreiber, ſowie als DekonomiesHandmerker und Trainfahrer, auszubeben feien. Hin- 
fichtlich der Theologen ift zwar die principielle Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht 
auch neuerdings anerfannt, durch den fortdauernden Mangel an Aspiranten für den Sir 
hendienft aber die thatlächliche Befreiung in dem bisherigen Umfange aufrecht erhalten. 
(Bol. darüber die Erlaffe des Kriegsminiſters 2. vom Januar 1870 im Miniſterial-Bl. 
für Die gef. innere Verwaltung, Yahrg. 1870, ©. 87 f.) 

Die Verpflichtung zum Dienft im ftehenden Heere beginnt mit dem 1. Janıtar und 
zwar in der Regel desjenigen Kalenderjahres, in welchem der Wehrpflichtige das zwan— 
zigfte Jahr vollendet. Die Wehrpflicht trat früher erſt nach Vollendung des zwanzigſten 
Jahres ein; die große Mehrzahl der Eingeftellten bat aber auch bei der jegigen Ein- 
richtung Das zwanzigfte Jahr bereits vollendet, da die Einftellung erft mit dem 1. Octbr. 
zu geſchehen pflegt; in Wejtphalen, Hannover, Schleswig-Holftein beginnt die Wehrpflicht 
erft mit dem 1, Januar desjenigen Jahres, in welchem das einundzwanzigite Jahr voll: 
endet wird. 

Die Wehrpflicht im ftehenden Heere Dauert fieben Jahre; während diefer Zeit find 
die Mannſchaften die erjten drei Jahre zum umunterbrochenen activen Dienft verpflichtet. 
Während des Neftes der fiebenjährigen Dienftzeit find die Mannichaften zur Reſerve be 
urlaubt, infoweit nicht Die jährlichen Uebungen, die aber jeven Neferviften nur zweimal 
und nicht über je acht Wochen treffen Dürfen, oder nothwendige Berftärkungen und Mobil- 
machungen des Heeres, die jedesmal für eine Uebung zählen, die Einberufung zum Dienft 
erfordern. — Die Verpflichtung zum Dienft in der Yandwehr erfolgt nach abgeleifteter 
Dienftpflicht im ftehenden Heere und ift von fünfjähriger Dauer. Die Yandwehrmann- 
ſchaften, mit Ausſchluß der Landwehr - Kavallerie, Die im Frieden zu Uebungen gar nicht 
einberufen wird, fünnen während Led Yandwehrverhältnified zweimal auf 8— 14 Tage 
zu Uebungen einberufen werden, Die bei der Infanterie in beſonderen Compagnien oder 
Bataillonen, bei den Jägern und Schützen, der Artillerie, den Pionieren und dem Train 
im Anflug an die betreffenden Lintentruppentheile erfolgen. — Der Landfturm befteht 
aus allen Wehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 42. Lebensjahre, welche 
weder dem ftebenden Heere noch der Landwehr angehören; und tritt auf Befehl des Bun- 
desfeldherrn nur' dann zuſammen, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Bundesgebietes 
bedroht oder überzieht. — Alle Beſtimmungen über die Dauer der Dienſtverpflichtung 
für das ſtehende Heer und für die Landwehr gelten nur für den Frieden; im Kriege ent— 
ſcheidet darüber allein das Bedürfniß. 

Der Bundesfeldherr beſtimmt für jedes Jahr nach Maßgabe des Geſetzes die Zahl 
der in das ſtehende Heer einzuſtellenden Rekruten. 

Um im Allgemeinen wiſſenſchaftliche und gewerbliche Ausbildung jo wenig wie mög— 
lich durch die allgemeine Wehrpflicht zu ftören, tft c8 jedem jungen Manne überlaſſen, 
fhon nach wollendetem 17. Lebensjahre, wenn er die nöthige moraliiche und körperliche 
Qualification hat, freiwillig in den Militärdienft einzutreten (jog. dreijährige Freiwillige). 
Zunge Leute von Bildung, welde fid) während ihrer Dienftzeit * bekleiden, ausrüſten 
und verpflegen, und welche die gewonnenen Kenntniſſe in dem vorſchriftsmäßigen Umfange 
dargelegt haben, werden ſchon nach einer einjährigen Dienſtzeit im ſtehenden Heere zur 
Reſerve beurlaubt. Sie können nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten und Leiſtungen zu Offi— 
zierſtellen der Reſerve und Landwehr vorgeſchlagen werden. Die Offiziere der Reſerve 
können während der Dauer des Reſerveverhältniſſes dreimal zu vier- bis achtwöchentlichen 
Uebungen herangezogen werden. Die Offiziere der Landwehr ſind zu Uebungen bei Linien— 
truppentheilen allein behufs Darlegung ihrer Qualification zur Weiterbeförderung, im 
Uebrigen aber nur zu den gewöhnlichen Uebungen der Landwehr heranzuziehen. Im 
Kriege können aud die Offiziere der Landwehr erforderlihenfals bei Truppen des 
jtehenden Heeres verwandt werben. 

Die beurlaubten Mannihaften des Heeres (Neferve, Landwehr) find während ber 
Beurlaubung den zur Ausübung der militäriſchen Controle erforderlichen Anordnungen 
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unterworfen; im Uebrigen gelten für diefelben die allgemeinen Landesgefege, auch follen 
diefelben in der Wahl ihres Aufenthaltes im In- und Auslande, in der Ausübung ihres 
Gewerbes, rüdfichtlich ihrer Verheirathung und ihrer jonftigen bürgerlichen Verbältnifie 
Beſchränkungen nicht unterworfen fein; vefewe=- und landwehrpflichtigen Mannſchaften 
darf in der Zeit, in welcher fie nicht zum activen Dienft einberufen find, die Erlaubniß 
zur Auswanderung nicht verweigert werben. 

Ueber die Kriegsdienftpfliht in der Marine (Flotte und Seewehr) vgl. den Art. 
Marine. 

Lit: v. Rinne, Das Staatsrecht der preuß. Monardie, 3. Aufl. 1869, Bd. I, Abth. 2, 
S. 226 fi. Thudichum, PVerfafiungsrebt des Nd. Bundes, Tüb. 1870, ©. 442 ff. Die 
neueren Wehrgefete der fübdeutichen Staaten, Frankreichs und Defterreichs, ſämmtlich aus dem 
Jahre 1868, bei Koller, Arch. des Nd. Bundes, Bd. I. ©. — —— 

rn ier. 


Hehlerei. Eine Form indirecter Beförderung des Diebftahls und der ihm nächſt 
verwandten Verbrechensarten. Diefelbe begreift: 1) Die Begünftigung im tedhnilchen 
Einne rückſichtlich des Diebftahls, der Unterichlagung und des Raubs (an deſſen Statt 
Wiürtemberg Betrug und Fälſchung hat) (Nd. Strafgel.: und der dem Raube gleich zu bes 
ftrafenden, ‘Preußen: und ähnlicher Verbrechen, vgl. Sachſen) infofern fie um eignen 
Vortheils willen („in eigennügiger Abficht“: Würtemberg) geübt wird. Hiebei find 
alfo die gefeglichen Erforderniffe der Begünftigung vorausgelegt. Dementſprechend gilt, was in 
Betreff der legteren beftimmt ift, auch in Betreff diefer Art der H., ſoweit nicht. mit Rückſicht 
auf Das ihr eigenthümliche Merkmal der Gewinnſucht abweichende Vorſchriften gegeben 
find. So z. B. gilt, was hinſichtlich der Begünftigung ſeitens naher Angehörigen des 
. Thäterd verfügt it (Straflofigkeit, wen e8 fi um Die Sicherung der Perſon des [eg 
teren handelt), auch hier, infofern fich nicht, wie im Nd. Strafgel. (258 i. f.) das Gegen: 
theil ausgeiprochen findet. — Auch hier handelt es fih, was den Thäter betrifft, ent: 
weder darum, Demielben die Vortheile aus der That zu fihern, oder darum, ihn ben 
ftrafrechtlihen Folgen der letzteren zu entziehen; es ift aber, wie bet der Begimftigung 
überhaupt, zur Vollendung nicht erforderlich, daß die bezügliche Abficht ihr Ziel erveice. 
— Der erftere Fall ſtimmt in weientlihen Merkmalen mit der unter 2 zu befprechenden 
Art der H. überein, daher ex mehrfach mit ihr unter Einer Bezeichnung (Sachen: „Bars 
tirerei“, Oeſterreich: „Theilnehmung“) und unter gleihen Strafbeftimmungen (eine Aus: 
nahme macht nur das Nd. Strafgel.) zufammengefakt wird. — Hinfichtlich des Strafmaßes 
ift für diefe Species der Begünſtigung wie für legtere überhaupt in erfter Linie die Be 
Ihafienheit des vorausgehenden Delictes wichtig (Nd. Strafgef. 257). Jedoch iſt der grawere 
Charakter des letzteren nur dann in Betracht zu ziehen, wenn der Begünftiger Kenntniß 
von demielben hatte, oder (Sachſen) wenigftend Grund Batte, ihn als gegeben anzunehnen. 
” Das mwiffentlide Anfıhbringen, Verhehlen oder Verhandeln 
(Mitwirken bei dem Vertriebe) der durch die oben bezeichneten Verbrechen (No. Strafgel.: 
„der mittelft einer ftrafbaren Handlung”) erlangten Gegenftände, unabhängig von den 
Merkmalen der Begünftigung. Im dem legteren liegt, daß der Hehler den Dieb... . 
nicht zu fennen brauche. Auch ift nicht vorauszufegen, daß er wille, welchem Verbrechens— 
begriff fich deffen Handlung ſubſumire (Baiern?) Es genügt, daß ihm die Unvechtmäfig- 
feit des Erwerbs und zwar im Momente des Verhehlens, Anfihbringens 2c. befannt 
fei, over (Sachſen) doc von ihm vermuthet hätte werden follen. Defterreich droht für 
den letzteren Fall Uebertretungsftrafen (477, 473 ff.; vgl. den öſterr. Entw. $. 287). 
Auf den Bortheil des Diebes .. . braucht die Handlung nicht gerichtet zu fein. Dagegen 
fordern Würtemberg und das Nd. Strafgel. auch hier, daß der Hehler durch den eignen 
Bortheil beftimmt werde. Anders Preußen, Baiern und Sachſen. — Hinfichtlich des 
Strafmaßes ift auch Hier die Beſchaffenheit des vworausgegangenen Delicts bedeutſam, 
wenn auch der Zufammenhang zwiſchen der Berfchuldung des Hehlers und der des 
Diebes ... der Vorausfegung nad) bier eine minder enge ift. — Preußen bebroht die 
H. nur infofern die vorausgehende Eigenthumsverlegung ſich den „Verbrechen oder „Ver— 
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gehen“ einreiht. Iſt e8 ein Raub, ein Schwerer Diebftahl oder eine Erpreffung, fo foll 
regelmäßig Zuchthaus verhängt werben. Aehnlih das Nd. Strafgefeg. Baiern unters 
Iheidet 9. in Bezug auf Verbrechen, — Vergehen, — Uebertretungen. Oeſterreich behan= 
delt die H. (Theilnehmung) in Bezug auf „Verbrechen für die Regel ebenfalls als 
Verbrechen. Daneben aber urgirt e8 den Betrag des BVerhehlten. 

Meift wird die gewerbs- bzw. die gewohnheitsmäßige Betreibung der H., ſowie (Preußen 
und Nd. Strafgel.) der wiederholte Rüdfall durch ftrenge Strafbeſtimmungen ausgezeichnet, 
Die Stellung unter Polizeiaufſicht ift wenn irgendwo fo hier am Plage, — Oeſterreich 
gedenft der gewerbsmäßigen 9. micht (ſ. Dagegen den öſterr. Entw. 286). 

Mehrere Gefeggebungen (Baden, Heflen, Thüringen) kennen die H. als ein von der 
Begünftigung verſchiedenes Delict nicht, behandeln die legtere jedoch in einer Weiſe, daß 
fi) eine Lücke nicht wohl ergeben wird, Doch dürfte eine mehr fpecificirende Normirung 
diefer Vergeben, ſpeciell wie fie im Nd. Strafgef. ſich durchgeführt findet, den ei 
dienen. — Berfehrt ift es, mit Siebdrat (das Strafgejet für Sachſen) da, wo die Merk— 
male ſowohl der Begünftigung als der felbftändig behandelten H. vorliegen, die Grund— 
füge über Goncurrenz zur Anwendung bringen zu wollen. 

‚Strafgefegbb.: Ni. Strafgef. 55. 257—62; Preußen 237—40 (dazu Depenasin; 
Baiern 3098-13; Würtemberg 343, 50, 60; Oeſter reich 185, 96, 464; Defterr. Entw, 
286, 87; Sadfen 292, 93; Selten 88, 90; Belgien 505 u. 6; Srantreid 62, 

eriel. 
eimbadh, Guſtav Ernft, geb. 15. Nov. 1810 zu Leipzig, wurde 1830 
Profeſſor daſelbſt und ftarb 24. Januar 1851. 

Schriften: De origine et fatis corporis quod 168 novellis constitutionibus con- 
stat, Lips. 1844. — Anonymi liber de actionibus, Lips. 1830.— Anecdota, Lips, 1838— 
1840. — Manuale legum s. Hexabiblos, Lips. 1851. — Die Lehre von ver Fruct, Yeipz. 
1843. — Die Lehre vom Creditum, Leipz. 1849. — Ausgabe des Authenticum, 1846. 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutſchen, Bd. 29, S. 130 — 133. 

Teihmann. 

Heineccius, Joh. Gottlieb, geb. 11. Sept. 1681 zu Eifenberg, ftudirte in 
Halle, wurde 1720 auferord., 1721 ord. Prof., ging 1723 nad) Franeler, 1727 nad) 
Frankfurt a. O., wo er 1731 geh. Rath wurde, 1733 kehrte er nach Halle und ftarb 
1741, 

Schriften: en rom. jurispr. illustr. syntagma, Hal. 1718, ed. Haubold 
Lips. 1822. ed, Mühlenbruch 1841. — Elements jur. civ. secundum ordinem Instit., 
Amstel, 1725, ed. Biener, Lips. 1815, fpanif Par. 1847. — Elem. jur. civ. sec. ord. 
Pand., Amst. 1728, Lips. 1797. — Hist. jur. rom. et germ., Hal. 1733, ed. Schilter 
Argent,. 1765. — Spylloge opusc, variorum,, Hal. 1735, Neap. 1773. — Opera Omnia, 
Genev. 1765— 79. — Opuscula posthuma (hist. Edietorum), Genev. 1748. — Elem. jur, 
naturae et gentium, Hal. 1738. — Antiquitates germ. jurisprudentiam patriam illustr, 
Hafniae 1772. — Jurisprudentia Rom. et Att., Lugd. Bat. 1738—41. — Elementa jur. 
camb., Amstel. 1743, ed. Gmelin Norimb. 1779. Er veranftaltete eine Ausgabe von 
Brissonii, Opusc. post., bie fein Sobn berausgab (Hal. 1743). 

Lit: Hugo, ehr, d. Gef. d. röm. R. — Martin, Jurift. Literargeſch., Heidelb. 
1824, N. 587. Teihmann. 

Heife, Georg Arnold, geb. 2. Aug. 1778 zu Hamburg, ftudirte in Göttingen, 
Jena, Marburg, promovirte 1802 in Göttingen, wurde Aſſeſſor des Spruckcollegiums, 
1804 außerordentl., 1808 orbentl. Prof. in Heidelberg, badenſcher Yuftizrath, 1814 in 
Göttingen hannoverfcher Hofrath, 1818 Oberjuftizratb, 1820 Präfident des Ober- 
appellgerichts in Yübed, ftarb in Lübeck 6. Februar 1851. 

Schriften: Diss. de successoribus necessariis, Gott. 1802. — Ueber die Gewiflens- 
freiheit im Staate (Studien von Daub und Ereuzer, 1805). — Grundriß eines Syſtems 
bes gem. Eiv.R., Heidelb. 1807, 4. Aufl. 1823. — Auffäte in ben Entfheidungen u. Rechts— 
gutachten von —— (herausgeg. von Martin), 1808. 

Lit.: Neuer Nekrolog der Deutſchen, Bd. 29, ©. 148, 149. — W. v. Bippen, Georg 
Arnold H., Mittheilungen aus deſſen Leben, Halle 1852. Teichmann. 

Held, Guſtav Friedrich, geb. 28. Mai 1804 zu Meuſelwitz (Altenburg), 
ſtudirte zu Leipzig, wurde 1828 Advocat, 1832 Aſſeſſor am Schöppenſtuhle zu Leipzig, 
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1835 Appellationsgerichtörath in Dresden, war vom 25. Februar — 2. Mai 1849 
ſächſ. Miniſter der Yuftiz, darauf Geheimrath im Juſtizminiſterium, ftarb am 24. April 
1857 zu Dresden. | 

Schriften: Entw. eines Bürg. G.B. für das Königr. Sachen, Dresd. 1852, mit Viotiven 
1853. — Der Entw. eines Bürg. GB. für das Königr. Sachſen in feinem Entftehen u. feinem 
Syſteme bargeftellt, Leipz. 1852. — Erläuterungen zu dem Entw. eined Bürg. G.B. für das 
nr. Sadien, Leipz. 1853. — Mit Watzdorf begründete er 1839 die Jahrbb. für ſächſ. 
Str. R., die er feit 1841 mit Schwarze u. Siebdrat als „Neue Jahrbb.“ fortführte. 

Lit.: Unfere Zeit, Bd. 1, Leipz. 1857, ©. 733, Teihmann. 

Hellfeld, Johann Auguft, geb. 1717 zu Gotha, wurde 1753 Prof. in Jena 
und Berfiger im Schöppenftuhle, 1755 Prof. der Pandecten und Hofratb, 1774 Präſes 
im Hofgerichte, in der Facultät und Prof. ded can. R., ftarb 1782, 

Schriften: Jurisprudentia forensis sec. ordinem Pandectarum, Jen. 1764, 1787, 92, 


1806. — Opuseula, Jen. 1775. — Opera min., Jen. 1789. — Elementa juris feudalis, 
ed. 2. Jen.. 1777. 
Lit.: Erſch u. Gruber. TZeihmann. 


Henke, Hermann Wilhelm Eduard, geb. 28. September 1783 zu Braun: 
ſchweig, ftudirte in Helmjtädt und Göttingen, babilitirte fih 1806 in Erlangen, 1848 
in Landshut, 1813 Affeffor in Nürnberg, wurde Mitglied des Oberappellationsgerihtd 
zu Wolfenbüttel, 1833 Geh. Yuftizrath und Profeffor in Halle, 1857 emeritirt, ftarb 
15. März 1869 zu Braunſchweig. . 

Schriften: Grundriß einer Geſch. des deutfchen peinl. R. und ber peinl. Rechtswiſſen— 
ſchaft, Sulzbach 1809. — Ueber den gegenwärtigen Zuftand der Strafrechtswiſſenſchaft, Landsh. 
1810. — Ueber den Streit der Strafrehtstbeorien, Regensb. 1811. — Beiträge zur Erim.Gigb., 
Regensb. 1813. — Ueber das Wefen der Rechtswiſſenſch. 1513. — Lehrb. der Strafrechtswiſſen- 
ſchaft, Züri 1815. — Darftellung des gerichtl. Verf. in Strafſachen, Zürih 1817. — Handb. 
d. Crim.R. u. der Eriminalrechtspolitit, Berl. 1823 — 38. — Griminalift. Berfuche, Berl. 1827. 

Teichmann. 

Hepp, Karl Ferdinand Theodor, geb. 10. Der. 1800 zu Altona, ſtudirte 
in Heidelberg, Göttingen, Berlin und Kiel, babilitirte fih 1825 in Heidelberg, wurd 
1833 Prof. in Bern, dann in Tübingen, ftarb 3. März 1851. 

Schriften: Diss. qua inquiritur ex quo tempore hypotheca bona debitoris afficiat, 
Lips. 1825. — Ad legem 2 $. 5, D. de O. J. Heidelb. 1826. — Verſuche über einzelne Lehren der 
Strafrechtswiſſenſchaft, 1827. — Krit. Darftellung der Strafrechtötbeorien, Heidelb. 1829, 2. Aufl. 
1843— 1845 (Darftellung und Beurtheilung ber deutſchen Strafrechtsſyſteme). — Beiträge zur Lehre 
vom Hocverratbe nah gem. u. bernifhem R., Bern 1933. — Ueber die Gerechtigleit$- und 
Nutungstheorien bes Str. R. des Auslandes und ben Werth der Philofoppie des Str. für 
die Strafgefetgebungswifienichaft, Heidelb. 1834. — Actenmäßtge Darftellung und Prüfung der 
Berfolgung des Berner Obergerichts, Tüb. 1834. — Das Strafenfyften des neuen Entw. eincd 
Strafgefeßes für Vet vom 9. 1835, Heibelb. 1836. — Ueber ben & enwärtigen Stand 
ber Streitfrage über die Zuläffigfeit der Zobesftrafe, Tüb. 1836. — Die sn von ber Zur 
rehnung und von den Milderungsgründen der Strafe, Heidelb. 1836. — Die Zurechnung auf 
dem Gebiete des Eiv.R., Tüb. 1838. — Bentham's Grundſätze der Eriminalpolitit, Tüb. 
1839. — Comment. über das neue Würtemb. Str 6.B, Tüb. 1839 —42. — Anflagefchrift u. 
Miündlichleit des Strafverfahrens, Tüb. 1842. — Die politifhen und umpolitifhen Staatsver- 
breden und Bergeben, Tiib. 1846. — Bergleihung des urfprünglien Hamm. Str.Gef.Entm. 
mit dem Rev. Entw., Heidelb. 1832. — Die nothwenbige Reform der Freiheitsftrafen und 
Strafanftalten in Würtemberg, Frankf. 1847. — Er redigirte feit 1845 das Arch. d Crim.f. 

Lit.: Berner, Die Str.Gfgb. in Deutfchland v. 3. 1751 bis zur Gegenwart, Leipz. 1967, 
& 113, 133. — Zur Erinnerung,an 8. F. Tb. Hepp, Tüb. 1851. — Neuer Nekrolog der Deut» 
ihen, Bd. 29, ©. 178— 192. Teibmann. 


Heuervertrag im weiteren Sinne ift der Dienftmiethövertrag (locatio-conductio 
operarum), auf weldem die Verpflichtungen der „Schifföbeſatzung“, d. h. des Schiffer 
und der Schiffsmannſchaft, gegenüber der Rhederei beruhen, im engeren und gewöhnlichen 
Sinne der Vertrag, welchen der Schiffer als Vertreter der Rhederei mit der Schiffs: 
mannſchaft abſchließt (f. Th. I. ©. 437). Nur von dem legteren iſt bier die Rede. 
Als Handelsgefhäft bedarf derſelbe nad dem Allg. D. H.G.B. nit der ſchriftlichen 
Form. Im den meiften übrigen Yandern (Frankreich, England, Nordamerika, Rußland x.) 
wird Schriftlichkeit verlangt. — Der Bertrag enthält aufer den Namen der Contrahenten 
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insbeſondere die Zeit des Dienftantritts, die Dauer und die Art des Engagements, die 
Eigenihaft (Charge) des Gemietheten auf dem Schiffe und den Betrag des Lohnes 
(Heuer, Hauer, auch Volksheuer — zum Unterſchied von der „Heuer“ des Schiffers — 
Gage; franz.: loyer, engl.: wages); nad dem englischen Formular aud ein Verzeichniß 
der zu liefernden Nahrungsmittel und alle genehmigten Verhaltungsmaßregeln. — Die 
Heuer wird entweder in einer runden Summe (au voyage) oder — und dies ift heut= 
zutage das Gemöhnlide — monatsweiſe (au mois) bedungen; doch gilt Die monatsweife 
geheuerte Mannſchaft immer als auf die ganze Reife gedungen. Es kommt auch vor, 
daß dem Schiffsmann ftatt des Lohnes ein Antheil an der Fradıt oder an dem Ge— 
winne (3. B. bei Fiichereiunternehmungen) zugeftanden wird; nad dem H.G.B. gilt dies 
nicht al8 Heuer. — Die Beftimmungen des H. find, wie das H.G.B. verordnet, in bie 
Mufterrolle (d. b. ein obrigkeitlich beglaubigtes Verzeichniß der an Bord befindlichen 
Schiffsleute) aufzunehmen, wovon jede die Gültigkeit des Vertrages nicht abhängig. tft. 
Jenes Document ift zunächſt dazu beftimmt, die Nationalität der Equipage darzuthun. 
Durch die vorgeichriebene Berlautbarung des H. vor der Mufterungsbebörde (in 
den nordiichen Häfen: „Schout“, „Waſſerſchout“) erlangt viefelbe zugleich eine eivilrechtliche 
Bedeutung als Mittel zur Borbeugung und als Grundlage der Entſcheidung von 
Streitigkeiten über Rechte und Pflichten der Schiffsmannſchaft, jo daß zumeilen Mufterrolle 
und 9. geradezu identificrt werden. Der C. com. ftellt die „röle d’equipage“ 
und die „convention des parties“ auf eine Linie. In England muß der 9. bei 
Strafe von dem Seemanme in Gegenwart des Borftehers des Heuerbüreaus der localen 
Marinebehörde gezeichnet werden. Auch in Holland darf fein Schiff bei Strafe ohne 
DViufterrolle abgehen. — Behufs Anfertigung der Miufterrolle hat der Schiffer die Schiffs— 
mannjcaft bei der Mufterungsbehörde vorzuftellen, weldye ſich dabei die nöthigen Nach— 
weiſungen über die Perſönlichkeit jedes Schiffmanns durd Vorlegung feiner Bapiere füh- 
ven läßt (Anmufterung). Auch bei der Entlafjung ift die Schiifsmannichaft wiederum 
zu geſtellen, um die Auflöfung des Dienftwerhältnifjes zu verlautbaren. Bei dieſer „Ab- 
mufterung‘ bietet jih der Behörde wiederum Gelegenheit zur Controle und zur ver: 
mittelnden und jelbft enticheivenden Einwirkung. — Die Mufterrolle kann fogar den unvoll- 
ftändigen oder unerweislihen H. unter Umftänden erfegen. Das H.G.B. beitimmt in 
Diefer Beziehung, dag, wenn ein Schiffsmann erft nach Anfertigung der Mufter= 
rolle geheuert wird, für ihn in Ermangelung anderer Bertragsbeftunmungen die nach 
Inhalt der Mufterrolle mit der übrigen Schiffsmannſchaft getroffenen Abreven gelten. 
In Franfreih ift man noch weiter zu geben geneigt. Nach amerifan. R. hat in Er- 
mangelung eines gehörigen Bertrages der Seemann den höchſten Lohn zu fordern, 
welcher im Antunftshafen für ähnliche Reifen gezahlt wird. 

Ueber das durch den H. begründete Rechtsverhältniß der Schiffsmannſchaft zu dem 
Schiffer reſp. zu der für die Heuer perſönlich und dinglich verpflichteten Rhederei enthalten 
die Seerehte ausführliche Beſtimmungen. Dafjelbe tft im Ganzen dem Gefindever: 
bältnif analog; die Unterordnung ift jedoch noch jchärfer ausgeprägt. Das H.G. B. 
verweift in vielen Punkten auf die Yandeögelege, von denen die fjog Seemannsord= 
nungen namentlid auch den polizeilichen Geſichtspunkt verfolgen. Neue Gelege find feit 
Erlaß des HGB. ergangen: in Preußen (1864) — ausgedehnt, auf die Provinzen 
Hannover und Schleswig-Holftein —, in Oldenburg (1864), Hamburg (1865). Im Lübeck 
und Bremen gelten Geſetze von 1853 und reip. 1852. Neuerdings (1870) ift von 
mehreren dieſer Nd. Staaten der „Entwurf einer Seemannsordnung für den 
Nd. Bund“ in den Bunbesrath eingebradt. In demfelben wird bejonderd die Aus- 
dehnung der faft in allen Seeftaaten Norddeutſchlands eingeführten Seefahrtsbüder 
der Schiffsleute und die Einrichtung von Seemannsämtern nicht blos für das 
Mufterungsweien, fondern überhaupt zur Fürſorge für die Seefahrer projectirt. Außer— 

alb des Bundes follen als Seemannsänter die Bundesconfulate fungiven, welche 
it8 nach dem Bundesconfulatsgeiege von 1867 ($. 32) für die Schiffe der Bundes— 
handelsmarine im Hafen ihrer Nefidenz die Mufterungsbehörde bilden. 
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Bon den gegenfeitigen Pflichten find folgende hervorzuheben: Sogleich nach der An— 
mufterung (menn nichts Anderes verabredet ift) hat die Schiffsmannſchaft an Bord zu 
fommen und den Dienft aufzunehmen. Hierzu und zur Fortfegung des Dienfted kann fie 
durch unmittelbaren Zwang (exec. ad faciendum) angehalten werden. In Anjehung 
des Schiffspienftes ſteht der Schiffsmann unter ausgedehnter Disciplinargewalt des 
Schiffers und hat deſſen Anordnungen jederzeit und überall zu befolgen, auch bei der 
Berflarung mitzuwirken. — Seinerſeits erhält der Schtffsmann die Heuer von der Ans 
mufterung ab; diefelbe ift in Ermangelung anderweiter Abvede erſt bei Beendigung der 
Reiſe oder früherer „Abdankung“ fällig; indeſſen ift dieſes Princip landesgeſetzlich (3. B. 
in Preußen) für Fälle, wo e8 zu Härten führen würde (Zwiſchenreiſen ꝛc.) modificirt. 
In manden gefeglichen Fällen tritt eine Erhöhung der auf Zeit bedungenen Heuer ein 
(nad) den H.G. B. bei längerer als zweijähriger Reife, nad der Hamburger Seemanne- 
ordnung bei Verminderung der urfprünglichen Bemannung u. |. w.). Neben der Heuer 
erhält der Schiffsmann Koft und Logis fir Rechnung des Schiffes nad) Maßgabe bes 
fonderer „Speiſetaxen“ x. Der im Dienfte Erkrankte oder Verwundete iſt auf Koſten 
des Rheders wiederberzuftellen und hat auf Fortbezug der Heuer Anſpruch (unter gewiſſen 
Beihräntungen). — Ber zufälligem Berluft des Schiffes endet der H. (anders ald ver 
Dienftvertrag des Schiffers). Der Schiffsmann erhält alsdann die verdiente 
Heuer und wird frei zurücbefördert. Durch Defertion wird die werdiente Heuer ver: 
wirft (meben ftrafrechtliher Ahndung). Im gewiljen gejeglich beſtimmten Fällen kann 
jedoch von der einen oder andern Seite der Vertrag auch wider den Willen des anderen 
Theild vor der Zeit aufgehoben werden. Die Forderungen der Schiffsmannſchaft ver: 
jähren binnen 1 bi8 2 Jahren. 

Zu erwähnen iſt jchließlih der im Börfenvertehr unter dem Namen 9. 
(Heuergeſchäft, Promefjengeichäft) vorfommende Vertrag, bei welchem ein Contrabent 
Verheuerer) gegen eine Vergütung (Heuergeld, Prämie) verſpricht, daß der andere (Heuerer) 
den auf ein Loos fallenden Gewinn erhalten ſolle. In neuerer Zeit bemüht man fid, 
3. B. in Frankfurt a. M., dem Mißbrauch dieſes an fich durchaus erlaubten Hoffnung 
faufs zu ſteuern. 

Gfgb. u. Lit.: Allg. D. H.G.B. U. 453, 528 — 556. Str. G.B. f. d. Nd. Bund $$. 297, 


..298. C. com. a. 250 — 272. Preuß. Einf.Gef. 3. H.G. B. 4. 56. 61, 3. Preuß. Gef, betr. 


die Rechtsverhältniſſe der Schiffsmannſchaft auf Seeſchiffen, vom 26. März 1564, Gej.Samml. 
©. 693. Preuß. Gef. zur Aufrechterbaltung der Mannszucht auf den Seeldiffen vom 31. März 
1841, Sei. Samml. ©. 64. Preuß. Gef. über die Beftrafung von Seeleuten preuß. Handels» 
fchiffe, welche fi dem übernommenen Dienfte entziehen, vom 20. März 1854, Gel.Samml. 
©. 137. Hamburger Seemannsorbnung vom 22, Dechr. 1865, Berorbnungsblatt S. 581 fi. 
Regl. für den Waſſerſchout zu Hamburg u. für den Waſſerſchout zu Curhaven vom 22. Dec. 
1865, daf. S. 570 ff. Engl. Merchant-Shipping-Act vom 10. Aug. 1554 a. 122 ff., 146 fi. 
und Nachträge vom 14. Aug. 1855 und 29. Juli 1862 (14—22). G. B. von Buenos-Ayres 
(1859) A. 1148 fi. — Pöhls Darftellung des H.R. III. (Scerecht) 1, 88. 395 — 406 (©. 248 
—359). Jacobſen, Seeredt, S. 180— 224. Heife, HR., ©. 345 — 350. v. Kalten» 
born, Seerebt, I. 88. 75—82 (S. 193 — 224) Mittermaier, Grundfäge des gem. 
deutſchen Priv.R., II. $. 544. Jebens, Ueber das preuß. Gef. vom 26. März 1864 kei, 
Löhr, Eentralorgan F Handels- u, Wechſelrecht, N. F. I. S. 525 ff. Ende bei Hinſchius, 
Ztſchr. f. Rechtspfl. I. S. 470 fi. v. Duhn, Die Reviſion des franz. Seerechts bei Gold— 
ſchmidt u. Laband, Ztſchr. f. d. gef. H.K. XIV. ©. 106 fi. Pardessus, Cours de 
droit commercial, III. 667—701 (5. éd. p. 116—158). Kent, Commentaries on Ame- 
rican law (Part. V. Lect. XLVI. 2. [1—8S]). — Heuergefhäft, Promeſſeugeſchäft: 
Oeſterr. Gef. v. 7. Nov. 1862, — Goldſchmidt, Ztidhr. VI. ©. 532 fi. — Thöl, HR, 
4. Aufl. I. $. 103. (©. 561 — 563). Wolff, Das Heuer- oder Promeſſengeſchäft in Frant- 
furt a. M. u. der Frankfurter Gefeßentwurf bei Goldſchmidt u. Yaband, Ztſchr. XI. 
©. 297 fi. R. Koch. 

Hierſemenzel, Carl Chriſtian Eduard, geb. 20. Juli 1825 zu Schönau 
in Schleſien, ſtudirte in Breslau, wurde 1852 Aſſeſſor in Berlin, 1855 kurze Zeit in 
Bonn, 1859 Stadtrichter in Berlin, 1868 Rechtsanwalt und Notar, ftarb am 6. De 
cember 1869. Er war Mitgründer des deutichen Juriftentags und gab heraus ſeit 1859 
die Preuß. Gerihtözeitung (von 1861 an „Deutiche Gerichtäzeitung‘‘). 
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Schriften: Vergleichende Ueberſicht d. heut. röm. u. preuß. Privatrechts, Berl. 1852— 
54. — Ergänzungen u. Erläuterungen zum A. UR., Berl. 1854, 1658. — Preuf. Hanbels- 
recht, Berl. 1856. — Ergänzungen und Grläuterungen zur Pre.Ordu., Berl. 1358. — 
— Commiſſionsgeſchäft, Leipz. 1859. — Verfaſſung d. Nd. Bundes, 

erl. 

Lit.: PBrototol ber 98. Sitzung d. jur. Geſellſch. zu Berlin v. 18. Dec. 1869. ©. 1—5. 

Teichmann. 

Hillebrand, Julius Hubert, geb. 1819 zu Heidelberg, ſtudirte in Gießen, 
fam 1850 als Privatdocent nach Zürich, wurde 1851 außerordentl. Prof. trat 1866 
zurücd, im Herbit wieder ein als Honorarprofefior in Breisgau, ftarb 1868. 

Schriften: Lehrb. des heutigen gem. deutſchen Priv.R., 1. Aufl. 1849, 2. Aufl. Zürich 
18564. — Deutihe Rechtsſprichwörter, Zürih 1858. — Lehrb. d. deutihen Staats- u. Rechts- 
geich., Leipz. 1856. — Die gänzl. u. theilw. Entz. d. bürg. Ehre, 1844. 

Teihmann. 

Dippolytus a Lapide, (Joh. Hieronymus Chemnig), geb. 1605 zu 
Stettin, trat in holländiſche und ſchwediſche Kriegsdienfte, Tpäter ſchwediſcher Nath und 
Hiftoriograph, ftarb 1678. 

Schrift: Diss. de ratione status in imperio nostro Rom.-germanico, 1640, 1647. 

Lit: Schulze, Einl. in das beutfhe Staatsrecht, 1867, ©. 62, 63. 

Teihmann. 

Hippolytus de Mariiliis aus Bologna, geb. 1450, Prof. daſelbſt, bekleidete 
Richterämter in mehreren Orten der Lombardei, ftarb 1529. 

ES cdriften: Practica eriminalis s. Averolda, 1535. — Singularia. 

tit.: Savigny, VI. 489. Teihmann. 

Hobbes, Thomas, geb. 1588 in Malmesbury, ftudirte im Oxford, machte Reifen 
nad Franfreih und Italien, wo er Galiläi kennen lernte, ging 1640 nad Frankreich, 
wo er mit Descartes und Gaffendi verehrte, kehrte 1652 nach England zurück, 309 fic) 
von Karl II. in hohem Grade ausgezeichnet 1674 aufs Yand zurüd und ftarb 1679. 

Schriften: Elementa philosophica de eive, 1642. — Leviathan s. de materia, forma 
et potestate eivit. ecclesiasticae et eivilis (1651 engliſch), Amst. 1668 (Opera philosoph.), 
Dentih Halle 1794. — The moral and political works of H. Lond. 1750. 

it: Erfh u. Gruber. — Bluntſchli, V. 193— 200. — Th. Hobbes vita Caro- 
lopuli 1681. — Hinrichs, Gefch. der Rechts- und Staatsprincipien, Leipz. 1848, S. 114— 
186. — Anielm — Anti-Hobbes. Erf. 1798. — ©. Th. J. ©. 21. — v. Sig— 
wart, Vergleichung der Rechts- und Staatstheorien von Hobbes und Spinoza, Tüb. 1842. 

Teich mann. 

Hochverrath iſt der verbrecheriſche Angriff gegen den Landesherrn als Inhaber 
der Staatsgewalt, gegen die Verfaſſung des Staats und gegen das Staatsgebiet. 1. Ver— 
brecheriſche Angriffe gegen die Perfon des Landesherrn fallen auch unter den Begriff der 
Majeftätsbeleidigung. Soll ein Angriff auf die Perfon des Landesherrn den 
Charakter des Hohverraths haben, jo muß diefer Angriff gegen den Landesheren als 
Inhaber der Stantsgewalt, oder, wie man es auch ausgebrüdt hat, gegen die Herrichers 
ftelung des Monarden gerichtet fein. Daß ein Angriff gegen das Leben des Landes— 
bern allemal auch ein Angriff gegen deſſen Herrſcherſtellung ift, verfteht ſich von felbft. 
Die Gejege begnügen ſich aber nicht, den durch Angriffe gegen den Landesheren begangenen 
H. auf Angriffe gegen das Leben des Landesherrn zu beichränfen, ſondern fie bezeichnen 
nod Handlungen anderer Art, durch welche die Herricherftellung des Landesherrn, dauernd 
ober vorübergehend verlegt wird. (Pr.Str.G.B. 8. 61: „Den König zu tödten, gefangen 
zu nehmen, in Feindes Gewalt zu Tiefern, oder zur Regierung unfähig zu machen.) 
Dasjenige, was von dem Landesherrn gelagt ift, findet auf den Regenten keine An— 
wendung; es müßte denn fein, daß ausdrückliche geſetzliche Beſtimmungen dies anorbneten. 
Ebenſo wenig fann diefe Art des H. in den drei deutſchen Republiten vortommen. Durch 
die Gründung des Nd. Bundes ift der König von Preußen Inhaber der Bundesgewalt 
geworden, und, ſoweit dieſelbe reicht, gebührt ihm innerhalb des gefammten Bundesgebietes 
eine Herricherftellung. Wenn daher Das beuorftehende Strafgelegbudh des Nd. Bundes 
außer den Angriffen gegen den Yandesheren des Thäters auch noch den Inhaber ber 
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Bundesgewalt als Object hochverrätheriſcher Angriffe hinſtellen wollte, jo würde dies ge— 
rechtfertigt ſein. Dagegen würde der Begriff des H. zu weit ausgedehnt werden, wenn 
jedem Unterthan des Nd. Bundes jeder im Nd. Bunde exiſtirende regierende Landesherr als 
Object eines hochverrätheriſchen Angriffes gegenübergeſtellt würde. 2. Wenn die Staats: 
verfaſſung als Objekt des hochverrätheriſchen Angriffes hingeſtellt wird, ſo iſt damit die 
Thronfolgeordnung als ein integrirender Theil der Verfaſſung mit verſtanden, wenn auch ein— 
zelne Strafgeſetzgebungen die gewaltſame Aenderung der Thronfolge neben der gewaltſamen 
Aenderung der Verfaſſung nennen. Das Grundgeſetz eines Staates hat aber mit anderen 
Geſetzen das gemein, daß es der Abänderung fähig und zu Zeiten bedürftig iſt. Angriffe 
gegen die Verfaſſung, wenn fie den Zweck haben, eine Aenderung derſelben im verfaſſungs— 
mäßigen Wege herbeizuführen, und wenn fie die Discuffion und geſetzlich zuläfjige 
Agitation nicht überfchreiten, werden niemals ftrafbar fein fönnen. Aus dieſem Grunde 
ift denn auch nur derjenige Angriff auf Die Verfaſſung, welder gewaltjam geſchieht, 
als H. bezeichnet. Aber aucd unter diefer Vorausiegung wird es zweifelhaft bleiben, 
was unter „Verfaſſung“ zu veritehen ift, wenn Angriffe auf die „Verfaſſung“ den That: 
beftand des H. ausmachen follen. Denn einerjeitd reicht die Verfaſſung eines Staates 
weiter als das Grundgeſetz, die Berfalfungsurkunde, deſſelben; und andererjeits fünnen 
unmöglih alle und jede Beltimmungen des Grundgeſetzes als ſolche bezeichnet werden, 
welche, wenn in gewaltjamer Weile gegen fie ein Angriff gerichtet würde, die Behauptung, 
daß ein H. begangen ſei, rechtfertigen würden. Die gewaltiame Beleitigung der ge: 
ſammten Berfaflung zum Begriffe des H. fordern, biefe zu viel fordern; wogegen die 
Ausdehnung des Hocverratböbegriffes auf die weſentlichen Theile der Verfaſſung zu 
Unbejtimmtheiten des Begriffes führt, weil das Die weientlichen von den unmelentlichen 
Beſtimmungen jondernde Kriterium nicht beſtimmt zu formuliven it. Es wird daher die 
Beantwortung der Frage, ob in einem beitimmten Falle „ein gemaljamer Angriff gegen 
die Verfaſſung“ erfolgt ſei, aus dieſem alle jelbft (quaestio facti) und zwar mit Rüd- 
fiht darauf zu beantworten fein, ob das von der Staatsverfaſſung Verletzte als ein jo 
integrivender Theil derfelben zu betrachten jet, daß bei Verlegung dieſes Theiles der Ber: 
faffung die Behauptung fich redhtfertige, es fer „Die Staatsverfaflung‘‘ verletst worden. 
3. Das Staatsgebiet. Die Losreißung eines Theiles des Staatsgebietes vom Ganzen, 
und zwar einerjeitd ohne Erregung eined Krieges mit einem fremden Staate, in welchem 
Falle Yandesverrath vorliegen würde, andererfeitS aber doch unter Anwendung geſetz— 
widriger Mittel, da im Wege der Geleggebung ja auch Aenderungen des Staatögebietes 
herbeigeführt werben können. 4. Die vielbefprocdene Kontroverie, ob ein H. gegen ben 
Deutichen Bund anzunehmen fe, namentlich in der Zeit, in welcher nad dem Jahre 1843 
ver Deutiche Bund wieder auflebte — die Frage drebte ſich darum, ob das Bundesgeſetz 
vom 18. Auguft 1836 mit dem Deutihen Bunde gemeinihaftlich wieder für auferftanden 
zu betrachten jet — dieſe Controverie ift durch Beleitigung des Deutichen Bundes eben 
fall befeitigt worden. Daß aber zur Zeit aufer dem Staatsgebiete und aufer den 
Berfaffungen der einzelnen Staaten aud der Nd. Bund felbft Object des H. fei, darüber 
kann fein Zweifel exiſtiren, da dies ausdrücklich in der Verfaſſung des Nd. Bundes be 
ftunmt iſt — Art. 74. — („Jedes Unternehmen gegen die Eriftenz, die Integrität, Die 
Sicherheit oder die Verfaſſung des Nd. Bundes ..... wird im dem einzelnen Bundes: 
ftaaten beurtbeilt und beftraft nad Mafigabe der in den [egteren beftehenden oder fünftig 
in Wirkſamkeit tretenden Gefegen, nach melden eine gleiche gegen den einzelnen Bundes: 
ftaat, feine Berfaffung . . . . . begangene Handlung zu richten wäre‘) 4. 75: „Für 
diejenigen in A. 74 bezeichneten Unternehmumgen gegen den Nd. Bund, welche, wenn 
gegen einen der einzelnen Bundesftaaten gerichtet, als H. oder Yandesverrath zu qualificiren 
wären, ift das gemeinichaftliche Oberappellationsgeriht der drei freien Hanſeſtädte in 
Lübeck die zuftindige Spruchbehörde in erfter umd letter Inftanz. Die näheren Beſtim— 
mungen über die Zuftändigfeit und das Verfahren des Oberappellationsgerichts erfolgen 
im Wege der Bundesgeſetzgebung. Bis zum Erlaß eines Bundesgeſetzes bemendet es be 
der feitberigen Zuftändigfeit der Gerichte im den einzelnen Bundesſtaaten und den auf 
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das Verfahren diefer Gerichte fich beziehenden Beftimmungen.” In Betreff des Sub- 
jeets des H. ift nur hervorzuheben, daß ebenfo wenig wie die Eriftenz eines anderen 
Verbrechens davon abhängt, daß e8 gerade von dem Untert han dieſes Staates begangen 
jei, Jo aud) die Exiftenz des H. feinesweges davon abhängt, daß dieſes Verbrechen von 
einem Unterthan des angegriffenen Staates begangen fer. Auch der in einem Staate ſich 
aufhaltende Fremde ift tanglices Subject nicht weniger zur Begehung des H. als zur 
Vegehung ded Yandesverrathes. Die Behandlung, welche das Verbrechen des H. in ben 
Geſetzgebungen erhalten bat, zeigt, daß daſſelbe noch immer eine Ausnahmeftellung ein= 
nimmt. Nicht nur die Strenge der Beftrafung — Todesſtrafe, und jelbft - für leichtere 
Fälle der Vorbereitungshandlungen noch Zuchthausftrafe wenigftens neben der für zuläffig 
erflärten milderen Freiheitsftrafe — weiſt auf das römiſch-rechtliche erimen majestatis 
zurüd (das Nähere hierüber, wie überhaupt über das auf den H. bezügliche Hiſtoriſche 
vergl. in dem Art.: Politiſche Verbrechen), ſondern ebenjo auch die Beftimmung, daß der 
H. nicht erft dann vollendet jei, wenn das hodwerrätherifche Unternehmen zur Ausführung 
gefommen, jondern daß vollendeter 9. fhon vor der Ausführung des hochverrätheriſchen 
Unternehmens anzunehmen ſei; ferner die bejondere Beſtrafung des hodwerrätheriichen 
Complotts, der Aufforderung zum H., der Vorbereitungshandlungen, der unterlaffenen 
Anzeige -— das alles meift darauf hin, daß der H. noch immer das crimen exceptum 
unterer Geſetzbücher ift. . 

Sfgb.: Preußen 88. 61—66, 72—73. Braunihweig 8. 81 -ÿ83. K. Sadfen 
A. 116—120. Baiern 9. 101—103; 108—109. Hamburg A. 72, 74. Heffen A. 129— 
135, 139. Thüringen A. 77—82. Wirtemberg A. 140—144. Baden $$. 586596. 
Berfg. des No. Bundes N. 74, 75. 


Yit.: Feuerbach, Philofoph. jurid. Unterf. über das Verbrechen des H. (1798). Hepp, 
Beiträge zur Lehre vom H. (1833). Hepp, Die politifhen und unpolitifhen Verbrechen (1846). 
Mittermaier (Hochverrath im Staatsleriton von Rotted und Welder). Feder, Das 
Staatsverbrechen des H. nad den Rechtsbegrifien der Vorzeit und der Gegenwart nt 

ohn. 


Hofacker, Karl Chriſtoph, geb. 1749 zu Böningsweiler (Würtemberg), wurde 
1771 Doctor in Göttingen, 1773 Rath, 1783 Profeffor in Tübingen, ftarb 1793. 
Schriften: Instit. jur. Rom., Gott. 1773 (1785 unter dem Titel: Elementa jur. eiv. 


Rom.). — Prineipia juris eivilis Rom.-germaniei, Tub. 1788; continuavit Gmelin, 
1794 — 98, 2. ed. 1800 — 1803. 
Lit: Erſch u. Gruber. Teihmann. 


Hoffnungsfauf (emtio spei) ift Kauf eines fünftigen der Eriftenz nad als 
ungewig vorausgelegten Gegenftandes um beftunmten Preis; werichieden vom Kauf a) einer 
künftigen erft anzufertigenden oder vorhandenen aber erſt anzufchaffenden Sade b) eines 
fünftigen, der Eriftenz nad) ald gewiß, nur der Qualität und Quantität nad als uns 
gewiß vorausgejegten Gegenftandes (emtio rei speratae). Nicht Hoffnungstauf, jondern 
Wette oder Spiel Liegt vor, wo das Wagniß beiderjeits Zweck, micht blos Mittel des 
Bertraged war. Der Hoffnungsfäufer jchuldet den Preis auch dann, mern zufällig Nichts 
entſteht m. a. W. die Hoffnung als eitle, nicht vom Berfäufer vereitelte, ſich erweift; 
nicht jo der Käufer einer gehofften Sache. Zur letztgenannten Gattung gehört auch der 
Verkauf von ungeernteten Feldfrüchten (Früchten auf dem Halm), der gemeinrechtlich nur 
mit Beſchränkung erlaubt ift, deſſen unbejchränftes Verbot in Preußen (AL.R.) durch 
neueres Geſetz, in Sachſen bereitd vor dem B. G. B. durch Praxis bejeitigt wurde. Im 
Zweifel iſt Kauf eines Fiſchzuges, einer Jagdausbeute x. Hoffn ngskauf, Dagegen Kauf einer 
nichterworbenen Erbſchaft Kauf einer gehofften Sadye. Bedingung im techniſchen Sinne liegt 
in beiden Fällen nicht vor, vielmehr nur verſchiedene Borausfegung: dort der unge- 
willen Entftehung einer Waare überhaupt, Hier nur der ungewiffen Quantität und Qualität 
einer der Entftehung nad) gewiffen Waare. — Das Preuß. L.R. behandelt unter den ges 
wagten Gefchäften Kauf der bloßen Hoffnung und Kauf der gehofften Sade, und erflärt 
im Zweifel legteren für beabfichtigt. Nah Sächſ. G.B. ſoll im Zweifel der Kauf einer 
fünftigen Sade, die nad) dem gewöhnlichen Yauf der Dinge zum Dafein gelangt, ein da— 
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durch juspenfiv bedingter, Dagegen der Kauf eined Gegenftandes von rein zufälliger Ent: 
ftehung ein unbedingter jein. 

Lit. u. Quellen: Glüd, IV. ©. 192 ff. Bangeromw, Lehrb., III. $. 632, Wind- 
heid, Lehrb., 88. 385. 387. — 1.8. D. 18, 1. 7.11.12. D. 18,4 1. 11.1. f. 12. 


19,1. RBoL.O. 1577. Tit. 19, $. 3. Preuß. WER. I. 11. 88. 527 ff. 582 fi. I. 7. 
$. 12. Verordn. vom 9. Nov. 1943. Sächſ. Bürg. ©.B. $. 1083; vgl. $. 124. 


Hofgüter. Darunter verfteht man einmal die alten, in den Bauergemeinden ur: 
Iprünglic vorhandenen Bauernhöfe Vollerbe) mit Rechten auf die Gemeindenugung und 
auf die ſonſt aus der Gemeindeverfaffung berfließenden Bortheile, mochten Diefe auch fpäter 
getheilt worden fein (zu ſog. Halbſpänner-, Halbbauern- x.» Gütern) im Gegenfag gegen 
die ſpäteren Anfievelungen in der Gemeinde, melden mur ein kleineres Stüd Yand umd 
gar keine Theilnahme oder doch nur eine befchränfte an den Gemeinderechten zuſtand. 
Andererfeitd werden aber auch H. ſolche Bauergüter genannt, welche uriprünglid 
zu einem genoflenichaftlichen Hofverbande und zu einem Haupthofe gehörten. Dedenfalls 
find diefe Güter nicht alle unfreie Güter geweſen, vielfady fanden dem Haupthof nur bes 
ſtimmte Rechte über dielelben zu. Sie können aber immer zu Dem vogteipflichtigen 
Bauergütern gerechnet werden, da ihre Beläftungen größtentheild mit den älteren Ges 
richtseinrichtungen zuſammenhängen. Ein Beifpiel für derartige H., welche im vollen 
Eigenthum der Befiger ftehen, bilden die Hofhörigen, auch Hobs- und Behandigungs- 
güter, wie fie vielfah im Weftphalen und am Niederrhein vorkamen, bis auch hier die 
neuere Gigb. in Folge der Aufhebung mannichfacher, aus den früheren Verhältniſſen ber: 
rührender NReallaften die eigenthümliche Natur dieſer Bauergitter venwifcht hat. Bei der 
Berichiedenartigkeit der Verhältniffe tft ein mäberes Eingehen auf dem hier kuapp zuge 
meijenen Raum nicht möglich. 

Lit.: Maurer, Einleitung zur Geſch. der Marl», Hof», Dorf» und Stabtverfaffung, 
©. 283 ff.; Rive, Ueber das Bauergütermefen in den Graffhaften, Marl ꝛe, Tb. I, Köln 
1824, ©. 24, 222, 301, 325; Eichhorn, Deutiches Priv.R., $. 246; Mittermatier, Deut 
ſches Priv.R., $$. 480, 485. PB. Hinſchius. 

Holzfrevel, die wichtigfte Species der Forftfrevel, d. i. der nad eigenthümlichen 
Grundfägen und in bejonderen Gefegen behandelten Entwendungen und Schädigungen 
von unter Forſtſchutz ſtehenden Gegenſtänden. Diejelbe begreift nad preuß R. Den 
Diebftahl an Holz in Forften oder auf anderen Grundftüden, auf welchen daſſelbe 
hauptfächlih der Holznutzung wegen gezogen wird, wenn e8 1) nod nit vom Stamme 
oder Boden getrennt, 2) durd Zufall abgebrochen oder umgeworfen und mit defjen Zu: 
richtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift, oder 3) in Spähnen, Abraum over 
Borke befteht, wenn diefelben ſich nicht in umſchloſſenen Holzablagen befinden. Dielen 
Entwendungen wird die von jonftigen noch unzubereiteten Waldproducten gleichgeftellt. — 
Daß man hierbei von einem andern Diebftahlsbegriffe ausgegangen ſei als tm Straf: 
geſetzbuche ift aus unzutveffenden Gründen mehrfadh angenommen worden (vgl. Habır, 
zu $. 1). Auch bei dem bezeichneten Entwendungen ift eine auf rechtswidrige Zueiguung 
gehende Abficht vorausgeſetzt. Auch fehlt es bei ihnen nicht an der beweglichen Sache, Du 
als ſolche auch Die erit beweglich gemachte gilt (f. den Art. „Diebſtahl“). — E 
handelt ſich hier alfo um wirkliche Diebjtahlsfälle, Die jedoch mit Rückſicht theils auf das 
Boltsurtheil, welches fie als minder ftrafbar und infamtrend anfieht, theils auf vie k- 
fonderen Bedingungen des Forftihuges eine finguläre Behandlung erfahren. — Dagegen 
zieht Oeſterreich die fraglichen Handlungen unter die Beftimmungen feines Forſigeſetzes 
ausdrücklich nur unter der Borausjegung, daß die Begriffe und Beftimmungen des Allg. 
Str.G.B. nicht als anwendbar erjcheinen. Damit aber jehen jih die Behörden auf 
eine am fich nicht gerechtfertigte einfchränfende Auslegung der letzteren Beſtimmungen bin: 
gewieſen, da dieſe, abgeſehen von einer ſolchen Einihränfung bier Durhaus als amwend: 
bar ericheinen, und daher den einichlagenden Beftimmungen des Forftrehts ein Geltung 
gebiet nicht übrig laffen. — Andere Gſgbb., wie z. B. die großberzogl. heſſiſche, weichen 
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in entgegengefegter Richtung von der preußtichen ab, indem fie in das Bereich des Forft- 
ftrafrecht8 auch die Entwendungen bereitS zubereiteter Waldproducte hereinziehen. 

Die Normalftrafe bildet eine dem mehrfachen Werthe des Entwendeten gleichtom- 
mende Geldbuße, die im Notbfalle in Gefängniß und bzw. in zu leiftende Arbeiten ver 
wandelt werden foll. — Als Erſchwerungs- bzw. Schärfungsgründe gelten insbefon- 
dere der Gebrauch der Säge, die Verübung zur Nachtzeit oder unter Vermummungen, 
dad Entwenden zum Zweck des Verkaufs, Hinderniffe, welche der Pfändung entgegenges 
fegt werben, das Zuſammenwirken Mehrerer und der Rüdfall. — Preußen bedroht Ber: 
fuh und Vollendung, Teilnahme und Thäterſchaft gleih. — Beſondere Beftimmungen 
finden fi ferner binfichtlich der Pfändung und Confiscation der Werkzeuge des Vergehens 
und ber (in Preußen nicht mehr erhobenen) Pfandgebühren ; dann hinſichtlich der Erſatz— 
verbindlichfeit des Frevlers, Die nach dem preuß. Gefeg, inſoweit es fib um den Werth 
des Entwendeten handelt, won Amts wegen feftzuftellen iſt; Binfichtlih der Abſchätzung 
dieſes Werthes und bzw. des dem Berechtigten zugefügten Schadens ; binfichtlih der Haf- 
tung von Eltern, Vormündern und Dienfthern für die in ihrer Gewalt oder in ihren 
Dienften Stehenden, welche Haftung fih auch auf die Geldbuße erftredt ; Binfichtlich Der 
Berjährung ; Hinfichtlih der Zuftindigfeit und des Verfahrens. In Defterreich urtbeilen 
Die politifchen Behörden. Endlich ift der Vorſchriften zur Verhütung der Holzpiebftähle 
zu gebenfen. 

Gjgb.: Preußen: Gef., den Diebftahl an Holz und andern Waldproducten betr., vom 
2. Juni 1852. Ergänzende Berord. in der Ausg. des cit. Gef. von Hahı (Bresl. 1859). 
Defterr. Forſtgeſ. vom 3. Dec. 1852, $. 59 fi. Vgl. den 8. Bd. der Manz'fhen Tafchen- 
ausg. der öfterr. Gefege. Handb. der Gef. ꝛc. für das Forftftrafweien im Großberz. Heſſen 
(Darmft. 1863). Frankreich: C. forestier, 192 fig. Merkel. 

Holzſchuher, Rudolf Chriſtoph Carl Sigmund, Freiherr von, geb. 22. 
Ian. 1777 zu Nürnberg, ſtudirte in Altdorf und Jena, wurde 1799 Docter, 1805 
Rarhsconfulent von Nürnberg, practicirte daſelbſt als Advocat, war öfters Yandtagsab- 
georbneter und erwirkte die Uebernabme der Nürnberger Staatsfhuld als integrivenden 
Theil der baieriihen Staatsichulden, ftarb 20. Yult 1861. 

Schriften: De poena extraordinaria deficiente plena criminis probatione neutiquam 
decernenda (diss. 1799). — Ein prüfender Blid auf die neueften inneren Staatseinrichtungen 
der Reichsftabt Nürnberg, 1801. — Berſuch vergleichender Geſetzeskritil des franz. mündlichen 
und gent. beutfchen fehriftlichen Proceſſes (der Rechtsweg), 1831. — Theorie und Cafuiftif des 
gem, Eiv.R, 1843, 1854, 2. Aufl. 1857, 3. Aufl. beforgt von Kuntzze, Leipz. 1863, 1564. 

Lit: „Eorrefpondent von und für Deutfchland”, Nürnb. 1861, N. 395. 

Teihmann. 

Hommel, Ferdinand Auguft, geb. 1691 im Leipzig, ftudirte in Leipzig, Halle, 
wurde Doctor 1721 in Yeipzig, lehrte daſelbſt, wurde Aſſeſſor im Schöppenftuhle, 1736 
Aſſeſſor in der Facultät, 1739 Prof. Instit., 1756 Prof. Pandect., ftarb 1764. 

Schriften: Anleitung, Geridtsacten geihidt zu ertrahiren, 3. Aufl. Halle 1747. — Titü 
jurisconsulti dispp. juridd., Lips. 1729. 

Sein Sohn Karl Ferdinand, geb. 1722 zu Leipzig, promovirte 1744, wurde 
1750 ordentlicher Profeſſor, 1756 Prof. Instit, 1763 Ordinarius der Facultät, 
ftarb 1781. 

Schriften: Propositum de novo systemate jur. naturae et gent. concinnando, Lips. 
1747. — Palingenesia librorum jur. veterum, Lips. 1767, 68. — Corp. jur. eiv. cum 
notis variorum, Lips. 1768. — Öblecetamenta jur. feodalis, Lips. 1755. — Progr. de jure 
canonico ex germ. legibus explicando, Lips. 1755. — Rhapsodia quaestionum in foro 
quotidie obvenientium, ed. 4. cur. Rössig Byruthi, 1783. — Literatura juris, Lips. 1761, 
1778. — Teutſcher Flavius, Bayr. 1800. 

Karl Ferdinand's Sohn: Rudolph, geb. 1767 zu Yeipzig, wurde 1786 
Dberhofgerihtöauditor, promovirte 1791, wurde 1794 Senator in Yeipzig, 1804 Stadt: 
richter, ftarb 1817. 

Schriften: Quid de poenis Roman. eriminalibus jure Justin. obviis philosophice 
statuendum sit Diss, I. Lip. 1787. — Eriminalift. Blätter, 1. Heft, Leipz. 1800. 

vit.: Erf u. Gruber. Teihmann. 
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Sontheim, Joh. Nicolaus, geb. 1701 zu Trier, promovirte in Löwen zum 
Doctor der Rechte, wurde 1732 Prof. in Trier, 1733 Official in Coblenz, Dechant von 
St. Simeon, Procanzler in Trier, ftarb 1790. 

Schriften: Historia Trevirensis diplomatica et pragmatica, Trevir. 1750. — Prodro- 
mus hist. Irev. Trevir. 1757. — Just. Febronii de statu ecclesiae et legitima potestate 


Rom. pontificis liber singularis Ballioni (Francof.) 1763. — Just. Febronii Comment. 
Franeof. 1781. 


Lit: Bluntſchli, V. 267— 271. Teihmann. 

Höpfner, Ludwig Julius, geb. 1743 in Giefen, wurde 1767 Prof. in 
Caſſel, 1771 Doctor in Stegen, 1778 Regierungsrath, 1781 Oberappellvath, 1782 
Geh. Tribunalrath, ftarb 1797. 

Schriften: Elementa juris eivilis sec. ordinem Institutionum, Gott. 1792: Francof. 
1798. — Naturrecht, 1796. — Theor.spraft. Comment. über die Heineceius'ſchen Inflitutios 
nen, 1783; Frankf. 1798; 8. Aufl. 1818. 

Lit: Erſch u. Gruber. — Deutſche Bierteljahrsihrift, Jahrg. 1568. 

. Teihmann. 
Hoftienfi$ (Henricus de Susa, cardinalis Ostiensis), lebte unter Inne- 
cenz IV., war Erzbiihof von Embrun, dann Gardinal von Oſtia, Yehrer des Durantıö 
und ftarb 1281. 

Er jhrieb Über den Coder und zu ben Decretalen eine Summa. 

rit.: v. Stinging, Geſch. der pop. Yit. des röm scan. R., Leipz. 1867, ©. 511, 512. 

ö Zeihmann. 

Hotomanus, Franciscus, geb. 1525 zu Paris, wurde 1561 Profefjor in 

Straßburg, Iehrte zu Balence, Genf, Yaulanne und Bourges und ftarb zu Bajel 1590. 

Schriften: Comm. ad Instituta, — Epitomatorum in Pandectas lib. XXII. — Dis- 

utat, jur. eivilis — Anti-Tribonianus — Franco-Gallia 1573. — Consilia 1582, 1586. — 

pera cura Lectii, Genev. 1599 — 1600. 

?it.: Leyckher, Vitae JCtorum. — Dareste, Essai sur Frangois Hotman, 
Paris 1850. — Stobbe, II ©. 15, Not. 26; ©. 57, Not. 27. — Allard, Histoire de 
la justice eriminelle au seizieme siecle, Gand 1868, p. 497, 498. 

Zeihmann. 

Huber, Ulrich, geb. 1636 zu Dodum, wurde 1657 Prof. in Franeder, 1660 
Rector und Senator und ftarb 1694. 

Schriften: Praelectiones jur. eiv. (add. Thomasii), Lips. 1707; ‚Neap. 1784. — 


Digressiones ‚Justinianeae, Francof. 1670, 1688, 1696. — Praelectiones jur. rom. et ho- 
dierni ad Pand., Francof. 1689— 90. — De jure eivitatis, Leyd. 1674. — Opera mi- 
nora, Utr. 1746. 

tit.: ©. Jöcher. Teihmaun. 


Hufeland, Gottlieb, geb. 1760 zu Danzig, ftudirte in Leipzig, Göttingen, 
Iena, wurde 1785 Doctor, 1788 in Jena außerord. Prof., 1790 ord. Brof., 1793 
Beifiger des Schöppenftuhls, 1796 Yuftizrath, ging 1803 nah Würzburg, 1806 nach 
Landshut, 1816 nad Halle, wo er 1817 ftarb. 

Schriften: De legum in Pand. interpret. subsidio, Jenae 1785 (diss.). — Berſuch 
über den Grundſatz bes Naturrechts, Yeipz. 1755. — Lehrb. bes Naturredhts, Jena 1790, 1795. — 
Inftitutionen des gef. pofitiven R., Jena 1798, 1803. — Lehrb. der Gef. u. Encyel. aller in 
Deutſchland geltenden pofitiven Rechte, Jena 1796. — Lehrb. bes im ben beutfchen Ländern 
geltenden gem. oder fubfiviären Eiv.R., Gießen 1808-14. — Ueber den eigenthüml. Geift des 
röm, R., Giehen 1815, 16, 17. — Beiträge zur Berichtigung ber pof. Rechtswiſſenſchaften, Jena 
1792. — Einl. in die Wiffenfchaft des deutſchen Priv.R., Iena 1796. — Lehre vom Gelbe 
und Geldumlaufe, Jena 1798; Gießen 1820. — Hanbb. der Staatswirtbihaftstunft, Giehen 
1807—20. — Darftellung der Rechtslehre des Beſitzes, 1815. , 

Lit.: Seine Selbftbiographie in Walch: Reliquiae controversiae inter Bulgarum et 
Martinum Gosiam de praelatione dotis, Jen. 1785, p. 12— 15. — Erfdb u. Gruber. 

j TZeihmann. 

Hugo de Alberico de porta Ravennate, einer der 4 doetores aus Be: 
logna, ftarb zwilchen 1166—1171. 

Er fhrieb: Gloſſen — Distinetiones — Summula de pugna (Savigny, IV. 512—1?). 
Sigle, U. Ug. Ugo. 

fit.: Sapigny, IV. 155 — 170, 497— 499, 504— 511. 

Teichmann. 
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Hugo, Guſtav, geb. 1768 zu Lörrach in Baden, ftudirte in Göttingen, wurde 
dafelbft 1788 Profeſſor, 1819 Geh. Yuftizrath, ftarb in Göttingen 15. Sept. 1844. 

Schriften: Dom. Ulpiani fragmenta, Gott. 1788. — De bonorum possessionibus, 
Hal. 1758. — De fundamento successionis ab intestato ex jure Rom. antiquo et novo, 
Gott. 1785. — Julii Paulli Sententiarıtm, libri V, Gott. 1795. — Inſtitutionen bes heu— 
tigen röm. R. Berl. 1789 (unter d. Titel: Lehrb. des heutigen röm. R., 7. Ausg. Berl. 1826). — 
Lehrb. u. Chreftomathie des clafi. Pand.R., Gött. 1790, — Lehrb. eines civil, Eurfus, Berl. 
1799 — 1826. — Lehrb. der Geſch. des rim. R., Berl. 1790, 11. Aufl. 1831. — Beiträge zur 
civil. Bücherlenntniß, Berl. 1829, 1815. — Civil. Magazin, Berl. 1791 — 1837. 

Lit.: Neuer Netrolog der Deutſchen, Bd. 22, ©. 655 — 658. — Ztſchr. für geſch. Rechts— 
wiſſenſchaft, IX. N. 13. — Eyfeuhardt, Zur Erinnerung an G. Hugo, Berl. 1545. 


; Teichmann. 

Hugolinus, Presbyteri aus Bologna, ſtarb nach 1233. 

Er ſchrieb: Gloſſen. — Summa der Digeſten — des Eoder. — Distinetiones. — Quae- 
stiones. — Dissensiones Dominorum, — Zufäge zur Summa bes Azo. — Summa bes Lehnrechts. 
fit.: Savigny, V. 45— 68. — Stobbe, I 607. Teihmann. 

Huldigung der Stände it die feierliche Eidesleiftung, durch welche Die Yand® 
ftände die Verpflichtung des Boll zu Treue und Gehorfam gegen den Souverän fofort 
nad deſſen Negierungsantritt befräftigen. In der Theorie eine eidliche Beftärkung, 
in der Praxis eine eivlihe Uebernahme der Unterthanenpflichten war die 9. frühzeitig 
zu einem Schugmittel der meiften altlanpftändiichen Verfaſſungen geworden : die Stände 
huldigten nämlich vegelmäßig nur nad vorgängiger Beltätigung ihrer Gerechtſame dur 
den Yandesheren oder doch nur unter der Bedingung, daß der Yandesherr ihre Freiheiten 
fortdanernd anerkenne, bzw. beftunmten von ihnen ausgeiprochenen Wünſchen genug thue. 
Auc war ein ſolches Schuginittel nothwendig, da Theorie wie Praris die Geltung der land: 
ftändifchen Befugniffe bei dem Wechfel des Herrichers ſehr häufig in Frage ftellten. Allein 
diefe Bedeutung konnte der H. nur jo Lange bleiben, als einerjeits das Verhältniß der 
Yandftände zu dem Yandesheren als ein Vertragsverhältniß aufgefaßt wurde, und anderer 
feit3 Die jeden Thronwechſel überbauernde, den Staatöherricher wie die Staatsbürger ver- 
pflichtende Geltung der Verfaſſung noch nicht feftitand, Seitdem jedoch aus der Landeshoheit 
eine wirkliche, alle Klaffen der Bevölkerung gleihmäßig und unmittelbar beherrſchende 
Staatögewalt, aus den Landſtänden eine wirkliche Volksvertretung geworben, und die 
Geltung der Berfaffung als vollkommen unabhängig von jedem Regierungswechlel anerkannt 
ift, farın weder die H. der Stände noch diejenige des ganzen Volks ald die Uebernahme 
der Unterthanenpflichten gedeutet werben: alle Staatsangehörigen find nad) dem gegenwärs 
tig geltenden Staatörehte dem Staatöoberhaupte vom Momente des Thronanfalld an zu 
Treue und Gehorfam verpflichtet, und die aus ihnen hervorgegangene Bolkövertretung 
kann deshalb nicht wie die alten Landſtände durch Gewährung oder Verweigerung der 9. 
ihre Unterthanichaft begründen oder juspendiren. 

Trotzdem haben einzelne deutiche Berfaffungen die H. der Stände (jo Sachſen-Weimar, 
Sachſen-Meiningen, Walde, Olvenburg) oder aller Staatsangehörigen (jo Batern, Würtem— 
«berg, Braunſchweig) als eine feierliche Beſchwörung der Unterthanenpflichten nach der Thron= 
befteigung eines neuen Herrichers beibehalten. Doch iſt die allgemeine Landeshuldigung in 
neuerer Zeit regelmäßig nicht mehr gefordert worben. Außer in Mecklenburg ift die Huldigung 
noch immer von der vorgängigen Beihwörung oder Beltätigung der VBerfaffung durch den 
Souverän abhängig; da jedoch nur zwei Berfafjungen (von Coburg= Gotha und von 
Divenburg) die Souveräne bis zu der der H. vorangehenden Beihwörung der Ber: 
faſſung an der Ausübung der Negterungsrechte verhindern, die übrigen Verfaſſungen aber 
dem Souverän fofort nach feiner Thronbefteigung ohne Rückſicht auf die nachfolgende 9. 
den vollen Genuß feiner Souverinetätsrechte geben, feine einzige Verfaſſung ſomit an Die 
Yeiftung des Huldigungseides eine rechtliche Wirfung knüpft, jo tft die H. ſtaatsrecht— 
Lich irrelevant: fie gibt dem Souverän fein Hecht, das dieſer nicht bereits hatte, fie 
begründet feine Pflicht, die nicht ſchon vorher beftand, 

Denn häufig auch der Eid, welchen das einzelne Mitglied einer Vollsvertretung bei 
feinem Eintritt in diefelbe zu ſchwören hat, Huldigungseid genannt wird, jo ift Dies eine 

v. Dolgenborrff, Rechtäleriton 1. 36 
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mißbräuchliche Anwendung des Wortes, da diefer Eid nur als eidliche Uebernahme ver 
beionderen Pflichten angejehen werben fann, welche aus dem Eintritt in die Volksvertre— 
tung erwachien. 

Quellen: ®eimar, Rev. Grundgeſ. v. 15, Oct. 1850 $$. 67, 68. Meiningen, Grundgeſ. 
v. 23. Aug. 1829 8. 107. Walde, Verfg.Urk. SS. 17. 18. Oldenburg, Rev. Staatsgrundgeſ. 
v. 22. Novbr. 1852, 9. 197, 198, $. 1. Baiern, Verfg.Urk. v. 26. Mai 1818, Tit. X. $.3. 
Würtemberg, Verfg.Urf. v. 25. Septbr. 1819 $. 10. Braunfchweig, Neue Landichaftsorbn. v. 
12. Octbr. 1832, 88. 4, 26. Koburg- Gotha, Staatsgrundgef. v. 3. Mai 1552, $. 159. 
Diedlenburg, Erbvergleih v. 18. April 1755, $. 354 

Lit.: Unger, Geſch. der deutfchen Landftände, II. ©. 243. 5.9. v. Campe, Die Lehre 
von den Landſtänden, 2. Aufl., S. 179—183. DO. Gierte, Das deutfhe Genoſſenſchaftsrecht, 
1. ©. 564. Vergl. auch Mohl, Staatsrecht des Königr. Wiürtemberg, 1. ©. 171 — 177. 
Bözl, Baier. Berf Recht, 4. Aufl. ©. 385. Ueber Preußen vergl. v. Rönne, Staater. b. 
preuß. Mon. 3. Aufl. Bd. 1. Abth. 1. ©. 161. H. Schulze, Preuß. Staatsr. Abth. 1. 
©. 204. 205. 8. Brochaus. 

Humboldt, Karl Wilhelm Freiherr von, geb. 22. Yan. 1767 zu Pote- 
dam, jtubirte in Frankfurt a. D. und Göttingen, machte große Reifen, wurde Pegations: 
vatb, lebte in Jena, 1797 - 99 im Paris, dann in Spanien, ging 1801 als preußiſcher 
Minifterrefident nah Nom, 1806 bevollmäctigter Minifter bi8 1808, geb. Staatsrath 
um Dlinifterium des Innern, betraut mit der Yeitung der geiftlichen und Unterrichtsange: 
legenheiten, wirkte für Die Gründung der Univerfität Berlin, wurde 1810 geb. Staatö- 
minifter, auferordentl. Geſandter und bewollimächtigter Minifter ın Wien, nahm an den 
Congreſſen Theil, ſchied 1819 aus, wurde 1830 wieder in den Staatörath berufen und 
ftarb am 8. April 1835. 


Schriften ſtaatswiſſenſch. Inb.: Ueber die Aufgabe des Gefchichtichreibers (Abb. d. Afa- 
demie zu Berlin, 1822, ©. 305— 22). — Ideen über Staatsverfaffung durch die neue fram. 
Eonftitution veranlaßt (Berliniiche Monatsfchr. herausg. v. Biefter, 1792, Stüd 1). — Ueber 
bie Sorgfalt des Staates für Die Sicherheit gegen auswärtige Feinde (a. a. DO. Stüd 10). — 
Ueber die Sittenverbeflerung durch Anftalten des Staates (a. a. O. Stüd 11). — Ueber äfientl. 
Staatserzichung (a. a. O. Stüd 12). — Wie weit darf fih die Sorgfalt des Staates um das 
Wohl feiner Bürger erftreden ? (Schiller's Thalia, 1792, Heft 5, S. 131— 16%. — Denticrift 
über Preußens ſtändiſche Verfaſſung (Dentihr. v. Stein über deutſche Berfg., berausg. v. Per, 
Berl. 1845, ©. 96 — 175). — Memoire devant servir de refutation a celui du comte de 
Capo d’Istria (Gef. Werte, 1841—52, Bdo VII. ©. 279 ff.). 

Lit.: Schlefier, Erinnerungen an ®. v. Humboldt, neue Ausg. Stuttg. 1854. — Haum, 
W. v Humboldt, Berl. 1856. — Steintbal, Gedächtnißrede auf W. v. Humboldt an feinem 
100. Geburtstage, Berl, 1867. — Förfter, Abhandl. über Geld. u, Politit von W. v. Hum— 
boldt, Berl. 1869. — Oppenbeim in der Nationalgeitung 18:0, Nr. 281 vom 21. Juni. — 
Challemel-Lacour, La philosophie individualiste, etude sur Guill. de Humboldt 
(bibl. de philos. eontemp.), Paris 1861. Teichmann. 


Hunnius, Helfrich Ulrich, geb. 1583 zu Marburg, wurde 1608 im Gießen 
Doctor, 1613 Prof. daſelbſt, 1625 in Marburg, trat 1630 zur Fatbolifchen Kirche über, 
ging nad Cöln und ftarb 1636. 


Schriften: Tractatus feudalis, Giess, 1616. — Variarum resolutionum libri IV., 
Franeof. 1616, 1697. 
Yit: Erſch u. Gruber. Teichmann. 


Hypothek, Hypothekenordnung. Die römiſche H. bedurfte feiner „Ord— 
nung“, d. h. beſonderer juſtizhoheitlicher Einrichtungen. Eathoben der Beſchränkungen der 
veralteten fiducia und des Fauſtpfandes ergreift ſie als das Pfandrecht ohne Eigenthums- 
oder Beſitzesübertragung alles Verkäufliche, alles Verwerthbare; auch Forderungsrechte, ſelbſt 
Pfandrechte (als bedingte Ceſſion ?); und hat, wenn eine Sache ihr Gegenſtand, die Bedeutung 
eines jus in re, was freilich neuerdings häufig beſtritten iſt. Nothwendige Vorausſetzung iſt 
das Beſtehen einer Forderung; denn wie alle Pfandrechte, dient die H. nur dazu, einem 
Forderungsberechtigten einen Gegenſtand für den Fall zu ſichern, daß es an Der rechtzei— 
tigen volljtändigen Erfüllung der Forderung gebriht. Ganz und ungetheilt haftet biefür 
die H., wenn auch binfichtlich des Gegenftandes wie der Forderung mit denjenigen Unter: 
Ichieden, welche fi Daraus ergeben, daß entweder eine General= oder Special=H. beſtellt 
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worden, dies wieder an Sachgemeinfchaften, fruchttragenden, oder einfachen Sachen ; fir 
Stamm, für Zinfen, für Berwendungen u. dgl. m Die Quelle der Entftehung Tiegt 
entweder in der Bejtellung durch Uebereinkunft (Conventional-H., formlos (pactum h.), 
durch Tegtwillige Verordnung nad deren Formen; oder in richterlicher Beſtellung bet 
adjudicatio auf eine Theilungöflage, während ſonſt Bauftpfand entfteht (pignus in c. 
jud. captum, p. praetorium); endlih in einem Rechtsſatz und zwar bier als Ges 
neral-H. (j. d. Art.) in fieben Fällen von theilweifer praktiſcher Wichtigkeit, oder als 
Spectal=H. in fünf Hauptfällen: 1) Special-⸗H. für Baugelver, verwendet zur Wieder- 
berftellung eines zerftörten, nach der Wiederberftellung dafür haftenden Gebäudes ; 2) Spe— 
cal-H. an Sachen für die Ankaufsgelder, fofern dDiefe aus dem Bermögen von Pupillen 
und Minderjährigen genommen find und fie das Geld den Sachen vorziehen, 3) Spe- 
cial-H. des Verpächters eines zum Fruchtbau beftunmten Grundſtücks wegen Pacht: 
forderungen an ben gebauten Früchten; 4) Special-H. des Bermietherd an den eignen, 
in die Miethsräume zur Benugung gebrachten Saden des Miethers wegen Mieths- 
forderungen (nicht an den, dem Miether haftendenSachen des Aftermiethers, doch an 
des Miethers Pfandrecht); 5) Spectal-H. des Vermächtnißnehmers wegen des Vermächt- 
niſſes an den Erbſchaftsgütern des Velafteten. Unter den Endigungsgründen der 9. 
(Erlöſchen der Forderung, Verzicht, Zeitablauf u. dgl.) Hat einerfeits die Confufion, 
infoweit an befondere Fälle ſchon nad röm. R. die lebhaft beftrittene Annahme eines 
„Pfand“(?)-Rechts an der eigenen Sache geknüpft worden ; andererfeits der Verkauf des 
Pfandes Durch den berechtigten Pfandgläubiger, der an bejtimmte Friften und Formen 
gebunden ift (zwei Jahre bei Privatverfauf, zwei Monate bei gerichtlichen, öffentlichem 
Berfauf) und unter Umftänden durch Zuſchlag (jus dom. imp.), feit Conftantin 326 
aber nicht Durch Abrede des Verfalls (lex comm.) erfegt werden darf, zu vielfachen Er- 
Örterungen Beranlaffung gegeben. Ungeachtet der in den bisher berührten Punkten herr— 
chenden großen Menge von Streitfragen bat doch für die praftiiche Handhabung des 
römiſchen Hupothefenfyitens noch weit mehr Schwierigkeiten der ſehr häufige Fall der 
Colliſion verichtedener Hppothefgläubiger in Bezug auf die Befriedigung derfelben aus 
dem Grlöje des Pfandes bereitet. Reicht Die Summe zur Dedung aller begründeten 
Anfprüche nicht aus, jo fragt fich: wer ſoll den Verluſt tragen ? oder was im Erfolg 
dafjelbe ift: wer joll zuerft befriedigt werden ? Das rim. R, privilegirt den Fiscus, die 
Ehefrau wegen der Dos, das Verwendungspfandrecht; doch nicht unbedingt. Der Fiscus 
geht mit den öffentlichen Abgaben allen vor, der Darleiher (Berwendungsdarleiher) zum 
Ankauf einer Militia geht der Ehefrau, diefer auch ftetS der Fiscus vor ; die Verwender 
unter einander rechnen antheilsweife nad) dem Maß der Verwendung. Allein ein ander: 
weitiger Borzug liegt in der Beglaubigung der H. Durch eine öffentliche oder eine von drei 
Zeugen unterfcriebene Privaturkunde. Hypotheken mit unvollkommeneren Urkunden könnten 
zurüddatirt fein und find eben darum dem pignus publicum nachgeſetzt. Im Uebrigen 
enticheidet Das Alter der H, je nach dem Zuſammentreffen der vechtögültigen Eriftenz 
von Forderung, Gegenftand und Pfandrecht. Gleihberechtige H. müſſen ſich gleichmäßig 
Abzug gefallen laſſen. Ueberall ift viel Streit, nicht minder über die Hebertragung der 
Priorität (hypothekariſche Succeffion, befonders jus offerendi). 

Bielfache Aenderungen im Hypothekenrecht find eingetreten, nachdem daſſelbe in Deutjch- 
and mehr und mehr zwifchen die, auf ganz anderen Grundlagen erwachſenen deutſch— 
rechtlihen Pfandinftitute (bei. ältere, neuere Satzung) eingejhoben morden war. 
Die römische Pfandklage follte dem Gläubiger Beſitz verfhaffen zur Ermöglichung ver 
Uebergabe an den Käufer. Die neuere Pfandflage dient zur Vorbereitung des gericht 
lichen Verkaufs, insbefondere bei Immobilien des forgfältig geordneten Subhaftationd- 
verfahrens. Allein der Hauptunterſchied entwidelte fih im Anſchluß an die Einführung 
öffentlicher Bücher: Grundbuch, Pfandbuh. — Die eingetragene H. trat zwar zumächft 
als eine gewiflermaßen gefteigerte Abart des p. publicum in die, durd die ſog. Pfand- 
feparatiften (Pfandrecht aus der Zeit des früheren Eigenthümers) von der Doctrin zeit 
weile vergrößerten Claſſificationsreihen. Allmälig aber wirkte fie umgeftaltend auf das 
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gefammte Hypothekenrecht. 1722 in Preußen zur Geltung gebracht, erlangte fie durch⸗ 
greifende Bedeutung zuerft in der churſächſ. erläuterten Bre.Oron. v. 1724. Das corp. 
jur. Fridericiani hatte nod) folgende Goncursflaffen 1) Vindicanten, 2) ereditores e. 
jure sing. praelationis, 3) hyp. publicae (d. h. eingetragene 9.), 4) hyp. tacitae 
e. priv. exig, 5) hyp. tacita simplex und judicialis ohne Eintragung, 6) priv. 
exigendi, 7) hyp. conventionalis extrajud., 8) nudi chirographarıi. Allein die 
churſächſ. ertäuterte Pre.Oron. im Tit. 14 fagte bereits: „Es foll in Zukunft keine 
„Seneral:H. — — conftituirt werden — — ſondern es ift in r. immobilibus die 
„Verpfändung jedesmal auf gewiſſe Grundftüde zu richten, und von dem Richter — 
„oder — Lehnheren der Conſens darüber zu ertheilen” ; in Tit. 15 „die hyp. taci- 
„tas — — mollen Wir hiermit gänzlich aufgehoben haben”; in Tit. 16 „Diejenigen 
„Greditores, fo eine gerichtlihe Special-H., als welche in Zukunft allein vor beftändig zu 
„achten, erlanget, find ſofort nach denen, jo in die erfte Klafje gehören, ſchlechterdings sec. 
„prioritatem temporis, jedoch ein jeglicher von demjenigen Gut, darauf er ſolche 9. er: 
„halten, zu befriedigen.” Damit war die Bahn gebrochen, um dem Eate Geltung zu 
verſchaffen, daß jedes befitlofe Pfandredht (H.) ald gemeinſchädlich — den Gredit mehr 
gefährbend als fürdernd — abzuschaffen, welchem allgemeine Erkennbarkeit nicht 
gegeben werben könne. Beleitigung der General-H., alfo auch der ftillihweigenden H., 
und der H. an Mobilten war die notbwendige Folge. Mit dem Begriff der modernen 
H. verband ſich fortan die Forderung der Spectalität (Beftinmmtheit nach Gegenftand und 
Schuldverbindlichkeit) der Priorität — feften Nangerdnung — nad) der Eintragung und 
als Grundlage von beidem: der Publicität, öffentlicher Kundbarmahung der Hypotheken. 
Diefe rief die Anlegung öffentlicher und damit die Nothwendigkett einer zuwerläffigen 
Regelung ihrer Führung dur öffentliche Behörden hervor: — Eintragung al® modus 
acquirendi. Daher jeit der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die ftets 
ſich mehrende Zahl befonderer Hypothefenordnungen. Als ein Mufter derjelben für 
die Behandlung des Hypothekenweſens größerer Grundftücde galt lange Zeit die preußiſche 
H.Ordn. vom 20. December 1783. Sie behandelt in vier Titeln 1) Form und Ein- 
richtung der Hypothekenbücher, 2) Verwaltung des Hypothekenweſens und Führung der 
Bücher bei den Obercollegiis, 3) Verfahren in Hypothekſachen bei den Untergerichten, 
4) Verfahren bei Anlegung neuer Hypothekenbücher. Der zweite Titel zerfällt in fieben 
Abichnitte: 1) Berfahren in Hypothekſachen überhaupt, 2) Berichtigung und Eintra- 
gung de tituli possessionis, 3) Bon den übrigen zur Eintragung qualificirten Hand— 
lungen, 4) von Ceſſionen, Berpfändungen, Subinfeription und Arreften, 5) Bon Yöjchuns 
gen. 6) Bon Proteftationen, 7) Bon Hypothekenſcheinen. Seither jind zahlveiche Abin- 
derungen eingetreten ; jo ift die Führung der Hypothekeubücher 1849 ganz auf die Gerichte 
erfter Inftanz übergegangen. Fortgefchritten aber ift die Gſgb. vorzugsweife in einer 
immer weiteren Erhöhung der Rechtswirkungen der Form. Als Ziel wird die Ent: 
widelung der H. zu einem felbftändigen Realrecht hingeftellt; die Entfleivung von der 
accefloriichen Natur, mindejtens in den Wirkungen, wenn auch nicht im Weſen, riüdficht 
lich dejien der Eat: „hyp. obligationis filia“ ſich in Geltung behauptet, wern auch in 
mehr umd mehr verringertem Umfange (5. des Eigenthümers!). Es ift namentlich die 
Beſchränkung der gegen die hypothekariſche Klage zuläffigen Einveden nad) Art der Wed: 
feleinreden auf Diejenigen, welche dem Beflagten gegen den jevesmaligen Kläger ummittel- 
bar zuftchen oder aus dem Hypothekenbuche fich ergeben, wodurd die 9. von dem br 
gründenden Schuldverhältniß Losgelöft werden und den Hypothefenbriefen Die höchſte 
erreichbare Cireulationsfähigleit verliehen werden fol. — In Bremen ift zu dieſem 
Zweck die Erlegung Des Hypothekenſyſtems durd eine Handfeftenordnung fett 1833 
gefetlich geregelt; doch pflegt die Uebertragbarkeit ihrer Grundfäge auf größere Staaten 
in Abrede geftellt zu werden. Hier wird vielmehr von der Ermeiterung des Pfand» 
briefſyſtems die Beleitigung vieler Gefahren der Hypotheken für den Grumderedit erwar— 
— namentlich Derjenigen, welche aus dem Kündigungsrecht des Hypothekgläubigers ent— 
pringen. 
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Gſgb. u. Lit.: Bezügl. der modernen H. f. Art. Hypothelenbücher. Zahlreiche Schriften 
über Grunbderedit und Hypothekenweſen nad nationalötonomiihen Gefichtspunften: vgl. Ro— 
ſcher, Nationalöfonomie des Aderbaus (Spft. d. Vollswirthſch. IL), $. 128 f. Zur Erklärung und 
Abbülfe der heutigen Creditnoth des Grundbefites v. Rodbertus- JageBomw, 1868: „Hypothe— 
fennoth des ländl. Grundbeſitzes“. Dr. Engel, Hypotbelenverfiherung (1859). Willmanns, 
Creditnoth der Grundbeſitzer und deren Abhülfe Durch eine Nd. Bundes-Hupotbelenbant (1868). 
Dr. Beder, Die Reform des Hypothekenweſens als Aufgabe des Nd. Bundes, 1967. — Hypothe⸗ 
tengefete, bei. Preuß. A.L.R. 1. 20. 88.390 —535. Bürg ©B. f. d. Königr. Sachſen $$. 369 f., 
387—465. C. eiv. a. 2114—22u3. Defterr. G. B. 88. 447 — 471. — 9. nad röm. R. f. Dr. 
Dernburg, Das Pfandrecht nad den Grund. d. heutigen röm. R. (1560—64). Dr. Bre- 
mer, Piandredt und Pfandobjecte (1867) mit Verweifungen auf die höchſt umfangreiche Lit. 
Hierzu Dr. Bremer, 9. u. Grundſchuld (mit Berüdf. d. preuß. Gef.Entw.) 1869, „Werth- 
recht. Schaper. 

Hypothekenbücher. In Griechenland zuerft ift Die Bedeutung der Verpfändung 
ohne Bejitweränderung (örradr/an), der Schrift biefür (Tdesyeıgea) und felbft der öffent: 
lichen Benrkundung auf Steinen, in Büchern (Chios) erkaunt worden. Nicht fo in Nom. 
Meder Die formula hypothecaria noch das Grundſteuerſyſtem ſchuf öffentliche Grund- 
und Pfanpbücher. In Deutjchland ließ zuerft Karl der Große für Stifts- und Klofter- 
giiter Yagerbücher (polyptica) anlegen unter Verzeichnung des Inhabers, der Abgaben 
und Dienfte: Bücher über beftändige Yaften. Bon den weltlichen Landesherren wurde 
dies für Lehns- und Allodialeigenthbum nachgeahmt. Wahre Grundbücher entwidelten 
ſich etwa 100 Jahre jpäter in Mähren nach der Etiftung des großen mährifchen Reiche. 
Das den Gemeinden übermiefene Grumdeigenthum wurde vertheilt und von den Aelteften 
das Beſitzthum der Einzelnen auf fichtene Tafeln aufgezeichnet. Aus diefen Landtafeln 
bat fich das, gegenwärtig faft ganz DOefterreih, feit 1855 auch Ungarn beherrſchende 
„Zabularweien” — Grundbuchsweſen — entwidelt. Erſt etwa zu Anfang des 13. 
Jahrhunderts wurde im nordweftlichen Deutjchland in Köln, Pübel, Hamburg und ans 
anderen größeren Städten nach Vorgängen in Belgien, Franfreih, der Schweiz eine an=‘ 
dere Art von Grundbücern vorbereitet, welche frühzeitig zugleih die Bedeutung von 
Schuld: und Pfandbühern erhalten zu haben fcheinen. Nachdem an Stelle der 
Auf=, d. h. Ueberlafjung der Grundjtüde vor der Gemeinde die Auflaffung vor dem 
Bogt und den Schöffen oder andern Beamten getreten war, wurden die Verlaſſungspro— 
tocolle in Grund, Erb-, Schreind= und ähnlich benannten Büchern geſammelt, und die 
fen gegen das 16. Jahrhundert eine Ueberfiht in der series possessorum gegeben. “Dies 
jelbe verzeichnete die Grundſtücke, die Befiger und aud die vor Gericht bewilligten Be— 
laftungen auf gejonderten Folien unter Bezugnahme auf die Protosolle. Die Bes 
laftungen empfingen eine neue und eigenthümliche rechtliche Bedeutung, als mit 
dem Eindringen Des rim. N. dem altdeutihen Pfand» und Satzungsſyſtem das, 
auf ganz anderen Grundanſchauungen berubende römiſche Pfand= und Hypothefen- 
ſyſtem vwollberechtigt zur Seite getreten war. Die unorganiſche Vermiſchung von Rechts— 
fügen und Einrichtungen von theilweiſe widerſprechendem Charakter hatte das Auffeimen 
neuer Inftitute zur Folge. Es entwidelte ſich Die moderne Fair auf den Grund⸗ 
lagen der Publicttät, Spectalität und Legalität, und gab damit den modernen H. ihre 
Geftalt. Ihrem Hauptzwede nach ftellen fie die Creditbücher für den Grundbefig dar. Den 
‚Gläubiger, der auf Hypothek leihen will, interefjirt für feine Prüfungen aber nicht blos 
die Frage, ob etwa beſſer berechtigte Hypotheken vorhanden, fondern in nicht minderem 
Grade die Fragen, ob beftändige Yaften den Werth des Grundſtücks beeinträchtigen, wel— 
hen Realcompler die Buchbezeichnung umfaſſe, und namentlich wen das Verfügungsrecht 
über das Eigenthum oder mindeftens für den Pfandverfehr zuſtehe. So finden ſich in 
den neueren 9. alle, in den Büchern und Tafeln der älteren Zeit verfolgten Ziele be— 
rückſichtigt, allerdings in ehr verſchiedener Weiſe. Der Kern der Unterfchiede Liegt in der 
Beantwortung der Frage, in wie weit der Staat — die Yuftizhoheit — dafür zu for- 
gen habe und dafür verantwortlich ſei, daß der Gläubiger volftändig und zuverläffig aus 
den öffentlichen Büchern Aufſchluß über alle Einzelheiten erhalte, welche fir die Prüfung 
der Greditwitrbigfeit jedes Grundſtücks zu jeder Zeit von Belang bleiben. 
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Am überſichtlichſten und ſicherſten dienen jenem Zweck diejenigen H., welche die ein— 
fachſte Form mit durchgreifender rechtlicher Wirkſamkeit verbinden. Jedes Grundſtück hat 
ein ſog. folium ; Dies zerfällt in drei Rubriken, d. h. neben einander geheftete Blätter 
(oder als auf eine lange Reihe von Jahren und Geſchäften berechnet: Blattfolgen), be: 
ftimmt für 1) den Gegenftand, 2) den Beliger, 3) die Hypotheken und ähnliche Yaften. 
Rubrik 2 bezeichnet entweder den Eigenthümer (Grundbuchſyſtein) oder den urkundlich zur 
Berfügung berechtigten — titulirten — Beliger. Alsdann wird in Rubrit 1 das Gut 
(Bergwerk, Gerechtigkeit) bezeichnet nach Kreis, Dorfihaft, Catafternummer, Karte, Flächen— 
maß, aucd wohl nach Qulturgattung, Grundfteuerbetrag, Schätzungswerth, Brandverfiche- 
rungswertd — ſowie mit Aufzählung won Zubebörungen (nad dem Flurbuch), Ab: und 
Zuichreibungen — ferner wird die Nechtöqualfication als Rittergut, cöllmiſches Gut, 
Lehn, Fideicommiß angegeben — endlich die unabänderlichen Laſten (onera perpetua) 
Zinfen und Abgaben an Kirchen, andere Grundftüde u. ſ. w., ſelbſt Realſervituten. — 
In Rubrit 2 wird der Eigenthümer oder titulirte Beliger (juriftiiche Perſon? Firma) 
eingetragen, auch meiſtens der Erwerbstitel, der Uebernahmepreis, Kaufpreis, ſowie etwaige 
Beichränfungen im Berfügungsreht Minderjährigkeit, Vorkaufsrechte). Rubrik 3 endlich 
ift für die Schulden und vorübergehende Yaften (Altentheile, Wohnungsrechte und ähnliche 
zeitliche Reallaſten) beftinmt, welche möglichſt in feiten Summen auszumwerfen, ferner Arreite, 
Cautionen u. dgl. neben eigentlihen Hypotheken nebit Binfen, denen der loeus des 
Stammes bis zur Höhe von 5 Proc. zuweilen geſetzlich gefichert worden. Die 
Zeitfolge der Eintragung bejtimmt die Rangordnung. Ueberall ift für überfichtliche Ein— 
tragung von Veränderungen gelorgt, insbefondere in Rubrik 3. Durch Yängsftriche wer— 
den Colonnen auf den Blättern jeder Rubrik gebildet. Die bisher angedeuteten Eintras 
gungen fallen in die Hauptcolomnen. Rubrik 1 enthält für Ab- und Zuſchreibungen 
wichtige Nebencolonnen ; wichtiger noch find diejenigen der Rubrik 3: 1) für Geffionen, 
Prioritätseinväumungen, Erhöhung des Zinsfußes auf 5 Proc. und andere Beränberuns 
gen 2) für Yölchungen, die indeß auch durch Unterftreihung der zu Löfchenden Eintragung 
mit vother Tinte oder auf andere Weile theils ſchärfer hervorgehoben, theils dargeftellt 
werden. — Im diefer Weile find die H. 3. B. angelegt in Oeſterreich (Stadtz, 
Grund, Yandtafelbuch), Königr. Sachen, Herzogtb. Gotha, Sahjen- Altenburg, 
Reuß j. Y, Schwarzburg-Sondershaufen, Medlenburg für die Rittergü— 
ter, Domänentheilbefiger, Erbpächter ; auch Baiern (mur H., nicht Grundbücher, trog 
der viel bejtrittenen Beſtimmung des Grundfteuergefeges, daf nad) 3 Jahren die Grund» 
fteuercatafter als Real und Yagerbücher gelten follten mit Beweiskraft nicht nur für die 
Steuern, „Sondern auch für die Rechte und VBerbinplichkeiten für die Zukunft‘). Im 
Naſſauiſchen find die aus den Steuercataftern hervorgegangenen „Stodbücer” (1851) 
jo angelegt, daß auf zwei gegenüberftehenden Seiten in neun Rubriken die Eintraguns 
gen erfolgen. — 

Minder überſichtlich als die in drei Nubrifen angelegten find die in vier Rubriken 
angelegten 9. — mögen fie auch nur drei Rubriken mit diefem Namen, die ihnen vor: 
ausgeſchickten aber mit der Bezeichnung: Titelblatt verſehen. Der Unterfchied Tiegt in Der 
Ausfonderung einer Nubrit für die Reallaften, welche vor der Testen Rubrik zu fteben 
fommt, und aus diefer die vorübergehenden Yaften — Altentbeil, Wohnungsrechte, doch 
auch Pachtrechte, Antichrein — aus den anderen Rubriken aber’ theil8 die dauernden 
Neallaften (Kirchenabgaben, Grundzinſen, Grundrenten, auch Realſervituten), theils end— 
lich Verfügungsbeſchränkungen in ſich aufnimmt GBeſchränkungen des Beſitzers über den 
Volljährigkeitstermin hinaus, Vorkaufsrchte, Wiederlaufsrechte, Fideicommißſtiftung, fidei⸗ 
commiſſariſche Subſtitutionen u. dgl.). Im vier Glieder geordnet iſt das H. in Altpreu— 
ßen (Abweichungen für ſog. walzende Grundſtücke) auch nach den neuen Entwürfen, in 
Neuvorpommern und Rügen, in Oftfriesland, in den Mecklenburgiſchen Städten. 

Andere Gſgbb. wiederum haben Grundbuch (Eigenthum) u. Hypothefenbud (Pfand) vor 
einander getrennt. Die H. gewinnen und verlieren bier an Zuverläffigfeit, je ficherer fie 
mit den Eigenthumsbücern in Verbindung gelegt find. So im Großherzogth. Heften 
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(Mutationsbücher — H., worin A. Grumdftüd nad) der Nummer, B. Schulven), in Ba— 
den (Gemährbücer — Unterpfandbücher für Privilegien und Hhpothefen), in Würtem- 
berg (Güterbuh — Unterpfandsbucd mit Eintragung der Parteien, des Pfandes, der 
Pfandſumme, des Beftellungstages unter Unterichrift von mindeftens fünf zuftummenden — 
dadurch im gewiſſem Umfang für die Sicherheit haftbaren — Mitgliedern der Pfand» 
behörde), in Sadhjen-Meiningen (Grundbücher, H.); in Frankfurt a M. 
Transſeriptionsbuch nebft Negiftern, „Reſtkaufſchillingsbuch“ — Hypotheken- oder „In— 
ſatz“ Buch), auch in Hamburg, wo das „Conſensprotocoll“ (Erbebuch) und das 
„Schuld= und Rentebuch“ im „Hauptbuch‘ ihre Vereinigung finden. — Wejentlich ver- 
Ichieden find die, der allgemeinen Einficht durch die Forderung von Abjchriften geöffneten 
9. des franzöſiſchen R. Die Eintragungen find gegen die Perfon des Schuldners 
gerichtet, genau nad dem Antrage des Gläubigers im Eintragungsgeſuche (bordereau) 
gefaßt, nur von zehnjähriger Kraft, falls nicht für ihre Erneuerung geſorgt wird; zus 
läſſig für Die geiegliche Hypothek der Ehefrauen, Bewormundeten, ded Staats, der 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten auf unbeftimmte (künftige) Gegenftände und unbe 
ftinmmte Summen; die 9. enthalten weder alle Veränderungen des Grundeigenthung, 
noch aud alle darauf haftenden Yaften. Die Eintragung gegen die Perfon erheiſcht 
die größte Genauigkeit in der Bezeichnung, damit VBerwechjelungen und Nichtig— 
feiten vermieden werden. Daher ftrenge Strafen bei Verſehen der gerichtlich nach 
Bürgihaftsleiftung vereidigten, aber den Verwaltungsbehörden (Steuerdirection) unters 
ftellten Hüpothefenbewahrer, deren Amt allerdings Ddadurd gegenüber dem Der beut- 
ſchen Hypothefenrichter jehr vereinfacht wird, daß es niemals ihre Sache iſt, Eintra= 
gungsvermerke durch furze erjchöpfende Auszüge des rechtlich Wefentlichen aus den ein= 
gereichten Urkunden zu bilden, jondern nur getreue Abjchriften im die öffentlichen Bücher 
zu bringen, jo auch bezüglich des Eigenthumserwerbs an Grumdftüden. (Trans ſeriptions— 
register als öffentliches Lontractsabichriftsbuch. Im feriptionsregifter zu Hypothelkeinſchrei— 
bungen. WRepertorium. Formular zum bordereau: „Zum Bortheil des A... gegen 
„den B... auf Grund der Obligation vom... zur Sicherheit einer Summe von... 
„auf das Wohnhaus zu... N... eingetragen im Gatafter unter Flur...) Das 
franzöfiiche Syftem herrſcht am Tinten Ufer des Rheins (Rheinpreußen, Batern, Heflen, 
Dlvenburg, Birkenfeld), Die Wahl zwiſchen Perfonal- und Nealfolien iſt in Sachſen— 
Weimar gelafien. In Kurheſſen befteht für jede Stadt und Yandgemeinde 1) ein 
Sperial- a) Wirthſchafts-, b) Hhupothefenprotocoll, 2) ein General-Währſchafts- und 
Hypotheken⸗,Protocoll“. Verwickelter find die Bücher in Schleswig-Holſtein— 
Lauenburg (Schuld: und Pfandprotocolle) wegen ihrer zahlreichen Verſchiedenheiten, wäh— 
rend im Hannöverſchen die Anlegung vollftändiger Realhypothetenbücher noch nicht 
hat durchgeführt werben fünnen. Da, wo der Grundbefig ftarf zeriplittert ift, erfordert 
die erfte Anlegung ſolcher Bücher felbft bei größter Einfachheit und vorhandenen Gataftern 
große Koſten. Ueberall werden neben ihnen Belagsacten gehalten zur Sammlung der den 
Eintragungen zum Grunde liegenden Urkunden (Örundacten, Urfundenbücder, Inſtrumen— 
— ſowie für Sammlung von Einſpruchserklärungen, Aufgeboten u. dgl. Die revi— 
dirte Erb=- und Handfeftenoronung in Bremen indbejondere erheifcht ſolche Acten von 
verfchiedener Bedeutung neben dem Angabe-Eintragungs-, Handfeſten“-Buch, das zur Ber- 
drängung der Hypotheken beftimmt: ift. 

Gfgb. höchſt reihhaltig; Ueberſicht bis 1869 hei Dr. Mafcher, Das deutihe Grunbbud- 
unb Hppothelenweien; bis 1866 bei Dr. Befeler, Syſt. d. gem. deutfchen Priv. R., zugleich für 
bie Lit., 8.97. Wichtig die preuß. Gef.Entwmw. über Grunbeigenthum und Hypothekenrecht nebit. 
Motiven (1869). Entw. einer Grumdbuchordn. f. d. Gebiet des Nd. Bundes (1569). — Wichtig 
die vergleichenden Weberfichten von Dr. Mittermaier im Arch f. civil. Praris, Bd. 18, 19, 
22, 29, 32—39. — Demuth, Gef. der mähr. Kandtafel, 1856. Dr. Lührjen, Krit. Bier- 
teljahrsfchrift von Pözl, 1859, ©. 243 (Hamburg). Dr. Götze, Reform des Hupothelenwe- 
fens, 1856. 8. Red, Ueber das deutſche Credit- und Hypothelenwefens (1832). Dr. Auffez, 


Handb. der Tabularverfg. im Defterreih, 1857. Dr. Klebſch, Oefterr. AUT, 1862. 
Schaper. 


568 Hnpothefeniheine— Illation der Dos. 


Hypothekenſcheine im w. ©. find alle Beicheinigungen, welche iiber Emtragun- 
gen im Hypothekenbuche ertheilt werden ; alſo aud) Auszüge über einzelne Vermerke, 
Benachrichtigungen über Eintragungen, und andere abſchriftliche Mittheilungen der Hypo— 
thetenbehörde. Im e. ©. werden darunter Auszüge verstanden, welche geeignet find, die 
Bortheile der modernen Hypothek für den Verkehr nugbar zu machen. Beglaubigte Ab- 
Schriften oder Ausfertigungen, weldye den weſentlichen Inhalt des Hypothekenbuchs wieder: 
geben, Löfen den Geſchäftsverkehr won der Hupothefenamtsftube ab, und geben ihm Yebens- 
fähigkeit. Died aber nur dann, wenn fie in der That die Einficht in das Hypotheken— 
buch zu erlegen geeignet. Darum ſchrieb die ältere Gſgb. die getreue, vollftändige, der 
Ordnung der Rubriken folgende Abjchrift aller Folien vor, Doch mit Weglaffung der, dem 
gegenwärtigen Eigenthümer oder titulären Befiger vorausgehenden Vermerke, und mit dem 
bloßen Bermert „N. . .ift gelöſcht“ für gelöjchte Eintragungen in den Yaften- und Schuld— 
rubrifen. Entweder diente der Schein „pro informatione“, oder er wurde „in vim re- 
cognitionis“ ertheilt, im legten Fall aljo wegen einer gejchehenen Eintragung. Dies 
war erſichtlich zu machen. Zur letzten Klaſſe gehörten alle eigentlichen H., d. h. Scheine 
über eingetragene Hypotheken. Allein hier genügte die Abſchrift des Hypothekenbuchs noch 
nicht. Sie enthielt nothmendig im der Abichrift des Eintragungsvermerfs Die Bezug: 
nahme auf die Schuld= und Pfandurkunde, welche die Hypothek begründet hatte. Dies doc. 
relatum war in Ausfertigung mit jenem doc. referens durch Anheften und Befiegeln zu 
verbinden. Mit der Zeit — bei Häufung der hypothelariſchen Eintragungen, oder auch bei 
Geffionen, VBererbungen u. dgl. — ſchwollen jolde Documente zu dien, unüberfichtlichen 
Foliobündeln an. Es ift daher fortgefett auf. deren Vereinfachung Bedacht genommen ; 
inöbefondere a) durch Erſetzung aller abjchriftlichen Mittheilung von ſolchen Eintragungen, 
die nur zur Beurtbeilung der Sicherheit und Rangerdnung der Hypotheken dienen, durch 
Auszüge (Hypotheleninſtrumente: ans der Begrundungsurkunde und dem Hypothekenbuch⸗ 
auszug beſtehend), b) noch weiter durch Unterlaſſung jeder Verbindung oder Bezugnahme 
auf das begründende Schuldgeſchäft nebſt Urkunde. Auf dieſem formellen Wege ſoll die 
eingetragene Hypothek zu einem ſelbſtändigen Realrecht, der Hypothekenſchein allmälig zu 
einem indoſſabeln Inhaberpapier umgeſtaltet werden. Bei Löſchung der Hypothek erfolgt 
Caſſation des Scheins. 

Gſgb.: Preuß. Hyp.O. (1783), 8. 301 f. Gef. vom 24. Mai 1853 8. 14f. Gef. f. Neu- 
Borpommeru vom 21. März 1868 8. 112f. (Hyp.Urkunden) Baiern, Hyp.Gef. (1822) 88. 115 f., 
170 f. (Schuld- u. Hop.=Briche, Hyp.-Necognit.-Scheine). Kö * Sachſen, Gef. vom 6. Nov. 
1543 8. 189 f. (Hyp.-Brief neben bloßen NRecognit.-Scheinen). roßb. ©. Weimar, Pfand⸗Geſ. 
vom 6. Mai 1839 $. 260 (Conſenſe, Pfandſcheine). — Wichtig Mecklenburg, f. Dr. Götze, 


Reform des Hyp.Weſens (1856). — Preuß. Entw, 1869. Hyp.Ordn. $. 114 f. (Sur. Brief). Wür- 
temberg (Pfandſchein — Iuformativpfandbfcein). Schaper. 


3. 


Illation der Dos. Wie bereitd in dem Artitel „Dos“ ausgeführt worden, 
nimmt nad vom. N. nicht alles, was der rau gehört, durch Eingehung der Ehe den 
Charakter der Dos an, vielmehr bedarf es dazu eines Illationsacts. Gleichviel ob die 
Frau ſelbſt oder ein Dritter die Dos beftellt, die Beftellung erfordert eine ausdrüdlice 
oder ftillichweigende Willenserklärung, die darauf abzielt das Vermögen des Ehemanns 
dotis causa zu vermehren, und mit der diefe Vermehrung verbunden if. Daß anderer: 
jeit8 jeder Act, welcher eine VBermögensvermehrung des Ehemanns zu jenen Zwecke be 
wirkt, als Illationsact wirkſam ift, wird durch den Sat „dos aut datur aut dieitur 
aut promittitur“ ausgedrüdt. Dotis datio war die directe Hingabe ohne vorgängiges 
Verſprechen, dotis promissio das Verſprechen in Stipulationsform, dotis dietio Das 
Verſprechen ohne vorbergebende Frage, an deſſen Stelle demnächſt das ganz unfürmlice 
Verſprechen, nuda pollieitatio, getreten ift, aljo ein Verſprechen, für deiien Wirkſamkeit 
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e8 der Annahme nicht bedarf. Yesteres ift beftritten. Der Ausdruck Pollicitation Toll 
nicht im techniſchen Sinne gebraucht fein und ein formlofes Berfprechen beveuten, das 
der Annahme, wenn auch nur ftilljchweigender Annahme bedürfe. — Die Dos kann wirk— 
jam vor Eingehung der Ehe, zur Zeit derfelben und fpäter beftellt werden, letzteres auch 
Durch die Ehefran jelbit; dem fteht das Verbot der Schenkungen unter Eheleuten nicht 
entgegen. Für die Verbindlichkeit des Beitellungsacts ift Die Nechtögiltigfeit der beftimmten 
Ehe, für welche die Dos conftituirt wird, ftillfchweigende Bedingung. Kommt die Ehe bei 
vorgängiger Beftellung der Dos nicht zu Stande, fo kann die Dos conbicirt werden. — 
Aus dem Berjpredyen der Dos berechtigt wird der Ehemann. Früchte und Zinſen fann 
er jedoch erft von zwei Yahren nach Eingebung der Ehe beaniprudyen. Das Hagbare Recht 
des Ehemanns auf die Dos tft durch ein geſetzliches Pfandrecht am Vermögen des Ber: 
pflichteten gefichert. — Die modernen Godificattonen beruben zumeiſt rückſichtlich der Be— 
ftellung einer Dos dur die Ehefrau, ſelbſt auf dem deutfcherechtlichen Illatenſyſtem. Es 
bedarf feines beiondern Illationsactes; das gefammte Vermögen der Frau, ſoweit es nicht 
ausdrüdlich oder gejeglich vorbehalten ift, wird Durch die Ehe jelbft dem Nießbrauch des 
Ehemanns unterworfen, jowoh! was die Frau bei Eingehung der Ehe befitt, ald was 
fie nachher erwirbt. Dies gilt in Preußen und in Sadien; im Bereih des C. civ. 
bedarf es aber, aucd wenn ſich die Eheleute vertragsmäßig dem Dotalrecht unterworfen 
haben, noch der meitern Beredung, welche Sachen Dotalqualität haben follen, einer Be— 
redung, Die nur vor Eingebung der Ehe. getroffen werden fann. Vgl. Die unter Dos 
aufgeführten Schriften. 

Quellen: C. de dotis promissione et nuda pollieitatione 5. 11. — Preuß. ALUR. 
Tb. 1. Fit. 1. 85. 210. — Sächſ Eiv.G.B. $. 1655. — C. eir. a, 1391. 1540 ff. 

‘ ’ Eccius. 

Imbert, Jean, geb. gegen 1522 zu Ya Rochelle, war 30 Jahre lang Advocat, 
dann lieutenant-eriminel zu Fontenay-le-Comte. 

Gr fhrieb: Institutionum forensium Galliae pene totius quae moribus regitur com- 
munium libri IV. 1538. 1545. Paris 1573 — auch franzöfifih, Baris 1612, mit Noten von 
Pierre Guenois et Bernard Automne; ferner Enchiridion (bref receuil du droit 
éerit garde, observ@ ou abroge en France). 

?it.: Allard, Histoire de la justice eriminelle au seiziöme sitele. Gand 1568 p. 
449—454. Teibmann. 

Immiſſion ift jede richterlide Einweiſung in den Befig einer Sade. Im 
rom. R. wurde diefelbe als missio in possessionem von einem mit Imperium ver: 
fehenen Magiſtrat überaus häufig ertheilt, zu verſchiedenen Zwecken und mit verſchiedener 
Wirkung, und bald in ganze VBermögenscomplere, bald in einzelne Gegenftände. Gemein- 
fam war allen Fällen nur der proviſoriſche Charakter. Hauptſächlich gehören dahin bie 
missiones, welde dem Immittirten Sicherheit gewähren und vom Gegner die Erfüllung 
einer Rechtöpflicht erzwingen follen (rei servandae causa) 3. B. gegen den indefensus 
und gegen den iudicatus, deren Güter demnächſt zur Befriedigung verfauft werben 
durften. ferner die missiones in den Fällen einer bonorum possessio decretalis, 
um dem Erben vorläufig den Genuß des Nachlaſſes zu verichaffen. Endlich gewiſſe 
Befigeinwerfungen zu dem Zwede, um dem Immittirten in einem bevorftehenden Proceß 
die Beflagtenrolle zu fihern. 3. B. die missio seripti heredis ex lege ult. Cod. VI. 
33 und Die translatio possessionis zum Nachtheil des den Befig verläugnenden Be— 
flagten. Heute find von dieſen Fällen die in der zweiten und dritten Klaſſe genannten 
noch unbedingt praftiih, nur daß Dabei jeltener der Ausdruck J., als vielmehr Befit- 
einweifung oder dergleichen gebraucht wird. In den Fällen der erften Art dagegen pflegt 
anderweit geholfen zu werden. Und zwar tritt bei einfacher contumacia eines Bellagten 
fett dem RA die Fortführung des Procefies ohne Rückſicht auf ſein 
Ausbleiben ein, bet Nichterfüllung einer jonftigen Nechtöpflicht aber Erecution, die bald 
durch Wegnahme von Gegenftänden, bald durch Ergänzung der dem Schuldigen obliegen- 
den Mitwirfung vollftvedt wird. Nur in einem dieſer Fälle wird auch heutzutage 
noch allgemein von 3. geſprochen, wenn nämlich den Gegenftand der Execution ein Im— 
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mobile bildet. Dann wird der Exequendus aus demfelben durch den Gerichtsdiener ent- 
fernt (ermittirt;, und der Exrecutionsfucher eingeführt immittirt'. in beiondered Ber- 
fahren findet dabei weder nach gem., noch nad) preuß. Proceßrecht ftatt. 88. 58-61, 
Ag. G.O. I. 24. 

Fit.: Ueber das röm. R. Betbmann-Hollweg, Civ.Pre. II. $. 120. Ueber das heu— 
tige Wetzell, Syitem bes orbentl. Eiv.Pre., $. 49, ©. 560 ff. Ed. 

Immunität (immunitas RENTE libertas ecclesiast.) ift die von ber 
fathol. Kirche beanſpruchte Freiheit der zu ihr gehörigen geiftlichen Perſonen und des ihr 
zuftehenden Eigenthums von allen öffentlichen (ftaatlihen und communalen) Verpflichtungen, 
auch verfteht man unter i. ecelesiae oder localis das Aſylrecht der Kirchen und gewiſſer 
anderer Firchlichen Gebäude. Wenngleich jene Freiheit fatholifcherjeits vielfach (freilich 
nicht ohne mannigfachen Widerſpruch) auf unmittelbare göttliche Anordnung zurückgeführt 
wird, jo ergibt doch die Geſchichte auf Das Klarfte, daß die J. Durch die weltliche Gigb. 
eingeführt worden ift. Schon im rim. Reich erlangten die Geiftlichen jeit Kaiſer Con— 
ftantin Befreiung von der Uebernahme von Staats- und Municipal-Aemtern, von Bor 
mundichaften und von gemeinen Yaften (munera sordida), während andererjeits weder eine 
allgemeine Steuerfreiheit der Geiftlihen noch des firchlichen Gutes anerfannt war. Im 
fränfifchen Reich erhielten ſich zwar die perfönlichen Befreiungen der Geiftlichen und 
ebenjo war es anerkannt, daß Das eigentliche Dotalgut der Kirchen feinen Yaften unter: 
worfen fein follte, indeſſen brachte e8 die politiiche Stellung der geiftlichen Würdenträger 
mit ſich, daß fie ſich der Uebernabme gewiſſer Yalten (Gewährung der üblichen Gefchenfe 
an den König, Aufnahme und VBeherbergung des legteren und feiner Beamten, Yeiftung der 
Heerfolge) nicht entziehen fonnten. Im Verlaufe Des Mittelalters wurden aber trog der wieder⸗ 
holt in firchlichen Geſetzen beanſpruchten J. und der für ihre Verletzung angedrohten 
Strafen die Geiſtlichen und die kirchlichen Güter nicht nur ſeitens der einzelnen Landes⸗ 
herrn und der einzelnen Städte, ſondern auch von Reichs wegen bald mit, bald ohne päpft: 
liche Indulte zu den öffentlichen Yaften herangezogen. Da die Kirche heute und um 
modernen Staat eine andere Stellung als im mittelalterliden Feudalſtaat bat, umd 
fich nicht mehr darauf berufen fann, daß die I. ein Aequivalent für die früher von ibr 
geleiftete Erfüllung einer Reihe eigentlih dem Staate obliegender Pflichten iſt, vielmehr 
den ftaatlihen Schug in demſelben Umfange genießt, wie jeder andere Unterthan, fo er— 
fcheint der Standpunkt der modernen Staatsgeießgebungen, welche die Kirche und die Geift: 
lichen gleichfalls zu den ftaatlichen Laften heranziehen, vollfommen beredtigt, um fo mehr 
als diefelben immerhin noch manche Privilegien haben beftehen laſſen. So find z. B. 
in Defterreich die Kirchen, Pfarrgebäude und Wohngebäude der Biſchöfe nicht der Gebäude: 
ftener unterworfen, in Preußen die Kirchhöfe von der Grundſteuer, ſowie die Kirchen, Kapellen 
und Dienfthäufer von der Gebäudefteuer befreit. Ebenſo ift die perlönlihe I. der Geiſt 
lichen von einer Reihe von ftaatlichen Laften und Funetionen noch heute beftehen geblieben, 
jo von der Militärpflicht (in Batern, Baden und Würtemberg), von der Uebernahme von 
Gemeindeämtern (Preußen, Sachen), des Geſchwornenamtes (Preußen, Sachſen, Baier, 
Dlvenburg) und von Bormundicaften (Preußen, Defterreih, Baiern, Sachſen); auch ge 
nießen die Geiftlichen hinſichtlich der Communalſteuern mitunter (jo in Preußen) diefelben 
Privilegien, wie die Staatsbeamten. — Die evangeliſche Kirche bat die 9. im Princip 
nie gefordert, jedoch gelten für fie in den einzelnen deutſchen Staaten diefelben Privilegien, 
wie fir die katholiſche Kirche und die Geiftlichen derſelben. 


Quellen: Tit. X. de immunit ecclesiar,, coemiterii ete. III. 49; VIti. eod. III. 233; 
Clem. eod. III, 17; Extrav. comm. III. 13, cone. Trident. Sess, XXV. c. 20. de reform.; 
Syllabus errorum Pii IX v. 8. December 1864. Nr. 30. 

?it.: Fattoli, Theatrum immunitatis et libertatis ecclesiasticae, Romae 1701; 
Schulte, Kathol. KR. 2, 160 fi. 501 ff.; Richter, KR. 6. Aufl. ©. 322 fi. 946 fi; 
P. Hinſchius, ER. 1, 123 fi. 

PB. Hinſchius. 


Impenſen umfafien Alles, was der Befiger einer fremden Sache für Verbefjerungen, 
Lermehrungen, Abmwendung von Beichädigungen aufwendet. Diefe Verwendungen, 
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impensae werden ald auf oder in eine Sache felbft gemachte Ausgaben gewöhnlich von 
den Koften, expensae, als den fonftigen Ausgaben um einer Sache willen geſchieden. 
Die I. werden eingetbeilt: 1) in notbwendige, impensae necessariae, die gemacht 
werden müſſen, um eine Sache in ihrem dermaligen Zuftande zu erhalten und fie gegen 
Berjchlechterung zu Ichüten, impensae quae si factae non sint aut res peritura aut 
deterior futura sit - 2) in nüßliche, impensae utiles, Meltorationen, durch Die 
der Nuten und Ertrag einer Sache oder ihr Kaufpreis erhöht wird, 3) in Yurusaufs 
wendungen, impensae voluptuosae s. voluptuariae, Die nur dem Vergnügen, der 
Annehmlichfeit dienen oder unzweckmäßig, umwirtbichaftlih gemacht find. Bon höchfter 
Beventung find dieſe 3 Kategorien für die Frage nad) der Art und Höhe des Erjakes, 
den der Verwender für fie beanfpruchen fann, wobei es bald darauf anfommt, daß wirf- 
id der Aufwand die Sache in ihrer früheren Geftalt oder in ihrem Werthe erhalten hat, 
bald nur Darauf, daß der Aufwand derartig war, daß mit bemfelben, wenn auch vergeb— 
lich, die Erhaltung einer Sache bezweckt wurde. Belonderd kommt es hiebei auf den 
guten oder Ichlechten Glauben am, indem jeder Befiger, mit Ausnahme der Diebes, für 
nothwendigen Aufwand Erjag verlangen kann, dagegen bei Tonftigem Aufwande der unred— 
liche Befiger nur das Recht bat, die gemachten Auslagen wieder fortzumehmen (jus tollendi) 
ſofern Died fich nicht als bloße Chicane berausftellen oder der frühere Zuftand nach Weg: 
nahme derielben nicht mebr herftellbar fein jollte oder endlich der Eigenthümer den Werth 
eriegen wollte, den das Weggenommene nach der Wegnahme haben würde. Der redlicye 
Befiger hingegen bat Anfprub auf Erſatz jelbft der nüslichen Verwendungen in Höhe 
der Berbeiferung und unter Anrechnung ded Werths der etwa zurücbehaltenen Früchte. 
Für die Tonftigen bat er nur das jus tollendi Sollen Früchte von Jemandem heraus: 
gegeben werden, jo fünnen die Koften der Gewinnung dabei abgerechnet werden. 

Während das rim. N. die Geltendmadung ver I. nur im Wege einer aufgeftellten 
exceptio doli generalis oder Netentton kannte, geftattete Das gem. R. auch noch eine 
bejondere Klage wegen derfelben, die man theils als Zurückforderungsklage, theils als 
eine Klage aus emer Geſchäftsführung anſah und die denn auch in das A.L.R. 
überging. 

Quellen: D. 25. 1 de impensis in res dotales factis. — 1. 79. D. 50. 16 D.V.S.— 
ALR. Th. 1. Fit. 7.8.2044. —I. 138. 262—280 — IL 21. 8. 124 fi. — Tb. II. Tit. 1. 
8. 556, — Defterr. Gef. $. 331—336. 391-396, 403. 483. 517. 641. 690. 837. 1042. — 
Sächſ. Gef. 8. 75. 77. 242. 251. 312 ff. 333. 344. 410. 473. 616. 640 ff. 913. 1096. 1201. 
1245. 1352. 1448. 1690. 1953. 2314 fi. — C. eiv. a. 1137. 1375. 1378. 1381. 1886. 1890. 
1947. 2080. 2102%, — C., eiv. italiano 1866 a. 705. 1144. 1148. 1150. 1862. 1885. 

Lit: W. Sell, Verſuche im @ebiete des Civ. R. Gießen 1833. 1834. — B. W. Leiſt, 
Civiliftifche Studien, Th. 2: Das erlaubte ungerufene Eingreifen in fremde Bermögensangelegen- 
beiten « Impenjen, actio de in rem verso, neg. gestio). Jena 1855. — Dernburg, Die 
Compenſation nab römiſchem R. 2. Aufl. 1868. — Witte, Die Bereicherungsflagen bes 
em. R.. Halle 1859. — Jacobi, Die niütliche Verwendung nach dem AL.R., Iena 1561. — 
F Fabrieius, Diss. de impensis sec. jas Romanum Vratisl, 1861. — Jahrb. f. Dogm. 


B. IV. — Sell's Jahrbb. B. III. (1844). 
Teichmann. 


Incestuosus iſt eigentlich Derjenige, welcher ſich des Verbrechens der Blutſchande 
ſchuldig macht. Mit dem gem. Civilrecht hat dieſer Begriff nichts zu thun, da die frühere 
Teftirunfäbigfeit im Juſtin. R. nicht mehr exiſtirt. Vgl Preuß. WER. L, 12, $. 35. 
— Unter dem Namen incestuosi verftehen aber die neueren Schriftfteller gewöhnlich die in der 
Blutfchande erzeugten Kinder, ex nefando incesto damnato coitu, ex nefandis nuptiis 
procreati. Gegen diefe bat die Praxis verichiedene Zurüdjegungen ftatuirt, welche nicht 
nur innerlich ungeredtfertigt find, ſondern aud bei unbefangener Prüfung als gefetzlich 
nicht begründet erſcheinen. Allerdings ſchloß eime Gonftitution von Arcadius und 
Honorius, J 6.C. de incestis et inutilibus nuptiis V., 5, bie in blutſchänderiſcher Ehe 
erzeugten Kinder von der elterlihen Erbſchaft aus; diefes Geſetz ift aber, wie mit Vans 
gerom anerkannt werben muß, durch Nov, 12 implicite aufgehoben worden. Indeſſen 
wird die Unfähigfeit noch von Mehreren aufrecht erhalten, für den Fall wenigſtens wo 
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die Eltern, ehelich oder außerehelich, wiſſentlich in Blutfchande gelebt haben. — Die 
viel verbreitete Annahme einer Erbunfähigfeit der incestuosi der Mutter und den mütterlichen 
Berwandten gegenüber ftellt ſich bei richtigem Verſtändniß der Nov. 12 als durdaus 
unbegründet heraus; jo Roßhirt, Keller, Bangerow, Tewes. — Auch von der 
Yegitimatton hat man fie ohne Grund ausgeichlofien. 

Sehr hart gegen die incestuosi ift das franz. R.: fie gelten im Ganzen als water, 
mutter-, verwandtenlos, ihre Antprüce find auf ein Minimum reducirt, fie dürfen weder 
legitimirt nody anerfannt werden. Das Preuf. AR. hingegen zeichnet fie als beſondere 
Klaffe nicht aus. ©. d. Art. adulterini. 

Quellen: C. V, 5. De incestis et inutilibus nuptiis. Nov. 12, ec. 1; 74, e. 6; 89, 
c. 15. C. N. 335, 312, 762— 764. Rivier. 

Incidentſachen (Civilproceß). Quaestiones incidentes nennt das röm. R. in 
den Zuſammenhang eines Procefjes gehörige materielle Fragen und Verhältniſſe, mögen 
fie in diefem Proceſſe ihre Erledigung finden oder eine befondere Verhandlung erfordern. 
Der mittelalterliche ordo judiciarius adoptirte diefen Begriff, gelangte dann aber von 
der Frage, wie weit über eine foldhe quaestio ineidens erfannt werden müſſe, zum Be 
griffe der Incidentverhandlung, deren Gebiet procefiuale quaestiones, 3. B. de teste re- 
cipiendo, de appellatione recipienda, nicht minder umfaßte, wie materiell = rechtliche. 
Das franz. R. und im Anfchlug an dafjelbe auch die hann. Pre.D. und der No. Ent. 
halten an diefer Auffafjung feft: abgefehen vom incident als „evenement, qui inter- 
rompt le cours de l’affaire pendant un temps“ definirt das franz. N. Das incident 
ald „une contestation accessoire, qui s’eleve sur un autre, qui est principale“, 
unterſcheidet auch eine demande incidente von der Klage, der demande prinecipale. 
Die gemeinrechtlihe Gonmeritätsdvetrin, der die preuf. A.G.O. ſich anſchließt, definirt J. 
dagegen ald Nebenfachen, welche durch Berhandlung der Hauptjache oder bei Gelegenbeit 
verjelben entjtehen. Diefe Definition hat im Grunde wohl die Incidentverhandlung zu 
ihrem Ausgangspunfte; fie läßt fid) aber, wie überhaupt der Begriff der Proceßſache ın 
der Gonnerttätslchre bald Proceß und Berhandlung, bald materiell = rechtliche Anſprüche 
und Verhältniſſe bezeichnet, auch auf incidenter verfolgte Anſprüche und materiell: 
rechtliche Verhältniſſe beziehen, eine Möglichkeit, die der ſchwankende Gebrauch von Worten, 
wie J., Incidentſtreitigkeiten, Incidentpunkte, auch nicht ausſchließt, ſondern bejtätigt. 
Dieſe Unbeſtimmtheit überträgt ſich auf die für die Behandlung der J. aufgeftellten 
Regeln. Yehrt man, daß J. im Forum der Hauptfache anzubringen find, fo ift dieſe 
Negel für wirkliche Anfprüde, die wie Honorar=, Cautions-, Arreſtanſprüche aud vor 
einem anderen Forum geltend gemacht werden fünnten, verftändlich, für Verhältniſſe und 
Rechtsfragen, die lediglich in den Zufammenbang der „Hauptſache“ gehören, wie Sad: 
legitimation und Friſtgeſuche, nichtsfagend, weil jelbftverftändlih. Yehrt man, daß J. 
nad) den Regeln der ſummariſchen Cognition (ſ. Beiheinigung) auszutragen find, fo 
gilt das für die Incidentverhandlung allerdings, für I. ald Anfprüche ebenfalls, für 
3. als Verhältniſſe, die Lediglich in den Zufammenhang der „Hauptſache“ gebören, de 
gegen nur dann, wenn fie in einer befonderen Incidentverhandlung erörtert werden. Die 
Begriffsbeftimmung der Gomneritätsdoctrin iſt daher verwerflich. Vielmehr tft zwiſchen 
der Incidentverhandlung und ihren Objecten zu ſcheiden. Letztere zerfallen in eigentliche 
Anſprüche und bloße Rechtsfragen, die bald in den Zuſammenhang der materiellen Rechte 
gehören, bald blos für proceſſuale Maßregeln in Betracht kommen. Will man erſtert 
I. nennen, jo wird man die bloßen Rechtsfragen pafjend als Incidentpunkte bezeichnen 
können. Auf alle Fälle aber hat man die Verhältmiffe zu untericheiden, für welche jene 
Regeln berechtigt, und für welche fie ausgeſchloſſen find. 


Quellen: Titt. C. 3, 8. 7, 19.0.9. X. 1,41. — C. d. proc. a. 337 ss., 406. — 
Hann. Pre.O. 88. 143. 383. — Nd. Entw. $. 178. 396. 398. 459. — Preuf. AGD. 


Th. 1. Tit. 10. $. 156. Tit. 13. $. 36. Tit. 14. $. 3. Tit. 23. $. 23. , 
git.: Bulgari, Summa de judie. $. 9. Haenel, Dissens. Domin. p. 570. Pil- 

lius, De ord. jud, p. ı. $. 22. Danz, Ordentl. Pre. $. 53. Gönner, Handb. Br. I 

Abh. 25. 8. 11 fi. Linde, Lehrb. 8. 55 ff. 9 A. C. I Schmid, Handb. L 22. 
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Planck, — S. 312 ff., 530 ff. Wetzzell, Syſtem, $$. 29. 64. Briegleb, Einlei- 
tung, ©. 297 fi. — Grävell, Comm. z. preuß. A.G.O., Bd. 3. ©. 16. Pigeau, la 
proc. eiv. T. I. p. 386 ss, K. Wieding. 
AIncompetenz im Strafprocek, Unzuftändigfeit des Gerichtd zur Unterfuchung oder 
Entſcheidung begriindet nicht ohne Weiteres die Ungültigfeit der vorgenommenen Gerichts— 
ndlung, obwohl dem Richter und vorgängig aud der Staatdanwaltichaft von den Ge— 
een die Pflicht auferlegt iſt, ſowohl die örtliche (for. delieti, domicilii, deprehensionis, 
nebit Modificationen durch Connexität, beiondern Auftrag) als auch die fach liche Zuſtändig— 
feit (comp. rat. materiae, Einzelrichter=, Collegialgerichtss, Schwurgerichtsſachen) zu prüfen. — 
Die Einrede der Unzuftändigfeit wird in den Gejegen verichieden behandelt. Will der 
Beichuldigte Die örtliche Zuftändigkeit in Abrede ftellen, To hat er dies bei Verluft der 
Einrede bei der erſten verantwortlichen Vernehmung im Borverfahren — worauf Gerichtös 
beſchluß, der im Beichwerdewege anfechtbar —, oder falls fein Vorverfahren ftattfindet, 
in der Hauptverhandlung vor dem Beginn des Beweilverfahrens zu thun, — morauf bei 
Verwerfung Erkenntniß zugleich mit der Hauptjache ergeht. Die Einrede der Tadhlichen 
Unzuftändigfeit dagegen ift an feine Borbringungszeit gebunden und enthält die Geltend— 
machung eines Nichtigfeitsgrundes. Bei den Gerichten wird die Frage der örtlichen Zus 
ftändigfeit jelten zur Entſcheidung durch Erkenntniß kommen; wohl aber je nad) einer 
Beränderung im Thatbeftande oder der Rechtsauffaſſung defjelben die Frage der fachlichen 
Zuftändigkeitt. Findet das Gericht, Daß eine, feine Zuftändigfeit überjhreitende 
ftrafbare Handlung begangen jet, jo fällt es ein Incompetenz-Erkenntniß, — wogegen Die 
gewöhnlichen Nechtömittel. Dafjelbe hat für Schwurgerichtsiachen gleiche Bedeutung mit 
der Verſetzung in Anklageftand. Erfolgt Diele geſetzlich durch das Untergericht nur vor— 
läufig, und der zur definitiven Beſchlußnahme berufene Anklagefenat hält dann das er— 
gangene, nicht angegriffene, alfo rechtskräftig gewordene Erkenntniß für nicht begründet, 
vielmehr die Sache nicht für eine vor das Schwurgericht gehörige, To löſt der höchſte 
Gerichtshof diejen „negativen Competenzconflict“, und es bleibt dann feine Nechtsanficht 
für die fernere Verhandlung und Entjcheidung diefer einzelnen Sade maßgebend. — Iſt 
in Appellationsfachen der zweite Nichter der Meinung, dag der Unterrichter zu Unrecht 
fi) für competent gehalten, fo darf er nicht in der Sache jelbjt erkennen; er darf dies 
nur nach vollftindiger unmittelbarer Beweisaufnahme, wen der Unterrichter zu Unrecht 
ſich für incompetent gehalten. 
Sfgb.: Preuß. Gef. v. 3. Mai 1852, U. 5 f. 102. 108. Gef. v. 25. April 1853, Comp. 
b. Kammerger. f. Staatöverbrechen, $. 11. Neue Prov.Berordn. v. 25. Juni 1867. 8. 43 f. 
371 (Staatsanmwaltichaft. rat. loci) 403 f. Baden (1864) $. 23. 247. 2148. 314. Königr. 
Sadjen (1868) A. 110. 246. 256. Schaper. 
Incorporation ift eine im Mittelalter häufig vorgefommene Art der Vereinigung 
(unio) der firchlichen Beneficien, in der Weile, daß Pfarrämter mit einzelnen Klöftern, 
Stiftern oder einzelnen Stellen (3. B. der des Probftes, des Decan x.) — gewöhnlich 
zur Aufbeilerung der Einkünfte — dauernd verbunden wurden. Die 9. war eine 
incorporatio quoad temporalia, wenn das Pfarrbenefictum beftehen blieb, aber das 
Kloiter das Recht auf den Bezug aller Einkünfte erhielt gegen die Verpflichtung, dem zur 
Ausübung der Seelſorge erforderlichen, vom Biſchof auf Präfentation einzufegenden Vicar 
den ftandeögemäßen Unterhalt (die congrua) zu zahlen. Ber der andern Art der J. 
der incorporatio quoad temporalia et spiritualia oder pleno iure erloſch die Pfarret 
als ſelbſtändiges Benefictum dadurd, daß fie ein für allemal mit dem Kloſter x. ver 
einigt war. Dieſes wurde felbft Pfarrer und hatte einen nur vom Biſchof in Bezug auf 
die Seelforge zu approbirenden Vicar einzufegen. Die dritte Art der incorporatio, Die 
ſog. ine. jure plenissimo endlich bejtand darin, daß das Pfarramt umd mit ihm Die 
ganze Parochie von der biichöflichen Jurisdiction erimirt und einem Klofter als Inhaber 
der jurisdietio quasi episcopalis unterftellt wurde. Schon das Tridentinum (Sess. 
XXIV. de reform, ce. 13) hat für die Folgezeit Die Vornahme von Unionen und damit 
audy von Incorporationen der Pfarrkirchen an die obengedachten Inftitute und Aemter 
verboten. In Deutichland find die gedachten Verbältnifje in Folge der Säculariſationen 
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des Yahres 1803 umpraktiich geworden und find heute nur noch von praktiſcher Wich— 
tigkeit fin die Frage nach der Succeffion der Staaten in die auf jenen Incorporationen 
beruhenden Befegungsrechte. 

?it.: Foesser, De unione, speciatim de incorporatione beneficiorum in Moy, 
Arch. f. kath. ER. 21, 353 fi. 

Incorporation auf dem Gebiete des Staatsrechts ift die Vereinigung eines bie 
dahin jelbftändigen Staatsweſens oder eines Theiles defjelben mit einem andern Staat 
in der Art, daft das erftere feine bisherige Selbſtändigkeit verliert und nicht nur Beſtand— 
theil des anderen wird, fondern aud die Berfafiung des letzteren erhält. Ein Beiſpiel 
bietet die Vereinigung von Hannover, Naſſau, Kurheſſen, Schleswig-Holſtein und Frank— 
furt a. M. mit Preußen in Folge des Krieges von 1866. Kine Berichiedenbeit ver 
Civil⸗, Straf⸗Geſetzgebung, der provinciellen und Communal-Verfaſſung in den beiden 
früheren, dur die 9. vereinigten Staatögebieten, wofür Preußen ebenfalls als Bei 
jpiel dienen kann, ſchließt den Begriff der 9. nicht aus. P. Hinſchius. 

Indemnität. Der Begriff der Indemnitätsacte bat ſich in der engliſchen 
Staatöwerfafjung ausgebilvet, ſeitdem ihr Grundcharakter als der einer Regierung nad 
Geſetzen fich feitgeftellt hatte. Das 17. Jahrhundert war dafür imfofern enticheidend, 
ald die Regierung der Stuarts alle offenen Stellen der Berfaffung der Reihe nach bloß— 
gelegt hatte. Jede dieſer vier Regierungen führte deshalb zu einer Verſicherung der ver: 
faffungsmäßigen Rechte. Den Schluß bildet die „Declaration der Rechte‘, welche nad 
der Vertreibung Jacobs II. 13 „prätendirte Gewalten“ für illegal erflärt. Obenan 
fteht der enticheidende Sag, „daß die behauptete Gewalt Gefege oder die Ausführung von 
Gefegen aus königlicher Machtvolltommenbeit zu ſuspendiren, oder Davon zu Dis: 
penfiren, illegal ift”. Es war damit der Hauptpunft der Verantwortlichkeit der un: 
mittelbaren Diener des Königs feftgeftellt. Aller Schwerpunft der rechtlichen Miniſter— 
verantwortlichkeit Liegt in der Ueberfchreitung des fönigliden Verordnungs— 
und Regulativrehts in ſolche Gebiete, welde durch Parlamentögefet 
feftgejtellt find. — Es zeigte ſich aber alöbald, daß nad einem revolutionären 
Dimaftiewechfel eine geſetzmäßige Regierung nicht buchftäßlich feftgebalten werden fonnte. 
Schon in 1 Will. et M. ce. 7 wurde durch fürmlichen Geſetzbeſchluß die Habeas-Corpus⸗- 
Acte auf eine Zeit fuspendirt, und zugleih bejtimmt, daß Perfonen, welche während 
jener Zeit unter minifteriellem Haftbefehl verhaftet find, ohne Zulafjung von Bürgſchaft 
in Haft behalten werden können. In 1 Will. et M. sess. 2 c. 8 ergeht, in Erwägung, 
daß zur Zeit des Negierungsantritts Wilhelm's III. mehre mißwergnügte Perjonen 
ohne gefetlichen Haftbefehl gefangen gelegt worden, „eine Acte zur Verhinderung chicanöfer 
Proceije gegen Diejenigen, welche ſich bei der Einfegung Ihrer Majeſtäten betheiligt, oder 
in ihrem Dienfte gehandelt haben.“ Aehnlich in 2 Will. et M. sess. 2 c. 13: „em 
Acte zur Verhinderung chicanöſer Procefie gegen Diejenigen, welde im Dienjte Ihrer 
Miajeftäten zur Vertheidigung des Königreichs handelten.” Noch einmal erfolgt eim 
Suspenfion der Habeas-Corpus-Acte in 7 et 8 Will. III. ce. 11. Bon da an liegen 
die Suspenfionsacten — 6 Anne ce. 15, fowie die unter Georg I. II. und III. — 
weiter auseinander, Mehrmals gaben namentlich Rebellionen in Irland Beranlaflung 
zur Suspenfion, deren Wirkung aber immer nur darin beftand, daß Die Verbafteten 
„tin Necht darauf haben, während der Zeit der Suspenfion zur Bürgfchaftsbeftellung 
zugelaffen, proceffirt oder im Freiheit gejegt zu werben.” Dabei blieb jedoch die obrig— 
keitliche Perfon, welche den Haftbefehl erließ, immer noch verantwortlich, wenn ſich ergab, 
daß der Haftbefehl „ohne genügenden Grund“ erlaffen worden, oder daß ein Mißbrauch 
der Amtsgewalt gegen den Verhafteten ftattgefunden hatte. Deshalb wurden aud noch 
„Indemnitätsacten“ nachträglich erlafien, “ die Beamten gegen ſolche Klagen zu ſchützen, 
indem man annahm, daß fie verhindert ſeien zu ihrer Vertheidigung gewiſſe amtliche 
Verhältniſſe offen zu legen, während doch ihr Verfahren „durch Die Noth Des Augenblide“ 
gerechtfertigt geweien, (3. B. in 57 Geo. III. e. 3. 55; 58 Geo. III. e. 6). — Ei 
weitere Gruppe von Indemnitätsacten wurde veranlaft vuͤrch Ueberſchreitungen des könig 
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lichen Berordnungsrechts im Gebiet der Seekriegs-Prärogative wie im Jahre 
1766 wegen eines Embargo über alle mit Weizen zur Ausfuhr beladenen Schiffe in 
Zeiten der Hungersnoth, und in einigen fpäteren Fällen; ın den Jahren 1807 und 1808 
wegen der Blodade der franzöfiichen Häfen. — Im Jahre 1797 und 1858 find wegen 
einer Abweichung minifterieller Maßregeln von den Gefegen fin die Bant von Eng— 
land Indenmitätsacten ertheilt worden. — Eine jährlich wiederholte Indemnitätsacte 
wurde durch die veraltete Form gewiſſer Amtseide veranlaßt; fie erging in dem 
Sinne, daß Alle, welche jolche für Uebernahme ihres Amts geleglich erforderlichen Eide 
verfäumt haben, von den dafür verwirkten Strafen entbunden werden. Ueberall handelt 
8 fich in der 3. um Dispenfation von Geſetzen durch Geſetz. Dem Erfolge 
nad kann allerdings eine Minifteranflage ſich auch dadurd erledigen, da das Unterhaus 
die Anklage nicht erhebt, over auch ausdrücklich beſchließt, einen Strafantrag nicht zu 
ftellen, wie dies in einem Präcedenzfall gegen den Earl Macclesfield geſchehen ift. Allein 
dieſe abjichtlihe Unterlaffung der Strafverfolgung wird nicht unter den Begriff der „J.“ 
geftellt, und entbehrt überhaupt der rechtlichen Wirkung, da das Haus durch einen fpäteren 
Beſchluß auf eine Anklage zurückkommen könnte. 

Bei den Nahbildungen der parlamentariichen Berfaljung auf dem Continent 
blieb der Zwiſchenbau des engliihen Staats, welder eine Regierung nad Geſetzen und 
eine rechtliche Verantwortlichkeit der Beamten dafür garantirt, größtentheils weg. Es 
fehlte an einer felbftändigen Jurisdiction über das öffentliche echt, an einer Gewöhnung, 
ja jelbit an einer Möglichkeit einer ftreng innegehaltenen Regierung nach Gefegen, 
wo neue gejellichaftliche Intereſſen in ftetigem Widerſpruch mit einer althergebrachten 
Rechtsordnung lagen. Im ftärkitem Maße galt Died von Frankreich feit der, Nevolution. 
Dian ließ daher den Grundiag der juriftiichen Verantwortlichfeit des Beamtenthums 
überhaupt fallen, und beſchränkte den Begriff der Minifterverantwortlichkeit auf Tolche 
Fälle, wie fie in England zuerſt unter Carl II. vorgekommen waren, wegen Mangeld der 
„honesty, justice and utility‘“ einer mimifteriellen Dlaßregel, „un mauvais usage de 
la puissance, que la loi confert.“ in folder jeder rechtlichen Beſtimmtheit entbeb- 
render Begriff ging alöbald in ven der fogenamnten „politiſchen“ Verantwortlichkeit 
über — einer Genfur oder Mifbilligung der Miniſterverwaltung durch die Kammern —, 
und führte damit zu dem Syſtem des Minifterwechield. Die rechtliche VBerantwortlichkeit 
der Diener der Krone wurde daneben jo jehr in Hintergrund geftellt, für „unzeitgemäß‘‘ 
oder „unpolitiich” erflärt, daß in den Verfaſſungsurkunden ſogar Toftematifch ein „Noth— 
verordnungsrecht“ gegen die Gejege einen Bla fand. Dieje grundfäglice Negation der 
Hauptgrundlage Des Rechtsſtaats führte confequent zu einer großen Leichtigkeit in Zulaffung 
von Ueberichreitungen des Berordnungsrechts in das Gebiet der Gefege überhaupt. Man 
ſah nunmehr alle Arten der Abweichung der Minifterverwaltung von den Gejegen als 
Acte an, welche durch eine „Indenmitätserflärung‘ der Kammern zu deden ſeien. Man 
ertheilte jolhe Indemnitäten ebenſo im voraus wie nachher. Man hielt dafür jelbft 
bloße Refolutionen der Kammern ausreihend. Die völlige Haltlojigkeit eines folchen 
Begriffs würde zur Eriheinung kommen, wenn ein jpäterer Kammerbeſchluß, troß der 
ertheilten J., auf Erhebung der Minifteranflage lauten jollte, wogegen eine Refolution 
fein Hindernig bildet. Diefe Art von Indemnitätserflärungen gilt für beſonders 
politiih und ſtaatẽmänniſch, während fie in der That nur ein Ausprud des mangelnden 
Verſtändniſſes für eine geſetzmäßige Regierung ift, und den Mangel wirffamer Garantien 
für das Verfaſſungsrecht ausprüdt. 

tit.: Blackstone, Commentaries, I. 136. 270. 271. — Cox, Institutions of Bri- 
tisb Government, Il. e. 5. — Benjamin Constant, La Responsabilit& des Ministres. 
— v. Rönne, Preuß. Staatsrecht, {. $. 47. Gneijt. 

Indignität ift die vechtlihe Unwürdigkeit einer zum Nachlaß berufenen Berjon, 
Das ihr gejeglic oder letztwillig Angefallene oder Erworbene zu behalten. Nach röm. R. 
wird nämlich in zahlreichen Fällen, welche größtentheild auf Impietät gegen den Erblafjer 
oder deſſen Willen ſich zurüdführen Laffen, einem Erben bzw. Vermächtnißnehmer als Uns 
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wirdigem die Erbſchaft bzw. das Vermächtniß, zu Gunſten bald des Fiscus (jo meiſt die 
älteren Fälle) bald zumächft anderer würdigen Perſonen (neuere Fälle) entriffen. Die 
Ereption wegen 3. fegt Anfall an den indignus voraus, wird aber durch bereits ge— 
ſchehenen Erwerb nicht ausgeichloffen; das ereptorium mit Bortheilen und Yaften fällt 
im erfteren Falle dem ereptor von jelbft an, im letteren bat der indignus das Ewor— 
bene herauszugeben, obwohl er am ſich Erbe bzw. Vermächtnißnehmer bleibt. Die zu 
feinem Nachtheil eingetvetene Confufion wird zur Strafe nur da nicht wieder aufgehoben, 
wo dem indignus doloſes Handeln zur Laſt fiel. Die Imbignitätsgründe beziehen fid 
theils zugleich auf directe und indirecte Succeffion, theils nur auf eines won beiden, und 
waren im Juſtin. R. auf mehr als zwanzig Fälle angefchwollen. — Die neueren Rechte 
beichränten die Zahl der Ummirbigfeitsgründe, laſſen das Entzogene nicht Dem Fiscus, 
jondern den zunächſt Berufenen bzw. dem Onerirten zufallen, und behandeln den Unwür— 
digen zu defjen Vortheil wie Nachtheil jo, wie wenn ihm das Entzogene nie angefallen 
wäre. So ſchon der C. eiv. und das Preuß. L.R., welches indeß noch neun Fälle zählt. 
Das Sächſ. B.G.B. beſchränkt ſich auf drei Fülle, lüht aber den Beweis der Verzeihung 
des Erblaffers offen und die Unwürdigkeit nicht amtshalber berüdjichtigen, und behandelt 
den Umwirdigen (gleich dem Ausjchlagenden) wie einen vor dem Erblafler Berftorbenen, 
ſo daß die nachrüdenden Abkömmlinge nicht ausgeichloifen werben. 

Quelen: D. 34, 9. 29, 6. C. 6, 35. Nov. 1. 115. Preuß. A.L.R. I. 12. 88. 599 fi. 
605 fi. II. 16. 8. 18. Il. 18. 88. 218 ff. C. civ. a. 727 fi. 954 ff. 1046. Sächj B.GB. 
88. 2277 ff. (vgl. 2261). 2425. 

Lit.: Tewes, Syſtem des Erbr. II. $. 60, Shüpe. 

Indofiament. Das J. Giro, ift ein Nechtögeichäft, welches dadurch abgeichloffen 
wird, daß ein Wechjelgläubiger durch eine gewöhnlich auf die Rückſeite (in dorso) eines 
eigenen oder traffirten Wechſels gejegte, mindeſtens in feiner Unterichrift beftchende Er: 
klaͤrung den Wechjelichuloner anweiſt, die Wechſelſumme für ihn, den bisherigen Gläubiger, 
an eine andere Perfon oder deren Ordre zu bezahlen, den Wechlelbrief alsdann am diele 
Berfon, den. neuen Wechlelgläubiger, übergibt und dieſer ihn als Gläubiger annimmt. 
Diejes Rechtsgeſchäft, mit welchen die dabei wejentliche jchriftliche Erklärung den gleichen 
Namen trägt, hat die Wirkung: 1) daß das Recht, welches dem erfteren Wechjelgläubiger, 
nun Indofjanten, aus dem Wechſel zuftand, durch das I. auf einen neuen Gläubiger, den 
Indofiatar als neues, ſelbſtändiges Necht übergeht (Transportfunction des Y.), 
— es müßte denn fein, daß der vorhergehende Schuldner ausdrücklich fich micht „an 
Ordre“ verpflichtet, d. 5. fih nur dem erſten Wechfelgläubiger, nicht aber einem be 
liebigen Indoffatar gegenüber haftbar machte dadurd, daß er dem Wechſel die Worte: 
„nicht an Ordre“ oder gleichbedentende beifegte; 2) daß nunmehr der bisherige Gläubiger 
als Indoffant in die Reihe der Wechſelſchuldner eintritt und für die Einlöfung des Wechſels 
in derfelben Weife haftet, wie der Trafjant oder Ausfteller des Wechſels (Garantie: 
function des J.), — es müßte denm fein, daß er feiner Unterjchrift den Zuſatz „obne 
Obligo“ anfügt, in welchem Falle er einfady fein Recht am einen neuen Gläubiger über: 
trägt, ohne jelbit eine Wechjelverbindlichkeitt aus dem J. auf fi zu nehmen. Iſt der 
Wechſel ausdrüdlich „nicht an Ordre“ geftellt, jo hat eine trogdem vorgenommene In— 
doffirung gar feine wechjelmäßige Wirkung, auch nicht gegen den Indoſſanten, der jedoch 
in diefem Fall dem Indoffatar unter Umftinden als Gedent baften muß. Uebrigens 
unterjcheidet ſich das J. weſentlich von der Geffion: in Bezug auf die Form: das J. 
muß auf dem Wechſelbrief, einer Copie deijelben oder einem mit dem Wechfel oder der 
Copie verbundenen, deſſen Rückſeite fortfegenden Blatte (Alonge) geichrieben und fo be— 
geben umd angenommen worden fein, und wenigftens die Unterichrift des übertragenden 
Gläubigers enthalten (ſ. unter „Blancoindofjament‘), während die Ceſſion zu ihrer 
Giltigleit Feiner jchriitlichen Erklärung, überhaupt feiner bejondern Form bedarf; im Bezug 
auf den Inhalt und die Wirkung: der Indofjatar ift Wechlelgläubiger mit einem 
neuen, felbftändigen, einer denunciatio an den debitor „cessus“ nicht bedürfenden, von 
dem Rechte eines Indoſſanten, in ver conereten Wirkſamkeit wenigftens, unabhängigen 
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Rechte gegen den Ausfteller, die Indoffanten, Acceptanten und Avaliften und es ftehen 
ibm daher Die aus der Perlon des Indoſſanten oder eines anderen feiner Vorgänger 
geiböpften Einreden nicht entgegen, während der Gelfionar nur Rechtsnachfolger des Gedenten 
iſt und jich regelmäßig die aus der Perion dieles fließenden Einreden vom Schuldner ges 
fallen laffen muß. Der Indoflant wird Wechlelichuloner und haftet beim 9. einer 
Tratte, wie der Ausfteller derielben, für die Regreßſumme, beim I. eines Eigenmechiels 
wie dev Ausfteller eines Toldhen für die Wechſelſumme; daher wird das J. nicht mit Un— 
recht (nicht eine neue Ausftellung des Wechſels, ſondern) Ausftellung eines neuen Wechjels 
und zwar einer (neuen) Tratte, wobei die im J. nicht fpeciell vorhandenen Erforderniſſe 
eines Wechiels, wie das Wort „Wechſel“, die Wechſelſumme u. 1. w. aus dem Wechſel 
jelbit ergänzt gedacht werden S. Borchardt, W. O. Zul. 170, ©. 105, Thöl, HR 
U. Aufl. $. 250. Inwiefern das 3. eines eigenen Wechſels, namentlich eignen Recta— 
wechjeld eine Tratte genannt werben könne ſ. Thöl, $. 291; 3. auf Duplicaten |. ebend. 
$. 300; falihe 3. ebend. $. 306 ff. 

Die bisher beſprochenen Grundfäge treten nicht ein, wenn das 9. ein Recta— 
indofjjament ift; während jedoch, wie bemerkt, aus dem J. eines Rectawechſels gar 
feine wechſelmäßigen Wirkungen entftehen, hat ein auf ein Rectaindoffament folgendes Giro 
alle gewöhnlichen Wirkungen eines I. gegen die Bor= und Nachmänner des Nectaindoffanten, 
nur nicht gegen diefen jelbft (Art. 15 d. D. W.O.). Inwiefern ein Traffant, Traffat, 
Acceptant oder ein früherer Indoffant ein Intereffe haben kann, Indoffatar und (bzw. 
neuerdings) Indoffant zu werden, j. Dahn in Bluntſchli's D. Priv.R., ©. 533 —534. 
Keine Mebertragungen des Wechſels zu eigenem Rechte des Imdoffatars, jondern nur die 
Bevollmächtigung zur Einztehung, Einklagung, WProteftirung des Wechſels und zur 
Notification liegt in dem Incaffoindoffament oder Procuraindojjament 
und dergl. ©. U. 17 d. W.O.; Kunge, WR, ©. 86 ff. Ob Theilindoifamente 
ftatthaft find, ift beftritten |. THöl, HR. $. 264. Kuntze, WR. ©. 84 und die 
dort cit. Pit. Ueber Nachindoſſamente, d. h. nad Berfall des Wechſels entjtandene 
3. f. Thöl, HR. $. 264 C. Hoffmann, WR. 8. 21 und die dort ct. fit. 
Ladenburg in Goldſchmidt's Ztichr. f. H.R. Bd. V. ©. 415 ff. Ueber die Geſchichte des 
3 ſ. Runge, WR. ©. 178 ff. und die dort cit. Werte. — Nach denjelben Grund- 
fügen wie Wechfel können aud andere Handelspapiere durch I. übertragen werben, fo An- 
weifungen, Conoſſemente u. |. w. U. 301—305 d. A.D.H. G. B. 

Gareis. 

Infamie. 1) 9., infamia juris, iſt Die durch gewiſſe Handlungen oder 
Zuftände geſetzlich berbeigeführte Ehrenminderung einer Perfon, woraus Zurückſetzung 
diefer Perſon in einzelmen rechtlichen Beziehungen folgt. Hier fol nur von der privat- 
rechtlichen Zurüdiegung die Nede fein. 

Das röm. R. knüpfte 3. an gewiffe Handlungen, theils ummittelbar (i. im- 
mediata), theils vermittelt (mediata) durch Verurtheilung oder einen die Berurtheilung 
abwendenden Bergleih, aber ſtets jo, daß die Handlung felbft, nicht die Berurtbeilung 
als Grund der 3. erſchien. Solche Handlungen waren Verbrechen, Vergeben, auch Privat— 
delicte, gewifje Unordnungen in Beziehung auf die Ehe, wie: zu frühe Wiederwerehelihung 
der Wittwe, Doppelehe, Doppelverlöbnif, ſodann Gemifjenlofigteiten in einzelnen Geſchäfts— 
verhältnifien, Fiducia, Geſellſchaft, Mandat, Depofitum, Vormundſchaft, wozu unter den 
chriſtlichen Kaifern eine Anzahl anderer Fälle, ohne immeren Zuſammenhang und meift 
arbiträr hinzulam, welde vom can. R. und von den Reichsgeſetzen noch vermehrt wurde. 

Zuſtände, welde I. nad fich zogen, waren unehrlice Gewerbe: gewerbsmäßige 
Unzucht beider Gelchlechter, Kuppelei, Schaufpiel u. dgl. 

Vangerow zählt 5 Kategorien von Gründen der i. mediata und 25 Gründe der 
i. immediata auf. 

Die privatrechtlihen Wirkungen der I. betrafen theils Das Eheredht, indem Männern 
von Stande die Ehe mit unehrlichen Weibern unterfagt war, an den Civilproceß, 
indem die Unehrlichen abjolut oder relativ unfähig waren, vor icht als Anträger zu 

v. Holgendorff, Redtäleriton 1. 37 
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ericheinen, zu poftuliren. Im Juſtin. R. befteht die letztere Zurückſetzung allein fort, und 
nur infofern der Richter ſelbſt fie geltend macht. Heutzutage ift auch fie, bei ganz ver- 
änderter Gerichtöverfaffung, als aufgehoben anzufehen. 

Auch jene Gründe der I. find jest theils weggefallen, theils in neue, nach ander 
weitigen Grundfägen normirte Begriffe (Berluft der Ehrenrechte ald Strafe verfchiedener 
Bergehungen!) aufgegangen, ſodaß ſich von einer privatrechtlich wirkenden I. des gem. R. 
faum mehr reven läßt. Die römifche Theorie wenigſtens hat für uns jede praktiſche Be— 
deutung verloren, wie namentlih Savigny dargethan hat. Indeſſen ift man darüber nod 
keineswegs einig; Vangerow 3. B. findet weder einen inneren noch einen äußeren Grund. 
„dieſen Theil des Juſtin. R. für weniger praktiih zu halten als irgend einen anderen“, 

2) Eine größere Realität hat gemeinvechtlich der verwandte, freilich weniger juridiſche 
Begriff der -turpitudo, levis notae macula, infamia facti, bewahrt. Bei einigen 
Kechtöverhältniffen nämlich wird Würdigfeit oder Unwürdigleit der Perfon berüdfichtigt, 
fo bei Ernennung zum VBormumde, im Falle der Enterbung von Geſchwiſtern (ſ. d. Art. 
Enterbung), u. a. m. 

Quellen: D. III, 2. de his qui notantur infamia. C. II, 12. ex quibus causis 


infamia. irrogatur. X, 57. de infamibus, Dazu: R. A. von 1551, $. 805 R.P.O. von 1577, 
Tit. 23, 8. 2; RN. von 1670, $. 10. 


Lit: Marezoll, Ueber die bürgerlide Ehre, ihre gänzliche — u. theilweiſe 
Schmälerung, Gießen 1824. — Schomburg, De turpitudine s. infamia faeti, Cassel 
1840. — Savigny, Syſtem U. Rivier. 

Informativproceß (processus informativus oder inquisitionis), d. h. dasjenige 
Verfahren, welches im Auftrag der römiſchen Curie vor der Verleihung der Bisthümer 
und der dem Papft zur Belegung reſervirten (j. g. Confiftorial:) Abteien vorgenommen 
wird, um die Tauglichkeit der Perlon des Gandidaten, ſowie die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit feiner Wahl, veip. der Iandesherrlichen Nomination feftzuftellen. Es 
werden zu diefem Behufe an dem Orte des Domicils ded Gandidaten und den Orten, 
wo er früher fih aufgehalten, ftudirt, Aemter befleivet hat, Nachforſchungen durch Verhör 
geeigneter Zeugen, durch Einficht feiner Ordinationsurkunde und anderer in Frage kom: 
mender Documente und Protocolle angeſtellt. Muß dieſes Verfahren außerhalb der Curie 
vorgenommen werden, jo wird Damit ein Pegat oder Nuntius oder der Ordinarius de 
Candidaten oder ein feinem Domiecil benachbarter Biſchof betraut. In Defterreich und 
Baiern führen die Nuntien zu Wien, reſp. Münden, in Preußen ftet3 ein preußiſcher 
Erzbifchof, in Hannover und der oberrheinifchen Kirchenprovinz ein Biſchof oder ein eme 
Dignität innehabender Domberr des Yandes, reip. der Provinz diefe Unterfuhung. Die 
Acten des Proceſſes werden demnächſt mit dem von dem Gandidaten eigenhändig unter: 
Ichriebenen, in beglaubigter Form aufgenommenen Glaubensbetenntnig nah Rom gejchidt, 
und nach einer nochmaligen Prüfung der Acten (jog. processus definitivus) erfolgt bei 
ftattgehabter Orbnungsmäßigfeit des Berfahrens und vorliegender Tauglichkeit Des Can— 
didaten die Verleihung der Stelle durch Verfündigung (praeconisatio) in einem geheimen 
oder ordentlichen Conſiſtorium ſeitens des Papftes. Letzterer ift übrigens nicht werpflichtet, 
den 3. abhalten zu laffen und der Candidat hat alfo darauf kein Recht. 

Quellen u. $it.: c. 3. X. de elect. I. 6. conc. Trident. Sess. XXIV. c. 1. de re- 
form.; Const. Gregorii XIV: Onus apostolicae v. 1591, Urbani VIII instruetio particu- 
laris v. 1627 und Const. Benedicti XIV: Gravissimum v. 18. Januar 1757; A. Lutter- 
bed, Der Informativproceß, Gießen 1850; Die Mainzer Bifhofswahl und der Informativ— 
proceß; der Informativproceß, eine firchenrechtlihe Abhandlung; Beleuchtung der Schrift: Der 
Informativproceß ꝛc., füänmtlih zu Mainz 1550. PB. Hinſchius. 

Inhaberpapiere. Das I. (Papier au porteur, franz. billet au porteur, boll. 
brengers brief) ift ein formelles, jchriftliches Schuldverfpredhen, durch welches der Aus- 
fteller fi) gegen jeden, der ihm das Papter überbringen werde, zu einer gewiſſen Leitung 
verpflichtet. Im Gegenfag zu den Schulvurkunden die auf den Namen eines beftimmten 
Gläubigers oder auf Ordre lauten, wird bier die Perfon, der geleiftet werden ſoll, erit 
durch die Präfentation des Papiers beftimmt. Weſentlich ift darum dem 9. der Inhaber- 
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vermerf oder doch eine derartige Form der Ausftellung, daß hieraus der Wille des Aus- 
ſtellers jedem Präfentanten zu zahlen erfichtlih wird. Eine unvolltommene Art von 
I. find die Namenpapiere mit eingelchalteter Inhaberclaufel, in welchen der Ausfteller 
einem benannten Gläubiger oder ſonſt jevem Briefsinhaber zu leiften verſpricht. Geſchicht— 
lich reichen fie bis ins 13. Jahrhundert hinauf, während die vollfommenen 9. erft feit 
dem 17. Jahrhundert als ausgebildet ericheinen. 

Das Rechtsverhältniß, das durch die Ausftellung des J. begründet werben fell, 
muß nad feiner praftiichen Seite bin aus dem Papiere erkennbar fen. Nebenverab- 
redungen, die der Ausfteller etwa mit dem erften Nehmer getroffen hat, kann jener dem 
dritten Präfentanten gegenüber nicht geltend machen. Dod kann der Inhalt der Urkunde 
in einer allgemeinen Rechtsvorſchriſft oder in einem notorischen Gebrauche feine Ergänzung 
finden. Namensunterichrift des Ausftellers ift in der Regel nothwendig Doc gelten 
bei Staatöpapieren und bei den Billet8 und Marken des täglichen Verkehrs Ausnahmen, 
die in der Natur der Sache liegen. 

Die Forderung, welche mit dem J. geltend gemacht wird, zählt zu den abftracten 
(formellen) Dbligattonen, welche im Gegenſatze zu den individuellen oder materiellen 
Obligationen unabhängig find von dem Rechtögrunde des Verſprechens. Während diefe 
erft durch die causa promittendi ihren juriftiichen Charakter erhalten (Kauf, Taufch, 
Darlehen u. ſ. w.) und der Nachweis derjelben zur Beweislaſt des Klägers gehört, tft 
dort durch die Form, an welche die Obligation gebunden erjcheint, felbe von dem concreten 
Schuldgrunde juriſtiſch losgelöſt. Der Schuldner ift verpflichtet, weil er in einer be— 
ftimmten Form verjprodhen. Das „Warum“, der Rechtsgrund des Verſprechens ift für 
den Beftand des Rechtsverhältniſſes irrelevant. 

Die Yeiftungen, zu welchen fich der Ausfteller eines I. verpflichtet, find der mannig— 
faltigften Art. Im Allgemeinen läßt ſich unterſcheiden zwiſchen Credit-(Geld-) Bapieren, 
welche die Zahlung einer Summe Geldes verfprechen, und J., Die auf irgend eine andere 
fpectell beftimmte Yeiftung gerichtet find. Unter den Gredit- oder Geldpapieren find hervor- 
zubeben: 1) Einzelpapiere, Brivatichulpfcheine auf den Inhaber, melde durch vereinzelte 
Austellung, nicht durch Maffencreation erzeugt -werden. Sie find im Handelsverkehr 
faft vollftändig durch das Ordrepapier Wechſel, Anmeifungen) verdrängt. 2) Partial- 
obligationen, wie fie vom Staate, von Gorporationen oder von Einzelnen zur Aufnahme 
eines umfafjenden Anlehens emittirt zu werden pflegen. Dem Hauptpapiere find zugleich 
auf eine Neihe von Yahren hinaus die Zinsicheine (Zinsabjchnitte, Coupons) beigegeben, 
durch welche der Zinsanſpruch als felbftändige vom Schickſal der Hauptforderung unab- 
hängige Obligation geltend gemacht werben kann. Anweiſungen auf den Bezug einer 
neuen Reihe von Zinsfcheinen find die ſog. Zinsleiften, Zinsnoten oder QTalons, deren 
Gültigkeit übrigens von dem Beftande der Hauptforderung abhängig iſt. 3) Beftritten 
ift es, ob die Banknoten zu den 9. zu vechnen Seren. Bon dem Papiergelde unter: 
ſcheiden fie ſich dadurch, daß fie auf dem Ueberbringer geftellt find und eine Zahlungs- 
verbindlichteit des Ausftellerd zur Grundlage haben. eilich kann die Banknote that- 
fächlih dem Papiergelde gleichgeftellt werden, indem der Staat den Noten einer Bank 
Zwangscurs im ausgedehnteften Sinne verleiht und die Banf von der Einlöfungsverbind- 
Tıchkeit zeitweilig entbebt, ein Act, der ald Gewährung eines Moratoriums zu betrachten 
ift. 4) Prämienfcheine (Obligationen von Lotterieanlehen), 5) Promeſſen, 6) Yotterieloofe, 
7) Bopmereibriefe, wenn fie auf den Inhaber Tauten. Eine zweite Gruppe von In— 
Haberpapieren bilden die Billet3 und Marten ded täglihen Transport: und Gejellichafts- 
vertehrs, Baflagierfarten (Eifenbahn:, Dampfihiffahrtsbillets u. dgl.), Eintrittskarten 
¶ Theater⸗, Concert⸗, Ausftellungsbillets, Speifemarfen, Bademarken) und Anweifungen auf 
ähnliche Leitungen. Einen differicenden Charakter haben die Stammactien. Sie bedin— 
gen einerfeits die Mitgliedichaft an dem Actienverein. Da aber die Mitglieder als ſolche 
Ansprüche gegen die Unternehmung haben, ift die Stammactie andererjeit8 das Mittel, dieſe 
Worderungen geltend zu machen. Der Kreiß der J. ift mit den angeführten Beifpielen 
nicht erichöpft. Die Neubildungen des Verkehrs trogen der Schematifirung. Namentlich) 
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läßt ſich im Gefchäftsleben die Tendenz nicht verfennen, bloße Legitimationspapiere als J. 
u behandeln. 
. 8 die Begründung des Rechtsverhältniſſes aus dem J. betrifft, iſt zwiſchen der 
Creation und Emiſſion deſſelben zu unterſcheiden. Erſtere erſcheint als einſeitiger For— 
 malact des Creators, durch welchen er ſich verpflichtet, dem Präſentanten zu zahlen over 
zu leiſten. Damit die Möglichkeit einer praktiſchen Verwirklichung dieſes Verſprechens ge— 
geben werde, muß zur Creation die Nehmung des Papiers von Seite eines Anderen hin: 
zutreten. Diefe wird in der Pegel durch . den Creator jelbft vermittelt, indem er das 
Papier emittirt, begibt. Ob aud ohne Emiffion von Seite des Ausftellerd, ob auch 
im Fall unbeabfichtigten Auslaufs des Papiers derjelbe zur Zahlung an den eventuellen 
Präfentanten verpflichtet ſei, ift controverd. Die Frage wird natürlich won jenen vernemt, 
welche das ganze Verhältniß auf einen zwiſchen dem Ausfteller und erjten Nehmer abs 
eichlofjenen Bertrag zurüdführen Allein abgeiehen von der principiellen Auffafjung 
pricht zum mindeften bei jenen Inhaberpapieren, welde von vornherein auf Girculation 
angelegt find, das Bedürfniß des öffentlichen Credits dafür, Die Haftung des Creators nicht 
von der jelbjt veranlagten Emiſſion, jondern von der Creation abhängig zu machen. 

Beftritten ift es ferner, ob jeder Einzelne ohne Weiteres die Befugniß habe, I. ın 
rechtlich wirffamer Werfe auszuftellen oder ob hierzu die Autorifation der öffentlichen 
Gewalt erforderlich je. Manche Halten letztere für unbedingt nöthig, Manche verlangen 
fie bei eigentlihen Geldpapieren, Mande im Fall beabfichtigter Mafjencreation von J. 
ALS gemeinvehtlih diirfte Das Erfordernig der ftaatlichen Genehmigung nicht zu be 
trachten fein. Doc haben die Particularrechte in Dielen Beziehungen Beſchränkungen durch— 
geführt. Das ſächſiſche GB. verlangt ($. 1040) die Genehmigumg des Staates bei J. 
die auf eine Geldſumme lauten. 

Die juriftiiche Behandlung des in Umlauf gefegten J. bat zu umterjcheiden 
zwilchen dem Rechte an dem Papiere oder auf Das Papier eimerjeit$ und dem 
Rechte aus dem Papier andererſeits. Das Papier als ſolches iſt Gegenftand des Be 
fies, des Eigenthums und anderer Dinglicer Rechte. Im Fall des Verluſtes iſt Das 
Papier Gegenftand der Vindication. Jedoch ift zu Gunften des Verkehrs die Ausnahme 
ftatuirt, Da; die Bindication gegen den vedlichen Befiger ausgeichlofien wird, wielmehr der 
gutgläubige Erwerb des Papiers fofort Eigenthum begründet (H.G.B. A. 307, ſächſ. 
GB. $. 296, 297). Das Papier kann wie eine andere bewegliche Sache zu Nieh- 
brauch oder zu Pfand gegeben oder ſonſt zum Gegenftand von Obligationen auf Rüd- 
erftattung gemacht werden. Werden 9. verpfändet, fo find die in Particularrechten vor 
gejchriebenen Förmlichkeiten auf die Geltendmachung des Fauſtpfandrechts nicht anzumen- 
den. Es ift vielmehr der Gläubiger eventuell befugt, das Papier entweder zu ver 
äußern oder das Recht aus dem Papier durch Präfentation deſſelben geltend zu 
machen. 

Das Recht aus dem Papier. Die herrichende Meinung fehreibt jedem Inhaber eine 
Forderung gegen den Ausfteller zu. Nach einer anderen Anficht ft das Gewicht nicht ſowohl 
auf die Innehabung, die für das Nechtöverhältnig praftiih genommen indifferent iſt, als 
vielmehr auf Die Prüfentation zu legen. Der Beſitz ift thatfüchlih nur infofern von Be 
deutung, ald er die ausichlieglihe Mlöglichkett gewährt, das Papier zu präfentiven. An 
dererſeits ift der Auöfteller verpflichtet, Jedem zu zahlen, der im eigenen Ilamen präſen— 
tirt. Nur von dem Präfentanten, der alieno nomine auftritt, mag er den Beweis der 
Vollmacht, reſp. Caution verlangen. Abgefehen hiervon ift er ebenfo wenig befugt als ver: 
bunden, den Befigtitel des Präfentanten zu prüfen. Denn durch die Creation bat er fer 
nen Willen kundgegeben, jedem Präſentanten gegenüber Schuldner zu fein. Auch wenn er 
dem Diebe zahlt, ift er liberirt. Einreden, welche von der Perſon eines Vorbefiters ber: 
genommen find, fünnen gegen den Weberbringer nicht geltend gemadyt werben, Der 
Schuldner kann Aushändigung des Papiers verlangen. Verweigert fie der Ueberbringer, 
jo braucht jener nicht zu zahlen. Nur vom Schuldner hängt es ab, ob er das Panier 
in den Händen des Präſentanten belafjen und fic mit der Anbringung des Zahlungs— 
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vermerks begnügen wolle (Runge, Inhaberpapiere 619). Durch die Zahlung wird die 
Dbligation, wie fie durch Präfentation des Papiers perfect geworden, in ihrem Beftande 
getilgt. Jedoch verliert hierdurch an fi das Papier nicht jeine Fähigkeit, eine (neue) 
Dbligatton zu begründen, jo lange die Möglichkeit abermaliger Präfentation deſſelben 
Papiers offen bleibt. Tritt eine ſolche ein, ſo kann fich der Ausfteller nicht auf die be— 
reits erfolgte Zablung berufen. Vor dieſer Eventualität kann fi der Ausfteller nur 
durch Vernichtung des Papiers oder durch Contraſcriptur oder fonft durch einen Act 
ihügen, der die wiederholte Präfentation unmöglih macht. 

Die Zuläffigkeit der Compenfation, melde von Einigen behauptet wird, iſt zu ver 
neinen. Die Streitfrage hat übrigens praftiich nur eine geringe Bereutung, da es ja 
dem (juriftiichen) Befiger des Papiers freifteht, ſchlimmſtenfalls das Papier durd eine 
getreue Hand präjentiven zu lafjen. 

Der Inhaber des Papiers kann unter Umftänden ein Interefje haben, das Papier 
feftzumachen und in ein Namenpapter umzuwandeln, um bierdurd den Gefahren vor: 
zubeugen, welche der Befitwerluft herbeiführen würde (3. B. die Depofitenbehörde, wenn 
Mündelgelver in 9. angelegt find). Die Feſtmachung gefchieht durch den Vermerk: 
Außer Curs gejegt für N. N. over zahlbar nur an N. N, oder ähnlich. Iſt ein Papier 
in wirffamer Weiſe auf einen Namen feitgemadt, jo wird einerſeits der Ausfteller, 
nur durch Zahlung an den Genannten Liberirt, andererſeits find die Vindicationsbeſchrän— 
kungen ausgeſchloſſen, welde für das J. gelten. Gontrovers ift, ob der Inhaber ohne 
Wiſſen und Willen des Ausftellerd hierzu befugt jet. Die gemeinvechtliche Gültigkeit ein= 
jeitiger Feſtmachung muß aus den Weſen des I. heraus geleugnet werden (Bejeler), 
da nicht einzufehen iſt, wiefo der Inhaber befugt fein follte, den in der Greation des 
I. manifeftirten Willen des Ausftellerd in der Weile abzuändern, daß diefer, wenn er 
troß der Feſtmachung einem Dritten als Präjentanten zahlen würde, nicht Tiberirt fein 
folle, Barticularrechtlih wird die Wirfiamfeit der Feſtmachung von der Mitwirkung des 
Ausitellerd oder der Behörde (I) abhängig gemadt. Das feftgemachte Papier kann wieder 
in Curs gejegt, wieder frei gemacht werden („Wieder in Curs gelegt von N. N.” oder 
ähnlich). Particularrehte verlangen hierfür mitunter gerichtliches Atteft. 

Das I. kann auf Begehren desjenigen Nehmers, dem ed abhanden gekommen oder 
in Verluſt geratben ift oder auch auf Berlangen des Creators amortifirt werden. Die 
Mortificabilität des erften Falls Liegt nicht in dem Weſen des J., da fie aus dem das 
Kechtöverhältnif beftimmenden Willen des Ausftellerd nicht hergeleitet werben kann. Dem 
nad) ericheint die allgemeine Zuläffigkett der Amortifatton vom Standpuntte des gem. R. 
nicht als gerechtfertigt. Doch ſprechen Gründe der Billigkeit dafür, dieſes Austunfts- 
mittel zu gewähren und der unmöglich gewordenen Präfentation die Amortifation als 
Surrogat zu fubftituiren. Ber den Staatspapieren kommen außerdem finanzpolitiiche 
Gründe zu Gunften der Mortificabilität in Betracht. Einzelne Particularrechte haben 
Die allgemeine Zuläffigfeit der Amortifation von I. anerkannt (fühl. G.B. $. 1043). 

Die Anfichten über die juriftifche Conftruction des Nechtöinftitutes gehen Tehr weit 
auseinander. Daher auch die große Zahl offener Detailfragen in dieſer Lehre, deren 
Löſung im Wege einheitlicher Gefeggebung dringendes Bedürfniß ift. Wohl pie meiften An- 
bänger zählt jene Theorie, welche das Inhaberpapier unter den Gefichtöpunft der Ver— 
tragsobligation ftellt. Schwierigkeiten macht e8 aber, den Uebergang der Forderung im 
Falle des Beſitzwechſels zu erflären. Savigny nimmt darımm einen Vertrag cum incerta 
persona an. Renaud operirt mit dem Begriffe einer Singularſiſtceſſion in Forderun: 
gen. Unger fahte den Uebergang der Forderung als Delegation auf. Runge betont 
den einfeitigen formellen Charakter des Begründungsactes und erklärt den Erwerb der 
Dbligation von Seite des Papierbefigerd durch eine an die Thatfache des Beſitzwechſels 
gefmüpfte Novation. Gerber reiht die J. unter die Zuftandsobligationen ein, betrach- 
tet fie aber zugleih als Urfunden über ein beftimmtes Nechtsgeihäft und fommt jonadh, 
Da die Zuftandsohligation jene Obligation ift, quae ex re fit, zu der fonderbaren An— 
nahme zweifacher Vaterſchaft für die Obligation. Berker nimmt zu einer Perfonifica: 
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tion des Papiers ſeine Zuflucht und betrachtet dieſes als den Gläubiger. Ihering warf 
den Gedanken auf, daß die Obligation erſt durch die Präſentation erworben werde und 
bis dahın fuspendirt ſei. Yeider iſt diefe Yölung des Problems nur angedeutet und nicht 
im Detail ausgeführt worden. Jedenfalls jcheint es gerathen, den Ton mehr auf die 
Präfentation denn auf die Inmehabung des Papiers zu legen und demnach das 2. 
(billet au porteur) als Präfentationspapier aufzufaflen und zwar als ſolches, 
bei welchem die Präfentation nicht nur als welentlihe Bedingung der Yeiftung erichemt, 
jondern zugleich die Perſon beſtimmt, der zu leiften ift. 

Lit: Ueber die umfangreiche Literatur der I. vergl. dem bogmengefchichtlichen Theil ber 
Unterfuhung von Kunde, Lehre von den 3. 1857, ferner Dunder, Atichr. f. deutich. R. V, 
30 f- Eigenbrobt in Ihering und Gerbers Jahrbücern für Dogmatik II, 181. — 
TH, HR. I, 8.54, Savigeny, Obligationenreht II, 93 ff. Renaud, Ztſchr. f. deutſch. R. 
XIV, 315, Unger, Rechtliche Natur der 3. 1857, Ihering in feinen mn. Gerbers Jahr— 
bücern f. Dogm. I, 49, Better im feinem und Muthers Jahrbuch I, 266. — Schumm, 
Die Amortifation verlorener oder jonft abhanden gefommener Schuldurfunden, 1830, Beilage 
beft 3. Archiv f. ciwil. Praxis XIII. — Poſchinger, Lehre von der Befugniß zur Ausſtellung 
von 9. 1870. — Sidi. GB. $. 1039 ff. Oeſterr. B.G.B. 8. 371 und $. 1393, Preuß. ER. 
I], 15, 9.47 ff. Heinrih Brunner. 

Inhibitorialien (litterae inhibitoriales), d. h. ſchriftliche Anweiſungen des Ober: 
richters an den Unterrichter, mit dem weiteren Verfahren einzuhalten ; ihre regelmäßige 
Anwendung haben fie im gemeinen Proceß in der Rechtsmittelinſtanz, wenn der Unter: 
richter entweder von der Einlegung eines fuspenfiven Nechtsmittels feine Kenntniß beſitzt 
(3. B. die Appellation vor Notar und Zeugen interponirt iſt), oder das Nechtömittel 
nicht ohne weiteres Suspenfivfraft hat, dieſe vielmehr in befonderen Fällen erſt ausge 
ſprochen werden muß oder endlich Gefahr vorhanden ift, daß der Unterrichter widervedt- 
lich mit der weiteren Procedur vorgeht. Materiell können dergleihen Verfügungen in 
jedem andern, auch nicht auf gememrechtlicher Grundlage ruhenden Procefverfahren vor: 
fommen. Als techniſcher Ausdruck wird das Wort indeffen nur im gemeinen Berfahren 
und den ſich am denfelben eng anſchließenden Partieularprocefien gebraudt. 

P. Hinſchius. 

Innungen nennt man heute, während das Wort urſprünglich nichts als „Einun— 
gen’ bedeutete und dann vorzugsmeife auf Die Kaufmannsgilden und Handwerkerzünfte 
angewandt wurde, Die nach Einführung der Gewerbefreiheit und Aufhebung der Zunft: 
vorrechte fortbeftehenden oder neu gebilveten Corporationen von Gemwerbtreibenden gleicher 
oder verwandter Gattung. 9. im diefem Sinne find alfo von den „Zünften“ durch den 
Mangel gewerblicyer Vorrechte unterſchieden. Die deutſche Gewerbegefeßgebung hat in 
Bezug auf 3. jehr verſchiedene Wege eingejchlagen. In manchen Staaten find die alten 
Gewerbötörperfchaften Direct aufgehoben und ihr Vermögen mehr oder minder als öffent 
liches Gut behandelt, während die etwaige Neubildung gewerblicher Vereinigungen ganz 
der freien Affociation überlaffen und dem gewöhnlichen Vereinsrecht umterjtellt iſt. So 
verfuhr man, von der dem franzöfiichen Vorbild von 1791 folgenden Rheinbumdsgejeg- 
gebung abgeſehen, i. 3. 1862 in Baden und Würtemberg und neuerdings (1868) auch 
in Batern, wo früher (1825 und 1862) mit geringem Erfolg ftaatlih organifirte 
Zwangöverbände für die Förderung gewerblicher Intereffen an die Stelle der Zünfte ges 
fegt waren. Dagegen bat man im Defterreih noch 1859 ven Verſuch gemacht, 
eine genoffenfchaftlide Organiſation de8 ganzen Gemwerbeftandes von Staats wegen 
zu gründen und deg nad Art von Communalverbänden eingerichteten J. als ge 
werblichen Selbftverwaltungstörpern eine gewiſſe öffentliche Gompetenz in Gewerbe 
ſachen zu übertragen. Schr verichtevene Wege fchlugen vor der neuen Bundes: 
ewerbeorbnung die Gejege der einzelnen norbdeutichen Staaten em. Hier wurde 

d 4. B. in Oldenburg, Bremen, Hamburg, Yübe) den alten Gewerbsförper: 
ſchaften die Wahl gelaffen, ſich aufzulöfen umd ihr Vermögen zu theilen oder als freie 
Genoſſenſchaften fortzubeftehen, die Neubildung aber der freien Affociation überlaſſen; 
bald wurden die alten Gorporationen als öffentlichsrechtliche Verbände mit beftimmter 
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gewerblicher Competenz confervirt, während die Neubildung ähnlicher Verbände unter 
ftantliche Oberaufficht geftellt wurde (jo in Sachſen, Braunſchweig und mit Rückſicht auf 
die etwa beanfpruchten Corporationsrechte auch in den Fleinen ſächſiſch-thüringiſchen Staa— 
ten); bald endlich wurde, wie in Preußen bei. jeit 1849, die Form der I. gewählt, um 
Reſte des alten Zunftweiens in Verbindung mit einem weitgehenden Conceſſions- und 
Auffichtöweien zu conſerviren oder wiederherzuftellen. Einen Mittelweg ſchlägt jet die 
Gewerbeordnung des Nd. Bundes ein. Sie garantirt allen gefeglih beftebenden 3. 
oder Zünften den Fortbeftand und läßt ihre Statuten, joweit fie nicht der Gewerbe— 
ordnung widerfprechen, in Kraft; es wird indeh jedem Meitglied der Austritt jederzeit 
freigeftellt und es kann andererſeits der Eintritt in die Janung nur bei Nichterfüllung der 
im Statute vorgejchriebenen Bedingungen, unter denen ſich die Ablegung einer Prüfung 
nur für die noch nicht feit Einem Jahre jelbftändigen Gewerbtreibenden befinden darf, 
und in beftummten gefeglichen Fällen (Verluſt der bürgerlichen Ehrenredhte, Concurs) ver- 
jagt werben. Auch kann jede J., wenn ſämmtliche Mitglieder gehörig unter Berzeihnung 
des Gegenftandes geladen find, mit abjoluter Mehrheit der Anmejenden ihre Auflöfung 
beichliegen. In ähnlicher Weiſe können unter den jelbftändigen Gewerbtreibenden gleicher 
oder verwandter Art neue 9. mit dem Hauptzwed der Förderung gemeinfamer gewerb- 
licher Intereffen und den Nebenzwecken gegenfeitiger Unterftügung u. |. w. gebildet wer— 
den und erlangen durch die Beftätigung Ihrer Statuten feitend der höheren VBerwaltungs- 
behörben die Rechte einer Corporation. Alle I. werben durch einen um Zweifel frei zu 
wählenden Borftand nad außen vertreten, während das Recht der Beſchlußfaſſung der 
von allen ſtimmberechtigten Mitgliedern gebildeten Innungsverfammlung zufteht. Auf 
die Wittme oder minderjährigen Erben eines verftorbenen Genofjen geben, wenn fie deſſen 
Gewerbe fortiegen, alle Rechte mit Ausnahme des Stimmrechts über. ALS öffentlich 
rechtliche und mit einer gewifjen Autorität und Competenz in Gewerbejachen befleivete Gor- 
porationen ftehen die 9. unter Aufſicht der Gemeindebehörve, an deren Geneh— 
‚migung namentlich Verträge über Erwerbung, Veräußerung oder Berpfündung von Lie— 
genichaften und die Aufnahme größerer Darlehen gebunden find. Doch füllt die früher 
erforderliche Betätigung des Vorſtands und die Beſchickung der Verfammlung durch obrig= 
feitliche Deputirte, außer wenn es ſich um Statutenänderung oder Auflöfung handelt, fort. 
Als Beſchwerdeinſtanz fteht über der Gemeindebehörde die höhere Verwaltungsbehörde. 
Das Vermögen einer aufgelöften I. kann nur foweit, als es aus Beiträgen der Mitglie- 
der entftanden und nicht bisher für öffentliche Zwecke beftimmt war, vertheilt werben : 
im Webrigen füllt es an die Gemeinde zur Verwendung für gewerbliche Zwecke. 

Duellen: Breuß. Gewerbeorbn. v. 17. Ian. 1845, $. 88—124, Verordn. v. 9. Fehr. 1849 
u. Gef. v. 15. Mai 1854; Oefterr. Gew.O. v. 20. Dec. 1859, $. 106—130; Brem. v. 4. April 
1861, 8. 1, 5. 6; Olbenb. v. 11. Juli 1861 a, 39—42; Sädjf. v. 15. Det. 1861, $. 87—100; 
Weimar. v. 30. 1862, $. 75—76; Württemb. v. 12. Ian. 1862, U. 58—62; Bab. v. 20. Sept. 
1862, a. 24—27; Braunſchw. v. 3. Aug. 1964, $. 86—101; Hamb. dv. 7. Nov. 1864,78. 1. 
8—12; Lüb. v. 5. Oct. 1866, 8. 15, 20—22; Bair. Gef. v. 11. Sept. 1325, Inſtr. v. 20. Mai 
En e en v. 30. Jan. 1868, A. 25—27; Gewerbeorbn. des Nd. Bundes v. 21. Juni 

tit.: Gierke, Rechtsgeſch. der deutich. Genoſſ. $. 68. 

D. Gierle 

Anrotulation der Acten, d. h. Verzeichnen der in einem Proceß gefammelten Ae— 
ten. Ein folches findet im gem. Proceß reichögefeglich vor der Actenverjendung und im 
Appellationsproceß vor der Acteneditton, nach der Reichshofrathsordnung aud vor ber 
Zuertheilung der Acten an den Referenten ftatt. Die Parteien follen von der Vornahme 
der erwähnten proceſſualiſchen Schritte zu einem fog. Imrotulationstermin vorgeladen 
werben, um umter Vorlegung der Acten und des Verzeihniffes die Vollſtändigkeit der letz— 
teren prüfen und ihre etwaigen Einwendungen geltend machen zu können. In der Praxis 
fommt indeffen heute für die Regel ein ſolcher Inrotulationstermin nur noch im erften, 
nicht aber in anderen Fällen vor. 

PB. Hinſchius. 
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Anfinuation (Civilproceß) bedeutet die Zuftellung eines fir einen Procek in Be 
tracht kommenden Schriftftüds an denjenigen, für welchen es beftummt ift. Die J. bat 
ihre Bedeutung namentlich im praftiicher Beziehung, ſofern die Infinuanda, alfo z. B. 
Klagihrift und Ladung, der Partei für die Wahrnehmung ihrer Rechte im Proeeß die 
erforderliche Juftruction gewähren und die Infinuationshandlung ſelbſt für Die rechtzeitige 
Wahrnehmung der Rechte und die Vermeidung der Ungehorfamsnachtheile von enticheidender 
Bedeutung ift. (Bgl. den Art. Ungeborfamsverfahren.) Die I. ftammt aus dem 
röm. R., deilen Grundſätze über die %. der Klaglibelle und magiftratiichen Ladungs— 
decrete auf den ital. Proceß des Mittelalters und fo in den heutigen Proceß übergegangen 
find, nicht ohne indeß im verichiedenen Beziehungen Erweiterungen und Modificationen 
erfahren zu haben. Eine Erweiterung zunächft liegt infofern vor, als die I. heutzutage 
bei Schriftftücen aller Art und nicht blos im Parteienverfehr, fondern auch in Beziehung 
auf Zeugen und andere Perfonen gebräuhlih if. Den Infinuirenden angelehen. iſt fie 
im rom. Proceß Sache der Partei, im gem. und preuß. Proceß erfolgt fie durch die Ge: 
richte, im C. de proc. und Nd. Entw. überwiegt die Partei-J.; der Nd. Entw. ſtatuirt die 
gerichtliche mur für Yadungen von Zeugen und Sacdverftändigen, Verfügungen des Vor: 
figenden und gleichgeftellter Nichter, Beichlüffe des erfennenden Gerichts, Die nicht publicirt 
find, Beichlüffe, die in berathender Sigung gefaßt find. Imfinuirt ward im röm. R. 
anfänglich Durch die Partei in Gegenwart von Zeugen, in der fpäteren Kaiſerzeit unter 
Alfiftenz eines Executors, auch wohl durch diefen allein; der gemeine Proceß bewirkt fie 
durch Gerichtödiener oder Notar und Zeugen, der preuf. durch Gerichtödiener oder Poſt— 
boten, im Auslande durch die Pot oder diplomatische Behörden, überdies im Inlande 
wie Auslande durch Nequifition. Der Nd. Entw. fchließt ſich hierin dem preuß. R. an, 
fügt aber einestheild die 3. Durch den Notar hinzu, jodann die franzöſiſche Zuftellung von 
Anwalt zu Anwalt, und wo die I. durch die Gerichtspiener oder Poftboten erfolgt, geichiebt 
fie unter VBermittelung der Gerichtöichreiberei. (Vgl. Ladung). Ueber die Borgänge der J. 
ward im älteren röm. Proceß eine testatio der Zeugen aufgenommen, fpäter von der compez, 
tenten Behörde auf Bericht ihres Executors eime testatio publica, eine Beicheinigung, 
ausgeftellt. Im gemeinen Proceß beicheinigt fie der Gerichtödiener, der Notar nimmt 
eine Urkunde auf. Im preuß. Berfahren erfolgt die Beicheinigung durch den Gerichtd: 
diener auf einem mit den geeigneten Rubriken vwerfehenen Formular, bzw. unter Em: 
pfangsbeſcheinigung des Inſinnaten, fonft durch Attefte der Diplomaten, der Poſt. Der 
No. Entw. fordert bei Zuftellung von Anwalt zu Anwalt Empfangsbetenntnif, bei 9. durch 
Notar, Gerichtsdiener, Poſtboten Zuftellungsurtunde, im Uebrigen diplomatiiche und ans 
berweite. Attefte. Inſinuirt wird dem Imfinuaten, für den das Infinuandum beftimmt 
ift, bei Streitgenofjen jedem einzelnen. Ber Handlungs und Dispofitionsunfähigen wird 
den geſetzlichen Vertretern inſinuirt. Das heutige R. ftellt die I. an die proceſſualiſchen 
Vertreter, den Anwalt, den procurator ad acta oder Infinuationsmandatar des gemeinen 
R. oder Zuftellungsbevollmächtigten des Nd. Entw., das preuß. R. und der No. Entw. 
für active Unteroffictere und Soldaten die 9. an den Compagnie=, Escadrons- ꝛc Chef 
der 3. an den Inſinuaten jelbft gleich. Die 3. geichieht dem Infinuaten perfönlih und 
zwar im feiner Wohnung, Geſchäftsleuten, Behörden x. im Gejchäftslocal; fie ſoll ihm 
zu entjprechender Zeit, nicht an Sonn= und Feſttagen ꝛc. geſchehen. Iſt der Imfinuat 
abmejend, nad röm. R. vom Wohnorte, nach heutigem R. und Gebraudy von der Woh- 
nung, jo muß jie, vom Fall abjichtliher Verbergung abgefehen, nad röm. N. feiner 
Familie, feinem Hausgefinde, eventuell durch Anichlag an Wohnhaus, Grundſtück oder 
an öffentlichen Orten geicheben, um auf diefe Weife Uebermittelung des Inſinuandums 
oder Benachrichtigung des Infinuaten oder Vertretung durch Freunde zu veranlafien; 
das heutige R. folgt hierin dem röm. R., wenn auch das franz. unter Subftituirung von 
Anſchlag im Gerichtölocal und I. an Ortsbehörde und Staatsanwaltichaft, der Nd. Eutw. 
von Anichlag einer Nachricht an der Wohnung und Depofition des Infinuandums bei der 
Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts und der Ortsbehörde. 
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DOuellen: ]. 4. 8. 5. 6. D. 39, 2. 1.6 pr. C. J. 8, 4.1. 2.C. Th. 2, 4. l.un. $.6. 
C. Th. 2, 27. Nov. 53 c.3 — c. iv, x 2, 14. c.1. Cl. 2, 1. — Not. Ordn. v. 1512 Tit. 2. 
3,1. 8.6.0. Tb. 1. Tit. 38. 39. Th. 2. Tit. 10. — C. d. proc. a. 4. 52. 61. 65 ss. 75 ss. 93. 
123. 155 ss. m — Hann. Pre.ördn. 88. 115 ff. 183° 191. 377. 406. — Preuf. A.G.O. 
Tb. 1. Zit. 7. Berordn. v. 5. Mai 1838, Gef. v. 20. Sept. 1862. Entw. v. 1864. Mot. 
©. 37 fl. — RD. Entw. 88. 171. 221 fi. 335 ff. 697. 749. 751. 813. 840. 

Lit.: Bayer, Or. Pre, $. 135. Betbmann-Hollwe BD. 3. ©. 249. Wieding, 
Libell⸗Pre. 88. 19. 20. 25. 34. Münch, Krit. Vierteljahrsfhr. XU. ©. 245 fi. 280 ff. Koch, 
gt er — 8.143. Pre. Ordn. 1.1. Anm. 4ff. Leonhardt, Comm. z. hann. Pre. Ordn. 

8. 118. K. Wiebing. 

Auflitutien, im katholiſchen ER. im Allgemeinen die Uebertragung eines kirch— 
lichen Amtes feitend des geiftlichen Oberen in denjenigen Fällen, wo fein regelmäßiges 
freies Verleihungsrecht beſchränkt iſt. Wenn es ſich um ein dem Patronatörecht unter: 
worfenes Beneficium handelt, jo nennt man die Verleihung deſſelben an den Prüfentirten 
institutio collativa, Dagegen heißt Die Genehmigung des Papſtes, welche auf die landes— 
herrliche Nomination eines Candidaten für ein höheres firchliches Amt, namentlih für ein 
Bisthum, erfolgt, institutio canonica. Unter dem Ausprud: institutio autorisabilis 
wird endlich Die Uebertragung der Seelſorge verftanden, welche jedoch heute fein von der 
3. des Ffarrbenefictumg verichiedener Act zu fein pflegt. Die juriftiihe Wirkung der 3. 
befteht darin, daß der betreffende Gandidat das Amt jelbft, alfo alle mit demfelben 
verbundenen Rechte, To 3. B. die Jurisdietion und das Recht auf die Einkünfte (Tempo: 
ralien) der Stelle, das jog. jus in re, erhält, welches er nah can. R. durd eine der 
actio confessoria nachgebildete actio in rem verfolgen kann. Ferner gibt die insti- 
tutio auch ein Recht auf den Belig des Amtes und der Damit verbundenen Gerechtfame. 
Erjterer wird dem neuen Arntsträger bei den niederen Beneficten unter biſchöflicher Auto- 
vität jetzt gewöhnlich durch den betreffenden Yanddehanten übertragen in ver Weile, daß 
ihm die Kirchenjchlüffel, das Pfarrhaus, Inventar, Kirchenarchiv ıc. übergeben werben. 
Der betreffende Act heißt institutio corporalis oder realis, investitura, iustallatio. 
Häufig (fo z. B. in Baiern) concurrirt dabei auch ein weltlicher Beamter als ftaatlicher 
Commiſſar für die Einweiſung in den Bejig der Temporalien. 

In der evangelischen Kirchenvechtsdoctrin werden die Ausdrüde: institutio ald Ueber: 
tragumg des Amtes auf den Präfentivten (bier aber durch die Confiftorien oder die jonft 
verleihungsberechtigte Behörde) und für die Beſitzeinweiſung ebenfalls gebraucht. Cine 
institutio canonica iſt Dagegen in der proteftantijchen Kirche wegen der verfchiedenen 
Berfafjung nicht denkbar. P. Hinſchius. 


Intercalarfrüchte, d. h. die Einlünfte vacanter Beneficien während der Zeit 
von der Erledigung bis zur Wieder beſetzung derſelben. Während im Miltelalter die Biſchöfe 
auf die Früchte der Vacanz des erſten Jahres (fructus annales, annatae) ſpäter auch 
die Päpſte auf einen bejtummten Theil bei gewiſſen VBeneficien Anſpruch machten (ſog. 
ius deportuum), galt gemeinvechtlih der Sas, daß die Einkünfte der Bacanzzeit dem 
Vermögensſtock des Beneficiums oder dem Nachfolger zufielen. Das Iegtere ijt auch heute 
emeined Recht, nur fließen in einzelnen Ländern (Defterreich, Würtemmberg, Baden) die Zwi— 
——* beſtimmten, zur Beſtreitung allgemeinerer kirchlicher Bedürfniſſe dienenden 
(ſog. Religions-, Intercalar-, Centralkirchen-/ Fonds (Th. J. ©. 476) zu. Was die 
Veftftellung des Betrages der J. betrifft, jo find einmal als nicht zu ihnen gehörig die 
von dem abgehenden Beneficiaten verdienten, noch nicht abgefonderten Früchte abzuziehen, 
ferner müſſen aber auch die als Sterbemonate over Sterbequartal an die Erben des Ber 
neficiaten und die an den Verwalter der vacanten Pfründe für die Apmintftration der: 
felben zu entrichtenden Gebührnijfe aus den J. bejtritten werden. 

Quellen: e. 4. X, de ofl. ordin. I. 31; c. 40 in VIt de eleet. I. 3; e. 9. eod. 
de off. ordin. I. 16, P. Hinſchius. 

Interdicet, im katholiſchen K.R. ſo viel wie Unterſagung des Gottesdienſtes, eine der 
von demſelben entwickelten ſog. censurae. Das J. fommt vor zunächſt als interdietum 
locale und bedeutet dann die Einſtellung der Thätigkeit der Kirche ‚für einen beſtimmten 
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Bezirk. Je nachdem dieſer ein ganzes Land, eine Provinz, eine Dibeeſe oder eine Stadt 
iſt, oder blos eine einzelne Kirche von der Maßregel betroffen wird, ſpricht man von i. 
generale und i. particulare. Während früher das I. das Berbot der Bornahme aller 
gottespienftlichen Handlungen, namentlich der Adminiftration der Eacramente, der feier 
der Meſſe und der Gewährung des kirchlichen Begräbniſſes (nur mit Ausnahme der Pre 
digt) enthielt, hat man ſchon im Mittelalter Milverungen eintreten laffen, weil dieſe Genfur 
Schuldige und nicht Schuldige gemeinjchaftlich trifft. So ift die Spendung der Taufe 
und der Firmung, jowie des Bußlacraments nur nicht an die Perjonen, wegen deren Hand: 
lungen das J. ausgeſprochen worden), ferner des Abendmahls an Kranke und Sterbende, 
die Leſung einer täglichen ftillen Meſſe und die feierliche Gelebrirung einer ſolchen an den 
höchſten Fefttagen und ähnliches geftattet worden. In diefer Anwendung it das J, 
welches im Mittelalter eine furchtbare Waffe der Kirche gegen weltliche Große und Fürſten 
war, um deren Nenitenz durch Aufregung des der gottesdienftlichen Functionen beraubten 
Bolt zu brechen, mit den veränderten Berhältniffen jet aus der kirchlichen Praxis ver: 
ihwunden. Wohl aber ift das J., heute noch als fog. i. personale, gebräudlicd. ALS 
ſolches ſchließt es die Berfon, gegen welche es verhängt ift, von der Theilnahme an 
den öffentlichen feierlichen Ucten des Gottesvienfted und dem kirchlichen Begräbniß 
ans, Während es gegen Laien in diefer Form ausgefproden, eine mildere Art der Er: 
communication tft, bildet es gegen Geiftliche in der Form der fog. interdietio ingressus 
in ecclesiam, aud) poena interdicti ingressus ecclesiae angewendet, eine mildere Art 
der Suspenfion, indem e8 dem betreffenden Geiſtlichen die Möglichkeit entzieht, öffentliche 
gottespienftlihe Functionen vorzunehmen. Das Recht zur Verhängung des J. befigen 
die mit der jurisdietio ordinaria ausgeftatteten kirchlichen Oberen, alfo namentlich der 
Papft und die Biſchöfe, ebenfo find diejelben auch zur Wiederaufhebung competent. Eine 
jest nicht mehr vortommende dritte Art ded 9. mar Das fog. interdietum ambulato- 
rium, d. h. ein J., welches in der Weife verhängt murde, daß es jeden Ort traf, am 
welchem ſich eine beftummte Perfon aufbielt, wobei dieſe lettere jelbft dem Perſonal-J. 
unterliegen konnte oder nicht. — Die ewangeliiche Kirche fennt das J. nicht. 

fit: Kober, Das Juterdiet in Moy, Arch. für kath. Kirchenrecht, 21, 3 fi. 291 fi-; 
3% P. Hinſchius. 

Intereſſe. A. Als Erforderniß der Verbindlichkeiten. Die Leiſtung, 
welche den Gegenſtand einer Obligation ausmachen ſoll, muß für den Gläubiger einen ökono— 
miſchen Werth haben, muß in Geld ſchätzbar fein: J. 9. $. 2. De statu liberis XL. 7.1.8. 
$. 6. Mandati XVII. 1. Deswegen kann in der Kegel weder gültig bindend verjproden 
werden, nie fpazieren zu geben u. dgl, noch kann man zu Gunften eines Dritten wirkſam 
ftipuliven, ein Sag der im röm. R. für bonae fidei negotia nicht unbeichränft galt und an 
welchem heutzutage überall weniger fejt gehalten wird. Durch Wegfall des pecuniären I. hört 
die Verbindlichkeit auf. — In einigen Fällen indeſſen laſſen die Römer auch ein blos mo— 
raliihes J., affeetus, ald Grundlage einer Verpflichtung zu, doch ſtets mur ausnahme- 
weife, um menſchliches Wohlwollen, nie aber um Uebelwollen zu begünftigen. Beifpiele: 
l. 54. pr. Mandati XVII, 1. |. 6. 1. 7. De servis exportandis XVIII, 7. — ©. 
den Art. Affectionsintereije und die dort angeführte Literatur. Vgl. übrigens 
Heyer, Abhandlungen aus verichiedenen Theilen der Rechtswiſſenſchaft, Gießen 1841, 
und in Linde's Zeitichrift. N. 5. III. 

B. 3. als Gegenftand des Schadenserjages ift der Werth des zu erfegen- 
den Schadens, id quod interest (creditoris, actoris), sc. hoc esse vel non esse 
factum, solutum non esse, rem evietam esse u. dal. — 

1. Der Beichädigte joll eine Summe Gelds erhalten, die dem Unterſchiede entfpricht 
zwiſchen jeinem VBermögensbeftande, wie er nad) erfolgter Schädigung ift, und feinem Ber: 
mögensbeftande wie er jein würde, wenn die Schädigung nicht ftattgefunden hätte. Darin liegt 
ſchon, daß das 3. jomohl eine poſit ive Vermögensminderung (quod mihi abest), dam- 
num emergens, als auch die Bereitelung eines ficheren Gewinns (quod lucrari potui), 
luerum cessans, negativer Schaden, begreifen fann. Dem Schaden, welder aus dem 
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beichädigenven Ereigniffe unmittelbar hervorgeht, entipriht das oft mit quanti ea res 
est bezeichnete dDirecte 3. 3. B. zu einem Bau wird ichlechtes Material geliefert, das 
Gebäude ift minder werth, ald wenn es aus vertragsmäßigem Material gebaut wäre, 
muß reparirt werden, ftürzt ein. Oft wird dieſes birecte I. einfach mit“ dem Sachwerth 
zufammenfallen, vera rei aestimatio, utilitas quae circa rem ipsam consistit. Beim 
indirecten J. Dagegen (untechniſch utilitas quae extra rem consistit) wird auch der 
Schaden mit in Anichlag gebracht, der ſich erft durch Vermittelung anderer Ereiguiffe, 
befonderer Umftände auf das beſchädigende Ereigniß zurüdführen läßt, 3. B. beim Ein— 
-. jenes aus ſchlechtem Material gebauten Haufes gehen Menſchen, Thiere, Sachen zu 
Hrunde. 

2. Die Beantwortung der Frage, welches J. zu leiſten ſei, ob alles J., oder nur 
das Divecte, oder gar nur Sachwerth, ob Das pofitiwe oder auch Das negative, kann ſchon 
durch das Geſetz ſelbſt (Delicte, Ouafidelicte, Noralflagen u. |. w.), oder durch Vertrag 
gegeben jein (stipulatio duplae, Conventtonalftrafe u. A.), jo daß es tm concreten 
Fall einfach auf Anwendung der geieglichen Beſtimmung oder auf Ermittelung des Ver— 
tragswillens anfommt. 

3. Iſt Dies aber nicht der Fall, To läßt fich, freilich unter ehr freiem Ermeffen des 
Richters, die Regel aufftellen, daf der verantwortliche Urheber der widerrechtlichen Schä— 
Digung das geſammte I. ſchuldet für allen und jeden Schaden, welcher als wirkliche 
Folge der beichädigenden Handlung oder Unterlaffung angejehen werben kann, injofern nur, 
wenn diefe Handlung oder Unterlaffung Nichterfüllung einer Bertragsobligation tft, Diele 
Folge bei Eingehung des Vertrags vorbergelehen wurde oder werden mußte. 

a) Der Schaden der nicht aus der fraglichen Handlung oder Unterlaffung folgt, 
fommt jelbftverftändlich nicht in Betracht ; 3. B. das ſchlecht gebaute, baufällige Haus 
wird vor dem imminenten Einſturz vom Blitz getroffen und brennt nieder; der Yieferant 
des ſchlechten Materials iſt frei, j. 1. 4. De impensis XXV, 1. 

b) Hingegen ift das J. nichtöbeftoweniger gejchuldet, wenn auch ohne Die wider- 
rechtliche Handlung oder Unterlaffung der Schaden eingetreten fein würde, 3. B. das Haus 
ftürzt ein, weil Ichlecht gebaut, und gleich darauf brennt der ganze Stabttheil nieder, 
j.1. 27. 8.2. De R. V. VI, 1.1. 11. $. 3. Ad legem Aquiliam IX, 2. 1.7. 8. 4. 
Quod vi XLIII, 24. 

. ec) Daß nicht nur das pofitive 9. für damnum emergens, fondern aud das nega- 
tive, für lucrum cessans, geſchuldet wird, bezeugen viele Gelegesftellen, wobei aber feft- 
— iſt, daß nur der mit Gewißheit erwartete Gewinn zum lucrum cessans 
gehört. 

d) Zwiſchen directem und indirectem 9. wird in ber Negel nicht unterichieden. 

e) Wo die Erſatzpflicht durch Nichterfüllung eines Vertrags begründet ift, da kön— 
nen nur diejenigen Folgen in Anjchlag kommen, welche bei Schließung des Vertrags vor: 
bergelehen werben fonnten oder follten. Dies folgt Ihon daraus, daß das 3. das öko— 
nomiſche Yequivalent der ausfallenden urfprünglichen Yeiftung fein ſoll, auf welche allein 
der Confens des Schuldners bei Eingehung des Vertrags gerichtet war. Was nicht vor= 
berzufehen war, konnte darin nicht begriffen fein, wie andererſeits wieder Alles inbegriffen 
ift, was beftimmt vorher gejehen wurde, jo daß diejes Erforderniß der Vorausſicht bald 
einfhränfend bald aber auch erweiternd wirken fann. Beiſpiele nach beiden Seiten hin 
finden fih in l. 2. $. 8. De eo quod certo loco, XIII, 4; 1. 13.8. 1 fi, 1. 21. 
8. 3. De A. E. V. XIX, 1. 1. 19. $. 1. Locati XIX, 2. 

) Sleichgültig ift e&8 im Ganzen für das Maf des I., ob der Erfaßpflichtige dolos 
oder culpos gehandelt hat. Nur ausnahmsweiſe wird in einzelnen Berhältnifien der Do- 
lus ſtrenger verhaftet, 3. B. bei Eviction nad) 1. 45. 8. 1. De A.E. V. XIX, 1. — 
Iſt der Beichädigte in culpa, indem er den Schaden abwenden konnte und fchulpvoller 
Weife nicht abgewendet hat, jo kann die Erfagpflict ganz wegfallen. 

4. Die Schätzung des 9. kann zum voraus von den Parteien gefchehen jein. 
Wenn nöthig, wird fie vom Richter mit den gewöhnlichen Beweismitteln, Zeugen, Exrper- 
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ten, Eid, vorgenommen, wobei ftet8 nur die ökonomiſchen Elemente, niemals der in Geld 
unſchätzbare Affectionswerth zu berüdjichtigen find, |. Affectionsintereffe. Für den 
beionderen Fall, wo eine aus- einem obligatoriichen Grunde geichuldete quantitativ 
oder qualitativ beitimmte Sache nicht geleiftet wird, hat Juſtinian werorbnet, daf das J. 
den doppelten Preis nicht überfteigen darf. Dieſer willtürrlichen Verordnung wird oft m: 
gerechtfertigter Weiſe eine größere Tragweite beigelegt, indem man fie auch auf Erlat: 
pfliht aus Delicten ausdehnen will; jo u. A. Mühlenbrud. Dagegen Keller, 
Bangeromw u.a. 

5. In einigen Ausnahmefällen von Ungehorfam, böjem Willen oder grobem Ber: 
ſchulden des Erfagpflichtigen wird dem aus der Beihädigung Klagenden geftattet, den 
Scyaden, den er erlitten bat, felber zu ſchätzen und jeine Schätzung durch Eid zu befrif: 
tigen. Diefer Schätzungs- oder Würderungseid, jusjurandum in litem, fett 
voraus, daß die Eriftenz des Schadens bereitd anderweitig feftftcht. Eine offenbar über: 
triebene Schätzung darf der Richter moderiren, wie ev aud ſchon von vornberein ein 
Marimum feftiegen fann, das der Kläger nicht überfteigen darf: jus jurandum in litem 
cum taxatione im Öegenfage zum jus jurandum in litem in infinitum. 

Im befonderen Falle, da körperliche Sachen gewaltiam weggenommen, zerftört, bes 
ſchädigt worden find, hat Kaiſer Zeno 477 dem Beicyädigten erlaubt, in Ermangelung 
anderweiter Beweismittel auch über Die Eriftenz des Schadens zugleich mit deſſen Schägung 
cum taxatione zu ſchwören, jog. j. zenonianum. i 

Nah Preuß. AULN. wird dasganze oder volle’, für luerum !cessans wie 
für damnum emergens, geichuldet, wenn einer ausdrüdlichen Unterlafiungspflicht zumider- 
gehandelt worden ift, ſtets auch von Kunſt- und Sachverſtändigen, fonft aber nur ım 
Falle von dolus und grobem Berjehen. Im Falle von mäßigem und geringem Berjehen 
wird allein Da8 damnum emergens, als wirflider Schaden, berüdjichtigt. Nadı 
franz. R. begreift das J. wie nach gem. N. allgemein das lueram cessans, mas ſchon 
dad Doppelmort dommages- interets zeigen fol. Auch hier wird übrigens Das J. ab: 
geftuft, je nachdem der Erfatspflichtige in dolo oder in culpa war: im der Negel wird das 
directe 3. allein geleiftet, und zwar, aufer im Falle von dolus, nur infofern der Scha— 
den bei Eingehung der Verbindlichkeit vorherzufcehen war. Iſt der Gegenftand der Obli- 
gatton eine Geldſumme, jo beichränft fi das im der Regel jchon im Folge der Ber: 
— ohne Nachweis eines Schadens, geſchuldete J. auf die geſetzlichen Verzugs— 
zinſen. 

Quellen: C. VII, 47. De sententiis, quae pro eo quod interest proferuntur. D.XII, 
3. C. V, 53. De in litem jurando. R. D. A. von 1600. $. 139. A. Pr..R. I, 5, $$. 255 fi. 
11, $. 664, 12, $. 313 u. a. m. — C. N. 1146, 1155, 1846, 2028 ıc. 

Lit.: Von den älteren Schriftſtellern de eo quod interest find jet noch zu benugen 
Du Moulin (Molinaeus) f 1566, Hotman + 1590, Doneau (Donellus) + 1591 — 
Shömann, Lehre vom Schadenerſatz, Gichen 18065 Hänel, Verſuch einer kurzen und faß- 
lichen Darftellung der Lehre vom Schabenerfag, Leipzig 1823; Wening-Ingenbeim, Die 
Ah vom Schabenerfag nad röm. R., Heidelberg 1841. — Jetzt aber hauptlächlich die bei,dem Art. 
Affectionsintereſſe citirten Schriften von Mommfen, Nußbaumer und Cohnfeld. 
Ueber die Schätung: Büff, im Archiv für ci. Praris NXXII. W. Sell, in Sell’ Jabr- 
büchern I. Ueber die eidliche Selbſtſchätzung, v. Schröter, in Linde'8 Stfchr. VII, VII. 
Gensler, im Ardiv für civ. Braris IV. Rivier. 

Interimswirthſchaft (Setzwirthſchaft) ift die Verwaltung eines Bauer— 
guts, welche während der Minderjäbrigfeit des Anerben eine dazu beftellte Perſon felbftän- 
dig und für eigene Rechnung führt. Dagegen füllt nicht unter diefen Begriff die Admi— 
niftration, weldye Jemandem auf Grund des ehelichen Gitterrechts (alſo dem überlebenven 
Ehegatten) oder in Folge der wäterlichen Gewalt (dem Vater des Anerben) zufteht. Dem 
Inſtitut liegt zu Grunde die Sorge für eine möglicht gute Bewirthichaftung des Cuts, 
welche mit derfelben Sicherheit weder durd Verpachtung noch durch vormundſchaftliche 
Adminiftration erreicht werden könnte. Die Beftellung des Interimswirths erfolgt unter 
Mitwirkung Des Nichters, welchem eine causae cognitio und Betätigung zufteht, Bei 
abhängigen Bauergütern ift die Mitwirkung der Gutsherrichaft erforderlid. Am häufige 
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ften ericheint als Interunswirth der zweite Ehemann der Wittwe des verftorbenen Hofe 
eigenthümerd, und manche Particularrechte Tprechen demfelben geradezu ein Necht darauf 
zu. Dec wird hierbei vorausgeſetzt, Daß derfelbe zur ordentlichen Bewirthſchaftung fähig 
ft. Dem Interimswirth fteht nicht nur die Verwaltung, ſondern auch die Vertretung 
des Guts (auch Dem Staat und der Gemeinde gegenüber, wie im Procek) während feiner 
Kegier = oder Mahljahre zu. Zu Veräußerungen jedoch, Toweit fie nicht aus dem ges 
wöhnlichen Wirthſchaftsmodus folgen, ift er nicht befugt. Der Ertrag des Guts fällt 
ihm zu. Dagegen bat er die Verpflichtung, den Anerben und deſſen noch umverforgte 
Geſchwiſter zu alimentiven, und die legteren auszuraden, wie dies der Anerbe ſelbſt thun 
müßte. Er bat ferner die Yaften des Guts zu tragen, aud füllige Schulden zu berich 
tigen. Die von ihm contrahirten Schulden bat der Anerbe anzuertennen, foweit fie zum 
Beten des Guts und zu Ausgaben aufgenommen find, welche nicht aus den Einfünften 
beftritten werden fünnen. Das von ihm etwa eingebrachte Vermögen fann der Interunds 
wirth bei Beendigung feiner Verwaltung nicht wieder hevausverlangen. Es kommt dies 
dem Hofe zu gut. Dagegen bat er nach Ablauf feiner Regierjahre Anfprucd auf eine 
Leibzucht für fi umd feine Frau, wie er auch verlangen kann, daß feine Kinder auf dem 
Hofe erhalten und aus demjelben ausgeradet werden. Ein ewentuelles Erbrecht fteht ihn, 
wie. feinen Kindern jedod nur Dann zu, wenn dies ausdrädlich vertragsmäßig feitgelett 
ft. Der Imterimswirth bat die Verwaltung wie ein guter Hausvater zu führen und 
muß demgemäß Deteriorationen erjegen. Zur Nechnungslegung ift er jedoch nicht ver— 
pflichtet. Der Interimswirth hat mur die Verwaltung des Bauerguts, nicht des etwaigen 
lonftigen Bermögens des Anerben. Eben jo wenig fteht ihm, als jolbem die Vormund— 
ſchaft über den legteren zu. Die 9. erliicht mit der erreichten Volljährigkeit des Anerben, 
nicht aber mit dem Tode deilelben, weil der Interimswirth ein Recht auf die Verwaltung 
des Guts während der Mabljahre hat. 

Lit.: Chr. 2. Runde, Abhandl. der Lehre von ber 3. auf beutichen Bauergütern, 2. Ausg. 
Gött. 1832. Heife u. Eropp, Juriſt. Abhandl. II. R. 3. Pfeiffer, Das deutſche Dieier- 
recht (Kafiel 1848) $. 29. Lewis. 

Interpellation, Mahnung. Der Schuldner iſt in der Regel nicht verpflichtet, 
Erfüllung der Obligation von ſelbſt anzubieten, ultro offerre. Gr darf vielmehr ruhig 
abwarten, bis ihm der Gläubiger anzeigt, daß er bezahlt fein will. Diefe Anzeige heißt 
J., ft an femme Form gebunden, fol aber weder zu umvechter Zeit noch an unrechtem 
Ort ftattfinden, was quaestio faeti ift; fie fanın auch vom Mandatar des Gläubigers 
an den Spectalmandatar des Schuldnerd gemacht werden. Ausnahmsöweiſe ift feine J. 
erforderlich in einigen Fällen, in welchen in Folge geſetzlicher Beftimmung Verzug des 
Schuldners unmittelbar ftattfindet: mora fit ex re ipsa, lex interpellat pro homine. 
So wenn die Mahnung wegen Abweſenheit des Schuldners unmöglich ift, was wohl kaum 
auf andere ähnliche Fälle ausgedehnt werden darf. Auch it Derjenige, welcher fich durch 
ein Delict im den Befig einer fremden Sache gelett hat, in Beziehung auf die Reſtitu— 
tionspflicht vom Anfang feines Befiged an im Verzuge: fur semper moram facere 
videtur. 

Auferordentlich beftritten ift ſet Jahrhunderten die Frage, ob bei den betagten Ver— 
bindlichkeiten der Eintritt des Termind an und für fich hinreiche, den Schuloner in moram 
zu verlegen (dies interpellat pro homine?), oder ob aud hier eine Mahnung erfor: 
derlich ſei? Einige, namentlich franzöfifche Romaniften des 16. Jahrhunderts erklärten 
fich für Tegtere Anficht, und ihmen ift der C. N. gefolgt, injofern 9. nur dann über- 
flüfig fein foll, wenn im betagten Vertrage ausdrücklich beftimmt ift, dak durch 
den bloßen Ablauf der beftimmten Zeit und ohne daß es einer weiteren Handlung be= 
dürfe, der Schuldner in Verzug fein ſolle. Dagegen jtellten ſchon die Gloſſatoren und 
Commentatoren das Princip diem interpellare pro homine auf, und daſſelbe ha— 
ben die Niederländer und Deutichen vom 17. und vom 18. Jahrh. wenigftens in ber 
Doctrin des gem. R. vollftändig objiegen laflen, von wo ed in verjchiedene nenere 
Gſgbb. Eingang aefunden bat, jo z. B. in das Preuß. LR., wonach Aufforderung zur Er: 
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füllung nur dann nöthig ift, wenn die Zeit der Erfüllung weder durch Willenserklärung 
noch durch befondere Gelege beſtimmt if. — Diefer Sat ſcheint übrigens bereits im 
7. Jahrh., wenn nicht ſchon umter Juſtinian, in GConftantinopel gegolten zu haben. Für 
das claffiiche Recht aber muß er entfchieden verworfen werden. Denn der Eintritt des dies 
kann doch nur die Wirkung haben, daß die Verbindlichkeit praesens wird; der Schuld 
ner einer obligatio praesens ift aber nicht verpflichtet ad ultro offerendum; follte ihn 
num der dies ungünſtiger ftellen, welcher dod in der Regel zu Gunften des Schuloners 
wirken ſoll? Die Quellen ſprechen fi in feinem Sinne concludent aus. 

Quellen: ©. Mora. A. Pr.L.R. I, 16. $$. 20, 67. C. N, 1139. 

Lit.: ©. aud die Lit. von Mora und bei. Bangerom, $. 588, Ann. 2. — Hervor- 
zubeben find gegen den Say D. i.p. h.: Neuftetel im Arch. für civ. Praris, V.; Schrö- 
ter in Linde's Ztichr., IV. VII; Gefterding, Ausbeute von Nadforihungen, V. Für 
den Sat D. i. p. h.: Thibaut im Arc. für civ. Praxis, VI. XVI; Beckendorff, Dies 
interpellat pro homine, Heidelb. 1835, u. A. m. — Die Lehrbücher find BE 

ivier. 

Anternfurium (commodum repraesentationis), iſt der Vortheil, 
welder dem Gläubiger einer unverzinslichen Summe Geldes daraus erwachſen kann, daß 
ihm diefe Summe vor. der Verfallzeit bezahlt wird. Offenbar befteht dieſer Bortheil 
im Genufje der Zinfen in der Zwiſchenzeit von der Zahlung bis zum Berfalltermin. 
Die frühzeitige Zahlung, repraesentatio, berechtigt den Schuldner nicht, einen dem Zins: 
genuffe entiprechenden Abzug, Disconto, Rabatt, zu maden; vertragsmäßig fann 
aber ein folcher bejtimmt ſein, oder der Gläubiger kann fich bei der Zahlung damit 
einverftanden erklären.” Sehr beftritten ift die Art der Berechnung des Abzugs. Es han: 
delt ſich darum „einerieits eine Summe zu beftimmen, melde, mit Hinzurechnung Des 
inzwifchen möglichen Zinsgewinns, zur Zeit der Fälligkeit das Capital ergibt, welches 
dann zu zahlen wäre, oder andererfeits die Summe zu beftimmen, welche, ebenfalls mit 
Hinzurechnung des inzwiſchen davon möglichen Zinsgewinns, am Ende der Zahlungsfriſt 
jo viel ausmacht, als der Schuldner durch das bis dahin nod ihm gebührende 9. der 
Schuldfunme hätte gewinnen können.“ (Arndts). Arithmetiſch offenbar ganz un— 
richtig und doch für ſehr kurze Zeiträume praktiſch iſt die Pinkhard-Carpzovſche 
Methode, wonach, wenn z. B. 500 ein Jahr vor Verfall bezahlt werden, das J. einfach 
einen Jahreszins beträgt, alſo zu 5 Proc. 25. Richtig hingegen iſt die in Preußen ge— 
ſetzlich anerkannte Leibnitz' ſche Methode, welche die Summe ermittelt, die mit Zinſen 
und Zinſeszinſen nach einem Jahre 500 ſein wird. Eine dritte von G. A. Hoffmann 
(1731) vorgeſchlagene Methode nimmt auf Zinſeszinſen keine Rückſicht, verkürzt alſo unge— 
rechter Weiſe den Schuldner. Ob dieſe oder die complicirtere Leibnitz'ſche juriftifch den 
Vorzug verdiene, will Keller von der Frage abhängig machen, ob der Discontirende auf 
zuſammengeſetzte Zinsrechnung Anſpruch hat, oder nicht. Nach Vangerow dürfte eine 
den concreten Verhältniſſen des einzelnen Falls entſprechende Combination beider Metho— 
den das Richtigſte ſein. Eine neue Berechnungsart von Oettinger ſtimmt in ihren 
Ergebniſſen mit der Leibnitz'ſchen überein. 

Quellen: 1. 88. $. 5. de legatis2 (XXXI). 1.3. 8.2. 1.88. 8.3. D. ad legem 
Faleidiam XXXV, 2. Aus bdiefen Stellen läßt ſich fein Schluß zu Gunſten der einen oder 
der anderen Berehhungsart ziehen. 

fit: Carpzov, Decisiones Saxonicae, III, 275. Leibnitz, Meditatio juridico- 
mathematica..., in Acta Eruditorum, 168. Hoffmann, Klugheit, Haus zu halten, 
Leipz. 1731. — Schrader, Abbandl., 1808. F. Zahariä, Ueber die richtige Berechnungsart 
bes 3, Greifsw. 1831. — Weiske's Rechtslericon V. — 2%. Dettinger im Arc. f. cv. 
Braris XXIX, — Keil, Das 3, Iena 1854. Rivier. 

Intervention, im Allgemeinen das Eintreten eines Dritten in einen ſchon 
fchwebenden Proceß, um in demfelben fein vechtliches Interefle geltend zu machen. Die 
3. kann eine fog. interventio principalis oder eine ſog. int. accessoria 
fein. Die erftere befteht darin, daf der Dritte (Intervenient), welcher auf das tm Haupt: 
proceß ftreitige Object (Sache oder Recht) einen Anſpruch ganz oder theilweiſe erhebt, eine 
Klage bei dem Gericht, wo der erfte Proceß geführt wird, gegen die beiden Parteien an— 
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bängig macht. Jedoch muß er vor Zulaffung der Klage erft im einem Gefuche fein 
Intereſſe beicheinigen und das Gericht nad Anhörung der Parteien des Hauptprocefes, 
der jog. Interventen, die Statthaftigkeit der Principalintervention ausfprechen. Erlaubt ift die 
J., jo lange noch fein vechtöfräftiges Erkenntniß im Hauptproceß vorliegt, und es entfteht 
dadurch ein neues felbftändiges Streitverfahren zwilchen dem Intervenienten einerſeits und 
beiven oder nur einem der Interventen amdererfeits, je nachdem dieſe beide oder nur 
der andere dem Begehren des Intervententen Widerſpruch entgegenftellen. Nicht mit der 
Hauptintervention zu verwechſeln ift der Fall, wo Jemand eim dingliches Recht auf eine 
im Wege der Erecution bei einem andern abgepfändete Sache gegen den Erecutionsfucher 
geltend madıt. Das Inftitut, deſſen Berechtigung für den gemeinen Proceß von Einzel- 
nen in Frage geftellt wird, findet jich auch in den Barticularprocefordnungen, jo in der 
preuß. Allg. Ger.D., in der hannov. Pre.D. und dem Nd. Entw. wieder, umd auch die 
franzöfiihe Praris hat es im Anſchluß an a. 466 C. de proe. auögebilvet. 

Die ebenfalld dem gemeinen und den erwähnten Particularprocefien befannte acceſ— 
forifhe 3. befteht darin, daß Jemand, welcher ein Intereffe daran bat, daß eine 
Partei in einem anbängigen Proceß obfiegt, in diefen eintritt, und neben derjelben deren 
Rechte geltend macht oder vertheidigt, um ihr zum Siege zu verhelfen. Zuläſſig ift eine 
ſolche J., jo lange nad Yage der betreffenden Proceßordnung der Interventent noch mit 
jeimen Anführungen gehört werben fan. Im Uebrigen entjtehen dieſelben Verhältniſſe, 
wie bei der Yitisdenumciation (ſ. d. Art). 

Die von einigen gemeinrechtlichen Yuriften angenommene, fog. gemiſchte 9, 
d. 5. eine J., welche theils Brincipal= oder acceffortihe J. fein fol, iſt zu verwerfen. 
Sind aud Fälle denfbar, in denen der Interventent in der Lage ift, eine Principal: oder 
acceſſoriſche 3. anzuftellen (3. B. er behauptet die Nullität der Eigenthumstradition der 
von ihm, an B. übergebenen Sache, welche A. dem B. abvindieirt, fo daß er bier feinerjeits 
gegen A. und B. mit der Vindication auftreten, aber auch vorläufig blos zur Beſei— 
tigung des A. dem B. aſſiſtiren kann), ſo iſt doch beides, weil eins das andere wegen 
der widerſprechenden Richtungen der Principal- und accefforifchen J. ausſchließt, gleichzei— 
tig nicht möglich. 

Quellen u. Lit.: Preuß. Allg. Ger.O. Th. I. Tit. 18; haun. Pre.O. 8. 35 ff.; 
C. de proc. a. 339 ff., 466; Nd. Entw. 88. 87 fi. — 3. 3. Lang, Die 3. nad den Grund- 
ſätzen des gem. Civ. Proc.; Linde, Abhandl., II. ©. 148 fi; Pland, Mehrheit der Rechts- 
ftreitigteiten, ©. 439 ff, 160 fi.; g. Maren, Die fog. acceffor. SM Gin ir (tus. 

inſchiu 


Inventarium bedeutet ſprachlich ein Verzeichniß über Vorgefundenes ſchlechthin, 
namentlich über den Beſtand eines ſolventen oder inſolventen Vermögens, im engſten 
Sinn aber das vom Erben, vom Erbſchaftscurator, oder von der Erbregulirungsbehörde 
angefertigte Nahlafverzeihniß Nach vorjuftinianiihem Recht war die Prüfung 
und Berzeihnung des Nachlaßbeſtandes wor dem Erbantritt bloße Vorſichtsmaßregel; ob 
beobachtet oder nicht, immer haftet der Erbe aus jeinem Antritt für die Erbſchaftſchul— 
den unbeichränft. Nur der miles ald Erbe haftet nie weiter, als beweislich der Nachlaß 
reicht. Letzteres Privilegium erweiterte Yuftinian im J. 531 zu der allgemeinen Begiin= 
ftigung, daß jeder Erbe durch vorichriftsmäßige und rechtzeitige Errichtung eines Naclaf- 
verzeichniffes feine Haftung auf den Nachlaßbeſtand zu beichränfen vermöge (beneficium 
inventarii), unter genauer Feſtſetzung der dabei zu beobachtenden Formen und Friften, 
mährend welder weder Nadlafgläubiger noch Vermächtnißnehmer ihn behelligen dürfen. 
Eine Antrittderflärung mit dieſer Rechtswohlthat fordert Juſtinian nicht; vielmehr 
Liegt in der Benugung der Inventarwohlthat im Zweifel ein Aufihub der Erklärung 

itber Antritt oder Ablehnung. Den antretenden Erben aber, welder die Inventar— 
wohlthat nicht benugt oder dabei die geſetzlichen Vorſchriften nicht beobachtet hat, trifft 
ven Nadlafgläubigern gegenüber nad) wie vor der Nachtheil unbeſchränkter Haftung 
ultra vires hereditatis, Bermähtnißnehmern gegenüber feit Nov. 1. ce. 2. die Strafe des 
Duartverluftes, nicht aber, wie die gemeine Meinung ehrt, Haftung über den Erbſchafts— 
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beftand hinaus. Die Bermächtniffe find vielmehr begriffsmäßig ſtets auf letzteren beſchräult; 
woran nad) richtiger Auslegung auch die angezogene Novelle nicht ändert, vielmehr nur die 
Warnung ausjpricht, es drohe dem Erben, welder den Nachlafbeftand zu erweilen nicht ver- 
möge, die factiiche Gefahr die Vermächtniſſe vollaus entrichten zu mühlen. — Das neuere 
gem. R. neigt dahin, an die Stelle des Privatinventars ein öffentliches zu ſetzen, errichtet ent: 
weder von der Behörde jelbft, oder vom Erben, aber unter Nıederlegung bei der Behörde, 
und zwar nachdem der Erbe erflärt hatte, nur cum beneficio legis (der geſetzlichen 
Ueberkegungsfrift) et inventarii antreten zu wollen (Beneficialerbe). Doch begnügte man 
ſich vielfach auch mit eidlicher ‘Privatipecification des Erben jelber. Dieſen Grundſätzen 
ſchließt im Weſentlichen auch der C. eiv. ſich an, ſowie Das Pr. A.L.R., welches Antritt 
mit oder ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventars genau unterſcheidet. Für 
Particularrechte wie das ſächſiſche, welche nach deutſchrechtlichem Grundſatz die Haftung 
des Erben ſchlechthin auf den Nachlaßbeſtand beichränten, hat natürlich jene Nechtswohl- 
that und deren Vorbehalt feinen Sinn. . Das im Sächſ. B.G.B. erwähnte, innerhalb 
Jahresfriſt öffentlich oder privat errichtete, im letzteren Falle aber bei Gericht überreichte 
und auf Erfordern eidlich zu beftärkende Nachlaßverzeichniß bat daher nur dieſe Bedeu: 
tung : es verichafft dem Erben das Recht, im Falle ver Nachlaßſolvenz, Gläubiger und 
Vermächtnißnehmer ohne Nücjicht auf VBorzugsrechte, ſowie auch fich ſelbſt als Gläubiger, 
zu befriedigen und nachträglich fich Weeldende auf Regreßklage gegen die Befriedigten zu 
verweilen. 

Lit. u. Ouellen: Glüd, 4, ©. 355 fe. Heimbach im Rechtslex. I. ©. 009 fi. 
Wind ſcheid, Lehrb. $.606.—1. 22. C. 6, 30. 8.6. 1. 2, 19. Nov.1. c.2. cf. Nov. 8. 
e. 1. Preuß. A.L.R. I. 9. $$. 413—456. 1. 16. SS. 456 fi. C. eiv.a. 793 fi. C. de proc. 
eiv. a, 941 fi. Sächſ. B. ©.B. 8. 2331 ff. Schütze. 

Inveſtitur (deutſch Gewere) bezeichnete urſprünglich den formellen Act der Ein 
weifung in den Belig einer unbeweglichen Sache und dann in übertragener Anwendung 
die tbatfächliche Ausübung des Befigrechts, den Befig jelbft (Encyel. I, 177). In der 
Terminologie des langobarbifchen Yehnrechts bat die Bedeutung des Wortes eime neue 
Bredung erfahren, indem es auf den Act der Belehnung bezogen wurde. In dieſer 
Anwendung ift der Begriff der J. für das heutige Lehnrecht praftiich geblieben. 

Die Function der I. befteht entweder in der Lehnserrichtung oder in der Lehns— 
erneuerung, je nachdem ein neues Yehen begründet oder in Bezug auf ein bereits befte 
hendes wegen Wechſels in der Perjon des Lehnsherrn oder Vaſſallen die Belehnung er: 
neuert wird. Im erften Falle geht der I., welche — fomweit es ſich um Die Dingfice 
Seite des Yehnsverhältnifies handelt — als ein dinglicher Vertrag ericheint, ein worberet- 
tendes Nechtögeihäft, der Yehnöverirag voraus, der als Kauf, Tauſch oder Schenkung 
u. dgl. die Willenseinigung der Parteien bezüglih der Lehnserrichtung zum Gegenitande 
bat und einen perfönlichen Anfpruch auf Vornahme der I. gewährt. Der Lehnsvertrag 
enthält zugleich die näheren Feſtſtellungen über Das Rechtsverhältniß des zu begründbenden 
Lehens und wird infofern lex investiturae genannt. Der Verſuch, den Lehnsvertrag 
als ein die I. in fich ſchließendes Rechtsgeſchäft binzuftellen, was num unter Verwechslung 
des dinglichen und obligatorifchen Vertrags geichehen konnte, hat in dem Gebiete dieſer 
Lehre unter den älteren Feudiſten vielfache Gontroverfen hervorgerufen, die in der jur: 
ſtiſchen Scheidung des Yehnscontractes und der I. ihre Erledigung fanden. Der Act der 
3. ſchließt nach heutigem R. nicht blos, wie man nad dem Wortfinne erwarten jollte, 
die Leihe, ſondern auch die Huldigung in fich, welche mit jener zu Einem Rechtsgeſchäft 
zufammengezogen ift. Die Hulvigung beiteht in der Zufage der Treue von Seite des 
Bafallen, der feinem Herm eidlich gelobt, ihm treu und hold und gewärtig zu fein, 
worauf hin der Herr gleichfalls die Lehnstreue zuſichert. Die Leihe bat ihre frübere 
reihe Symbolik abgeſtreift Fahne bei Fahnlehen, Scepter bei Scepterlehen, Handſchuh, 
Schwert, Lanze, Hut, Zweige bei anderen Lehen). Die Förmlichkeiten find particular— 
rechtlich worgeichrieben, Doch begnügt man fich häufig mit der Erklärung des Yehnsberm 
dem Vaſſallen Das Yeben zu überlaflen, und mit der Uebergabe des Lehnöbriefes. 
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Gemeinrechtlich fünnen fich ſowohl der Lehnsherr als der Vaſſall bei der J. vertre— 
ten laffen. Barticularrechtlich ift mitunter die Gegenwart des Vaſſallen vorgefchrieben. 

Die Wirfung der I. befteht darin, daß fie dem Vaſſallen das dinglicye Recht am 
Lehen überträgt. Unabhängig davon ift die Erlangung des Befiges. Wo öffentliche Bü— 
cher beftehen, muß die 9. durch die Intabulation ergänzt werden, um abfolut (gegen 
jeden Dritten) wirkſam zu jein. o 

Anläplic der I. pflegt eine öffentliche Urkunde, der Yehenbrief (literae investiturae) 
ausgeftellt zu werden, welcher das durch diejelbe begründete Yehnsverhältnig möglichſt voll— 
ftändig bezeugt. Andererſeits gibt der Vaſſall einen ſog. Gegenbrief, Lehnsrevers über Die 
empfangene Belehnung. Hiermit mandmal in derjelben Urkunde verbinden ift die Yehns- 
jpecificattion (dinumeramentum feudale) ein Verzeichniß der Beitandtheile des Yehns und 
ihres Zubehörs. 

Lit. u. Gſgb.: Befeler, Deutſches Privatrecht ©. 411. Gerber, $. 111. Pfeiffer im 
Art. Lehenrecht in Weiske's Nectsler., VI. 401. J. G. Bauer, De indole et natura in- 
vestiturae feudalis, Leipz. 1746. Schnaubert, Erläuterung bes in Deutichland üblichen 
Lehnrechts, S. 8175.,339 1. G. M. Weber, Handb. des in Deutichland üblichen re nad) 
ben Grumdfägen ©. %: Böhmers, IH. 141 fi; Il, 47 fi Roth, Medlend. Lehnrecht, 
8. 19. — Preuß. ÜLR. I. 18. 8. 88 fi. Bair. Lehenediet SS. 2, 42 fi. Bad. Lehenediet $. 6. 

Heinrich' Brunner. 

Irnerius (Warnerius, Guarnerius) aus Bologna, war in Dienften Hein- 
richs V. um 1116. 

Er ſchrieb: Gloſſen u. Authentiten. — Formularium tabellionum, — Quaestiones, — 
De actionibus. — Sigle 3. ©. 

Lit: Savigny, iv. 4—67, Teihmann. 

Irregularität (irregularitas) bedeutet im tathol. ER. das Vorhandenfein eines 
Hindernifjes, welches eine Perſon von dem Empfange der Weihe überhaupt, reſp. einen 
Geiftlihden von der Ausübung der Functionen feines Weihegrades und von der Erlan— 
gung eines höheren ausichliegt. Die Schule theilt die verichiedenen derartigen Hindernifje 
in zwei Hauptklaſſen, Die jog. irregularitates ex defeetu und irregularitates ex de- 
lieto, ein, je nachdem fie auf einem Mangel beruhen, welcher geeignet ift, der Würde und 
dem Anjehen des Geiftlichen beim Volke Eintrag zu thun oder ihn zur Verwaltung der 
geiftlihen Functionen untauglich ericheinen läßt, oder je nachdem die betreffende Perſon 
wegen bejtinmmter, von ihr früher begangener Vergehen von der Ordination fern gehalten 
wird. Die einzelnen Fälle der irregularitates ſowohl ex defectu, wie ex delicto find 
zb. I. ©. 460, 461 aufgezählt. Die Beleitigung der 9. tritt mitunter won jelbit ein, 
dadurd, daß die diefelbe begründenden Verhältniſſe fich von felbft ändern, 3. B. wird bie 
aus dem Mangel des gejeglichen Alters entftehende 9. durch Erreichung deſſelben, die 
aus gewillen Krankheiten hervorgehende durch Wiedererlangung der Geſundheit gehoben. 
Die regelmäßige Art ift aber die Aufhebung der I. durch Dispenfation,, welche dem 
Papite und nur in gewiſſen Ausnahmefällen den Biſchöfen zufteht. Weil die Vorſchriften 
über die I. nur den Zweck haben, ungerignete Individuen vom Eintritt in den Gleri« 
caljtand fen zu halten oder diefelben an der Ausübung der Weiherechte zu hindern, 
haben die Staatsgefeggebungen der Kirche überall freie Hand in der Handhabung ber 
betreffenden Normen gelafjen. Freilich können einzelne Staatseinrichtungen, ſo 3. B. die 
allgemeine Zeugnißpflicht und die allgemeine Wehrpflicht, hier Conflicte herbeiführen, weil 
der Geiſtliche, der im einer Capitalſache durd fein Belaſtungszeugniß die Verurtheilung 
und Hinrichtung des Angeklagten berbeiführt oder im Kriege als Soldat Jemanden tödtet, 
ex defectu perfectae lenitatis irregulär wird. Daffelbe tritt dann ein, wenn der Staat 
für die Geiftlihen im Wideripruch mit der Kirche das Erfordernif einer höheren allge- 
meinen wiſſenſchaftlichen Bildung, wie das z. B. im Baden geichehen ift, vorichreibt. 
Geftattet hier der Staat feine Ausnahmen oder Erleichterungen, wie das meiftens hin— 
fichtlih der allgemeinen Wehrpflicht geſchehen ift, ſo bleibt der Kirche nichts Anderes 
übrig, als nöthigenfalls durch Dispenfation zu helfen. — Die evangeliiche Kirche hat den 
Begriff der J. nicht in ihr Recht aufgenommen. 


dv. Holgendorff, Rechtslexikon 1. 38 
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Lit.: Fr. E.a Boenninghausen, Tractat. iurid. canon. de irregularitatibus, 
Monasterii, 1863 — 1866, 3 fascieuli. ®. Hinſchius, Kirchenrecht der Katholiten und Pros 
teftanten, Berl. 1869, 1, 7—63. P. Hinſchius. 

Irrengeſetzgebung ift die Gefammtheit der Gefege und Verordnungen, welche in 
einem Staat bezüglich der öffentlichen Fürforge für Geiftesfrante, ihres rechtlichen Schutes, 
ihrer Gefährlichkeit für die öffentliche Ordnung und Sicherheit erlaſſen worden find. Sie 
begreift fpeciell die Verfügungen über die Bedingungen der Aufnahme Geiftesfranfer in 
öffentlihe und Privatanftalten und deren Entlaffung aus folden in ſich, die öffentliche 
Fürforge für die Irven außerhalb der Anftalten und ihre ftantliche Beauffichtigung, end 
lich die Bedingungen, unter welchen Afyle für Irre von Privaten errichtet werden dürfen 
und die jtaatliche Ueberwachung der öffentlichen und Privatirrenanftalten, 

Eine eigentliche 3. haben nur Frankreich (Gef. v. 30. Juni 1838), einzelne Gan- 
tone ber Schweiz, Norwegen und Schweden, Belgien und Holland, deren Gſgb. fait 
ganz mit der franz. übereinftimmt. Im den übrigen europätfchen Staaten bejtehen nur 
einzelne ad hoc cerlaffene Verordnungen. Der Mangel einer umfaſſenden Gſgb. macht 
fih in denſelben immer mehr fühlbar. 

Das franz. Irrengeſetz beftimmt den Modus der Ueberwachung der öffentlichen und 
privaten Irrenanſtalten, ordnet vegelmäßige Bifitationen derfelben durd; Staatsbeamte an 
und überläßt die Goncefjion zur Errichtung won Anftalten der Entjcheidung der Staat 
behörde. Die Beſtimmungen über Aufnahme in und Entlafjung aus Irrens 
anjtalten jind in demielben folgendermaßen geregelt: 

Der Borftand der Anftalt ift zur Aufnahme eines Kranken nur ermächtigt, 1) wenn 
ein Aufnahmegeiuch ihm vorliegt, in welchem die Perfon, welche die Aufnahme für eine 
andere nachſucht, ihre eigenen Nelationen zu diefer, wie auch diefer felbft, angibt; 2) ein 
ärztliches Gertificat über die Natur der Krankheit und die Begründimg der Nothwendig— 
feit der Aufnahme. Der Arzt darf in feiner Weile mit der aufzunehmenden Berjon oder 
dem Anftaltsarzte verwandt fein. 3) Pak oder andere Documente, welde die Ientität 
der aufzunehmenden Perfon nachweiſen. 

Binnen 24 Stunden nad) der Aufnahme in eine öffentliche Anftalt müfjen die Pa- 
piere nebft einem Gertificat des Anftaltsarztes der Adminiſtrativbehörde, in deren Bezirk 
die Anftalt Liegt, vorgelegt werden. 

Fand die Aufnahme in ein Privatafyl ftatt, fo Hat die Behörde binnen 3 Tagen 
vom Einlaufen der Papiere an Sachverſtändige abzuordnen, die fih vom Geſundheits— 
zuftand des Internirten überzeugen und fofort davon der Behörde Bericht erftatten. 

Binnen der gleichen Zeit bat die Behörde von jedem Aufgenommenen die Perfona- 
lien und Motive feiner Aufnahme ſowohl dem Staatsprocurator des Bezirks, in dem ber 
Betreffende domicilirte, als dem, in deſſen Bezirk die Anftalt Tiegt, mitzutheilen. 14 Tage 
nad) der Aufnahme hat der Anftaltsarzt ein zweites Gertificat über den Aufgenommenen 
der Behörde einzureichen, 

Jede Anftalt hat ein von der Behörde controlirtes Journal über ihre Kranken mit 
Angabe der Belege der Aufnahme, der Perfonalien, Abgänge zc. zu führen, melches ben 
die Anftalt infpicirenden Beamten jeweild vorzulegen und von dieſen zut unterzeichnen it. 

Die Entlaffung aus der Anftalt erfolgt auf die Erflärung der Anftaltsärzte, Daß 
der Kranke geheilt jei, oder auf Berlangen des Gurators, der Perfon, weldye die Auf 
nahme beantragt hat, eines Verwandten oder ſonſt vom Familienrath Bevollmächtigter. 
Der Minderjährigen oder Entmündigten kann blos der Gurator die Entlafjung Beantragen; 
hält der Anftaltsarzt die Entlafjung für bedenklich aus Gründen der öffentlichen oder 
perfönliben Sicherheit des Kranken, jo jegt er den Maire in Kenntniß, der die Entlaffung 
ſiſtiren kann, jedoch den Präfeet binnen 24 Stunden zu benachrichtigen hat. Der Siſti— 
rumgstermin des Maire erlifcht binnen 14 Tagen, wenn inzwijchen der Präfect nicht 
anders verfügt bat, binnen 24 Stunden nad der geichehenen Entlaffung hat der Ans 
ftaltSbeamte der Behörde Bericht Davon zu erftatten mit Angabe, wohin der Entlaffene 
gebracht wurde und von welchen Perfonen, ſowie in welchem Geifteszuftand ſich der Be— 
treffende zur Zeit der Entlafjung befand. 
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Dies in nuce der Wortlaut des franz. Irrengeſetzes über Aufnahme und Entlaſſung 
in Anftalten, das wefentlih aus dem Intereffe der Gefellichaft hervorgeht, daß fein Gei- 
ftesgefunder widerrechtlih in einer Drrenanftalt feiner Freiheit beraubt werde. In den 
deutſchen und anderen europätjchen Staaten finden ſich analoge Verordnungen und Be— 
ftummungen. So verihieden ihr jeweiliger Wortlaut, ftimmen fie ſämmtlich in dem 
Grundfaß der ftaatlichen Guntrole der Aufnahmen in Irrenanftalten überein und betrachten 
die Einjperrung eines jelbjt notoriſch Irren im eine Anftalt als eine widerrechtliche und 
ftrafbare, fofern nicht mindeftens das Mitwilfen der öffentlichen Behörde, oder Nachweis 
der Geiftesftörung durch einen ärztlichen Sachverſtändigen vorliegt. Die Bedingungen der 
Aufnahme (Aufnabmöverfahren) von Irren in bie öffentlichen Anftalten in Deutichland 
fommen im Wefentlichen darin überein, daß von den Angehörigen oder dem Vormund 
eines Aufzunehmenden bei der zuftändigen Berwaltungsbehörde ein Antrag auf Verſetzung 
in ein Irrenhaus geftellt, von einem approbirten Arzt (nad) einigen Ländern auch Staatsarzt) 
der Gemüthszuſtand umterjucht wird. Die dadurch erwachſenen Acten jendet die Behörde 
an die Irrenhausdirection, welche die Nothwendigkeit der Aufnahme (Hilflofigkeit, Gefähr— 
lichkeit oder Heilbarkeit) prüft und nad Ermeſſen die Genehmigung der Oberbehörde zur 
le einholt und nachdem dieſe erfolgt ift, den Kranken einberuft. 

o Gefahr auf dem Verzug, kann die Irrenhausdirection eine proviſoriſche Auf: 
nahme auf Grund eines ärztlichen Atteftes vornehmen, muß aber fofort davon der Be- 
hörde Anzeige machen und nachträglidy deren Genehmigung erwirfen. 

Endlich fommen Fälle vor, wo Kranke freimillig fich ftellen (meift mit Selbftmord- 
bang behaftete) oder auf der Strake aufgegriffen werden. Hier kann der Kranke eben- 
falls ohne alle Belege einftweilen aufgenommen werben, aber die Polizeibehörde ift ſofort 
zu benachrichtigen und der Geifteszuftand von dem nächſten Gerichtsarzt feftzuftellen. 

Ein Getjtesfranfer fann in der Negel nur mit Zuftimmung feiner Verwandten 
oder feines VBormunds in eine Irrenanftalt aufgenommen werden, indeß gibt es Fälle, 
wo auch gegen den Willen dieler Perfonen von der Polizeibehörde als Sicherheitsorgan 
die Aufnahme eines Irren verfügt werden kann. 

Der Art. 18 des franz. Irrengeſetzes gibt diefe Befugniß der zuftändigen Poltzei- 
behörde in allen Fällen, wo der Kranke die öffentlihe Ordnung oder Sicherheit gefährdet, 
nah Aufnahme eines Protokolls, in welchem die Motive der nothmwendigen Internirung 
enthalten find, Im einem dringenden Fall, der durch einen Arzt oder durch eine 
Öffentliche Thatfache conftatirt fein muß, kann die Polizei fofort den Irren interniven, bat 
aber binnen 24 Stunden dem Präfeet Anzeige zu erftatten, der dann das Weitere ver: 
fügt. Im erften Monat jeven Halbjahrs hat der Anftaltsarzt dann einen Bericht über 
den Kranken dem Präfect zu erftatten, der über weitere Belafjung in der Anftalt oder 
Entlaffung beftimmt. Hält der Arzt in der Zwiſchenzeit ſchon die Entlaſſung für ftatt- 
baft, jo Hat er unverzüglich den Präfect zu benachrichtigen, der dann die Entjcheidung 
gibt. Die Spitäler und Aſyle find verpflichtet, ſolche polizeilich zugewieſene Kranfe pro- 
vilorifch aufzunehmen. Befindet fih im Ort fein ſolches, jo hat der Maire für vor— 
Läufige Verforgung in einem Gaſt- oder Privathaus Sorge zu tragen. Nie darf ein 
ſolcher Kranker in einem Gefängniß vorläufig internirt werben. 

Nach den gejeglichen Beftimmuugen einiger deutichen Länder kann ebenfall® gegen 
ven ausgeſprochenen Willen der Angehörigen ein Irrer polizeilicy eingemwiefen werden, wenn 
er fi oder Anderen gefährlich oder gänzlich hilflos ift. Ueber die Behandlung geiftes- 
Frank gewordener Sträflinge differiren die geleglichen Beſtimmungen. In einigen Ländern, 
wo mit der Strafanftalt ein Afyl für irre Verbrecher verbunden ift, wird er in dafjelbe 
transferirt, in anderen auf Grund eines Attefted des Gefängnißarztes von dem Yuftizs 
miniſterium in die öffentliche Irrenanftalt des Landes eingewielen. In England beftehen 
eigene hofpitalartige Anftalten für irre Verbrecher (criminal lunatic asylums), in denen 
er fo lange, als die Königin es für gut findet (during her majesty’s pleasure), ver- 
pflegt wird. (Im einzelnen Staaten wird dem Verbrecher die Dauer feiner Krankheit 
in die Strafzeit eingerechnet.) 

38* 
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Die Aufnahmsbeſtimmungen für Privatirrenanſtalten variiren ſehr, ſtimmen 
aber darin überein, daß kein Kranker ohne ärztliches Atteſt aufgenommen und keiner ohne 
Mitwiſſen der vorgeſetzten Behörde darin verpflegt werben darf. Dieſer ſteht die Befug— 
niß zu, nach jeder Richtung ſich über die Statthaftigkeit der Aufnahme zu informiren. 
Bezüglich der Entlaſſung von Pfleglingen aus Irrenanſtalten gilt der Grundſatz, daß 
die Initiative dazu dem Anſtaltsarzt zu überlaſſen iſt, der die Verpflichtung hat, ſobald 
er Jemand für geneſen oder nach den Statuten der Anſtalt ihrer nicht mehr für be— 
dürftig hält, denſelben aus ihr zu entfernen. Aber auch ſonſt muß der Kranke 
jederzeit entlaſſen werden, wenn fein Curator oder ſeine Familie dies wünſchen, voraus: 
geſetzt, daß er nicht ſich ſelbſt oder gemeingefährlich iſt. Wenn dies der Fall, ſo hat der 
Anftaltsarzt ſich dem Entlaſſungsgeſuch zu widerſetzen und die zuſtändige Behörde zu in— 
formiren, welche dann die weitere Verfügung über Belaſſung oder Entlaſſung trifft. Der 
nicht ſeltene Fall, daß unverſtändige Angehörige den Kranken vor ſeiner Heilung zurüd— 
fordern, wodurch dieſe dann in Frage geſtellt wird, iſt geſetzlich nicht vorgeſehen. In 
jedem Fall von Entlaſſung iſt der Arzt verpflichtet, in gegebener Friſt den Behörden von 
deren Erfolgtſein Anzeige zu machen. 

Bezüglich der Entlaſſung geheilter oder ungefährlich gewordener Kranker beſteht in 
einigen Ländern die Einrichtung, daß ſie eine blos proviſoriſche iſt und der Entlaſſene in 
einem gewiſſen Verband mit der Anſtalt bleibt, welche von den Ortsbehörden über das 
Befinden deſſelben zeitweilige Berichte erhält. Während dieſer proviſoriſchen Entlaſſungs— 
zeit kann der Betreffende, wenn er rückfällig geworden iſt, auf ein einfaches ärztliches Atteit 
bin wieder aufgenommen werden, wovon die Behörde zu benachrichtigen ift. Der Erſatz⸗ 
betrag für die Berpflegungsfoften tft für die öffentlichen Anftalten geſetzlich normirt 
und in dem Statut derielben enthalten. Nach allgemeinen Grundfägen des Armenrechts 
hat die Gemeinde, wenn der Kranke unbemittelt, für ihn Zahlung zu leiften. Bei Aus- 
Ländern ift Dedung durch Deponirung einer Summe oder die Bürgichaft eines Imländers 

orderlich. 
Durch einen Vertrag vom 11. Juli 1853 zu Eiſenach hat ſich die Mehrzahl der 
deutſchen Regierungen zu gegenfeitiger koſtenfreier Verpflegung ihrer Staatsangehörigen, 
wenn fie in einem der der Mebereinfunft beigetretenen Staaten erkrankt find, bis zu dem 
Zeitpunkt verpflichtet, wo ihre Rückkehr in den zu ihrer Uebernahme verpflichteten Staat 
ohne Nachteil für ihre oder Anderer Gefundheit geſchehen kann. 

Die ftaatlihe Beaufjihtigung der Irrenanjtalten ift gefeßlidh ver 
gefeben und geregelt. Die üffentlihen Anftalten find Staatsinftitute, ihre Vorſtände 
Staatsbeamte und für alle Vorgänge in der Anftalt verantwortlih. Die Staatsbehörde 
bat Recht und Pflicht, in gefetlich beſtimmten Terminen, wenn fie e8 für nöthig findet, 
jederzeit durch abgeordnete Beamte nicht mm den Stand der ökonomiſchen Verwaltung 
des Inftituts, ſondern auch die Gejundheitsverhältnife deijelben, die Art der Behandlung 
und Berpflegung der Kranken, die Belege ihrer Aufnahme zu prüfen, ibre Klagen und 
Wünſche entgegenzunehmen, ihren Geifteszuftand zu unterfuchen und darüber zu wachen, 
daß Niemand unrechtmäßig in die Anftalt aufgenommen oder länger als nöthtg zurüdge 
halten werde. Der Befund diefer Commiſſion ift der Behörde vorzulegen. 

Das franz. Irrengeſetz beftimmt die Verpflichtung der Präfecten, GerichtSpräfidenten, 
Dberprocuratoren, Friedensrichter zu Bifitationen der Irrenhäufer und verfügt, daß der 
Oberprocurator diefelben in öffentlichen Anftalten halbjährlich, in privaten wierteljährlid 
vorzunehmen hat. — Außerdem eriftiren Generalinfpectoven des Irrenweſens und Com— 
milfionen zur Ueberwachung der Anjtalten, welche vom Präfeet ernannt werden. 

In England ift die ftaatliche Aufficht des Irrenweſens einer mit ausgedehnten 
Vollmachten verjehenen Behörde, melde ihr Mandat vom Yorboberfanzler empfängt, über- 
tragen. Sie wird vorwiegend aus Aerzten und Sachwaltern zulammengefegt. Diele 
commissioners in lunacy haben meitgedehnte Befugniſſe, die gefammte Aufjicht über 
das Irrenweſen des Yandes und die Yurtödiction über das gefammte Berfonal, welches 

mit der Irrenpflege beihäftigt ift, fteht ihnen zu. Sie ertheilen auch die Conceſſion fir 
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Errichtung von Anſtalten, können jederzeit am jedem Ort, wo ſich Irre befinden, Vifita- 
tionen vornehmen, müſſen jedes conceljionivte Haus 2 —4 Mal jährlich befuchen, alle 
6 Monate dem Yordfanzler Bericht abftatten, zugleich ſorgen fie für Veröffentlichung 
ihrer reports. ’ 

Die deutichen Staaten entbehren bezüglich einer ftaatlichen Aufficht über die Afyyle 
einer Gejeßgebung. Dieſes Bedürfniß it nur durch Verordnungen vorgejehen, Die 
öffentlichen Staats= und provinzialftändiichen Yrrenanftalten werden jährlih von einer 
durch Die zuftändige Oberbehörde ernannten Commiffion von Regierungs = und Medicinal- 
beamten einer BVijitation unterworfen. Das Gleiche gilt nah Bedürfniß für die Privat- 
anftalten, die außerdem alljährliche ftatiftiiche Mittheilungen über ihr Ajyl der Behörde 
vorzulegen haben. Dieſe Beitunmungen find einer Verbefferung fähig und einer Revifion 
bedürftig. Ein Fall einer widerrechtlicyen Einfperrung eines Öeifteökranten in einer An= 
ftalt iſt bis jetzt nicht befannt geworben. 

Die Eonceffion zur Errihtung von Privatafylen ertheilen überall die 
Stagtöbehörden, in England Die commissioners. Sie kann nur patentirten Aerzten 
oder Privaten, Die fid) zur Anftellung eines ſolchen verpflichtet haben, ertheilt werben. 
In Frankreich und Oefterreich beftehen bezüglich der Qualification der Gründer und der 
Einrichtung ſolcher Aſyle befondere Beſtimmungen. Das franz. Gefeg belaftet den Unter- 
nehmer mit einer bei der Behörde zu binterlegenden Gaution. Nach künigl. fühl. Be— 
ſtimmungen bedarf es bei Errichtung eines Privatafyl8 durch einen Arzt nur einer Au— 
zeige am die Kreisdirection und feiner Conceſſion. Im Mebrigen find die Beftimmungen 
Die gleichen, wie in andern Staaten. 

Die ftaatlide Fürjorge und Beaufjihtigung der außerhalb der 
Anftalten befindliben Irren iſt nur da und dort umd nur unvolltommen durch 
Berordnungen durchgeführt, jo wichtig fie wegen der Gefährlichkeit, Heilbarfeit; Hilflofig- 
feit und des Schuges folder Kranker wäre. In Frankreich und England find es Die 
Generalinipectoren und Commiſſionen, welden auch diefer Theil der ftaatlihen Aufficht 
iiber Irre zufteht. In den deutſchen Staaten find einzelne Verfügungen getroffen, nach 
welden die Irren außerhalb der Anftalten Staatsaufficht durch die Adminiſtrativbehörden 
und die Staatsärzte genießen. 

Eine Verpflichtung zur Anzeige einer ausgebrochenen Geiſtesſtörung befteht in Defter- 
reich laut Regierungseircular für die Umgebung eined Menjchen, an dem ſich Symptome 
einer heftigen Sinnesverwirrung zeigen. 

Die Aufjiht über nicht internirte Irre erſtreckt ſich auf eine Statiftif derſelben im 
betreffenden Regierungsbezirk, die Art ihrer Verpflegung und Ueberwachung, ihren öffent- 
lichen Schuß gegen Bernachläffigung, Verunglunpfung und Mißhandlung, wegen welcher 
nad Umſtänden über die Schuldigen und die zur Pflege Verpflichteten Strafe verhängt 
werden kann. Die Staatsärzte haben fich Durch gelegentliche oder eigens Dazu unternom— 
mene Bijitationen in ihrem Bezirk von dem Stand der Irrenfürſorge zu verläffigen 
und etwaige Ungebörigfeiten der Behörde anzuzeigen, Die im Fall von Gefährlichkeit oder 
Hilflofigkeit die zwangsweiſe Verſetzung in eine Anftalt verfügen fan. Aus bloßen Heils 
gründen kann die Aufnahme eines Irren in eine Anftalt nicht zwangsweife verfügt wer 
den, denn die Art der Fürforge für erkrankte Verwandte fteht den Angehörigen privat- 
vechtlih zu. Sollte aber eine erhebliche Vernachläſſigung in gefundheitlicher Beziehung 
conftatirt fein, jo fann die Behörde die Berbringung in eine Anftalt oder fonft wie über 
pen Kranfen verfügen. 

Das belgiſche Irrengeſetz beftimmt, daß Niemand im eignen oder einem fremden 
Haufe internirt werden darf, wofern fein Geifteszuftand nicht von 2 Aerzten, von denen 
Der eine von der Familie, der andere vom Friedensrichter des Cantons ernannt ift, die 
Seelenftörung conftatirt bat. 

Auch die fernere Beauffihtigung aus Anftalten ungebejjert Entlafjener oder jolcher 
Geneſenen, bei denen ein Rüdfall zu befürchten it, it Aufgabe der Bezirtsbehörde und 
Öffentlichen Aerzte des Diftrictd. Der Anftaltsarzt bat in dieſen Fällen die betreffenden 
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Behörden vom Zuſtand des Entlaſſenen zu unterrichten und Vorſchläge für die Beauf— 
fihtigung und Pflege deſſelben (Localverforgung) zu machen. Da wo nad dem Statut 
der Anftalt der Pflegling nur proviſoriſch aus derjelben ausſcheidet und die Anftalts- 
direction durch Berichte in Verband mit ihm bleibt, ift diefe öffentliche Fürſorge weſentlich 
erleichtert. In Defterreich iſt die Beſtimmung getroffen, daß die Verpflegung unbeilbarer 
Irrer außer den -Anftalten nur Leuten überlaffen werden fol, welche Mittel und Fähig— 
feit zu ſolcher Pflege haben, auch müſſen Polizeibehörde und Polizeiarzt Davon verftändigt 
und zu einer gehörigen Ueberwachung angehalten werben. 

Fit.: Irrengeſetze in Deutſchland, Supplementheft z. XIX. Bd. d. allg. Ztſchr. f. Pſychia— 
trie (Berlin, Hirſchwald 1862); im Franfreih, Genf, Niederlanden, England, Norwegen, Belgien, 
Schweden ebenbai. Supplementheft 3. XX. Bd. 1863; Irrengefege der Schweiz, Annales me- 
dico-psychologiques, 1867, Juillet, Sept., Nov.; Sander, Staatliche Beauffichtigung ber 
preuß. Irrenanftalten, Horns Bierteljahrsfchr. 1665, Nr. 2. Brefeld, Zum Rechte der Gei— 
ftestranten (Beiträge zur Reform des Sanitätswefens in Weftfalen, Wr. 1), 1849. Foville, 
Les Alienes; etude pratique sur 1x legislation et l’assistance publique, qui leur sont 


applicables, 1870. — Bertrand, Etudes de la legislation anglaise sur les alienes, com- 
— à celui des autres pays im Bulletin de ;la societé de la legislation comparde 
ars, 1870. v. Krafft-Ebing. 


Irrthum im Givilreht kann nicht als Gegenftand einer felbftändigen und in 
fih abgeſchloſſenen Yehre, fondern nur als einzelnes Moment jehr verichiedener Rechts— 
materien in Betracht kommen. Vorbanden ift ein J. fo oft einer Perfon die Erfenntnik 
der objectiven Wahrheit fehlt. Rechtliche Bedeutung wird ihm in folgenden Verhältniſſen 
beigelegt. J. Es gibt eine Reihe von Nectöinftituten, für deren Anwendung der I. als 
ſolcher eine thatſächliche Vorausſetzung bildet. Dahin gehört vor allem die Erfigung, die 
restitutio in integrum u. |. w. Es gibt auch Nectsinftitute, deren Anwendung ums 
gefchrt durch das Daſein eines I. ausgeichloffen wird; jo z. B. das SCtum Velleianum 
und das Macedonianum durch einen J. des Gläubigers über die Eigenjchaft der ſich 
verpflichtenden Perfon als Weib oder Hauskind. II. Ber allen Rechtsgeſchäften ift es 
venfbar, daß die ihren Willen erflärende Perfon zu diefem Wollen durch einen J. ber 
ftimmt worden ift. (Sog. 3. im Beweggrunde) Hier find die rechtlihen Wirkungen 
des Gefchäfts zunächſt diefelben, wie wenn fein I. obgemaltet hätte. Falsa causa non 
nocet. ]. 52.1. 65. $. 2. D. de cond. ind. XI. 6. Seuff. Arch. IV. 233. Dod 
gibt es eine Reihe von Geſchäften, bei denen das Recht auf Grund des 9. die indirecte 
Entfräftung der Willenserflärung geftattet. Dies trifft allgemein zu bei Willenserflärun- 
gen auf den Todesfall. Wenn bei diefen anzunehmen ift, daß der Erblaſſer ohne den 
J. nicht fo verfügt haben würde, jo bat die Berfügung feinen Beftand, 1. 72. 8. 6. D. 
de cond. XXXV. 1. 1. 28. D. de inofl. V. 2. 1.4.7. C. de hered. inst. VI. 24. 
Bei Rechtsgeſchäften unter Yebenden dagegen iſt das Gleiche nur in Ausnahmefällen an 
erfannt; fo 3. B. bei Yeiftung einer Nichtichuld und Kauf einer Sadye mit heimlichen 
Mängeln. Windfcheid will dies auf alle Fälle erſtrecken, wo die (wrige) Vorausſetzung, 
auf Grund deren gewollt worden ift, aud von demjenigen erkannt werden Fonnte, zu 
deffen Gunften gewollt wurde. (Die Lehre von der Vorausfegung.) Arg. 1. 32. 8. 27. 
fin. D. de don, i. v. e. . XXIV. 1. 1.43. 8. 1. D. de adm. et per. XXVI. 7. 
Doch ericheint diefe Lehre äußerſt bevenflich, da meiftentheild der Mitcontrahent die Kid: 
tigkeit oder Unrichtigkeit dev von dem andern gemachten VBorausiegung nicht zu überfeben 
vermag. Uebrigens ift in allen bisher ermähnten Fällen, wo der I. als folcher zur 
Erlangung eines Vortheils oder zur Abwendung eines Nachtheils geltend gemacht werben 
kann, nicht jeder J., jondern nur ein verzeihlicer oder entichulobarer ausreichend. Die 
Duellen ſehen als regelmäßig verzeihlich den I. über Thatlachen an, wenn ev nur mict 
aus grober Nachläſſigkeit entftanden ift, 1. 3. 1. 9. $. 2. D. de iur. et facti ignor. 
XXI. 6; als umverzeihlicd dagegen den 3. über Rechtsregeln, fofern nicht etwa die 
Ermittelung derjelben mit befonderen Schwierigkeiten verfnüpft war, 1. 9. $. 3. D. eod. 
(Juris ignorantia cuique nocet, facti non nocet.) Dod) wird gewiſſen Berfonen aud 
der Rechtsirrthum nachgeſehen: und zwar allgemein den Diinderjährigen, in engeren Grenzen 
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den Frauen, Soldaten und Ungebildeten überhaupt, 1. 8. 9. pr. S. 1. D. eod. 1.1. 
C. de rest. mil. II. 51. 1. 8. C. qui admitti VI. 9. Endlich erführt bei Rechtsge— 
Ihäften eine beiondere Behandlung der J., der von dem Gegner in widerrechtlicher Abs 
fiht (dolus, Betrug) erwedt worden ift. Hier ift unabhängig von der Entſchuldbarkeit 
des Irrenden die Willenserflärung deſſelben anfechtbar, und zwar jowohl mittelft Ein= 
rede (exceptio doli) als mitteljt Klage auf Erſatz für die aus dem Betruge erwachlenen 
Nachtheile (actio doli, oder aus dem betr. negotium bonae fidei), 1. 1. 8. 2. D, de 
iur. et fact. ign. XXI. 6. III. Bei Rechtsgeichäften kann der J. der ihren Willen 
erflärenden Perion auch derart fein, daß er eine Uebereinftimmung zwifchen dem Willen 
und der Erklärung ausſchließt. Hier ift die Willenserklärung nichtig, aber keineswegs 
wegen des I. als ſolchen, ſondern wegen der Nichtübereinftimmung von Willen umd 
Willensäußerung, aljo aus demfelben Grunde, aus welchem aud die fimulirte Erflärung 
nichtig iſt. Der 3. als folder verhält ſich zu diefem Grunde nur wie eine zufällige 
Veranlaſſung, umd feine eigenthümliche Wirkung ift nur Die, daß dem Erflärenden bie 
Nichtigkeit feiner Erflärung nicht zum Bewußtſein kommt. Hiervon ift die Hauptconfe- 
quenz, daß Nichtigkeit des Geſchäfts auch. bei unentſchuldbarem J. diejelbe bleibt; und 
aus dieſem Gefichtspunft find denn auch die allgemein lautenden Duellenausiprüde (er- 
rantis nulla voluntas ®st u. |. w.) zu rechtfertigen, 1. 20. D. de aq. pluv. XXXIX.3. 
l. 8. C. de jur. et fact. ign. I 18. Savigny (Sylt. III. ©. 441) nennt den J. 
von der bier beiprochenen Art „unechten J.“, ſchwerlich paſſend; im Uebrigen ſcheinen 
Die von ihm gegebenen Ausführungen durch die Angriffe von Bekker (in Pözls krit. 
Bierteljahrsichr. III. ©. 187 ff. V. ©. 395) und Andern nicht erichüttert. ALS einzelne 
Punkte eines Nechtögeichäfts, welche jo wejentlih find, daß ein 9. über fie ſofort die 
Uebereinftimmung des Willens und der Erklärung ausschließt, gelten nad Sawigny nament= 
lid) vier. Und zwar 1) die Natur des bendfihtigten Rechtsgeihäfts überhaupt. Wird 
3. B. ein Kaufvertrag unterzeichnet, während der Unterzeichner als Inhalt der Urkunde 
einen Miethövertrag vorausſetzte, Jo ift das Geſchäft nichtig wegen error in negotio, 
l. 5. C. plus valere IV. 22. 2) Die Perſon, auf welche der Wille des Erflärenden 
ſich bezieht, 1. 32. D. de R. C. XIL. 1. 1. 9. pr. D. de her. inst. XXVIM. 5. 
Seuff. Arch. V. 271. Ein J. über die Perfon (error in persona) liegt vor, wenn 
‚ ber Erflärende das eine Individuum bezeichnen will und ein anderes wirklich bezeichnet ; 
Dagegen nicht, wenn er bei dem Individuum, weldes er mit Willen bezeichnet, Eigen— 
Ichaften vorausfett, welche vemjelben fehlen, 3. B. einen Namen, $. 29. I. de leg. II. 20, 
Noth oder Blindheit eines Bettlers, vermandtichaftliche Beziehung zu einem Dritten u. |. w. 
Im diefem Falle kann das Geſchäft aus andern Gründen anfechtbar fein (I. im Beweg— 
grund, Betrug u, |. w.). Ein 9. über die Perſon aber wird durd die VBorausfegung 
von Eigenichaften nur dann vermittelt, wenn das bezeichnete Individuum Tediglich als 
Träger gewiffer Eigenfchaften gemeint und beftimmt wurde. 1. 14. 8. 3. D. de in 
diem add. XVII. 2. Wädter, Würt. Prv.R. II. ©. 746. 747. 3) Der Gegen- 
ftand, weldyen die Willenserflärung betrifft. Ein J. hierüber (fog. error in corpore) 
ift 3. ®. vorhanden, wenn Jemand eine andere Sache, ald die von ihm gewollte, über— 
gibt oder in einem Schriftftüd bezeichnet u. ſ. w. 1. 9. 8. 1. D. de hered. inst. 
XXVIIL, 5. 1. 10. C. de donat. VIII. 54; Seuff. Arch. XIX. 14, nicht auch wenn 
bei der Bezeihnung nur ein unrichtiger Name oder jonft ein unrichtiges Merkmal reip. 
Acceſſorium angegeben iſt. 1.4. pr. D. de leg. I. 1. 10. 34. pr. D. contr. emt. 
XVII. 1. Ber quantitativer Beftimmung des Objects ſchließt der I. das Dafein einer 
Willenserflärung nur für einen Theil des Gegenftandes aus. 1. 9. 88. 3. 4. D. de 
hered. inst. XXVIIL 5. 4) Die Eigenjchaften der Sache, welche „nach den im Ber- 
kehr herrſchenden Begriffen” das Weſen derjelben beftummen (Savigny). Die irr— 
thümliche Borausjegung einer ſolchen Eigenſchaft, insbejondere einer gewiſſen ftofflichen 
Beichaffenheit (fog. error in substantia) läßt die Sache dem Erflärenden ökonomiſch als 
ein ganz anderes Object ericheinen, als fie wirklich if. Daher wird auch bier eine 
Mebereinftimmung von Willen und Erflärung nicht anerfannt. Als Eigenfchaften der ge- 
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dachten Art gelten z. B. bei metallenen Gefäßen die edle Natur des Metalls (ob Silber 
oder Blei), bei Sklaven das Geſchlecht u. ſ. w.; dagegen nicht auch bei Holzgegenſtänden 
die Holzart (ob Citronen- oder Kirſchholz), bei Stlavinnen die Jungfräulichkeit u. |. w. 
Doch wird man die Beichränfung binzufügen dürfen, daß die betreffende Eigenichaft der 
Sache aud) in conereto fir den Erflärenden welentlih und alfo fein Wille durd den 
3. beftimmt fein mußte; weshalb 3. B. die Veräußerung eines alterthümlichen Kunft- 
werkes, bei dem der Stoff Nebensache ift, oder eines Gegenftandes, der von geringerer 
Weienheit it, als man annahm, nicht fire michtig zu halten ift. 1. 21. 8. 2. D. de 
act. emt. vend. XIX. 1. 1. 10. 11. 14. 41. 8. 1. D. de contr. emt. XVII. 1. 
IV. Schließlich fann bei Verträgen ein 3. des einen oder des anderen Contrahenten auch 
dahin führen, daß er die Uebereinſtimmung der beiverfeitS abgegebenen Willenserklärungen 
ausſchließt. Dann iſt natürlich ein Vertrag nicht vorhanden, weil es am Conſenſe fehlt, 
und der 3. bat wieder nur die Wirkung, daß cr die Nichtigkeit Des —— verdeckt. 
l. 18. D d. R. C. XII. 1. 1. 32. D. eod. 1. 9. pr. D. d. C. E. XVIII. 1. Doch 
iſt bei Verträgen über eine Quantität der Conus bis auf den geringeren Belrog ans 
zuerkennen, folglich das einfeitige Verſprechen inſoweit giltig, der zweileitige Vertrag nur 
dann, wenn der Die Gegenleiftung veriprechende Theil das geringere Quantum will. 
1, 1. 8. 4. D d V. O. XLV. 1. 1. ‚52. D. loc. XIX. 2. Seuff. Arch. XVI. 34. 

Duellen: Tit. de iuris et facti ignorantia D. XXI. 6. €. I. 18 umd die einzelnen 
eitirten Stellen. 

Neuere Lit: Savigny, Spft. III. 85. 115, 135— 139 umd Beil. VII Unger, 
Oeſterr. Priv. R. II. 83. 77, 81, 89. Windfcheid, Pandectenredht, I. 88. 76 — 79, mo aud 
die weitere Lit. angegeben iſt. Ed. 

Irrthum im Strafredt. Im Strafrecht kommt der 3. entweder in Betracht 
als ein fog. I. in Thatſachen, factiicher 3. (error faeti), oder als ein Rechtsirrthum 
(error juris), Dob muß man den legteren, wenn er als eim ftrafrechtlich erheblicher 
Gegenfag zu dem erfteren bingeftellt werben ſoll, nur auffaſſen in dem engeren Zinne 
eined auf das beſtehende Strafrecht ſich beziehenden J. (error juris eriminalis, 
ignorantia jur. crim.), da der J. in Bezug auf andere Nechtöfäge als die ftrafrecht- 
lichen, ſowie auf (öffentliche oder private) Rechte, welche außerhalb des Strafrechtsgebietes 
ihre Eriſtenz haben, für das Strafrecht dieſelbe Bedeutung hat, wie ein I. betreifs 
bloßer Thatſachen. Faſſen wir denmad 1) den J. in Thatſachen (im diefem weiteren 
Sinne) ind Auge, jo ergibt fih, daß fein Borhandenfein ſehr vet föfhenaigen Einfluß 
auf die Strafbarkeit einer Handlung üben kann. Befteht der 3. blos in einer Ver— 
wechſelung eines für die Verübung des Verbrechens tauglihen Angriffsobjects mit 
einem anderen (error in objecto, error in persona), fo bat.er feinen Einfluß auf die 
Strafbarfeit, wenn nur wirklich das verlegte Object die gleiche criminaliftiiche Bedeutung 
für den Ihatbeftand hat, wie dasjenige, mit dem e8 verwechlelt wurde. Wenn A aber 
feinen herannahenden Bater tödtet, weil er ihn fir den C hält (weldem A auflauerte), 
jo fällt durch den 9. der Dolus des A betveffs des VBatermordes weg, und es Liegt 
nur gemeiner Mord vor. Die berricende Anficht ift bezug der Berwechielung des Ges 
genftandes im Weſentlichen in der angegebenen Weiſe zur Einigung gefommen. Auch 
Geib, früher anderer Anficht, hat ſich ihr angefchloffen, nur Böhlau will eigenthüm— 
licherweiſe in ſolchen Fällen einen doppelten Dolus und daher Zufammentreffen von Ver— 
ſuch und Vollendung annehmen. Was Dagegen die jog. Ablenkung oder Abirrung 
der Handlung (aberratio actus) betrifft, melde vorliegt, wenn die Handlung wider 
Willen des Handelnden eine von dieſem gegen das verlegte Object micht (ſondern gegen 
ein anderes) beabfichtigte Verlegung berbeiführt (3. B. A, der nach dem B ſchießen will, 
trifft den C), To berricht großer Streit unter den Schriftftellen und Uneinigfeit unter 
den Geſetzbüchern. Bon der einen Seite wird behauptet, die Abirrung fer ebenio zu be— 
bandeln, wie die VBerwechfelung (fo Wächter, Henfe, Iarde, Derfted, Pfoten: 
bauer, DreiDenbai, Köftlin, Ortloff, Waltber, beit. Str.G.B. A. 62, 
bad. $ 100, öfterr. 8.134), wogegen die andere (wohl vorberrfchende und meines Erachtens 
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richtigere) Anſicht dahin gebt: es fer bei einer Abirrung hinſichtlich des wirklichen ver— 
letzten Gegenſtandes jedenfalls nicht Dolus, ſondern höchſtens Fahrläſſigkeit anzunehmen, 
während hinſichtlich des Objeetes, welches getroffen werden ſollte, aber nicht getroffen 
ward, ein bloßer Verſuch vorliegt (diefer Anficht find Benull, Gefterding, Geib, 
Zachariä, Yuden, Bauer, Temme, Hufnagel, Hype, Goltdammer, Bie— 
rer, Geßler, Gengler, Dollmann, Mittermaier, Berner, Häberlin, 
Schüge, öfterr. Str.G. B. 88. 140, 152). Abgeſehen von diefem Fall (ver Abirrung), 
welchen man ımter den 3. in Ihatjachen mir fubjumiren fann, wenn man den Begriff 
des letzteren ſehr weit faßt, bervicht im Wejentlihen Einigkeit über die ftrafrechtliche Be— 
Deutung des error facti. Soweit ein vorhandener 3. bewirkt, daß Jemandem die vers 
letzende Richtung feiner Handlung nicht zum Bewußtſein kommt, ſchließt natürlicherweile 
ver 3. das Wollen der Berlegung und fomit den Dolus aus. Eine Fahrläffigfeit aber 
fann vorliegen, 1. hierüber und über vermeidlichen und unvermeidlichen (unentichulobaren 
oder entichuldbaren, überwindlichen oder unübereindlichen) 3. den I. Th. ©. 517. 

2) Der Einfluß Des Net sirrtbums im engern ©, d. h. der Unkenntniß oder irrigen 
Auffaffung des Strafgeſetzes auf Die Strafbarkeit, wird von Schriftitellern und Gefegen 
ſehr verfchteden gewürdigt. Daß die Unkenntniß bezugs der Art und Höhe der auf das 
Verbrechen gelegten Strafe nicht entichuldige, ift heutzutage unbeftritten. Dagegen wird 
der Sa error juris nocet (der Rechtsirrthum iſt micht zu berückſichtigen) im Uebrigen 
gerade von neueren Echriftftellern und Geſetzen mit einem ganz unhaltbaren Rigerisinus 
durchzuführen geincht (To namentlih von Berner, Hälſchner, im Ganzen aud von 
Köftlin, vom braunſchw., heſſ., bad., thüring., öfterr., ſächſ. Baier. und 
hamb. R.). Richtiger ift es, wenn man den Unterichied zwifchen Verbrechen, deren 
Strafwürdigkeit auch ohne Gejegeöfenntniß einleuchtenp iſt (fog. delicta juris naturalis) 
und den übrigen, die bloße ſog. delieta juris eivilis find, ins Auge faßt. Bezugs der 
Ietsteren muß der Rechtsirrthum entjchuldigen, und da fich der Unterſchied zwiſchen Delicten 
der einen oder der anderen Art nicht wohl gefetlich feftitellen läßt, iſt e8 am beiten, 
wenn das Geleß (wie Das preuß.) über den Rechtsirrthum ſchweigt und jo dem vernünf— 
tigen Ermeijen des Richters freie Hand läßt. Die richtige Anficht wurde beſonders gut 
von Heffter, Oſenbrüggen und Schwarze vertreten. Andere fuchen fie durch 
verschiedene Clauſeln abzuſchwächen und einzuſchränken; indem fie namentlich behaupten, 
bei einem vermeidlichen Rechtsirrthum müſſe, auch wenn ein del. jur. eivilis in Frage ftebt, 
Strafe (megen der vorliegenden Culpa — eine Verkennung des Begriffs der Gulpa!) 
eintreten, und es ſei blos eine Strafmilderung am Plag (fo 3. B. Temme, Dalde, 
Geßler, Geib, aub Wächter u. A.). 

fir. u. Gigb.: Heffter im N. Arc. des Crim.R. AH. Pfotenhauer, Einfluß des 
Srrtbums und der fog. Berirrung auf die Strafbarkeit vollendeter Berbrechen, 1839. Geib im 
RN. Arch des Crim R. 1837, 1838. Schwarze, R. fühl. Jabrbb. VI. Dalde, Goltdammers 


Arch. VI Hälſchner, ebenda VII. Böhlau, ebenda VIII Böhlau, Der Eriminalprocek 
Roſe u. Roſahl, 1859. Geßler, Gerichtsfaal 1855. Bierer, ebenda 1860. Heinze, ebenba 
1861. Wäcdter, ebenda 1864. Häferlin, ebenda 1865, are. Walther, ebenda 
1366; Derfelbe in der Mindener krit, Bierteljahrsfhr. IV. VI. DOfenbrüggen, Abbandl. 
©. 23 fl. Gever, Erörterungen, ©. 26 ff. — Preußen 8.44. Defterreih 88. 2 litt. e, f, 
3, 233. Sachſen, A. 95, 97%. Baiern A 69, 70. Hamburg A. 28, 29. Defterr. Entw. 
88. 14, 15 N. Str. G. B. $. 59. Gever. 


Iſambert, Frangois Andre, feit 1818 als Advocat am Gaffationshof thä- 
tig, ftarb 13. April 1557. 

Schriften: Recueil complet des lois et ordonnances du royaume à compter du 
premier avril 1814, Paris 1920 — 30 (17 ®be.). Recueil general des anciennes lois fran- 
gaises depuis l’an 420 jusqu’a la revolution de 1798, Paris 1821 — 33 (29 Bbe.). — An- 
nales politiques et diplomatiques ou manuel du er et de I’'homme d’etat, Paris 
1523, 1826. — Code eleetoral et municipal, 2. ed. Paris 1823. — Pandectes frangaises, 
Paris 1843, — leberfetung der Anecdota des Procopins von Cäfarea, Paris 1956, 

Fit.: Unſere Zeit, Bd. L, Yeipy. 1857, ©. 733, Teihmann. 
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Jod. 


Jacobſon, Heinrich Friedrich, geb. 8. Juni 1804 zu Marienwerder, ſtu— 
dirte zu Königsberg, Berlin und Göttingen, Habilitirte fich 'zu Königsberg, mo er 1831 
außerordentlicher, 1836 ordentlicher Profeſſor wurde, ftarb 1869. 

Schriften: Kirchenrechtl. Verſuche, Königsb. 1831—33. — Geſch. der Quellen des K.R. 
des preuß. Staats, Königsb. 1837 — 44. — Ueber die gemifchten Ehen in Deutſchland, befon- 
ber8 in Preußen, Leipz. 1838. — Ueber das öjterr. Concordat vom 18. Auguft 1555 und bie 
firhl. Zuftände der Evangeliichen in Defterreich, Leipz. 1856. — Das evangel. K.R. des preuß. 
Staates und feiner Provinzen, Halle 1864. Begründete mit Richter die Ztjchr. für das 
Recht und die Politik der Kirche, Leipz. 1847, fowie mit Bobrif eine Ztfchr. für Theorie und 
Praris des preuß. R. in feinem ganzen Umfange, Dlarienwerber 1834. 

Lit: Ztſchr. f. K.R., berausgeg. v. Dove u. Friedberg, VIIL 1869, S. 375 fi. 

Teihmann. 

Jacobus (de porta Ravennate), erfter der 4 doctores aus Bologna, 
jtarb 1178. 

Er fhrieb Gloſſen. Sigle Ia. ac. 

Lit: Savigny, IV. 141 — 154. 

Jacobus de Ardizone aus Verona, lebt unter Friedrich II. 

Er ſchrieb: Summa feudorum, 1518, Venet. 1594 (Traet. univ. jur.). 

Lit.: Savigny, V. 80 — 588, 

Jacobus de Arena, aus Parma, lehrte in Padua, 1296 in Neapel. 

Er fhrieb: Comm. in univ. jus eivile, Lugd. 1541. — De positionibus, Venet. 1584. 
— De praeceptis judieum, Lugd. 1549, Venet. 1584. — De excussionibus bonorum, 
Lugd. 1549, Col. 1591. — De sequestrationibus, Lugd. 1549. — De expensis in jud. 
factis, Lugd. 1549. — De commissariis, Lugd. 1549. — De quaestionibus, Lugd. 1549. 
— De bannitis, Lugd. 1549. — De cessione actionum, Lugd. 1549. — Opera, Fran- 
cof. 1587. 

Lit: Savigny, V. 399— 407. 

Jacobus de Ravanıs, geb. zwifchen 1210—1215 in Revigny aux Baches 
bei Barzle-Duc, lehrte in Touloufe, war auditor Rotae, dann Biſchof in Verdun, 
ftarb 1296 in Florenz. 

Schriften: Repetitiones. — Dietionarium. — Summa de feudis, 

Lit: Savigny, V. 605— 614, 

Jacobus de Theramo (Trani, de Andharano), geb. 1349, Tehrte zu 
Padua, war Biſchof von Florenz, Spoleto, Erzbifhof von Taranto, ftarb 1417. 

Er ſchrieb: Lis Christi eontra Belial sive processus judiciarius, Augsb, 1472; 
Strassb. 1488. 

Lit.: Stobbe, II, 178. N. 44. Teihmann. 

Jagdrecht. Das Wild ift herrenlos und herrenlofe Sachen find Gegenftand ber 
Decupation. Nah röm. R. hatte dieſe an fi die Wirkung des Eigenthumserwerbs an 
dem vecupirten Thiere. Der Grunpbefiger war zwar befugt, Andere factiih won der 
Jagd auf feinem Grund und Boden auszufchließen (ius prohibendi ne quis ingre- 
deretur). Wenn aber Jemand trogdem auf fremden Befisthum Jagdbeute machte, To 
erwarb er durch die Occupation das Eigenthum des Wildes. Andere Grundſätze befolgte 
von jeher Das deutihe R. In diefem hat die Occupation an ſich feine eigenthuunbegrüns 
dende Kraft. Sie erlangt diefe nur dann, wenn ihr ein Decupationsrecht zur Seite ftebt. 
Ein ſolches ift im Bezug auf die wilden Thiere das J. Dieſes befteht nicht etwa in 
einem Eigenthum an den Yagdobjrcten, jondern nur in dem ausfchlieglichen Nechte, ſich 
derjelben zu bemächtigen. Occupationshandlung und Dccupationsrecht müſſen alfo zuſam— 
mentreffen, um im gegebenen Falle ein Eigenthum zu begründen. 

Nach älterem deutſchen R. ift das J. Ausflug des Grundeigenthbums. Der 
Thierfang auf fremden Grund und Boden wird chen nach den Bolfsrechten als 
eine Abart des furtum beftraft. Doch kommt in Betracht, daß nicht alles Yand Sons 
dereigenthum war, jondern ein großer Theil von Grund und Boden und namentlich des 
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Waldlandes, zur gemeinen Mark gehörte, innerhalb welder die Jagdbefugniß den Mark— 
genoffen zuftand. Den Keim zu einer Aenderung dieſer Verhältniſſe legte das fränkiſche 
Königthum, indem es anfing einzelne ausgedehnte Waldungen einzuforften, d. h. bei 
Strafe des Königsbanns (60 solidi) zu verbieten, daß irgend ein Anderer darin jage. 
Ber Waldungen, die tm Eigenthum des Königs ftanden, wirkte die Einforftung nur 
höheren Schuß gegen Jagdfrevel. Da aber aud Wälder eingeforftet wurden, welche 
Theile von gemeinen Marken bildeten, fielen von da an Grundbeſitz und 9. nicht 
mehr völlig zujammen und gab es — wenn aud nur jehr ausnahmsweiſe — ein 9. 
auf fremden Grund und Boden. Die in der fränfiichen Periode eintretende Ver— 
ıninderung der Zahl der freien Grimbbejiger und die Ausbildung mannigfaltiger ding- 
licher Abhängigkeitöverhältniffe Hatten amdererfeits zur Folge, daß die Grumdherren in 
Conſequenz des Eigenthumsprincips die Jagd auf den Yehngütern ihrer Hinterfaffen aus- 
übten und ſomit eine Scheidung des Jagdrechts von den übrigen unmittelbaren Nugungen 
des Gutes eintrat. Mit dem 16. Jahrh. entwidelte ſich in den meiften Territorien 
Deutſchlands der Begriff eines landesherrlichen Jagdregals, dem zufolge das J. ohne 
Küdfiht auf das Grundeigenthum in größerem oder geringerem Umfange ausichliegliche 
Befugniß des Yandesherrn wurde. Das Forftbannredht war nämlich aus den Händen 
der deutichen Könige in die der geiftlichen und weltlichen Territorialherren durch Verlei— 
hung übergegangen oder auch von diefen ujurpirt worden. Im Anfchluß am daſſelbe 
—* die im Solde der Landesherrn ſchreibende Publiciſtik das Jagdregal, indem ſie ein 
allgemeines Recht des Fiscus auf herrenloſes Gut behauptete, unter das auch die wilden 
Thiere gerechnet wurden, und indem ſie die ſtaatliche Jagdhoheit und Jagdpolizei zu 
einem ſubjectiven Jagdrechte des Landesherrn ausdehnte. Das J. des bäuerlichen 
Grundbeſitzers iſt durch die Ausbildung des Jagdregals ſo gut wie vollſtändig beſeitigt 
worden, zumal da gleichzeitig in dem größten Theile von Deutſchland die alten Mark— 
genoſſenſchaften in Verfall geriethen. Dagegen haben ſich der niedere Adel und zum Theil 
auch die Städter ein beſchränktes J. in der Regel zu bewahren gewußt. Die Re— 
galitätstheorie unterſchied nämlich zwiſchen hoher und niederer Jagd, mitunter auch zwi— 
ſchen hoher, mittlerer und niederer Jagd. Die gegenſeitige Abgrenzung dieſer Begriffe 
ſchwankte nach localem Herkommen. Gewöhnlich wurden Bären, Wildſchweine, Hirſche, 
Auerhähne, Faſanen zur hoben Jagd gerechnet (Preuß. L.R. II, 16. 8. 37). Im den 
einzelnen Ländern Deutſchlands war der Umfang des Jagdregals ein verſchiedener. Faſt 
allenthalben wurde die hohe Jagd als Regal behandelt und zwar wurde ſie manchmal, 
ſonderbar genug, als Appendir der Criminaljurisdiction in Anſpruch genommen (Wohin 
der Dieb mit dem Strange, dahin gehört der Hirſch mit dem Fange). Nur ſelten 
umfaßte das Regal alle jagdbaren Thiere, öfter hohe und mittlere Jagd. Soweit die 
Jagd Regal war, konnte ſie nur durch den Landesherrn oder durch deſſen Stellvertreter 
oder durch Jenen, dem er die Jagdgerechtigkeit verliehen hatte, rechtmäßig ausgeübt wer— 
den, während die niedere Jagd in der Regel ein Realrecht der größeren Grundbeſitzer bildete. 

Als gemeinrechtlich iſt das Jagdregal nicht zu betrachten. Wo und ſoweit ein J. 
auf fremdem Grund und Boden noch beſteht, iſt der Grundeigenthümer als ſolcher nicht 
befugt, das Wild auf waidmänniſche oder nichtwaidmänniſche Art zu fangen und zu er— 
legen. Er ift daher dem Wildſchaden gegenüber faſt wehrlos. ine allgemeine Verbind— 
lichteit des Jagdberechtigten, den Wildfchaden zu erſetzen, läßt fi, wo nicht eine pofitive 
particularrechtliche Vorſchrift befteht, nicht begründen, da der Jagdherr nicht Eigenthümer 
des ungefangenen Wildes iſt. Eine gemeinvechtliche Erjagpflicht befteht nur, wenn ber 
Jagdherr in oulpa ift, 3. B. durch Hegung eines übermäßigen Wilpftandes. Diefer un- 
zulänglicge Schutz gegen den Wildſchaden, die Jagdfrohnden, Die nicht jelten frivole Hand— 
habung der Yagdpolizei und die harte Beitrafung der Jagdfrevel wirkten zufammen, um 
das I. auf fremdem Grund und Boden in hohem Grabe verhaßt zu machen. In Frank— 
reich mar dafjelbe bereit8 durch Gel. vom 3. Nov. 1789 und vom 30. April 1790 auf- 
gehoben worden. In Deutjchland blieb diefe Aufhebung geraume Zeit auf jene Landes: 
teile bejchräntt, in welchen franz. R. galt. Erſt das Jahr 1848 hat auf diefem Ge— 


604 | Jagdrecht. 


biete den Anſtoß zu einer allgemeinen Reform gegeben. In etwas übereilter Reaction 
gegen den überkommenen unleidlich gewordenen Zuſtand wurde dieſer in einzelnen Län— 
dern dadurch beſeitigt, daß man die Jagd jedem Grundeigenthümer auf ſeinem Grund 
und Boden freigab. Preuß. Geſ. vom 31. October 1848, 8. 3). Allen eine kurze 
Erfahrung lehrte, daß das jelbitändige I. des Heinen Grundbeſitzers mit zahlreichen 
Uebelftänden verfnüpft je. In mehreren Staaten fand daher in den folgenden Yabren 
eine Reform der Jagdgeſetzgebung ftatt, welde die Anforderungen des Rechts und des 
praftiichen Bedürfniſſes zugleich in vermittelnder Weiſe befriedigte. 

Das Princip der modernen Jagdgeſetze beruht darin, daß das I. im Allgemeinen 
Ausflug des Grumdeigentbums ift und die Jagdgerehtigkeiten auf fremden Grund und Boden 
aufgehoben find. Die Aufhebung diefer Jagdgerechtſame erfolgte zumeist obne Entſchädigung. 
Was Die Ausübung des I. auf eigenem Gebiete betrifft, jo ift diefe von dem Beſitze 
einer größeren zuſammenhängenden Bodenflähe abhängig gemacht worden. Die bezüg- 
lichen Minimalſätze find im den verſchiedenen Jagdgeſetzen verjchieden normirt. Preußen 
verlangt zum mindeiten einen Grundbefig von 800 Morgen, Defterreih von 200 Zoch, 
Sachſen von 300 Ader, Baiern von 240 reſp. (im Hochgebirge) von 400 Tagwerken. 
Auf Fleineren Grundftüden it dem Eigenthümer die ſelbſtändige Ausübung Des I. -ver- 
jagt. Diefe find vielmehr zu Jagdbezirken zufammengelegt, ſei es num, daß Die Jagd 
zum Nugen dev Orundeigenthümer von der politijchen Gemeinde ausgeübt wird oder daR 
bejondere Jagdverbände, Yagdgenofienichaften beitehen wie in Sadien. Im letzterem 
Falle bilden Die Befiger der zu einem Jagdbezirke vereinigten Grundftüde in Bezug auf 
alle die Jagd und die Bertheilimg der Jagdnutzungen betreffenden Angelegenheiten eine 
Gemeinheit (Jagdgenoſſenſchaft), innerhalb welder die Minderheit den Beſchlüſſen ver 
Mehrheit ſich zu unterwerfen bat (ſächſ. Verordn. vom 13. Mat 1851, $. 13.). Ans 
derwärtd hat die politiiche Gemeinde in Vertretung der Grundeigenthümer das Recht die 
Jagd zu werpachten oder durch eigene Jäger ausiiben zu laffen. In Inclaven, welche zu 
Hein find, um einen jelbftändigen Jagdbezirk zu bilden, wird Das J. gegen Entgelt dem 
Eigenthiiimer oder der jagdberedhtigten Corporation jenes Bezirkes übenwiefen, von dem 
jene eingeſchloſſen find. 

Eine rein polizeiliche Beichränfung, an welde die Ausübung des 3. gebunden it, 
liegt in dem Erforderniß gegen Entrichtung einer beftimmten Gebühr eine Yagdfarte zu 
löſen, melde in gewiſſen geleglich normirten Fällen verweigert werden muß, in anderen 
nach dem Ermeſſen der competenten Behörde mit Rückſicht auf die perſönlichen Eigenſchaf— 
ten des Impetranten verweigert werden kann. Doch ift der Mangel einer Jagdkarte, 
wenn er auch eine polizeilihe Ordnungsſtrafe nach ſich zieht, ohne Einfluß auf die pris 
vatrechtlihen Wirkungen der Jagd. Die von Seite des Yagdberechtigten vorgenommene 
Occupation gibt das Eigenthum am dem erlegten Thiere, mag er nun mit oder obne 
Jagdkarte ausgezogen fen. Eine Schwierige Frage ift e8 Dagegen, ob und wem durch die 
Occupationshandlung des Wilddiebs ein Eigenthum erworben worden. Diefer erwirbt es 
nicht, weil er fein I. hatte. Der Jagdberechtigte ſcheint es gleichfalls nicht zu erwerben, 
weil bei ihm die Occupationshandlung fehlt. Es bleibt wohl fein anderer Ausweg übrig, 
als zu Gunften des legteren eine finguläre Erwerbsart des Eigenthums anzunebmen, 
wenn man nicht mit Gerber ihm nur eine Forderung auf Darbringung des trotz der 
Occupation herrenlos gebliebenen Thieres beilegen will. 

In der Wildichadensfrage geben die neueren Geſetze zum Theil noch weit auseinan— 
der. Einige beſtimmen, daß jeder Wildichaden am Grundbeſitze und deſſen Erzeugniffen 
erjegt werden müſſe (Batern, Defterriihd und Hannover). In Preußen befteht ein Ans 
ſpruch auf Erſatz des durch das Wild verurſachten Schadens im Allgemeinen nicht. Die 
Fürſorge genen Ddenfelben wird den Beitimmungen der Pagdverpachtungöverträge über- 
laſſen. Zum Theil wird dem Wildichaden durch polizeiliche Präventiomafregeln vorgebeugt. 

Fit: Stieglig, Geſchichtl. Darftellung der Eigentbumsverbältnifie an Wald und Jagd 
in Dentfhland. Weiste, Rechtslexikon s. v. Jagdredt. Benina, Uever das Jagdrecht tm 
(ehemal) Königr. Hannover, Ztihr. f. d. gef. Staatswiſſenſch XII, 431. Brater ın Doll« 
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manns Gfgb. des Königr. Baiern, III. 1. Heft, ©. N: Berchtold, Jagd- und Fiſcherei⸗ 
recht in Bluntſchli und Braters Staatswörterbuh, V. 380. v. Wächter, Das J. und 
die Jagdvergeben in der Sammlung von Abhandl. ber Britglieber der Juriftenfacultät zu Leipzig, 
I. Band, 6. Heft 1970. 

Gfgb.: Deutſche Grundrechte 8. 37. Preußen: Preuß. ER. I, 9. 8.107 ff.; II, 16. 8.30; 
Gef. vom 7. März 1850 (Hannover: Gef. v. 29. Juli 1850 und v, 11. März 1859). Sadfen: 
Berorbn. v. 13. Mai 1851; Gef. v. 27. Nov. 1858. Baden: Gef. v. 12. Dec, 1850. Baiern: 
Geſ. v. 30. Mär 1550, die Ausübung der Jagd betr.; Gef. v. 15. Juni 1850, den Erjag des 
Wildſchadens betr.; Gef. v. 25. Juli 1850, die Betrafung des Yagdfrevels betr. Württemberg: 
Gef. v. 27. Oct. 1855. Defterreich: Patent v. 7. März 1849; Miniftertalerlaß v. 31. Juli 
1849; DinifterialeBerorbn. v. 15. Dec. 1852. Heinrih Brunner. 

Zarde, Karl Eruft, geb. 1801 in Danzig, ftudirte in Bonn und Göttingen, 
wurde 1825 ordentl. Profeffor in Berlin; 1831 trat er im löfterreichiiche Dienfte und 
wurde Rath bei der Hof= und Staatscanzlei in Wien, wo er 1852 jtarb, 

Schriften: De summis prineipiis Romanorum de delictis eorumque poenis, Gott. 
1822. — Verſuch einer Darftellung des Genfor. Strafrechts der Römer, Bonn 1324, — Handb. d. 
gem. beutfhen Str. R., Berl. 152730. — Die franz. Revolution, Berl. 1831. — Prinzipien⸗ 
fragen, Paderborn 1854. — Staat und Kirde in Defterreih vor, während und nad der Re 
volution von 1848, Wien 1849. — Vermiſchte Schriften, Münden 1839. 

Fir: Mohl, "II. 578-592. — Defterr. Blätter f. Pit. u. Kunft, 1855, N. 11 — 13. — 
Pieis, Ztſchr. Heft 5, 21—23. Hitzig, Annalen, Bd. 1, Heft 11-13. Arc. d. Crim. R. 

: Teihmann. 

| Jaſon de Mayno, geb. 1435 in Peſaro, lehrte in Pavia, Padua, Piſa und 
ſtarb 1519 nad 52jähriger Lehrthätigkeit. 

Schriften: Ueber D. vetus, Mediol. 1507. — Infortiatum, Mediol. 1508. — D. no- 
vum, Mediol. 1509; Lugd. 1582. — Codex, Mediol. 1507. — 414 Consilia, Francof. 1609. 
— De actionibus. Papiae 1483. — Singularia juris, Papiae 1489. 

fit: Savigny, VI. 397 — 418. Teihmann. 

Johannes Andreae, geb. nad) 1270 im Thal von Mugello, Lehrte in Bologna, 
jtarb 1348 an der Belt. 

Schriften: Novella in Decretales, Venet. 1489, 1581. — Gilossa in Sextum. — 
Norella in Sextum, Venet. 149. — Quaest. Mercuriales, Venet. 1584. — Glossa in Cle- 
mentinas (1326). -— Additiones ad Durantis speculum (1346), Par. 1522. — Summa de 
—— et matrimonio. — Leetura arboris consanguinitatis, Nor. 1477. — Proc. 
juris (f. Ztiehr. f. geſch. Rechtswiſſenſch. XI. 99—109). — Summa super 11° libro Deeretalium. 

Pte: Sapigny, VI.98—125. — Wunderlich, Joa. Andreae summula proe. 
judieii, 1840. — Ztſchr. f. Nechtsgeich. IV. 158 fi. — Stobbe, II. 165. 

Johaunes de Imola aus Imola gebürtig, auch de Nicoletis genannt, wurde 
1397 Doctor, 1402 Profeſſor in Ferrara, 1406 in Padua, 1416—22 in Bologna, 
jpäter wieder in Padua, ftarb zu Bologna 1436. 

Schriften: Comm. zum Digestum novum und Infortiatum, Venet. 1580. — Comm. 
über die 3 erften Pücher der Decretalen, Venet. 1575. — Comm. über die Elementinen. — 
Consilia, Lugd. 1539. — Repetitiones, Lugd. 1553, Paris 1507. 

Lit: Savigny, VI. 277— 280. 

Johannes Monachus, Franzofe aus der Zeit des Joh. Andreae, Ciftercienfer, 
ipäter Cardinal, nicht Verfaſſer des defensorium juris, das vielmehr von Gerardus 
herrührt. 

Er ſchrieb: Gloſſen z. Sertus und den Extravaganten. — 

Lit.: Savigny, VI. 115, 488. Note a. — Ztſchr. f. Rechtsgeſch. IV. ©. 187. 

Johannes Teutonicus (Semeca), ftudirte unter Azo in Bologna, war ſpäter 
Propft in Halberſtadt und ftarb gegen 1240. 

Er fhrieb: Apparatus Decretorum. 

git.: Stobbe, I. 627, Note 54. — Glück, Praecogn. jurisp. ecel. 1786, p. 162. 

Teidmann. 

Auden, Während die 3. in den erften Jahrhunderten nach Chriſti Geburt 
im römiſchen Reich noch als vollfommen rechtsfähig galten, traten ſeit der Anerken— 
zung Des Chriſtenthums durch Gonftantin für fie eine Reihe von rechtlichen Des 
ſchrankungen ein. So wird der Uebertritt vom Chriftenthum zum Judenthum und die 
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Ehe zwiſchen 3. und Chriften verboten, ferner werden fie für unfähig zu öffentlichen 
Aemtern und zum Kriegsdienſt erklärt. Dagegen blieb ihnen der Eintritt in die Advo— 
catur und die ftäbtifchen Curien offen. Ebenſo war die Verlegung ihrer Synagogen 
Durch ftrafrechtliche Verbote bedroht, wenngleich fie freilih nur die vorhandenen rejtan= 
riren, aber feine neue über die Zahl der bereits beftehenden hinaus errichten durften. — 
Im fränkiichen Reich waren die 3. zwar auch nicht fähig, Aemter zu erlangen und ebenfo 
wenig batten fie Connubium mit den Chriften, indefjen beſaßen fie noch ſonſt die volle 
Rechtöfühigkeit, ja ſogar die Berechtigung zum Befig von Grundeigenthum und befanden 
ſich keineswegs in gedrüdter Stellung, vielmehr waren fie es wohl hauptfächlich, welche 
als Kaufleute Handel durch Das ganze Reich) und mit den angrenzenden Völkerſchaften 
trieben. Erft jpäter im Mittelalter verschlechterte jich die Stellung der I. und namentlich 
traten erjt in Folge der Kreuzzüge und den durch fie erregten veligiöfen Fanatismus all 
gemeine blutige Berfolgungen der J. ein, welche ſich namentlih vom 12. bis 14. Jahr: 
hundert mehrfach wiederholten, die aber oft nicht nur durch religiöfe Motive, fondern 
aud) durch den Aberglauben und die Habgier nad den Schätzen der unglüdliden Opfer 
hervorgerufen wurden. In Berbindung damit jteht die Ausbildung der fog. Kammer: 
knechtſchaft der 9. im Deutichland, d. h. der Idee, daß die J. nur kraft des kaiſerlichen 
Schutzes ein Recht zum Aufenthalt in Deutjchland haben und dafür dem Kaifer und 
Reich Abgaben zahlen müfjen. Seit dem 14. Jahrhunderte wird daraus der Sat ber: 
geleitet, und er ift oft genug auch praftiich verwerthet worden, daß den I. ihr Bermögen 
nur precario gehöre und ihnen jeder Zeit genommen werden könne. Aufer den gemöhn- 
hen Abgaben, melde fie zu zahlen hatten, legte man den I. ſchon im 12. Jahrhundert 
noch eine befondere Auflage beim Beyinn der Regierung des jedesmaligen Königs auf. 
Ludwig der Baier führte dann noch den fog. goldenen Opferpfennig, d. b. einen jährlichen 
Leibzins von einem Gulden für jeden erwachſenen Juden und jede Züdin mit einem 
Vermögen von je 20 Gulden ein. Mit der Verwaltung des Judenſchutzes, welder 
nunmehr, weil er ein nutzbares Recht war, als Regal angefehen wurde, war jeit 
den 13. Jahrhundert der Erzbiſchosf von Mainz als Neichsfanzler betraut und der— 
felbe erhielt dafür den Yudenzehnt, d. h. "/,. deſſen, was der Kaiſer von den 9. bezog. 
Wie andere Regalien und Reichseinkünfte wurde der Iudenſchutz über die an beftunmten 
Orten anläfjigen Judenſchaften vom Kaiſer auf andere Perſonen, namentlih auf die 
Landeöherren und Städte, theils definitiv, theils zu Lehn, theil® durch Verpfändung über- 
tragen und die Stellung des Kaiſers zu den I. auch dadurch Tucrativ ausgenugt, daß 
einzelnen Yandesherren oder Städten, in deren Gebiet bisher feine I. fahen, gegen Ent: 
gelt oder andere Aequivalente das Privileg ertheilt wurde, J., ſei es auf eme gewiſſe 
Zeit, ſei es in beſtimmter Zahl, ſei e8 ohne ſolche Beſchränkungen aufzunehmen. Gerade 
die Verringerung der Einkünfte des Yudenregald durch die gedachten Maßnahmen ver 
Kaiſer und die Zuerkennung defjelben an die Kurfürften in der goldenen Bulle von 1356 
war die Veranlafjung zu fteten neuen Beftenerungen und Bedrüdungen der 9. durd den 
Kaifer und die Fürften. In Folge der vorhin gedachten Entwidelung wurden die J., 
welche nunmehr allein durch den Schug der Kaiſer, reſp. der Landesherrn rechtsfähig 
und des Friedens theilhaftig waren, dieſen aber gegenüber fo gut wie rechtlos daftanden, 
vom eigentlichen Handel, den Welthandel wie dem Marktverkehr ausgeſchloſſen und allein 
auf den Schadyer und Wucher beſchränkt. Mit Rückſicht auf das canonifche Verbot, wel: 
ches den Chriften Die Ausleihung von Gapitalien gegen Zins unterfagte, waren fie im Mittel- 
alter allein Diejenigen, welche den gelpbedürftigen Kaiſern, Fürften, Städten und an- 
deren Perjonen Geld gegen Zins leihen durften, und wegen der Unficherheit ihrer Stel- 
lung und der Schwierigkeit, ihr Geld von den Schuldnern wieder zu erlangen, für die 
Regel nur gegen Pfänder lieben. Bei der großen Zahl der Gapitaljuchenden und bei 
der fteten Gefahr, in welder die 3. jchwebten, ihr Vermögen einzubüßen, erreichte der 
Zinsfuß eine und heute enorm ericheinende Höhe, und wenn ſich die Erbitterung über 
den Wucher der I. nicht ſtets in blutigen Berfolgungen Luft machte, jo wurden doch, jeit 
dem 14. Jahrhunderte gemäß der oben hervorgehobenen Auffaffung von der Stellung der 
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3. feitens des Kaiſers, der Landesherren und der ftädtiichen Obrigkeiten ihre Forderungen 
oft genug rebucirt, ja ganz aufgehoben oder zu Gunſten der Gewalthaber confiscırt. Bon 
einer Theilnahme am öffentlichen Yeben war für fie jelbftverftändlich nicht die Rede, nicht 
einmal das Bürgerrecht beſaßen die meist den ſtädtiſchen Laſten unterworfenen I. und fie 
mußten fogar für die von ihnen vorgenommenen Reifen ein Geleitgeld, den ſog. Juden— 
leibzoll, zahlen. Privilegirt waren fie, abgejehen von dem Recht zu wuchern, nur inſo— 
fern, als fie vielfach unter eigenen Obrigfeiten mit Gerichtsbarkeit über fie bei Etreitig- 
feiten unter einander (oft auch für den Fall competent, daß der Bellagte ein Jude war) 
ftanden, für ihre Beziehungen zu einander Das jüdiſche echt zur Anwendung kam 
und für fie ferner der talmudiihe Grundjag auch Dritten gegenüber galt, daß fie 
fremdes Gut auf die Eigenthumstlage eines Dritten nur gegen Erftattung des von ihnen 
dafür Gegebenen zu reſtituiren, endlih auch nicht eines Chriften Gemährsmann zu fein 
brauchten. Andererſeits beftanden aber eine Reihe von auch durch die Kirche gebilligten 
Beltimmungen, in welchen ſich Die Verachtung gegen Das verfolgte und mißhandelte, aber 
für den Geldverkehr des Mittelalterd unentbehrliche Volk abiptegelt. Die I. follten feine 
hriftlichen Dienftboten halten, befondere Abzeichen (meiftens gelbe Ringe) an ihren Klei— 
dern tragen, die Chriften nicht mit ihmen gemeinfam eſſen und fich nicht won jüdiſchen 
Aerzten behandeln laffen. Ihre Eide mußten die 3. unter befonderen, oft gerade zur 
Berhöhnung ihrer Religion dienenden Formalitäten ableiften und unterftanden fie auch 
im Allgemeinen dem weltlihen Strafrecht, jo wurden fie Doc, eben weil fie I. waren, 
vielfach mit höherer Geldbuße als die Chriften im gleihem Falle belegt und bie Leibes— 
ftrafen an ihnen aud) in beſonders beſchimpfender Weiſe vollzogen. Daf der Uebertritt zum 
Judenthum im Mittelalter als weltlihes umd kirchliches Berbrechen galt, war felbftver- 
ftändlih und ebenſo, daß die Ehriften in roher Weife trog der fortbeftehenden Verbote 
ihre Synagogen und Kirchhöfe beichimpften und zerftörten. — Die Verſuche der deutjchen 
Reichsgeſetzgebung des 16. Jahrhunderts, welche das Wucherprivilegium aufbob, dafür den 
I. aber die Emährung durch „ziemliche Handthierung und Handarbeit” geftattete, den 
3. eine befjere Stellung zu geben, waren erfolglos, da man andererjeits an einem Theil 
der fie herabwürdigenden Borjchriften fejthielt, und noch in den Acciſeordnungen beutjcher 
Länder und den ſächſiſchen Judenordnungen des 18. Yahrhunderts wird der Jude wegen 
des zu entrichtenden Yeibzolld unter den Waaren und unter dem Zug- und Schlachtvieh 
aufgeführt. Erſt in dem achtziger Jahren des 18. Jahrhunderts erhoben namentlih L. 
8. W. v. Dohm und Mirabeau ihre Stimmen für die Verbeſſerung der bürgerlichen 
Tage der I. Während der Lerbzoll ſchon in Defterreih 1782, in Preußen 1787 und in 
Baiern 1799 abgejhafft wurde, gab dann die franzöfiiche Nevolution den Anftoß zu der 
bürgerlichen Gleichſtellung der 3. mit den Chriften, welche in Folge der Einführung der franz. 
Geſetzgebung in den Nheinlanden aud in den legteren eintrat und ferner ſchon im Jahr 
1811 in Frankfurt a. M., im Jahr 1812 in Preußen erfolgte. Die deutiche Bundes- 
acte vom. Jahr 1815 erflärte im Art. 16, daß „die Bundesverfammlung in Berathung 
ziehen werde, wie auf eine möglichſt übereinftimmende Weiſe die bürgerliche Verbeſſerung 
der Bekenner jüdiichen Glaubens in Deutichland zu bewirken fei und wie infonderheit 
venfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten 
in den Bunbesitaaten verfhafft und gefichert werben könne. Jedoch werben den Befen- 
nern dieſes Glaubens bis dahin die denselben von (im Gegenſatz zu im, wie die erfte 
vorgejchlagene Formulirung lautete) den einzelnen Bundesftaaten bereits eingeränmten 
Rechte erhalten.” Aus der Faſſung des letzteren Satzes erflärt 8 ſich, daß die 9. theil- 
weile wieder jchlechter ald durch Die franzöfiiche Geſetzgebung geftellt werden fonnten. 
Auch führte die erwähnte Beſtimmung der Bundesacte, welche Durch Den deutfchen Bund nie 
mals zu näherem Vollzug gebracht worden tft, nicht die völlige Gleichitellung der I. mit den 
Chriften herbei, nur in einzelnen deutichen Staaten (fo 3. B. Preußen, Sucheffen, Sach⸗ 
ſen-Weimar) wurde den anſäſſigen I. das Staatsbürgerrecht beigelegt, während ihnen 
ſonſt vielfach nur bejondere einzelne Berechtigungen ertheilt wurden. Erft die Bewegun- 
gen des Jahres 1848 haben für die 3. im einer Reihe von deutſchen Staaten die volle 
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Emancipation und den Genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte herbeigeführt, da die Verfaſ— 
fungen derſelben (fo von Preußen, Baden, Oldenburg, Koburg-Gotha) den Grundſatz der 
deutjchen Grundrechte von 1849 fanctionirt haben, daß der Genuß ber bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte durch das religiöſe Bekenntniß weder bedingt nech beſchränkt 
werde ; wiewohl freilich die Staatspraris fie mitunter (jo in Preußen) noch von manden 
Staatsämtern bis in die jüngfte Zeit ausgefchloffen hat. Wo jener Grundjag nicht aus: 
drücklich ausgefprochen ift, haben die I. aber doch meiftens auf dem Wege der Special⸗ 
geſetzgebung die Gleichſtellung mit den Chriſten ſelbſt hinfichtlic einer Reihe von politifcen 
Rechten, jo namentlich binfichtlich des Gemeindebürgerredhts, des Wahlrechts zu den Bolfö- 
vertretungen, des Gejchwornenamtes erlangt, Im Folge davon hat jetzt fait überall die 
über das Mittelalter hinaus dauernde Geltung des jüdiſchen Rechts ebenfalls aufgehört, 
nur kommt das jüdische Eherecht nody in manden Staaten (j. 3. B. fühl. BEL. 
SS. 1588. 1621.) für ihre Ehen in einzelnen Beziehungen zur Anwendung. Das Con 
nubium mit den Chriften endlich ift ihnen noch ebenfalls ſo 3. B. in Preußen nad der 
Praris, in Sachſen ausprüdlid (a. a. O. $. 1617) mitunter verfagt. ©. Th. L ©. 
477 und die Art.: Ehehindernifie ud Eheſchließung. 

Lit: Iſid. Kaim in Weiske's Rechtslexikon, Bd. 5, 813 fl. D. Stobbe, Die ). 
in Deutichland während des M.N., Braunſchw 1866. C. K. W. v Dohm, Ueber die bir- 
erl. Verbeſſerung der 3., 2 Thl., Berl. 1781, 1783. Mirabeau, Sur la reforme des 
uifs,, Londres 1787. v. Rönne u. Simon, Die früheren und gegenwärtigen Verhältnifie 
der 3. in ſämmtl. Sandestheilen bed preuß. Staats, Bresl. 1843. C. Sidori, Geh der J. 
in Sachſen, eipz. 1810. Ferner zu wgl. die Lehrbücher des beutichen Staats- u. Privatredts. 

P. Hinſchius. 

Juſtitium, d. h. Stillſtand der Thätigkeit der Gerichte in Folge won Ereigniffen, 
welche von Willen derfelden unabhängig find, alfo in Folge von Krieg, allgemeinen 
Pamdescalamitäten, von Ueberſchwemmungen, Epidemien u. ſ. w. Da unter vielen Um— 
ftänden den Parteien die Möglichkeit entzogen ift, ihr Necht zu verfolgen, fo muß obne 
Weiteres auch für die Dauer folder Ereiguiffe eine Suspenfion aller auf die Unterlaj 
fung der Barteithätigkeit gerichteten Nachtbeile, aljo auch Erſtreckung der vorher begon— 
nenen Friften, ſelbſt der Nothfriften eintreten. Wie der bier in Rede ftehende Punkt 
ſehr felten in der Doctrin des gemeinen Proceſſes befonders hervorgehoben wird, ebenjo 
jelten ift ev in der Particularproceßgeſetzgebung berührt. Eine Ausnahme macht die Preuß. 
Allg. Ger.D., welche Siftirung des Procefies durd den Nichter anordnet umd der MD. 
Entw. der eine ſolche ohne Weiteres kraft Geſetzes eintreten läßt. Für das Gebiet Des 
Givilrehts hat das 3. für feine Dauer das Ruhen der Verjährung und Erfigung zur 
Folge, ein Grundſatz, welcher gleichfalls in Oeſterreich und Sachſen zur Anwendung kommt, 
während in Altpreußen ſolche Ereigniffe nur den Anfang der Verjährung und Erfigung, 
für die Kegel aber nicht den ſchon begonnenen Yauf derjelben hindern. 

Quellen: e. 13. 14. C. XVI, qu. 3; e. 10. X, de praeser. II. 26; Preuß. A.G.D. 
Th. I. Tit. 20. 8. 85 A. L.R. Ih. I. Tit. 9. 88. 523, 530; Nd. Entw. $. 373; öfterr. GB. 
$. 1496; ſächſ. ©.B. 85. 157, 273. 

Yit.: Marezoll, Ztſchr. f. Civilr. u. Proc. 7, 8. PB. Hinſchius. 





Druct der Hofbucdruderet (9. A. Rierer) in Altenburg. 
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